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Die  italienische  Steuer  auf  die  Einkünfte  von  beweglichem 
Vermögen  —  imposta  sui  redditi  della  ricchezza  mobile. 

Von 

Carl  Burkart, 

kgl.  bayr.  Begierungsrat  und  Rentbeamter  in  München. 

Das  italienische  Steuerwesen  verdient  die  besondere  Aufmerk- 
samkeit des  Fachmannes.  Abgesehen  von  der  hervorragenden  Be- 
gabung des  italienischen  Volkes  legt  ja  auch  die  in  der  neueren  Zeit 
vor  sich  gegangene  politische  Umgestaltung  des  Landes  in  Verbin- 
dung mit  der  kräftigen  Entwicklung  seiner  Finanzen  und  seines 
Kredits  ^)  die  Annahme  nahe,  dass  auf  dem  Gebiete  des  Steuerwesens 
Bemerkenswertes  geleistet  worden  sein  und  dessen  Studium  sich 
lohnen  müsse.  Die  verdienstvollen  Abhandlungen  über  die  italieni- 
schen indirekten  Auflagen,  sowie  über  die  Grundsteuer  von  Prof. 
Ricca-Salerno  und  dem  Herausgeber  im  L,  II.  und  V.  Jahr- 
gang des  Finanzarchivs  sind  daher  zweifellos  einem  Bedürfnis  ent- 
gegengekommen, welchem  die  nachstehende  Abhandlung  über  die 
italienische  Einkommensteuer  ^)  in  anderer  Richtung  Rechnung  zu 
tragen  versucht.  Es  handelt  sich  hierbei  zwar  nicht  um  ein  ganz 
neues,  wohl  aber  um  ein  höchst  merkwürdiges  und  in  seiner  Art 
einzig  dastehendes  Gesetzgebungswerk,  dessen  Bedeutung  schon  die 
Thatsache  genügend  kennzeichnet,  dass  diese  bloss  das  Einkommen 
aus  beweglichem  Vermögen  und  Arbeit  berührende  Auflage  den 
höchsten  Einnahmeposten  im  italienischen  Budget  darstellt.  Nach 
dem  Annuario  für  1887  beziffert  der  effektive  Anfall  der  Einkommen- 


')  Eine  gedrängte  Darstellung  der  Entwicklung  des  italienischen  Haus- 
halts seit  1861  findet  sich  im  Finanzarchiv  1886  S.  119  ff. 

^)  Diese  strenge  genommen  nicht  ganz  zutreffende  Benennung  wird  zur 
Abkürzung  auch  für  die  Folge  regelmässig  statt  der  umständlichen  italienischen 
Bezeichnung  gebraucht  werden.  « 

Finanzarchiv.    VI.  Jahrg.  ^  \ 


Carl  Barkart, 


Steuer  den  enormen  Betrag  von  207,847,500  Lire,  welcher  nicht 
nur  die  Summe  des  Anfalls  der  übrigen  beiden  direkten  Auflagen, 
nämlich  der  Grund-  und  Haussteuer  um  20,  sondern  auch  den  Ertrag 
des  Tabaksmonopols  um  26  und  selbst  den  nächst  höchsten  Einnahme- 
posten, die  Zollanfälle,  noch  um  6  Millionen  übersteigt  —  ein  Ver- 
hältnis, dessen  Beispiellosigkeit  an  sich  schon  eine  etwas  eingehendere 
Betrachtung   dieses  Gesetzgebungswerkes  rechtfertigen  dürfte.  — 

Als  vornehmste  Quellen  dienten  bei  der  folgenden  Arbeit  neben 
den  Parlamentsverhandlungen,  Gesetzsammlungen  und  dergleichen,  an 
italienischen  Werken  die  Kommentare  von  Clementini  und  Frola, 
sowie  das  Von  mir  im  Finanzarchiv  1888  S.  480  ff.  besprochene  Buch 
von  Giulio  Alessio;  dann  die  französischen  Werke  von  Chailley 
„Die  Einkommensteuer"  und  Sachs  „Italien  und  seine  Finanzen  etc.", 
endlich  der  offizielle,  auf  Grund  einer  Sendung  nach  Italien  im  Jahre 
1879  erstattete  Bericht  von  A.  Vesselovsky,  Sekretär  der  wissen- 
schaftlichen Abteilung  im  russischen  Finanzministerium.    Sehr  wert- 
volle Aufschlüsse  und  Materialien  habe  ich  in  Italien  von  verschie- 
denen Gelehrten  und  Beamten  im  Privatwege  erhalten  und  drängt 
es   mich    insbesondere   Herrn   Prof.    Alessio,    dann   Herrn   Steuer- 
inspektor Gianfaldoni   und   Herrn  Steuerbeamten   Bruschera   an 
diesem   Orte   meinen   wärmsten   Dank    für    ihre   freundliche    Unter- 
stützung auszudrücken. 

In  bezug  auf  Gliederung  und  Methode  schliesst  sich  die  Arbeit 
im  allgemeinen  an  meine  Darstellung  der  bestehenden  Einkommen- 
steuern in  Hirth's  Annalen  —  Jahrgang  1876  —  1880  an  und  habe 
ich  nur  die  Besprechung  des  Steuerfusses  absichtlich  an  den  Schluss, 
unmittelbar  vor  die  Statistik  gestellt. 


Entwicklung  und  allgemeine  Gesichtspunkte. 

Die  zeitgemässe,  einheitliche  Gestaltung  und  Ergänzung  der 
vorgefundenen  territorialen  Steuersysteme  zählte  zu  den  wichtigsten 
und  schwierigsten  Aufgaben  des  neu  gegründeten  italienischen  König- 
reichs, welches,  wie  nicht  anders  zu  erwarten,  in  dieser  Beziehung 
ein  Chaos  vorgefunden  hat.  Von  der  Verschiedenartigkeit  der  Grund- 
und  Häusersteuern  kann  hier  nicht  die  Rede  sein,  auch  die  übrigen 
direkten  Auflagen  der  im  neuen  Königreich  aufgegangenen  Staaten 
zeigten  aber  die  giwsste  Mannigfaltigkeit  und  zwar  in  bezug  auf  den 
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Gegenstaüd  nicht  minder  wie  in  Ansehung  der  Form  und  des  Mass- 
stäbes  der  Besteuerung.  Hauptformen  waren  verschiedenartige,  zum 
Teil  französischen  Mustern  nachgebildete  Patent-,  dann  Personal- 
und  Mobiliar-,  sowie  reine  Kopfsteuern  von  so  primitiver  Gestaltung 
und  so  untergeordneter  finanzieller  Bedeutung,  dass  ein  näheres  Ein- 
gehen hierauf  nicht  angezeigt  erscheint. 

Eine  Ausnahme  hiervon  macht  nur  das  die  Unterschrift  Ca- 
vour's  tragende  Gesetz  des  führenden  Staates  Sardinien  vom  7.  Juli 
1853  über  die  Steuer  von  Industrie  und  Handel,  freien  Berufsarten 
und  Künsten,  welches  derart  ausgebildet  war,  dass  ein  Blick  auf 
dasselbe  um  so  weniger  umgangen  werden  kann,  als  gerade  die 
Unterlassung  jeder  allgemeinen  Anlehnung  der  neuen  Gesetzgebung 
an  dieses  gegebene  Muster  neben  vielen  Anknüpfungspunkten  im 
Detail  den  Geist  der  ersteren  besonders  scharf  hervortreten  lässt. 

Nach  dem  fraglichen  Gesetz  zerfällt  die  Steuer  in  eine  fixe  und 
in  eine  proportionale  Abgabe.  Die  erstere  bemisst  sich  nach  Tarifen, 
die  letztere  nach  dem  Mietpreis  der  von  dem  Pflichtigen  benützten 
Lokalitäten.  Die  Tarife  sind  in  einen  allgemeinen  und  in  einen  be- 
sonderen, mit  Rücksicht  auf  die  Bevölkerung  des  Betriebsortes  ab- 
gestuften Klassentarif  A,  B,  C,  sowie  in  einen  ohne  Rücksicht  hierauf 
nach  den  Produktionsmitteln  —  stromenti  di  produzione  —  oder 
anderen  Betriebsmerkmalen  angelegten  Spezialtarif  D  abgeteilt.  A 
umfasst  Handel  und  Gewerbe  im  allgemeinen,  B  hauptsächlich  Geld- 
und  Kreditwesen  (Bank-  und  Wechselgeschäfte,  sowie  die  bezüglichen 
Geschäftsvermittler);  C  zerfällt  in  zwei  Abteilungen  für  Advokaten, 
Feldmesser,  Architekten,  Aerzte,  Ingenieure  etc.  einer-,  dann  Ti- 
tularanwälte  (?),  Notare,  verpflichtete  Liquidatoren,  Schätzleute  etc. 
andererseits.  Die  erste  Abteilung  ist  von  der  fixen  Abgabe  befreit. 
Abteilung  D  bezieht  sich  vornehmhch  auf  den  Fabrik-  und  Gross- 
betrieb der  produktiven  Gewerbe. 

Bei  der  Einreihung  der  Steuerpflichtigen  in  die  besonderen 
Klassentarife  findet  Repartition  in  der  Art  statt,  dass  beispielsweise 
in  der  Abteilung  B  die  niedersten  Klassen  nicht  zur  Anwendung 
kommen  dürfen,  ohne  dass  mindestens  ein  Fünftel  der  betreffenden 
Pflichtigen  in  die  zweite  und  ein  Zehntel  in  die  erste  Klasse  ein- 
gestellt ist ;  bei  Abteilung  C  muss  mindestens  ein  Drittel  der  Pflich- 
tigen der.  ersten  Klasse  zugeteilt  werden  etc.  —  Die  proportionale 
Abgabe  trifft  die  im  allgemeinen  und  besonderen  Klassentarif  ent- 
haltenen, dann  einige  in  einer  eigenen  Tabelle  aufgeführten  Erwerbs- 
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arten  nach  dem  Massstabe  von  30,  bezw.  40  Prozent  des  Mietwertes. 
Die  im  Spezialtarif  aufgeführten  Gewerbe  sind  von  der  proportionalen 
Abgabe  befreit.  Das  Gesetz  lässt  überhaupt  sehr  ausgedehnte  Steuer- 
ermässigungen und  Befreiungen  zu.  So  haben  u.  a.  alle  Handwerker 
und  Händler,  welche  ihr  Gewerbe  in  beweglichen  Buden,  unter  Zelten, 
an  der  Mauer  oder  an  öffentlichen  Plätzen  ausüben,  nur  die  Hälfte 
der  auf  dasselbe  tarifmässig  treffenden  Steuer  zu  entrichten;  die 
Kleinkrämer,  dann  die  in  öffentlichen  Hallen  verkaufenden  Schlächter 
und  Wildbrethändler  werden  eine  Klasse  niedriger  angelegt ;  von  der 
proportionalen  Abgabe  sind  alle  Gewerbe  frei,  deren  tarifmässige 
fixe  Gebühr  12  Lire  oder  weniger  beträgt  etc.  Ganz  ausgenommen 
von  der  Steuer  und  der  Patenterwerbung  sind  u.  a.  Staatsbeamte, 
Künstler,  Lesekabinette,  Flickarbeiter,  Weber  mit  weniger  als  drei 
Stühlen,  Dienstmänner,  Barkenführer,  Handlungsgehilfen,  Dienst- 
boten, Arbeiter  im  Tag-  oder  Stücklohn;  der  ganze  kleine  Gewerbe- 
betrieb im  Umherziehen,  dann  alle  diejenigen,  welche  ihr  Geschäft 
in  der  Wohnung,  ohne  Aufschrift,  Laden,  Magazin  oder  Gehilfen 
ausüben,  wobei  Ehefrauen,  Kinder,  Geschwister,  sowie  ein  zur  Aus- 
übung der  Profession  unentbehrlicher  Mitarbeiter  nicht  als  Gehilfen 
betrachtet  werden,  —  Wer  eine  nach  dem  Gesetz  steuerpflichtige 
Berufsart  ausübt,  hat  bei  der  Behörde  eine  neben  der  Bezeichnung 
des  Geschäfts  die  Angabe  des  Mietwertes  der  Wohnungs-  und  Ge- 
schäftslokalitäten, bezw.  der  tarifmässigen  Betriebsmerkmale  enthal- 
tende Erklärung  einzureichen.  —  Die  Einreihung  in  die  Abstufungen 
des  Tarifs  erfolgt  in  Städten,  in  welchen  Handelskammern  oder  Ver- 
einigungen von  freien  Berufsarten  und  Künsten  bestehen,  dyrch  diese 
Institute,  ausserdem  durch  besonders  gebildete  Kommissionen.  Er- 
innerungen gegen  die  Einreihung  werden  vom  Intendanten  beschie- 
den, welcher  jedoch  eine  nach  dem  gesetzlich  festgestellten  Verhältnis 
durch  die  Kommissionen  vollzogene  Einreihung  nicht  abändern  darf. 
Die  Beteiligten  können  nicht  angehalten  werden,  ihre  Handelsbücher 
oder  Inventare  der  amtlichen  Einsicht  zu  unterstellen.  Inspektionen 
von  Wohnungen  und  Geschäftslokalitäten  durch  die  Finanzagenten 
dürfen  nur  unter  Zuziehung  des  Bürgermeisters  oder  eines  Gemeinde- 
beamten stattfinden.  Ueber  die  Einschreibung  in  die  Steuerliste 
werden  den  Pflichtigen  jährlich  Patente  ausgefertigt.  —  In  Rechts- 
streitigkeiten, welche  auf  die  vom  Gesetz  getrofPenen  Gewerbe  und 
Berufsarten  Bezug  haben,  ist  in  allen  Verhandlungen  bei  Strafein- 
schreitung,  sowohl  gegen  die  Parteien  wie  gegen  die  beteiligten  Ge- 
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richtspersonen  das  Patent  zu  erwähnen.  —  Die  Steuerlisten  werden 
alljährlich  nach  Massgabe  der  in  den  Grundlagen  der  Steuer  vor  sich 
gegangenen  Veränderungen  richtig  gestellt.  Im  Monat  Dezember 
jeden  Jahres  haben  diejenigen,  bei  welchen  solche  Veränderungen 
eingetreten  sind,  ihre  Steuererklärung  zu  erneuern  und  verlieren  im 
Unterlassungsfall  das  Recht  auf  etwaige  Steuerminderung  für  das 
ganze  Jahr.  — 

Die  übrigen  durch  die  neue  Gesetzgebung  autgehobenen  ein- 
schlägigen Gesetze  der  einzelnen  italienischen  Staaten  sind  im  Art.  37 
des  im  Anhang  in  üebersetzung  abgedruckten  ersten  italienischen 
Einkommensteuergesetzes  vom  14.  Juli  1864  aufgeführt,  woraus 
zugleich  zu  ersehen  ist,  dass  in  einem  grossen  Teil  Italiens  Per- 
sonal- oder  Mobiliarsteuern  gar  nicht  bestanden  haben.  Das  neue 
Königreich  hatte  demnach  schon  mit  Rücksicht  auf  diese  Zustände 
alle  Veranlassung,  an  entsprechende  Reformen  zu  denken,  wozu 
sich  als  besonders  lebendige  Triebfeder  noch  das  finanzielle  Be- 
dürfnis, oder  vielmehr  die  finanzielle  Notlage  gesellte,  denn  der 
junge  Staat  befand  sich  bei  Vorlage  des  ersten  Entwurfs  der  Ein- 
kommensteuer im  Jahre  1862  einem  Defizit  von  275  Millionen  gegen- 
über. Bei  der  hiernach  erforderlichen  Prüfung  der  Steigerungsfähig- 
keit aller  zu  Gebote  stehenden  Einnahmequellen  konnten  das  beweg- 
liche Vermögen  und  der  Arbeitsverdienst  um  so  weniger  ausser  acht 
gelassen  werden,  als  die  sämtlichen  bisher  hierauf  gelegten  Steuern 
lediglich  die  verschwindend  kleine  Summe  von  14  Millionen  abge- 
worfen hatten.  Zudem  standen  bereits  ansehnliche  Materialien  für 
das  Reformwerk  in  Bereitschaft;  kein  geringerer  als  Cavour  hatte 
sich  schon  im  Jahre  1859  mit  dem  Studium  der  englischen  Ein- 
kommensteuer befasst  und  zu  diesem  Behufe  die  Briefe  von  Emi- 
lio  Broglio  über  die  income  tax  bestellt,  wobei  ihm  zweifellos  das 
Bedürfnis  des  künftigen  italienischen  Einheitsstaates  vor  Augen  ge- 
standen war.  Aus  einem  Bericht  der  Finanzsektion  vom  Jahre  187Ö 
lässt  sich  auch  entnehmen,  dass  bereits  bei  der  Verabfassung  des 
ersten  Entwurfs  sehr  umfassende  Vorarbeiten  in  den  Akten  des 
Finanzministeriums  vorgefunden  wurden. 

So  hat  denn  auch  gleich  der  erste  Finanzminister  des  König- 
reichs Italien  Graf  Bastogi  nicht  verabsäumt,  noch  im  Jahre  der 
1861  erfolgten  Proklamierung  desselben  eine  Unifikation  der  sämt- 
lichen verschiedenen  Arten  von  Auflagen  in  Gestalt  einer  einzigen 
Steuer  auf  das  bewegliche  Vermögen  in  Vorschlag  zu  bringen,  wovon 
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er  eine  Mehrung  der  Einnahmen  um  30  Millionen  erAvartete ;  allein 
der  schon  zu  Anfang  des  nächsten  Jahres  eingetretene  Minister- 
wechsel verhinderte  die  Ausführung,  obwohl  bereits  eine  Parlaments- 
kommission zur  Beratung  gebildet  und  in  Thätigkeit  getreten  war. 
Das  gleiche  Schicksal  hatte  das  Projekt  unter  dem  nächsten  Finanz- 
minister Sella,  welcher  sich  dasselbe  aneignete  und  die  Ergebnisse 
der  Kommissionsarbeit  mit  eingehendem  Bericht  unter  Veranschlagung 
des  Erträgnisses  auf  55  Millionen  im  Monat  November  1862  dem 
Parlament  in  Vorlage  brachte  —  ein  weiterer  Kabinettswechsel  trat 
dazwischen  und  erst  dem  dritten  Finanzminister  des  Königreichs 
Italien,  Minghetti,  war  es  vorbehalten,  nach  angestrengter  Arbeit 
die  einheitliche  Gestaltung  der  direkten  Besteuerung  der  Einkünfte 
aus  beweglichem  Vermögen  in  der  Form  des  Gesetzes  vom  12.  Juli 
1864  zustande  zu  bringen. 

Die  eingehenden  Parlamentsverhandlungen  lassen  eine  be- 
merkenswerte Enthaltsamkeit  von  unfruchtbaren  Erörterungen  über 
rein  theoretische  Fragen  wahrnehmen;  man  war  sich  wohl  bewusst, 
welche  Schwierigkeiten  und  Weiterungen  hierdurch  hervorgerufen 
werden,  und  ist  denselben  im  Hinblick  auf  die  drängende  kritische 
Finanzlage  mit  kluger  Vorsicht  zum  besten  des  praktischen  Zieles 
aus  dem  Weg  gegangen.  Die  Schlussworte  des  Senatsreferenten 
sprechen  diesen  Gedanken  mit  voller  Klarheit  aus :  „Wir  haben  es 
Gott  sei  Dank  nicht  nötig,  einer  durch  Klassenvorrechte  hervorge^ 
rufenen  Erbitterung  Rechnung  zu  tragen,  wir  haben  keine  politischen 
Parteien  durch  finanzielle  Mittel  zufrieden  zu  stellen,  wir  besitzen 
schwere  Auflagen  auf  das  unbewegliche  Vermögen  und  werden  auf 
das  bewegliche  keine  andere  als  die  beabsichtigte  einführen  .  .  ... 
Wir  wollen  unseren  Finanzen  eine  neue  Einnahmequelle  eröffnen. 
Dieses  Bedürfnis  ist  dringend.  In  der  Vermehrung  unserer  öffent- 
lichen Einkünfte  liegt  ein  gut  Teil  unserer  Zukunft.  Allein  zur  Er- 
reichung dieses  wichtigsten  Zieles  ist  es  notwendig,  uns  so  viel  als 
möglich  des  Erfolgs  der  neuen  Auflage  zu  versichern,  die  wir  ein- 
zuführen beabsichtigen  ....  ein  jeder  von  uns  möge  eingedenk  sein, 
dass  gleichwie  bei  neuen  Auflagen  ein  erfolgreicher  Versuch  eine 
Vorbereitung  zu  grösseren  Proben  bildet,  umgekehrt  ein  missglückter 
Versuch  häufig  gleichbedeutend  mit  einer  nicht  wieder  gut  zu  machen- 
den Niederlage  ist. "  Einen  besonderen  Beleg  für  den  überwiegend 
praktischen  Standpunkt,  welchen  die  gesetzgebenden  Faktoren  bei 
der   Beratung  des   Gesetzentwurfs    eingenommen   haben,    bildet   der 
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Umstand,  dass  die  Erörterungen  über  die  Modalitäten  der  Kontingen- 
tierung weitaus  den  grössten  Teil  des  gesaraten  Materials  ausmachen. 
Die  prinzipielle  Entscheidung  zwischen  Quotität  und  Repartition  war 
rasch  getroffen,  allein  über  die  Art  und  Weise  der  lediglich  zur 
Gewinnung  eines  zuverlässigen  Katasters  und  nur  proviso- 
risch auf  die  Dauer  von  zwei  Jahren  einzuführenden  Kontingentie- 
rung wurden  die  eingehendsten  Beratungen  gepflogen.  Es  genügt, 
zur  Veranschaulichung  in  dieser  Richtung  hervorzuheben,  dass  die 
Regierung  vier  Grundlagen  für  die  Repartierung  der  Kontingente  ins 
Auge  gefasst,  die  Kommission  deren  zwölf  vorgeschlagen  hatte  und 
schliesslich  sieben  an-  und  in  das  Gesetz  aufgenommen  worden  sind. 
Dieser  Opportunismus  hat  aber  die  Gesetzgeber  keineswegs  verhin-^ 
dert,  zu  den  allgemeinen,  mit  dem  Gedanken  der  Einkommensteuer 
verbundenen  Fragen  Stellung  zu  nehmen.  Sie  wurden  vielmehr  alle 
wenigstens  gestreift  und  zum  Teil  ebenso  kurz  und  bündig  wie 
zweckmässig  mit  voller  Kenntnis  der  Gesetzgebung  anderer  Länder 
und  ihrer  Voraussetzungen  entschieden.  Dies  gilt  insbesondere  von 
der  Hauptfrage  der  eigentlichen  allgemeinen  Einkommensteuer,  wobei 
.sofort  der  praktische  Kernpunkt  herausgefunden  wurde,  dass  hierbei 
auf  die  Grundsteuer  im  wesentlichen  alles  ankommt:  „bei  einer  zu- 
rückgebliebenen, auf  den  Aussterbeetat,  wie  in  England,  gesetzten 
Grundsteuer  ist  die  allgemeine  Einkommensteuer  am  Platz  —  mit 
einer  kräftigen  entwicklungsfähigen  oder  zu  weiterer  Entwicklung  be- 
stimmten, weil  unentbehrlichen  Grundsteuer  verträgt  sie  sich  nicht"  ^). 

Es  handelte  sich  also  lediglich  um  die  Besteuerung  der  nicht 
aus  Grund  und  Boden  und  Gebäuden,  sondern  aus  beweglichen  Gütern 
oder  persönlicher  Thätigkeit  je  für  sich,  bezw.  aus  der  Vereinigung 
beider  fliessenden  Erträgnisse  oder  Einkünfte.  Die  Unterfragen  über 
die  Gestaltung  dieser  Besteuerung,  sowie  über  die  Modalitäten  des 
Besteuerungsmassstabs  und  der  Veranlagung  wurden  nicht  minder 
bestimmt  entschieden. 

Es  sollte  keine  Mehrheit  von  Steuern,  sondern  eine  einheit- 


')  In  Deutschland  ist  bekanntlich  diese  Anschauung  weder  theoretisch 
noch  praktisch  zur  allgemeinen  Geltung  gelangt,  allein  es  bedarf  nur  der  Er- 
innerung an  die  ungeheuren  inneren  und  äusseren  Schwierigkeiten,  welche  die 
Grundsteuerfrage  bei  allen  deutschen  Reformuntemehmungen  mit  sich  gebracht 
hat,  um  den  durch  die  weit  verbreitete  Scheu  vor  der  allgemeinen  Einkommen- 
steuer zweifellos  noch  besonders  geförderten  Standpunkt  der  italienischen  Gesetz- 
.geber  richtig  würdigen  zu  können. 
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liehe  Auflage  geschaffen  werden;  die  Veranlagung  nach  wirk- 
lichen Werten  auf  Grund  kontrollierter  Steuererklärung  und  nicht 
nach  Indizien  oder  Vermutungen  erfolgen,  der  Steuerfuss 
ein  progressiver,  mit  Unterscheidung  zwischen  fundiertem  und  un- 
fundiertem Einkommen  sein  und  vollständige  Steuerbefreiung  der 
konskribierten  Armen  stattfinden. 

Von  wichtigeren  Detailfragen  fand  noch  besondere  Erörterung 
die  Besteuerung  des  landwirtschaftlichen  Gewerbes  und  der  Staats- 
schuldzinsen. Beide  sollten  nach  den  Beschlüssen  der  Abgeordneten- 
kammer von  der  Steuer  getroffen  werden,  allein  der  Senat  beschloss 
die  Befreiung  und  dieser  Beschluss  erlangte  Gesetzeskraft.  Ueber- 
haupt  wurden  alle  die  zahlreichen,  von  dem  der  Vorlage  nicht  son- 
derlich geneigten  Senat  vorgenommenen  Modifikationen  des  Entwurfs 
schliesslich  von  der  Abgeordnetenkammer,  wenn  auch  mit  ausführ- 
licher Darlegung  ihrer  Bedenken,  im  Interesse  der  raschen  Ermög- 
lichung des  Gesetzes  adoptiert  —  ein  ebenso  seltenes  wie  ehren- 
volles Zeugnis  für  die  Selbstverleugnung  und  den  Gemeinsinn  der 
Volksvertreter. 

Das  in  dieser  Weise  zustande  gekommene  Gesetz  hat  schon 
im  nächsten  Jahre  und  von  da  an  in  sehr  kurzen  Zwischenräumen 
zahlreiche,  mehr  oder  minder  erhebliche  Modifikationen  erfahren, 
welche  nachstehend  in  Kürze  zusammengefasst  werden  sollen. 

Durch  Gesetz  vom  11.  Mai  1865  wurde  die  unter  Art.  28 
Abs.  4  angeordnete  progressive  Besteuerung  wegen  ihrer  Undurch- 
führbarkeit  im  Rahmen  der  Kontingentierung  aufgehoben  und  die 
ebendaselbst  Abs.  1  bestimmte  fixe  Steuer  auch  auf  alle  Grund- 
besitzer ohne  Einkünfte  aus  beweglichem  Vermögen  ausgedehnt.  Mit 
Rücksicht  auf  die  von  einigen  Gemeinden  wegen  Entgangs  ihrer 
Steuerzuschläge  erhobenen  Klagen  wurde  ferner  bestimmt,  dass  die 
kirchlichen  Kassen  und  die  Bankinstitute  in  allen  Gemeinden,  in 
welchen  sie  eine  Unterkasse,  bezw.  eine  Agentur  besitzen,  die  hierauf 
treffende  Auflage  zu  zahlen  haben.  Das  Gesetz  verfügte  endlich  die 
Erhöhung  des  Steuerkontingents  auf  60  Millionen  und  im  Interesse 
prompter  Steuereinhebung  die  Bildung  doppelter  Steuerlisten,  einer 
provisorischen  und  einer  definitiven.  Gleichzeitig,  nämlich  unterm 
25.  Mai  1865,  wurden  auch  neue  Vollzugsvorschriften  erlassen. 

Schon  wieder  nach  Jahresfrist  erging  ein  neues  Gesetz  vom 
28.  Juni  1866,  welches  noch  einschneidendere  Veränderungen  brachte. 
Dasselbe  sucht  zunächst    den   durch  den    zurückgebliebenen  Vollzug 
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des  Gesetzes  vom  11.  Mai  1865  und  eine  im  Jahre  1865  vollzogene 
Reorganisation  der  Administration  der  direkten  Steuern  veranlassten 
Verwaltungsstörungen  durch  die  der  Regierung  erteilte  Ermächtigung 
abzuhelfen,  die  Steuer  für  I.  Semester  auf  Grund  der  festgestellten 
Steuerlisten  von  1865  einzuheben.  Erst  vom  IL  Semester  an  beginnt 
die  Wirksamkeit  des  neuen  Gesetzes,  welches  mit  Rücksicht  auf  die 
gleichzeitig  eintretende  Beendigung  der  Kontingentierung  erstmalig 
einen  allgemeinen  Steuersatz  von  8  Prozent  mit  Befreiung  des  Ein- 
kommens bis  zu  250  Lire  einführte. 

Das  Gesetz  unterwirft  ferner  das  Einkommen  aus  Grund  und 
Boden  sowie  aus  Gebäuden  einer  4prozentigen  Steuer  nach  den 
für  die  Anlage  der  Einkünfte  aus  beweglichem  Vermögen 
geltenden  Grundsätzen  und  räumt  den  Provinzen  und  Gemeinden 
das  Recht  von  Zuschlägen  bis  zu  25  Prozent  der  Gesamtsteuer,  bezw. 
den  letzteren  bis  zu  50  Prozent  unter  der  Voraussetzung  ein,  dass 
die  ersteren  von  diesem  Recht  keinen  Gebrauch  machen.  In  formeller 
Beziehung  ist  die  Einführung  des  Steuerabzugs  seitens  der  Staats- 
kassen bezüglich  der  von  ihnen  auszuzahlenden  Besoldungen,  Pen- 
sionen und  sonstigen  fixen  Personalbezüge,  sowie  des  Steuervor- 
schusses seitens  der  Provinzen,  Gemeinden,  juristischen  Personen, 
Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  in  An- 
sehung der  von  ihnen  auszubezahlenden  Besoldungs-  und  Pensions- 
bezüge und  Schuldzinsen  von  besonderer  Wichtigkeit.  Auch  das 
Einsteuerungsverfahren  erfährt  eine  wesentliche  Veränderung  dadurch, 
dass  die  primäre  Veranlagung  den  Steuerbeamten  unter  Einräumung 
aller  bisher  den  Kommunal-  oder  Konsortialkommissionen  zugestan- 
denen Befugnisse  übertragen  wird.  Die  letzteren  treten  nur  mehr 
auf  Veranlassung  der  sich  durch  die  Steuerfestsetzung  der  Beamten 
beschwert  fühlenden  Steuerpflichtigen  in  Thätigkeit,  deren  Beschwer- 
den sie  mit  ihrem  Gutachten  versehen  dem  Agenten  zu  übermitteln 
haben.  Schliesst  sich  dieser  dem  Gutachten  an,  so  wird  die  Steuer- 
liste ohne  weiteres  entsprechend  berichtigt,  im  entgegengesetzten  Fall 
geht  die  Entscheidung  an  die  Provinzialkommission  über.  Der  ver- 
änderten Bedeutung  der  Kommissionen  wird  durch  eine  entsprechende 
Modifikation  ihrer  Zusammensetzung  Rechnung  getragen. 

Zur  Entscheidung  von  Konfliktsfällen  zwischen  Gemeinden  und 
Konsortien  bezüglich  der  Zuteilung  von  Einkünften  eines  Steuer- 
pflichtigen, dann  von  Fällen  der  Einschreibung  eines  Steuerpflich- 
tigen mit  denselben  Einkünften  in  den  Listen  verschiedener  Gemeinden 
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und  Provinzen  und  von  Beschwerden  in  bezug  auf  die  Anwendung 
des  Gesetzes  ist  Berufung  an  eine  vom  Finanzminister  ernannte 
Zentralkommission  zugelassen.  Im  selben  Jahre  erging  auch  eine 
neue  Vollzugsinstruktion,  welche  hauptsächlich  die  durch  die  früheren 
Instruktionen  hervorgerufene  Vielschreiberei  zu  beseitigen  suchte. 

Kaum  nach  Jahresfrist,  nämlich  unterm  27.  Mai  1867,  wurde 
abermals  ein  neues  wichtiges  Gesetz  erlassen,  welches  in  erster  Linie 
die  4prozentige  Besteuerung  der  Einkünfte  aus  unbeweglichen  Gütern 
beseitigt  und  an  deren  Stelle  einen  Zuschlag  von  zwei  Zehntel  der 
Grund-  und  Gebäudesteuer  setzt. 

Das  steuerfreie  Einkommen  wird  auf  400  Lire  erhöht,  die 
Steuer  auf  Grund  der  Einkünfte  des  der  Einsteuerung  vorangehen- 
den Jahres  veranlagt  und  erhoben,  jedoch  den  Steuerpflichtigen  die 
Befugnis  eingeräumt,  bei  Abgängen  am  Einkommen  des  laufenden 
Jahres  Minderung  oder  Rückvergütung  an  der  Steuer  desselben  Jahres 
zu  verlangen.  Eine  sehr  wesentliche  Vereinfachung  erfährt  das 
periodische  Einsteuerungsverfahren  dadurch,  dass  nur  mehr  die  in 
die  Liste  neu  Eingetragenen  zur  Abgabe  einer  Steuererklärung  ver- 
bunden sind,  den  übrigen  Steuerpflichtigen  aber  freigestellt  ist,  ob 
sie  eine  solche  in  irgend  welcher  Richtung  abgeben  oder  unterlassen 
wollen,  in  welch  letzterem  Fall  die  Erklärung  des  vorigen  Jahres 
als  bestätigt  gilt.  —  Die  einschneidenden  Neuerungen  dieses  Gesetzes 
schliesst  die  Eröffnung  des  Rechtsweges  gegen  die  Entscheidungen 
der  Zentralkommission,  soweit  sie  nicht  die  einfache  Festsetzung  des 
Einkommens  betreffen,  ab.  Das  neue  Gesetz  begleiten  auch  wieder 
neue  Vollzugs  Vorschriften. 

Das  nächste  Jahr  1868  zeitigte  wiederum  wichtige  Finanz- 
reformen unter  dem  Hochdruck  der  Zunahme  des  Defizits,  welches 
von  dem  Minister  Cambray-Digny  für  1868  mit  220  Millionen 
veranschlagt  worden  ist.  Der  Finanzplan  dieses  Ministers  beabsich- 
tigte, soweit  es  sich  um  die  direkten  Steuern  handelte,  die  Einfüh- 
rung der  allgemeinen  Einkommensteuer,  die  direkte  Besteuerung  der 
Staatsschuldzinsen  mittels  Abzugs  und  die  Beseitigung  der  Zusehläge 
der  Provinzen  und  Gemeinden  zur  Einkommensteuer.  Von  diesen 
Projekten  stiess  das  erste  auf  unbesiegbaren  Widerstand  seitens, 
bezw.  im  Interesse  der  Grundbesitzer,  während  das  zweite  allerdings 
nach  langen  und  heftigen  Kämpfen  die  Genehmigung  der  Kammer 
erhielt.  Es  ist  sehr  bezeichnend,  dass  die  grosse  Frage  der  Be- 
steuerung der  Staatsschuldzinsen    scheinbar   nebenher    in   dem  Ein- 
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führungsartikel  des  ganz  heterogenen  Gesetzes  über  die  Mahlsteuer 
vom  7.  Juli  1868  entschieden  worden  ist. 

Die  betreffende  Gesetzesstelle   verdient  wörtliche  Wiedergabe: 

„Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Januar  1869  in 
Kraft;  von  diesem  Tage  an  werden  die  Bestimmungen  unter  Art.  5 
des  Gesetzes  vom  28.  Juni  1868  Nr.  3023  auch  auf  die  aus  öffent- 
lichen Schuldtiteln  fliessenden  Einkünfte  angewendet  und  es  wird 
die  Einkommensteuer  von  denselben  mittels  Abzugs  bei  der  Zahlungs- 
leistung durch  die  Staatskasse  und  zwar  ohne  Unterscheidung  zwi- 
schen In-  und  Ausland  erhoben."  Hiermit  war  das  Prinzip  in  die 
Gesetzgebung  eingeführt,  welches  schon  einige  Wochen  darauf  in 
dem  Gesetz  über  die  Vermehrung  ^  der  direkten  Auflagen  und  ihre 
Verteilung  im  Ligurisch-Piemontesischen  Gebiet  vom  26.  Juli  1868 
Nr.  4513  eingehender  formuliert  wurde,  wie  folgt: 

„Als  Einkünfte  aus  öffentlichen  Schuldtiteln,  welche  den  Be-r 
Stimmungen  unter  Art.  24  des  Gesetzes  über  die  Mahlsteuer  unter- 
worfen sind,  werden  alle  vom  Staat  oder  für  Rechnung  desselben 
von  wem  und  wo  immer  bezahlten  Annuitäten  und  Zinsen  ohne 
Unterschied  zwischen  In-  und  Ausland  angesehen.  Der  Abzug  trifft 
sowohl  Zinsen  wie  Prämien.  Dagegen  sind  Kapitalsheimzahlungen 
von  der  Steuer  befreit." 

Der  dritte  Programmpunkt  des  Ministers,  nämlich  die  Besei- 
tigung der  gemeindlichen  Zuschläge,  gelangte,  wie  der  erste,  nicht 
zur  Annahme,  es  wurde  jedoch  im  Kompromissweg  die  Festsetzung 
einer  Maximalgrenze  für  diese  Zuschläge  bis  zu  vier  Zehntel  der 
Steuer  beschlossen.  —  Eine  besondere  Aenderung  erfährt  die  zeitliche 
Grundlage  der  Besteuerung :  der  Einschätzung  werden  nicht  mehr  die 
Einkünfte  des  vorangegangenen  Jahres,  sondern  jene  des  laufen- 
den Jahres  zu  Grunde  gelegt;  die  Steuererhebung  soll  auf  Grund 
der  im  Jahre  1868  aufgestellten  Liste  in  zwei  Perioden  von  je 
1^2  Jahren  —  erste  Periode  das  Jahr  1868  und  das  erste  Semester 
1869,  zweite  Periode  das  zweite  Semester  1869  und  das  Jahr  1870 
umfassend  —  vor  sich  gehen. 

Mit  diesen,  nicht  durch  Gesetz,  sondern  durch  ein  Dekret  vom 
8.  November  1868  eingeführten  Neuerungen  bezielte  man  den  nach- 
teiligen Einwirkungen  der  bisherigen  raschen  Aufeinanderfolge  der 
Gesetze  auf  die  Promptheit  der  Steuereinhebung  vorzubeugen. 

Ein  weiteres  Dekret  vom  30.  Oktober  1869  ordnet  die  An- 
legung eines  dem  Kataster  analogen  Buches  über  die  mobilen  Ein- 
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künffce  an,  welches  durch  Vortrag  der  Aenderungen  am  steuerbaren 
Einkommen  auf  dem  Laufenden  zu  erhalten  ist  und  als  Grundlage 
für  die  Veranschlagung  der  Steuer  zu  dienen  hat. 

In  der  Gesetzgebung  selbst  trat  von  1867  an  eine  verhältnis- 
mässig lange  Pause  ein,  denn  es  wurde  erst  unterm  11.  August  1870 
ein  weiteres  Gesetz  erlassen,  welches  wieder  eine  Reihe  der  wich- 
tigsten Aenderungen  brachte.  Dasselbe  bildete  eines  der  vornehmsten 
Glieder  des  ausgedehnten  Finanzplanes  —  „Omnibus"  genannt  — ,  mit 
welchem  Sella  das  bisher  immer  noch  nicht  gewonnene  Gleich- 
gewicht im  Budget  herzustellen  unternahm,  denn  es  war  bei  Beginn 
des  Jahres  1870  noch  mit  einem  Defizit  von  110  Millionen  zu 
rechnen. 

Der  überwiegend  finanzielle  Zweck  des  Gesetzes  prägt  sich 
unzweideutig  gleich  in  den  ersten  Artikeln  aus:  Die  Steuerquote 
wird  auf  12  Prozent  festgesetzt;  den  Provinzen  und  Gemeinden  die 
Befugnis  der  Steuerzuschläge  entzogen,  die  Bildung  der  erstinstan- 
ziellen  Kommissionen  im  fiskalischen  Sinne  geändert  und  diesen  Kom- 
missionen das  Recht  eingeräumt,  die  in  der  Liste  eingetragenen 
steuerbaren  Einkünfte  zu  erhöhen. 

Die  Aufhebung  der  gemeindlichen  Steuerzuschläge  bedingte 
auch  die  Beseitigung  der  gesonderten  Steuererklärungen  der  Besitzer 
mehrerer  gewerblicher  Unternehmungen  oder  von  Unternehmungen 
mit  mehreren  Sitzen;  es  ist  von  denselben  nur  eine  Erklärung  am 
Hauptsitz  abzugeben  und  dortselbst  die  Steuer  zu  entrichten. 

Die  Besteuerungsgrundlage  bildet  nunmehr  wieder  das  Ein- 
kommen des  dem  Tage  der  in  der  Zeit  vom  l.  bis  31.  Juli  abzu- 
gebenden Steuererklärung  vorausgegangenen  Jahres;  Abgänge  am 
steuerbaren  Einkommen,  welche  in  dem  auf  den  Tag  der  Steuer- 
erklärung folgenden  Jahr  eintreten,  verleihen  das  Recht  auf  Ab- 
schreibung in  demselben  Jahre. 

Im  Falle  von  Besitzveränderungen  an  steuerpflichtigen  Unter- 
nehmungen haftet  der  Antretende  für  die  Steuer  des  Vorgängers. 

Besonders  bemerkenswert  ist  bei  diesem  Gesetz  die  Berück- 
sichtigung der  Einkünfte  aus  Grund  und  Boden,  welche  ganz  allge- 
mein durch  die  Bestimmung  Platz  greift,  dass  bei  der  Festsetzung 
des  steuerbaren  oder  nicht  steuerbaren  Einkommenminimums  ausser 
den  Einkünften  aus  beweglichem  Vermögen  jeder  Art  auch  die  vom 
Pflichtigen  bezogenen  Einkünfte  aus  unbeweglichem  Vermögen  — 
redditi  fondiari  —  mit  in  Rechnung  gebracht  werden  und  zwar  mit 
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dem  achtfachen  Betrag  der  Grundsteuer.  Der  Einkommensteuer  sollen 
femer  alle  nicht  aus  Miteigentum  oder  direktem  Eigentum  fliessen- 
den Einkünfte,  auch  wenn  sie  in  irgend  einem  Zusammenhang  mit 
den  Früchten  von  Grund  und  Boden  stehen,  unterworfen  werden, 
sowie  alle  Einkünfte  aus  unbeweglichem  Vermögen,  insoweit  sie 
nicht  nachweisbar  vom  Empfänger  der  Einkünfte  oder  vom  Besitzer 
des  Grundstücks  versteuert  werden.  Die  Einkommensteuer  des  Kolonen 
wird  ohne  irgend  welchen  Abzug  mit  5  Prozent  der  bezüglichen  Grund- 
steuer in  Anschlag  gebracht.  —  Das  Gesetz  beseitigt  endlich  alle 
persönlichen  Befreiungen  vom  Steuerabzug  bei  der  öffentlichen  Schuld 
und  unterwirft  auch  die  Prämien  der  Provinzial-  und  Kommunal- 
anlehen der  Besteuerung. 

Mit  dem  Gesetz  vom  11.  August  1870  schliessen  die  prinzipiellen 
und  materiellen  Reformen  vorläufig  ab ;  es  tritt  wieder  eine  längere, 
erst  durch  das  von  Minghetti  eingebrachte  Gesetz  vom  14.  Juni 
1874  unterbrochene  Pause  ein.  Die  in  demselben  enthaltenen  Be- 
stimmungen sind  mehr  ergänzender  und  formeller  Natur;  sie  be- 
zwecken in  der  Hauptsache  Sicherung  der  Steuereinbringung  und 
Verhütung  von  Hinterziehungen.  Zu  diesem  Behuf e  wird  die  den 
Gemeinden  und  Korporationen  obliegende  Verpflichtung  zum  Steuer- 
vorschuss  für  die  Monatsbezüge  ihrer  Bediensteten  auf  die  Handels- 
gesellschaften sowie  auf  die  Einzelunternehmer  jeder  Art  ausgedehnt, 
der  Steuer  ein  zivilrechtliches  Vorzugsrecht  in  bezug  auf  die  zum 
Geschäftsbetrieb  gehörigen  Mobilien,  sowie  auf  die  in  den  Geschäfts- 
lokalitäten und  in  der  Wohnung  des  Unternehmers  befindlichen 
Waren  und  zwar  im  allgemeinen  ohne  Rücksicht  auf  das  Eigen- 
tumsverhältnis eingeräumt  und  die  im  obigen  Gesetze  ausgesprochene 
Steuerhaftung  des  neuen  Unternehmers  bei  Besitzwechsel  auf  die 
Rückstände  aller  Vorgänger  im  laufenden  und  letztvergangenen  Jahr 
erstreckt. 

Erlöschen  eines  Renteneinkommens  durch  Kapitalsheimzahlung 
ist  immer  durch  genaue  Bezeichnung  des  bezüglichen  Rechtsaktes 
nachzuweisen. 

Die  Gerichte  dürfen  keine  Entscheidung  über  Rechtstitel  treffen, 
welche  der  Einkommensteuer  unterworfen,  aber  nicht  zur  Anzeige 
gelangt  sind,  die  Notare  bei  Straf  einschreitung  keine  Urkunden  in 
bezug  auf  steuerpflichtige  Einkünfte  aufnehmen,  deren  Versteuerung 
nicht  nachgewiesen  ist.  Die  Eintragung  ausser  Besteuerung  geblie- 
bener Einkünfte  in  die  Ergänzungslisten  wird  auf  das  laufende  und 
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die  vorausgegangenen  beiden  Jahre  beschränkt  und  die  Verjährung- 
der  Pinanzklage  —  l'azione  della  finanza  —  in  Ansehung  der  früheren 
Jahre  ausgesprochen.  —  Neben  diesen  überwiegend  fiskalischen  Vor- 
schriften gewährt  jedoch  das  Gesetz  den  zu  Wohlthätigkeitszwecken 
errichteten  Sparkassen  die  sehr  erhebliche  Erleichterung,  dass  ihnen  der 
gesetzliche  Steuerabzug  von  ihren  Aktivzinsen  aus  Schatzanweisun- 
gen, Darlehen  an  Provinzen,  Gemeinden  und  andere  juristische  Per- 
sonen an  der  für  eigene  oder  für  Rechnung  der  Einleger  geschuldeten 
Steuer  gutgerechnet  wird.  Die  Depots-  und  passiven  Kontokorrent- 
zinsen der  übrigen  Sparkassen,  sowie  der  Kreditinstitute  werden 
provisorisch  nach  dem  Stande  des  der  Steuererklärung  vorausgehen- 
den Jahres  und  definitiv  mit  entsprechender  Nachholung  oder  Rück- 
vergütung nach  dem  Ergebnis  der  Bilanz  des  Steuerjahres  angelegt. 

Trotz  dieser  unablässigen  Reformthätigkeit  machten  sich  nach 
Erlass  des  letzten  Gesetzes  immer  noch  laute  Klagen  gegen  die  Ein- 
kommensteuer, vornehmlich  wegen  der  Schwere  und  Ungleichheit 
der  Belastung,  sowie  der  Schwerfälligkeit  und  der  ebenso  klein- 
lichen wie  vexatorischen  Formalitäten  des  Verfahrens  geltend,  deren 
Beseitigung  der  im  Jahre  1876  unter  Uebernahme  des  Finanzporte- 
feuilles ins  Amt  getretene  Konseilspräsident  Depretis  mit  allem 
Ernste  anstrebte. 

Derselbe  veranlasste  zu  diesem  Behufe  zunächst  die  Bildung 
einer  Kommission  aus  Senatoren  und  Deputierten  unter  dem  Vorsitz 
von  M.  Torrigiani,  welche  in  erster  Linie  die  in  der  Befugnis 
der  Regierung  liegenden  und  daher  unmittelbar  durchführbaren  Mass- 
nahmen in  Beratung  ziehen  sollte  und  nach  kurzer  Frist  einen  Be- 
richt erstattete,  dessen  Hauptpunkte  in  der  schon  mit  Dekret  vom 
1.  September  1875  erlassenen  neuen  Instruktion  in  Berücksichtigung 
gezogen  wurden. 

Den  Gegenstand  dieser  Instruktion  bilden  fast  ausschliesslich 
Zugeständnisse  an  die  Steuerpflichtigen.  Dieselben  müssen  auf  Ver- 
langen von  den  Kommissionen  gehört  werden  und  können  ihre  Er- 
klärungen über  das  Erlöschen  von  steuerbaren  Einkünften  jederzeit 
auch  nach  Ablauf  des  hierfür  bestimmten  Termines  abgeben,  in 
welchem  Falle  jedoch  die  entsprechende  Steuerberichtigung  nicht 
vom  Zeitpunkte  der  Erlöschung  des  Einkommens,  sondern  vom  Tage 
der  Erklärung  an  eintritt.  Die  Beschlüsse  der  Kommissionen  über 
Rechtsfragen  sind  mit  Entscheidungsgründen  zu  versehen;  endlich 
wird    für   die  Beschleunigung   der  Instruktion   und  Bescheidung  der 
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Anträge  auf  Abschreibung  und  Minderung  der  Steuer  durch  Ueber- 
tragung  derselben  von  den  Kommissionen  an  die  Finanzintendanten 
gesorgt. 

Wenige  Monate  später  legte  Depretis  der  Kammer  sein  un- 
cremein  sorgfältig  ausgearbeitetes  und  mit  staunenswertem  statisti- 
schen Material  versehenes  Reformprojekt  vor,  vi^elches  sich  in  drei 
Hauptpunkte  zusammenfassen  lässt:  1.  Erleichterung  der  Steuerlast 
für  die  kleinen  Einkommen,  2.  Ausgleichung  derselben  bei  den  Ein- 
kommen unter  Abt.  b  und  c;  endlich  3.  Vereinfachung  des  Mecha- 
n'  mus  und  Beseitigung  unnützer  Formalitäten.  Die  wichtigste 
Neuerung  schliesst  die  Durchführung  des  ersten  Punktes  in  der  Form 
einer  gegen  die  frühere  Einrichtung  sehr  erhebhchen  Abstufung  des 
Steuersatzes  nach  unten  in  sich.  Der  zweite  Punkt  berührt  eine 
der  wundesten  Stellen  des  bisherigen  Gesetzesvollzuges,  nämlich  die 
mangelhafte  Veranlagung  der  Einkünfte  aus  Gewerbebetrieb  und 
freien  Berufs-  oder  Erwerbsarten  im  Gegensatz  zu  der  ganz  exakten 
Einsteuerung  der  anderen  dem  Gesetz  unterworfenen  Einnahme- 
quellen. 

Zur  Erzielung  befriedigenderer  Einsteuerungsresultate  wurde  nun 
angeordnet,  dass  die  Einsteuerung  kategorieen weise  erfolgen  solle,  um 
den  Einsteuerungsbehörden  die  Möglichkeit  zu  verschaffen,  ihr  Urteil 
auf  Vergleiche  zu  stützen,  ferner  dass  die  Resultate  der  Ein- 
schätzung ebenfalls  nach  Kategorieen  geordnet  in  den  Gemeinden  zu 
veröffentlichen,  endlich  dass  die  Gemeinden,  aus  deren  Schoss  die 
lokalen  Kommissionen  hervorgehen,  durch  üeberlassung  des  zehnten 
Teils  vom  Ertrag  der  Einsteuerung  in  das  Interesse  an  derselben  zu 
ziehen  seien.  —  In  Ansehung  des  dritten  Reformpunktes  ist  die  Ein- 
führung zweijähriger  Steuererklärungen  für  die  eben  berührten  Ein- 
künfte und  Verminderung  der  Steuerkommissionen  durch  Ausdehnung 
ihrer  Wirksamkeit  auf  grössere  Bezirke  —  mandamenti  —  besonders 
hervorzuheben.  —  Der  Anordnung  unter  Art.  20  dieses  letzten  Ge- 
setzes vom  23.  Juni  1877  bezüglich  der  Verabfassung  eines  einheit- 
lichen Textes  der  sämtlichen  noch  geltenden  gesetzlichen  Bestim- 
mungen wurde  schon  unterm  24.  August  1877  durch  Herausgabe 
dieses  Textes  mit  königlichem  Dekret  entsprochen.  In  gleicher 
Weise  wurden  die  Gesetzeskraft  besitzenden  Vollzugs  Vorschriften 
in  dem  mit  Dekret  vom  gleichen  Datum  veröffentlichten  einheit- 
lichen Regolamento  zusammengefasst.  Beide  Texte  sind  im  Anhang 
abgedruckt.  — 


\Q  Carl  fiarkart, 

Die  eben  skizzirte,  einen  Zeitraum  von  18  Jahren  umfassende 
Einführung  und  Ausbildung  der  Einkommensteuer  lässt  ersehen,  mit 
welch  staunenswerter  Energie,  Intelligenz  und  Ausdauer  dieses  Werk 
in  Angriff  genommen  und  fortwährend  verbessert  worden  ist.  Man 
kann  hierauf  mit  vollem  Recht  im  besonderen  das  glänzende  Zeugnis 
beziehen,  welches  Sachs  am  Eingang  der  Vorrede  zu  seinem  oben 
angezogenen  Werk  dem  jungen  Staatswesen  im  allgemeinen  aus- 
stellt: „Auf  die  politische  Wiedergeburt  der  Nation  muss  ihre  wirt- 
schaftliche Wiedergeburt  folgen.  Diese  Worte  des  Gründers  des 
neuen  Königreichs  (Viktor  Emanuel)  sind  gegenwärtig  verwirklicht; 
dank  dem  Patriotismus,  der  Energie  und  Thätigkeit  des  italienischen 
Volkes,  dank  der  bewunderungswürdigen  Selbstverleugnung,  mit 
welcher  es  die  Anstrengungen  der  von  ihm  gewählten  Regierung 
durch  hingebende  Uebernahme  der  schwersten  Lasten  un('  ungeheurer 
Opfer  unterstützte;  dank  endhch  der  mutigen  Beharrlichkeit  seiner 
Gesetzgeber,  sowie  der  weisen  und  geschickten  Verwaltung  seiner 
Staatsmänner. " 

Die  EntAvicklung  der  italienischen  Einkommensteuer  dürfte  ohne 
Beispiel  dastehen.  Man  befolgt  sonst,  namentlich  auf  dem  Gebiete 
des  Steuerwesens,  gewöhnlich  den  Grundsatz,  an  einem  neu  er- 
lassenen Gesetz  möglichst  lange  Zeit  keine  Aenderungen  vorzu- 
nehmen. Insoweit  das  Gesetz  ein  wohldurchdachtes,  nach  allen  Rich- 
tungen sorgfältig  vorbereitetes  ist  und  dasselbe  insbesondere  keine 
ganz  neuen,  jeder  Erfahrung  entrückten  Bahnen  betritt,  lässt  sich 
auch  hiergegen  keine  Erinnerung  erheben.  Im  anderen  Falle  kann 
aber  jenes  Beharren  die  schlimme  Folge  haben,  dass,  wenn  nach 
einem  längeren  Zeitraum  doch  wieder  Hand  an  das  Gesetz  gelegt 
werden  muss,  verjährte  fehlerhafte  Einrichtungen  als  bewährte  an- 
gesehen und  beibehalten  werden,  weil  sich  der  Vollzug  hiermit  abzu- 
finden verstanden  hat  und  die  Frage  des  „Wie"  nicht  mehr  näher 
untersucht  wird  oder  nicht  mehr  untersucht  werden  kann.  Die  ita- 
lienischen Gesetzgeber,  welche  bei  der  Einführung  der  Einkommen- 
steuer freilich  ganz  a  priori  arbeiten  mussten,  haben  sich  nicht  auf 
diesen  Standpunkt  gestellt,  sondern  an  der  Hand  fortwährender  un- 
geschminkter Berichte  von  allen  zuständigen  Seiten  über  die  Wir- 
kungen der  neu  erlassenen  Gesetze  keine  solche  Verjährung  aufkommen 
lassen.  Es  ist  von  Interesse,  wie  Depretis  gelegentlich  der  letzten 
Vorlage  die  mannigfaltigen  Phasen  der  Entwicklung  zusammenfasst: 
„Kontingentierung   mit   verschiedenem   Steuerfuss    von   Gemeinde   zu 
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Oemeinde ;  Quotitätssteuer  mit  gleichem  Steuerfuss  für  alle  Pflichtigen  ; 
Veranlagung  mittels  direkter  oder  indirekter  Erklärungen;  unmittel- 
bare Besteuerung  ohne  vorgängige  Erklärung  mittels  Abzugs  an  der 
dem  Gläubiger  des  Staats  geschuldeten  Summe;  Abzug  der  Produk- 
tionskosten am  Einkommen  und  Besteuerung  ohne  Rücksicht  auf  die 
Schulden:  Steuergrenze  und  Abstufung  für  gewisse  Kategorieen;  Be- 
steuerung der  geringsten  Einkommensziffer  bei  anderen  Kategorieen ; 
Wahlkommissionen,  gemischte  Kommissionen  und  Kommissionen  mit 
überwiegend  gouvernementalem  Charakter;  kollektive  und  individuelle 
Besteuerung;  Besteuerung  der  auf  die  verschiedenen  Produktionsorte 
verteilten  Einkünfte  und  Gesamtbesteuerung  am  Wohnsitz  des  Pflich- 
tigen; Veranlagungs-  und  Entscheidungskommissionen;  Kommissionen, 
welche  ausschliesslich  mit  der  Revision,  und  Kommissionen,  welche 
gleichzeitig  mit  beiden  Funktionen  betraut  sind;  Anteil  der  Gemeinden 
und  Provinzen  an  dem  Erträgnis  der  Steuer  und  Zuweisung  der  un- 
verkürzten Zuschläge  an  die  Staatskasse;  Steuerlisten  auf  drei  Se- 
mester, ein  Semester  und  ein  Jahr;  strenge,  durch  die  Exekutive  fest- 
gesetzte, und  milde,  gesetzlich  bestimmte  Geldstrafen;  Besteuerung 
der  Kolonate  zuerst  individuell,  sodann  nach  Familie  und  zuletzt  in 
Form  einer  Quote  der  Grundsteuer;  Besteuerung  der  wirklichen  Ein- 
künfte im  allgemeinen  und  der  angenommenen  in  gewissen  Fällen; 
Feststellung  der  ungewissen  Einkünfte  nach  dem  Durchschnitt  von 
drei  Jahren,  und  Feststellung  des  wirklichen  Jahreseinkommens  — 
das,  meine  Herren,  sind  die  Wandlungen,  welche  die  Steuer  auf  das 
bewegliche  Vermögen,  abgesehen  von  den  Einzelheiten  der  Vollzugs- 
bestimmungen, durchgemacht  hat."  — 

Was  nun  den  allgemeinen  Charakter  des  Gesetzgebungswerks 
anbelangt,  so  beruhte  das  erste  Gesetz  vom  14.  Juli  1864  im  ganzen 
auf  den  Grundsätzen  der  Einkommensbesteuerung,  und  zwar  im  Sinne 
der  deutschen  Gesetzgebung;  denn  es  enthält  alle  bezüglichen  Haupt- 
merkmale, insbesondere  im  wesentlichen  den  in  der  deutschen  Doktrin 
und  Praxis  zur  Geltung  gelangten  Einkommensbegriff.  Die  Be- 
steuerungsgrundlage bilden  die  jährlichen  Einkünfte  der  Pflichtigen, 
ohne  Abzug  des  Anschlags  der  persönlichen  Arbeit  und  des  Ver- 
brauchs, dagegen  mit  Abrechnung  der  Produktionskosten  und  der 
Schuldzinsen;  das  Anlageverfahren  ist  für  alle  der  Steuer  unterworfene 
Einkommensquellen  ein  gleichmässiges ,  auf  kontrollierter  Selbst- 
einschätzung beruhendes,  und  die  Besteuerung  demnach  eine  sub- 
jektive. 
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Diese  Besteuerungsgrundsätze  haben  aber  durch  die  spätere 
Gesetzgebung  wichtige  Veränderungen  erfahren  und  es  vermag  die- 
selbe hiernach  als  Ganzes  nicht  mehr  unter  ein  bestimmtes  Prinzip 
gebracht  zu  werden.  In  die  einheitliche  Besteuerungsform  ist  durch 
den  Abzug  —  ritenuta  Art,  10  ff,  des  Gesetzes  —  eine  Lücke  ge- 
rissen ;  von  Einkommenbesteuerung  kann  nur  noch  insoweit  die  Rede 
sein,  als  es  sich  um  die  Einkünfte  aus  Gewerbebetrieb  und  sonstiger 
persönlicher  Erwerbsthätigkeit ,  sowie  um  die  auf  privaten  Schuld- 
titeln beruhenden  Zinsen  handelt.  Die  Zinsen  aus  öffenthchen  Schuld- 
titeln und  Bezüge  öffentlicher  Bediensteten  werden  in  einer  durchaus 
verschiedenen  Weise  besteuert  und  es  lässt  sich  sogar  bezweifeln,  ob 
dieselben  überhaupt  einer  direkten  Steuer  im  eigentlichen  Sinne  unter- 
liegen, denn  der  einfache  Abzug  von  so  und  so  viel  Prozent  der 
Rente  oder  des  Einkommens,  ohne  Anlageverfahren,  ohne  systema- 
tische Feststellung  der  Besteuerungsgrundlage,  ohne  Einhebung  vom 
Pflichtigen,  entbehrt  aller  wesentlichen  formellen  Merkmale  einer 
direkten  Steuer  und  stellt  materiell  jedenfalls  nur  eine  absolute  Roh- 
ertragsteuer dar. 

Eine  weitere  Abweichung  vom  Prinzip  der  Einkommensteuer 
bringt  ferner  die  Bestimmung  unter  Art.  9  mit  sich,  welche  die 
Steuer  der  Kolonen  nach  einer  Fiktion,  nämlich  mit  5  Prozent  der 
Grundsteuer,  bemessen  lässt.  Auch  die  Vorschriften  unter  Art,  4 
bis  6  über  die  Besteuerung  gewisser  aus  Grund  und  Boden  fliessen- 
den Einkünfte  fügen  sich  nicht  recht  in  den  Rahmen  einer  Ein- 
kommensteuer, weil  der  Besteuerungsgegenstand  ebensowenig  wie  die 
Veranlagung  scharf  präzisiert  ist. 

Trotz  aller  dieser  und  noch  verschiedener  anderer  Abweichungen 
muss  aber  die  gegenständige  Steuer  in  der  Hauptsache  auch  in 
ihrer  dermaligen  Gestaltung  als  eine  Einkommensteuer  betrachtet 
werden  und  kann  von  einer  Ertragsteuer  nicht  die  Rede  sein,  denn 
der  durch  den  Abzug  in  das  Gesetz  eingeführte  Dualismus  beschränkt 
sich  nur  auf  einzelne  Zweige  der  von  der  Ster.er  zu  treffenden  Ein- 
kommensquellen —  im  übrigen  sind  die  Hauptmerkmale  der  Ein- 
kommensteuer, wie  sie  das  Gesetz  von  1864  enthält,  insbesondere  das 
vornehmste,  nämlich  der  Schuldenabzug,  auch  jetzt  noeh  vorhanden. 
Nicht  minder  bleibt  m  formeller  Beziehung,  immer  abgesehen  vom 
Steuerabzug,  der  ursprünglich  ins  Auge  gefasste  Charakter  der  Auf- 
lage gewahrt:  keine  Mehrheit  von  Steuern,  sondern  eine  Einheit, 
welche  nicht  bloss  in  der  Zusarnmenfassung  aller  auf  die  Besteuerung 
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bezüglichen  Bestimmungen  in  einen  Gesetzestext,  sondern  vornelim- 
lich  in  den  einheitlichen  Vorschriften  über  die  objektive  und  sub- 
jektive Steuerpflicht,  über  die  Ausnahmen  von  derselben,  über  das 
Verfahren  und  über  den  Steuerfuss  zu  Tage  tritt.  Es  zeigt  sich 
daher  trotz  mancher  entschiedener  Abweichungen  immer  noch  eine  un- 
verkennbare Aehnlichkeit  mit  den  deutschen  Einkommensteuergesetzen, 
obwohl,  soweit  aus  den  Parlamentsverhandlungen  zu  entnehmen  ist, 
weniger  diese  wie  die  englische  Einkommensteuer  als  Muster  ins 
Auge  gefasst  waren.  Mit  letzterer  hat  aber  die  itahenische  Steuer 
lediglich  den  Steuerabzug  bei  den  Staatsschuldzinsen  und  Besoldungen 
öffentlicher  Bediensteten  gemein;  im  übrigen  fehlen  schon  von  vorn- 
herein die  wesentlichsten  Berührungspunkte  für  die  Angleichung, 
weil  die  hervorstechendsten  Eigentümlichkeiten  der  englischen  Ein- 
kommensteuer in  den,  die  Einkünfte  aus  Grundstücken  behandelnden 
Schedulen  A  und  B  liegen  und  diese  Einkünfte  der  italienischen 
Steuer  nicht  unterworfen  sind.  In  Ansehung  der  sonstigen,  den 
Gegenstand  beider  Auflagen  bildenden  Einkünfte,  soweit  sie  nicht  von 
dem  vorberührten  Abzug  betroff'en  werden,  zeigen  sich  aber  wesent- 
liche Verschiedenheiten,  und  zwar  zunächst  beim  Zinseinkommen  inso- 
feme,  als  in  Italien  Hypotheken-  und  andere  Privatschuldzinsen  mit 
fester  Anlage  vom  Empfänger  deklariert  werden  müssen,  während  sie 
in  England  vom  Schuldner,  welcher  sie  nicht  von  seinem  Einkommen 
abziehen  darf,  versteuert  werden.  Auch  in  der  Behandlung  des  Ein- 
kommens aus  Berufs-  und  Erwerbsthätigkeit,  insbesondere  der  indu- 
striellen, unterscheidet  sich  die  italienische  Steuer  erheblich  von  der 
englischen,  indem  sie  —  Art.  31  und  32  —  nicht  bloss  den  Abzug 
der  Schuldzinsen,  sondern  auch  aller  Produktionskosten  zulässt,  was  bei 
der  englischen  Steuer,  welche  den  Schuldenabzug  ausschliesst  und  nur 
eine  beschränkte  Berücksichtigung  von  Betriebskosten  einräumt,  nicht 
in  gleichem  Masse  der  Fall  ist.  Trotz  des  ursprünglichen  Bestrebens, 
sich  an  die  englische  income  tax  anzuschliessen,  hat  die  Natur  der 
Dinge  Italien  doch  weitab  von  diesem  Muster  und  mehr  zum  An- 
schluss  an  die  deutschen  Einrichtungen  geführt  —  ein  schlagender 
Beweis  für  die  Zweckmässigkeit  der  direkten  Einkommensbesteuerung. 

Man  ist  zweifelsohne  sehr  rationell  vorgegangen,  indem  man 
die  Einführung  von  weiteren  Ertragsteuern  neben  der  Grund-  und 
Gebäudesteuer  vermieden  und  die  Vollendung  des  Steuersystems  ein- 
heitlich  nach   den   Grundsätzen  der  Einkommensteuer   gestaltet  hat. 

Diese  Thatsache  erscheint  um  so  bedeutungsvoller,  als  doktri- 
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näre  Gesichtspunkte  in  dem  ganzen  Entwicklungsgang  von  1864  bis 
1877,  wie  schon  hervorgehoben,  eine  ausschlaggebende  Rolle  durch- 
aus nicht  gespielt  haben,  sondern  alles  dem  praktischen  Zweck  unter- 
geordnet worden  ist,  dem  Staate  eine  neue,  ebenso  ergiebige  wie 
sichere  Einnahmequelle  zu  verschaffen. 

Zur  Erreichung  dieses  Zweckes  hat  man  bei  einigen  Steuer- 
quellen, wie  die  öffentlichen  Schuldzinsen  und  Besoldungen,  ebenso 
unbedenklich  das  Prinzip  der  Einkommensbesteuerung  vollständig 
fallen  gelassen  und  zu  der  anorganischen  objektiven  Schätzung  mittels 
Abzugs  gegriffen,  als  bei  Gewerbe  und  Handel  neben  der  allgemeinen 
Annahme  des  Einkommensteuerprinzips  Momente  der  Ertragsbesteue- 
rung, wie  z.  B.  die  Haftung  des  Geschäftsübernehmers  für  die  Steuer 
seiner  Vorgänger,  benützt. 

Es  verdient  aber  besondere  Beachtung,  dass  auch  die  Lösung 
des  schwierigsten  und  wichtigsten  Problems  der  Steuerreform,  näm- 
lich die  entsprechende  Heranziehung  von  Gewerbe  und  Handel,  nicht 
zur  Schaffung  einer  Gewerbeertragsteuer  geführt  hat,  und  zwar  trotz 
der  rückhaltslos  fiskalischen  Tendenz  der  Gesetzgebung  und  der  an- 
fänglichen finanziellen  Misserfolge  auf  jenem  Gebiet.  Die  Unter- 
nehmung des  Versuchs,  mit  Hilfe  der  durch  die  Ertragsteuer  dar- 
gebotenen Vermutungen  ein  festes  Erträgnis  zu  sichern  und  den 
Schwierigkeiten  der  Veranlagung  aus  dem  Wege  zu  gehen,  wäre 
doch,  sollte  man  meinen,  um  so  näher  gelegen,  als  in  der  piemon- 
tesischen  Personal-  und  Mobiliarsteuer  ein  zur  Anknüpfung  geeignetes 
Muster  gegeben  war. 

Wenn  gleichwohl  zu  diesem  Auskunftsmittel  nicht  gegriffen 
wurde,  so  ist  dies  auf  die  richtige  Erkenntnis  zurückzuführen,  dass 
die  Gewerbeertragsteuer  bei  der  durch  die  Gewerbefreiheit,  in  Ver- 
bindung mit  der  sozialen,  wirtschaftlichen  und  technischen  Ent- 
wicklung der  Gegenwart  bedingten  ungeheuren  Veränderlichkeit  und 
Ungleichheit  der  gewerblichen  Erträgnisse,  im  Grunde  genommen 
lediglich  ein  S5^stem  von  Prägravationen  und  Fiktionen  darstellt, 
welches  im  einzelnen  die  grössten  Härten  mit  sich  bringt,  ohne  im 
ganzen  befriedigende  Erfolge  zu  erzielen.  Der  ganze  Entwicklungs- 
gang und  das  Resultat  der  gegenständigen  italienischen  Steuerreform 
ist  besonders  geeignet,  die  unbestreitbare  Thatsache  zu  veranschau- 
lichen, dass  als  Ertragsteuer  im  eigentlichen  Sinne  nur  die  Kata- 
stralgrundsteuer  angesehen  werden  kann,  weil  nur  bei  dieser  die  Be- 
steuerung nach  dem  einheitlichen  Massstabe  der  Ertragsfähigkeit, 
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nicht  des  wirklichen  Ertrags  —  bekanntlich  das  Hauptkriterium  der 
Ertragsteuer  —  durchführbar  ist.  Dies  trifft  in  gleichem  Masse  bei 
keiner  der  Steuern  auf  die  übrigen  Produktivkräfte  zu.  Bei  allen 
ist  der  Massstab  des  wirklichen  Ertrags  in  einer  grösseren  oder 
geringeren  Anzahl  von  Fällen  möglich  und  daher  unvermeidlich  —  man 
denke  nur  an  Mietzinse,  Mündel- Verlassenschafts-Kapitalien,  Aktien- 
gesellschaften, Staatsdienerbesoldungen  —  bezw.  ein  jenem  der  Grund- 
steuer nur  annähernd  analoger  dauernder  Massstab  der  Ertrags- 
fähigkeit unmöglich.  Infolgedessen  streben  alle  Ertragsteuern 
schon  zur  Vermeidung  der  inneren  Inkonsequenz  von  selbst  dem 
Massstab  des  wirklichen  Ertrags  und  hiermit  der  Einkommensteuer 
zu.  Die  Wirklichkeit  fordert  eben  gebieterisch  ihre  Rechte:  mit  dem 
wirklichen  Ertrag  machen  sich  die  Avirklichen  Lasten,  die  wirklichen 
Veränderungen  geltend  und  es  wird  unlogisch,  unbillig  und  unzweck- 
mässig zugleich,  hierauf  keine  Rücksicht  zu  nehmen.  Ganz  besonders 
gilt  dies  aber  in  bezug  auf  die  Besteuerung  des  Gewerbebetriebes 
und  sonstiger  gewinnbringender  Thätigkeit.  Da  nun  gerade  hierin 
der  Schwerpunkt  der  gegenständigen  Gesetzgebung  liegt,  so  könnte 
man  solche  nach  ihrem  wesentlichen  Inhalt  mit  Fug  als  eine  nach 
den  Grundsätzen  der  Einkommensteuer  angelegte  Erwerb- 
steuer in  Verbindung  mit  einer  Renten-,  sowie  mit  einer 
durch  Abzug  erhobenen  Koupons-  und  Besoldungsteuer 
charakterisieren. 


Der  Steuerabzug. 

Das  Gesetz  scheidet  unter  Art.  10  die  von  ihm  nach  Art.  3  be- 
troffenen Einkünfte  in  zwei  Kategorieen,  wovon  die  eine  durch 
Staatsabzug,  die  andere  auf  Grund  von  Steuerlisten  zur  Steuer  heran- 
gezogen wird.  Die  erstere  bilden  alle  vom  Staat  bezahlten  Besol- 
dungen, Pensionen  und  sonstigen  festen  Bezüge,  dann  alle  aus  Staats- 
schuldtiteln jeder  Art  und  Staatslotterieen  fliessenden  Zinsen,  Prämien 
und  Gewinnste;  die  letztere  alle  übrigen  gemäss  Art.  3  von  der 
Steuer  betroffenen  Einkünfte.  Diese  Ausscheidung  beruht  aber  ledig- 
lich auf  dem  rein  formalen  Grunde  der  Entbehrlichkeit  jedes  Anlage- 
und  Kontrollverfahrens  bei  den  durch  Abzug  erhobenen  Steuern  von 
Bezügen,  welche  aus  der  Staatskasse  fliessen;  denn  die  im  Staats- 
abzug zu  Tage  tretende  Besteuerung  des  Einkommens  an  der  Quelle 
greift  nach  Art.  15 — 17  auch  in  der  zweiten  Abteilung  Platz  bezüg- 
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lieh  der  von  allen  steuerpflichtigen  juristischen  Personen.  Gesell- 
schaften und  Individuen  zu  zahlenden  Anlehensprämien,  dann  der  von 
sämtlichen  juristischen  Personen,  Gesellschaften  und  Privatunter- 
nehmern zu  verabreichenden  Besoldungen,  Pensionen,  Honorare  und 
sonstigen  Bezüge,  endlich  der  von  juristischen  Personen,  Kommandit- 
gesellschaften auf  Aktien  und  Aktiengesellschaften  zu  zahlenden 
Schuldzinsen.  Die  bezeichneten  Steuersubjekte  haben  die  auf  ihre 
Leistungen  treffende  Steuer  der  Empfänger  direkt  zu  entrichten, 
d.  h.  gegen  Ersatz  durch  Abzug  an  den  Leistungen  vorzuschiessen, 
was  im  Gegensatz  zum  Staatsabzu_g  —  ritenuta  diretta  —  als  Abzug 
mit  Regress  —  ritenuta  di  rivalsa  —  bezeichnet  wird.  Der  Steuer- 
vorschuss  erfolgt  aber  in  keinem  Fall  wie  in  England  in  der  Weise, 
dass  der  Steuerpflichtige  sein  Einkommen  ohne  Abzug  jener  Leistungen 
versteuert  und  die  hierauf  treffende  Steuerquote  seinem  Gläubiger 
aufrechnet,  sondern  er  darf  jene,  soweit  sie  sich  als  Betriebskosten 
und  Schuldzinsen  darstellen,  von  seinem  Einkommen  kürzen  und  hat 
sie  ausnahmslos  zum  Zwecke  des  Steuervorschusses  ausdrücklich  ge- 
sondert zu  deklarieren. 

Dass  dieses  Verfahren  entschieden  den  Vorzug  vor  dem 
nur  scheinbar  einfacheren  englischen  verdient,  indem  es  Hinter- 
ziehungen erschwert  und,  was  die  Hauptsache  ist.  ein  klares,  unan- 
fechtbares Verhältnis  zwischen  dem  .steuervorschiessenden  Schuldner 
imd  seinem  Gläubiger  schafft,  liegt  auf  der  Hand. 

Li  letzterer  Beziehung  mag  nur  daran  erinnert  werden,  dass 
bei  dem  italienischen  Verfahren  Streitigkeiten  und  entsprechende  Nach- 
weisungen darüber,  ob  die  Steuer  vom  Schuldner  nach  Massgabe 
seiner  eigenen  Veranlagung  wirklich  vorgeschossen  ist.  wie  sie  das 
englische  System  mit  sich  bringt,  undenkbar  sind,  weil  sich  der 
Steuervorschuss  als  eine  konkrete,  selbständige,  durch  die  Steuer- 
quittung nachweisbare  Leistung  darstellt. 

Staatsabzug  und  Steuervorschuss  sind  zweifelsohne  finanziell 
erfolgreiche  und  geschäftsvereinfachende  Einrichtungen,  allein  man 
darf  doch  nicht  über  ihre  prinzipielle  Verwerflichkeit  hinwegsehen 
und  dieselben  nur  als  fiskahsche  Ausnahmemassregeln  betrachten, 
wenn  hierdurch  einigen  Klassen  von  Steuerträgern  ein  R  echt  verkürzt 
wird,  was  allen  übrigen  von  der  Auflage  betroffenen  Beitrags- 
pflichtigen zusteht,  nämlich  das  Recht  des  Schuldenaljzugs.  Wer  bei- 
spielsweise Kapitalien  auf  Hypotheken  ausgeliehen  hat,  darf  nach 
dem  italienischen  Gesetz  etwaige   von   ihm  zu   zahlende  Passivzinsen 
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imbedingt  an  der  steuerbaren  Rente  in  Abzug  bringen,  was  nicht 
mehr  möglich  ist.  sowie  er  seine  Hypothek  zurückzieht  und  das 
Kapital  in  Staats-  oder  Gemeindeanlehen  unterbringt.  Die  Zinsrente 
wird  demnach  in  grundverschiedener  Weise,  in  dem  einen  Falle  als 
Rohertrag,  im  anderen  als  persönliches  Einkommen  behandelt. 

Dem  gegenüber  hat  ein  hervorragender  italienischer  Theoretiker 
—  Pescatore:  La  logica  delle  impostp  —  nachdrücklich  Ijetont,  dass 
beim  Steuerabzug  auf  die  Schulden  und  Steuerbefreiungen  Rücksicht 
genommen  werden  müsse  und  könne,  was  jedoch  in  der  Hauptsache 
der  Prozedur  des  Steuerabzugs  ihren  Hauptvorzug,  nämlich  den  der 
Einfachheit  rauben  und  ihrer  Wirksamkeit  in  einer  ohne  vorliegende 
Erfahrungen  unübersehbaren  Weise  hindernd  im  Wege  stehen  würde. 
Die  Durchführung  setzt  nämlich  die  Geltendmachung  der  Schulden 
und  Steuerbefreiungen  und  diese  wieder  einen  bestimmten  persön- 
lichen Bezugstitel  voraus.  Letzterer  ist  natürlich  bei  den  aus  der 
Staatskasse  fliessendeu  Besoldungen,  Pensionen  etc.  immer  vorhanden 
und  bedarf  es  daher  seitens  der  vom  Abzug  betroffenen  Empfänger 
zur  Erwirkung  entsprechender  Rückvergütung  nur  der  Anmeldung 
und  N.tfchweisung  ihrer  Schulden.  Dagegen  weiss  der  obige  italienische 
Autor  zur  Erreichung  dieses  Zweckes  bei  den  Staatsschuldzinsen 
keinen  anderen  Weg  —  und  es  ist  dies  auch  thatsächlich  der  ein- 
zige —  als  die  Umwandlung  der  Inhaberpapiere  in  namentliche 
Schuldtitel,  welcher  umständlichen,  die  Beweglichkeit  der  Vermögens- 
anlage beeinträchtigenden  Massnahme  wohl  die  meisten  Staats- 
gläubiger  die  volle  Versteuerung  ihrer  Schuldzinsen  vorziehen  dürften. 
Es  kann  daher  nicht  wunder  nehmen,  wenn  die  Ausführungen  des 
Theoretikers  unbeachtet  geblieben  sind,  obwohl  sie  sich  ausdrücklich 
auf  das  Gesetz  vom  14.  Juli  1864  beziehen  und  ein  in  den  Parla- 
mentsverhandlungen schon  frühzeitig  wiederholt  und  eingehend  zur 
Erörterung  gelangtes  theoretisches  Bedenken  gegen  den  Steuerabzug 
zu  beseitigen  suchen.  Es  handelte  sich  nämlich  um  die  Frage,  ob 
die  ganze  Auflage  mehr  einen  allgemeinen  persönlichen  oder  einen 
speziellen  und  dinglichen  Charakter  an  sich  trage  oder  nicht,  und  es 
waren  die  Ansichten  hierüber  sehr  geteilt.  Den  Hintergrund  der 
Debatte  bildete  aber  ein  dem  Steuerabzug  bei  den  Staatsschuldzinsen 
im  Wege  stehendes  gesetzliches  Hindernis.  Unter  Art.  3  [des  Ge- 
setzes über  die  Einführung  des  grossen  Staatsschuldbuches  vom 
10.  Juli  1861  —  eines  der  ersten  organisatorischen  Gesetze  des  jungen 
Staates  —  war  nämlich  bestimmt  verfügt,  dass  die  im  grossen  Buch 
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eingeschriebenen  Renten  in  keinem  Falle,  und  zwar  selbst  nicht  bei 
öffentlichem  Notstand  —  pubblica  necessita  —  irgend  einer  spe- 
ziellen Auflage  —  speciale  imposta  —  unterworfen  werden  können. 
Ungeachtet  dieser  ausdrücklichen  Vorschrift  wurde,  wie  schon  oben 
berührt,  gleich  von  Anbeginn  die  Besteuerung  der  Staatsschuldzinsen, 
freilich  unter  heftigem  Widerstand,  an  welchem  sich  in  hervorragen- 
dem Masse  Sella  beteiUgt  hat,  ernstlich  und  wiederholt  ins  Auge 
gefasst,  allein  bis  zum  Jahre  1868  nicht  durchgebracht.  Die  Macht 
des  Defizits  und  die  durch  dasselbe  bedingte  unabweisbare  Not- 
wendigkeit zur  Beseitigung  der  Notlage,  zur  drückendsten  aller  Ver- 
zehrungssteuern, nämlich  der  Mahlsteuer,  greifen  zu  müssen,  hat  aber 
dieser  Massnahme  in  dem  genannten  Jahre  mit  einem  Schlage  zum 
Dasein  verholfen.  Es  ging  eben  absolut  nicht  an,  gegenüber  der 
schonungslosen  Belastung  der  ärmsten  Klassen  durch  jene  Auflage 
einen  grossen  Teil  der  Kapitalisten  ganz  steuerfrei  zu  lassen:  die 
Mahlsteuer  war  ohne  Einführung  der  Besteuerung  der  Staatsschulden- 
zinsen einfach  unmöglich.  Da  jedoch  die  oben  wiedergegebene  Vor- 
schrift des  Gesetzes  vom  10.  Juli  1861  nicht  aufgehoben  worden  ist, 
so  konnte  die  rechtliche  Begründung  des  Steuerabzugs  bei  den  Staats- 
schuldzinsen, abgesehen  von  dem  in  den  Parlamentsverhandlungen 
unter  anderem  mit  zweifelhafter  Berechtigung  geltend  gemachten 
Kompensationsrecht  gemäss  Art.  1286  des  Zivilgesetzbuches,  nur 
darauf  gestützt  werden,  dass  derselbe  keine  spezielle  Auflage, 
sondern  lediglich  ein  Glied  der  allgemeinen  Steuer  von  den  Ein- 
künften aus  beweglichem  Vermögen  darstellen  soll.  Man  mag  diesen 
Standpunkt  teüen  oder  nicht  —  jedenfalls  hat  sich  in  Italien  das 
öffentliche  Rechtsbewusstsein  hierbei  beruhigt  und  die  Staatsregierung 
eine  Massregel  von  einschneidendster  Bedeutung  in  der  einschnei- 
dendsten Form  mit  beneidenswerter  Leichtigkeit  ins  Leben  gerufen  *). 


')  Vgl.  die  nachstehende   dem  Werke   von  Sachs   entnommene  Tabelle 
über  den  Kurs  der  Rente: 
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was  um  so  merkwürdiger  ist,  als  bei  den  Staatsschuldzinsen  nach 
Art.  10  iit.  b  Absatz  2  und  3  des  Gesetzes  jede  Befreiung  und  jeder 
Abzug  schlechtweg  ausgeschlossen  sind,  selbst  wenn  ein  namentlicher 
Schuldtitel  die  Möglichkeit  hierzu  gewährt  und  nach  Art,  54  Iit.  a 
der  volle  Zinsbetrag  zur  Besteuerung  gelangt,  während  die  im  übrigen 
gleich  behandelten  Staatsbesoldungen  und  Pensionen  nur  bis  zur 
Hälfte  ihres  Betrages  besteuert  werden  —  ebendaselbst  Iit.  d.  — 
Da  letzteres  nur  als  ein  im  Prinzip  des  Gesetzes  liegendes  Zuge- 
ständnis an  die  unfundierte  Natur  dieser  Bezüge  erachtet  werden 
kann,  so  erscheint  der  Staatsabzug  —  so  anfechtbar  er  sonst  auch 
ist  —  wenigstens  nach  einheitlichen  Grundsätzen  durch  das  Gesetz 
geregelt,  was  sich  vom  Abzug  mit  Regress,  welcher  erst  durch  die 
Praxis  in  die  richtige  Bahn  gelenkt  wurde,  nicht  sagen  lässt. 

Bei  dieser  Art  des  Abzugs  wurden  ursprünglich  die  von  dem- 
selben BetroflFenen  ebenso  behandelt,  wie  es  der  Staatsabzug  mit 
sich  brachte,  nämlich  ohne  Berücksichtigung  von  Schulden  und  Steuer- 
befreiungen, und  zwar  in  Konsequenz  der  ursprünglichen  Auslegung 
des  Gesetzes,  wonach  als  steuerpflichtig  nicht  die  Empfänger  der 
besteuerten  Bezüge,  sondern  die  steuervorschiessenden  Schuldner  der- 
selben zu  betrachten  waren.  Die  ersteren  erschienen  demgemäss  bei 
der  Steuerveranlagung  in  keiner  Weise  beteiligt;  sie  konnten  ins- 
l)esondere  kein  Rechtsmittel  gegen  dieselbe  einlegen  und  unter  diesen 
Umständen  selbstverständlich  auch  keine  Abzüge  oder  Steuer- 
befreiungen zur  Geltung  bringen,  während  die  Steuervorschiessenden 
der  Natur  der  Sache  nach  hierzu  in  keiner  Weise  veranlasst  waren. 

Dieser  Standpunkt  wurde  von  der  Praxis  auf  Grund  von  Erkennt- 
nissen der  Zentralkommission  und  selbst  des  römischen  Kassations- 
hofes, welcher  noch  am  28.  Juni  1881   eine  Entscheidung  im  gleichen 

Turin  Paris 

höchster        niedrigster         höchster      niedrigster 

Kurs 

1870  61,90  48,10  60,92  44 

1871  75,17  r)6,87  69,80  50,50 

1872  75,50  70,22  71,45  65,85 

1873  74,95  65,80  68,30  58,10 
Politische   und    finanzielle   Hauptereignisse:    1864  Konvention 

mit  Fi-ankreich;  1865  Verlegung  der  Hauptstadt  nach  Florenz;  1866  Zwangs- 
kurs, Krieg  mit  Oesterreich;  1867  Mentana,  zwei  Ministerkrisen;  1868  Mahl- 
steuergesetz; 1869  Steuer  von  8,80  Prozent  auf  die  Rente;  1870  Krieg 
zwischen  Frankreich  und  Deutschland,  Befreiung  Roms;  1871  Steuerabzug 
von  13,20  Prozent  an  der  Rente. 
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Sinne  erlassen  hat,  bis  zu  diesem  Jahre  im  allgemeinen  festgehalten. 
Fast  gleichzeitig,  nämlich  am  11.  Juni  1881,  ist  aber  auch  ein  Er- 
kenntnis desselben  Kassationshofes  ergangen,  dessen  Entscheidung 
über  die  Steuerpflicht  bei  der  Mahlsteuer,  welche  nicht  die  Müller, 
sondern  deren  Kunden  treffen  soll,  auch  den  Anstoss  zu  einem  voll- 
ständigen Umschwung  in  der  Auffassung  des  Rechtsverhältnisses 
beim  Steuerabzug  mit  Regress  gegeben  hat.  Gleich  im  nächsten 
Jahre  wurde  in  einem  Erkenntnis  vom  8.  März  ausgesprochen,  dass 
die  steuervorschiessenden  juristischen  und  physischen  Personen  gar 
kein  Interesse  haben,  darüber  Recht  zu  stehen,  ob  und  inwieweit  die 
von  ihnen  ausbezahlten  Bezüge  der  Steuer  unterliegen  oder  nicht, 
sondern  dass  es  lediglich  der  Finanzverwaltung  obliege,  dies  zu  unter- 
<i  suchen,  und  dem  Bezugsberechtigten,  seine  Einwendungen  dieser 
gegenüber  geltend  zu  machen. 

Hiermit  wurde  indirekt  den  Besoldungs-  und  Zinsenempfängern 
die  Vertretung  ihrer  Interessen,  d.  h.  die  Greltendmachung  der  Rechts- 
mittel zugestanden  und  die  Frage  formell  zu  gunsten  derselben  ent- 
schieden. Die  administrative  Rechtsprechung  war  aber  schon  in 
materieller  Richtung  vorangegangen,  da  bereits  im  Jahre  1881  Er- 
kenntnisse der  Zentralkommission  erlassen  worden  sind,  in  welchen 
dieselbe,  abweichend  von  ihrem  früheren  Standpunkt,  erklärt,  „dass 
die  Bestimmungen  unter  Art.  15  lediglich  die  Erleichterung  und  Be- 
schleunigung der  Einsteuerung,  sowie  die  Sicherung  der  Steuer- 
einbringung, keineswegs  aber  die  Aufhebung  des  durch  Art.  81  ein- 
geführten Grundsatzes  des  Schuldenabzugs  bezielen." 

Nach  dieser  Regelung  der  gegenständigen  Frage  im  Wege  der 
Judikatur  stellt  sich  nunmehr  thatsächlich  lediglich  der  Steuerabzug 
bei  den  Staatsschuldzinsen  und  Besoldungen  nach  Art.  11  als  eine 
absolute,  auf  fiskalischen  Gründen  beruhende  Abweichung  sowohl  in 
formeller  wie  in  materieller  Beziehung  von  den  Prinzipien  des  Ge- 
setzes dar  ^). 

Gegenstand  der  Steuer  und  subjektive  Steuerpflicht. 

Nach  Art.  1  trifft  die  Steuer  die  Einkünfte  aus  beweglichem 
Vermögen,  d.  h.  im  Sinne  der  Anlage  des  italienischen  direkten  Steuer- 
systems, alles  nicht  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  unterworfene  Ein- 


')  Ueber  das  Erträgnis  des  Abzugs  vgl.  statist.  Beil.  I. 
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kommen.  Diese  allgemeine  negative  Abgrenzung  des  Besteuerungs- 
gegenstandes gelangt  unter  lit.  f,  d  Art.  3  im  Anschluss  an  die  vor- 
ausgehende positive  Aufzählung  besonders  zum  Ausdruck.  Hiermit 
scheint  der  objektive  Rahmen  des  Gesetzes  genügend  festgestellt  zu 
sein,  allein  es  ist  dies  nur  äusserlich;  bei  näherer  Betrachtung  zeigen 
sich  erhebliche  Schwierigkeiten,  welche  auch  bei  der  Beratung  des 
Gesetzes,  noch  mehr  aber  in  der  Anwendung  fühlbar  zu  Tage  ge- 
treten sind. 

Dieselben  liegen  offenbar  in  dem  ursprünglichen  Mangel  an 
entsprechender  Klarheit  über  die  subjektive  Natur  des  Einkommens 
;iiif  Seite  der  Gesetzgeber  und  der  rechtsprechenden  Organe.  Das 
Einkommen  —  reddito  —  soll  den  Gegenstand  der  Besteuerung  bilden 
und  es  fehlt  nicht  an  eingehenden,  zum  Teil  sehr  scharfsinnigen  Er- 
örterungen dieses  Begriffs,  allein  dieselben  sind  rein  etymologischer 
Natur  und  daher  keineswegs  geeignet,  die  durch  jenen  Begriff  her- 
vorgerufenen Schwierigkeiten  in  der  Anwendung  des  Gesetzes  zu  lösen. 
Hin  kurzer  Blick  auf  die  Entstehungsgeschichte  der  Bestimmung  unter 
Art.  3  lit.  e  des  bestehenden  Gesetzes  wird  dies  am  besten  veranschau- 
lichen. Diese  allgemein  gehaltene  und  auch  im  Urtext  dunkel  er- 
scheinende Vorschrift  ist  nichts  anderes  als  eine  Sonderbestimmung, 
welche  die  Besteuerung  der  Einkünfte  aus  der  Celebrierung  von  Messen 
und  der  freiwilligen  Leistungen  der  Gläubigen  zu  Kultuszwecken  er- 
möglichen soll.  Diese  Frage  war  nämlich  vor  Erlass  des  Gesetzes 
vom  23.  Juni  1877  kontrovers  und  es  sind  eine  Menge  gerichtlicher 
und  administrativer  Erkenntnisse  ergangen,  welche  je  nach  der  ihnen 
/u  Grunde  liegenden  Auffassung  des  Wortbegriffs  von  reddito.  im 
positiven  oder  negativen  Sinne  entschieden  haben. 

So  wurde  u.  a.  von  dem  Appellhof  zu  Turin  auf  die  lateinische 
Sprache  hingewiesen,  welche  zwei  ähnliche  Worte  von  verschiedener 
Bedeutung  enthalten  habe,  nämlich  reditus  und  redditus;  ersteres 
komme  von  redeo  und  bedeute  Wiederkehr  —  ritorno  —  letzteres 
stamme  von  reddo  mit  dem  Sinne  von  wiedererstattet,  gegeben,  zurück- 
gegeben —  restituito,  dato  reso  —  und  das  italienische  Wort  reddito 
leite  seinen  Ursprung  von  redditus  her.  Nach  dieser  Auffassung 
wären  die  fraglichen  Reichnisse  steuerpflichtig.  Gerade  umgekehrt 
lassen  aber  der  Appell-  und  der  Kassationshof  von  Florenz  das  italie- 
nische reddito  von  reditus  abstammen  unter  Anziehung  des  Calepinus : 
„nomen  ex  eo  est,  quod  singulis  annis  redeat"  und  sprechen  dem- 
gemäss   die  Befreiung  jener  Reichnisse   aus,    weil   sie   weder   perio- 
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discher,  noch  dauernder  Natur  seien  und  in  keiner  Weise  die  Wahr- 
scheinlichkeit einer  Wiederkehr  —  ritorno  —  an  sich  tragen. 

Unter  solchen  Umständen  konnte  freilich  bloss  durch  die  Gesetz- 
gebung Wandel  geschaffen  werden  und  es  wurde  daher  in  dem  letzten, 
oben  angezogenen  Gesetz  die  fragliche  Bestimmung  eingeschaltet, 
deren  Sinn  durch  die  Veranlassung  ebenso  klar  wird,  als  er  nach 
dem  blossen  Wortlaut  dunkel  und  vieldeutig  erscheint.  Derartige 
Erörterungen  würden  aber  bei  richtigem  Verständnis  des  Einkomraens- 
begriffs  kaum  stattgefunden  haben,  denn  dieses  musste  zu  der  Ueber- 
zeugung  führen,  dass  nur  bei  einem  allgemeinen  Einkommensteuer- 
gesetz von  Einkommen  im  eigentlichen  Sinne  die  Rede  sein  kann, 
und  dass  sich  bei  anderen  Gesetzen  mit  diesem  Begriff  im  Wege  der 
Deduktion  keine  Lücken  ausfüllen  lassen.  Zwar  bringt  auch  bei  der 
allgemeinen  Einkommensteuer  die  Behandlung  von  anorganischen, 
zufälligen  Einnahmen  gewisse  Schwierigkeiten  mit  sich,  allein  diese 
rühren  bloss  davon  her,  dass  man  zum  Zwecke  der  Veranlagung  das 
Einkommen  objektiv  nach  seinen  einzelnen  ständigen  Quellen  zer- 
legen und  dabei  die  ganz  unkontrollierbaren  zufälligen  Einnahmen 
ausser  Spiel  lassen  muss.  Der  theoretische  Einkommensbegriff  schliesst 
die  Behandlung  derselben  als  steuerbare  Einkommensteile  keines- 
wegs aus,  soferne  nur  anzunehmen  ist,  dass  sie  in  und  mit  dem 
Einkommen  aufgehen  und  nicht  vielmehr  als  Vermögenszuwachs 
erscheinen,  was  immer  eine  rein  quantitativ  zu  beurteilende  That- 
frage  von  untergeordneter  praktischer  Bedeutung  sein  wird. 

Bei  partiellen  Steuern  kann  es  sich  aber  überhaupt  nicht  um 
die  Frage  handeln,  ob  gewisse  Einnahmen  Einkommen  sind,  sondern 
ob  sie  in  den  Rahmen  des  Gesetzes  fallen  können  oder  sollen,  und 
es  ist  daher  Kasuistik  hier  unvermeidlich. 

Die  in  den  ersten  Gesetzen  nicht  enthaltenen  und  erst  durch 
die  späteren  nach  und  nach  beigefügten  Sonderbestimmungen  unter 
Art.  4 — 6  und  9  über  die  Erstreckung  der  Einkommensteuer  auf 
gewisse  Einkünfte  aus  Grund  und  Boden  und  aus  dem  Kolonats- 
verhältnis  verdanken  ihr  Dasein  ebenfalls  nur  den  vielfachen  Anständen 
und  von  einander  abweichenden  Entscheidungen,  welche  die  Gesetzes- 
anwendung trotz  der  generellen  Bestimmung  unter  Art.  3  lit.  f  mit 
sich  gebracht  hat.  Diese  Anstände  waren  jedoch  hauptsächlich  durch 
die  Schwierigkeit  der  scharfen  Abgrenzung  des  immobilen  von  dem 
mobilen  Einkommen  veranlasst,  welche  das  italienische  Kolonat  in 
Verbindung  mit  den  vielgestaltigen  Belastungen  von  Grund  und  Boden 
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mit  sich  bringt,  wie  innerhalb  der  notwendigen  Grenzen  dieser  Arbeit 
nicht  weiter  erörtert  werden  kann. 

Die  Frage  der  territorialen  Feststellung  des  Besteuerungs- 
gegenstandes findet  eine  sehr  einfache  Lösung,  bei  welcher  Zweck- 
mässigkeitsrücksichten  den  Ausschlag  gegeben  haben.  Als  steuer- 
pflichtig gut  bloss  das  im  Staate  befindliche,  d.  h.  das  in  demselben 
erzeugte  oder  fliessende  und  das  von  im  Staate  domizilierenden  oder 
sich  aufhaltenden  Personen  geschuldete  Einkommen  —  Art.  2  und 
Art.  3  lit.  f  —  und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  die  Staatsangehörig- 
keit des  Steuerpflichtigen. 

Diese  trotz  der  subjektiven  Fassung  des  Art.  2  rein  objektive 
Regelung  ist  nicht  ohne  schwere  Kämpfe  vom  Parlament  gutgeheissen 
worden,  denn  es  wurde  von  der  Abgeordnetenkammer  ursprünglich 
mit  aller  Entschiedenheit  insbesondere  geltend  gemacht,  dass  es 
schlechterdings  nicht  angehe,  das  von  im  Lande  wohnenden  oder  sich 
aufhaltenden  Staatsangehörigen  aus  anderen  Staaten  bezogene  Ein- 
kommen steuerfrei  zu  belassen  und  sogar  diese  Auffassung  mit  der 
in  Rede  stehenden  Bestimmung  unter  Art.  5  des  Gesetzes  von  1864  — 
Art.  2  des  einheitlichen  Textes  —  in  Einklang  zu  bringen  gesucht. 
Wer  beispielsweise  ein  im  französischen  Schuldbuch  eingetragenes 
Einkommen  in  Italien  beziehe,  der  besitze  dasselbe  eben  im  Staate 
und  müsse  es  daher  versteuern  —  allein  diese  Argumente  verfingen 
nicht  beim  Senat,  welcher  getreu  seinem  Vorsatz,  unter  jeder  Be- 
dingung ein  brauchbares  Gesetz  zustande  zu  bringen,  unter  schliess- 
liclier  Zustimmung  der  Abgeordnetenkammer  den  obigen  Besteuerungs- 
grundsatz zur  Geltung  gebracht  hat.  Diese  Lösung  erscheint  zweifels- 
ohne als  zweckmässig,  wenn  man  die  mannigfaltigen  und  grossen 
sowohl  theoretischen  wie  praktischen  Schwierigkeiten  ins  Auge  fasst, 
welche  die  Regelung  der  Frage  unter  Berücksichtigung  aller  hierbei 
möglichen  Unterscheidungen  nach  Situation  und  Natur  des  Einkom- 
mens, nach  Wohnsitz,  Aufenthalt  und  Staatsangehörigkeit  der  Ein- 
kommensträger, nach  der  konkurrierenden  Besteuerung  seitens  anderer 
Staaten  und  nach  dem  Gegenseitigkeitsrecht  mit  sich  bringt,  wie  sie 
in  formulierten  Vorschlägen  der  ersten  Kammer  in  Betracht  gezogen 
worden  sind. 

Allein  auch  in  prinzipieller  Beziehung  lassen  sich  im  allgemeinen 
insoferne  keine  erheblichen  Einwände  gegen  die  beschlossene  Lösung 
geltend  machen,  als  es  sich  nicht  um  ein  allgemeines  Einkommen- 
steuergesetz handelt,    und  daher   in   dieser  Richtung   die  Grundsätze 
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der  Ertragsbesteuerung  zur  Anwendung  kommen  müssen,  welchen 
jene  Unterscheidungen  im  grossen  und  ganzen  lerne  liegen.  Ganz 
besonders  gut  dies  aber  von  dem  gegenständigen  italienischen  Steuer- 
gesetz, insoweit  solches  die  Steuer  durch  Abzug  erheben  lässt  und 
hiermit  die  Ertragsbesteuerung  in  der  absolutesten  Form  einführt. 

Dass  hierdurch  auch  die  Frage  der  subjektiven  Steuerpflicht 
mit  Rücksicht  auf  die  Staatsangehörigkeit  und  den  Wohnsitz 
der  Steuerträger  in  der  einfachsten  Weise  entschieden  wird,  folgt  aus 
der  Natur  der  Sache,  denn  wenn  schlechtweg  das  im  Staate  fliessende, 
oder  von  im  Staate  weilenden  Personen  geschuldete  Einkommen  als 
steuerpflichtig  erscheint,  so  kann  natürlich  auch  bei  den  Steuerträgern 
kein  Unterschied  in  bezug  auf  Staatsangehörigkeit  und  Wohnsitz 
gemacht  werden. 

Nicht  minder  erschöpfend  wurde  die  Frage  der  Besteuerung 
der  juristischen  Personen  gelöst,  da  nach  den  Parlamentsverhand- 
lungen der  Ausdruck  ente  morale  in  Art.  2  mit  der  ausgesprochenen 
Absicht  gewählt  worden  ist,  den  Begriff'  nicht  im  engeren  juristischen 
Sinne,  also  beschränkt  auf  Kollegien  und  Korporationen  —  coUegi 
e  corporazioni  —  wie  ein  Gegenvorschlag  gelautet  hat,  zu  fassen, 
sondern  denselben  auch  auf  die  Gesellschaften  auszudehnen.  Kontro- 
vers scheint  in  der  Praxis  nur  die  Frage  geblieben  zu  sein,  ob  die 
liegende  Erbschaft  unter  den  gesetzlichen  Begriff  fällt,  wie  aus  einer 
Entscheidung  der  Zentralkommission  im  Jahre  1875  geschlossen 
werden  muss,  welche  die  Frage  verneint  hat. 

Die  unter  Art.  8  enthaltenen  Ausnahmen  von  der  objek- 
tiven Steuerpflicht  sind  rein  qualitativer  Natur  und  es  erheischen 
lediglich  die  Bestimmungen  unter  Ziff.  2  und  5  besondere  Be- 
achtung. 

Die  erstere  ist  bezeichnend  für  die  bestimmte  Absicht  des  Gesetz- 
gebers, Doppelbesteuerung  im  Rahmen  ein  und  desselben  Gesetzes 
ferne  zu  halten.  Die  fragliche  Vorschrift  wurde  zwar  in  den  Be- 
ratungen als  überflüssig  bezeichnet,  aber  nach  Hinweis  des  Referenten 
auf  die  Dividenden  gleichwohl  beschlossen. 

Die  Bestimmung  unter  Ziff.  5  ist  aus  Art.  S  des  Gesetzes  vom 
26.  Juli  1868  herübergenommen  worden,  welcher  die  Besteuerung  der 
Renten  von  öffentlichen  Schuldtiteln  zum  Gegenstand  hat  und  unmittel- 
bar an  die  Verfügung  der  Steuerpflicht  der  Prämien  jene  der  Befreiung 
der  Kapitalsheimzahlungen  knüpft  und  würde  demnach  nur  auf  die 
Staatsschuld  zu  beziehen  sein,  was  auch  ursprünglich  der  Standpunkt 
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des  Vollzugs  gewesen  sein  muss.  Später  wurde  jedoch  dieser  Be- 
stimmung eine  allgemeine  Bedeutung  untergelegt,  woran  sich  Kontro- 
versen und  hierauf  bezügliche  Entscheidungen  geknüpft  haben.  So 
hat  u.  a.  der  oberste  Gerichtshof  in  Turin  ausgesprochen,  dass  Kapitals- 
heimzahlungen keine  Abzugspost  am  steuerpflichtigen  Einkommen 
des  Zahlers  bilden,  ein  Erkenntnis,  welches,  wie  die  Entscheidungs- 
gründe zeigen,  auf  vollkommenem  Verständnis  der  Natur  des  Ein- 
kommens beruht. 

Die  unter  Art.  7  bestimmten  Ausnahmen  von  der  subjek- 
tiven Steuerpflicht,  welche  keine  der  deutschen  Gesetzgebung 
fremde  Vorschrift  enthalten,  bieten  nichts  besonders  Bemerkenswertes. 

In  Ansehung  der  zeitlichen  Bestimmung  des  Besteuerungs- 
gegenstandes gilt  nach  Art.  8  der  Grundsatz,  dass  die  Steuer  nach 
dem  Massstab  der  bestimmten  oder  angenommenen  Einkünfte  angelegt 
wird,  welche  die  Pflichtigen  in  jedem  J<ahre  beziehen.  Dieser  wichtige 
Grundsatz,  welcher  mehrfache  Wandlungen  erfahren  hat,  war  in  der 
gleichen  wörtHchen  Fassung  schon  in  dem  ersten  Gesetz  vom  Jahre 
1864  enthalten,  bei  dessen  Beratung,  wie  bereits  oben  erwähnt,  als 
einer  der  Hauptrichtpunkte  die  Anlegung  der  Steuer  nach  wirklichen 
Grössen  aufgestellt  worden  ist.  Hiermit  steht  der  Ausdruck  redditi 
presunti  —  angenommene  Einkünfte  —  keineswegs  im  Widerspruch, 
denn  derselbe  bezieht  sich  bloss  auf  die  ihrer  Natur  nach  schwankenden 
Einkünfte  aus  Gewerbe,  Handel  und  freier  Berufsart,  welche  sich 
nicht  wie  Kapitalszinsen  und  fixe  Besoldungen  vorher  bestimmen 
lassen  und  daher  nach  dem  Betrag  der  vorausgegangenen  Jahre  „an- 
genommen" werden  müssen. 

Auf  diese  wichtigen  Fragen  wird  unten  bei  der  Behandlung 
der  Aenderungen  noch  eingehender  zurückgekommen  werden. 

Zu  den  äusseren  Momenten,  welche  bei  der  materiellen  Betrach- 
tung des  Besteuerungsgegenstandes  in  Berücksichtigung  zu  ziehen 
sind,  zählt  auch  noch  dessen  quantitative  Begrenzung,  sofern 
eine  solche  wirklich  Platz  greift.  Das  ist  aber  bei  dem  italienischen 
Gesetz  nicht  minder  der  Fall  wie  bei  den  deutschen:  die  Frage  der 
Befreiung  des  niedrigen  Einkommens  von  der  Sleuer  hat  dort  wie 
hier  eine  gewichtige  Rolle  gespielt.  Das  erste  italienische  Gesetz 
von  IS  64  kannte  thatsächlich  gar  keine  arithmetisch  bestimmte  Steuer- 
befreiung, da  alle  Personen  mit  einem  Einkommen  von  weniger  als 
250  Lire  ohne  Unterschied  einer  fixen  Taxe  von  2  Lire,  also  that- 
sächlich einer  Kopfsteuer  unterworfen  waren.     Da,s    darauf  folgende 
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Gesetz  von  1866  beseitigte  diese  Taxe  und  erklärte  die  Einkünfte 
unter  250  Lire  steuerfrei,  jedoch  mit  Beschränkung  auf  das  Ein- 
kommen aus  Industrie  und  Handel  und  aus  freien  Berufsarten  und 
Bedienstung.  Dagegen  wurde  andererseits  bei  dieser  Befreiung  das 
immobile  Einkommen  des  Pflichtigen  nicht  in  Anrechnung  gebracht. 
Das  nächste  Gesetz  vom  Jahre  1867  erhöhte  das  steuerfreie  mobile 
Einkommen  auf  400  Lire  auffaUenderweise  unter  Eesthaltung  dieses 
bei  dem  beschränkten  Umfang  der  Steuer  zwar  theoretisch  korrekten, 
nichtsdestoweniger  aber  höchst  unbilligen  Verhältnisses,  wonach  die 
reichsten  Grund-  oder  Hausbesitzer  Steuerbefreiung  in  Ansehung  eines 
zufäUigen  mobilen  Einkommens  unter  dem  Betrag  von  250  Lire  ge- 
nossen, und  erst  das  Gesetz  von  1870  schaffte  Wandel  durch  die 
Bestimmung,  dass  bei  der  Feststellung  des  steuerfreien  Einkommens 
auch  die  von  der  Mobiliarsteuer  nicht  getroffenen  immobilen  Einkünfte 
in  Anrechnung  zu  bringen  seien.  Das  ist  auch  noch  der  Stand  der 
gegenwärtigen  Gesetzgebung,  und  es  sind  demgemäss  alle  Besitzer 
eines  mobilen  Einkommens  unter  400  Lire  steuerfrei,  wenn  nicht 
durch  das  Hinzutreten  immobiler  Einkünfte  dieser  Betrag  erreicht 
wird.  Eine  Modifikation  ist  durch  das  letzte  Gesetz  von  1877  nur 
insofern  eingetreten,  als  auch  die  vom  Staate,  von  den  Provinzen  und 
Gemeinden  bezahlten  Besoldungen,  Pensionen  und  sonstigen  Bezüge 
der  Befreiung  bis  zu  400  Lire  teilhaftig  werden. 

Nach  der  Betrachtung  des  Besteuerungsgegenstandes  mit  bezug 
auf  seine  äussere  Umgrenzung  erübrigt  noch  die  wichtige  Prüfung 
desselben  von  der  inneren  Seite,  welche  die  Frage  zu  behandeln  hat, 
ob  und  mit  welchen  Abzügen  die  in  den  Rahmen  des  Gesetzes  fallen- 
den Einnahmen  der  Steuer  unterworfen  werden.  Die  einschlägigen 
unter  Art.  19,  21  und  30 — 32  enthaltenen  Bestimmungen  sind  durch- 
aus allgemeiner  Natur,  abweichend  von  den  analogen  Vorschriften 
der  deutschen  Einkommensteuergesetze,  von  welchen  die  meisten  ein- 
gehende spezifike  Anleitungen  für  die  Berechnung  des  steuerbaren 
Einkommens  nach  dessen  verschiedenen  Quellen  geben.  Nach  dem 
italienischen  Gesetz  ist  in  erster  Linie  der  Abzug  der  Herstellungs- 
kosten und  der  Schuldzinsen  bei  allen  der  Steuer  unterworfenen  Ein- 
künften zugelassen,  was  jedoch  mit  dem  Wortlaut  der  Art.  21  und  31 
nicht  vollkommen  im  Einklang  zu  stehen  scheint,  da  der  erstere  die 
Deklaration  der  Einkünfte  aus  Leihkapitalien  ohne  irgend  welchen 
Abzug  anordnet  und  der.  letztere  den  Abzug  der  Produktionskosten 
auf  das  industrielle  Einkommen  zu  beschränken  scheint. 

32 
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Dies  ist  jedoch  nach  ergangenen  administrativen  und  gericht- 
lichen Erkenntnissen  keineswegs  der  Sinn  des  Gesetzes.  Die  berührte 
Fassung  des  Art.  21  will  den  allgemein  zulässigen  Abzug  der  Schuld- 
zinsen beim  Renteneinkonimen  nicht  ausschliessen,  sondern  nur  vor- 
schreiben, dass  die  Rente  unverkürzt  nach  ihrem  ursprünglichen  Stande, 
d.  h.  ohne  Rücksicht  auf  mögliche  oder  selbst  voraussichtliche  Minde- 
rungen deklariert  werden  soll,  während  der  Ausdruck  industrielle 
Einkünfte  —  redditi  industriali  —  in  Art.  32  im  weitesten  Sinne, 
welcher  auch  die  Erträgnisse  aus  Handel  und  aus  freier  Berufsart  — 
professioni  —  in  sich  begreift,  zu  nehmen  ist.  Vgl.  auch  Art.  47 
des  Regolamento.  Ein  ähnliches  pars  pro  toto  enthält  die  Vorschrift 
unter  Art.  82  Ziff.  3.  Wörtlich  genommen  wäre  hiernach  bloss  vom 
Aufwand  für  die  Wohnung  des  Steuerpflichtigen  die  Rede,  allein 
nach  den  Kommentatoren  schliesst  dieser  Aufwand  auch  jenen  für 
Kleidung  und  Unterhalt  —  vestiario  e  mantenimento  —  des  Steuer- 
pflichtigen und  seiner  Familie  in  sich  und  es  scheint  diese  Auslegung 
unbestritten  geblieben  zu  sein,  da  auf  kein  hierüber  ergangenes  Er- 
kenntnis Bezug  genommen  wird,  während  gerade  dieser  Artikel  einen 
besonders  ausgiebigen  Stoff  für  die  ludikatur  geliefert  hat.  Ueber 
die  Detailfragen  des  Abzugs  am  steuerbaren  Einkommen  ist  eine 
grosse  Menge  von  Erkenntnissen  erlassen  und  auf  diesem  Wege 
a  posteriori  die  praktische  Lösung  erzielt  worden,  welche  die  deutsche 
Gesetzgebung  durch  detailiertere  Fassung  des  Einkommensbegriffs 
a  priori  angestrebt  hat. 

Das  italienische  Gesetz  will  aber  bloss  exemplifizieren,  nicht 
erschöpfen  nach  dem  Grundsatz  des  römischen  Rechts:  neque  leges, 
neque  senatus  consulta  ita  scribi  possunt,  ut  omnes  casus  qui  quan- 
doque  accidunt  comprehendantur ;  sed  sufficiunt  ea  quae  plerumque 
accidunt.  Das  römische  Recht  wird  überhaupt  fleissig  angezogen, 
was  von  um  so  grösserem  Interesse  ist,  als  die  Citate  vollkommen 
auf  den  modernen  Einkommensbegriff  quadrieren.  So  z.  B.  in  An- 
sehung des  Charakters  der  Aufwendungen :  impensae  necessariae  sunt, 
quae  si  factae  non  sunt,  res  aut  peritura,  aut  deterior  futura  sit  — 
C.  79  de  verb.  signific.  —  voluptuariae  sunt,  quae  speciem  dumtaxat 
ornant,  non  etiam  fructum  augent. 

Die  durch  die  ludikatur  zur  Abklärung  gelangten  Hauptgrund- 
sätze über  die  Behandlung  der  Abzüge  vom  steuerbaren  Einkommen 
lassen  sich  nun  im  allgemeinen  dahin  zusammenfassen :  dass  nur  die 
der  Produktion  anhaftenden  —  inerenti  —  Kosten,  also  die  eigent- 
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liehen  Betriebskosten,  dann  die  zur  Erhaltung  und  Steigerung  der 
Produktivität,  nicht  aber  die  zur  Vermehrung  des  Vermögens- 
wertes und  ebensowenig  die  zur  Gründung  und  Erweiterung  von 
gewinnbringenden  Unternehmungen  dienenden  Ausgaben  zulässige 
Abzugsposten  bilden.  Diese  Grundsätze  in  Verbindung  mit  der  in 
Art.  47  des  Regol.  enthaltenen  Spezifikation  ergänzen  den  Gesetzes- 
inhalt in  so  vollständiger  und  unzweideutiger  Weise,  dass,  soweit 
die  Steuer  nicht  durch  Abzug  erhoben  wird,  das  Einkommen  ganz 
im  Sinne  der  deutschen  Doktrin  und  Gesetzgebung  als  Besteuerungs- 
massstab erscheint. 

Dass  die  Judikatur  und  zwar  insbesondere  die  gerichtliche 
hierbei  mitunter  ihre  eigenen  Wege  geht,  darf  nicht  wunder  nehmen, 
allein  es  kommt  dies  verhältnismässig  selten  vor  und  es  wird  hier- 
bei in  keinem  Falle  allzusehr  gegen  den  Geist  des  Gesetzes  Ver- 
stössen. 

Ein  interessantes  Beispiel  bietet  in  dieser  Beziehung  die  Be- 
handlung der  Versicherungskosten,  welche  zugleich  den  Standpunkt 
der  italienischen  Gesetzgebung  und  Praxis  gegenüber  dem  merkan- 
tilen Einkommen  kennzeichnet.  Der  Abzug  dieser  Kosten  wurde 
seinerzeit  vom  Ministerium  auf  ergangene  Interpellation  als  unzulässig 
erklärt,  weil  sie  für  die  Erzeugung  der  industriellen  Einkünfte  nicht 
notwendig  sind,  sondern  vielmehr  als  freiwillige  Aufwendungen  und 
aleatorische  Anlagen  eines  Teiles  derselben  dem  Zwecke  dienen, 
sich  unter  gewissen  Voraussetzungen  ein  bestimmtes  Kapital  in 
voraus  bestimmten  Raten  zu  verschaffen,  nicht  aber  die  Einkünfte 
selbst  zu  sichern.  Gleichwohl  hat  ein  Erkenntnis  der  Zentralkom- 
mission vom  Jahre  1879  die  Zulassung  des  Abzugs  der  Kosten  zu- 
nächst für  die  Versicherung  der  produzierten  Waren  ausge- 
sprochen, was  mit  jenem  Standpunkt  des  Ministeriums  insoferne  noch 
vereinbar  erschien,  als  sich  diese  Art  der  Versicherung  mehr  auf  das 
Einkommen  wie  auf  das  Kapital  bezieht.  Dagegen  ist  der  römische 
Kassationshof  mit  einem  Erkenntnis  vom  Jahre  1880,  welches  die 
Kosten  der  Versicherung  der  industriellen  Gebäude  als  abziehbar 
erklärt,  schon  weiter  gegangen.  Diese  Entscheidung  darf  wohl  als 
eine  Konzession  an  die  merkantile  Auffassung  betrachtet  werden, 
welche  die  Versicherungsprämien  unbedingt  zu  den  Geschäftsspesen 
zählt  und  man  kann  genau  genommen  an  dieser  Konzession  nur  das 
eine  aussetzen,  dass  sie  der  Richter  und  nicht  der  Gesetzgeber 
macht.    Die  merkantilen  Grundsätze  über  die  Berechnung  des  steuer- 
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baren  Einkommens  fügen  sich  eben  nicht  in  den  allgemeinen  theore- 
tischen Rahmen  des  Einkommensbegriifs  und  es  muss  ihnen  Rechnung 
getragen  werden,  wenn  auch  die  Gründe  hierfür  mehr  formaler  Natur 
sind.  Materiell  betrachtet  Hesse  sich  natürlich  auch  das  Einkommen 
des  Kaufmanns  nach  den  allgemeinen  wirtschaftlichen  Grundsätzen 
berechnen,  allein  dieser  kann  es  bloss  nach  den  ihm  geläufigen  Regeln 
der  merkantilen  Inventur  und  Bilanz  deklarieren  und  die  Nachweisung 
desselben  durch  das  Buch  ist  auch  nur  nach  diesen  Regeln  möglich. 
Die  Inventur  und  Bilanz  kennt  aber  kein  subjektives  Einkommen, 
sondern  nur  eine  Vermögensmehrung  oder  Minderung;  der  durch 
dieselbe  ausgewiesene  Gewinn  oder  Verlust  stellt  lediglich  die  Differenz 
zwischen  dem  Vermögen  vor  und  nach  der  Inventur  und  Bilanz  dar, 
welche  Einkommen  im  allgemeinen  theoretischen  Sinne  sein  kann, 
aber  nicht  sein  muss.  Diese  Thatsache  und  der  durch  dieselbe  be- 
dingte Dualismus  des  Besteuerungsmassstabes  ist  in  den  Beratungen 
und  in  dem  Text  des  sächsischen  Einkommensteuergesetzes  zuerst 
zum  klaren  Ausdruck  gelangt  und  andere  deutsche  Gesetze  sind  dem- 
selben gefolgt.  Die  Besteuerungsgrundlage  bildet  demgemäss  in  der 
deutschen  Gesetzgebung  beim  Handels-  und  Gewerbebetrieb  der  nach 
den  für  die  Inventur  und  Bilanz  durch  das  Handelsgesetzbuch  vor- 
geschriebenen Grundsätzen  berechnete  Reingewinn,  d.  h.  die  Erhöhung 
des  Wertes  des  gesamten  Anlagekapitals,  jedoch  zuzüglich  der  für 
den  Privatbedarf  entnommenen  Beträge.  Eine  derartige  bestimmte 
Rücksichtnahme  auf  das  merkantile  Einkommen  im  allgemeinen  ist 
jedoch  dem  italienischen  Gesetz  fremd,  und  es  hat  dies  seinen 
Grund  wohl  darin,  dass  das  Handelsbuch  kein  offizielles  Beweis- 
mittel ist. 


Steuererklärung. 

Die  bestimmte  Stellung,  welche  die  italienische  Gesetzgebung 
von  Anbeginn  zu  der  Frage  der  Steuererklärung  eingenommen  hat, 
ist  für  uns  von  besonderem  Interesse,  da  in  dieser  Richtung  in 
Deutschland  bislang  weder  Doktrin  noch  Praxis  zu  gleichförmigen 
Resultaten  gelangt  sind,  denn  es  finden  sich  bei  uns  immer  noch 
Theoretiker,  welche  das  Steuerbekenntnis  verwerfen,  und  das  gleiche 
gilt  auch  von  der  Gesetzgebung,  insbesondere  jener  des  preussischen 
Staates. 


36  Carl  Burkart, 

In  Italien  ist  dagegen  die  Notwendigkeit  der  Steuererklärung 
von  Anbeginn  ausser  aller  Frage  gestanden.  Der  obligate  Charakter 
derselben  gelangt,  abweichend  von  den  meisten  deutschen  Gesetzen, 
welche  in  der  Regel  mit  der  Unterlassung  bloss  den  Verlust  des  Re- 
klamationsrechts verknüpfen,  durch  direkte  Strafandrohung  für  diesen 
Fall  zum  Ausdruck,  und  zwar  ist  die  Strafe  keine  Ordnungs-, 
sondern-  eine  Hinterziehungsstrafe,  da  sie  nach  dem  Gesetz  vom 
23.  Juni  1873  über  die  Strafen  wegen  unterlassener  oder  unge- 
nauer Steuererklärung  die  Hälfte  der  auf  das  nicht  deklarierte  Ein- 
kommen treffenden  Steuer  bildet.  Die  zweite  Strafe  wird  in  dem 
Falle  unrichtiger  Steuererklärung  verhängt  und  es  ist  die  Gleich- 
stellung dieser  beiden  Straffälle  besonders  bezeichnend  für  die  Wich- 
tigkeit, welche  das  italienische  Gesetz  der  Steuererklärung  beüegt. 
Diesem  Standpunkt  entspricht  auch  die  genaue  Vorzeichnung  des 
Bekenntnisinhalts  unter  Art.  14,  18 — 21,  31  u.  32  des  Gesetzes  und 
Art.  43 — 57  des  Regolamento.  Die  fraglichen  Vorschriften  sind 
weit  ausführlicher  wie  jene  der  deutschen  Gesetze  und  bezielen  eine 
ganze  spezifike  Darstellung  des  steuerbaren  Einkommens  durch  qua- 
litative Abgliederung  und  Angabe  aller  positiven  und  negativen 
Berechnungsfaktoren . 

Das  ist  auch  nur  folgerichtig,  da  die  Abgliederung  und  Be- 
rechnung auf  alle  Fälle  gemacht  werden  muss,  wenn  ein  der  Wahr- 
heit entsprechendes  Resultat  erzielt  werden  soll  und  die  Vorteile  der 
Vornahme  dieser  Berechnung  vor  den  Augen  der  Steuerbehörde  ein- 
leuchten. Es  liegt  daher  hierin  keinesfalls  eine  weitere  Erschwerung 
der  an  sich  unter  Umständen  ja  schwierigen  Aufgabe  der  Steuer- 
erklärung, denn  wer  die  zu  der  notwendigen  Berechnung  des  steuer- 
baren Einkommens  erforderliche  Befähigung  nicht  besitzt,  der  ist 
natürlich  ebensowenig  im  Stande,  eine  einfache  Steuererklärung,  d.  h. 
ein  richtiges  Berechnungsresultat  anzugeben.  Auch  diesen  Fall 
hat  aber  die  italienische  Gesetzgebung  nicht  verabsäumt  vorzusehen,  da 
die  Steuererklärung  auch  mündlich  sowohl  bei  dem  Bürgermeister 
wie  bei  dem  Steuerbeamten  erfolgen  kann. 

Die  wichtige  Frage  der  Deklarationspflicht  zeigt  sich  daher  in 
der  vollkommensten  Weise,  sowohl  in  prinzipieller  wie  in  praktischer 
Beziehung  gelöst,  und  es  ist  Italien  hierin  sogar  allen  andern  Staaten 
vorausgeeilt;  denn  die  englische  Einkommensteuer  bietet  in  dieser 
Richtung  keineswegs  ein  ausgebildetes  Muster  dar,  und  die  das  Steuer- 
bekenntnis einführenden  deutschen  Einkommensteuergesetze  sind  mit 
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Ausnahme  jenes  von  Gotha  aus  dem  Jahre  1854,  welches  die  Er- 
klärung nur  nebenher  und  ohne  besondere  Vorschriften  zulässt,  aus- 
nahmslos jünger  wie  das  erste  italienische. 


Einsteuerungsverfahren. 

Die  wesentlichsten  Züge  des  Verfahrens  sind  in  den  Art.  24, 
33 — 36,  40  u.  43  des  Gesetzes  verzeichnet. 

Den  Grundpfeiler  bildet  die  Liste  der  Steuerpflichtigen  — 
la  lista  — ,  welche  nach  dem  ersten  Gesetz  vom  Jahre  1864  vom 
Gemeinderat  dem  Steuerbeamten  einfach  zum  sofortigen  Gebrauch 
übermittelt,  nach  dem  zweiten  vom  Jahre  1866  vom  ersteren  vor- 
bereitet und  vom  letzteren  geprüft,  nach  dem  dritten  vom  Jahre  1867 
aber  umgekehrt  vom  Steuerbeamten  angefertigt  und  vom  Gemeinderat 
geprüft  wird,  was  noch  gegenwärtig  rechtens  ist.  Die  grosse  Wich- 
tigkeit, welche  der  richtigen  und  vollständigen  Fortführung  der 
Personenliste  beigelegt  wird,  tritt  in  dem  hier  vorgezeichneten  kolle- 
gialen Verfahren  zu  Tage,  denn  die  Revision  der  Liste  geht  nicht 
im  Büreauweg  vor  sich,  sondern  es  finden  zu  diesem  Behufe  förm- 
liche Sitzungen  des  Gemeinderates  statt,  deren  Besuch  nicht  blqgs  dem 
Steuerbeamten,  sondern  auch  einem  Mitglied  der  erstinstanziellen 
Kommission  freisteht.  Verschiedene  ministerielle  Ausschreiben  schärfen 
den  Steuerbeamten  die  grösste  Sorgfalt  in  der  Behandlung  der  Per- 
sonenliste ein,  allein  es  fällt  der  Verwaltung  nicht  bei,  die  Mitwir- 
kung der  Staatsbürger  durch  Einführung  von  sogen.  Hauslisten,  wie 
sie  die  deutsche  Gesetzgebung  nicht  selten  fordert,  in  Anspruch  zu 
zu  nehmen. 

Das  Verfahren  entwickelt  sich  nun  folgendermassen : 
1.  An  der  Hand  der  ergänzten  Personenliste  werden  vom 
Steueramt  die  zugegangenen  Steuerpflichtigen  —  d.  h.  die 
Besitzer  neu  entstandener  Einkommensquellen  und  die  in  den 
Steuerbezirk  neuerlich  eingezogenen  Personen  —  durch  Zusen- 
dung von  Bekenntnisformularen  und  durch  öffentliche  Aus- 
schreibung zur  Steuererklärung  innerhalb  bestimmter  Frist 
aufgefordert.  Gleichzeitig  können  alle  übrigen  eine  Erklä- 
rung abgeben;  die  Einsteuerung  der  Stillschweigenden  gilt 
an  sich  als  fortdauernd.     Art.   34  u.  35. 
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2,  Das  Steueramt  fertigt  von  Amts  wegen  die  Steuererklärung 
für  die  säumigen  Deklarationspflichtigen,  es  berichtigt  nach 
Befund  sowohl  die  notwendigen  wie  die  freiwilligen  Steuer- 
erklärungen und  die  Steueranlagen  der  Stillschweigenden 
unter  besonderer  Verständigung  der  Beteiligten  in  allen 
Fällen.     Art.  36. 

3.  Die  hierauf  angefertigte  Steuerliste  geht  nach  öffentlicher 
Auslegung  zum  Behufe  der  Anbringung  von  Reklamationen 
an  die  erstinstanzielle  Kommission,  welcher  die  Befugnis 
eingeräumt  ist,  auch  abgesehen  vom  Beruf ungsfall,  sowohl 
die  neu  festgestellten  wie  die  als  fortdauernd  erachteten  Ein- 
künfte ausnahmslos  zu  erhöhen.     Art.  39,  40  u.  43. 

An  diesem  Gerippe  des  italienischen  Einsteuerungsverfahrens 
lässt  sich  keine  Lücke  wahrnehmen ;  es  wird  sowohl  den  Interessen 
des  Staats  wie  jenen  der  Steuerpflichtigen  ausreichend  und  gleich- 
heitlich Rechnung  getragen,  besondere  Hervorhebung  verdient  aber 
wegen  seiner  prinzipiellen  und  praktischen  Bedeutung  das  entschei- 
dende Gewicht,  welches  der  Mitwirkung  der  Steuerpflichtigen  beigelegt 
wird.  Diese  ergibt  sich  vornehmlich  durch  die  allgemeine  Verpflichtung 
der  Behörden,  die  Beteiligten  von  allen  ihr  Interesse  berüh- 
renden Amtshandlungen   besonders  in  Kenntnis  zu   setzen. 

Persönliche  Verständigung  der  Steuerpflichtigen  von  ihrer  Ver- 
anlagung, deren  Gegensatz  die  ganz  unzulängliche  öffentliche  Auffor- 
derung zur  Einsicht  der  Steuerlisten  innerhalb  kurzer  Frist  bildet, 
ist  zwar  auch  in  den  meisten  deutschen  Gesetzen  vorgezeichnet,  allein 
sie  bezieht  sich  nach  der  Natur  des  Einsteuerungsverfahrens  hier  nur 
auf  die  Berufungsinstanz,  während  sie  in  Italien  den  Pflichtigen  nicht 
bloss  vor  der  Versäumnis  der  Einlegung  des  Rechtsmittels  sichert, 
sondern  auch  in  die  Lage  versetzt,  durch  Verhandlung  mit  der  Be- 
hörde die  Berufung  noch  während  des  Laufes  der  Frist  ent- 
behrlich zu  machen.  Nach  Art.  36  Abs.  1  und  Art,  39  Abs.  2  des 
Gesetzes  ergeht  an  die  Steuerpflichtigen  wiederholte  spezielle  Mittei- 
lung von  den  durch  den  Steuerbeamten  von  Amts  wegen  erfolgten 
Deklarationen  und  Berichtigungen,  welche  im  Verein  mit  den  unter 
Art.  81  des  Regolamento  enthaltenen  genauen  Zustellungs Vorschriften 
die  Möglichkeit  einer  zufälligen  Versäumnis  der  Wahrnehmung  ihrer 
Interessen  seitens  der  Steuerpflichtigen  vollkommen  ausschliesst. 

In  dieser  Weise  wird  dem  kontradiktorischen  Verfahren,  dem 
sichersten  Weg   zur  Ermittelung   der  Wahrheit   der  weiteste  Spiel- 

S8 


Die  italienische  Steuer  auf  die  Einkünfte  von  beweglichem  Vermögen.  39 

räum  eröffnet;  es  ist  aber  auch  anderseits  für  die  möglichste  Fern- 
haltung  der  mit  demselben  verbundenen  Nachteile  Sorge  getragen. 
Diese  könnten  naturgemäss  in  der  Regel  nur  die  staatlichen  Interessen 
treffen,  denn  es  ist  nicht  wohl  denkbar,  dass  der  Steuerbeamte  den 
Steuerpflichtigen,  welchem  die  vom  italienischen  Gesetz  in  ausgiebig- 
ster Weise  an  die  Hand  gegebenen  Rechtsmittel  zustehen,  in  un- 
widerruflicher Weise  schädigen  kann.  Dagegen  ist  Verkürzung  der 
Steuer  durch  Lässigkeit,  Unfähigkeit  oder  sogar  Pflichtwidrigkeit  der 
Beamten  wohl  möglich,  wenn  keine  Massregeln  hiergegen  getroffen 
werden,  wie  sie  das  italienische  Gesetz  durch  die  Oeffentlichkeit 
der  Steuerlisten  —  Art.  39  Abs.  1  —  und  die  Befugnis  der  Steuer- 
kommission, die  eingeschätzten  Einkünfte  jedes  Pflichtigen  von  Amts 
wegen  zu  erhöhen  —  Art.  43  —  einführt. 

Die  erster e  Massnahme  findet  sich  auch  in  der  deutschen  Ge- 
setzgebung, während  die  zweite  eine  besondere  Einrichtung  Italiens 
bildet,  welche  auf  den  ersten  Anblick  fremdartig,  wenn  nicht  wider- 
sinnig, bei  näherer  vom  deutschen  Herkommen  abgelösten  Betrach- 
tung aber  als  durchaus  folgerichtig  erscheint.  Diese  Befugnis  der 
Steuerkommission  stellt  zugleich  die  einzige  Beteiligung  derselben  an 
der  Steuerveranlagung  dar.  —  Aeusserlich  und  als  Ganzes  be- 
trachtet unterscheidet  sich  nun  das  italienische  Einsteuerungsverfahren 
von  dem  deutschen  vornehmlich  dadurch,  dass  nicht  wie  bei  diesem 
ein  periodisch  wiederkehrendes  allgemeines  Aufgebot  aller  Steuer- 
pflichtigen durch  Kommissionen,  sondern  nur  eine  periodische 
Musterung  der  objektiven  und  subjektiven  Veränderungsfälle 
durch  Behörden  stattfindet.  Beide  Systeme  haben  natürlich  ihre 
Für  und  Wider,  allein  wenn  man  die  notwendigen  Bedingungen  für 
eine  zweckmässige  Gestaltung  des  Einsteuerungsverfahrens  allgemein 
abwägt,  wird  man  zu  der  Ueberzeugung  gelangen  müssen,  dass  sich 
solche  beim  italienischen  System  viel  leichter  verwirklichen  lassen, 
wie  beim  deutschen,  weil  ersteres  vor  allem  bloss  eine  entsprechende 
Organisation  der  Behörden,  letzteres  aber  hierzu  auch  noch  sach- 
gemässe  Einrichtung  der  Steuerkommissionen  erheischt.  In  Deutsch- 
land sind  diese  nämlich  zugleich  mit  den  Behörden  Veranlagung s-, 
in  Italien  in  der  Hauptsache  Entscheidungsorgane:  die  Veran- 
lagung besorgt  hier  die  Behörde  allein.  Darin  liegt  der  wesentliche 
Unterschied.  Dass  sich  aber  die  Kommission  ihrer  ganzen  Natur 
nach  nicht  zur  Veranlagung,  d.  h.  zur  ursprünglichen  Feststellung 
der  Besteuerungsgrundlage  für  alle  Pflichtigen   eignet,   ist  unschwer 
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naclizuweisen.  Die  Lösung  dieser  Aufgabe  erfordert  bereite  Kenntnis 
aller  massgebenden  Verhältnisse  auf  Seite  aller  Kommissionsmit- 
glieder.  Dass  diese  Kenntnis  selbst  bei  massig  grossen  Schätzungs- 
bezirken nicht  einfach  vorausgesetzt  werden  kann,  hat  die  deutsche 
Gesetzgebung  wohl  wahrgenommen  und  daher  durchgängig  eine  Vor- 
prüfung des  Materials  und  zweckentsprechende  amtliche  Erhebungen 
entweder  durch  die  aus  dem  Beamtenelement  genommenen  Vorsitzen- 
den der  Kommissionen  oder  durch  die  Steuerbeamten  angeordnet. 
Es  wird  daher  die  behördliche  Mitwirkung  als  unerlässlich  erachtet^ 
allein  dieselbe  ist  keineswegs  dazu  angethan,  die  organische  Schwäche 
der  Veranlagungskommission  zu  beseitigen,  sondern  sie  lässt  sie  viel- 
mehr erst  recht  hervortreten.  Liefert  nämlich  die  Behörde  beweis- 
kräftiges Urkundenmaterial,  wie  dies  insbesondere  beim  Miete-  und 
Pacht-,  Renten-  und  Besoldungseinkommen  häufig  zutrifft,  so  ist  die 
Kommission  in  der  Regel  vollkommen  überflüssig,  während  sie  gegen- 
über nicht  beurkundeten  Mitteilungen  lediglich  darüber  entscheiden 
kann,  ob  sie  solche  für  zuverlässig  und  ausreichend  erachtet  oder 
nicht.  Im  ersteren  Fall  macht  sie  sich  abhängig  von  der  Behörde, 
im  zweiten  steht  sie  vor  der  Alternative,  entweder,  soweit  es  sich 
nicht  um  neue  Besteuerungsfälle  handelt,  die  Sache  beim  alten  zu 
lassen  —  wohl  der  häufigste  Fall  —  oder  selbst  Information  zu 
suchen,  was  naturgemäss  gewöhnlich  nicht  von  der  Gresamtkommission, 
sondern  nur  von  einzelnen  Mitgliedern  unternommen  werden  kann 
und  daher  zu  demselben  Resultat  nur  mit  Rollenwechsel  führen  muss. 

Diese  Querstände  machen  sich  zunächst  am  fühlbarsten  beim 
Einkommen  aus  Handel,  Gewerbe  und  freier  Berufsart  geltend,  weil 
hier,  soweit  keine  Bilanzen  oder  glaubwürdige  Steuererklärungen  vor- 
liegen, zumeist  bloss  Informationen  mittels  Gutachten  von  Sachver- 
ständigen zu  Gebote  stehen,  welche  aus  Rücksicht  für  diese  gewöhn- 
lich nicht  einmal  durch  unterschriftliche  Anerkennung  beurkundet 
werden  können. 

Da  unter  diesen  Umständen  der  Beamte  vor  die  Steuerkom- 
mission mit  unbeglaubigtem  Material  zu  treten  genötigt  und  natür- 
lich auch  mit  Irrungen  auf  Seite  der  Sachverständigen  zu  rechnen 
ist,  so  kann  der  Kommission,  welche  doch  auf  Grund  eigener 
Wissenschaft  oder  Ueberzeugung  entscheiden  soll  und  will,  nicht 
zugemutet  werden,  ihren  Beschluss  einfach  auf  solche  Informationen 
zu  stützen  und  hiermit  thatsächlich  abzudanken. 

Es  erübrigt  daher  für  dieselbe  hier  vorzugsweise  nur  die  obige 


Die  italienische  Steuer  auf  die  Einkünfte  von  beweglichem  Vermögen.  ^J^ 

Alternative  mit  allen  ihren  Schattenseiten,  welche  sich  je  nach  dem 
Umfang  der  den  Kommissionen   zugeteilten  Aufgabe   und  der  zufäl- 
ligen   Befähigung    und    Erfahrung    der    Kommissionsmitglieder    in 
grösserem  oder  geringerem  Grade  geltend  machen,  in  der  Regel  aber 
von  der  kommissionellen  Mitwirkung  bei  der  Steuerveranlagung  un- 
zertrennlich sind.    Das  gleiche  gilt  in  Bezug  auf  die  über  das  Mittel- 
mass    sich     erhebenden    Einkünfte    und   gewisse    ihrer   Natur    nach 
besonders    schwierig    zu   beurteilende   Einkommensarten,    wobei    die 
allgemeinen  äusseren  Anhaltspunkte  für  die  Schätzung:    die  auf  Er- 
fahrung  gegründete  Angleichung  an  andere  und   der  Verbrauch  des 
Steuerpflichtigen   mehr   oder    minder    versagen.     In    solchen    Fällen 
lässt  sich  die  Wahrheit,    soweit   sie   überhaupt   erreichbar,    nur  all- 
mählich  und    auf   mannigfachen    Wegen    ergründen;    es    kann   mit 
einem  Worte  nicht  von  einer  unmittelbaren  Schätzung,  sondern 
nur    von    einer   Ausmittelung    auf   verschiedenen   Wegen    die 
Rede  sein,  welche  einer  Kommission  unmöglich  ist.    Dies  ergibt  sich 
von  selbst,    wenn  man   nur   eine  Ermittelungshandlung,    freilich   die 
wichtigste  von  allen,  nämlich  die  persönliche  Einvernahme  des  Pflich- 
tigen, ins  Auge  fasst,  welche  nicht  leicht  ganz  erfolglos  bleibt,  so- 
ferne   sie  nur   in    angemessener  Weise   unter  vier  Augen   gepflogen 
wird.     Nach   alledem   dürfte   wohl    die    italienische  Organisation  der 
Steuerveranlagung    als    zweckmässiger    zu    erachten    sein,    wie    die 
deutsche.     In  Ansehung   der   beiderseitigen  Systeme   der  Steuerfort- 
führung lässt  sich  zwar  ohne  gründliche  Erfahrung  in  beiden  Rich- 
tungen kaum  eine  bestimmte  Entscheidung  treffen,  dagegen  wird  sich 
nicht  bestreiten  lassen,    dass  die  italienische  Einrichtung  wenigstens 
insoferne    entschieden   den  Vorzug   vor   der   deutschen  verdient,    als 
letztere    weit   mehr  Arbeits-,    Material-   und  Zeitverschwendung   mit 
sich  bringt,  weil  regelmässig  ein  sehr  grosser  Teil  der  ausnahmslos 
zur  periodischen  Neuveranlagung  beigezogenen  Einkünfte  unverändert 
bleibt  und  daher  ganz  zwecklos  aufgerufen  wird.  —  Jedenfalls  sind 
aber  die  Italiener  über  diese  Fragen  nicht  lange  im  Zweifel  gewesen, 
da  schon  zwei  Jahre  nach  der  Einführung  der  Veranlagungskommis- 
sionen  durch  das  erste  Gesetz  mit  dem  darauffolgenden  reorganisa- 
torischen Gesetz  vom  28.  Juni  1866  diese  Einrichtung  wieder  gründ- 
lich beseitigt  und  durch  das  nächste  Gesetz   vom  27.  Mai  1867  das 
gegenwärtige  System  der  Steuerfortführung  angeordnet  worden  ist.  — 
Was   nun  die   materiellen    Hilfsmittel  [der   Einsteuerung   anbe- 
langt, so  sind  die  unter  Art.  37  des  Gesetzes  aufgeführten  Befugnisse 
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der  Einsteuerungsorgane  wörtlich  aus  dem  ersten  Gesetz  herüber- 
genommen und  es  ist  demnach  dieser  wichtige  Punkt  gleich  von 
Anbeginn  mit  richtigem  und  vollem  Verständnis  ins  Auge  gefasst 
und  zum  Abschluss  gebracht  worden,  obwohl  die  Organisation  der 
Steuerveranlagung  durch  die  spätere  Uebertragung  derselben  von  den 
Kommissionen  an  die  Beamten  eine  wesentliche  Veränderung  erfahren 
hat.  Den  letzteren  wurden  jedoch  ganz  genau  die  den  ersteren  ur- 
sprünglich zugestandenen  Rechte  wieder  eingeräumt;  man  hat  keinen 
Anlass  gefunden,  dem  Beamtenelement  in  dieser  Beziehung  irgend 
welches  Misstrauen  zu  zeigen,  sondern  einfach  der  Natur  der  Dinge 
Rechnung  getragen. 

Nach  dem  Wortlaut  des  betr.  Gesetzesartikels  scheinen  alle  die 
hierselbst  bezeichneten  Massnahmen  fakultativer  Natur  zu  sein  — 
allein  der  Sinn  des  Gesetzes  ist  doch  ein  anderer,  weitergehender, 
sonst  würde  die  Zentralkommission  nicht  Anlass  gefunden  haben, 
durch  ein  besonderes  Erkenntnis  vom  26.  Februar  1868  ausdrücklich 
zu  betonen,  dass  die  Nichtbenutzung  jener  Befugnisse  seitens  des 
Beamten  keine  Nichtigkeit  des  Einsteuerungsverfahrens  bedingt.  Die 
Steuerfestsetzung  soll  nämlich  nicht  nach  blossem  Ermessen  erfolgen, 
sondern  auf  verfolgbare  Handlungen  gestützt  werden  und  es  gewinnen, 
von  diesem  Gesichtspunkt  aus  betrachtet,  die  in  Art.  37  bezeichneten 
Informationsmittel  gewissermassen  einen  obligaten  Charakter.  Dies 
ergibt  sich  aus  der  ebenso  lebhaften  wie  eingehenden  Debatte,  welche 
im  Senat  bei  der  Beratung  der  Bestimmung  unter  Ziffer  7  des 
gegenständigen  Artikels  stattgefunden  hat. 

Die  Berücksichtigung  der  Wohnungsmiete  als  Anhaltspunkt 
für  die  Beurteilung  des  Einkommens  eines  Steuerpflichtigen  ist  eine 
so  selbstverständliche  und  leicht  ausführbare  Massnahme,  dass  noch 
kein  anderes  Gesetz  Veranlassung  genommen  hat,  hierüber  ausdrück- 
liche Vorschriften  zu  erteilen,  und  wenn  in  Italien  in  dieser  Rich- 
tung eine  bemerkenswerte  Ausnahme  wahrzunehmen  ist,  so  erklärt 
sich  diese  nur  in  dem  oben  berührten  Sinne.  Die  Debatte  drehte 
sich  auch  lediglich  um  die  Frage  der  obligaten  oder  fakultativen 
Einführung  dieses  Informationsmittels,  nicht  sowohl  als  einer  Be- 
fugnis der  Steuerbehörde  wie  als  eines  gesetzlichen  Merkmals 
—  criterio  —  für  die  Bemessung  des  steuerbaren  Einkommens,  wie 
die  folgenden  Bemerkungen  des  Antragstellers  ersehen  lassen:  „Nur 
wenn  Sie  im  Gesetz  auf  die  Berücksichtigung  dieses  Merkmals  hin- 
weisen, wird  es  einerseits  der  Regierung  möglich  sein,  in  ihren  Voll- 
es 
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Zugsvorschriften  allgemeine  Regeln  in  Bezug  auf  die  Modalitäten  und 
die  Fälle  seiner  nützlichen  wie  angemessenen  Anwendung  an  die 
Hand  zu  geben  und  anderseits  dem  Steuerpflichtigen  die  Gelegen- 
heit offen  stehen,  hierüber  Erörterung  zu  pflegen  und  sich  dieses 
Merkmals  zu  bedienen,  wenn  er  sich  zur  Betretung  des  Rekurs weges 
veranlasst  sieht.  Wenn  aber  das  Gesetz  schweigt,  wie  soll  man  es 
anstellen,  gegen  eine  Entscheidung  zu  reklamieren,  bei  deren  Erlass 
keinerlei  Merkmale  zu  berücksichtigen  sind  ?  Wenn  in  Ermangelung 
jedes  Beleges  die  nackte  Willkür  genügt,  werden  die  Berufungen 
gleich  Lufthieben  sein."  Das  obige  Erkenntnis  der  Zentralkommis- 
sion will  daher  offenbar  nur  einer  zu  weit  gehenden  Geltendmachung 
dieser  Auffassung  entgegentreten  und  dem  Beamten  auf  alle  Fälle 
die  freie  Auswahl,  wenigstens  unter  den  übrigen  im  Gesetz  aufge- 
führten Auskunftsmitteln,  gewahrt  wissen. 

Dieser  gesetzgeberische  Standpunkt  ist  eine  ganz  vereinzelte 
Erscheinung  und  dessen  Berücksichtigung  in  der  Praxis  nur  bei  dem 
ausgebildeten  italienischen  Veranlagungs-  und  Berufungsverfahren 
möglich.  Anderwärts  ist  die  Steuerbehörde  in  keiner  Weise  ver- 
bunden, bestimmte  Beweismittel  oder  Anhaltspunkte  für  die  Bemessung 
des  steuerbaren  Einkommens  zu  benützen  und  für  die  teilweise  oder 
sogar  gänzliche  Unterlassung  der  informativen  Vorbereitung  ihres 
Beschlusses  nur  sich  selbst  bezw.  im  allgemeinen  Dienstwege  ver- 
antwortlich. Sie  darf  ganz  nach  subjektivem  Ermessen  einschätzen 
und  der  Betroffene  kann  daher  im  Berufungsweg  keinen  konkreten 
Gegenbeweis  führen,  sondern  nur  durch  Nachweisung  seines  ganzen 
Einkommens  a  priori  den  Einsteuerungsbeschluss  entkräften.  Diese 
unverkennbare  Härte  erscheint  um  so  bedenklicher,  als  sie  nach 
reinem  Zufall  immer  nur  einzelne  trifft  und  es  muss  sich  hierbei  der 
Gedanke  aufdrängen,  ob  es  nicht  gerechter  und  sogar  zweckmässiger 
wäre,  den  Steuerpflichtigen  in  jedem  Zweifelsfall  gleich  in  erster 
Instanz  den  vollen  Beweis  aufzulegen.  Hierdurch  würde  auch  der 
innere  Widerspruch  beseitigt,  welcher  darin  liegt,  dass  der  Behörde 
oder  der  Kommission  zwar  keine  inquisitorischen  Massnahmen  gegen 
den  Steuerpflichtigen  eingeräumt  sind,  bezw.  lästiges  Eindringen  in 
die  Einkommens-  oder  Vermögensverhältnisse  allgemein  untersagt  ist, 
während  es  ihr  vollkommen  freisteht,  ohne  Beweiserhebung  und  ohne 
Angabe  von  Gründen  jeden  Steuerpflichtigen  durch  beliebig  hohe 
Einschätzung  in  die  allerlästigste  Lage  zu  versetzen. 

In  Deutschland  ist  freilich  dieses  Verfahren,  abgesehen  von  der 
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mangelnden  oder  ungenügenden  Mitwirkung  der  Pflichtigen  bei  der 
Einsteuerung,  hauptsächlich  auch  durch  den  Umstand  nicht  bloss  er- 
möglicht, sondern  nahe  gelegt,  dass  den  Veranlagungsorganen  nicht 
die  gleichen  Befugnisse  wie  den  Berufungskommissionen  zustehen, 
worauf  noch  besonders  zurückgekommen  werden  wird.  Bei  dem 
individualisierenden,  den  Pflichtigen  zur  Teilnahme  förmlich  zwingen- 
den italienischen  Anlageverfahren,  welches  der  Einsteuerungsbehörde 
genau  dieselben  Befugnisse  überträgt  wie  der  Berufungsinstanz,  er- 
scheint aber  dergleichen  vollkommen  ausgeschlossen. 

Die  fraglichen,  unter  Art.  27  aufgeführten  Befugnisse  sind  zwar 
sämtlich  auch  der  deutschen  Gesetzgebung  nicht  unbekannt,  allein  es 
finden  sich  doch  sowohl  in  den  Parlamentsverhandlungen  wie  in  den 
Vollzugsvorschriften  einzelne  auf  ihre  Handhabung  bezügliche  Winke, 
welche  besondere  Hervorhebung  verdienen.  Das  Regolamento  befasst 
sich  hiermit  nur  in  untergeordneter  Weise,  dagegen  trifft  es  wichtige 
administrative  Massnahmen,  indem  es  unter  Art.  62 — 64,  dann 
Art.  117  Abs.  2  allen  Behörden  und  öffentlichen  Organen,  welche  in  der 
Lage  sind,  im  Rahmen  des  Gesetzes  Sachdienliches  für  die  Einsteue- 
rung zu  bieten,  die  Verpflichtung  auferlegt,  den  Veranlagungs- 
behörden von  Amts  wegen  allgemeine  Mitteilungen  zu  machen. 
Die  Finanzbehörde  wird  daher  nicht  in  dieser  Richtung  als  Privat- 
partei behandelt,  welche  anderen  öffentlichen  Organen  gegenüber  um 
Aufschlüsse  nachsuchen,  bezw.  sich  solche  bei  denselben  selbst  be- 
schaffen muss  und  mit  ihrem  Ansinnen  auch  abgewiesen  werden 
kann,  sondern  es  trägt  das  italienische  Gesetz  mit  jenen  Vorschriften 
dem  öffentlichen  Charakter  der  Auflage  nur  gebührend  Rechnung. 
Man  erblickt  hierin  auch  keineswegs  eine  Verletzung,  sondern  viel- 
mehr eine  Förderung  der  Privatinteressen,  wie  beispielsweise  aus 
einem  Zirkular  des  Ackerbau-  und  Handelsministeriums  vom  3.  Sep- 
tember 1873  zu  entnehmen  ist,  worin  die  Handelskammern  ermahnt 
werden:  „mit  Rücksicht  auf  die  ihnen  anvertrauten  Interessen  des 
Handelsstandes  durch  unbedingte  Aufschlusserteilung  an  die 
Finanzbehörden  dazu  beizutragen,  dass  nicht  infolge  von  Steuerhinter- 
ziehungen der  Redliche  für  den  Unredhchen  zahlen  muss  und  das 
Erträgnis  der  Auflage  zum  Schaden  des  Nationalkredits  geschmälert 
wird."  Die  fragliche  Verpflichtung  der  Behörden  kann  durch  keinerlei 
Rücksichten  auf  private  oder  dienstliche  Interessen  ausser  Kraft  ge- 
setzt, wohl  aber  zu  gunsten  der  letzteren  formell  beschränkt  werden, 
wie  es  unter  anderem  bezüglich  der  Angehung  der  Postanstalten  und 
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der  Carabinieri  geschehen  ist.  Nach  einem  Ministerialzirkular  vom 
31.  August  1883  wurde  anerkannt,  dass  die  Beantwortung  von  An- 
fragen der  Finanzbehörden  über  den  Postpacket  verkehr  der  Gewerbe- 
und  Handelstreibenden  durchaus  im  öffentlichen  Interesse  liege  und 
die  vollkommene  Bereitwilligkeit  der  Generaldirektion  der  Posten 
hierzu  ausgesprochen,  den  Finanzbeamten  jedoch  nicht  gestattet,  die 
Postämter  direkt  anzugehen,  sondern  aufgetragen,  die  Vermittelung 
der  Finanzintendantur  zu  diesem  Zwecke  in  Anspruch  zu  nehmen. 
Da  von  einer  geschäftlichen  Rücksicht  auf  die  Kunden  der  Postanstalt 
nicht  die  Rede  ist,  so  kann  diese  Beschränkung  nur  den  Zweck  ver- 
folgen, die  Postanstalt  vor  allzuweit  gehenden  Zumutungen  über- 
eifriger Vollzugsorgane  zu  schützen.  Jedenfalls  aus  gleichem  Grunde 
wurde  mit  Zirkular  des  Finanzministeriums  vom  1.  November  1880 
wiederholt  verfügt,  dass  die  Mitwirkung  der  Carabinieri  nur  durch 
Vermittelung  der  Präfekturen  in  Anspruch  genommen  werden  kann. 

Die  unter  Art.  61  des  Regolamento  den  Urkundsbehörden  auf- 
erlegte allgemeine  Verpflichtung  zur  Uebermittelung  von  Materiahen 
an  die  Steuerbeamten  bezweckt  übrigens  keineswegs  ausschliesslich 
die  Unterstützung  der  letzteren,  sondern  namentUch  auch  eine  Er- 
leichterung der  Steuerpflichtigen.  Nach  einem  Ministerialzirkular 
vom  20.  April  1878,  welches  ausdrücklich  betont,  dass  die  Steuer- 
beamten durch  die  Bestimmung  unter  Abs.  1  keineswegs  der  Ob- 
liegenheit überhoben  sind,  die  Urkunden  und  Register  der  ein- 
schlägigen Behörden  auch  ihrerseits  zu  Steuerzwecken  periodisch  zu 
prüfen  und  auszuziehen,  liegt  der  Schwerpunkt  des  Art.  62  im  zweiten 
Absatz,  wonach  die  Auszüge  der  Urkunds-  und  Registerbehörden  die 
Stelle  der  Steuererklärung  vertreten,  wenn  sie  auch  vom  Pflichtigen 
unterzeichnet  sind.  Damit  diese  Bestimmung  zur  vollen  Wirksam- 
keit gelangt,  wird  zugleich  den  Urkundsbehörden  empfohlen,  die 
Steuerpflichtigen  unter  Belehrung  über  ihre  Deklarationspflicht  zur 
Fertigung  der  Auszüge  zu  veranlassen,  eine  den  staatlichen  wie  den 
Privatinteressen  gleich  förderliche  Massnahme. 

Von  den  Handelsbüchern  ist  weder  im  Gesetz  noch  im  Rego- 
lamento die  Rede;  dagegen  wurde  den  Steuerbeamten  von  Seite  des 
Ministeriums  durch  Zirkular  vom  25.  Februar  1869  die  Weisung  er- 
teilt, gelegentlich  der  Einsicht  von  Geschäften  gemäss  Art.  37  Ziff.  3 
des  Gesetzes  auch  die  Einsicht  der  Handelsbücher  zu  verlangen,  wenn 
sie  sich  vorher  der  Zustimmung  der  Beteiligten  versichert  haben. 
Das    ist    nun   selbstverständlich    eine    reine   Verwaltungsmassnahme, 
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welche  den  Privaten  keinerlei  Verbindlichkeiten  auferlegt,  nichtsdesto- 
weniger aber  nicht  als  überflüssig  erscheint,  da  ausserdem  gegenüber 
dem  konkreten  Inhalt  des  Gesetzes  und  des  Regolamento  von  manchen 
Beamten  auch  nicht  einmal  der  Versuch  gemacht  werden  würde, 
diesen  sichersten  Weg  der  Information  zu  betreten. 

Anlangend  die  Strafsanktion  des  Art.  37,  so  enthält  das  be- 
zügliche Gesetz  vom  23.  Juni  1873  eine  solche  nur  in  Bezug  auf  die 
Steuerpflichtigen,  welche  der  Ladung  des  Beamten  nicht  Folge 
leisten  —  Ziff.  7  —  oder  den  Zutritt  zu  den  Geschäftslokalen  oder 
die  Einsichtnahme  der  Register  oder  die  Vorzeigung  der  Schuldbriefe 
verweigern  —  Ziff.  3  a  und  b  — .  Das  niederste  Strafmass  beträgt 
5  Lire,  das  höchste  wurde  von  200  auf  50  Lire  herabgesetzt.  Wenn 
auch  die  Strafe  bei  dieser  geringen  Bemessung  weniger  den  Charakter 
eines  wirksamen  Zwangsmittels  wie  den  einer  Rekognition  der  be- 
stehenden Verpflichtung  des  Steuerträgers,  nicht  bloss  zur  Abgabe 
einer  Steuererklärung  in  den  vom  Gesetz  vorgesehenen  Fällen,  sondern 
auch  zum  Erscheinen,  zur  Vernehmlassung  und  zum  Beweisantritt  vor 
dem  Beamten  nach  dessen  Ermessen  an  sich  trägt,  so  ist  ihre  Ein- 
führung gerade  um  deswillen  von  Interesse  und  zum  Verständnis  des 
Gesetzes  dienlich;  denn  sie  liefert  einen  weiteren  Beleg  für  das  be- 
sondere Gewicht,  welches  dasselbe  der  lebendigen  fortdauernden, 
keineswegs  durch  die  Steuererklärung  abgeschlossenen  Mitwirkung 
des  Pflichtigen  beim  Anlageverfahren  nicht  bloss  in  seinem,  sondern 
auch  im  öffentlichen  Interesse  beilegt.  Ohne  Beteihgung  des  letzteren 
würde  die  Strafe  keinen  Sinn  haben;  es  genügt  aber  auch  eine  ge- 
ringe Strafe  vollständig  zur  Wahrung  desselben.  Mit  dieser  ledig- 
lich die  Steuerpflichtigen  treffenden  Ordnungs-  und  der  oben  be- 
rührten Hinterziehungsstrafe  wegen  Unterlassung  der  Steuererklärung 
ist  der  italienische  Strafkodex  vollständig  abgeschlossen;  denn  es 
wird  der  Ungehorsam  dritter  Personen  gegenüber  den  Ladungen  der 
Steuerbehörde  nicht  mit  Strafe  bedroht.  Man  kann  dies  vom  prin- 
zipiellen Standpunkt  aus  betrachtet,  ungerechtfertigt  finden  —  un- 
zweckmässig ist  es  sicher  nicht,  denn  da  die  Zeugschaft  in  Steuer- 
sachen in  der  Regel  nicht  bloss  die  auf  Gemeinsinn  fussende  allge- 
meine Bereitwilligkeit  des  Zeugen,  sondern  auch  dessen  Befähigung 
zur  Abgabe  eines  brauchbaren  Zeugnisses  erfordert,  so  hat  die  Strafe 
gegen  Ungehorsam,  welche  weder  zwingen  noch  erziehen,  sondern 
nur  erbittern  kann,  keinen  Sinn. 

Zu  den  unter  Art.  37  aufgeführten  Mitteln  der  Steuerveranlagung 
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tritt  noch  die  klassen weise  Einschätzung  des  Einkommens  aus 
Handel,  Grewerbe,  freien  Berufsarten  und  persönlicher  Dienstleistung, 
welcher  eine  derartige  Wichtigkeit  beigelegt  wird,  dass  sie  gesetz- 
licher Regelung  unter  Art.  38  Abs.  1  wert  befunden  worden  ist. 

Die  eingehende  Begründung  dieser  Massnahme  durch  Depretis 
bei  der  Gesetzesvorlage  von  1877  lässt  ersehen,  dass  man  sich  über 
die  Durchführbarkeit  individueller  exakter  Einschätzung  dieser  Ein- 
kommenszweige keinen  Illusionen  hingegeben  und  daher  hauptsäch- 
lich die  Verhältnismässigkeit  der  Einsteuerung  ins  Auge  gefasst 
hat.  Das  ist  auch  zweifellos  der  richtige  Staudpunkt:  eine  Heran- 
ziehung dieser  Einkünfte,  welche  auch  nur  annähernd  der  präzisen 
Veranlagung  des  Besoldungs-  oder  Renteneinkommens,  soweit  Koupons- 
steuer  besteht,  oder  aktenmässige  Nachweise  über  dasselbe  vorliegen, 
entspricht,  lässt  sich  nur  unter  der  Voraussetzung  allgemein  vorge- 
schriebener gleichartiger,  auf  Feststellung  des  steuerpflichtigen  Ein- 
kommens eingerichteter  Buchführung  und  unbedingter  allgemeiner 
Verpflichtung  zum  buchmässigen  Nachweis  denken.  Da  diese  Voraus- 
setzungen noch  nirgends  gegeben  sind,  so  hängt  die  genaue  Ein- 
steuerung des  fraglichen  Einkommens  von  zufälhgen  günstigen  Um- 
ständen ab;  das  unvermeidliche  Gesamtresultat  ist  aber  Ungleich- 
mässigkeit  der  Steueranlage  innerhalb  derselben  Einkommenskategorieen, 
welche  am  schwersten  empfunden  und  getragen  wird.  Sehr  treffend 
bemerkt  hierzu  Depretis:  „Gerade  die  vergleichenden  Urteile  sind 
es,  welche  wir  jeden  Tag  hören,  wenn  über  die  wenig  gleichmässige 
Verteilung  der  Steuer  Klage  geführt  wird;  ich  hoffe  daher,  dass  dem 
Lande  eine  Aenderung  erwünscht  sein  werde,  durch  welche  das 
Mittel  der  Vergleichung  praktische  Bedeutung  für  jenen  Teil  der 
Einsteuerungen  erhält,  bei  welchem  die  schwersten  und  häufigsten 
Ungleichheiten  vorkommen." 

Für  den  entsprechenden  Vollzug  der  gegenständigen  gesetzlichen 
Vorschrift  wurde  in  gründlicher  Weise  durch  eine  Ministerialverfügung 
vom  Jahre  1877  gesorgt,  welcher  eine  durch  königliches  Dekret  be- 
stätigte ausführliche  Klassifikationstabelle  beigegeben  ist.  Dieselbe 
zerlegt  die  hierher  gehörigen  Einkommenskategorieen  in  29  Gruppen 
mit  zahlreichen  Unterarten,  deren  Zahl  s^ch  nach  einem  hierzu  ge- 
fertigten alphabetischen  Verzeichnisse  auf  888  beläuft.  Diese  Tabelle 
gibt  die  GHederung  für  die  Anlage  der  Steuerlisten,  und  es  wird 
hierdurch  namentlich  auch,  wie  Depretis  besonders  hervorhebt,  der 
Vorteil  erreicht,    dass    die   in  Italien   eingeführte  Oeffentlichkeit  der 
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Steuerlisten  nicht  auf  dem  Papier  bleibt,  da  jene  systematische  Ein- 
richtung derselben  gestattet,  dass  jedermann  in  der  Lage  ist,  mit  einem 
BHck  in  wenigen  Minuten  wahrzunehmen,  in  welcher  Weise  die 
anderen  behandelt  worden  sind,  die  in  derselben  Gemeinde  seine 
Kunst,  seinen  Beruf  oder  sein  Gewerbe  ausüben."  Das  erscheint 
natürlich  so  gut  wie  ausgeschlossen,  wenn  die  Listen  nicht  nach 
Berufs-  und  Erwerbsklassen  angelegt,  sondern  lediglich  distriktiv 
und  alphabetisch  eingeteilt  sind  und  daher  das  Aufschlagen  der 
Einsteuerung  eines  Berufsgenossen  für  Interessenten  mit  unver- 
hältnismässigem Zeit-  und  Müheaufwand  verknüpft,  bezw.  ohne 
Beihilfe  der  Behörde  gar  nicht  möglich  ist.  —  Die  fragliche 
Listeneinteilung  soll  aber,  wie  Depretis  weiter  bemerkt,  vorzugs- 
weise auch  zur  Aufmachung  einer  entsprechenden  Statistik  und 
Schulung  der  Behörden  dienen:  „Wie  die  Tabelle  8  zeigt  .  .  .,  er- 
sehen Sie,  dass  sich  gegenwärtig  die  Steuerämter  unmittelbar  nach 
Veröffentlichung  der  Listen  Rechenschaft  geben  über  die  in  denselben 
ipit  der  obigen  Ausscheidung  eingeschriebenen  Einkünfte.  Das  ist 
an  sich  eine  einfache  statistische  Arbeit,  welche  aber  zugleich  den 
Vorteil  mit  sich  bringt,  der  Verwaltung  eine  Handhabe  zur  Ver- 
folgung der  jährlichen  Einkommensschwankungen  und  zum  Studium 
ihrer  Ursachen  zu  gewähren,  und  dieses  von  den  Steuerbeamten  wie 
von  den  Inspektoren  betriebene  Studium  der  Resultate  jeden  Jahres 
bildet  das  Feld  der  Vorbereitung  für  die  Veranlagungen  der  folgen- 
den Periode.  Mein  Vorschlag  geht  nunmehr  dahin,  auch  in  die  Ur- 
teile der  Kommissionen  das  System  des  Studiums  des  steuerbaren 
Einkommens  nach  Klassen  und  Arten  —  classe  per  classe,  specie 
per  specie  —  einzuführen,  um  alle  in  die  Liste  einzuschreibenden 
Beitragspflichtigen  kennen  zu  lernen  und  jedem  seine  Einkünfte  mit  Ge- 
rechtigkeit und  grösster  Annäherung  an  die  Wahrheit  zu  bestimmen." 
Diese  Einrichtungen,  verbunden  mit  der  bereits  erwähnten  Be- 
fugnis der  Steuerkommissionen,  die  Einschätzungen  von  Amts  wegen 
zu  erhöhen,  und  der  Oeffentlichkeit  der  Listen,  gewähren  alle  .er- 
denkliche Sicherheit  für  Gleichmässigkeit  der  Veranlagung  und  es 
steht  nicht  zu  fürchten,  dass  dies  auf  Kosten  der  möglichst  genauen 
individuellen  Einsteuerung  geschehen  kann.  Hiergegen  schützt  schon 
die  allgemeine  Verpflichtung  zur  detaillierten  Steuererklärung,  welche 
doch  überall  von  nicht  wenigen  Pflichtigen  wahrheitsgetreu  abgegeben 
"wird  und  daher  nicht  zu  übersehende  Richtpunkte  für  die  Beurteilung 
der  übrigen  bietet.     Eine  besondere  Förderung   der  genauen  Veran- 
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lagung   der  in  Frage   stehenden  Einkommenskategorieen   wird   auch 
noch  durch  die  Bestimmung  unter  Art.  72    des  Gesetzes  angestrebt, 
welche  den  Gremeinden  eine  Vergütung  im  Betrage   von  10  Prozent 
der   auf  die  Einkommen  unter  lit.  b  und  c  des  Art.   54   treffenden 
wirklich  eingegangenen  Steuersumme  zuweist.    Dass  diese  Vergütung 
nicht  als  Finanzquelle  für  die  Gemeinden,  sondern  lediglich  als  Mittel 
zur  Aneiferung  derselben  gedacht  ist,  geht  schon  aus  der  Beschrän- 
kung derselben  auf  die  Einkommenskategorieen  hervor,  bei  deren  Ver- 
anlagung die  gemeindliche  Mitwirkung  eine  hervorragende  Rolle  spielt, 
und    wurde    auch    vom  Minister    mit    folgenden    Worten    klar    aus- 
gesprochen:  „Ich  halte  es  für  nützlich,  dass  die  Gemeinden  ein  ma- 
terielles  Interesse    an    den   Erträgnissen    des    mobilen    Einkommens 
haben:  während  wir  uns  an  die  Gemeindeausschüsse  um  Anfertigung 
der  Listen  und  an  die  aus  Bürgern  gebildeten  Kommissionen  um  Fest- 
setzung des  steuerbaren  Einkommens  wenden,    während  wir  uns  für 
einen  guten  Teil  des  Verfahrens  der  Munizipien  bedienen,  ist  es  doch 
eigentümlich,    dass   wir   von   den   einen  wie  von   den  anderen  Fleiss 
und  Eifer  ohne  irgend  welchen  Entgelt  verlangen ;  ich  schlage  Ihnen 
daher    vor,    den    Munizipien    zwar    nicht    die    Befugnis    zu    Steuer- 
zuschlägen,   wohl  aber  einen  wirklichen  Anteil  am  Erträgnis  einzu- 
räumen." —  Diese  Bemerkungen  beziehen  sich  nicht  bloss  auf  Art.  72, 
sondern  auch  auf  Art.  70,  welcher  den  Provinzen  und  Gemeinden  die 
Befugnis  zu  Steuerzuschlägen  abspricht  und  hiermit  das  so  ungemein 
wichtige  Gebiet  des  gemeindlichen  Besteuerungsrechtes  berührt.    Auf 
dieses  kann  selbstverständlich  hier  nicht  näher  eingegangen,  aber  doch 
nicht  unterlassen  werden,  darauf  hinzuweisen,    dass  die  unbegrenzte 
Befugnis   der   Gemeinden    zur   Bestreitung   ihrer   Bedürfnisse    durch 
Steuerzuschläge   insofern   sehr   tief  eingreifende  Rückwirkungen   auf 
die  Steuergesetze  ausübt,  als  sie  den  Steuerfuss,  dessen  richtige  Be- 
messung und  Abstufung  die  wichtigste  Aufgabe  dieser  Gesetze  bildet, 
wesentlich    verändern    kann,     denn    es    macht    für    den    Belasteten 
wirtschaftlich  nicht  den  mindesten  Unterschied,  ob  die  ihm  auferlegte 
Leistung   zum  Teil   in   die  Staats-   und   zum  Teil   in  die  Gemeinde- 
kasse fliesst.     Die  gemeindlichen  Zuschläge   verbieten   sich   übrigens 
bei  aussergewöhnlich   hoher  Bemessung   des   staatlichen  Steuerfusses 
von  selbst   und    sie   waren   thatsächlich   in  Italien   in  Bezug  auf  die 
Einkommensteuer  nur  wenige  Jahre  im  Gebrauch:  in  demselben  Art.  1 
des  Gesetzes  vom  11.  August  1870,  welcher  die  Steuerquote  auf  den 

hohen  Betrag  von  12  Prozent  fixiert,    wird  auch  den  Provinzen  und 
Finanzarchiv.    VI.  Jahrg.  4g  4 


50  Carl  Burkart, 

Gemeinden  das  Recht  der  Zuschläge  zur  Einkommensteuer  dauernd 
benommen,  da  die  betreffende  Bestimmung  unter  Art.  70  in  das 
letzte  Gesetz  übergegangen  ist.  —  Die  Zweckmässigkeit  der  den  Ge- 
meinden statt  der  Zuschläge  gewährten  festen  Anteilsquote  am  reinen 
Steuererträgnis,  welche  sich  übrigens  nach  der  Bestimmung  unter 
Abs.  2  des  Art.  72  zum  Teil  nur  als  Vergütung  von  baren  Auslagen 
darstellt,  leuchtet  von  selbst  ein. 

Sehr  wichtige,  der  deutschen  Gesetzgebung  fremde  Vorschriften 
zur  Sicherung  der  richtigen  Versteuerung  des  Renteneinkommens 
enthalten  endlich  noch  die  Art.  68  und  69  des  Gesetzes  und  Art.  115 
des  Regolamento,  welche  die  Klagbarkeit  von  Schuldforderungen  von 
dem  Nachweis  der  bezüglichen  Steuererklärung  und  Steuerzahlung 
abhängig  machen.  Nach  Abs.  2  des  Art.  68  bezieht  sich  dieser  Nach- 
weis selbst  auf  unverzinsliche  Schuldforderungen.  Art.  69  sorgt  in 
der  gründlichsten  Weise  für  den  genauen  Vollzug,  indem  er  nicht 
nur  den  Gerichten  die  Enthaltung  von  jeder  Verfügung  über  nicht 
erklärte  Rententitel,  sondern  auch  den  Gerichtsschreibern  unter  Straf- 
androhung die  Nichtannahme  von  Urkunden  befiehlt,  welche  nicht 
mit  dem  Nachweis  der  Erfüllung  der  Steuerpflicht  versehen  sind. 
Diese  Bestimmungen  in  Verbindung  mit  jenen  unter  Art.  62  lassen 
ersehen,  dass  man  in  Italien  kein  Bedenken  getragen  hat,  das  Zivil- 
recht in  den  Dienst  der  öffentlichen  Interessen  zu  stellen,  und  es 
wird  dies  um  so  weniger  angefochten  werden  können,  als  es  sich  bei 
der  Sicherung  des  Ertrags  der  direkten  Steuern  keineswegs  bloss  um 
fiskalische,  sondern  auch  um  die  Interessen  der  Steuerpflichtigen 
handelt,  welche  eine  solidarische  Genossenschaft  bilden,  wie  Scialoja 
in  den  Beratungen  des  Gesetzes  bei  einer  anderen  Gelegenheit  ganz 
im  Sinne  des  oben  berührten  Ministerialerlasses  an  die  Handels- 
kammern treffend  ausgesprochen  hat:  „.  .  .  Diese  Frage  zu  stellen, 
hat  die  Kommission  nicht  bloss  das  Recht,  sondern  auch  die  Pflicht, 
weil  alles  dasjenige,  was  der  hinterziehende  Steuerpflich- 
tige —  il  contribuente  dissimulatore  —  von  einem  Teil  seiner 
Einkünfte  zu  wenig  zahlt,  den  anderen  Pflichtigen  zur 
Last  fällt." 


Steuerbehörden. 

In  Italien'  bestehen  nach  dem  Annuario  für  1887    663  Steuer- 
ämter —  agenzie  — ,   welche   die  Verwaltung  der   direkten    Steuern 
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und  des  Katasters  zu  besorgen  haben  und  durcbschnittlich  mit  einem 
Beamten  als  Amtsvorstand  und  einem  Hilfsbeamten  besetzt  sind.  In 
grösseren  Städten  können  auch  zwei  oder  drei  Hilfsbeamte  —  ajuto 
agente  —  aufgestellt  werden;  in  den  Hauptstädten  bestehen  Ober- 
steuerämter, und  zwar  je  zwei,  das  eine  für  die  Grund-  und  Ge- 
bäude-, das  andere  für  die  Einkommensteuer  mit  je  einem  Ober- 
beamten —  agente  superiore  —  als  Amtsvorstand  und  einer  grösseren 
Anzahl  von  Beamten,  Hilfsbeamten,  Unterbeamten  —  ufficiali  — 
und  Schreibern.  Für  die  Steuerbeamten  wird  wissenschaftliche  Bil- 
dung gefordert.  Die  Adspiranten  müssen  das  Gymnasium  —  liceo  — 
oder  eine  Realschule  —  istituto  tecnico  —  absolviert  und  eine  beson- 
dere Prüfung^)  bestanden  haben,  um  als  Hilfsarbeiter  bei  einem 
Steueramt  verwendet  zu  werden.  Nach  einjähriger  Praxis  können  sie 
sich  der  Prüfung  für  die  Beförderung  zu  Beamten  unterziehen,  wozu 
jedoch  auch  noch  die  Erwerbung  des  akademischen  Grades  —  laurea  — 
bei  einer  Landesuniversität  erforderlich  ist.  Aus  den  Steuerbeamten 
erster  Klasse  werden  die  Steuerinspektoren,  aus  diesen  die  Ober- 
beamten gewählt.  —  Den  Steuerämtern  ist  als  Nebengeschäft  ledig- 
lich die  Erteilung  der  Lizenzen  zur  Destillierung  von  Alkohol  über- 
tragen, mit  der  Erhebung  und  Verrechnung  der  Steuern  sind  sie 
durchaus  nicht  befasst. 

Die  Organisation  der  italienischen  Steuerämter  ist  zweifelsohne 
eine  mustergiltige,  denn  sie  erfüllt  die  Hauptforderungen,  welche  in 
dieser  Richtung  naturgemäss  gestellt  werden  müssen,  nämlich:  ent- 
sprechende theoretische  und  praktische  Schulung  der  Beamten,  Be- 
freiung derselben  von  störenden  Nebengeschäften  und  zweckmässige 
Verteilung  der  Aemter.  Dass  die  Vorbedingungen  für  die  Zulassung 
zum  Steuerdienst  sehr  hoch  gestellt  sind  und  auf  ihr  Vorhandensein 
mit  aller  Strenge  Bedacht  genommen  wird,  zeugt  von  der  besonderen 
Wichtigkeit,  welche  man  diesem  Dienst  mit  vollem  Rechte  beilegt, 
denn  die  Veranlagung  der  direkten  Steuern  ist  eine  Aufgabe,  welche 
mehr  wie  jede  andere  auf  dem  Gebiete  der  Finanzverwaltung  Intel- 
ligenz, allgemeine  Bildung  und  auf  besondere  Schulung  und  Erfahrung 
gegründete  Sachkenntnis  erfordert.     Dies  gilt  aber  vorzugsweise  von 

^)  Diese  mündlich  und  schriftlich  vor  Lokalkorbmissionen  und  einer  Zen- 
tralkommission abzulegenden  Prüfungen  scheinen  sehr  strenge  genommen  zu 
werden,  da  nach  den  Berichten  der  Generaldirektion  der  direkten  Steuern  die 
Zahl  der  nicht  als  befähigt  Befundenen  durchschnittlich  beiläufig  die  Hälfte  der 
Kandidaten  beträgt. 
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der  Einkommensteuer,  deren  Feststellung  in  vielen  Fällen  nicht  bloss 
die  Lösung  eines  technisclien ,  sondern  auch  eines  psychologischen 
Problems  bedeutet,  insofern  es  sich  darum  handelt,  die  mannigfachen 
Schwierigkeiten,  wie  sie  die  Verschiedenheit  der  Charakteranlage  und 
des  Bildungsgrades  der  einzelnen  Steuerpflichtigen  hierbei  mit  sich 
bringen,  entsprechend  zu  überwinden.  Hierzu  sind  blosse  Routine 
und  Aktenerfahrung  ebenso  unzulänglich  wie  die  bestgedachten  Voll- 
zugsvorschriften, und  es  bestehen  auch  thatsächlich  für  die  italieni- 
schen Steuerbeamten  ausser  dem  Gesetz  und  dem  Regolamento  keine 
allgemeinen  Anweisungen,  Dagegen  wird  durch  Verschonung  der- 
selben mit  kräftezersplittemden  und  ablenkenden  Nebengeschäften 
dafür  gesorgt,  dass  sie  sich  in  intensivster  Weise  ihrem  ebenso 
schwierigen  als  wichtigen  Beruf  widmen  können,  denn  das  rein  me- 
chanische, durch  untergeordnete  Hilfskräfte  leicht  zu  besorgende 
Nebengeschäft  der  oben  erwähnten  Lizenzerteilung  kann  in  dieser 
Richtung  nicht  in  Betracht  kommen.  Das  gleiche  gilt  von  dem  hier 
nicht  näher  zu  erörternden  Inspektionsdienst  —  vergleiche  Art.  76 
des  Regolamento  — ,  dessen  ausschliesslich  dem  Vollzugsdienst  ent- 
nommene Organe  ebenfalls  von  allen  Nebengeschäften  befreit  sind 
und  nach  ausdrücklicher  Ministerialvorschrift  selbst  nicht  im  Admini- 
strativweg vom  vorgesetzten  Intendanten  ihren  regelmässigen  Funk- 
tionen länger  als  zehn  Tage  ohne  motivierten  Bericht  an  die  Greneral- 
direktion  der  direkten  Steuern  entzogen  werden  dürfen. 

Was  die  Verteilung  der  Aemter  anlangt,  so  trifft  im  Allgemeinen 
auf  43,000  Seelen  ein  Steueramt,  abgesehen  von  den  grossen  Städten, 
in  welchen  jedoch  die  günstigeren  Raumverhältnisse  und  die  ent- 
sprechende Besetzung  der  Aemter  mit  einer  grösseren  Anzahl  von 
Arbeitskräften  die  höhere  Seelenzalil  ausgleichen  dürfte.  Dass  die 
Verwaltung  aber  auch  in  dieser  Richtung  unablässig  bestrebt  ist, 
neu  entstandenen  oder  neu  wahrgenommenen  Bedürfnissen  der  Be- 
völkerung und  des  Dienstes  gerecht  zu  werden,  lässt  sich  aus  den 
Jahresberichten  der  Greneraldirektion  der  direkten  Steuern  entnehmen, 
welche  regelmässig  Neuerrichtungen,  Einziehungen  und  Verlegungen 
von  Aemtern,  bezw.  Ab-  und  Zuteilungen  von  Gemeinden  ausweisen  ^). 


')  Ueber  die  Einteilung  der  Steuerämter  vgl.  Statist.  Beil.  II. 
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Berufungsverfahren  in  erster  Instanz. 

Gelegentlich  der  Beratungen  über  die  letzte  Gesetzesvorlage  wurde 
von  Depretis  über  die  Berufungen  folgendes  bemerkt:  Zum  grösseren 
Teil  werden  die  Einschätzungen  definitiv,  weil  entweder  der  Beamte 
die  Erklärung  des  Pflichtigen  richtig  findet,  oder  weil  es  ihm  gelingt, 
mit  demselben  die  angezeigte  Richtigstellung  zu  vereinbaren,  oder 
weil  der  Pflichtige  den  Vorschlag  des  Beamten  stillschweigend  an- 
nimmt und  nicht  innerhalb  des  vorgesteckten  Termines  bekämpft, 
oder  endlich  weil  die  erstinstanzielle  Kommission  die  Meinungs- 
verschiedenheit billig  schlichtet,  indem  sie  die  Finanzverwaltung  und 
den  Steuerpflichtigen  mit  einander  aussöhnt  —  conciliando  fra  loro 
la  finanza  e  il  contribuente  —  .  .  .,  wie  die  Berufungen  an  die  Pro- 
vinzialkommission  heutzutage  schon  wenige  sind,  so  werden  sie  auch 
in  Zukunft  bei  dem  neuen  System  wenige  werden,  ihre  Zahl  wird 
sich  auch  noch  verringern  *),  wenn  die  erstinstanziellen  Kommissionen, 
wie  zu  hoffen  ist,  gelernt  haben  werden,  durch  die  Prüfung  der 
Listen  und  der  Berufungen  die  Einschätzungen  besser  auszugleichen." 
Den  in  diesen  Bemerkungen  angedeuteten  Charakter  des  erstinstan- 
ziellen Berufungsverfahrens  bekunden  auch  gleich  die  ersten  Worte 
des  den  Abschnitt  über  die  Berufungen  einleitenden  Art.  42  des  Ge- 
setzes: lieber  „Meinungsverschiedenheiten"  —  controversie  — ,  welche 
zwischen  dem  Steuerpflichtigen  und  dem  Beamten  über  die  Fest- 
stellung der  Einkünfte  .  .  .  entstehen,  entscheiden  die  administrativen 
Kommissionen.  Die  erstinstanziellen  Kommissionen  entwickeln  also 
nicht  bloss  eine  entscheidende,  sondern  auch  eine  vermittelnde  Thätig- 
keit,  und  es  ist  zu  diesem  Behuf  unter  Art.  86  des  Regolamento  be- 
stimmt, dass  der  Steuerbeamte  den  Kommissionssitzungen  anwohnen 


')  In  dieser  Richtung  scheint  sich  der  hervorragende  Staatsmann  getäuscht 
zu  haben,  da  die  statist.  Beil.  III  keineswegs  eine  stetige  Abnahme  der  Be- 
rufungen ausweist.  Bei  der  Höhe  des  Steuersatzes,  der  Oeffentlichkeit  der  Listen, 
der  kontradiktorischen  Natur  des  Verfahrens,  der  zweckmässigen,  die  individuelle 
Verfolgung  der  Einsteuerungsfälle  ermöglichenden  Organisation  der  Steuerämter 
und  der  durch  das  Gesetz  und  sein  Auslegungsmaterial  geförderten  Kasuistik 
lässt  sich  dies  auch  nicht  wohl  erwarten.  Dagegen  entspricht  die  merkwürdige 
quantitative  Stetigkeit  der  Berufungsfälle  nur  dem  bekannten,  durch  die  Sta- 
tistik auch  auf  anderen  Gebieten  aufgezeigten  Gesetz  der  Gleichmässigkeit  der 
Erscheinungen  und  es  dürfte  daher  die  Zahl  der  Berufungen  keinesfalls  die  An- 
nahme anomaler  Verhältnisse  gestatten. 
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kann  und  dass  niclit  nur  der  Steuerpflichtige  auf  Verlangen  persön- 
lich gehört,  sondern  in  diesem  Fall  auch  der  Beamte  von  dem  Ver- 
handlungstermin verständigt  werden  muss. 

Die  Zusammensetzung  der  Kommissionen  hat  im  Laufe 
der  Entwicklung  sowohl  in  qualitativer  wie  in  quantitativer  Beziehung 
sehr  bedeutende  Schwankungen  erfahren  und  hierbei  in  entgegen- 
gesetzten Richtungen  gewechselt.  Das  erste  Gesetz  von  1864  führte 
fünf-,  bezw.  für  grössere  Bezirke  siebengliederige  Kommissionen  ein, 
deren  Mitglieder  mit  Ausnahme  des  in  den  genannten  Zahlen  ein- 
begriffenen, vom  Präfekten  ernannten  Vorsitzenden  durch  die  Ge- 
meinde- oder  Konsorzialvertretung  zu  wählen  waren;  das  Gesetz  von 
1866  minderte  die  Zahl  der  Kommissionsmitglieder  auf  drei,  jedoch 
unter  Beibehaltung  des  Uebergewichts  des  Wahlelements,  da  zwei 
Mitglieder  von  den  Gemeindevertretungen  und  eines  von  der  Regie- 
rung zu  bestimmen  waren,  während  nach  dem  Gesetz  von  1870  die 
Kommissionen  unter  Beibehaltung  der  Zahl  und  Umkehrung  des 
Schwerpunktes  aus  zwei  von  der  Regierung  und  einem  von  der  Ge- 
meinde oder  dem  Konsorzium  bestimmten  Delegierten,  in  Bezirken 
mit  mehr  als  12,000  Einwohnern  aus  einer  beliebig  grösseren  Zahl 
von  Mitgliedern  gebildet  werden.  Das  Uebergewicht  der  Verwaltung 
wurde  übrigens  durch  die  Verfügung  gemildert,  dass  die  Hälfte  der 
Regierungsdelegierten  aus  den  nicht  zu  den  Staatsbediensteten  zäh- 
lenden Gemeinderäten  gewälilt  werden  musste.  Das  letzte  Gesetz 
von  1877  ist  endlich  rückhaltslos  wieder  zur  Wahlkommission,  be- 
stehend aus  vier  Mitgliedern  und  einem  von  der  Regierung  ernannten 
Vorsitzenden,  zurückgekekrt. 

Den  Bezirk  für  die  Kommissionen  bildet  nicht  die  Einzel- 
gemeinde, sondern  das  in  der  Regel  eine  grössere  Anzahl  von  Ge- 
meinden in  sich  schliessende  mandamento,  d.  h.  der  Bezirk  des  Pre- 
tore  oder  Amtsrichters,  Für  grössere,  mehrere  solche  Sprengel  in 
sich  schliessende  Gemeinden  wird  nur  eine  Kommission  bestellt,  welche 
sich  jedoch  in  Unterkommissionen  verteilen  kann.  Zu  diesem  Behufe 
darf  die  Kommission  aus  einer  beliebig  grossen  Anzahl  von  Mit- 
gliedern gebildet  werden,  wobei  nur  das  Verhältnis  von  vier  ge- 
wählten Mitgliedern  auf  einen  Delegierten  der  Regierung  eingehalten 
werden  muss.  Die  Bildung  einer  einzigen  Hauptkommission  für  die 
aus  mehreren  Bezirken  bestehenden  Gemeinden  wurde  von  der  Par- 
lamentskommission anfänglich  verworfen  und  auch  bei  diesen  Ge- 
meinden der  Grundsatz  der  Bezirkskommission  festzuhalten  versucht, 
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auf  den  entschiedenen  Widerstand  der  Regierung  hin  jedoch  schliess- 
lich deren  Vorschlag  angenommen.  Bei  der  Debatte  über  diesen 
Gegenstand  legte  die  Kommission  das  Hauptgewicht  auf  das  Vor- 
handensein der  erforderlichen  Sach-  und  Personenkenntnis  auf  Seite 
der  Kommissionsmitglieder,  die  Regierung  dagegen  auf  die  Gleich- 
mässigkeit  der  Steueranlage.  Der  Standpunkt  der  letzteren  dürfte 
wohl  der  richtigere  sein,  denn  die  einheitliche,  in  Unterkommissionen 
abteilbare  Hauptkommission  gewährt  die  Möglichkeit,  beiden  Bedürf- 
nissen nach  Thunlichkeit,  wenn  auch  nicht  in  ganz  gleichem  Masse, 
gerecht  zu  werden,  während  die  Bildung  mehrerer,  der  Natur  der 
Sache  nach  autonomer  Wahlkommissionen  gar  keine  Gewähr  für  die 
unerlässliche  Gleichmässigkeit  der  Steueranlage  bietet. 

Wie  bei  dem  auf  Listenveranlagung  fussenden  Teil  der  ita- 
lienischen Einkommensteuer  überhaupt,  spielt  auch  hier  die  Haupt- 
rolle das  Einkommen  aus  Gewerben  und  freien  Berufsarten,  bei 
welchem  auf  die  Gleichmässigkeit  der  Veranlagung  der  einzelnen 
Kategorieen  mit  Recht  das  grösste  Gewicht  gelegt  wird. 

Die  Wahrnehmung  dieser  Gleichmässigkeit  ist  aber  einer  Mehr- 
zahl von  autonomen  Lokalkommissionen  für  einen  grösseren  wirtschaft- 
lichen Einheitsbezirk,  wie  ihn  die  grossen  Städte  bilden,  ganz  un- 
möglich, weil  ihnen  das  erforderliche  Vergleichungsmaterial  nicht  zur 
Verfügung  steht,  abgesehen  davon,  dass  solche  Lokalkommissionen  für 
Lokalinteressen,  welche  erfahrungsgemäss  nicht  bloss  in  einzelnen 
Landesteilen,  sondern  auch  in  den  verschiedenen  Bezirken  der  grossen 
städtischen  Zentren  ihre  Blüten  treiben,  empfänglicher  sein  werden, 
als  dem  freien  Blick  auf  das  grosse  Ganze  förderlich  ist.  Dagegen 
lässt  sich  andererseits  nicht  verkennen,  dass  dieses  der  Entwicklung 
der  nötigen  Orts-,  Personen-,  Sach-  und  Geschäftskenntnis  im  Schosse 
der  Kommissionen  Raum  gewährende  System  an  sich  der  angemes- 
senen individuellen  Einschätzung  mehr  Vorschub  zu  leisten  geeignet 
ist,  wie  das  System  der  einheitlichen  Kommission  mit  Unterabtei- 
lungen. Dass  letzteres  in  dieser  Richtung  nicht  allzusehr  zurück- 
bleibt, ist  eben  die  Aufgabe  des  zweckmässigen  Vollzugs,  welchem 
jedenfalls  der  für  die  aus  einem  Bezirk  bestehenden  oder  mehrere 
solche  in  sich  schliessenden  Gemeinden  angeordnete  Wahlmodus  nur 
förderlich  ist.  In  diesen  erfolgt  nämlich  nach  Art.  42  Abs.  3  des 
Oesetzes  die  Wahl  der  Kommissionsmitglieder  direkt  durch  den  Ge- 
meinderat —  consiglio  comunale  — ,  während  in  den  aus  mehreren 
Gemeinden  bestehenden  Bezirken  die  einzelnen  Gemeinderäte  erst  ge- 
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mäss  Art.  42  Abs.  4  zum  Behufe  der  Wahl  eine  Konsorzialvertretung 
zu  bilden  haben.  Die  Art  der  Zusammensetzung  des  italienischen 
Gemeinderats  schliesst  nun  keineswegs  aus,  dass  bei  der  Wahl  der 
Kommissionen  in  den  grösseren  Städten  auch  dem  örtlichen  Element 
entsprechend  Rechnung  getragen  wird,  da  nach  der  Gemeindeordnung 
vom  Jahr  1865  ^)  in  den  in  Bezirke  —  frazioni  —  abgeteilten  Ge- 
meinden die  einzelnen  Bezirke  nach  Wunsch  die  auf  sie  treffenden 
Räte  selbst  wählen  können.  Wenn  daher  im  Schosse  des  Gemeinde- 
rats jeder  Bezirk  vertreten  ist,  so  kann  von  demselben  auch  bei 
der  Vermehrung  der  Zahl  der  Kommissionsmitglieder  deren  mög- 
lichste Verteilung  auf  die  einzelnen  Stadtbezirke  wahrgenommen 
werden.  Im  übrigen  enthält  weder  das  Gesetz  noch  das  Regola- 
mento,  abgesehen  von  den  Bestimmungen  über  die  Formalitäten 
des  Wahlverfahrens  —  Art.  6 — 10  des  Regolamento  —  und  über 
die  Wahlfähigkeit  —  Art.  12  ebendaselbst  —  nähere  Fingerzeige 
über  die  Bestellung  der  Kommissionsmitglieder  und  die  Bildung 
der  ünterkommissionen,  sondern  lässt  in  dieser  Beziehung  der  kom- 
munalen Selbstverwaltung  vollkommen  freien  Spielraum.  Es  gilt  dies 
insbesondere  auch  von  der  wichtigen  Frage,  ob  und  in  welchem  Mass- 
stabe die  Zahl  der  Kommissionsmitglieder  vermehrt  werden  soll, 
worüber  nach  Art.  10  des  Regolamento  lediglich  die  Wahlversamm- 
lung unbeschränkt  zu  entscheiden  hat,  welche  Befugnis  sich  natur- 
gemäss  auch  auf  die  von  der  Zahl  der  Mitglieder  abhängige  Bildung 
der  Unterkommissionen  und  ilire  Bezirke  erstreckt.  In  Deutschland 
ist  dies  der  Regierung  vorbehalten,  welcher  aber  im  übrigen  in  der 
Regel  gar  keine  Einwirkung  auf  die  gebildeten  Kommissionen  zu- 
gestanden ist,  während  das  italienische  Regolamento  unter  Art.  24 
für  den  Fall  fortgesetzter  Saumseligkeit  unter  bestimmten  Voraus- 
setzungen dem  Präfekten  die  Befugnis  einräumt,  auf  Bericht  des 
Finanzintendanten  und  nach  Anhörung  des  Vorsitzenden  und  der 
Provinzialdeputation  die  Kommission  aufzulösen  und  eine  Neuwahl 
anzuordnen. 

Die  zur  Wahlfähigkeit  erforderlichen,  bezw.  solche  aus- 
schliessenden  oder  die  Ablehnung  gestattenden  persönlichen  Eigen- 
schaften, welche  unter  Art.  12  des  Regolamento  aufgezählt  sind,  bieten 


')  Das  jüngst  beschlossene  Gesetz  vom  30.  Dezember  1888  über  die  Ab- 
änderung der  Gemeindeordnung  lässt  das  obige  Gesetz  in  seinem  grössten  Teil 
aufrecht  und  auch  die  gegenständige  Materie  unberührt. 
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in  positiver  Richtung  gegenüber  der  deutschen  Gesetzgebung  nichts 
besonders  bemerkenswertes. 

Auffallend  könnte  bei  dem  Gewicht,  welches  auf  die  Veran- 
lagung nach  Erwerbskategorieen  gelegt  wird,  der  Mangel  jeder  hierauf 
bezüglichen  Bestimmung  über  die  Zusammensetzung  der  Kommissions- 
mitglieder erscheinen,  allein  bei  näherer  Betrachtung  wird  man  dieser 
Enthaltsamkeit  nur  zustimmen  müssen,  denn  es  ist,  abgesehen  von 
der  Natur  der  Sache,  im  Hinblick  auf  den  die  Beschlussfassung  nach 
Kategorieen  auch  für  die  Kommissionen  vorschreibenden  Art.  44  des 
Gesetzes  ganz  undenkbar,  dass  dieser  Gesichtspunkt  vernachlässigt 
und  eine  Entscheidung  gegen  den  Steuerpflichtigen  ohne  Mitwirkung 
von  Berufsgenossen  desselben  getroffen  werden  kann.  Die  Möglich- 
keit der  Zuziehung  von  solchen  ist  aber  in  jedem  Falle  gegeben, 
denn  wenn  es  auch  natürlich  nicht  angeht,  Vertreter  von  allen  ein- 
zelnen Berufszweigen  von  vornherein  in  die  Kommissionen  zu  wählen 
und  hierbei  nur  auf  die  Hauptkategorieen  Rücksicht  genommen  werden 
kann,  so  gewährt  doch  die  im  letzten  Absatz  des  Art.  42  den  Kom- 
missionen eingeräumte  unbeschränkte  Befugnis,  jeden  geeignet  schei- 
nenden Bürger  zur  Beteiligung  an  den  Kommissionsarbeiten  heran- 
zuziehen, ausreichende  Gelegenheit,  einem  besonderen  Bedürfnis 
entgegen  zu  kommen. 

Die  unter  Art.  12  des  Regolamento  enthaltenen  Vorschriften 
über  die  Wahlfähigkeit  und  die  Wahlablehnungsgründe  gelten  auch 
für  die  von  der  Regierung  zu  ernennenden  Vorsitzenden. 

Dieses  Ernennungsrecht  ist  von  der  Regierung  ursprünglich  nicht 
in  Anspruch  genommen,  sondern  derselben  im  Wege  der  Verein- 
barung vom  Parlament  eingeräumt  worden. 

Nach  dem  Regierungsvorschlag  sollte  nämlich  der  Vorsitz  in 
den  erstinstanziellen  Steuerkommissionen  ausnahmslos  den  Pretoren 
übertragen  werden  und  zwar  in  den  Bezirkskommissionen  den  ein- 
schlägigen Pretoren  kraft  des  Gesetzes,  während  in  den  aus  mehreren 
Gerichtsbezirken  bestehenden  Gemeinden  der  Vorsitz  führende  Pretor 
vom  Präsidenten  des  Tribunals  zu  bestimmen  gewesen  wäre.  Das 
ausgesprochene  Hauptmotiv  der  Regierung  bestand  hierbei  in  der 
Erwägung,  dass  in  der  Mehrzahl  der  Bezirke  der  Pretor  ohnedies 
die  einzige  zu  dieser  Funktion  geeignete  Persönlichkeit  sein  werde; 
das  unausgesprochene  Motiv  mögen  aber  die  mit  der  Bestellung  der 
Vorsitzenden  für  die  Regierung  verbundenen,  nicht  unerheblichen 
Schwierigkeiten  gebildet  haben.     Die  Parlamentskommission   glaubte 
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aber  in  Uebereinstimmung  mit  den  fast  einmütig  sich  gegen  den 
Vorschlag  aussprechenden  amtlichen  Gutachten  denselben  zur  Ver- 
meidung von  Ueberbürdung  und  Kräftezersplitterung,  dann  zur  Wah- 
rung der  richterlichen  Unbefangenheit  auf  Seite  der  Pretoren  ab- 
lehnen und  der  Regierung  zur  Ausgleichung  das  Recht  der  Ernennung 
des  Vorsitzenden  zugestehen  zu  müssen. 

Nach  diesem  Gang  der  Verhandlungen  wird  anzunehmen  sein, 
dass  die  Regierung,  trotz  des  Mangels  an  geeigneten  Persönlichkeiten 
in  den  Landbezirken,  die  Pretoren  bei  der  Bestellung  der  Kommis- 
sionsvorsitzenden in  der  Regel  ausser  Spiel  lässt  und  nur  in  Aus- 
nahmsfällen nach  diesen  greift;  denn  gesetzlich  ausgeschlossen  ist 
diese  Wahl  nach  den  Bestimmungen  des  Regolamento  Art.  12  und 
der  Gemeindeordnung  von  1865  Art.  17,  18  und  25  keineswegs. 
Aus  dem  Umstände,  dass  den  Pretoren  im  Regolamento  kein  Ab- 
lehnungsrecht zugestanden  wird,  darf  sogar  die  Absicht  gefolgert 
werden,  der  Regierung  die  Möglichkeit  offen  zu  lassen,  wenigstens 
in  Notfällen  die  Pretoren  als  Vorsitzende  zu  bestellen. 

Der  Schwerpunkt  der  Frage  liegt  natürlich  in  den  grossen 
Städten,  welche  immer  ein  so  reichliches  Material  zu  Vorsitzenden 
enthalten  werden,  dass  die  Heranziehung  der  Pretoren  hier  um  so 
weniger  je  erforderlich  werden  kann,  als  die  Wahl  der  Regierung 
gemäss  Art.  18  der  Gemeindeordnung  keineswegs  auf  die  rein  bür- 
gerlichen Kreise  in  unserem  Sinne  beschränkt  ist.  Nach  jenem  Artikel 
haben  nämlich  das  auch  die  Wahlfähigkeit  in  sich  schliessende  Wahl- 
recht: „die  Mitglieder  der  Akademien,  deren  Wahl  vom  Könige  ge- 
billigt ist,  und  die  Mitglieder  der  Landwirtschafts-  und  Handelskam- 
mern; die  im  aktiven  Dienst  oder  im  Bezug  eines  Ruhegehalts 
stehenden  Zivil-  und  Militärbeamten,  welche  vom  Könige  ernannt 
oder  dem  Parlamentsdienst  zugehörig  sind;  die  wegen  Tapferkeit 
dekorierten  MiHtärpersonen ;  die  wegen  mutiger  oder  menschenfreund- 
licher Handlungen  Dekorierten;  die  zu  den  akademischen  Graden  Be- 
förderten; die  Professoren  und  die  zum  Unterricht  an  den  öffentlichen 
Schulen  autorisierten  Lehrer;  die  Prokuratoren  bei  den  Tribunalen 
und  den  Appellhöfen,  die  Notare,  Rechnungsführer,  Liquidatoren, 
Geometer,  Pharmazeuten  und  approbierten  Tierärzte ;  die  ihr  Geschäft 
gesetzlich  ausübenden  Wechselagenten  und  Sensale"  ^). 

Dass  bei  diesen  liberalen  und  rationellen  Bestimmungen  der 
italienischen  Gemeindeordnung,  welche  in  ebenso  idealer  wie  prakti- 
scher Weise  wissenschaftliche  und  technische  Bildung,  Kenntnis  der 
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öffentlichen  Geschäfte  und  persönliches  Verdienst  als  allgemeine 
Kechtstitel  für  die  Erlangung  der  Würde  eines  Gemeindevertreters 
ohne  formelle  Nebenbedingungen  anerkennen,  der  Regierung  eine 
reiche  Auswahl  in  der  Ernennung  der  Vorsitzenden  der  Steuerkom- 
missionen gesichert  ist,  bedarf  kaum  der  Erörterung. 

Immerhin  mag  die  Bestellung,  wenigstens  anfängHch,  ihre 
Schwierigkeiten  gehabt  haben,  deren  Lösung  jedoch  einzig  und  allein 
dem  Takte  und  der  Umsicht  der  Präfekten,  sowie  dem  Verständnis 
und  opferwilligen  Entgegenkommen  der  beteiligten  Bevölkerungskreise 
überlassen  worden  sein  muss,  denn  es  enthalten  bezüglich  der  Be- 
stellung der  Vorsitzenden  weder  das  Gesetz  noch  das  Regolamento 
noch  die  gedruckten  ministeriellen  Ausschreiben  besondere  Fingerzeige. 
Bei  der  hohen  Intelligenz  und  dem  Patriotismus  der  italienischen 
Stadtbevölkerung  ist  aber  nicht  zu  zweifeln,  dass  sich  überall  in  Bälde 
geeignete  Elemente  gefunden  haben  werden.  Man  darf  übrigens  nicht 
ausser  acht  lassen,  dass  der  Vorsitzende  der  Kommission  keineswegs 
ein  Vertreter  der  fiskalischen  Interessen  oder  überhaupt  ein  Beamter, 
sondern  nur  ein  mit  besonderen  Fähigkeiten  ausgestattetes  Mitglied 
der  Kommission,  ohne  irgend  welches  Vorrecht  sein  soll,  dessen  Er- 
nennung durch  die  Regierung  nur  zur  Gewährleistung  einer  möglichst 
angemessenen  und  dauernden  Bestellung  dieses  Postens  erfolgt. 

Dieser  Charakter  desselben  ergibt  sich  neben  dem  Mangel  an 
besonderen  Vorschriften  über  Wählbarkeit  und  Ablehnungsrecht  des 
Vorsitzenden  aus  dem  Umstände,  dass  diesem  zwar  das  gleiche  Stimm- 
recht wie  jedem  anderen  Kommissionsmitglied,  nicht  aber  der  Stich- 
entscheid bei  Stimmengleichheit  eingeräumt  ist.  Obwohl  dieser  Fall 
nur  bei  unvollständigem  Zusammentritt  der  Kommission  vorkommen 
kann  und  daher  untergeordnete  praktische  Bedeutung  besitzt,  so 
hat  doch  die  Parlamentskommission  mit  Rücksicht  hierauf  Anlass 
genommen,  prinzipiell  zu  betonen:  „dass  der  Vorsitzende  sein  Ansehen 
nicht  aus  dem  Gewicht  seines  Stimmrechts  ableiten  soll,  sondern  aus 
der  Achtung,  welche  er  durch  seine  Stellung  und  sein  Wissen  den 
übrigen  Mitgliedern  und  den  Bürgern  einflösst,  sowie  aus  seiner  klugen 
Geschäftsleitung  und  seiner  grösseren  Thätigkeit;  ferner  dass  dieser 
von  der  sonstigen  Regel  abweichende  Stichentscheid  um  so  weniger 
zugestanden  werden  dürfe,  als  er  in  einzelnen  Fällen  den  erlangten 
Vorteil  des  Uebergewichts  der  Wahlelemente  zunichte  machen  könne." 

Die  Aufgaben  des  Vorsitzenden,  sowie  die  äussere  Ein- 
richtung und  der  Geschäftsgang  der  Kommissionen  sind  im  we- 
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sentlichen  unter  Art.  16  des  Regolamento  vorgezeichnet  und  stellen 
sich  demnach  diese  Körperschaften  als  organisierte  Behörden  dar, 
welche  zur  vollständigen  Durchführung  der  ihnen  obliegenden  Auf- 
gabe nicht  erst  der  Beihilfe  oder  Vermittelung  staatlicher  oder  ge- 
meindlicher Organe  bedürfen,  sondern  in  eigenen,  ihnen  von  den 
Gemeinden  zugewiesenen  Lokalitäten  alle  ihre  Geschäfte  selbst  be- 
sorgen, zu  diesem  Behufe  einen  Sekretär  und  Bedienstete  bestellen, 
selbständige  Registratur  und  Korrespondenz  führen  etc.  Als  Sekretär 
kann  auch  eine  der  Kommission  nicht  angehörige  Persönlichkeit  ge- 
wählt und  diese  Funktion  nach  Staatsratsbeschluss  vom  17.  August 
1872  honoriert  werden,  selbst  wenn  sie  einem  Kommissionsmitglied 
übertragen  wird.  Im  übrigen  haben  aber  die  Kommissionsmitglieder 
ihres  Amtes  durchaus  unentgeltlich  zu  walten  und  lediglich  Anspruch 
auf  Ersatz  von  baren  Auslagen. 

Der  Vorsitzende  verteilt  die  Arbeiten,  vertritt  die  Kommission 
nach  aussen  und  sorgt  für  geregelten  Geschäftsgang;  soweit  Unter- 
kommissionen bestehen,  weist  er  zunächst  bloss  diesen  ihr  Arbeits- 
material zu,  während  die  Verteilung  auf  die  einzelnen  Mitglieder  von 
den  Vorsitzenden  der  Unterkommissionen  besorgt  wird.  Diese  letztere 
Bestimmung  ist  bezeichnend  für  die  vielseitige  Thätigkeit  der  Kom- 
missionsmitglieder, welche  sich  nicht  bloss  auf  die  Beschlussfassung 
zu  beschränken,  sondern  auch  auf  die  Vornahme  aller  hierzu  erfor- 
derlichen Vollzugshandlungen  zu  erstrecken  hat. 

Die  Unterkommissionen  handeln  mit  derselben  Unabhängigkeit 
und  Selbständigkeit  wie  die  einheitlichen  Bezirkskommissionen  mit 
der  einzigen  Ausnahme,  dass  über  Fragen  von  prinzipieller  Bedeutung 
—  questioni  di  massima  —  sowohl  der  Hauptvorsitzende  wie  die 
Vorsitzenden  der  Unterkommissionen  die  Entscheidung  der  Gesamt- 
kommission anrufen  können.  Durch  diese  Vorkehrung,  sowie  durch 
die  unter  Art.  18  Absatz  2  enthaltene  Vorschrift,  wornach  die  Ent- 
scheidung über  die  zu  ein  und  derselben  Klasse  gehörigen  Einkünfte 
immer  einer  und  derselben  Unterkommission  zufällt,  wird  dem  Voll- 
zug im  allgemeinen  der  Weg  gezeigt,  auf  welchem  die  erforderliche 
Gleichmässigkeit  der  Steueranlage  gemacht  werden  kann;  das  weitere 
ist  lediglich  Sache  der  Selbstverwaltung.  Hiernach  lässt  sich  leicht 
ermessen,  welch  grosse  und  wichtige  Aufgabe  in  den  grösseren  Städten 
dem  Hauptvorsitzenden  zufällt,  welcher  sich  fortwährend  einen  allge- 
meinen Ueberblick  über  die  Thätigkeit  der  Uuterkommissionen  bewahren 
muss,  um  für  den  prompten  Fortgang  der  Geschäfte  und  gegebenen- 
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falls  für  die  Entscheidung  von  Prinzipienfragen  durch  das  Plenum 
Sorge  tragen  zu  können.  Im  übrigen  wird  die  angemessene  Thätig- 
keit  der  Einzelkommissionen  durch  die  Oeffentlichkeit  der  Steuerlisten 
und  das  uneingeschränkte  Berufungsrecht,  sowohl  der  Steuerpflich- 
tigen wie  der  Steuerbeamten,  an  eine  höhere  gemischte  Kommission 
sichergestellt. 

Die  nötige  Pünktlichkeit  in  der  Geschäftserledigung  erscheint 
durch  die  Möglichkeit  der  Auflösung  saumseliger  Kommissionen, 
sowie  durch  die  Verpflichtung  der  Gemeinden  zur  Tragung  der  durch 
die  Kommissionsverhandlungen  erwachsenden  baren  Auslagen  —  Art.  21 
des  Regolamento  —  einerseits  und  durch  die  Diätenlosigkeit  der 
Kommissionsmitglieder  andererseits  ebenfalls  äusserlich  genügend  ge- 
währleistet. 

Nach  Art.  6  des  Regolamento  werden  die  Kommissionen  bloss 
auf  zwei  Jahre  gewählt,  was  bei  strikter  Durchführung  keines- 
wegs geschäftsfördernd  sein  würde,  weil  ein  so  rascher  Wechsel  aller 
Kommissionsmitglieder  die  Bildung  entsprechender  Geschäftserfahrung 
und  Ueberlieferung  ausschliessen  muss,  allein  es  ist  ausreichende  Vor- 
sorge getroffen,  dass  im  Bedarfsfalle  erwünschte  Ausnahmen  statt- 
finden und  diese  Vorsorge  geht  sogar  soweit,  dass  die  Ausnahme  zur 
Regel  werden  kann.  Obwohl  nämlich  die  Wiederwahl  der  nach  Ab- 
lauf der  zwei  Jahre  ausser  Funktion  tretenden  Kommissionsmitglieder 
nicht  ausgeschlossen  und  dieselbe  durch  den  Mangel  eines  Ablehnungs- 
rechts für  diesen  Fall  besonders  erleichtert  ist,  kann  noch  ausserdem 
die  Funktionsdauer  der  Kommissionen  durch  königliches  Dekret  nach 
allgemeiner  Verordnung  vom  6.  Februar  1879  auf  ein  weiteres  Bien- 
nium  beliebig  verlängert  werden.  Die  Regierung  hat  demnach,  ab- 
weichend von  der  deutschen  Gesetzgebung,  neben  der  Auflösungs- 
befugnis  noch  eine  weitere  Handhabe  zur  Ausübung  ihres  Oberauf- 
sichtsrechts gegenüber  den  Steuerkommissionen. 

lieber  die  Ausantwortung  der  Amtsgeschäfte  und  Behelfe  von 
einer  Kommission  an  die  andere  bestehen  ausführliche  Vorschriften, 
welche  ein  anschauliches  Bild  von  der  oben  erwähnten  Organisation 
derselben  geben.  Der  Vollzug  des  fraglichen  Geschäfts  obliegt  dem 
Bürgermeister  der  isolierten  Gemeinde  oder  der  Hauptgemeinde  des 
Konsortiums,  welcher  darüber  ein  sowohl  von  ihm  wie  von  dem  ab- 
und  dem  antretenden  Vorsitzenden  zu  unterzeichnendes  Protokoll  auf- 
zunehmen hat,  unter  Beifügung  eines  Inventars  über  alle  bei  der 
Kommission  befindlichen  Akten,  Register,  Gesetz-  und  Verordnung«- 
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Sammlungen  und  sonstige  Schriftstücke,  sowie  eines  alphabetischen 
Verzeichnisses  der  an  die  antretende  Kommission  bereits  gelangten, 
aber  von  derselben  noch  nicht  beschiedenen  Berufungen.  Vom  Pro- 
tokoU  nebst  Beilagen  erhält  der  Steuerbeamte  des  Distrikts  Abschrift, 
welcher  hierüber    der  Steuerintendanz  Anzeige  zu   erstatten  hat  etc. 

Die  sämtlichen  auf  die  Behandlung  der  Berufungen  be- 
züglichen Bestimmungen  finden  sich  unter  Art.  49  des  Gesetzes,  dann 
Art.  77,  83 — 85  und  94 — 97  des  Regolamento.  Sie  gehen  aber  weit 
mehr  die  Behörden  wie  die  Steuerpflichtigen  an,  denn  für  diese  ist 
bloss  Einreichung  innerhalb  der  gesetzlichen  Frist  beim  Steuerbeamten 
oder  Bürgermeister  und  Verwendung  von  Stempelpapier  vorgeschrieben, 
während  die  Behörden  und  Kommissionen  genaue  und  zahlreiche  Be- 
stimmungen zu  beachten  haben.  Der  Empfang  der  Berufungen  ist 
vom  Bürgermeister  und  dem  Steuerbeamten  in  jedem  Falle  zu  be- 
scheinigen, der  letztere  hat  dieselben  innerhalb  Monatsfrist  der 
Kommission  mit  einem  doppelten  Verzeichnis  unter  Beifügung  seiner 
eigenen,  ihm  sachdienlich  scheinenden  Bemerkungen  und  Nachweise 
der  Kommission  zu  übermachen,  welcher  die  Führung  eines  sowohl 
den  Reklamanten  wie  den  Steuerbeamten  und  Inspektoren  zugäng- 
lichen Registers  über  die  Berufungen  mit  bestimmten  Förmlichkeiten 
obliegt.  Die  Bescheidung  der  Berufungen  seitens  der  Kommission 
muss  innerhalb  30  Tagen  von  deren  Einlauf  bei  derselben  an  ge- 
rechnet und  die  Mitteilung  der  Bescheide  durch  den  Vorsitzenden  an 
den  Steuerbeamten  erfolgen,  welcher  die  Bekanntgabe  des  disposi- 
tiven Teiles  an  den  Berufungsführer  innerhalb  ßOtägiger  Frist  zu 
besorgen  hat.  Auf  Verlangen  kann  derselbe  auch  Abschrift  des 
ganzen  Erkenntnisses  erhalten,  jedoch  nur  gegen  eine  nach  dem  Tarif 
zum  Gesetz    über   die  Katasterumschreibung  zu  bemessende  Gebühr, 

Der  Berufungsführer  kann  seine  Berufung  nach  Gutdünken 
formulieren  und  in  Bezug  auf  die  Nachweisung  seiner  Behauptungen 
thun  und  unterlassen,  was  er  will,  wie  es  auch  den  Kommissionen 
freisteht,  ganz  nach  eigenem  Ermessen  Beweiserhebungen  anzustellen 
oder  hiervon  Umgang  zu  nehmen;  insbesondere  ist  der  Berufungs- 
führer ebensowenig  verpflichtet,  sich  bei  Vermeidung  bestimmter 
schädlicher  Rechtsfolgen  zum  Beweis  zu  erbieten,  bezw.  denselben  zu 
liefern,  wie  die  Kommission  berechtigt,  ihn  der  Partei  aufzuerlegen. 

Diese  Einrichtung  entspricht  vollkommen  dem  im  Eingang 
dieses  Abschnitts  gekennzeichneten  Charakter  des  Berufungsverfahrens 
in    erster  Instanz   als  eines  fortgesetzten  Kompromissverfahrens,    in 
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welchem  die  Kommission  erst  nach  Erschöpfung  der  Prozedur  als  ein 
durch  die  Entscheidung  sich  über  die  Parteien  erhebender  Faktor 
auftritt.  Derselben  sind  nach  Art.  50  des  Gesetzes  auch  nicht  mehr 
Befugnisse  in  Bezug  auf  die  Beweiserhebung  wie  dem  Steuerbeamten 
eingeräumt ;  denn  die  Bestimmung  unter  Absatz  2  ebendaselbst,  wor- 
nach  die  Kommission  „überdies"  —  inoltre  —  die  Existenz  eines 
Einkommens  auch  in  dem  Falle  annehmen  darf,  wenn  aus  dem  ihr 
vorgelegten  Schuldtitel  eine  Zinsbestimmung  nicht  zu  ersehen  ist, 
enthält,  abgesehen  von  ihrer  Beschränkung  auf  das  minder  wichtige 
Zinseinkommen,  keine  Erhebungsbefugnis,  sondern  vielmehr  die  Er- 
mächtigung zu  einer  Entscheidung  auch  ohne  Beweiserhebung. 

Auf  diese  durch]  das  Gesetz  vom  Jahre  1870  eingeführte  Er- 
mächtigung der  Kommissionen  wird,  nach  den  sehr  eingehenden  Par- 
lamentsverhandlungen und  ungemein  zahlreichen  Erkenntnissen  der 
Zentralkommission  zu  schliessen,  grosses  Gewicht  gelegt.  Den  Hinter- 
grund hierzu  bildete  das  ungemessene  Anwachsen  der  unverzinslichen 
Darlehen,  welches  schon  der  durch  das  Gesetz  von  1866  eingeführte 
hohe  Steuersatz  von  8  Prozent  zur  Folge  hatte.  Die  Erhöhung  des- 
selben auf  12  Prozent  durch  das  Gesetz  von  1870  musste  natürlich 
eine  noch  weitere  Steigerung  dieses  Uebelstandes  voraussehen  lassen 
und  hat  man  daher  gleichzeitig  für  die  Abwendung  desselben  durch 
die  Aufnahme  der  fraglichen  Bestimmung  in  das  nämliche  Gesetz 
gründlich  gesorgt.  Bei  der  Beratung  wurde  eine  noch  gründlichere 
Abhilfe  vorgeschlagen,  nämlich  die  absolute,  jeden  Gegenbeweis  aus- 
schliessende  gesetzliche  Vermutung  eines  Zinses  von  5  Prozent,  wenn 
aus  dem  Schuldtitel  keine  Zinsbestimmung  zu  entnehmen  ist.  Dieser 
Vorschlag  erschien  aber  selbst  unter  dem  Druck  des  Defizits,  welcher 
dem  ganzen  Gesetz  seinen  Stempel  aufgeprägt  hat  —  es  sollte  für 
1871  eine  Steigerung  der  Einnahmen  um  110  Millionen,  worunter 
40  aus  der  Einkommensteuer,  erzielt  werden  — ,  als  zu  weit  gehend 
und  wurde  daher  nur  der  ministerielle  Entwurf  mit  der  zum  Schutze 
der  Steuerpflichtigen  dienenden  ausdrücklichen  Erstreckung  der  Zu- 
ständigkeit der  Zentralkommission  auf  dieses  Gebiet  annehmbar  be- 
funden. 
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Berufungsverfahren  in  zweiter  Instanz. 

Gegen  die  Entscheidungen  der  erstinstanziellen  Kommissionen 
steht  nach  Art.  46  sowohl  dem  Steuerpflichtigen  wie  dem  Steuer- 
beamten die  Berufung  an  die  Provinzialkommission  offen.  Hiermit 
beginnt  erst  das  eigentliche  Berufungsverfahren,  denn  die  Verhand- 
lungen vor  den  erstinstanziellen  Kommissionen  tragen,  abgesehen  von 
den  im  vorigen  Abschnitt  erörterten  Eigentümlichkeiten,  auch  insoferne 
diesen  Charakter  nicht  in  vollem  Masse  an  sich,  als  sie  bloss  von  den 
Steuerpflichtigen  und  nicht  vom  Steuerbeamten  veranlasst  werden 
können.  Dieser  Unterschied  gelangt  schon  durch  die  abweichende 
Fassung  des  Eingangs  der  Art.  42  und  46  zum  Ausdruck;  auch 
werden  im  Regolamento,  in  ministeriellen  Verfügungen,  in  Erkennt- 
nissen und  in  der  Literatur  immer  nur  die  Provinzial-,  niemals  die 
Bezirkskommissionen  als  Berufungskommissionen  —  commissioni  d'ap- 
pello  —  bezeichnet. 

Die  Provinzialkommission  hat  im  Gegensatz  zu  der  wechselvollen 
Entwicklung  der  Bezirkskommissionen  nur  eine  einzige  Veränderung 
erlitten.  Nach  dem  ersten  Gesetz  vom  Jahre  1864  Art.  25  war  die- 
selbe aus  zwei  vom  Provinzialrat  und  zwei  von  der  Handelskammer 
ernannten  Mitgliedern  mit  einem  vom  Präfekten  bestimmten  Vor- 
sitzenden gebildet,  während  schon  das  nächstfolgende  Gesetz  von 
1866  unter  Art.  46  die  noch  gegenwärtig  bestehende  Zusammen- 
setzung aus  fünf  Mitgliedern  brachte,  wovon  je  eines  durch  die  Pro- 
vinzialkommission und  durch  die  Handelskammer  der  Provinz  oder  Pro- 
vinzhauptstadt und  zwei  von  der  Generaldirektion  der  direkten  Steuern 
bestellt  werden,  während  das  fünfte,  den  Vorsitz  führende,  vom  Prä- 
fekten ernannt  wird.  —  Ueber  die  Provinzialkommission  ist  bei  den 
Beratungen  der  Gesetze   verhältnismässig   wenig   verhandelt  worden. 

Nach  dem  Entwurf  des  Gesetzes  vom  Jahre  1866  wurde  von 
der  Regierung  im  Einverständnis  mit  der  Kommission  vorgeschlagen, 
bloss  dem  Beamten  das  Berufungsrecht  gegen  die  Beschlüsse  der  erst- 
instanziellen Kommission  einzuräumen,  wobei  die  Ansicht  zu  Grunde 
gelegen  ist,  dass  diese  nach  der  durch  die  Vorlage  beabsichtigten 
Uebertragung  der  Veranlagung  an  die  Steuerbeamten  nur  vom  Steuer- 
pflichtigen angerufen  werden  können  und  als  Wahlkommissionen  in 
der  Regel  zu  Gunsten  desselben  entscheiden  werden.  Vom  Parlament 
wurde  aber  dieser  Vorschlag  verworfen  und  hierbei  insbesondere 
gegenüber  der  letzteren  Annahme   auf  das   gemeindliche  Recht   des 


Die  italienische  Steuer  auf  die  Einkünfte  von  beweglichem  Vennögen.  g^ 

Zuschlags  zu  der  Staatssteuer  hingewiesen,  welches  das  Gegenteil  von 
einer  Begünstigung  wenigstens  der  steuerkräftigeren  Reklamanten 
erwarten  lasse.  Gelegentlich  der  Beratung  des  Gesetzes  vom  Jahre 
1877  tauchte  der  Vorschlag  auf,  die  Zusammensetzung  der  Kom- 
mission in  der  Weise  zu  ändern,  dass  an  die  Stelle  der  von  der  Re- 
gierung berufenen  beiden  Mitglieder  noch  ein  durch  den  Provinzial- 
rat  ernanntes  und  ein  vom  Ausschuss  des  Advokatenstandes  gewähltes 
treten  würde ,  was  aber  vom  Minister  Depretis  mit  Erfolg  be- 
kämpft wurde. 

Derselbe  wandte  sich  namentlich  gegen  das  beabsichtigte,  ganz 
unbegründete  Vorrecht  des  Advokatenstandes  und  die  in  dem  Vorschlag 
liegende  „Voreingenommenheit"  gegen  die  bisherigen  Berufungskom- 
missionen, welchen  er  das  glänzende  Zeugnis  ausstellt,  „dass  sie  in 
einem  mehr  als  zehnjährigen  Zeitraum  weder  in  ihrer  Zusammen- 
setzung noch  in  ihrer  Berufsausübung  irgend  welchen  Mangel  wahr- 
nehmen Hessen."  Dieses  Zeugnis  fällt  um  so  mehr  ins  Gewicht,  als 
es  von  der  Parlamentskommission  vollauf  anerkannt  wurde.  Weder 
Kommission  noch  Parlament  hielten  daher  eine  Abweichung  von  der 
bewährten  Einrichtung  für  angezeigt  und  nahmen  lediglich  Akt  von 
der  Erklärung  des  Ministers,  dass  weitere  Massnahmen  auf  Grund 
neuer  Studien  und  der  Erfahrungen  über  die  Wirkungen  der  Reform 
der  erstinstanziellen  Kommissionen  für  die  Zukunft  nicht  ausge- 
schlossen seien.  Der  Vorschlag  eines  Kommissionsmitglieds,  die  Be- 
rufungskommissionen behufs  grösserer  Annäherung  an  die  Steuer- 
pflichtigen für  Cirkondarien^)  statt  für  Provinzen  zu  bestellen, 
wurde  als  eine  „sehr  ernste  Neuerung"  ebenfalls  nur  dem  Minister 
als  Gegenstand  der  Erwägung  empfohlen. 

Da  in  einem  weiteren  mehr  als  zehnjährigen  Zeitraum  kein 
Bedürfnis  nach  Reform  der  Berufungskommissionen  hervorgetreten 
ist,  so  darf  wohl  angenommen  werden,  dass  deren  Zweckmässigkeit 
die  Feuerprobe  bestanden  hat.  In  der  That  ist  auch  die  Bildung 
der  Provinzialkommission,  worüber  das  Regölamento  unter  Art.  25  ff. 
eingehende  Ausführungsbestimmungen  enthält,  ein  gelungener  Wurf. 
Abweichend  von  der  deutschen  Gesetzgebung,  nach  welcher  in  den 
Reklamationskommissionen  entweder  das  Wahl-  oder  das  governative 

')  Cirkondarien  sind  nach  der  italienischen  Gemeindeordnung  Unterab- 
teilungen der  Provinzen  mit  Unterpräfekten  an  der  Spitze,  welche  aber  ebenso 
wenig  wie  die  Mandamente  politische  Korporationen  bilden.  Solche  sind  bloss 
die  Provinzen  und  Gemeinden. 
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Element  —  gewöhnlich  das  erstere  —  entschieden  überwiegt,  be- 
finden sich  beide  in  der  italienischen  Berufungskommission  im  Gleich- 
gewicht und  die  Entscheidung  in  den  Händen  eines  neutralen  Elements. 

Man  darf  dem  Vorsitzenden  wohl  diesen  Charakter  beilegen,  da 
er  nicht  von  der  Generaldirektion,  sondern  vom  Präfekten  ernannt 
wird,  welchem  nach  seiner  Stellung  fiskalische  Tendenzen  ferne  liegen. 
Nach  der  Bestimmung  unter  Art.  27  Absatz  2  des  Regolamento, 
welche  für  den  Fall  Vorsorge  trifit,  dass  der  Präfekt  eines  der  von 
der  Generaldirektion  bestellten  Mitglieder  zum  Vorsitzenden  ernennt, 
verfahren  auch  diese  beiden  Organe  bei  der  Auswahl  ganz  selb- 
ständig, denn  eine  derartige  Ernennung  ist  natürlich  nicht  denkbar, 
wenn  die  nach  Art.  25  Absatz  3  des  Regolamento  vorausgehende 
Wahl  der  Generaldirektion  im  Einvernehmen  mit  dem  Präfek- 
ten erfolgt. 

Uebrigens  sollen  nicht  einmal  die  von  der  Finanzverwaltung 
ernannten  beiden  Mitglieder  der  Provinzialkommission  einen  rein  fis- 
kalischen Charakter  an  sich  tragen,  denn  sie  müssen  nach  ausdrück- 
licher Bemerkung  des  Finanzministers  gelegentlich  der  Beratung  des 
Gesetzes  vom  Jahre  1866  nicht  notwendig  fiskalische  Bedienstete, 
sondern  können  auch  nicht  beamtete  Personen  sein,  welche  kraft 
ihrer  Ernennung  durch  die  Generaldirektion  der  Steuern  ledighch  in 
der  Richtung  gouvernementalen  Charakter  besitzen  sollen ,  dass  sie 
weniger  abhängig  von  den  lokalen  Interessen  sind;  fiska- 
lische Rücksichten  dürfen  nicht  den  Ausschlag  geben:  „wenn  man 
anders  den  Ausdruck  fiskalisch  in  einem  Sinne  nehmen  will,  welchen 
er  bei  einer  Regierung  wie  die  unserige  nicht  haben  soll."  —  Auch 
bei  der  unter  Absatz  2  des  Art.  46  des  Gesetzes  wie  bei  den  Bezirks- 
kommissionen zugelassenen  Vermehrung  der  Zahl  der  Kommissions- 
mitglieder ist  diesem  Grundsatz  des  Gleichgewichts  durch  die  Be- 
stimmung Rechnung  getragen,  dass  die  eine  Hälfte  derselben  vom 
Provinzialrat  und  die  andere  von  der  Generaldirektion  der  direkten 
Steuern  zu  ernennen  ist. 

Die  Zusammensetzung  der  italienischen  Provinzialkommissionen 
erscheint  von  um  so  grösserer  Wichtigkeit,  als  einzig  und  allein  die 
persönhche  Stellung  und  die  persönlichen  Eigenschaften  der  Kom- 
missionsmitglieder die  nötige  Gewähr  für  eine  völlig  unbefangene 
und  reifere  Entscheidung  der  Beruf ungsfälle  bieten  können.  Ein 
Zirkular  des  Finanzministers  vom  4.  Februar  1883,  welches  die  ge- 
setzliche  Neubildung   der  Kommissionen   einleitet,   betont   dies    mit 
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folgenden  Worten :  ...  „die  richtige  Veranlagung  der  Steuer  ist  er- 
spriesslich  für  alle  .  .  .  Zur  Erreichung  des  Zieles  tragen  in  hervor- 
ragendem Grade  die  prompte  Erledigung  der  Berufungen,  die  Un- 
parteilichkeit und  das  Ansehen  der  Richter  bei,  was  voraussetzt,  dass 
die  Kommissionen  aus  Personen  gebildet  werden,  deren  Arbeits- 
freudigkeit und  Gemein  sinn  sich  mit  strenger  Rechtlichkeit  und  un- 
anfechtbarer Urteilsfähigkeit  verbindet.  Von  diesen  Erwägungen 
werden  sich  zuverlässig  die  Wahlkörper  und  die  Herren  Präfekten 
bei  den  ihnen  zustehenden  Ernennungen  leiten  lassen,  wie  nicht 
minder  die  Herren  Intendanten  bei  ihren  Vorschlägen  für  die  Aus- 
wahl der  Regierungsabgeordneten  zu  den  Provinzialkommissionen. " 
Dass  der  höhere  Richter  auch  mit  höheren  Eigenschaften  be- 
gabt sein  soll,  ist  nun  freilich  ein  ebenso  natürliches  wie  allgemein 
anerkanntes  Postulat,  welches  auch  der  deutschen  Steuergesetzgebung 
und  Praxis  nicht  fremd  ist,  allein  diese  begnügt  sich  nicht  hiermit, 
sondern  gewährt  auch  dem  höheren  Richter  noch  höhere  Befugnisse 
und  hierin  liegt  eine  äusserst  wichtige  Abweichung  von  der  italieni- 
schen Gesetzgebung.  Die  deutschen  Einkommensteuergesetze  behalten 
den  Reklamationskommissionen  ausschliesslich  das  Recht  bevor,  den 
Reklamanten  zur  Versicherung  an  Eidesstatt  und  zur  Vorlage  seiner 
Geschäftsbücher  anzuhalten  —  die  italienische  Steuergesetzgebung 
kennt  diese  Beweismittel  überhaupt  nicht.  Die  Provinzialkommissionen 
haben  nach  Art.  50  nicht  mehr  und  nicht  weniger  Befugnisse  wie 
die  Bezirkskommissionen.  Die  eidliche  Versicherung  des  Steuerpflich- 
tigen ist  in  den  Parlamentsverhandlungen  nicht  einmal  zur  Sprache 
gekommen;  der  Buchbeweis  wurde  wenigstens  keiner  eingehenden  Er- 
örterung unterzogen.  Ein  im  Gesetzentwurf  vom  Jahre  1874  ent- 
haltener Vorsclilag,  die  Verweigerung  der  Buchseinsicht  mit  Strafe 
zu  bedrohen,  ist  einfach  abgelehnt  und  der  Gegenstand  weder  vor 
noch  nachher  weiter  berührt  worden.  —  Die  Zulässigkeit  und  der 
Wert  des  Eides  im  Einsteuerungsverfahren,  dessen  Beurteilung  im 
wesentlichen  Sache  des  Gefühls  oder,  wenn  man  lieber  will,  der  re- 
ligiösen Anschauung  ist,  mag  hier  ebenfalls  unerörtert  bleiben  und 
nur  darauf  hingewiesen  werden,  dass  die  eidliche  Beteuerung  bei 
obligater  Steuererklärung  und  sonstiger  Vernehmlassung  des  Pflich- 
tigen mit  Strafandrohung  für  den  Fall  ihrer  Unrichtigkeit  nur  dann 
einen  Sinn  hat,  wenn  die  falsche  Versicherung  strafrechtlicher  Ein- 
schreitung unterliegt.  Ueber  die  praktischen  Erfolge  der  Einrichtung 
lässt   sich  nur  an  der  Hand  der  Erfahrung  urteilen.     Dagegen  ver- 
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lohnt  es  wohl  der  Mühe,  sich  die  Gründe  zurechtzulegen,  welche  in 
Italien  dem  in  Deutschland  fast  allgemein  adoptierten  offiziellen  Buch- 
beweis den  Weg  verschlossen  haben  mögen  oder  wenigstens  die  nega- 
tive Haltung  der  dortigen  Gesetzgebung  als  mehr  oder  minder  ge- 
rechtfertigt erscheinen  lassen. 

Man  gelangt  bei  der  theoretischen  Untersuchung  des  Gegen- 
stands gleich  in  die  Mitte  der  Sache,  wenn  man  sich  die  Frage  vor- 
legt, ob  der  unbeschadet  aller  noch  bestehenden  Meinungsverschieden- 
heiten über  den  Verteilungsmassstab  allgemein  anerkannte  Grundsatz 
der  Gleichmässigkeit  aller  Staatslasten  auf  das  materielle 
Gebiet  beschränkt  bleiben  soll  oder  nicht?  Diese  Frage  wird  sich 
schwerlich  bejahen  lassen. 

Nicht  bloss  die  Steuerleistung  selbst,  sondern  auch  die  Veran- 
lagungsprozedur stellt  sich  mehr  oder  minder  als  eine  Last  dar  und 
man  kann  es  recht  wohl  als  einen  Verstoss  gegen  den  Grundsatz  der 
gleichmässigen  Verteilung  der  Lasten  ansehen,  wenn  die  Angehörigen 
einer  bestimmten  Bevölkerungsklasse  vor  allen  anderen  gezwungen 
werden  können,  ihre  Privatwirtschaft  in  einer  Weise  vollständig  bloss 
zu  legen,  welche  für  den  Beteiligten  immer  lästig,  in  vielen  Fällen 
peinlich  ist  und  denselben  unter  Umständen  sogar  geradezu  schädigen 
kann.  Dass  die  betreffende  Bevölkerungsklasse  sich  vor  allen  anderen 
in  der  Lage  befindet,  ihre  Privatwirtschaft  urkundlich  darzulegen, 
kann  natürlich  nicht  als  Rechtsgrund  für  den  bezüglichen  Zwang 
gelten ;  denn  es  würde  dies  auf  gleicher  Linie  mit  dem  verwerflichen 
materiellen  Besteuerungsgrundsatz  stehen,  diejenigen  Besteuerungs- 
quellen am  stärksten  auszunützen,  welche  am  leichtesten  fliessen. 

Kann  und  will  auf  jenen  Zwang  nicht  verzichtet  werden,  ohne 
dass  jedoch  dem  Rechtsstandpunkt  Abbruch  geschehen  soll,  dann 
führt  dies  mit  Notwendigkeit  dahin,  dass  der  Zwang  der  Gesamtheit 
auferlegt,  d.  h.  allgemeiner  Buchführungszwang  eingeführt  wird. 
Dass  der  Handelsstand  jetzt  schon  zur  Buchführung  gesetzlich  ge- 
zwungen ist,  spricht  ebenso  nachdrücklich  für  die  Verallgemeinerung 
jenes  Zwanges,  wie  gegen  die  einseitige  Ausnützung  desselben.  Da 
nun  aber  die  Verpflichtung  und,  was  noch  mehr  ist,  Erziehung  aller 
Staatsbürger,  welche  überhaupt  eine  selbständige  Wirtschaft  führen, 
zu  geordneter  Buchführung  bislang  noch  zu  den  Idealen  gehört,  an 
deren  Verwirklichung  die  Gesetzgebung  der  Gegenwart  kaum  ernsthaft 
denken  kann,  mithin  die  angedeutete  Ausgleichung  unmöglich  ist,  so 
wird  man  nicht  umhin  können,  wenigstens  den  gesetzlichen  direkten 
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Zwang  zum  förmlichen  Buclibeweis  in  seiner  Beschränkung  auf  eine 
Klasse  der  Steuerpflichtigen  als  anfechtbar  erachten  zu  müssen.  Dieser 
Standpunkt  lässt  sich  aber  auch  mit  den  Anforderungen  der  Praxis 
recht  wohl  vereinbaren,  denn  die  sonstige  Benützung  des  Handels- 
buchs als  Beweisbehelf  erscheint  durch  den  Mangel  einer  bezüglichen 
Vorschrift  keineswegs  ausgeschlossen.  Was  den  offiziellen  Buch- 
beweis im  Berufungsverfahren,  also  vor  Kommissionen,  für  alle 
lästig  und  für  viele  unmöglich  macht,  ist  das  Ausderhandgeben  der 
Geschäftsbücher  und  die  Uebermittelung  derselben  an  eine  Kommis- 
sion, selbst  wenn  diese  sich  am  Wohnsitz  des  Reklamanten  befindet 
und  die  Prüfung  und  Rückgabe  der  Bücher  mit  grösster  Beschleu- 
nigung erfolgt.  Die  ganze  Einrichtung  des  deutschen  Einsteuerungs- 
verfahrens mit  dem  periodischen  Aufgebot  aller  Steuerpflichtigen,  der 
entweder  vollständig  mangelnden  oder  doch  beschränkten  Beteiligung 
derselben  am  Verfahren,  dem  System  der  Veranlagungskommissionen 
und  dem  ausdrücklichen  Vorbehalt  des  Buchbeweises  für  die  zweite 
Instanz  bringt  es  ferner  notwendig  mit  sich,  dass  von  diesem  Beweis- 
mittel ein  verhältnismässig  sehr  geringer  fakultativer  Gebrauch  gemacht 
werden  kann.  Gerade  hierin  liegt  aber  der  Schwerpunkt  der  Sache. 
Bei  entsprechender  Gestaltung  des  Einsteuerungs-  und  Berufungs- 
verfahrens muss  der  vertrauliche  freiwillige  Buchbeweis  nicht 
bloss  möglich,  sondern  auch  häufig  sein,  weil  er  sich  aus  der  Natur 
der  Sache  ergibt.  Die  italienischen  Einrichtungen  bieten  aber  hierzu 
jede  Gelegenheit  und  zwar  in  erster  Linie  die  Vornahme  der  pri- 
mären Einsteuerung  durch  Beamte.  Es  ist  eine  Thatsache,  die  zu 
natürlich  ist,  um  einer  längeren  Erörterung  zu  bedürfen,  dass  der 
Geschäftsmann  lieber  einem  Beamten  Einsicht  in  seine  Geschäfts- 
bücher gestattet,  wie  einer  aus  seinen  Mitbürgern  und  Berufsgenossen' 
zusammengesetzten,  noch  so  vertrauenswürdigen  Kommission;  denn 
abgesehen  davon,  dass  man  vertrauliche  Eröfi'nungen  am  leichtesten 
unter  vier  Augen  macht,  stellt  sich  der  Beamte  in  diesem  Falle  als 
ein  neutrales  Element  dar,  dessen  strenge  dienstliche  Verpflichtung 
zur  Wahrung  des  Amtsgeheimnisses  in  Verbindung  mit  dem  Mangel 
aller  persönlichen  oder  Fachinteressen  an  individuellen  Geschäftsvor- 
gängen jede  Furcht  vor  Missbrauch  beseitigt.  In  Italien  kann  daher 
das  Handelsbuch  schon  im  ersten  Stadium  des  Anlageverfahrens  zur 
Klärung  auftauchender  Bedenken  leicht  benützt  und  dieses  Auskunfts- 
mittel selbst  von  der  Bezirkskommission  noch  angeregt  werden,  wenn 
dieselbe  bei  dem  Versuch  der  Ausgleichung  der  Meinungsverschieden- 
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Leiten  zwischen  dem  Steuerbeamten  und  den  Pflichtigen  findet,  dass 
auf  diesem  Weg  am  einfachsten  und  sichersten  zum  Ziele  gelangt 
werden  kann.  Entschliesst  sich  dann  der  Beteiligte  immer  noch 
nicht,  sein  Geschäftsbuch  dem  Beamten  vorzulegen,  dann  wird  regel- 
mässig angenommen  werden  dürfen,  dass  um  nicht  die  unbegründete 
Scheu  vor  der  Preisgebung  seiner  Geschäftsgeheimnisse,  sondern 
Hinterziehungsabsichten  leiten  und  seiner  Berufung  die  wohlverdiente 
Abweisung  widerfahren  können.  Es  gelangt  somit  auch  das  Steuer- 
interesse mit  aller  möglichen  Schonung  der  Beitragspflichtigen  zu 
seinem  Recht. 

Für  die  Berufungen  in  zweiter  Instanz  sind  ebensowenig  besondere 
Formen  vorgeschrieben  wie  für  jene  in  erster  Instanz.  Erwähnung  ver- 
dient noch  als  Beleg  für  die  konsequente  Berücksichtigung  des  Partei- 
prinzips die  aus  Art.  94  Absatz  4  Imd  5  des  Regolamento  zu  ent- 
nehmende Möglichkeit  der  Einreichung  von  Gegenberufungen  —  contro 
ricorsi  —  und  der  Beteiligung  des  Finanzintendanten  oder  seines 
Vertreters  an  den  Sitzungen.  jBj 

Die  Provinzialkommissionen  werden  wie  die  Bezirkskommis-^^' 
sionen  auf  zwei  Jahre  gewählt  und  es  hat  vor  Ablauf  dieses  Zeit- 
raumes eine  Neuwahl  ebenfalls  nur  stattzufinden,  wenn  wegen  Saum- 
seligkeit der  Kommissionen  deren  Auflösung  durch  die  Regierung 
verfügt  wird,  worüber  das  Regolamento  unter  Art.  24  nähere  Be- 
stimmungen trifft.  Im  übrigen  sind  sie  wie  die  unteren  Kommis' 
sionen  vollkommen  selbständige  Verwaltungskörper,  welche  nicht  bloss 
die  Bescheidung,  sondern,  soweit  erforderlich,  auch  die  nähere  In-tj 
struktion  der  Berufungen  ohne  Mitwirkung  von  Behörden  selbst  be 
sorgen.  Zu  diesem  Behufe  wird  ihnen  ein  eigenes  Lokal  in  der 
Präfektur  und  ein  besonderes  Hilfspersonal  von  Sekretären,  Schreibern 
und  Dienern  vom  Präfekten  zugewiesen.  Den  bezüghchen  Aufwand 
bestreitet  der  Staat  aus  einem  besonderen,  dem  Finanzministerium 
zugewiesenen  Fonds,  dessen  eine  Hälfte  jedenfalls  zu  diesem  Zweck 
reserviert  werden  muss,  während  die  andere  gemäss  den  Vorschlägen 
der  Kommissionsvorsitzenden  unter  die  Kommissionsmitglieder  nach 
dem  Verhältnis  ihrer  Arbeitsleistung  zu  verteilen  ist.  Art.  31  des 
Regol.  Dagegen  sind  die  Kosten  für  die  von  den  Kommissionen  an- 
geordneten Gutachten,  Untersuchungen  und  Besichtigungen  von  der 
Provinz  zu  übernehmen. 
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Berufungen  an  die  Zentralkommission,  Administrativbeschwerde 
und  Anrufung  des  Gerichts. 

Die  Zentralkommission  bildet  den  harmonischen  Abschluss  zu 
dem  bewunderungswürdigen  Gebäude  des  itahenischen  Einsteuerungs- 
verfahrens; ihre  Funktion  ist  schon  nach  dem  positiven  Inhalt  des 
Gesetzes  —  Art.  48  —  eine  mannigfaltige :  sie  spricht  als  Kassations- 
hof Recht  in  Bezug  auf  richtige  Anwendung  des  Gesetzes;  sie  ent- 
scheidet als  Verwaltungsgericht  Streitigkeiten  zwischen  Gemeinden 
über  die  lokale  Verteilung  von  Einkünften  und  über  die  Einsteue- 
rung  eines  und  desselben  Steuerpflichtigen  in  verschiedenen  Provinzen; 
sie  bildet  endlich  eine  weitere  Berufungsinstanz  für  Beschwerden  gegen 
Festsetzung  eines  Zinseinkommens  gemäss  Art.  50  Abs.  2,  welches 
aus  dem  vorgelegten  Rententitel  nicht  zu  entnehmen  ist.  Das  sind 
jedoch  nur  die  der  Zentralkommission  durch  Gesetz  und  Regolamento 
ausdrücklich  zugewiesenen  Aufgaben;  thatsäclilich  zieht  sie  deren 
Grenzen  selbst  und  es  scheint  ihr  Ermessen  in  dieser  Richtung  ein 
unbeschränktes  zu  sein.  So  hat  sie  u.  a.  erst  in  der  Neuzeit,  näm- 
lich durch  ein  Erkenntnis  vom  21.  Dezember  1884,  den  Grundsatz 
ausgesprochen,  dass  gegen  die  Erkenntnisse  der  Berufungskommis- 
sionen das  Rechtsmittel  der  Wiedereinsetzung  —  il  mezzo  della  re- 
vocazione  —  nach  den  Vorschriften  der  Art.  494  und  509  der  Zivil- 
prozessordnung eingelegt  werden  könne. 

Es  sind  daher  die  Erkenntnisse  der  Zentralkommission  über 
ihre  Zuständigkeit  oder  Nichtzuständigkeit  sehr  zahlreich,  allein  man 
wird  nicht  berechtigt  sein,  hieraus  einen  nachtheüigen  Schluss  über 
die  Zweckmässigkeit  der  Einrichtung  zu  ziehen,  da  Anhaltspunkte 
für  eine  praktische  Vergleichung  mit  den  analogen  Verhältnissen 
anderer  Staaten,  insbesondere  Deutschlands,  vollständig  mangeln.  In 
Deutschland  besteht  nirgends  eine  besondere  oberste  Behörde,  welche 
Abhilfe  gegen  Fehler  im  Verfahren,  offenbare  thatsächliche  Irrungen 
der  organisierten  Instanzen  und  gegen  Verletzungen  des  Gesetzes  zu 
gewähren  vermag;  es  kann  daher  nur  das  staathche  Oberaufsichts- 
recht  in  die  Lücke  treten  und  dies  dürfte  auch  in  jenen  verhältnis- 
mässig wenigen  Staaten  zutreffen,  welche  gegen  die  Erkenntnisse  der 
Berufungskommissionen  noch  einen  Rekurs  an  die  oberste  Verwal- 
tungsbehörde oder  das  Verwaltungsgericht  ausdrücklich  zulassen.  Dem 
Oberaufsichtsrecht  der  Exekutive  liegt  der  berechtigte  Gedanke  zu 
Grunde,  dass  die  oberste  Verwaltungsbehörde  kraft  ihres  Berufs  zur 
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Wahrung  von  Ordnung  und  Gesetzmässigkeit  in  der  Verwaltung  gegen 
jeden  zu  ihrer  Kenntnis  gelangenden,  gleichviel  ob  absichtlichen  oder 
unabsichtlichen  Fehlgriff  der  ihr  unterstehenden  Organe  Abhilfe  ge-l 
währen  muss,  sofern  solche  nicht  durch  Gesetz  ihrer  Zuständigkeit] 
entrückt  ist.  Da  die  Steuerbeamten  unbedingt  und  auch  die  Steuer-I 
kommissionen  insofern  zu  den  Verwaltungsorganen  zählen,  als  sie 
Verwaltungsfunktionen  ausüben,  so  muss  jener  Grundsatz  auch  füi 
das  Gebiet  des  Steuerwesens  gelten  und  zwar  an  sich  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  die  zu  heilende  Unregelmässigkeit  dem  Steuerpflichtigen 
oder  dem  Aerar  Schaden  bringt.  Dieser  Konsequenz  nach  beiden 
Seiten  steht  nun  aber  das  Verfassungsrecht  entgegen,  welches  in  das 
Eigentum  der  Staatsangehörigen  eingreifende  Verfügungen  der  Ver- 
waltung ohne  besondere  gesetzliche  Vorschrift  nicht  zulässt,  und  es 
kann  demnach  das  allgemeine  staatliche  Oberaufsichtsrecht  nur  gegen 
die  ärarialischen  Interessen  angerufen  werden.  Dass  dies  kein  be- 
friedigender Zustand  ist,  liegt  wohl  auf  der  Hand.  Abgesehen  hiervon 
kann  aber  die  Ausübung  jenes  Rechts  für  die  Regierung  zur  grössten 
Last  werden,  ohne  im  allgemeinen  zu  nützen.  Die  Anrufung  der 
Oberaufsicht  lässt  sich  nicht  beschränken;  Abweisung  der  Beschwerde 
a  limine  verträgt  sich  ebensowenig  mit  dem  Prinzip  wie  die  Vor- 
steckung von  Fristen  für  die  Beschwerdeführung;  Verhängung  von 
Frivolitätsstrafen  ohne  gesetzliche  Ermächtigung  steht  der  Verwaltung 
nicht  zu:  die  Regierung  muss  alle  an  sie  gelangenden  Beschwerden 
wohl  oder  übel  instruieren  und  bescheiden.  Einen  allgemein  mass- 
gebenden und  läuternden  Einfluss  auf  die  Verwaltung  vermag  sie 
aber  hierdurch,  selbst  bei  ausgedehntester  Bethätigung  ihres  Ober- 
aufsichtsrechts, ebensowenig  auszuüben  wie  einen  allgemeinen  für 
jedermann  leicht  zugänglichen  Rechtsschutz  zu  bieten.  Da  die  Steuer- 
pflichtigen weder  im  allgemeinen  noch  im  Einzelfalle  besonders  auf 
dieses  Rechtsmittel  hingewiesen  werden  und  die  Entwerfung  einer 
mehr  oder  minder  ausführlichen  Vorstellung  an  die  höchste  Stelle 
der  Mehrzahl  unmöglich  ist,  so  steht  dieser  Weg  regelmässig  nur 
den  Angehörigen  der  höheren  und  bemittelten  Klassen  offen,  welche 
ihre  Sache  selbst  führen  oder  Rechtsbeistände  für  sich  arbeiten  lassen 
können.  Wo  die  Steuernot  am  höchsten,  ist  daher  keineswegs  die 
Hilfe  am  nächsten.  Die  gefällten  Entscheidungen  vermögen  aber 
nicht  über  den  Einzelfall  hinaus  zu  wirken;  sie  ergehen  im  Bureau- 
weg, unter  dem  Siegel  des  Amtsgeheimnisses,  ledighch  an  die  be- 
teiligte Behörde  und  die  beteiligte  Partei   und  es  besteht  daher  gar 
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keine   reale   Garantie    für   Gründlichkeit,    Gleichmässigkeit    und    ins- 
besondere auch  Unparteilichkeit  der  Behandlung. 

Allen  diesen  Uebelständen  Hesse  sich  nur  durch  öffentliche 
richterliche  Entscheidung  begegnen,  allein  dies  erscheint  aus  prakti- 
schen Gründen  undurchführbar,  da  weder  die  Zivil-  noch  die  Ver- 
waltungsgerichte mit  der  Menge  von  Klagen  befasst  werden  können, 
wie  sie  namentlich  das  auf  der  ausgedehntesten  Mitwirkung  der 
Steuerpflichtigen  beruhende  italienische  Einsteuerungsverfahren  un- 
vermeidlich zu  Tage  fördert.  Hiernach  ergibt  sich  die  Schaffung 
eines  besonderen  Zentralorgans  aus  der  Natur  der  Sache,  welcher 
die  italienische  Gesetzgebung  auch  durch  die  Einrichtung  der  Zentral- 
kommission entsprechend  Rechnung  getragen  hat. 

Die  vom  Finanzminister  ernannte  Kommission  besteht  aus  einem 
Präsidenten,  zwei  Vizepräsidenten  und  9  Beisitzern,  sie  hat  ihren  Sitz 
beim  Finanzministerium  und  es  werden  auch  die  Mitglieder  von  dem- 
selben honoriert.  Die  Entscheidungen  ergehen  auf  Grund  kollegialer 
Beratung;  sie  gelangen  zur  Veröffentlichung  durch  den  Druck  und 
lassen  den  Rechtsweg  offen  —  Art.  53  des  Gesetzes  und  112  des 
Regolamento. 

Bei  solchen  Garantieen  lässt  sich  die  Bestellung  der  Kommission 
durch  den  Finanzminister  um  so  weniger  anfechten,  als  hierdurch 
dem  begründeten  staatlichen  Oberaufsichtsrecht  doch  in  gewissem 
Sinne  Rechnung  getragen  wird.  Insoweit  sich  nämlich  die  Thätig- 
keit  der  Kommission  nicht  bloss  auf  die  Entscheidung  von  Fragen 
der  Gesetzesanwendung  beschränkt,  übt  sie  im  Grunde  doch  nur  eine 
auf  dem  Oberaufsichtsrecht  fussende  zentrale  Verwaltungsfunktion 
aus  und  die  Regierung  gibt  dieses  Recht  nicht  vollständig  preis, 
sondern  organisiert  nur  seine  Ausübung,  indem  sie  dieselbe  in  die 
Hände  einer  von  ihr  selbst  bestellten  Kommission  legt.  Von  diesem 
Gesichtspunkt  aus  wird  es  erklärlich,  dass  nicht  an  Stelle  der  Zentral- 
kommission in  ihrer  gegenwärtigen  Organisation  ein  selbständiger,  voll- 
kommen unabhängiger  Steuerverwaltungsgerichtshof  geschaffen  wurde, 
und  dass  sich  die  Kommission  die  Grenzen  ihrer  Thätigkeit  selbst  steckt, 
wie  es  das  Wesen  des  Oberaufsichtsrechts  notwendig  mit  sich  bringt. 

Was  nun  die  der  Entscheidung  der  Zentralkommission  ausdrück- 
lich zugewiesenen  Fragen  anbelangt,  so  ist  der  an  die  Spitze  gestellte 
Fall  des  Konflikts  zwischen  mehreren  Gemeinden  über  die  Zuteilung 
der  Einkünfte  eines  Steuerpflichtigen  im  Gesetz  bloss  angedeutet, 
aber  weder  hier,  noch  im  Regolamento  weiter  verfolgt. 
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Von  besonderer  Bedeutung  wird  derselbe  übrigens  erst  durch 
die  auf  die  Vorstellung  von  nicht  weniger  als  1976  Gemeinden  hin 
mit  Gesetz  vom  2.  Juli  1885  erfolgte  Abänderung  der  Bestimmung 
unter  Art.  13  Abs.  2,  wonach  die  Besitzer  von  mehreren,  in  ver- 
schiedenen Gemeinden  gelegenen  industriellen  Etablissements  die 
bezüglichen  Einkünfte  zum  Zwecke  der  Erhebung  der  gemeindlichen 
Steueranteile  nach  Art.  72  des  Gesetzes  von  1877  gesondert  anzugeben 
haben  ^).  Nähere  Vorschriften  über  das  gemeindliche  Berufungsrecht 
wurden  auch  aus  Anlass  dieses  Gesetzes  nicht  getroffen;  jedenfalls 
erscheint  solches  aber  nach  Lage  der  Gesetze  nicht  ausgeschlossen 
und  die  Sache  hiermit  im  wesentlichen  insofern  geregelt,  als  die 
Entscheidung  dieser  schwierigen  Fragen  ganz  zweckentsprechend 
in  die  Hände  eines  autonomen,  nicht  aus  communalen  Elementen 
zusammengesetzten  Zentralorgans  gelegt  ist.  Von  einer  derart  ge- 
stalteten Instanz  muss  auch  die  Doppelbesteuerung  eines  und  desselben 
Pflichtigen  in  mehreren,  verschiedenen  Provinzen  angehörigen  Ge- 
meinden beseitigt  werden,  da  dies  selbstverständlich  durch  die  einzel- 
nen Provinzialkommissionen  nicht  geschehen  kann.  Für  den  Fall 
der  Doppelbesteuerung  in  mehreren  Gemeinden  oder  Provinzen  ist 
übrigens  unter  Art.  108  des  Regolamento  auch  ein  Rekurs  an  die 
Finanzintendantur  bezw.  das  Ministerium  zugelassen,  welcher  jedoch 
das  Recht  der  Berufung  an  die  Provinzial-  bezw.  Zentralkommission 
nicht  ausschliesst. 

Die  im  Gesetz  weiter  vorgesehene  Entscheidung  der  Zentral- 
kommission über  Fragen  der  Gesetzesanwendung  bedarf  keiner  Er- 
örterung; dagegen  wird  die  Anführung  der  prozessualen  Voraus- 
setzungen für  die  Wiedereinsetzung,  deren  Gewährung  sich  die  Zentral- 
kommission, wie  oben  erwähnt,  selbst  zuerkannt  hat,  nicht  ohne 
Interesse  sein.  Nach  Art.  494  und  509  des  Zivilprozessbuchs  kann 
Wiedereinsetzung  verlangt  werden,  wenn  1)  die  Entscheidung  von 
einer  Partei  zum  Schaden  der  anderen  rechtswidrig  veranlasst,  wenn 
2)  auf  Grund  von  Urkunden  geurteilt  worden  ist,  welche  nach  der 
Entscheidung  als  falsch  erkannt  oder  einbekannt,  oder  vom  unter- 
liegenden Teil  vor  der  Entscheidung  für  echt  gehalten  worden  sind, 
wenn  3)  nach  dem  Urteil  eine  entscheidende  Urkunde  vorgelegt  wird, 


^)  Infolge  dieses  Gesetzes  wurden  auch  durch  königliches  Dekret  vom 
28.  August  1885  die  Artikel  40,  44,  57,  59,  67,  73,  75,  81,  83  und  86  des  Rego- 
lamento entsprechend  modifiziert. 
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deren  vorgängige  Beibringung  durch  die  Gegenpartei  verhindert  worden 
war,  endlich  4)  wenn  die  Entscheidung  die  Folge  eines  aus  den  Urteils- 
belegen zu  entnehmenden  thatsächlichen  Irrtums  ist. 

Augenscheinlich  sind  dies  durchgängig  Fälle,  in  welchen  in 
Ermangelung  besonderer  gesetzlicher  Vorsorge  nur  die  staatliche 
Oberaufsicht  Abhilfe  zu  gewähren  vermag  und  es  erscheint  daher 
die  bezügliche  Ausdehnung  der  Zuständigkeit  der  Zentralkommission 
nach  den  obigen  Ausführungen  als  ganz  folgerichtig. 

lieber  die  Art  der  Entscheidungen  der  Zentralkommission  ent- 
halten weder  Gesetz  noch  Regolamento  ausdrückliche  direkte  Vor- 
schriften und  es  kann  dieselbe  nur  aus  der  ganz  kurzen,  in  einem 
heterogenen,  von  der  Registeranlage  handelnden  Abschnitt  des  Rego- 
lamento angebrachten  Bestimmung  unter  Art.  99,  Ziff.  8  gefolgert 
werden,  welche  sich  auf  die  von  der  Zentralkommission  „festgesetz- 
ten" Einkünfte  bezieht.  Hiernach  erkennt  die  Kommission  in  der 
Sache  selbst  und  scheint  Vernichtung  der  angefochtenen  Entscheidung 
und  Zurückverweisung  an  die  gleiche  Instanz  zur  nochmaligen  Be- 
schlussfassung, abgesehen  von  dem  Fall  der  Wiedereinsetzung,  nicht 
stattzufinden. 

Ueber  den  Geschäftsgang  finden  sich  ebenfalls  keine  besonderen 
Bestimmungen;  bezüglich  der  Formen  und  der  Frist  für  Einlegung 
der  Beschwerden  gilt  im  allgemeinen  das  gleiche,  wie  bei  den  Pro- 
vinzialkomraissionen  und  ist  nur  unter  Art.  95  des  Regolamento  die 
nähere  Bezeichnung  der  angefochtenen  Entscheidungen,  sowie  der 
verletzten  Artikel  des  Gesetzes  oder  des  Regolamento  besonders  vor- 
geschrieben. 

Die  Organisation  der  Bethätigung  des  staatlichen  Oberaufsichts- 
rechts findet  ihren  Abschluss  durch  die  ausdrückliche  Einführung  von 
an  die  Direktivbehörde  zu  richtenden  Administrativbeschwerden  wegen 
Unterlassung  der  gesetzlich  gebotenen  Mitteilungen  an  die  Steuer- 
pflichtigen und  wegen  materieller  Irrungen  —  Art.  106  des  Rego- 
lamento und  52  des  Gesetzes  — ,  welche  zugleich  den  Zweck  ver- 
folgen, die  Aufgabe  der  Zentralkommission  zu  erleichtern. 

Das  Gesetz  sieht  zwar  von  einer  Bezeichnung  dieser  Irrungen 
ab  und  lässt  hiermit  der  Verwaltung  den  weitesten  Spielraum,  allein 
diese  selbst  hat  hierin  offenbar  ein  Danaergeschenk  erblickt  und  nicht 
verabsäumt,  sich  im  Wege  einer  ministeriellen  Zirkularverfügung 
schon  im  Jahre  1871  durch  allgemeine  und  besondere  Definition  der 
materiellen  Fehler  in  heilsamer  Weise  die  Hände  zu  binden.    Hiernach 
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müssen  dieselben  in  konkreten  Thatsachen,  insbesondere  nicht  in 
Schätzungen  bestehen  und  durch  Fehler  oder  Unachtsamkeit  —  per 
sbaglio  o  per  inavvertenza  —  in  den  Operaten  der  Steuerbeamten 
hervorgerufen  sein.  Als  solche  Irrtümer  werden  sodann  in  erschöpfen- 
der, nicht  exemplifizierender  Form  folgende  aufgeführt:  1)  mehrfache 
Einschreibung  eines  Steuerpflichtigen  mit  dem  gleichen  Einkommen 
an  mehreren  Stellen  derselben  Steuerliste,  oder  in  verschiedenen 
Steuerlisten  desselben  Jahres  und  derselben  Gemeinde;  2)  Fehler  beim 
Uebertrag  der  von  den  Kommissionen  festgesetzten  oder  der  in  den 
Steuererklärungen  enthaltenen  Einkünfte  in  die  Steuerlisten;  3)  Fehler 
in   der   Berechnung   des   reinen    und   des   steuerbaren   Einkommens ; 

4)  Unrichtigkeiten  in  der  Berechnung  der  Steuer  und  der  Zuschläge ; 

5)  irrtümliche  oder  grundlose  Zuschreibung  und  unrichtige  Berech- 
nung der  Geldstrafen;  6)  Fehler  in  der  Bezeichnung  des  Namens 
der  Pflichtigen,  der  Firmen,  sowie  der  Gesellschaften  und  juristischen 
Personen;  7)  Einschreibung  von  durch  Abzug  zu  versteuernden  Ein- 
künften in  die  Steuerlisten;  8)  Einschreibung  von  Besoldungs-  und 
Zinseinkommen,  welches  Korporationen  und  Aktiengesellschaften 
schulden  und  bereits  diesen  zugeschrieben  ist  —  vgl.  Art.  15 — 17 
des  Gesetzes  —  auf  den  Namen  der  Gläubiger,  ebenso  wie  die  Ein- 
schreibung von  bereits  dem  Eigentümer  zugeteilten  Kolonatseinkünften 
auf  den  Namen  der  Kolonen,  und  im  allgemeinen  jede  Einschreibung 
eines  bereits  auf  den  Namen  eines  Besitzers  versteuerten  Einkommens 
auf  den  Namen  eines  anderen  Besitzers.  —  Zu  dieser  materiellen 
Einschränkung  der  Administrativbeschwerde  durch  genaue  Fixierung 
der  Beschwerdefälle  gesellt  sich  noch  die  formelle  durch  Vorsteckung 
einer  bestimmten  Frist  für  die  Ergreifung  der  Beschwerden,  eine 
Massnahme,  deren  Zweckmässigkeit  nicht  minder  auf  der  Hand  liegt, 
wie  ihre  prinzipielle  Unbedenklichkeit  bei  einem  Anlageverfahren, 
welches  wie  das  italienische  unverschuldete  Unkenntnis  des  Inhalt» 
der  Steuerlisten  vollkommen  ausschliesst. 

Aus  der  Einrichtung  der  Zentralkommission  in  Verbindung  mit 
der  Einführung  einer  genau  geregelten  Administrativbeschwerde  darf 
an  sich  schon  gefolgert  werden,  dass  beliebiges  Anrufen  und  Ein- 
greifen der  Executive  im  italienischen  Einsteuerungsverfahren  nicht 
stattfinden  kann,  selbst  wenn  diese  Annahme  nicht  ihre  ausdrückliche 
Bestätigung  in  den  Parlamentsverhandlungen  finden  würde.  Die  Be- 
ratungen des  Gesetzes  vom  Jahre  18(37,  welches  zuerst  den  Rekurs 
an   die  Gerichte   in   der  wörtlich   in   das  gegenwärtige  Gesetz   unter 
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Art.  53  Abs.  1  übergegangenen  Fassung  einführt,  geben  jedoch  in 
dieser  Richtung  den  unzweideutigsten  Aufschluss  und  gewähren  zu- 
gleicli  volle  Klarheit  über  den  Standpunkt  der  Gesetzgeber  mit  Bezug 
auf  die  notwendige  Auseinandersetzung  zwischen  den  Anforderungen 
des  öffentlichen  und  des  privaten  Rechts,  sowie  der  Natur  der  Dinge. 
Die  sehr  eingehende  und  lebhafte  Kommissionsdebatte,  an  welcher 
sich  hervorragende  Gelehrte  und  Parlamentarier  neben  den  Vertretern 
der  Regierung  beteiligten,  drehte  sich  zwar  in  der  Hauptsache  nur 
um  die  Frage  der  Redaktion,  geAvährte  aber  zugleich  Gelegenheit, 
die  allgemeine  Uebereinstimmung  über  die  entscheidenden  materiellen 
Gesichtspunkte  hervortreten  zu  lassen.  Hierbei  wurde  insbesondere 
hervorgehoben,  dass  nach  den  Grundsätzen  der  öffentlichen  Verwal- 
tung —  secondo  i  principii  di  pubblica  amministrazione  —  auch  gegen 
Bescheide  der  Zentralkommission  ein  Rekurs  an  die  höchste  Stelle 
im  Verwaltungswege  offen  stehen  müsse,  wie  sich  denn  auch  that- 
sächlich  früher  viele  Steuerpflichtige  nach  den  Erkenntnissen  der 
Zentralkommission  an  den  Minister  zur  Erlangung  einer  anderen  Ent- 
scheidung gewandt  haben.  Obwohl  nun  zugleich  anerkannt  werden 
musste,  dass  der  Minister  alle  diese  Rekurse  konsequent  unter  Be- 
tonung der  Inappellabilität  der  Urteile  der  Zentralkommission  abge- 
lehnt hat,  so  wurde  es  dennoch  im  Hinblick  auf  die  obigen  Verwal- 
tungsgrundsätze für  angezeigt  befunden,  die  Unanfechtbarkeit  jener 
Urteile  im  Verwaltungswege  im  Gesetz  besonders  anzuordnen.  Hiermit 
wollte  ausgesprochenermassen  das  bestehende  Verwaltungsrecht  dero- 
giert werden,  während  der  gleichzeitige  Hinweis  auf  die  Zulässigkeit 
des  Rechtswegs  nur  die  Betonung  eines  ebenfalls  bereits  gegebenen 
Rechtszustandes  bezielte:  „denn  die  Befugnis,  das  Gesetz  auszulegen, 
steht  der  Exekutive,  von  welcher  die  Zentralkommission  ihr  Dasein 
ableitet,  nicht  zu." 

Hiermit  erklärte  sich  der  Regierungskommissär  vollkommen 
einverstanden,  und  es  hat  nach  diesem  Hergang  die  Bestimmung  unter 
Art.  53  Abs.  1  den  Sinn,  dass  in  Steuersachen  jeder  ungeregelte 
Eingriff  von  Oberaufsichtswegen  absolut  ausgeschlossen  und  gegen 
die  Entscheidungen  der  Zentralkommission  nur  die  Betretung  des 
Rechtsweges  insoweit  zulässig  ist,  als  es  sich  um  Fragen  der  Gesetzes- 
anwendung handelt. 
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Behandlung  der  Aenderungen. 

Zu  den  wichtigsten  und  schwierigsten  Aufgaben  eines  guten 
Einkommensteuergesetzes  gehört  die  Berücksichtigung  der  Verände- 
rungen der  Besteuerungsgrundlage  bis  an  die  äussersten  Grenzen  der 
praktischen  Ausführbarkeit  als  Konsequenz  des  Prinzips  der  Besteue- 
rung nach  der  Leistungsfähigkeit,  welche  ja  im  Einzelfall  infolge  von 
eintretenden  Einkommensänderungen  häufigen  und  grossen  Schwan- 
kungen unterworfen  ist.  Dieser  sowohl  von  der  Theorie  wie  von 
der  Praxis  im  allgemeinen  ziemlich  stiefmütterhch  behandelten  Frage 
wurde  in  Italien  mit  vollem  Verständnis  die  grösste  Sorgfalt  zu- 
gewendet. 

Die  Grundlage  der  Lösung  gewährt  in  erster  Linie  der  aus 
dem  Gesetz  von  1870  herstammende  Art.  22,  dessen  Beratung,  wie 
vom  Referenten  Minghetti  in  der  entscheidenden  Parlamentssitzung 
hervorgehoben  wurde,  Gegenstand  einer  der  längsten  Erörterungen 
gewesen  ist,  welche  im  Schosse  der  betreifenden  Kommission  statt- 
gefunden hat. 

Der  angezogene  Artikel  schreibt  vor,  dass  die  Steuererklärungen 
jährlich  in  der  Zeit  vom  1.  bis  31.  Juli  abzugeben  sind,  und  dass 
die  Steuer  nach  den  Einkünften  des  der  Erklärung  vorausgehenden 
Jahres  bemessen  wird.  Dieses  Jahr  ist  aber  nach  dem  Wortlaut  des 
Artikels  und  den  Parlamentsverhandlungen  nicht  das  Kalenderjahr, 
sondern  ein  mit  dem  1.  Juli  beginnendes  und  am  letzten  Juni  endi- 
gendes besonderes  Wirtschaftsjahr  —  anno  economico  speciale  — . 
Die  Bemerkungen  Minghetti's  geben  gleich  in  ihren  Eingangssätzen 
hierzu  den  schlagendsten  Kommentar:  „Es  ist  notwendig,  sich  ein 
lebendiges  und  deutliches  Bild  zu  machen.  Da  ist  das  Jahr,  nach 
welchem  die  Auflage  zu  bemessen  ist,  dann  das  Jahr,  in 
welchem  die  Listen  hergestellt  werden,  und  schliesslich 
das  Jahr,  in  welchem  gezahlt  wird."  Die  praktischen  Haupt- 
gesichtspunkte, um  welche  es  sich  hier  handelt,  lassen  sich  nicht 
schärfer  andeuten.  In  den  weiteren  Ausführungen  wird  sodann  be- 
tont, dass  der  Steuerpflichtige  bei  Beginn  des  Zahljahres  seine  Steuer- 
schuldigkeit kennen  und  daher  die  Veranlagung  in  der  zweiten  Hälfte 
des  vorausgehenden  Jahres  stattfinden  muss.  Als  Anhaltspunkt  für 
die  Steuererklärung  und  Bemessung  werden  zwar  hierbei  naturgemäss 
auch  die  Resultate,  bezw.  Bilanzen  des  abgewichenen  Kalenderjalires 
benützt  werden,    „allein  berichtigt,   verbessert  und  auf  ihren 
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wahren  Wert  zurückgeführt  nach  den  Ergebnissen  der  ersten 
Hälfte  des  Veranlagungsjahres."  Ein  weiterer  Redner  hat  sodann 
diese  Gedanken  folgendemiassen  praktisch  veranschaulicht.  „Der 
Pflichtige  hat  vom  1.  bis  30.  Juli  1872,  wenn  wir  diesen  Zeitpunkt 
nehmen  wollen,  nichts  anderes  zu  thun,  als  sein  vom  1.  Juli  1871 
bis  30.  Juni  1872  erzieltes  Einkommen  zu  erklären.  Dasselbe  dient 
aber  lediglich  zur  Bemessung  der  Steuer,  es  ist  nur  eine  Vermutung, 
dass  solches  in  der  Zeit  vom  Juli  1872  bis  dahin  1873  jenem  des 
nämlichen  Zeitraumes  1871 — 72  gleich  sein  müsse.  Hieraus  folgt 
das  Recht  des  Pflichtigen,  den  Unterschied  zwischen  dem  vermuteten 
und  dem  wirklichen  Einkommen  geltend  machen  zu  dürfen.  Es  ist 
daher  offenbar,  dass  der  Pflichtige  nicht  nur  um  so  weniger  zu 
deklarieren  braucht,  wenn  eine  Minderung  seines  Einkommens  vor 
dem  Juli  1872  eingetreten  ist,  sondern  dass  derselbe  auch  nach  der 
Erklärung  seines  Einkommens  vom  Juli  1871  bis  dahin  1872  eine 
Minderung  desselben  durch  Erlöschen  eines  Stammteiles  —  cespite  — 
bis  zur  Veröffentlichung  der  Listen  beim  Steueramt  wirksam  anzeigen, 
bezw.  nach  der  Veröffentlichung  vor  der  Kommission  verfolgen  kann. " 
Ganz  im  Sinne  dieser  parlamentarischen  Aeusserungen  hat  sodann 
das  Ministerium  mit  Zirkular  vom  4.  Januar  1871  ausgesprochen: 
„Die  Steuer  ist  ein  Teil  des  jährlichen  Einkommens  und  gelangt 
Hand  in  Hand  mit  der  Erzeugung  desselben  zur  Reife,  woraus  folgt, 
dass  mit  dem  Entstehen  des  Einkommens  auch  die  Pflicht  entsteht, 
dasselbe  anzugeben  und  die  Steuer  hiervon  zu  zahlen  und  mit  dem 
Aufhören  des  Einkommens  auch  die  Steuer  und  die  Pflicht,  solche 
zu  bezahlen,  aufhört.  Die  Steuer  wird  nach  dem  Einkommen  des 
dem  Zeitpunkt  der  Steuererklärung  vorausgehenden  Jahres  bemessen, 
jedoch  geschuldet  für  die  wirklich  in  dem  Jahre,  auf  welches  sich 
die  Veranlagung  und  die  Heberolle  bezieht,  erzeugten  Einkünfte." 

Durch  die  Anordnung  der  Steuerbemessung  nach  dem  unmittel- 
bar vor  dem  Beginn  der  Steuerveranlagung  zu  Ende  gegangenen 
Wirtschaftsjahr  und  die  Verlegung  der  Veranlagung  in  die  zweite 
Hälfte  des  Kalenderjahres  erfährt  nun  der  die  Erhebung  der  Steuer 
von  ihrer  Berechnungsgrundlage  trennende  Zeitraum  die  grösstmög- 
liche  Einschränkung.  Dieser  unvermeidliche  Zeitraum  bildet  aber 
das  Haupthindernis  für  die  Besteuerung  des  wirklichen  gegenwärtigen 
Einkommens  jedes  Pflichtigen,  welche  das  Wesen  der  Einkommen- 
steuer bedingt.  Ueber  die  von  Minghetti  betonten  drei  Jahre,  das 
Bemessungs-,  das  Veranlagungs-  und  das  Erhebungsjahr,  kommt  man 
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keinesfalls  ganz  hinweg,  Aveil  als  sicherer  Massstab  für  die  Besteue- 
rung nur  die  Vergangenheit  genommen  werden  kann  und  die  immer 
einen  längeren  Zeitraum  erfordernde  Steuerveranlagung  vor  Beginn 
des  Erhebungsjahres  vollendet  sein  muss.  Nimmt  man  aber  in  dieser 
Beziehung  als  Zeiteinheit  durchaus  das  Kalenderjahr,  so  liegt  die 
Steuererhebung  und  die  Steuergrundlage  je  nach  dem  Fortschreiten 
des  Erhebungsjahres  allzuweit,  nämlich  um  mehr  als  Jahresfrist 
auseinander.  Wenn,  um  an  die  obige  Exemplifikation  anzuknüpfen, 
zum  Zwecke  der  im  Jahre  1873  vor  sich  gehenden  Steuererhebung 
die  Veranlagung  im  Jahre  1872  auf  der  Grundlage  des  Kalender- 
jahres 1871  stattfindet,  dann  versteuert  der  Pflichtige  am  Schluss 
des  Jahres  1873  ein  fast  2  Jahre  zurückliegendes  Einkommen  und 
es  können  daher  die  in  diesem  Zeitraum  vor  sich  gehenden  Mehrungen 
und  Minderungen  des  bestehenden  Einkommens  nicht  mehr  ausser 
Berücksichtigung  bleiben.  Angenommen  ein  Pflichtiger  hat  im  Jahre 
1871  6000  Mark  durch  seine  Arbeit  verdient  und  4000  Mark  Hypo- 
thekzinsen eingenommen;  im  Jahre  1872  verdient  er  aber  wenig  oder 
nichts  oder  hat  sogar  Verluste  und  zieht  zur  Deckung  derselben  und 
Bestreitung  seiner  Lebsucht  vielleicht  den  vierten  Teil  seiner  Hypo- 
thekkapitalien ein  —  er  muss  im  Jahre  1872  gleichwohl  10,000  Mark 
deklarieren  und  diese  Summe  im  Jahre  1873  versteuern.  Noch 
schlimmer  ist  er  natürlich  daran,  wenn  auch  die  im  Jahre  1872  zu 
entrichtende  Steuer  auf  günstigeren  Ergebnissen  des  Bemessungs- 
jahres 1870  fusst,  weil  er  dann  gerade  in  seiner  schwierigsten  wirt- 
schaftlichen Lage  auch  noch  das  grösste  Steueropfer  bringen  muss. 
Diese  Opfer  kann  ihm  aber  die  nächste  Einsteuerung  keineswegs 
ersetzen.  Im  Jahre  1873  deklariert  und  im  Jahre  1874  versteuert 
er  allerdings  nur  3000  Mark,  allein  der  Ausgleich  kommt  viel  zu  spät; 
wer  vergütet  ihm  den  Zinsverlust  und  die  Vermögensopfer,  die  zur 
Aufbringung  der  Steuer  nötig  waren?  Wenn  er  aber  sein  Geschäft 
aufgibt  oder  stirbt,  ehe  nur  der  Steuerausgleich  mit  dem  letzten  Steuer- 
ziele des  nächsten  Erhebungsjahres  zur  vollständigen  Ausführung 
gelangt,  dann  bleibt  der  Verlust  für  ihn  oder  seine  Erben  absolut 
unersetzlich.  Das  angeführte  Beispiel  hat  jedoch  nur  einen  an  sich 
wohl  situierten  Vertreter  der  Mittelklasse  im  Auge.  Greift  man  tiefer, 
dann  ergeben  sich  natürlich  noch  traurigere  Resultate  —  die  Steuer 
kann  hier,  unter  den  gleichen  Voraussetzungen,  einer  erschütterten 
Existenz  geradezu  den  Gnadenstoss  versetzen.  Solche  Möglichkeiten 
sollten,  soweit  nur  immer  thunlich,  vermieden  werden,  denn  es  handelt 
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sich  nicht  bloss  um  materielle  ungebührliche  Opfer  der  Staatsange- 
hörigen, sondern  auch  um  viel  bedenklichere  moralische  Wirkungen. 
Kein  theoretisch  unanfechtbarer  Besteuerungsgrundsatz  wurzelt  tiefer 
in  der  Ueberzeugung  der  Bevölkerung  wie  der  in  dem  obigen  Zirkular 
des  italienischen  Ministeriums  ausgedrückte,  dass  die  Steuer  ein  Teil 
des  jährlichen  Einkommens  ist,  und  keine,  wenn  auch  gesetzlich 
sanktionierte  Verletzung  der  allgemeinen  Anschauung  weckt  mehr 
Erbitterung  wie  ein  grober  Verstoss  gegen  jenen  Grundsatz.  Dass 
besonders  brennende  Fälle  nur  vereinzelt  vorkommen  und  sich  daher 
die  öffentliche  Meinung  nicht  mit  dieser  Frage  beschäftigt,  vermag 
hieran  nichts  zu  ändern. 

Nach  dem  italienischen  Gesetz  und  Regolamento  wird  vor  allem 
strenge  unterschieden  zwischen  Zu-  und  Abgängen  —  Entstehen  neuer, 
Erlöschen  bestehender  Schuldigkeiten  —  einer-,  dann  Mehrungen  und 
Minderungen  —  Veränderungen  am  bereits  versteuerten  Einkommen  — 
andererseits.  Die  ersteren  werden  genau  nach  dem  Grundsatz  der 
Zusammengehörigkeit  von  Einkommen  und  Abgabe  behandelt  und 
wird  demnach  die  Steuer  für  jedes  neu  entstehende  Einkommen  sofort 
geschuldet,  für  jedes  erloschene  sofort  ausser  Erhebung  gesetzt.  Das 
Einkommen  ist  jedoch  hier  nicht  subjektiv  als  Gesamtheit,  sondern 
objektiv  als  Ausfluss  einer  selbständigen  Quelle  zu  nehmen.  Es  werden 
demnach  Vorgänge  nach  dem  obigen  Grundsatz  behandelt,  welche  sub- 
jektiv betrachtet  lediglich  als  Mehrungen  oder  Minderungen  des  Ge- 
samteinkommens erscheinen,  so  wenn  beispielsweise  ein  Kapitalist  ein 
weiteres  Kapital  verzinslich  ausleiht  oder  ein  ausgeliehenes  einzieht, 
ein  Gewerbtreibender  ein  Zweiggeschäft  errichtet  oder  aufgibt.  Die 
Zu-  und  Abgänge  werden  nicht  etwa  bloss  vom  nächsten  Steuerziel 
an,  sondern  mit  dem  Tage  ihres  Eintritts  in  Berücksichtigung  gezogen. 
Dies  ist  für  die  Abgänge  unter  Art.  66  Abs.  1  ausdrücklich  vor- 
geschrieben, allein  es  gilt  auch  für  die  Zugänge,  obwohl  es  hier 
nicht  besonders  ausgesprochen,  sondern  sogar  eine  sechs-,  bezw.  ein- 
monathche  Frist  für  die  bezügliche  Steuererklärung  vorgesehen  ist, 
denn  dies  soll  nach  den  Parlamentsverhandlungen  nur  eine  Konzession 
gegenüber  der  Schwierigkeit  der  Bemessung  des  Einkommens  im 
Augenbhcke  des  Entstehens  sein  und  vertagt  bloss  die  Erhebung: 
die  Steuerpflicht  tritt  auch  hier  mit  dem  Tage  der  Entstehung  der 
neuen  Einkommensquelle  ein.  Die  Behandlung  der  Zugänge  erfolgt 
auf  Antrag  der  Parteien  oder  von  Amts  wegen  durch  Ergänzungsrollen 
—  ruoli  suppletivi  —  ohne  Anfertigung  und  Veröffentlichung  einer 
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Liste  —  Art.  41  des  Gesetzes  —  eine  Vereinfachung,  welche  bei  der 
geringen  Bedeutung  der  hier  in  Frage  stehenden  materiellen  Inter- 
essen durchaus  unbedenklich  ist,  weil  die  unbestimmten  Einkünfte 
aus  Gewerben  und  freien  Berufsarten,  welche  hier  die  Hauptrolle 
spielen,  naturgemäss  im  Anfang  in  der  Regel  verhältnismässig  niedrig 
bemessen  werden  und  es  sich  immer  nur  um  einen  sehr  geringen 
Zeitraum  handelt.  Dagegen  werden  die  Abgänge  nach  Art.  110  des 
Regolamento  nur  auf  Antrag  der  Beteihgten,  welche  sich  zu  diesem 
Behufe  direkt  an  den  Finanzintendanten  zu  wenden  haben,  berück- 
sichtigt. Gegen  dessen  ablehnenden  Bescheid  ist  Berufung  an  die 
erstinstanziellen  Kommissionen  zugelassen  und  hiermit  der  regelmässige 
Instanzenzug,  sowohl  für  den  Steuerbeamten,  welchem  natürlich  gegen 
die  Entscheidung  des  Intendanten  kein  Rekurs  zusteht,  wie  für  die 
Steuerpflichtigen  bis  zur  Zentralkommission  eröffnet. 

Insoweit  es  sich  nicht  um  die  blosse  Abwägung  —  apprezza- 
mento  —  nicht  urkundlich  erhärteter  Thatsachen  handelt,  steht  sogar 
der  Rechtsweg  offen,  jedoch  scheint  sich  in  dieser  Richtung  eine  voll- 
kommen gleichförmige  Gerichtspraxis  nur  insoweit  gebildet  zu  haben, 
als  unter  allen  Umständen  die  Erschöpfung  des  kommissioneilen  In- 
stanzenzugs vorausgehen  muss.  Wie  man  sieht,  wird  der  Behandlung 
der  Steuerabgänge  die  grösste  Wichtigkeit  beigelegt  und  mit  vollem 
Rechte,  denn  es  kommen  hier  auch  sehr  gewichtige  Interessen  sowohl 
des  Staates  wie  der  Steuerpflichtigen  in  Frage,  deren  Wahrnehmung 
nicht  schlechtweg  der  Verwaltungspraxis  überlassen  werden  darf. 
Abgesehen  davon,  dass  die  Abmeldung  eines  versteuerten  Einkommens 
mit  Rücksicht  auf  die  hierbei  möglichen  Hinterziehungen  entsprechende 
Nachweisung  rätlich  erscheinen  lässt,  sind  auch  die  Fälle  des  Er- 
löschens von  Einkünften  je  nach  der  Natur  derselben  und  der  ver- 
anlassenden äusseren  Umstände  in  verschiedenen  Richtungen,  wie 
namentlich  in  Bezug  auf  den  entscheidenden  Zeitpunkt  häufig  so 
schwierig  und  zweifelhaft  gestaltet,  dass  sich  eine  gründliche  Unter- 
suchung und  Entscheidung  derselben  als  dringend  notwendig  erweist. 

In  Italien  sind  denn  auch  diese  Fragen  Gegenstand  einer  aus- 
gedehnten Judikatur,  sowohl  der  Kommissionen  wie  der  Gerichte 
geworden,  wobei  eine  Menge  von  Streitpunkten  materieller  oder 
formeller  Natur,  wie  z.  B.  über  die  bezüglichen  Wirkungen  der 
Novation,  Kompensation,  Konfusion,  dann  der  Beweiskraft  der  Quit- 
tungen, amtlichen  Zeugnisse,  Kontokorrentsauszüge  bei  Geldforde- 
rungen, ferner  über  die  Bemessung  des  Abgangs  bei  periodisch  aus- 
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geübten  Gewerben,  bei  Wechsel  von  Geschäftslokalitäten,  bei  Liqui- 
dationen und  Konkursen  etc.  zum  Austrag  gebracht  wurden. 

Was  nun  die  rein  objektiven  Mehrungen  und  Minderungen  von 
Einkünften  bei  Fortbestand  der  Quellen  anbelangt,  so  lässt  die  italie- 
nische Gesetzgebung  solche  während  des  Steuerjahres  nicht  zu  und 
verstösst  hiermit,  strenge  genommen ,  gegen  den  Grundsatz  der  Zu- 
sammengehörigkeit von  Steuer  und  laufendem  Einkommen,  welcher 
ja  auch  die  ununterbrochene  Proportionalität  beider  in  sich  schliesst. 
In  dieser  Richtung  befindet  sich  aber  die  Praxis  einer  unlösbaren 
Aufgabe  gegenüber,  denn  die  Steuererhebung  nach  dem  absoluten 
Massstab  des  laufenden  Jahreseinkommens  würde  bei  unbestimmten 
Einkünften  bedingen,  dass  die  Steuer  erst  nach  Ablauf  des  Jahres 
erhoben  oder  nicht  nach  dem  Jahresbetrag,  sondern  nach  dem  Anfall 
von  Ziel  zu  Ziel  bemessen  wird  —  eines  natürlich  so  unmöglich  wie 
das  andere. 

Hiernach  bliebe  nur  der  Ausweg,  die  Steuer  nach  dem  Mass- 
stab des  vorausgegangenen  Jahreseinkommens  zu  erheben  und  die 
gegenüber  dem  wirklichen  Einkommen  des  Erhebungsjahres  zu  viel 
oder  zu  wenig  erhobenen  Steuerbeträge  rückzuvergüten  oder  nach- 
zuholen, sowie  dieses  Einkommen  festgestellt  ist,  allein  dies  erscheint 
im  Hinblick  auf  die  hiermit  verbundenen  Schwierigkeiten  und  Weite- 
rungen nur  innerhalb  gewisser  hochgesteckter  Grenzen  ausführbar. 
Thatsächlich  lässt  auch  die  bestehende  Gesetzgebung  im  allgemeinen 
die  Berücksichtigung  von  Mehrungen  und  Minderungen  des  laufenden 
Einkommens  des  Steuerjahres  nicht  unbegrenzt  zu,  und  es  gilt  dies 
insbesondere  von  den  deutschen  Einkommensteuergesetzen,  welche, 
soweit  sie  nicht  den  Grundsatz  der  absoluten  objektiven  Unveränder- 
lichkeit  der  festgesetzten  .Jahressteuer  aussprechen,  Steuerermässigung 
nur  unter  der  Voraussetzung  gestatten,  dass  Minderungen  des  Ein- 
kommens in  einem  bestimmten  Minimalbetrag  —  dem  dritten  oder 
vierten  Teil  des  Einkommens  —  infolge  des  Verlustes  von  Ein- 
nahmequellen stattgefunden  haben  ^);  allein  dies  sind  nicht  Minde- 
rungen in  dem  hier  in  Rede  stehenden  Sinne,  sondern  Abgänge,  deren 
Berücksichtigung  ja  auch  das  italienische  Gesetz  und  zwar  ohne 
quantitative  Begrenzung  zugesteht.  Dasselbe  geht  hiermit  an  die 
äusserste  Grenze  des  Erreichbaren   und  bietet  auch  noch  den  beson- 


')  Eine   Ausnahme   in   dieser   Richtung   scheint  nur   das   revidierte  Ein- 
kommensteuergesetz von  Weimar  §  71  zu  machen.    Finanzarchiv  1885,  II,  S.  411. 
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deren  Vorzug,  dass  nach  den  oben  besprochenen  Einrichtungen  unt: 
der  Bestimmung  unter  Art.  109  des  Regolamento  selbst  die   in   dei 
zweiten  Hälfte  des  Veranlagungsjahres  eingetretenen  Veränderungen! 
sogar    noch    nach    Veröffentlichung    der    Heberolle    wahrgenommen  ^ 
werden  können. 

Der  geschilderten  Behandlung  der  Zu-  und  Abgänge,  sowie 
der  Mehrungen  und  Minderungen  geschieht  auch  durch  die  Bestim- 
mung unter  Art.  22,  Abs.  2  kein  Abbruch,  wonach  das  Einkommen 
nach  lit.  b  und  c  des  Art.  54  von  zwei  zu  zwei  Jahren  festgestellt 
und  nach  dem  Durchschnitt  der  der  Veranlagung  vorausgehenden 
zwei  Jahre  bemessen  wird;  denn  es  dienen  als  Grundlage  auch  hier 
nicht  die' Kalender-,  sondern  die  unmittelbar  an  den  Beginn  der  Ver- 
anlagung anknüpfenden  Wirtschaftsjahre  und  es  erfahren  die  Zu-  und 
Abgänge  ebenso  wie  bei  den  übrigen  Einkünften  ausnahmslos  augen- 
blickliche Berücksichtigung.  Um  aber  auch  bezüglich  der  Mehrungen 
und  Minderungen  die  möglichste  Grleichstellung  mit  letzteren  herbei- 
zuführen, ist  unter  Art.  28  vorgesehen,  dass  die  Steuerpflichtigen 
im  zweiten  Jahre  des  Bienniums  eine  Berichtigung  des  im  ersten 
Jahre  eingeschriebenen  Einkommens  verlangen  können.  Die  Ver- 
anlagung dieser  Kategorie  von  Steuerpflichtigen  hat  daher  nur  die 
Eigentümlichkeit,  dass  sie  auf  einem  Durchschnitts-  statt  auf  dem 
Jahreseinkommen  beruht.  Auf  dem  Prinzip  des  Durchschnitts  fusst 
im  allgemeinen  auch  die  deutsche  Gesetzgebung  bei  den  fraglichen 
Kategorieen  von  Einkünften;  dieselbe  hat  aber  hierbei  vornehmlich 
die  Stetigkeit  der  Steuereinnahmen  im  Auge,  während  in  Italien 
durch  die  zweijährigen  Perioden  vor  allem  die  Steuerpflichtigen  vor  zu 
häufigen  Belästigungen  seitens  der  Steuerämter  geschützt  werden 
wollten,  wie  Depretis  bei  der  Gesetzesvorlage  von  1877  ausgesprochen 
hat:  „Durch  Einführung  des  Grundsatzes,  dass  die  Einsteuerungen 
nur  ein  Jahr  wirken,  können  die  Steuerpflichtigen  jedes  Jahr  den 
Peinlichkeiten  einer  Steuerprozedur  unterworfen  werden,  sofern  die 
Steuerbeamten,  statt  sich  mit  einem  der  Wahrheit  annähernden  Re- 
sultat zu  begnügen,  unerbittlich  jedes  Jahr  bis  auf  die  Lira  und  den 
Centesimo  die  Gewinne  und  Kosten  des  vorausgehenden  Jahres  aus- 
spüren. Die  Berichtigung  des  Steueramtes  ist  das  Damoklesschwert, 
welches  immer  über  dem  Haupte  des  Pflichtigen  schwebt:  derselbe 
hat  vielleicht  kaum  die  endgültige  Feststellung  der  Steuer  für  ein 
Jahr  erreicht,  weil  er  die  Kommunal-  und  die  Provinzialkommission 
anrufen  musste,  und  schon  drohen  ihm  neue  Feststellungen  mit  neuen 
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Streitpunkten."  Da  die  zweijährigen  Perioden  somit  zum  Nutzen 
der  Steuerpflichtigen  dienen  sollten,  so  musste  auch  den  mit  der  Ein- 
richtung andererseits  verknüpften  schädlichen  Wirkungen  vorgebeugt 
werden,  was  durch  die  Bestimmung  unter  Art.  28  geschehen  ist. 

Von  der  Mehrheit  der  vorbereitenden  Kommission  wurde  ledig- 
lich diese  Bestimmung  beschlossen  und  der  Vorschlag,  als  Gegen- 
gewicht auch  der  Verwaltung  das  Recht  zur  Wahrnehmung  von  Meh- 
rungen des  Einkommens  im  zweiten  Jahre  einzuräumen,  verworfen, 
allein  das  Parlament  stellte  sich  gegenüber  der  entschiedenen  Betonung 
der  Unentbehrlichkeit  jenes  Gegengewichts  seitens  des  Ministerpräsi- 
denten Depretis,  welcher  für  den  Fall  der  Ablehnung  zugleich  die 
Zurückziehung  des  Vorschlags  der  zweijährigen  Periode  ankündigte, 
durch  die  Genehmigung  des  zweiten  Satzes  im  obigen  Artikel  auf 
die  Seite  der  Regierung.  Da  hiernach  durch  den  Antrag  des  Steuer- 
pflichtigen auf  Berichtigung  des  Einkommens  die  Einsteuerung  für 
das  zweite  Jahr  ganz  ausser  Wirksamkeit  und  eine  neue  Anlage  ins 
Leben  tritt,  so  können  in  diesem  Falle  von  der  Verwaltung  auch 
Mehrungen  des  Einkommens  in  Berücksichtigung  gezogen  werden, 
und  es  unterscheidet  sich  somit  die  Behandlung  der  fraglichen  Ein- 
kommenskategorieen  im  wesentlichen  nur  dadurch  von  jener  der  ande- 
ren, dass  eine  selbständige  Berichtigung  der  Besteuerungsgrundlage 
seitens  des  Steueramts  nicht  jährlich,  sondern  nur  alle  zwei  Jahre 
Platz  greifen  kann  —  eine  Begünstigung  der  prekären  Natur  des 
gewerblichen  Einkommens,  von  welcher  jedoch  die  Aktiengesellschaften 
und  Kreditinstitute  gemäss  Art.  25  ausgeschlossen  sind. 


Katastrierung  und  Erhebung  der  Steuer. 

Die  Anlage  und  Erhebung  der  italienischen  Einkommensteuer 
beruht,  formell  betrachtet,  auf  vier  Hauptbehelfen,  nämlich  dem  Per- 
sonenverzeichnis —  la  lista  —  der  Schätzungsliste  —  la  tabella  — 
dem  Kataster  —  il  registro  —  und  der  Heberolle  —  il  ruolo.  Von 
dem  Personenverzeichnis  war  schon  die  Rede.  Die  Schätzungsliste  — 
Gesetz  Art.  38,  Regol.  Art.  79  —  wird  vom  Steueramt  auf  Grund 
der  berichtigten  und  ergänzten  Steuererklärungen  —  schede  —  her- 
gestellt und  dient  zur  öffentlichen  Auslegung  behufs  Einsichtnahme 
durch  die  Steuerpflichtigen  und  zur  Uebermittelung  an  die  erstinstan- 
ziellen  Kommissionen    gemäss  Art.  40  des  Gesetzes.     In   diese  Liste 
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werden  lediglich  die  vom  Pflichtigen  erklärten  und  vom  Steuer- 
beamten vorgeschlagenen  Einkünfte,  nicht  auch  die  entsprechenden 
Steuerbeträge  eingetragen,  was  ganz  zweckmässig  ist,  da  bei  der  Un- 
veränderlichkeit  des  Steuerfusses  sowohl  für  die  Steuerpflichtigen, 
wie  für  die  Kommissionen,  ausschliesslich  die  Kenntnis  des  die  Steuer- 
grundlage bildenden  Einkommens  zur  Ausübung  ihrer  Rechte  und 
Pflichten  erforderlich  scheint.  Die  Schätzungsliste  wird  bloss  für  den 
Einsteuerungszweck  angefertigt  und  enthält  das  durch  die  Steuer- 
erklärungen und  Berichtigungen  des  Steuerbeamten  gewonnene  Ma- 
terial nur  in  summarischer  Form.  Dagegen  hat  der  Kataster,  in 
welchem  die  Steuergrössen  ebenfalls  völlig  ausser  Spiel  bleiben,  neben 
der  genauen  Personalbeschreibung  des  Pflichtigen,  nicht  bloss  dessen 
Gresamteinkünfte ,  sondern  die  einzelnen  selbständigen  Quellen  — 
cespiti  —  und  alle  subjektiven  wie  objektiven  Veränderungen  unter 
Bezeichnung  der  Ursache  in  ganz  spezifiker  Weise  anzuzeigen.  Der- 
selbe dient  nämlich  nicht  bloss  dem  Steuerzweck,  sondern  gleich  einem 
Grundbuch  vornehmlich  zur  Beurkundung  des  mobilen  Einkommens 
und  seiner  Bewegung;  er  soll  der  Verwaltung  einen  fortwährenden 
Ueberblick  über  diesen  wichtigen  Gegenstand  gewähren  und  die 
Grundlage  für  die  Statistik  bilden,  welche  sich  in  Italien  besonderer 
Pflege  erfreut.  Es  wird  daher  der  Katasterführung,  worüber  ein- 
gehende Vorschriften  bestehen,  auch  die  grösste  Sorgfalt,  sowohl  in 
Bezug  auf  die  äussere  Ausstattung  wie  auf  die  Genauigkeit  und 
Vollständigkeit  der  unter  Fernehaltung  ven  Korrekturen  und  Rasuren 
vorzunehmenden  Einschreibungen  zugewandt,  wovon  sich  der  Ver- 
fasser durch  in  zuvorkommendster  Weise  gestattete  Einsichtnahme 
bei  verschiedenen  italienischen  Steuerämtern  Ueberzeugung  zu  ver- 
schaffen Gelegenheit  hatte. 

Behufs  Zentralisierung  des  Ueberblicks  über  die  Einkommens- 
bewegung und  Gewinnung  eines  Behelfs  zur  fortwährenden  Kontrolle 
der  Resultate  der  Steuerveranlagung  sowohl  wie  der  Einhebung 
haben  die  Finanzintendanturen  nach  Normativ  vom  13.  April  1871 
einen  nach  Gemeinden  abgeteilten  Kataster  —  registro  partitario 
per  comune  —  zu  führen.  Die  italienische  Bezeichnung  dieses  Be- 
helfs ist  in  dem  bezüglichen  technischen  Sinne  unübersetzbar.  Nach 
Art.  4  letzter  Absatz  der  Instruktion  über  die  Erhaltung  des  Katasters 
von  1870  bildet  die  Gesamtheit  der  Einkommensquellen,  für  welche 
ein  und  derselbe  Besitzer  sowohl  für  eigene  wie  für  Rechnung  an- 
derer die  Steuer  zu  entrichten  hat,  eine  „partita"  des  Katasters,  und 
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es  gewinnt  hierdurch  dieses  einfache  Wort  eine  bestimmte  technische 
Bedeutung.  Ebenso  abgeteilt  ist  auch  der  Kataster  der  Intendanturen, 
nur  dass  hier  das  Subjekt  der  einzelnen  Partiten  nicht  eine  Person, 
sondern  eine  Gemeinde  ist. 

Individuell  werden  in  diesem  Kataster  nur  die  Veränderungen 
und  die  uneinbringlichen  Steuerposten  eingetragen ;  denn  er  hat 
hauptsächlich  den  Zweck,  das  Ministerium,  an  welches  alle  drei  Monate 
Auszüge  zu  übersenden  sind,  sowohl  über  den  Stand  der  Steuer- 
veranlagungen, wie  über  die  Einkommensbewegung  und  das  Soll  und 
Haben  jeder  einzelnen  Einnehmerei  auf  dem  Laufenden  zu  erhalten. 
Die  Wichtigkeit,  welche  von  Seite  der  Regierung  dieser  Einrichtung 
beigelegt  wird,  erhellt  aus  dem  Schlusssatz  des  betr.  Normativs  vom 
13.  April  1877 :  „Es  wird  kaum  nötig  sein,  den  Herren  Finanzinten- 
danten zu  empfehlen,  ihr  persönliches  Interesse  der  regelmässigen 
Anlage  und  genauen  Führung  des  Katasters  als  einer  Urkunde  von 
grösster  Bedeutung  zuzuwenden,  welcher  auch  das  Ministerium  seiner- 
seits besondere  Obsorge  widmen  wird."   — 

Die  grundlegenden  Bestimmungen  über  die  Anlage  und  Be- 
handlung der  Heberollen  finden  sich  unter  Art.  58  des  Gesetzes  und 
Art.  101  u.  102  des  Regolamento.  Sie  werden  von  den  Steuerämtem 
angefertigt  und  bis  längstens  15.  Dezember  dem  Finanzintendanten 
übermittelt,  von  diesem  sodann  geprüft  und  dem  Präfekten  ausge- 
händigt, welcher  sie  für  vollstreckbar  erklärt  und  dem  Intendanten 
wieder  zurücksendet.  Von  diesem  gehen  sie  an  die  Bürgermeister 
zur  weiteren  Behandlung  nach  Massgabe  des  Gesetzes  vom  20.  April 
1871  über  den  Geschäftskreis  der  Einnehmer  für  die  Erhebung  der 
direkten  Staatssteuer  und  der  provinzialen  und  kommunalen  Zu- 
schläge. 

Dieses  umfangreiche,  über  100  Artikel  enthaltende  Gesetz  kann 
hier  ebensowenig  eingehend  behandelt  werden,  wie  das  nicht  minder 
umfangreiche  bezügliche  Regolamento;  der  Gegenstand  ist  aber  in- 
teressant genug,  um  ihn  wenigstens  in  allgemeinen  Zügen  vorzu- 
führen. — 

Die  Einhebung  der  direkten  Staatssteuern  und  der  provinziellen 
und  kommunalen  Zuschläge  wird  durch  gemeindHche  Einnehmer  — 
esattori  —  vollzogen.  Behufs  Aufstellung  eines  gemeinschaftlichen 
Einnehmers  können  mehrere  Gemeinden  Konsorzien  bilden;  Gemein- 
den mit  einer  Bevölkerung  von  über  60,000  Seelen  mehrere  Ein- 
nehmer bestellen. 
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Die  Bestellung  erfolgt  entweder  durch  öffentliche  Versteigerung 
oder  durch  Submission  auf  die  Dauer  von  fünf  Jahren.  Der  Ein- 
nehmer muss  eine  unbescholtene  Person  sein  und  es  ist  auch  noch  eine 
Reihe  von  persönlichen  Ausschliessungsgründen  vorgesehen. 

Die  Einnehmereikontrakte  unterliegen  der  Genehmigung  des 
Präfekten  nach  Anhörung  der  Provinzialdeputation.  Die  Bezahlung 
des  Einnehmers  ist  Sache  der  Gemeinden.  Derselbe  wird  durch  den 
Empfang  der  vollstreckbar  erklärten  Heberollen  Sehuldner  des  ganzen 
hierin  verzeichneten  Steuerbetrags,  kann  aber  für  uneinbringliche 
Quoten  Ersatz  beanspruchen.  Er  hat  eine  Bürgschaft  bis  zum  Be- 
trage einer  Rate  der  Staatssteuer  und  der  Zuschläge  zu  entrichten 
und  haftet  ausserdem  noch  mit  seinem  ganzen  Vermögen  für  die  Er- 
füllung der  Obliegenheiten  seines  Vertrags. 

Der  Einnehmer  kann  seine  Funktionen  durch  vom  Präfekten 
genehmigte  Einheber  —  collettori  —  unter  seiner  Verantwortlichkeit 
und  auf  seine  Wag  und  Gefahr  ausüben  lassen.  — 

Die  Zahlung  der  direkten  Steuern  verfällt  in  sechs  zweimonat- 
lichen Zielen  am  1.  Februar,  1.  April,  1.  Juni,  1.  August,  1.  Oktober 
und  1.  Dezember.  In  der  ersten  Hälfte  des  Monats  Januar  erfolgt 
von  den  Bürgermeistern  in  den  einzelnen  Gemeinden  die  Veröffent- 
lichung der  HeberoUen,  welche  den  Schuldner  gesetzlich  verpflichtet, 
an  den  bestimmten  Terminen  zu  zahlen.  Der  Einnehmer  hat  aber 
ausserdem  noch  in  der  zweiten  Hälfte  des  Januar  jedem  Steuerpflich- 
tigen ein,  sowohl  den  Jahres-  wie  den  Zielbetrag  jeder  ihn  treffen- 
den Steuer  ausweisendes  Verzeichnis  zu  übermitteln  und  mindestens 
acht  Tage  vorher  seine  Ankunft  an  den  bestimmten  Plätzen  behufs 
Entgegennahme  der  Steuerziele  anzuzeigen.  Wer  acht  Tage  nach 
?iel  seine  Steuerrate  nicht  ganz  gezahlt  hat,  verfällt  in  eine  Geld- 
strafe von  4  Centesimi  für  jede  nicht  gezahlte  Lira  zu  Gunsten  des  Ein- 
nehmers, soferne  derselbe  den  obigen  Verpflichtungen  nachgekommen 
ist.  Den  säumigen  Zahlern  wird  noch  eine  Frist  von  fünf  Tagen 
zur  Erfüllung  ihrer  Verbindlichkeit  vorgesteckt;  nach  dem  frucht- 
losen Ablauf  tritt  Mobiliarpfändung  ein,  wozu  der  Einnehmer  und  seine 
Bediensteten  ebenso  ermächtigt  sind,  wie  zu  einer  rechts  wirksamen 
Pfändung  der  Forderungen  des  Schuldners  an  Miet-  und  Pachtschil- 
lingen durch  Zustellung  eines  Gebots  an  den  Mieter  oder  Pächter, 
wonach  an  den  Einnehmer  statt  an  den  Vermieter  oder  Verpächter 
zu  zahlen  ist.  Bei  Erfolglosigkeit  der  Mobiliarpfändung  kann  der 
Einnehmer  die  Zwangsvollstreckung  in  das   unbewegliche  Vermögen 
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des  Schuldners  einleiten,  wozu  er  ebensowenig  wie  bei  der  Mobiliar- 
vollstreckung und  Pfändung  von  Miet-  oder  Pachtzinsforderungen 
gerichtlicher  Mitwirkung  oder  Ermächtigung  bedarf.  Lediglich  beim 
Vollzug  der  Zwangsvollstreckung  in  das  unbewegliche  Vermögen  ist 
das  Gericht  insoferne  beteiligt,  als  der  Pretor  die  Versteigerung  zu 
leiten,  die  notwendig  werdende  Wiederholung  derselben  anzuordnen 
und  über  geltend  gemachte  Einlösungsrechte  zu  entscheiden  hat.  — 
lieber  die  vom  Steuereinnehmer  gegen  einen  Pflichtigen  eingeleiteten 
Vollstreckungsakte  kann  sich  jedermann  gegen  Erlegung  von  5  Lire 
Auskunft  erbitten  und  der  Einnehmer  hat  diesem  Ansinnen  bei  Vermei- 
dung einer  Geldstrafe  von  200  Lire  zu  Gunsten  der  interessierten  Partei 
und  der  Haftung  für  jeden  Schaden  auf  alle  Fälle  zu  entsprechen.  — 

Drei  Monate  nach  Ablauf  des  Einnehmereivertrags  erlöschen 
die  fiskalischen  Vorrechte  des  Einnehmers  und  seine  Ausstände 
werden  private.  —  Der  Einnehmer  wird  während  seines  Dienstver- 
trages als  öffentlicher  Bediensteter  angesehen  und  unterliegt  als  solcher 
den  gesetzlichen  Strafen  wegen  Zuwiderhandlungen,  sowie  der  strengsten 
üeberwachung  und  Disziplinierung  seitens  der  Administrativbehörden. 
Er  ist  nicht  nur  verpflichtet,  dem  Steuerbeamten,  sowie  jedem  Bevoll- 
mächtigten des  Präfekten,  des  Finanzintendanten,  der  Gemeinden  und 
der  Konsorzialvertretungen  die  Prüfung  sämtlicher  Akten  und  Re- 
gister der  Einnehmerei  zu  gestatten,  sondern  steht  auch  noch  unter 
der  Kontrolle  eines  besonderen,  vom  Präfekten  bestellten,  auf  Kosten 
der  Einnehmerei  besoldeten  Aufsichtsorgans  —  sorvegliante  — ,  dessen 
Anordnungen  pünktlich  zu  befolgen  sind.  Vom  Präfekten  können 
gegen  den  Einnehmer  für  jede  nicht  ausdrücklich  mit  Strafe  bedrohte 
Unregelmässigkeit  Ordnungsstrafen  im  Betrage  von  20  Lire  verhängt 
und  veranlassten  Falles  auf  Kosten  desselben  Kommissäre  zur  Aus- 
führung verabsäumter  Geschäftsaufgaben  abgesandt  werden.  Gegen 
alle  Handlungen  des  Steuereinnehmers  steht  den  Beteiligten  Be- 
schwerde zu,  welche  durch  das  Steueramt  und  die  Finanzintendantur 
an  den  Präfekten  zu  leiten  und  von  diesem  zu  entscheiden  ist.  Voll- 
streckungsakte des  Einnehmers  können  lediglich  durch  motivierte 
Verfügung  des  Präfekten  aufgehalten,  die  Gerichte  wegen  Verletzung 
durch  Vollstreckungen  nur  zur  Erlangung  von  Schaden  und  Kosten- 
ersatz gegen  den  Einnehmer  angerufen  werden.  — 

Aus  dieser  kurzen  Skizze  lässt  sich  entnehmen,  dass  die  ita- 
lienische Steuereinhebung  in  ganz  analoger  Weise  und  nicht  minder 
folgerichtig  und  zweckmässig  eingerichtet  ist,   wie  die  Veranlagung. 
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Auch  die  Erhebung  beruht  auf  den  Grundsätzen  der  Oeffentlichkeit, 
der  sorgsamsten  Wahrung  aller  Interessen  der  Pflichtigen  und  gründ- 
lichen Belehrung  derselben  über  ihre  Rechte  und  Pflichten  einer-, 
sowie  Privilegierung  des  Staatsgefälls  und  strammen,  in  bestimmten 
knappen  Fristen  sich  bewegenden  Vollzugs  andererseits.  Als  beson- 
derer Vorzug  dürfte  aber  die  Uebertragung  der  Erhebung  an  private, 
mit  weitgehenden  öffentlichen  Befugnissen  ausgerüstete  Organe  zu  er- 
achten sein. 

Die  Erhebung  und  zwangsweise  Beitreibung  der  direkten  Staats- 
gefälle durch  staatliche  Organe  ist  immer  eine  missliche  Aufgabe  für 
den  Staat,  weil  es  demselben  nicht  wohl  ansteht,  mit  rücksichtsloser 
Härte  zu  verfahren  und  unter  Umständen  die  wirtschaftliche  Existenz 
von  momentan  zahlungsunfähigen  Steuerzahlern  zu  untergraben,  wäh- 
rend doch  die  geordnete  Führung  des  Staatshaushalts  ohne  eine  gewisse 
Härte  des  Vollzugs  im  allgemeinen  nicht  denkbar  ist.  Der  unerläss- 
liche  Versuch,  diesen  an  sich  un versöhnbaren  Gegensatz  möglichst 
auszugleichen,  kann  nicht  allgemein  zum  Ziele  führen,  sondern  schafft 
nur  Verwaltungsschwierigkeiten  eigener  Art,  wie  sie  mit  der  In- 
struierung von  Nachlass-  und  Stundungsgesuchen  naturgemäss  immer 
verbunden  sind.  Das  fällt  aber  alles  hinweg,  wenn  die  Einhebung 
der  Staatsgefälle  Privaten  übertragen  ist,  welche  mit  der  gesamten 
von  ihnen  einzuhebenden  Schuldigkeit  persönlich  belastet  werden. 

Dem  Staat  gegenüber  können  sich  viele  Steuerpflichtige  nicht 
von  der  Notwendigkeit  überzeugen,  dass  ihre  Schuldigkeiten  inner- 
halb bestimmter,  von  ihrem  Belieben  unabhängiger  Frist  mit  Zwang 
beigetrieben  werden  müssen,  denn  der  Staat  hat  dies  nach  der  land- 
läufigen Auffassung  doch  nicht  nötig  oder  kann  beliebig  warten :  dem 
Privaten  gegenüber  treten  solche  Erwägungen  vollständig  zurück; 
hier  steht  lediglich  Privatwirtschaft  gegen  Privatwirtschaft,  der 
Steuerpflichtige  weiss,  dass  der  Steuereinnehmer  für  uneingehobene 
Quoten  ebenso  mit  seiner  Habe  zu  haften  hat,  wie  er  selbst.  Es  ist 
daher  um  so  weniger  denkbar,  dass  viel  auf  die  Nachsicht  des  letz- 
teren gesündigt  wird,  als  niemand  über  den  Betrag  seiner  Schuldig- 
keit, Zeitpunkt  und  Ort  der  Entrichtung,  sowie  über  die  Folgen  der 
Zahlungssaumsal,  von  welchen  die  vierprozentige  Verzugsstrafe  einen 
besondern  Sporn  bildet,  im  Zweifel  sein  kann  und  die  Zahlung  so 
bequem  wie  möglich  gemacht  ist.  Durch  solche  Einrichtungen  muss 
sich  eine  allgemeine  Gewöhnung  an  pünktliche  Erfüllung  der  Steuer- 
pflicht heranbilden,   welche   schuldhafte  Zahlungssaumsal  kaum  auf- 
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kommen  lässt,  und  es  steht  auch  im  allgemeinen  nicht  zu  befürchten, 
dass  mit  unnötiger  Härte  gegen  die  Pflichtigen  vorgegangen  wird 
oder  augenblickliche  Zahlungsverlegenheiten  derselben  missbraucht 
werden.  Der  Steuereinnehmer  wird  sich  wohl  bedenken,  einen  Steuer- 
zahler ohne  Not  zu  Grunde  zu  richten,  denn  abgesehen  davon,  dass 
er  durch  seine  Stellung  gezwungen  ist,  alle  Rücksicht  auf  die  öffent- 
liche Meinung  zu  nehmen ,  vermag  er  sich  über  die  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  der  Pflichtigen  viel  genauer  zu  unterrichten,  wie  eine 
Behörde,  und  daher  um  so  unbedenklicher  Nachsicht  bis  an  die 
äusserste  Grenze  des  Zulässigen  zu  gewähren,  als  er  vermöge  der 
ihm  zustehenden  ausgedehnten  fiskalischen  Privilegien  in  der  Lage 
ist,  sich  noch  im  letzten  Moment  durch  raschen  Zugriff  sicher  zu 
stellen.  Diese  Privilegien  sind  somit  nicht  bloss  zweckmässig  für  die 
Verwaltung,  sondern  auch  wohlthätig  für  die  Steuerpflichtigen, 
was  freilich  in  Deutschland  gewöhnlich  nicht  angenommen  wird, 
denn  man  betrachtet  hier  die  fiskalischen  Vorrechte  nur  als  belastend 
für  die  Privatpersonen  und  sucht  den  Fiskus  diesen  möglichst  gleich- 
zustellen. Ob  dieser  Standpunkt  theoretisch  unanfechtbar  ist,  kann 
nicht  näher  erörtert  und  nur  angedeutet  werden,  dass  derselbe,  soweit 
es  sich  um  die  direkten  Staatsabgaben  handelt,  mehr  der  atomistischen 
wie  der  organischen  Theorie  vom  Staate  zu  entsprechen  scheint,  und 
dass  abgesehen  hiervon,  das  von  der  Zivilprozessordnung  dem  Fiskus 
eingeräumte  formelle  Vorrecht  der  selbständigen,  administrativen 
Zwangsvollstreckung,  selbst  unbeschadet  jenes  Standpunktes,  noch 
weiterer  Ausdehnung  fähig  sein  dürfte.  Das  fragliche  Vorrecht  be- 
ruht zweifelsohne  auf  notwendigen  Zweckmässigkeitsrücksichten,  ver- 
bunden mit  der  Erwägung,  dass  es  sich  bei  der  Einhebung  der 
Steuern  um  ebenso  klare  wie  liquide  Rechtsverhältnisse  handelt, 
allein  es  beschränkt  sich  auf  die  Pfändung  und  Versteigerung  be- 
weglicher Habe;  die  Einleitung  aller  anderen  VoUstreckungs-  und 
Sicherheitsmassnahmen  kann  nur  durch  Inanspruchnahme  des  Gerichts 
erwirkt  werden.  Von  allen  Vollstreckungsarten  ist  nun  die  Mobiliar- 
pfändung zwar  die  nächstliegende  und  am  häufigsten  vorkommende, 
nichtsdestoweniger  aber  zugleich  die  härteste  und  folgenschwerste,  weil 
sie  einen  unmittelbaren  rücksichtslosen  Eingriff  in  das  Eigentums-  und 
das  Hausrecht  zugleich  in  sich  schliesst,  welches  dem  Betroffenen 
unter  Umständen  ein  förmliches  Brandmal  aufdrückt  und  nicht  bloss 
seine  wirtschaftlichen,  sondern  auch  seine  sozialen  Lebensbedingungen, 
wenn  nicht  unwiederbringlich,    so    doch   auf  längere  Zeitdauer  voll- 
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ständig  zu  zerstören  vermag.  Wenn  die  Verwaltung  gleichwohl  zur 
selbständigen  Handhabung  der  häufigsten  und  einschneidendsten  Voll- 
streckungsart unbedenklich  ermächtigt  werden  kann,  dann  lässt  sich 
schwer  absehen,  weshalb  sie  unter  sonst  völlig  gleichen  Voraus- 
setzungen zur  Vorkehrung  anderer,  viel  weniger  kritischen  Voll" 
streckungs-  oder  Sicherungsmassnahmen,  wie  insbesondere  der  For 
derungspfändung  und  des  Arrests,  auf  den  Rechtsweg  verwieseri 
werden  muss.  Es  ist  doch  beispielsweise  ganz  unerfindlich,  dass  die 
Steuerbehörde  durch  ihre  Organe  dem  Steuerschuldner  seine  letzte 
entbehrliche  Habe  selbständig  aus  dem  Hause  führen,  einen  dem- 
selben geschuldeten  Mietzins  aber  nicht  selbständig  pfänden  oder  nur 
die  Zustellung  der  Benachrichtigung  über  die  bevorstehende  Pfändung 
gemäss  §  744  d.  R.  C.-P.-O.  rechtswirksam  bethätigen  lassen  kann. 

In  Italien  hat  man  kein  Bedenken  getragen,  den  Fiskus  in  der 
ausgedehntesten  Weise  auch  in  materieller  Richtung  zu  privilegieren, 
wie  schon  früher  hervorgehoben,  und  es  dürfte  nur  die  Vorschrift 
unter  Art.  62,  welche  das  nach  Art.  1958  des  Zivilgesetzbuchs  für 
die  Zölle  und  indirekten  Auflagen  in  Bezug  auf  die  denselben  unter- 
worfenen MobiHen  bestimmte  Vollstreckungsrecht  auf  alle  sowohl  im 
Geschäftslokal  wie  in  der  Wohnung  des  Steuerpflichtigen  befindliche 
Betriebsmittel  und  Waren  auch  für  den  Fall  ausdehnt,  dass  sie 
nicht  dessen  Eigentum  sind,  nicht  ganz  unbedenklich  sein.  Es  ist 
dies  zwar  bei  der  Häufigkeit  und  Leichtigkeit  des  fingierten  Wider-. 
Spruchs  einer-  und  der  Schwierigkeit  siegreicher  Durchfechtung  des 
Widerspruchsprozesses  für  das  Aerar  andrerseits  eine  sehr  zweck- 
mässige fiskalische  Massnahme,  welche  jedoch  wegen  der  hierbei 
möglichen  Schädigung  wohlerworbener  Rechte  gutgläubiger  Dritter 
wenigstens  theoretisch  kaum  gebilligt  werden  kann. 

Ob  freilich  diese  Schädigung  thatsächlich  in  ausgedehntem 
Masse  Platz  greift  und  ob  sie  nicht  etwa  durch  den  andrerseits  sich 
ergebenden  Vorteil  eine  Ausgleichung  erfährt,  dass  die  unsittlichen 
Scheinübertragungen  des  Eigentums  an  Mobilien  zum  Nachteil  der 
Gläubiger  sich  mindern  und  die  Solidität  des  Verkehrs  gefördert 
wird  —  das  ist  eine  Frage,  deren  nur  an  der  Hand  der  Erfahrung 
mögliche  Beantwortung  unter  Umständen  schliesslich  doch  den  Aus- 
schlag zu  Gunsten  der  Einrichtung  zu  geben  vermag. 
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Steuerfuss. 

Der  Steuerfuss  des  geltenden  italienischen  Gesetzes,  wie  er  in 
Art.  54 — 57  zum  Ausdruck  gelangt,  ist  im  wesentlichen  mit  seiner 
Haupteigentümlichkeit,  nämlich  seinen  verschiedenen  Abstufungen, 
nach  den  einzelnenEinkommenskategorieen  schon  im  ersten  Gesetz 
vom  Jahre  1864  ins  Leben  getreten.  Die  eben  so  schwierige  wie 
vielumstrittene  Frage  der  Rücksichtnahme  auf  die  fundierte  oder  nicht 
fundierte  Natur  des  Einkommens  wurde  in  Italien  schon  damals  nicht 
nur  gründlich  erörtert,  sondern  auch  mit  einem  weitgehenden  Versuch 
zu  ihrer  praktischen  Lösung  thatsächlich  in  Angriff  genommen.  Nach 
den  Parlamentsverhandlungen  waren  die  Anschauungen  über  diese 
Frage  sehr  geteilt  und  es  haben  hervorragende  Persönlichkeiten  den 
Gegenstand  ihrer  besonderen  Aufmerksamkeit  wert  erachtet.  Als 
entschiedener  Gegner  der  Einrichtung  ist  vor  allen  der  damalige 
Minister  Sella  aufgetreten,  während  Pasini  als  Kommissionsreferent 
nicht  minder  eifrig  die  Notwendigkeit  derselben  verfochten  hat.  Der 
letztere  ist  schliesslich  Sieger  geblieben  und  die  von  demselben  ver- 
tretenen Kommissionsvorschläge  sind  auch  von  den  folgenden  Gesetzen 
unberührt  in  das  gegenwärtige  Gesetz  unter  Art.  54  lit.  a — c  über- 
gegangen. Der  zur  Geltung  gelangte  Grundsatz  hat  also  später  keine 
Einschränkung,  wohl  aber  durch  das  Gesetz  vom  Jahr  1870  die  unter 
lit.  d  enthaltene  Erweiterung  erfahren.  Dieses  System  der  Unter- 
scheidung nach  Einkommenquellen,  welches  in  den  Parlaments- 
verhandlungen mit  dem  einen  Wort  „diversificazione"  bezeichnet 
wird  ^),  vollzieht  sich  in  zweckmässiger  Weise  nicht  durch  unmittel- 
bare Aufstellung  verschiedener  Steuersätze,  sondern  durch  ent- 
sprechende Quotisierung  der  Einkommen,  wodurch  das  sogenannte 
steuerbare  Einkommen  —  reddito  imponibile  —  hergestellt  wird  und 
der  im  übrigen  gleichmässige  gesetzliche  Steuersatz  die  gewünschte 
Abstufung  mittelbar  erhält.  Nach  Art.  54  scheiden  sich  die  den 
Gegenstand  des  Gesetzes  bildenden,  in  Art.  3  konkret  bezeichneten 
Einkünfte  aus  beweglichem  Vermögen  in  vier  allgemeine  Kategorieen 
—  Ht.  a — d  —  nämlich  a)  reine  Kapitalrente,  b)  Einkommen  aus  der 
Verbindung  von  Kapital  mit  Arbeit,  c)  reines  Arbeitseinkommen  und 


')  In  Anlehnung  an  das  dieselbe  Einrichtung  bezeichnende  englische 
^Discrimination".  Es  wird  hiefür  im  folgenden  der  Ausdruck  „Quellenunter- 
scheidung"  gebraucht  werden. 
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d)  Besoldungen  und.  Pensionen  der  Staats-  und  Gemeindebeamten. 
Die  letztere  Kategorie,  welche,  wie  vorbemerkt,  erst  später  hinzu- 
gefügt worden  ist,  kann  materiell  nicht  als  selbständige  Gruppe 
gelten,  da  sie  an  sich  offenbar  zur  vorausgehenden  gehört;  ihre  Auf- 
stellung ist  auch  nach  den  Parlamentsverhandlungen  nur  ein  Zu- 
geständnis an  die  Empfänger  der  bezeichneten  Bezüge,  welche  man 
mit  Rücksicht  auf  die  ganz  exakte  und  unausweichliche  Besteuerung 
derselben  —  vergl.  Art.  11  lit.  a  und  Art.  15  Abs.  1  —  beson- 
ders geschont  wissen  wollte.  Die  erste  Kategorie  wird  nun  ohne, 
die  zweite  mit  zwei,  die  dritte  mit  drei  und  die  vierte  mit  vier  Achtel 
Abzug  vom  vollen  Betrage  des  Einkommens  —  valore  integrale  — 
zur  Steuer  gezogen.  —  Der  Vollzug  der  Quellenunterscheidung  geht 
in  formeller  Beziehung  unter  Beihilfe  von  zweckmässigen  offiziellen 
Berechnungstabellen  ohne  Schwierigkeit  vor  sich,  während  in  ma- 
terieller Richtung  keine  andere  Gesetzesbestimmung  mehr  Gelegen- 
heit zu  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  den  Pflichtigen  und  den 
Steuerbeamten  und  Kommissionen  bietet,  deren  Austragung  die  oberen 
administrativen  und  gerichtlichen  Instanzen  lebhaft  in  Anspruch 
nimmt.  Die  ergangenen  zahlreichen  Erkenntnisse  betreffen  vor- 
nämlich die  Zuteilung  zur  ersten  Kategorie  und  ist  unter  anderem 
entschieden  worden,  dass  die  Zinsen  von  in  Handel  und  Industrie 
angelegten  Kapitalien  nicht  dahin,  sondern  in  die  zweite  Kategorie 
gehören. 

Was  nun  die  Festsetzung  der  allgemeinen  Steuerquote  —  ali- 
quota  uniforme  —  sowie  die  rein  arithmetischen  Abstufungen  mittels 
der  Steuerskala  und  der  hiermit  in  Zusammenhang  stehenden  Be- 
freiungen des  niedrigen  Einkommens  anbelangt,  so  ist  hier  im  Gegen- 
satz zu  der  von  vorneherein  abgeschlossenen  Einrichtung  der  Quellen- 
unterscheidung eine  ziemlich  wechselvoUe  Entwicklung  zu  verzeichnen. 
Dies  gilt  jedoch  auch  weniger  von  der  Steuerquote,  welche  bloss 
zwei  Normierungen,  nämlich  durch  die  Gesetze  von  1866  und  1870 
auf  8,  bezw.  12  Prozent  und  mit  zehnprozentigem  finanzgesetzlichera 
Zuschlag  auf  13,2  Prozent,  letztere  endgültig  erhalten  hat,  wie  von 
der  Steuerskala  und  den  Befreiungen.  —  Das  erste  vermöge  der 
Kontingentierung  in  dieser  Richtung  ausser  Zusammenhang  mit  den 
folgenden  stehende  Gesetz  von  1864  bestimmte  einen  festen  Steuer- 
satz von  2  Lire  für  die  Einkünfte  unter  250  Lire  mit  einer  von 
Lira  zu  Lira  bis  zu  500  Lire  steigenden  Skala,  von  welcher  Grenze 
an  der  normale  Steuersatz  zu  beginnen  hatte.     Die  einschlägigen  Be- 
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-timmungen  der  späteren  Gesete  erheischen  zum  vollen  Verständnis 
der  Entwicklung  der  Steuerskala  w^örtliche  Anführung.  Das  Gesetz 
von  1866  verfügte  unter  Art.  4:  Die  Steuer  wird  vom  1.  Juli  1866 
an  mit  der  gleichmässigen  Quote  von  8  Prozent  des  steuerbaren  Ein- 
kommens —  reddito  imponibile  —  jedes  Steuerpflichtigen  festgesetzt. 

„Wenn  die  unter  Art.  24  Abs.  2  und  3  des  Gesetzes  vom 
14.  Juli  1864  aufgeführten  Einkünfte^)  250  steuerbare  Lire  —  lire 
imponibili  —  nicht  übersteigen,    so  sind  sie  von  der  Steuer  befreit. 

Die  im  ersten  Absatz  des  Art.  24  in  Betracht  gezogenen  Ein- 
künfte ^)  werden  mit  ihrem  ganzen  Betrage  veranlagt,  auch  wenn  sie 
nicht  250  steuerbare  Lire  erreichen. 

Wenn  ein  Steuerpflichtiger  nach  Einrechnung  seiner  anderen 
aus  dem  unter  Abs.  1  des  Art.  24  bezeichneten  beweglichen  oder  aus 
unbeweglichem  Vermögen  fliessenden  Einkünfte  ein  Gesamteinkommen 
von  mehr  als  250,  jedoch  nicht  über  350  steuerbare  Lire  hat,  so 
haben  die  unter  Abs.  2  und  3  bezeichneten  steuerbaren  Einkünfte 
4  Prozent  zu  entrichten. 

Wenn  die  unter  Art.  24  Abs.  2  und  3  verzeichneten  Einkünfte 
aus  beweglichem  Vermögen  mehr  als  250,  jedoch  nicht  über 
350  steuerbare  Lire  betragen,  haben  sie  4  Prozent  zu  entrichten. 

Wenn  das  gesamte  wie  auch  immer  zusammengesetzte  Ein- 
kommen eines  Pflichtigen  350  steuerbare  Lire  übersteigt,  so  wird 
dassselbe  mit  der  Quote  von  8  Prozent  belegt." 

Das  nächste  Gesetz  von  1867  trifft  unter  Art.  9  folgende  Be- 
stimmungen : 

„W^enn  die  im  2.  und  3.  Abs.  des  Art.  24  des  Gesetzes  von  1864 
bezeichneten  Einkünfte  400  steuerbare  Lire  nicht  übersteigen,  sind 
sie  steuerfrei. 

Die  im  1.  Absatz  ebendaselbst  aufgeführten  Einkünfte  werden 
mit  ihrem  ganzen  Betrage  zur  Steuer  gezogen,  auch  wenn  sie 
400  steuerbare  Lire  nicht  erreichen. 

Wenn  die  unter  Abs.  2  und  3  ebendaselbst  bezeichneten  Ein- 
künfte mehr  als  400,  jedoch  nicht  über  500  steuerbare  Lire  betragen 
und  wenn  ein  Pflichtiger  nach  Einrechimng  anderer  aus  dem  unter 
Abs.  1  ebendaselbst  bezeichneten  beweglichen  Vermögen  fliessender 
Einkünfte    ein   Gesamteinkommen   von   mehr   als   400,   jedoch   nicht 


')  Die  Kategorieen  b  und  c  des  geltenden  Gesetzes. 
*)  Kategorie  a  nach  dem  geltenden  Gesetz. 
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über  500  Lire  hat,  so  gemessen  die  unter  Abs.  2  und  3  bezeichneten 
steuerbaren  Einkünfte  eine  100  Lire  steuerbaren  Einkommens  ent- 
sprechende Befreiung,  während  der  Rest  mit  der  normalen  Steuer- 
quote belegt  wird. 

Wenn  das  gesamte,  wie  auch  immer  zusammengesetzte  steuer- 
bare Einkommen  eines  Pflichtigen  500  Lire  übersteigt,  wird  es  mit 
seinem  vollen  Betrage  zur  Steuer  gezogen." 

Das  Gesetz  von  1870  ordnete  endlich  unter  Art,  7  an: 

„Für  die  Feststellung  des  geringsten  nicht  steuerbaren  oder 
steuerbaren  Einkommens  mit  dem  Abzug  der  100  Lire  nach  der  Be- 
stimmung des  Art,  9  des  Gesetzes  von  1867  werden  ausser  den  Ein- 
künften aus  beweglichem  Vermögen  jeder  Art  auch  die  vom  Steuer- 
pflichtigen besessenen  Einkünfte  aus  unbeweglichem  Vermögen  in 
Rechnung  gezogen,  wenn  auch  letztere  der  gegenwärtigen  Steuer  nicht 
unterworfen  sind. 

Zum  Vollzug  dieser  Bestimmung  erfolgt  die  Bewertung  der 
Einkünfte  aus  unbeweglichem  Vermögen  mit  dem  achtfachen  Betrag 
der  sie  treffenden  Steuern. 

Die  Steuer  auf  Besoldungen,  Pensionen  und  Bezüge,  welche 
vom  Staat,  den  Provinzen  oder  Gemeinden  gezalilt  werden,  wird  bloss 
für  die  Hälfte  ihres  Betrags  berechnet," 

Trotz  dieser  verschiedenen,  in  verhältnismässig  kurzer  Frist  vor 
sich  gegangenen  Veränderungen  an  der  Steuerskala  und  den  Steuer- 
befreiungen war  noch  keine  befriedigende  Lösung  dieser  wichtigen 
Besteuerungsfragen  erzielt.  Nach  den  Erfahrungen  der  folgenden 
Jahre  musste  man  vielmehr  in  der  schweren  Belastung  der  niedrigen 
Einkünfte  der  wichtigen  Kategorieen  b  und  c  den  wundesten  Punkt 
der  ganzen  Gesetzgebung  erblicken  und  Abhilfe  um  jeden  Preis  an- 
streben. Der  Steuerfuss  entbehrte  nämlich  jeden  vermittelnden  Ueber- 
gang  zwischen  gänzlicher  Steuerbefreiung  und  hoher  Belastung  von 
verhältnismässig  geringen  Einkünften:  400  Lire  steuerbares,  oder 
533,  bezw.  640  Lire  absolutes  Einkommen  waren  noch  vollkommen 
steuerfrei,  während  eine  Lire  über  dieser  Grenze  schon  eine  Belastung 
von  beiläufig  40  Lire  mit  sich  brachte.  Die  praktischen  Folgen 
dieser  Einrichtung  zeigten  sich,  wie  der  Kommissionsbericht  zur  Ge- 
setzesvorlage von  1877  im  Einklang  mit  den  Ausführungen  des  Mi- 
nisters hervorhebt,  vornehmlich  darin,  dass  die  Kommissionen  und 
bisweilen  auch  die  Steuerbeamten,  bewegt  von  Gefühlen  des  Mitleids 
und   der   Billigkeit   gegen    die   kleinen  Steuerpflichtigen,   solche  für 
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steuerfrei  erklärten,  wenn  deren  Einkünfte  den  Betrag  von  400  Lire 
nur  wenig  zu  übersteigen  schienen,  um  sie  nicht  die  zuverlässig  ihre 
Kräfte  übersteigende  Steuer  aus  400  Lire  zahlen  zu  lassen.  Diesem 
Uebelstand  suchte  nun  die  berührte  Vorlage  durch  die  in  Art.  55 
des  geltenden  Gesetzes  enthaltene  sinnreiche  Abstufung  des  Steuer- 
fusses  zu  begegnen,  welche  den  Steuersatz  von  400  Lire  steuerbaren 
Einkommens  an  bis  800  Lire  massig  steigen  and  erst  darüber  hinaus 
dessen  volle  Höhe  eintreten  lässt.  Die  Abstufung  wird  nach  dem 
Gesetz  ebenso  wie  die  Quellenunterscheidung  nicht  unmittelbar  durch 
eine  Steuerskala,  sondern  durch  Bestimmung  nach  oben  zu  abneh- 
mender Abzüge  am  steuerbaren  Einkommen  der  Kategorien  b  und  c 
für  die  Beträge  zwischen  400  und  800  Lire  bewirkt,  welche  in  fol- 
gender Form  besser  in  die  Augen  fallen,  wie  im  Gesetzestext: 
Steuerbares  Einkommen  . 

(Vs  bezw.  7»  des  wirklichen)  » 

von  400,01—500  Lire  250  Cts. 

500,01-600      „  200     , 

600,01—700      ,  150     „ 

700,01-800      ,  100    „ 

Die  hiernach  sich  ergebende  prozentuale  Belastung  des  wirk- 
lichen Einkommens  in  den  Kategorien  b  und  c  bis  zum  Eintreten 
der  allgemeinen  Steuerquote  und  die  Belastung  der  gleichen  Ein- 
kommensgrössen  nach  dem  früheren  Gesetz,  sowie  die  effektiven  Steuer- 
beträge und  ihre  Unterschiede  nach  beiden  Gesetzen  lassen  die  nach- 
stehenden beiden  Uebersichten  entnehmen: 


steuer- 
bares 
Ein- 
kommen 

VoUes 
Einkonunen 

Prozent  der 

früheren  Steuer 

auf  das  volle 

Einkommen 

Prozent  der 

gegenwärtigen 

Steuer 

Frühere 
Steuer 

Gegen- 
wärtige 
Steuer 

Gewinn 

der 
Pflich- 
tigen 

Prozent- 

mass 
des  Ge- 

Kateg.  b 

Kateg.  c 

Kateg.  b 

Kateg.  c 

Kateg.  b 

Kateg.  c 

400,01 

500 

600 

700 

800 

533,33 
666,66 
800 
933,33 
1066,66 

640 

800 

960 

1120 

1280 

7,42 
7,92 
9,90 
9,90 
9,90 

6,18 
6,60 

8,25 
8,25 
8,25 

3,71 
4,95 
6,60 
7,78 
8,66 

3,09 
4,12 
5,50 
6,48 
7,21 

39,60 
52,80 
79,20 
92,40 
105,60 

19,80 

33 

52,80 

72,60 

92,40 

19,80 
19,80 
36,40 
19,80 
13,20 

50,00 
37,50 
33,33 
21,74 
12,50 

Der  als  Folge  dieser  Erleichterungen  zu  gewärtigende  Steuer- 
ausfall wurde  vom  Minister  nach  den  Hauptrollen  für  1877  ohne  die 
auf  die  noch  nicht  abgeschlossenen  Ergänzungsrollen  treffende  Quote 
auf  5,494,153  Lire  berechnet  —  ein  Anschlag,  welcher  an  Genauig- 
keit nichts  zu  wünschen  übrig  lässt,  da  der  Bericht  der  General- 
Finanzarchiv.    VI.  .Jahrg.  91J  7 
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direktion  der  direkten  Steuern  für  das  Jahr  1878  einen  bezüglichen 
Steuerausfall  von  rund  5,800,000  Lire  anzeigt,  wobei  jedoch  die 
Minderung  der  uneinbringlichen  Quoten  nicht  in  Rechnung  gebracht 
ist.  Diese  natürUch  hauptsächlich  auf  die  niederen  Einkommen 
treffende  Minderung  fällt  aber  mit  der  Zeit  bedeutend  ins  Gewicht, 
denn  während  in  den  letzten  vier  Jahren  vor  Erlass  des  letzten 
Gesetzes  die  uneinbringlichen  Quoten  durchschnittlich  2^/2  Millionen 
jährhch  betragen  haben,  sinken  solche  in  den  darauf  folgenden  vier 
Jahren  auf  eine  Million  in  runder  Summe  und  in  den  späteren  Jahren 
noch  weiter  herab.  —  Vergleiche  statistische  Beilage  IV.  —  Für  die 
Kategorie  a  bleibt  der  volle  allgemeine  Steuersatz  von  13,20  Prozent 
ohne  Quellenunterscheidung  und  ohne  irgend  welche  Befreiung  der 
geringen  Beträge  eben  so  aufrecht  wie  für  die  Kategorie  d  die  ab- 
solute Befreiung  der  Beträge  unter  400  Lire  und  die  Quellenunter- 
scheidung von  ^/s  mit  «v eiterer  Abrechnung  von  100  Lire  für  das 
Einkommen  zwischen  400  und  500  Lire. 

Die  absolute  Besteuerung  der  Kategorie  a  ist  nur  das  Gegen- 
stück zum  absoluten  Steuerabzug  bei  den  Staatsschuldzinsen;  der  mit 
Ausnahme  der  geringfügigen  Abweichung  durch  die  obige  Abrechnung 
von  100  Lire  ebenfalls  proportionale  Steuerfuss  der  Kategorie  d  bietet 
ebensowenig  etwas  besonders  Bemerkenswertes  in  Bezug  auf  die 
Technik  der  Steuerskala.  Dagegen  zeigt  sich  bei  den  Kategorien  b 
und  c  eine  organische  Degression,  welche  jedoch  im  Hinblick  auf 
die  Höhe  der  allgemeinen  Steuerquote  immer  noch  schwach  genug 
entwickelt  sein  dürfte.  Dies  ist  auch  der  Kommission  keineswegs 
entgangen,  denn  sie  spricht  in  ihrem  Berichte  die  Hoffnung  aus,  dass 
„weitere  Studien,  Besserung  der  allgemeinen  Finanzlage  und  Zu- 
nahme des  Erträgnisses  der  Auflage  die  Möglichkeit  gewähren  würden, 
weitere  Reformen  durch  Verminderung  der  allgemeinen  Steuerquote 
oder  Erhöhung  der  Steuerbefreiungen  in  Angriff  zu  nehmen".  Mit 
dieser  Bezeichnung  der  Reformziele  hat  die  Kommission  offenbar  der 
Konsequenz  Rechnung  getragen,  zu  welcher  eine  Reform  der  Steuer- 
skala ohne  Minderung  der  Steuerquote  notwendig  führen  muss,  und 
das  ist  nichts  Geringeres  als  die  Entscheidung  über  die  Frage  der 
Progression;  denn  wenn  auch  die  Grenzen  der  letzteren  nicht  abstrakt 
festgestellt  werden  können,  so  wagt  man  sich  doch  jedenfalls  sehr 
weit  auf  das  Gebiet  ihrer  Anziehungskraft,  sofern  es  sich  darum 
handelt,  die  Abstufung  des  Steuersatzes  bis  zu  einem  Betrag  des 
Einkommens  zu   führen,   welches   nach  allgemeiner  Erfahrung  ohne 
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erhebliche  Beeinträchtigung  der  Leistungsfähigkeit  des  Steuerträgers 
den  exorbitanten  italienischen  Steuersatz  abzugeben  vermag.  Dieser 
Gesichtspunkt  ist  aber  weder  in  der  Vorlage  des  Ministers  noch  im 
Kommissionsbericht  zum  Ausdruck  gelangt,  und  die  Frage  der  Pro- 
gression im  letzteren  nur  ganz  allgemein  mit  dem  Bemerken  gestreift 
worden,  dass  „ihre,  die  Kräfte  des  Referenten  übersteigende  Erörte- 
rung erst  noch  gründliche  Studien  und  Erfahrungen  erfordere". 

Mittlerweile  ist  nun  wieder  mehr  als  ein  Dezennium  verstrichen, 
ohne  dass  diese  Frage  weiter  in  Angriff  genommen  wurde.  Man  wird 
aber  hierauf  keinen  Vorwurf  gegen  die  italienische  Regierung  gründen 
können,  welche  keine  Schuld  daran  trägt,  das  die  Einkommensteuer 
in  materieller  Beziehung  von  Anbeginn  in  eine  falsche  Bahn  geraten 
ist,  indem  man  sie  vornehmlich  als  eine  möglichst  auszunützende  Ein- 
nahmequelle betrachtet  hat.  Auf  diesem  Gedanken  beruht  offenbar 
die  Festsetzung  der  hohen  Steuerquote  von  8  und  gleich  darauf 
13,20  Prozent,  auf  deren  Einbringung  im  Wege  des  Abzugs  zunächst 
bei  den  Staatsschuldzinsen  sicher  gerechnet  werden  konnte,  sowie  der 
Ausschluss  jeder  Steuererleichterung  bei  den  Privatschuldzinsen  Ka- 
tegorie a  und  die  Beschränkung  derselben  bei  den  Kategorien  b 
und  c  auf  das  gegenwärtige,  immer  noch  sehr  geringe  Mass. 

Die  Steuerbelastung  der  niederen  und  mittleren  Einkommen  ist 
demnach  zweifelsohne  eine  ausserordentlich  harte  und  es  gilt  dies 
vornehmlich  auch  bezüglich  der  Einkünfte  der  Kategorie  a,  deren 
exakte  Heranziehung  nach  dem  vollen  wirklichen  Anfall,  welche  ja 
infolge  der  bestehenden  Garantien  durch  das  Zivilrecht  auch  die 
Privatschuldzinsen  trifft,  die  Kapitalbildung  hindern,  Witwen  und 
Waisen,  sowie  Erwerbsunfähigen  den  Lebensunterhalt  verkümmern 
und  Veranlassung  zur  Kapitalsanlage  in  ausländischen  Werten  bilden 
kann.  Ob  freilich  die  Belastung  eine  derartige  ist,  dass  sie  auf  die 
Dauer  ohne  schwere  volkswirtschaftliche  Schäden  nicht  ertragen  werden 
kann  und  notwendig  geändert  werden  muss  —  das  ist  eine  Frage» 
welche  sich  mit  Rücksicht  auf  das  lange,  nunmehr  bald  zwanzig- 
jährige Bestehen  derselben  und  die  bekannte  ausgleichende  Macht 
der  Gewöhnung  ohne  genaue  Kenntnis  der  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse nicht  wohl  schlechtweg  bejahen  lassen  dürfte.  Um  so  mehr 
wird  man  aber  die  Zulässigkeit  und  Möglichkeit  einer  Steigerung  ^) 

^)  Nach  der  mir  durch  die  Güte  des  Herrn  Zentralinspektors  Buonocore 
noch  vor  der  zweiten  Korrektur  zugegangenen  Gesetzesvorlage  vom  3.  Februar 
1889  ist  nun  doch  zur  Deckung  des  Defizits  eine  Steigerung  beabsichtigt,  welche 
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bezweifeln  müssen,  und  es  genügt  dies  an  sich  schon  vollkommen, 
um  das  Hauptgebrechen  der  Einrichtung  klar  .hervortreten  zu 
lassen.  Bei  der  italienischen  Einkommensteuer  ist  eben  von  vorn- 
herein der  natürliche  Beruf  dieser  Auflage  verfehlt  worden,  dem 
Staate  eine  dehnbare  Einnahmequelle  zu  gewähren,  und  es  könnte 
dies  nur  durch  Umbildung  derselben  in  eine  allgemeine  Ein- 
kommensteuer allenfalls  noch  gut  gemacht  werden.  Die  Entwick- 
lung der  Gesichtspunkte,  auf  welche  es  hierbei  hauptsächlich  an- 
kommen wird,  fällt  natürlich  ausserhalb  des  Rahmens  dieser  Arbeit 
und  will  daher  nur  angedeutet  werden,  dass  kein  anderer  diese  Steuer 
noch  entbehrender  Staat  für  die  Riesenarbeit  ihrer  Einführung  mehr 
befähigt  und  vorbereitet  ist  wie  gerade  Italien,  welches  nicht  bloss 
zwei  Hauptschwierigkeiten  der  allgemeinen  Einkommensteuer,  sowohl 
prinzipieller  wie  praktischer  Natur,  nämHch  die  Besteuerung  der 
Rente  und  des  Einkommens  aus  Gewerbebetrieb,  schon  gelöst  hat, 
sondern  auch  neben  der  gründlichen  Vorschulung  durch  die  Beratung 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  und  seiner  Vorgänger  die  technischen 
Grundlagen  für  eine  derartige  Reform,  nämlich  vortreffliche  Organi- 
sation des  Einsteuerungsverfahrens,  der  Katastrierung  und  der  Sta- 
tistik besitzt. 


Statistik. 


Die  Hauptgrundlage  für  die  itahenische  Statistik  der  direkten 
Steuern  bilden  die  alljährlich  von  der  Generaldirektion  dieser  Steuern 
an  den  Finanzminister  erstatteten  Berichte.  Dieselben  sind  mit  grosser 
Umsicht  und  Gründlichkeit  verabfasst  und  richten  ihr  besonderes  Augen- 
merk auf  die  Untersuchung  der  Schwankungen  in  den  zur  Einsteuerung 
gelangten  Einkünften  der  verschiedenen  Kategorien  und  Landesteile. 


sich  übrigens  auf  die  Einkünfte  der  Kategorie  b  urd  c  beschränkt  und  durch 
Erhöhung  des  steuerbaren  Einkommens  auf  V»  bezw.  7»  des  wirklichen  Platz 
greifen  soll.  Hiervon  wird  eine  Steuermehrung  von  rund  9  Millionen  erwartet. 
Da  gleichzeitig  die  Wiedereinführung  eines  Zehntelzuschlags  zur  Immobiliar- 
steuer  in  Aussicht  genommen  ist,  so  konnten  aus  naheliegenden  politischen 
Erwägungen  die  mobilen  Einkünfte  freilich  nicht  leer  ausgehen.  Diese  Er- 
wägungen werden  wohl  auch  im  Parlament  den  Ausschlag  geben;  denn  der  in 
den  Motiven  ausgedrückte  finanzielle  Gesichtspunkt,  dass  sich  jene  Einkünfte 
zum  grossen  Teil  der  Besteuerung  entziehen  —  woran  doch  wohl  gerade  der 
hohe  Steuersatz  die  Hauptschuld  trägt  —  wird  in  seiner  Zweischneidigkeit  kaum 
hinreichend  beweiskräftig  sein. 
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Die  statistischen  Beilagen  geben  vornelimlich  Aufschluss  über 
die  Zahl  der  Pflichtigen,  dann  über  den  Betrag  des  eingesteuerten 
Einkommens,  sowie  der  hierauf  treffenden  Steuergrössen  mit  seiner 
Verteilung  auf  juristische  und  physische  Personen,  auf  die  vier  Ka- 
tegorien nach  Art.  54  und  die  Kolonate  nach  Art.  9  des  Gesetzes, 
auf  die  Einzelgruppen  der  Kategorien  b  und  c  und  auf  die  Provinzen 
und  ihre  Hauptstädte  unter  Vergleichung  der  Resultate  des  letzten 
mit  jenen  des  vorletzten  Verwaltungsjahres  in  den  Hauptrichtungen; 
dann  über  die  Zahl  der  an  die  verschiedenen  Kommissionen  und  die 
Finanzintendanturen  jährlich  ergangenen  Berufungen,  endlich  über  die 
in  jedem  Jahre  als  nicht  geschuldet  rückvergüteten  und  als  unein- 
bringlich genehmigten  Steuerbeträge. 

Von  diesem  Material  wurden  nun  die  wesentlichsten  Resultate 
in  den  nachstehenden,  bis  auf  das  Jahr  1878,  als  das  erste  nach  Er- 
lass  des  letzten  Gesetzes  zurückreichenden  Uebersichten  unter  not- 
wendiger Beschränkung  auf  die  Hauptabschlüsse  für  das  Königreich 
zusammengestellt,  weil  die  durchgehende  Ausscheidung  nach  Pro- 
vinzen, welche  auch  von  geringerem  allgemeinem  Interesse  ist,  all- 
zuviel Raum  in  Anspruch  genommen  haben  würde. 

Die  Uebersichten  schliessen  mit  dem  Jahre  1886,  auf  welches 
sich  der  letzte  zur  Verfügung  stehende,  im  Anfang  des  Jahres  1888 
erschienene  Bericht  bezieht.  Durch  die  im  Jahre  1884  erfolgte  Ein- 
führung eines  vom  1.  Juli  bis  30.  Juni  laufenden  Finanzjahres  ist 
die  Steuererhebung  nach  dem  Kalenderjahr  und  daher  auch  die  Sta- 
tistik unberührt  geblieben.  Die  nachfolgenden  Tabellen  sind  zum 
Teil  mit  entsprechenden  Modifikationen  den  Beilagen  der  Berichte 
nachgebildet,  zum  Teil  selbständig  aus  diesen  und  aus  dem  offiziellen 
statistischen  Jahrbuch  —  annuario  —  zusammengestellt.  Bezüglich 
der  ausgewiesenen  Einkommensgrössen  ist  zu  beachten,  dass  dieselben 
durchgehends  nicht  das  wirkliche,  sondern  das  steuerbare  Einkommen 
nach  der  im  Art.  54  vorgezeichneten  Quellenunterscheidung  darstellen. 
—  Da  eine  statistische  Abhandlung,  welche  sich  der  Verfasser  für 
eine  andere  Gelegenheit  vorbehält,  nicht  beabsichtigt  ist,  kann  von 
einer  untersuchenden  und  vergleichenden  Verarbeitung  des  Materials 
nicht  die  Rede  sein  und  muss  es  bei  den  vorstehenden  Bemerkungen 
und  einigen  den  Tabellen  selbst  beigefügten  Erläuterungen  sein  Be- 
wenden haben. 
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Beilage  I. 

Durch  direkten  Staatsabzug  (ritenuta  diretta)  erhobene  Steuern. 


Jahr 

Von  den  Eisen- 
bahngesell- 
schaften 
direkt  an  die 
Staatskasse 
abzuführende 
Steuern 

ihres 
Personals 

Besoldungen, 

Pensionen 

und  sonstige 

ständige 

vom  Staat 

bezahlte 

Bezüge 

Zinsen 

der 

Staatsschuld 

etc. 

Lotterie- 
gewinste 

In  der 
Depositen- 

und 
Darlehens- 
kasse hinter- 
legte öffent- 
liche Schuld- 
titel 

Summe 

1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 

3,175,403 

2,482,347 

Lire 
16,300,136 
16,964,441 
17,256,540 
17,873,208 
18,291,089 
19,043,990 
19,761,812 
19,800,525 
20,112,729 

Lire 
64,582,517 
57,344,113 
56,824,155 
57,197,230 
66,432,434 
66,600,843 
67,445,543 
67,794,691 
67,774,211 

Lire 
5,496,718 
5,233,766 
6,083,954 
5,701,533 
6,091,427 
5,891,985 
6,868,579 
5,917,378 
5,865,297 

Lire 

7,177,139 
7,301,471 
7,304,748 
2,508,408 
2,475,950 
2,418,158 
2,342,558 
2,137,562 

Lire 
86,079,365 
86,719,459 
87,466,120 
88,076,718 
93,323,359 
94,012,769 
96,494,092 
99,030,555 
99,372,146 

Uebersicht  der  italienischen  Steuerämter 


Beilage  II. 


a 

B 

Provinzen 

TS 

Seelenzahl 

a 
a 

Provinzen 

.g 

'S 

Seelenzahl 

1 

03 --^ 

ö 

^ 

a 

O 

^=3 

1 

Allessandria     .    . 

343 

746,441 

16 

36 

Messina   .... 

97 

467,233 

10 

2 

Anco  na    .    . 

51 

277,861 

6 

37 

Milano      .    . 

297 

1,125,553 

15 

3 

Aquila 

127 

392,477 

8 

38 

Modena    .    . 

45 

289,247 

7 

4 

Arezzo     . 

40 

242,785 

7 

39 

Napoli      .    . 

68 

992,398 

14 

5 

Ascoli-Picen 

) 

70 

215,395 

5 

40 

Novara    .    . 

437 

704,233 

13 

6 

Avellino  . 

128 

397,773 

9 

41 

Padova    .    . 

103 

397.421 

8 

7 

Bari     .    . 

53 

683,496 

13 

42 

Palermo  .    . 

76 

698,622 

13 

8 

Belluno    . 

66 

195,419 

7 

43 

Parma      .    . 

50 

277,293 

6 

9 

Benevento 

74 

240,061 

5 

44 

Pavia  .    .    . 

223 

478,618 

10 

10 

Bergamo 

306 

401,040 

12 

45 

Perugia   .    . 

152 

584,450 

19 

11 

Bologna  . 

58 

461,172 

5 

46 

Pesaro     .    . 

73 

228,842 

8 

12 

Brescia    . 

280 

475,467 

14 

47 

Piacenza  .    . 

47 

234,603 

7 

13 

Cagliari   . 

257 

419,972 

11 

48 

Pisa     .    .    . 

40 

284,063 

6 

14 

Caltanissetta 

28 

264,308 

6 

49 

Porto-Maurizio 

106 

138,937 

4 

15 

Campobasso 

133 

377,695 

9 

50 

Potenza  .    . 

124 

539,258 

15 

16 

Caserta    .    . 

186 

725,535 

17 

51 

Ravenna  .    . 

21 

226,667 

3 

17 

Catania 

63 

564,186 

13 

52 

Reggio-Calabri 

El 

106 

375,528 

9 

18 

Catanzaro 

152 

432,064 

11 

53 

Eeggio-Emilia 

45 

253,486 

7 

19 

Ciethi  . 

120 

353,699 

7 

54 

Roma  .    .    . 

227 

864,851 

28 

20 

Como  . 

513 

536,641 

13 

55 

Rovigo 

63 

218,574 

8 

21 

Cozenza 

151 

474,207 

11 

56 

Salerno 

158 

573,693 

15 

22 

Cremona 

135 

304,507 

7 

57 

Sassari 

107 

260,478 

7 

23 

Cunea . 

263 

664,416 

13 

58 

Siena  . 

37 

207,013 

6 

24 

Ferrara 

16 

230,144 

4 

59 

Siracusa 

32 

340,972 

9 

25 

Firenze 

74 

800,672 

14 

60 

Sondrio 

78 

124,914 

7 

26 

Foggia 

53 

351,235 

9 

61 

Teramo 

74 

259,059 

6 

27 

ForU    . 

40 

254,734 

6 

62 

Torino 

443 

1,064,233 

20 

28 

Genova 

196 

787,215 

16 

63 

Trapani 

20 

284,727 

7 

29 

Girgenti 

41 

313,106 

8 

64 

Trevio 

95 

381,082 

8 

30 

Grosseto 

20 

104,312 

5 

65 

üdine  . 

179 

528,559 

16 

31 

Lecce  . 

130 

533,586 

13 

66 

Venezia 

51 

356,273 

7 

32 

Livomo 

5 

121,150 

2 

67 

Verona 

113 

394,868 

11 

33 

Lucca  . 
Mantova 

23 
68 

301,474 
300,311 

8 
8 

68 

Vicenza 

123 

401,765 

10 

34 

8208 

28,683,076 

663 

35 

Massa  . 

35 

181,007 

6 

J)  In  den  Städten  Florenz,  Genua,  Mailand,  Neapel,  Palermo,  Rom  und  Turin  beftnclen 
sich  je  zwei  Steuerämter. 
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Beilage  IV. 

Allgremeine  Uebersicht  der  nneinbringlichen  Stenerqnoten. 

1878:  1,341,633.11  =  1,4  Prozent  des  Steueranfalls. 

1879:  1,084,136.02  =-  1,1  „  , 

1880:  751,416.34  =  0,8  , 

1881:  1,051,727.40  =  1  .  , 

1882:  1,112.147.69  =  1  ,  , 

1883:  883,098.69  =  0,8 

1884:  871,055.41  =  0,8  „  „ 

1885/86:  665,505.56  =  0,6  ,  , 

1886/87:  663,106.02  =  0,6  „  , 
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Beilage  VI. 

In  den  Heberollen  eingetragene  Einkünfte  mit  Aussclieidung  in  Kategorien. 


Be- 
völkerung 

Summe 
der  Einkünfte 

Einkünfte  der  Kategorien 

Jahr 

absolut 

auf 
den 
Kopf 

a 

b 

c 

d 

1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 

26,801,154 
26,801,154 
26,881,154 
26,801,154 
28,951,374 
28,951,374 
28,951,374 
28,951,374 
28,951,374 

683,775,571 
682,936,121 
696,142,810 
715,463,007 
722,717,615 
732,990,532 
751,960,526 
761,260,759 
783,347,300 

25,51 
25,47 
25,97 
26,69 
24,96 
25,31 
25,97 
26,29 
25,50 

274,751,783 
283,033,630 
285,539,927 
296,769,966 
287,734,651 
292,716,019 
303,675,664 
314,875,832 
336,165,127 

292,912,352 
281,269,202 
288,577,995 
293,566,148 
303,850,247 
306,068,472 
309,326,844 
305,350,592 
323,417,513 

88,881,291 

90,264,221 

92,734,794 

95,164,222 

99,755,008 

101,977,157 

105,409,821 

107,045,806 

88,404,839 

27,230,145 
28,369,068 
29,290,094 
29,962,671 
31,377,709 
32,228,884 
33,548,197 
33,988,529 
35,359,821 

Beilage  VII. 

In  den  Heberollen  eingetragene  Posten  nnd  Einkünfte  der  juristischen 
Personen,  Gesellschaften  und  Privaten. 


Juristische  Personen 
und  Gesellschaften 

Private 

Summe 

Jahr 

Posten 

Einkünfte 

Posten 

Einkünfte 

Posten 

Einkünfte 

1878 

54,305 

266,297,257 

782,656 

417,478,314 

837,021 

683,775,571 

1879 

54,458 

268,431,565 

812,790 

414,504,556 

867,248 

682,936,121 

1880 

55,181 

273,267,572 

848,220 

422,875,238 

903,401 

696,142,810 

1881 

55,430 

293,464,751 

863,828 

421,998,256 

919,258 

715,463,007 

1882 

56,063 

280,799,531 

898,095 

441,918,084 

954,158 

722,717,615 

1883 

57,288 

295,939,758 

900,281 

437,050,774 

957,569 

732,990,532 

1884 

56,793 

301,027,862 

923,667 

450,932,664 

980,460 

751,960,526 

1885 

56,095 

316,016,006 

927,717 

445,244,753 

983,812 

761,260,759 

1886 

57,578 

328,959,299 

950,055 

454,-388,001 

1,007,633 

783,347,300 
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Beilage  VIII. 

In  den  Heberollen  eingetragene  Einkünfte  mit  Ausscheidung  nacli  Kate* 
gorien  (Anfall  oline  die  Gemeinden  der  Hauptstädte). 


Be- 
völkerung 

Summe 
der  Einkünfte 

Einkünfte  der  Kategorien 

Jahr 

absolut 

auf 
den 
Kopf 

a 

b 

c 

d 

1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 

22,745,986 
22,745,986 
22,745,986 
22,745,986 
24,509,676 
24,509,676 
24,509,676 
24,509,676 
24,509,676 

268,581,897 
270,741,366 
279,648,358 
283,038,988 
300,859,191 
297,889,855 
309,412,663 
306,155,112 
314,551,916 

11,80 
11,90 
12,29 
12,44 
12,27 
12,15 
12,62 
12,49 
12,83 

97,240,181 
101,533,814 
105,273,365 
108,397,948 
111,455,218 
113,096,436 
115,422,946 
116,745,148 
118,828,429 

131,572,299 
129,711,206 
132,876,176 
132,381,037 
144,590,265 
140,051,873 
147,553,183 
142,868,696 
146,686,952 

45,601,971 
24,700,996 
26,007,671 
26,274,003 
28,007,046 
27,583,290 
28,633,983 
28,420,438 
29,763,837 

14,167,446 
14,795,350 
15,491,146 
15,986,000 
16,806,662 
17,158,256 
17,802,551 
18,120,830 
19,272,698 

Beilage  IX. 

In  den  Heberollen  eingetragene  Einkünfte  mit  Ausscheidung  nach  Kate- 
gorien (Anfall  nach  Gemeinden  der  Provinz-Hauptstädte). 


Jahr 


Be- 
völkerung 


Summe 
der  Einkünfte 


absolut 


auf 
den 
Kopf 


Einkünfte  der  Kategorien 


1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 


4,055,168 
4,055,168 
4,055,168 
4,055,168 
4,441,698 
4,441,698 
4,441.698 
4,441,698 
4,441,698 


415,193,674 
412,194,755 
416,494,452 
432,424,019 
421,858,424 
435,100,677 
442,547,863 
455,105,647 
468,795,384 


102,38 

101,64 

102,70 

106,63 

94,97 

97,95 

99,63 

124,97 

105,54 


177,511,602 
181,499,816 
180,266,562 
188,372,018 
176,279,433 
79,619,583 
188,252,718 
198,130,684 
217,336,698 
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161,340,053 
151,557,996 
155,701,819 
161,185,111 
159,259,982 
166,016,599 
161,773,661 
162,481,896 
176,730,561 


43,279,320 
65,563,225 
66,727,123 
68,890,219 
71,747,962 
74,393,867 
76,775,838 
78,625,368 
58,641,002 


13,062,699 
13,573,718 
13,798,948 
13,976,671 
14,571,047 
15,070,628 
15,745,646 
15,867,699 
16.087,123 


Die  italieniaclie  Steuer  auf  die  Einkünfte  von  beweglichem  Vermögen. 


107 


Beilage  X. 

Zusainmentrag  der  in  den  Heberollen  angeschriebenen  Einkünfte^ 
B  und  C  ausgeschieden  nach  Gruppen  ^). 


0) 

1878 

1886 

[n  den 

In  den 

Bezeichnung 

Im  ganzen 

Gemeinden  der 

Im  ganzen 

Gemeinden  der 

der 

Staat 

Provinz- 

Staat 

Provinz- 

die Gruppe  bildenden 
Industrie-  und 

hauptstädte 

hauptstädte 

u 

g 

g 

^ 

.  a 

s 
s 

Erwerbszweige 

Ein- 

1.1 

Ein- 

l| 

Ein- 

l.| 

Em- 

s 

"^"S 

künfte 

sl 

künfte 

^  'o 

künfte 

"-^"S 

künfte 

(^ 

-i 

CS;-. 

Kategorie  b. 

1 

Textil-   und    Leder- 

industrie .    .    .    . 

10,108 

18,954,892 

2,790 

10,055,285 

10,645 

19,980,600 

2,759 

11,697,291 

2 

Landwirtschaftliche 

Industrie      .     .    . 

50,470 

33,928,359 

3,267 

3,007,496 

59,427 

33,279,591 

4,665 

3,178,182 

3 

Handel   und  Verar- 
beitung von  Natur- 

produkten   .    .    . 

39,713 

31,215,780 

4,755 

10,032,928 

52,109 

35,625,316 

5,787 

10,831,895 

4 

Nahrungsmittel  .    . 

48,453 

26,170,901 

14,966 

12,385,966 

64,049 

30,478,172 

17,700 

13,071,837 

5 

Verschied.  Betriebe 

53,176 

29,288,658 

17,326 

17,079,453 

68,215 

25,715,433 

20,508 

11,515,621 

6 

Medizinalgegen- 

stände und  dergl. 

13,047 

9,439,983 

3,749 

4,486,521 

14,738 

9,978,455 

3,987 

4,250,496 

7 

Chemische  Produkte 
u.  ihre  industrielle 
Verarbeitung,  Ko- 

lonialwaren     .    . 

4,742 

,    5,798,652 

2,153 

4,023,543 

5,613 

6,567,571 

2,323 

4,489,686 

8 

Bekleidung     .    .    . 

1,041 

993,831 

792 

819,362 

1,120 

996,933 

841 

776,151 

9 

Erziehung  u.  schöne 

Künste     .    .    .    . 

25,953 

18,381,569 

11,670 

12,505,876 

31,649 

20,086,414 

12,763 

13,149,518 

10 

Verschiedene  Klein- 
industrien u.  Han- 
del mit  deren  Pro- 

dukten    .    .    .    . 

4,822 

3,219,633 

2,896 

2.345,567 

5,625 

3,264,077 

3,319 

2,368,337 

11 

Künste  und  mecha- 
nische   Industrien 
und    Handel    mit 

deren  Produkten  . 

6,080 

5,021,939 

4,073 

4,085,691 

7,485 

5,266,519 

4,822 

4,162,361 

12 

Fabrikation  u.  Han- 
del von  Eisen-  und 

Holz  waren   .     .    . 

20,558 

9,931,890 

9,290 

6,100,391 

25,322 

10,879,712 

10,812 

6,438,512 

13 

Metalle  u.  Mineralien 

831 

4,921,090 

81 

2,345,469 

1,015 

4,001,963 

145 

2,407,179 

14 

Baugewerbe  und 

Glaserei  .    .    .    . 

12,116 

9,997,069 

3,305 

4,514,715 

15,717 

13,768,203 

4,050 

5,832,049 

15 

Transport, Seehandel 

11,266 

32,297,859 

3,637 

25,434,423 

15,006 

32,390,560 

4,911 

28,082,675 

16 

Papier   und   Druck- 

sachen    .    .    .    . 

4,268 

4,586,869 

2,607 

3,668,404 

5,009 

5,095,326 

3,063 

3,701,940 

17 

Kreditgeschäfte  .    . 

3,443 

30,498,963 

2,117 

27,785,570 

6,449 

36,863,922 

2,317 

32,193,941 

18 

Die  auf  einem  Pacht- 
verhältnisse     be- 
iTihenden     Unter- 

nehmungen .    .    . 

10,155 

17,792,436 

2,594 

10,483,018 

15,335 

28,337,458 

3,163 

18,278,694 

19 

Industrie ,      Handel 
u.    Manufakturen, 
welche  sich  nicht 
in  eine  der  voran- 
gehenden Gruppen 

einreihen  lassen  . 
Summe 

895 

471,979 

140 

180,345 

1,728 

841,288 

314 

303,566 

321,137 

292,912,352 

92,208 

161,340,053 

405,256 

323,417,513 

108,269 

176,730,561 

1)  Diese  Uebersicht  beschränkt  sich  aus  i'äumlichen  Gründen  auf  das  erste  und  letzte 
Jahr  der  den  anderen  Uebersichten  zu  Grunde  gelegten  Periode  von  1878— 1!>86.  Die  Gruppe  5 
der  Kategorie  b  „verschiedene  Betriebe"  umfasst  nach  der  offiziellen  Klassifikationstabelle  die  Be- 
herbergungs-  und  Erquickungsgewerbe ;  Gruppe  lo  ebendaselbst  »verschiedene  Kleiuindustrien", 
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a> 

1878 

lh86 

In  den 

In  den 

r^ 

Bezeichnung 

Im 

ganzen 

Gemeinden  der 

Im 

ganzen 

Gemeinden  der 

der 
die  Gruppe  bildenden 

Staat 

Provinz- 

Staat 

Provinz- 

-§ 

hauptstädte 

hauptstädte 

s 

Berufszweige 

Ein- 

1.1 

Ein- 

Ein- 

Ein- 

^ 

1^ 
[Sc 

künfte 

1:s 

künfte 

künfte 

künfte 

Kategorie  c. 

20 

Ei'ziehung  .... 

2,233 

8.59,284 

1,330 

568,668 

2,260 

774,283 

1,239 

487,441 

21 

Gesundheit 

9,748 

4,015,505 

3,014 

2,196,947 

10,731 

4,430,473 

3,343 

2,340,296 

?? 

Kirche    .    . 

25,539 

5,227,156 

3,531 

963,676 

25,680 

5  162  646 

3  316 

877,165 
6,267,945 

?3 

Justiz     .    . 

17,446 

11,681,969 

7,026 

6,557,899 

17,509 

12,314,893 

6',658 

94 

Technik  .    . 

2  233 

859  284 

1,.S38 

568  668 

5,662 

2,815,855 
,594  071 

1  963 

1,568,914 
487,397 

95 

Kunst     .    . 

9,748 

4,015,505 

3,014 

2,196,947 

1,187 

'797 

26 

Vermittelungs 

geschäfte 

4,405 

3,684,826 

2,.Ö66 

2,978,365 

6,193 

4,272,594 

3,232 

3,082,966 

27 

In  Gewerben  und  Ge- 
winn   bringenden 
Berufsarten     ver- 

wend.  Bedienstete 

10,648 

45,378,067 

7,056 

40,659,838 

12,964 

42,.585,911 

8,210 

35,826,949 

28 

Privatbeamte,  Leib- 

rentner   .    .    .    . 

22,699 

12,450,918 

7,481 

6,193,450 

27,623 

14,903,316 

8,644 

7,463,772 

29 

Berufsarten,  welche 
sich  nicht  in  eine 
der  vorangehenden 
Gruppen  einreihen 

lassen      .    .    .    . 
Summe 

2,624 

708,777 

988 

394,862 

2,262 

550,797 

828 

238,162 

107,323 

88,881,291 

37,3.52 

63,279,320 

112,071 

88,404,839 

38,230 

58,641,002 

die  kleine  Luxusindustrie  und  den  Handel  mit  deren  Produkten,  wie  insbesondere  Bijouterie-, 
Galanterie-,  Spielwaren;  Gruppe  18  ebendaselbst  ,,auf  einem  Pachtverhältnis  beruhende  Unter- 
nehmungen", u.  a.  auch  die  Kommunal-  und  Provinzialeinnehmereien  der  direkten  Steuern. 
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Gesetz  über  Einführung  einer  Steuer  auf  die  Einkünfte  aus  beweg- 
lichem Vermögen,  vom  14.  Juli  1864,  Nr.  1838. 

Kapitel  I. 

Grundlagen  der  Steuer  vom  beweglichen  Vermögen  und  Art  der  Verteilung. 

Art.  1.  Es  wird  vom  1.  Januar  1864  an  eine  Steuer  auf  die  Erträgnisse  des  beweglichen 
Vermögens  mit  folgenden  Bestimmungen  eingeführt. 

Art.  2.  Die  Steuerschuldigkeit  des  ganzen  Staates  im  Jahi'e  1864  wird  auf  30  Millionen 
festgesetzt,  und  durch  kgl.  Verordnung  unmittelbar  unter  die  Provinzen  nach  folgenden  Grund- 
lagen verteilt  werden: 

a)  Für  ein  Fünftel  nach  Verhältnis  der  städtischen  und  ländlichen  Gmndsteuer, 

b)  für  ein  Fünftel  nach  Verhältnis  der  aus  der  kgl.  Verordnung  vom  10.  Mai  1863  sich 
ergebenden  absoluten  Bevölkerung ; 

c)  für  ein  Fünftel  nach  Verhältnis  der  aus  Staatskassen  bezahlten  Besoldungen  und 
Pensionen,  dann  der  Dividenden  der  anonymen  Kredit-,  Handels-,  Industrie-,  Ver- 
sicherungs-  und  Eisenbahngesellschaften,  gemäss  der  letzten  Gesellschaftsbilanz; 

d)  für  ein  Zehntel  nach  Verhältnis  der  in  der  Provinz  eingehobenen  Zölle  und  mari- 
timen Gebühren  des  Jahres  1863; 

e)  für  ein  Zehntel  nach  Verhältnis  der  Post-  und  Telegraphenerträgnisse  des  Jahres  1863 ; 

f)  für  ein  Zehntel  nach  Verhältnis  des  Anfalls  des  Jahres  1863  an  Register  und  Stem- 
peltaxen, 

g)  für  ein  Zehntel  nach  Verhältnis  der  Kilometerzahl  der  am  31.  Dezember  1863  voll- 
ständig dem  Verkehr  eröffiieten  Eisenbahnen,  sowie  der  Staats-  und  Proviuzial- 
strassen  je  zur  Hälfte. 

Nach  Feststellung  des  Anteils  jeder  Provinz  auf  diesem  Wege  werden  so- 
dann die  Anteile  der  Provinzen  mit  gleichen  städtischen  Grundsteuersystemen  zu- 
sammengezählt und  die  sich  ergebende  Summe  von  neuem  unter  dieselben  Pro- 
vinzen nach  den  oben  erwähnten  Grundlagen,  jedoch  mit  Ausnahme  der  ersten  ver- 
teilt, indem  die  städtische  Grundsteuer  ausschliesslich  zu  Grunde  gelegt  wird. 

Art.  3.  Das  Provinzialkontingent  ist  unter  die  Gemeinden  mit  einer  Bevölkerung  von 
6000  oder  mehr  Einwohnern  und  unter  die  obligaten  Konsortien  von  mehreren  Gemeinden 
zu  verteilen. 

Diese  Konsortien  werden  durch  kgl.  Verordnung  nach  Anhörung  der  Provinzialräte 
durch  Vereinigung  so  vieler,  weniger  als  6000  Einwohner  zählenden  Gemeinden  eines  Bezirks 
unter  einander  oder  mit  einer  grösseren  Gemeinde  gebildet,  dass  ilrre  Gesamtbevölkemng 
die  Zahl  von  12000  Einwohnern  nicht  übersteigt 

Das  Provinzialkontingent  wird  unter  die  Gemeinden  und  die  wie  oben  angegeben  ge- 
bildeten Konsortien  unter  Berücksichtigung  der  im  vorhergehenden  Artikel  bezeichneten  Grand- 
lagen verteilt. 

Diese  von  der  Finanzverwaltung  vorbereitete  Verteilung  wird  dem  PovinzialkoUegium 
unterbreitet,  welches  dieselbe  verändern  kann,  und  zwar  auch  mit  Rücksicht  auf  lokale 
Verhältnisse. 

Wenn  die  Finanzverwaltung  der  Veränderung  nicht  beistimmt,  entscheidet  der  Präfekt. 

Art.  4.  Die  Räte  sowolü  der  einem  Konsortium  angehörigen,  wie  der  einem  solchen 
nicht  angehörigen  Gemeinden  können  in  ihrer  ersten  auf  die  Verteilung  folgenden  Sitzung  zu- 
sammen oder  je  für  sich  gegen  das  Vorgehen  des  ProvinzialkoUegiums  oder  des  Präfekten 
Rekurs  an  den  Minister  ergreifen,  welcher  nach  Anhörang  des  Staatsrats  entscheidet.  Die 
Rekurse  der  Gemeinderäte  halten  die  Beitreibung  nicht  auf,  sondeni  geben  Anlass  zur  Richtig- 
stellung der  gemeindlichen  und  konsortialen  Kontingente  und  Bestätigung  der  bezüglichen 
Abgleichungen  und  Aufrechnungen. 
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Art.  5.  Jede  physische  oder  moralische  Person,  gleichviel  ob  staatsangehörig  oder  fremd, 
ist  der  Steuer  auf  die  Einkünfte  von  demjenigen  beweglichen  Vermögen  untei-worfen ,  welches 
sie  im  Staate  besitzt. 

Art.  6.  Als  im  Staat  befindliche  Einkünfte  von  beweglichem  Vennögen  werden  be- 
trachtet : 

a)  die  bei  den  Hypothekenämtern  des  Königreichs  eingeschriebenen  oder  sonstwie  aus 
einem  im  Königreich  errichteten ,  namentlichen ,  öffentlichen  Akt  entspringenden 
Renten ; 

b)  Besoldungen,  Ruliegehalte,  Jahrgelder,  Zinsen  und  Gewinnanteile,  welche  an  ii'gend 
einem  Ort  und  von  irgend  einer  Person  für  Rechnung  des  Staates,  der  Provinzen, 
der  Gemeinden ,  dann  der  öffentlichen  Unternehmungen ,  der  Handels- ,  Industrie- 
und  Versicherungsgesellschaften,  welche  ihren  Sitz  im  Staate  haben,  ausbezahlt 
werden ; 

c)  die  Einkünfte  aus  kirchlichen  Beneflzien,  welche  wie  vor  von  einer  der  vorbezeich- 
neten Kassen  ausbezahlt  werden; 

d)  das  Einkommen  aus  den  im  Königi'eich  ausgeübten  Industrie-  und  Handelsgeschäften, 
Bedienstungen  und  freien  Berufsarten; 

e)  im  allgemeinen  jede  Art  von  nicht  aus  Grund  und  Boden  fliessendem  Einkommen, 
welches  im  Staate  erzeugt ,  oder  von  einer  im  Staat  wohnenden ,  oder  sich  auf- 
haltenden Person  geschuldet  wird. 

Art.  7.    Von  der  Steuer  befreit  sind: 

1.  die  diplomatischen  Agenten  der  fremden  Nationen; 

2.  die  weder  eingeborenen  noch  naturalisierten  Konsularagenten,  vorausgesetzt  dass 
sie  weder  Handel  noch  Gewerbe  im  Staate  treiben  und  dass  Gegenseitigkeit  in  den 
Staaten  stattfindet ,  von  welchen  sie  bestellt  sind ,  sowie  unbeschadet  besonderer 
konsularischer  Vereinbarungen ; 

3.  aktive  Militärpersonen  in  Heer  und  Flotte  unter  dem  Offtziersrang  für  ihre  mili- 
tärischen Bezüge; 

4.  Haussöhne,  Ehefrauen  und  andere  Familienglieder,  welche  mit  dem  Familienhaupte 
zusammenleben  und  nicht  je  für  sich  ein  von  den  Einkünften  desselben  getrenntes, 
steuerbares  Gesamteinkommen  irgend  einer  Art  von  250  Lire  geniessen; 

:>.  alle  nach  Gutachten  und  Bescheinigung  der  Gemeindebehörde  für  arm  erklärten 
Personen. 

Art.  8.  Die  Steuer  wird  nach  dem  Massstabe  der  gewissen  oder  angenommenen  Ein- 
künfte angelegt ,  welche  die  Steuerpflichtigen  in  jedem  Jalnre ,  gleichviel  ob  im  eigenen  oder 
im  Namen  ihrer  Kinder,  Ehefrauen  und  anderer  Familienglieder  zum  Niessbrauch  oder  zur  freien 
Verwaltung  beziehen. 

Hierunter  sind  nicht  bloss  die  gewissen  und  dem  Betrage  nach  festen,  sondern  auch  die 
schwankenden  und  ungewissen  Einkünfte  begriffen,  welche  aus  der  Ausübung  irgend  eines 
Berufs,  der  Industrie  oder  aus  geistiger  oder  körperlicher  Beschäftigung  in  Handel  und  Ge- 
werbe fliessen. 

Ausgenommen  hieven  sind  lediglieh: 

1.  die  aus  liegenden  Gründen  fliessenden  Einkünfte,  welche  der  Grundsteuer  unter- 
worfen sind ; 

2.  die  Einkünfte,  welche  nach  der  Vorschrift  des  gegenwärtigen  Gesetzes  schon  ein- 
mal der  hierin  bestimmten  Steuer  unterworfen  sind; 

3.  die  Einkünfte  der  auf  Gegenseitigkeit  beruhenden  Gesellschaften ; 

4.  die  Zivilliste  und  die  Apanagen  der  Mitglieder  der  kgl.  Familie. 

Art.  9.  Die  landwirtschaftlichen  Einkünfte  sind  der  Steuer  nicht  unterworfen ,  ausser 
insoweit  sie  Einnahmen  von  Personen  sind,  welche  kein  Eigentum  an  Gmnd  und  Boden  besitzen. 

Art.  10.  Die  Steuer  ist  in  der  Regel  in  der  Gemeinde  oder  in  dem  Konsortium  ge- 
schuldet, woselbst  die  physische  Person  ihren  Hauptwohnsitz  oder  die  moralische  Person  ihren 
Sitz  hat. 

Die  im  Ausland  verwellenden  Staatsangehörigen  schulden  in  der  Regel  die  Steuer  in 
jener  Gemeinde  oder  in  jenem  Konsortium ,  woselbst  sie  ihren  Hauptwohnsitz  gehabt  haben. 
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Fremde  haben  die  Steuer  an  ihrem  Hauptwohnsitz  im  Staate  zu  entrichten.  Sofern 
sie  nicht  im  Staate  veiTveilen,  gilt  als  Aufenthalt  der  Ort,  an  welchem  die  Einkünfte  erzeugt 
werden,  oder  jener,  an  welchem  sich  die  zahlende  Kasse  befindet,  oder  d6r  Ort,  an  welchem  ihre 
Schuldner  für  ihre  eigene  Rechnung  besteuert  werden.  Die  Einkommensteuer  der  Handels-, 
Industrie-  und  Versicherungsgesellschaften,  dann  der  Besitzer  von  Handels-  und  Industrieunter- 
nehmungen sowie  der  Gewerbetreibenden  ist  in  allen  Fällen  da  geschuldet,  wo  die  Gesell- 
schaft ihren  Sitz  hat,  die  Unternehmung  eingerichtet  ist  und  das  Gewerbe  ausgeübt  wird. 

Kapitel  IL 
Angabe  und  Bewertung  der  Einkünfte. 

Art.  11.  Jeder  Beitragspflichtige  liat  seine  nicht  aus  Grund  und  Boden  fliessenden  Ein- 
künfte nach  dem  Bruttoertrag  mit  den  gesetzlichen  Ausnahmen  und  Abzügen  in  den  vorge- 
schriebenen Fristen  und  Foiinen  zu  erklären. 

Für  die  Minderjährigen  und  nicht  Handlungsfähigen  ist  die  Erklärung  von  ihren  ge- 
setzlichen Vertretern  einzureichen. 

Für  die  mit  ihren  Gatten  zusammenlebenden  und  eigene  getrennte  Einkünfte  besitzen- 
den Ehefrauen  ist  die  Erklärung  von  den  Gatten  abzugeben. 

Insofern  die  Entrichtung  der  Steuer  in  einer  anderen  Gemeinde  als  jener  des  Haupt- 
wohnsitzes des  Steuerpflichtigen  stattzufinden  hat,  ist  derselbe  gehalten,  die  Steuererklärung 
auch  in  der  ersteren  Gemeinde  für  die  hierselbst  der  Steuer  unterworfenen  Einkünfte  zu 
wiederholen. 

Hat  eine  Gesellschaft  oder  eine  Unternehmung  mehrere  Sitze ,  so  sind  neben  einer 
Gesamterklärung  am  Hauptsitz  an  allen  übrigen  Sitzen  hierauf  bezügliche  Erkläiimgen  ab- 
zugeben. 

Im  Wege  der  Verordnung  wird  bestimmt  werden,  ob  und  wie  das  Gesamteinkommen 
der  erwähnten  Gesellschaften  und  Unternehmungen  mit  Ausnahme  der  im  Art.  2  berührten 
Aktiengesellschaften  auf  die  einzelnen  Sitze  zu  verteilen  ist. 

Art.  12.  Die  im  vorigen  Artikel  behandelten  Erklärungen  haben  Spezifik  zu  unter- 
scheiden : 

a)  die  Einkünfte  von  Hypothek-  und  Handscheindarlehen  und  aus  anderweitigen 
Titeln  mit  fester  Anlage; 

b)  die  auf  Lebensdauer  beschränkten  oder  zeitweiligen  Einkünfte ,  welche  nicht  von 
menschlicher  Arbeit  abhängen; 

c)  die  Einkünfte  aus  einem  Gewerbe,  einem  Amt  oder  einem  persönlichen  Erwerbszweig ; 

d)  die  Einkünfte  aus  mit  Kapital  betriebenen  Erwerbszweigen  und  aus  Handels- 
geschäften. 

Art.  13.  Die  Einkünfte  aus  dargeliehenen  oder  in  anderer  Weise  mit  oder  ohne  hypo- 
thekaiische  Versicherung  angelegten  Kapitalien,  dann  Leibrenten  und  überhaupt  j6des  Ein- 
kommen von  festem  Betrage  sind  mit  der  aus  den  bezüglichen  Titeln  erhellenden  Summe  ohne 
irgend  welchen  Abzug  anzugeben. 

Art.  14.  Die  unbestimmten  und  schwankenden  Einkünfte,  wie  die  aus  dem  Betrieb 
eines  Gewerbes  entspringenden,  werden  nach  dem  Durchschnitt  der  3  letzten  vorausgehenden 
Jahre,  oder  wenn  der  Betrieb  noch  nicht  3  Jahre  gedauert  hat,  nach  dem  bezüglichen  kürzeren 
Zeitraum  seiner  Dauer  berechnet. 

Art.  15.  Bei  den  gewerblichen  Einkünften  kommen  als  Abzug  die  mit  der  Produktion 
verbundenen  Kosten  in  Rechnung,  wie  der  Verbrauch  von  Rohstofl'en  und  Werkzeugen,  die 
Arbeitslöhne,  Lokalmieten,  Kommissionsgebühren  für  den  Verkauf  und  sonstige  Kosten. 

Als  Produktionskosten  dürfen  nicht  betrachtet  werden: 

1.  die  Zinsen  der  im  Betrieb  angelegten  Kapitalien,  und  zwar  sowohl  der  eigenen 
des  Unternehmers  wie  der  angeliehenen,  vorbehaltlich  der  Bestimmung  des  Art.  32 
bezüglich  der  letzteren; 

2.  der  Anschlag  der  Arbeitsleistung  des  Beitragspflichtigen,  seiner  Ehefrau  und  seiner 
im  Betrieb  verwendeten  Kinder,  zu  deren  Unterhalt  er  gesetzlich  verpflichtet  ist, 
wenn  dieselben  mit  dem  Vater  zusammenleben; 

3.  der  Aufwand  für  die  Wohnung  des  Beitragspflichtigen  und  seiner  Familie. 
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Art.  16.  Zum  Einkommen  der  Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesellschaften  auf 
Aktien  einschliesslich  der  Versicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  oder  auf  feste  Prämie 
sind  ohne  Unterschied  alle  Summen  zu  rechnen ,  welche  unter  irgend  einem  Titel  an  die  Ge- 
nossen verteilt  oder  zur  Vermehrung  des  Kapitals ,  dann  des  Reserve-  und  Amortisationsfonds 
genommen,  oder  in  anderer  Weise   insbesondere  auch  zur  Schuldentilgung  verwendet  werden. 

Art.  17.  Die  Handelsgesellschaften  werden  wie  ein  einziger  Beitragspflichtiger  be- 
trachtet, vorbehaltlich  der  solidarischen  Haftung  der  einzelnen  Teilnehmer  für  die  Steuerent- 
richtung und  der  jedem  derselben  obliegenden  Steuerpflicht  bezüglich  ihrer  nicht  aus  dem 
Kompaniegeschäft  fliessenden  Einkünfte. 

Art.  18.  Im  Einkommen  sind  enthalten  und  bei  der  Erklärung  in  Rechnung  zu  ziehen 
die  Bezüge  und  Vorteile ,  welche  der  Beitragspflichtige  in  Lebensmitteln ,  Wohnung  oder  in 
irgend  einer  anderen  Form  geniesst,  insofeme  sie  nicht  anderen  direkten  Auflagen  unterworfen 
sind  und  nicht  unter  die  im  Art.  8  dieses  Gesetzes  vorgesehenen  Ausnahmen  fallen. 

Art.  19.  Der  Steuerpflichtige,  welcher  bei  Erkläining  seines  Einkommens  wissentlich 
einen  Bestandteil  desselben  verschweigt  oder  in  einer  unter  der  Wirklichkeit  bleibenden  Summe 
angibt,  verfällt  in  eine  Strafe  gleich  dem  doppelten  der  auf  die  Differenz  zwischen  dem  wirk- 
lichen und  dem  erklärten  Einkommen  treffenden  Steuer. 

Die  Besitzer  von  festem  Einkommen  können  die  ihnen  gegen  ihi'e  Schuldner  zustehenden 
Rechte  nicht  ausüben,  wenn  sie  nicht  zugleich  die  erfolgte  Erklärung  seines  Einkommens  nach- 
zuweisen vermögen. 

Kapitel  III. 

Festsetzung  und  Einhebung  der  Steuer. 

Art.  20.  Der  Gemeinderat  übermittelt  dem  Steuerbeamten  die  Liste  der  nach  dem  Ge- 
setz der  Steuer  unterworfenen  physischen  und  juristischen  Personen  oder  Koi-porationen  und 
die  Liste  der  wegen  Dürftigkeit  Befreiten. 

Der  Beamte  sendet  nach  Empfang  dieser  Listen  den  Steuerpflichtigen  die  Formulare 
mit  der  Aufforderung  zu,  hierauf  die  Erklärung  ihres  Roheinkommens  mit  den  Ausnahmen  und 
Abzügen,  wozu  sie  berechtigt  zu  sein  glauben,  abzugeben. 

Ausserdem  wird  in  den  Gemeinden  eine  Bekanntmachung  angeschlagen,  worin  alle 
diejenigen,  welche  mobile  Einkünfte  besitzen  und  kein  Formular  erhalten  haben,  aufgefordert 
werden ,  bei  Amt  zu  erscheinen ,  um  sich  ein  Formular  zu  verschaffen  und  hierauf  ihre  Er- 
klärung zu  setzen  oder  dieselbe  mündlich  abzugeben. 

Wenn  die  Steuerpflichtigen  nach  dem  vorgesteckten  Termin  nicht  das  pflichtgemäss 
ausgefüllte  Formular  an  den  Beamten  zurückschicken  oder  nicht  bei  ihm  erscheinen,  werden 
von  demselben  die  Einkünfte  der  Pflichtigen  von  Amts  wegen  veranschlagt. 

Der  Beamte  stellt  hierauf  die  Steuerliste  zusammen  und  sendet  sie  mit  den  Formularen 
und  seinem  Gutachten  an  die  Kommission,  von  der  die  Rede  im  nächsten  Artikel  ist. 

Vor  Beendigung  der  im  Artikel  22  behandelten  Rektifikationsarbeiten  der  Kommission 
werden  nachträgliche  Steuererklärungen  noch  zugelassen  und  ist  auch  der  Beamte  ermächtigt, 
von  Amts  wegen  Formulare  für  ilim  vorher  nicht  bekannte  Steuerpflichtige  unter  einfacher  Ver- 
ständigung derselben  auszufüllen.  In  diesen  beiden  Fällen  haben  aber  die  Pflichtigen  den 
vierten  Teil  der  Steuer  als  Strafe  zu  bezahlen. 

Art.  21.  In  jeder  Gemeinde  oder  in  jedem  Konsortium  tritt  eine  Kommission  zu- 
sammen, welcher  in  erster  Instanz  alle  zur  Klarstellung  und  Festsetzung  der  Einkommens- 
und Steuerbeträge  der  Pflichtigen  der  Gemeinde  oder  des  Konsortiums  veranlassten  Vorkeh- 
rungen obliegen. 

Dieselbe  wird  in  Gemeinden  oder  Konsortien,  deren  Bevölkerung  nicht  12000  Seelen 
übersteigt,  aus  fünf,  in  grösseren  Gemeinden  aus  sieben  Mitgliedern  gebildet. 

Der  in  dieser  Zahl  einbegriffene  Vorsitzende  wird  vom  Präfekten  oder  Unterpräfekten 
ernannt,  die  Beisitzer  werden  vom  Gemeinderat  oder  von  der  Konsortialvertretung  gewählt. 

Die  Räte  der  sämtlichen  zu  einem  Konsortium  vereinigten  Gemeinden  wählen  die  Mit- 
glieder der  Konsortialvertretung  in  einer  dem  Verhältnis  der  Bevölkerungen  entsprechenden  Zahl. 

In  volkreicheren  Gemeinden  und  in  aus  mehr  als  fünf  Gemeinden  zusammengesetzten 
Konsortien  kann  die  Zalü  der  Kommissionsmitglieder  auch  durch  ministerielle  Verordnung 
vermehrt  werden. 
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Die  Kommission  kann  sich  überdies  in  Unterkommissionen  verteilen  und  zum  prak- 
tischen Vollzug  ihrer  Arbeiten  solche  Bürger  herbeiziehen,  welche  sie  für  diese  Aufgabe  ge- 
eignet hält. 

Art.  22.  Die  Commission  prüft  und  berichtigt  gegebenenfalls  die  Steuerlisten  und 
lässt  sie  sodann  in  den  Amtszimmern  der  Gemeinden  auflegen  mit  einer  Bekanntmachung  zur 
Danachtung  der  Steuei-pflichtigen ,  welchen  das  Kecht  zusteht,  die  Listen  einzusehen  und  der 
Kommission  ihre  Erinneningen  schriftlich  mitzuteilen.  Hiezu  kann  ungestempeltes  Papier  ver- 
wendet werden. 

Art.  23.   Die  Kommission  kann  zur  Vergewisserung  über  die  Eichtigkeit  ihrer  Aussprüche 

1.  von  öffentlichen   Beamten  Auszüge  von  nötig  scheinenden  Urkunden  verlangen; 

2.  den  Steuei"pflichtigen  zum  Erscheinen  in  Person  oder  durch  einen  gesetzlich  Be- 
vollmächtigten veranlassen,  um  Aufklärungen  und  Nachweise  zu  geben ; 

3.  die  industriellen  und  kommerziellen  Geschäftslokalitäten  besichtigen; 

4.  jede  zur  Erteilung  von  Aufschlüssen  geeignete  Person  zur  Befragung  vori'ufen ; 

.5.  die   Bücher    der   Aktiengesellschaften    und   Kommanditgesellschaften   auf  Aktien 
einsehen ; 

6.  die  unter  Art.  13  berührten  Rententitel  sich  vorlegen  lassen; 

7.  den  Mietwert  der  Wohnungen  der  Steuerpflichtigen  in  Rechnung  ziehen. 

Art.  24.  Die  Kommission  hat  unter  Berücksichtigung  aller  gewonnenen  Anhaltspunkte 
über  die  Summe  des  wirklichen  Einkommens  zu  entscheiden,  welche  den  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen im  Falle  der  Abgabe  und  der  Unterlassung  einer  Steuererklärung  zuzumessen  ist. 
Die  Kommission  beschliesst  auch  über  dieUmwandlung  jedes  wirklichen  Einkommens  in  steuer- 
bares Einkommen  nach  folgenden  Regeln: 

Ständige  Einkünfte ,  dann  Zinsen  von  ausgeliehenen  oder  sonstwie  rückzahlbaren  Ka- 
pitalien werden  nach  ihrem  vollen  Werte  angeschlagen  und  versteuert. 

Gemischte  vorübergehende  Einkünfte,  bei  welchen  Kapital  und  menschliche  Arbeitskraft 
zusammenwirken  (Industrie,  Handel),  werden  durch  Abminderung  auf  sechs  Achtel  ihres  Wertes 
veranschlagt  und  versteuert. 

Vorübergehende,  von  menschlicher  Arbeit  ohne  Mitwirkung  von  Kapital  abhängige 
Einkünfte  (Einkommen  aus  freier  Berufsart,  Besoldungen)  und  Einkünfte,  bei  welchen  weder 
menschliche  Arbeit  noch  Kapital  beteiligt  ist  (Leibrenten,  Ruhegehälter),  werden  durch  Ab- 
minderung auf  fünf  Achtel  ilires  Wertes  veranschlagt  und  versteuert. 

Art.  25.  Gegen  die  von  der  Kommunal-  oder  Konsorzialkommission  beschlossenen  und 
in  eine  bei  den  Gemeinden  mit  Bekanntmachung  und  Einräumung  des  Einsichtsrechtes  an  die 
Steuerpflichtigen  aufzulegende  Liste  eingetragenen  Einkommensbeträge  steht  sowohl  den  Steuer- 
pflichtigen wie  dem  Fiskus  die  Berufung  an  eine  aus  fünf  Mitgliedern  gebildete  Provinzial- 
kommission  zu,  wovon  zwei  vom  Provinzialkollegium,  zwei  von  der  Handelskammer  und  das 
fünfte,  der  Vorsitzende,  vom  Präfekten  ernannt  wird. 

Art.  26.  Die  Unterlassung  der  Berufung  innerhalb  der  Frist  von  20  Tagen  und  der 
Ausspruch  der  Provinzialkommission  über  die  erhobenen  Berufungen  bewirken  die  Unabänder- 
lichkeit der  Beträge  des  steuerbaren  Einkommens,  welche  demgemäss  der  Kommunal-  oder  Kon- 
sorzialkommission mitgeteilt  werden. 

Art.  27.  Zu  Gunsten  der  steuerbaren  Einkünfte,  welche  die  Summe  von  500  Lire  nicht 
eiTciehen,  werden  ausserdem  noch  folgende  Modifikationen  vorbehalten. 

Art.  28.  Jede  Person,  welche  ein  steuerbares  Einkommen  irgend  einer  Art  unter  250  Lire 
Jährlich  besitzt  und  nicht  nach  Art.  7  von  der  Steuer  befreit  ist,  wird  mit  2  Lire  Steuer  belegt. 

Diese  Steuer  mindert  sich  um  die  Hälfte,  so  oft  nach  jenem  Abzug  die  Umlegung  nach 
der  Quotität  geringer  als  4  Prozent  erscheint. 

Der  Gesamtbetrag  dieser  festen  Auflage  wird  vom  Kommunal-  oder  Konsorzialkon- 
tingent  abgezogen  und  der  Rest  nach  der  Qualität  auf  sämtliche  steuerbare  Einkünfte  über 
250  Lire  verteilt. 

Ueberdies  wird  die  normale  Quote  bei  den  Steuerpflichtigen  nicht  in  Ansatz  gebracht, 
welche  ein  steuerbares  Gesamteinkommen  zwischen  500  und  250  Lire  besitzen.  Diese  werden 
vielmehr  nach  einer  Skala  angelegt,  welche  in  regelmässiger  Progression  von  Lire  zu  liire  der 
Finanzarchiv.    VI.  Jahrg.  jj3  g 
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Steuer  in  der  Art  steigt,  class  sie  ausgehend  von  der  dem  steuerbaren  Einkommen  unter  250  Lire 
zugemessenen  festen  Auflage  bis  zu  der  nach  der  nonnalen  Quote  auf  ein  Einkommen  von 
500  Lire  treffenden  Summe  führt. 

Art.  29.  Die  Diflerenz  zwischen  der  Steuer,  welche  die  steuerbaren  Einkommen  von 
2.50  bis  500  Lire  nach  der  normalen  Quote  zu  bezahlen  gehabt  hätten  und  zwiselien  den  die- 
selben nach  dem  vorigen  Artikel  treffenden  Steuer  wird  auf  die  Einkommen  über  500  Lire  verteilt. 

Art.  30*  In  keinem  Fall  darf  die  einem  Pflichtigen  zugemessene  Steuer  ein  Zehntel 
der  reinen  Rente  vom  Kapital  oder  eines  anderen  zu  besteuernden  Einkommens  aus  beweg- 
lichem Vermögen  übersteigen. 

Art.  31.  Auf  Gmnd  der  Vorschriften  der  vorausgehenden  Artikel  wird  in  jeder  Gemeinde 
oder  in  jedem  Konsorzium  ein  Kataster  über  das  Einkommen  aller  Bürger  nach  Bestimmungen 
angelegt,  welche  vom  Finanzminister  festgesetzt  werden. 

Der  Kataster  dient  zur  Umlegung  des  kommunalen  oder  konsorzialen  Kontingents 
unter  die  Beitragspflichtigen  der  Gemeinde  oder  des  Konsorziums. 

Art.  32.  Den  Pflichtigen  ist  gestattet,  ihre  Schuldzinsen  einschliesslich  der  hypothe- 
karischen, welche  ihre  aus  beweglichem  Vermögen  fliessenden  Einkünfte  belasten,  anzugeben. 

Diese  Schuldzinsen  werden  den  Pflichtigen  abgerechnet,  wenn  nur  ihre  Existenz  voll- 
ständig nachgewiesen  und  zugleich  die  Person  und  der  Wohnsitz  des  Gläubigers  im  Staate 
festgestellt  ist. 

Insoweit  diese  Bedingungen  zutreffen,  wird  das  jenen  Passivzinsen  entsprechende  steuer- 
bare Einkommen  von  dem  übrigen  eigenen  Einkommen  des  Steuerpflichtigen  gekürzt. 

Soweit  sie  nicht  zutreften,  sind  die  Steuerpflichtigen  verbunden,  die  in  ihrer  Gemeinde 
oder  in  ihrem  Konsorzium  geschuldete  Steuer  vorbehaltlich  ihres  Abzugsrechts  gegenüber  den 
Gläubigem  zu  bezahlen. 

Art.  33.  Gegen  materielle  IiTungen,  welche  sich  bei  der  Anlegung  der  Urliste  oder  der 
Steuerrollen  im  Vergleich  mit  der  Urliste  ergeben  haben ,  ist  Rekurs  an  die  Verwaltung  der 
direkten  Steuern  zulässig. 

Diese  Rekurse  müssen  innerhalb  einer  zu  bestimmenden  Frist  angebracht  werden. 
Nach  Ablauf  der  Frist  sind  sie  nicht  mehr  zulässig. 

Dieselben  halten  die  Beitreibung  der  Steuer  nicht  auf,  sondern  gewähren  den  Anspruch 
auf  Rückvergütung. 

Art.  34.  Die  Gemeinden  und  Provinzen  können  auf  das  Prinzipale  der  Steuer  von  den 
nicht  aus  Gmnd  und  Boden  fliessenden  Einkünften  Zuschläge  innerhalb  der  Grenzen  und 
unter  Beobachtung  der  Vorschriften  des  Kommunal-  und  Provinzialgesetzes  legen. 

Von  diesen  Zusclilägen  sind  die  festen,  auf  die  steuerbaren  jährlichen  Einkünfte  unter 
250  Lire  treffenden  Steuerquoten  ausgenommen. 

Dagegen  wird  von  allen  Steuerquoten  als  Zuwachs  sowohl  zum  Prinzipale  wie  zu  den 
Zuschlagspfennigen  ein  weiterer  Zuschlag  von  i  Prozent  für  die  Kosten  der  Verteilung  und 
Einhebung  der  Steuer  festgesetzt. 

Art.  35.  Die  Ergebnisse  der  statistischen  Thatsachen ,  welche  nach  Vorschrift  der  Ar- 
tikel 2  und  3  des  gegenwärtigen  Gesetzes  als  Grundlagen  für  die  Verteilung  des  Steuerkon- 
tingents unter  die  Provinzen  und  für  die  von  der  Finanzverwaltung  vorgeschlagene  Weiter- 
verteilung unter  die  Gemeinden  oder  Konsorzien  zu  dienen  haben,  werden  durch  eine  gleich- 
zeitig mit  der  Bekanntmachung  der  oben  erwähnten  Verteilung  und  WeiteiTerteilung  zu  ver- 
öffentlichende Rechnung  hergestellt. 

Art.  36.  Die  Staatsregiening  hat  die  Befugnis,  durch  kgl.  Verordnung  die  zur  Ausführung 
des  Gesetzes  erforderlichen  Anordnungen  zu  treffen.    Sie  hat  insbesondere  die  Befugnis:   ' 

die  Art  der  Zusammensetzung  der  Konsorzien  in  den  Fällen  zu  bestimmen,  in  welchen 
die  durch  Art.  3  vorgeschriebenen  Bedingungen  sich  nicht  verwirklichen  lassen,  wenn  nur  die  Be- 
völkerung einer  und  derselben  Gemeinde  nicht  geteilt  wird  und  nicht  Gemeinden  vereinigt  wer- 
den, welche  nicht  zu  demselben  Bezii'k  gehören ; 

zu  bestimmen,  in  welcher  Weise  die  Gemeinderäte  zur  Wahl  der  Konsorzialvertretungen 
zu  schreiten,  in  welcher  Form  sich  die  Kommunal-  und  Konsorzialkommissionen  zu  bilden  haben 
und  wer  verpflichtet  ist,  an  denselben  Teil  zu  nehmen,  oder  auf  VoiTuf  zu  erscheinen; 
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die  Fristen  und  Modalitäten  aller  Verhandlungen  und  aller  Rekurse  festzusetzen,  soweit 
sie  nicht  durch  das  gegenwärtige  Gesetz  vorgeschrieben  sind; 

die  zur  Vertretung  abwesender  Beamten  und  Kommissionsmitglieder  erforderlichen 
Anordnungen  zu  treffen; 

die  Garantien  für  die  Feststellung  der  Einkünfte ,  die  Strafen  und  andere  Folgen  von 
Verletzungen  des  Gesetzes  und  der  Vollzugsvorschriften,  die  Zahlungstermine  und  die  teil- 
weisen Nachlässe  bei  Erlöschen  von  Einkünften  im  Laufe  des  Jahres  festzusetzen ;  zu  bestimmen, 
dass  es  zu  dem  unter  Absatz  2  des  Art.  19  vorgeschriebenen  Nachweis  genügt,  wenn  der  Be- 
sitzer bei  der  gerichtlichen  Verhandlung  das  Datum  und  die  bezügliche  Stelle  seiner  Steuer- 
erklärung angibt ;  Vorsorge  zu  treffen ,  dass  die  im  Laufe  des  Jahres  1864  an  den  Personen 
und  Einkünften  der  Steuerpflichtigen  sich  ergebenden  Aenderungen  in  dem  unter  Art.  31  er- 
wähnten Kataster  eingetragen  werden. 

Art.  37.    Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  vom  l.  Januar  1864  an  in  Kraft. 

Vom  selben  Tage  an  sind  aufgehoben:  Die  Personal-  und  Mobiliai'steuem,  die  Steuern 
auf  die  öffentlichen  und  privaten  Fuhrwerke ,  die  Patenttaxen ,  die  Steuern  auf  den  Verkauf 
von  Getränken  und  Esswaren,  welche  nicht  der  Gebühr  für  den  Detailverkauf  unterworfen 
sind ,  der  einprozentige  Steuerzusclilag  auf  Besoldungen ,  sowie  die  Steuer  auf  Pensionen  in 
den  alten  Provinzen  und  wo  immer  dieselbe  sonst  bezahlt  wird; 

die  Rentensteuer  und  die  Steuer  auf  Gewerbe  und  Handel  in  der  Lombardei ; 

die  durcli  Gesetz  vom  20.  November  1859  für  die  alten  Provinzen  und  die  Lombardei 
eingefülurte  proportioneile  Steuer  auf  die  Ausbeute  der  Bergwerke;  die  Patenttaxe  und  die 
Personalsteuer  in  den  Provinzen  von  Palma; 

die  Steuer  von  den  zinstragenden  und  den  im  Handel  angelegten  Kapitalien,  die  Per- 
sonal-, die  Viehsteuer  und  die  Abgabe  von  den  Reisfeldern  in  den  Provinzen  von  Modena ; 

die  Steuer  vom  Betrieb  aller  Gewerbe ,  Berufsarten  und  des  Handels  jeder  Art  in  den 
früheren  päpstlichen  Provinzen  nach  dem  Edikt  vom  14.  Oktober  18.50; 

die  Familiensteuer  in  Toskana; 

die  lOprozentige  Steuer  von  Besoldungen,  Pensionen  und  Unterhaltsbeiträgen  in  den 
neapolitanischen  Provinzen ; 

die  duckten  Personal-  und  Mobiliarsteuern,  welche  in  irgend  einer  Provinz  des  König- 
reichs von  Gemeinden  oder  den  Pi'ovinzen  erhoben  werden,  vorbehaltlich  der  Bestimmung 
des  Art.  34. 
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Jetzt  geltendes  Gesetz  über  die  Steuer  auf  Einkünfte  von  beweglichem 
Vermögen,  vom  24.  August  1877. 

Titel  I. 

Grundlage  der  Besteuerung. 

Art.  1.  Es  wird  eine  Steuer  auf  die  Einkünfte  von  beweglichem  Ver- 
mögen in  dem  gleichförmigen  Satz  von  zwölf  vom  Hundert  eingeführt. 

Art.  2.  Jede  physische  oder  moralische  Person,  gleichviel  ob  staats- 
angehörig  oder  fremd,  ist  der  Steuer  auf  die  Einkünfte  von  demjenigen  beweg- 
lichen Vermögen  unterworfen,  welches  sie  im  Staate  besitzt. 

Art.  3.  Als  im  Staate  befindliche  Einkünfte  von  beweglichem  Vermögen 
werden  betrachtet: 

a)  Die  bei  den  Hypothekenämtern  des  Königreichs  eingeschriebenen  oder 
sonstwie  aus  einem  im  Königreich  errichteten  namentlichen  öffentlichen 
Akt  entspringenden  Renten; 

b)  Besoldungen,  Ruhegehalte,  Jahrgelder,  Zinsen  und  Gewinnanteile, 
welche  an  irgend  einem  Ort  oder  von  irgend  einer  Person  für  Rech- 
nung des  Staates,  der  Provinzen,  der  Gemeinden,  der  öffentlichen  An- 
stalten, der  Handels-,  Industrie-  oder  Versicherungsgesellschaften,  welche 
ihren  Sitz  im  Königreich  haben,  ausbezahlt  werden; 

c)  die  Einkünfte  aus  kirchlichen  Benefizien,  welche  von  einer  der  vor- 
bezeichneten Kassen  ausbezahlt  werden; 

d)  die  Einkünfte  aus  den  im  Königreich  ausgeübten  Industrie-  und  Handels- 
geschäften, Bedienstungen  und  freien  Berufearten; 

e)  auch  diejenigen  Einkünfte,  welche  zufälliger  Natur  sind  und  aus  frei- 
willigen, zur  Vergeltung  von  Amtsverrichtungen  oder  Diensten  irgend 
welcher  Art  gemachten  Anerbietungen  fliessen; 

f)  im  allgemeinen  jede  Art  von  nicht  aus  Grund  und  Boden  fliessendem 
Einkommen,  welches  im  Staate  erzeugt  oder  von  einer  im  Staat  wohnen- 
den oder  sich  aufhaltenden  Person  geschuldet  wird. 

Art.  4.  Die  nicht  von  Miteigentum  oder  direktem  Eigentum  abhängigen 
Einkünfte  unterliegen  selbst,  wenn  sie  aus  den  Früchten  des  Bodens  erzielt  oder 
in  irgend  einer  Weise  nach  dessen  Ertrag  bemessen  sind,  der  Auflage  von 
beweglichem  Vermögen. 

Auch  die  Einkünfte  grundbarlicher,  realer  oder  immobiler  Natur  werden 
dieser  Steuer  unterworfen,  wenn  sich  nicht  herausstellt,  dass  vom  Besitzer  dieser 
Einkünfte  oder  vom  Besitzer  des  Grundstücks,  von  welchem  sie  herrühren,  schon 
eine  mit  Rücksicht  auf  eben  diese  Einkünfte  bemessene  Abgabe  entrichtet  wird. 

Art.  5.  Unter  den  erwähnten  Einkünften  grundbarlicher,  realer  oder 
immobiler  Natur,  welche  der  Steuer  vom  beweglichen  Vermögen  unterliegen, 
sind  einbegriffen  die  Grundzinsen  und  Zehnten  jeder  Herkunft  bezw.  Art ,  die 
Quartesen,  die  Renten  aus  den  Kapitalien  ^quandocumque",  die  Soggiogazionen 
und  jedes  nicht  von  Miteigentum  oder  direktem  Eigentum  abhängende  Einkommen, 

Art.  6.  Aufgehoben  sind  die  Abzüge,  welche  im  Zusammenhang  mit  der 
Grundsteuer  gesetzlich  zu  Gunsten  der  Schuldner  von  Grundzinsen  und  Zehnten 
jeder  Herkunft  bezw.  Art  von  Quartesen,  von  Renten  aus  den  Kapitalien  ,quando- 
cumque",  von  Soggiogazionen  oder  jeder  nicht  von  Miteigentum  oder  direktem 
Eigentum  abhängigen  Leistung  eingeführt  sind. 
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Ingleichen  hört  der  Abzug  auch  bei  Leistungen  auf,  welche  aus  Mit- 
eigentum oder  direktem  Eigentum  fliessen,  wenn  das  Grundstück  nicht  im  Ka- 
taster eingeschrieben  oder  von  der  Grundsteuer  befreit  ist. 

Art.  7.  Befreit  von  der  Steuer  sind  vorbehaltlich  der  Vorschriften  unter 
Art.  11: 

1.  die  diplomatischen  Agenten  der  fremden  Nationen; 

2.  die  weder  eingeborenen  noch  naturalisierten  Konsularagenten,  voraus- 
gesetzt dass  sie  weder  Handel  noch  Gewerbe  im  Staat  treiben  und 
dass  Gegenseitigkeit  in  den  Staaten  stattfindet,  von  welchen  sie  be- 
stellt sind,  sowie  unbeschadet  besonderer  konsularischer  Vereinbarungen; 

3.  die  in  Dienstesaktivität  stehenden  Militärpersonen  im  Landheer  und 
der  Flotte  unter  dem  Offiziersrang  für  ihre  militärischen  Bezüge. 

Art.  8.  Die  Steuer  wird  nach  dem  Massstabe  der  gewissen  oder  ange- 
nommenen Einkünfte  angelegt,  welche  die  Steuei-pflichtigen  in  jedem  Jahr,  gleich- 
viel ob  im  eigenen  oder  im  Namen  ihrer  Kinder,  Ehefrauen  und  anderer  Familien- 
mitglieder, zum  Niessbrauch  oder  zur  freien  Verwaltung  beziehen. 

Hierunter  sind  nicht  bloss  die  gewissen  und  dem  Betrage  nach  festen, 
sondern  auch  die  schwankenden  und  ungewissen  Einkünfte  begriffen,  welche 
aus  der  Ausübung  irgend  eines  Berufs ,  der  Industrie  oder  aus  geistiger  oder 
körperlicher  Beschäftigung  im  Handel  und  Gewerbe  fliessen. 

Ausgenommen  hievon  sind  lediglich: 

1.  die  aus  liegenden  Gründen  fliessenden  Einkünfte,  welche  der  Grund- 
steuer unterworfen  sind; 

2.  die  Einkünfte,  welche  nach  der  Vorschrift  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
schon  einmal  der  hierin  bestimmten  Auflage  unterworfen  sind; 

'6.  die  Einkünfte  der  auf  Gegenseitigkeit  beruhenden  Gesellschaften  vor- 
behaltlich der  Bestimmungen  unter  Art.  11; 

4.  die  Zivilliste  und  die  Apanagen  der  Mitglieder  der  kgl.  Familie; 
5-    Rückzahlungen  von  Anlehen; 

6.    das  mit  Gesetz  vom  8.  März  1855  genehmigte  Anlehen. 

Art.  9.  Die  landwirtschaftlichen  Einkünfte  sind  der  Steuer  nicht  unter- 
worfen ausser  insoweit  sie  Einnahmen  von  Personen  sind,  welche  kein  Eigentum 
an  Grund  und  Boden  besitzen. 

Die  vom  Kolonen,  welcher  das  Grundstück  gegen  Teilung  der  Erzeugnisse 
bebaut,  geschuldete  Mobilsteuer  wird  ohne  irgend  welchen  Abzug  mit  5  Prozent 
der  auf  das  Grundstück  gelegten  prinzipalen  Staatsgrundsteuer  bemessen,  wenn 
dieselbe  den  Betrag  von  50  Lire  jähi'lich  übersteigt.  Wo  die  Prinzipal- 
steuer diese  Grenzen  nicht  erreicht,  wird  das  Einkommen  des  Kolonen  aus  be- 
weglichem Vermögen  als  unter  der  Minimalgrenze  stehend  erachtet.  Die  Steuer 
muss  vom  Eigentümer  ausgelegt  werden ,  welcher  das  Recht  besitzt ,  sich  vom 
Kolonen  entschädigen  zu  lassen,  und  zwar  entweder  unmittelbar  oder  durch 
Vermittelung  des  Pächters  oder  des  zur  Einhebung  des  Dominikalteiis  Be- 
rechtigten. 

Kolonat  und  Grnndpacht  werden  immer  als  ein  Steuersubjekt  behandelt. 

Titel  n. 
Steuereinhebung  durch  Abzug  nnd  auf  Grund  von  Steuerlisten. 

Art.  10.  Die  Einkommensteuer  wird  entweder  durch  direkten  Abzug 
seitens  des  Staats  oder  auf  Grund  von  Steuerlisten  erhoben. 

Art.  11.  Die  Einhebung  mittels  direkten  Staatsabzugs  findet  gelegentlich 
der  Zahlung  der  betrefi"enden  Raten  statt : 

a)  bei  den  Besoldungen ,  Pensionen  und  anderen  festen  aus  der  Staats- 
kasse fliessenden  Einkünften; 
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b)  bei  den  aus  öffentlichen  auf  Namen  oder  auf  den  Inhaber  ausgestellten 
Schuldtiteln  herrührenden  Zinsen ,  bei  vom  Staate  bezahlten  Lotterie- 
gewinnsten ,  bei  Prämien  von  Staatsanlehen ,  bei  Jahresgeldern  und 
Zinsen ,  welche  vom  Staat  oder  auf  Rechnung  des  Staats  von  irgend 
welcher  Person  oder  an  irgend  welchem  Ort,  gleichviel  ob  im  In- 
oder  Ausland,  bezahlt  werden. 

Der  direkte  Abzug  erfolgt  unverkürzt  ohne  Rücksicht  auf  den 
Betrag  des  Abzugs,  vorbehaltlich  der  Minderung  der  Besoldungen,  Pen- 
sionen und  persönlichen  Bezüge  auf  vier  Achtel. 

Für  mobile  Einkünfte  aus  auf  Namen  oder  auf  den  Inhaber 
gestellten  Schuldtiteln ,  bei  welchen  die  Einhebung  mittels  direkten 
Abzugs  stattfindet,  sind  keine  Befreiungen  zulässig. 

Art.  12.  Bei  allen  übrigen  von  den  im  vorigen  Artikel  bezeichneten, 
verschiedenen  Einkünften  wird  die  Steuer  auf  Grund  von  Listen  erhoben. 

Titel  111. 
Erklärung  der  durch  Listen  einzusteuernden  Einkünfte. 

Art.  13.  Die  Einkommensteuer  ist  von  allen  ihr  unterworfenen  Einkünften 
in  der  Gemeinde  geschuldet,  in  welcher  der  Beitragspflichtige  seinen  Wohnsitz 
hat.  Die  Handels-,  Industrie-  und  Vei'sicherungsgesellschaften  und  die  Besitzer 
mehrerer  Unternehmungen  oder  von  Unternehmungen  mit  mehreren  Nieder- 
lassungen in  verschiedenen  Gemeinden  haben  eine  einzige  Gesamterklärung  in 
der  Gemeinde  abzugeben,  in  welchen  sich  die  Unternehmung  oder  die  Haupt- 
niederlassung befindet  und  in  derselben  Gemeinde  auch  die  gesamte  Steuer  zu 
entrichten.  Die  im  Ausland  verweilenden  Staatsangehörigen  schulden  in  der  Regel 
die  Steuer  in  der  Gemeinde,  in  welcher  sie  ihren  Hauptwohnsitz  gehabt  haben. 

Fremde  haben  die  Steuer  an  ihrem  Hauptwohnsitz  im  Staate  zu  ent- 
richten. Soferne  sie  nicht  im  Staate  verweilen,  gilt  als  Aufenthalt  der  Ort,  an 
welchem  die  Einkünfte  erzeugt  werden,  oder  jener,  an  welchem  sich  die  zahlende 
Kasse  befindet,  oder  der  Ort,  an  welchem  ihre  Schuldner  für  ihre  eigene  Rech- 
nung besteuert  werden. 

Art.  14.  Jeder  Beitragspflichtige  hat  seine  nicht  aus  Grund  und  Boden 
üiessenden  Einkünfte  nach  dem  Bruttoertrag  mit  den  gesetzlichen  Ausnahmen 
und  Abzügen  in  den  vorgeschriebenen  Fristen  und  Formen  zu  erklären. 

Für  die  Minderjährigen  und  nicht  Handlungsfähigen  ist  die  Erklärung 
von  ihren  gesetzlichen  Vertretern  einzureichen. 

Für  Ehefrauen,  welche  mit  ihren  Gatten  zusammenleben  und  eigene  ge- 
trennte Einkünfte  besitzen,  ist  die  Erklärung  dieser  Einkünfte  von  den  Gatten 
im  Namen  der  Ehefrauen  abzugeben. 

Art.  15.  Die  Provinzen ,  Gemeinden ,  juristischen  Personen ,  dann  die 
Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  und  Aktiengesellschaften  haben  nicht  nur 
ihre  eigenen  Einkünfte,  sondern  auch  die  von  ihnen  zu  zahlenden  Besoldungen, 
Pensionen  und  sonstigen  Bezüge,  dann  Zinsen  aus  kontrahierten  Schulden  und  aus- 
gegebenen Obligationen  einzubekennen  und  die  Abgabe  auch  von  diesen  Ein- 
künften unmittelbar  zu  entrichten,  wobei  ihnen  die  Schadloshaltung  gegenüber 
ihren  Bezugsberechtigten  und  Gläubigem  im  Wege  der  Zurückhaltung  vor- 
behalten bleibt. 

Die  Provinzen,  Gemeinden  sowie  alle  anderen  juristischen  oder  physischen 
Personen  und  Gesellschaften  haben  in  gleicher  Weise  ohne  irgend  welchen  Abzug 
und  im  Gesamtbetrage  die  Zinsen  der  von  ihnen  oder  von  anderen  für  ihre 
Rechnung  hingegebenen  Darlehen  einzubekennen  und  die  Abgabe  hievon  un- 
mittelbar vorbehaltlich  des  Rechtes  auf  Wiedererstattung  gegenüber  den  Schuld- 
nern zu  entrichten. 

Der  Betrag  der  Zinsen  ist  auf  Grund  von  Buchauszügen  anzugeben,  welche 
für  das  Jahr  anzufertigen  sind. 
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Art.  16.  Auf  die  einfachen  Kommanditgesellschaften  und  Handelsgesell- 
schaften erstreckt  sich  die  im  vorigen  Artikel  ausgesprochene  Verpflichtung  mit 
der  Beschränkung  auf  die  Anzeige  der  Besoldungen,  Ruhegehälter  und  sonstigen 
Bezüge,  welche  sie  an  ihre  Bediensteten  zahlen,  neben  jenen  der  eigenen  Ein- 
künfte und  die  direkte  Entrichtung  der  Abgabe  vorbehaltlich  des  Regressrechts. 

Art.  17.  Fabrikanten,  Kaufleute,  Handwerksmeister,  Künstler  und  Indu- 
strielle haben  die  monatlich  an  ihre  Gehilfen,  Agenten  und  Kommissionäre  zu 
zahlenden  Besoldungen,  Honorare  und  sonstigen  Bezüge  anzugeben,  insoweit  die 
Jahresbeträge  das  steuerbare  Minimum  erreichen,  und  die  bezügliche  Abgabe 
vorbehaltlich  des  Regressrechts  durch  Abzug  direkt  zu  entrichten. 

Art.  18.    In  den  Steuererklärungen  sind  Spezifik  zu  unterscheiden: 

a)  die  Einkünfte  aus  Hypothek-  oder  Handscheindarlehen  oder  aus  an- 
deren Schuldtiteln  von  dauerndem  Charakter; 

b)  lebenslängliche  oder  temporäre  Einkünfte,  welche  jedoch  nicht  aus 
menschlicher  Arbeit  fliessen; 

c)  Erträgnisse  aus  irgend  einem  Beruf,  einer  Bedienstung  und  einer  per- 
sönlichen Thätigkeit ; 

d)  Erträgnisse   aus   mit  Kapital  betriebener   Industrie   und   aus  Handel; 

e)  auch  diejenigen  Einkünfte,  welche  zufälliger  Natur  sind  und  aus  frei- 
willigen, zur  Vergeltung  von  Amtsverrichtungen  oder  Diensten  irgend 
welcher  Art  gemachten  Anerbietungen  fliessen. 

Art.  19.  Im  Einkommen  sind  einbegriff'en  und  in  der  Steuererklärung 
zu  berücksichtigen  die  Bezüge  und  Vorteile,  welche  der  Beitragspflichtige  in 
Lebensmitteln,  Wohnung  oder  sonst  beliebiger  Form  geniesst,  sofeme  sie  nicht 
anderen  direkten  Auflagen  unterworfen  sind  und  nicht  unter  die  im  Art.  8  des 
gegenwärtigen  Gesetzes  vorgesehenen  Ausnahmen  fallen. 

Art.  20.  In  der  Erklärung  der  Einkünfte,  von  welchen  der  Pflichtige  die 
Steuer  unmittelbar  zu  entrichten  hat,  sind  auch  diejenigen  zu  bezeichnen,  welche 
direkt  oder  durch  Abzug  mit  Regress  zur  Versteuerung  gelangen. 

Art.  21.  Die  Erträgnisse  von  hingeliehenen  oder  in  sonstiger  Weise  mit 
oder  ohne  hypothekarische  Versicherung  veranlagten  Kapitalien,  lebenslängliche 
Renten,  wie  überhaupt  jedes  Einkommen  von  feststehender  Grösse  sind  ohne 
irgend  welchen  Abzug  mit  der  Summe  zu  erklären,  auf  welche  die  bezüglichen 
Schuldtitel  lauten. 

Art.  22.  Die  Frist,  innerhalb  welcher  die  Erklärung  der  Einkünfte  ab- 
gegeben werden  soll,  läuft  in  jedem  Jahr  vom  1.  bis  31.  Juli  und  es  ist  die 
Steuer  nach  den  Einkünften  des  dem  Monat  der  Erklärung  vorausgegangenen 
Jahres  zu  bemessen. 

Innerhalb  gleicher  Frist,  jedoch  von  zwei  zu  zwei  Jahren,  hat  die  Erklä- 
rung der  unter  lit.  b  und  c  des  Art.  54  aufgeführten  Einkünfte  zu  erfolgen, 
welche  nicht  im  Namen  eines  der  unter  Abs.  1  des  Art.  15  bezeichneten  Pflich- 
tiger! zur  Versteuerung  gelangt  sind.  Diese  Einkünfte  sind  nach  dem  Durch- 
schnitt der  dem  Monat ,  in  welchem  die  Erklärung  stattzufinden  hatte,  voraus- 
gegangenen zwei  Jahre  einzuschätzen  und  wird  die  Steuer  für  die  zwei  folgenden 
Jahre  nach  der  in  dieser  Weise  gewonnenen  Ziffer  oder  wenn  der  Betrieb  noch 
nicht  zwei  Jahre  besteht,  nach  dem  kürzeren  Zeitraum  des  Bestehen?  bemessen. 

Art.  23.  In  derselben  Frist  vom  1.  bis  31.  Juli  sind  die  Erklärungen  der 
Aenderungen  und  des  Erlöschens  der  Einkünfte  abzugeben. 

Art.  24.  Zur  Steuererklärung  verpflichtet  sind  die  in  der  Liste  der  Ge- 
meinde neu  Eingeschriebenen.  Die  anderen  Beitragspflichtigen  können  ebenfalls 
eine  neue  Steuererklärung  abgeben  oder  auf  die  betreffende  Festsetzung  im  Vor- 
jahr,  bezw.  in  den  vorausgegangenen  zwei  Jahren  Bezug  nehmen  oder  Berich- 
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tigungen  geltend  machen,  oder  auch  jede  neue  Erklärung  unterlassen,  in  welch' 
letzterem  Fsille  die  vorausgegangene  Festsetzung  als  bestätigt  gilt. 

Die  Bestätigung,  die  Berichtigung  und  das  Stillschw^eigen  vertreten  die 
Stelle   einer   neuen  Steuererklärung  in  Bezug  auf  alle  gesetzlichen  Wirkungen. 

Art.  25.  Bei  den  Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien, 
Kreditinstituten  oder  Sparkassen,  welche  nicht  Statuten  gemäss  zur  Aufstellung 
von  halbjährigen  Ausgabebudgets  verpflichtet  sind,  wird  die  Steuer  von  ihren 
eigenen  Einkünften  nach  der  Bilanz  und  dem  Rechenschaftsbericht  des  dem 
Jahre ,  in  welchem  die  Erklärungen  abzugeben  sind ,  vorausgehenden  Kalender- 
jahres festgesetzt. 

Die  jährlichen  oder  halbjährlichen  Bilanzen,  sowie  der  Rechenschaftsbericht 
sind  im  Original  oder  in  beglaubigter  Abschrift  dem  Steueramt  mit  der  Steuer- 
erklärung zu  übermachen. 

Art.  26.  Einkünfte ,  welche  nach  dem  30.  Juni  entstehen,  sind  innerhalb 
sechs  Monaten,  wenn  es  sich  um  unbestimmte,  und  innerhalb  Monatsfrist,  wenn 
es  sich  um  Einkünfte  von  bestimmter  Summe  handelt,  zu  deklarieren. 

Art.  27.  Die  nach  dem  30.  Juni  entstehenden  Einkünfte  werden  für  den 
Rest  des  laufenden  Jahres  oder  Bienniums  festgesetzt  und  versteuert. 

Art.  28.  Für  das  zweite  Jahr  des  Bienniums  können  die  Beitragsj)flichtigen 
die  Berichtigung   des  im  ersten  Jahre  eingeschriebenen  Einkommens  verlangen. 

In  diesem  Fall  verliert  die  vorausgegangene  Einschätzung  für  das  zweite 
Jahr  ihre  Wirkung  bezüglich  aller  Einkünfte,  und  zwar  gegenüber  den  Steuer- 
beamten wie  gegenüber  den  Pflichtigen. 

Art.  29.  Die  Handelsgesellschaften  werden  wie  ein  einziger  Beitrags- 
pflichtiger behandelt,  vorbehaltlich  der  solidarischen  Haftung  der  einzelnen  Teil- 
haber für  die  Steuerentrichtung  und  die  jedem  derselben  obliegenden  Steuer- 
pflicht bezüglich  ihrer  nicht  aus  dem  Kompagniegeschäft  fliessenden  Einkünfte. 

Art.  30.  Zum  Einkommen  der  Aktiengesellschaften,  Kommanditgesell- 
schaften auf  Aktien,  sowie  den  auf  Gegenseitigkeit  oder  feste  Prämienleistung 
beruhenden  Versicherungsgesellschaften  werden  unausgeschieden  alle  jene  Sum- 
men gerechnet,  welche  unter  irgend  welchem  Titel  an  die  Genossen  verteilt,  zur 
Vermehrung  des  Kapitals  oder  des  Reserve-  und  Amortisationsfonds  angelegt  oder 
zu  einem  sonstigen  Zweck  einschliesslich  der  Schuldentilgung  verwendet  werden. 

Art.  31.  Den  Beitragspflichtigen  ist  gestattet,  die  Passivzinsen  einschliess- 
lich der  Hypothekzinsen  anzugeben,  welche  ihre  aus  beweglichem  Vermögen 
fliessenden  Einkünfte  belasten.  Diese  Passivzinsen  werden  den  Pflichtigen  an- 
gerechnet, vorausgesetzt,  dass  ihr  Vorhandensein  vollständig  festgesetzt  und  die 
Person  sowie  der  Wohnsitz  der  im  Staate  lebenden  Gläubiger  ermittelt  wer- 
den kann. 

Insoweit  diese  Bedingungen  erfüllt  sind,  wird  das  den  Passivzinsen  ent- 
sprechende steuerbare  Einkommen  an  den  übrigen  eigenen  Einkünften  des  Pflich- 
tigen gekürzt. 

Insoweit  diese  Bedingungen  nicht  zutreffen,  sind  die  Pflichtigen  gehalten, 
die  in  ihrer  Gemeinde  geschuldete  Steuer  zu  entrichten,  vorbehaltlich  des  Rechts, 
solche  den  Gläubigem  abzuziehen. 

Art.  32.  Bei  der  Klasse  der  industriellen  Einkünfte  werden  die  Produktions- 
kosten, wie  der  Verbrauch  an  Rohstoffen  und  Werkzeugen,  Arbeitslöhne,  Lokal- 
miete,  Verkaufs-  und  sonstige  Spesen  in  Abrechnung  gebracht. 
Zu  diesen  Spesen  sind  nicht  zu  rechnen: 

1.  die  Zinsen  der  im  Gewerbe  angelegten  Kapitalien,  und  zwar  sowohl 
eigener  wie  angeliehener  Kapitalien  des  Unternehmers,  unbeschadet 
der  bezüglich  der  letzteren  im  vorausgegangenen  Artikel  enthaltenen 
Bestimmung; 
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2.  der  Anschlag  der  Arbeitsleistung  des  Beitragspflichtigen,  seiner  Ehe- 
frau und  der  im  Gewerbe  beschäftigten  Söhne,  zu  deren  Unterhaltung 
derselbe  gesetzlich  verpflichtet  ist,  sofeme  sie  mit  dem  Vater  zu- 
sammen wohnen; 

3.  der  Aufvs^and  für  die  Wohnung  des  Beitragspflichtigen  und  seiner 
Familie. 

Titel  IV. 

Arbeiten  des  Qemeinderats  und  des  Steueramts. 

Art.  33.  Der  Gemeinderat  fertigt  erstmals  die  Liste  der  physischen  und 
juristischen  Personen  und  Korporationen,  welche  gesetzlich  der  Steuer  unter- 
worfen sind,  und  revidiert  dieselbe,  indem  er  diejenigen  Beitragspflichtigen 
darin  aufnimmt,  welche  nicht  bei  der  letzten  Steueraufnahme  einbegriff'en  wor- 
den sind  und  jene  streicht,  welche  wegen  Veränderung  des  Wohnsitzes,  Todes- 
fall oder  aus  anderer  Ursache  aufgehört  haben,  in  der  Gemeinde  steuerpflichtig 
zu  sein. 

Art.  34.  Ein  Mitglied  der  erstinstanziellen  Kommission  kann  sich  mit 
dem  Gemeinderat  an  der  Revision  der  Steuerliste  in  der  Gemeinde  beteiligen, 
in  welcher  die  Kommission  ihren  Sitz  hat,  und  bei  den  Sitzungen  erscheinen, 
welche  die  Räte  der  anderen  Gemeinden  des  Konsortiums  zu  gleichem  Zwecke 
abhalten;  jedoch  immer  nur  mit  beratender  Stimme. 

Der  Beamte  kann  den  Sitzungen  zur  Revision  der  Listen  jederzeit,  jedoch 
ebenfalls  nur  mit  beratender  Stimme  anwohnen. 

Art.  35.  Sowie  der  Beamte  im  Besitz  der  von  den  Gemeinderäten  vor- 
bereiteten Listen  ist,  welche  er  nach  den  von  ihm  gesammelten  Anhaltspunkten 
berichtigen  darf,  übersendet  er  den  Beitragspflichtigen  die  Fassionsformulare 
mit  der  Aufforderung  zur  Erklärung  ihrer  rohen  Einkünfte  mit  allen  Ausnahmen 
und  Abzügen,  zu  welchen  sie  berechtigt  sind. 

Ueberdies  ist  in  den  Gemeinden  eine  Bekanntmachung  anzuschlagen,  in 
welcher  an  jeden  der  ein  Einkommen  aus  beweglichem  Vermögen  bezieht  und 
kein  Fassion sformular  erhalten  hat,  die  Aufforderung  ergeht,  beim  Steueramt 
zu  erscheinen,  um  sich  solches  zu  verschafi"en,  und  seine  schriftliche  Erklärung 
darauf  abzugeben  oder  sein  Einkommen  mündlich  einzubekennen. 

Art.  36.  Das  Einkommen  von  Beitragspflichtigen ,  welche  nach  Ablauf 
des  vorgesteckten  Termines  weder  die  Formulare  vorschriftsgemäss  ausgefüllt 
zurückschicken  noch  bei  dem  Beamten  erscheinen,  wird  durch  denselben  von 
Amtswegen  festgesetzt. 

Der  Beamte  nimmt  die  Prüfung  und  Bereinigung  der  Steuererklärungen 
vor  und  ist  zur  Berichtigung  der  durch  Stillschweigen  bekräftigten  Ein- 
schätzungen des  voraasgegangenen  Jahres  oder  Bienniums  unter  entsprechender 
Benachrichtigung  der  Beitragspflichtigen  ermächtigt. 

Art.  37.     Der  Beamte  ist  befugt: 

1.  von  den  öfi'entlichen  Behörden  Auszüge  aus  den  nötig  erscheinenden 
Urkunden  zu  verlangen; 

2.  die  Steuerpflichtigen  zum  Erscheinen  in  Person  oder  durch  einen  ge- 
setzlich Bevollmächtigten  behufs  Beschafi'ung  von  Aufklärungen  und 
Beweismitteln  zu  veranlassen; 

3.  die  dem  Betriebe  von  Gewerbe  und  Handel  dienenden  Lokalitäten  zu 
betreten ; 

4.  jede  zur  Erteilung  von  Informationen  geeignete  Person  zur  Einver- 
nehmung in  sein  Amt  zu  berufen; 

5.  von  den  Registern  der  Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesell- 
schaften auf  Aktien  Einsicht  zu  nehmen ; 
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6.  sich    die  Grundtitel  der  Einkünfte  von  bestimmten  Summen  vorlegen 
zu  lassen ; 

7.  den  Mietwert  von  Wohnungen  der  Steuerpflichtigen  in  Rechnung  zu 
ziehen. 

Art.  38.  Die  Feststellung  der  unter  lit.  b  und  c  des  Art.  54  berührten 
Einkünfte,  welche  nicht  im  Namen  eines  der  unter  Art.  15  Absatz  1  genannten 
Pflichtigen  zur  Versteuerung  gelangen,  findet  nach  Klassen  der  Beitragspflich- 
tigen statt. 

Der  Beamte  fertigt  für  jede  Gemeinde  die  Liste  der  Pflichtigen  an  unter 
Ausscheidung  derselben  nach  den  verschiedenen  Arten  des  Industrie-,  Handels- 
und Geschäftsbetriebs  nach  den  im  Instruktionsweg  zu  erteilenden  Vorschriften 
und  Eintragung  des  angegebenen  und  des  durch  den  Beamten  von  Amtswegen 
eingeschriebenen  oder  berichtigten  Einkommens  für  jeden  Pflichtigen. 

Art.  39.  Die  Steuerliste  wird  durch  Auflage  im  Gemeindeamt  auf  die 
Dauer  von  20  aufeinanderfolgenden  Tagen  vei-öffentlicht.  Der  Bürgermeister 
bezeichnet  durch  einen  bis  zum  Ablauf  der  obigen  20  Tage  an  der  Gemeindetafel 
anzuheftenden  Anschlag  den  Ort,  die  Tage  und  die  Stunden,  in  welchen  den 
Beteiligten  die  Einsicht  freisteht. 

Ueberdies  wird  jedem  Beitragspflichtigen  die  ihn  betreffende  amtliche 
Einschreibung  oder  Berichtigung  bekannt  gegeben. 

Innerhalb  20tägiger  Frist  von  der  persönlichen  Bekanntgabe  an  gerechnet 
kann  jeder  Beitragspflichtige  seine  Reklamationen  anbringen. 

Art.  40.  Nach  Ablauf  des  im  letzten  Absatz  des  vorigen  Artikels  be- 
zeichneten Termins  wird  die  Liste  mit  den  Reklamationen  vom  Beamten  nach 
Eintragung  der  mit  dem  Beitragspflichtigen  vereinbarten  Summen  des  reinen 
Einkommens  der  erstinstanziellen  Kommission  Übermacht. 

Art.  41.  Bei  den  nachträglichen  Einschätzungen  von  Einkünften,  welche 
nicht  in  die  Haupteinschätzung  inbegriffen  waren,  und  bei  den  Einschätzungen 
von  Steuerpflichtigen,  welchen  die  Mitteilung  nicht  in  der  durch  Art.  39  vor- 
geschriebenen Frist  gemacht  worden  ist,  findet  keine  Veröffentlichung  einer 
weiteren  besonderen  Liste  statt. 

Titel  V. 
Administrativkommissionen,  Berufungen  an  die  Verwaltungs-  und  Justiz- 
behörden. 

Art.  42.  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  dem  Beitragspflichtigen  und 
dem  Beamten  bezüglich  der  Feststellung  der  Einkünfte,  bei  welchen  die  Steuer 
auf  Grund  von  Listen  erhoben  wird,  entscheiden  die  administrativen  Kommissionen. 

Die  Kommissionen  der  ersten  Instanz  werden  für  jeden  Gerichtsbezirk 
gebildet.  Für  Gemeinden  mit  mehreren  Bezirken  wird  jedoch  nur  eine  Kom- 
mission bestellt. 

Die  Kommissionen  bestehen  aus  dem  Vorsitzenden  als  Abgeordneten  der 
Regierung  und  4  Mitgliedern,  welche  vom  Gemeinderat  gewählt  werden,  wenn 
der  Bezirk  aus  einer  einzigen  Gemeinde,  und  von  der  Konsorzialvertretung,  wenn 
derselbe  aus  mehreren  Gemeinden  besteht. 

Die  Konsorzialvertretungen  werden  vom  Gemeinderat  im  Verhältnis  von 
einem  Mitglied  auf  je  1000  oder  jeden  Bruchteil  von  1000  Einwohnern ,  jedoch 
keinesfalls  mehr  als  9  für  jede  Gemeinde  gewählt. 

Insoferne  eine  Gemeinde  oder  ein  Bezirk  eine  Bevölkerung  von  mehr  als 
12,000  Köpfen  besitzt,  kann  die  Kommission  aus  einer  grösseren  Zahl  bestehen, 
wobei  jedoch  immer  das  vorbestimmte  Verhältnis  zwischen  den  von  der  Gemeinde 
oder  dem  Konsorzium  gewählten  Mitgliedeni  und  jenes  des  Abgeordneten  der 
Regierung  eingehalten  werden  muss. 
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Die  Kommissionen  der  ersten  Instanz  können  sich  in  Subkommissionen 
abteilen  und  zur  zweckmässigen  Durchführung  ihrer  Aufgabe  diejenigen  Bürger 
herbeiziehen,  welche  sie  hiezu  für  befähigt  erachten. 

Art.  43.  Die  Kommissionen  der  ersten  Instanz  haben  jederzeit  die  Be- 
fugnis, die  vom  Beamten  festgestellten  P]inkünfte  aus  beweglichem  Vermögen  zu 
erhöhen,  und  zwar  sowohl  im  Falle  der  Berufung  wie  der  Unterlassung  derselben 
oder  der  Unterwerfung  unter  die  von  Amtswegen  erfolgten  Einschreibungen  oder 
Berichtigungen  der  Beamten  seitens  der  Beitragspflichtigen. 

Art.  44.  Die  erstinstanziellen  Kommissionen  nehmen  ihre  Prüfungen  nach 
Klassen  vor.  Hand  in  Hand  mit  den  Aussprüchen  über  eine  Klasse  werden  die 
bezüglichen  Entscheidungen  dem  Beamten  zur  persönlichen  Bekanntgabe  über- 
mittelt. 

Art.  4.5.  Bei  den  nachträglichen  im  Artikel  41  erwähnten  Einschätzungen 
sind  die  erstinstanziellen  Kommissionen  jederzeit  verpflichtet,  die  Prüfung  der 
Berufungen  im  Wege  der  Vergleichung  mit  den  Einkünften  der  anderen  Steuer- 
pflichtigen der  gleichen  Klasse  vorzunehmen. 

Art.  46.  Gegen  die  Entscheidungen  der  erstinstanziellen  Kommission  ist 
innerhalb  20  Tagen  von  ihrer  Bekanntgabe  an  den  Steuerpflichtigen  an  gerechnet 
sowohl  im  Interesse  dieser  wie  des  Fiskus  die  Berufung  an  eine  aus  5  Mit- 
gliedern gebildete  Provinzialkommission  gestattet,  wovon  eines  vom  Provinzial- 
rat,  ein  anderes  von  der  Handelskammer  der  Provinz  oder  ihrer  Hauptstadt 
und  2  von  der  Generaldirektion  der  direkten  Steuern  berufen  werden,  während 
das  fünfte,  welches  den  Vorsitz  in  der  Kommission  führt,  vom  Präfekten  er- 
nannt wird. 

Die  Regierung  kann  die  Kommission  nach  Bedarf  um  2  oder  4  Mitglieder 
vermehren ,  deren  Ernennung  zur  Hälfte  dem  Provinzialrat  und  zur  Hälfte  der 
Generaldirektion  der  direkten  Steuern  zusteht. 

Art.  47.  Die  Unterlassung  der  Berufung  innerhalb  des  20tägigen  Termins 
und  der  Ausspruch  der  Provinzialkommissionen  über  die  eingebrachten  Be- 
rufungen bewirken  die  Unveränderlichkeit  der  Summen  des  steuerbaren  Ein- 
kommens. 

Art.  48.  Für  den  Fall  von  Streitigkeiten  zwischen  Gemeinden  bezüglich 
der  Zuteilung  von  Einkünften  eines  Beitragspflichtigen  und  der  Eintragung 
eines  Pflichtigen  mit  denselben  Einkünften  in  den  Listen  mehrerer  Gemeinden 
verschiedener  Provinzen  ist  Rekurs  an  eine  vom  Finanzminister  ernannte  Zentral- 
kommission zulässig. 

An  die  gleiche  Kommission  können  nach  erfolgter  Entscheidung  der  Pro- 
vinzialkommissionen Rekurse  gebracht  werden,  welche  die  Anwendung  des  Ge- 
setzes betreffen.  Soweit  es  die  Feststellung  der  steuerbaren  Einkünfte  betrifft, 
ist  jedoch  das  Urteil  der  Provinzialkommission  dem  Rekurse  nicht  unterworfen 
und  es  werden  die  bezüglichen  Summen  nach  der  Vorschrift  des  vorigen  Ar- 
tikels definitiv. 

Art.  49.  Die  Rekurse  des  Beamten  sind  dem  Beitragspflichtigen  zuzu- 
stellen, jene  der  Beitragspflichtigen  regelmässig  von  diesem  durch  die  Vermit- 
telung  des  Beamten  weiter  zu  befördern. 

Die  bezüglichen  Fristen,  Modalitäten  und  Formalitäten  werden  im  In- 
struktionswege bestimmt. 

Art.  50.  Den  Kommissionen  stehen  zur  richtigen  Urteilsschöpfung  alle 
dem  Steuerbeamten  im  Art.  37  eingeräumten  Befugnisse  zu. 

Dieselben  können  überdies  bei  ihren  Beratungen  die  Existenz  eines  Ein- 
kommens erkunden  und  schätzen,  selbst  wenn  aus  den  ihnen  vorgezeigten  Titeln 
keine  Verzinsung   zu   entnehmen  ist.     So  oft  sie  übrigens  aussprechen,  dass  es 
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sich   in  Wirklichkeit    um  ein  unverzinsliches  Kai^ital  handelt,    haben  sie  ihrem 
Urteil  Entscheidungsgründe  beizufügen. 

Die  Zuständigkeit  der  Zentralkomnaission  erstreckt  sich  auf  Fragen,  welche 
über  die  Existenz  oder  Bewertung  der  im  vorigen  Absatz  berührten  Einkünfte 
auftauchen. 

Art.  51.  Die  Entscheidungen  der  Kommissionen  sind  den  Steuerpflichtigen 
vom  Steuerbeamten  innerhalb  60  Tagen  nach  der  an  ihn  erfolgten  Mitteilung 
bekannt  zu  geben. 

Art.  52.  Gegen  materielle  Irrungen,  welche  bei  der  Bildung  der  Listen 
unterlaufen,  findet  Rekurs  an  die  Verwaltung  der  direkten  Steuern  statt. 

Diese  Rekurse  sind  innerhalb  3 monatlicher  von  der  Veröffentlichung  der 
Listen  an  laufenden  Frist  bei  Vermeidung  des  Ausschlusses  anzubringen. 

Solche  Rekui'se  halten  die  Einhebung  der  Steuern  nicht  auf,  sie  verleihen 
jedoch  das  Recht  auf  Rückvergütung. 

Art.  53.  Gegen  die  Entscheidungen  der  Zentralkommission  ist  kein  an- 
deres administratives  Rechtsmittel  zulässig,  unbeschadet  des  Rekurses  an  die 
Gerichte  nach  den  bestehenden  Gesetzen;  jedoch  kann  vor  die  Gerichte  keine 
die  einfache  Schätzung  der  Einkünfte  betreffende  Kommissionsentscheidung 
gebracht  werden. 

Der  Rekurs  an  die  Gerichte  bezüglich  jeder  die  Steuerschuldigkeit  be- 
treffenden Fragen  ist  an  eine  6 monatliche  vom  Tage  der  Veröffentlichung  der 
Steuerlisten  oder  der  Bestätigung  des  Abzugs  an  laufende  Frist  gebunden. 

Titel  VL 
Bestimmungen  über  die  Einhebung  der  Steuer. 

Art.  54.  Die  Umwandlung  des  wirklichen  in  steuerbares  Einkommen  voll- 
zieht sich  nach  folgenden  Regeln: 

a)  dauernde  Einkünfte  und  Renten  von  ausgeliehenen  oder  sonstwie  rück- 
zahlbaren Kapitalien  werden  mit  ihrem  unvei'kürzten  Betrag; 

b)  vorübergehende  gemischte  Einkünfte,  bei  welchen  Kapital  und  mensch- 
liche Arbeit  zusammenwirken  (Industrie,  Handel),  unter  Minderung  auf 
7s  ihres  vollen  Betrages ; 

c)  vorübergehende  aus  menschlicher  Arbeit  ohne  Beihilfe  von  Kapital 
(Arbeitsverdienst,  Besoldungen),  dann  weder  aus  Kapital  noch  aus 
menschlicher  Arbeit  fliessende  Einkünfte  (Leibreuten,  Pensionen),  so- 
wie die  unter  lit.  c  des  Art.  3  aufgeführten  Erträgnisse  unter  Min- 
derung auf  ^/s;  endlich 

d)  die  Einkünfte  aus  von  Staats-,  Provinz-  oder  Gemeindekassen  bezahlten 
Besoldungen,  Pensionen  und  Anweisungen  unter  Minderung  auf  7«  be- 
wertet und  zur  Steuer  angesetzt. 

Art.  55.  Wenn  die  unter  lit.  b,  c  und  d  des  vorausgegangenen  Artikels 
erwähnten  Einkünfte  aus  Mobiliarvermögen  im  steuerbaren  Betrage  nicht  400  Lire 
übersteigen,  sind  sie  von  der  Abgabe  befreit,  insoweit  solche  auf  Grund  von 
Listen  erhoben  wird. 

Die  unter  lit.  a  erwähnten  Einkünfte  aus  beweglichem  Vermögen  werden 
in  ihrem  vollen  Betrage  zur  Steuer  gezogen,  auch  wenn  sie  nicht  höher  als 
400  Lire  steuerbares  Einkommen  betragen. 

Zu  Anfang  des  Jahres  1878  werden  die  unter  lit.  b  und  c  des  vorigen 
Artikels  erwähnten  Einkünfte,  bei  welchen  die  Steuer  auf  Grund  von  Listen 
eingehoben  wird,  sofeme  sie  allein  oder  zusammen  mit  anderen  Einkünften  aus 
beweglichem  oder  unbeweglichem  Vermögen  des  Pflichtigen,  nach  dem  folgenden 
Art.  57,  400  jedoch  nicht  800  steuerbare  Lire  übersteigen ,  zur  Steuer  gezogen 
mit  Abzug  von 
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250  L.  steuerb.  Eink.,  wenn   sie  400  L.  steuerb.  Eink.,  nicht  500  L.  übersteigen 
200    ,         ,  ,  ,        ,    500    „         „  „  ,      600    , 

150    ,         ,  .  „        ,    600    „         „  ,  ,      700    , 

100    ,         ,  ,  ,         ,    700    ,         ,  ,  ,      800    , 

Die  in  diesem  Artikel  bestimmten  Abzüge  treffen  auch  für  den  Fall,  dass 
zur  Festsetzung  des  steuerbaren  Einkommens  andere  Einkünfte  in  Rechnung 
gezogen  werden  müssen  ,  ausschliesslich  auf  die  unter  lit.  b  und  c  des  vorigen 
Artikels  berührten  Einkünfte. 

Wenn  die  Einkünfte  aus  beweglichem  Vermögen  unter  lit.  d  des  vorigen 
Artikels  allein  oder  mit  anderen  Einkünften  aus  beweglichem  oder  unbeweglichem 
Vermögen  gemäss  Art.  57  zusammengenommen  den  Betrag  von  400  Lire  jedoch 
nicht  500  Lire  steuerbares  Einkommen  übersteigen,  geniessen  dieselben  die  Be- 
freiung von  100  Liren  steuerbaren  Einkommens,  während  für  den  Rest  die  nor- 
male Quote  in  Anwendung  kommt. 

Art.  56.  Wenn  das  gesamte ,  wie  immer  zusammengesetzte  Einkommen 
eines  Beitragspflichtigen  höher  ist  als  800  steuerbare  Lire  nach  lit.  b  und  c  des 
Art.  54  oder  höher  als  500  steuerbare  Lire  nach  lit.  d  desselben  Artikels,  wird 
es  nach  seinem  ganzen  Betrag  zur  Steuer  gezogen. 

Art.  57.  Für  die  Bestimmung  des  geringsten  steuerbaren  oder  nicht  steuer- 
baren Einkommens  mit  den  unter  Art.  55  festgesetzten  Abzügen  sind  neben 
den  Einkünften  aus  beweglichem  Vermögen  jeder  Art  auch  die  Einkünfte  aus 
Grundvermögen  des  Steuerpflichtigen  in  Rechnung  zu  ziehen ,  insoweit  solche 
nicht  der  gegenwärtigen  Auflage  unterworfen  sind. 

Zum  Vollzug  dieses  Artikels  werden  die  Einkünfte  aus  Grund  und  Boden 
mit  dem  achtfachen  Betrage  der  bezüglichen  Grundsteuer  angeschlagen. 

Art.  58.  Die  Steuerlisten  werden  vorbehaltlich  der  zu  leistenden  Rück- 
vergütungen nach  ümfluss  von  60  Tagen,  vom  Tage  der  Uebermittelung  der 
Berufungen  an  die  Lokalkommissionen  an  gerechnet,  auf  der  Grundlage  der 
Vorjahrslisten  unter  Berücksichtigung  der  vom  Steuerbeamten  zugelassenen  Ab- 
gänge und  Minderungen  sowie  der  durch  Erklärung  oder  Zustimmung  der  Steuer- 
pflichtigen oder  Entscheidungen  der  Kommissionen,  oder  aber  von  Beitragspflich- 
tigen anerkannten  Einschreibungen  oder  Berichtigungen  des  Beamten  veranlassten 
Zugänge  oder  Mehrungen  abgeschlossen. 

Die  Uebermittelung  der  Berufungen  wird  in  einem  beigefügten  Verzeich- 
nis der  Lokalkommission  vorgetragen,  welches  auf  Verlangen  des  Steuerpflichtigen 
eingesehen  werden  kann. 

Art.  59.  Die  Befugnis,  für  die  nicht  in  den  Hauptlisten  aufgenommenen 
Einkünfte  aus  beweglichem  Vermögen  Ergänzungslisten  aufzustellen,  gilt  be- 
züglich der  Steuer  des  Jahres,  in  welchem  der  Beamte  dem  Beitragspflichtigen 
die  Einschreibung  des  Einkommens  bekannt  gibt,  und  der  2  vorhergehenden 
Jahre.  Die  Finanzklage  wegen  der  Einschreibung  der  auf  die  vorausgegangenen 
Jahre  bezüglichen  Steuer  ist  verjährt. 

Die  Klage  wegen  des  Steuerzuschlags  verjährt  mit  jener  der  Hauptsteuer. 

Die  Mitteilung  des  Beamten  im  Verwaltungsweg  unterbricht  die  Ver- 
jährung, welche  während  der  ganzen  Dauer  der  administrativen  und  gericht- 
lichen Verhandlungen  ruht. 

Art.  60.  Die  Steuer  der  Sparkassen  und  Kreditinstitute ,  für  die  Zinsen 
der  Sparkassenbücher  oder  der  passiven  Kontokurrente  wird  nach  den  Ergeb- 
nissen der  regelmässigen  Einschätznng  auf  Grund  der  Zinsen  des  dem  Zeitpunkt 
der  Erklärung  unmittelbar  vorausgegangenen  Jahres  provisorisch  bemessen  und 
entrichtet,  und  mittels  Nachholung  oder  Rückvergütung  nach  den  Ergebnissen 
der  Bilanz  und  des  Rechenschaftsberichts  des  Steuerjahres  definitiv  richtig  gestellt. 

Art.  61.  Bei  der  Einschätzung  der  Einkünfte  der  zu  wohlthätigen  Zwecken 
errichteten  Sparkassen  wird   auch  der  Betrag   der  Einkünfte   von  den  bei  den- 
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selben   eingeschriebenen  oder  im  Portefeuille  gehaltenen  Schatzscheinen,   sowi 
von    den   an  Provinzen,    Gemeinden,   milde   Stiftungen   oder  andere  juristisch 
Personen  hingegebenen  Darlehen  bestimmt,  und  die  für  jene  Einkünfte  im  Wegi 
direkten   oder  Abzugs   mit  Regress   entrichtete  Abgabe   von  jener   abgezogen, 
welche  die  Kasse  selbst  für  eigene  oder  für  Rechnung  der  Einleger  schuldig  ist. 

Art.  62.  Das  unter  Nr.  1  des  Art.  1958  des  Zivilgesetzbuchs  bestimmte 
Vorzugsrecht  erstreckt  sich  zu  Gunsten  der  Einbringung  der  für  den  Betrieb 
von  Handel,  Industrie,  Kunst  oder  Handwerk  geschuldeten  Steuer  des  laufenden 
und  vorausgegangenen  Jahres  auf  die  dem  Beti'iebe  dienenden  Mobilien  und 
die  in  den  Betriebslokalitäten  selbst  oder  in  der  Wohnung  des  Steuerpflichtigen 
sich  vorfindenden  Waren,  auch  wenn  die  Mobilien  oder  Waren  nicht  Eigentum 
des  Steuerschuldners  sind,  es  sei  denn,  dass  es  sich  um  entwendete  oder  ver- 
lorene Gegenstände  oder  um  vorübergehend  hinterlegte,  ausschliesslich  zum 
Zwecke  der  Verarbeitung  bestimmte  oder  um  transitierende ,  mit  dem  regel- 
mässigen Zollstempel  versehene  Waren  handelt. 

Art.  63.  Für  den  Fall  des  Uebergangs  des  Betriebes  einer  industriellen 
oder  merkantilen  Unternehmung  von  einer  Person  an  eine  andere  haftet  der 
neue  Unternehmer  vollständig  für  die  von  allen  Vorgängern  geschuldete  Steuer 
des  laufenden  und  des  vorausgegangen  Jahres.  Zu  diesem  Behufe  wird  als  Ge- 
schäftsnachfolger derjenige  angesehen,  welcher  in  den  nämlichen  Lokalitäten 
oder  Teilen  derselben  die  gleiche  Art  von  Handels-  oder  Gewerbebetrieb  ausübt. 

Art.  64.  Die  Eintragung  in  die  Liste  von  Steuern  auf  Einkünfte,  zu  deren 
Einbringung  der  Gläubiger  den  Weg  der  Immobiliarexekution  betreten  hat, 
bleibt  vorbehaltlich  der  Steuerrückvergütungen  und  Nachholungen  nach  Mass- 
gabe des  richterlichen  Urteils  ausgesetzt,  wenn  zur  Zeit  der  Listenanlage  der 
den  Gläubigern  durch  Art.  709  der  Zivilprozessordnung  vorgesteckte  Termin  für 
die  Hinterlegung  der  Anträge  auf  Ranganweisung  verstrichen  war.  Von  dem- 
selben Zeitpunkt  an  bleibt  auch  vorbehaltlich  der  oben  erwähnten  Rückvergütungen 
und  Nachholungen  die  Eintragung  von  Steuern  auf  Einkünfte  ausgesetzt,  zu 
deren  Einbringung  die  anderen  Gläubiger  in  der  Beitreibung  konkurrieren. 

Auch  die  Eintragung  von  Einkünften  aus  im  Rechtsstreit  befindlichen 
Schuldforderungen  bleibt  ausgesetzt,  bis  die  Nichtexistenz  der  Forderung  durch 
ein  erstinstanzielles  Erkenntnis  ausgesprochen  ist. 

Art.  65.  Auf  das  Steuerprinzipale,  welches  durch  Listen  erhoben  wird, 
und  auf  die  durch  das  jährliche  Bilanzgesetz  verordneten  Mehrungen  wird  ein 
Zuschlag  von  2  Prozent  für  die  Kosten  der  Steuerverteilung  gelegt. 

Art.  66.  Das  Erlöschen  des  Einkommens  während  des  Jahres  berechtigt 
zur  Abschreibung  der  Steuer  vom  Tag  des  Erlöscliens  an. 

;  Das  Erlöschen    der   unter  lit.  a  des  Art.  54  bezeichneten  Einkünfte  wird 

mit  der  Einziehung  des  Kapitals  und  nach  Verhältnis   der   eingezogenen   Quote 
bei  teilweiser  Einziehung  des  Kapitals  als  festgestellt  erachtet. 

Das  Erlöschen  der  eben  bezeichneten  Einkünfte  durch  Einziehung  des 
Kapitals  muss  in  jedem  Fall  durch  einen  authentischen  Auszug  aus  dem  öffent- 
lichen Akt,  aus  welchem  die  Befreiung  des  Schuldners  zu  entnehmen  ist,  unter 
Bezeichnung  des  Datums  und  des  Amtes  nachgewiesen  werden,  bei  welchem 
der  öffentliche  oder  private  Akt  registriert  ist. 

AVt.  67.  Bei  Ableben  des  Pflichtigen,  während  des  Laufes  d^r  Fristen 
für  die  Anzeige  oder  für  die  Berufung  geniessen  die  Erben  eine  einmonatliche 
Frist  vom  Tage  des  Ablebens  ihres  Rechtsvorfahrers  an,  unabbrüchig  grösserer 
Fristen,  welche  dem  Steuerpflichtigen  an  und  für  sich  zustehen  würden. 

Art.  68.  Die  Besitzer  von  Einkünften  mit  bestimmter  Summe  können  die 
ihnen  gegen  ihren  Schuldner  zustehenden  Rechte  nicht  verfolgen,  wenn  sie  nicht 
gleichzeitig  die  Steuererklärung  bezüglich  derselben  Einkünfte  nachzuweisen 
!  vermögen. 

Diese  Bestimmung  gilt  auch  für  Schuldtitel  der  unter  Art.  50  erwähnten  Art. 
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Art.  69.  Die  Gerichte  haben  sich  jeder  Verfügung  in  Bezug  auf  Schuld- 
titel zu  enthalten,  welche  der  Steuer  vom  beweglichen  Vermögen  unterworfen 
und  nicht  einbekannt  sind  und  in  den  Urteilen,  Beschlüssen  und  Verfügungen 
immer  das  Steueramt  zu  bezeichnen,  bei  welchen  die  Erklärung  des  Einkommens 
abgegeben  worden  ist. 

Die  Gerichtsschreibereien  dürfen  bei  Vermeidung  einer  Geldstrafe  von 
50  bis  500  Lire  keine  auf  steuerpflichtige  Einkünfte  bezügliche  Urkunden  oder 
Akte  entgegennehmen,  welche  nicht  den  Nachweis  des  Einbekenntnisses  und  der 
Erfüllung  der  steuergesetzlichen  Verpflichtungen  ersehen  lassen. 

Art.  70.  Den  Provinzen  und  Gemeinden  ist  die  Auflegung  von  prozen- 
tualen Zuschlägen  zur  Steuer  nicht  gestattet. 

Art.  71.  Der  Betrag  der  Steuer  auf  die  Einkünfte  von  beweglichem  Ver- 
mögen wird  unter  Abzug  der  gleichen ,  der  Steuer  von  der  toten  Hand  unter- 
worfenen Einkünfte,  wovon  im  einheitlichen  durch  königliches  Dekret  vom  13.  Sep- 
tember 1874,  Nr.  2078  (Serie  210)  bestätigten  Text  der  Gesetze  über  die  Steuer 
von  der  toten  Hand  die  Rede  ist,  festgestellt. 

Art.  72.  Zu  Anfang  des  Jahres  1874  wird  den  Gemeinden  ein  Teil  der 
im  vorausgegangenen  Jahr  vom  Staat  eingehobenen  Steuer,  jedoch  beschränkt 
auf  die  unter  lit.  b  und  c  von  Art.  34  behandelten  Einkünfte,  welche  nicht 
im  Namen  eines  der  im  ersten  Absatz  des  Art.  15  bezeichneten  Pflichtigen  zur 
Steuer  gezogen  sind,  und  nach  dem  Massstab  von  Vio  der  eingehobenen  Summe 
nach  Abzug  der  Ersätze  für  nicht  geschuldete  und  uneinbringliche  Beträge  ver- 
gütet. Dagegen  fällt  der  bisherige  gemeindliche  Zuschlag  von  ^/4  Prozent  für 
die  Kosten  der  Verteilung  der  Einkommensteuer  dem  Staate  heim. 

Die  Kosten  der  erstinstanziellen  Kommissionen  fallen  den  Gemeinden 
zur  Last. 

Art.  73.  Die  wirklich  in  den  administrativen  und  politischen  Wählei'listen 
eingeschriebenen  Einkommensteuerpflichtigen  bleiben  daselbst  voi'getragen,  ohne 
Rücksicht  auf  die  durch  die  Bestimmungen  des  Art.  55  sich  ergebenden  Minde- 
rungen der  Steuer. 

Wir  verordnen  die  Aufnahme  des  gegenwärtigen  mit  dem  Staatssiegel 
bekräftigten  Dekrets  in  die  amtliche  Sammlung  der  Gesetze  und  Dekrete  des 
Königreichs  Italien  und  befehlen  jedem,  den  es  angeht,  dasselbe  zu  beobachten 
und  für  dessen  Beobachtung  zu  sorgen. 
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Vorschriften  zum  Vollzug  der  Steuer  auf  die  Einkünfte  von  beweg- 
lichem Vermögen  vom  24.  August  1877. 

Titel  I. 
Von  der  durch  Abzug  erhobenen  Steuer. 

Art.  1  (Art.  11  des  Gesetzes).  Der  durch  das  Gesetz  vom  24.  August  1877 
Nr.  4011  (Serie  2  a)  angeordnete  Abzug  an  den  Einkünften  aus  beweglichem 
Vermögen  vollzieht  sich  in  Uebereinstimmung  mit  den  über  das  allgemeine 
Staatsrechnungswesen  geltenden  Vorschriften. 

Art.  2  (Art.  11  des  Gesetzes).  Der  Abzug  an  Prämien  von  Staatsanlehen 
und  an  Lotteriegewinnsten  erfolgt  nach  dem  Massstabe  des  am  Tage  der  recht- 
mässigen Zahlbarkeit  der  Prämien  und  Gewinnste  geltenden  Betrages,  auch  wenn 
die  thatsächliche  Zahlung  später  stattgefunden  hat. 

Der  Abzug  an  den  Zinsen  der  Schatzscheine  erfolgt  nach  dem  Massstab 
des  am  Tage  der  Emittierung  geltenden  Betrages. 

Art.  3  (Art.  11  des  Gesetzes).  Unter  der  Bezeichnung:  feste  persönliche 
Bezüge,  von  welchen  Art.  11  des  Gesetzes  handelt,  sind  die  Aufgelder  der  Rech- 
nungsbeamten des  Staates,  die  Monats-  und  Tagegelder  der  ausserordentUchen 
und  provisorischen  Bediensteten,  Repräsentations- ,  Aufenthalts-,  Wohnungs-, 
Kleidungs-  und  Unterhaltsbeiträge,  grössere  Anweisungen,  Disponibilitäts-  und 
Wartgelder,  periodische  Unterstützungen,  zivil-  und  militärdienstliche  Dekorations- 
zulagen und  im  allgemeinen  alle  periodischen  und  festen  Emolumente  inbegriffen, 
welche  das  Staatsbudget  belasten.  Nicht  begriffen  sind  hierunter  die  Bezüge 
für  Amtsaufwand,  für  Giro,  für  Kanzleien  und  Beheizung;  die  Entschädigungen 
für  Umzug,  Versetzung  und  Beurlaubung,  Futtergelder  und  im  allgemeinen  alle 
zur  Bestreitung  bestimmter  Kosten  gewährte  Reichnisse  der  Staatskasse  an 
Regierungsbedienstete,  welche  weder  der  Abzugs-  noch  der  Listenbesteueining 
unterliegen. 

Das  reine,  auf  die  steuerbare  Grösse  zurückzuführende  Einkommen  an 
Besoldungen,  Pensionen  und  Bezügen  bestimmt  sich  durch  Abzug  der  zu  Gunsten 
der  Staatskasse  abzulassenden  Beträge. 

Art.  4  (Art.  11  des  Gesetzes).  Die  Steuer  von  den  Bezügen  der  Bedien- 
steten aller  Justizkanzleien  wird  aus  dem  auf  vier  Achtel  geminderten  Gesamte 
betrag  der  unter  die  Bediensteten  zu  verteilenden  Summen  erhoben.  Die  Liqui- 
dation der  Steuer  erfolgt  vom  Finanzintendanten  auf  der  Grundlage  des  Ver- 
teilungsstandes, welcher  von  der  unter  Art.  136  des  allgemeinen  Justizregulativs 
erwähnten  Liquidationskommission  gebilligt  ist;  und  der  Intendant  trifft  Vor- 
kehrung, dass  die  Abführung  der  Abgabe  zur  Staatskasse  unter  der  Fürsorge 
des  Kanzleivorstandes  erfolgt. 

Die  Steuer  von  den  unter  die  Advokaten  und  Prokuratoren  der  könig- 
lichen Fiskalate  zur  Verteilung  gelangenden  Summen  wird  nach  den  Vorschriften 
des  Regulativs  vom  10.  November  1876  erhoben. 

Die  Liquidation  der  Steuer  erfolgt  auf  der  Grundlage  des  in  dem  Jahre, 
auf  welches  sich  die  Verteilung  der  Einkünfte  bezieht,  gültigen  Betrages. 

Alt.  -5.  Dem  Abzug  nicht  unterworfen ,  wohl  aber  zu  deklarieren  und 
durch  die  Listen  zu  besteuern  sind:  die  Taglöhne  der  Arbeiter  in  Staatsanstalten 
vorübergehende  Unterstützungen,  ausserordentliche  Vergütungen,  sowie  überhaupt 
alle  unsicheren  und  veränderlichen  Staatsreichnisse. 

12S 


Vollzugsvorschriften  zur  ital.  Steuer  auf  die  Einkünfte  von  beweglichem  Vermögen.      129 

Titel   IL 
Von  der  Steuer,  welche  auf  Grund  von  namentlichen  Listen  erhoben  wird. 

Kapitel  I. 
Konsorzialvertretungen.     Gemeinde  und  Bezirkskommissionen. 

Art.  6  (Art.  42  des  Gesetzes).  Die  Räte  der  einen  Bezirk  bildenden  Ge- 
meinden schreiten  von  zwei  zu  zwei  Jahren  in  der  ordentlichen  Frühjahrssession 
zu  der  mit  geheimen  Stimmzetteln  und  relativer  Majorität  zu  bewerkstelligenden 
Wahl  der  gemeindlichen  Vertreter  des  Bezirks,  welchem  sie  angehören. 

Zu  diesem  Amte  kann  jeder  zum  Gemeinderat  Wahlfähige  berufen  werden. 

Der  Bürgermeister  teilt  dem  Präfekten  die  Namen  der  Gewählten  mit. 

Die  Bezirksvertretung  hält  ihre  Sitzungen  im  Saale  der  Hauptgemeinde 
des  Bezirks  oder  des  vom  Präfekten  bestimmten  Ortes,  wenn  keine  der  das 
Konsorzium  bildenden  Gemeinden  die  Hauptgemeinde  des  Bezirks  ist.  Bei  der 
ersten,  vom  ältesten  Vertreter  präsidierten  Versammlung  wählt  die  Vertretung 
in  geheimer  Abstimmung  einen  Vorsitzenden  und  einen  Schriftführer. 

Art.  7  (Art.  42  des  Gesetzes).  Spätestens  14  Tage  nach  der  Wahl  der 
Bezirksvertreter  beruft  der  Präfekt  die  Konsorzialvertretungen  behufs  Ernennung 
der  Mitglieder  der  Bezirkskommission. 

Ist  wegen  ungenügender  Anzahl  eine  zweite  Versammlung  nötig,  so  hat 
solche  innerhalb  der  folgenden  8  Tage  stattzufinden  und  es  sind  ihre  Ernen- 
nungen ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  Erschienenen  gültig. 

Art.  8  (Art.  42  des  Gesetzes).  Die  Räte  der  einzelnen,  einen  oder  mehrere 
Bezirke  bildenden  Gemeinden  schreiten  von  zwei  zu  zwei  Jahren  in  der  ordent- 
lichen Frühjahrssession  zur  Wahl  der  Mitglieder  der  Gemeindekommission. 

Art.  9  (Art.  42  des  Gesetzes).  Die  Räte  der  Einzelgemeinden  und  die 
Konsorzialvertretungen  wählen  mit  relativer  Majorität  vier  wirkliche  Mitglieder 
und  zwei  Ersatzmänner. 

Der  Bürgermeister  und  der  Vorsitzende  der  Konsorzialvertretung  über- 
mittelt dem  Präfekten  das  Protokoll  über  diese  Wahlversammlungen. 

Der  Präfekt  ernennt  einen  Vorsitzenden  für  jede  Kommission,  verständigt 
die  Gewählten  von  ihrer  Ernennung,  sorgt  für  die  Veröffentlichung  ihrer  Namen 
in  den  einzelnen  oder  in  allen  den  Bezirk  bildenden  Gemeinden  nach  Mass- 
gabe der  Zusammensetzung  jeder  Kommission  und  gibt  dem  Präsidenten  hiervon 
Kenntnis. 

Art.  10  (Art.  42  des  Gesetzes).  Die  Räte  von  Einzelgemeinden  oder  die 
Vertretungen  von  Bezirken  mit  mehr  als  12,000  Einwohnern  können  bei  den 
in  Art.  9  erwähnten  Versammlungen  die  Vermehrung  der  Zahl  der  Kommissions- 
mitglieder beschliessen ;  jedoch  nur  in  der  V\^ise,  dass  die  Verstärkung  immer 
vier  wirkliche  Mitglieder  und  zwei  Ersatzmägiier,  oder  ein  mehrfaches  von  vier 
und  von  2  beträgt. 

In  diesem  Falle ,  sowie  in  jenem  der  Ablehnung  des  Amtes  seitens  eines 
Gewählten  beruft  der  Präfekt  den  Rat  der  Einzelgemeinde  oder  die  Konsorzial- 
vertretung zu  neuen,  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  Erschienenen  gültigen 
Wahlen. 

Hierzu  ernennt  der  Präfekt  einen  oder  mehrere  Abgeordnete  der  Regie- 
rung weiter  unter  Einhaltung  des  Verhältnisses  von  4  : 1  zwischen  den  gewählten 
Mitgliedern  und  den  Regierungsabgeordneten,  welch  letztere  die  Vizepräsidenten 
der  Kommission  sind. 

Art.  11  (Art.  42  des  Gesetzes).  Wenn  die  Gemeinderäte  oder  Konsorzial- 
vertretungen den  Vorschriften  der  vorausgehenden  Artikel  nicht  nachkommen, 
wird  vom  Präfekten  Abhilfe  getroffen. 
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Ai-t.  12  (Art.  42  des  Gesetzes).  Für  den  Eintritt  in  die  Kommissionen 
ist  die  Wahlfähigkeit  zum  Gemeinderat  erforderlich. 

Präfekten,  Unterpräfekten,  Finanzintendanten,  Inspektoren  und  Beamten 
der  direkten  Steuern,  Angehörige  der  Armee  und  Flotte,  Offiziere  und  andere 
Beamten  der  Zollwache,  Offiziere  und  Mannschaften  des  öffentlichen  Sicherheits- 
dienstes können  den  Kommissionen  nicht  angehören. 

Aszendenten  und  Deszendenten,  Schwiegervater  und  Schwiegersohn,  sowie 
Brüder  dürfen  nicht  gleichzeitig  Mitglieder  einer  und  derselben  Kommission  sein. 

Niemand  kann  mehr  als  einer  Kommission  angehören. 

Senatoren,  Deputierte,  Staatsräte,  Mitglieder  des  Kassations-,  Rechnungs- 
und Appellhofes,  sowie  der  Zivil-  und  Straftribunale  dürfen  das  Amt  ablehnen. 

Die  gleiche  Befugnis  steht  denjenigen  zu ,  welche  ihren  Wohnsitz  nicht 
in  der  Gemeinde  oder  im  Bezirk  haben,  dann  den  wegen  Krankheit  Funktions- 
unfähigen und  allen  denen,  welche  das  65.  Lebensjahr  übersehritten  haben. 

Wer  die  Annahme  des  Amtes  verweigert,  verfällt  in  eine  Geldstrafe  von 
50—200  Lire. 

Als  die  Annahme  verweigernd  werden  diejenigen  betrachtet,  welche  inner- 
halb acht  Tagen  nicht  auf  die  schriftliche  Bekanntgabe  ihrer  Ernennung  ant- 
worten und  in  den  ersten  drei  Kommissionssitzungen  nicht  erscheinen. 

Art.  13  (Art.  42  des  Gesetzes).  Die  Kommissionsmitglieder  und  Ersatz- 
männer, welche  ohne  Berichtigung  und  Angabe  triftiger  Gründe  den  Sitzungen 
fem  bleiben  und  durch  ihre  Abwesenheit  die  Beschlussfassung  infolge  der  Minder- 
zahl verhindern,  verwirken  in  jedem  Falle  eine  Geldstrafe  von  5^ — 20  Lire. 

Art.  14  (Art.  42  des  Gesetzes).  Der  Vorsitzende  der  Kommission  teilt 
dem  Präfekten  das  Protokoll  mit,  aus  welchem  die  Ablehnungen  und  das  Nicht- 
erscheinen von  Mitgliedern  und  Ersatzmännern  zu  entnehmen  ist. 

Der  Präfekt  prüft  die  thatsächlichen  Umstände  und  übermittelt,  sofern 
er  einen  Straffall  für  gegeben  erachtet,  das  Protokoll  dem  Gerichte  behufs  Aus- 
sprechung der  Strafe. 

Art.  15  (Art.  42  des  Gesetzes).  Die  Ersatzleute  können  in  den  Sitzungen 
erscheinen,  um  Aufklärungen  zu  erteilen  und  die  Arbeiten  zu  unterstützen,  sie 
haben  jedoch  keine  entscheidende  Stimme,  wenn  sie  nicht  wegen  Abwesenheit 
eines  wirklichen  Mitgliedes  eintreten.  Von  einer  solchen  Abwesenheit  ist  immer 
im  Protokoll  Erwähnung  zu  machen. 

Art.  16  (Art.  42  des  Gesetzes).  Nach  Empfang  der  im  letzten  Absatz 
des  Art.  9  erwähnten  Mitteilung  des  Präfekten  beruft  der  Vorsitzende  die  Kom- 
mission, welche  geeignete  Personen  zur  Unterstützung  in  ihren  Arbeiten  beiziehen 
kann,  ohne  dass  solche  teil  an  der  Abstimmung  nehmen. 

In  der  ersten  Sitzung  ernennt  die  Kommission  einen  Sekretär,  welcher 
auch  aus  Niehtmitgliedem  gewählt  werden  kann,  und  wählt,  wenn  die  Zahl  ihrer 
Mitglieder  nicht  vermehrt  worden  ist,  aus  deren  Mitte  den  Vizepräsidenten. 

Der  Präsident  unterzeichnet  die  amtliche  Korrespondenz ,  verteilt  die 
Arbeiten,  sorgt  für  die  Einhaltung  der  Termine,  haftet  für  die  Aufbewahrung 
der  Urkunden  und  gibt  dem  Steuerbeamten  die  Tage  bekannt,  an  welchen  die 
Kommissionssitzungen  stattfinden. 

Art.  17  (Art.  42  des  Gesetzes).  Im  Falle  der  Abwesenheit  oder  Verhinde- 
rung des  Präsidenten  oder  Vizepräsidenten  übernimmt  jenes  wirkliche  Mitglied, 
welches  die  grösste  Stimmenzahl  bei  der  Wahl  durch  den  Gemeinderat  oder 
die  Konsorzialvertretung  erlangt  hat,  und  bei  Stimmengleichheit  das  älteste 
den  Vorsitz. 

Art.  18  (Art.  38  und  42  des  Gesetzes).  Wenn  die  Zahl  der  Kommissions- 
mitglieder vermehrt  ist,  kann  sich  die  Kommission  in  Unterkommissionen  ver- 
teilen ,  von  welchen  jede  aus  einem  den  Vorsitz  führenden  Regierungsabgeord- 
neten und  aus  vier  wirklichen  und  zwei  Ersatzmitgliedem  bestehen  muss. 
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Der  Vorsitzende  der  Kommission  verteilt  die  Arbeiten  unter  die  Subkom- 
missionen  und  trägt  hierbei  Sorge,  dass  die  ein  und  dieselbe  Einkommensklasse 
betreffenden  Beschlüsse  in  Ausführung  des  Art.  38  des  Gesetzes  immer  einer 
und  derselben  Subkommission  übertragen  werden.  Die  Verteilung  unter  die 
einzelnen  Mitglieder  jeder  Subkommission  erfolgt  durch  den  einschlägigen  Vor- 
sitzenden. Die  Bekanntgabe  der  Sitzungstage  an  den  Steuerbeamten  geschieht 
vom  Vorsitzenden  der  Kommission  oder  von  den  Vorsitzenden  der  Unterkom- 
missionen. 

Art.  19  (Art.  42  des  Gesetzes).  Die  Subkommissionen  haben  bezüglich 
der  ihnen  anvertrauten  Aufgabe  dieselben  Rechte  und  Pflichten  wie  die  Kom- 
mission. Zur  Lösung  von  Prinzipienfragen  können  sowohl  der  Präsident  der 
Kommission  wie  jene  der  Subkommissionen  eine  Entscheidung  der  Gesamtkom- 
mission veranlassen. 

Art.  20  (Art.  42  des  Gesetzes).  Die  Kommissionen  und  die  Subkommis- 
sionen sind  nicht  beschlussfähig,  wenn  nicht  drei  Fünftel  ihrer  Mitglieder  an- 
wesend sind. 

Die  Kommissionen  und  die  Subkommissionen  beschliessen  über  jede  Be- 
schwerde mit  ungerader  Zahl  der  Mitglieder,  indem  sich  nötigenfalls  das  jüngste, 
welches  nicht  Berichterstatter  ist,  der  Stimme  enthält;  letzterer  wird  in  diesem 
Fall  bei  der  Bildung  der  gesetzlichen  Zahl  für  die  Beratung  nicht  eingerechnet. 
Die  Beschlüsse  müssen  mit  Stimmenmehrheit  gefasst  sein. 

Die  Beschlüsse  der  Kommissionen  und  Subkommissionen  sind  in  ein  Register 
einzutragen,  welches  bis  zur  Beendigung  ihrer  Dienstleistung  bei  den  einschlägigen 
Vorsitzenden  zu  verbleiben  hat. 

Art.  21  (Art.  42  des  Gesetzes).  Die  Bezirkskommissionen  halten  ihre 
Sitzungen  in  der  Hauptstadt  des  Bezirks. 

Die  Stellung  der  Lokalitäten  für  die  Kommissionen  und  Subkommissionen 
und  die  Bestreitung  der  Kosten  für  die  Beamten  und  Diener,  sowie  für  allen 
sonstigen  Dienstesbedarf  liegt  den  Gemeinden  ob. 

Für  die  Lokalitäten  und  Kosten  der  Bezirkskommissionen  hat  die  Gemeinde 
der  Bezirkshauptstadt  aufzukommen,  vorbehaltlich  der  Verteilung  der  Kosten 
unter  alle  Gemeinden  des  Bezirks  nach  dem  Verhältnis  des  Betrages  der  Ein- 
kommen- und  Gebäudesteuer. 

In  dem  durch  Art.  6  vorgesehenen  Fall  bestimmt  der  Präfekt  den  Ort 
des  Kommissionssitzes  und  die  Gemeinde  des  Bezirks,  welche  für  die  Lokale 
und  die  Bestreitung  der  oben  berührten  Kosten  zu  sorgen  hat. 

Art.  22  (Art.  42  des  Gesetzes).  Wenn  ein  Abgeordneter  der  Regierung 
aus  irgend  einem  Grand  ausser  Funktion  tritt,  so  erfolgt  eine  neue  Ernennung 
durch  den  Präfekten. 

Wenn  die  Zahl  der  wirklichen  und  Ersatzmitglieder  sich  über  die  Hälfte 
vermindert,  muss  die  Kommission  durch  neue,  nach  den  regelmässigen  Vor- 
schriften stattfindende  Wahl  ergänzt  werden. 

Art.  23  (Art.  42  des  Gesetzes).  Die  Thätigkeit  der  Kommissionen  wird 
durch  Auflösung  des  Rates  der  Einzelgemeinde  oder  eines  oder  mehrerer  Ge- 
meinderäte des  Bezirks  nicht  aufgehoben. 

Art.  24  (Art.  42  des  Gesetzes).  Wenn  eine  Kommission  in  mindestens 
drei  aufeinander  folgenden  Fällen  wegen  Mangels  der  zur  Gesetzmässigkeit  der 
Versammlung  erforderlichen  Zahl  «^on  Mitgliedern  die  Berufungen  nicht  zu 
bescheiden  vei-mag,  und  wenn  die  Kommission  ungeachtet  einer  Anhäufung  von 
zu  entscheidenden  Rekursen  zwei  aufeinander  folgende  Monate  verstreichen  lässt, 
ohne  sich  auch  nur  einmal  zu  versammeln,  so  kann  der  Präfekt  auf  den  Bericht 
des  Finanzintendanten  nach  Anhörung  der  Erläuterungen  des  Vorsitzenden  und 
Einvernahme  der  Provinzialdeputation  mit  motivierter  Verfügung  die  Auflösung 
der  Kommission  beschliessen  und  Neuwahl  anordnen. 
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Kapitel   IL 
Provinzialkommissionen  und  Zentralkommission. 

Art.  25  (Art.  46  des  Gesetzes).  Der  Präfekt  beruft  alle  zwei  Jahre  an 
einem  vom  Finanzminister  bestimmten  Tage  den  Provinzialrat  zur  Wahl  eines 
wirklichen  Mitgliedes  und  eines  Ersatzmannes  für  die  Provinzialkommission. 

Zur  selben  Zeit  wird  die  Handelskammer  der  Provinz,  und  wenn  sich  in 
derselben  mehr  als  eine  befindet ,  jene  der  Hauptstadt  von  ihrem  Vorsitzenden 
zur  Wahl  eines  wirklichen  Kommissionsgliedes  und  eines  Ersatzmannes  einberufen, 
deren  Namen  von  demselben  Vorsitzenden  dem  Präfekten  mitgeteilt  werden. 

Gleichzeitig  ernennt  die  Generaldirektion  der  direkten  Steuern  zwei  wirk- 
liche Mitglieder  und  zwei  Ersatzmänner  und  gibt  dem  Präfekten  hiervon  Kennt- 
nis. Dieser  ernennt  den  Vorsitzenden,  wählt  unter  den  vier  wirklichen  Mit- 
gliedern den  Vizepräsidenten  aus,  verständigt  den  Vorsitzenden  von  der  Zusammen- 
setzung der  Kommission  und  sorgt  für  eine  entsprechende  Bekanntmachung 
derselben  in  allen  Gemeinden  der  Provinz. 

,  Art.  26  (Art.  46  des  Gesetzes).  Wenn  eines  der  vom  Provinzialrat  oder 
der  Handelskammer  erwählten  Mitglieder  auch  seitens  der  Generaldirektion  der 
direkten  Steuern  ernannt  wird,  so  tritt  an  seine  Stelle  der  vom  Provinzialrat, 
bezw.  der  Handelskammer  gewählte  Ersatzmann  und  an  dessen  Stelle  derjenige, 
welcher  nach  ihm  die  grösste  Stimmenzahl  erhalten  hat. 

Wird  eine  und  dieselbe  Person  vom  Provinzialrat  und  von  der  Handels- 
kammer gewählt,  so  tritt  an  ihre  Stelle  der  von  letzterer  gewählte  Ersatzmann 
als  wirkliches  Mitglied  und  an  dessen  Stelle  derjenige,  welcher  nach  ihm  die 
grösste  Stimmenzahl  erhalten  hat. 

Befindet  sich  unter  den  vom  Provinzialrat  oder  der  Handelskammer  ge- 
wählten Kommissionsmitgliedem  einer  der  durch  die  Generaldirektion  der  direk- 
ten Steuern  ernannten  Ersatzmänner,  so  bestimmt  dieselbe  andere  Ersatzmänner 
an  Stelle  der  ersten. 

Art.  27  (Art.  46  des  Gesetzes).  Sofern  der  Präfekt  den  Vorsitzenden  aus 
den  Erwählten  des  Provinzialrats  oder  der  Handelskammer  ernennt,  so  tritt 
an  seine  Stelle  der  Ersatzmann  der  Korporation,  in  welcher  die  Wahl  statt- 
gefunden und  an  die  Stelle  des  Ersatzmannes  derjenige,  welcher  die  grösste 
Stimmenzahl  in  derselben  Korporation  erhalten  hat. 

Wenn  der  Präfekt  ferner  eines  der  durch  die  Generaldirektion  der  direkten 
Steuern  bestimmten  Kommissionsmitglieder  zum  Vorsitzenden  bestimmt,  so  er- 
nennt dieselbe  an  dessen  Stelle  ein  anderes  Mitglied. 

Art.  28  (Art.  46  des  Gesetzes).  Wenn  der  Provinzialrat  die  Wahlen  nicht 
vornimmt,  so  ersetzt  solche  die  Provinzialdeputation ,  tritt  auch  diese  oder  die 
Handelskammer  ihrerseits  nicht  in  Thätigkeit,  so  trifft  der  Präfekt  von  Amts- 
wegen Abhilfe. 

Art.  29  (Art.  46  des  Gesetzes).  Nach  Empfang  der  im  dritten  Absatz 
des  Art.  25  erwähnten  Mitteilung  wird  vom  Vorsitzenden  die  Provinzialkom- 
mission zusammenberufen. 

Dieselbe  kann  durch  Vermittlung  des  Präfekten  vom  Finanzrainister  die 
Vermehrung  ihrer  Zahl  um  zwei  oder  drei  Mitglieder  verlangen. 

Entspricht  der  Minister  diesem  Verlangen*,  so  wird  die  Wahl  von  einem 
oder  zwei  Mitgliedern  und  Ersatzmännern  je  für  den  Provinzialrat  und  die 
Generaldirektion  der  direkten  Steuern  nach  den  in  den  vorausgehenden  Artikeln 
bestimmten  Normen  vorgekehrt. 

Der  Präfekt  verständigt  die  Gewählten  von  der  erfolgten  Ernennung,  teilt 
dieselbe  dem  Vorsitzenden  mit  und  lässt  sie  in  allen  Gemeinden  der  Provinz 
entsprechend  bekannt  machen. 
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Art.  30  (Art.  46  des  Gesetzes).  Zur  Gültigkeit  der  Beschlüsse  der  Pro- 
vinzialkommissionen  ist  die  Gegenwart  von  wenigstens  drei  wirklichen  oder 
Ersatzmitgliedern  erforderlich. 

Für  die  Kommissionen  und  ihre  Mitglieder  gelten  die  Vorschriften  der 
vorausgehenden  Art.  12,  13,  14,  15,  16,  Abs.  1  und  3,  18,  19  und  20,  Abs.  2  und  3. 

Art.  31  (x\rt.  46  des  Gesetzes).  Die  Provinzialkommissionen  und  Sub- 
kommissionen  halten  ihre  Sitzungen  im  Präfektui-lokale. 

Der  Präfekt  hat  den  Kommissionen  die  nötigen  Beamten  und  Diener  zu- 
zuweisen und  für  die  Bestreitung  der  ei'wachsenden  Kosten  zu  sorgen. 

In  der  passiven  Bilanz  des  Finanzministers  wird  in  jedem  Jahre  ein  Fonds 
im  Beti'age  des  achten  Teiles  der  für  die  Kosten  der  Verteilung  vorgesehenen 
2  Prozent  vorgetragen.  Die  eine  Hälfte  dieses  Fonds  ist  für  die  Offizialkosten 
der  Provinzialkommissionen  bestimmt.  Die  andere  Hälfte  wird  den  Provinzial- 
kommissionen nach  dem  Verhältnis  der  von  denselben  im  Jahre  beschiedenen 
Berufungen  als  eine  Entschädigung  zugewiesen,  welche  unter  die  Mitglieder 
derselben  Kommissionen  im  Verhältnis  ihrer  Arbeitsleistung  nach  von  den  Vor- 
sitzenden der  Kommissionen  vorgeschlagenen  und  vom  Finanzminister  gebilligten 
Normen  zu  verteilen  sind. 

Art.  32  (Art.  46  des  Gesetzes).  Wenn  die  Zahl  der  von  der  Regierung 
ernannten  Abgeordneten  und  Ersatzleute,  oder  die  Zahl  der  von  der  Provinz 
und  Handelskammer  erwählten  Mitglieder  und  Ersatzmänner  unter  die  bezüg- 
liche Hälfte  herabsinkt,  findet  Ergänzung  der  Kommission  durch  neue,  nach  den 
Bestimmungen  dieses  Kapitels  vorzunehmende  Ernennungen    und  Wahlen  statt. 

Die  Auflösung  der  Provinzialkommission  in  den  unter  Art.  24  vorgesehenen 
Fällen  wird  auf  Vorschlag  des  Präfekten  und  Finanzintendanten,  sowie  nach 
Einvernahme  des  Kommissionsvorsitzenden  imd  Anhörung  des  Gutachtens  des 
Staatsrats  vom  Finanzminister  verfügt. 

Art.  33.  Die  Zentralkommission  wird  vom  Finanzminister  ernannt  und 
besteht  aus  dem  Vorsitzenden,  aus  zwei  Vizepräsidenten  und  neun  weiteren 
Mitgliedern. 

Kapitel  III. 
Liste  der  Beitragspflichtigen. 

Art.  34  (Art.  33  und  34  des  Gesetzes).  In  der  zweiten  Hälfte  des  Monats 
Mai  werden  von  den  Gemeindeausschüssen  die  Listen  der  in  der  Gemeinde  woh- 
nenden Beitragspflichtigen  vorbereitet  oder  geprüft,  welche  durch  Listen  zu 
besteuernde  Einkünfte  auf  eigenen  Namen  besitzen. 

In  Ausführung  des  Art.  34  des  Gesetzes  wird  der  Steuerbeamte  und  der 
Vorsitzende  der  Kommission  vom  Tage  der  Zusammenberufung  des  Gemeinde- 
ausschusses verständigt. 

Art.  35.  Der  Ausschuss  prüft,  ergänzt  und  berichtigt  die  Liste;  er  fügt 
diejenigen  bei,  welche  ausser  acht  geblieben  sind  und  einzutragen  gewesen 
wären,  und  er  streicht  diejenigen  ab,  welche  aus  irgend  einer  Ursache,  ohne 
pflichtig  zu  sein,  eingeschrieben  worden,  oder  aus  später  eingetretenen  Gründen 
abzuschreiben  sind. 

Der  Grund  der  vorgenommenen  Veränderungen  ist  vom  Ausschuss  in  der 
Bemerkungsrubrik  zu  verzeichnen. 

Derselbe  hat  femer  dafür  zu  sorgen,  dass  bei  allen  in  der  Liste  Ein- 
geschriebenen der  Vor-  und  Zuname,  der  Vater,  der  Beruf  und  Wohnort  genau 
angegeben  werden. 

Art.  36.  Die  vom  Gemeindeausschuss  geprüfte  Liste  wird  vom  Bürger- 
meister dem  Beamten  zurückgegeben ,  welcher  seine  eigenen  Berichtigungen 
daselbst  anbringt. 
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Wenn  der  Gemeindeausschuss  die  Prüfung  der  Liste  nicht  in  den  ersten 
fünf  Tagen  des  Monats  Juni  zu  Ende  bringt,  verlangt  sie  der  Beamte  vom  Ge- 
meindeamt zurück  und  vollendet  die  Prüfung  derselben  unter  Einladung  eines 
hierzu  bestimmten  Kommissionsmitgliedes  zur  Beihilfe. 

Dem  Beamten  steht  die  Befugnis  zu,  behufs  Prüfung  und  Vervollständigung 
der  Liste  alle  im  Gemeindeamt  aufbewahrten  Register  und  Urkunden  zu  Rate 
zu  ziehen. 

Art.  37  (Art.  33,  35  und  38  des  Gesetzes).  Die  Liste  jeder  Gemeinde  ist 
in  zwei  Teile  zu  scheiden ;  der  erste  Teil  enthält  die  Empfänger  von  Einkünften 
der  Kategorien  B  und  C,  welche  gemäss  Art.  38  des  Gesetzes  nach  Klassen  fest- 
zusetzen sind,  der  zweite  die  anderen  Empfänger  von  Einkünften  aus  beweg- 
lichem Vermögen  und  im  Kolonat  vergebenen  Grundstücken. 

Der  Beamte  hat  für  die  bezüglichen  Verweisungen  in  der  Liste  bei  Firmen 
zu  sorgen,  welche  in  beiden  Teilen  derselben  eingetragen  sind. 

Kapitel  IV. 
Vorschriften   für  die   Steuererklärungen. 

Art.  38  (Art.  24  und  35  des  Gesetzes).  Nach  Vervollständigung  der  Liste 
jeder  Gemeinde  übermittelt  der  Beamte  dem  Bürgermeister  die  Fassionsformulare 
für  die  neu  Eingetragenen  mit  einer  entsprechenden  Anzahl  von  Formularen 
zur  Abgabe  auf  Nachfrage  an  jedermann. 

Der  Bürgermeister  lässt  die  Formulare  durch  Boten  oder  Gemeinde- 
bedienstete an  die  neu  eingetragenen  Pflichtigen  oder  ihre  Stellvertreter  verteilen. 

Die  Formulare  für  die  nicht  in  der  Gemeinde  oder  im  Ausland  wohnen- 
den Pflichtigen  sind  ihren  Agenten,  Bevollmächtigten,  Stellvertretern  oder  Ge- 
nossen zuzustellen. 

Der  Bote  oder  Gemeindediener  konstatiert  die  Zustellung  der  Formulare 
durch  eine  Vormerkung  auf  dem  ihm  vom  Bürgermeister  mit  den  Fonnularen 
übergebenen  Verzeichnisse. 

Nach  Vollzug  der  Zustellung  der  Formulare  wird  das  Verzeichnis  dem 
Beamten  vom  Bürgermeister  zurückgegeben. 

Der  Nichtempfang  eines  Formulars  befreit  nicht  von  der  Verpflichtung 
zur  Abgabe  einer  Erklärung. 

Art.  39  (Art.  35  des  Gesetzes).  Der  Bürgermeister  hat  durch  eine  in  den 
Monaten  Juli  und  August  zu  veröff'entlichende  Bekanntmachung  den  Steuer- 
pflichtigen die  Vorschriften  des  Art.  24  des  Gesetzes  und  die  durch  das  Gesetz 
vom  23.  Juni  1873  den  Zuwiderhandelnden  angedrohten  Strafen  in  Erinnerung 
zu  bringen  und  diejenigen,  welche  eines  Formulars  bedürfen,  aufzufordern,  sich 
dasselbe  beim  Gemeinde-  oder  beim  Steueramt  zu  erholen. 

Art.  40  (Art.  24  des  Gesetzes).  Durch  Stillschweigen  während  des  für 
die  Erklärungen  vorgeschriebenen  Zeitraums  gilt  die  definitive  Einschätzung  der 
vorausgegangenen  Periode  als  bestätigt  und  zwar  auch  für  den  Fall,  dass  die 
Einschätzung  infolge  der  Anhängigkeit  von  administrativen  oder  gerichtlichen 
Beschwerden  während  des  obigen  Zeitraums  erst  später  definitiv  wird. 

Art.  41  (Art.  8  und  14  des  Gesetzes).  Dem  Familienhaupt  liegt  die  Ab- 
gabe der  Steuererklärung  und  die  Entrichtung  der  Steuer  sowohl  bezüglich 
meiner  eigenen,  wie  bezüglich  der  von  ihm  im  Namen  seiner  Kinder,  seiner  Ehe- 
frau, dann  anderer  Familienglieder  bezogenen  und  der  seiner  Nutzniessung  oder 
Verwaltung  unterstellten  Einkünfte  ob. 

Der  Ehemann  ist  verbunden,  die  Steuererklärang  für  seine  mit  ihm  zu- 
sammenlebende, eigene  getrennte  Einkünfte  beziehende  Ehefrau  abzugeben. 

Die  gesetzlichen  Vertreter  der  Minderjährigen  und  Handlungsunfähigen 
haben  die  Einkünfte  der  Vertretenen  zu  erklären. 
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Art.  42  (Art.  8  und  14  des  Gesetzes).  Die  Steuererklärungen  und  Be- 
richtigungen können  auch  durch  die  Agenten,  Stellvertreter  oder  Bevollmäch- 
tigten der  Steuerpflichtigen  erfolgen. 

Die  Vollmacht  oder  der  Auftrag  kann  sowohl  durch  eine  im  Original 
oder  in  Abschrift  zu  produzierende  öffentliche  oder  Privaturkunde,  als  auch 
durch  einfaches  Schreiben  erteilt  werden. 

Das  die  Vollmacht  oder  den  Auftrag  nachweisende  Schriftstück  ist  der 
Steuererklärung  beizufügen. 

Art.  43  (Art.  8,  14  und  35  des  Gesetzes).  Die  Steuererklärungen  haben 
den  Vor-  und  Zunamen,  den  Vater,  den  Beruf,  den  Wohnsitz  des  Steuerpflichtigen 
und  den  Tag  der  Abgabe  zu  enthalten. 

Von  Gesellschaften,  öffentlichen  Instituten  und  juristischen  Personen  ist 
die  Benennung  und  der  Sitz  anzugeben. 

Agenten,  Bevollmächtigte  und  Stellvertreter  haben  am  Kopf  des  Formulars 
ihren  Namen,  sowie  jenen  ihrer  Auftraggeber  oder  der  von  ihnen  Vertretenen 
vorzutragen. 

Die  Erklärung  muss  immer  von  dem  zur  Abgabe  Verpflichteten  oder 
Beauftragten  unterzeichnet  sein. 

Des  Schreibens  Unkundige  können  das  Formular  durch  Vertrauenspersonen 
ausfüllen  lassen,  welche  dasselbe  unter  Bestätigung  dieses  Vorganges  in  Gegen- 
wart und  im  Auftrag  des  Beteiligten  zu  unterzeichnen  haben.  Sie  können  auch 
ihre  Erklärung  beim  Bürgermeister  oder  beim  Beamten  oder  bei  deren  Stell- 
vertretern mündlich  abgeben,  von  welchen  dieselbe  in  ein  von  ihnen  in  Gegen- 
wart des  Erklärenden  zu  unterzeichnendes  Formular  eingetragen  wird. 

Art.  44  (Art.  3,  4,  5,  9,  18,  19,  31  und  32  des  Gesetzes).  In  der  Steuer- 
erklärung sind  für  jeden  Vei'mögensstock  und  für  jede  Kategorie  die  rohen 
Einkünfte,  die  Betriebskosten,  die  reinen  Einkünfte  und  die  Passivzinsen  Spezifik 
auszuscheiden. 

In  den  Erklärungen  der  Eigentümer  von  im  Kolonat  bewirtschafteten 
Gütern  sind  die  Kolonatsgrundstücke,  die  Grundsteuer  und  der  Vor-  und  Zuname 
der  Kolonen  Spezifik  anzugeben. 

In  den  Berichtigungen  der  vorausgegangenen  Einschätzungen  müssen  die 
Einkünfte,  welche  durch  die  Anzeige  berichtigt  werden  wollen,  sowie  jene,  bei 
welchen  eine  Aenderung  nicht  angeregt  werden  will,  genau  bezeichnet  werden. 

Art.  45  (Art.  54  des  Gesetzes).  In  die  Formulare  sind  einzutragen :  bei 
der  Kategorie  A  ewige  Renten  und  Zinsen  aus  Borg  auf  Hypothek,  Handschein 
oder  andere  Titel,  wie  mündliche,  durch  einfache  Verschreibung  oder  in  Wechsel- 
form bescheinigte  Darlehen;  Prämien  aus  begebenen  Anlehen  von  Provinzen, 
Gemeinden  oder  Privaten  und  jede  Art  von  Kredit  mit  und  ohne  Heimzahl- 
barkeit;  ausserdem  noch  die  unter  Art.  4  und  5  des  Gesetzes  bezeichneten  Ein- 
künfte; bei  der  Kategorie  B  die  Einkünfte,  bei  deren  Erzeugung  Kapital  und 
menschliche  Arbeit  zusammenwirken,  wie  der  Betrieb  jeder  Art  von  Gewerbe 
und  Handel.  Hierunter  sind  auch  die  Einkünfte  aus  allen  landwirtschaftlichen 
Gewerben  begriffen,  welche  von  Nichteigentümern  des  Grund  und  Bodens  betrieben 
werden,  dann  auch  die  Einkünfte  aus  den  vom  Grundeigentümer  betriebenen 
Gewerben,  wie  die  Viehzucht,  Seidenkultur,  die  Gewinnung  von  Kohle,  Oel, 
Wein,  jedoch  nur  insoweit,  als  sie  sich  nicht  auf  die  Erzeugnisse  des  eigenen 
Grund  und  Bodens  beschränken;  bei  der  Kategorie  C  die  allein  aus  mensch- 
licher Arbeit  fliessenden  Einkünfte,  wie  die  Ausübung  eines  freien  Berufs,  einer 
Kunst,  einer  Dienstleistung,  dann  auch  diejenigen  Einkünfte,  welche  zufälliger 
Natur  sind  und  aus  freiwilligen,  zur  Vergeltung  von  Amtsverrichtungen  oder 
Diensten  irgend  welcher  Art  gemachten  Anerbietungen  fliessen;  endlich  die  Ein- 
künfte, bei  deren  Erzeugung,  insoweit  es  sich  um  den  Empfänger  handelt,  that- 
sächlich  weder  menschliche  Arbeit  noch  Kapital  mitwirken,  wie  lebenslängliche 
Renten,  Pensionen  Unterstützungen  u.  dgl.;  bei  der  Kategorie  D  Besoldungen, 
Pensionen  und  Bezüge  in  Geld  oder  Naturalien,  welche  von  den  Provinzen  und 
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Gemeinden,  sowie  Naturalbezüge,  welche  vom  Staat  gereicht  werden,  dann  diel 
unter  Art.  5  bezeichneten  Einkünfte. 

Art.  46  (Ai-t.  22,  26  und  27  des  Gesetzes).    Die   alle   zwei  Jahre   festzu-i 
stellenden  Einkünfte   werden,   wenn    der  Betrieb    des   Industrie-   und   Handels- 
geschäftes  und  der  Berufsart   zur  Zeit  der  Steuererklärungen  nicht   zwei  Jahre! 
währt,   nach  der  kürzeren  Zeitperiode  der  Dauer  des  Betriebs  unbeschadet  derl 
Feststellung  im  Wege  der  Veranlagung  durch  die  Ergänzungslisten  eingeschätzt.! 

Für  die  im  Laufe  des  Jahres  oder  der  zweijährigen  Periode  entstandeneii| 
Einkünfte  muss  im  Formular  der  Tag  des  Beginns  angegeben  werden. 

Art.  47  (Art.  32  des  Gesetzes).  Zur  Bethätigung  der  durch  Art.  32  de. 
Gesetzes  zugelassenen  Abzüge  sind  in  der  Deklaration  der  Einkünfte  aus  Gewerbe 
und  Handel  ausgeschieden  zu  bezeichnen :  die  Besoldungen,  die  Löhne,  die  Ent-| 
Schädigungen  der  Bediensteten  und  Arbeiter,  die  Kosten  des  Betriebs  und  der^ 
Bewahrung  oder  Instandhaltung,  wie  der  Verbrauch  von  Rohstoffen  und  Werk- 
zeugen, die  wirkliche  oder  angenommene  Miete  der  Magazine,  Laboratorien, 
Werkstätten  und  Banken,  Verkaufs-  und  sonstige  Kommissionsgebühren  und 
ausserdem  die  Kosten  der  Wiederherstellung  und  Erneuerung  der  Lokalitäten 
und  Maschinen,  insoweit  es  sich  nicht  um  Erhöhung  des  Wertes  der  Gebäude 
und  der  Leistungsfähigkeit  der  Maschinen  handelt. 

Art.  48  (Art.  9  des  Gesetzes).  Diejenigen  Personen,  welche  ein  landwirt- 
schaftliches Gewerbe  ausüben,  ohne  Eigentümer  von  Grund  und  Boden  zu  sein, 
wie  die  Pächter  und  Verpächter  von  Vieh,  haben  die  aus  ihrem  Gewerbe  ge- 
wonnenen Einkünfte  zu  deklarieren. 

Ingleichen  sind  die  Eigentümer  und  Nutzniesser  von  liegenden  Gründen 
zur  Deklarierung  der  Einkünfte  gehalten,  wenn  sie  eines  der  im  zweiten  Absatz 
des  Art.  45  erwähnten  landwirtschaftlichen  Gewerbe  ausüben. 

Art.  49  (Art.  42  des  Gesetzes).  Wer  in  einem  ihm  zugehörenden  Gebäude 
ein  Gewerbe  ausübt,  welches  ein  Einkommen  aus  beweglichem  Vermögen  ab- 
wirft, hat  dasselbe  nach  den  festgesetzten  Vorschriften  unter  Bezeichnung  der 
Gemeinde,  in  welcher  das  Gebäude  liegt,  in  der  Bemerkungsrubrik  zu  deklarieren. 

Art.  50  (Art.  9  und  57  des  Gesetzes).  Die  Kolonen,  Pächter,  Halbbauern 
und  Wirtschafter,  welche  den  Boden  mit  dem  Vertrag  auf  Teilung  der  Erzeug- 
nisse bebauen,  sind,  wenn  sie  noch  ausser  dem  vom  Kolonat  herrührenden  Er- 
trag andere  Einkünfte  aus  beweglichem  Vermögen  besitzen,  gehalten,  diese  zu 
deklarieren ,  soferne  sich  durch  ihre  Vereinigung  mit  dem  Kolonatseinkommen 
eine  die  400  steuerbaren  Lire  übersteigende  Summe  herausstellt. 

Ai-t.  51  (Art.  9  des  Gesetzes).  Das  Einkommen,  welches  der  Kolone  aus 
der  Viehzucht,  oder  dem  Seidenbau  zieht,  wird  in  das  Kolonatseinkommen  nicht 
eingerechnet,  es  muss  aber  vom  Kolonen  direkt  deklariert  werden,  jedoch 
nur  insoweit,  als  es  die  Erträgnisse  des  im  Kolonat  vergebenen  Grundstücks 
übersteigt. 

Art.  52  (Art.  52  und  57  des  Gesetzes).  Diejenigen  Personen,  welche  dem 
direkten  und  dem  indirekten  Abzug  unterworfene  Einkünfte  besitzen,  sind  nicht 
verbunden,  solche  zu  deklarieren. 

Wenn  dieselben  jedoch  andere  Einkünfte  aus  beweglichem  Vermögen  iiv 
einem  Betrag  beziehen,  welcher  einzel  genommen  nicht  steuerbar  sein  würde, 
so  haben  sie  diese  unter  Angabe  der  dem  direkten  oder  dem  Regressabzug 
unterworfenen  Einkünfte  in  der  Bemerkungsrubrik  zu  deklarieren,  immer  vor- 
ausgesetzt, dass  alle  zusammen  vereinigt  mehr  als  400  Lire  steuerbares  Ein- 
kommen ausmachen. 

Die  Besitzer  von  Einkommen  aus  Grund  und  Boden  haben  solches  zu 
deklarieren,  wenn  sie  auch  Einkünfte  aus  beweglichem  Vermögen  in  einem  nicht 
steuerbaren  Betrag  beziehen,  soferne  beide  zusammengerechnet  mehr  als  400  Lire 
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steuerbares  Einkommen  ausmachen.  In  der  Bemerkimgsrubrik  wird  das  Ein- 
kommen aus  Grund  und  Boden  nach  der  Vorschrift  des  Art.  57  des  Gesetzes 
veranschlagt. 

Die  dem  direkten  oder  Regressabzug  unterworfenen  Einkünfte,  dann  das 
im  vorigen  Absatz  erwähnte  Einkommen  aus  Grund  und  Boden  sind  in  das 
Formular  lediglich  zu  dem  Zweck  aufzunehmen,  um  bemessen  zu  können,  ob 
die  anderen  mobilen  Einkünfte  der  Kategorien  B,  C  und  D  vollständig  oder  mit 
den  Abzügen  gemäss  Art.  55  des  Gesetzes  zur  Steuer  zu  ziehen  sind. 

Art.  53  (Art.  55  und  57  des  Gesetzes).  Wer  von  den  in  den  Art.  15,  16 
und  17  des  Gesetzes  erwähnten  Gesellschaften,  juristischen  und  physischen  Per- 
sonen Besoldungen,  Honorare  und  Renten  in  einem  die  400  steuerbaren  Lire 
nicht  übersteigenden  Betrag  bezieht  und  zugleich  andere  Einkünfte  aus  beweg- 
lichem Vermögen  besitzt,  hat  sowohl  die  ersteren  wie  die  letzteren  zu  deklarieren, 
wenn  sie  zusammen  die  400  steuerbaren  Lire  übersteigen. 

Wer  von  den  oben  erwähnten  Gesellschaften,  jui-istischen  und  physischen 
Personen,  Besoldungen,  Honorare,  Pensionen  oder  Renten  von  mehr  als  400, 
jedoch  nicht  über  800  steuerbare  Lire  in  der  Kategorie  C  und  nicht  über  500  Lire 
in  der  Kategorie  D,  bezieht,  hat,  wenn  er  andere  Einkünfte  aus  beweglichem 
VeiTnögen  besitzt,  bei  der  Angabe  dieser  letzteren  auch  die  Abzugsquote  von 
250,  200,  150  und  100  steuerbare  Lire  zu  deklarieren,  bezüglich  deren  er  nicht 
vom  Regressabzug  durch  den  Schuldner  getroffen  wird. 

In  den  durch  diesen  Artikel  vorgesehenen  Fällen  werden  auch  die  Ein- 
künfte aus  Grund  und  Boden  in  der  Weise  und  mit  den  Wirkungen,  wie  sie 
der  vorausgehende  Artikel  vorschreibt,  in  Rechnung  gezogen. 

Art.  54.  Die  Gesellschaften,  welche  Dritten  gegenüber  von  den  Personen 
der  Gesellschafter  getrennte  und  unterschiedene  Kollektiveinheiten  bilden  — 
Handelsgesellschaften,  einfache  und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  Aktien- 
und  ähnliche  Gesellschaften  —  haben  in  der  Deklariei'ung  der  durch  ihr  Kapital 
und  ihre  Arbeit  erzeugten  Einkünfte  anzugeben,  in  welcher  Weise  sie  die  erzielten 
Werte  anlegen  und  welchem  Zweck  sie  dieselben  zuwenden. 

Gesellschaften  ohne  industriellen  Zweck  sind  zu  dieser  Ei'klärung  nicht 
verbunden,  sofern  sie  sich  darauf  beschränken,  die  Beiträge  der  Mitglieder  zu 
menschenfreundlichen,  wissenschaftlichen,  litterarischen  Werken  und  Handlungen 
zum  blossen  Konsum  oder  Vergnügen,  sowie  überhaupt  zu  nicht  produktiven 
Unternehmungen  zu  verwenden;  sie  haben  sie  dagegen  abzugeben,  wenn  sie  aus 
dem  beigesteuerten  Kapital  oder  aus  irgend  einer  anderen  Quelle  herrührende 
Einkünfte  in  jeder  beliebigen  Form  und  mit  jeder  beliebigen  Bestimmung  be- 
sitzen oder  erzeugen. 

Auf  Gegenseitigkeit  beruhende  Gesellschaften  und  ohne  einen  industriellen 
Zweck  gegrändete,  kein  genossenschaftliches  Einkommen  erzeugende  Gesell- 
schaften haben,  soferne  sie  den  Charakter  von  juristischen  Personen  besitzen, 
die  Besoldungen,  Pensionen  und  Bezüge,  welche  sie  an  ihre  Angestellten  verr 
abreichen,  zu  deklarieren. 

Art.  55  (Art.  29  des  Gesetzes).  Mit  Rücksicht  auf  die  Gesamtverbind- 
lichkeit der  Gesellschaften  zur  Bezahlung  der  Steuer  sind  in  den  Deklarationen 
der  Handelsgesellschaften  der  Name  und  der  Wohnsitz  der  Genossen,  sowie  der 
auf  jeden  treffende  Geschäftsanteil  anzugeben. 

Art.  56  (Art.  15,  16,  17  und  55  des  Gesetzes).  Die  in  den  Art.  15,  16 
und  17  des  Gesetzes  bezeichneten  juristischen  und  physischen  Personen  haben 
in  ihrer  Erklärung  die  für  eigene  und  die  für  Rechnung  ihrer  Schuldner  de- 
klarierten Einkünfte  zu  unterscheiden. 

In  der  Deklaration  der  eigenen  Einkünfte  der  Kategorie  A  haben  sie 
die  auf  Guthaben  bei  juristischen  Personen  beruhenden  Einkünfte  wegzulassen. 

In  der  Deklaration  der  Anlehensprämien  haben  sie  deren  Betrag  auf  Grund 
von  in  dem  Jahre,  auf  welches  sich  die  Steuer  bezieht,  zu  fertigenden  Auszügen 
anzugeben,  wenn  auch  die  Auszahlung  nach  dieser  Zeit  erfolgt  sein  sollte. 

137 


138      Vollzngsvorschriften  zur  ital.  Steuer  auf  die  Einkünfte  von  beweglichem  Vermögen. 

In  der  Deklaration  der  Besoldungen,  Pensionen  und  Renten,  und  zwar 
sowohl  der  festen  wie  der  veränderlichen,  welche  sie  an  ihre  Bediensteten, 
Pensions-  und  Rentenempfänger  (Kategorie  C  oder  D)  bezahlen,  haben  sie  die 
nicht  400  steuerbare  Lire  übersteigenden  wegzulassen;  jedoch  sind  bezüglich 
dieser  Einkünfte ,  sofern  sie  nicht  mehr  als  400  steuerbare  Lire  betragen,  sowie 
bei  jenen,  welche  diese,  nicht  aber  800  steuerbare  Lire  bei  der  Kategorie  C 
und  500  steuerbare  Lire  bei  der  Kategorie  D  übersteigen.  Vor-  und  Zuname 
der  Empfänger  anzugeben. 

Die  unter  Art.  17  des  Gesetzes  erwähnten  Unternehmer  haben  in  der  Be- 
merkungsrubrik des  Formulars  einzeln  und  mit  Bezeichnung  des  Namens  der 
Empfänger  auch  die  Besoldungen,  Honorare  und  Renten  derjenigen  anzugeben, 
für  welche  sie  nicht  zur  Entrichtung  der  Abgabe  durch  Regressabzug  ver- 
pflichtet sind. 

Art.  57  (Art.  13  des  Gesetzes).  Jeder  Beitragspflichtige  ist  zur  vollstän- 
digen Deklarierung  seiner  Einkünfte  und  zur  Entrichtung  der  Abgabe  in  der 
Gemeinde  verpflichtet,  woselbst  er  seinen  Wohnsitz  zu  der  Zeit  hat,  in  welcher 
die  Erklärungen  abgegeben  werden  müssen. 

Die  juristischen  Personen  und  Gesellschaften  haben  ihre  Erklärung  in  der 
Gemeinde  abzugeben,  in  welcher  sich  ihr  Sitz  befindet.  Wer  zur  Angabe  der 
Einkünfte  und  Bezahlung  der  Abgabe  vorbehaltlich  des  Regresses  für  Rechnung 
anderer  verpflichtet  ist,  hat  die  Deklai'ation  in  der  Gemeinde  vorzunehmen,  in 
welcher  er  seine  eigenen  Einkünfte  zu  bekennen  hat. 

Die  Eigentümer  von  in  Kolonat  gegebenen  Grundstücken  haben  jedoch 
ihre  Erklärung  da  abzugeben,  wo  dieselben  gelegen  sind.  Ist  das  Kolonats- 
grundstück  in  dem  Bezirk  von  zwei  oder  mehr  Gemeinden  gelegen,  so  hat  die 
Erklärung  in  jener  zu  erfolgen,  in  welcher  sich  der  grössere  Teil  desselben 
befindet. 

Die  Angestellten  und  Besoldeten  des  Staats  im  aktiven  Dienst  und  die 
dem  aktiven  Heer  und  der  Marine  angehörigen  Offiziere,  welche  noch  andere 
Einkünfte  aus  beweglichem  Vermögen  ausser  den  dem  Abzug  unterwoi-fenen 
beziehen,  haben  die  Erklärung  in  der  Gemeinde  abzugeben,  in  welcher  sie  sich 
vermöge  des  Amtes  aufhalten  oder  in  welcher  sich  das  Kommando  des  Regiments 
oder  der  bezüglichen  Abteilung  zur  Zeit  befindet,  in  welcher  die  Deklarationen 
abzugeben  sind. 

Wer  zwei  oder  mehr  Unternehmungen  oder  eine  Unternehmung  mit  zwei 
oder  mehr  Zweigniederlassungen  in  verschiedenen  Gemeinden  besitzt,  hat  in  der 
Bemerkungsrubrik  des  Formulars  die  Gemeinden  zu  bezeichnen,  in  welchen  sich 
die  anderen  Unternehmungen  und  die  Zweigniederlassungen  befinden. 

Art.  58  (Art.  25  des  Gesetzes).  Die  nach  den  Vorschriften  der  vorigen 
Artikel  ausgefüllten  Formulare  sind  in  der  Zeit  vom  1.  bis  31.  Juli  an  das 
Steuer-  oder  Gemeindeamt  einzusenden. 

Die  Rücksendung  der  Formulare  an  den  Bürgermeister  oder  Steuerbeamten 
durch  die  Post  ist  portofrei. 

Der  Bürgermeister  und  der  Steuerbeamte  sind  zur  Abgabe  einer  aus  einer 
Mutterrolle  abgetrennten  Empfangsbestätigung  an  den  Ueberbringer  des  Foraiulars 
verpflichtet.  Der  Bürgermeister  übersendet  alle  fünf  Tage  die  im  Gemeindeamt 
eingegangenen  Formulare  an  den  Beamten  unter  Beifügung  dienlich  scheinender 
Bemerkungen  und  eines  Verzeichnisses  in  Doppelschrift,  von  welchen  eine  mit 
Bestätigung  des  Beamten  versehen  an  den  Bürgermeister  zurückgeschickt  wird 
und  beim  Gemeindeamt  als  Zustellungsnachweis  verbleibt. 

Kapitel  V. 

Prüfung  der  Deklarationen.  —  Deklarationen  von  Amtswegen.  — 
Verspätete  Deklarationen. 

Art.  59  (Art.  36  des  Gesetzes).  Nach  Empfang  der  Deklarationen  nimmt 
der  Beamte  folgende  Handlungen  vor: 
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1.  Er  bezeichnet  in  den  Listen  die  Namen  der  Steuerpflichtigen,  welche 
die  Deklarations-  oder  Rektifikationsformulare  eingereicht  haben  und  jene,  für 
welche  sich  diese  Formulare  bereits  bei  Amt  befinden; 

2.  er  holt  für  die  neu  in  die  Liste  eingeschriebenen  die  Steuererklärungen 
von  dem  Beamten  ein,  in  dessen  Bezirk  dieselben  im  laufenden  Jahr  besteuert  waren ; 

3.  er  prüft  und  berichtigt  im  Falle  des  Bedürfnisses  die  Aufschrift  der 
Formulare  und  die  anderen  vorgeschriebenen  Bezeichnungen; 

4.  er  besorgt  von  Amts  wegen  die  Deklaration  oder  die  Berichtigung  für 
jene  Pflichtigen,  welche  solche  nicht  in  dem  vorgesteckten  Termine  abgegeben 
haben,  schreibt  sie  ins  Register  und  übermittelt  jedem  Pflichtigen  die  im  Art.  81 
erwähnte  Benachrichtigung; 

5.  er  scheidet  die  ihm  übersendeten  oder  bereits  bei  Amt  vorhandenen 
Deklarationen  jener  Pflichtigen  aus,  welche  in  die  Listen  von  nicht  zu  seinem 
Bezirk  gehörigen  Gemeinden  einzuschreiben  sind,  und  trägt  sie  in  ein  Ver- 
zeichnis ein,  welches  in  Doppelschrift  dem  einschlägigen  Beamten  zugleich  mit 
den  Steuererklärungen  unter  Benachrichtigung  des  demselben  vorgesetzten  In- 
spektors zu  übersenden  ist; 

6.  er  sammelt  die  verschiedenen  Deklarations-  oder  Rektifikationsformulare 
der  Pflichtigen  und  ordnet  sie  alphabetisch  für  jede  Gemeinde. 

Das  Formular  für  eine  Deklaration  oder  Rektifikation  von  Amts  wegen 
hat  immer  ausser  der  Unterschrift  des  Beamten  die  Bezeichnung  des  Tages, 
Monats  und  Jahres  der  Fertigung  und  das  Amtssiegel  zu  enthalten. 

Art;  60  (Art.  31,  32  und  36  des  Gesetzes).  Nach  Vollzug  der  im  vorher- 
gehenden Artikel  bezeichneten  Handlungen  schreitet  der  Beamte  zur  Feststel- 
lung der  Einkünfte  jedes  Steuerpflichtigen  und  der  Abzüge,  welche  ihm  zu- 
stehen könnten. 

Bevor  jedoch  der  Beamte  den  Abzug  von  Passivzinsen  zulässt,  hat  der- 
selbe, wenn  aus  der  Deklaration  hervorgeht,  dass  Gläubiger  und  Schuldner  in 
demselben  Bezirke  wohnen,  festzustellen,  ob  der  Gläubiger  und  die  Zinsen  wirklich 
existieren  und  ob  letztere  vom  Gläubiger  mit  der  seitens  des  Schuldners  an- 
gegebenen Summe  deklariert  worden  sind.  Wenn  sie  nicht  deklariert  worden 
sind,  hat  er  sie  einzuschreiben  oder  von  Amts  wegen  den  vom  Gläubiger  de- 
klarierten Einkünften  unter  Verständigung  desselben  beizufügen. 

Wenn  der  Beamte  die  Existenz  der  Zinsen  oder  die  Person  und  den 
Wohnsitz  des  Gläubigers  nicht  festzustellen  vermag  oder  wahrnimmt,  dass  dieser 
nicht  im  Königreich  wohnt,  so  lässt  er  den  Abzug  nicht  zu  und  gibt  hiervon 
dem  Schuldner  Kenntnis. 

Art.  61  (Art.  31  und  36  des  Gesetzes).  Wenn  aus  der  Deklaration  erhellt, 
dass  Gläubiger  und  Schuldner  ihren  Wohnsitz  nicht  in  demselben  Distrikt  haben, 
so  notiert  der  Beamte  in  einem  beigefügten,  doppelt  gefertigten  Verzeichnisse 
den  Vor-  und  Zunamen  des  Schuldners,  die  Summe  der  aus  der  Deklaration  des 
Schuldners  hervorgehenden  Zinsen  und  übermittelt  ein  Exemplar  des  Verzeich- 
nisses dem  Beamten  des  Bezii-ks,  in  welchem  der  Gläubiger  seinen  Wohnsitz  hat. 

Der  Beamte,  an  welchen  der  Auszug  gelangt  ist,  vergewissert  sich,  ob  die 
thatsächlich  angegebenen  Gläubiger  und  Schulden  wirklich  existieren  und  ob 
der  Gläubiger  die  Zinsen  mit  der  vom  Schuldner  angegebenen  Summe  deklariert 
hat.  Wenn  vom  Gläubiger  die  Deklaration  derselben  unterlassen  worden  ist, 
so  unternimmt  der  Beamte  diejenigen  Schritte,  von  welchen  der  zweite  Absatz 
des  vorausgehenden  Artikels  handelt.  Kann  er  weder  die  Existenz  des  Gut- 
habens noch  des  Gläubigers  feststellen,  so  gibt  er  schleunig  dem  Beamten 
Kenntnis,  von  welchem  er  den  Auszug  empfangen  hat,  und  dieser  lässt  den  Ab- 
zug der  Zinsen  unter  Benachrichtigung  des  Schuldners  nicht  zu. 

Art.  62  (Art.  37  des  Gesetzes).  Die  Notare  haben  über  die  von  ihnen 
aufgenommenen  oder  beglaubigten,  die  Enregistrementseinnehmer  über  die  von 
ihnen  registrierten,  die  Hypothekenbuchsbewahrer  über  die  ihre  Prüfung  pas- 
sierenden Vorgänge  dem  Beamten  einen  summarischen  Auszug  der  erheblichen 
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Einkommen  erzeugenden  Verträge,  einschliesslich  jener  zu  übersenden,  in  welchen 
keine  Zinsen  stipuliert  erscheinen. 

Der  Auszug  gilt  als  Steuererklärung,  wenn  er  ausser  der  Unterschrift  des 
übermittelnden  Beamten  auch  noch  jene  des  Gläubigers  an  sich  trägt. 

Art.  63  (Art.  87  des  Gesetzes).  Die  Handelskammern  haben  von  der  Bil- 
dung einer  neuen  Gesellschaft  oder  der  Eröffnung  einer  neuen  Industi'ie  oder 
Handelsuntemehmung  dem  Beamten  sofort  Kenntnis  zu  geben. 

Art.  64  (Art.  37  des  Gesetzes).  Die  Vorstände  der  Staats-,  Provinzial- 
und  Gemeindebehörden  sind  gehalten  den  Beamten  die  Urkundenauszüge  und 
Mitteilungen  zukommen  zu  lassen,  welche  dieselben  zum  Vollzug  ihrer  Obliegen- 
heiten wünschen. 

Ai-t.  65  (Art.  37  des  Gesetzes).  Die  Beitragspflichtigen  und  sonstigen  Per- 
sonen, welche  der  Beamte  zur  Beschaffung  von  Aufklärungen,  Nachweisen  und 
Informationen  zu  sich  bescheidet,  müssen  schriftlich  von  dem  Ort,  dem  Tag 
und  der  Stunde  ihrer  Vernehmung  verständigt  werden. 

In  der  Auffoi'derung  an  den  Steuerpflichtigen  zur  Vorzeigung  seiner  Renten- 
titel sind  die  zu  produzierenden  Schriftstücke,  Verhandlungen  und  Urkunden, 
sowie  der  Termin  der  Voi'lage  vom  Beamten  zu  bezeichnen. 

Art.  66  (Art.  37  des  Gesetzes).  Zur  Betretung  von  industriellen  und 
kommerziellen  Geschäftslokalen  und  zur  Einsicht  der  Bücher  der  Aktiengesell- 
schaften und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  muss  der  Beamte  mit  einem 
Zeugnis  des  Ortsbürgermeisters  versehen  sein,  aus  welchem  seine  Stellung  und 
der  Zweck  seines  Besuchs  zu  entnehmen  ist. 

Im  Falle  eines  Widerspruchs  muss  er  bei  diesem  Besuch  vom  Bürger- 
meister oder  einem  Gemeinderat  verbeistandet  sein. 

Art.  67  (Art.  36  des  Gesetzes).  Nach  Abschätzung  des  Einkommens  jedes 
Steuei-pflichtigen  mit  Hilfe  der  in  solcher  Weise  gesammelten  Anhaltspunkte 
und  seiner  persönlichen  Wissenschaft  bestimmt  der  Beamte,  welche  Deklarationen 
und  Rektifikationen  bestätigt  und  welche  berichtigt  werden  soUen;  bezüglich 
der  letzteren  setzt  er  den  betreffenden  Formularen  die  nötig  scheinenden  Zusätze 
und  Aenderungen  unter  Ausscheidung  jeder  Kategorie  und  jedes  Stammes  der 
Einkünfte  und  der  auf  jeden  Teil  trefi'enden  Spesen  und  Passivzinsen  bei  und 
lässt  den  Steuerpflichtigen  eine  motivierte  Mitteilung  von  der  Berichtigung  zugehen. 

Art.  68  (Ai-t.  13  und  37  des  Gesetzes).  Im  Falle  des  Besitzes  von  zwei 
oder  mehr  Unternehmungen  oder  einer  Unternehmung  mit  mehreren  Nieder- 
lassungen in  verschiedenen  Gemeinden  seitens  einer  und  derselben  physischen 
oder  juristischen  Person  und  in  jedem  anderen  Fall  der  Erzeugung  des  Ein- 
kommens in  einer  anderen  Gemeinde  als  jener,  in  welcher  der  Besitzer  domi- 
ziliert, hat  der  Beamte,  in  dessen  Bezirk  sich  die  Unternehmung  oder  deren 
Hauptsitz  oder  der  Wohnort  des  Besitzers  befindet,  von  den  Beamten,  in  deren 
Bezirken  die  Unternehmungen  oder  die  Zweigniederlassungen  liegen  oder  das 
Einkommen  erzeugt  wird,  die  nötigen  Notizen  sowohl  über  die  einzelnen,  nach 
ihrer  Schätzung  von  jeder  Unternehmung  oder  Niederlassung  produzierten  Er- 
trägnisse und  die  Besoldungen  und  Bezüge  ihrer  Angestellten,  wie  auch  über 
die  anderen,  in  ihrem  Bezirk  erzeugten  Einkünfte  zu  requirieren. 

Von  dieser  Requisition  ist  noch  ausserdem  der  Inspektor,  welchem  die 
ebenerwähnten  Agenten  unterstellt  sind,  in  Kenntnis  zu  setzen, 

Art.  69  (Art.  36  und  50  des  Gesetzes).  Wenn  der  Beamte  Anhaltspunkte 
für  den  Nachweis  gesammelt  hat,  dass  die  zur  Belegung  einer  Deklaration  über- 
gebenen  Urkunden  nicht  das  zu  deklarierende  wirkliche  Einkommen  darstellen, 
so  kann  er  die  deklarierte  Summe  berichtigen. 

Derselbe  kann  femer  eine  Rente  einschreiben  und  deren  Betrag  bestimmen 
auch  wenn  nach  den  ihm  produzierten  Titeln  keine  Zinsen  stipuliert  zu  sein 
scheinen  oder  das  Kapital  hierselbst  als  unverzinslich  bezeichnet  ist. 
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In  diesen  Fällen  hat  der  Beamte  vor  Berichtigung  der  Summe  auf  dem 
Foi'mular  den  Deklarierenden  zur  Erlangung  von  Aufklärungen  und  Nachweisen 
vorzurufen.  Fügt  sich  der  Pflichtige  der  Berichtigung,  so  wird  die  Zustimmung 
im  Formular  eingetragen;  erscheint  oder  fügt  er  sich  nicht  und  will  der  Beamte 
nicht  von  der  Berichtigung  abstehen,  so  hat  dieser  jenen  hiervon  zu  verständigen. 

Art.  70  (Art.  36  und  (56  des  Gesetzes).  Wenn  der  Beitragspflichtige  zur 
Zeit  der  Steuererklärungen  im  Formular  das  Erlöschen  eines  Einkommens  an- 
gibt, so  hat  der  Beamte  nach  Massgabe  der  Vorschriften  des  Art.  110  zu  er- 
wägen, ob  er  die  Anzeige  berücksichtigen  darf  oder  nicht;  und  in  letzterem 
Fall  den  Pflichtigen  von  seiner  Ablehnung  zu  verständigen. 

Art.  71  (Art.  57  des  Gesetzes).  Die  Bewertung  der  grundbaren  Einkünfte 
aus  Ländereien  und  Gebäuden  zum  Vollzug  des  Art.  57  des  Gesetzes  erfolgt 
durch  Vermehrung  der  Prinzipalsteuer  im  achtfachen  Betrag  mit  Ausnahme  der 
Zehnten  und  jedes  Zuschlags,  und  die  Bewertung  der  aus  der  Grundsteuer 
unterworfenen  Leistungen  fliessenden  Einkünfte  in  ihrem  gesamten  Betrage. 

Der  Beamte  hat  den  Beitragspflichtigen  das  Einkommen  aus  Grund  und 
Boden  und  die  zum  Vollzug  des  vorerwähnten  Gesetzesartikels  vorgenommene 
Bewertung  desselben  entweder  in  der  Mitteilung  der  von  Amtswegen  erfolgten 
Erklärungen  und  Berichtigungen  oder  durch  besondere  Zuschrift  bekannt  zu  geben. 

Bei  der  Bestimmung  des  Einkommens  der  Handwerker  hat  der  Beamte 
als  Regel  festzuhalten,  dass  das  Einkommen  in  die  Kategorie  B  einzureihen  ist, 
wenn  bei  dessen  Erzeugung  das  Kapital  die  Handarbeit  überwiegt. 

Art.  72  (Gesetz  vom  23.  Juni  1873).  Die  Steuerpflichtigen,  welche  in  der 
Zeit  vom  1.  bis  31.  Juli  eine  Erklärung  oder  Berichtigung  ihrer  Einkünfte  an- 
zubringen hatten  und  dieser  Obliegenheit  nicht  innerhalb  dieses  Termins  nach- 
gekommen sind,  können  innerhalb  30  aufeinanderfolgenden  Tagen  die  Unter- 
lassung mit  Minderung  der  Strafe  von  der  Hälfte  auf  den  vierten  Teil  der  Steuer 
gutmachen. 

Nach  dem  31.  Juli  kann  der  Beamte  die  Deklarationen  und  Rektifikationen 
von  Amts  wegen  vornehmen  und  es  beginnt  von  der  Mitteilung  derselben  für  die 
Pflichtigen  der  Lauf  der  Frist  zur  Ergreifung  von  Rekursen  an  die  Kommissionen. 

Art.  73  (Art.  40  des  Gesetzes  und  Gesetz  vom  23.  Juni  1873).  Wenn  der 
Beamte  mit  dem  Steuerpflichtigen  ein  Abkommen  über  die  Summe  der  Einkünfte 
trifft,  so  konstatiert  er  dasselbe  durch  eine  bestimmte  Erklärung,  welche  bei 
Vermeidung  der  Nichtigkeit  von  beiden  Teilen  vollzogen  und  unterschrieben 
sein  muss.  Ist  der  Pflichtige  des  Schreibens  unkundig  oder  unfähig  hierzu,  so 
hat  dies  der  Beamte  in  der  Erklärung  zu  erwähnen  und  die  Unterschrift  des 
Beitragspflichtigen  jene  von  zwei  Zeugen  zu  vertreten. 

Der  Auftrag  oder  die  Vollmacht  zur  Schliessung  eines  Abkommens  über 
die  Festsetzung  des  Einkommens  für  andere  muss  aus  einer  Urkunde  oder  aus 
einem  auch  auf  ungestempeltes  Papier  geschriebenen  Brief  zu  entnehmen  sein, 
welche  Schriftstücke  bei  den  Amtsakten  zu  verbleiben  haben. 

Art.  74  (Art.  37  des  Gesetzes).  Bei  der  Feststellung  der  Einkünfte  der 
gerichtlichen  Thürsteher  hat  der  Beamte  immer  den  von  den  zuständigen  Gerichts- 
behörden zu  erholenden  zusammengefassten  Stand  ihres  Verdienstes  und  ihrer 
Zulagen  als  Grundlage  zu  nehmen  und  in  der  Kategorie  C  den  Betrag  des  Ver- 
dienstes oder  in  die  Kategorie  D  jenen  der  Zulagen  einzuschreiben. 

Art.  75  (Art.  36  des  Gesetzes).  Die  neuen  Einkünfte,  die  Einkommens- 
mehrungen und  die  Besitzwechsel  von  industriellen  und  Handelsunternehmungen, 
welche  sich  vor  dem  1.  Juli  ergeben  haben  und  am  1.  August  noch  nicht  an- 
gezeigt sind,  schreibt  der  Beamte  von  Amts  wegen  in  die  Liste  ein. 

Derselbe  hat  ferner  die  neuen  von  den  Pflichtigen  oder  für  diese  von 
Amtswegen  abgegebenen  Deklarationen  und  Rektifikationen  durch  Beifügung 
der  von  ihm  später  entdeckten  oder  der  in  den  Deklarationen  hinweggelassenen 
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neuen  und  grösseren  Einkünfte  zu  berichtigen.  Er  hat  endlich  von  Amts  wegen 
die  Deklarationen  oder  Rektifikationen  sowohl  für  die  ganz  oder  teilweise  bei 
der  vorausgegangenen  Einsteuerung  entschlüpften,  sowie  für  diejenigen  Einkünfte 
abzugeben,  welche  bei  der  Einschätzung  selbst  in  einer  hinter  der  Wirklichkeit 
zurückbleibenden  Summe  festgestellt  worden  sind. 

Art.  76  (Art.  36  des  Gesetzes).  Die  Steuerinspektoren  haben  die  Steuer- 
ämter der  Provinz  zu  visitieren,  um  sich  die  Ueberzeugung  zu  verschaffen  ob 
die  Einschätzungsverhandlungen  von  den  Beamten  in  regelmässiger  und  vor- 
geschriebener Weise  vorgenommen  worden  sind. 

Dieselben  haben  insbesondere  festzustellen,  ob  die  Beamten  die  aus  den 
von  den  Steuerpflichtigen  abgegebenen  und  von  Amts  wegen  aufgenommenen 
Deklarationen  hervorgehenden  Einkünfte  genau  angeschlagen  haben:  es  liegt 
ihnen  ferner  ob,  behufs  genauer  Prüfung  der  Arbeiten  des  Beamten  Erkun- 
digungen einzuziehen  und  Vergleichungen  anzustellen;  den  Durchschnittsbetrag 
der  den  vornehmsten  Gewerben  und  Berufsarten  in  jeder  Gemeinde  zugemessenen 
Einkünfte  zu  erheben;  die  in  den  verschiedenen  Gemeinden  für  dieselben 
Berufs-  und  Gewerbsklassen  eingeschätzten  Einkünfte  zu  vergleichen  und 
den  Beamten  die  Richtpunkte  und  Grundsätze  zu  bezeichnen,  welche  bei  der 
Einschätzung  behufs  Erzielung  einer  gerechten  Ausgleichung  der  Steuer  für  alle 
Einkünfte  von  gleicher  Art  und  gleichem  Ursprung  zu  befolgen  sind. 

Art.  77  (Art.  36  und  49  des  Gesetzes).  Die  unmittelbar  oder  durch  Ver- 
mittlung des  Bürgermeisters  eingebrachten  Deklarationen,  Rektifikationen  und 
Reklamationen  sind  nach  und  nach  in  eine  beigefügte  Mutterrolle  einzutragen,  von 
welcher  die  dem  Steuerpflichtigen  auszuhändigende  Bestätigung  abgetrennt  wird. 

Auch  die  von  Amts  wegen  erfolgten  Deklarationen  und  Rektifikationen 
sind  vom  Beamten  mit  einem  besonderen  Zeichen  versehen  in  derselben  Mutter- 
rolle vorzutragen. 

Art.  78  (Art.  38  des  Gesetzes).  Nach  Vollzug  der  Prüfung  der  Deklara- 
tionen fertigt  der  Steuerbeamte  für  jede  Gemeinde  bezüglich  der  in  Art.  38 
des  Gesetzes  berührten  Einkünfte  eine  Liste  der  Steuerpflichtigen  unter  Aus- 
scheidung derselben  nach  ihrer  Gewerbe-,  Handels-  oder  Berufsart  und  Notierung 
des  angegebenen  und  von  Amts  wegen  eingeschriebenen  oder  berichtigten  Ein- 
kommens für  jeden  einzelnen. 

In  der  Liste  jeder  Gemeinde  sind  die  Pflichtigen  für  jede  Art  von  Gewerbe, 
Handel  und  Beruf  in  alphabetischer  Ordnung  und  zusammengefasst  in  Gruppen 
mit  mehreren  Unterarten  vorzutragen. 

Art.  79  (Art.  39  des  Gesetzes).  Die  Liste  wird  vom  Beamten  spätestens 
bis  10.  September  mit  Begleitnote  dem  Bürgei-meister  in  Doppelschrift  über- 
sendet, welcher  ein  Exemplar,  mit  Fertigung  und  Bezeichnung  des  Empfangs- 
tages versehen,  dem  ersteren  zurückzustellen  hat. 

Die  Liste  gelangt  durch  Auflegung  im  Gemeindeamt  in  den  folgenden 
20  Tagen  zur  Veröffentlichung.  Der  Bürgermeister  bezeichnet  in  einer  während 
der  genannten  20  Tage  am  Gerichtsbrett  anzuschlagenden  Bekanntmachung  die 
Tage  und  Stunden  für  die  Einsicht  durch  die  Beteiligten. 

Art.  80  (Art.  39  des  Gesetzes).  Dem  Beamten  liegt  ob,  die  Veröffent- 
lichung der  Liste  innerhalb  des  festgesetzten  Termines  zu  überwachen  und  im 
Falle  der  Verzögerung  oder  Verweigerung  unmittelbar  beim  Präfekten  oder 
Unterpräfekten  amtliche  Abhilfe  zu  veranlassen. 

Nach  Veröffentlichung  der  Tabelle  hat  sie  der  Bürgermeister  dem  Steuer- 
beamten mit  Bekanntgabe  des  Vollzugs  zurückzusenden. 

Die  Rücksendung  hat  mit  einem  doppelt  gefertigten  Schreiben  zu  ge- 
schehen, wovon  eines  nach  Bestätigung  durch  den  Beamten  und  Rückgabe  an 
den  Bürgermeister  im  Gemeindeamt  als  Empfangsbeleg  verbleibt. 
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Art.  81  (Art.  36  imd  39  des  Gesetzes).  Die  von  Amtswegen  erfolgten 
Erklärungen  und  Berichtigungen  sind  den  Steuerpfliclitigen  unabhängig  von  der 
Veröftentlichung  der  Liste  durch  Zuschrift  bekannt  zu  geben. 

Die  Benachrichtigungen  werden  durch  Gemeindebedienstete  oder  Boten 
vollzogen;  es  ist  jedoch  dem  Finanzminister  anheimgegeben,  bei  den  Steuer- 
ämtern der  bedeutendsten  Städte  die  Gemeindediener  durch  besondere  Boten 
zu  ersetzen. 

Die  Benachrichtigung  erfolgt  durch  Zustellung  der  Zuschrift  an  die  Person 
des  Steuerpflichtigen.  Kann  die  Zustellung  nicht  an  dessen  Person  geschehen, 
so  ist  die  Zuschrift  in  seiner  Wohnung  einem  Familien-  oder  Hausangehörigen 
oder  Bediensteten  zuzustellen. 

In  Ermangelung  des  Steuerpflichtigen  und  der  eben  bezeichneten  Personen 
und  im  Falle  der  Verweigerung  der  Annahme  des  Schriftstücks  ist  dasselbe 
an  der  Wohnungsthüre  anzuheften,  worüber  der  Bote  eine  Bestätigung  abgibt. 

Für  die  im  Art.  56  angegebenen  Personen  erfolgt  die  Zustellung  an  deren 
Repräsentanten  oder  deren  Stellvertreter  oder  an  die  zum  Empfang  der  Be- 
nachrichtigungen Ermächtigten. 

Der  Bote  hat  immer  die  Bestätigung  des  Empfängers  zu  erholen,  und 
wenn  derselbe  nicht  unterzeichnen  will,  eine  a\isdrückliche  Erklärung  über  die 
Ursache  des  Mangels  der  Unterschrift  abzugeben. 

Im  Falle  der  Anheftung  an  die  Thüre  der  Wohnung  des  Pflichtigen  dient 
die  Bestätigung  des  Boten  als  Zustellungsnachweis. 

Wenn  der  Pflichtige  seinen  Wohnsitz  nicht  in  der  Gemeinde  hat,  wird 
die  Benachrichtigung  die  acht  folgenden  Tage  an  der  Thüre  des  Gemeinde- 
hauses angeheftet  und  der  Gemeindesekretär  bestätigt  im  Bericht  die  Ausführung 
der  Anheftung  unter  der  Unterschrift  des  Boten. 

Die  Benachrichtigungen  werden  durch  doppelt  ausgefertigte,  vom  Boten 
unterschriebene  Berichte  beurkundet,  in  welchen  Tag,  Monat  und  Jahr  der  Be- 
nachrichtigung, die  Person,  welcher  zugestellt  worden  ist,  und  wenn  diese  nicht 
der  Steuerpflichtige  ist,  deren  Stand  angegeben  sein  müssen. 

Eine  Ausfertigung  des  Berichts  wird  dem  Pflichtigen  oder  dem  Empfänger 
der  Benachrichtigung  ausgehändigt,  die  andere  dem  Steuerbeamten  zurückgestellt. 

Art.  82  (Art.  38  und  39  des  Gesetzes).  Bei  der  Bekanntgabe  der  von 
Amts  wegen  vorgenommenen  Erklärungen  und  Berichtigungen  an  die  Steuer- 
pflichtigen hat  der  Beamte  bezüglich  der  nach  Klassen  einzuschätzenden  Ein- 
künfte die  Nummer  oder  die  Nummern  der  Klassen  anzugeben,  unter  welchen 
sich  der  Steuerpflichtige  in  der  Liste  eingeschrieben  findet. 

Kapitel  VL 
Berufungen  an  die  Kommissionen  der  ersten  Instanz. 

Art.  83  (Art.  42  des  Gesetzes).  Gegen  die  Thätigkeit  des  Beamten  kann 
der  Steuerpflichtige  an  die  Kommission  der  ersten  Instanz  Berufung  ergreifen 
und  zwar  auch  durch  Vermittlung  eines  Geschäftsträgers  oder  Stellvertreters 
oder  einer  jener  Personen,  welche  nach  Anordnung  des  Art.  41  für  ihn  die  Er- 
klärung abzugeben  haben. 

Die  Berufungen  müssen  individuell  gefasst,  auf  Stempelpapier  von  50  Cen- 
tesimi  geschrieben  und  innerhalb  20  Tagen  von  der  Zustellung  der  Benach- 
richtigung an  beim  Beamten  oder  beim  Bürgermeister  eingereicht  sein. 

Sowohl  der  Beamte  wie  der  Bürgermeister  haben,  auch  wenn  solches  vom 
Steuerpflichtigen  nicht  verlangt  wird,  eine  Bestätigung  über  den  Empfang  der 
Berufungen  abzugeben,  welche  das  einzige  Beweisstück  dafür  bildet,  dass  die 
Berufungen  in  dem  oben  angegebenen  Termin  eingereicht  worden  sind. 

Die  beim  Bürgermeister  eingereichten  Berufungen  werden  von  diesem 
dem  Beamten  mit  einem  Verzeichnis  übennittelt. 

Dem  Beamten  müssen  auch  die  von  den  Steuerpflichtigen  zur  Unterstützung 
der  Berufung  beigebrachten  Urkunden  und  Vei-handlungen  mitgeteilt  werden. 
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Die  übergebenen  Verhandlungen  und  Beweisstücke,  welche  eine  Zuwider- 
handlung gegen  die  Register  und  Stempelgesetze  enthalten,  sind  vom  Beamten 
dem  Registeramt  anzuzeigen. 

Die   Unterlassung    der  Berufung   an   die  Kommission    der   ersten  Instanz^ 
innerhalb   der   nächsten   20   Tage   nach  Zustellung    der  Benachiichtigung ,    voi 
welchen  die  Art.  59,  60,  61  und  81  handeln,  bewirkt  die  Rechtskraft  der  voi 
Beamten   festgesetzten    Summen   vorbehaltlich    der  Bestimmungen    der  Art.  43 
und  50  des  Gesetzes. 

Art.  84  (Art  42  des  Gesetzes).  Der  Beamte  hat  die  an  ihn  gelangten« 
Berufungen  und  Anlagen  innerhalb  monatlicher  Frist  vom  Tage  des  Empfangs 
an  der  Kommission  unter  Beifügung  eines  doppelt  gefertigten  Verzeichnisses 
zu  übermitteln  und  eine  Abschrift  der  Steuererklärungen  mit  dem  Original  der 
Benachrichtigung  und  dem  Zustellungsbericht  zur  Lieferung  des  Nachweises  über 
die  Bekanntgabe  der  von  Amtswegen  erfolgt'' n  Steuererklärung  beizulegen. 
Derselbe  unterbreitet  der  Kommission  die  Bemerkungen  und  Urkunden,  welche 
er  für  nützlich  hält. 

Bei  der  Kommission  ist  ein  Register  zu  führen,  in  welches  der  Tag  des 
Eintreffens  des  Verzeichnisses,  die  Gesamtzahl  der  Bei'ufungen  und  der  Name 
der  Berufungsführer  einzutragen  sind. 

Ein  Exemplar  des  Verzeichnisses  wird  mit  der  Unterschrift  des  Voi'sitzenden 
und  mit  der  Bezeichnung  der  Tage  versehen,  an  welchen  dasselbe  eingelaufen 
ist  und  die  Berufungen  registriert  worden  sind,    dem  Steueramt  zurückgestellt. 

Das  Register  wird  vom  Finanzintendanten  oder  einem  Abgeordneten  des- 
selben numeriert  und  auf  jeder  Seite  vidimiert.  Auf  der  letzten  Seite  jedes 
Registers  ist  die  Zahl  der  Seiten  anzugeben,  welche  dasselbe  enthält. 

Das  Register  steht  auf  Verlangen  sowohl  dem  Beruf ungsführer  wie  dem 
Beamten  und  dem  Steuerinspektor  zur  Einsicht  offen. 

Art.  85  (Art.  40  des  Gesetzes).  Gleichzeitig  mit  der  ersten  Absendung 
der  Berufungen  übermittelt  der  Beamte  die  Liste  nach  Eintragung  der  mit  dem 
Steuerpflichtigen  vereinbarten  Summen  des  reinen  Einkommens  an  die  Kommission 
der  ersten  Instanz. 

Die  Liste  hat  zwei  Jahre  bei  der  Kommission  zu  verbleiben;  dem  Beamten 
liegt  aber  ob,  in  derselben  die  entweder  durch  Entscheidungen  oder  neue  Ein- 
schätzungen veranlassten  Aenderungen  einzutragen. 

Art.  86  (Art.  38,  43,  44  und  50  des  Gesetzes).  Die  Kommission  prüft  die 
Berufungen  und  fällt  ihre  Entscheidung  über  jede  derselben  nach  Anhörung  und 
Besprechung  des  hierüber  erstatteten  Berichts  und  zwar  bezüglich  der  unter 
Art.  38  des  Gesetzes  behandelten  Einkünfte  nach  Klassen  unter  Bestimmung 
des  Bruttoeinkommens,  der  Spesen,  des  Nettoeinkommens  und  der  Passivzinsen 
für  jede  Abteilung  und  jede  Kategorie. 

Der  Beamte  oder  ein  Stellvertreter  desselben  kann  den  Sitzungen  der 
Kommission  anwohnen,  jedoch  ohne  beratende  Stimme. 

Die  Kommission  kann  von  den  unter  Art.  50  des  Gesetzes  bezeichneten 
Befugnissen  Gebrauch  machen.  Dieselbe  ist  jedoch  immer  verpflichtet,  den  Be- 
ruf ungsführer  in  Person  zu  hören,  wenn  derselbe  in  der  Berufung  oder  auch 
durch  einfache  Zuschrift  solches  verlangt,  in  welchem  Falle  nur  der  Beamte 
von  dem  Tag  und  der  Stunde  verständigt  werden  muss,  zu  welcher  die  Ver- 
handlung stattfinden  wird,  um  derselben  anwohnen  zu  können.  Die  Benach- 
richtigung des  Steuerpflichtigen  und  des  Beamten  wird  vom  Präsidenten  der 
Kommission  vollzogen  und  ist  in  den  Akten  zu  konstatieren. 

Die  Entscheidung  darf,  vorbehaltlich  der  Bestimmung  in  Ai-t.  43  und  50 
des  Gesetzes,  nicht  über  die  Grenzen  der  Anfechtung  hinausgehen. 

Art.  87  (Art.  42  des  Gesetzes).  Die  Entscheidung  der  Kommission  über 
die  Berufungen  soll  wo  möglich  innerhalb  30  Tagen  nach  ihrer  Einreichung 
verkündigt  werden. 
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Art.  88  (Art.  44  des  Gesetzes).  Der  Vorsitzende  übersendet  dem  Beamten 
Zug  um  Zug  den  Text  der  für  jeden  Steuerpflichtigen  und  für  jede  Einkommens- 
klasse ergangenen  Entscheidungen  unter  Anfügung  der  Berufungen,  der  Steuer- 
erklärungen und  einem  doppelt  gefertigten  Verzeichnis  der  übermittelten  Ent- 
scheidungen. 

Eines  derselben  wird  vom  Beamten  unterzeichnet  und  dem  Vorsitzenden 
sofort  zurückgestellt. 

Nach  Vollendung  der  Arbeiten  der  Kommission  werden  die  Protokolle, 
Register  und  Akten  dem  Beamten  übermittelt,  welcher  für  deren  Aufbewahrung 
verantwortlich  ist. 

Art.  89  (Art.  46  und  51  des  Gesetzes).  Dem  Beamten  liegt  ob,  dem  Be- 
rufungsführer den  Tenor  der  Entscheidung  durch  Zusendung  einer  Benachrich- 
tigung bekannt  zu  geben. 

Diese  Benachrichtigung  ist  vom  Beamten  dem  Bürgermeister  spätestens 
60  Tage  nach  Mitteilung  der  Entscheidung  zu  übermitteln  und  deren  Zustel- 
lung mit  den  unter  Art.  81  vorgezeichneten  Modalitäten  und  Formalitäten  zu 
vollziehen. 

Die  Steuerpflichtigen  können  vom  Beamten  die  Einsicht  des  Textes  der 
Entscheidung,  sowie  auch  eine  Abschrift  von  derselben  verlangen,  welche  auf 
einfachem  Papier  mit  der  unter  Nr.  8  des  Tarifs  zum  Gesetz  über  die  Kataster- 
umschreibungen vorgezeichneten  Gebühr  ausgefertigt  wird. 

Art.  90  (Art.  43  des  Gesetzes).  Die  Kommission  der  ersten  Instanz  hat 
die  Befugnis,  die  vom  Beamten  eingeschriebenen  Einkünfte  zu  erhöhen  und  die 
von  demselben  ausser  acht  gelassenen  Einkommensbestandteile  einzuschreiben, 
und  zwar  sowohl  im  Falle  der  Berufung  wie  im  Falle  der  Unterlassung  der- 
selben, oder  der  Bestätigung  der  bei  der  vorausgehenden  Einschätzung  fest- 
gesetzten Einkünfte  durch  Stillschweigen  oder  Anerkennung  der  von  Amts  wegen 
erfolgten  Steuererklärungen  oder  Berichtigungen  seitens  der  Steuerpflichtigen. 

Diese  Befugnis  der  Kommissionen  bleibt  ausser  Kraft,  wenn  zwischen  dem 
Beamten  und  dem  Steuerpflichtigen  kein  Streit  über  das  Einkommen  bestanden 
hat  und  dieses  in  die  Liste  eingeschrieben  worden  ist. 

Die  Kommission  hat,  wenn  sie  von  der  obigen  Befugnis  Gebrauch  machen 
will,  den  Vorschlag  der  Erhöhung  oder  Einschreibung  dem  Pflichtigen  mitzuteilen, 
welcher  innerhalb  20  Tagen  nach  der  Mitteilung  Berufung  an  die  Kommission 
selbst  ergreifen  kann. 

Die  Kommission  entscheidet  über  die  Berufung  und  es  wird  die  Ent- 
scheidung in  der  durch  den  oben  angezogenen  Artikel  bestimmten  Form  be- 
kannt gegeben. 

Nach  Ablauf  des  zwanzigtägigen  Termins  ohne  Berufung  des  Steuerpflich- 
tigen wird  die  von  der  Kommission  vorgeschlagene  Einkommenssumme  definitiv. 

Kapitel  VII. 

'Berufungen  an  die  Provinzialkommissionen  und  die  Zentral- 
kommission. 

Art.  91  (Art.  46  des  Gesetzes).  Gegen  die  Entscheidungen  der  Kommis- 
sionen erster  Instanz  können  die  Steuerpflichtigen  innerhalb  des  Termines  von 
20  Tagen  nach  Mitteilung  der  unter  Art.  89  vorgesehenen  Benachrichtigung 
Berufung  zur  Provinzialkommission  ergreifen. 

In  gleicher  Weise  kann  der  Beamte  Berufung  ergreifen  und  hat  in  diesem 
Falle  den  Steuerpflichtigen  durch  Zuschrift  zu  verständigen,  worin  er  ihm  die 
Entscheidung  der  erstinstanziellen  Kommission  unter  Darlegung  der  Motive  der 
Berufung  mitteilt. 

Innerhalb  des  Termins  von  20  Tagen  von  dieser  Mitteilung  an  hat  der 
Beamte  der  Provinzialkommission  seine  Berufung  vorzulegen,  an  deren  Stelle 
auch  die  Abschrift  der  obigen  Zuschrift  treten  kann. 
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Art.  92  (Art.  46  und  48  des  Gesetzes).  Wenn  dasselbe  Einkommen  für 
einen  Pflichtigen  in  zwei  Gemeinden  verschiedener  Distrikte  eingeschätzt  wird, 
so  verständigt  der  Beamte,  welcher  die  Berufung  gegen  die  Doppelbesteuerung 
erhält,  den  Beamten  des  anderen  Distrikts,  welcher  die  im  Laufe  befindliche 
Einsteuerung  einstellt  oder  einstellen  lässt  und  dem  anderen  seine  Ausführungen 
und  sein  Gutachten  über  die  Frage  der  Doppelbesteuerung  übermittelt. 

Der  Beamte,  welcher  die  Berufung  erhalten  hat,  sorgt  dafür,  dass  die 
Frage  an  die  Provinzialkommission  gelangt,  wenn  es  sich  um  Distrikte  in  der- 
selben Provinz,  oder  an  die  Zentralkommission,  wenn  es  sich  um  die  Doppel- 
besteuerung zwischen  verschiedenen  Provinzen  handelt. 

Nach  Entscheidung  der  Frage  der  Doppelbesteuerung  vollziehen  sich  die 
Einschätzungsakte  auf  Vorkehrung  des  zuständigen  Amtes. 

Art.  93  (Art.  46  und  48  des  Gesetzes).  Wenn  die  Einsteuerung  eines  in 
einer  Gemeinde  definitiv  eingeschriebenen  Einkommens  in  einem  anderen  Distrikt 
vom  Beamten  in  Angriff  genommen  wird,  so  geht  die  Frage  der  Doppelbe- 
steuerung ohne  Präjudiz  für  die  Einschätzung  ebenfalls  an  die  Provinzial-  oder 
Zentralkommission  über,  unbeschadet  des  Aufschubs  der  Einschätzung,  wenn 
aus  örtlichen  Gründen  die  definitive  Einschreibung  aufgehoben  und  die  Ein- 
steuerung im  anderen  Distrikt  als  gesetzlich  erklärt  wird. 

Art.  94  (Art.  46  und  47  des  Gesetzes).  Für  Rekurse  in  der  Berufungs- 
instanz ist  das  unter  Art.  83,  84,  86,  87,  88  und  89  vorgezeichnete  Verfahren 
massgebend  und  die  Provinzialkommissionen  sind  mit  den  nämlichen  Befugnissen 
ausgestattet,  welche  jene  Artikel  den  erstinstanziellen  Kommissionen  einräumen. 
Sie  sind  jedoch  nicht  verpflichtet,  die  Entscheidungen  über  die  unter  Art.  38 
des  Gesetzes  erwähnten  Einkünfte  nach  Klassen  zu  fällen.  In  keinem  FaUe 
dürfen  sie  den  Bescheid  vor  Ablauf  von  20  Tagen  nach  Mitteilung  der  Be- 
rufung verkünden. 

Die  unter  Art.  66  vorgesehene  Erklärung  wird  vom  Präfekten  abgegeben. 

Die  Berufungsrekurse  sowohl  der  Pflichtigen  wie  des  Beamten  gegen  die 
Entscheidungen  der  Kommissionen  müssen  mit  allen  Akten  und  Vorlagen  der 
ersten  Instanz  einschliesslich  der  Entscheidungen  selbst  versehen  sein. 

Dem  Beamten  sind  auch  die  Gegenrekurse  und  die  von  den  Steuer- 
pflichtigen gegen  die  von  ihm  erhobenen  Berufungen  beigebrachten  Dokumente 
mitzuteilen. 

Der  Finanzintendant  oder  ein  Stellvertreter  desselben  hat  die  Befugnis, 
den  Sitzungen  der  Provinzialkommissionen  jedoch  ohne  beschliessende  Stimme 
anzuwohnen. 

Die  Kommission  hat  in  dem  Falle  und  nach  den  Vorschriften  des  Art.  86 
den  Berufungsführer  in  Person  zu  hören. 

Der  Vorsitzende  der  Provinzialkommission  übermittelt  nach  Abschluss 
der  Entscheidungen  die  Akten  und  Protokolle  an  den  Intendanten,  welcher  für 
ihre  Aufbewahrung  sorgt. 

Art.  95  (Art.  48  und  50  des  Gesetzes).  In  den  Rekursen  an  die  Zentral- 
kommission in  den  vom  Gesetz  zugelassenen  Fällen  sind  die  Thatsachen,  die 
Fragen  und  der  Sinn  der  angefochtenen  Entscheidung  auseinanderzusetzen  und 
die  Artikel  des  Gesetzes  oder  des  gegenwärtigen  Regulativs  zu  bezeichnen,  deren 
Verletzung  oder  unrichtige  Anwendung  behauptet  wird. 

Bei  diesen  Rekursen  haben  die  Steuerpflichtigen  und  Beamten  die  für 
die  Rekurse  an  die  Provinzialkommissionen  bestehenden  Vorschriften  zu  beachten. 

Die  Unterlassung  des  Rekurses  innerhalb  20  Tagen  von  der  Mitteilung 
der  Entscheidung  der  Provinzialkommission  an  bewirkt  deren  Rechtskraft. 

Art.  96  (Art.  46  und  48  des  Gesetzes).  Die  Provinzialkommissionen  und 
die  Zentralkommission  haben  die  Gründe  ihrer  Entscheidungen  zu  bezeichnen 
so  oft  sie  über  Rechtsfragen  erkennen. 
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Art.  97  (Art.  46,  48  und  50  des  Gesetzes).  Für  die  von  den  Provinzial- 
kommissionen  und  der  Zentralkommission  erlassenen  Entscheidungen  kommt  die 
Vorschrift  des  Art.  89  zur  Anwendung. 

Kapitel  VIII. 

Einträge  im  Register. 

Art.  98.  Der  Beamte  schreibt  in  die  Steuererklärungen  die  durch  die 
erstinstanzieUen  oder  Provinzialkommissionen  oder  die  Zentralkommission  fest- 
gesetzten Aenderungen  Zug  für  Zug,  wie  ihm  die  bezüglichen  Entscheidungen 
zukommen,  ein. 

Art.  99.     Die   bis   zum   15.  November   definitiv   festgestellten  Einkünfte 
werden  in  das  Register  eingeschrieben. 
Definitiv  festgestellt  sind: 

1.  Die  von  den  Besitzern  erklärten,  berichtigten  oder  durch  Stillschweigen 
bestätigten  und  vom  Agenten  anerkannten  Einkünfte; 

2.  die  zwischen  den  Besitzern  und  dem  Agenten  vereinbarten  Einkünfte; 
8.  die  durch  die  Kommission  der  ersten  Instanz  von  Amts  wegen  erhöhten 

oder   eingeschriebenen  und  nicht  innerhalb  20  Tagen  von  der  Bekanntgabe  des 
Vorschlags  angefochtenen  Einkünfte; 

4.  die  durch  den  Beamten  von  Amts  wegen  erklärten  und  berichtigten 
und  von  den  Besitzern  nicht  vor  den  erstinstanzieUen  Kommissionen  innerhalb 
eines  20tägigen  Termines  von  der  Bekanntgabe  der  Offizialerklänmgen  und 
Berichtigungen  angefochtenen  Einkünfte ; 

5.  die  durch  die  erstinstanzieUen  Kommissionen  festgestellten  und  nicht  vom 
Beamten  oder  den  Besitzern  vor  den  Provinzialkommissionen  innerhalb  20  Tagen 
von  der  Bekanntgabe  der  Entscheidungen  der  erstinstanzieUen  Kommissionen 
an  angefochtenen  Einkünfte; 

6.  die  durch  die  Provinzialkommissionen  festgesetzten  und  nicht  vom 
Beamten ,  oder  den  Besitzern ,  innerhalb  20  Tagen  von  der  Bekanntgabe  der 
Entscheidungen  dieser  Kommissionen  an  ,  vor  der  Zentralkommission  angefoch- 
tenen Einkünfte; 

7.  die  ungewissen  und  schwankenden  Einkünfte ,  deren  Einschätzung  in 
der  zweiten  Instanz  durch  die  Provinzialkommissionen  erfolgt  ist,  wenn  auch 
dieselbe  vor  der  Zentralkommission  bestritten  vnirde ;  die  vorberührten  Einkünfte 
gelten  jedoch  in  allen  jenen  Fällen  nicht  als  definitiv  festgestellt,  in  welchen 
ausser  der  Einschätzung  auch  der  Bestand  und  die  Steuerpflicht  angefochten  ist; 

8.  die  durch  die  Zentralkommission  festgestellten  Einkünfte. 

Art.  100.  Ueber  die  Einkünfte,  bezüglich  deren  bis  zum  15.  November 
noch  keine  definitive  Entscheidung  seitens  der  Kommissionen  ergangen  ist,  hält 
der  Beamte  in  einem  Nebenregister  Vormerkung. 

Wenn  dann  die  definitive  Entscheidung  erfolgt  ist,  so  besorgt  der  Beamte 
die  nötigen  Vormerkungen  in  den  Steuererklärungen  und  die  Einschreibung  der 
Einkünfte  in  das  Register. 

Soferne  von  den  Einkünften  desselben  Besitzers  einige  am  15.  November 
definitiv  eingeschätzt  sind  und  andere  zur  gleichen  Zeit  noch  nicht,  so  werden 
im  Register  nur  die  ersteren  eingeschrieben  und  die  anderen  nur  dann,  wenn 
die  definitive  Entscheidung  der  Kommissionen  ergangen  ist. 

Kapitel  IX. 

Bildung  und  Veröffentlichung  der  Heberolle. 

Art.  101  (Art.  54,  55,  56,  57  und  58  des  Gesetzes).  Der  Beamte  bestimmt 
für  jeden  Pflichtigen  das  der  Steuer  zu  unterwerfende  Einkommen  unter  Be- 
obachtung der  Vorschriften  unter  Art.  54,  55,  56  und  57  des  Gesetzes,  52  und 
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53  des  gegenv^ärtigen  Regulativs ;  er  macht  in  der  Steuererklärung  uud  dem 
Register  einen  Zusammentrag  der  steuerbaren  Einkünfte  und  schreitet  in  folgender 
Weise  zur  Bildung  der  Rolle: 

1.  Er  schreibt  in  alphabetischer  Ordnung  die  Namen  der  Pflichtigen; 

2.  die  definitiv  eingeschätzten  Einkünfte  ein; 

3.  bezüglich  der  nicht  definitiv  eingeschätzten  Einkünfte  schreibt  er  ein 

a)  die  von  ihm  vorgeschlagene  Summe ,  wenn  60  Tage  seit  Einreichung 
der  Rekurse  verstrichen  sind  und  die  erstinstanziellen  Kommissionen 
ihr  Urteil  über  dieselben  noch  nicht  gefällt  haben; 

b)  die  vom  Pflichtigen  angegebene,  berichtigte  oder  bestätigte  Summe,  vrenn 
noch  nicht  60  Tage  seit  Einreichung  des  Rekurses  gegen  die  Offizialbe- 
richtigung  verstrichen  sind ,  vorbehaltlich  des  Rechts ,  in  die  Ergän- 
zungsrolle, die  grössere  nach  dem  Urteil  der  Kommissionen  sich  er- 
gebende Summe  einzuschreiben; 

c)  die  von  der  erstinstanziellen  oder  den  Provinzialkommissionen  bestimm- 
ten Summen,  wenn  zur  Zeit  der  Anlegung  der  Heberolle  die  Provinzial- 
kommissionen oder  die  Zentralkommission  noch  nicht  entschieden  haben; 

4.  er  fügt  den  steuerbaren  Einkünften  die  Steuerquote  mit  den  gesetz- 
lichen Erhöhungen  und  den  bezüglichen  Zuschlägen  bei; 

5.  er  schreibt  die  Prinzipalgrundsteuer,  von  welcher  Art.  9  Abs.  2  des 
Gesetzes  handelt,  ein  und  fügt  die  5  Prozent  mit  den  durch  das  Gesetz  be- 
stimmten Erhöhungen  und  den  bezüglichen  Zuschlägen  bei; 

6.  er  zieht  die  Summen  in  jeder  Kolonne  und  für  jede  Seite  und  über- 
trägt sie  in  den  Zusammentrag  der  Rolle. 

Die  Zuschläge  zur  Steuer  und  zu  den  unter  Nr.  4  und  5  berührten  Er- 
höhungen betragen  2  Centesitni  auf  die  Lira  für  die  Kosten  der  Verteilung  und 
der  Aufgelder  für  die  Einhebung. 

Art.  102  (Art.  58  des  Gesetzes).  Die  Heberollen  sind  dem  Finanzinten- 
danten vom  Agenten  spätestens  bis  15.  Dezember  zu  übermitteln. 

Der  Intendant  prüft  dieselben  nach  Empfang  Zug  für  Zug  und  sendet 
sie  nach  Richtigbefund  dem  Präfekten  zu. 

Der  Präfekt  erklärt  die  Listen  für  vollstreckbar  und  stellt  sie  dem  In- 
tendanten zurück,  welcher  sie  behufs  der  unter  Art.  24  des  Gesetzes  vom 
20.  April  1871,  Nr.  192,  zweite  Serie  vorgeschriebenen  Veröffentlichung  dem 
Bürgermeister  Übermacht. 

Kapitel  X. 
Ergänzungseinsteuerungen. 

Art.  103  (Art.  27  und  59  des  Gesetzes).  Der  Beamte  fertigt  von  Amts 
wegen  die  Steuererklärung  für  die  bei  der  Haupteinschätzung  entgangenen  und 
für  die  neuen  nach  dem  30.  Juni  entstandenen  und  nicht  vom  Pflichtigen  er- 
klärten Einkünfte. 

Er  hat  auch  von  Amts  wegen  die  Berichtigung  der  definitiven  Einkünfte, 
welche  nicht  durch  die  Hauptliste  eingesteuert  worden  sind,  für  den  ganzen 
Betrag  des  aus  den  bezüglichen  Titeln  hervorgehenden  Einkommens  vorzunehmen. 

Er  hat  ausserdem  Sorge  zu  tragen,  dass  die  Einschätzungsarbeiten  für 
jene  Einkünfte  in  Angriff  genommen  und  fortgesetzt  werden ,  welche  ,  obwohl 
sie  von  ihm  oder  von  den  Kommissionen  festgestellt  worden  sind,  nicht  in  die 
Hauptliste  aufgenommen  waren,  oder  infolge  von  Unterlassung  oder  unregel- 
mässiger Zustellung  der  Benachrichtigung  ausser  Kraft  gesetzt  worden  sind. 

Die  in  diesem  Artikel  behandelten  Einkünfte  werden  nach  den  im  gegen- 
wärtigen Regulativ  aufgestellten  Normen  mit  Ausschluss  der  Anlegung  und 
Veröffentlichung  der  Tabelle  gemäss  Art.  41  des  Gesetzes  festgestellt  und  durch 
Ergänzungsliste  zur  Steuer  gezogen. 

Art.  104  (Art.  58  und  59  des  Gesetzes).  In  das  Steuererklärungsformula  ^ 
und  in  das  Register  sollen  ebenfalls  eingeschrieben  und  durch  die  Ergänzung- 
rolle zur  Steuer  gezogen  werden  : 
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a)  die  Einkünfte,  welche,  wenn  auch  vor  der  Büdung  des  Hauptregisters 
von  Amts  wegen  erklärt  oder  berichtigt,  doch  zu  jener  Zeit  wegen  der  Hängigkeit 
des  durch  Art.  83  vorgesehenen  Anfechtungstermins  nicht  definitiv  geworden  sind ; 

b)  die  neuen  und  die  grösseren  aus  nicht  vor  der  Anfertigung  der  Haupt- 
liste dem  Agenten  zugegangenen  definitiven  Kommissionsentscheidungen  oder 
gerichtlichen  Urteilen  sich  ergebenden  Einkünfte; 

c)  die  Einkünfte,  welche,  obwohl  definitiv  festgestellt,  aus  materiellem 
Versehen  nicht  in  die  Hauptliste  aufgenommen  worden  sind. 

Art.  105  (Art.  64,  55,  56,  57  und  58  des  Gesetzes).  Die  Ergänzungsrollen 
werden  nach  den  Vorschriften  des  vorhergehenden  Kapitels  gebildet  und  nach 
den  Vorschriften  des  Art.  30  des  Regulativs  vom  25.  August  1876  Nr.  3303 
Serie  2  a)  über  die  Einhebung  der  direkten  Steuern  veröffentlicht. 

Kapitel  XI. 
Rekurse   im  Administrativweg  nach  Anlegung   der  Heberolle. 

Art.  106  (Art.  36  und  39  des  Gesetzes).  Innerhalb  dreier  Monate  von 
der  Vei'öffentlichung  der  Heberolle  an  können  die  Pflichtigen  beim  Finanzinten- 
danten wegen  Unterlassung  oder  wegen  nicht  in  der  durch  Art.  81  vorgeschrie- 
benen Form  erfolgter  Zustellung  der  Benachrichtigung,  unbeschadet  ihres  Rechts 
der  Berufung  an  die  Kommissionen,  Einsprache  erheben. 

Der  Intendant  sorgt,  soferne  ihm  diese  Einsprache  begründet  erscheint, 
mit  motivierter  Verfügung  für  die  Aufhebung  der  nicht  gesetzlich  eingeschrie- 
benen Steuerquoten  unter  Beauftragung  des  Beamten  zur  Wiederaufnahme  der 
Einsteuerungsverhandlungen. 

Art.  107  (Art.  52  des  Gesetzes).  Wegen  der  materiellen  Versehen,  von 
welchen  im  Art.  52  des  Gesetzes  die  Rede  ist ,  können  die  Pflichtigen  an  den 
Intendanten  rekurrieren,  welcher  seine  Entscheidung  fällt. 

Innerhalb  des  durch  obigen  Gesetzesartikel  vorgeschriebenen  Termins 
kann  der  Beamte  vom  Intendanten  die  Ermächtigung  verlangen ,  die  von  ihm 
wahrgenommenen,  die  Pflichtigen  schädigenden  Irrungen  zu  berichtigen. 

.Art.  108  (Art.  46  und  48  des  Gesetzes).  Wegen  der  doppelten  Einschrei- 
bung ein  und  desselben  Einkommens  in  den  Listen  von  zwei  Gemeinden  in  der- 
selben Provinz  oder  von  zwei  verschiedenen  Provinzen  kann  der  Pflichtige,  wenn 
von  demselben  weder  der  Betrag  noch  die  Existenz  feststeht,  an  die  Finanz- 
intendanz oder  den  Minister  rekurrieren,  soferne  die  Doppelbesteuerung  in  den 
Listen  von  zwei  Gemeinden  derselben  Provinz  oder  von  verschiedenen  Provinzen 
nachgewiesen  ist,  und  zwar  unbeschadet  des  Rechtes  der  Berufung  an  die  Pro- 
vinzial-  oder  die  Zentralkommission. 

Art.  109  (Art.  24  des  Gesetzes).  Innerhalb  dreier  Monate  nach  Veröffent- 
lichung der  Liste  können  diejenigen  Pflichtigen ,  welche  ohne  Abgabe  einer 
Steuererklärung  oder  Berichtigung  sich  auf  Bestätigung  des  durch  die  voraus- 
gegangene Einsteuerung  festgestellten  Einkommens  durch  Stillschweigen  be- 
.schränkt  haben,  an  die  erstinstanzielle  Kommission  rekurrieren  und  nachweisen, 
dass  zur  Zeit,  in  welcher  die  Erklärung  abgegeben  werden  sollte,  das  Einkommen 
nicht  bestanden  hat  oder  von  der  Abgabe  befreit  oder  dem  Abzug  unter- 
worfen war. 

Art.  110  (Art.  64  und  66  des  Gesetzes).  Wegen  Erlöschung  des  Ein- 
kommens findet  Befreiung  statt: 

a)  wenn  die  gänzliche  oder  teilweise  Zession  oder  Einhebung  des  Kapitals 
in  der  durch  Art.  66  des  Gesetzes  vorgezeichneten  Weise  nachgewiesen  und  der 
ganze  oder  teilweise  Verlust  justifiziert  ist; 

b)  wenn  in  Ansehung  der  Leihkapitalien,  bezüglich  welcher  der  Gläubiger 
die  Immobiliarexekution  angewendet  hat,  durch  das  Rangerkenntnis  dargethan 
ist,   dass   das  Kapital   ganz   oder  zum  TeU  nicht  fruchtbringend  angelegt  war; 
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c)  wenn  nachgewiesen  ist,  dass  die  Einkünfte  der  Kategorie  c  und  d  voJ 
ständigem  Betrage  ganz  oder  teilweise  aufgehört  haben  ; 

d)  wenn   nachgewiesen  ist,    dass    die  veränderlichen  Einkünfte  der  Kate 
gorien  b  und  c  gänzlich  aufgehört  haben ,   nicht  ab'er  einfach  umgestaltet  odel 
mit  anderen  mobilen  Einkünften  vertauscht  worden  sind. 

Im  Falle  des  Uebergangs  des  Betriebs  von  Industrie,  Handel,   freier  Be-" 
rufsart   oder  Kunst  von  einem  Besitzer  an  einen  anderen    wird  die  Erlöschung 
bezüglich   des  vorausgehenden  Besitzers  nicht  zugelassen ,   wenn  derselbe  nicht 
den  Namen  und  Zunamen  seines  Nachfolgers  angibt. 

Der  Antrag  auf  Befreiung  erfolgt  durch  direkten  Rekurs  an  den  Inten- 
danten oder  auch  durch  einfache  Zuschrift,  worüber  eine  Bescheinigung  zu  er- 
teilen ist. 

Der  Antrag  auf  Befreiung  muss  innerhalb  3  Monaten  von  der  Veröffent- 
lichung der  Heberolle  oder  vom  Eintritt  der  Erlöschung  an,  je  nachdem  solche 
der  Veröffentlichung  vorausgeht  oder  nachfolgt,  eingereicht  werden. 

Gegen  die  Entscheidung  des  Intendanten  ist  Rekurs  an  die  Kommission 
der  ersten  Instanz  innerhalb  eines  20tägigen  Termins  von  der  Bekanntgabe  der 
Entscheidung  an  zulässig. 

Wenn  der  Intendant  die  Erlöschung  nicht  nachgewiesen  findet,  überträgt 
er  die  Prüfung  und  Entscheidung  des  Antrags  von  Amts  wegen  der  erstinstan- 
ziellen  Kommission.  Nach  Ablauf  von  3  Monaten  nach  der  Erlöschung  oder 
Veröffentlichung  der  Heberolle  kann  der  Pflichtige  zwar  rekurrieren,  allein  die 
Befreiung  wird  erst  vom  Tage  der  Einreichung  des  Rekurses ,  dessen  Empfang 
zu  bestätigen  ist,  an  gerechnet. 

Art.  111  (Art.  21,  36,  39,  64,  65  und  66  des  Gesetzes).  In  den  in  den 
beiden  vorhergehenden  und  im  Art.  106  behandelten  Fällen  können  gegen  die 
Entscheidung  der  erstinstanziellen  Kommission  sowohl  der  Beamte  wie  die 
Pflichtigen  an  die  Provinzial-  und  gegen  die  Entscheidung  dieser  an  die  Zentral- 
kommission appellieren. 

In  Bezug  auf  Form,  Uebermittlung  und  Entscheidung  der  Rekurse  ist  das 
regelmässige,  durch  gegenwärtiges  Regulativ  bestimmte  Verfahren  einzuhalten. 

Kapitel  XII. 
Rekurse  an  die  Gerichte. 

Art.  112  (Art.  53  des  Gesetzes).  Für  die  Fragen,  welche  nicht  definitiv 
im  Administrativweg  vor  der  Bildung  der  Liste  entschieden  sind,  und  für  die 
in  den  Artikeln  109  und  110  behandelten  Fragen  läuft  der  sechsmonatliche  Ter- 
min für  die  Angehung  der  Gerichte  nicht  vor  dem  Tag  der  Bekanntgabe  der 
letzten  Kommissionsentscheidung  an  den  Pflichtigen  ab,  welche  naturgemäss 
definitiv  ist,  oder  infolge  Unterlassung  der  Berufung  nach  den  Bestimmungen 
der  Artikel  83,  94  und  95  definitiv  wird. 

In  allen  Fällen  muss  der  Rekurs  an  das  Gericht  mit  dem  Zeugnis  über 
die  erfolgte  Bezahlung  der  verfallenen  Steuerraten  versehen  sein. 

Wenn  die  Rekurse  zu  Gunsten  der  Pflichtigen  entschieden  sind,  so  findet 
Rückvergütung  der  ungeschuldet  bezahlten  Summe  statt,  nachdem  das  urteil 
die  Rechtskraft  bechritten  hat,  und  es  werden  die  entsprechenden  Bemerkungen 
im  Register  und  in  der  Heberolle  angebracht. 


Titel  IV. 

•  Verschiedene  Bestimmungen. 

Art.  113  (Art.  42  und  46  des  Gesetzes).  Mit  der  Einsetzung  der  neuen 
erstinstanziellen  und  Provinzialkommissionen  hören  die  für  das  vorausgehende 
Biennium  ernannten  auf,  zu  funktionieren. 
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Die  bei  den  ausser  Funktion  tretenden  Kommissionen  unerledigt  zurück- 
gebliebenen Rekurse  werden  von  den  neuen  Kommissionen  entschieden. 

Art.  114  (Art.  64  des  Gesetzes).  Die  Auflegung  des  Steuerzuschlags  wegen 
unterlassener  oder  ungenauer  Erklärung  der  Einkünfte  aus  beweglichem  Ver- 
mögen geht  nach  den  Vorschriften  des  Gesetzes  vom  23.  Juni  1873  Nr.  1444 
(Serie  2a)  und  der  Verfügung  vom  31.  August  1873,  Nr.  1566  (Serie  2a)  vor  sich. 

Die  Verhängung  der  Geldstrafen  nach  Art.  69  des  Gesetzes  vom  24.  Au- 
gust 1877,  Nr.  4021  (Serie  2  a)  und  nach  Art.  7  des  vorerwähnten  Gesetzes  vom 
23.  Juni  1873  erfolgt  durch  das  Gericht,  die  Einhebung  wird  durch  die  Enre- 
gistrementseinnehmer  in  der  für  die  Geldstrafen  bestimmten  Weise  bewerkstelligt. 

Art.  115  (Art.  68  und  69  des  Gesetzes).  Der  Nachweis  der  Anzeige  der 
Einkünfte  und  Guthaben,  von  welchen  Art.  68  und  69  des  Gesetzes  handelt,  ist 
durch  ein  Zeugnis  des  Steueramtes,  jener  der  Zahlung  der  verfallenen  Steuer 
durch  Vorzeigung  der  Quittungen  des  Einhebers  zu  liefern;  wenn  es  sich  um 
eine  noch  nicht  in  die  Rolle  eingeschriebene  Steuer  handelt,  ist  solches  vom 
Agenten  im  Zeugnis  zu  bestätigen. 

Art.  116  (Art.  64  des  Gesetzes).  Um  die  Aufschiebung  der  Einschreibung 
der  Steuer  in  die  Rolle  im  Falle  des  ersten  Absatzes  von  Art.  64  des  Gesetzes 
zu  erwirken,  haben  die  Pflichtigen  beim  Steueramt  das  auf  gewöhnlichem  Papier 
ausgestellte  Zeugnis  des  Gerichtssekretärs  vorzuzeigen,  welcher  den  Vollzug  der 
Deponierung  des  Antrags  auf  Ranganweisung  bestätigt. 

Im  Falle  des  zweiten  Absatzes  eben  dieses  Artikels  hat  der  Pflichtige  dem 
Beamten  entweder  das  Urteil,  welches  das  ganze  oder  teilweise  Nichtbestehen 
des  Guthabens  ausspricht,  zur  Kenntnisnahme  mitzuteilen  oder  ein  die  erfolgte 
Publikation   des  Urteils   bestätigendes  Zeugnis   der  Gerichtskanzlei  vorzuzeigen. 

Art.  117  (Art.  64  des  Gesetzes).  Von  den  Steuerämtem  wii-d  ein  Register 
zur  Vormerkung  der  Einkünfte,  deren  Einschreibung  in  die  Heberolle  ausgesetzt 
ist,  und  zur  Eintragung  des  Vollzugs  der  Rückvergütungen  oder  der  Ergänzungs- 
einschreibungen nach  den  Ergebnissen  der  Bescheidung  geführt. 

Die  Gerichtssekretäre  sind  verpflichtet ,  den  Steuerämtern  die  Ergebnisse 
der  Expropriations-  und  Rangerkenntnisse  mitzuteilen  und  dieselben  von  der 
Appellationsentscheidung  über  Fragen  zu  unterrichten,  welche  sich  auf  durch 
erstinstanzielle  Entscheidung  als  nicht  existent  erklärte  Guthaben  beziehen. 

Art.  118  (Art.  36  und  39  des  Gesetzes).  Die  Formulare  und  die  auf  die 
Akte  der  Steuerämter,  oder  die  Entscheidungen  der  Kommissionen  und  der  Ad- 
ministrativämter bezüglichen  Zuschriften  sind  vom  Beamten  entweder  den  Steuer- 
pflichtigen durch  besondere  Boten  zuzuschliessen  oder  dem  Bürgermeister  zu 
übermachen ,  welcher  die  Zustellung  an  die  Pflichtigen  durch  die  Gemeinde- 
diener besorgt. 

Art.  119.  Die  in  den  Rollen  eingetragenen  Ziffern  dürfen  weder  aus- 
gestrichen noch  korrigiert  werden. 

Die  Entlastungen  in  den  durch  das  Gesetz  und  das  Regulativ  vorgesehenen 
Fällen  werden  vom  Finanzintendanten  angeordnet  und  in  der  unter  Kapitel  I, 
Titel  VI  des  Regulativs  vom  25.  August  1876  über  die  Einhebung  der  direkten 
Steuern  vorgezeichneten  Weise  in  Vollzug  gesetzt. 

Art.  120.  Die  Formulare  für  den  Dienst  der  Einkommensteuer  im  Vollzug 
des  Gesetzes  und  des  gegenwärtigen  Regulativs  werden  vom  Finanzminister 
bestimmt. 

Art.  121  (Art.  42  und  46  des  Gesetzes).  Die  Generaldirektion  der  direkten 
Steuern  kann  den  Finanzintendanten  die  ihr  im  zweiten  Kapitel  des  Titel  II 
zugewiesenen  Funktionen  übertragen. 
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Art.  122.  Die  ganze  Kon-espondenz  zwischen  den  öfi'entlichen  Bedien- 
steten der  Verwaltung,  einschliesslich  der  provinziellen  und  kommunalen,  welche 
im  allgemeinen  Interesse  des  Steuerdienstes  gemäss  den  im  gegenwärtigen 
Regulativ  enthaltenen  Bestimmungen  geführt  wird ,  kann  portofrei  stattfinden, 
soferne  sie  nur  immer  an  das  Amt  ohne  Bezeichnung  des  Namens  der  korre- 
spondierenden Person  gerichtet  ist,  und  auf  der  Adresse  die  Kontrasignatur  der 
Postverwaltung  durch  beigedrückten  Stempel  oder  in  Ermanglung  dessen  die 
Stellung  des  Absenders  nebst  seiner  Unterschrift  ersehen  lässt. 

Titel  IV. 
Vorübergehende  Bestimmungen. 

Art.  123.  Für  die  Veranlagung  der  Steuer  des  Jahres  1878  bleiben  die 
von  den  Gemeinderäten  auf  Grund  der  Bestimmungen  des  durch  königliches 
Dekret  vom  25.  August  1870,  Nr.  5828,  genehmigten  Regulativs  geprüften  Listen 
aufrecht. 

Den  Steuerpflichtigen  steht  frei,  im  Monat  September  des  Jahres  1877  die 
Erklärung  ihrer  Einkünfte  aus  beweglichem  Vermögen  auf  Grund  und  nach  den 
Vorschriften  des  Gesetzes  und  des  gegenwärtigen  Regulativs  zu  erneuem. 

Von  denjenigen,  welche  innerhalb  des  vorbezeichneten  Monats  die  Er- 
klärungen nicht  erneuert  haben,  wird  angenommen,  dass  sie  mit  allen  Wirkungen 
des  vorerwähnten  Gesetzes  die  in  den  vorausgegangenen  Monaten  Juli  und 
August  abgegebenen  Erklärungen  und  Berichtigungen  und  in  Ermanglung  von 
solchen,  dass  sie  die  Einsteuerung  von  1877  bestätigt  haben. 

Die  Termine  für  die  Wahlen  zur  Ergänzung  der  erstinstanziellen  imd 
der  Provinzialkommissionen  und  für  die  Veröffentlichung  der  Steuerliste  werden 
durch  ministerielle  Verfügung  festgesetzt. 

Im  Auftrag  Seiner  Majestät 

der  Präsident  des  Ministerrates 
Finanzminister  Depretis. 
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Dem  Charakter  der  Staatsschulden,  als  einem  Mittel  zur  Erfüllung  des 
Staatszweckes,  entspricht  es,  bei  einer  historischen  Dai-stellung  derselben  an  die 
Entwicklung  der  Staats-  und  Verfassungsgeschichte  anzuknüpfen. 

Wenn  wir,  um  die  bedeutenderen  Ent^yicklungsstufen  herauszuheben, 
von  einzelnen  Modifikationen  absehen,  so  können  wir  die  Geschichte  des  russischen 
Staatsschuldenwesens  in  fünf  Perioden  gliedern,  die  zugleich  die  Entwicklung 
des  russischen  Staates  markieren. 

Die  erste  Periode  fasst  die  Anfänge  des  russischen  Staatsschuldenwesens 
bis  zur  Regierung  Katharinas  IL  zusammen.  Der  russische  Staat  wird  in  dieser 
Periode  aus  einem  asiatischen  ein  europäischer,  ein  einheitliches  Staatswesen. 
Diesem  Werden  und  Wachsen  des  russischen  Staates  entsprechen  die  Anfänge 
des  russischen  Staatsschuldenwesens,  und  wenn  die  letzteren  nicht  so  bedeutend 
sind,  als  es  die  rasche  und  bedeutende  Entwicklung  des  russischen  Staates  er- 
warten liesse,  so  liegt  dies  namentlich  daran,  dass  Peter  der  Grosse,  der  in  so 
hervoiTagendem  Masse  der  russischen  Zukunft  vorarbeitete,  die  „Wechsel  auf 
die  Zukunft" ,  die  Staatsschulden  grundsätzlich  verschmähte  und  sich  auf  andere 
Weise  zu  helfen  suchte. 

Die  zweite  Periode  von  der  Thronbesteigung  Katharinas  IL  bis  zur 
Beendigung  der  Napoleonischen  Kriege  (1768 — 1816).  Nachdem  Russland  ohne 
regelmässige  Schuldaufnahme  ein  zentralisierter  Staat  und  eine  europäische 
Grossmacht  geworden  war,  galt  es  in  der  folgenden  langen  Kriegsperiode  die 
errungene  Machtstellung  nach  innen  und  aussen  zu  befestigen,  zu  verstärken 
und  zu  erweitern.  Während  der  russische  Staat  nach  Besiegung  Napoleons 
aus  dieser  Periode  als  die  erste  Grossmacht  Europas  hervorgeht,  haben  sich  der 
erhöhten  Staatsthätigkeit  und  Machtentfaltung  entsprechend  die  Staatsschulden 
als  eine  regelmässige  Einnahmequelle  eingebürgert  und  sowohl  als  schwebende, 
wie  als  fundierte  einen  hohen  Stand  erreicht. 


1)  Der  vorliegenden  Arbeit  lag  eine  von  Eduard  Berendts  übersetzte,  von  der  Uni- 
versität zu  St.  Petersburg  gekrönte  und  dem  Professor  Basil  Lebedur  gewidmete  Preisschrift 
im  Manuskript  zu  Grunde,  deren  Verfasser  Herr  N.  Brsezny  ist.  Der  grosse  Umfang  des 
nicht  publizierten  Manuskripts  gestattete  nicht,  sie  in  ihrer  ganzen  Ausdehnung  hier  aufzu- 
nehmen. Ein  Schüler  meines  Seminars,  Gottfried  Zöpfl,  hat  deshalb  die  nachfolgende  ge- 
drängte Umarbeitung  vorgenommen. 
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Die  dritte  Periode  vom  Jahre  1816 — 1853  war  eine  Zeit  mit  wesentlich 
friedlichem  Grundcharakter,  den  ihr  auch  die  kriegerischen  Episoden,  die  sich 
um  die  Jahre  1830  und  1848  gruppieren,  nicht  nehmen  können.  Diese  Zeit  war 
geeignet,  die  durch  die  grosse  Kriegsperiode  geschwächte  Finanzkraft  zu  re- 
generieren und  das  Gleichgewicht  von  Ausgaben  und  Einnahmen  wieder  her- 
zustellen. Die  russische  Finanzpolitik  hat  dieses  Ziel  nicht  erreicht  und  hat 
nur  kurze  Zeit,  nämlich  vor  den  Kriegen  um  das  Jahr  1830,  sich  auf  dem 
richtigen  Wege  befunden.  Deshalb  war,  als  Russland  mit  dem  Jahre  1853  wieder 
in  eine  grosse  politische  Aktion  trat,   der  Staatskredit  bereits  schwer  belastet. 

Die  vierte  Periode:  Von  Türkenkrieg  zu  Türkenkrieg  (1853 — 1877). 
Diese  Zeit  steht  in  bezug  auf  das  Staatsschuldenwesen  unter  dem  Einfluss  des 
Krimkrieges,  der  eine  bedeutende  Vermehrung  namentlich  der  Papiergeldschuld 
gebracht  hatte.  Ausserdem  charakterisieren  diese  Periode  der  innere  Aufschwung, 
der  Eisenbahnbau  und  die  grossen  Reformen,  nach  aussen  eine  zurückhaltende, 
abwartende  Politik.  Wenn  dieser  Aufschwung  schliesslich  auch  in  den  Finanzen 
sich  geltend  machen  musste,  so  blieben  doch  die  finanziellen  Anormalitäten, 
wie  sie  in  der  übergrossen  Papiergeldschuld  gelegen  waren,  in  Wirksamkeit 
und  ohne  Reform. 

Die  fünfte  Periode  beginnt  mit  dem  letzten  Orientkrieg  und  schliesst 
vielleicht  mit  dem  nächsten  Krieg  über  die  orientalische  Frage.  Seit  1881  wird 
die  Reduzierung  der  Papiergeldschuld  begonnen.  Nach  aussen:  Abwarten  und 
Rüsten  für  den  nächsten  politischen  Vorstoss  und  demzufolge  keine  Entlastung 
der  Finanzen. 

I.  Periode.    1505—1768. 

Nachdem  unter  Wassily  III.  (1506 — 1534)  die  Zusammenfassung  der  Teil- 
fürstentümer durchgeführt  war,  mehrten  sich  die  Bedürfnisse  des  Staates  und 
es  wurden  die  Städte,  Gewerbe  und  Handel  begünstigt,  um  steuerbares  und 
leihbares  Vermögen  zu  schaffen. 

Iwan  IL,  der  Grausame  (1534  —  1584),  verschaffte  sich  die  Mittel  für  seine 
vielen  Kriege  indirekt  durch  die  Bojaren,  die  das  Land  hart  bedrückten;  auch 
eine  Anleihe  musste  der  Zar  bei  seinem  Volke  erheben,  die  erst  unter  dem 
falschen  Demetrius  wieder  zuiückgezahlt  wurde.  Die  harten  Opfer  waren 
wenigstens  im  Osten  nicht  unfruchtbar  für  den  Staat,  dem  Kasan,  Astrachan 
und  das  Wolgagebiet  einverleibt  wurde ,  während  die  Eroberung  Sibiriens  be- 
gonnen wurde. 

Feodor  I.  (1584 — 1598)  sieht  sich  aus  Finanznot  zur  Einberufung  einer 
Reichsbotenversammlung  veranlasst,  um  zu  beraten,  „wie  das  Land  sich  wieder 
einrichte".  Die  Lage  bessert  sich  namentlich  durch  die  Friedenspolitik  und 
Feodor  brachte  es  zu  einer  jährlichen  Reineinnahme  von  1,430,000  Rubel. 

Das  Interregnum,  das  mit  dem  Tode  des  letzten  Rurikers  begann,  brachte 
eine  Zeit  der  allgemeinen  Anarchie,  den  „dreissigj ährigen  Krieg"  Russlands.  Die 
„Anleihen"  dieser  Zeit  dürften  manchmal  recht  formlos  gewesen  sein;  am  meisten 
mussten  die  Klöster  herhalten,  die  auch  vornehmlich  den  rührenden  Bitten  und 
Aufrufen  der  Regierung  allerdings  meistens  gegen  Verleihung  von  Privilegien 
entsprachen.  Als  die  Not  aufs  höchste  gestiegen,  und  das  letzte  Kronjuwel 
verpfändet   war,   da   kam  die  Hilfe  aus  dem  Volke  heraus,  das  russische  Volk 

154 


Die  Entwicklung  der  russischen  Staatsschuld.  155 

befreite  sich  von  der  Fremdherrschaft  der  Polen  und  Schweden,  die  das  ver- 
waiste Land  zu  erobern  suchten,  und  wählte  sich  einen  neuen  einheimischen  Zaren. 

Michael  Romanow  (1613—1645).  Wenn  das  Land  sich  auch  noch  nicht 
finanziell  erheben  konnte,  so  wurde  doch  die  systematische  Beschaffung  der 
Staatsmittel,  die  während  der  langen  Staatslosigkeit  dem  Raubsystem  gewichen 
war,  wieder  aufgenommen  und  weiter  entwickelt.  Haupteinnahmequelle  waren 
die  Monopole  oder  Verpachtungen  volkswirtschaftlicher  Produktionszweige;  dabei 
gediehen  der  Fiskus  und  einige  Staatspächter,  während  die  Masse  des  Volkes 
verarmte ;  später  erhob  man  eine  einmalige  Steuer  für  spezielle  Bedürfnisse  und 
verliess  das  Pachtsystem.  Ausserdem  finden  wir  zur  Deckung  der  zahlreichen 
Staatsbedürfnisse  eine  Münzverschlechtei-ung  und  Staatsanleihen.  Eine  innere 
Anleihe  bei  den  Stroganows  (1613),  für  welche  die  Geistlichkeit  als  der  kapital- 
kräftigste Teil  des  Volkes  Garantie  leistete,  brachte  dem  Zaren  trotz  der  dringen- 
den Aufforderung  nur  3000  Rubel  ein.  Versuche  ausländischer  Schuldaufnahme  in 
England  und  Holland  schlugen  fehl,  obwohl  diese  Mächte  wegen  ihres  Handels 
an  einer  Beruhigung  des  Zarenreiches  interessiert  waren ;  England  machte  über- 
triebene Forderungen  von  Handelsprivilegien.  So  musste  auf  Kontrahierung 
von  Anleihen  verzichtet  und  die  schwere  Kriegslast  von  der  damaligen  Genera- 
tion allein  getragen  werden;  der  Sobor  bewilligte  alles,  was  in  seinen  Kräften 
stand  und  bereitwillig  nahmen  die  einzelnen  Stände  die  Last  auf  sich.  In  den 
Jahren  1630—1640  wurden  Zwangsanleihen  erhoben,  darunter  eine  von  Geräten, 
Rüstzeug  und  anderen  Sachen. 

Wenn  wir  uns  fragen,  was  mit  diesen  Zwangsanleihen  und  den  übrigen 
Opfern  an  Hab  und  Gut  —  der  Opfer  an  Blut  und  Leben  nicht  zu  gedenken  — 
Hinter  Michael  erreicht  worden  ist,  so  ergibt  sich  etwa  folgendes:  Russland  hatte 
zwar  an  Schweden  die  Ostseeprovinzen  und  an  Polen  seine  westlichen  Landes- 
teile verloren,  aber  es  war  ein  fester  Thron  aufgerichtet  gegen  die  Anarchie, 
es  waren  Reformen  angebahnt,  Handelsverträge  abgeschlossen  worden  und  das 
Land  war  in  die  europäischen  Staaten  eingeführt  worden. 

Unter  Alexei  (1645 — 1676)  wurde  die  wirtschaftliche  und  finanzielle  Not- 
lage nicht  besser.  Kriege,  wie  unter  Michael;  Reformen,  unter  denen  die  Or- 
ganisation eines  stehenden  Heeres  neben  der  bisherigen  Garde  der  Strelitzen  von 
besonderer  Bedeutung,  forderten  neue  Einnahmequellen;  Handelsmonopole,  ein 
Tabaksmonopol  und  andere  Massregeln  des  Fiskus  bewirkten  nicht  eine  dauernde 
Hebung  der  Einkünfte,  die  nur  durch  Besserung  der  volkswirtschaftlichen  Lage 
zu  erreichen  war.  Diese  Politik  der  Regierung,  darauf  gerichtet,  einen  raschen 
momentanen  Gewinn  zu  erzielen,  führte  bald  auch  zur  Ausgabe  unterwertigen 
Geldes.  Die  Grundsätze  für  solche  Operationen  wurden  zuerst  in  einem  ükas 
des  Jahres  1656  niedergelegt*). 

Die  volkswirtschaftliche  Krisis,  welche  auf  diese  Finanzpolitik  folgte, 
führte  in  Verbindung  mit  physischer  Not  die  traurigsten  Zustände  herbei,  deren 
Unerträglichkeit  durch  die  zahlreichen  Volksaufstände  sich  kundgab. 

Seitdem  Alexei  diese  Erfahrungen  gemacht,  befriedigte  er  die  Staats- 
bedürfnisse durch  die  gewöhnlichen  Staatseinnahmen  und  erhob  im  Kriege  er- 

1)  Die  Geschichte  der  Kupfergeldemissionen  und  der  schliesslichen  Kupfergeldkrisen 
sind  in  der  Abhandlung  von  Alex.  Brückner,  „Das  Kupfergeld  in  Russland  von  1656—1663", 
eingehend  behandelt,  so  dass  hier  darauf  verwiesen  werden  kann, 
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höhte  und  ausserordentliche  Steuern  und  Zölle;  interessant  in  bezug  auf  letztere 
ist  es,  dass  die  Regierung  sich  dem  Ausland  gegenüber  mit  einer  Abwälzungs- 
theorie entschuldigte,  indem  sie  bemerkte,  die  Händler  würden  ja  doch  den 
Zoll  auf  den  Warenpreis  schlagen. 

Es  liegt  nahe,  dass  der  Zar  bei  einer  solchen  finanziellen  Notlage  auch 
an  die  Aufnahme  von  Anleihen  dachte.  Im  Innern  wurden  Anleihen  nur  bei 
Klöstern  gemacht,  die  wahrscheinlich  auch  allein  leistungsfähig  waren.  In  der 
Erhebungsurkunde  steht  stereotyp,  dass  unbedingt  Sold  für  die  Truppen  nötig 
sei,  man  möge  so  viel  Geld  hergeben,  als  man  könne,  Naturalien  würden  auch 
nicht  verschmäht  und  ähnliches.  Auch  von  Spezialanleihen  der  Woiwoden  in 
den  Provinzen  wird  berichtet. 

Wie  Michael,  so  machte  auch  Alexei  Versuche,  ausländische  Anleihen  auf- 
zunehmen. Als  im  Jahre  1656  eine  Gesandtschaft  der  Republik  Venedig  in 
Moskau  um  militärische  Unterstützung  gegen  die  Türken  bat,  da  fand  sie  wenig 
Geneigtheit  beim  Zaren,  der  selbst  mit  Polen  und  Schweden  zu  thun  hatte,  auf 
ihren  Plan  einzugehen,  während  man  andererseits  sehr  geneigt  war,  die  reiche 
Republik  um  ein  Darlehen  anzugehen.  Der  Zar  schickte  auf  holländischen 
Schiffen  über  Archangelsk  Gesandte  nach  Venedig  und  machte  den  Vorschlag, 
die  Venezianer  möchten  Geld  hergeben  zur  Besiegung  der  russischen  Feinde ;  dann 
würde  einem  gemeinsamen  Vorgehen  gegen  die  Türken  nichts  im  Wege  stehen. 
Die  Venezianer  wollten  aber  den  Vertrag  etwas  bindender  formulieren  und 
fragten,  ob  der  Zar  gegen  ein  Gelddarlehen  versprechen  würde,  mit  den  Türken 
zu  kämpfen.  Darob  aber  entrüsteten  sich  die  Gesandten  und  sagten,  wenn  der 
Zar  ein  Heer  gegen  die  Türken  schicken  werde,  so  thue  er  es  um  der  Christen- 
heit und  nicht  des  schnöden  Geldes  willen.  Daraufhin  aber  entschuldigte  sich« 
die  vorsichtige  Republik,  dass  sie  nicht  mit  Darlehen  dienen  könne,  weil  sie 
, momentan"  selbst  kein  Geld  habe. 

Nach  dieser  Abfertigung  versuchte  Alexei  seinen  Kredit  in  England  zu 
fruktifizieren.  Allein  der  Anleiheversuch  bei  Karl  II.  im  Jahre  1662  hatte  ebenso- 
wenig Erfolg,  wie  die  diplomatische  Sendung  nach  Venedig.  Karl  II.  zeigte 
zwar  persönliche  Geneigtheit,  bemerkte  aber,  dass  der  Staatsschatz  durch  die 
Revolution  geleert  und  sein  Thron  noch  nicht  befestigt  sei.  Die  englischen 
Kaufleute  verhielten  sich  ebenfalls  ablehnend;  der  „Woiwode  von  London", 
d.  h.  der  Lordmajor,  gab  zwar  die  schönsten  Versprechungen,  allein  das  Geschäft 
war  den  Engländern  zu  unsicher,  es  fehlte  jede  Garantie,  jeder  Schutz  gegen- 
über dem  moskowitischen  Schuldner. 

So  sehen  wir,  dass  in  dieser  Periode,  da  der  russische  Staat  erst  im 
Werden  begriffen  war,  der  russische  Staatskredit  noch  zu  schwach  war,  um  eine 
Kontrahierung  auswärtiger  Anleihen  zu  ermöglichen;  alle  diesbezüglichen  Ver- 
suche waren  fehlgeschlagen. 

Die  Zeit  vom  Tode  Alexeis  bis  zur  Thronbesteigung  Peters  des  Grossen 
bringt  für  die  Entwicklung  des  Staatsschuldenwesens  kein  neues  Moment 
(1676-1689). 

Als  Peter  der  Grosse  einer  Aera  der  Hofparteien  und  Hausstreitig- 
keiten durch  sein  energisches  Auftreten  ein  Ende  machte,  geht  die  Entwick- 
lung des  russischen  Staates,  die  mit  Michael  Romanow  begann,  in  ein  rascheres 
Tempo  über.    Die  auswärtige  Politik  erhält  ihre  Ziele:  die  Ostseeprovinzen  und 
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Asow  im  Süden  werden  gewonnen  und  gewähren  Zutritt  zu  den  Meeren ;  allein 
diese  sind  Binnenmeere,  deren  Zugänge  nicht  in  Russlands  Händen  sind,  und 
es  wird  dadurch  der  Zukunft  der  Weg  gewiesen.  Im  Inneren  bedeutende  Re- 
foi-men  und  eine  sehr  gesteigerte  Staatsthätigkeit.  Dieser  Lage  des  Staates 
entsprechen  die  veränderten  Finanzverhältnisse:  die  Staatsausgaben  stiegen  von 
1710  bis  zum  Ende  der  Regierung  Peters  von  3  Mill.  Rubel  auf  10  Mill.  Die 
Defizits  wurden  gedeckt  durch  neue  Abgaben,  Gebühren  (Stempel)  und  neue 
Pachtmonopole.  Gewiss  entsprach  den  erhöhten  Leistungen  eine  durch  die 
zahlreichen  Reformen  und  Meliorationen  gesteigerte  Leistungsfähigkeit,  allein 
auch  diese  musste  den  bedeutenden  Anforderungen  dieser  Periode  gegenüber 
versagen,  und  der  Staatskredit  wäre  vielleicht  passend  zur  Ergänzung  heran- 
gezogen worden.  Statt  dessen  wandte  sich  Peter  zur  Münzverschlechterung,  und 
so  begann  denn  mit  dem  Jahre  1700  abermals  ein  kupfernes  Zeitalter,  das  mit 
mannigfaltigen  und  komplizierten  Operationen  ausgefüllt  ist ').  Dass  die  finanzielle 
Lage  auf  diesem  Wege  nicht  im  Gleichgewicht  gehalten  werden  konnte,  trotz 
aller  gleichzeitigen  Reformen  zur  Hebung  der  Volkswirtschaft  und  trotz  aller 
Sparsamkeit,  ersieht  man  aus  den  Zwangsmassregeln,  die  z.  B.  im  Jahre  1723 
hinsichtlich  der  Gehälter  getroffen  wurden.  Peter  der  Grosse  hat  grundsätzlich 
keine  Schulden  gemacht,  obwohl  es  ihm  bei  seinen  Erfolgen,  die  Russland  zur 
nordischen  Grossmacht  erhoben  hatten,  sicher  nicht  an  Kredit  fehlen  konnte, 
zumal  in  Holland,  wo  er  sich  noch  persönlicher  Popularität  erfreute.  Wenn  so 
Peter  der  Grosse  seinen  Nachfolgern  keine  Schulden  hinterliess,  so  hat  er  da- 
gegen das  so  wichtige  Münzwesen  in  verwirrtem  Zustande  auf  seine  Nach- 
folger vererbt. 

Katharina  I.  erkannte  zum  erstenmal  die  emittierten  Kupfermünzen  als 
Staatsschulden  an  und  eröffnete  die  Reihe  der  Münzreformversuche,  welche  ab- 
wechselnd mit  neuen  Emissionen  unterwertiger  Münzen  den  finanzpolitischen 
Inhalt  der  Folgezeit  bilden. 

Unter  der  Regierung  Elisabeths  mehrten  sich  dann  die  Anzeichen,  die 
eine  neue  Kupfergeldkrisis  gleich  der  unter  Alexei  befürchten  liessen.  Erst  mit 
der  Thronbesteigung  Katharinas  IL  endigte  die  Gefahr  einer  Kupfergeldkrisis, 
aber  auf  das  kupferne  Zeitalter  folgte  kein  goldnes,  sondern  ein  papiernes. 

II.  Periode.    1768— 181G. 

Mit  Katharina  II.  (1762  —  1796)  erreichte  eine  Entwicklung  einen  gewissen 
Abschluss,  die  mit  Michael,  dem  ersten  Romanow,  begann,  durch  öftere  Reaktion 
der  altrussischen  Partei  gehemmt,  durch  Peter  den  Grossen  um  ein  bedeutendes 
Stück  vorwärts  gebracht  wurde,  und  als  deren  Ziel  die  Kultivierung  Russlands 
und  in  Verbindung  damit  die  Erhöhung  der  Macht  dieses  Staates  erscheint. 
Dass  der  Machtzweck  für  diesen  Staat  den  Lebensinhalt  bedeutete,  zeigt  uns 
auch  der  Finanzhaushalt,  in  welchem  damals  ^/t  aller  Staatseinnahmen  auf  den 
Unterhalt  des  Heeres  fielen ;  aber  auch  die  Kultur,  welche  in  der  festeren  inneren 
Organisation  des  Staates  sich  äusserte,  erzeugte  erhöhte  Anforderungen  an  den 
Staat.  Die  bisherigen  Mittel,  im  wesentlichen  Abgaben,  Gebühren,  Staatspachten 
und  Münzverschlechterung,  genügten  nicht  mehr,  es  beginnt  die  Aera  der  regel- 

J)  S.  Brückners  Abhandlung. 
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massigen  Aufnahme  von  schwebenden  und  fundierten  Schulden  im  Finanzhaus- 
halt. Für  die  Entwicklung  der  unfundierten  Schuld  bildet  die  Kupfergeld- 
politik gewissermassen  einen  organischen  Uebergang;  anders  die  Vorgeschichte 
des  fundierten  Staatsschuldenwesens;  dessen  Anfänge  liegen,  wie  Avir  sahen, 
weit  zurück,  die  Versuche  zur  Aufnahme  ausländischer  Anleihen  stehen  vereinzelt 
und  waren  erfolglos;  besonders  dadurch  wird  die  Entwicklung  der  fundierten 
Staatsanleihen  unterbrochen  und  gehemmt,  dass  Peter  der  Grosse  keine  Aera 
der  Staatsschulden  inaugurierte.  Von  seinen  Nachfolgern  bis  Katharina  II.  hat 
nur  Elisabeth  während  des  Siebenjährigen  Krieges  notgedrungen  noch  den  Ver- 
such einer  Anleihe  in  Holland  gemacht,  aber  ohne  Erfolg. 

Das  schon  von  ihrem  Gemahl  Peter  III.  aufgeworfene  finanzpolitische 
Problem,  dem  Katharina  gegenübertrat,  drehte  sich  um  die  zwei  Punkte :  Emission 
von  Billets  und  im  Zusammenhang  damit  Errichtung  eines  grossen  Bankinstitutes. 
In  den  ersten  Jahren  ihrer  Regierung  jedoch  verhielt  sich  die  Kaiserin 
diesem  Plane  gegenüber  noch  ablehnend.  Sie  hoffte,  dem  kläglichen  Zustand 
der  Finanzen  durch  Steuererhöhungen  in  Verbindung  mit  einer  stärkeren  Zentrali- 
sation der  Finanzverwaltung  aufzuhelfen.  Ergänzung  sollte  dieser  Finanzplan 
finden  in  einer  Reihe  von  Massregeln  zur  Hebung  des  Volkswohlstandes:  die 
auf  die  Landwirtschaft  drückende  Salzsteuer  wurde  erniedrigt,  Monopole,  die 
den  Verkehr  beeinträchtigten,  wurden  aufgehoben.  Infolge  solcher  Reformen 
mehrten  sich  zwar  die  Staatseinnahmen,  allein  zur  völligen  Besserung  der  Finanzen 
fehlten  namentlich  Ordnung  und  Sparsamkeit;  die  Verschwendung  am  Hofe, 
die  als  durchlaufender  Posten  während  der  34jährigen  Regierung  Katharinas 
auftritt,  machte*  sich  bereits  geltend,  und  die  ersten  politischen  Aktionen 
wurden  durch  den  Mangel  der  zur  Fortsetzung  dieser  Politik  notwendigen  Mittel 
bereits  fühlbar. 

Im  Jahre  1768  begann  der  erste  der  grossen  Türkenkriege,  die  um  des 
, Testaments  Peters  des  Grossen"  willen  geführt  wurden,  und  von  denen  jeder, 
wie  wir  sehen  werden,  eine  Etappe  in  der  Geschichte  des  Gesamtschuldenwesens 
Russlands  bedeutet. 

Finanziell  wurde  dieser  Krieg  zunächst  ermöglicht  durch  die  Erhöhung 
aller  Steuern  und  durch  Kontrahierung  ausländischer  Anleihen.  Die  dadurch 
geschafi'enen  Einnahmen  reichten  jedoch  nicht  aus  und  der  Mangel  an  Bar- 
mitteln machte  sich  drückend  fühlbar.  Trotzdem  schreibt  damals  Katharina, 
vielleicht  aus  Eitelkeit  oder  Unkenntnis  der  Verhältnisse  des  Volkes,  unter  anderem: 

„Unsere  Steuern  sind  so  wenig  drückend,  dass  es  in  Russland  wohl  keinen 
Bauern  gibt,  der  nicht  ein  Huhn  hätte,  wenn  er  es  wünschte;  seit  einiger  Zeit 
aber  ziehen  sie  die  Truthühner  den  Hühnern  vor." 

In  Wirklichkeit  war  dieser  kaiserliche  Massstab  für  den  Volkswohlstand 
ein  falscher,  die  Steuerkraft  war  erschöpft  und  die  Regierung  sah  sich  ge- 
zwungen, wieder  das  Projekt  Peters  III.  hervorzuholen. 

Das  Wesentliche  an  dem  nun  ausgearbeiteten  Billetemissionsplan  war, 
dass  die  Regierung  einen  mit  der  Zunahme  der  Assignaten  wachsenden  Bar- 
fonds errichtete,  wodurch  die  Assignaten  jederzeit  einlösbar  und  ohne  An- 
nahmezwang sein  sollten;  die  Sanktionierung  dieses  Planes  erfolgte  durch  Ukas 
vom  21.  Dezember  1768.  Zwei  Assignatenbanken,  je  eine  zu  Moskau  und  Peters- 
burg, wurden  errichtet,  denen  eine  Bankexpedition  übergeordnet  war,  die  direkt 

1:>H 


Die  Entwicklung  der  russischen  Staatsschuld.  150 

unter  der  Kaiserin  stand.  Diese  Banken  hatten  jedoch  weiter  keine  Operationen 
auszuführen,  als  zurückfliessende  Assignaten  anzunehmen.  Die  Papiergeldperiode 
fing  demnach  sehr  unschuldig  an.  Die  Assignaten  waren  beliebt  und  wirkten 
belebend  auf  den  Verkehr. 

Diese  Grundlagen  der  Assignatenemissionen  hielten  sich  nicht  lange ;  die 
Bardeckung  musste  notwendigerweise  bei  dem  Streben  der  Regierung,  durch 
die  Assignaten  neue  Geldmittel  zu  schaffen,  illusoi'isch  werden,  und  so  wurde 
in  der  That  bereits  1770  die  Barzahlung  sistiert  und  damit  das  Papiergeld  zur 
Staatsschuld.  Diese  Staatsschuld  erreicht  in  dem  ersten  Abschnitt  ihrer 
Entwicklung  von  1768—1774  —  in  der  Zeit  des  ersten  Türkenkrieges  — 
die  Summe  von  20  Mill.  Rubel. 

In  dem  zweiten  Abschnitt  von  1774—1787  geht  die  Vermehrung 
-der  Assignaten  zunächst  etwas  langsamer  vor  sich,  von  1781  an  aber  wieder 
beschleunigt.  Es  machten  sich  die  schlimmen  Wirkungen  einer  bedeutenderen, 
ungedeckten  Papiergeldvermehrung  geltend:  Steigen  der  Lebensmittelpreise, 
Sinken  des  Assignatenkurses  und  Sinken  des  Wechselkurses.  Am  Ende  dieses 
Abschnittes  beträgt  die  Assignatenschuld  die  Summe  von  50  Mill.  Rubel. 

Mit  dem  Jahre  1786  begannen  die  Vorbereitungen  zum  zweiten  Türken- 
krieg und  mit  diesem  ein  neuer  Abschnitt  für  die  Staatsschuld.  Die  Finanz- 
operationen ,  die  als  Grundlage  dieser  äusseren  politischen  Aktion  anzusehen 
sind ,  fussen  auf  dem  Schuwaloffschen  Finanz-  und  Tilgungsplan.  Das  wirk- 
same Moment  dieser  komplizierten  Operation  ist  der  Gedanke,  dass  die  vor- 
handenen 50  Mill.  Rubel  Assignaten  um  weitere  50  Mill.  Rubel  vermehrt  werden 
sollen.  Diese  sollen  nun  in  der  Hauptsache  zur  Tilgung  der  inneren  Schuld 
verwendet  werden. 

Die  innere  Staatsschuld  bestand  aus  Schulden  der  Reichskasse  an  die 
Assignatenbank,  die  infolge  ausserordentlicher  Bedürfnisse  der  Reichskasse  auf- 
genommen wurden. 

Von  1769—1775     12,7  Mill.  Rubel 
,     1775—1786    24,3      , 
zusammen        37  Mill.  Rubel 
davon  getilgt  11,6      ^         ^ 


25,4  Mill.  Rubel. 

Diese  innere  Staatsschuld  wurde  nun  zunächst  für  ausserordentliche  Aus- 
gaben der  Reichskasse  auf  40  Mill.  Rubel  vermehrt. 

Diese  vermehrte  innere  Schuld  sollte  aber  alsbald  wieder  getilgt  werden, 
hauptsächlich  durch  den  Gewinn,  den  die  Regierung  aus  der  grossen  Assignaten- 
emission ziehen  wollte. 

Die  Assignatenemission  selbst  wurde  in  der  Weise  angeordnet,  dass  17  Mill. 
Rubel  dem  Adel  und  11  Mill.  den  Städten  —  also  zusammen  28  Mill.  Rubel  — 
gegen  Verpfändung  ihrer  immobilen  Kapitalien  auf  20  Jahre  zu  8  Prozent  bezw. 
auf  22  Jahre  zu  7  Prozent  geliehen  wurden.  Den  Gewinn,  den  die  Regierung 
dabei  zu  machen  hoffte,  berechnete  sie  auf  18  Mill.,  und  die  auf  diese  Weise 
eingehenden  Summen  sollten  eben  die  Hauptposten  bei  der  Tilgung  der  inneren 
Schuld  bilden.  Der  Rest  der  inneren  Schuld  sollte  hauptsächlich  durch  eine 
sechsjährige  Zahlung  von  je  1  Mill.  Rubel  und  durch  Bildung  einer  konsolidierten, 
zu   3  Prozent  verzinslichen  Schuld   von   10  Mill.  Rubel   beseitigt  werden.     Der 
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Rest  der  Assignatensumme  von  50  Mill.,  also  die  nach  Abzug  von  28  Mill.  Rubel 
verbleibenden  Assignaten  fallen  der  Kabinettskasse  und  der  Reichskasse,  nament- 
lich auch  für  die  zu  erwartenden  ausserordentlichen  Ausgaben  anheim. 

Das  greifbar  Reale  an  dieser  unklaren  Finanzoperation  ist  die  Ver- 
mehrung der  zirkulierenden  Assignaten  auf  100  Mill.  Rubel.  Die  Hauptfrage, 
die  Schaffung  neuer  Werte  ist,  wie  auch  bei  späteren  russischen  Finanzope- 
rationen, durch  Detailbestimmungen  verdeckt  und  verwischt,  aber  man  emittierte 
doch  noch  nicht  einfach  50  oder  100  Mill.  Papiergeld,  sondern  suchte  eine  ge- 
wisse Deckung  hinter  den  Immobilien  des  Adels  und  der  Städte,  die  aber  natür- 
lich nichts  weniger  als  eine  passende  Deckung  für  eine  schwebende  Schuld  sein 
konnten.  Es  ergab  sich  ferner  für  den  unbefangenen  Kritiker  —  und  als  solchen 
erwies  sich  unter  anderen  der  Fürst  Wyasemsky  — ,  dass  der  Adel  die  Zins- 
last vermutlich  auf  den  bäuerlichen  Obrok  abwälzen  und  dass  er  die  Schuld- 
summe selbst  grösstenteils  unproduktiv  verwenden  werde;  die  kritischen  Folgen 
einer  für  die  damalige  Zeit  so  bedeutenden  Papiergeldvermehrung  wurden  gleich- 
falls in  Aussicht  gestellt. 

Parallel  mit  dieser  Operation  ging  eine  Umgestaltung  des  Staatsbank- 
wesens; es  wurde  eine  Staatsleihbank  gegründet  und  die  beiden  Assignaten- 
banken in  eine  Staatsassignatenbank  umgewandelt. 

Diese  Massregeln  des  Jahres  1786  bilden  die  Grundlage  für  den  dritten 
Abschnitt  in  der  Entwicklung  der  Assignatenschuld  von  1787—1796. 

Innerhalb  dieses  Zeitabschnittes  bedeutet  ferner  das  Jahr  1790  einen  weiteren 
Wendepunkt:  Bis  1790  nämlich  beschränkt  sich  die  Assignatenemission  auf  die 
1786  projektierte  Höhe  von  100  Mill.;  von  da  an  jedoch  hielt  sich  die  Regierung 
nicht  mehr  an  diese  Grenze.  Der  in  Betracht  kommende  Zeitabschnitt  ist  reich 
an  für  Russland  bedeutenden  politischen  Ereignissen.  Zunächst  steht  auch  dieser 
Abschnitt  der  Staatsschuldenentwicklung  -wieder  unter  dem  Einfluss  eines  grossen 
Türkenkrieges,  dazu  kommen  die  Teilungen  Polens  und  der  Krieg  mit  Persien; 
im  Innern  hält  eine  schlechte  Verwaltung  und  speziell  eine  korrupte  Finanz- 
verwaltung die  Entwicklung  der  ordentlichen  Einkünfte  danieder.  So  kam  es, 
dass  die  neu  geschaffenen  Mittel  des  Jahres  1786  nicht  ausreichten.  Schon  das 
Jahr  1787  brachte  ein  Defizit  und  die  Regierung  begann  bald  die  Summen,  die 
im  Finanzplan  von  1786  für  bestimmte  Zwecke  angewiesen  waren,  zur  Deckung 
des  Defizits  zu  verwenden  und  namentlich  auch  die  Summen ,  die  zu  Darlehen 
an  die  Städte  und  an  den  Adel  bestimmt  waren,  anzugreifen.  Das  Defizit  je- 
doch wurde  chronisch  und  Hess  erwarten ,  dass  man  bald  die  selbstgezogene 
Grenze  für  die  Assignatenemission  überschreiten  werde.  Nun  lag  aber  die  Wurzel 
des  Uebels  gerade  in  der  übergrossen  Assignatensumme,  welche  die  klingende 
Münze  verdrängte  und  der  Regierung  für  die  steigenden  Ausgaben  minderwertige 
Einnahmen  zuführte.  Das  chronische  Defizit  war  also  nicht  durch  neue  Assig- 
natenemissionen zu  beseitigen ,  sondern  durch  Entwicklung  der  Einnahmen, 
durch  Ordnung  und  Sparsamkeit  und  namentlich  —  woran  es  vor  allem  fehlte 
—  durch  Kontrolle  der  Ausgaben.  Allein  die  ganze  innere  Staatsverwaltung 
zeigt  während  des  letzten  Jahrzehnts  der  Regierung  Katharinas  einen  Mangel  an 
Energie  und  Fox-tschritten  und  so  fiel  denn  auch  das  Vertrauen  zur  Regierung 
immer  mehr,  was  sich  am  deutlichsten  in  dem  Sinken  des  Rubelkurses  doku- 
mentierte.   Der  Kurs  des  Papierinibels  betrug: 
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im  Jahre  1786     ....     98       Kop.  Silber 

.       1790     ....     87 

.  1795  ....  68V2  „ 
Nachdem  der  Tilgungsplan  von  1786  Dank  dem  Defizit  in  die  Brüche 
gegangen  war,  wobei  eine  Massregel  resp.  Unterlassung  die  andere  nach  sich 
^og,  überschritt  die  Regierung  im  Jahre  1790  auch  die  Grenze,  die  1786  für  die 
Assignatenemission  gezogen  worden  war,  emittierte  neue  Summen,  die  mit  den 
100  Mill.  alten  und  den  übrigen  inneren  Schulden  zusammen  im  Jahre  1794 
eine  innere  Schuld  von  147  Mill.  repräsentiei'ten.  Dabei  ist  zu  bemerken,  dass 
die  Regierung  nicht  diese  ganze  Summe  als  innere  Schuld  anerkannte,  nament- 
lich nicht  die  50  Mill.,  die  bis  zum  Jahre  1786  emittiert  waren ;  nur  da,  wo  sie 
zu  einer  Tilgung  sich  vei'pflichtet  hatte  —  und  das  war  erst  bei  den  neuen 
Emissionen  seit  1786  öfters  der  Fall  —  sah  sie  eine  Staatsschuld.  Die  ganze 
innere  Schuld ,  in  der  ausser  den  genannten  Assignatenemissionen  nament- 
lich die  Kapitalien  enthalten  sind ,  welche  die  Regierung  anderen  bestimmten 
Zwecken  entzogen,  belief  sich  nach  dem  Tilgungsplan  Somoilows  im  Jahre 
1794  auf  81  Mill.  Rubel.  Dieser  offiziellen  Schuldsumme  steht  die  oben  an- 
geführte thatsächliche  von  147  Mill.  gegenüber. 

Der  eben  erwähnte  Tilgungsplan  von  Somoilow,  sowie  der  seines  Vor- 
gängers, des  Generalprokureurs  Wyasemsky,  hatte  keine  praktische  Bedeutung 
für  die  Assignatenschuld.  Wir  ersehen  aber  aus  diesen  Versuchen,  dass  in  Be- 
zug auf  das  Staatsschuldenwesen  überhaupt  das  Reformbedürfnis  als  ein  dringen- 
des erkannt  wurde.  Im  Jahre  1794  begann  man  die  Steuern  zu  erhöhen  und 
auszubilden  und  machte  damit  den  ersten  Schritt  auf  dem  Wege  zu  einer  posi- 
tiveren Finanzpolitik.  Allein,  abgesehen  von  der  äusseren  Politik,  die  man  hätte 
einschränken  müssen,  standen  einer  Aufbesserung  der  Finanzen  die  immer  noch 
herrschenden  Missbräuche  der  Verwaltung  —  in  specie  der  Ausgabenverwaltung  — 
entgegen.  Es  waren  dies  gewissermassen  die  nicht  zahlenmässigen  Wirkungen 
der  Assignatenpolitik ,  die  hier  nicht  in  letzter  Linie  von  Einfluss  waren ,  die 
Folgen  einer  schiefen  Auffassung  von  Wert  und  Werterzeugung.  Statt  jener 
Reformen  und  Einschränkungen  sehen  wir  die  Kaiserin  in  eine  neue  sehr  kost- 
spielige Unternehmung  verwickelt,  in  den  persischen  Krieg,  der  dem  russischen 
Staate  sehr  wenig  Erfolg  brachte,  aber  die  finanzielle  Krisis  auf  den  Höhepunkt 
trieb.  Nachdem  infolge  neuer  Assignatenemissionen  der  Kurs  des  Papierrubels 
auf  50,  ja  auf  46  Kop.  gesunken  war,  suchte  man  sich  jetzt  auf  andere  Weise 
durch  Erhöhung  des  Kupfergeldwertes  auf  das  Doppelte  zu  helfen  und  pro- 
jektierte einen  neuen  Zolltarif.  Als  trotzdem  noch  ein  Defizit  auftrat,  emittierte 
man  noch  einmal  6  Mill.  Assignaten. 

Dies  war  die  letzte  Assignatenemission  unter  der  Regierung  Katharinas  IL ; 
sie  hinterliess  bei  ihrem  Tode  im  Jahi-e  1796  156  Mill.  Assignatenschuld. 

Nachdem  wir  die  Entvdcklung  der  Assignatenschuld  unter  Katharina  IL 
im  Zusammenhange  dargestellt,  betrachten  wir  jetzt  die  gleichzeitige  Entwick- 
lung der  fundierten  Staatsschuld.  ' 

In  den  Zeitabschnitt  von  1768  bis  1774  der  unter  dem  Einfluss  des 
I.  Türkenkrieges  steht,  fällt  zunächst  die  I.  äussere  Anleihe  des  russischen  Staates, 
die  in  Holland  im  Betrage  von  2  Mill.  Rubel  abgeschlossen  und  in  den  Dienst 
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der  auswärtigen  Politik  gestellt  werden  sollte.  Der  Ukas  vom  2.  April  1769 
gibt  die  Grundlage  nicht  nur  für  diese  Anleihe,  sondern  auch  für  die  Staats- 
anleihen der  Folgezeit.  Die  wesentlichen  Bestimmungen  dieses  Ukas  waren : 
Die  Verpfändung  der  gesamten  Staatseinnahmen  und  die  spezielle  Vei-pfändung 
der  esthländischen  und  livländischen  Abgaben  zur  Zinszahlung  und  Kapitalrück- 
zahlung; das  kaiserliche  Ehrenwort ,  dass  weder  Arrest  noch  Konfiskation  im 
Kriegsfalle  mit  Holland  auf  die  Obligationen  gelegt  werden  würden;  die  An- 
leihe soll  in  Obligationen  von  je  500,000  fl.  geteilt  werden,  welche  die  Bankiers 
für  ihre  Zwecke  wieder  in  Stücke  von  je  1000  fl.  zerlegen  können.  Die  Anleihe 
zu  5  Prozent  verzinslich  lauft  10  Jahre,  die  Rückzahlung  geschieht  durch  Aus- 
loosung;  die  ersten  Einnahmen  des  Staates  soUen  zur  Zins-  und  Kapitalzahlung 
bestimmt  und  nicht  anders  verwendet  werden. 

Die  erste  holländische  Anleihe  wurde  mit  dem  Bankhaus  de  S m e t  auf 
7^2  Mill.  holl.  Gulden  abgeschlossen,  die  Realisation  ging  aber  schlecht,  nicht  wegen 
Mangel  an  Kredit,  sondern  weil  die  Holländer  ihre  Kapitalien  gerade  zu  anderen 
grossen  Unternehmungen,  namentlich  kolonialer  Natur,  verwendeten.  Die  rus- 
sische Regierung  resp.  das  Komitee  für  die  Anleiheaufnahme  trat  wegen  der 
schlechten  Realisation  mit  einem  anderen  Bankhaus,  mit  Hope  &  Co.  in  Ver- 
bindung, welches  sich  für  zukünftige  Geschäfte  mit  Russland  bereit  erklärte. 

Während  die  Realisation  der  I.  holl.  Anleihe  stockte,  wurde  mit  dem 
Marquis  Maruzzi  in  Genua  die  erste  genuesische  Anleihe  im  Betrage  von 
1  Mill.  Piaster  abgeschlossen  und  ebenfalls  in  den  Dienst  der  auswärtigen  Politik, 
speziell  der  Mittelmeerflotte,  gestellt.  Die  Realisation  dieser  Anleihe  ging  sehr 
schlecht  und  wurde  1773,  ohne  beendigt  zu  sein,  geschlossen. 

Die  grossen  Erfolge  Russlands  im  I.  Türkenkrieg,  der  Machtzuwachs  in  der 
I.  Teilung  Polens  übten  einen  starken  Einfluss  auf  die  Realisation  der  holl.  Anleihe; 
die  Begebung  der  I.  Anleihe  wurde  jetzt  rasch  beendigt  und  in  den  Jahren  1773 
und  1774  eine  IL  Anleihe  von  2,5  Mill.  Gulden  zu  5  Obligationen  mit  de  Smet 
abgeschlossen.  Nach  dem  Kriege  wurde  namentlich  mit  Hilfe  der  Kriegsentschädi- 
gungen die  genuesische  und  ein  Teil  der  holländ.  Schuld  zur  Tilgung  bestimmt, 
der  übrige  Teil  der  holländ.  prolongiert  und  auf  4  Prozent  konvertiert.  Die  Ge- 
samtsumme der  fundierten  Staatsschuld  beträgt  im  Jahre  1774  4  Mill.  Rubel. 
In  dem  Zeit  ab  schnitt  von  1774  bis  1787  kommen  namentlich  die  Rüstungen 
für  die  neuen  Kriege  der  nächsten  Periode  in  Betracht,  das  Schwergewicht  der 
Entwicklung  fällt  deshalb  gerade  wie  bei  der  Assignatenschuld  in  die  zweite 
Hälfte  dieses  Abschnittes;  einer  Anleihe  bei  de  Smet  im  Jahre  1781  im  Betrag 
von  3  Mill.  Gulden  zu  4  Prozent  folgte  ebenda  im  Jahre  1782  eine  weitere  von 
6  Mill.  Gulden,  die  aber  bereits  zum  Teil  mit  47«  Prozent  verzinst  werden  musste. 
Unterhandlungen  mit  England,  wo  man  günstigere  Bedingungen  erhoffte,  blieben 
ohne  Erfolg.  In  das  Jahr  1784  fällt  ein  Tilgungsplan  des  Fürsten  Wyasemsky, 
in  welchem  das  wesentliche  Moment  darin  besteht,  dass  die  Regierung  durch 
einen  Fonds  in  den  Stand  gesetzt  werde,  bei  der  Ueberführung  der  Tilgungssummen 
einen  günstigen  Wechselkurs  abzuwarten  und  dadurch  einen  Gewinn  zu  machen. 
Die  vollständige  Ausführung  dieses  Tilgungsplans  wurde  durch  den  Ausbruch 
des  II.  Türkenkrieges  gehindert.  Die  äussere  Schuld  betrug  am  Ende  dieses  Zeit- 
abschnittes im  Jahre  1787:  17  Mill.  Gulden  =  9  Mill.  Rubel,  hatte  sich  also 
gegenüber  dem  Schuldbestand  des  Jahres  1774  verdoppelt. 
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In  dem  Zeitabschnitt  von  1787  bis  1796  haben  wir  eine  bedeutende  Zu- 
nahme der  konsolidierten  Schuld  zu  verzeichnen.  Die  auswärtigen  politischen 
Aktionen  machten  ausländische  Anleihen  notwendig,  weil  Assignaten  und  Kupfer 
zu  ausländischen  Zahlungen  unvorteilhaft  waren. 

Im  Jahi-e  1787  wird  eine  Doppelanleihe  von  6  Mill.  Gulden  bei  Hope  in 
Amsterdam  aufgenommen  ;  im  Jahre  1788  eine  III.  von  3  Mill.  In  demselben 
Jahre  bei  de  Wolff  in  Antwerpen  3  Mill.  Gulden  zu  4'/2  Prozent  aufgenommen 
und  bei  de  Regny  in  Genua  3  Mill.  Piaster  zu  ö  Prozent.  Der  111.  Anleihe  bei 
Hope  wird  im  Lauf  des  Jahres  der  Zinsfuss  auf  4V2  Prozent  erhöht  und  eine 
IV.  Anleihe  auch  zu  3  Mill.  Gulden  zu  5  Prozent  abgeschlossen. 

Die  Verwendung  dieser  Summen  verweist  uns  fast  ausschliesslich  auf  Heer 
und  Flotte;  mit  Recht  forderte  in  dieser  Beziehung  das  Finanzkomitee  Rechen- 
schaftsberichte für  die  Verausgabung  der  aufgebrachten  Geldmittel. 

In  das  Jahr  1789  fällt  die  V.  und  VI.  Anleihe  bei  Hope  ä  3  Mill. 
Gulden,  bei  denen  die  Realisation  bereits  flau  ging;  Hope  wies  darauf  hin,  dass 
man  den  Gläubigern  Konzessionen  machen  müsse,  wenn  man  sich  nicht  zur  Zins- 
erhöhung —  wie  z.  B.  England  that  — .  entschliessen  könne.  Die  Holländer 
seien  eben  nicht  geneigt,  ihre  Kapitalien  alle  in  den  Obligationen  eines  einzigen 
Staates  zu  plazieren. 

Im  Jahre  1790  machte  die  VII.  Hopesche  Anleihe  bereits  bedeutende 
Schwierigkeiten.  Zugleich  mit  dieser  Anleihe  wurde  die  abgelaufenfe  de  Smetsche 
Schuld  im  Betrage  von  2  Mill.  Rubel  getilgt.  Die  VIII.  Hopesche  Anleihe  wird 
gleichfalls  noch  1790  abgeschlossen. 

Der  Friedenschluss  mit  der  Türkei  wirkte  günstig  auf  den  russischen 
Staatskredit;  eine  IX.  Anleihe  wurde  1791  kontrahiert  und  eine  X.  und  XL  zum 
Zwecke  der  Prolongierung  der  ersten  Hop  eschen  Anleihen  aufgenommen.  Alle 
diese  Anleihen  genügten  jedoch  nicht  zur  Deckung  der  ausserordentlichen  Aus- 
gaben, um  so  mehr,  als  die  bedeutenden  Zinszahlungen  schon  einen  grossen  Teil 
der  neuen  Anleihen  beanspruchten. 

Deshalb  folgten  die  XII.  und  XIII.  Anleihe  und  zur  Prolongierung  und 
Konvertierung  (in  4  prozentige)  der  fälligen  Anleihen  die  XIV.  und  XV.  In 
Italien  wurde  im  Jahre  1791  die  IL  genuesische  Anleihe  endlich  völlig  realisiert 
und  eine  III.  eröffnet. 

Im  Jahre  1792  offerierten  Hope  &  Co.  der  russischen  Regienuig  4  neue 
Anleihen  wegen  des  günstigen  Geldmarktes;  die  russische  Regierung  versäumte 
diese  günstige  Gelegenheit,  sich  zu  massigen  Bedingungen  einen  Reservefonds 
anzulegen,  und  kontrahierte  nur  eine  XVI.  und  XVII.  Anleihe.  Bald  darauf 
beginnen  die  grossen  politischen  Verwicklungen  und  die  Regierung,  die  jetzt 
die  XVIII.  bis  XXII.  Anleihe  aufnehmen  will ,  muss  bereits  47«  Prozent  Zins 
gewähren.  Die  Realisation  dieser  neuen  bedeutenden  Summen  war  aber  bereits 
unmöglich.  Ein  kriegerisches  Zeitalter  war  angebrochen  und  die  Kapitalisten 
hielten  ihr  Geld  an  sich.  Die  russische  Regierung  musste  sich  darauf  beschränken, 
Avanzenkredit  auf  die  neuen  Anleihen  bei  Hope  aufzunehmen. 

Die  so  sehr  beschleunigte  Entwickelung  der  äusseren  Schuld  erfährt  im 
Jahre  1792  einen  Stillstand  und  ruht,  wenn  wir  von  einer  neuen  genuesischen 
Anleihe  absehen,  bis  zum  Ende  der  Regierung  Katharinas  1796.  Statt  dessen 
tritt  jetzt  ein  Tilgungsprojekt  in  den  Vordergrund.    Es  war  dies  die  natürliche 
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Reaktion  gegen  die  überrasche  Vermehrung  der  Schuld,  während  die  Zeitlage 
nicht  viel  Hoffnung  auf  das  Gelingen  einer  solchen  Operation  setzen  liess.'  Akut 
wurde  die  Frage ,  als  verschiedene  Tilgungstermine  herannahten ,  Zinsen  und 
Tilgungssummen  aber  immer  nur  durch  neue  Schulden  gedeckt  werden  konnten. 
Der  schon  bei  der  Assignatenschuld  erwähnte  Somoilowsche  Tilgungs- 
plan war  für  die  Assignatenschuld  ohne  Bedeutung,  da  er  nur  die  Tilgung  der 
Zins  erfordernden  Auswärtigen  Schuld  als  notwendig  ins  Auge  fasste.  Die  nötigen 
Mittel  zur  Tilgung  der  letzteren  sollten  durch  eine  Erhöhung  der  Branntwein- 
steuer von  3  Rubel  auf  4  Rubel  aufgebracht  werden.  Allein  gerade  dieses 
Wesentliche  des  Tilgungsplans  wurde  nicht  eingehalten,  und  damit  musste  den- 
selben das  Schicksal  des  älteren  Planes  von  Wyasemsky  erreichen,  der  nichtig 
war,  weil  die  Hauptsache  fehlte,  die  Beschaffung  der  zur  Tilgung  nötigen  Mittel. 
Die  erhöhte  Branntweinsteuer  brachte  wohl  die  nötigen  Mittel  ein,  aber  diese  wurden, 
den  Zeitumständen  entsprechend,  zur  Deckung  notwendigerer  Ausgaben  verbraucht. 
Der  ausländische  Staatskredit  Russlands  hielt  sich  um  diese  Zeit  immer 
noch  auf  dem  tiefen  Niveau.  Eine  Anleihe  in  Holland  war  noch  mehr  in  die 
Feme  gerückt,  die  Kapitalisten  waren  entweder  auf  der  Flucht  oder  in  Bereit- 
schaft dazu,  H  0  p  e  selbst  war  nach  London  übergesiedelt.  Nachdem  die  Regie- 
rung auch  in  Genua  nur  mit  schlechtem  Erfolg  eine  IV.  Anleihe  eröffiien  konnte, 
ging  sie  auf  die  Suche  nach  einem  neuen  Bankhaus,  mit  dem  sie  in  Verbindung 
treten  könnte.  Alle  europäischen  Geldgrössen  wurden  angegangen,  aber  nirgends 
konnte  man  über  ein  Geschäft  res^j.  über  die  Bedingungen  desselben  einig  werden. 
Auch  in  Deutschland  machte  man  jetzt  Versuche,  allein  in  dem  reichen  Hamburg, 
das  zunächst  in  Betracht  kam,  waren  die  Kapitalisten  so  sehr  in  Handelsope- 
rationen engagiert,  dass  sie  mit  Staatsschuldgeschäften  ganz  unbekannt  waren. 
Mit  diesem  Misserfolg  schliesst  die  Geschichte  der  äusseren  Anleihen  unter 
Katharina  H.     Wir  fassen  zusammen: 

Stand  der  äusseren  Schuld  im  Jahre  1796     .     .     .      41,4  Mill.  Rubel. 
„     inneren  ,         ,        «  „       .     .     .       82,4      „  „ 

„         „     inneren  unverzinsl.  (Assignatenschuld) .     156,7      „ „ 

280,5  Mill.  Rubel. 
Wenn  wir  davon  abrechnen  25  Mill.  Rubel,  welche  als  Darlehen  an  den 
Adel  und  an  die  Städte  vergeben  waren,  so  ergibt  sich  gegenüber  der  Gesamt- 
schuld von  1787  =  58  Mill.  Rubel  eine  Zunahme  im  Jahre  1796  =  197,5  Mill. 
Rubel,  also  innerhalb  10  Jahren  im  Durchschnitt  jährlich  19,7  Mill.  Rubel. 

Die  Initiative  der  „nordischen  Semiramis"  hatte  unter  Entkräftigung  der 
übrigen  Lebenszweige  eine  Machtentwickelung  des  russischen  Staates  hervor- 
gerufen,  der  zufolge  Russland  nicht  nur  eine  europäische  Grossmacht,  sondern 
die  gefürchtetste  Macht  geworden  war.  Was  Friedrich  der  Grosse  für  Preussen, 
das  war  Katharina  für  Russland,  während  wir  die  Regierung  Peter  des  Grossen 
füglich  mit  der  des  grossen  Kurfürsten  in  Preussen  vergleichen  können.  Es  war 
nun  den  Nachfolgern  Katharinas  infolge  der  Zeitlage  unmöglich,  die  errungene 
Stellung,  namentlich  auch  finanziell  zu  festigen.  Diese  musste  vielmehr  in  einer 
Reihe  von  Kämpfen  behauptet  werden,  und  diese  erforderten  neue  Opfer. 

Die  Regierung  Pauls  L  (1796—1801)  bildet  in  der  Entwicklung  des 
Staatsschuldenwesens  einen  weiteren  vierten  Abschnitt,  der  seinen  Charakter 
von  dem  pei-sönlichen  Charakter  des  Regenten  überkommt.     Seine  Neigung  zur 
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Ordnung  und  Regelmässigkeit  macht  sich  in  Bezug  auf  das  Staatsschuldenwesen 
in  einer  Reihe  von  Reformversuchen  geltend.  Allein  diese  Reformen  setzten  am 
falschen  Ende  ein:  Nicht  in  der  fundierten  Schuld  lag  das  finanzielle  Uebel, 
sondern  in  den  Assignaten,  die  jetzt  als  Staatsschuld  anerkannt,  deren  Emis- 
sionen aber  fortgesetzt  wurden. 

Betrachten  wir  zunächst  die  weitere  Entwickelung  der  Papiergeldschuld. 
Zunächst  sehen  wir  den  Zaren  auch  auf  diesem  Gebiete  verbessernd  eingreifen; 
er  hob  den  Kurs  des  Papierrubels  durch  eine  Münzreform,  die  in  hohem  Grade 
notwendig  war.  Das  Silber  hatte  ein  Agio  von  45  Kop.,  was  nicht  bloss  auf 
die  bedeutenden  Assignatenemissionen,  sondern  auch  auf  den  Silbergerätluxus 
zurückzuführen  ist,  der  sich  seit  Katharina  von  oben  herab  immer  mehr  ver- 
breitet hatte.  Der  Reichtum  des  Landes  musste  schliesslich  gänzlich  zu  Papier 
werden  und  dies  wollte  der  Zar  mit  seinen  energischen  Verordnungen  über 
Münzausprägung  und  Münzumlauf  verhindern.  Der  Rubelkurs,  der  infolge 
dieser  Massregeln  auf  79  Kop.  gestiegen  war,  fiel  jedoch  alsbald  wieder,  als  im 
Jahre  1797  :  53  Mill.  Rubel  neue  Assignaten  emittiert  wurden.  In  den  folgenden 
Jahren  erfolgten  keine  Emissionen,  die  Regierung  begann  sogar  ca.  600,000  Rubel 
zu  tilgen,  so  dass  bis  zum  Jahre  1800  insgesamt  210  Mill.  Rubel  im  Umlauf  waren. 

In  demselben  Jahre  wurden  noch  neu  emittiert  2,6  Mill.  Rubel,  zusammen 
212,6  Mül.  Rubel. 

Im  Jahre  1801  ging  von  der  Kaufmannschaft,  welche  die  herrschende 
Krisis  auf  den  Mangel  an  Geld  zurückführte,  der  Vorschlag  aus,  neue  70  Mill. 
Rubel  Assignaten  zu  emittieren,  worauf  die  Regierung  bezeichnenderweise  sofort 
eingehen  woUte.  Allein  der  Regierungswechsel  des  Jahres  1801  verhinderte  die 
Ausführung  dieses  Planes. 

Während  uns  also  ersichtlich  ist,  dass  die  Regierung  Pauls  I.  für  die  As- 
signatenschuldreform kein  Verständnis  hatte,  finden  wir  sie  dagegen  voll  fester 
Ueberzeugung,  dass  das  fundierte  Staatsschuldenwesen  reformbedürftig 
sei.  Zunächst  wurde  die  Verwaltung  reformiert:  die  dezentralisierte  Finanzver- 
waltung wurde  mehr  zentralisiert  und  dem  Reichsrentmeister  unterstellt. 

Sodann  tritt  uns  bereits  1797  ein  Tilgungsplan  entgegen,  bei  dem  man 
wohl  6  Mill.  jährlich  zur  Tilgung  bestimmt,  aber  nicht  angegeben  hatte,  wie 
diese  Mitteln  zu  beschaffen  seien. 

Im  Jahre  1768  wird  eine  neue  Grundlage  für  das  System  der  fundierten 
Staatsschuld  geschaffen  an  Stelle  der  bisherigen  auf  dem  ükas  von  1769  be- 
ruhenden. Nachdem  im  Anschluss  an  die  politische  Entwicklung  die  polnische, 
gleichfalls  in  Holland  kontrahierte  Schuld  auf  die  russische  Krone  übernommen 
worden  war,  so  dass  die  gesamte  holländ.  Schuld  der  russischen  Krone  jetzt 
88,3  Mill.  Gulden  betrug,  begann  die  Regierung,  bevor  sie  die  Tilgung  aufnahm, 
diese  Schuld  zu  konsolidieren.  An  Stelle  aller  einzelnen  Obligationen  wurde 
dem  Bankhaus  Hope  &  Co.  eine  einzige  Obligation  von  88,3  Mill.  Gulden 
übergeben;  diese  Obligation  enthielt  folgende  Partialobligationen: 

1.  Die  Schuld  des  Königreichs  Polen,  der  früheren  polnischen  Republik 
und  Schulden  polnischer  Privaten,  die  von  der  russischen  Krone  anerkannt  worden 
waren:  15,9  Mill.  Rubel. 

2.  Die  früher  in  Holland  kontrahierte ,  nunmehr  prolongierte  Summe : 
53,5  Mill.  Rubel. 
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3.  Durch  diverse  Privatabmachungen  mit  Privatpersonen:  15,9  Mill.  Rubel. 

4.  Die  in  Antwerpen  bei  de  Wolff  1788  aufgenommene  und  nun  mit 
Prolongierung  auf  Hope  &  Co.  übertragene  Schuld  von  3  Mill.  Rubel,  zusammen 
88,3  Mill.  Rubel. 

Diese  so  konsolidierte  Schuld  wird  mit  5  Prozent  verzinst  (was  für  die 
bisherige  4  und  4V2pi'Ozentige  Schuld  eine  Erhöhung  des  Zinsfusses  bedeutet).  Die 
Tilgung  der  ganzen  Summe  soll  innerhalb  12  Jahren  vor  sich  gehen  und  zwar 
frei  nach  den  jeweiligen  Ueberschüssen.  Da  aber  thatsächlich  diese  Ueberschüsse 
ausblieben,  vielmehr  im  Jahre  1800  ein  bedeutendes  Defizit  auftrat,  blieb  der 
Tügungsplan  ohne  praktische  Bedeutung.  Es  wurde  deshalb  ein  neuer  Tilgungs- 
plan angenommen,  demzufolge  Abstriche  und  Einschränkungen  in  den  einzelnen 
Ressorts  die  nötigen  Mittel  liefern  sollten.  Die  Ausführung  dieses  Planes  führt 
bereits  in  die  Regierung  Alexanders  hinüber.  Zuvor  wollen  wir  noch  die  Ent- 
wicklung der  verzinslichen  inneren  Schuld  kurz  betrachten. 

Die  eigentlichen  inneren  Anleihen  waren  schon  unter  Katharina  in 
der  Entwicklung  zurückgeblieben  und  nicht  ausgebildet  worden ;  Grund  dazu  ist 
wohl  neben  der  Kapitalarmut  die  Assignatenpolitik.  Unter  Kaiser  PaiTl  nun  wurde 
das  Escompte  Comtoir  errichtet  mit  der  Bestimmung,  Handel  und  Gewerbe  durch 
Darlehen  zu  unterstützen;  zugleich  wurde  diesem  Institut  die  staatliche  innere 
Schuld  zur  Verwaltung  übertragen  und  eine  jährliche  Tilgung  von  3  Mill.  fest- 
gesetzt. Es  waren  namentlich  Lieferungs-  oder  Quittungsschulden,  wie  sie  schon 
unter  Katharina  herkömmlich  waren ;  sie  wurden  von  der  ^Expedition  zur  Unter- 
suchung der  Schulden",  der  obersten  damaligen  Behörde  für  die  Schuldentilgung, 
auf  ihre  Richtigkeit  hin  untersucht;  es  wurden  bis  Ende  der  Regierung  Pauls 
17  Mill.  Rubel  aufgebracht ,  in  die  sich '  die  einzelnen  Ressorts  teilten ,  und  die 
bis  1803  grösstenteils  getilgt  waren. 

Wir  sind  nicht  imstande,  über  das  Gesamtresultat  dieses  Zeitabschnittes, 
über  die  Höhe  der  ganzen  inneren  und  äusseren  Schuld  am  Ende  der  Regierung 
Pauls  I.  etwas  bestimmtes  zu  sagen.  Gewiss  ist,  dass  der  Zar  die  Ressortschulden 
gemindert,  die  Assignatenschuld  vermehrt  und  die  äussere  Schuld  mit  der  pol- 
nischen Schuld  vereinigt,  dadurch  vermehrt  und  dann  konsolidiert  hat.  Die 
Höhe  der  äusseren  Schuld  war  1801:  88,3  Mill.  Gulden;  die  Höhe  der  Assignaten- 
schuld 212,6  Mill.  Rubel. 

Mit  der  Regierung  Alexanders  I.  (1801 — 1825)  beginnen  wir  einen  letzten 
fünften  Abschnitt  (1801  —  1816)  innerhalb  der  ersten  Periode  der  russischen 
Staatsschuldengeschichte. 

Die  politische  Lage  in  diesem  Abschnitt  ist  eine  sehr  schwierige.  Finanziell 
half  man  sich  durch  Assignatenemissionen  und  durch  Heranziehung  aller  zu- 
gänglichen Kapitalien  im  Inlande ,  so  namentlich  aus  den  Banken  des  Waisen- 
rates, den  Kammern  für  öffentliche  Fürsorge,  aus  dem  Departement  für  die 
Chatullengüter ,  aus  der  25jährigen  Expedition  und  der  Leihbank.  Bevor  wir 
zur  Betrachtung  der  Staatsschuld  übergehen,  ist  es  vielleicht  für  das  Gesamtbild 
vorteilhaft,  wenn  wir  uns  die  ordentlichen  Einnahmen  des  damaligen  russischen 
Budgets  vorführen,  zu  denen  ja  erst  ergänzend  gegenüber  den  ausserordentlichen 
Anforderungen  die  Staatsschulden  hinzutreten.  Die  ordentlichen  Einnahmen  des 
russischen  Budgets  belaufen  sich  zu  Beginn  der  Regierung  Alexanders  I.  auf 
77,8  Mill.  Rubel;  rechnet  man  hinzu  noch  einige  andere  Einnahmequellen,  Rest- 
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Bummen  z.  B.,  so  erhält  man  die  Summe  von  107  Mill.  Rubel,  die  der  Regierung 
budgetgemäss  zur  Verfügung  standen,  allein  die  Einnahmen  flössen  immer  lang- 
samer bei  dem  sinkenden  Volkswohlstand,  und  bei  dem  geringen  Kurswert  des 
russischen  Rubels  wurden  weniger  Ausgaben  mit  jenen  Einnahmen  bestritten. 
So  werden  auch  hiedurch  die  grossen  Defizits  erklärlicher. 

Betrachten  wir  wieder  zunächst  die  Entwickelung  der  Assignatenschuld; 
dieselbe  vermehrte  sich  von  1801  bis  1804  auf  260  Mill.  Rubel  (gegenüber  212 
im  Jahre  1801).  Im  Jahre  1804,  als  der  Krieg  mit  Frankreich  ausbrach,  bean- 
spruchten das  Kriegsministerium  und  die  Marineverwaltung  grosse  Summen  und 
die  Kette  der  Ansprüche  und  Anforderungen  an  die  Reichskasse  riss  seitdem  nicht 
mehr  ab.  Zugleich  litt  der  Volkswohlstand  und  damit  wieder  die  finanzielle 
Kraft  des  Landes.  Der  russische  Handel  erhielt  obendrein  noch  den  Todesstoss 
durch  die  Bestimmung  über  die  Durchführung  der  Kontinentalsperre  im  Tilsiter 
Vertrag,  abgesehen  davon,  dass  die  Zolleinnahmen  seitdem  bedeutend  zurückgingen. 

Die  Assignatenschuld  vermehrte  sich  in  den  fünf  Jahren  von  1805  bis 
1810  um  319  Mill.  Rubel  und  betrug  1810:  579  Mill.  Rubel.  Der  Rubelkurs, 
der  im  Jahre  1805  77  Kop.  Silber  stand,  war  bis  1809  auf  44  Kop.  gesunken. 
Dabei  musste  das  Defizit  wachsen  mit  der  Vermehrung  der  Assignaten  und  dem 
Kurssturz  und  dadurch  wieder  neue  Emissionen  bedingen. 

Dieser  wachsenden  ZeiTÜttung  entgegenzuarbeiten,  war  die  Absicht  und 
Aufgabe  der  im  Jahre  1810  in  Angriff  genommenen  Finanzreform.  Diese  Be- 
strebungen zur  Ordnung  des  Finanzhaushaltes,  die  gleichzeitig  in  Preussen  die 
Regierung  beschäftigten,  gruppieren  sich  um  drei  Punkte ;  dem  Reichsrat  wurden 
die  Fragen  vorgelegt: 

1.  Soll  man,  wie  bisher,  zur  Deckung  des  Defizits  Assignaten  emittieren 
oder  soll  man  Steuern  erhöhen; 

2.  Welche  Steuern  sind  die  drückendsten; 

3.  Welche  Massregeln  werden  den  Staatskredit  heben  und  sichern. 

Der  Reichsrat  verlangt  vor  allem  grössere  Klarheit  in  dem  Verhältnis  der 
Reichskasse  zu  den  Banken ,  erkläi't  die  Assignaten  für  die  schwersten  aller 
Steuern  und  bringt  eine  vorsichtige  Erhöhung  der  Steuern  und  namentlich  aber 
auch  eine  Einschränkung  der  Ausgaben  in  Vorschlag ;  für  die  Hebung  des  Staats- 
kredits sei  das  beste  Mittel  die  Oeffentlichkeit  der  Finanzoperationen.  —  Dieser 
Kundgebung  des  Reichsrates  entsprach  das  Manifest  vom  2.  Februar  1810,  welches 
eine  öffentliche  Darlegung  der  schwebenden  Schuld,  ihres  Ursprungs  und  der 
Mittel  zu  ihrer  Tilgung  enthielt.  Darnach  wurde  die  Kopfsteuer  erhöht  und 
die  Ausgaben  sind  um  20  Mill.  einzuschränken,  die  Assignaten  werden  wiederum, 
wie  schon  von  Kaiser  Paul,  als  Staatsschuld  anerkannt.  Durch  einen  weiteren 
Ukas  wird  die  Assignatenschuld  auf  579  Mill.  fixiert,  die  fernere  Emission  unter- 
sagt und  die  Beziehungen  der  Reichskasse  zur  Bank  werden  in  einer  Reihe  von 
Detailverfügnngen  genau  begrenzt.  Ferner  wird  die  Silberwährung  offiziell  fest- 
gesetzt und  später  noch  durch  eine  Reihe  positiver  Bestimmungen  geordnet, 
sodann  wird  noch  im  Jahre  1810  eine  Reichsschuldentilgungskommission  errichtet 
und  eine  innere  Anleihe  zur  Tilgung  der  Assignatenschuld  eröffnet.  Diese  An- 
leihe wird  in  Assignaten  erhoben  und  die  einfliessenden  Assignaten  sind  sofort 
zu  verbrennen;  die  Anleihe  wird  in  5  Teilen  ä  20  Mill.  Rubel  erhoben;  die 
Bezahlung  des  Kapitals  und  der  Zinsen  dieser  Anleihen  geschieht  in  Silber  oder 
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Gold;  bei  der  ersten  Rate  der  Anleihe  wurden  2  Rubel  Assignaten  =  1  Rubel 
Silber  angenommen;  Rückzahlung  der  Kapitalien  sollte  1817  erfolgen. 

Dieser  Reformplan  des  Jahres  1810  bildet  die  Grundlage  der  Staatsschulden- 
reformen im  ersten  Viertel  des  19.  Jahrhunderts  und  hat  eine  ähnliche  Bedeu- 
tung wie  der  Schuwaloffsche  Tilgungsplan  des  Jahres  1786  für  die  letzte 
Zeit  des  18.  Jahrhunderts.  Der  Plan  des  Jahres  1810  wurde  bei  den  Reform- 
bestrebungen des  Jahres  1817  wieder  aufgenommen  und  hielt  sich  weiterhin,  bis 
Cancrin  eine  neue  Schuldenpolitik  inaugurierte. 

Vorerst  jedoch  wurden  ähnlich,  wie  in  Preussen,  die  Reformen  durch  neue 
Kriege  unterbrochen.  Aber  auch  abgesehen  von  dieser  späteren  Aenderung  der 
Zeitumstände,  scheiterte  der  Tilgungsmodus  vom  Jahre  1810  aus  inneren  Gründen. 
Die  Anleihe  realisierte  sich  zwar  in  der  ausgegebenen  ersten  Rate  vorzüglich, 
hatte  aber  auch  zur  Folge ,  dass  die  namentlich  bei  der  Staatsleihbank  depo- 
nierten und  vom  Staate  entliehenen  Kapitalien  zurückgefordert  wurden.  Die 
Regierung  hätte  zur  Rückzahlung  der  Deposita  neue  Papiergeldsummen  emittieren 
müssen,  statt  dessen  bestimmte  sie,  dass  die  Bankdepotbillets  als  Einzahlung 
zur  Anleihe  angenommen  werden  sollten;  dadurch  wurde  der  Zweck  der  Anleihe, 
die  Einziehung  der  Assignaten,  grösstenteils  vereitelt.  Im  Jahre  1811  vermehrte 
sich  die  Assignatensumme  von  579  auf  582  Mill.  Rubel.  Ebenso ,  vne  die  As- 
signatentilgung,  scheiterte  die  Einführung  der  Silberwährung,  die  gleichfalls 
einen  Programmpunkt  des  Jahres  1810  bildete.  Die  offizielle  Silberwährung 
trug  nur  zur  weiteren  Entwertung  der  Assignaten  bei  und  es  musste  gerade 
durch  dieses  Experiment  die  offizielle  Einführung  der  Papierwährung  als  viel 
vorteilhafter  erkannt  werden.  Dieses  geschah  durch  Ukas  von  9.  April  1812, 
laut  welchem  alle  offiziellen  Geschäfte  und  Berichte  nach  Papierrubeln  rechnen 
sollten.  Finanziell  wichtig  an  dieser  Neuerung  war  die  Aufhebung  der  bis- 
herigen Steuergarantie,  d.  h.  die  Verpflichtung  der  Regierung,  die  Assignaten 
zu  ihrem  Nominalwerte  bei  der  Steuerzahlung  anzunehmen.  Die  jetzige  Ein- 
richtung, die  Annahme  des  Papiergeldes  bei  Staatszahlungen  nach  dem  Kurse, 
befreite  die  Regierung  von  den  bisherigen  jährlichen  Schwankungen  und  Ver- 
minderungen der  Einnahmen  gegenüber  den  Ausgaben. 

Diese  Massregel  kam  der  Regierung  in  dem  beginnenden  Kriege  mit  Frank- 
reich bereits  sehr  zu  statten.  Die  finanziellen  Opfer  der  Jahre  1812  und  1813 
entsprechen  den  Opfern  an  Leib  und  Leben.  Zunächst  wurden  neue  Assignaten 
emittiert  64,5  Mill.  Rubel.  Als  diese  nicht  genügten,  ordnete  ein  ükas  an,  dass 
alle  öffentlichen  Bauten  zu  sistieren  seien,  dass  alle  Darlehen  an  Privatpersonen 
aus  Kronsbehörden,  alle  Summen,  die  von  Schuldnern  für  geliehene  Kapitalien 
einfliessen,  an  die  Reichskasse  abzuliefern  seien,  auch  die  Darlehen  aus  der 
Volkswohlfahrtsverwaltung ;  alle  städtischen  Kapitalien,  die  nicht  unbedingt  not- 
wendig sind,  müssen  ebenfalls  der  Reichskasse  übergeben  werden. 

Im  Jahre  1813  wurden  neue  Assignaten  emittiert:  103,4  Mill.  Rubel;  in 
den  folgenden  Jahren  wurden  die  Emissionen  geringer,  die  im  Jahre  1816  noch 
5  Mill.  Rubel  betrugen.  Im  ganzen  wurden  von  1812  bis  1816  neu  emittiert 
244  Mill.  Rubel,  im  Durchschnitt  also  jährlich  61  Mill.;  in  den  Jahren  1816  und 
1817  zusammen  noch  10  Mill.  Rechnen  wir  zu  den  582  Mill.  Rubel  Assignaten 
des  Jahres  1811  noch  diese  254  Mill.  Rubel,  so  erhalten  wir  für  1817  die  Summe 
von  836  Mill.  Rubel. 
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Die  fundierte  und  verzinsliche  Schuld  bietet  in  der  Zeit  von  1801  bis 
1817  wenig  Neues.  Der  Bestand  derselben  —  alles  in  Rubeln  berechnet  — 
war  im  Jahre  1801 :  108,5  Mill.  Rubel.  Davon  äussere  Schuld  55,6  Mill.  Rubel, 
innere  Sf;huld  52,9  Mill.  Rubel.  Diese  Schuldsumme  modifiziert  sich,  während 
die  Assignatenemission  in  der  Blüte  stand,  in  den  Jahren  1801  bis  1810  nur 
durch  die  Kapitalien  —  meist  deponierte  — ,  welche  die  Regierung  an  sich  zog. 
Dabei  wurde  auch  stetig  getilgt,  nicht  systematisch,  sondern  nach  Ueberschüssen. 

Nachdem  bereits  im  Jahre  1809  über  die  Grundsätze  für  die  Aufnahme 
einer  eigentlichen  inneren  Anleihe  Klarheit  geschaffen  worden  war,  brachte  das 
Jahr  1810  im  Zusammenhang  mit  seinen  allgemeinen  finanziellen  Reformbestre- 
bungen eine  eigentliche  innere  Anleihe,  die  zu  6  Prozent  verzinslich  und  über- 
haupt für  den  Staatsgläubiger  so  günstig  wie  möglich  war.  Ausserdem  wurde 
jetzt  die  bisherige  Tilgung  nach  Ueberschüssen  abgeschaff't,  eine  Staatsschulden- 
tilgungskommission errichtet ,  deren  Operationskapital  durch  Domänenverkauf 
erlangt  werden  sollte. 

Wir  sahen  oben  bei  der  Besprechung  der  Assignatenschuld,  wie  der  Plan 
der  inneren  Anleihe  wegen  der  Beziehungen  der  Reichskasse  zur  Leihbank  und 
zu  anderen  Geldinstituten,  die  thatsächlich  noch  nicht  gelöst  waren,  scheitern 
musste.  Auch  die  Idee  eines  Tilgungsfonds  stiess  auf  Schwierigkeiten;  der  Wert 
der  zu  verkaufenden  Krongüter,  die  zum  grössten  Teil  aus  endlosen  Wäldern 
und  Ländereien  bestanden,  war  von  der  Regierung  auf  200  Mill.  Rubel  geschätzt ; 
allein  diese  Berechnung  rechtfertigte  sich  nicht  und  der  Verkauf  ging  sehr  lang- 
sam von  statten.  Die  Ursachen  waren  der  Mangel  an  Plänen  und  Aufzeich- 
nungen für  die  zu  verkaufenden  Krongüter  und  das  ausschliessliche  Kaufrecht 
des  Adels  und  der  Kaufleute  der  I.  Gilde.  Im  Jahre  1812  wurden  dem  Tilgungs- 
fonds ausser  diesen  immobilen  Kapitalien  noch  andere  Grundlagen  gegeben:  es 
wurden  Steuern  und  Gebühren  für  denselben  bestimmt,  welche  zum  Teil  erst 
neu  geschafi'en  werden  und  vielfach  ein  finanzgeschichtliches  Interesse  bieten; 
indirekte  Steuern  wurden  von  Thee  und  Bier,  eine  Verkehrssteuer  von  den  handel- 
treibenden Bauern  erhoben ,  und  eine  Art  klassifizierter  Einkommensteuer  auf 
die  Grundbesitzer  gelegt  mit  freiwilliger  Angabe  des  Einkommens,  der  gegen- 
über keinerlei  Denunziationen  angenommen  werden  sollen. 

Diese  also  neu  geschaffenen  Mittel  des  Tilgungsfonds  waren  zur  Ver- 
wendung in  dem  bald  ausbrechenden  Krieg  hochwillkommen,  und  wurden  natür- 
lich nicht  zur  Schuldentilgung  verwendet.  Ausserdem  suchte  man  den  Kriegs- 
bedürfnissen auf  dem  Gebiete  der  fundiei-ten  Schulden  gerecht  zu  werden  durch 
möglichste  Ausnützung  der  bisher  benützten  Depositen-  und  anderen  Kapi- 
talien, während  die  englischen  Subsidien  die  regulären  ausländischen  Anleihen 
vertreten. 

Der  Einmarsch  der  russischen  Trappen  ins  Ausland  gibt  den  bisherigen 
finanziellen  Bedürfnissen  ein  anderes  Schwergewicht.  Die  ausländischen  Zah- 
lungen treten  wieder  in  den  Vordergrund  und  zur  Bestreitung  derselben  gab 
es  drei  Wege:  direkter  Aufkauf  von  Edelmetall  im  Ausland;  eine  ausländische 
Anleihe  und  englische  Subsidien.  Da  die  letzteren  nicht  versagten  und  die 
Regierung  zur  Ergänzung  einige  Edelmetallkäufe  vornahm,  so  ergab  sich  auch 
diesmal ,  trotz  der  veränderten  Verhältnisse,  keine  bedeutende  Vermehrung  der 
fundierten  Schuld.    Der  Stand  der  gesamten  Schuld  war  nach  Eintritt  des  Friedens, 
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im  Jahre  1817,  folgender:  Assignaten  836  Mill.  Rubel  =  238  Mill.  Rubel  Silber; 
Eigentliche  Staatsschuld  84  Mill.  Rubel  Silber,  in  Summa  342  Mill.  Rubel  Silber. 
Zum  Schluss  unserer  Darstellung  des  Staatsschuldenwesens  der  Jahre 
1801 — 1816  müssen  wir  noch  eine  dritte  Schuldform  kurz  erwähnen,  die  ge- 
legentlich der  Kriegsnot  des  Jahres  1812  entstand,  aber  zunächst  nicht  weiter 
entwickelt  und  erst  im  Jahre  1878  wieder  aufgenommen  und  eingebürgert  wurde. 
Es  sind  dies  die  „Obligationen  der  Reichskasse" ,  die  eine  eigentlich 
schwebende  Schuld  bilden  und  deshalb  nicht  mit  der  Assignatenschuld  zu- 
sammengestellt werden  können.  Sie  wurden  1812  speziell  für  Lieferungen  aus- 
gegeben und  unterscheiden  sich  dadurch  von  den  Emissionen  des  Jahres  1878, 
die  allgemein  zur  Unterstützung  der  Reichskasse  bestimmt  waren. 

III.  Periode.    1816—1853. 

Diese  oben  charakterisierte  Zeit  von  1816  bis  1853  lässt  sich  wieder  in 
mehrere  Etappen  gliedern;  wir  behandeln  zunächst  im  Zusammenhang  den  ersten 
Abschnitt  von  1816  bis  1824. 

Die  Volkswirtschaft  hob  sich,  der  Staatskredit  hatte  durch  die  hervorragende 
Stellung,  in  der  die  russische  Grossmacht  aus  der  Kriegsperiode  hervorging,  ge- 
wonnen, die  Zeitlage  war  einer  Wiederaufnahme  der  Staatsschuldenreform  des 
Jahres  1810  bedeutend  günstiger  geworden. 

Was  zunächst  die  Assignatenschuld,  „die  drückendste  aller  Steuern", 
anlangt,  so  war  allein  schon  die  Sistierung  der  Emissionen  von  den  wohl- 
thätigsten  Folgen;  ein  weiteres  Sinken  des  Kurses  wurde  dadurch  verhindei-t, 
eine  positive  Besserung  aber  sollte  durch  eine  systematische  Verringerung  der 
Assignatensumme  mittels  innerer  und  äusserer  Anleihen  erzielt  werden.  Wenn 
die  Regierung  diesen  Tilgungsmodus  trotz  der  schlechten  Erfahrungen  des  Jahres 
1810  wieder  aufnahm,  so  hoffte  sie  dabei  eben  auf  die  günstigeren  Zeitumstände. 
Allein  der  Grundgedanke  des  von  der  Regierung  angenommenen  Tilgungsplanes 
war  ein  falscher;  wie  so  oft  in  der  Geschichte  menschlicher  Handlungsweise 
und  Erkenntnis  überhaupt,  so  reagierte  man  auch  hier  über  das  richtige  Mass 
hinaus.  Es  wurden  mittels  fundierter  Anleihen  bis  1824  247  Mill.  Rubel  Assig- 
naten getilgt,  aber  der  Erfolg  entsprach  durchaus  nicht  diesen  Massregeln.  Die 
Reichskasse  wurde  durch  die  Anleihen  mit  bedeutenden  Zinsverpflichtungen  be- 
lastet, während  der  Kurs  des  Rubels  nur  ganz  langsam  und  im  ganzen  nur  um 
10  Kopeken  stieg. 

Und  dieses  langsame,  aber  stetige  Steigen  des  Rubelkurses  entspricht  viel 
mehr  dem  stetigen  Aufblühen  der  von  äusserem  Druck  befreiten  Volkswirtschaft, 
als  den  einzelnen  Massregeln  der  Assignatentilgung;  die  blosse  Sistiexomg  der 
Assignatenemission  hätte  dieselbe  Wirkung  hervorbringen  müssen.  Da  nämlich 
das  Geldbedürfnis  wuchs  mit  der  Entwickelung  des  Verkehrs,  während  bei  dem 
tiefen  Kursstand  des  Jahres  1817  die  damalige  Assignatensumme  von  836  Mill. 
Rubel  nur  210  Mill.  Rubel  Silber  repräsentierten,  so  half  sich  der  Verkehr  bei 
zunehmendem  Geldbedürfnis  gleichfalls  selbst  durch  die  Erhöhung  des  Kurses, 
ebenso  wie  die  übergrossen  Emissionen  von  Papiergeld  seiner  Zeit  ein  Sinken 
des  Kurses  zur  Folge  haben  mussten.  Auch  der  Zufluss  von  klingender  Münze 
begann  in  steigendem  Masse  mit  der  Entwickelung  des  Verkehrs. 

Die  Entwickelung  der  fundierten  Schuld  wird  gleichfalls  durch  den 
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eingetretenen  Frieden  beeinflusst.  Schon  im  Jahre  1815  finden  wir  die  ersten 
Massregeln  der  neuen  Periode.  Aus  den  rückständigen  Schuldzahlungen  von 
1812  bis  1815,  die  mit  Zinseszinsen  aufgelaufen  waren,  wurde  eine  neue  hollän- 
dische Anleihe  von  18  Mill.  zu  5  Prozent  njit  1  Mill.  jährlicher  Tilgung  ge- 
bildet. Die  äussere  Schuld  war  darnach  von  88  Mill.  auf  106  Mill.  Gulden 
gewachsen. 

Sehr  bedeutsam  für  die  fundierte  Schuld  Russlands  war  die  Konvention 
mit  den  europäischen  Mächten  Holland  und  England  vom  7.  Mai  1815,  derzu- 
folge  sich  England  und  Holland  bereit  erklärten,  zur  P^ntschädigung  Russlands 
für  seine  Teilnahme  an  der  Pazifizierung  Europas  einen  Teil  der  russisch-hol- 
ländischen Schuld  zu  übernehmen.  Holland  und  England  übernahmen  je  25  Mill. 
der  Hop  eschen  Anleihe,  zu  5  Prozent  verzinslich  und  mit  1  Prozent  zu  amor- 
tisieren. Auf  diese  Weise  verringerte  sich  die  russische  Schuld  um  50  Mill. 
Gulden  und  vom  Jahre  1817  beginnt  eine  regelmässige  Tilgung  des  verbleiben- 
den Restes  von  56  Mill.  Gulden. 

,       Der  Stand  der  inneren  Schuld,  die  trotz  gleichzeitiger  Tilgungen  gewachsen 
war,  betrug  am  1.  Januar  1816  153,9  Mill.  Rubel. 

Die  Schuldreform  des  Jahres  1817,  die,  wie  wir  sahen,  eine  Massenver- 
minderung der  Assignaten  in  Aussicht  nahm,  brachte  noch  andere  Massregeln. 
Es  wurde  in  dem  ^  Konseil  für  Staatskreditanstalten"  eine  Begutachtungs-  und 
Kontrollbehörde  geschaffen  für  die  Staatsassignatenbank,  die  allerdings  auf  die 
Auswechselung  der  Assignaten  ihre  Thätigkeit  beschränken  musste,  für  die  Staats- 
leihbank, für  die  Staatskommerzbank,  welche  aus  den  Diskontokontoren  der 
Assignatenbank  gebildet  worden  war,  und  für  die  neu  organisierte  Schulden- 
tilgungskommission. 

Für   letztere   war  von  Wichtigkeit  das  jetzt  angelegte  Staatsschuld  buch; 
4ie  so  bedachten  Schulden  waren  in  drei  Rubriken  eingeteilt,  nämlich: 
I.  die  ausländische  Schuld, 
IL  die  innere  Schuld  mit  bestimmten  Rückzahlungsvei-pflichtungen, 

III.  die  innere  Schuld  ohne  bestimmte  Rückzahlungsverpflichtungen. 

Die  unkündbare  Schuld  trug  dem  Gläubiger  eine  Rente  von  6  Prozent; 
um  die  Kapitalisierung  zu  ermöglichen,  verpflichtet  sich  die  Regierung,  für  den 
Ankauf  der  Obligationen  zum  Kurse  Kapitalien  bereit  zu  halten.  In  eine  solche 
unkündbare  wird  eine  Reihe  von  inneren  Schuldsummen  bei  Gelegenheit  dieser 
Neuordnung  konvertiert.  Die  Mittel  zu  der  in  Aussicht  genommenen  kräftigen 
Tilgung  der  gesamten  Staatsschuld  sollen  die  Domäneneinkünfte  liefern,  während 
im  Jahre  1812  erhöhte  und  neugeschaffene  Steuern  beibehalten  werden  und  die 
allgemeinen  Staatsausgaben  decken  sollen.  Die  Tilgung  der  Assignaten  sollte 
durch  Aufnahme  verzinslicher  und  mit  Tilgungsfonds  ausgestatteter  Anleihen  vor 
sich  gehen;  so  wurde  bereits  1817  die  I.  innere  öprozentige  Anleihe  von  33,8 Mill. 
Rubel  =  9,8  Mill.  Rubel  Silber  aufgenommen  und  als  unkündbare  Schuld  ins 
Staatsschuldbuch  eingetragen;  am  1.  Januar  1818  war  der  Bestand  der  inneren 
Schuld  64,7  Mill.  Rubel  Silber,  Bestand  der  äusseren  Schuld  50,1  Mill.  Gulden. 

In  den  folgenden  Jahren  bis  1824  ging  die  Entwicklung  in  der  angegebenen 
Richtung  weiter;  es  wurde  auf  der  einen  Seite  getilgt,  auf  der  anderen  Seite 
wurden  zur  Assignatentilgung  neue  Anleihen  aufgenommen;  im  Jahre  1818  eine 
II.  innere   von   23  Mill.  Rubel ,   1820   eine   äussere   bei  Baring  in  London  und 
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Hope  im  Betrage  von  40  Mill.  Rubel,  im  Jahre  1822  bei  Rothschild  in  London 
eine  Anleihe  von  43  Mill.  Rubel  Silber.  Am  1.  Januar  1824  betrug  die  Assig- 
natenschuld noch  170  Mill.  Rubel,  die  Gresamtschuld  aber  war  gegenüber  dem 
Bestand  des  Jahres  1817  um  41  Mill.  Rubel,  also  jährlich  im  Durchschnitt  um 
5,27  Mill.  Rubel  gewachsen.  Die  Gesamtschuld  betrug  jetzt  383  Mill.  Rubel  Silber, 
gegenüber  342  Mill.  im  Jahre  1817. 

Einen  zweiten  Abschnitt  in  der  Periode  von  1816 — 1853  bildet  die 
kurze  Zeit  von  1824 — 1828.  Durch  den  Einfluss  des  Finanzministers,  des  Grafen 
Cancrin,  wird  der  im  Jahre  1817  eingeschlagene  Weg  in  der  Staatsschulden- 
politik verlassen;  die  Assignatentilgung  wird  sistiert,  es  werden  deshalb  auch 
keine  neuen  verzinslichen  Anleihen  aufgenommen.  Es  wird  vielmehr  die  Tilgung 
der  verzinslichen  Schuld  in  erhöhtem  Masse  vorgenommen  und  gleichfalls  etwas 
forciert,  sodass  der  Kurs  der  Papiere  stieg  und  die  Tilgung  erschwerte.  Bald 
beschränkte  man  sich  auf  das  richtige  Mass  und  hielt  sich  an  eine  bestimmte 
Amortisationsquote,  und  zwar  wurde  die  letztere  vom  Jahre  1825  an  nicht  mehr 
berechnet  als  Prozent  des  Nominalkapitals,  sondern  als  Prozentsatz  des  bereits 
durch  Tilgungen  verminderten  Kapitals.  Die  drückenden  Verpflichtungen  der 
Reichskasse  bezüglich  der  Staatsschuld  waren  demnach  in  dieser  Zeit  bedeutend 
erleichtert  worden,  wogegen  trotzdem  eine  stetige  Tilgung  der  Staatsschuld 
erreicht  wurde;  die  Verminderung  der  Last  der  Reichskasse  verhinderte  ihrer- 
seits eine  Vermehrung  der  Schulden,  und  so  sehen  wir  in  den  Jahren  1824 — 1828 
die  russische  Staatsschuldenpolitik  im  richtigen  Geleise  sich  bewegen. 

Am  1.  Januar  1828  betrug  die  Assignatenschuld  noch  170  Mill.  Rubel, 
wie  1824,  aber  die  Gesamtschuld  war  in  4  Jahren  um  10  Mill.  vermindert  und 
betrug  noch  373  Mill.  Rubel. 

Der  dritte  Abschnitt  von  1828—1834  ist  als  kriegerische  Episode 
zu  betrachten,  in  einem  Zeitalter,  das  einem  weiteren  Blick  als  ein  zu  Ruhe  und 
Frieden  neigendes  erscheint.  Diese  allgemein  fühlbare  Beunruhigung  und  Unter- 
brechung erhielt  in  Russland  durch  die  Persönlichkeit  des  Kaisers  Nikolaus,  der 
im  Jahre  1825  den  Thron  bestiegen  hatte,  einen  besonders  kriegerischen  Cha- 
rakter. Auf  den  drei  historischen  Gebieten  der  russischen  Politik  entbrannte 
der  Kampf:  in  Polen  gegen  den  Aufstand,  in  der  Türkei  um  die  Orientfrage 
und  in  Asien  gegen  Persien.  Das  mühsam  erreichte  Gleichgewicht  des  Budgets 
wird  wieder  zerstört  und  neue  Defizits  fordern  neue  Schulden.  Es  werden  An- 
leihen in  Holland  aufgenommen,  zunächst  die  zweite  holländische  Anleihe  vom 
Jahre  1828,  deren  Grundlagen  von  denen  der  ersten  holländischen  Anleihe,  der 
konsolidierten,  verschieden  sind;  sie  wird  mit  5  Prozent  verzinst  und  mit  einem 
Tilgungsfonds  ausgestattet  (der  ausser  1  Prozent  die  ersparten  Zinsen  erhält); 
die  Tilgung  soll  in  ,37  Jahren  beendet  sein.  Es  folgten  im  Jahre  1831  die  dritte 
holländische  Anleihe  und  1833  die  vierte  holländische  Anleihe.  Als  neue  Schuldart 
treten  die  Reichstresorscheine  auf,  während  die  Assignaten  in  dem  alten  Be- 
stand von  170  Mill.  Rubel  unverändert  bleiben. 

Die  Reichskassenscheine  sollten  den  Charakter  einer  kündbaren 
gegen  Börsenschwankungen  geschützten  Kreditverbindlichkeit  mit  dem  Charakter 
des  Staatspapiergeldes  vereinen;  sie  sind  kurzfristig  und  bilden  insofern  eine 
eigentliche  schwebende  Schuld.  Der  Ukas  vom  13.  Juli  1831  gestattete  die  erste 
Emission  von  30  Mill.  zu  4  Prozent  und  zwar  in  3  Serien,  weshalb  diese  Staats- 
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schuld  auch  den  Namen  „Serien"  erhielt.  Die  gesetzlichen  Bestimmungen  über 
die  Emissionen  von  Reichskassenscheinen  sind  im  wesentlichen  noch  heute  in  Kraft : 
Stückgrösse  250  Rubel  Ass.,  Zins  90  Kopeken  monatlich,  also  jährlich  4^^/i  oo  Pro- 
zent; Annahme  der  Scheine  bei  Kronszahlungen  mit  Ausnahme  von  Zahlungen 
an  die  Kreditinstitute;  Tilgung  im  Lauf  von  4  Jahren  (später  6  Jahren)  und 
zwar  ist  die  Reichskasse  verpflichtet,  nach  Ablauf  des  ersten  Jahres  für  die 
3  folgenden  Jahre  je  V»  der  emittierten  Scheine  zu  tügen.  Die  Regierung  hat 
das  Recht,  die  Scheine  auch  vor  der  anberaumten  Frist  aus  dem  Verkehr  zu 
ziehen.  Der  Bericht  über  die  Anzahl  der  emittierten,  der  aus  dem  Umlauf  ge- 
zogenen und  der  noch  zirkulierenden  Reichskassenscheine  wird  zugleich  mit  dem 
Rechenschaftsbericht  der  Kreditanstalten  veröffentlicht.  Auf  diesen  Grundlagen 
erfolgten  eine  Reihe  von  Emissionen,  die  falligen  Serien  wurden  vielfach  durch 
neue  ersetzt  und  dadurch  schon  frühe  die  Entwicklung  angebahnt,  derzufolge 
die  Reichskassenscheine  mehr  und  mehr  den  Charakter  einer  fundierten  Staats- 
schuld bekamen. 

Der  Gesamtschuldbestand  betrug  am  1.  Januar  1834  493,7  Mill.  Rubel, 
wovon  170  Mill.  in  Assignaten.  Im  Laufe  der  Jahre  1828 — 1834  hatte  sich  also 
die  Staatsschuld  um  120  Mill;' Rubel,  d.  h.  durchschnittlich  um  24  Mill.  jährlich 
vermehrt. 

In  dem  vierten  Abschnitt  unserer  Periode  von  1884—1848  wächst 
die  Staatsschuld  trotz  des  herrschenden  Friedens  bedeutend  an.  Zunächst  machen 
sich  noch  die  Kriegsausgaben  der  verflossenen  Jahre  geltend-;  dann  sind  es  aber 
besonders  die  Rüstungen  des  militärischen  Kaisers  Nikolaus,  welche  die  gi'ossen 
Ausgaben  bedingen;  kulturelle  Unternehmungen  treten  bereits  hervor,  nament- 
lich ist  es  der  äusserst  kostspielige  Bau  der  Petersburg-Moskauer  Eisenbahn^ 
der  auf  lange  Zeit  die  Finanzen  beeinflusst.  Die  fundierte  Schuld  sowohl 
als   die   unfundierte   erfahren   eine  Weiterentwicklung   in  diesem  Zeitabschnitt. 

Die  äussere  Schuld  wurde  durch  fünf  4prozentige  Anleihen  vermehrt,  von 
denen  die  erste  in  das  Jahr  1841  fällt  und  mit  Hope  abgeschlossen  wurde  auf 
25  Mill.  Rubel  Silber.  Im  Jahre  1842  wü-d  eine  zweite  4prozentige  Anleihe  zum 
Bau  der  Eisenbahn  Petersburg-Moskau  aufgenommen,  dieselbe  wird  dem  speziellen 
Zweck  entsprechend  nach  Bedürfnis  ratenweise  realisiert.  Diese  Anleihe  wurde 
von  Stieglitz  &  Co.  in  Petersburg  übernommen  und  ist  die  erste  durch  einen 
einheimischen  Bankier  vermittelte  äussere  Anleihe;  sie  wurde  namentlich  in 
Berlin  realisiert.  In  den  Jahren  1843,  1844  und  1847  folgen  drei  weitere  zum 
Bau  der  Petei-sburg-Moskauer  Bahn  aufgenommene  Anleihen. 

Die  innere  Schuld  wurde  in  hohem  Grade  entwickelt  durch  die  erhöhten 
Darlehen  der  Reichskasse  bei  den  Kreditanstalten,  namentlich  bei  der  Leihbank. 
Diese  Darlehen  sind  neben  der  Vermehrung  der  Reichskassenscheine  das  be- 
sonders Charakteristische  dieser  Zeit  und  sie  trugen  ebenso  wie  die  letztere  zur 
Verwiri-ung  des  Finanzwesens  bei ;  die  schli essliche  Liquidation  der  Bankinstitute 
war  die  notwendige  Folge  ihrer  engen  Beziehungen  zur  Reichskasse. 

Die  Assignatenschuld,  die  seit  1824  unverändert  gelassen  worden 
war,  tritt  in  den  1830er  und  1840er  Jahren  wieder  in  hervorragendem  Masse 
in  den  Vordergrund.  Wir  haben  gesehen,  dass  der  Kurs  des  Papierrubels  bei 
dem  volkswirtschaftlichen  Aufschwung  in  die  Höhe  ging  und  dass  das  verdrängte 
Edelmetall  wieder  erheblich  zufloss.    Letztere  Erscheinung  war  ermöglicht  durch 
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den  Mangel  eines  Zwangskurses  in  der  herrschenden  Papierwährung.  Die  Re- 
gierung sah  sich  veranlasst,  Bestimmungen  über  das  Metallgeld  zu  treffen  und 
das  Verhältniss  der  umlaufenden  Zahlungsmittel  zu  regeln.  Allein  der  Mangel 
eines  unerschütterlichen  festen  Wertmasses  wurde  dadurch  nicht  beseitigt;  die 
Kursschwankungen  dauerten  fort  und  riefen  eine  Agiotage  hervor,  welche  immer 
weitere  Volkskreise  ergriff  und  welche  die  Schattenseite  zu  dem  sonst  so  erfreu- 
lichen Aufschwung  der  Volkswirtschaft  bildete.  Ende  der  dreissiger  Jahre  steht 
deshalb  die  Papiergeldfrage  wieder  obenan,  die  Regierung  finden  wir  damit 
beschäftigt,  die  Valuta  zu  reorganisieren,  die  Assignaten  einzulösen  und  ein 
einheitliches  Wertmass  herzustellen.  Durch  Manifest  vom  1.  Juni  1839  wurde 
der  Silberrubel  im  Werte  von  350  Kopeken  Assign.  als  Münzeinheit  erklärt; 
nach  diesem  Kurse  befanden  sich  170  Mill.  Rubel  Silber  an  Assignaten  im  Um- 
lauf. Da  nun  der  Geldmarkt  die  Einführung  einer  reinen  Metallwährung  nicht 
zuliess,  so  musste  an  die  Bildung  eines  Metallfonds  gedacht  werden,  der  eine 
genügende  Deckung  für  die  Assignaten  gewährte  und  dieselben  einlösbar  machte. 
Diese  Massregeln  erfüllen  die  Jahre  1840 — 1848,  sie  sind  dadurch  charakterisiert, 
dass  die  neuen  an  Stelle  der  Assignaten  ausgegebenen,  einlösbaren  Kreditbillets 
sich  einbürgern  und  sich  bis  zu  der  dem  Verkehrsbedürfnis  entsprechenden  Höhe 
vermehren.  Zunächst  wurde  1840  zu  Beginn  dieser  Reform  eine  Depositenkasse 
bei  der  Kommerzl)ank  zum  Empfang  von  Gold  und  Silber  eröffnet,  und  dafür 
wurden  Depositenscheine  ausgegeben;  der  Umstand,  dass  die  Depositenscheine 
das  Zusammenfliessen  von  Edelmetall  herbeiführten,  gibt  ihnen  den  Charakter 
eines  Mediums  zwischen  Assignaten  und  Kreditbillets.  Die  erste  ICmission  von 
Kreditbillets  im  Jahre  1843  erfolgte  auf  Grundlage  eines  Metalldeckungsfonds 
von  V«  der  Papiergeldsumme ;  diese  Proportion  wurde  sodann  auch  in  der  Folge- 
zeit beibehalten.  Die  Depositenkasse  wird  aufgelöst  und  an  ihrer  Stelle  die 
Ansammlung  der  Barfonds  der  im  Finanzministerium  errichteten  „Expedition 
der  Staatskreditbill ets"  übertragen.  Anfangs  dachte  die  Regierung  nur  so  viel 
Kreditbillets  zu  emittieren,  als  zum  Eintausch  der  Assignaten  und  der  Depositen- 
billets  nötig  wären,  allein  bald  überschritten  die  Emissionen  diese  Norm  von 
170  Mill.  Rubel  Silber.  Es  erwies  sich,  dass  der  Verkehr  ein  grösseres  Geld- 
bedürfnis habe,  es  wurden  ausser  den  Assignaten  immer  grössere  Beträge  von 
Münze  zum  Eintausch  in  Kreditbillets  vorgewiesen.  Die  Kreditbilletsemissionen 
beliefen  sich  am  1.  Januar  1848  auf  289  Mill.  Rubel  Silber,  stiegen  im  Laufe 
dieses  Jahres  auf  306  Mill.,  wurden  dann  auf  300  Mill.  reduziert  und  hielten 
sich  in  diesem  Betrage  im  Verkehr. 

Die  eigentliche  schwebende,  ihrem  ursprünglichen  Zwecke  aller- 
dings entfremdete,  Schuld  der  „Serien"  wurde  in  diesem  Zeitraum  kontinuier- 
lich zur  Anwendung  gebracht;  seit  der  Reform  des  Geldsystems  im  Jahre  1839, 
wurden  die  Grundlagen  dieser  Schuld  etwas  verändert:  die  Scheine  lauteten  jetzt 
auf  Silbervalute  und  wurden  in  Serien  von  3  Mill.  Rubel  (statt  10  Mill.  Assignaten) 
und  mit  dem  bisherigen  Zinsfuss  emittiert.  Die  Tilgung  hat  jetzt  in  8  Jahren 
zu  erfolgen  und  zwar  innerhalb  der  letzten  4  Jahre.  Nach  Einführung  der 
Kreditbillets  werden  die  noch  auf  Assignaten  lautenden  alten  Serien  konvertiert 
behufs  einheitlicher  Systematisierung  der  gesamten  Zahlungsmittel,  zu  welchen 
die  Serien  ihrer  Verwendung  nach  thatsächlich  gehörten. 

Der  Gesamtbestand   der  Staatsschuld   war  am   1.  Januar  1848:  828  Mill. 
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Rubel  Silber,  davon  Reichstresorscheine  33  Mill.  Rubel  Silber,  davon  Kreditbillets 
289  Mill.  Rubel  Silber.  Die  bedeutendste  Vermehrung  fällt  auf  die  inneren  Schuld- 
zweige. Im  Ganzen  hat  sich  die  Staatsschuld  in  den  14  Friedensjahren  um  334  Mill. 
Rubel  vermehrt,  d.  h.,  wenn  wir  die  Ausgaben  für  den  Bau  der  Nikolaibahn  (Moskau- 
Petersburg)  weglassen,  jährlich  im  Durchschnitt  eine  Zunahme  von  20  Mill.  Rubel. 
In  der  letzten  Etappe  (1848 — 1853)  der  in  Rede  stehenden  Periode  der 
Staatsschuldengeschichte  haben  wir  zunächst  eine  zweite  kriegerische  Episode 
zu  verzeichnen,  welche  das  unruhige  Jahr  1848  mit  sich  brachte.  Die  Ein- 
mischung Russlands  in  Oesterreich-Ungam,  die  dem  russischen  Staate  lediglich 
die  Feindschaft  der  Ungarn  eintrug,  veranlasste  neue  Emissionen  von  Reichs- 
kassenscheinen ;  ausserdem  wurde  trotz  des  ungünstigen  Geldmarktes  eine  grössere 
Anleihe,  die  I.  4V2prozentige  zu  5,5  Mill.  Pfd.  Sterl.  bei  Baring  in  London 
kontrahiert,  die  Staatsschuld  vermehrte  sich  in  den  Jahren  1848 — 1851  um 
149  Mill.  Rubel,  wovon  34  Mill.  auf  die  Beendigung  der  Nikolaibahn  entfallen. 
Die  Jahre  1851 — 1853  brachten  neue  Defizits  und  eine  Schuldvermehrung  von 
56  Mill.  Die  Gesamtschuld  betrug  demnach  am  1.  Januar  1853  1034  Mill. 
Rubel  Silber;  davon  waren  300  Mill.  Rubel  Kreditbillets,  die,  in  den  Jahren 
1848 — 1853  auf  der  angegebenen  Höhe  sich  haltend,  in  durchaus  normalen 
Grenzen  auf  den  Verkehr  wirkten,  da  sie  einlösbar  blieben. 

IV.  Periode.    1853—1877. 

Kaiser  Nikolaus  wollte  die  Stellung  Russlands,  das  an  der  Spitze  Europas 
marschierte,  benutzen,  um  die  Orientfrage  zu  lösen  und  die  für  Russland  so 
wichtige  südwestliche  Durchfahrt  zu  erreichen.  Dieser  politische  Verstoss  be- 
dingte eine  so  bedeutende  Vermehrung  des  russischen  Staatsschuldenwesens,  dass 
wir  von  demselben  eine  neue  Periode  datieren  können.  Ueberdies  beginnt  in 
dem  Krimkriege  die  Regierung  Alexanders  IL,  die  eine  Periode  kulturellen  Auf- 
schwungs eröffnete  und  begünstigte. 

Die  Kriegsausgaben  der  Jahre  1853 — 1857  wurden  finanziell  ermöglicht 
durch  auswärtige  Anleihen  und  Papiergeldemissionen;  sekundär  kommen  hinzu 
die  inneren  Anleihen  bei  den  Staatskreditanstalten  und  die  Tresorscheine. 

An  auswärtigen  Anleihen  wurden  aufgenommen  im  Jahre  1854 
50  Mill.  Rubel  Silber  zu  5  Prozent  durch  Stieglitz  in  Petersburg;  im  Jahre  1855 
weitere  50  Mill.  Rubel  Silber  zu  5  Prozent,  die  VI.  5prozentige  in  der  Reihenfolge. 

Viel  bedeutendere  Summen  verschaifte  sich  die  Reichskasse  durch  die 
Kreditbilletemissionen.  Die  Jahre  1853 — 1857  sind  in  letzterer  Hinsicht 
eine  Zeit  anormaler  Vermehrung,  die  in  den  Jahren  1855  und  1856  in  den 
Emissionen  von  215  Mill.  und  217  Mill.  ihren  Höhepunkt  erreicht.  Diese  un- 
gesunde, durch  die  Not  des  Augenblickes  eingeschlagene  Richtung  endete  mit 
der  Einstellung  der  Bareinlösung  im  Jahre  1857,  nachdem  die  umlaufende  Summe 
den  Betrag  von  735  Mill.  Rubel  erreicht  hatte.  Bei  einer  solchen  Vermehrung 
war  es  erklärlich,  dass  die  Präsentationen  von  Kreditbillets  zu  Bareinlösungen 
immer  häufiger  wurden,  bis  schliesslich  der  Deckungsfonds  versagte;  man  hielt 
sich  zunächst  noch  über  der  offenen  Zahlungseinstellung  dadurch,  dass  man  der 
Einlösung  allerlei  Hindemisse  in  den  Weg  stellte,  doch  konnte  man  die  Insolvenz 
nicht  lange  verdecken.  Während  in  den  ersten  Etappen  von  1843 — 1848  und 
von  1848 — 1853  die  Kreditbillets  volkswirtschaftlich  normal  funktionierten,  ver- 
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anlasst  die  Entwicklung  der  dritten  Etappe  von  1853  —  1857  ernstliche  volks- 
wirtschaftliche Störungen,  die  in  Verbindung  mit  anderen  Momenten  sich  schliess- 
lich zu  einer  Krisis  steigerten.  Zunächst  wirkte  erklärlichei-weise  die  Vermehrung 
der  Geldmittel  belebend  auf  den  Verkehr,  auf  Industrie  und  Handel.  Aber 
dieses  Leben  musste  notwendigerweise  ein  erkünsteltes,  unorganisches  sein.  Der 
Reichtum,  der  ins  Land  gekommen  war,  wirkte  bei  der  russischen  Gewohnheit 
der  Kapitalsanlage  zunächst  auf  eine  bedeutende  Vermehrung  der  Deposita  bei 
den  Kreditanstalten.  Die  Summe  der  Depots  bei  den  Staatskreditanstalten  be- 
trug im  Jahre  1857  1002  Mill.  Rubel,  d.  h.  die  Depots  waren  innerhalb  3  Jahren 
um  154  Mill.  Rubel  gewachsen.  Da  nun  die  Banken  das  viele  Geld  nicht  alles 
in  ihren  Operationen  verwenden  konnten,  so  begannen  sie  den  Zins  von  4  Pro- 
zent auf  3  Prozent  herabzusetzen.  Das  Geld  ward  infolgedessen  vielfach  ent- 
zogen und  suchte  anderweitige  Anlage;  daher  eine  Periode  der  Gründungen, 
wie  sie  nie  vorher  dagewesen;  die  Krisis  folgte  auf  dem  Fusse  nach  und  begann 
noch  im  Jahre  1858;  sie  war  nicht  nur  eine  Handelskrisis,  sondern  auch  eine 
industrielle  und  deshalb  doppelt  nachhaltig. 

Der  Bestand  der  Staatsschuld  war  am  1.  Januar  1857  1699  Mill.  Rubel; 
davon  waren  konsolidierte  Schulden  49  Mill.  Gulden,  4,8  Mill.  Pfd.  Sterl.  und 
462  Mill.  Rubel;  sodann  schwebende  Schulden  in  Reichskassenscheinen  87  Mill. 
Rubel  und  Kreditbillets  689  Mill.;  schliesslich  die  Schuld  für  die  Anleihen  aus 
den  Bankinstituten  402  Mill.  Rubel. 

Die  Schuld  hatte  sich  in  den  Jahren  1853—1857  um  665  Mill.  Rubel  ver- 
grössert,  wodurch  das  gesamte  702  Mill.  Rubel  betragende  Defizit  im  wesent' 
liehen  gedeckt  wurde.  Es  wurden  durch  äussere  Anleihen  aufgebracht  83,7  Mill. 
Rubel,  aus  den  Kreditanstalten  wurden  entnommen  183,5  Mill.  Rubel,  dazu  noch 
8,7  Mill.  aus  dem  Umlaufskapital  der  Staatsschiildentilgungskommission;  durch 
Kreditbilletemissionen  390  Mill.  Rubel  und  durch  Reichskassenscheine  30  Mill.  Rubel. 

In  der  Zeit  von  1857 — 1866,  die  keine  ki-iegerische  war,  kamen  die  in 
Bezug  auf  die  Währung  notwendigen  Reformen  nicht  zu  Stande,  während  die 
Schuld  den  gesteigerten  Staatsaufgaben  entsprechend  sich  bedeutend  vergrösserte  ^). 
Es  ist  der  Wichtigkeit  dieses  Zeitabschnittes  angemessen,  in  der  Darstellung 
etwas  ausführlicher  zu  verfahren. 

Unmittelbar  nach  Beendigung  des  Krieges  begannen  die  Versuche  zur 
Aufbesserung  der  finanziellen  Lage.  Ein  zu  diesem  Zwecke  eingesetztes  Finanz- 
komite  gab  nach  sorgfältigen  Erwägungen  und  Untersuchungen  das  Gutachten 
ab,  dass  in  Anbetracht  der  traurigen  Lage  des  Landes  die  Verstärkung  der 
alten  und  die  Auflage  neuer  Steuern  nicht  zu  dem  gewünschten  Resultate  führen 
könne  und  dass  das  einzige  Mittel  zur  Verringerung  der  Defizits  die  Einschränkung 
der  Staatsausgaben  sei,  besonders  der  Ausgaben  für  das  Heerwesen.  Der  Meinung 
des  Komites  gemäss  erreichten  diese  Ausgaben  eine  so  enoiine  Höhe  besonders 
durch  das  System  der  extraordinären  Anweisungen,  die  entweder  durch  besondere 
allerhöchste  Befehle  genehmigt  wurden,  oder  auf  Gesetzesbestimmungen  basiert 


1)  Die  Befreiung  der  Bauern,  die  Verbesserung  des  Verwaltungswesens,  die  Reform  der 
Gerichte,  die  Einführung  der  Landschaftsinstitute,  die  Entwicklung  des  Eisenbahnwesens,  die 
Erleichterung  der  Presse,  eine  allgemeine  finanzielle  Reform :  die  Einfühining  eines  öffentlichen 
Budgets  im  Jahre  1862,  die  Kassenzentralisation  und  die  Refonn  der  Reichskontrolle  —  alle 
diese  Reformen  fallen  in  diese  Zeit  und  versprachen  einst  Früchte  zu  tragen. 
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waren;  diese  Kredite  standen  nicht  immer  mit  den  wirklichen  Bedürfnissen  im 
Einklang.  Allein  das  Resultat  dieser  Bemühungen  war  ein  unbedeutendes; 
grössere  Einschränkungen  in  den  Militärausgaben  wurden  nicht  zugelassen,  da- 
gegen in  den  übrigen  Ressorts,  die  ohnehin  nur  spärlich  dotiert  waren,  Abstriche 
gemacht.  Diese  Massregeln  konnten  unmöglich  eine  Aufbesserung  der  Finanzen 
herbeiführen  und  so  blieben  denn  die  Defizits  nach  wie  vor  und  es  musste  an 
Schuldaufnahmen  gedacht  werden,  um  sie  zu  beseitigen. 

Während  der  ersten  Jahre  nach  dem  Kriege  tritt  die  bisherige  innere 
Schuld art,  die  Entnahme  von  Bankdepositen,  in  den  Vordergrund  der  Be- 
trachtung. Anleihen  waren  notwendig  zur  Deckung  der  nicht  beseitigten  De- 
fizits, allein  eine  auswärtige  Anleihe  war  wegen  der  allgemeinen  Krisis  des 
Jahres  1857  unmöglich,  eine  Vermehrung  der  Kreditbillets  wegen  der  drohenden 
Verwirrung  im  eigenen  Lande  nicht  möglich.  Man  griff  deshalb  zur  Emission 
von  Schatzscheinen  und  namentlich  entlieh  man  Geld  aus  den  Bankanstalten, 
denen  es  infolge  der  reichen  Geldzirkulation  an  Depots  nicht  fehlte.  Die  Schuld 
der  Reichskasse  war  bei  dieser  Geldquelle  im  Laufe  der  Jahre  auf  553  Mill. 
Rubel  aufgelaufen  und  erforderte  bedeutende  Zahlungen.  Um  nun  diese  Aus- 
gaben zu  vermindern,  reduzierte  die  Reichskasse  den  Zins  für  die  Depotschuld 
von  5  auf  4  Prozent,  prolongierte  die  Schuld  auf  56  Jahre  und  reduzierte  den 
Amortisationsfuss  auf  V^  Prozent.  Dadurch  und  durch  die  übergrossen  Zuflüsse 
von  Depositen  wurden  die  Banken  veranlasst,  ihren  Zins  von  4  Prozent  auf 
3  Prozent  zu  reduzieren.  Die  zahlreichen  Rückforderungen  der  Depositen  infolge 
dieser  Massregeln  haben  wir  schon  oben  im  Zusammenhang  mit  der  Kredit- 
biUetschuld  und  der  volkswirtschaftlichen  Krisis  in  ihren  Wirkungen  gewürdigt. 
Hier  kommen  die  Folgen  für  die  Entwicklung  der  inneren  Schuld  in  Betracht. 
Zunächst  wurde  der  Fortbestand  der  bisherigen  Kreditinstitute  unmöglich  und 
an  deren  Stelle  im  Jahre  1858  die  Reichsbank  gegründet.  Sodann  war  die 
Regierung,  welche  die  geliehenen  Deposita  längst  verbraucht  hatte,  nicht  in  der 
Lage,  den  Rückforderungen  zu  entsprechen,  sie  musste  deshalb  sich  zur  Ausgabe 
von  Obligationen  entschliessen.  Dies  ist  die  Vorgeschichte  der  neuen  inneren 
Schuldart,  der  4prozentigen  unkündbaren  Rentenschuld  vom  Jahre  1859;  es 
wurden  darin  von  1859—1869  153  Mill.,  namentlich  öffentliche  Depots  kon- 
solidiert. Da  diese  Schuldart  bei  den  privaten  Deponenten  eine  wenig  günstige 
Aufnahme  fand,  so  erfolgte  sogleich  die  Emission  der  5prozentigen  Bankscheine 
und  in  diesem  Papier  wurden  277  Mill.  Rubel  plaziert.  Der  übrige  Teil  der 
Rückzahlungsforderungen  wird  gedeckt  durch  andere  Hilfsmittel  der  Reichskasse, 
durch  die  Summen  der  3prozentigen  und  4prozentigen  äusseren  Anleihe  und 
durch  die  von  der  Reichsbank  emittierten  Metallbillets  zu  4  Prozent;  soweit 
diese  Mittel  nicht  reichten,  erfolgten  neue  Kreditbilletsemissionen. 

Für  die  Kreditbillets  war  in  diesem  Zeitabschnitt  zunächst  die  Er- 
richtung der  Reichsbank  im  Jahre  1858  von  Bedeutung;  diese  hatte  durch  die 
Aufgabe,  die  ihr  gestellt  war,  nämlich  , Handel  und  Industrie  zu  beleben",  die 
Macht,  Kreditbillets  zu  emittieren,  in  die  Hände  bekommen.  Zunächst  wurden 
neue  Emissionen  nötig,  wie  wir  sahen,  durch  die  Rückforderungen  der  Depo- 
sitenschulden, und  die  Summe  der  Kreditbillets  vermehrte  sich  in  den  Jahren 
1857  bis  1.  Januar  1862  von  644  Mill.  auf  713  Mill.  Zugleich  geht  aber  das 
Streben  der  Regierung  dahin,  die  Kreditbillets  wieder  einlösbar  zu  machen. 
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Am  1.  Mai  1862  belief  sich  die  Summe  der  Kreditbillets  auf  722  Mill.,  denen 
ein  Barfonds  von  79  Mill.  entsprach;  dieser  Barfonds  wurde  verstärkt  durch 
Summen  aus  der  VII.  Sprozentigen  Anleihe  und  erreichte  nun  25,4  Prozent 
aller  Kreditbillets.  Auf  dieser  Grundlage  nahm  die  Regierung  am  1.  Mai  1862 
die  Bareinlösung  der  Kreditbillets  wieder  auf;  der  wunde  Punkt  dieser  Operation 
war  die  Viertelsdeckung,  die  man  für  genügend  hielt,  nachdem  früher  ein  Neuntel 
als  Deckung  hingereicht  hatte.  Auch  die  Viertelsdeckung  musste  wegen  ihrer 
Unbeweglichkeit  unhaltbar  sein;  der  Bedarf  des  Verkehrs  an  Papiergeld  war 
ein  wechselnder  nach  der  Lage  des  Geldmarktes  und  auch  mit  der  Spekulation 
musste  man  bei  dem  schwankenden  Rubelkurs  rechnen.  Dazu  kamen  die  poli- 
tischen Verhältnisse;  der  Polenaufstand  drückte  auf  den  Staatskredit  und  zu- 
gleich sank  der  Ausfuhrhandel  Russlands  ganz  bedeutend.  Deshalb  konnte  die 
Bank  den  Einlösungspräsentationen  nicht  mehr  genügen  und  sistierte  erst  teil- 
weise und  schliesslich  am  1.  November  1863  völlig  die  Barzahlung;  der  Wechsel- 
kurs sank  bedeutend,  nachdem  die  Reichsbank  das  künstliche  Mittel,  um  den- 
selben zu  halten  —  die  Diskontierung  von  Wechseln  zu  hohen  Kursen  —  auf- 
gegeben hatte.  Das  Endresultat  der  kostspieligen  Einlösungsoperationen  war, 
dass  der  Wert  der  Kreditbillets  noch  bis  unter  die  Norm  fiel,  die  er  vor  der 
Einlösung  innegehabt  hatte.  Es  waren  am  1.  Dezember  1863  Kreditbillets  im 
Verkehr  642  Mill.  Rubel,  der  Barfonds  bestand  aus  68  Mill.  Rubel.  Die  Summe 
aller  Kreditbillets  war  um  79  Mill.  verringert  worden,  wovon  45  Mill.  verbrannt 
wurden,  während  die  übrigen  zur  Wiederemission  bestimmt  waren.  Diese  Ver- 
ringerung der  Schuld  um  45  Mill.  kostete  dem  Staate  107  Mill.  und  vergrösserte 
die  Zinsenschuld  um  94  Mill.  Rubel. 

In  die  eben  besprochene  Zeit  fällt  auch  die  Lo  sk  aufs  Operation  oder 
die  Bauernemanzipation;  die  Grundlage  bildet  der  Ukas  vom  19.  Februar  1861 
über  die  Bauernbefreiung  und  die  Unterstützung  derselben  beim  Erwerb  der 
Landparzellen;  auf  Konto  der  Loskaufsdarlehen  wurden  zweierlei  zinstragende 
Papiere  ausgegeben:  zum  weitaus  grösseren  Teil  Sprozentige  Loskaufszertifikate 
(auf  Namen  lautend)  und  zum  geringeren  Teil  5prozentige  Bankbill ets  IL  Emission 
^uf  denselben  Grundlagen,  auf  denen  die  Bankbillets  zur  Konsolidierung  der 
Depositenschuld  emittiert  wurden.  Jedes  der  Loskaufscertifikate  musste  im  Laufe 
von  15  Jahren  in  je  5  jährigen  Intervallen  ratenweise  in  5prozentige  Bankbillets 
umgewandelt  werden.  Diesen  Schuldverpflichtungen  der  Regierung  standen  die 
bekannten  Verpflichtungen  der  Bauern  an  die  Regierung  gegenüber.  Bei  der 
Ausdehnung  des  Loskaufs  auf  die  frohndienstpflichtigen  Bauern  durch  Ukas 
vom  27.  Juni  1862  wurden  die  Sprozentigen  Bankbillets  in  geringerer  Proportion 
ausgegeben,  als  bei  den  Darlehen  an  die  obrokpflichtigen  Bauern,  und  der  übrige 
Teil  des  Darlehens  in  5V2prozentigen  Rentenscheinen  ausgezahlt;  diese,  auch 
„eisei-ne"  Rente  genannt,  wurden  auf  Namen  ausgestellt  und  gaben  nicht  die 
Kapitalsumme  an,  sondern  nur  die  Rentensumme  (nicht  unter  11  Rubel).  Die 
Erhöhung  der  Zinseinkünfte  um  V^  Prozent  hatte  den  Zweck,  die  Gutsbesitzer 
mit  frohndienstpflichtigen  Bauern  für  die  —  im  Vergleich  mit  den  Obrok- 
beziehenden  —  weniger  günstige  Abrechnung  zu  entschädigen;  im  Jahre  1870 
wurde  die  Ausgabe  der  5V2prozentigen  Rentenscheine  sistiert  und  1874  eine 
bestimmte  Tilgung  auf  39  Jahre  angeordnet. 

Die  fundierte  Schuld   erlitt  vor  allem  eine  Veränderung  ihrer  syste- 
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matischen  Grundlage.  Seit  dem  Jahre  1860  wurden  die  Staatsschulden  einge- 
teilt in:  I.  kündbare,  II.  unkündbare.     Beide  wieder  in:  1.  innere,  2.  äussere. 

Die  Bedeutung  der  Staatsschuldentilgungskommission  und  die  Bedeutung 
des  Staatsschuldbuches  schwanden  —  es  wurden  gar  nicht  mehr  alle  Schulden 
eingetragen  — ,  während  die  Reichsbank  das  zentrale  Institut  für  alle  Geld- 
angelegenheiten des  Reiches  wurde  und  im  übrigen,  ihrer  Aufgabe  gemäss,  Handel 
und  Industrie  unterstützte.  Der  Quantität  nach  vermehrte  sich  die  fundierte 
Schuld  bedeutend  in  der  in  Rede  stehenden  Zeit.  Die  auswärtige  Anleihe  musste 
überall  eintreten;  sie  machte  die  Kreditbilletsreformversuche  möglich,  sie  ergänzte 
die  innere  konsolidierte  Depositenschuld,  sie  war  ferner  das  geeignetste  Mittel 
gegen  akute  finanzielle  Bedürfnisse,  wie  sie  z.  B.  der  Polenaufstand  erzeugte. 
Die  zeitlich  ersten  äusseren  Anleihen  dieses  Zeitabschnittes  waren  die  zur  Er- 
gänzung der  Rentenscheine  und  Bankbillets  herangezogene  I.  Bprozentige  An- 
leihe, die  bei  Thomas  Bonar  in  Petersburg  und  M.  Magnus  in  Berlin  im  Jahre 
1859  aufgenommen  und  auf  12  Mill.  Pfd.  Sterl.  angesetzt  war,  von  denen  aber 
wegen  der  damaligen  unruhigen  politischen  Lage  Europas  nur  7  Mill.  Pfd.  Sterl. 
realisiert  werden  konnten;  sodann  die  II.  4V2prozentige  bei  Baring  &  Hope  zu 
8  Mill.,  von    denen   nur   6V2  Mill.   realisiert  wurden. 

2u  gleicher  Zeit  .und  im  Zusammenhang  mit  den  beiden  letzterwähnten  An- 
leihen sind  die  4prozentigen  Rentenscheine  und  die  Sprozentigen  Bankbillets  als 
fundierte  Schulden  zu  nennen,  deren  Entstehung  wir  oben  eingehender  dargestellt.  Im 
Jahrel861  traten  zwei  neue  Schuldarten  auf:  die  Sprozentigen  ewigen  Deposita  —  eine 
weniger  bedeutende  Konsolidation  —  und  die  4prozentigen  Metallbillets  der  Reichs- 
bank; diese  wurden  in  der  Hauptsache  gleichfalls  noch  zur  Durchführung  der  oben 
dargestellten  Depositenoperationen  emittiert  und  sollten  die  Summe  von  100  Mill. 
Rubel  nicht  überschreiten.  Im  Jahre  1862  erfolgte  behufs  Metalleinlösung  der  Kre- 
ditbillets  eine  Anleihe  von  15  Mill.  Pfd.  Stei-1.  bei  Rothschild  als  VII.  Sprozentige 
Anleihe,-  vor  20  Jahren  nicht  tilgbar  und  nicht  konvertierbar.  Die  Verwendung 
dieser  Anleihe  für  die  Kreditbillets  konnte  nicht  ganz  eingehalten  werden,  da 
sie  zum  grossen  Teil  für  die  ausserordentlichen  Ausgaben  in  Polen  (Aufstand) 
verwendet  werden  mussten.  Im  Jahre  1863  wurden  weitere  5prozentige  Bank- 
billets im  Betrage  von  10  Mill.  Rubel  ausgegeben,  ebenso  weitere  4prozentige 
Rentenscheine,  aber  keine  neue  Schuld  aufgenommen.  Im  Jahre  1864  erfolgte 
ein  bedeutendes  Anwachsen  der  fundierten  Schuld:  eine  anglohoUändische  An- 
leihe, bei  Hope  und  Baring  aufgenommen,  zu  5  Prozent  verzinslich;  femer  die 
I.  innere  Sprozentige  Prämienanleihe  zu  100  Mill.  Rubel  zur  Unterstützung  der 
Industrie  und  der  Eisenbahnunternehmungen  durch  die  Reichsbank,  resp.  zur 
Rückzahlung  der  von  der  Reichsbank  der  Reichskasse  geleisteten  Vorschüsse  und 
Ausgaben.  Diese  Anleihe  sollte  im  Laufe  von  60  Jahren  mit  gesteigertem  Preise 
eingelöst  werden  (mit  120  —  160  das  Billet  von  100);  unabhängig  von  der  Tilgung 
sollen  während  der  ersten  30  Jahre  je  2  Gewinnziehungen  jährlich  stattfinden; 
die  Gewinnnummern  können  auch  an  allen  folgenden  Gewinnziehungen  wieder 
teilnehmen  bis  zur  Tilgung.  Diese  Anleihe  wurde  mit  15  Mill.  überzeichnet. 
Die  Vermehrung  der  Sprozentigen  Bankbillets  und  der  4prozentigen  Metallbillets 
wird  unterdessen  fortgesetzt.  Das  Jahr  1865  brachte  auf  dem  Gebiete  der 
fundierten  Schuld  nichts  Wesentliches. 

Zum  Schluss  haben  wir  noch  anzuführen,  dass  auch  die  Reichskasse n- 
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scheine  —  deren  alte  Serien  schon  lange  meist  dm-ch  neue  ersetzt  wurden  — 
sich  um  120  Mill.  Rubel  in  den  Jahren  1857 — 1866  vermehrt  hatten.  Die  Reichs- 
kassenscheine repräsentierten  jetzt  eine  Schuld  von  216  Mill.  Rubel;  in  ihrer 
Entwicklung  trat  von  jetzt  an  eine  Pause  ein :  von  1866 — 1883,  also  fast  zwanzig 
Jahre,  wurden  keine  neuen  Serien  mehr  emittiert,  sondern  nur  die  alten  Serien 
nach  Massgabe  ihrer  achtjährigen  Verfallzeit  durch  neue  Serien  ersetzt;  auf  diese 
"Weise  wuchs  wohl  in  der  Folgezeit  die  Anzahl  der  Seriennummern,  ihre  Anzahl 
jedoch  (72)  und  das  durch  sie  repräsentierte  Kapital  (216  Mill.)  blieben  unverändert. 

Die  Gesamtschuld  am  Ende  dieses  Zeitabschnittes  betrug  2254  Mill.  Rubel 
Kredit,  darunter  678  Mill.  Rubel  Kreditbillets. 

Der  Zeitraum  von  1866 — 1876  begann  mit  einer  finanziellen  Krisis  und 
—  dadurch  veranlasst  —  mit  Reformprojekten.  Im  Jahre  1866  sank  der  Kurs 
des  Papierrubels  bis  auf  68  Kopeken;  der  Preis  der  russischen  Fonds  stand 
gleichfalls  sehr  niedrig;  die  Reichsbank  erhöhte  ihren  Diskont  bis  auf  8^2  Pro- 
zent, eine  Zeit  lang  sogar  auf  9V2  Prozent,  das  Defizit  des  Jahres  1866  war 
auf  60  Mill.  Rubel  berechnet.  Die  Mittel,  mit  welchen  dieses  und  die  folgenden 
Defizits  gedeckt  wurden,  waren  natürlich  wieder  Anleihen.  Allein  die  Regierung, 
durch  das  übergrosse  Defizit  des  Jahres  1866  beunruhigt,  machte  wieder  einmal 
den  Versuch ,  die  regulären  Hilfsmittel  in  Erinnerung  zu  bringen  und  nament- 
lich die  Einschränkung  der  Ausgaben  zu  empfehlen.  Eine  Spezial Versammlung 
des  Ministerrates  trat  zusammen  und  jeder  Minister  gab  sein  Gutachten  ab  über 
die  in  seinem  Ressort  möglichen  Einschränkungen.  Genau  genommen  hat  diese 
Versammlung  sehr  wenig  gethan  für  die  Einschränkung  der  Ausgaben,  aber 
aus  ihren  Beratungen  ging  der  Finanzplan  für  die  Folgezeit  hei'vor;  es  wurde 
nämlich  beschlossen,  erstens  die  weiteren  Ausgaben  für  die  neue  Bewaffnung 
zu  sistieren;  zweitens  die  überbudgetmässigen  Anweisungen  soviel  als  möglich 
zu  beschränken,  und  drittens  energische  Massregeln  zur  Vergrösserung  des  Eisen- 
bahnnetzes zu  treffen.  Die  Ausführung  der  ersten  zwei  Programmpunkte  Hess 
zu  wünschen  übrig,  allein  der  dritte  wurde  eingehalten  und  durchgeführt. 

Wir  gehen  von  diesen  einleitenden  Ereignissen  zu  der  thatsächlichen 
Schuldenentwicklung  unseres  Zeitraums  über. 

An  fundierter  Schuld  brachte  das  Jahr  1866  die  II.  innere  Prämien- 
anleihe zur  Hebung  der  finanziellen  Schwierigkeiten,  verwendet  direkt  zu  Aus- 
gaben der  Reichskasse  oder  zur  Unterstützung  der  Reichsbank,  deren  Mittel 
durch  die  Darlehen  der  Reichskasse  erschöpft  waren;  ausserdem  sollte  die  An- 
leihe dienen  zur  Hebung  der  Industrie  und  des  Eisenbahnbaus.  Die  Anleihe 
belief  sich  auf  100  Mill.  Rubel,  wurde  vortrefflich  realisiert,  namentlich  auch 
dadurch,  dass  man  nicht  die  Subskription,  sondern  die  direkte  Emission  durch 
die  Reichsbank  bei  der  Begebung  wählte.  Allein  die  günstige  Realisation  war 
bei  der  Zeitlage  doch  nur  dadurch  ermöglicht,  dass  die  Reichsbank  bedeutende 
Darlehen  gegen  Billetverp fändung  verteilte.  Um  diese  Darlehen  zu  ermöglichen, 
musste  die  Reichsbank  Papiergeld  emittieren  und  dadurch  die  Mittel  zur  An- 
leihe erst  schafften.  —  Ihre  ausländischen  Ausgaben,  namentlich  Schuldzinsen, 
hatte  die  Regierung  bisher  noch  auf  Konto  der  1864er  anglohoUändischen  An- 
leihe gedeckt,  und  da  es  jetzt  damit  zu  Ende  ging,  so  wurde  im  Jahre  1866 
eine  neue  anglohoUändische  Anleihe  von  6  Mill.  Pfd.  Sterl.  kontrahiert.  Nach 
diesen  beiden  Anleihen  begegnet  uns  für  die  Entwicklung  der  fundierten  Schuld 
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zunächst  nichts  wesentliches  mehr.  Von  1870 — 1876  wird  gar  keine  fundierte 
Anleihe  zur  Befriedigung  der  Reichskasse  aufgenommen,  vielmehr  beginnt  die 
Summe  der  fundierten  Staatsschuld  durch  Tilgung  sich  zu  vermindern.  Durch 
Vereinigung  der  Verwaltung  des  Königreichs  Polen  mit  der  russischen  wird  die 
fundierte  Schuld  um  93  Mill.  Rubel  vergrössert,  die  jedoch  gleichfalls  bis  1876 
vermindert  werden  und  zwar  um  13  Mill. 

Die  Kreditbillets  waren  im  vorausgehenden  Zeitraum  Gegenstand  der 
Reformbestrebungen  gewesen;  die  Regierung  suchte  nach  einer  genügenden 
Bardeckung,  um  das  Papiergeld  einlösbar  zu  machen  und  ihm  dadurch  den 
Staatsschuldencharakter  zu  nehmen.  Diese  Bestrebungen  wurden  gänzlich  fallen 
gelassen  schon  seit  1864  und  neue  Emissionen  treten  an  Stelle  der  Einlösungs- 
versuche. Grund  hierzu  waren  die  mannigfaltigen  Bedürfnisse  der  Reichskasse ; 
die  Emissionen  selbst  erfolgten  auf  Konto  des  Einlösungsfonds,  der  Kreditbillets. 
Im  Jahre  1866  kam  in  dem  Rechenschaftsbericht  des  Finanzministers  die  bereits 
herrschende  Papiergeldpolitik  zur  ausdrücklichen  Geltung;  hier  heisst  es:  die 
fortwährenden  Defizits,  die  mit  Hilfe  des  Staatskredits  befriedigt  wurden,  die 
Loskaufsoperationen,  die  sozusagen  täglich  neue  Staatspapiere  produzieren,  das 
grosse  Bedürfnis  an  Kapitalien,  welches  ausser  der  Bauernbefreiung  auch  noch 
durch  andere  Reformen  entstand  —  alles  dies  konsumierte  nicht  nur  die  sich 
bildenden  freien  Kapitalien,  sondern  störte  hierin  vollständig  das  Gleichgewicht 
zwischen  Angebot  und  Nachfrage.  Die  Depositen  der  Reichsbank  wurden  stärker 
zurückgefordert,  die  zinstragenden  Papiere  sanken  im  Preise,  die  Reichskassen- 
scheine flössen  in  die  Reichskasse  zurück.  Im  .Jahre  1866  äusserte  sich  zudem 
die  Kapitalentziehung  in  zweifacher  Form:  in  der  Aufnahme  einer  neuen  An- 
leihe, der  II.  Prämienanleihe,  und  in  einem  ausserordentlichen  Ausfuhrhandel, 
der  in  die  Handelsoperationen  mehr  Geld  als  früher  hineinzog.  Diese  Umstände 
setzten  die  Reichsbank  in  die  unabwendbare  Notwendigkeit  zur  Wiedergewin- 
nung von  Depositen  und  zur  Effektuierung  ihrer  Leihoperationen  ihre  Zuflucht 
zu  Papiergeldemissionen  zu  nehmen.  Unter  diesen  Umständen  erhielt  die  Reichs- 
bank durch  kaiserlichen  Befehl  vom  9.  Juli  1867  eine  Reihe  von  speziellen  Er- 
mächtigungen, die  bis  zum  Jahre  1876  die  Grundlage  der  Reichsbankgeschäfte 
und  des  Papiergeldwesens  bilden : 

1.  Die  Bank  ist  befugt  zu  einer  temporären  Emission  von  Kreditbillets, 
garantiert  durch  eine  gleichwertige  Summe  von  bereits  in  den  Verkehr  ge- 
setzten Reichskassenscheinen. 

2.  Nach  Massgabe  der  Rückkehr  der  auf  dieser  Grundlage  emittierten 
Kreditbillets  sind  letztere  sofort  aus  dem  Verkehr  zu  ziehen. 

3.  Die  Zinsen,  die  für  die  Reichskassenscheine  gezahlt  worden  wären, 
sind  zur  Tilgung  der  unverzinslichen  Schuld  der  Reichskasse  zu  verwenden 
durch  Vernichtung  einer  entsprechenden  Summe  von  Kreditbillets. 

4.  Die  temporären  Emissionen  sind  in  ihrer  Gesamthöhe  auf  die  Summe 
von  35  Mill.  Rubel  zu  beschränken. 

Zugleich  aber  sollte  die  Bank  Metallgeld  und  Barren  zu  einem  bestimmten, 
dem  Wechselkurs  entsprechenden  Preis  erwerben  mit  Hilfe  der  Kreditbillets 
ihrer  Umsatzkasse;  das  Metallgeld  soll  in  den  Barfonds  übergehen  imd  eine 
entsprechende  Summe  von  Kreditbillets  aus  dem  Reservekapital  der  Kreditbillets 
in  die  Umsatzkasse  überfliessen. 
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Das  greifbare  Resultat  dieser  etwas  verwickelten  Operation  ist  eine  —  bei 
dem  bereits  vorhandenen  Ueberfluss  —  recht  bedeutende  Vermehrung  der  Kredit- 
billets  und  die  Ansammlung  eines  Metallfonds  auf  Kosten  dieser  Vermehrung; 
in  Bezug  auf  letzteren  scheint  die  Regierung  wieder,  wie  früher,  eine  Normal- 
deckungsziffer gesucht  zu  haben,  allein  eine  solche  war  eine  Illusion  und  die 
Valutawiederherstellung  kam  nicht  zustande.  Die  Kreditbillets,  die  am  1.  Januar 
1866  die  Summe  von  709  Mill.  Rubel  betragen  hatten,  repräsentierten  am 
1.  Januar  1876  eine  Totalsumme  von  797  Mill.  Rubel. 

Für  die  durch  das  Eisenbahnwesen  entstandenen  Verpflichtungen 
des  Staates  ist  der  Zeitraum  von  1866 — 1876  von  so  ausschlaggebender  Be- 
deutung, dass  es  sich  empfiehlt,  diese  wichtige  Materie  hier  im  Zusammenhange 
zu  betrachten.  Im  Verlaufe  der  genannten  Jahre  wurde  das  russische  Eisen- 
bahnnetz um  19,092  Werst  vergrössert  und  zu  diesem  Zwecke  789  Mill.  Rubel 
gebraucht,  welche  ein  Nominalkapital  von  971  Mill.  Rubel  emittierten  Aktien 
und  Obligationen  repräsentieren.  Die  Primitivität  der  älteren  Kommunikations- 
mittel wurde  besonders  fühlbar  im  Krimkriege,  und  schon  damals  wurde  die 
Frage  nach  Eisenbahnen  eine  Frage  von  allgemein  staatlicher  Wichtigkeit.  Das 
Problem  des  zweckmässigsten  Verhaltens  in  dieser  Sache  suchte  der  Staat  in 
mehrfachen  Anläufen  zu  lösen.  So  lange  der  Staat  sich  auf  die  Konzessionie- 
rung und  Zinsgarantie  beschränkte,  konnten  die  grossen  Summen,  die  nötig 
waren ,  nur  schwer  aufgetrieben  werden.  I]rst  als  die  Regierung  zu  einer 
anderen  Methode  überging,  machten  die  Kapitaltransaktionen  raschere  Fort- 
schritte; wir  müssen  dabei  im  Auge  behalten,  (Jass  auch  die  Zeitlage  eine 
günstige  war,  da  der  russische  Staat  von  1870—1876  keine  anderweitigen  An- 
leihen benötigte,  dass  ferner  das  produktive  Ziel  der  Anleihen  sich  geltend 
machen  musste.  Das  Verhalten  nun,  das  die  Regierung  mit  Erfolg  beobachtete, 
ist  in  einer  Rede  des  Finanzministers  (1871)  klar  dargelegt  und  motiviert;  da 
heisst  es:  die  ununterbrochenen  fortgesetzten  Emissionen  von  Eisenbahnobli- 
gationen haben  die  ausländischen  Geldmärkte  ermattet,  was  sich  unvorteilhaft 
bei  der  Plazierung  der  betreffenden  Papiere  geltend  machte.  Infolgedessen 
wurde  es  für  nötig  befunden,  die  Eröffnung  neuer  Subskriptionen  auf  die  seitens 
der  Regierung  garantierten  Eisenbahnobligationen  zu  sistieren,  aber  um  die 
Entwicklung  unseres  Eisenbahnnetzes  nicht  zu  hemmen,  nahm  die  Regierung 
bei  der  Ausgabe  von  Konzessionen  an  Eisenbahngesellschaften  seit  1870  die 
Realisation  der  Schuldkapitalien  dieser  Gesellschaften  auf  sich  und  gab  ihnen 
nach  Massgabe  des  Bedürfnisses  Avancen  bis  zur  Emission  der  Obligationen. 
Ausserdem  lastet  auf  der  Regierung  die  Pflicht  einer  unmittelbaren  Befriedi- 
gung der  Ausgaben  für  den  Bau  von  Regierungslinien,  die  Bestellung  von 
Schienen  und  anderen  Materials,  die  Einrichtung  von  Häfen  und  anderen  Aus- 
gaben, welche  in  Verbindung  stehen  mit  dem  Eisenbahnbau.  Diese  Ausgaben 
werden  aus  dem  Spezialfonds  für  Eisenbahnbauten  gedeckt.  Zur  Füllung  dieses 
Fonds  und  zur  Realisation  der  Obligationskapitalien  der  Eisenbahngesellschaften 
erfolgte  im  Jahre  1870  die 

I.  Emission  der  konsolidierten  russischen  Eisenbahnobligationen  auf  die 
Summe  von  12  Mill.  Pfd.  Sterl.  zu  5  Prozent  durch  Vermittlung  von  Rothschild 
in  Paris.  Diese  Obligationen  sind  für  immer  von  allen  Steuern  und  Abgaben 
befreit.     Im  Jahre  1871  die 
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IL  Emission  der  konsolidierten  Obligation  zu  5  Prozent  im  Betrage  von 
12  Mill.  Pfd.  Sterl.   bei  Rothschild   in  Paris   und  London.     Im  Jahre  1872   die 

III.  Emission  von  15  Mill.  Pfd.  Sterl.     Im  Jahre  1873 

IV.  Emission  von  15  Mill.  Pfd.  Sterl.     Im  Jahre  1875 

V.  Emission  —  aber  zu  4V2  Prozent  —  von  15  Mill.  Pfd.  Sterl.  Im 
Jahre  1880  die 

VI.  Emission  von  150  Mill.  Rubel  Metall  zu  4  Prozent;  in  dieser  Anleihe 
wurden  ausser  den  schon  zur  Disposition  des  Eisenbahnfonds  stehenden  nicht- 
realisierten  Obligationen  der  Eisenbahngesellschaften  auch  diejenigen  Summen 
plaziert,  welche  früher  in  der  Kategorie  der  Eisenbahndarlehen  standen,  da 
die  Umsatzbedingungen  in  das  Obligationskapital  für  dieselben  nicht  festgesetzt 
waren.     Im  Jahre  1881  erfolgte  die 

VII.  Emission  von  15  Mill.  Pfd.  Sterl.  zu  5  Prozent  zwecks  Rückerstattung 
der  in  die  Reichskasse  für  die  Ausgaben  beim  Bau  von  Eisenbahnen  verbrauchten 
Summen  und  zur  Beförderung  ihres  weiteren  Baues  durch  Vermittlung  von 
Bleichröder  in  Berlin,  soweit  die  Anleihe  im  Auslande  realisiert  wurde.  Die 
Obligationen  sind  steuerfrei.  Auf  diese  Anleihe  von  15  Mill.  Pfd.  Sterl.  wurden 
thatsächlich  246  Pfd.  Sterl.  gezeichnet. 

Einer  gesonderten  Betrachtung  sind  die  Obligationen  der  Nikolai-Eisen- 
bahn zu  unterwerfen.     Die 

I.  Emission  durch  ükas  von  1867  erfolgte  zwecks  Erleichterung  des  Ver- 
kaufs der  Nikolai-Eisenbahn  zur  Errichtung  eines  speziellen  Geldfonds,  der  aus- 
schliesslich zur  Beendigung  der  Eisenbahnbauten  bestimmt  wurde.  Es  wurden 
75  Mill.  Rubel  Metall  zu  4  Procent  ausgegeben;   ObUgationen   sind   steuerfrei. 

IL  Emission  durch  Ukas  von  1869  auf  69  Mill.  Rubel  Metall.  Die  Tilgung 
geschieht  durch  Tirage  und  wird  in  etwa  80  Jahren  vollendet  sein;  ähnlich 
verhält  es  sich  bezüglich  der  Tilgung  mit  den  konsolidierten  Obligationen. 

Die  verstärkte  Eisenbahnbauthätigkeit  in  dem  Zeitraum  von  1866  —  1876 
hatte  eine  sehr  wichtige  finanzielle  Bedeutung:  Die  Eisenbahnarbeiten  hoben 
den  Lohn  und  schufen  Erwerb.  Dieser  Umstand  äusserte  sich  unmittelbar  in 
dem  Zufluss  der  Staatseinnahmen.  Während  des  ganzen  Zeitraumes  ging  der 
Zufluss  der  Staatseinkünfte  sehr  regelmässig  vor  sich  und  die  Summe  der  Ein- 
nahmen wuchs. 

Wenn  wir  ein  Schlussurteil  über  den  in  Rede  stehenden  Zeitraum  fällen 
wollen,  so  müssen  wir  nach  dem  vorausgehenden  zunächst  der  Lichtseiten  und 
dessen,  was  erreicht  worden  ist,  gedenken.  Vor  allem  ist  in  den  Vordergrund 
zu  stellen,  dass  im  Jahre  1871  dank  dem  allgemeinen  Aufschwung  des  Erwerbs- 
lebens auch  in  der  Finanzwirtschaft  das  Gleichgewicht  zwischen  Einnahmen 
und  Ausgaben  erreicht  wurde.  Dieser  Umstand  wirkte  wieder  sehr  vorteilhaft 
auf  die  Hebung  des  russischen  Kredites  und  des  Kurses  der  russischen  Fonds. 
Andererseits  wurde  das  Steuersystem  nicht  wesentlich  verbessert;  zwar  wurde 
das  Getränkepachtsystem  („Otcup")  durch  das  System  der  Accise  ersetzt,  aber 
diese  Reform  ist  mit  Mängeln  behaftet.  Die  allgemein  durchgreifende  Ver- 
besserung des  Steuersystems  wurde  dagegen  in  einer  Kommission  trotz  zwanzig- 
jähriger Beratung  nicht  viel  gefördert;  eine  Reform  wurde  aber  um  so  not- 
wendiger, als  die  Steigerung  der  Abgaben,  die  Loskaufszahlungen  und  die  Auf- 
lagen  für  Landschafts-  und  Bauerninstitutionen,   welche  fast  gänzlich  auf  den 
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Bauernstand  fielen,  die  Ungleichmässigkeit  der  Besteuerung  dieses  Standes  noch 
erhöhten.  Auch  in  nicht  rein  finanzieller  Beziehung,  wie  z.  B.  bei  der  Eisen- 
bahnpolitik, dürfen  wir  die  Mängel  nicht  verschweigen,  nachdem  wir  einmal 
im  Zusammenhange  mit  dem  Staatsschuldenwesen  die  P]rfolge  dieses  Zeitraumes 
hervorheben  mussten.  Die  Richtung  der  Eisenbahnlinien  stand  oft  nicht  in 
Einklang  mit  den  thatsächlichen  Bedürfnissen  des  Landes,  die  Ausgaben  für 
den  Eisenbahnbau  hätten  viel  geringer  und  zweckmässiger  sein  können;  die 
grosse  Eisenbahnschuld,  die  drückend  auf  dem  Staatskredit  lag  und  bedeutende 
Zins-  und  Amortisationszahlungen  in  Metall  fürs  Ausland  erforderte,  schuf 
neue  Schwierigkeiten  für  den  Wechselkurs  und  für  die  Papiergeldzirkulation. 
Der  hohe  Stand  und  die  Vermehrung  der  letzteren  bildet  den  dunkelsten  Punkt 
in  den  Schattenseiten  des  Zeitraumes.  Gegenüber  der  glänzenden  Oberfläche, 
welche  die  Finanzen  in  dieser  Zeit  bieten,  bildet  die  durch  neuen  Zufluss  ver- 
stärkte Papiergeldzirkulation  gleichsam  eine  Unterströmung,  die  mit  ihren 
Wellenbewegungen  schliesslich  an  die  Oberfläche  dringt  und  das  glatte  Bild 
ins  Schwanken  bringt.  Jeder  neue  emittierte  Papierrubel  war  ein  Mittel  zur 
Hebung  des  Preises  der  notwendigsten  Lebensmittel  und  zur  Vermehrung  der 
Nominalsumme  der  Staatsausgaben.  Dazu  kommt,  dass  das  schnelle  Steigen 
der  Staatseinnahmen  vielmehr  das  Resultat  zufälliger  Umstände  war,  auf  welche 
sich  nicht  allezeit  bauen  Hess,  da  auch  wieder  weniger  günstigere  Zeiten  ein- 
treten konnten. 

Y.  Periode.    1877—1889. 

Der  Orientkrieg,  der  im  Jahre  1876  mit  kleineren  Verwicklungen  be- 
ginnend allmählich  immer  grössere  Dimensionen  annimmt,  brachte  für  das 
russische  Staatsschuldenwesen  eine  so  bedeutende  Vermehrung,  bedingte  infolge 
seines  unbefriedigenden  Erfolges  so  sehr  den  Charakter  des  folgenden  Zeit- 
raumes in  Russland,  dass  wir  von  diesem  Kriege  eine  neue  Periode  datieren 
können. 

Der  Zeitraum  von  1876 — 1880  war  ein  durchaus  kritischer.  Sowohl  in 
der  inländischen,  als  auch  in  der  ausländischen  Litteratur  wird  dies  nicht  be- 
stritten, vielmehr  pflegt  man  den  vorausgehenden  Zeitabschnitt  in  recht  rosen- 
farbenem  Lichte  erglänzen  zu  lassen,  um  durch  den  Kontrast  zu  wirken.  Wie 
verkehrt  diese  allzu  optimistische  Auffassung  der  vorausgehenden  Zeit  ist,  er- 
sehen wir  auch  daraus,  dass  die  Krisis  schon  vor  dem  Kriege,  im  Jahre  1875 
beginnt  und  den  schwankenden  Bau  des  finanziellen  Gleichgewichts  erschüttert; 
die  Sistierung  des  Eisenbahnbaues  macht  ihren  Einfluss  auf  die  Staatseinnahmen 
bemerkbar;  die  Wirkung  der  schlechten  Geldwährung  wird  unterstützt  durch 
Missernten,  Sinken  der  Komausfuhr  und  Stillstand  von  Handel  und  Industrie; 
dazu  kamen  die  Einflüsse  der  allgemeinen  Lage  des  Weltmarktes  und  die  Vor- 
boten der  politischen  Verwicklung,  um  den  Wechselkurs  zu  drücken.  Die  Reichs- 
bank wird  ermächtigt,  das  angekaufte  Gold  und  Silber  sowohl  an  der  Peters- 
burger Börse  als  auch  im  Auslande  zu  verkaufen  zum  Preise  des  Wechselkurses 
und  die  eingetauschten  Kreditbillets  zu  verbrennen.  Der  Wechselkurs  wurde 
infolgedessen  vor  weiterem  Sinken  bewahrt,  aber  bald  musste  die  Regierung 
diese  Massregeln  aufheben  und  ihr  ganzes  Augenmerk  auf  die  Beschafixmg 
neuer  Mittel   richten.     Im  Oktober  1878,   als  der  Krieg  mit  der  Türkei  unver- 
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meidbar  schien,  erwies  sich  der  weitere  Verkauf  von  Edelmetall  als  unmöglich, 
und  sofort  sank  der  Rubel  auf  78  Kopeken.  Unterdessen  war  zu  Beginn  des 
Jahres  1876  infolge  der  Sistierung  der  Eisenbahnarbeiten,  welche  bisher  Geld 
aus  dem  Ausland  verschafft  hatten,  eine  äussere  Anleihe  notwendig  geworden, 
allein  die  beunruhigende  Lage  des  europäischen  Geldmarktes,  hervorgerufen 
durch  die  ökonomische  Krisis  in  England  und  noch  mehr  durch  die  politischen 
Ereignisse,  die  einen  immer  drohenderen  Charakter  annahmen,  machten  eine 
Anleihe  zu  den  Bedingungen  der  letzten  Eisenbahnanleihe  (4V2  Prozent)  un- 
möglich. Deshalb  begann  die  Regierung,  welche  nicht  zum  Zinsfuss  von  5  Pro- 
zent zurückkehren  wollte,  die  ausländischen  Ausgaben  für  die  Staatsschuld  aus 
dem  Einlösungsfonds  der  Kreditscheine  zu  decken  in  der  Hoffnung,  dass  im 
Falle  der  Kurs  der  russischen  Fonds  steigen  werde,  eine  neue  Anleihe  zu  vor- 
teilhaften Bedingungen  abgeschlossen  werden  und  in  diesem  Falle  der  Ein- 
lösungsfonds  wieder  gefüllt  werden  könne;  zugleich  hoffte  man  durch  diesen 
Ersatz  einer  äusseren  Anleihe  den  immer  tiefer  sinkenden  Wechselkurs  zu 
heben.  Allein  die  Berechnungen  der  Regierung  erwiesen  sich  als  unrichtig;  der 
Kurs  der  russischen  Papiere  sank  immer  mehr  und  hob  sich  erst  wieder,  als 
durch  die  Konferenz  die  politische  Lage  etwas  aufgehellt  wurde ,  und  als  die 
Reichsbank  ihre  Operationen  für  Darlehen  erweiterte  und  den  Diskonto  er- 
niedrigte —  Massregeln,  die  eigens  auf  die  Hebung  des  Börsenkurses  der 
russischen  Fonds  gerichtet  waren.  Diese  festere  Stimmung  der  Börse  benutzte 
die  Regierung  zur  IV.  Emission  der  Sprozentigen  Bankbillets  auf  die  Summe 
von  100  Mill.  Rubel.  Die  Subskription  hatte  nur  Erfolg  dank  der  Hinzuziehung 
der  Privatbanken  und  durch  die  Darlehen,  welche  die  Reichsbank  zu  voi-teil- 
haften  Bedingungen  gegen  Verpfändung  der  Anleihebillets  aus  dem  Reserve- 
kapital der  Kreditbillets  gewährte. 

In  Bezug  auf  die  Kreditbillets  hatte  die  Reichsbank  durch  allerhöchsten 
Befehl  vom  25.  Oktober  1876  freie  Hand  bekommen.  Der  Reichskasse  wurde 
gestattet,  die  aussergewöhnlichen  Ausgaben  der  Kriegszeit  durch  Darlehen  aus 
der  Reichsbank  zu  decken  und  zu  diesem  Zwecke  erhält  die  Reichsbank  das 
Recht,  Kreditbillets  zu  emittieren.  Die  Summe  der  „Darlehen  aus  der  Reichs- 
bank"  wuchs  ausserordentlich  rasch;  sie  betrug  am  1.  Januar  1878  355  Mill., 
1.  Januar  1881  419  Mill.  In  demselben  Verhältnis  wuchsen  auch  die  „tempo- 
rären" Kreditbill etsemissionen  der  Reichsbank,  welche  in  die  Abteilung  der 
„kommerziellen  Operationen"  untergebracht  wurden;  sie  betrugen  am  1.  Januar 
1877  55  Mill.,  1.  Januar  1878  305  Mill.,  1.  Januar  1879  468  Mill.,  1.  .Januar 
1880  446  Mill.  Die  Folgen  dieser  Papiergeldvermehrung  waren  die  schon 
öfters  aufgetretenen:  Steigen  der  Preise,  Diskonterhöhung;  Verarmung  des 
Landes  bei  grossen  Geldmassen ;  Suche  nach  Bargeld ;  Erhöhung  der  Ausgaben 
des  Staates. 

An  fundierten  Anleihen  folgte  auf  die  5prozentigen  Bankbillets  im 
Jahre  1877  die  I.  Orientanleihe  von  200  Mill.  Rubel  Metall,  Zinsfuss  5  Prozent; 
Tilgung  —  bei  einem  Kurs  unter  dem  Nominalpreis  —  an  der  Börse,  ausser- 
dem durch  Verlosung.  Das  dringende  Bedürfnis  nach  Metallgeld,  sowohl  für  die 
Deckung  ausländischer  Zahlungen,  als  auch  besonders  für  die  Ausgaben  der 
aktiven  Armee,  bewog  die  Regierung  zur  Aufnahme  der  „5prozentigen  äusseren 
Anleihe   von  1877",   die   15  Mill.  Pfd.  Sterl.   oder   307  Mill.  Mark  betrug,   auf 
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welche  zunächst  90  Mill.  Avancen  aufgenommen  werden  mussten.  Im  Jahre  187^ 
erfolgte  die  Aufnahme  der  II.  Orientanleihe  von  300  Mill.  Rubel;  abgesehei 
davon,  dass  diese  kolossalen  inneren  Anleihen,  wie  sie  in  den  Orientanleihen^ 
sich  darbieten,  nur  ennöglicht  wurden  durch  die  grosse  Papiergeldzirkulation, 
kam  diese  Anleihe  speziell  nur  zustande  durch  die  Unterstützung  der  Reichs- 
bank, welche  Darlehen  gewährte,  wogegen  sie  sich  durch  Papiergeldemissionen 
zu  helfen  wusste.  Die  Bedürfnisse  der  Reichskasse  waren  so  gross  und  anderer- 
seits der  Ueberfluss  der  im  Umlauf  befindlichen  und  ein  Placement  suchenden 
Kreditbillets  so  bedeutend  (der  Diskont  betrug  nur  3  Va  Prozent),  dass  der  letzten 
Rate  der  IL  die  erste  Rate  der  III.  Orientanleihe  von  300  Mill.  Rubel  unmittel- 
bar folgte  (Mai  1879);  die  Subskription  hatte  vollständigen  Erfolg.  Die  Erfolge 
der  Orientanleihen  lassen  sich  nicht  durch  den  Papiergeldüberfluss  allein  er- 
klären, vielmehr  ist  von  Bedeutung,  dass  ausländische  Kapitalisten  sich  in  hohem 
Masse  an  der  Subskription  beteiligten.  Im  Ausland  wird  ja  zunächst  kaum 
jemand  sein  Kapital  in  fremden  Obligationen  festlegen,  wenn  diese  mit  Papier- 
geld, das  fortwährend  im  Kurse  schwankt,  bezahlt  werden;  allein  im  gegebenen 
Falle  wurde  eine  starke  Teilnahme  ausländischer  Kapitalisten  durch  die  ein- 
fache Berechnung  hervorgerufen,  öprozentige  Obligationen  zum  Preise  von  92  V«, 
selbst  90 V2  Rubel  mittels  geringwertigen  Papieres  erwerben,  sodann  die  Besse- 
rung des  Wechselkurses  abwarten  und  die  Obligationen  in  Russland  mit  Profit 
verkaufen  zu  können.  In  dem  Falle,  dass  diese  Berechnung  sich  als  falsch 
erwies,  war  auch  kein  Verlust  zu  erwarten,  da  bei  dem  Wiederverkauf  der 
Obligationen  in  Russland  jedermann  den  Subskriptionspreis  herausschlagen 
konnte,  weil  der  Kurs  der  Orientanleihen  fortwährend  auf  92  V2 — 93  Rubel  stand 
und  die  Kapitalisten  noch  die  Zinsen  gewannen;  alles  dies  hatte  eine  grosse 
Bedeutung  bei  dem  damaligen  Stillstand  aller  Geschäfte  auf  dem  europäischen 
Geldmarkt. 

Als  eigentliche  schwebende  Schuld  haben  wir  in  dieser  Epoche  die 
,  Obligationen  der  Reichskasse "  zu  betrachten,  während,  wie  wir  oben  bemerkten, 
Reichskassenscheine  bis  1883  nicht  ausgegeben  wurden.  Schon  im  Jahre  1812 
begegnen  wir  vorübergehend   den    „Obligationen    der  Reichskasse*,    aber  erst 

1878  wird  diese  kurzfristige  Schuld  ein  dauerndes  finanzwirtschaftliches  Hilfs- 
mittel. Der  Ukas  vom  14.  Februar  1878  bestimmte  als  Ziel  ihrer  Emission 
„eine  temporäre  Unterstützung  der  Reichskasse ",  als  Grenze  die  im  Voranschlag 
gewährte  Summe,  als  Termin  zum  Maximum  ein  Jahr  und  zum  Minimum  drei 
Monate;  als  Stückgrösse  1000  Rubel  zum  Minimum;  als  Zinsfuss  einen  Diskont, 
der  bei  dem  Loskauf  nach  abgelaufener  Umlaufszeit  zu  entrichten,  dessen  Höhe 
zu  bestimmen  dem  Finanzminister  zusteht;  der  Reichsbank  wird  es  gestattet, 
die  Scheine  zu  diskontieren,  und  die  Regierungsbehörden  dürfen  dieselben  als 
Pfänder  annehmen.  Dieses  blieb  die  Grundlage  dieser  Schuldform  in  der  uns 
beschäftigenden  Zeit,  und  wurden  im  Jahre  1878  150  Mill.  Rubel  und  im  Jahre 

1879  50  Mill.  Rubel,  zusammen  200  Mill.  Rubel  in  4  Serien  von  je  50  Mill. 
Rubel  emittiert;  die  erste  Serie  zu  4V2  Prozent,  die  übrigen  zu  4  Prozent. 

Das  Gesamtresultat  der  Entwicklung  des  Staatsschuldenwesens  von  1876 
bis  1880  war  folgendes:  Es  wurden  zur  Deckung  ausserordentlicher  Ausgaben 
aufgenommen  900  Mill.  Rubel  und  15  Mill.  Pfd.  Sterl.;  die  Gesamtsumme  der 
ausserordentlichen  Ausgaben  während  dieser  Zeit,  die  durch  die  politischen  Er- 
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«ignis.se  des  Orientkrieges,  der  Expedition  in  transkaspisches  Gebiet  und  durch 
die  Vorsichtsmassi-egeln  bei  den  Unterhandlungen  mit  China  hervorgerufen 
wurden,  betrugen  1075  Mill.  Rubel,  nämlich  gemäss  dem  Budget  von  1876  (rund) 
51  Mill.  Rubel,  1877  429  Mill.  Rubel,  1878  408  Mill.  Rubel,  1879  132  Mill. 
Rubel,  1880  55  Mill.  Rubel.  Zur  Deckung  dieser  Ausgaben  hatte  die  Regierung 
zur  Verfügung  im  ganzen  904  Mill.  Rubel,  nämlich:  öprozentige  Bankbillets 
IV.  Emission  91,7  Mill,  äussere  Anleihe  von  1877  106,4  Mill.,  I.  öprozentige 
Orientanleihe  174,6  Mill.,  II.  öprozentige  Orientanleihe  276  Mill.,  III.  öprozen- 
tige Orientanleihe  255,ö  Mill.  Abgesehen  von  diesen  Ressourcen,  machte  die 
Reichskasse  zur  Deckung  der  ausserordentlichen  Ausgaben,  wie  wir  sahen,  An- 
leihen bei  der  Reichsbank,  die  sich  bis  zum  1.  Januar  1881  auf  419,0  Mill. 
Rubel  belaufen  und  denen  bis  1.  Januar  1881  noch  417  Mill.  Rubel  emittierter 
Kreditbillets  entsprachen. 

Der  Zeitraum  von  1880 — 1884  ist  gekennzeichnet  durch  die  Wieder- 
aufnahme der  Versuche,  die  Währung  zu  verbessern.  Die  wirtschaftliche  Lage 
war  zu  Beginn  dieses  Zeitraums  eine  kritische:  abgesehen  von  den  Valuta- 
verhältnissen, hatte  die  Aufhebung  der  Salzsteuer  die  Regierung  um  eine  be- 
deutende Hilfsquelle  gebracht,  die  Missernte  des  Jahres  1880  äusserte  sich 
gleichfalls  durch  Verringerung  der  Staatseinnahmen;  die  Summe  der  Rückstände 
stieg  bedeutend,  und  mit  der  Vei'ringerung  der  Ausfuhr  war  auch  die  Einfuhr 
bedeutend  gesunken;  die  Wirkungen  davon  waren:  Verringerung  der  Zoll- 
einnahmen, Verringerung  der  Eisenbahneinkünfte  und  infolgedessen  bedeutende 
Zinszahlungen  seitens  des  garantierenden  Staates.  Während  sich  so  bedeutende 
Lücken  in  den  Einkünften  zeigten,  waren  die  Ausgaben  noch  angespannt  durch 
die  kaspische  Expedition  und  durch  die  Massregeln  gegen  China.  Dazu  kamen 
nun  noch  mit  grossen  Geldansijrüchen  die  Valutareformen. 

Die  Emission  der  Kreditbillets  war  durch  Ukas  vom  1.  Januar  1881 
sistiert  worden  und  nach  dem  Projekt  des  Finanzministers  Abasa  eine  allmäh- 
liche Einziehung  der  im  letzten  Kriege  ausgegebenen  Kreditbillets  in  Aussicht 
genommen;  die  Hilfsmittel  der  Reichsbank  sollen  durch  die  Reichskasse  ver- 
stärkt werden,  und  es  soll  zunächst  die  Schuld  der  Reichskasse  an  die  Reichs- 
bank auf  400  Mill.  Rubel  reduziert  werden;  diese  400  Mill.  Rubel  sollen  durch 
Zahlungen  der  Reichskasse  an  die  Bank  zu  je  öO  Mill.  Rubel  jährlich  getilgt 
werden,  andererseits  sind  die  Kreditbillets  nach  Massgabe  ihrer  Ansammlung 
in  den  Kassen  der  Bank  und  nach  Massgabe  des  Bedürfnisses  der  Geldzii'ku- 
lation  zu  vernichten.  Damit  soll  ein  „geordnetes  Verhältnis  der  Reichskasse 
zur  Reichsbank  und  eine  allmähliche  Sicherung  der  Geldeinheit  erreicht  werden, 
ohne  eine  plötzliche  Bedrückung  des  Geldmarktes".  Letzterer  Gesichtspunkt 
trat  im  Lauf  der  Zeit  noch  mehr  in  den  Vordergrund,  und  es  wurde  im  Jahre 
1884  in  Aussicht  genommen,  die  Tilgungssumme  vorerst  auf  30  Mill.  Rubel 
jährlich  zu  beschränken. 

Für  die  gesteigerten  Ausgaben  der  Reichskasse  kamen  zunächst  nur 
innere  Anleihen  in  Betracht;  eine  äussere  Anleihe  war  im  Jahre  1881  bei 
dem  hohen  Zinsfuss  auf  dem  europäischen  Geldmarkt  unmöglich;  in  den  in- 
ländischen kommerziellen  und  Börsenumsätzen  machte  sich  ebenfalls  ein  totaler 
Geldmangel  fühlbar,  welcher  durch  einen  bedeutenden  Geldabfluss  in  die  Pro- 
vinzen  behufs  Ankauf  von  Brot   hervorgerufen   war.     Nachdem  die  Regierung 

187 


Igg  Die  Entwicklung  der  russischen  Staatsschuld. 

mit  einer  V.  Emission  von  Reichsschatzobligationen  wenig  Erfolg  gehabt  hatte^^j 
verkaufte  sie  die  durch  die  Zollzahlungen  angesammelten  Geldvorräte,  und  als 
auch   diese  Quelle   mit  Erschöpfung  drohte,    eröffnete  sie  die  Subskription  auf 
eine   innere  Anleihe.     Gegen   alle  Erwartung  wurde   diese  Anleihe   mit  Erfol 
gekrönt  und  100  Mill.  Rubel  in  5  Emissionen  5prozentiger  Bankbillets  realisier 
Im  Jahre  1882   besserte   sich   die   finanzielle  Lage   ganz  bedeutend;    die  durcl 
die  Anstrengungen   des    Finanzministers    erreichte  Verringerung    der   extraordi-^ 
nären   Kredite,    die   Einschränkung   der   überetatsmässigen  Ausgaben   und   ds 
günstige  Steuerergebnis  gaben  die  Möglichkeit,  ohne  neue  Anleihe  auszukommei 
Danach  begann  aber  wieder  ein  verstärkter  Eisenbahnbau;  die  schon  begonnenei 
und  die  in  Aussicht  genommenen  Eisenbahnlinien  erforderten  bedeutende  Aus- 
gaben, die  nur  durch  Kredit  gedeckt  werden  konnten.    Am  11.  November  1883 
erfolgte  die  Emission  der  Goldrente,  Rentenscheine  auf  50  Mill.  Gold  zu  6  Pro- 
zent verzinslich   und  von  jeder  Steuer  befreit,  deren  Realisation  ausgezeichnet 
von    statten   ging.     Diese  Anleihe   war   zur  Bezahlung   der   an    die  Reichsbank 
fälligen  50  Mill.   und    zur  Deckung  der  Ausgaben  für  die  Eisenbahnbauten  be- 
stimmt. 

Im  ganzen  wurde  im  Jahre  1883  die  Staatsschuld  vermehrt  um  114  Mill. 
Rubel  er.,  nämlich:  Sprozentige  Obligationen  der  an  die  Krone  gekommenen 
Bahn  Charkow— Krem entschey  10  Mill.  Rubel  s. ;  Reichsrenteischeine  (Serien) 
24  Mill.  Rubel  er.  Dazu  kommen  die  eben  erwähnten  6prozentigen  Goldrenten 
mit  50  Mill.  Rubel  s. 

Getilgt  wurden  im  Jahre  1883  insgesamt  79  Mill.  Rubel  er.  einschliesslich 
der  der  Reichsbank  heimgezahlten  50  Mill. 

Die  schwebende  Schuld  erlitt  noch  einige  Veränderungen.  Zunächst 
erfolgte  im  Jahre  1881  die  V.  Serie  der  Reichsschatzobligationen  auf  der  bis- 
herigen Grundlage.  Durch  Ukas  vom  9.  Januar  1882  wurde  jedoch  die  bis- 
herige Einrichtung  dieser  Schuldform  bedeutend  vereinfacht;  während  bisher 
ein  spezieller  Ukas  notwendig  war  für  jede  Emission ,  wurde  es  nunmehr  dem 
Finanzminister  überlassen,  Obligationen  zu  emittieren  unter  der  Bedingung, 
dass  die  emittierten  Obligationen  zusammen  mit  den  nicht  aus  dem  Umlauf 
gezogenen  früher  emittierten  niemals  mehr  als  50  Mill.  Rubel  betragen;  der 
Minimalwert  der  Obligation  wird  auf  500  Rubel  vermindert.  Auf  dieser  Grund- 
lage erfolgten  eine  Reihe  von  Emissionen,  und  diese  Obligationen  haben  wegen 
der  Kürze  ihrer  Umlaufszeit  wirklich  die  Bedeutung  der  Tresorscheine  der  aus- 
ländischen Staaten.  Aber  ihre  Tilgung  geschieht  nicht  durch  die  laufenden 
Budgetmittel,  sondern  thatsächlich  durch  neue  konsolidierte  Anleihen ;  dies  geht 
daraus  hervor,  dass  zugleich  mit  den  Emissionen  der  Obligationen  neue  kon- 
solidierte Anlehen  aufgenommen  werden.  Im  Budget  für  1884  war  die  Summe 
von  1  Mill.  Rubel  für  die  Zahlung  der  Zinsen  dieser  Schuld  bestimmt. 

Die  Reichsschatzscheine ,  die  fast  20  Jahre  zurückgetreten  waren ,  treten 
mit  dem  Jahre  1883  wieder  in  das  System  der  russischen  Staatsschuld  ein. 
Die  Gründe  für  die  lange  Sistierung  mögen  zum  Teil  auch  auf  die  in  der  Lit- 
teratur  entwickelte  Ansicht  zurückzuführen  sein,  welche  die  Serien  den  Kredit- 
billets  gleichstellte  und  den  ersteren  einen  gewissen  Einfluss  auf  das  Sinken 
des  Kurses  der  letzteren  zuschrieb.  Thatsächlich  ist  diese  Ansicht  nicht  halt- 
bar,  vielmehr   spielten    die  „Serien*    in    der  Handelswelt,   namentlich   in   der 
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mittleren,  bis  zu  der  Zeit,  wo  die  Banken  sich  entwickelten,  aber  auch  noch  jetzt, 
nicht  nur  die  Rolle  eines  Zahlungsmittels,  sondern  auch  die  eines  bequemen 
Placements  disponibler  Summen.  Die  „Serien"  sind  bei  der  arbeitenden  Bevölke- 
rung das  beliebteste  zinstragende  Papier.  Alle  die  Scheine,  die  in  den  Kassen  nach 
Ablauf  des  zum  Umtausch  bestimmten  sechsmonatlichen  Termins  zurückbleiben, 
werden  vom  Publikum  aufgekauft  und  meistens  bleiben  noch  viele  Nachfragen 
unbefriedigt,  weil  die  Zahl  der  vorhandenen  Billets  nicht  genügend  ist.  Infolge- 
dessen standen,  ungeachtet  vieler  Beschränkungen,  bei  Zahlungen  an  den  Fiskus 
und  trotz  des  geringen  Prozentsatzes  die  Reichskassenscheine  nie  unter  pari, 
sondern  zirkulierten  und  zirkulieren  noch  mit  Aufzählung  der  Zinsen  auf  ge- 
wisse Termine  (20—40  Tage).  Sollten  sie  überhaupt  einen  Druck  auf  den  Kurs 
der  Kreditscheine  ausüben,  so  geschieht  das  kaum  in  stärkerem  Masse,  als 
durch  andere  stark  umlaufende  zinstragende  Papiere,  die  auch  bei  Zahlungen 
angenommen  werden.  Vielleicht  aber  wui'den  die  Emissionen  der  Reichskassen- 
scheine sistiert,  dank  dem  Bewusstsein,  dass  sie  aus  einem  kurzfristigen  Kredit- 
mittel infolge  fortwährenden  Ersatzes  durch  neue  Serien  thatsächlich  eine  kon- 
solidierte Schuld  geworden  und  ihrer  wahren  Bestimmung  als  kurzfristiger 
temporärer  Unterstützung  der  Reichskasse  entfremdet  waren. 

Nur  die  ersten  4  Emissionen  der  „Serien"  waren  nämlich  thatsächlich 
getilgt  worden  durch  37jährige  Anleihen  bei  inneren  Bankinstituten;  später 
noch  ein  kleiner  Posten,  aber  alle  anderen  Emissionen  wurden  einfach  ersetzt. 
Im  Jahre  1847  wurde  die  Tilgungsfrage  verhandelt;  das  Projekt  eines  Tilgungs- 
fonds wurde  wegen  Belastung  der  Reichskasse  verworfen,  die  Konsolidierung 
als  den  russischen  Verhältnissen  zuwiderlaufend  angesehen,  da  die  Scheine 
namentlich  als  Umlaufsmittel  figurieren ;  Anleihen  bei  den  Banken  wurden  vom 
Pinanzminister  als  geeignet  befunden,  allein  die  mit  der  Regierung  in  Ver- 
bindung stehenden  Geldinstitute  waren  ohnehin  schon  stark  belastet.  So  blieb 
man  denn  beim  Ersatz  der  abgelaufenen  Serien  durch  neue;  auch  abgesehen 
davon  haben  die  Serien  mehr  den  Charakter  einer  fundierten  Schuld  durch 
ihren  verhältnismässig  langen  Tilgungstermin  und  namentlich  durch  die  Zwecke, 
für  die  sie  aufgenommen  wurden.  Letztere  waren  zum  grössten  Teil  keine 
vorübergehenden  Bedürfnisse,  vielmehr  Kriege,  Eisenbahnbau  und  ähnliches.  Es 
wurden  im  ganzen  192  Mill.  Rubel  für  nicht  temporäre  Zwecke  verausgabt  und 
nur  48  Mill,  für  wirklich  „schwebende"  Ausgaben.  Die  Zinszahlung  ist  bei 
diesem  Charakter  der  Schuld  natürlich  eine  fortdauernde,  nicht  geringer  werdende 
Ausgabe  des  Budgets.  Die  auf  Grund  des  Ukases  vom  11.  Oktober  1883  emit- 
tierten 8  Serien  ä  3  Mill.  vermehrten  die  Gesamtsumme  des  Schuldkapitals  der 
Reichskassenscheine  auf  240  Mill.  Neues  brachte  die  Wiederaufnahme  dieser 
Schuldform  darin,  dass  jetzt  auch  100-Rubelscheine  in  Umlauf  gesetzt  wurden; 
4  der  neuen  Serien  waren  nämlich,  wie  bisher,  in  50-Rubelscheine,  4  in  100-Rubel- 
scheine geteilt.  So  wurden  in  der  53jährigen  Periode  von  1831 — 1884  im  ganzen 
289  Serien  emittiei-t;  10  davon  in  Assignatenpapiervaluta  zu  je  10  Mill.  Rubel 
davon  die  drei  ersten  auf  4  Jahre  Umlaufszeit,  die  übrigen  sechs  auf  6  Jahre; 
279  Serien  sind  in  Silber  emittiert,  alle  auf  8  Jahre ;  von  diesen  wurden  3  Serien 
zur  Einlösung  von  3  Assignatenserien  verwandt,  195  zur  Einlösung  derjenigen, 
die  der  Tilgung  unterlagen,  14  zur  Erbauung  von  Eisenbahnen  und  67  als  Hilfs- 
mittel der  Reichskasse.    Die  jährlichen  Zinsen  für  die  Gesamtsumme  von  240  Mill. 
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Rubel  mit  dem  Zinsfuss  von  4'7io"  Prozent  betragen  10,368,000  Rubel.  Allein, 
da  ein  Teil  der  Scheine  gewöhnlich  in  den  Kassen  bleibt  und  ein  gewisser  Teil 
auf  dem  Wege  zur  Tilgung  ist,  so  zirkulieren  de  facto  weniger  Scheine  im 
Publikum;  wenn  nun  die  Summe  der  jährlich  zu  zahlenden  Zinsen  geringer  ist 
im  Verhältnis  zur  nominell  im  Umlauf  befindlichen  Anzahl  der  Tresorscheine, 
so  ist  genau  genommen  die  Schuld  für  dieselben  grösser,  als  diese  nominelle 
Anzahl,  da  man  in  die  Schuld  die  nicht  zur  Zahlung  präsentierten  Scheine 
fälliger  Serien,  für  welche  die  Zinsen  nicht  mehr  berechnet  werden,  einschliessen 
muss,  die  jedoch  ohne  jede  Frist  der  Auszahlung  in  ihrer  Kapitalsumme  unterliegen, 
da  auf  sie  keine  Verjährung  geltend  gemacht  wird.  Solcher  Scheine  gab  es 
1873  für  26,5  Mill.  Rubel;  übrigens  ist  auch  diese  Summe  noch  nicht  der  Wirk- 
lichkeit entsprechend,  da  ein  Teil  der  Scheine  unzweifelhaft  bei  verschiedenen 
Veranlassungen  vernichtet  wurde.  Gemäss  der  für  eine  dreissigjährige  Periode 
gemachten  Berechnung  ist  das  Verhältniss  der  zur  Zahlung  nicht  präsentiei-ten 
Scheine  wie  38:10,000,  also  gibt  es  30,000  Billets  =  1,596,428  Rubel,  die 
nicht  präsentiert  wurden  während  der  mehr  als  50jährigen  Periode  der  Zir- 
kulation dieses  Papieres.  Zieht  man  in  Betracht,  dass  ein  Teil  dieser  Scheine 
immer  auf  dem  Wege  zur  Tilgung  sich  befindet,  d.  h.  dass  dieser  Teil 
nicht  mehr  auf  dem  Kassenkonto  steht,  obgleich  er  noch  nicht  endgültig  zur 
Tilgung  bestimmt  ist,  so  vermehi-t  sich  die  Summe  der  unverzinslichen  Schuld 
von  Schatzscheinen  auf  fast  15  Mill.,  sodass  die  Schuldlast  der  Krone  in  dieser 
Beziehung  thatsächlich  237  Mill.  ist,  während  zu  verzinsen  sind  etwa  222  Mill., 
der  thatsächliche  Zins  würde  also  9,590,400  Rubel  pro  anno  betragen,  in  dem 
Staatsbudget  pro  1884  dagegen  ist  der  Zins  für  die  volle  Summe  von  240  Mill. 
=  10,368,000  Rubel  angegeben. 

Der  Gesamtschuldbestand   des  1.  Januar  1884  wird  im  Detail 
dargestellt  behufs  Vergleichung  mit  dem  Schuldbestandvoml. Januar  1889. 

I.  Staatsschuld  im  engeren  Sinne: 

1.  Consolidierte  Schuld:  a)      75,989,000  fl. 

b)      42,579,220  Pfd.  Sterl. 
C)     182,200,657  R.  S. 
d)  1,574,649,944  R.  Kr. 
2,370,701,344  R.  Kr. 

2.  Schwebende  Schuld:  a)  Reichsschatzscheine 240,000,000 

b)  Reichskassen-Obligationen       .    .        50,000,000 

c)  Kreditbillets  (unverzinsl.  Schuld)     1,103,515,125 

1,393,515,125 
2,370,701,344 


Staatsschuld:  3,764,216,469 R.Kr, 

II.  Eiseubahnscliuld : 

1.  Nikolaibahn-Obligationen .       559,171,000  Fr. 

2.  5  Emissionen  konsol.  Eisenbahn-Obligationen         68,048,750  Pfd.  Sterl. 

3.  6.  Emission 149,184,750  R.  S. 

1,071,423,280  R.  Kr. 

HI.  Loskaufsschuld: 

1.  Zertifikate     .......    191,528,100  R. 

2.  Bankbillets 224,637,750  R. 

3.  5i;2%ige  Obligationen    .    .    .      82,231,799  R. 

498,397,649  R.  Kr. 
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Demgemäss  betrug  die  Gesamtsumme  der  auf  dem  Staate  lastenden 
Forderungen  am  1.  Januar  1884  5334,037,398  Mill.  Rubel. 

Die  spezialisierte  konsolidiert e  Schuld  gibt  folgendes  Bild  zum 

1.  Januar  1884: 

I.  Anleihen  in  Grulden:      öo/oige  holländische  Anleihe    .    .    .  17,600,000 

„      anglo-hoUändische  Anleihe  .  58,389,000 

II.  Anleihen  inPfd.Sterl.:  so/oige  Teil  der  anglo-hoUändischen  3,944,700 

„      VII.  Anleihe 15,000,qoo 

„      äussere  1877 13,979,729 

i'Woige  I.  u.  n.     . 6,230,000 

3%ige  1 3,424,800 

III.  In  russ.  Metallvaluta:  60/oige  Goldrente 50,000,000 

50,'oige  Anleihe  II.  u.  VI 74,207,930 

„      Eisenbahn-Obligat.  Charkoff- 

Krementschug 10,514,952 

40/oige  Reichsbankscheine   ....  39,999,900 

„      Eisenb.-Obl.  Tamtoff-Saratoff  7,477,875 

IV.  In  russ.  Kreditvaluta:  öo/gige  Anleihe  des  Jahres  1817  .    .  40,719,974 

50,'üige  I.  u.  V 43,020,615 

„  Bankscheine  von  V.  Emission  371,759,350 

„  2  Prämienanleihen    ....  180,990,000 

„  :5  Orientanleihen 778,444,750 

„  ewige  Deposita 288,377 

4ü|oige  5  Anleihen 3,525,000 

„  Rentenscheine 153,857,614 

Schuldforderungen  verschiedener  Personen  und  Anstalten  ....       2,044,264 
Schuld  des  Königreichs  Polen     .    - 63,158,973 

Also: 

I.  75,989,000  fl.                   =        39,994,200  R.  S.  =        59,991,315  R.  Ki- 
ll. 42,575,220  Pfd.  Sterl.  =      272,507,008       „  =      408,760,512       „ 
m.                                                      182,200,657       „  =      273,300,986       „ 
rV.                                                   1,091,872,611       „  =  1,637,808,917       „ 

1)  1,586,574,486  R.  S.  —  2,379,861,730  R.  Kr. 

Die  russische  Staatsschuld  betrug  am  1.  Januar  1889  5334  MilL 
Rubel.  Die  Einnahmen  des  russischen  Staates  betrugen  etwa  V^  der  Staats- 
schuldensuname  und  die  Ausgaben  für  Verzinsung  und  Amortisation  der  letzteren 
erforderten  mehr  als  V*  aller  Einnahmen;  die  Ausgaben  für  die  Staatsschuld 
haben  sich  von  1876 — 1884  absolut  um  96,7  Prozent  und  relativ  um  88,4  Pro- 
zent vermehrt,  dagegen  die  Ausgaben  für  Verteidigung  des  Staates  doch  nur 
um  16,2  bezw.  7,45  Prozent. 

Für  den  neuesten  Zeitabschnitt  1884—1889  ist  uns  auch  noch 
das  notwendige  Material  zugänglich  gemacht  worden. 

Im  Jahre  1884  wurde  die  Gesamtschuldsumme  vermehrt  um  202  MiU, 
Rubel  Kredit,  und  zwar  im  einzelnen :  20  Mill.  Rubel  Silber  und  25  Mill.  Rubel  Kredit 
der  5prozentigen  beständigen  Rentenscheine,  3  Mill.  Rubel  Kredit  Schulden  des 
Hofministeriums,  15  Mill.  Pfd.  Sterl.  oder  96  Mill.  Rubel  Silber  in  5prozentigen 
konsolidierten  Eisenbahnobligationen  VII.  Emission  „zwecks  Bezahlung  (an  die 
Reichskasse)  der  zur  Deckung  der  Ausgaben  für  den  Eisenbahnbau  verausgabten 
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Summen  und  zwecks  Unterstützung  eines  weiteren  Baues  der  für  den  Staat 
notwendigen  Eisenbahnlinien".  Diese  VII.  Emission  konsolidierter  Eisenbahn^^H] 
Obligationen  ward  realisiert  zum  Kurs  von  86  7»  Prozent,  die  Zinsquote  für  dieselHi! 
Anleihe  war  im  Verhältniss  zu  der  bei  der  Realisierung  wii'klich  eingegangenen 
Summe  =  5,75  Prozent.  Die  beständige  Rente  des  Jahres  1883  im  Betrag  von 
20  Mill.  Rubel  Silber  und  25  Mill.  Rubel  Kredit  wurde  zwar  in  das  Staatsschuld- 
buch eingetragen,  aber  nicht  realisiert,  sondei-n  denjenigen  zinstragenden  Pa 
pieren  zugerechnet,  welche  der  Reichsbank  gehören,  wogegen  für  50  Mill.  Rubel 
Kredit  aus  den  Summen  der  von  der  Bank  temporär  emittierten  Kreditbille 
getilgt  wurden.  Ueberhaupt  wurden  getilgt  im  Jahre  1884  79,5  Mill.  Rubel  Kredit 
darunter  die  50  Mill.  Rubel  Kredit  an  die  Reichsbank. 

Im  Jahre  1885  wurde  der  Schuldbestand  vermehrt  um  54,5  Mill.  Rubel 
Kredit  und  ausserdem  um  756  Mill.  Rubel  Kredit  auf  Konto  der  Loskaufs- 
operation infolge  der  Vereinigung  der  Summen  dieser  Operation  mit  den  all- 
gemeinen Mitteln  der  Reichsrente.  Im  einzelnen  wurden  aufgenommen  36  Mill. 
Rubel  Silber  der  Sprozentigen  beständigen  Rentenscheine,  ferner  561,483  Rubel 
Kredit  der  4prozentigen  ewigen  Deposita,  welche  in  die  Reichskasse  übertragen 
wurden,  und  die  756,165,237  Mill.  Rubel  Kredit  der  Loskaufsoperation.  Die 
36  Mill.  Rubel  Silber  Rentenscheine  sind  zwar  im  Staatsschuldbuch  eingetragen, 
aber  nicht  realisiert  worden  und  wurden  den  zinstragenden  Papieren,  die  der 
Reichsbank  angehören,  zugewiesen.  Dafür  sind  50  Mill.  Rubel  der  im  Orient- 
krieg temporär  emittierten  Kreditbillets  zu  tilgen.  Ueberhaupt  wurden  getilgt 
im  Jahre  1885  91,9  Mill.  Rubel  Kredit  inklusive  der  50  Mill.  Rubel  Kredit  der 
Reichsbankschuld. 

Im  Jahre  1886  wurde  der  Schuldbestand  vermehrt  um  165,8  Mill.  Rubel 
Kredit  und  zwar  36  Mill.  Rubel  Silber  beständige  Rente,  die  nicht  realisiert  und 
überhaupt  wie  im  Jahre  1885  verwendet  wurde.  Ferner  4prozentige  ewige 
Deposita  188,672  Rubel  Kredit.  Für  den  Eisenbahnbau  wurden  100  Mill.  Rubel 
Kredit  Sprozentige  beständige  Eisenbahnrente  emittiert,  die  zu  99 V2  Prozent 
realisiert  wurde  und  eine  effektive  Zinszahlung  von  5,02  Prozent  leistet.  Die 
Schulden  der  Loskaufsoperation  stiegen  um  11  Mill.  Rubel  Kredit.  Getilgt  wurden 
im  ganzen  73,6  Mill.  Rubel  inklusive  der  50  Mill.  an  die  Reichsbank,  und  von 
der  Eisenbahnschuld  2,5  Mill,  von  der  Loskaufsschuld  11,8  Mill.,  zusammen 
88  Mill.  Rubel. 

Im  Jahre  1887  war  für  die  Lage  des  Staatsschuldenwesens  folgendes 
von  Wichtigkeit:  Es  wurden  in  analoger  Weise  wie  früher  36  Mill.  Rubel 
5prozentige  beständige  Rente  emittiert;  es  wurde  femer  , zwecks  Verstärkung 
der  Mittel  der  Reichsrentei"  eine  innere  Anleihe  von  100  Mill.  Rubel  Kredit  zu 
4  Prozent  aufgenommen,  die  zu  84  Prozent  realisiert  wurde  und  im  Jahre  1887 
einen  Erlös  von  88,5  Mill.  Rubel  Kredit  brachte.  Ferner  4prozentige  ewige 
Deposita  1,451,817  Rubel  Kredit.  An  Eisenbahnschuld  5prozentige  Obligationen 
zu  10,3  Mill.  Rubel  Kredit  von  einer  Uralbahn  zwecks  Umwechslung  der  tira- 
gierten  Aktien  der  früheren  Eisenbahngesellschaft.  Infolge  der  Aufhebung  eines 
besonderen  Kontos  für  die  Liquidation  der  früheren  Kreditanstalten  wurden  zu 
den  Schulden'  der  Reichsrente  hinzugefügt  5prozentige  Bankbillets  I.  Emission 
auf  die  Summe  von  131,916,450  Rubel,  welche  1859  zwecks  Einlösung  der  Scheine 
der  alten  Kreditanstalten   emittiert   waren.     Zur  Abzahlung  der  Schuld   an  die 
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Reichsbank  für  die  temporären  Kreditbilletsemissionen  wurden  in  den  Um- 
wechslungsfonds  40  Mill.  Rubel  Gold  aus  der  Umsatzkasse  der  Bank  übergeben, 
wogegen  eine  dem  Einkaufspreis  des  Goldes  entsprechende  Summe  von  dem 
Konto  der  temporären  Kreditbilletsemissionen  abgeschrieben  und  auf  das  Konto 
derjenigen  Kreditscheine  übersehrieben  wurde,  welche  in  Umlauf  gesetzt  sind 
unter  Garantie  des  Umwechslungsbarfonds.  Infolgedessen  vergrösserte  sich  die 
unverzinsliche  Schuld  für  emittierte  Kreditscheine  um  23,6  Mill.  Rubel  Kredit. 
Die  Loskaufsoperation  verursachte  an  neuen  Schulden  4,271,350  Rubel  Kredit. 
Insgesamt  wurde  das  Staatsschuldenkonto  um  331,716,506  Rubel  vermehrt,  davon 
sind  131,916,450  Rubel  nur  von  einem  Kassakonto  überschrieben,  25,598,889  Rubel 
unverzinsliche  Kreditscheine,  welche  schon  im  Umlauf  waren,  36,000,000  Rubel 
Silber  nichtrealisierte  Renten,  116,081,167  Rubel  verzinsliche  Schuld.  Getilgt 
wurde  im  Jahre  1887  von  Schulden  für  allgemeine  Staatsbedürfnisse  87,6  Mill. 
inklusive  50  Mill.  Rubel  an  die  Reichsbank;  von  Schulden  für  die  Eisenbahnen 
2,978  Mill.;  von  Schulden  für  die  Loskaufsoperation  7,3  Mill.,  in  Summa  98  Mill. 
Rubel.  Demzufolge  hat  sich  der  Schuldbestand  vom  1.  Januar  1887  bis  1.  Januar 
1888  vergrössert  um  233,7  Mill.  Rubel  Kredit.  Nimmt  man  jedoch  nur  die 
faktisch  neuen  und  den  Staat  mit  neuen  Zinszahlungen  belastenden  Schulden 
heraus,  so  ist  der  Schuldzuwachs  des  Jahres  1887  =  116  Mill.  Rubel  Kredit, 
und  nach  Abzug  der  entsprechenden  Tilgungen  von  48  Mill.  Rubel  Kredit  ver- 
bleiben 68  Mill.  Rubel  Kredit. 

Im  Jahre  1888  wurden  auf  Grund  des  Ukases  vom  21.  Dezember  1887 
Reichskassenscheine  im  Betrage  von  9  Mill.  Rubel  Kredit  emittiert.  Sodann 
erfolgte  am  8.  November  1888  die  Kontrahierung  einer  neuen  4prozentigen 
Anleihe  von  125  Mill.  Rubel  Silber.  Diese  Anleihe  ist  bestimmt  zur  Einlösung 
der  noch  im  Umlauf  befindlichen  Obligationen  der  Sprozentigen  inneren  Anleihe 
von  1877  (zum  Nominalkapital  von  263,814,090  M.)  und  ferner,  um  der  Reichs- 
rentei  die  für  die  Abrechnung  mit  der  Reichsbank  bezüglich  der  temporär 
emittierten  Kreditbillets  notwendigen  Mittel  zu  geben.  Die  Obligationen  dieser 
Anleihe  sind  für  immer  von  jeder  Steuer-  und  Gebührenzahlung  befreit»  Am 
8.  Juli  wurde  die  Reichsbank  ermächtigt,  zur  Befriedigung  der  kommerziellen 
und  industriellen  Bedürfnisse  temporär  Kreditscheine  zu  emittieren  mit  Deckung 
(Rubel  für  Rubel)  durch  das  der  Reichsbank  gehörige  Gold,  aber  mit  der  Be- 
dingung, dass  die  auf  solche  Weise  emittierten  Scheine  eingezogen  und  ver- 
nichtet werden,  falls  eine  Einschränkung  des  Notenumlaufs  zweckdienlich  er- 
scheint. Das  als  Deckung  für  die  emittierten  Scheine  in  den  Umwechslungs- 
fonds  niedergelegte  Gold  soll  der  Reichsrentei  oder  der  Reichsbank  (je  nach  der 
Zugehörigkeit)  nicht  früher  zurückgegeben  werden,  als  nach  Vernichtung  der 
Kreditscheine  auf  eine  Nominalsumme,  welche  den  Summen  des  zurückzu- 
erstattenden Goldes  gleich  ist.  Kraft  dieses  Ukases  emittierte  die  Reichsbank 
zweimal  Kreditscheine  am  7.  und  am  28.  September  1888,  jedesmal  15  Mill. 
Rubel,  zusammen  also  30  Mill.,  und  als  Deckung  dieser  Emissionen  sind  im 
Beisein  des  St.  Petersburger  Revisionskomitees  und  der  Vorsteher  der  Börsen- 
kaufmannschaft, sowie  auch  der  „ausländischen  Gäste*  übergeben  worden:  das 
erstemal  15  Mill.  Rubel  Gold  (1  Rubel  Gold  für  1  Rubel  Kredit)  aus  dem  Gold- 
fonds der  Reichsrentei,  und  die  zweiten  15  Mill.  Rubel  (1  Rubel  Gold  für  1  Rubel 
Kredit)  aus  der  Operationskasse  der  Reichsbank. 
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Dies  waren  die  letzten,  neuesten  Veränderungen,  die  für  die  Entwicklung 
des  russischen  Staatsschuldenwesens  in  Betracht  kommen.  Das  Endresultat  der 
ganzen  bisherigen  Entwicklung  gibt  uns  der  folgende  Staatsschuldenetat 
vom  1.  Januar  1889. 

A.  Schuldsystem. 

I.  Schulden  zur  Deckung  allgemein  staatlicher  Bedürfnisse. 

1.  Konsolidierte   Schuld: 

a)  in  hell.  Gulden:  so/ßige  hell.  Anleihe 15,000,000 

„        engl.-holl.  Anleihen 48,23i,000 

63,234,000. 

b)  in  Pfd.  Sterl. :     50/oige  engl.-holl.  Anleihen 3,283,900 

„       VII.  Anleihe  1862 15,000,000 

„       äussere  Anleihe  1877 12,868,980 

^'Woige  I-  u.  n.  Anleihe 5,190,000 

30;oige  Anleihe 2,770,300 

39,113,180. 

c)  in  Metallrubel:    60/oige  Goldrente 50,000,000 

50/oige  Anleihen,  11.  u.  VI 69,260,020 

„        Goldrente  der  Emissionen  1884,  1885, 

1886,  1887 128,000,000 

40|oige  Metallscheine  der  Reichsbank  .     .  32,415,900 

279,675,920. 

d)  in  Kreditrubel:    60/oige  Anleihe  1817 33,834,225 

Sfl/oige  Anleihen,  I.,  11.,  V.,  VI 42,210,215 

„       Rente  von  1884 25,000,000 

„       Reichsbankbillets  I.,   m.,   IV.   u. 

V.  Emission 314,512,800 

„        2  Prämienanleihen,  1864  u.  1866  .         172,950,000 

„       3  Orientanleihen 750,387,100 

„       ewige  Deposita 283,377 

40/oige  Anleihe  V 200,000 

Anleihe  1887 99,818,600 

„       beständige  Schuldscheine     .    .    .         153,856,614 

„        ewige  Deposita 2,562,681 

Schuldforderungen  verschiedener  Behör- 
den und  Personen 4,326,573 

1,604,947,185. 

2.  Schwebende   Schuld: 

a)  Tresorscheine  der  Reichsrenten,  Serie  258—340      ....       249,000,000 

b)  Unverzinsliche  Schuld  in  Kreditbillets  i)  (16.  XI.  1888)  .  810,032,238 

1,059,032,238. 
II.  Eisenbahnsehuld. 

1.  In  Pfd.  Sterl. :    50/oige konsol.  Obligationen,  I.,  II.,  HI.,  IV.,  VII.      67,666,700 

4^l2%ige  konsolidierte  Obligationen,  V.     .    .    .      14,662,800 

2.  In  Franks :         40/oige  Oblig.  der  Nikolaibahn  (1867  u.  1869)  .    .    550,128,000 

82,329,500. 

3.  In  Metallrabel :  5o;oige  Obligationen  Charkoff-Krementschug  .    .      10,486,038 

40/oige  kons.  Obligationen 147,593,375 

Obligationen  der  Bahn  Tamboff-Saratoff  .    .  7,383,750 

165,463,163. 

4.  In  Kreditrubel:  50|oige  beständige  Eisenbahnrente  1886      .    .    ,    100,000,000 

„       Obligationen  der  Uralbahn 10,326,000 

110,326,000. 

1)  In  dieser  Summe  sind  enthalten  die  Kreditbilletsemissionen  auf  Grund  des  Ukases 
vom  8.  Juli  1888  =  30  Mill.  Rubel,  und  von  den  Emissionen  des  letzten  Krieges  waren  im  Umlauf 
266,263,146  Rubel.  Am  16.  Nov.  1888  waren  insgesamt  in  Zirkulation  Kreditbillets  1,076,295,384 
Rubel,  der  Deckungsfonds  betrug  zugleich  240,346,812  Rubel  Gold  und  1,125,683  Rubel  Silber. 
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III.  Schulden  der  Loskaufsoperation. 

In  Kreditrubel:  5i|20/oige  beständige  Schuldscheine 68,901,400 

50/oige  Reichsbankscheine 405,292,400 


474,193,800. 
IV.  Etat  der  auf  die  Reichsrentei  übertragenen  polnischen  Schuld. 

1.  In  Metallrubel:  40'oige  konvert.  Anl.  des  Königreichs  Polen  .    ,    14,815,500 

2.  In  Kreditrubel:  40oige  Liquidationsscheine 37,404,063 

Schulden  diverser  Behörden  und  Personen     .    .         257,082 

37,661,145. 

B.  Ausgaben  für  die  Staatsschuld  laut  Voranschlag  pro  1889. 

I.  Zinszahlungen:  R.  Kr. 

1.  fürAn leihen  in   Metallvaluta 109,714,039 

Dieser  Posten  betrag  im  Voijalu-e  892,030  Rubel  mehr.  Die 
Differenz  resultiert  einerseits  aus  der  Vermindening  der  allge- 
meinen Zinszahlungssumme  (für  alle  Anleihen)  um  897,664  Rubel 
infolge  der  im  Jahre  1888  erfolgten  Tilgungen  und  anderseits 
aus  der  Erhöhung  der  Zinszahlung  bei  den  Obligationen  der 
Charkolf-Krementschug-Eisenbahn  um  5634  Rubel. 

2.  für  Anleihen  in  Kreditvaluta 120,956,072 

Gegenüber  1888  ein  minus  von  32,070  Rubel.  Hervorgegangen 
ist  diese  Differenz  aus  der  Verringerung  der  allgemeinen  Zins- 
surome  um  1,066,313  Rubel  und  aus  der  Vergrösserung  der  Zins- 
summe um  949,236  Rubel  durch  die  Zinszahlung  für  die  Tresor- 
scheine (drei  neue  Serien)  und  durch  die  Zinseszinszahlung  (für 
4  Jahre)  für  die  im  Jahre  1855  emittierten  kouponlosen  Scheine, 
endlich  durch  Zinszahlung  für  andere  Anleihen  (85,oo7  Rubel). 
II.  Kapitalabzahlung. 

1.  für  Anleihen  in  Met  all  Valuta 21,579,181 

Gegenüber  dem  Budget  1888  ein  plus  von  702,383  Rubel. 

2.  für  Anleihen  in  Kreditvaluta 27,209,552 

Gegenüber  dem  Budget  1888  ein  minus  von  7,916,574  Rubel. 
Diese  Differenz  erklärt  sich  hauptsächlich  durch  die  Verringerung 
der  Kapitalrückzalilungen  für  die  Bankscheine  I.  Emission  (um 
9,076,500  Rubel)  durch  die  Stundung  der  Kapitalsumme  der  An- 
leihe auf  eine  neue  37jährige  Frist  und  infolge  dessen  durch  die 
VeiTingerang  des  Tilgungsfonds. 
111.  ProTisionszahInngen  an  die  Bankiers 251,595 

Gegen  1888  ein  minus  von  742  Rubel. 

Tn  Summa  stellen  sich  die  Ausgaben  für  die  Staatsschuld  pro  1889 

bei  einem  Kurs  von  1  R.  60  K.  Kr.  für  1  R.  S.  =  265,184,349  R.  Kr. 

n     r,  r,  7iln'?0n»nn«=  272,492,395    „ 

I,    n     :,    ^1«  '^5  „„„„„=  276,146,416   „ 

r,  n      „  „   1   n  8"  n    ,1    :.   «    n    =  279,800,439    „ 

Zum  Schlüsse  unserer  Betrachtungen  sollen  noch  einige  Gesichts- 
punkte über  dieWeiterentwicklung  der  behandelten  Materie  —  nach 
der  Meinung  des  russischen  Verfassers  —  mitgeteilt  werden.  Dieselben 
beziehen  sich  auf  die  Valuta,  auf  die  finanzielle  Oeflfentlichkeit  und  Rechenschaft, 
auf  die  Steuerreform  und  auf  die  allgemeine  Politik. 

Eine  Kritik  der  Valuta  Verhältnisse  und  deren  neuerdings  angebahnter 
Reform  wird  sich  zunächst  gegen  die  Unklarheit  zu  wenden  haben,  die  in  dem 
Utas  von  1881  noch  über  die  Person  von  Staatsgläubiger  und  Staatsschuldner 
durch  die  Konstruierung  einer  „Schuld  an  die  Reichsbank "  beibehalten  worden 
ist;  die  Bank  ist  in  Wahrheit  kein  Staat  im  Staate,  sondern  lediglich  eine  ver- 
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mittelnde  Instanz  bei  der  Uebergabe  dei-  neu  verfertigten  Kreditbillets  aus  der 
^Expedition  zur  Anfertigung  von  Staatspapieren"  in  die  Reichskasse.  Von  einem 
Darlehen  der  Bank  könnte  man  nur  reden,  wenn  die  Bank  irgendwie  für  die 
Emissionen  haften  würde;  allein  in  Ermangelung  der  Barzahlung  gibt  es  auch 
kein  Risiko  und  keine  Haftung;  das  Kreditbillet  ist  keine  Banknote,  es  ist  viel- 
mehr ein  unverzinsliches  Staatspapier,  für  welches  laut  der  Aufschrift  das  ganze 
Staatsvermögen  garantiert  ist,  nicht  das  Vennögen  einer  Bank.  Die  unbean- 
standete Barzahlung,  von  der  weiterhin  in  der  Aufschrift  gesprochen  wird,  ist, 
selbst  wenn  sie  wirklich  existierte,  kein  Beweis  für  die  Gleichheit  von  Bank- 
noten und  Kreditscheinen,  da  die  Barfonds  in  der  Bank  nicht  Eigentum  der 
letzteren  sind,  sondern  ihr  von  der  Regierung  nur  sozusagen  zur  Aufbewahrung 
übergeben  sind.  Bei  dieser  Anschauung  von  der  Funktion  der  Reichsbank  ist 
auch  die  jährliche  Abzahlung  von  50  bezw.  30  Mill.  Rubel  seitens  der  Reichs- 
kasse an  die  Reichsbank  nur  eine  besondere  Art  der  Verringerung  der  Papier- 
geldschuld, wobei  die  Bank  auch  nur  die  Rolle  eines  Vermittlers  spielt;  aber 
die  Verbrennung  der  Kreditbillets,  gegen  deren  Notwendigkeit  sich  übrigens 
Zweifel  erheben  lassen,  kann  rechtmässig  nur  vor  sich  gehen  auf  Grund  der 
Ueberschüsse  der  Staatseinnahmen  über  die  Ausgaben;  es  liegt  aber  keine  Not- 
wendigkeit vor,  der  Bank  eine  fiktive  Schuld  abzuzahlen  dadurch,  dass  man 
sich  selbst  Notwendiges  vorenthält  oder  dadurch,  dass  man  zu  diesem  Zwecke 
neue,  diesmal  aber  keine  fiktiven  Schulden  macht.  Die  Durchführung  des  1881 
acceptierten  Tilgungsplanes ,  der  1884  modifiziert  wurde ,  macht  aber  neue 
Schuldaufnahmen  unumgänglich  notwendig.  So  ist  die  (neueste)  Schuldform  der 
Sprozentigen  Goldkreditrente  eigens  zu  diesem  Zwecke  bestimmt.  Auf  jeden 
Fall  muss  man  im  Auge  behalten,  dass  solche  Anleihen  nur  nach  Massgabe  der 
Notwendigkeit  emittiert  werden,  als  Zuschuss  zu  den  Summen,  welche  in  frei 
verfügbaren  Kreditscheinen  ausgezahlt  werden  können,  dass  ferner  die  jährlichen 
Anleihen  die  vorgeschriebene  Tilgungssumme  nicht  überschreiten  sollen.  Auf 
diese  Weise  wird  wohl  das  letzte  Viertel  des  19.  Jahrhunderts,  ähnlich  wie  das 
erste,  mit  einer  allmählichen  Reduzierung  des  Papiergeldes  auf  diesem  Gebiete 
beschäftigt  sein.  Die  Mittel  für  eine  dauernde  Verbesserung  der  Finanzen  im 
allgemeinen  und  der  Valuta  im  besonderen  sind  aber  notwendigerweise  andere 
als  die  im  Tilgungsplan  von  1881  vorgesehenen:  es  handelt  sich  um  die  Hebung 
der  produktiven  Kraft  des  Landes;  die  Belebung  der  kommerziellen  und  indu- 
striellen Umsätze,  welche  sich  nach  Beendigung  des  letzten  Orientkrieges  be- 
merklich machte  und  in  engster  Verbindung  stand  mit  dem  Zufluss  der  für 
Kriegszwecke  ausgegebenen  Millionen  auf  dem  Geldmarkt,  wich  bald  einem 
Stillstand  in  Handel  und  Industrie,  Mangel  an  Kredit  und  Geld,  Bankbrüche 
und  andere  Fallissements  sind  dagegen  in  höherem  Masse  aufgetreten.  Die 
grosse  Papiergeldmasse  bei  mangelnder  Bareinlösung,  welche  die  Entwertung 
des  Rubels  bedingte,  führte  wieder  eine  allgemeine  Teuerung  herbei,  die  eine 
Verarmung  einer  Masse  von  Menschen  im  Gefolge  hatte,  namentlich  derjenigen 
Klassen,  die  ein  fixes  Einkommen  in  Kreditrubel  bezogen;  die  Ausgaben  der 
Regierung  vergrössern  sich  infolge  des  Kursverlustes;  namentlich  die  ausländi- 
schen Ausgaben  für  die  Staatsschuld,  die  ja  zum  grössten  Teil  im  Ausland 
placiert  ist,  werden  dadurch  noch  erhöht.  Hier  gilt  es  also,  Erwerb,  Verkehr 
und  damit  Geld  zu  schaffen,  und  in  erster  Linie  ist  dabei  das  Augenmerk  auf 
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die  russische  Landwirtschaft  zu  richten;  in  Wirklichkeit  ist  seit  der  Liquidation 
der  alten  Kreditinstitute  und  seit  der  grossen  Keform  vom  19.  Februar  1861, 
d.  h.  seit  der  Zeit,  als  sowohl  der  Ackerbau  wie  auch  die  landwirtschaftliche 
Industrie  eine  schwere  Krisis  durchmachen  mussten  und  deshalb  im  besonderen 
Masse  einer  Unterstützung  seitens  der  Regierung  bedui-ft  hatten,  die  Aufmerk- 
samkeit der  letzteren  fast  ausschliesslich  auf  die  Entwicklung  des  Handels  und 
der  Industrie  gerichtet,  welchen  seitens  der  neu  gegründeten  Reichsbank  die 
umfangreichste  Unterstützung  gewährt  wurde,  obwohl  Russland  kaum  Hoffnung 
hat,  mit  Manufakturen  statt  mit  landwirtschaftlichen  Produkten  auf  dem  euro- 
päischen Weltmarkt  in  absehbarer  Zeit  aufzutreten;  je  grösser  aber  die  russische 
Ausfuhr  sein  wird,  um  so  weniger  wird  das  Land  nötig  haben,  das  Ausland 
mit  Metall  oder  in  Ermangelung  desselben  mit  Wechseln  auf  Konto  der  Zu- 
kunft, die  gewöhnlich  auf  neue  ausländische  Anleihen  hinauslaufen,  zu  bezahlen. 
Je  vorteilhafter  die  Handelsbilanz  für  Russland  sein  wird,  um  so  rascher  wird 
der  Wert  des  Papierrubels  steigen,  weil  die  Hauptursache  seines  Sinkens  und 
Schwankens,  die  willkürliche  Schätzung  durch  das  Ausland  bei  ausländischen 
Zahlungen,  entfernt  wird. 

Auch  die  Oeffentlichkeit  und  Klarheit  in  den  Staatskreditoperationen 
ist  von  grosser  Bedeutung  für  eine  günstige  Weiterentwicklung  des  Staats- 
schuldenwesens. Es  ist  wohl  mit  der  Einführung  der  öffentlichen  Berichte  der 
Reichskontrolle  ein  wichtiger  Schritt  vorwärts  geschehen,  aber  da  die  Ausgaben 
für  das  Budget  des  Staatskredits  aus  dem  Kompetenzkreise  des  allgemeinen 
Rechnungs-  und  Revisionswesens  ausgeschlossen  sind,  so  sind  die  besagten  Rechen- 
schaftsberichte bezüglich  des  Staatskredits  sehr  unvollständig  und  unklar.  So 
finden  wir  gar  keine  Nachrichten  darüber,  welche  Ausgaben  für  den  Staatskredit 
im  Ausland  geleistet  werden,  und  doch  sind  derartige  Angaben  von  Interesse; 
so  hat  man  diesbezüglich  anderwärts  die  Erfahrung  gemacht,  dass  bei  Ver- 
gi'össerung  des  Volkswohlstandes  und  bei  allmählicher  Bildung  von  Kapitalien 
ein  bedeutender  Teil  der  im  Ausland  placierten  Schuld  ins  Inland  zurückkehrt. 

Eine  Vervollkommnung  des  Steuersystems  wird  namentlich  auf  eine 
gleichmässigere  Verteilung  der  Lasten  hinzuarbeiten  haben.  Im  übrigen  sei 
hier,  im  Zusammenhange  mit  dem  Staatsschuldenwesen,  nur  darauf  hingewiesen, 
dass  es  verfehlt  ist,  sich  durch  Steuerfreiheit  der  Anleihenobligationen  die  vor- 
teilhaftesten Einnahmequellen  vorwegzunehmen;  dadurch  wird  femer  eine  Ein- 
kommenssteuer unmöglich  gemacht  und  dem  Prinzip  der  Gerechtigkeit  entgegen- 
gearbeitet ;  statt  solche  Mittel  zu  ergreifen ,  um  die  Anleihen  günstig  zu 
realisieren,  ist  es  z.  B.  vorteilhafter,  nach  der  Meinung  des  Verfassers,  die 
Subskription  möglichst  ohne  Zwischenpersonen  vorzunehmen,  und  namentlich 
auch  durch  möglichst  viele  Einzeichnungsstellen  den  Subskribenten  entgegen- 
zukommen. 

Dass  die  allgemeine  Politik  den  wahren  Interessen  des  Landes  ent- 
sprechen müsse,  wenn  eine  günstige  Finanzwirtschaft  und  speziell  eine  natur- 
gemässe  Staatsschuldenentwicklung  erreicht  werden  soU,  diese  Wahrheit  ist  bei 
den  staatsrechtlichen  Verhältnissen  Russlands  von  besonderer  Wichtigkeit; 
namentlich  kommt  hier  die  äussere  Politik  in  Betracht,  deren  behutsame  Lei- 
tung dringend  geboten  ist.  Unseres  Erachtens  ist  letzteres  bei  den  modernen 
Verhältnissen  die  Hauptsache;  es  kann  dem  russischen  Staatskredit  nicht  fehlen 
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bei  einer  gleichmässigen  friedfertigen  äusseren  Politik,  namentlich  dann  nicht, 
wenn  zu  diesem  äusseren  Verhalten  im  Innern  eine  Reform  der  Papierwährung 
hinzukommt  oder  wenigstens  angebahnt  wird;  denn  dies  ist  die  zweite  Haupt- 
forderung, die  festgehalten  werden  muss.  Friedrich  der  Grosse  bezeichnete  die 
Finanzen  als  die  Nerven  des  Staates,  und  dementsprechend  ist  ein  Land  mit 
Papierwährung  ein  nervöser  Staat.  Reizbarkeit  und  Angstanfälle  äussern  sich 
in  der  Sensibilität  und  in  den  Kursstürzen  seiner  Werte,  denen  es  an  innerer 
Kraft  fehlt,  an  Metall. 
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Oesterreichisches  Gesetz  vom  20.  Juni  1888, 
betr.  die  Zuckerbesteuerung. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrates  verordne  Ich,  wie  folg^: 

Erste^r   Abschnitt. 

Grundbestimmungen. 

Gegenstand  und  Ausmass  der  Verbrauchsabgabe. 

§  1. 
Zucker  jeder  Art,   welcher  aus   Rohstoffen  oder  aus  Rückständen   einer 
früheren  Zuckererzeugung  erzeugt  wird,  unterliegt  nach  Massgabe  der  folgenden 
Bestimmungen  einer  Verbrauchsabgabe,  und  zwar: 

1.  Rübenzucker  und  aller  Zucker  von  gleicher  Art  (Rohrzucker)  in  jedem 
Zustande  der  Reinheit  mit  alleiniger  Ausnahme  von  zum  menschlichen  Genüsse 
nicht  geeignetem  Sirup  für  100  kg  netto  Hfl. 

2.  Zucker  anderer  Art: 

a)  im  festen  Zustande  3  fl. 

b)  im  flüssigen  Zustande  1  fl. 

Bonifikation  beim  Zuckerexporte. 

§2. 

Vom  I.August  1888  angefangen  wird  bei  der  Ausfuhr  von  Zucker  der 
im  §  1,  Z.  1  bezeichneten  Art  über  die  Zolllinie  eine  Ausfuhrbonifikation  ge- 
währt, welche 

a)  für  100  kg  netto  exportierten  Zucker  unter  93  bis  mindestens  88  Prozent 
Polarisation  1  fl.  50  kr.; 

b)  für   100  kg   netto   exportierten    Zucker   unter    99^/io    bis    mindestens 
93  Prozent  Polarisation  1  fl.  60  kr.; 

c)  für  100  kg   netto    exportierten  Zucker   von   mindestens  99^/io  Prozent 

Polarisation  2  fl.  30  kr. 
beträgt. 

Der  Pinanzminister  bestimmt  die  Zollämter,  welche  die  Austrittsbehand- 
lung der  mit  dem  Ansprüche  auf  die  oben  festgesetzte  Ausfuhrbonifikation  zur 
Ausfuhr  über  die  Zolllinie  erklärten  Zuckererzeugnisse  vornehmen  dürfen. 

§3. 

Sollte  die  Ausfuhrbonifikation  (§  2)  für  sämtlichen  während  einer  Er- 
zeugungsperiode, das  ist  während  der  Zeit  vom  1.  August  des  einen  bis  letzten 
Juli  des  nächstfolgenden  Jahres,  aus  dem  österreichisch-ungarischen  Zollgebiete 
über  die  Zolllinie  ausgeführten  Zucker   den  Betrag  von   fünf  Millionen  Gulden 
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Österreichischer  Währung  übersteigen,  so  ist  der  die  fünf  Millionen  Gulden 
übersteigende  Betrag  von  sämtlichen  Unternehmern  der  Zuckererzeugungsstätten 
für  Zucker  der  im  §  1,  Z.  1  bezeichneten  Art  an  die  Staatskasse  zu  ersetzen. 
Um  den  von  jeder  einzelnen  Zuckererzeugungsstätte  zu  leistenden  Ersatz 
zu  beziffern,  wird  in  folgender  Weise  vorgegangen: 

1.  Für  die  aus  jeder  Zuckererzeugungsstätte,  innerhalb  der  cltreffenden 
Erzeugungsperiode  hinweggebrachten  Zuckermengen  wird  der  Betrag  ermittelt, 
welcher  nach  den  verschiedenen  Ausfuhrbonifikationssätzen  (§  2)  auf  dieselben 
bei  der  Ausfuhr  über  die  Zolllinie  entfallen  wäre. 

Von  diesem  Betrage  wird  jener  Betrag  in  Abzug  gebracht,  welcher  nach 
den  Ausfuhrbonifikationssätzen  (§  2)  auf  die  innerhalb  derselben  Erzeugungs- 
periode in  diese  Zuckererzeugungsstätte  etwa  eingebrachten  fremden  Zucker- 
erzeugnisse bei  der  Ausfuhr  über  die  Zolllinie  entfallen  wäre. 

2.  Aus  den  auf  solche  Weise  für  sämtliche  Zuckererzeugungsstätten  des 
österreichisch-ungarischen  Zollgebietes  gewonnenen  Ergebnissen  wird  eine  Ge- 
samtsumme gebildet  und  dann  die  Quote  berechnet,  welche  auf  jeden  Gulden 
dieser  Gesamtsumme  von  dem  an  die  Staatskasse  zu  leistenden  gesamten  Boni- 
fikationsersatze entfällt. 

3.  Mittels  der  berechneten  Quote  wird  für  die  einzelne  Zuckererzeugungs- 
stätte auf  Grund  des  nach  Punkt  1  berechneten  Ergebnisses  der  zu  leistende 
Ersatz  ermittelt. 

Dieser  Ersatz  ist  dreissig  Tage  nach  der  amtlichen  Verständigung  fällig. 
Für  die  richtige  Einzahlung  dieses  Ersatzes  kann  der  Finanzminister  vor 
Beginn  der  Erzeugungsperiode  eine  entsprechende  Sicherstellung  fordern. 

Persönliche  Zahlungs-  und  Haftungspflicht  in  betrefif  der  Verbranchsabgabe. 

§4. 
Zur  Zahlung  der  Verbrauchsabgabe  ist  verpfiichtet: 

1.  Der  Unternehmer  der  Zuckererzeugung  und  im  Falle  einer  Gefälls- 
verkürzung   der  Betriebsleiter  unter  unmittelbarer  Haftung  des  Unternehmers; 

2.  derjenige,  für  den  die  Auslagerung  unversteuerter  Zuckererzeugnisse 
aus  einem  Freilager  erfolgt,  unter  unmittelbarer  Haftung  des  Unternehmers 
dieses  Freilagers; 

3.  derjenige,  der  Zuckererzeugnisse  mit  der  Kenntnis  des  Umstandes, 
dass  dieselben  der  Entrichtung  der  Verbrauchsabgabe  gesetzwidrig  entzogen 
wurden,  an  sich  bringt. 

Umfang  der  Verbindlichkeit  zweier  oder  mehrerer  zur  Entrichtung  der 
Verbrauchsabgabe  verpflichteten  Personen. 

§  5. 
Sind   in   den  im  §  4  erwähnten  Fällen   zwei  oder  mehrere  Personen  zur 
Entrichtung  der  Verbrauchsabgabe  verpflichtet,   so   triflt  diese  Verbindlichkeit 
dieselben  zur  ungeteilten  Hand. 

Sächliche  Haftung  für  die  Verbrauchsabgabe. 

§  6. 

Die  Verbrauchsabgabe  haftet  auf  den  Zuckererzeugnissen,  insolange  diese 
sich  in  der  Erzeugungsstätte  (§  15),  oder  in  einem  Freilager,  oder  unter  amt- 
lichem Verschlusse,  oder  auf  dem  Transporte  aus  einer  Erzeugungsstätte  in  ein 
Freilager  oder  umgekehrt,  oder  auf  dem  Transporte  zur  Ausfuhr  befindet,  und 
geht  allen  aus  privatrechtlichen  Titeln  abgeleiteten  Ansprüchen  vor. 

In  keinem  dieser  Fälle  können  die  Zuckererzeugnisse  infolge  irgend  eines 
aus  privatrechtlichen  Titeln  abgeleiteten  Anspruches  in  den  freien  Verkehr 
übergehen,  ehe  nicht  die  darauf  haftende  Verbrauchsabgabe  entrichtet  oder  bei 
zugestandener  Borgung  vorgeschrieben  worden  ist. 
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•■§  7. 
Gegen    einen   Dritten,    welcher    zur    Entrichtung   der   Verbrauchsabgabe 
nicht  ohnedies  verpflichtet  ist,    können    die  Zuckererzeugnisse  zur  Einbringung 
der  unberichtigten  Verbrauchsabgabe  in  folgenden  Fällen  in  Anspruch  genommen 
werden,  und  zwar: 

a)  gegen  denjenigen,  der  die  Ware  im  Namen  und  für  den  Vorteil  der 
zur  Entrichtung  der  Verbrauchsabgabe  verpflichteten  Person  oder  im 
Grunde  eines  ihm  von  ihr  auf  dieselbe  eingeräumten  Pfandrechtes  in 
Gewahrsam  hat; 

b)  gegen  denjenigen,  von  welchem  die  zur  Entrichtung  der  Verbrauchs- 
abgabe verpflichtete  Person  die  Sache  mit  der  Eigentumsklage  im 
Zivilrechtswege  zurückzufordern  berechtigt  ist; 

c)  gegen  den  Besitzer,  welcher  bei  der  Erwerbung  der  Ware  aus  der 
Beschaff'enheit  derselben,  aus  ihrem  auffallend  geringen  Preise,  aus 
den  bekannten  persönlichen  Eigenschaften,  dem  Gewerbe  oder  der 
Beschäftigung  des  Vormannes,  oder  aus  anderen  Verhältnissen  einen 
gegründeten  Verdacht  hätte  schöpfen  müssen,  dass  die  Sache  der 
Entrichtung  der  Verbrauchsabgabe  gesetzwidrig  entzogen  worden  ist. 

§8. 

Hat  der  Inhaber  der  Zuckererzeugnisse,  von  welchen  die  Verbrauchs- 
abgabe noch  nicht  entrichtet  wurde,  das  Pfandrecht  auf  dieselben  erworben,  so 
kann  er  dasselbe  vor  der  Tilgung  der  unberichtigten  Y erbrau chsabgabe  nicht 
geltend  machen,  wenn  er  bei  der  Erwerbung  des  Pfandrechtes  wusste,  oder  aus 
der  Beschaffenheit  der  Sache,  aus  den  bekannten  persönlichen  Eigenschaften, 
dem  Gewerbe  oder  der  Beschäftigung  des  Schuldners,  oder  aus  anderen  Ver- 
hältnissen einen  gegründeten  Verdacht,  dass  die  Sache  der  Entrichtung  der 
Verbrauchsabgabe  gesetzwidrig  entzogen  wurde,  oder  von  dieser  Sache  im  Zeit- 
punkte der  Erwerbung  des  Pfandrechtes  die  Verbrauchsabgabe  noch  nicht  ent- 
richtet wurde,  hätte  schöpfen  müssen. 

§  9. 

Die  Zuckererzeugnisse,  auf  welche  der  Anspruch  des  Staatsschatzes  zur 
Einbringung  der  unberichtigten  Verbrauchsabgabe  stattfindet,  werden  dem  In- 
haber gegen  Leistung  der  unberichtigten  Verbrauchsabgabe  belassen. 

Entrichtet  er  die  Verbrauchsabgabe  nicht,  so  sind  die  der  Verbrauchs- 
abgabe unterliegenden  Zuokererzeugnisse  auf  seine  Kosten  in  amtliche  Ver- 
wahrung zu  nehmen,  und  werden,  falls  die  Einzahlung  der  Verbrauchsabgabe 
nicht  innerhalb  dreier  Monate,  vom  Tage  der  Uebernahme  in  die  amtliche  Ver- 
wahrung an  gerechnet,  erfolgt,  öffentlich  veräussert.  Der  erlangte  Preis  wird 
nach  Abzug  der  Verbrauchsabgabe  und  der  Kosten  der  Aufbewahrung  und 
Veräusserung  dem  Eigentümer  verabfolgt. 

Entscheidung  über  die  Gebührenpflicht  und  das  Ausmass  der  Gebühr. 

§  10. 
Weder  über  die  Frage,  ob  die  im  §  1  bezeichnete  Verbrauchsabgabe  zu 
entrichten  oder  der  im  §  3  bezeichnete  Ersatz   zu   leisten   ist,   noch   über   das 
Ausmass  der  Verbrauchsabgabe  oder  des  Ersatzes  findet  ein  Verfahren  vor  den 
ordentlichen  Gerichten  statt. 

Einbringung  unberichtigter  Verbrauchsabgaben. 

§  11. 

Unberichtigte  Verbrauchsabgaben  und  die  nach  §  3  zu  leistenden  Ersätze 
sind  auf  die  zur  Einbringung  rückständiger  öffentlicher  Steuern  vorgeschriebene 
Art  einzubringen. 
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Beistandleistang  bei  der  Durchfüb.rung  der  Verbrauchsabgabe. 

§  12. 

Jeder  Gemeindevorstand  ist  verpflichtet,  den  zur  Handhabung  der  Be- 
stimmungen des  gegenv/ärtigen  Gesetzes  berufenen  Organen  bei  ihren  Amts- 
handlungen über  deren  Ansuchen  unverweilt  Beistand  zu  leisten. 

Dem  hierzu  abgeordneten  Organe  des  Gemeindevorstandes  obliegt  es, 
diesen  Amtshandlungen  unausgesetzt  beizuwohnen,  bei  gemachten  Anständen 
die  That-  und  Befundsbeschreibung,  die  Verhörsprotokolle  und  alle  zur  steufer- 
amtlichen  Untersuchung  gehörigen  Urkunden  und  Behelfe  mitzufertigen  und 
überhaupt  allen  gesetzlichen  Beistand  zu  leisten. 

Die  Eisenbahn-  und  Dampfschiffahrtsunternehmungen  sind  verpflichtet, 
nach  den  Anordnungen  des  Finanzministers  Nachweisungen  über  den  durch  sie 
vermittelten  Transport  von  Zuckererzeugnissen  zu  liefern. 

Haftung  fttr  die  Beobachtung  der  Vorschriften. 

§  13. 
Wo  ein  Ausstand  aus  vernachlässigter  Beobachtung  der  bestehenden  Vor- 
schriften verloren  geht,  hat  der  Schuldtr9,gende  dem  Staatsschatze  für  den  Ver- 
lust zu  haften. 

Zweiter  Abschnitt. 

Allgemeine  Anordnungen  für  die  Sicherstellung  und  Einhebung  der 
Verbrauchsabgabe  von  Zucker  der  im  §  1,  Z.  1  bezeichneten  Art. 

Beschreibung  der  Erzeugungsstätte  und  Uebersicht  der  Werksvorrichtungen 
und  Aufbewahrangsgefässe. 

§  14. 
Wer  Zucker  aus  Rohstoffen  oder  aus  den  Rückständen  einer  früheren 
Zuckererzeugung  gewinnt,  oder  solche  Erzeugnisse  raffiniert,  ist  verpflichtet, 
spätestens  4  Wochen  vor  der  Eröffnung  des  Betriebes  in  jeder  Erzeugungsperiode 
der  Finanzbehörde  erster  Instanz,  in  deren  Bezirk  die  Unternehmung  sich  be- 
findet, in  zweifacher  Ausfertigung  zu  überreichen. 

1.  Eine  genaue  mit  einem  Grundriss  versehene  Beschreibung  der  Er- 
zeugungsstätte (§  15),  und  der  Verbindung  ihrer  Räume  untereinander  und 
nach  aussen,  sowie  auch  der  Wege,  auf  welchen  die  Erzeugnisse  aus  der  Er- 
zeugungsstätte weggebracht  werden  sollen. 

2.  Ein  Verzeichnis  aller  in  der  Erzeugungsstätte  vorhandenen  Werks- 
voi-richtungen   und   feststehenden  Aufbewahrungsgefässe   für  Zuckererzeugnisse. 

3.  Eine  Beschreibung  des  technischen  Verfahrens  im  allgemeinen  unter 
Angabe,  welche  Gattungen  Zucker  (Rohzucker,  Konsumzucker  u.  s.  w.)  die 
Unternehmung  in  der  betreffenden  ßetriebsperiode  zu  erzeugen,  und  mit  welchem 
Fabrikszeichen  sie  dieselben  zu  bezeichnen  beabsichtigt. 

4.  Die  tägliche  Betriebszeit  nach  Tages-  und  eventuell  auch  nach  Nacht- 
stunden und  die  Anzeige  des  Namens  des  Betriebsleiters. 

Die  bezeichneten  Schriftstücke  (1,  2,  3,  4)  müssen  leserlich  geschrieben 
sein  und  dürfen  weder  abgeänderte,  noch  durchstrichene ,  noch  radierte  Stellen 
enthalten,  widrigens  dieselben  zurückgestellt  werden. 

Begriff  der  Erzeugungsstätte. 

§  15. 

Zu  der  Erzeugungsstätte,  deren  Beschreibung  der  Unternehmer  einzu- 
bringen hat  (§  14),  werden  gerechnet: 
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1.  Die  Betriebsräume,  das  sind  die  Räume,  in  welchen  das  technische 
Verfahren  der  Zuckererzeugung  oder  Raffinierung  ausgeübt  wird. 

2.  Die  Räume,  in  denen  die  durch  dieses  Verfahren  hervorgebrachten 
Zuckererzeugnisse  aufbewahrt  werden. 

3.  Alle  übrigen  innerhalb  der  Umfriedung  (§  16,  Z.  1)  befindlichen  Gebäude. 

Forderungen  zur  Sicherung  der  Erzeugungsstätte. 

§  16. 

1.  Die  Erzeugungsstätte  muss  mit  einer  mindestens  2  m  hohen  Um- 
friedung —  Mauer,  Planke,  Gitter,  Staketenzaun  —  umgeben  sein. 

Bei  bereits  bestehenden  Zuckererzeugungsstätten  kann  die  Umfriedung 
auch  durch  Gebäude  gebildet  werden,  jedoch  darf  in  denselben  keine  von  innen 
nach  aussen  führende  Verbindung  bestehen,  und  müssen  alle  jene  Oeffnungen 
dieser  Gebäude,  durch  welche  eine  solche  Verbindung  hergestellt  werden  könnte, 
durch  Eisendrahtgitter  mit  Oeffnungen  von  höchstens  5  cm  Weite  verschlossen  sein. 

In  gleicher  Weise  müssen  bei  den  Betriebs-  und  Aufbewahrungsräumen, 
sowie  bei  den  mit  denselben  in  unmittelbarer  Verbindung  stehenden  Gebäuden 
jene  Oeffnungen  und  Fenster,  mit  Ausnahme  von  Kaminen  und  Dunstschläuchen, 
verschlossen  sein,  welche,  horizontal  gemessen,  weniger  als  5  m  von  der  Um- 
friedung entfernt  sind. 

Besteht  die  Umfriedung  in  einer  Umplaukung  oder  in  einem  Gitter  oder 
Staketenzaun,  so  dürfen  die  Bretter  der  Umplankung  oder  die  Stäbe  des  Gitters, 
beziehungsweise  des  Staketenzaunes  höchstens  7  cm  voneinander   entfernt   sein. 

2.  In  Zuckererzeugungsstätten,  die  unter  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes 
errichtet  werden,  darf  die  Entfernung  der  innerlialb  und  ausserhalb  der  Um- 
friedung gelegenen  Gebäude  von  der  Umfriedung  nicht  weniger  als  5  m  betragen. 

In  Zuckererzeugungsstätten,  welche  bereits  bestehen,  dürfen  neue  Gebäude 
in  einer  Entfernung  von  weniger  als  5  m  von  der  Umfriedung  nicht  aufgeführt 
werden. 

Es  kann  jedoch  der  Finanzminister  unter  rücksichtswürdigen  Verhält- 
nissen Ausnahmen  hiervon  bewilligen. 

3.  In  der  Umfriedung  dürfen  nur  Eingänge,  welche  zur  Ermöglichung 
der  Inbetrieberhaltung  der  Unternehmung  notwendig  sind,  bestehen,  und  für 
den  gewöhnlichen  Verkehr  während  des  Tages  (§  31)  höchstens  vier,  und 
während  der  Nacht  (§  31)  höchstens  zwei  Eingänge  geöffnet  sein.  Die  für  den 
gewöhnlichen  Gebrauch  nicht  offenen  Eingänge  werden  unter  Mitsperre  der 
mit  der  Ueberwachung  der  Unternehmung  betrauten  Finanzorgane  gehalten 
und  dürfen  nur  in  Gegenwart  der  letzteren  für  die  Dauer  der  notwendigen  Be- 
nützung geöffnet  werden. 

Aus  rücksichts würdigen  Gründen  kann  der  Finanzminister  die  Offen- 
haltung eines  Einganges  für  den  Verkehr  des  Personales  bewilligen,  wenn  hier- 
durch die  erwähnte  Maximalzahl  der  offen  zu  haltenden  Thore  nicht  über- 
schritten wird. 

Befundaufnahme. 

§  17. 

Die  Finanzbehörde  erster  Instanz  lässt  auf  Grund  der  Beschreibungen 
und  Verzeichnisse  (§  14),  falls  dieselben  keine  äusseren  Mängel  haben,  eine 
Untersuchung  der  beschriebenen  Betriebsräume,  Werksvorrichtungen  und  fest- 
stehenden Aufbewahrungsgefässe  für  Zuckererzeugnisse  vornehmen. 

Der  Unternehmer  ist  verbunden,  hierbei  jede  Auskunft  und  Nachweisung, 
welche  zum  Behufe  der  steueramtlichen  Kontrolle  erforderlich  ist,  an  die  Hand 
zu  geben. 

Auch  alle  zum  Betriebe  bestimmten  Personen  sind  verpflichtet,  der  Auf- 
forderung des  Finanzorganes  in  dieser  Beziehung  Folge  zu  leisten. 

Bei  Vornahme  dieser  Untersuchungen  muss  vor  allem  darauf  gesehen 
werden,  dass  die  im  §  16  gestellten  Forderungen  vollständig  erfüllt  sind. 
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Für  den  Betrieb  entbehrliche  Verbindungen  der  Betriebsräunie  nach  ausse: 
welche   die   steueramtliche   Ueberwachung   erschweren  würden,    sind   über  Vei 
langen  der  Finanzbehörde  erster  Instanz  vor  Eröffnung  des  Betriebes,  oder  fal 
das  Verlangen  während  des  Betriebes   gestellt  werden    sollte,    sofort   von    dem 
Untei-nehmer  auf  seine  Kosten  zu  beseitigen  oder  doch  in  vollkommen  sicherer 
Weise  der  Benützung  zu  entziehen. 

Nach  genommenem  Augenscheine  und  richtig  gestelltem  Befunde  hat  das 
Finanzorgan  die  Saftgewinnungs-  und  Abdampfapparate,  dann  die  feststehenden 
Auf  bewahrungsgefässe  für  Zuckererzeugnisse  mit  amtlichen  Zeichen  und  Nummern 
zu  versehen  und  über  die  Ergebnisse  der  Untersuchung  ein  Protokoll  aufzu- 
nehmen, welches  zur  Grundlage  der  steueramtlichen  Aufsicht  zu  dienen  hat  und 
daher  auch  von  dem  Unternehmer  oder  dessen  Stellvertreter,  sowie  von  dem 
Betriebsleiter  als  solchem  unter  Angabe  dieser  seiner  Eigenschaft  zu  unter- 
fertigen ist.  In  diesem  Protokolle  sind  die  Thore  in  der  Umfriedung  und  die 
Wege  genau  zu  bezeichnen,  durch  welche,  beziehungsweise  auf  welchen  die 
Wegbringung  der  Zuckererzeugnisse  aus  der  Erzeugungsstätte  mit  Rücksicht 
auf  den  Bedarf  der  Unternehmung  einerseits  und  die  Forderung  der  Steuer- 
kontrolle anderseits  stattfinden  darf. 

Ein  Exemplar  der  von  dem  Unternehmer  überreichten  Schriftstücke  (§  14), 
sowie  des  über  die  Untersuchung  aufgenommenen  Protokolles  wird  dem  Unter- 
nehmer nach  vorgenommener  Prüfung  und  nach  erfolgter  Aufdrückung  des 
Amtssiegels  und  erfolgter  Beisetzung  des  Tages  der  geschehenen  Ueberreichung 
auf  den  Schriftstücken  ausgefolgt. 

Dem  Unternehmer  obliegt  es,  diese  Behelfe  in  der  Erzeugungsstätte  in 
einem  hierzu  bestimmten,  den  Finanzorganen  zu  jeder  Zeit  zugänglichen  Be- 
hältnisse aufzubewahren. 

Der  Unternehmer  ist  verpflichtet,  den  Zeitpunkt,  in  welchem  der  Betrieb 
begonnen  werden  soll,  48  Stunden  vorher  dem  ihm  von  der  Finanzbehörde  erster 
Instanz  bekannt  gegebenen  Amte  anzuzeigen. 

Bezeichnung  der  Gewerbsstätte. 

§  18. 

Von  dem  Zeitpunkte  der  amtlichen  Untersuchung  (§  17)  angefangen,  ist 
der  Unternehmer  verpflichtet,  oberhalb  des  Haupteinganges,  welcher  durch  die 
Umfriedung  zu  der  Erzeugungsstätte  führt,  von  aussen  eine  leicht  lesbare  Auf- 
schrift, welche  die  Art  der  Unternehmung  bestimmt  bezeichnet,  desgleichen  ober- 
halb der  Eingänge  in  die  Betriebs-  und  Vorratsräume  Aufschriften,  welche 
deren  Widmung  angeben,  anzubringen  und  im  guten  Zustande  zu  erhalten. 

Ferner  ist  der  Unternehmer  und  im  Falle  seiner  Abwesenheit  der  Be- 
triebsleiter verbunden,  von  jeder  eintretenden  Veränderung  in  dem  erliobenen 
Stande  der  Unternehmung  und  jener  Individuen,  zu  deren  Anzeige  er  verbunden 
ist,  spätestens  binnen  24  Stunden  dem  Finanzbeamten,  welchem  die  Unter- 
nehmung zur  Ueberwachung  zugewiesen  ist,  die  schriftliche  Anzeige  in  zwei- 
facher Ausfertigung  zu  machen. 

Der  Unternehmer  und  im  Falle  seiner  Abwesenheit  der  Betriebsleiter  ist 
dafür  verantwortlich,  dass  die  Aufschriften  oberhalb  des  Haupteinganges  der 
Erzeugungsstätte  und  oberhalb  der  Eingänge  in  die  Betriebs-  und  Vorratsräume, 
sowie  die  amtlichen  Bezeichnungen  an  den  Werksvorrichtungen  in  unversehrtem 
Zustande  erhalten  werden. 

Sollte  eine  amtliche  Bezeichnung  an  einer  Werksvorrichtung  durch  Zu- 
fall oder  in  anderer  Weise  beschädigt  oder  gänzlich  vertilgt  werden,  so  hat 
der  Unternehmer  oder  in  seiner  Abwesenheit  der  Betriebsleiter  behufs  Erneuerung 
derselben  binnen  24  Stunden,  nachdem  er  die  Kenntnis  von  der  Beschädigung 
oder  Vertilgung  erlangt  hat,  die  Anzeige  zu  erstatten. 

Unabhängig  von  der  im  §  14  auferlegten  Verpflichtung  zur  Anzeige  des 
Betriebsleiters,  obliegt  dem  Unternehmer,  eine  während  seiner  Abwesenlieit  in 
der  Erzeugungsstätte  anwesende  Person  zu  bestellen,  um  in  seinem  Namen  den 
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zur  Ueberwachung  der  Erzeugungsstätte  berufenen  Finanzorganen  die  erforder- 
lichen Auskünfte  zu  erteilen.  Es  wird  angenommen,  dass  derjenige,  der  den 
Betrieb  leitet,  oder  der  in  Abwesenheit  des  Betriebsleiters  die  Aufsicht  über  die 
Gewerbsgehilfen  und  Arbeiter  führt,  von  dem  Unternehmer  ermächtigt  worden 
sei,  in  seinem  Namen  die  Auskünfte  zu  geben.  Bestellt  der  Unternehmer  hierzu 
eine  andere  Person,  so  hat  er  dieselbe  dem  zur  Ueberwachung  der  Erzeugungs- 
stätte berufenen  Finanzorgane  schriftlich  anzuzeigen. 

Bestimmungen  für  die  zeitweilige  oder  gänzliche  Betriebseinstellung. 

§  19. 

Stellt  der  Unternehmer  den  Betrieb  seiner  Unternehmung  auf  mindestens 
4  Wochen  ein,  so  hat  er  binnen  längstens  14  Tagen  nach  der  Einstellung  des 
Betriebes  hiervon  bei  den  mit  der  Ueberwachung  der  Unternehmung  betrauten 
Finanzorganen  die  schriftliche  Anzeige  zu  erstatten. 

Diese  Organe  erheben  auf  Grund  der  Anzeige  die  sämtlichen  Vorräte  an 
fertigen  und  unfertigen  Zuckererzeugnissen. 

Dem  Unternehmer  steht  es  frei,  die  Verbrauchsabgabe  für  die  erhobenen 
Mengen  fertiger  steuerbarer  Zuckererzeugnisse  teilweise  oder  ganz  sofort  bar 
zu  entrichten,  oder  in  die  ihm  bewilligte  Steuerborgung  einzubeziehen. 

In  beiden  Fällen  werden  dem  Unternehmer  die  versteuerten  Mengen  zur 
freien  Verfügung  mit  der  Verpflichtung  überlassen,  dieselben  vor  der  Wieder- 
aufnahme des  Betriebes  aus  der  Erzeugungsstätte  wegzuschaffen. 

Die  unversteuert  gebliebenen  fertigen  steuerbaren  Zuckererzeugnisse  werden 
nach  vollzogener  Gewichtserhebung  während  der  Dauer  der  Betriebseinstellung 
in  sicheren  zur  Aidegung  des  amtlichen  Verschlusses  geeigneten  Magazinen 
unter  amtlicher  Mitsperre  gehalten.  Es  bleibt  jedoch  dem  Unternehmer  unbe- 
nommen, gegen  mindestens  12  Stunden  vorher  einzubringende  Anmeldung,  be- 
ziehungsweise Lösung  der  Zahlungsbollete  auch  während  der  Betriebseinstellung 
Zuckererzeugnisse  aus  den  Magazinen  unter  Intervenierung  des  hierzu  berufenen 
Finanzorganes  hinwegzubringen. 

Die  unfertigen  steuerbaren  Zuckererzeugnisse  müssen  unbedingt  während 
der  Dauer  der  Betriebseinstellung  in  gegen  unangemeldete  Hinwegbringung 
vollkommen  gesicherten  Lokalen  unter  amtlicher  Mitspei're  gehalten  werden. 

Die  Wiedereröffnung  des  Betriebes  hat  der  Unternehmer  mindestens 
8  Tage  früher  der  Finanzbehörde  erster  Instanz  schriftlich  anzuzeigen. 

Diese  Behörde  veranlasst  dann  innerhalb  dieser  Frist  die  neuerliche  Ge- 
wichtserhebung der  unter  amtlicher  Mitsperre  gehaltenen  fertigen  Zucker- 
erzeugnisse. 

Anlegung  des  amtlichen  Verschlusses;  Haftung  für  die  Unversehrtheit 

desselben. 

§  20. 

Solange  der  Betrieb  der  Unternehmung  stille  steht,  können  die  zur 
Zuckererzeugung  unumgänglich  nötigen  Werksvorrichtungen  durch  amtliche 
Versiegelung  oder  auf  andere  geeignete  Ai-t  (durch  amtlichen  Verschluss)  ausser 
Gebrauch  gesetzt  werden. 

Innerhalb  der  Betriebszeit  ist  der  Betriebsleiter,  ausser  der  Betriebszeit 
der  Unternehmer,  oder  wenn  er  der  Finanzbehörde  erster  Instanz  einen  Ver- 
treter namhaft  gemacht  hat,  dieser  für  die  unversehrte  Erhaltung  des  amtlichen 
Verschlusses  verantwortlich,  wenn  nicht  ein  zufälliges  Ereignis,  an  dem  er  (der 
Betriebsleiter,  beziehungsweise  der  Unternehmer  oder  dessen  Stellvertreter)  keine 
Schuld  trägt,  oder  fremdes  Verschulden  einer  Person,  wofür  ihm  die  Haftung 
nicht  obliegt,  nachgewiesen  wird. 

Welche  Werksvorrichtungen  und  mit  welchen  Mitteln  dieselben  ausser 
Gebrauch  zu  setzen  sind,  ist  nach  Zweck  und  Beschaffenheit  dieser  Vorrichtungen 
von  den  Finanzorganen  zu  beurteilen. 
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Abnahme  des  amtlichen  Verschlusses. 
§  21. 

Den  Zeitpunkt,  mit  welchem  eine  unter  amtlichen  Verschluss  gelegte 
Werksvorrichtung  wieder  in  Verv^endung  kommen  soll,  hat  der  Unternehmer 
oder  dessen  Stellvertreter  dem  mit  der  ständigen  Ueberv?achung  der  Unter- 
nehmung betrauten  Finanzorgane,  oder  wenn  eine  ständige  Ueberwachung  nicht 
bestehen  sollte,  dem  nächsten  Finanzorgane,  in  dessen  Ueberwachungsbezirke 
die  Unternehmung  gelegen  ist,  längstens  6  Stunden  früher  anzuzeigen. 

Sollte  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  zur  Abnahme  des  amtlichen  Verschlusses 
kein  Finanzorgan  in  der  Erzeugungsstätte  erscheinen,  so  ist  der  Unternehmer 
oder  dessen  Stellvertreter  berechtigt,  den  Verschluss  selbst  abzunehmen. 

Die  Abnahme  des  amtlichen  Verschlusses  von  Werksvorrichtungen  oder 
Lokalitäten  (§  19)  behufs  Vornahme  von  Reparaturen  an,  beziehungsweise  in 
denselben,  findet  unter  den  gleichen  Bedingungen  statt. 

Im  Falle  eines  unvorhergesehenen  und  unabwendbaren  Ei'eignisses,  welches 
die  Abnahme  des  amtlichen  Verschlusses  zu  einem  unabweislichen  Erfordernisse 
macht,  kann  dieselbe  auch  ohne  vorläufige  Anzeige  geschehen,  jedoch  ist  hier- 
von die  Anzeige  längstens  binnen  24  Stunden  zu  erstatten  und  das  unabweis- 
liche  Erfordernis  der  Verschlussabnahme  nachzuweisen. 

Behelfe,  welche  in  der  Erzeugungsstätte  vorhanden  sein  müssen. 

§  22. 
In  der  Erzeugungsstätte  müssen  vorhanden  sein   und  den  Finanzorganen 
auf  jedesmaliges  Verlangen  zur  Verfügung  gestellt  werden : 

1.  eine  vorschriftsmässig  geeichte,  zum  Abwägen  der  Zuckererzeugnisse 
geeignete  Wage; 

2.  ein  Thermometer  nach  Reaumur; 

3.  ein  Dichtigkeitsmesser. 

Verpflichtung  des  Unternehmers  zur  Beistellung  der  Unterkunft  für  die 
ständigen  Ueberwachungsorgane. 

§  23. 

Der  Unternehmer  ist  verpflichtet,  den  zur  unmittelbaren  und  ständigen 
Ueberwachung  der  Unternehmung  berufenen  Finanzorganen  in  einem  innerhalb 
der  Umfriedung  liegenden  Gebäude  eine  aus  mindestens  vier  heizbaren  Zimmern 
bestehende  Wohnung  nebst  Küche  und  anderen  erforderlichen  Nebenräumen, 
sowie  auf  Verlangen  der  Finanzbehörde  erster  Instanz  an  den  für  den  gewöhn- 
lichen Verkehr  otfenen  Thoren  in  der  Umfriedung  Wachstuben,  ferner  in  dem 
Gebäude,  in  welchem  das  technische  Verfahren  der  Zuckergewinnung  ausgeübt 
oder  die  Zuckererzeugnisse  aufbewahrt  werden,  ein  passendes,  mit  den  erforder- 
lichen Tischen,  Stühlen  u.  s.  w.  versehenes  heizbares  Lokal  als  Schreibstube 
einzuräumen  und  das  Beheizungs-  und  Beleuchtungsmaterial  für  die  Wohnräume 
nebst  Küche,  dann  für  die  Schreibstube  beizustellen. 

Der  Mietzins  für  die  Wohnung,  sowie  die  Vergütung  für  die  Beheizung 
und  Beleuchtung  wird  zwischen  der  Finanzverwaltung  und  dem  Unternehmer 
vereinbart. 

Sollte  ein  Uebereinkommen  nicht  zustande  kommen,  so  wird  dieser  Miet- 
zins von  der  politischen  Behörde  erster  Instanz  unter  Freilassung  des  Rekurses 
an  die  höhere  politische  Behörde  festgesetzt. 

Verpflichtung  zur  Gewichtserhebung  der  fertigen  Zuckererzengnisse. 

§  24. 
Der  Unternehmer  hat   durch  sein  Personal  das  Gewicht  der  aus  der  Er- 
zeugung kommenden  Mengen  fertigen  verkaufsfähigen  Zuckers  erheben  und  den 
abgewogenen  Zucker  sofort  in  abgeschlossene  Räume  einlagern  zu  lassen. 
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Behufs  Ermöglichung  der  amtlichen  Kontrolle  dieser  fortlaufenden  Ab- 
wägungen ist  der  Beginn  derselben  den  mit  der  Ueberwachung  der  Unter- 
nehmung betrauten  Finanzorganen  tags  zuvor  schriftlich  anzuzeigen. 

Soll  ein  unter  amtlicher  Kontrolle  bereits  abgewogener  Zucker  umgear- 
beitet werden,  so  ist  dies  tags  vorher  den  mit  der  Ueberwachung  der  Unter- 
nehmung betrauten  Finanzorganen  schriftlich  anzuzeigen.  Der  zur  Umarbeitung 
bestimmte  Zucker  ist  unter  Intervention  der  Finanzorgane  abzuwägen  und  dies 
in  den  bezüglichen  Aufschreibungen  (§  38)  durchzuführen. 


Dritter  Abschnitt. 
Bestimmungen   wegen  Bezeichnung   der   Zuckererzeugnisse. 

Bezeichnung  der  Zuckererzeugnisse  mit  gewerblichen  Marken. 

§  25. 
Für  jede  Zuckerfabrik  muss  eine  gewerbliche  Marke,  beziehungsweise 
Bezeichnung  mit  dem  Alleinrechte  zu  deren  Gebrauche  nach  den  Bestimmungen 
des  Markenschutzgesetzes  registriert  werden  und  ist  dieselbe  auf  dem  in  dieser 
Fabrik  erzeugten  fertigen  verkaufsfähigen  Zucker  in  geeigneter,  im  Verord- 
nungswege zu  bestimmenden  Weise  anzubringen. 

Bezeichnung   der  versteuerten  Znckererzeugnisse  mit  amtlichen  Marken. 

§  26. 

Versteuerte  Zuckererzeugnisse  müssen  vor  ihrer  Hinwegbringung  aus  der 
Erzeugungsstätte  oder  ans  einem  Freilager  mit  amtlichen  Marken  versehen 
werden. 

Der  Finanzminister  bestimmt  im  Einvernehmen  mit  dem  königlich  ungari- 
schen Finanzminister  zu  diesem  Behufe  die  Art  der  Vei'packung  und  der  An- 
bringung der  amtlichen  Marke,  sowie  das  Minimalgewicht  der  mit  Marken  zu 
versehenden  Zuckerhüte,  Würfelzucker-Kistchen-Kartons  u.  s.  w.  Für  Zucker- 
sorten, bei  welchen  dies  zulässig  ist,  kann  der  Finanzminister  im  Einvernehmen 
mit  dem  königlich  ungarischen  Finanzminister  auch  bestimmen,  dass  in  jeder 
mit  amtlichen  Marken  versehenen  Verpackung  das  gleiche  Nettogewicht  von 
Zucker  sich  befinden  soll. 

Innerhalb  der  Zolllinie  müssen  die  steuerbaren  Zuckererzeugnisse,  welche 
ausserhalb  der  Erzeugungsstätte  oder  dem  Freilager  vorkommen,  mit  den  amt- 
lichen Marken  versehen  sein,  insolange  sie  nicht  zum  Beliufe  des  Kleinverschleisses 
oder  der  Konsumtion  oder  anderweitigen  Verwendung  aus  der  mit  amtlichen 
Marken  versehenen  Verpackung'  entnommen  werden  müssen. 

Zuckererzeugnisse,  welche  nach  dem  Zeitpunkte,  von  dem  an  und  in  dem 
Zustande,  in  welchem  sie  mit  amtlichen  Marken  versehen  sein  sollen,  ohne  vor- 
schriftsmässig  angebrachte  Marken  oder  mit  gefälschten,  nachgeahmten  oder 
bereits  verwendet  gewesenen  Marken  angetroffen  werden,  werden  als  unver- 
steuert, beziehungsweise  unverzollt  behandelt. 

Verpflichtungen  derjenigen,   welche  Handel   oder   Verschleiss  von  Zucker 
oder  ein  Gewerbe  treiben,  in  welchem  Zucker  verwendet  wird. 

§  27. 
Jeder,  der  den  Handel  oder  Verschleiss  von  Zucker  oder  ein  Gewerbe, 
in  welchem  Zucker  verwendet  wird,  mit  1.  August  1888  fortsetzen  oder  eröffnen 
will,  hat  spätestens  bis  15.  Juli  1888,  und  wer  ein  solches  Geschäft  oder  Ge- 
werbe nach  dem  1.  August  1888  beginnen  will,  spätestens  14  Tage  vor  Beginn, 
desselben  die  Anzeige  hiervon  zu  erstatten. 
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Wenn  diese  Personen  Zuckererzeugnisse  in  einem  Zeitpunkte  und  in 
einem  Zustande,  in  welchem  sie  mit  amtlichen  Marken  versehen  sein  sollen, 
übernehmen,  sind  sie  verpflichtet,  bei  der  Uebernahme  sich  von  dem  Vorhanden- 
sein der  vorschriftsmässig  angebrachten  amtlichen  Marken  zu  überzeugen.  Falls 
diese  Marken  fehlen,  als  verfälscht,  nachgeahmt  oder  bereits  verwendet  gewesen 
befunden  werden,  unterliegt  der  Unternehmer  nicht  dem  Strafverfahren  nach 
§  50,  wenn  er  längstens  binnen  48  Stunden,  vom  Zeitpunkte  der  Uebernahme 
an  gerechnet,  bei  dem  nächsten  Finanzorgane  die  Anzeige  hiervon  erstattet. 

Die  obenerwähnten  Personen  haben  bei  Entnahme  der  Zuckererzeugnisse 
aus  einer  mit  amtlichen  Marken  versehenen  Verpackung  diese  Marken  zu  zer- 
reissen  oder  in  anderer  Weise  unbrauchbar  zu  machen. 

§  28.      "  . 

Die  im  vorstehenden  §  27  bezeichneten  Personen  haben  im  Falle  des 
Abganges  der  amtlichen  Marken  auf  den  bei  ihnen  vorgefundenen  Zucker- 
erzeugnissen, insoferne  diese  mit  den  amtlichen  Marken  versehen  sein  sollen, 
den  Bezug  oder  die  Versteuerung  oder  die  Verzollung  dieser  Zuckererzeugnisse 
nachzuweisen. 

Denselben  Nachweis  hat  auch  der  Frachtenführer,  sowie  jedermann,  der 
Zuckererzeugnisse  in  einer  seinen  Bedarf  auffallend  überschreitenden  Menge 
transportiert  oder  aufbewahrt,  hinsichtlich  der  von  ihm  transportierten,  be- 
ziehungsweise aufbewahrten  Zuckererzeugnisse,  bei  welchen  die  vorgeschriebenen 
amtlichen  Marken  fehlen,  zu  liefern,  der  Frachtenführer  aber  nur  dann,  wenn 
er  die  ihm  nach  der  Zoll-  und  Staatsmonopolsordnung  obliegende  Verbindlich- 
keit zur  Erteilung  der  Auskünfte  im  Transporte  nicht  erfüllt. 

Kontrollerecht  der  Finanz  wache,   Verpflichtung  der  Unternehmer  in 
Absicht  auf  die  Ausübung  der  Kontrolle. 

KontroUereclit  im  allgemeinen. 

§  29. 

Die  Erzeugungsstätten  (§  15)  werden  während  der  Dauer  des  Betriebes 
und  insolange  es  die  Finanzbehörde  erster  Instanz  für  notwendig  erachtet,  unter 
ständige  steueramtliche  Aufsicht  gestellt. 

Den  Finanzorganen  ist  der  Eintritt  in  alle  innerhalb  der  Umfriedung  be- 
findlichen Räume  mit  Ausnahme  der  mit  den  Betriebs-  oder  Vorratsräumen 
nicht  in  innerer  Verbindung  stehenden  Wohnungen  und  das  zum  Vollzuge  ihrer 
Amtshandlungen  erforderliche  Verweilen  in  denselben  jederzeit  unverweigerlich 
zu  gestatten  und  ihnen  bei  ihren  Amtshandlungen  von  dem  Unternehmer  oder 
dessen  Stellvertreter  oder  durch  dessen  Dienstpersonal  auf  Verlangen  die  nötige 
Hilfsarbeit  zu  leisten. 

Der  Eintritt  in  die  mit  den  Betriebs-  oder  Vorratsräumen  nicht  in  innerer 
Verbindung  stehenden  Wohnräume  ist  zum  Belaufe  einer  Amtshandlung  den 
Finanzorganen  nur  unter  Assistenz  eines  Mitgliedes  oder  Abgeordneten  des 
Gemeinde  Vorstandes  oder  der  politischen  Behörde  und  auch  in  diesem  Falle 
nur  bei  Tag  gestattet. 

Bei  steueramtlichen  Untersuchungen  in  einer  Zuckererzeugungsstätte  liegt 
dem  Unternehmer  ob,  die  Bolleten,  die  im  §  33  erwähnten  Register  und  Auf- 
schreibungen und  die  sonstigen  Urkunden,  deren  Aufbewahrung  angeordnet  ist, 
ungesäumt  vorzuweisen  und  nötigenfalls  gegen  Empfangsschein  den  Finanz- 
organen einzuhändigen. 

Die  mit  der  Ueberwachung  der  Erzeugungsstätte  betrauten  Finanzorgane 
sind  verpflichtet,  den  Verkehr  aus  dem  umfriedeten  Räume  nach  aussen  zu 
überwachen  und  steht  denselben  daher  das  Recht  zu,  die  hierzu  erforderlichen 
Revisionen  vorzunehmen. 

Den  Finanzorganen  ist  auch  der  Eintritt  in  die  zum  Verkaufe  und  zur 
Aufbewahrung  von  Zuckererzeugnissen   bestimmten   Räume   der  Zuckerhändler, 
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der  Kleinverschleisser  und  derjenigen ,  welche  in  ihrem  Gewerbe  Zuckererzeug- 
nisse  verwenden,  bei  Tag  und  insoferne  die  Räume  auch  bei  Nacht  oiFen  ge- 
halten werden,  auch  bei  Nacht,  sowie  das  zum  Vollzuge  der  Amtshandlung 
erforderliche  Verweilen  in  denselben  unverweigerlich  zu  gestatten  und  ihnen 
bei  ihren  Amtshandlungen  von  dem  Unternehmer  oder  durch  des?.«en  Dienst- 
pei'sonal  auf  Verlangen  die  nötige  Hilfsarbeit  zu  leisten. 

Vorratserhebung  der  Zuckererzeugnisse;  Behandlung  der  Abgänge  und 

Ueberschüsse. 

§  30. 

Auch  ausser  dem  im  §  19  erwähnten  Falle  können  die  Finanzorgane 
über  Anordnung  der  Finanzbehörde  erster  Instanz  von  Zeit  zu  Zeit  die  Ge- 
wichtserhebung der  Vorräte  an  Zuckererzeugnissen  in  der  Erzeugungsstätte  nach 
vorausgegangenem  Abschlüsse  der  Register  und  Aufsclireibungen  (§  3.3)  vor- 
nehmen. Jedoch  soll  in  der  Regel  nur  einmal  jährlich,  und  zwar  ausser  dem 
Falle  de.s  §  19  thunlichst  zur  Zeit  des  geringsten  Bestandes  eine  Erhebung  der 
Vorräte  vorgenommen  werden. 

Ergibt  sich  bei  der  Erhebung  gegenüber  dem  nach  dem  Abschlüsse  der 
Register  und  Aufschreibungen  (§  83)  vorhanden  sein  sollenden  Vorrate  ein 
Ueberschuss,  so  ist  derselbe  in  Empfang  zu  stellen. 

Ergibt  sich  dagegen  ein  Abgang,  so  ist  derselbe,  wenn  es  sich  um 
trockenen,  harten,  weissen  oder  überhaupt  um  Zucker  von  mindestens  99  Vj  Pro- 
zent Polarisation  (Konsumzucker)  handelt,  hinsichtlich  des  V->  Prozent:  wenn 
es  sich  aber  um  anderen  Zucker  (Rohzucker)  handelt,  hinsichtlich  des  4  Prozent 
der  seit  der  letzten  Revision  in  Empfang  genommenen  Mengen  übersteigenden 
Teiles  zu  versteuern,  wenn  der  Unternehmer  nicht  vollkommen  glaubwürdig 
nachweist,  dass  die  abgängige  Menge  vorschriftmässig  ausgetreten  oder  durch 
ein  Elementarereignis  zugrunde  gegangen  ist,  und  wenn  in  letzterem  Falle 
nicht  das  Elementarereignis  binnen  24  Stunden,  nachdem  es  ihm  oder  seinem 
Bestellten  (§  18)  bekannt  wurde,  bei  der  Finanzbehörde  erster  Instanz  schrift- 
lich angezeigt  worden  ist. 

Jede  solcher  Art  entfallende  Verbrauchsabgabe  ist  längstens  binnen 
24  Stunden  bei  dem  hierzu  bestimmten  Amte  bar  einzuzahlen. 

Uebersteigt  der  Mehrbefund  oder  der  Abgang  an  Konsumzucker  V2  Pro- 
zent oder  an  Rohzucker  4  Prozent  der  seit  der  letzten  Revision  in  Empfang 
genommenen  Mengen,  so  ist  das  Strafverfahren  einzuleiten. 

Der  in  den  vorstehenden  Bestimmungen  vorgezeichnete  Vorgang  ist  auch 
rücksichtlich  jener  Differenzen  zu  beobachten,  welche  sich  bei  der  im  §  19  an- 
geordneten Vorratserhebung  ergeben. 


Bestimmungen  hinsichtlich  der  Zeit  und  des  Weges  der  Wegbringung 
der  Zuckererzeugnisse  aus  der  Erzeugungsstätte;   dann  hinsichtlich 

der  Buchführung. 

Zeit  der  Wegbringung  der  Zuckererzeugnisse. 

§  31. 
Die  Wegbringung  von  Zuckererzeugnissen  aus  der  Erzeugungsstätte,  sowie 
die  Einbringung  von  Zuckererzeugnissen  in  dieselbe  und  die  Ueberführung  oder 
Uebertragung  von  Zuckererzeugnissen  aus  einem  Gebäude  in  ein  anderes  über 
einen  offenen  Hofraum  darf  in  der  Regel  in  den  Monaten  April  bis  einschliess- 
lich Oktober  nicht  vor  6  Uhr  morgens  und  nicht  nach  7  Uhr  abends,  in  den 
Monaten  November  bis  einschliesslich  März  nicht  vor  7  Uhr  morgens  und  nicht 
nach  5  Uhr  abends  geschehen. 

Ausnahmen  von   den  im  ersten  Ab.satze  dieses  Paragraphen  enthaltenen 
Bestimmungen  können  von  der  Finanzbehörde   erster  Instanz  bewilligt  werden. 
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Wege  für  die  Hinwegbringung  der  Zuckererzeugnisse. 

§  32. 
Die  Wegbringung   der  Zuckererzeugnisse   aus  der  Eizeugungsstätte  dart 
nur  auf  Strassen  und  Wegen   geschehen,  welche   hierzu  mit  Rücksicht  auf  die 
Absatzverhältnisse  der  Unternehmung   und   auf  die  Anforderung  der  amtlichen 
Ueberwachung  von  der  Finanzbehörde  erster  Instanz  bestimmt  werden. 

Buchführung. 

§  33. 
In  jeder  Zuckererzeugungsstätte   hat  der  Unternehmer  selbst  oder  durch 
einen  Bestellten  folgende  Aufschreibungen  zu  führen : 

1.  Eine  Aufschreibung  über  die  nach  §  24  vorzunehmenden  Abwägungen. 

2.  Eine  Aufschreibung  über  den  Empfang  von  aus  anderen  Unternehmungen 
oder  aus  einem  Freilager  unversteuert  bezogenem  Zucker,  sowie  über  die  weitere 
Verwendung  dieses  Zuckers. 

3.  Ein  Verschleissregister  für  Zucker. 

Das  Formular  für  die  unter  1  bis  3  aufgeführten  Aufschreibungen  wird 
im  Verordnungswege  vorgezeichnet  und  werden  die  Drucksorten  dem  Unter- 
nehmer gegen  Ersatz  der  Gestehungskosten  von  der  Finanzbehörde  erster  In- 
stanz ausgefolgt. 

Eintragung  in  die  Anfschreibungen  und  Einsendung  derselben. 

§  34. 

1.  Die  Eintragungen  in  die  im  §  33,  Z.  1  angeordnete  Aufschreibung 
haben  die  innerhalb  je  24  Stunden  von  6  Uhr  früh  des  einen  bis  6  Uhr  früh 
des  folgenden  Tages  fertig  gestellten  Zuckermengen  zu  umfassen  und  sind  an 
jedem  Tage  längstens  bis  8  Uhr  früh  zu  bewerkstelligen. 

2.  In  die  im  §  33,  Z.  2  angeordnete  Aufschreibung  sind  die  unversteuert 
bezogenen  Zuckermengen  sofort  nach  erfolgter  Abwäge  und  Einlagerung  in 
Empfang  zu  stellen. 

Die  in  Zeiträumen  von  je  24  Stunden  von  6  Uhr  früh  des  einen  bis  6  Uhr 
früh  des  folgenden  Tages  aus  dem  Zuckervorrate  zur  Verarbeitung  entnommenen 
Zuckermengen  sind  an  jedem  Tage  längstens  bis  8  Uhr  früh  in  Ausgabe  zu  stellen. 

3.  In  das  Verschleissregister  (§  33,  Z.  3)  ist  der  Absatz  von  Zucker  von 
Fall  zu  Fall  mit  genauer  Angabe  der  BeschafTenheit  und  des  Gewichtes  des- 
selben unter  Beisetzung  des  Namens  und  Wohnortes  des  Abnehmers  überein- 
stimmend in  die  Juxta  und  Bollete  einzutragen. 

4.  Jede  Eintragung  in  die  im  §  33,  Z.  1  bis  3  angeführten  Aufschreibungen 
ist  von  dem  Unternehmer  oder  seinem  Bestellten  und  von  den  intervenierenden 
Finanzorganen  zu  unterfertigen. 

5.  Den  im  §  33,  Z.  1,  2,  3  aufgeführten  Aufschreibungen  müssen,  im 
Falle  die  aus  der  Erzeugungsstätte  weggebrachten  oder  in  dieselbe  eingebrachten 
Zuckererzeugnisse  mittels  Eisenbahn  oder  Dampfschiff  verfrachtet  werden,  die 
von  der  Aufgabsstation  derselben  bestätigten  Aufgabsscheine,  beziehungsweise 
Frachtbriefe  angeschlossen  werden. 

6.  Die  im  §  33,  Z.  1,  2,  3  aufgeführten  Aufschreibungen  werden  monat- 
lich abgeschlossen  und  nach  bewirktem  Uebertrage  des  verbleibenden  Vorrates 
in  die  für  den  nächsten  Monat  aufzulegenden  Aufschreibungen  samt  den  dazu 
gehörigen  Steuerbolleten,  Frachtbriefen,  Aufgabsscheinen  und  etwaigen  sonstigen 
Belegen  der  Finanzbehörde  erster  Instanz  vorgelegt. 

Ueber  die  erfolgte  Beischliessung  zu  den  Aufschreibungen  (Z.  5)  und  die 
erfolgte  Vorlage  an  die  Finanzbehörde  erster  Instanz  (Z.  6)  ist  dem  Unternehmer 
seitens  der  ständigen  Finanzorgane  eine  Interimsbestätigung  zu  erteilen  und 
sind  demselben  die  Frachtbriefe,  Aufgabsscheine  und  etwaigen  sonstigen  Belege 
nach  Einsichtnahme  seitens  der  Finanzbehörde  erster  Instanz  binnen  eines  Monats 
nach  der  Vorlage  zurückzustellen. 
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Recht  der  Finanzbehörde  zur  Einsichtnahme  in   die  Aufschreibungen   und 
Gewerbebücher  der  Unternehmung. 

§  35. 
Der  Finanzbehörde  erster  Instanz  steht  das  Recht  zu,  durch  ihre  Ab- 
geordneten in  sämtliche  Gewerbsbücher  der  Unternehmung,  sie  mögen  in  der 
Erzeugungsstätte  selbst  oder  anderswo  geführt  werden,  Einsicht  zu  nehmen  und 
aus  denselben  Auszüge  der  Daten,  welche  sich  auf  die  Menge  und  Gattung  der 
Erzeugung,  AnschaflPung,  Verwendung  und  des  Absatzes  von  Zuckererzeugnissen 
beziehen,  zu  machen. 

Bestimmungen  über  die  Entrichtung  der  Verbrauchsabgabe. 
Steuerbares  Verfahren. 

§  36. 
Als  steuerbares  Verfahren  wird  die  Wegbringung  von  Zuckererzeugnissen 
aus  der  Erzeugungsstätte  oder  aus  einem  Freilager  ohne  Rücksicht,  ob  dieselbe 
der  Entrichtung  der  Verbrauchsabgabe  unterliegt  oder  nicht,  erklärt. 

Anmeldung. 

§  37. 
So  oft  aus  einer  Zuckererzeugungsstätte  zum  menschlichen  Genüsse  un- 
geeigneter und  deshalb  steuerfreier  Sirup  oder  aus  einer  Zuckererzeugungsstätte 
oder  einem  Freilager  steuerbare  Zuckererzeugnisse  weggebracht  werden  wollen, 
sind  bei  den  mit  der  Ueberwachung  der  Unteniehmang  betrauten  Finanzorganen 
schriftlich  in  zweifacher  Ausiertigung  anzumelden: 

1.  Tag  der  Auslagerung,  beziehungsweise  des  Austrittes  der  Sendung 
aus  der  Erzeugungsstätte; 

2.  die  Gattung  und  das  Nettogewicht  des  in  die  Sendung  einzubeziehenden 
Zuckers ; 

3.  der  Bestimmungsort  der  Sendung  und  die  Adresse  des  unmittelbaren 
Empfängers  derselben ; 

4.  der  entfallende  Betrag  der  Verbrauchsabgabe. 

Bevor  der  Austritt  der  Sendung  erfolgt,  sind  in  die  Anmeldung  noch 
einzusetzen : 

5.  Zahl,  Zeichen  und  Nummern  der  Behältnisse,  aus  welchen  die  Sendung 
besteht ; 

(i.  die  Gattung,  sowie  das  Brutto-  und  Nettogewicht  der  Zuckererzeug- 
nisse für  jedes  Kollo,  wenn  Zuckerbrote  hinweggebracht  werden,  die  Zahl  und 
das  Gesamtgewicht  derselben ; 

7.  die  Tageszeit  des  Austritts  der  Sendung  aus  der  Erzeugungsstätte 
und  die  Ti-ansportmittel. 

Sollte  wegen  Betriebseinstellung  die  ständige  Ueberwachung  in  der  Unter- 
nehmung nicht  mehr  bestehen,  so  muss  die  Anmeldung  12  Stunden  vor  der 
beabsichtigten  Hin  wegbringung  der  Zuckererzeugnisse  bei  dem  hierzu  bestimmten 
Organe  eingebracht  werden. 

Die  Entrichtung  der  Verbrauchsabgabe  von  steuerbaren  Zuckererzeugnissen 
liat  ausser  den  Fällen,  in  welchen  eine  unversteuerte  Hinwegbringung  nach 
§  42  zulässig  ist,  nach  dem  amtlich  erhobenen  Nettogewichte  der  hinweg- 
zubringenden Zuckererzeugnisse  zu  geschehen. 

Geringste  Menge  der  auf  einmal  wegzubringenden  Zuckererzeuguisse. 

§  38. 
Auf  einmal  dürfen  aus  der  Erzeugungsstätte,  den  Fall  der  Erschöpfung  der 
Erzeugnisse  in  den  Magazinen  ausgenommen,  nicht  weniger  als  500  kg  austreten. 
Für  Sendungen  von  Zuckerproben  gilt  diese  Bestimmung  nicht. 
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Ausfolgung   der  für  die  Unternehmer   und   deren  Angestellte   bestimmten 

Zuckererzeugnisse. 

§  39. 
Der  für  den  Konsum  des  Unternehmers  oder  seiner  Angestellten  inner- 
halb der  Umfriedung  der  Erzeugungsstätte  bestimmte  Zucker  darf  nur  über 
vorausgegangene  Anmeldung  des  Gewichts  und  der  Gattung  desselben  und 
amtliche  Gewichtserhebung  gegen  Entrichtung  der  Verbrauchsabgabe  in  die 
Wohnungen  gebracht  werden. 

Fälligkeitstermin  und  Borgnng  der  Verbrauchsabgabe. 

§  40. 

Die  Verbrauchsabgabe  ist,  insoferne  nicht  die  Hinwegbringung  nach  8  42 
unversteuert  stattfindet,  vor  der  Anmeldung  der  Hinwegbringung  von  Zucker- 
erzeugnissen aus  der  Erzeugungsstätte  bei  dem  hierzu  bestimmten  Steueramte 
zu  entrichten. 

Um  zu  vermeiden,  dass  für  jede  einzelne  steuerbare  Hinwegbringung  von 
Zuckererzeugnissen  abgesondert  die  Verbrauchsabgabe  entrichtet  werden  muss, 
kann  der  Unternehmer  einen  die  Verbrauchsabgabe  für  mehrere  Sendungen 
deckenden  Geldbetrag  im  vorhinein  gegen  Abrechnung  erlegen. 

Gegen  genügende  Sicherstellung  wird  Jedoch  jenen  Unternehmern  einer 
Zuckererzeugungsstätte  oder  eines  Freilagers,  welche  weder  wegen  eines  aus 
Gewinnsucht  entsprungenen  Verbrechens  oder  Vergehens,  noch  wegen  einer 
solchen  Uebertretung ,  noch  wegen  Schleichhandels  oder  einer  hinsichtlich  der 
Verbrauchsabgabe  von  Zuckererzeugnissen  begangenen  schweren  Gefällsüber- 
tretung schuldig  erkannt  worden  sind,  die  Borgung  der  Verbrauchsabgabe  in 
der  Weise  gewährt,  dass  die  während  je  eines  Monats  in  Vorschreibung  kom- 
menden Beträge  erst  bis  zum  letzten  Tage  des  vierten  Monats  nach  Ablauf  des 
Vorschreibungsmonats,  also  z.  B.  die  Verbrauchsabgabe  vom  Monat  Jänner  erst 
bis  letzten  Mai,  und  wenn  dieser  Tag  ein  Feiertag  wäre,  an  dem  nächsten  Werk- 
tage auf  einmal  einzuzahlen  sind. 

Die  Borgungsbewilligung  wird  über  Ansuchen  des  Unternehmers  für  die 
innerhalb  einer  Betriebsperiode  fallende  Steuervorschreibung  erteilt. 

Dieselbe  wird  über  erneuertes  Ansuchen  jährlich  erneuert. 

Wer  die  geborgten  Beträge  nicht  innerhalb  der  Borgungsfrist  entrichtet, 
verliert  die  Borgungsbewilligung  für  den  Rest  der  Betriebsperiode  und  kann 
ihm  die  Borgung   für  die  nächste  Betriebs periode    gänzlich   verweigert  werden. 

In  diesem  Falle  sind  sämtliche  noch  ausstehende  geborgte  Beträge  samt 
den  vom  Tage  der  Fälligkeit,  resp.  vom  Tage  des  Verlustes  der  Borgungs- 
bewilligung zu  berechnenden  6  Prozent  Verzugszinsen  im  Exekutionswege  her- 
einzubringen. 

Erfolgt  die  Einzahlung  der  Verbrauchsabgabe  im  vorhinein  bar,  so  werden 
ohne  Rücksicht,  ob  eine  ßorgung  der  Verbrauchsabgabe  inmitten  liegt  oder 
nicht,  den  Steuerpflichtigen  an  Diskonto  l^'s  Prozent  der  Verbrauchsabgabe 
zugute  gerechnet. 

Dies  gilt  auch  für  den  Fall,  dass  ein  Unternehmer,  dem  die  Borgung 
(Alinea  3)  bewilligt  ist,  die  während  eines  Monates  in  Vorschreibung  gekom- 
menen Beträge  am  letzten  Tage  des  betreffenden  Monats  bar  bezahlt. 

Bedingungen  der  der  Abgabenentrichtung  unterliegenden  Wegbringung 
der  Zuckererzeugnisse. 

§  41. 
Steuerbare  Zuckererzeugnisse    dürfen   aus   der  Erzeugungsstätte  oder  aus 
einem  Freilager  nicht  weggebracht  werden,  bevor  nicht  —  die  Fälle  des  §  42 
ausgenommen   ~   die   Steuerzahlungs-    oder   Steuerborgungsbollete    in    der  Er- 
zeugungsstätte,  beziehungsweise   in   dem   Freilager,   und  zwar  in  den  Händen 
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desjenigen  sich  befindet,  welcher  den  Finanzorganen  die  Auskunft  zu  erteilen 
hat  und  bevor  nicht  das  Geweicht  dieser  Zuckererzeugnisse  amtlich  erhoben  ist 
und  dieselben  mit  den  amtlichen  Marken  vorschriftmässig  versehen  sind. 

Auch  steuerfreier  Sirup  darf  vor  der  amtlichen  Untersuchung  nicht  aus 
der  Erzeugungsstätte  weggebracht  werden. 

Sollte  die  Sendung  durch  ein  Hindernis  aufgehalten  werden,  so  wird  die 
Rückvergütung,  beziehungsweise  Abschreibung  der  Verbrauchsabgabe  gewährt, 
wenn  das  Hindernis  sogleich  den  zur  ständigen  üeberwachung  in  der  Erzeugungs- 
stätte anwesenden  Finanzorganen  oder  im  Falle  die  ständige  üeberwachung  zur 
Zeit  der  Wegbringung  nicht  besteht,  dem  nächsten  Finanzorgane  und  falls  ein 
solches  im  Orte,  zu  dem  die  Erzeugungsstätte  gehört,  sich  nicht  befindet,  unter 
gleichzeitiger  Absendung  der  für  dieses  Organ  bestimmten  Anzeige,  sogleich 
dem  Gemeindevorstande  schriftlich  angezeigt  wird. 

Unversteuerte  Hinwegbringung  der  Znckererzeugnisse. 

§  42. 
unter   den   zum  Schutze  des  Staatssschatzes   erforderlichen  Bedingungen 
und  Vorsichten  können  unversteuert  hinweggebracht  werden: 

a)  Konsumzucker  oder  Rohzucker,  welcher  innerhalb  der  Zolllinie  aus 
einer  Zuckererzeugungsstätte  in  ein  Freilager,  oder  aus  einem  Frei- 
lager, oder  aus  einer  Zuckererzeugungsstätte  über  die  Zolllinie  aus- 
geführt wird  ; 

b)  Rohzucker  oder  Sandzwcker,  welcher  innerhalb  der  Zolllinie  aus  einer 
Zuckererzeugungsstätte  oder  aus  einem  Freilager  in  eine  Zucker- 
erzeugungsstätte übergeht. 

Falls  die  unversteuert  hinweggebrachten  Zuckererzeugnisse  nicht 
rechtzeitig  der  angemeldeten  Bestimmung  zugeführt  werden  sollten, 
muss  für  dieselben  die  Verbrauchsabgabe  entrichtet  werden. 

Art  der  Entrichtung  der  Verbrauchsabgahe  für  Znckermuster. 

§  43. 
Der  Finanzminister  ist  ermächtigt,  im  Einvernehmen  mit  dem  königlich 
ungarischen  Finanzminister  hinsichtlich  der  Art  der  Entrichtung  der  Verbrauchs- 
abgabe für  die  aus  einer  Zuckererzeugungsstätte  austretenden  Zuckermuster, 
sowie  hinsichtlich  der  Anmeldun:^'  der  Hinwegbringung  dieser  Zuckermuster, 
Ausnahmen  von  den  Bestimmungen  der  §§  37,  40  und  41  dieses  Gesetzes  zu 
gestatten  und  den  diesbezüglichen  Vorgang  im  Verordnungswege  zu  regeln. 

Zuckerfreilager. 

§   44. 
Die  näheren  Bestimmungen  hinsichtlich  der  Freilager  für  Zucker  werden 
im  Verordnungswege  erlassen. 


Vierter  Abschnitt. 

Allgemeine  Anordnungen  für  die   Sicherstellung  und  Einhebung  der 

Verbrauchsabgabe  von  Zuckererzeugnissen  der  im  ^  1,  Z.  2 

bezeichneten  Art. 

§  45. 
Die   in    den    §§  14    bis    einschliesslich   41,    dann  in  dem  §  42  lit.  a  des 
gegenwärtigen   Gesetzes    enthaltenen    Bestimmungen    gelten    auch    für    die  Er- 
zeugung von  Zucker  der  im  §  1,  Z.  2  bezeichneten  Art. 
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Erleiditernde  Ausnahmen  von  den  vorerwähnten  Besthnmungen  kann  der 
Finanzminister  im  Einvernehmen  mit  dem  königlich  ungarischen  Finanzminister 
bewilligen. 

Fünfter  Abschnitt. 

Bestimmungen  hinsichtlich  des  Verkehrs  mit  unversteuertem  Zucker 
der  im  §  1,  Z.  1,  bezeichneten  Art,  welche  innerhalb  des  österreichisch- 
ungarischen Zollgebietes  zwischen  den  dazu  gehörigen  Ländergebieten 

stattfindet. 

§  46. 
P]rfolgt  die  unversteuerte  LTebertragung  von  steuerbaren  Zuckererzeugni.ssen 
der  im  §  1,  Z.  1  bezeichneten  Art  aus  einer  Zuckererzeugungsstätte  oder  aus 
einem  Freilager  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  in  eine 
Zuckererzeugungsstätte  oder  in  ein  Freilager  der  Länder  der  ungarischen  Krone 
oder  der  zum  gemeinsamen  österreichisch-ungarischen  Zollgebiete  gehörigen 
Länder  Bosnien  und  Herzegowina,  oder  umgekehrt,  so  wird  die  auf  den  Zucker- 
erzeugnissen haftende  Verbrauchssteuer  von  dem  die  Zuckererzeugnisse  em- 
pfangenden Ländergebiete,  dem  Ländergebiete,  aus  dem  die  Zuckererzeugnisse 
stammen,  in  dem  Masse  vergütet,  in  welchem  die  Menge  dieser  Zuckererzeug- 
nisse grösser  als  die  Menge  der  aus  dem  empfangenden  Ländergebiete  gegen 
Ausfuhrbonitikation  über  die  Zolllinie  ausgeführten  Zuckererzeugnisse  ist. 

Diese  Vergütung  wird  auf  Grund  gegenseitiger  Abrechnungen  für  jede 
Zuckererzeugungsperiode,  das  ist  für  die  Zeit  vom  1.  August  des  einen  Jahres 
bis  letzten  Juli  des  unmittelbar  nachfolgenden  Jahres  nach  dem  Verbrauchs- 
steuersatze bemessen,  jedoch  mit  der  Modifikation,  dass  die  Zuckererzeugnisse 
mit  Ausnahme  des  Zuckers  von  mindestens  99"/io  Prozent  Polarisation,  nur  mit 
jenem  Gewichtsteile  angerechnet  werden,  welcher  auf  den  aus  denselben  mittels 
Raffinierung  gewinnbaren  Zucker  von  mindestens  99®/io  Prozent  Polarisation, 
das  ist  auf  deren  Rendement  entfällt. 

Als  Rendement  wird  angenommen  für  Zuckererzeugnisse  von  und 
über  98  Prozent  Polarisation,  9.3  Gewichtsprozenten 

unter  98  bis  97         ,  „90 

88 
87 
85 
80 
,77 
76 
.,  .,  ,  ,74 

.       88    ,    86         ,  ,  72 

r       86    ,    84         ,  „  70        _        , 

für  Zuckererzeugnisse  unter  84  Prozent  Polarisation  wird  das  Rendement  in  der 
Art  ermittelt,  dass  von  dem  durch  Polarisation  festgestellten  Gehalte  an  kry- 
stallisierbarem  Zucker  das  Fünffache  des  Aschengehaltes  in  Abzug  gebracht  wird. 


Sechster  Abschnitt. 

Allgemeine  Strafbestimmungen. 

Geltung  des  allgemeinen  und  des  Gefällsstrafgesetzes. 

§  47. 
Unabhängig  von  der  etwa  nach  dem  allgemeinen  Strafgesetze  eintretenden 
Ahndung  findet  auf  die  üebertretungen  der  Vorschriften  über  die  Verbrauchs- 
abgabe von  Zuckererzeugnissen,  insoferne  nicht  im  gegenwärtigen  Gesetze  etwas 
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anderes  bestimmt  wird,  das  Strafgesetz  über  Gefällsübertretungen  mit  den  nach- 
träglichen Anordnungen,  in  Dalmatien  aber,  wo  das  letzterwähnte  Gesetz  nicht 
eingeführt  ist,  das  daselbst  be/Äiglich  der  Verzehrungssteuerübertretungen  be- 
reits übliche  Verfahren  mit  jenen  Bestimmmigen  Anwendung,  welche  für  Dal- 
matien über  die  Art  und  das  Ausmass  der  Gefällsstrafen,  dann  über  die  Haftung 
für  dieselben,  sowie  über  die  Verjährung  der  fraglichen  Gefällsübertretungen, 
mit  Berücksichtigung  der  für  das  übrige  Staatsgebiet  geltenden  diesfälligen 
Bestimmungen  im  Verordnungswege  zu  erlassen  sind. 

Unangezeigter  oder  vorzeitiger  Beginn  des  Betriebes. 

s  'IS. 
Der  Beginn   des  Betriebes    in    einer  Zuckererzeugungsstätte    ohne  die  im 
§  17  letztes  Alinea,  dann  im  §  19  vorletztes  Alinea  angeordnete  Anzeige  ist  mit 
1000  bis    10,000  fl.   und   der  Beginn   des  Betriebes  vor   dem  angezeigten  Tage 
des  Beginnes  mit  100  bis  1000  fl.  zu  betrafen. 

Vorschriftswidrige  Wegbringung  oder  Aufbewahrung  von  Zuckererzeugnissen 
innerhalb  der  Umfriedung  der  Erzeugungsstätte. 

§  49. 
Die    Strafe    wegen    unangemeldeten    steuerbaren    Verfahrens    der    Weg- 
bringung von  Zuckererzeugnissen    aus    der   Erzeugungsstätte   ist    zu  verhängen, 
wenn  Zuckererzeugnisse : 

a)  durch  andere  als  die  nach  §  17  für  die  Wegbringung  von  Zucker- 
erzeugnissen aus  der  Umfriedung  der  Erzeugungsstätte  bezeichneten 
Ausgänge  gebracht  werden; 

b)  in  einem  der  im  §  15,  Z.  3  bezeichneten  Gebäude  unversteuert  vor- 
gefunden werden. 

Ordnungsstrafen  im  Betrage  von  5  bis  500  fl.  sind  über  den  Betriebs- 
leiter zu  verhängen,  wenn  der  Verbrauchssteuer  unterliegende  Zuckererzeug- 
nisse (§  1,  Z.  1)  ausser  der  im  §  31  festgesetzten  Zeit  in  offenem  Räume  inner- 
halb der  Umfriedung  ohne  amtlichen  Verschluss  vorgefunden  werden. 

Strafbestimmungen  hinsichtlich  der  amtlichen  Marken. 

§  50. 

1.  Als  schwei'e  Gefällsübertretung  ist  zu  bestrafen:  Wenn  eine  der  im 
§  27  bezeichneten  Personen  Zuckererzeugnisse  zu  einer  Zeit  und  in  einem  Zu- 
.stande,  wo  dieselben  mit  den  amtlichen  Marken  versehen  sein  sollen,  mit  ge- 
fälschten, nachgeahmten  oder  bereits  verwendet  gewesenen  Marken  versehen, 
wiewohl  sie  von  diesen  Umständen  Kenntnis  hatte  oder  ihrer  Beschäftigung 
nach  bei  gehöriger  Aufmerksamkeit  Kenntnis  haben  sollte,  oder  ohne  amtliche 
Marken  aufbewahrt,  an  sich  bringt,  zur  Veräusserung  ausbietet,  an  einen  anderen 
veräussert  oder  verbreitet  oder  zu  verbreiten  sucht. 

Der  Strafbemessung  ist  die  Vei'brauchsabgabe  für  die  den  Gegenstand 
der  schweren  Gefällsübertretung  bildenden  Zuckererzeugnisse  zugrunde  zu  legen. 

2.  Eine  Ordnungsstrafe  von  2  bis  200  fl.  ist  gegen  jede  der  im  §  27  ge- 
nannten Personen  zu  verhängen,  welche  es  unterlässt.  bei  Entnahme  der  Zucker- 
erzeugnisse aus  einer  mit  amtlichen  Marken  versehenen  Verpackung  diese  Marken 
zu  zerreissen  oder  in  anderer  Weise  unbrauchbar  zu  machen. 

Straffreie  Mengenunterschiede. 

§   51. 
Handelt  es  sich  bei  Unrichtigkeiten  in  der  Anmeldung  (§  37)  des  steuer- 
baren Verfahrens   um   einen  Mehrbefund    oder   um    einen  Minderbefund    in  der 
Menge  der  Zuckererzeugnisse,  welcher  5  Prozent  der  angemeldeten  Menge  nicht 
übei-schreitet.  so  findet  das  Strafverfahren  nicht  statt. 
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Ausmass  der  Geldstrafen. 

§  52. 

Das  Ausmass  der  Geldstrafe  für  schwere  Gefällsübertretungen  wird  in. 
Abänderung  des  §  265  des  Gefällstrafgesetzes  mit  dem  Acht-  bis  Zwölffachen 
der  verkürzten  oder  der  Bevorteihmg  ausgesetzten  Verbrauchsabgabe  festgestellt. 

Im  Falle  der  Uebertreter  wegen  Schleichhandel  oder  einer  schweren  Ge- 
fällsübertretung bereits  bestraft  wurde,  kann  die  Strafe  bis  zum  Sechzehnfachen 
der  erwähnten  Abgabe  gesteigert  werden. 

Ferner  wird  das  Ausmass  der  Geldstrafen  abgeändert  für: 

§  344  des  Gefällstrafgesetzes  auf  2  bis  200  fl. ; 

für  §  376  des  Gefällstrafgesetzes  auf  2  bis  200  fl. ; 

für  §  348  des  Gefällstrafgesetzes  auf  5  bis  200  fl. ; 

für  §  452  des  Gefällstrafgesetzes  auf  5  bis  500  fl. : 

für  §  453  des  Gefällstrafgesetzes  auf  2  bis  200  fl.; 

für  §  455  des  Gefällstrafgesetzes  auf  100  bis  1000  fl.; 

für  §  458,  Alinea  2,  des  Gefällstrafgesetzes  auf  200  bis  5000  fl. 

Geringstes  Strafausmass. 

§  53. 
Die  Geldstrafe  wegen  des  unangemeldeten  Verfahrens  der  Wegbringung 
von  Zuckererzeugnissen   aus   der   Erzeugungsstätte,   sowie   wegen   der  im  §  50 
erwähnten  schweren  Gefällsübertretung  ist  in  keinem  Falle  mit  einem  geringeren 
Betrage  als  200  fl.  auszusprechen. 

Straf  bestimmungen  für  die  Zuckerausfuhr. 

§  54. 
Die  Strafe  wegen  schwerer  Gefällsübertretung  ist  zu  verhängen: 

1.  Wenn  in  einer  mit  dem  Ansprüche  auf  Exportbonifikation  eingebrachten 
Ausfuhrserklärung  die  Menge  des  Zuckers  um  mehr  als  5  Prozent  höher  als 
der  amtliche  Befund  angegeben  ist,  oder 

2.  Avenn  in  einer  solchen  Ausfuhrserklärung  die  Ausfuhrsbonifikation  in 
einem  höheren  als  dem  für  den  vorgefundenen  Zucker  festgesetzten  Ausmasse 
in  Anspruch  genommen  wird,  oder 

3.  wenn  der  Zucker,  für  den  die  Exportbonifikation  beansprucht  wird, 
nicht  von  jener  Beschaffenheit  ist ,  für  welchen  die  Exportbonifikation  gewährt 
wird,  oder  wenn  ein  anderer  Gegenstand  als  Zucker  vorgefunden  wird.  Die 
Strafe  ist  mit  dem  Acht-  bis  Sechszehnfachen  desjenigen  Betrags  zu  bemessen, 
welcher  an  Exportbonifikation  im  Falle  1.  für  den  Unterschied  in  der  Zucker- 
menge, im  Falle  2.  zu  viel  und  im  Falle  3.  überhaupt  beansprucht  wird. 

Ist  das  Ergebnis  der  amtlichen  Erhebung  des  Zuckergehaltes  niedriger 
als  88,  beziehungsweise  93  oder  99^1  o  Prozent  Polarisation  und  überschreitet 
der  Unterschied  V'«  Prozent,  so  tritt  wegen  desselben  die  Verweigerung  der 
Exportbonifikation,  beziehungsweise  des  höheren  Ausmasses  derselben  ein;  über- 
schreitet der  Unterschied  1  Prozent,  so  erfolgt  ausser  dieser  Verweigerung  auch 
das  Strafverfahren. 

Verbrauchsabgabe,  welche  bei  der  unterlassenen  Nachweisung  des  Bezuges 
der  Strafbemessung  zu  Grunde  zu  legen  ist. 

§  55. 
Der  Bemessung  der  Strafe  wegen  Unterlassung  der  kraft  §  28  geforderten 
Nachwei.sung  des  Bezugs  oder  der  Versteuerung  oder  der  Verzollung  ist  aus- 
nahmslos der  Betrag  der  Verbrauchsabgabe  zu  Grunde  zu  legen,  welche  für  die 
Menge  der  Zuckererzeugnisse  sich  ergibt,  hinsichtlich  welcher  die  Nachweisung 
nicht  geliefert  worden  ist. 
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Haftung  der  Unternehmer  für  die  Geldstrafen. 

§  56. 

Der  Betriebsleiter  der  Zuckererzeugungsstätte  beziehungsweise  des  Frei- 
lagers, und  in  seiner  Abwesenheit  vom  Orte  der  PJrzeugungsstätte  beziehungs- 
weise des  Freilagers  sein  Stellvertreter  wird  als  Thäter  der  erfolgten  unange- 
meldeten oder  von  der  Anmeldung  und  Bollete  abweichenden  Wegbringung 
von  Zuckererzeugnissen  betrachtet,  insoferne  er  nicht  schuldlos  an  dieser  Weg- 
bringung ist  und  der  Gegenstand  der  Uebertretung  nicht  zugleich  der  Gegen- 
stand eines  Diebstahls  oder  einer  Veruntreuung  war. 

Den  Unternehmer  triftt,  wenn  er  nicht  selbst  den  Betrieb  leitet,  die  un- 
bedingte Haftung  für  die  gegen  den  Betriebsleiter  beziehungsweise  dessen  Stell- 
Vertreter  ausgesprochenen  Geldstrafen. 

Strafmilderung. 

§  57. 
Die  Geldstrafen,  welche  wegen  der  üebei-tretungen  der  Vorschriften  über 
die  Vei'brauchsabgabe   von  Zuckerei'zeugnissen    zu  verhängen  sind,    dürfen  nie, 
auch  nicht  wenn  von  der  Vollzieliung  des  gesetzmässigen  Verfahrens  abgelassen 
wird,  unter  das  gesetzlich  bestimmte  mindeste  Ausmass  gemildert  werden. 

Höchstes  Strafausmass. 


Auf  die  wegen  Uebertretungen  der  Vorschriften  über  die  Verbrauchs- 
abgabe von  Zuckererzeugnissen  zu  verhängenden  Geldstrafen  finden  die  Be- 
stimmungen der  §§  39  und  40  des  Gefällstrafgesetzes,  betreffend  das  höchste 
Ausmass  der  Geldstrafe,  keine  Anwendung,  insoferne  statt  des  dieses  Ausmass 
übersteigenden  Betrages  nicht  Arreststrafe  verhängt  wird. 

Verjährung  der  durch  ein  Straferkenntnis  noch  nicht  ausgesprochenen 

Geldstrafe. 

§   59. 
Der  Zeitraum    der  Verjährung   für   die    durch    ein   Straf erkenntnis   noch 
nicht   ausgesprochene  Geldstrafe  bei  Uebertretungen  der  Vorschriften  über  die 
Verbrauchsabgabe  von  Zuckererzeugnissen  wird  mit  3  Jahren  festgesetzt. 


Siebenter  Abschnitt. 

Uebergangsbestimmungen. 

Anzeigepflicht  hinsichtlich  der  Zuckervorräte,  diesfällige  Strafsanktion, 
Steuerbemessung  für  am  1.  August  1888  vorhandene  Zuckervorräte. 

§  60. 

Jedermann,  der  am  1.  August  1888  einen  Vorrat  an  steuerbaren  Zucker- 
erzeugnissen der  im  §  1,  Z.  1  bezeichneten  Art  von  mehr  als  100  kg  besitzt, 
ist  verpflichtet,  das  Nettogewicht,  sowie  den  Ort  und  die  Räume  der  Auf- 
bewahrung derselben  binnen  3  Tagen,  vom  1.  August  1888  an  gerechnet,  den 
hierzu  bestimmten  Finanzorganen  schriftlich  anzumelden. 

Die  Untei'lassung  dieser  Anmeldung,  sowie  Unrichtigkeiten  derselben, 
welche  mehr  als  5  Prozent  betragen,  werden  mit  Hfl.  für  je  100  kg  der  nicht 
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angemeldeten,  beziehungsweise  derjenigen  Zuckermenge,  um  welche  die  An- 
meldung von  dem  Zuckervoi-rate  abweicht,  bestraft. 

Auf  Grund  der  erwähnten  Anmeldung  werden  die  Zuckervorräte  amtlich 
konstatiert. 

Für  die  Betriebsperiode  1887/88  werden  die  auf  solche  Weise  erhobenen 
Zuckervorräte,  welche  am  1.  August  1888  ausser  den  unter  amtliche  Ueber- 
wachung  kommenden  Zuckererzeugungsstätten  sich  befinden  und  bei  der  Weg- 
bringung aus  diesen  Stätten  der  Forderung  der  Gebrauchsabgabe  unterliegen 
würden,  nach  Abzug  von  750,000  Meterzentner  Zucker  von  mindestens  99*/io  Pro- 
zent Polarisation,  in  die  Ermittelung  des  für  die  Betriebsperiode  1887/88  zu  er- 
zielenden Reinertrags  der  Zuckerbesteuerung  (§  2,  Z.  2  und  3  des  Gesetzes  vom 
27.  Juni  1878  und  §  3  des  Gesetzes  vom  18.  Juni  1880)  ebenso,  als  ob  sie  über 
die  Zolllinie  ausgeführt  worden  wären,  in  Rechnung  gezogen,  jedoch  für  100  kg 
Zucker  von  997io  Prozent  Polarisation  nur  11  fl.  und  für  100  kg  Zucker  von 
geringerer  Polarisation  als  99Vio  Prozent  nur  9  11.  50  kr.  berechnet. 

In  rücksichts würdigen  Fällen  kann  der  Finanzminister  solchen  Unter- 
nehmungen, welche  in  der  Betriebsperiode  1887/88  Konsumzucker  erzeugt  haben, 
auf  ihr  Ansuchen  die  Einlagerung  der  für  ihren  regelmässigen  Verschleiss  für 
3  Monate  erforderlichen  Mengen  Konsumzucker  auch  innerhalb  der  Erzeugungs- 
stätte in  gesicherten  Magazinen  unter  amtlicher  Mitsperre  gestatten.  Das  Ge- 
wicht der  in  dieser  Weise  eingelagerten  Zuckervorräte  ist  mit  Beginn  der  Be- 
triebsperiode 1888/89  amtlich  zu  erheben  und  in  die  Ermittelung  des  für  die 
Betriebsperiode  1887/88  zu  erzielenden  Reinertrags  so  einzubeziehen,  als  ob  sie 
sich  zu  derselben  Zeit  ausserhalb  der  betreffenden  Erzeugungsstätte  befinden 
würden.  Dieselben  können  unter  den  zum  Schutze  des  Staatsschatzes  erforder- 
lichen Bedingungen  und  Vorsichten  bis  längstens  31.  Oktober  1888  steuerfrei 
AUS  der  Erzeugungsstätte  in  den  freien  Verkehr  gebracht  werden. 

Bezeichnung  der  Zuckervorräte  mit  amtlichen  Marken. 

§  61. 
Steuerbare  Zuckererzeugnisse  aus  dem  am  1.  August  1888  im  Zollgebiete 
vorhandenen  Vorrate  sind  den  im  §  20  und  28  enthaltenen  Bestimmungen,  be- 
treffend das  Vorhandensein  der  amtlichen  Marken  und  der  Verpflichtung  der 
Nachweisung  des  Bezugs,  der  Versteuerung  oder  Verzollung  erst  vom  1.  Sep- 
tember 1888  an  unterworfen.  Die  steuerbaren  Zuckererzeugnisse,  welche  sich 
bei  den  im  §  27  bezeichneten  Personen  befinden,  werden  in  der  Zeit  bis  letzten 
August  1888,  insoferne  sie  nicht  zum  Behufe  des  Verschleisses,  der  Konsumtion 
oder  anderweitigen  Verwendung  ausser  Verpackung  bleiben  müssen,  mit  amt- 
lichen Marken  versehen.  Deshalb  sind  diese  Personen  verpflichtet,  bis  3.  August 
1888  die  steuerbaren  Zuckererzeugnisse,  welche  sie  am  1.  August  1888  vorrätig 
halten  und  die  noch  nicht  mit  amtlichen  Marken  versehenen  steuerbaren  Zucker- 
Erzeugnisse,  welche  sie  im  Laufe  des  Monats  August  1888  in  ihr  Gewerbslokal 
einbringen,  binnen  24  Stunden  zum  Behufe  der  Anbringung  der  amtlichen 
Marken  bei  dem  hierzu  bestimmten  Finanzorgane  anzumelden. 

Beginn  der  Wirksamkeit  des  Gesetzes  und  Vollzugsbestimmungen. 

§  02. 

Das  gegenwärtige  Gesetz  gilt  für  die  im  Reichsrate  vertretenen  König- 
reiche und  Länder  mit  Ausnahme  des  Zollausschlusses  von  Triest  und  tritt  hin- 
sichtlich der  §§  14  und  17  mit  1.  Juni,  hinsichtlich  des  §  27  Alinea  1  mit 
15.  Juli  und  hinsichtlich  der  übrigen  Bestimmungen  mit  1.  August  1888  in 
Wirksamkeit. 

Mit  dem  letzteren  Tage  werden  die  noch  in  Geltung  stehenden  Bestim- 
mungen des  Zuckersteuergesetzes  vom  27.  Juni  1878,  R.-G.-Bl.  Nr.  71,  dann  die 
Bestimmungen   des  Gesetzes   vom  18.  Juni  1880.   R.-G.-Bl.  Nr.  74,  mit  der  ße- 
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schränkung  ausser  Kraft  gesetzt,  dass  die  vor  der  Wirksamkeit  des  gegenwär- 
tigen Gesetzes  begangenen,  noch  nicht  rechtskräftig  entschiedenen  Uebertretungen 
^ier  Bestimmungen  jener  Gesetze  noch  nach  diesen  zu  behandeln  sind. 

§  63. 
Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  ist  Mein  Finanzminister  betraut. 

Budapest  am  20.  Juni  1888, 

Franz  Joseph  m.  p. 
Taaffe  m.  p.  Dunajewski  m.  p. 
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Das  bayrische  Staatsbudget  in  den  ersten  70  Jahren 
seit  Bestehen  der  Verfassung,  1819  —  1889. 

Von 

Wilhelm  Burkhard, 

kgl.  Regierungsrat  und  Landtagsabgeordneter. 

Am  22.  Juni  1819  erschien  zum  erstenmale  in  Bayern  nacli  Verkündung 
der  Verfassungsurkunde  ein  Finanzgesetz,  nämlich  jenes  für  die  Periode  1819  bis 
1825  nebst  dem  dazu  gehörigen  Finanzetat  über  Ausgabe  und  P]innahme,  welches 
von  dem  König  Maximilian  Joseph  auf  den  Antrag  des  Staatsministeriums  der 
Finanzen,  nach  Vernehmung  des  Staatsrates  und  —  soviel  die  Erhebung  der 
direkten ,  Veränderung  der  indirekten  Steuern ,  dann  die  Aufnahme  neuer  An- 
lehen  betrifft  —  mit  Zustimmung  der  ^lieben  Getreuen",  nämlich  der  Stände  des 
Reiches  erlassen  wurde. 

Das  Budget  wurde  also  damals  für  je  ein  Jahr  der  1.  Finanzperiode,  d.  h. 
auf  6  Jahre  (beginnend  je  mit  dem  1.  Oktober  1819  und  endigend  mit  dem 
letzten  September  1825)  festgesetzt;  ebenso  jenes  der  11.  bis  VIII.  Finanzperiode; 
nur  füt  die  VI.  Finanzperiode  (1849 — 1855)  wurden  die  Staatseinnahmen  und 
-Ausgaben  ,in  Rücksicht  der  gegenwärtigen  aussergewöhnlichen  Verhältnisse  und 
momentan  gesteigerten  Anfordei-ungen  an  die  Staatskasse"  anstatt  für  die  ganze 
nach  den  Bestimmungen  der  Verfassungsurkunde  Titel  VII,  §§  5  und  7  und  des 
Gesetzes  vom  15.  April  1840,  die  Abänderung  des  §  6  dieses  Titels  betreffend, 
anzunehmende  sechsjährige  Periode  vorerst  für  die  beiden  ersten  Jahre  1849/50, 
als  massgebend  erklärt  und  erst  im  Jahre  1852  (28.  Mai)  ein  weiteres  Budget 
für  den  vierjährigen  Zeitraum  1851 — 1855  veröffentlicht. 

Vom  Jahre  1868  an  hat  das  Abrechnungsjahr  mit  dem  1.  Januar  begonnen, 
weshalb  die  IX.  Finanzperiode  den  Zeitraum  vom  1.  Oktober  1867  bis  1.  Januar 
1870  umfasst. 

Von  der  X.  Finanzperiode  an  bis  heute  (XIX.  Finanzperiode)  hat  sodann 
das  Finanzgesetz  die  Staatseinnahmen  und  -Ausgaben  für  je  ein  Jahr  einer 
zweijährigen  Finanzperiode  festgesetzt. 

Von  der  IX.  Finanzperiode  an  (1868/69)  sind  in  das  Budget  auch  die 
„Verwaltungsausgaben"  mit  aufgenommen.  Während  also  bis  dahin  das  Budget 
als  , Nettobudget "  betrachtet  werden  muss   und  die  Staatseinnahmen  ohne  die 
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aus  der  Verwaltung  derselben  ei-wachsenden  Kosten  (im  ersten  Jahre  ungefähr 
I2V2  Prozent  der  Einnahmen)  vorgetragen  sind,  erscheint  das  Budget  seit  dem 
Jahre  1868  als  „Bruttobudget ",  von  dem  bei  Vergleichung  der  Sätze  vor  und 
nach  dem  Jahre  1868  die  Verwaltungsausgaben  erst  in  Abzug  zu  bringen  sind, 
um  ein  richtiges  Bild  der  Entwicklung  des  bayrischen  Staatsbudgets  zu  erhalten. 

Aus  diesem  Vorgang  erklärt  sich  auch  die  Thatsache ,  dass  das  Budget 
von  der  VIII.  zur  IX.  Finanzperiode  von  rund  47  Mill.  Gulden  auf  rund  87  Mill. 
Gulden  gestiegen  ist. 

Wenn  es  wahr  ist,  dass  der  Gesamthaushalt  eines  Volkes  dessen  volks- 
wirtschaftliches Leben  veranschaulicht,  so  spricht  ein  Rückblick  auf  die  Finanz- 
gesetze für  70  Jahre  eine  laute  Sprache,  die  Ziffern  geben  eine  objektive  finanz. 
wirtschaftliche  Geschichte,  die  wie  jede  andere  das  beste  Lehrmittel  für  die 
Zukunft  bildet. 

Lassen  wir  vorerst  die  Ziffern  sprechen;  eine  Zusammenstellung  der  ein- 
zelnen Titel  der  Staatseinnahmen  in  den  verflossenen  neunzehn  Finanz- 
perioden gibt  nachstehendes  Resultat: 
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Zusammeustelinng  der  eiuzeluen 


Finanzperiode 

Grund- 
steuer 

Haussteuer 

Gewerbe- 
steuer 

Ein- 
kommen- 
steuer 

Kapital- 

Areal-         Miet- 

1  Cli.  liK^U 

'    Steuer 

I.  1819-1825 

fl. 
5,940,230 
434,000 ') 

fl. 
454,000 
451,000^) 

fl. 
794,000 

fl.         1       fl. 
Familiensteuer : 
760,000 

II.  1825—1831 

5,898,300 

394,000 
457,700 ') 

766,000 

754,000 

III.  1831-1837 

2,274,045 
2,033,368  <) 

15,308 
162,597  3) 
384,288 
179,156'). 

715,202 

401,243 

IV.  1837—1843 

4,220,342 

484,907 
321,723 ») 

713,011 

396,900 

V.  1843—1849 

4,295,604 

680,162 
342,631  *) 

743,037 

402,820 

VI.  1849—1851 
1851—1855 

4,623,586 
4,647,168 

592,011 

262,662 ') 
606,028 
146,562  3) 

818,237 
844,298 

750,000 
51,883 ") 

730,657 
56,705 '") 

550,000" 
507,292 

VII.  1855-1861 

4,769,619 

661,600 
1,006  3) 

1,036,800 

316,800 

531,596 

VIII.  1861—1868 

5,403,375 

824,639 

1,284,066 

255,979 

562,980 

IX.         1868/69 

6,686,300 

1,011,900 

1,595,000 

344,000 

692,800 

X.         1870/71 

„ 

j, 

ji 

„ 

, 

XL         1872/73 

6,691,555 

1,127,120 

1,573,233 

422,764 

795,328- 

XII.         1874/75 

6,672,355 

1,163,800 

1,645,000 

500,000 

950,000 

XIII.         1876/77 

M. 

11,438,323 

M. 
606,240 

M. 

1,850,810 

M. 

3,371,110 

M. 

1,206,490 

M. 

1,823,480 

XIV.         1878/79 

11,438,323 

614,960 

2,675,930 

3,664,370 

1,242,460 

2,004,460 

XV.         1880/81 

11,461,450 

622,446 

2,900,000 

3,939,170 

1,290,000 

2,136,940 

XVI.         1882/83 

11,465,000 

629,200 

3,067,300 

4,947,500 

1,717,000 

3,157,000 

XVII.         1884/85 

11,500,000 

671,660 

3,470,086 

5,053,970 

1,671,483 

3,240,320 

XVIII.         1886/87 

11,508,000 

687,000 

3,720,500 

5,515,300 

1,739,500 

3,533,000 

XIX.         1888/89 

11,506,000 

700,000 

3,936,000 

5,595,600 

1,650,000 

3,550,000; 

1)  Nach  den  bezüglichen  Finanzgesetzen ,  wie  sie  in  den  Gesetz-  bezw.  Gesetz-  und  Ver- 
ordnungsblättern von  1819  S.  240,  1825  S.  150,  1831  S.  168,  1837  S.  154,  1843  S.  142,  1849  S.  494, 
1851  S.  242,    1856  S.  436,    1861  S,  114,   1868  S.  446,   1870  S.  328,    1872  S.  381,   1874  S.  413,    1876  S.  541, 
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Titel  der  Staatseinnahmen '). 


22a 


Erb- 
schafts- 
steuer 


Gebühren 


Stempel         Taxen 


Malz- 
aufschlasc 


Zölle  und 
sonstige 

indirekte 
Steuern 


Lehn-, Zins 
und  grund- 
herrliehe 
Gefälle 


Sonstige         Gesamt- 
Einnahmen     einnahmen 


IT 


M. 

1,500,000 
1,600,000 
1,650,000 
1,825,000 
2,000,000 


fl. 
552,000 

892,000 

812,698 

870,766 

919,880 

1,020,622 
1,050,000 

1,120,000 

1,210,000 
1,800,000 

7) 

1,653,503 
1,916,850 

M. 

1,610,180 

1,749,023 

Strafen 
868,000 

609,000 

607,500 

592,900 

597,600 


fl. 
1,703,933 

2,058,000 

1,685,176 

1,922,266 

2,170,000 

2,700,000 
2,950,000 

3,740,000 

4,500,000 
5,910,000 

5.245,000 
6,351,920 

M. 
14,475,090 

20,410,445 

Gebühren 
16,953,940 

18,663,840 

17,325,920 

17,637,100 

16,642,100 


fl. 
4,248,556 

4,620,000 

4,720,000 

4,633,612 

5,290,000 

5,500,000 
5,500,000 

5,700,000 

6,200,000 
9,351,150 

9,600,000 
10,340,830 

M. 

20,774,400 

22,549.722 

32,467,400 
31,915,350 
31,709,900 
32,279,500 
34,831,900 


fl. 
2,512,000 

2,060,000 

2,090,000 

3,094,772 

4,156,292 

5,364,648 
5,364,400 

5,250,000 

6,350,000 
10,694,000 

1,871,831 
784,100 

M. 
2,202,940 

2,615,810 

9,681,210 
13,418,580 
15,531,500 
19,931,610 
31,199,460 


fl. 
5,890,290 

4,800,000 

4,886,442 

5,103,955 

4,840,799 

4,441,744 
4,412,165 

4,284,333 

4,116,234 

4,829,080 

4,655,883 
4,601,605 

M. 

7,783,600 

7,605,615 

7,551,743 
7,514,372 
7,409,479 
7,378,326 
7,344,331 


fl. 

6,786,801 

4,432,260 
7,111,549 

8,499,217 

8,798,182 

11,475,406 
10,278,815 

13,982,128 

15,010,953 
46,230,000 

77,587,346 
88,770,463 

M. 

147,845,500 

145,063,230 

130,165,14 

130,001,291 

134,662,573 

134,955,041 

140,401,968 


31,126,811 

29,132,260 

24,874,266 
2,596,812*) 


29,281,361 
731,112  ^> 

32,036,407 

33,949,799 
37,591,090 

41,396,862 

46,720,597 

87,144,606 
28,636,048") 


110,188,260 

—  35,218,625 

123,696,923 

—  43,869,743 

M. 
257,460,763 

—  93,340,629 

221,633,348 

—  91,121,889 

221,741,445 

—  89,404,012 

228,705,333 

—  90,986,396 

234,462,573 

—  92,563,550 

241,491,646 

—  94,771,564 

260,037,121 
—100,273,666 


1878  S.  119,  1880  S.  86,  1882  S.  229,  1884  S.  139,  1886  S.  217,  1888  S.  210  veröft'entlieht  sind.  2)  Zugvieh- 
steuer, s)  Dominikaisteuer.  *)  An  den  Kreis  überwiesen.  5)  "Witwen-  und  Waisenfondsbeiträge. 
<>)  Die  Verwaltungsausgaben  sind  von  hieran  als  Abzugsposten  beigesetzt. 
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Hierzu  kommt  zu  bemerken : 

1.  Das  erste  Budget  hatte  mit  einem  Defizit  zu  arbeiten,  zu  dessen 
Deckung  im  Jahi-e  1819  ein  3  Millionen-Anlehen  aufgenommen  wurde,  trotzdem 
wuchs  dasselbe  bis  zum  Schlüsse  der  Finanzperiode  auf  fast  16  Mül.  Gulden  an. 
Zur  Deckung  des  Defizits  aus  der  1.  Finanzperiode  wurde  ein  16  Millionen- 
Anlehen  aufgenommen.  Am  Schluss  der  IL  Finanzperiode  war  bereits  ein  Aktiv- 
rest von  (i'/ä  Mill.  Gulden  vorhanden. 

2.  In  der  111.  Finanzperiode  wurden  verschiedene  Accisen  auf  Wein  beson- 
ders in  Unterfranken  aufgehoben. 

In  dei-selben  Zeit  (Gesetze  vom  15.  August  1827  und  17.  November  1837) 
erfolgte  die  Ausscheidung  der  Kreiskosten ,  Zuweisung  verschiedener  Staatsein- 
nahmen auf  den  Kreisfonds  und  Uebernahme  der  Staatsstrassen  auf  die  Staatskasse. 

Die  „sonstigen"  Einnahmen  stiegen  insbesondere  durch  den  Verkauf  der 
Staatsgüter,  welche  zwischen  1825—1837  ungefähr  7  Mill.  Gulden  ertrugen. 

3.  In  der  IV.  Finanzperiode  waren  „Erübrigungen"  aus  früheren  Finanz- 
perioden in  der  Höhe  von  11,116,199  fl.  vorhanden,  welche  in  der  V.  Finanzpei'iode 
auf  29  Vü  Mill.  Gulden  anwuchsen,  und  zum  grössten  Teil  zu  ausserordentlichen 
Militärausgaben,  zum  Teil  (7Vio  Mill.)  für  den  Eisenbahnbau  verwendet  wurden. 

4.  In  der  V.  Finanzperiode  wurden  die  ersten  Eisenbahnanlehen  zu  1,200,000 
und  1,000,000  fl.  —  Gesetze  vom  25.  August  1843  und  23.  Mai  1846  —  genehmigt. 

5.  In  dem  Budget  für  die  IX.  Finanzperiode  sind  die  Einnahmen  aus  fünf 
Quartalen  zusammengenommen,  infolge  der  Verlegung  des  Finanzjahres  vom 
1.  Oktober  auf  den  1.  Januar  jeden  Jahres. 

Zum  erstenmale  treten  wieder  Erübrigungen  aus  der  VIII.  Finanzj^eriode 
mit  3,559,379  M.  auf,  welche  teils  zu  ausserordentlichen  Militärausgaben,  teils  zur 
Erhöhung  des  Verlagskapitals  von  7,000,000  fl.  verwendet  wurden. 

6.  Für  die  X.  Finanzperiode  (1870/71)  wurde  wegen  der  Kriegswirren  ein 
neues  Budget  nicht  beraten,  sondern  das  früher  festgesetzte  Budget  einfach  als 
fortgeltend  erklärt. 

7.  In  der  XII.  Periode  betrugen  die  Erübrigungen  6,330,000  fl. ,  welche 
wiederum  zum  Teil  für  ausserordentliche  Militärausgaben,  zum  Teil  für  Erhöhung 
des  Verlagskapitales  auf  8,310,000  fl.  verwendet  wurden. 

Aus  der  französischen  Kriegskontribution  wurden  für  das  ordentliche  Budget 
der  XI.  Finanzperiode  11,200,000  fl.  und  der  XIII.  Periode  8,128.000  fl.  bestimmt. 

8.  In  der  XIII.  Finanzperiode  wurden  die  Ostbahnen  auf  den  Staat  über- 
nommen (Gesetz  vom  15.  April  1875)  und  damit  das  bayrische  Staatseisenbahn- 
wesen in  der  Hand  des  Staates  vereinigt.  Natürlich  hatte  dieser  Vorgang  eine 
bedeutende  Erhöhung  des  ganzen  Budgets  zur  Folge. 

Das  Verlagskapital  wird  in  der  XIV.  Finanzperiode  auf  44,953,000  M.  erhöht. 

9.  Von  der  XIV.  Finanzperiode  an  scheidet  das  Militärbudget  (42,158,603  M. 
ordentlicher  Militäretat)  aus  dem  bayrischen  Budget  aus,  ersteres  wird  gesondert 
vorgelegt  und  festgestellt.  Bis  zum  Jahr  1877  war  die  Entschädigung  aus  der 
Reichskasse  für  das  bayrische  Militärkontingent  (51,927,035  M.)  noch  eingerechnet. 
Vom  Jahr  1878  an  ist  diese  Entschädigung  sowie  das  Militärbudget  selbst  aus  dem 
bayrischen  Budget  verschwunden. 

10.  In  der  XV.  Finanzperiode  ist  ein  Defizit,  das  nach  der  General- 
finanzrechnung  pro  1878  sich  auf  10,033,800  M.  berechnet,  zu  decken.  Das 
Defizit  betrug  eigentlich  24,000,000  M.,  hiervon  wurden  14,108,480  M.  durch  den 
Aktivrest  der  XII.  Finanzperiode  gedeckt,  so  dass  noch  10,033,800  M.  restierten. 
Hierzu  wird  ein  Anlehen  in  diesem  Betrage  genehmigt.  Der  Betriebsfonds  der  Zen- 
tralstaatskasse (Verlagskapital)  wird  mittels  Anlehen  um  28,000,000  M.  erhöht 
(Gesetz  vom  19.  Februar  1879  und  25.  Februar  1880)  und  beträgt  nun  51,958,350  M. 
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11.  Das  Defizit  aus  der  XIV.  Finanzperiode  und  zurück  beträgt  in  der 
XVII.  Finanzperiode  12,891,679  M. ;  dasselbe  wird  aus  den  zur  Erhöhung  des 
Betriebskapitales  aufgenommenen  Anlehen  von  28,000,000  und  7,000,000  M.  ge- 
deckt, wodurch  das  zur  Erhöhung  des  Verlagskapitals  vorhandene  Kapital  auf 
22,108,320  M.  gemindert  wird.  Das  Verlagskapital  besteht  in  der  XVI.  Finanz- 
periode und  später  in  38,951,839  M. 

Aus  dem  Verwaltungsjahre  1880  ist  nach  der  Generalfinanzrechnung  pro 
1882  ein  weiteres  Defizit  von  6,706,300  M.  vorhanden,  das  durch  Anlehen  ge- 
deckt wird.  Die  Einnahmen  wurden  hauptsächlich  durch  Erhöhung  des  Malz- 
aufschlages von  4  auf  6  M.  (Gesetz  vom  31.  Oktober  1879)  erhöht. 

12.  Aus  der  XV.  Finanzperiode  besteht  noch  ein  Defizit  von  5,581, 657  M., 
das  durch  die  Mehreinnahmen  des  Jahres  1882  gedeckt  wird. 

13.  Zum  erstenmale  erscheinen  in  der  XVIII.  Finanzperiode  wieder  E  r- 
übrigungen  und  zwar  nach  der  Generalfinanzrechnung  pro  1883  im  Betrage 
von  6,418,378  M.  aus  der  XVI.  Finanzperiode.  Dieselben  werden  zu  militärischen 
Bedürfnissen,  zu  Neubauten  und  zur  Staatshilfe  aus  Anlass  des  durch  üeber- 
schwemmungen  herbeigeführten  Notstandes  (1,620,000  M.)  verwendet. 

14.  Die  Erübrigungen  aus  der  XVII.  Finanzperiode  1884/85,  sowie  die  Mehr- 
einnahmen aus  dem  Verwaltungsjahr  1884  betragen  über  10,000,000 ,  welche 
hauptsächlich  zu  Neubauten  verwendet  werden.  Die  Erübrigungen  im  Jahr  1886 
betrugen  21,760,900  M.,  ausser  dem  Verlagskapital  von  38,951,839  M. 

15.  Unter  den  budgetierten  Einnahmen  von  Zöllen  und  sonstigen  indirekten 
Staatsabgaben  der  XIX.  Finanzperiode  befinden  sich:  12,200,000  M.  Branntwein- 
steueranteil, 14,600,000  M.  Tabak  und  Zölle  aus  der  Reichskasse,  3,188,060  M.  für 
Erhebung  und  Verwaltung  der  Zölle  aus  der  Reichskasse,  1,040,000  Hundesteuer. 

16.  Seit  dem  Jahre  1870  fliessen  die  Erträgnisse  der  Zölle,  der  Steuern 
von  Rübenzucker,  Tabak  und  Salz  ganz  in  die  Reichskasse,  während  sie  früher 
nach  der  Bevölkerungzahl  der  Zollvereinsstaaten  verteilt  wurden;  Bayern  hat 
sich  femer  die  Besteuerung  des  inländischen  Branntweins  und  den  Malzauf- 
schlag, sowie  das  Einkommen  aus  Post-  und  Telegraphenwesen  vorbehalten, 
infolge  dessen  ist  sein  Anteil  bei  den  Matrikularbeiträgen  grösser.  Die  Militär- 
ausgaben werden  durch  das  Reich  verrechnet,  aber  noch  im  bayrischen  Budget 
durchgeführt  bis  zum  Jahre  1877  in  dem  im  Reichsbudget  ausgeworfenen  Ge- 
samtbetrage. Diese  Militärausgaben  werden  aus  den  Matrikularbeiträgen  und 
den  Reichssteuern  genommen.  Für  Erhebung  der  Zölle  erhält  Bayern  Pauschal 
summen,  ebenso  für  Erhebung  der  Rübenzucker-  und  Tabaksteuer  bestimmte 
Prozente  der  Roheinnahmen.  Seit  dem  Jahr  1885  werden  die  Erträge  an  Zöllen 
und  Tabakssteuer  über  130  Mill.  Mark  den  einzelnen  Bundesstaaten  nach  Mass- 
gabe der  Bevölkerung  überwiesen. 

Daher  rührt  insbesondere  die  Abnahme  der  „Einnahmen  und  Zölle  und 
sonstigen  indirekten  Steuern"  in  der  XI.  Finanzperiode. 

Vom  1.  Oktober  1887  an  tritt  Bayern  der  deutschen  Branntweinsteuer- 
gemeinschaft bei,  so  dass  der  auf  Bayern  trefiende  Anteil  der  Branntweinsteuer 
vom  Reich  herausbezahlt  wird. 

17.  Unter  den  „sonstigen  Einnahmen"  ertragen:  Berg-  und  Salinengefälle 
6,634,678  M.,  Oekonomie  2,089,010  M.  Auf  die  Einnahmen  aus  Eisenbahn,  Post 
und  Telegraphen,  Forsten,  sowie  die  entsprechenden  Ausgaben,  komme  ich  später 
zu  sprechen. 

Zunächst  folgt  eine  Zusammenstellung  der  verschiedenen  Gruppen  der 
Staatseinnahmen,  sowohl  in  ihren  Hauptsummen  als  nach  dem  Verhältnis  der 
einzelnen  Kategorien  unter  sich  und  zu  dem  Gesamtbudget  hergestellt,  wobei 
die  Staatsverwaltungsausgaben  (seit  1868)  vorgemerkt  sind. 
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Zusammenstellung  der  verschiedenen 

Grund- 

und  Haussteuer 

Personalsteuem 

Direkte  Steuern 

Finanz- 
periode 

Summe 

Prozent 

der             des 
direkten     Gesamt- 
Steuern       budgets 

Prozent 

des           der 
Bud-     direkten 
gets      Steuern 

Pro- 
zent 
des 
Bud- 
gets 

Summe 

I. 

fl. 
7,279,230 

82,4 

23 

4,5 

17,6 

27,5 

fl. 
8,833,230 

II. 

6,740,000 

81,3 

23,2 

5,3 

18,7 

28,5 

8,270,000 

in. 

5,048,722 

83,5 

20,3 

1,7 

16,5 

22 

6,045,707 

IV. 

5,026,972 

81,9 

19,1 

3 

17 

21 

6,136,883 

V. 

5,218,397 

82,2 

16,3 

3,7 

17,8 

20 

6,361,254 

VI. 

5,478,259 
5,593,788 

71,8 
74,2 

16,4 
14,9 

6,1 
5,1 

28,2 
25,8 

22,5 
20 

7,648,379 
7,532,710 

VII. 

5,452,225 

74,3 

13,1 

4,6 

25,7 

17,7 

7,317,421 

VIII. 

6,230,013 

66,7 

13,4 

6,6 

33,2 

20 

9,333,037 

IX. 

7,698,200 

74,7 

8,8 

3,2 

25,3 

12 

10,330,000 
—   292,810 ') 

X. 

n 

» 

» 

» 

r> 

f 

r 

XI. 

7,818,675 

75,3 

7,1 

2,4 

24,7 

9,5 

10,610,000 
-    264,000 

XII. 

7,736,155 

70,8 

6,2 

2,4 

29,2 

8,8 

10,931,155 
—   313,655 

XIII. 

M. 
13,895,373 

68,4 

5,4 

1,6 

31,6 

7 

M. 

20,296,451 
—   621,118 

XIV. 

13,727,213 

63,4 

6,2 

3,4 

36,6 

9,8 

21,640,503 

—   566,987 

XV. 

14,983,896 

67,2 

6,8 

3,3 

42,8 

10,1 

22,350,000 
—    651,496 

XVI. 

15,161,500 

60,4 

6,6 

3,3 

39,6 

10,9 

24,983,000 
—   826,500 

XVII. 

15,641,746 

61 

6,6 

4,3 

39 

10,9 

25,607,510 
—   827,930 

XVIII. 

15,915,500 

59,5 

6,6 

4,4 

40,5 

11 

26,703,300 
—   849,840 

XVIX. 

16,137,000 

59,1 

6,2 

4,1 

40,9 

10,3 

26,934,000 
—   832,050 

1)  Hier  und  in  der  Folge  sind  die  Verwaltungsausgaben  als  Abzugsposten  vorgemerkt. 
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Gruppen 

der  Staatseinnahmen. 

Indirekte  Staatsauflagen 

Malz- 
aufschlag 

Taxen,  Stempel, 
Gebühren,  Strafen 

a)  Eisenbahn 

b)  Post 

Prozent 

des 
Budgets 

Summe 

Prozent 

des 
Budgets 

Prozent 

des 
Budgets 

Forst- 

und 

Jagdgefälle 

■ 

fl. 

fl. 

fl. 

28,5 

9,016,489 

13,4 

7,2 

— 

2,044,000 

33 

9,630,000 

16 

10,1 

— 

2,044,000 

38 

9,307,868 

13,7 

10,1 

— 

1,822,000 

35,5 

10,541,416 

16 

10,1 

— 

2,247,530 

39,5 

12,536,172 

16,5 

12,8 

- 

3,265,171 

44,5 
39,5 

14,585,270 
14,864,400 

16 
15 

11 
11 

a)  800,000 

b)  417,000 

a)  1,130,000 

b)  300,000 

2,600,000 
2.900,000 

38 

15,810,000 

13,7 

11,8 

a)  3,000,000 

b)  300,000 

3.500,000 

39,2 

18,260,343 

13,2 

12,2 

a)  5,003,256 

b)  570,000 

5,000,000 

32 

27,755,150 

—  2,253,206 1) 

10,6 

8,1 

a)  21,855,520 

b)  3,450,700 

12.314.570 

16,8 

18,370,331 
-  2,303,920 

1) 
8,7 

7,2 

a)  27,069,466 

b)  3,837,286 

13,850,000 

15,5 

19.293,700 
-  2,449,375 

8,3 

7,6 

a)  33,997,400 

b)  4,494,736 

7,113,968 

15,5 

M. 
39,162,210 

-  4,826,780 

8 

6,6 

M. 

a)  84,145,726 

b)  8,001,100 

M. 
30,236,100 

21,4 

47,324,000 
—  5,120,815 

10,1 

10 

a)  85,553,304 

b)  9,739,155 

29,878,180 

28 

61,470,550 
-  5,968,474 

15,9 

8 

a)  8.3,157,623 

b)  10,163,906 

24,726,800. 

29 

66,216,770 
—  7,574,772 

14 

8,5 

a)  84,338,216 

b)  12,173,556 

22,756,270. 

29 

66,824,826 
—  8,921,152 

13,6 

7,7 

a)  86,933,141 

b)  13,005,256 

22,818,978 

30 

72,266,140 
—  9,848,363 

13,4 

7,6 

a)  86,293,183 

b)  14,316,190 

23,475,243 

32,8 

85,251,060 
-10,646,453 

13,4 

6,6 

a)  88,846,032 

b)  16,482,270 

24,136,999 
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228  Wilhelm  Burkard, 

Aus  dieser  Zusammenstellung  ergeben  sich  folgende  interessante  Schlüsse : 

Das  Gesamtbudget  des  bayrischen  Staates  ist  von  31,126,811  fl. 
(55,226,850  M.)  auf  260,037,121  M.  gestiegen,  was  im  Verhältnis  zu  100  M. 
389  Prozent  repräsentiert;  die  eigentlichen  Staatseinnahmen  und  Staatsausgaben 
(Nettobudget)  stiegen  von  53,226,850  M.  auf  159,763,455  M.  oder  300  Prozent. 

Die  Grundsteuer  (inkl.  Zugviehsteuer)  ist  von  6,374,220  fl.  (9,657,616  M.) 
auf  rund  11,506,200  M.  (18  Prozent)  gestiegen.  Die  Grund-  undHaussteuer 
zusammen  von  7,279,200  fl.  (12,247,843  M.)  auf  26,934,000  M.,  was  einer  Steigerung 
um  32  Prozent  gleichkommt.  Die  Personalsteuern  (Kapitalrenten-,  Einkommen- 
und  Gewerbesteuer)  sind  von  1,554,000  fl.  (2,657,340  M.)  auf  10,797,700  M.,  also 
um  302  Prozent  gestiegen. 

Die  direkten  Steuern  sind  zusammen  von  8,833,230  fl.  (15,104,823  M.) 
auf  26,101,950  M.  (netto)  gestiegen,  d.h.  sie  haben  um  73  Prozent  zugenommen. 

Die  indirekten  Steuern  und  Staatsauflagen  sind  von  9,016.489  fl. 
(15,418,207  M.)  auf  74,604,607  M.  (netto),  d.  h.  um  383  Prozent  gestiegen. 

Die  Einnahmen  aus  dem  Malzaufschlag  waren  in  der  I.  Finanz- 
periode auf  4,278,556  fl.  (7,265,030  M.  netto) ,  in  der  XIX.  Finanzperiode  auf 
34,831,900  M.  (brutto)  etatisiert,  was  einer  Steigerung  der  Erträgnisse  um  366 
Prozent  gleichkommt,  und  einer  Steigerung  der  Nettoeinnahmen  von  260  Pro- 
zent entspricht. 

Die  T  a  X  e  n  und  Stemp  el  waren  im  Jahre  1819  mit  2,255,933  fl.  (3,867,648  M.) 
eingesetzt,  während  die  Gebühren  und  Straf en  im  Jahre  1888  mit  17,239,700 M. 
budgetiert  waren ,  wovon  690,950  M.  Verwaltungskosten  in  Abzug  kommen ,  so 
dass  die  Steigerung  der  Nettoerträgnisse  320  Prozent  ausmacht. 

Betrachtet  man  aber  die  einzelnen  Gruppen  der  Staatseinnahmen  zum 
ganzen  Budget,  so  flndet  man,  dass  die  Erträgnisse  aus  der  Grund-  und 
Haussteuer  in  der  I.  Finanzperiode  23  Prozent  das  ganze  Budgets  ausmachten, 
während  sie  in  der  laufenden  Finanzperiode  nur  noch  6,2  Prozent  der  Gesamt- 
einnahmen erreichen;  unter  den  direkten  Steuern  ertrugen  sie  1819  an 
82,4  Prozent,  heute  nur  noch  59,1  Prozent. 

Die  direkten  Steuern  zusammengenommen  stellten  in  der  I.  Finanz- 
periode 27 V2  Prozent,  heute  nur  noch  10,3  Prozent  des  Gesamtbudgetansatzes 
—  16  Prozent  der  Nettoeinnahmen  —  dar,  während  die 

indirekten  Steuern  früher  28  V«  Prozent,  in  der  laufenden  Finanz - 
Periode  aber  32,8  Prozent  des  Gesamthaushaltes  —  47  Prozent  der  Nettoein- 
nahmen —  abwerfen  sollen. 

Der  Malz  auf  schlag  ist,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  so  ziemlich  gleich 
mit  dem  ganzen  Budget  angewachsen  und  betrug  in  der  I.,  wie  in  der  XIX. 
Finanzperiode  nicht  ganz  14  Prozent  der  gesamten  Staatseinnahmen,  wogegen 
er  unter  den  Reineinnahmen  von  14  Prozent  auf  21  Prozent  derselben  ge- 
stiegen ist. 

Die  Einnahmen  aus  den  Gebühren  sind  im  Verhältnis  zum  Gesamt- 
budget etwas  zurückgegangen;  sie  stellten  im  Jahr  1819  an  7,2  Prozent  dar, 
während  sie  in  der  jüngsten  Budgetperiode  nur  6,6  Prozent  aller  Einnahmen 
repräsentierten.  Dagegen  bildeten  sie  im  Jahr  1819  die  obigen  7,2  Prozent  aller 
Reineinnahmen,  während  sie  im  Jahr  1888  noch  10,4  Prozent  der  Reineinnahmen 
ertragen  sollen. 
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Nach  diesen  Erörterungen  dürfte  es  am  Platze  sein,  auch  die  Staats- 
ausgaben und  Staatsverwaltungsausgaben  einer  summarischen  Betrachtung  zu 
unterziehen. 

Die  folgende  Zusammenstellung  einiger  Zweige  der  Staats-  und  Verwal- 
tungsausgaben ergiebt  nachstehendes  Resultat: 
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Zusammenstellung 


Finanzperiode 

Kultus 

Summe 

Erziehung 

und 

Bildung 

Industrie 
und 

kathol. 

Protest. 

israel. 

sonstiger 

Kultur 

I.  1819/25 

— 

— 

— 

— 

1,195,000 

692,000 

108,200 

II.  1825/31 

— 

— 

— 

— 

1,251,000 

755,000 

66,000 

III.  1831/37 

- 

— 

— 

— 

1,346,617 

311,000 

143,591 

IV.  1837/43 

1,059,544 

295,672 

- 

— 

1,355,217 

1,070,733 

191,191 

V.  1843/49 

1,092,347 

315,581 

- 

— 

1,407,921 

317,455 

129,000 

yj    1849/51 

1,186,631 

355,631 

— 

— 

1,541,267 

736,765 

171,434 

1851/55 

1,189,889 

369,606 

— 

2,421 

1,551,916 

792,867 

297,699 

VII.  1855/61 

1,195,275 

375,455 

— 

— 

1,576,710 

900,000 

324,393 

VIII.  1861/67 

1,240,522 

433,623 

- 

- 

1,674,145 

1,115,073 

404,657 

IX.  1867/69 

1,411,042 

599,827 

- 

- 

2,010,469 

1,523,916 

509,349 

X.  1870/71 

T 

n 

— 

- 

« 

n 

n 

XI.  1872/73 

1,530,212 

742,848 

5,500 

- 

2,278,560 

2,565,775 

342,500 

XII.  1874/75 

1,897,885 

986,157 

7,740 

— 

2,791,830 

3,454,790 

470,840 

XIII.  1876/77 

3,371,750 

1,809,585 

14,023 

1,153,286 

6,348,643 

13,350,397 

996,405 

XIV.  1878/79 

3,398,536 

1,803,137 

14,000 

1,126,400 

6,342,073 

13,060,706 

902,626 

XV.  1880/81 

3,321,448 

1,788,885 

20,663 

907,301 

6,014,317 

13,002,950 

891,325 

XVI.  1882/83 

3,296,400 

1,749,627 

14,000 

954.042 

6,014,119 

12,753,917 

942,003 

XVII.  1884/85 

3,287,229 

1,776,133 

14,000 

1,036,859 

6,114,221 

13,250,337 

1,557,094 

XVIII.  1886/87 

3,278,411 

1,750,296 

14,000 

1,098,310 

6,141,017 

13,453,323 

1,075,660 

XIX.  1888/89 

3,278,840 

1,786,785 

14,000 

1,145,811 

6,221,436 

14,140,898 

1,198,236 
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Staatsschuldentilgung 
und 
Verzinsung 


Militär 


Eisenbahnen 
und 
Post 


Forst- 
ver- 
waltung 


7,366,987 
8,355,000 
8,100,668 

8,746,294 

8,746,294 

9,966,000 

9,810,000 
12,719,300 
13,556,376 

16,506,200 

16,873,376 
16,089,150 


a)  Staatsschuld 

8,679,445 

b)  Eisenbahnsclmld 

28,778,630 

41,446,222 

c)  Grundrentenschuld 

727,095 

Eigenes  jähr- 

a)           6,749,870 

liches  Militär- 

b)         32,996,171 

budget 

c)               761,562 

(getrennt  vom  bayr 
Staatsbudget) 

a)            9,290,236 

(42,158,603) 

b)           35,833,897 

(42,690,027) 

c)               702,495 

a)           10,008,279 

b)           37,212,587 

(43,715,803) 

c)                747,872 

a)  12,253,397 

b)  37,983,059 

c)  777,947 

d)  Landeskulturrentenanstalt    32,753 


a) 
b) 
c) 

a) 

a) 
b) 
c) 
d) 


10,268,125 

38,035,952 

609,531 

4,800 

12,877,828  , 
38,284,762  ( 
597,929  \ 
4,850 


51,765,364 


8,248,209 
7,290,000 
6,163,976 
6,000,000 

7,319,976 
4,210.000 

8,522,000 
1,250,000 

10,042,000 

9,075,900 

11,415,000 

14,975,465 
2,580,341 


19,076,748 


20,172,110 


(43,490,595) 


(45,463,447) 


(74,396,421) 
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Im  Budget  nicht 

ausgeschieden 


12,694,048 
2,943,000 


17,553,680 
3,549,036 

22,720,245 
4,318,137 

54,356,370 
8,047,810 


53,210,407 
8,925,387 


51,606,547 
9,487,345 

50,540,868 
11,349,155 


49,756,217 
11,711,229 


50,802,383 
12,545,667 


53,125,205 
14,643,877 


5,811,570 

■ 
6,151,300 

7,113,968 

13,641,096 

13,106,703 

12,937,690 

12,778,395 

12,549,555 
12,556,795 
12,709,235 


232  Wilhelm  Burkhard, 

Aus  vorstehender  Tabelle  sind  nachstehende  Schlüsse  zu  ziehen: 

1.  Die  Kultusausgaben  erforderten  im  Jahre  1819  an  3,8  Prozent  des 
Einnahmenbudgets ,  in  der  laufenden  Finanzperiode  ungefähr  2,4  Prozent  der 
Brutto-  und  4,2  Prozent  der  Nettoeinnahmen,  bezw.  der  eigentlichen  Staats- 
ausgaben. 

2.  Die  Ausgaben  auf  Erziehung  und  Bildung  in  der  I.  Finanzperiode 
2,2  Prozent,  in  der  XIX.  Periode  5,4  Prozent  des  Budgets,  und  9,3  Prozent  der 
Staatsausgaben. 

3.  Die  Ausgaben  für  Industrie  und  Kultur  0,3  Prozent  gegen  0,5  Pro- 
zent bezw.  0,8  in  der  laufenden  Finanzperiode. 

4.  Der  ordentliche  Militäretat  repräsentierte  im  Jahr  1819  an 
26,5  Prozent  des  Gesamtbudgets;  im  Jahr  1888  an  22  Prozent  des  Budgets 
inkl.  des  Militäretats  und  33  Prozent  der  Nettoeinnahmen. 

5.  Die  Ausgaben  für  Staatsschuldentilgung  forderten  in  der  I.  Finanz- 
periode 23,6  Prozent,  in  der  laufenden  19,9  Prozent  des  Gesamtbudgets;  und 
32,5  Prozent  der  eigentlichen  Staatsausgaben. 

6.  Die  Kultusausgaben  sind  in  den  XIX  Finanzperioden  im  Verhältnis 
zu  denselben  Ausgaben  in  der  I.  Finanzperiode  um  204  Prozent ,  jene  für  E  r- 
^iehung  und  Bildung  um  920  Prozent,  für  Industrie  und  Kultur  um 
527  Prozent,  für  Staatsschuldentilgung  um  301  Prozent  und  die  laufenden 
Militärausgaben  um  165  Prozent  gestiegen;  dabei  sind  aber  die  ausser- 
ordentlichen Militärausgaben  nicht  gerechnet  ^),  welche  ihre  Deckung  zum 
Teile  durch  die  Erübrigungen,  zum  Teil  durch  die  Kriegsentschädigang  aus  dem 
Jahr  1871,  zum  Teil  durch  Anlehen  fanden. 

7.  Das  gesamte  Staatsbudget  steigert  sich,  wie  oben  bemerkt,  um  389  Pro- 
zent. Hiervon  kommen  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  im  Jahre  1818:  14,8  M. ; 
im  Jahr  1888:  49,5  M.  des  Gesamtbudgets,  bezw.  30,14  M.  der  eigentlichen 
Staatsausgaben,  was  einer  Steigerung  um  224  Prozent,  bezw.  104,8  Prozent  per 
Kopf  gleichkommt. 

Die  Gesamtausgaben  betragen  260,037,124  M.,  hiervon  sind  159,768,455  M. 
eigentliche  Staatsausgaben  (30,14  M.  pro  Kopf),  während  100,273,666  M. 
(18,9  M.  pro  Kopf)  auf  die  V  e  r  w  a  1 1  u  n  g  treffen ;  danach  beträgt  die  Steigerung 
der  eigentlichen  Staatsausgaben  in  Bayern  202  Prozent. 

Die  Verwaltungsausgaben  nehmen  heute  rund  40  Prozent  des 
Gesamtbudgets  in  Anspruch. 

8.  Die  Reineinnahmen  aus  den  Eisenbahnen  betrugen  nach  dem 
Budget  für  das  Jahr  1888:  35,718,817  M.,  aus  den  Forsten:  11,427,764  M., 
was  22,3  Prozent,  bezw.  7,2  Prozent  der  Reineinnahmen  überhaupt  darstellt. 

9.  Wie  schon  öfter  erwähnt,  beruhen  alle  diese  Angaben  auf  den  Budget- 
ansätzen, wie  sie  durch  die  bezüglichen  Finanzgesetze  genehmigt  sind. 

Die  wirklichen  Staatseinnahmen  nach  den  thatsächlichen  Erträgnissen, 
bezw.  der  Staatshaushalt  in  Bayern  weicht  von  den  Budgetansätzen  zwar  in 
fast  allen  Ziffern  ab,  aber  das  Verhältnis  der  einzelnen  Einnahmen  und  Aus- 
gaben zu  einander  wird  dadurch  nicht  gerade  wesentlich  verändert. 


1)  Die  ausserordentlichen  Militärausgaben  können  in  den  19  Finanzperioden  zusammen 
nach  den  ausserordentlichen  Bewilligungen  auf  vielleicht  300  Mill.  Mark  veranschlagt  werden. 
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Der  eigentlich  wirkliche  Staatsaufwand  ist  aus  den  General  finanz- 
rech nun  gen  zu  ersehen,  welche  jedem  Budgetlandtag  nach  der  Verfassungs- 
urkunde vorgelegt  werden  müssen. 

Doch  auch  nach  diesen  ist  eine  Vergleichung  der  einzelnen  Posten  bis 
zum  Beginn  unseres  Verfassungslebens  in  Bayern  überaus  schwer  zusammen- 
zustellen, was  seinen  Grund  in  der  verschiedenartigen  Gruppierung  der  einzelnen 
Teile  der  Rechnungen,  in  der  Zu-  und  Wegrechnung  der  Verwaltungsausgaben, 
und  Erhebungskosten  sowie  in  der  Verwendung  der  nachträglichen  Einnahmen 
und  Erübrigung  bezw.  Deckung  der  Aktiv-  und  Passivüberschüsse  aus  früheren 
Finanzperioden  unter  Berücksichtigung  der  Ausstände  und  Nachlässe  hat. 

Nur  zum  Vergleiche  gibt  die  folgende  Zusammenstellung  die  Uebersicht 
der  Ziffern  nach  den  Generalfinanzrechnungen  pro  1819/20,  1829/30,  1848/49,  1868, 
1877  und  1885  im  Gegenüberhalte  zu  den  Budgetsätzen  der  I.,  11.,  V.,  IX.,  XIII. 
und  XVII.  Finanzperiode. 

Eine  genaue  authentische  Zusammenstellung  des  bayrischen  Staatshaus- 
haltes in  den  Jahren  1876 — 1886  auf  Grund  der  Staatsrechnungen  findet  sich 
im  jFinanzarchiv",  Jahrg.  V,  Bd.  2,  S.  768 — 793,  welche  den  Staatshaushalt  voll- 
ständig nach  dem  Rechnungsschema  in  allen  Einzelziffern  wiedergibt.  Ich  bitte, 
dieselbe,  welche  erst  erschienen  ist,  nachdem  gegenwärtiger  Essay  bereits  zum 
Drucke  vorbereitet  war,  hierher  zu  vergleichen. 
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I 


I.  Einnahmen: 

Grundsteuer 

Zugviehsteuer 

Haussteuer 

Dominikaisteuer 

Gewerbesteuer 

Familiensteuer  Einkommen     .     .     . 
Kapitalrenten      .     . 

Direkte   Steuern,    Summe     . 

Tax-  und  Stempelsteuer      .     .     .     . 

Erbschaftssteuer 

Aufschlag 

Zoll  und  sonstige  indirekte  Steuern 
Indirekte   Steuern,   Summe 
Lehen-,  Zins-,  Grundrentengefälle    . 

Eisenbahneinnahmen 

Forstgefalle 

Summe    der   Einnahmen    .     . 

II.  Staatsall  sgaben : 

Kultus 

Erziehung  und  Bildung      .... 

Industrie 

Staatsschuldentilgung 

Militär 

III.  Yenvaltongsansgraben       .    . 

Summe   aller   Ausgaben    .     . 

Ueberschuss  der  Einnahmen   .     .     . 

Ueberschuss  der  Ausgaben      .     .     . 
Verlagskapital       


1819/20 


Wirklich 


5,957,050 
457,511 
461,081 
455,026 
776,976 

754,021 

8,861,668 

603,050 
2,100,508 

4,633,339 
1,975,307 
9,312,251 
4,803,205 

2,196,717 
35,592,255 


919,592 

661,150 

65,801 

7,737,511 

8,248,209 


Budget 


3,704,710 
32,737,505 

2,864,749 


5,940,230 
434,000 
454,000 
451,000 
794,000 

760,000 

8,833,230 

552,000 
1,703,933 

4,248,556 
2,512,000 
9,016,489 
5,890,290 

2,044,000 
31,126,811 

1,195,000 

692,000 

108,200 

7,366,987 

8,248,209 


1829/30 


Wirklich 


31,126,811 


5,853,858 

406,336 
497,833 
788,264 

755,693 

8,251,887 

875,217 
2,125,821 


4,  (320, 
2,060, 


4,475,909 
2,109,795 
9,407,714 
5,330,112   4,800, 


Budg 


5,898. 

394. 
457, 
766, 

754, 

8,270, 

892, 
2,058, 


2,603,836 
29,832,333 

123,502 

743,244 

66,100 

8,220,801 

7,290,000 

3,570,079 

28,841,954 

990,418 
+  5,032,353 

6,935,978 


2,044,1 
29,132,: 


l,i;51,< 

755,( 

66,( 

8,355,( 

7,290,( 
29,126,e 


>)  Auch  das  Verwaltungsjahr  1888  schliesst  nach  einer  glaubhaften  Mitteilung  wieder  mit  einam 
deutenden  üeberschusse  ab. 
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1848/49 

1868 

1877 

1885 

rii-kiich 

Budget 

Wirklich 

Budget 

Wirklich 

Budget 

Wirklich 

Budget 

,495,146 

4,295,604 

6,658,102 

6,686,300 

11,474,432 

11,438,323 

11,513,068 

11,500,000 

612,871 

580,162 

1,018,848 

1,011,900 

3,161,188 

2,457,050 

4,257,938 

4,141,740 

32L469 

342,631 

- 

- 

— 

— 

— 

- 

■154 

743,037 

1,511,994 

1,595,900 

3,759,936 

3,371,110 

5,322,446 

5,053,970 

490,081 
502,208 

402,830 
550,000 

365,211 
721,218 

344,070 
692,800 

1,212,543 

1,987,557 

1,206.490 
1,823,480 

1,645,401 
3,463,792 

1,671,480 
3,240,320 

,075,539 

6,361,254 

10,275,575 

10,380,000 

21,595,634 

20,296,453 

26,202,646 

25,607,510 

952,146 
,488,430 

919,880 
2,170,000 

5,273,942 

5,910,000 

15,022,083 

1,807,490 

14,475,090 
1,610,180 

17,227,497 

17,325,910 

— 

— 

— 

— 

- 

2,103,402 

1.650,000 

,085,495 
,768,674 

5,290,000 
4,186,292 

8,823,201 
10,832,969 

9,351,150 
10,694,000 

24,018,915 

22,936,940 

33,770,109 
14,057,406 

31,709,900 
15,531,500 

,294,746 

12,536,172 

26,622,714 

27,755,150 

50,848,498 

39,162,210 

67.158,414 

66,824,820 

,682,761 

4,840,799 

4,719,919 

4,829,050 

7,701,749 

7,783,600 

7,415,168 

7,409,479 

430,135 

800,000 

22,464,812 

21,855,520 

79,163,674 

84,145,724 

83,839,086 

86,533,141 

,681,271 

- 

11,222,586 

12,314.570 

25,983,990 

30,236,100 

25,500,500 

22,818,978 

.163,649 

32,186,407 

90,000,184 

87,144,606 

262,689,542 

267,366,288 

247,265,406 

234,462,573 

402,069 

1,541,262 

1,417,797 
597,683 

1,411,042 
599,827 

6,012,707 

6,348,644 

5,922,777 

6,114,221 

334,795 

736,765 

1,507,415 

1,523,916 

13,532,858 

13,320,397 

13,411,324 

13,250,337 

129,195 

171,434 

491,489 

509,349 

1,080,455 

996,405 

1,031,260 

1,557,095 

814,208 

9,966,000 

15,599,118 

16,506,200 

39,202,372 

38,185,170 

50,672,889 

51,047,156 

542,000 

8,542,000 
1,250,000 

14,975,245 

14,975,465 

55,523,263 

51,451,747 

- 

- 

693,816 

— 

32,071,005 

28,636,048 

87,684,715 

93,340,639 

96,171,928 

92,563,550 

745,420 

32,136,407 

89,300,194 

87,144,606 

271,239,695 

267,366,288 

241,638,864 

241,899,023 

700,481 

— 

699,990 
+  1,166,746 

Vorjahr 

+  13,775,861 

— 

21,760,901 ' 

— 

— 

— 

—  1,200,000 

— 

—  8,549,953 

— 

— 

— 

940,668 

— 

7,000,000 

— 

16,874,432 

— 

38,951,839^ 

^)  Der  gesamte  Aktivrest  im  Jahre  1885  entzifferte  sonach  60,712,740  M. 
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936  '     Wilhelm  Burkhard, 

Hierzu  seien  nachstehende  Bemerkungen  gestattet: 

1.  Nach  der  Generalfinanzrechnung  pro  1818/19  —  Verh.  d.  K.  d.  A.  1822 
Beil.  Bd.  II  S.  38  u.  folgende  —  wurde  zur  Deckung  des  Defizites  aus 
früheren  Jahren  aus  der  französischen  Kriegskontribution  ein  Anlehen  von 
3  Mill.  Gulden  verwendet. 

2.  Die  gesamte  Staatsschuld  betrug  damals  105,740,425  fl.  45  kr. 

3.  Die  direkten  Steuern  ertrugen  in  dem  ersten  Jahr  der  I.  Finanzperiode 
um  3096  fl.  weniger  als  der  Budgetansatz;  die  Zölle  297,689  fl.  weniger,  Stempel 
44,827  fl.  mehr,  Aufschlag  310,683  fl.  weniger,  die  Gesamteinnahmen  203,679  fl. 
weniger,  während  schon  die  Generalfinanzrechnung  pro  1819/20  (Beil.  Bd.  XXII 
S.  54)  mit  einem  Ueberschuss  von  2,854,749  fl.  abschliesst. 

4.  Die  Erhebungs-  und  Verwaltungskosten  betrugen  im  Jahr  1818/19  an 
12,6  Prozent,  während  sie  im  Jahr  1819/20  schon  auf  10,6  Prozent  gemindert 
werden  konnten,  wodurch  hauptsächlich  der  Ueberschuss  erzielt  wurde. 

5.  Nach  der  Generalfinanzrechnung  pro  1828/29  —  V.  d.  K.  d.  A.  1834 
Beil.  Bd.  III  S.  44  u.  52  u.  folgende  —  bestand  der  Aktivrest  pro  1828/29  in 
4,578,506  fl.,  dann  600,761  fl.  Nachholungen  und  6,935,978  fl.  Verlagskapital,  sohin 
zusammen  12,115,246  fl.;  nach  Abzug  der  Ausgaben  auf  den  Bestand  der  Vorjahre 
und  des  Verlagskapitals  berechnet  sich  der  reine  Aktivrest  auf  5,032,353  fl. 

6.  Am  Schlüsse  der  II.  Finanzperiode  (1831)  waren  vorhanden:  6,936,168  fl. 
Verlagskapital,  5,235,839  fl.  Aktivbestand,  677,239  fl.  Ausstände  aus  der 
II.  Finanzperiode  und  1,889,065  fl.  Ausstände  aus  der  I.  Finanzperiode. 

Die  Erhebungs-  und  Verwaltungskosten  betrugen  in  dieser  Zeit  nur 
9  Prozent  aller  Einnahmen. 

7.  Nach  der  Generalfinanzrechnung  pro  1848/49  (Ende  der  V.  Finanz- 
periode) —  V.  d.  K.  d.  A.  1851  Beil.  Bd.  II  S.  293  u.  337  —  gestaltet  sich  der 
Abschluss  für  das  Jahr  1848/49  folgendermassen :  Das  Verlagskapital  bestand 
aus  6,940,663  fl.  32  kr.,  an  Ueberschüssen  aus  der  IV.  Finanzperiode  und 
zurück  waren  vorhanden  3,015,718  fl.  33  kr.,  und  dem  ersten  Jahre  der  V.  Finanz- 
periode 1,744,100  fl.  17  kr.,  zusammen  11,700,488  fl.  22  kr. 

8.  Nach  der  Finanzrechnung  pro  1868  -  V.  d.  K.  d.  A.  1870  Beil.  Bd.  I 
S.  40  u.  58  —  wurde  das  Verlagskapital  auf  7,000,000  fl.  erhöht;  aus  der 
VIII.  Finanzperiode  und  zurück  bestand  ein  Aktivrest  von  1,166,746  fl. 

Der  Reinertrag  der  Einnahmen  schliesst  mit  einem  Minus  von  579,408  fl. 
ab,  trotzdem  die  Steuern  des  IV.  Quartals  1867  mit  eingerechnet  waren;  rechnet 
man  diese  ab,  so  schliesst  das  Jahr  1868  mit  einem  Ausfall  von  1,843,133  fl. 
gegen  den  Voranschlag  ab ,  obwohl  die  Mindereinnahmen  teilweise  durch  einen 
Minderaufwand  von  1,044,447  fl.  parallelisiert  wurden.  Dem  thatsächlichen  Jahres- 
ausfall von  1,843,133  fl.  steht  ein  Einnahmeüberschuss  des  laufenden  Jahres  mit 
699,990  fl.  gegenüber,  so  dass  der  Passivrest  1,200,000  fl.  betrug, 

9.  Nach  der  Generalfinanzrechnung  pro  1877  —  V.  d.  K.  d.  A.  1879  Beil. 
Bd.  VIII  S.  294  —  betrug  das  Verlagskapital  16,874,432  M.,  dazu  kam  ein 
Aktivrest  aus  der  XII.  Finanzperiode  mit  15,099,605  M.;  sohin  31,974,037  M. 
Aktiveingänge,  davon  ab  der  Passivrest  aus  der  XIII.  Finanzperiode  mit 
1,323,744  M.,  ergibt  einen  Aktivrest  von  30,650,293  M. 

Der  Passivrest  aus  der  XIII.  Finanzperiode  ergab  sich  dadurch,  dass  aus 
dem  Jahr  1876   zwar  ein  Aktivrest  von  7,226,209  M.  vorhanden  war^   der  aber 
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durch  den  Passivrest  des  Jahres  1877   mit  8,549,953  M.   vollständig  aufgezehrt 
wurde,  ja  es  blieb  sogar  noch  ein  Rest  von.  1,323,744  M.  ungedeckt. 

10.  Nach  der  Generalfinanzrechnung  von  1885  —  V.  d.  K.  d.  A.  1888 
Beil.  Bd.  V  Beil.  2  —  schliesst  dieses  Jahr  mit  folgenden  Posten  ab:  Verlags- 
kapital 38,951,839  M.,  Aktivrest  aus  früheren  Pinanzperioden  10,220,367  M., 
Einnahmen  aus  dem  Vorjahr  7,541,057  M. ,  Einnahmen  aus  dem  laufenden 
Jahr  239,559,073  M.,  Gesamteinnahmen  296,454,829  M.,  Verwaltungsausgaben 
92,943,304  M.,  Staatsausgaben  142,798,785  M.,  Aktivrest  60,712,740  M.,  der  auf 
die  folgenden  Jahre  übergeht. 

11.  Die  Staatsschuldensindbiszudiesem  Jahr  (1885)  auf  1,341, 699, 642 M. 
angewachsen,  also  von  105,740,425  fl.  (175,806,127  M.)  im  Jahre  1819  auf  die 
Summe  von  1,341,699,642  M.,  sohin  um  649  Prozent  gestiegen. 

12.  Was  nun  die  Steigerung  der  Einnahmeposten  —  die  Ausgaben 
blieben  fast  ziemlich  genau  den  Budgetposten  gleich,  es  sind  daher  die  Be- 
merkungen auf  Seite  232  u.  233  hierher  zu  beziehen  —  nach  den  effektiven  Ein- 
nahmen betrifft,  so  ergibt  obige  Zusammenstellung:  Die  Gesamteinnahmen 
(nach  Abzug  bezw.  Hinzurechnung  der  Verwaltungsausgaben)  steigen  von  1819 
bis  1885  um  270  Prozent;  die  Grundsteuer  ist  sich  fast  gleich  geblieben;  die 
Haus-  (und  Doniinikal-)Steuer  ist  um  121  Prozent  gestiegen;  Grund-  und 
Haussteuer  zusammen  sind  um  15  Prozent,  die  Personalsteuern  um  260 
Prozent  gestiegen;  die  direkten  Steuern  haben  im  Jahr  1885  um  53  Prozent, 
die  Gebühren  um  280  Prozent,  der  Malzaufschlag  um  266  Prozent  und 
die  indirekten  Steuern  zusammen  um  290  Prozent  mehr  ertragen  als  im 
Jahre  1819. 

Man  sieht  daraus,  dass  an  der  Steigerung  der  Gesamteinnahmen  die  Per- 
sonalsteuern,  Gebühren,  Malzaufschlag  und  sonstigen  indirekten  Steuern  so 
ziemlich  gleich  teilgenommen  haben. 

13.  Die  Verwaltungsausgaben  sind  seit  dem  Jahre  1819  um  1270 
Prozent  gestiegen  und  nahmen  im  Jahr  1885  ungefähr  40  Prozent  der  Gesamt- 
einnahmen in  Anspruch.  Die  enorme  Steigerung  rührt  hauptsächlich  davon  her, 
dass  auf  die  Verwaltung  der  Eisenbahnen  allein  53  Prozent  und  der 
Eisenbahnen  und  Post  zusammen  66  Prozent  aller  Verwaltungsausgaben  treffen; 
die  Ausgabe  für  die  Forst-  und  Jagdverwaltung  nimmt  gegenwärtig  14,1  Proznt 
der  Verwaltungsausgaben  in  Anspruch. 

14.  Das  Verhältnis  der  einzelnen  Staatseinnahmen  zu  einander 
gestaltete  sich  wie  folgt: 

Grundsteuer  ertrug  im  Jahre  1819  an  72  Prozent  der  direkten  Steuern, 
18  Prozent  des  Budgets;  im  Jahre  1885  nur  noch  44  Prozent  der  direkten  Steuern, 
4,6  Prozent  des  Budgets; 

die  Haussteuer  10,3  Prozent  der  direkten  Steuern,  2,6  Prozent  des 
Budgets  (1819)  zu  16,4  Prozent  der  direkten  Steuern  und  1,6  Prozent  des  Ge- 
samthaushalts (1885); 

Gewerbe-,  Kapitalrenten-  und  Einkommensteuer  (Personalsteuern) 
17,3  Prozent  der  direkten  Steuern,  4,3  Prozent  der  Gesamteinnahmen  (1819)  zu 
40  Prozent   der   direkten  Steuern   und  4,2  Prozent  des  Gesamthaushalts  (1885). 

Die  direkten  Steuern  zusammen  ertrugen  1819  an  10,4  Prozent  aller 
Einnahmen,  1885  aber  25  Prozent  derselben; 
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Taxen,  Stempel  und  Gebühren  im  Jahr  1819  ebenso  wie  1885  un- 
gefähr 7,6—7,7  Prozent  aller  Einnahmen; 

die  sämtlichen  indirekten  Steuern  machten  im  Jahr  1819  an  26  Prozent, 
im  Jahr  1885  ebenfalls  an  27  Prozent  aller  Staatseinnahmen  aus. 

Die  Einnahmen  an  Eisenbahnen  bildeten  im  Jahre  1885  ungefähr 
34  Prozent,  jene  aus  Forsten  10,7  Prozent  aller  Staatseinnahmen. 

15.  Bei  allen  Zusammenstellungen  und  Vergleichen  darf  nicht  aus  dem  Auge 
gelassen  werden  die  Entwertung  des  Geldes  seit  dem  Jahre  1819.  Diese  be- 
trägt nach  folgender  Tabelle  der  Normalgetreidepreise  vom  Jahre  1819 — 1885  un- 
gefähr 50 — 55  Prozent.  Die  Normalpreise  des  Getreides  betrugen  nämlich  nach 
den  amtlichen  Veröffentlichungen   in   den   Intelligenz-  bezw.  Kreisamtsblättem : 

für  einen  Würzburger  Malter  (Stadtmass  I724  =  1  Scheffel): 
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Bei  der  Reduktion  der  Würzburger  Malter  auf  bayrische  Scheffel  und 
der  Hektoliter  auf  Scheffel,  sowie  der  bayrischen  Gulden  auf  Reichsmark,  wird 
sich  eine  durchschnittliche  Erhöhung  der  Getreidepreise  auf  durchschnittlich 
das  Doppelte,  sohin  ein  Sinken  des  Geldwertes  um  50-  55  Prozent  ergeben. 

Berücksichtigt  man  dieses  Sinken  des  Geldwertes,  so  ist  das  Gesamtbudget 
in  den  70  Jahren  nur  um  104  Prozent  gestiegen,  der  Ertrag  der  Grundsteuer 
um  40  Prozent  gefallen,  jener  aus  der  Haussteuer  um  36  Prozent  gestiegen, 
die  Grund-  und  Haussteuer  zusammen  um  34  Prozent  gefallen,  die 
Personalsteuern  sind  um  100  Prozent,  die  direkten  Steuern  zusammen 
um   24   Prozent   gestiegen,    die   Taxen,    Stempel    und    Gebühren    sind 
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um  111  Prozent,  der  Malz  auf  schlag  ist  um  120  Prozent,  die  indirekten 
Steuern  sind  um  llSProzent  und  die  Verwaltungsausgab  en  um  700  Prozent 
gestiegen,  bei  welch  letzteren  aber  das  oben  unter  Ziff.  13  Gesagte  zu  beachten  ist. 
Ich  bemerke  aber  hierbei  ausdrücklich,  dass  die  Annahmen  über  das  Sinken 
des  Geldwertes  mit  allem  Vorbehalte  aufgenommen  werden  müssen  und  selbst- 
redend nur  annähernd  richtig  sind;  die  Untersuchungen  über  diese  Frage  sind 
in  der  Wissenschaft  sehr  vielfältig,  ohne  dass  man  bis  jetzt  zu  einem  bestimmten 
Resultate  gekommen  wäre.  Zu  einem  gleichen  Prozentverhältnis,  wie  oben  an- 
genommen ist,  kommt  Kybitz  in  der  Abhandlung  über  den  Staatshaushalt  des 
Herzogtums  ßraunschweig  von  1833 — 1886  (Finanzarchiv  Bd.  V  S.  227)  nach 
den  Getreidepreisen;  zu  ganz  anderen  Resultaten  gelangt  aber  Soetbeer  in  den 
Materialien  zur  Erläuterung  und  Beurteilung  der  wirtschaftlichen  Edelmetall- 
verhältnisse für  den  Zeitraum  von  1851 — 1885.  Dort  wird  sogar  behauptet,  dass 
sich  die  Gründe  für  die  Annahme  einer  gestiegenen,  wie  einer  gesunkenen  Kauf- 
kraft des  Goldes  und  Geldes  in  der  letztverflossenen  Zeit  gegenüberstehen, 
jedoch  der  statistische  Nachweis  erbracht,  dass  z.  B.  die  Lohnsätze  der  Bau- 
deputation in  Hamburg  in  den  Jahren  1848 — 1886  auf  das  Doppelte  gestiegen 
sind,  der  Ertrag  der  Domänevorwerke  in  den  alten  preussischen  Provinzen 
von  1850 — 1886  sich  verdreifacht  hat,  dagegen  die  Mittelpreise  des  Getreides 
im  preussischen  Staate  im  Jahr  1885  so  ziemlich  die  gleichen  waren,  wie  im 
Jahr  1861,  wogegen  dieselben  für  Ackerbauprodukte  von  1847 — 1885  um  31  Prozent, 
für  Produkte  der  Weinzucht  um  50  Prozent,  Südfrüchte  um  35  Prozent,  für  Kolonial- 
waren um  20  Prozent  gestiegen,  dagegen  für  Bergwerksprodukte  um  19  Prozent, 
für  Textilstoffe  um  3  Prozent,  für  sonstiges  Diverses  um  9  Prozent  gefallen  sind. 

Auch  die  ausgezeichnete,  das  ganze  wissenschaftliche  und  statistische 
Material  über  diese  Frage  verarbeitende  Abhandlung  von  Dr.  Nasse  in  den  Jahr- 
büchern für  Nationalökonomie  und  Statistik  Bd.  XVII  S.  50-66  u.  129—182 
über  ,das  Sinken  der  Warenpreise,  während  der  letzten  15  Jahre"  (1870 — 1885) 
kommt  zu  keinem  bestimmten  Resultate,  gibt  allerdings  die  Verminderung  des 
Preises  der  meisten  und  wichtigsten  Handelsartikel  auf  den  grossen  europäischen 
Handelsplätzen  in  den  Jahren  1873 — 1886  zu,  bestreitet  aber,  dass  weder  Gold- 
mangel noch  die  Verschiebungen  von  Gold-,  Silber-  und  Papiergeld  daran  schuld 
seien.  Dass  bis  zum  Jahr  1873  eine  erhebliche  Steigerung  der  Warenpreise 
stattgefunden  habe,  ist  unleugbar. 

Ob  das  oben  angenommene  Prozentverhältnis  für  das  Sinken  des  Geld- 
werts, bezw.  Steigerung  der  Getreidepreise  annähernd  richtig  ist  oder  nicht, 
wird  kaum  ohne  eine  fast  unmögliche  peinliche  Untersuchung  aller  einschlägigen 
Faktoren  festzustellen  sein. 

Aus  der  ganzen  Darstellung,  insbesondere  auch  den  gefundenen  Ver- 
hältnissen der  Staatseinnahmen  untereinander  und  der  Steigerung  der  Staats- 
ausgaben, dürfte  aber  der  Schluss  gerechtfertigt  erscheinen,  dass  sich  das 
bayrische  Staatsbudget  in  den  70  Jahren  seit  Bestehen  der  bayrischen  Verfassung 
in  normaler  Entwicklung  befindet.  Auch  die  grossen  Ueberschüsse,  zu  welchen 
es  die  bayrischen  Staatsfinanzen  unter  der  11jährigen  genialen  Leitung  des 
gegenwärtigen  Finanzministers  gebracht  haben,  können  eine  erfreuliche  Berück- 
sichtigung zurückgestellter  Bedürfnisse  bei  Aufstellung  der  nächsten  Budgets  er- 
möglichen.   
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Der  Staatshaushalt  des  (xrossherzogtums  Oldenburg 
in  den  Jahren  1882/871). 

I.  Zentralkasse  des  Grossherzogtums. 

In  der  Finanzperiode 

1882/84        1885/87 

M.  M. 
Die    Einnahmen    der   Zentralkasse    haben   be- 
tragen      2,741,547     3,878,742 

darunter : 

Anteil  Oldenburgs  an  dem  Ueberschusse  (über  die  in 

die  Reichskasse  fliessenden  130  Mill.  Mark)  von  den 

Zöllen  und  der  Tabaksteuer 1,761,266  2,616,411 

Anteil  Oldenburgs   an  dem  Ertrage   der  Verbrauchs- 
abgabe für  Branntwein,   des  Zuschlags   dazu  und 

der  Nachsteuer  für  Branntwein —  139,844 

Anteil   Oldenburgs    an   der  Reichsstempelabgabe   für 

Wertpapiere  etc 282,861  393,159 

Zinsen  von  den  5,201,414  M.  betragenden  Kapitalien  des 

Grossherzogtums  (4,286,339  M.  aus  der  französischen 

Kriegskostenentschädigung  und  915,075  M.   Anteil 

Oldenburgs  an  120  Mill.  Mark  Reichskassenscheinen)  665,766  663,516 

Ueberschusse  der  Serviskasse  (Miete  für  Militärgebäude)  28,394  88,356 

Beiträge  der  Provinzen —  — 

Kassenüberschuss  aus  1881  bezw.  1884 —  20,138 

Die  Ausgaben  der  Zentralkasse  in   den  obigen 

drei  Jahren  betrugen 2,721,409     3,878,742 

darunter : 

Kosten  des  Landtags  und  der  Provinzialräte  in  Eutin 

und  Birkenfeld 34,721  37,821 

Beitrag  der  Zentralkasse  zu  den  Kosten  des  Staats- 
ministeriums     270,000  270,000 

desgleichen  der  Witwenkasse 90,000  90,000 

Archiv 29,529  28,494 

Statistik 75,849  69,837 


•)  Mitgeteilt  von  Geh.  Oberflnanzrat  H  e  u  m  a  n  n  in  Oldenburg. 
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In  der  Finanzperiode 

1882/84        1885/87 

M.  M. 

Beiträge   zu   den  Kosten  des  Deutschen  Reichs  und 

Kosten  der  Vertretung  bei  demselben 1,717,367  2,881,251 

Wartegelder  und  Pensionen 497,341  421,47(j 

Kassenüberschüsse  an  die  Landeskassen  der  drei  Landes- 
teile abgeführt —  68,528 


II.  Kassen  der  drei  Laudesteile. 

A.  Herzogtum  Oldenburg. 

1.  Die  Landeskasse. 

Einnahmen. 
Kapitel   T,      Einnahme     vom     Staatsgut, 
unter  Einrechnung  des  ausser  dem  Pachtwerte  des  aus- 
geschiedenen Kronguts   auf  das  Herzogtum   im  Betrage 
von  510,635  M.  fallenden  Teils  der  zur  Sustentation  des 

Grossherzoglichen  Hauses  bestimmten  Summe    ....      3,427,441      3,382,130 
darunter : 

Erlös  vom  veräusserten  Staatsgut 221,893  178,163 

Rohertrag  der  Forsten 556,587  573,335 

Zeitpachtgelder 1,523,862  1,556,325 

Kapiteln.  Einnahme  von  Gewerbsrekogni- 
tionen,  Sportein,   Gebühren  etc.   für   den  Gebrauch  von 

Staatsanstalten  (einschliesslich  Offizialatssporteln)  .     .     .      6,154,708     5,639,260 
darunter : 

Sportein 1,415,410  1,271,030 

Ertrag  der  Chausseen 238,882  244,468 

Betriebsüberschuss  der  Eisenbahnen 3,855,070  3,768,822 

Ablieffciung  aus  dem  Eisenbahnemeuerungsfonds    .    .  300,000  — 

Kapitel  111.     Steuern 5,916,996  5,875,729 

und  zwar : 

Grundsteuer 2,256,923  2,278,860 

Gebäudesteuer 459,871  483,736 

Einkommensteuer  (1882  mit  25  Prozent  Zuschlag)    .    .  2,639,621  2,540,538 

Erbschaftssteuer 300,600  313,289 

Stempelgebühren 259,981  259,300 

Kapitel  IV.  Vermischte  Einnahmen,  ein- 
schliesslich 54,698  M.  für  das  katholische  Kirchenwesen 
(ausserdem  1696  M.  Offizialatssporteln)  in  1885/87  (in 
1882/84:  60,254  u.  1989  M.)  zur  Verwendung  gekommene 
Erträge  des  Alexanderfonds,   der  Fonds   der  Kommende 

Bokelesch  und  des  Schilderschen  Lehens 1,983,616     3,514,648 

darunter : 

aus  der  Oldenburger  Landesbank 152,540  100,262 

Kassenüberschuss 410,553  2,878,467 

(aus  1881)      (aus  1884) 

Zus.   17,482,761    18,411,767 
Finanzarchiv.    VI.  Jahrg.  241  16 
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Ausgaben. 

Kapitel  I.     Allgemeiner  Landesaufwand    . 
darunter : 

Wartegelder,  Pensionen,  Unterstützungen!)    .... 
Beiträge  zur  Zentralkasse 

Kapitel  II.     Verwaltung  des  Innern     .     . 
darunter : 

für  das  Landesökonomiewesen 

für  üferbau,  Abwässerungsanstalten  etc 

für  Handel  und  Gewerbe 

für  SchiflFahrtswesen 

für  Wegbauwesen 

zum  Bau  einer  Eisenbahn  von  Ahlhom  nach  Vechta  . 
Zuschuss  an  den  Eisenbahn-Emeuerungsfonds  zu  An- 
lagen in  Nordenham 

Kapitel  III.     Justizverwaltung       .     .     .     . 
darunter : 

für  Straf-  und  Besserungsanstalten  und  Gefangenen- 
häuser     


In  der  Finanzperiode 

1882/84        1885/87 
M.  M. 

1,314,700  1,297,340 

603,117      .594,217 

3,461,452  4,924,707 


178,360 

188,376 

200,699 

172,160 

9,645 

11,094 

384,954 

491,294 

1,190,055 

1,680,438 

— 

540,000 

- 

350,000 

,759,710 

1,690,529 

376,096 


322,192 


145,800 


145,800 


69,894 

69,601 

7,500 

5,400 

295,641 

310,098 

684,574 

742,792 

Kapitel  IV.    Geistliche   Angelegenheiten 

und   Schulen 1,261,549     1,327,972 

'  darunter : 

Bauschsumme  für  die  evangelische  Kirche 

Bauschsumme  für  die  katholische  Kirche  (einschliesslich 
der  Erträge  des  Alexanderfonds  und  der  Offizialats- 

sporteln) 

Beihülfe  für  den  jüdischen  Kultus 

für  höhere  Lehranstalten 

für  Volksschulwesen 

(darunter  Pensionen  u.  Wartegelder  212,081      247,179 
darunter  Alterszulagen     ....  160,301      162,969) 
(p.  1882/84)  (p.  1885/87) 

Kapitel  V.  Finanzverwaltung  .... 
darunter : 

für  Verzinsung  der  Landesschulden  (auch  Barkautionen) 
und  Zahlung  der  festen  Jahressummen  zur  Ver- 
zinsung und  zum  Abtrag  der  Eisenbahn-Prämien- 
anleihe)   

für  Abtrag  von  Schulden  (ausser  dem  Abtrage  auf  die 
Eisenbahn-Prämienanleihe 

für  Verwaltung  des  Staatsguts 

darunter  für  Neubauten  .  .  .  97,796  166,316 
für  das  Forstwesen 319,954        329,469 

an  Zuschuss  zur  Zoll-  und  Steuerverwaltung  .    .    .  ^ 

an  Zuschuss  zur  Zoll-  und  Steuerstrafkasse     ...  * 


6,231,602     6,423,313 


4,629,202 

90,424 
830,531 


152,062 


4,620,597 

275,475 
881,059 


132,734 


')  Abzüglich  der  vom  Reiche  erstatteten  15  Prozent  der 
etatsmässigen  Gehalte  der  Grenzzollbeamten  mit      .    . 
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1882/34 
M. 

150,328 


1885/87 
M. 

155,9»^ 
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In  der  Finanzperiode 

1882/84        1885/87 

M.  M. 

Kapitel  VI.  Vermischte  und  unvorher- 
gesehene  Ausgaben      96,147         122,462 

dazu  die  zur  Sustentation  des  Grossherzoglichen 
Hauses  verwendeten  Beträge  (510,635  M.  für  1885/87  nach 
Abzug  des  Anteils  der  Landeskasse  an  den  Ueberschüssen 
der  Zentralkasse) 510,635        458,554 

Zus.  14,685,795  16,244,877 
An  reinem  Kassenüberschuss  ist  an  Stelle  der  für  die  Finanz- 
periode 1885/87  verfügbar  gebliebenen  2,878,467  M.  auf  die  Finanzperiode  1888/90 
einschliesslich  des  2583  M.  betragenden  Fonds  zur  Arrondierung  der  Staatsforsten 
in  der  ehemaligen  Herrschaft  Varel  der  Betrag  von  2,176,493  M.  übergegangen. 
Anmerkung.  Der  Kassenübertrag  zu  Anfang  1888  befasst  ausser  dem 
Ueberschusse  von  2,176,493  M.  aus  1887  noch  das  Betriebskapital  von  600,000  M. 
und  zur  Deckung  von  bis  zum  Rechnungsschluss  nicht  abgeforderten  Zinsen 
43,921  M.,  zusammen  2,820,414  M.  Ende  1884  waren  an  Zinsen,  Pensionen 
und  zurückzuzahlenden  Kapitalien  nicht  abgefordert  53,524  M.  Die  Differenz 
von  9603  M.  zusammen  mit  dem  aus  der  Vergleichung  der  obigen  Einnahmen" 
und  Ausgaben  sich  ergebenden  Einnahmeüberschuss  von  2,166,890  M.  ergiebt 
den  auf  1888  übergegangenen  Kassenüberschuss  von  2,176,493  M. 


2.  Der  Landesknltnrfonds.        t     i      t^- 

In  der  Finanzperiode 

1882/84        1885/87 

M.  M. 

Einnahmen,  abgesehen  vom  Kassenbestand  von 

70,660  M.  aus  1881  and  60,066  M.  aus  1884  und  51,063  M. 
Kaufgelder  aus  1885/87   für  Klei  aus   dem  Tannenschen 

Grodendeich 542,393        583,274 

darunter : 

aus  Veräusserungen    ...    - 152,530  103,053 

aus  Anleihen 270,000  300,000 

Zuschuss  der  Landeskasse 30,000  30,000 

aus  der  Staatsgutskapitalienkasse  zur  Abtragung  des 

Tannenschen  Grodendeichs —  33,000 

Ausgaben 552,986        620,668 

darunter : 

zur  Vorbereitung  unkultivierter  Flächen  des  Staates 
behufs  deren  Kultivierung  wie  zur  Erwerbung  und 
Nutzbarmachung  meliorationsfähiger  Grundstücke 
behufs  deren  Besiedelung  oder  deren  besserer  Ver- 
wertung oderWiederveräusserung  nach  Durchführung 

der  Meliorationen 42,060  31,538 

zu  den  Kanalbauten 259,949  327,783 

zur  Verzinsung  und  zur  Amortisation  von  im  Interesse 

der  Landeskultur  gemachten  Anleihen 91,917  137,601 

zur  Abtragung  des  Tannenschen  Grodendeichs,  abzüglich 

der  aus  dem  Verkauf  von  Kleiboden  gelösten  öl  ,063  M.  —  75,895 
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Anmerkung.  Von  einer  Anleihe  zur  Deckung  der  Ausgabe,  welche 
durch  die  Abtragung  des  Tannenschen  Grodendeichs  erwachsen,  ist  abgesehen; 
die  Deckung  ist  aus  den  Kassenbeständen  des  Landeskulturfonds  erfolgt,  und 
ist  der  Betrag  von  42,895  M.,  d.  i.  die  Ausgabe  abzüglich  des  Zuschusses  der 
StaatsgutskajDitalienkasse  ad  33,000  M.,  auf  die  Ausgaben  für  1888  übertragen. 
In  Berücksichtigung  dieses  Uebertrags  berechnet  sich  der  Kassenübertrag  auf 
1888  auf  den  Betrag  von  65,567  M. 


3.  Die  Staatsgutskapitalienkasse. 


In  der  Finanzperiode 


1882/84 
M. 


Einnahmen,   abgesehen  von  36,140  M.  Kassen- 
bestand aus  1881  und  44,119  M.  Kassenüberschuss  aus  1884  243,236 

darunter  an  eingezogenen  Kapitalien 150,ooo 

das  Uebrige  aus  Veräusserungen  und  Ablösungen  .    .  — 

Ausgaben 235,257 

nämlich : 

für  Erwerbung  neuer  Staatsgüter 25,282 

desgleichen  zurbesserenAri'ondierung  der  Staatsforsten  14,643 

zur  Entschädigung  für  aufgehobene  Berechtigungen    .  23,305 

für  Verbesserung  vorhandener  Staatsgüter 172,027 

und  zwar : 

oir  verseil 

zur  vollständigen  Verflachung  der  äusseren  Dossierung  Bedeichungen 

des  Augustgrodendeichs 94,068 

Zuschuss  zu  den  Kosten  der  Abtragung  des  Tannenschen 

Grodendeichs — 

für  den  Dampfpflug  und  dessen  Betriebskosten    .    .    .  33,000 
zur  Kultivieioing  der  der  Forstverwaltung  zur  Vei^fügung 

stehender  Flächen 44,959 


1885/87 
M. 

452,646 

270,000 

253,095 


27,341 

23,851 

201,903 


16,517 

33,000 
76,483 

75,903 


B.  Die  Landeskasse  des  Fürstentums  Lübeck. 


Einnahmen. 


In  der  Finanzperiode 

1882/84        1885/87 


M  M 

Kapitel   I.     Einnahme     vom     Staatsgut,  *  ^^^^ 

unter  Einrechnung  des  ausser  dem  Pachtwerte  des  aus-  "^^^1 

geschiedenen  Kronguts   auf  das  Fürstentum  im  Betrage  ^^H 

von  137,701  M.  fallenden  Teils  der  zur  Sustentation  des  ^ 

Grossherzoglichen  Hauses  bestimmten  Summe    ....      1,198,834     1,173,179 

darunter : 

Rohertrag  der  Forsten     .    .        518,674             505,867 

Zeitpachtgelder 69,576               70,353 

Kapitel  II.     Einnahme  von  Gewerbsrekog- 
nitionen,    Sportein,    Gebühren    etc.,    für   den 

Gebrauch   von   Staatsanstalten   etc 176,319        183,457 

darunter : 

Sportein 146,239  149,522 
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In  der  Finanzperiode 

1882/84  1885f87 

M.  M. 

Kapitel  III.     Steuern 337,153  346,685 

und  zwar: 

Grundsteuer 151,448  1ä1,515 

Einkommensteuer,  jährlich  ein  halber  Jahresbeitrag    .             145,436  148,353 

Erbschaftssteuer 40,269  46,817 

Indirekte  Steuern —  — 

Kapitel  IV.     Vermischte  Einnahmen    .     .        339,969        381,809 
darunter : 

Kassenüberschuss    aus    der    vorhergehenden   Finanz- 
periode      297,332  344,466 

Zus.  2,052,275      2,085,130 
Ausgaben. 

Kapitel  I.     Allgemeiner  Landesaufwand    .  105,865  154,609 
darunter : 

Wartegelder,  Pensionen,  Unterstützungen 127,705  116,449 

Beiträge  zur  Zentralkasse —  — 

Kapitel  II.     Kosten  der  Verwaltung       .....    1,135,692      1,166,085 
darunter : 

zur  Beförderung  der  Landwirtschaft 7,860  14,350 

fiir  Wegbauwesen 99,676  95,597 

aus  der  Garantieleistung  für  die  Eutin-Lübecker  Eisen- 
bahn-Prioritätsanleihe        108,592  80,136 

für  Sicherung  des  Ostseestrandes 3,714  9,467 

für  Kirchenwesen 15,004  15,090 

für  höheres  Schulwesen 89,428  98,205 

für  das  Volk:?schulwesen 146,074  157,760 

für  Schuldenverzinsung —  — 

für  das  Forstwesen 272,121  267,436 

Beitrag  an  Preussen  zu  den  Kosten  der  Verwaltung 
der  Zölle  und  indirekten  in  dieB«ichskasse  fliessenden 

Abgaben 15,927  15,927 

Kapitel  III.     Kosten  der  Rechtspflege      .        262,822        255,741 

Kapitel  IV.  Ausserordentliche  und  un- 
vorhergesehene  Ausgaben      5,729         118,931 

darunter : 

Beitrag  zu  den  Kosten  der  Herstellung  der  Gleschen- 

dorf-Ahrensböker  Zweigbahn —  100,000 

dazu  die  zur  Sustentation  des  Grosshorzoglichen 
Hauses  verwendeten  Beträge  (p.  1885/87  nach  Abzug  des 
Anteils  der  Landeskasse  an  den  Ueberschüssen  der  Zentral- 
kasse)              137,701        126,736 

Zus.  1,707,809     1,822,112 

In  die  nachfolgende  Finanzperiode  über- 
gegangener Kassenüberschuss  (ausschliesslich  des  Betriebs- 
fonds von  108,000  M.) 344,466        263,018 

aus  1884.         aus  1837. 
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C.   Die  Landeskasse  des  Fürstentums  Birkenfeld. 


Einnahmen.  In  der  Finanzperiode 

1882/84        1885/87 
Kapitel  I.     Einnahme  vom  Staatsgut  unter  M.  M. 

Einrechnung  des  ausser  dem  Pachtwerte  des  ausgeschie- 
denen Kronguts  auf  das  Fürstentum  ßirkenfeld  im  Be- 
trage von  116,664  M.  fallenden  Teils  der  zur  Sustentation 

des  Grossherzoglichen  Hauses  bestimmten  Summe       .     .         316,890        416,703 
darunter : 

Rohertrag  der  Forsten 300,153  396,146 

Kapitel  II.     Sportein,  Gebühren  etc.     .     .        243,144        236,742 
darunter : 

Sportein       234,067  228,123 

Kapitel  III.     Steuern 878,607  897,975 

und  zwar: 

Grandsteuer 234,799  235,098 

Gebäudesteuer 95,799  99,321 

Einkommensteuer  (anderthalb  Jahresbeiträge)      .    .    .  495,139  507,008 

Erbschaftsabgabe 17,302  22,209 

Vergütung  für  Verwaltung  und  Erhebung  der  in  die 

Reichskasse  fliessenden  indirekten  Steuern     .    .    .  4,398  4,852 

Stempelpapierabgabe 31,172  29,487 

Kapitel  IV.     Vermischte   Einnahmen  .     .        435,545        406,484 
darunter : 

Kassenüberschuss    aus    der    vorhergehenden   Finanz- 
periode (ausschliessl.  des  Betriebsfonds  von  90,000  M.)  336,084  253,832 

Zus.  1,874,186     1,957,904 
Ausgaben. 
Kapitel  1.    Allgemeiner  Landesaufwand 

(Wartegelder,  Pensionen,  Unterstützungen) 101,838        129,396 

Beiträge  zur  Zentralkasse —  — 

Kapitel  11.     Kosten  der  Verwaltung     .     .  904,811  825,128 
darunter : 

für  Strassenbauwesen 117,261  75,919 

fiir  Verwaltung  des  Staatsguts 278,298  250,670 

Kapitel  III.     Kosten  der  Rechtspflege     .  182,566  207,216 

Kapitel  IV.     Kultus  und  Unterricht     .     .  302,613  318,706 
und  zwar: 

für  Kirchenwesen 83,678  88,147 

für  höhere  Lehranstalten 91,260  97,778 

für  Landschulwesen 127,675  132,781 

Kapitel  V.  Ausserordentliche  und  un- 
vorhergeseheneAusgaben 11,862  10,140 

dazu  die  zur  Sustentation  des  Grossherzoglichen 
Hauses  verwendeten 116,664        116,664 

Zus.  1,620,354     1,607,250 
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In  der  Finanzperiode 

1882/84        1885/87 

M.  M. 
In    die    nachfolgende    Finanzperiode    über- 
gegangener Kassenüberschuss  (ausschliesslich  des  Betriebs- 
fonds von  90,000  M.) 253,832        350,654 

aus  1881.        aus  1887. 

Ausserdem  hatte  die  Landeskasse  zu  Ende  1887  eine  Forderung  von 
126,543  M.  an  den  Landeskassenfonds,  wovon  126,000  M.  zu  Schuldenabtragungen 
für  denselben  vorschussweise  aus  der  Landeskasse  verwandt  waren. 

Der  Anteil  am  Kassenüberschuss  der  Zentralkasse  aus  1887  kommt  mit 
5482  M.  in  1888  zur  Verrechnung. 
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Dr.  Gustav  Seidler,  Lehrbuch  der  österreichischen  Staats  Verrech- 
nung.    Wien  1888.     252  S.     8°. 

Der  Zweck  des  Buches  ist,  wie  der  Verfasser  sagt,  in  erster  Reihe,  den 
mündlichen  Vortrag  des  akademischen  Lehrers  zu  unterstützen,  wobei  die 
nähere  Erläuterung,  die  Veranschaulichung  durch  Beispiele  und  die  Gegenüber- 
stellung der  Einrichtungen  anderer  Staaten  dem  Vortrag  überlassen  bleiben  soll. 

Auch  so  enthält  es  nicht  bloss  einen  Leitfaden  oder  Grundriss,  sondern 
in  knapper  Form  ein  vollständiges  und  klares  Bild,  das  nicht  nur  für  den 
österreichischen,  sondern  auch  für  den  auswärtigen  Rechnungs-  und  Kassen- 
beamten interessant  und  lehrreich  ist.  Der  ganze  Inhalt  gründet  sich  auf 
die  bestehenden  Gesetze  und  Verordnungen,  wobei  in  vielfach  erkennbarer 
Weise  deren  Wortlaut  beibehalten  ist;   für  den  Praktiker  sehr  wünschenswert. 

Der  Leser  findet  hier  ein  bis  ins  Einzelnste  durch  Vorschriften  genau 
und  sorgfältig  geregeltes  Rechnungswesen,  das  den  strengsten  Anforderungen 
der  Ordnung  genügt,  ja  sogar  in  manchen  Stücken  ans  Peinliche  und  Umständ- 
liche (namentlich  in  der  Kassen-  und  Buchführung)  zu  streifen  scheint.  Manches 
freilich  ist  in  0  esterreich  schon  infolge  der  Münzverhältnisse  schwieriger ,  als 
anderwärts.  So  müssen  die  Kassenjoumale  anstatt  einfacher  vierfache  Betrags- 
spalten haben;  nämlich  für  Bankvaluta,  Silber,  Gold  und  Obligationen,  wobei 
der  fortwährende  Kurswechsel  des  Goldes  fortwährende  Umrechnungen  nötig 
macht.  Auch  die  Ausscheidung  zwischen  den  im  Reichsrat  vertretenen  Ländern 
und  der  Gesamtmonarchie  trägt  nicht  dazu  bei  das  Rechnungswesen  in  oberster 
Instanz  zu  vereinfachen. 

Der  Inhalt  zerfällt  in  zwei  Hauptabschnitte,  deren  erster  die  Organe 
der  Regierungswirtschaft,  deren  zweiter  das  Kassenrechnungs-  und  Kontrollwesen 
darstellt.  Für  den  auswärtigen  Leser  sind  die  eigenartigen  Bezeichnungen, 
welche  im  österreichischen  Finanzdienst  üblich  sind,  vielfach  erschwerend,  doch 
ist  nicht  in  Abrede  zu  stellen,  dass  dieselben  wenigstens  zum  Teil  treffend,  tind 
wenigstens  ebensogut  deutsch  sind,  als  in  Deutschland  selbst.  So  ist  z.  B. 
,  Verbotswerber  *  ein  Ausdruck,  welcher  anderwärts  umschrieben  werden  müsste 
als  die  Person,  welche  eine  Auszahlung  mit  Beschlag  belegt.  Anderes  wieder 
ist  eben  bloss  anders  wie:  „Gebühr"  statt  Forderung,  „Abstattung*  statt  Ab- 
lieferung oder  Zahlung,  „Verschreibung"  statt  Vortrag  oder  Vermerk,  „Ver- 
ordnung" statt  Verfügung  u.  s.  w.  Dagegen  wäre  statt  „Uebersetzung"  doch 
wohl  Versetzung  (von  Beamten),  statt  „Abfuhr"  Ablieferung,  statt  „Censur" 
Prüfung  oder  Revision,  statt  „Pare"  Exemplar  oder  Stück  u.  a.  vorzuziehen.  — 

In  den  allgemeinsten  Umrissen  ist  das  Rechnungswesen  etwa  folgendes :  Die 
untergeordneten  Kassen  und  Aemter  verbuchen  ihre  Einnahmen  und  Ausgaben 
nur  in  Journalen.  Da  aber  bei  vielen  —  wohl  den  meisten  —  derselben  ver- 
schiedene Arten  vorkommen ,  müssen  sie  dementsprechend  mehrere  Joumale 
und  wohl  auch  Subjoumale  führen.  Für  jeden  Kassensturz  oder  sonst  für  jeden 
Abschluss  müssen  also  sämtliche  Bücher  abgeschlossen  und  zusammengestellt 
werden,  was  in  der  Regel  durch  Uebertragung  in  das  Kontokon-entjournal  (für 
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durchlaufende  Posten,  Voi'schüsse,  Akontozahlungen,  Ablieferungen  u.  dergl.), 
oder  bei  manchen  Kassen  in  das  Hauptjournal  geschieht.  Es  scheint  das  z.  B. 
in  Bayern  bestehende  Verfahren  zweckmässiger  zu  sein,  wonach  das  Tagebuch 
alle  Einnahmen  und  Ausgaben  aufzunehmen  hat,  so  dass  der  Abschluss  jeden 
Augenblick  möglich  ist,  während  dieselben  gleichzeitig  im  Hauptbuche  etats- 
mässig  ausgeschieden  vorgetragen  werden. 

Bei  den  untergeordneten  Kassen  findet  also  keine  eigentliche  Verrechnung 
statt,  sondern  sie  rechnen  nur  ab,  und  die  eigentliche  Verrechnung  erfolgt  bei 
den  Rechnungsdepartements  der  vorgesetzten  Behörden,  welche  die  ihnen  all- 
monatlich zugesendeten  Journale  prüfen  und  für  ihr  Bereich  die  betreffenden 
Beiträge  zur  Staatsrechnung  herstellen.  Diese  Beiträge  (die  Rechnungen  der 
mittleren  Finanzbehörden)  fliessen  beim  obersten  Rechnungshof  zusammen, 
welcher  sie  zunächst  nur  auf  ihre  äussere  Richtigkeit  und  äussere  Ueberein- 
stimmung  mit  dem  Etat  prüft,  behufs  eingehender  Prüfung  in  Ansehung  der 
gesetz-,  verordnungs-  und  etatsmässigen  Richtigkeit  der  Anweisungen  und  Ver- 
rechnungen, auf  Grund  aller  Behelfe  und  Belege  aber  probeweise  von  einem 
Teil  der  Behörden  die  Journale  samt  Zubehör  einfordert.  Für  die  Staats- 
rechnung selbst  gibt  es  keine  behördliche  Prüfung, 

Es  ist  hier  nicht  der  Platz,  diesen  Gegenstand  weiter  zu  besprechen, 
sondern  es  sollte  mit  dem  Mitgeteilten  nur  eine  Probe  von  dem  Inhalt  des 
Buches  gegeben  werden,  welches  ausser  der  Organisation  der  Rechnungsbehörden 
und  dem  Rechnungsverfahren  auch  die  allgemeinsten  Züge  des  Staatsdiener- 
verhältnisses im  ganzen  und  die  Rechte  wie  Verpflichtungen  der  Rechnungs- 
und Kassenbeamten  insbesondere  darstellt. 

In  der  Hauptsache  ist  der  Inhalt  kein  anderer,  als  der,  welchen  auch 
das  Lehrbuch  der  Staatsverrechnungskunde  von  Professor  Schrott  (Wien  1882) 
hat,  nur  dass  die  Anordnung  in  manchen  Stücken  eine  verschiedene  ist,  und 
dass  Seidler  sich  noch  genauer  an  den  Wortlaut  der  amtlichen  Vorschriften 
anschliesst.  Wenn  das  Sei  dl  ersehe  Buch  mit  dem  Schrottschen  hie  und  da 
ziemlich  wörtlich  übereinstimmt,  so  rührt  dies  also  nur  davon  her,  dass  beide 
aus  den  nämlichen  Quellen  schöpfen  mussten,  und  es  kann  der  Seidler  sehen 
Arbeit  deshalb  die  Selbständigkeit  nicht  abgesprochen  werden. 

Schliesslich  sei  nur  noch  die  vollste  Anerkennung  dafür  ausgesprochen, 
dass  auch  die  Finanz  Verwaltung  in  neuerer  Zeit  nicht  mehr  bloss  der  Routine 
überlassen,  sondern  zum  Gegenstand  des  Vortrags  auf  Hochschulen  gemacht  wird. 

Vocke. 


Giuseppe  Ricca- Salerno,    Scienza  delle  Finanze.     Firenze  1888. 
263  pag.     8«. 

Unter  dem  Titel:  Manuali  Barbera  di  Scienze  giuridiche,  sociali  e  politiche 
erscheint  in  Florenz  nach  dem  Namen  der  Verlagshandlung  eine  Sammlung 
von  Bearbeitungen  der  eben  genannten  Wissenschaften,  von  welchen  die  oben 
genannte  Arbeit  das  dritte  Bändchen  bildet. 

Der  Verfasser  ist  den  Lesern  des  Finanzarchivs  aus  den  schönen  Bei- 
trägen, die  er  für  dasselbe  geliefert  hat,  bereits  bekannt.  Dürfen  wir  uns  also 
freuen ,  ihn  in  gewissem  Masse  zu  den  Unsrigen  zu  zählen ,  so  kann  es  uns 
Deutsche  nur  neue  Befriedigung  gewähren,  wenn  wir  sehen,  wie  er  bei  seiner 
über  alle  Sprachen  der  Hauptkulturvölker  ausgebreiteten  Litteraturkenntnis 
vorzugsweise  die  deutsche  Wissenschaft  berücksichtigt,  und  sich  an  deren  Er- 
gebnisse anschliesst.  Schon  seine  Uebersicht  der  Litteratur  enthält  zum  weitaus 
grössten  Teile  deutsche  Arbeiten. 

Die  ganze  Sammlung  der  Manuali  bezweckt  nach  der  Anzeige  der  Ver- 
lagshandlung eine  klare,  einfache  Darstellung  des  heutigen  Standes  der  be- 
treffenden Wissenschaften  für  Gelehrte  zur  Auffrischung  der  Erinnerung  an 
Bekanntes,  für  Ungelehrte  zur  Belehrung,  und  man  wäre  daher  eigentlich  nur 
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zu  der  Erwartung  berechtigt,  lediglich  eine  gemeinf assliche  Darstellung  dessen 
zu  finden,  was  nach  dem  dermaligen  Stande  der  Litteratur  und  nach  dem  Ur- 
teil des  Verfassers  der  Hauptinhalt  der  heutigen  Finanzwissenschaft  ist.  Ricca- 
Salerno  bietet  aber  nicht  nur  dies,  sondern  er  gibt  auch  in  knapper  und 
klarer  Form  eine,  von  einem  Grundgedanken  ausgehende,  wissenschaftlich  durch- 
geführte Darstellung  des  Finanzwesens,  wenn  auch  nur  in  grossen  Zügen  und 
ohne  viel  in  Einzelheiten  einzugehen,  und  es  lohnt  sich  daher  wohl,  seine  Arbeit 
nicht  als  eine  blosse  Wiedergabe  schon  anderweit  verarbeiteten  Stoffs,  sondern  als 
eine  selbständige  Bearbeitung,  imd  deshalb  etwas  ausführKcher,  als  sonst  wohl 
angezeigt  wäre,   nach  einigen  der  allgemeinsten  Gesichtspunkte  zu  besprechen. 

Der  Inhalt  des  Buches  zerfällt  in  einen  allgemeinen  Teil  (La  teoria 
generale),  und  in  die  Darstellung  der  einzelnen  Finanzzweige  (Le  istituzioni 
speciali),  nämlich  der  Ausgaben ,  der  ordentlichen  Einnahmen  (Domänen ,  Ge- 
bühren, direkte  und  indirekte  Steuern)  und  der  ausserordentlichen  Einnahmen 
(Schuldenwesen). 

Dass  das  Steuerwesen  den  hauptsächlichsten  Stoff  für  den  Inhalt  liefert, 
liegt  in  der  Natur  der  Sache,  und  so  enthält  der  allgemeine  Teil  im  wesent- 
lichen nur  die  Grundlegung  für  die  Theorie  der  Steuern,  wobei  der  Verfasser 
der  Saxschen  Auffassung  folgt.  Er  hält  es  für  eine  Pflicht  der  Wissenschaft, 
die  Lehre  von  den  Steuern  auf  ausschliesslich  wirtschaftliche  Grundlage  zu 
stellen,  und  jeden  Zusammenhang  mit  den  übrigen  Seiten  des  Lebens,  ins- 
besondere mit  der  Gerechtigkeit  oder  Sittlichkeit  ebenso  wie  mit  der  sozialen 
Frage  abzulehnen.  Die  Steuer  ist  ihm  der  wirtschaftliche,  gleichwertige  Ent- 
gelt des  Einzelnen  für  die  Dienste,  die  ihm  die  Staatsbediensteten  leisten 
(nicht  der  Staat),  und  zwar  nach  dem  Masse  der  Wertung  der  Bedürfnisse, 
welche  einerseits  hiedurch  befriedigt  werden  (Kollektivbedürfnisse),  andererseits 
infolge  der  Steuerzahlung  unbefriedigt  bleiben  müssen  (Individualbedürfnisse), 
so  dass  die  letzteren  nur  insoweit  müssen  befriedigt  werden  können ,  als  die 
dazu  erforderlichen  Mittel  nicht  durch  wichtigere,  d.  h.  individuell  stärker  ge- 
fühlte Kollektivbedürfnisse  in  Anspruch  genommen  werden.  Auch  die  Wertung 
der  aufzuwendenden  Mittel  soll  eine  durchaus  individuelle  sein,  indem  deren 
Wert  um  so  geringer  wird,  je  mehr  davon  zur  Verfügung  stehen,  so  dass  der 
Reichere  für  Befriedigung  der  gleichen  Kollektivbedürfnisse  um  so  viel  mehr 
aufwenden  kann  (und  muss?)  als  er  mehr  hat. 

Wenn  Ricca-Salerno  die  Wissenschaftlichkeit  darin  findet,  dass  die 
Lehre  von  den  Steuern  sich  ausschliesslich  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  hält '), 
weil  letztere  ein  Teil  der  Lehre  vom  Finanzwesen ,  und  dieses  ein  Teil  der 
Volkswirtschaft  ist,  so  scheint  er  sich  in  zu  engen  Grenzen  der  Fachwissen- 
schaft zu  halten.  Nach  meiner  Auffassung  soll  jeder  Zweig  der  Wissenschaft, 
welcher  eine  Seite  des  Lebens  behandelt,  den  Zusammenhang  derselben  mit 
den  übrigen  Seiten  im  Auge  haben,  weil  man  sonst  regelmässig  der  Einseitig- 
keit und  damit  dem  Irrtum  verfällt,  und  ich  finde  eine  glänzende  Bestätigung 
dieser  Auffassung  von  der  Aufgabe  der  Wissenschaft  in  der  Einleitung  zu 
L.  V.  Steins  Lehrbuch  der  Nationalökonomie  (3.  Auflage). 

Wenn  nun  die  von  Ricca-Salernos  Standpunkt  ausgewählte  Saxsche 
Grundlegung  oder  Erklärung  des  Wesens  der  Steuer  richtig  ist,  so  muss  sie 
auch  die  praktische  Probe  vertragen  und  darf  ihre  eigenen  Konsequenzen  nicht 
scheuen. 

Da  ist  aber  vor  allem  nicht  abzusehen ,  wie  eine  Besteuerung  zustande 
kommen  soll,  wenn  jeder  Einzelne  das  Verhältnis  zwischen  den  ihm  durch  die 
Steuerzahlung  entgehenden  individuellen  Genüssen,  und  den  mittels  der  Steuer 
zu  befriedigenden  Kollektivbedürfnissen  zu  bemessen  hat.  Und  wenn  man  dieses 
Geschäft  den  Beauftragten  des  Staats  zuweist,  was  schon  mit  der  individuellen 
Abwägung,  woraus  sich  nach  Sax  das  Wei-tverhältnis  bildet,  nicht  wohl  stimmt. 


')  In  seiner  Besprechung  meiner  Arbeit  „Die  Abgaben,  Auflagen  und  die  Steuer" 
(Nuova  Antologia,  Vol.  XI)  bezeichnet  er  dieselbe  auch  als  nicht  der  scienza  pura,  sondern 
der  Finanzkunst  angehörig. 
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so  sehen  sich  diese  vor  eine  unlösbare  Aufgabe  gestellt.  Wenn  man  aber 
daneben,  wie  der  Verfasser  thut,  mit  Wagner  die  „ Ausreich endheit"  als  Grund- 
satz der  Besteuerung  anerkennt,  dann  ist  man  allerdings  in  der  Lage  jede  er- 
folgreiche Besteuerung  zu  begründen,  aber  wozu  man  dann  der  Wertsbemessung, 
noch  dazu  der  individuellen,  bedarf,  ist  nicht  wohl  abzusehen. 

Und  wenn  dann  an  die  Stelle  des  vornherein  so  sehr  betonten  indi- 
viduellen Werts  ein  allgemeiner  Tauschwert  gesetzt  wird,  welcher  die  Be- 
friedigung der  Kollektivbedürfnisse  gegenüber  den  nicht  befriedigten  indi- 
viduellen Genüssen  haben  soll,  indem  das  Geld  nach  einem  allgemeinen  Mass- 
stab einen  um  so  geringeren  Wert  haben  soll,  je  mehr  einer  hat,  so  dürfte 
auch  das  nicht  in  der  geraden  Linie  der  mit  der  Grundlegung  eingeschlagenen 
Richtung  liegen. 

Die  Tragweite  des  Gedankens  der  Wertsabgleichung  zwischen  den  ver- 
sagten Genüssen  und  befriedigten  Kollektivbedürfnissen  ist  aber  folgende.  Die 
Bedürfnisse  der  Einzelnen  haben  verschiedene  Stufen;  je  dringender  sie  sind, 
desto  höher  ist  nach  dem  Verfasser  der  Wert  der  zu  ihrer  Befriedigung  er- 
forderlichen Mittel,  und  diese  Wertverhältnisse  müssen  für  alle  gleich  sein, 
wie  denn  auch  der  Grundsatz  der  Gleichheit  vor  dem  Gesetz  —  welchen  der 
Verfasser  anerkennt,  obwohl  er  nicht  wirtschaftlicher  Natur  ist  —  die  gleiche 
Behandlung  aller  verlangt.  Nimmt  man  nun  mit  Ricca-Salerno  für  die  ver- 
schiedenen ^Nützlichkeiten",  soweit  sie  in  Frage  kommen,  die  Wertsklassen  8, 
7,  6  und  5  an,  und  gibt  ihnen  bestimmte  Namen,  wie  etwa:  Bi'ot,  Fleisch,  Bier 
und  Tabak,  so  stehen  diesen  gleiche  Nützlichkeitsklassen  der  Kollektivbedürf- 
nisse gegenüber.  Handelt  es  sich  nun  darum,  Kollektivbedürfnisse  der  dringend- 
sten Art  zu  befriedigen,  wie  Rechtspflege  und  Wehrkraft,  so  müssten  die  Mittel 
dazu  in  erster  Reihe  da  aufgebracht  werden,  wo  Vermögen  oder  Einkommen 
genug  ist,  um  Genüsse  zu  gewähren,  die  entbehrlicher  also  geringwertiger  sind 
als  der  Tabak  (5),  und  erst ,  wenn  die  Reicheren  so  besteuert  sind ,  dass  der 
Tabak  der  entbehrlichste  Genussgegenstand  ist,  den  sie  noch  bestreiten  können, 
der  Ertrag  der  Steuer  aber  noch  nicht  ausreicht,  die  erforderlichen  Ausgaben 
zu  leisten,  dann  müsste  die  Besteuerung  so  weit  ausgedehnt  werden,  dass  nicht 
nur  alle  Mittel,  welche  für  Gegenstände  des  Luxus  und  höheren  Genusses  ver- 
fügbar wären,  in  Anspruch  genommen  würden,  sondern  auch  diejenigen,  welche 
in  allen  Schichten  der  Bevölkerung  für  Tabak  hätten  aufgewendet  werden 
können.  Kurz,  es  könnte  eine  Besteuerung  der  Mindei'reichen  und  Aermeren, 
deren  Luxus  der  Tabak  ist ,  immer  erst  dann  in  Frage  kommen ,  wenn  den 
Reicheren  schon  so  viel  durch  die  Besteuerung  abgenommen  ist,  dass  sie  hin- 
sichtlich ihrer  Genussfähigkeit  der  nächstniedrigeren  Wohlhabenheitsklasse  völlig 
gleichstehen,  d.  h.  dass  sie  keine  Mittel  mehr  haben,  feinere  Genüsse  als  Tabak 
oder  was  ihm  etwa  gleich  zu  achten  ist,  zu  bestreiten. 

Der  Verfasser  lässt  zwar  weiterhin  erkennen,  dass  er  einer  progressiven 
Besteuerung  nicht  abgeneigt  sei,  ohne  indessen  ein  Mass  für  die  Progression 
zu  bezeichnen  ,  aber  es  ist  doch  zu  bezweifeln ,  dass  er  einer  Besteuerung  in 
dem  eben  angedeuteten  Sinne  zustimmen  würde.  Und  doch  scheint  uns  diese 
in  der  folgerechten  Durchführung  seines  obersten  Grundsatzes  zu  liegen,  nach 
welchem  der  Wert  der  für  die  Kollektivbedürfnisse  aufzuwendenden  Mittel  sich 
nicht  mit  dem  Werte  derjenigen,  welche  für  Genüsse  verfügbar  sind,  für  jeden 
Einzelnen  abzugleichen  hätte. 

Mit  unverfehlbarer  Folgerichtigkeit  bezeichnet  der  Verfasser  den  „sub- 
jektiven Wert"  auch  als  obersten  Grundsatz  für  die  Gebühren  (tasse  oder  con- 
tribuzioni  special!  im  Gegensatz  zu  den  Steuern,  imposte  oder  contribuzioni 
generali),  wobei  er  denselben  nach  den  beiden  verschiedenen  Hauptarten  (für 
Benützung  der  Staatsuntemehmungen,  wie  Post,  Eisenbahn,  Münze,  und  für  die 
zum  Vorteil  der  Einzelnen  ausgeführten  Handlungen  der  Staatsgewalt  (ins- 
besondere in  der  Rechtspflege  und  Verwaltung)  einerseits  als  die  Nützlichkeit 
unter  Berücksichtigung  der  Erzeugungskosten ,  andererseits  als  das  Interesse 
an  der  Vornahme  der  Amtshandlungen  bezeichnet,  welche  auch  den  Massstab 
für  die  Gebührenbemessung  bilden  sollen.    Es  dürfte  aber  einleuchten,  dass  die 
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Anwendung  dieses  Massstabes  eine  reine  Unmöglichkeit  ist;  denn  man  kann 
von  dem  Reichen,  der  zum  Vergnügen  reist,  oder  der  einen  Glückwunschbrief 
versendet,  weder  im  Hinblick  auf  den  geringen  subjektiven  Wert,  den  das  Gold 
für  ihn  hat,  einen  höheren,  noch  wegen  des  geringen  Grades  von  Nützlichkeit 
einen  geringeren  Preis  fordern ,  als  von  demjenigen,  welcher  bei  gleichen  oder 
anderen  Vermögensverhältniasen  in  den  wichtigsten  Angelegenheiten  reist  oder 
schreibt.     Aehnlich   verhält   es    sich    mit    den    Gebühren   für   Amtshandlungen. 

Es  ist  eben  unmöglich  für  Gebühren  und  Steuern  einen  gleichen  obersten 
Grundsatz  zu  finden.  Die  Gebühr  ist  zunächst  immer  ein  Preis,  der  sich  eben- 
sowenig nach  einer  subjektiven  Wertung  bemessen  kann,  als  der  Preis  jeder' 
Ware  oder  Leistung  oder  der  Rest  eines  Preises.  Denn  je  mehr  das  öffentliche 
Interesse  bei  den  Staatsunternehmungen  und  Anstalten  das  Einzelinteresse  er- 
i'eicht,  oder  überwiegt,  desto  mehr  streift  sie  den  Charakter  des  Preises  ab, 
vennindert  sich,  und  die  Steuer  tritt  teilweise  oder  ganz  an  ihre  Stelle.  Diese 
aber  hat  mit  dem  Preise  gar  nichts  gemein,  wie  denn  auch  der  Verfasser  die 
Lehre  von  der  Leistung  und  Gegenleistung  verwirft. 

Auch  in  den  ausserordentlichen  Staatseinnahmen,  insbesondere  den  Staats- 
schulden, findet  Ricca-Salerno  seinen  obersten  Grundsatz  der  Besteuerung 
verwirklicht.  Wenn  nämlich,  sagt  er,  die  ganze  Deckung  eines  grossen  ausser- 
ordentlichen Staatsbedürfnisses  durch  Steuern  bestritten  werden  müsste,  so 
würden  den  Minderreichen  und  Aermeren  hochwertige  Mittel  zur  Bedürfnis- 
befriedigung, den  Reicheren  aber  nur  minderwertige  Genussmittel  entzogen. 
Um  dies  zu  vermeiden,  übernehmen  die  Reicheren  die  ganze  Ausgabe  aus  ihren 
ohne  Beeinträchtigung  des  Lebensbedarfs  verfügbaren  Mitteln  und  machen  dabei 
einen  Gewinn  durch  den  Zins ,  der  für  sie  einen  grösseren  Wert  hat ,  als  die 
entzogene  Genussmöglichkeit.  Die  Aermeren  aber  werden  nur  für  die  Zukunft 
und  nur  um  den  Zins  an  den  Mitteln  zur  Befriedigung  wichtigerer  Bedürfnisse 
verkürzt,  und  haben  dadurch  einen  geringeren  Nachteil,  als  wenn  sie  sofort 
ihren  Anteil  am  Kapital  hätten  aufbringen  müssen. 

Es  muss  anerkannt  werden,  dass  diese  Sache  fein  ausgedacht  und  schön 
durchgeführt  ist.  Es  ist  auch  nicht  zu  verkennen,  dass  der  privatwirtschaftliche 
Standpunkt,  von  welchem  aus  die  Natur  der  Staatsanlehen  erläutert  ist,  hier 
jedenfalls  mehr  Berechtigung  hat,  als  bei  der  Steuer.  Aber  auf  der  anderen 
Seite  zeigt  sich  doch,  dass  dieser  Standpunkt  auch  hier  ein  zu  einseitiger  ist. 
Das  Ergebnis  ist  eben ,  dass  die  Reicheren  einen  Vorteü ,  die  Aermeren  aber 
nur  einen  verminderten  Schaden  haben.  Ist  es  nun  —  auch  nur  volkswirtschaft- 
lich —  wünschenswert,  dass  die  ohnedies  bestehende  und  von  dem  Verfasser 
selbst  als  immer  zunehmend  bezeichnete  Ungleichheit  der  Vermögensteilung 
durch  die  Finanzgeschäfte  des  Staats  noch  mehr  gesteigert  werde? 

Es  ist  allerdings  nicht  zu  übersehen,  dass  das  geschilderte  Verhältnis 
in  der  dargestellten  theoretischen  Reinheit  nicht  wirklich  besteht,  weil  die 
Kapitalisten  ebenfalls  an  der  zukünftigen  Verzinsung  mittragen,  aber  aus- 
geglichen wird  dadurch  der  Nachteil,  in  dem  sich  die  Nichtkapitalisten  befinden, 
bei  weitem  nicht.  Es  ist  indessen  jedenfalls  ein  Verdienst  des  Verfassex's,  dieses 
Missverhältnis  in  ein  klares  Licht  gestellt  zu  haben  und ,  wenn  auch  vorläufig 
schwer  abzusehen  ist,  wie  dasselbe  soll  beseitigt  werden  können,  so  ist  es  doch 
immerhin  Gewinn,  zur  Erkenntnis  desselben  gekommen  zu  sein.  Die  Staats- 
anlehen sind  eben  als  ausserordentliche  Massregeln  ein  Notbehelf,  bei  welchem 
man  sich  begnügen  muss,  den  Anforderungen  der  Volkswirtschaft  und  der  Ge- 
rechtigkeit soweit  gerecht  zu  werden,  als  es  ohne  Beeinträchtigung  des  Haupt- 
zweckes möglich  ist,  d.  h.  sie  so  wenig  schädlich  einzurichten  als  die  Verhält- 
nisse es  gestatten. 

Es  fände  sich  in  dem  kleinen  Buche  noch  gar  manches ,  dessen  Be- 
sprechung sich  lohnen  würde,  aber  es  möchte  dies  zu  weit  führen,  und  es  sei 
daher  dasselbe  schliesslich  mit  der  Bemerkung  bestens  empfohlen,  dass  der 
Leser  desselben  gewiss  vielerlei  Anregung  und  mancherlei  Belehrung  darin  finden 
wird,  wenn  er  auch  in  verschiedenen  Punkten  dem  Verfasser  nicht  zuzustimmen 
vermag.  Vocke. 
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Der  östreichische  Staatsvoranschlag  für  1889. 

Von 

Dr.  Max  Menger 

in  Wien, 

I. 

Der  östreichische  Staatsvoranschlag  und  das  östreichische  Finanz- 
gesetz für  das  Jahr  1889  können  aus  mehrfachen  Gründen  auch  über 
die  Kreise  der  östreichischen  Staatsbürger  und  Steuerzahler  hinaus 
Beachtung  beanspruchen. 

Schon  vor  den  neuen  Steuergesetzen  des  Jahres  1888  galt  die 
Last  der  Abgaben,  welche  die  östreichischen  Steuerträger  an  dep 
Staat  zu  entrichten  hatten,  als  ganz  ausserordentlich  schwer  und 
drückend.  Schon  vor  dem  Jahre  1888  hatten  die  Grundbesitzer  in 
0 estreich  22,7  Prozent  des  Reinertrages  ihrer  Grundstücke  an  Grund- 
steuer ,  ausserdem  von  den  Häusern ,  die  sie  bewohnten,  eine  nach 
der  Anzahl  der  Wohnbestandteile  steigende  Klassensteuer,  deren  Be- 
trag wieder  einige  Prozente  des  Ertrages  von  Grund  und  Boden  in 
Anspruch  nahm,  zu  entrichten.  Die  Hauszinssteuer,  die  in  Oestreich 
von  sämtlichen  vermieteten  und  in  Orten,  wo  mindestens  die  Hälfte 
der  Häuser  und  der  bewohnten  Wohnräume  durch  Vermietung  be- 
nützt wird ,  auch  von  den  vom  Hauseigentümer  selbst  benützten 
Lokalitäten  gezahlt  wird,  wurde  wohl  nicht  mit  Unrecht  im  öst- 
reichischen Abgeordnetenhause  als  die  höchste  unter  allen  in  Europa 
bestehenden  direkten  Steuern  bezeichnet.  Sie  beträgt  in  kleineren 
Städten  20  Prozent,  in  den  grösseren  26^/3  Prozent  des  Mietzinses 
nach  Abzug  gewisser  Prozente  desselben  für  die  Reparaturen. 

Die  Einkommensteuer  beträgt  1,7 — 20  Prozent  des  von  ihr  ge- 
troffenen Einkommens.     Die  Erwerbsteuer  ist  2 — 3mal  so  hoch  wie 
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jene  in  Preussen.  Das  Salzmonopol  verteuert,  wenn  die  Zahlen  des 
Voranschlags  für  1888  der  Berechnung  zu  Grunde  gelegt  werden, 
den  Salzpreis  im  Vergleich  zu  den  Erstehungskosten  um  etwa  600  Pro- 
zent, das  Tabakmonopol  den  Preis  des  Tabaks  um  etwa  259  Prozent. 
Das  Zahlen-Lotto  ruft  die  Spiellust  der  ärmsten  Klassen  der  Be- 
völkerung wach  und  besteuert  dieselben'  mit  fast  der  Hälfte  des 
Betrages  der  Einsätze.  Die  Biersteuer  ist  die  höchste  Europas.  Auf 
Wein,  Most,  Schlacht-  und  Stechvieh,  Fleisch  u.  s.  w.  besteht  eine 
hohe  Verzehrungssteuer,  welche  bei  billigen  Landweinen  oft  20 — 30Pro- 
zente  des  Wertes  erreicht. 

In  den  grösseren  Städten  erhebt  der  Staat  von  fast  200  Gegen- 
ständen des  täglichen  Verbrauches,  zu  welchen  nicht  etwa  bloss 
geistige  Getränke  und  Fleisch,  sondern  auch  Brot,  Mehl,  Hülsen- 
früchte, Reis,  Seife,  Holz,  Kohle,  Viehfutter,  Heu,  Stroh,  Hafer, 
Oele,  viele  Roh-  und  Halbrohstoffe  der  Industrie  u.  s.  w.  gezählt 
werden,  hohe  Thorsteuern,  die  z.B.  in  Wien  durchschnittlich  11  Pro- 
zent, bei  manchen  Gegenständen,  wie  bei  Bier  ^),  Wein,  Reis  u.  s.  w. 
einen  viel  höheren  Prozentsatz  bis  26  Prozent  des  Wertes  der  Konsum- 
gegenstände betragen.  Wie  hoch  die  Finanzzölle  sind,  möge  daraus 
entnommen  werden,  dass  von  Kaffee  40  fl.  (=  100  Fr.  in  Gold),  von 
Thee  100  fl.  (=  250  Fr.  in  Gold),  von  Petroleum  10  fl.  (=  25  Fr. 
in  Gold)  per  100  kg  als  Zoll  erhoben  werden. 

Die  Gebühren  und  Stempel  belasten  fast  ausnahmslos  jedes 
schriftlich  geschlossene  Rechtsgeschäft.  Die  Erbschaftsgebühren  er- 
reichen unter  Nichtverwandten  die  Höhe  von  10  Prozent  des  Erbteiles. 
Die  Uebertragung  von  unbeweglichen  Gütern  durch  Kauf  verpflichtet 
zur  Zahlung  einer  Vermögensübertragungsgebühr  an  den  Staat,  welche 
bis  zur  Höhe  von  4^/8  Prozent  des  Wertes  ohne  Berücksichtigung 
der  auf  dem  Reale  haftenden  Hypothekenlasten  emporsteigt.  Die 
hohen  Zölle  auf  Petroleum  und  Kaffee  wurden  unter  der  gegen- 
wärtigen Regierung  im  letzten  Jahrzehnt  eingeführt,  ausserdem  noch 
eine  Reihe  neuer  Steuern,  so  die  Schanksteuer,  die  Militärtaxe  u.  a.,  eine 
Anzahl  anderer  Steuern  wurde  erhöht.  Das  Jahr  1888  brachte  eine 
Erhöhung    der  Steuer   auf  Zucker,    soweit  er  konsumiert  wird,   um 


')  Die  Thorsteuer  von  Bier  wird  noch  ausser  der  bei  der  Produktion  des 
Bieres  gezahlten  sog.  Verzehrungssteuer  enti-ichtet,  welche  wohl  die  höchste  in 
Europa  ist,  z.  B.  von  ISgrädigem  Bier  pro  Hektoliter  2  fl.  17  hr.  ö.  W.  =  4  M. 
34  Pf.  beträgt. 
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70 — 80  Prozent,  der  Steuer  auf  Trinkbranntwein  um  mehr  als  500  Pro- 
zent, ebenso  wurden  die  Preise  verschiedener  Zigarrensorten  um 
10  —  20  Prozent  erhöht. 

Die  direkten  Steuern  werden  in  Oestreich  nach  Steuersätzen 
erhoben,  deren  Höhe  den  Ausländern  oft  ganz  unglaublich  klingt. 
Auch  die  indirekten  Abgaben,  Gebühren  u.  s.  w.,  sind  nunmehr  bis 
zu  einer  Höhe  emporgebracht  worden,  dass  trotz  der  im  allgemeinen 
nicht  bedeutenden  Konsumkraft  der  östreichischen  Bevölkerung  die 
Einnahmen  aus  den  indirekten  Abgaben  mehr  als  3mal  so  gross 
sind,  als  die  aus  den  so  überaus  hohen  direkten  Steuern.  Bei  dem 
Vergleiche  der  Vorgänge  in  Oestreich  auf  dem  Gebiete  der  Steuer- 
gesetzgebung mit  den  Steuerreformen  und  Steuererhöhungen  in  anderen 
Ländern,  insbesondere  in  Deutschland,  darf  nicht  übersehen  werden, 
dass  kein  Teil  der  so  ungeheueren  Steuererhöhuugen  der  letzten 
10  Jahre  zur  Herabminderung  anderer  drückender  Steuern  oder  zur 
üeberweisung  an  andere  autonome  Körper,  in  Oestreich  etwa  an  die 
Länder,  Bezirke  oder  Gemeinden,  verwendet  worden  ist.  Jeder  dahin 
gehende  von  der  Opposition  gemachte  Versuch  wurde  von  der  Majorität 
zurückgewiesen.  Ebenso  wurde  kein  Teil  des  Erfolgs  aus  den  in 
den  letzten  10  Jahren  votierten  zahlreichen  drückenden  Steuern  der 
Lösung  grosser  sozialer  Aufgaben  zugewendet.  Oestreich  hat  die 
Alters-  und  Invaliditätsversicherung,  die  den  Haushalt  der  Gemeinden 
und  Bezirke  sehr  bedeutend  entlastet,  indem  sie  die  den  Gemeinden 
so  drückende  Armenversorgung  in  wirksamerer  und  würdigerer  Weise 
ausführt,  noch  gar  nicht  in  Angriff  genommen.  Ebensowenig  denkt 
man  in  Oestreich  daran,  einen  Teil  der  die  Gemeinden,  Bezirke  und 
Länder  sehr  stark  belastenden  Schulausgaben  durch  üeberweisung  eines 
Teiles  des  Erfolges  der  neuen  Steuern  zu  erleichtern. 

Da  der  Staat  alle  Arten  von  Abgaben  in  ungewöhnlich  hohem 
Masse  für  seine  Bedürfnisse  in  Anspruch  genommen  hat,  bleibt  den 
Ländern,  Bezirken  und  Gemeinden  nichts  übrig,  als  durch  Zuschläge 
zu  den  Staatsabgaben ,  zumeist  zu  den  direkten  Steuern ,  ihre  Be- 
dürfnisse zu  bedecken,  wodurch  der  Druck,  den  die  Höhe  der  direkten 
Steuern  und  deren  veraltete  Umlags-  und  Erhebungsformen  auf  die 
Besitzer  von  Grund  und  Boden,  sowie  auf  jede  gewerbliche  und 
industrielle  Unternehmung  ausüben,  noch  sehr  erheblich  gesteigert 
wird.  Die  bedeutenden  neuen  Steuerlasten  treffen  überdies  mit  dem 
Sinken  der  Preise  der  landwirtschaftlichen  und  sonstigen  Produkte 
zusammen,  ohne  dass  auch  die  von  Oestreich  vorgenommene  Erhöhung 
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der  Zölle  auf  landwirtschaftliche  Produkte  den  östreichi sehen  Land- 
wirten, da  Oestreich  durchschnittlich  viel  mehr  landwirtschaftliche 
Produkte  exportiert  als  importiert,  irgend  welche,  wenn  auch  nur 
vorübergehende  Erleichterungen  hätte  schaffen  können.  Es  ist  leicht 
zu  berechnen,  dass  die  Belastung  der  Steuerträger  in  Oestreich  für 
staatliche,  Provinzial-  und  Geraeindeausgaben  weitaus  jenen  Betrag 
übersteigt,  den  Leroy-Beaulieu  als  Grenze  der  proportion  exorbi- 
tante bezeichnet,  selbst  wenn  man  die  bedauerliche  Thatsache  in 
Rechnung  zieht,  dass  durch  die  exorbitante  Höhe  der  Steuern  in 
Oestreich  zahlreiche  Steuerträger  zur  Defraudation  greifen.  Wahr- 
haft klassische  Beispiele  für  die  Höhe  der  Belastung  der  Steuerträger, 
für  das  Verhältnis,  in  welchem  in  Oestreich  Reinertrag  und  Steuer- 
last stehen,  bieten  die  detaillierten  Daten,  welche  die  Beilagen  des 
offiziellen  Budgets  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Staats- 
güter, dann  der  staatlichen  industriellen  Unternehmungen  bieten, 
s.  S.  294  ff. 

An  der  Hand  der  Daten,  welche  der  östreichische  Staats- 
voranschlag für  1889  bietet,  dürften  manche  Lehren  von  der  Steuer- 
überbürdung  und  ihren  Folgen  insbesondere  für  schwächere  Unter- 
nehmer, wie  sie  Wagner,  Stein,  Geffken  u.  a.  aufgestellt  haben,  gar 
manche  Bestätigung  erfahren. 

Das  östreichische  Budget  für  das  Jahr  1889  schliesst,  wie 
seinerzeit  einige  Budgets  unter  den  Finanzministern  Brestel  und 
Depretis,  nicht  mit  einem  Defizit,  sondern  mit  einem  Ueberschuss 
von  2,770,059  fl.  Dem  Budget  von  1889  kam  allerdings  ein  Betrag 
zu  gute,  welcher  nach  Ansicht  der  Redner  beider  Parteien,  der  Majorität 
wie  der  Minorität,  von  dem  Ueberschuss  in  Abzug  zu  bringen  ist. 
Dem  Staatsschatze  wurde  nämlich  eine  Aktivforderung,  die  er  an  die 
Kaschau-Oderberger  Bahn  im  Betrage  von  2,611,529  fl.  im  Laufe  vieler 
Jahre  erworben  hatte,  zurückbezahlt  und  kam  dieser  Betrag  dem  Ein- 
nahmebudget für  das  Jahr  1889  zu  gute.  Hiernach  würde  sich  der 
Ueberschuss  auf  158,530  fl.  herabmindern.  An  sich  ist  der  Standpunkt, 
den  die  Redner  der  Majorität  wie  der  Minorität  in  dieser  Frage  ein- 
genommen haben,  ohne  Zweifel  berechtigt,  da  die  Rückzahlung  einer 
Schuld  sicher  nicht  zu  den  Einnahmen  gerechnet  werden  darf,  welche 
bei  Feststellung  des  Defizits  oder  Ueberschusses  in  Rechnung  gezogen 
werden  dürfen.  Wenn  aber  erwogen  wird,  dass  ja  seitens  des  öst- 
reichischen  Staates  auch  im  Jahre  1889  Vorschüsse  an  Bahnen,  aller- 
dings in  der  Regel  ohne  jede  Aussicht  auf  Rückersatz,  gegeben  wurden, 
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SO  erscheint  es  zum  mindesten  zweifelhaft,  ob  der  Glücksfall,  dass  ein- 
mal ein  Betrag  zurückgezahlt  wird,  zu  den  Konsequenzen  bei  Be- 
urteilung des  Budgets  für  1889  führen  soll,  wie  selbe  allerdings 
Redner  der  Majorität  wie  der  Minorität  gezogen  haben.  Wir  werden 
daher  diesen  Betrag  nicht  vom  Ueberschuss  in  Abzug  bringen.  Wenn 
auch  von  manchen  Angriffen  gegen  die  übrigen  Aufstellungen  des 
Voranschlages  abzusehen  ist,  welche  im  Kampfe  der  politischen 
Parteien  vielleicht  zu  scharfen  Ausdruck  fanden,  so  lässt  sich  doch 
nicht  verkennen,  dass  wenn  das  Budget  einer  streng  objektiven  Be- 
urteilung nach  jenen  Grundsätzen  unterzogen  wird,  die  in  den  Ländern 
mit  althergebrachter,  wohlgeordneter  Pinanzwirtschaft  feststehen,  das 
östreichische  Budget  für  das  Jahr  1889  trotz  den  ungeheuerlichen 
Erhöhungen  der  Steuern,  die  seit  1880,  zuletzt  noch  im  Jahre  1888, 
stattfanden,  leider  nicht  als  defizitlos  anerkannt  werden  kann. 

Von  Interesse  sind  die  Massregeln,  welche  dazu  dienten,  um 
ein  defizitfreies  Budget  herzustellen.  Mit  Ausgabeposten,  welche 
der  Natur  der  Sache  nach  in  den  Dienst  des  Jahres  1889  gehörten, 
wurde  ganz  oder  zum  Teile  das  Vorjahr  1888  belastet.  Beträge, 
welche  im  Jahre  1889  ganz  zur  Auszahlung  oder  doch  zur  An- 
weisung gelangen,  wurden  in  der  Art  auf  kommende  Jahre  über- 
wälzt, dass  der  betreffende  Betrag  —  und  es  handelte  sich  hier  um 
Millionen  —  von  irgend  einem  Privatinstitute  gegen  Annuitäten  ent- 
lehnt und  nur  eine  dieser  Annuitäten  dem  Jahre  1889  zur  Last 
geschrieben  wurde.  Eine  Anzahl  Einnahmeposten  wurde  schon  im 
Regierungsentwurfe  viel  zu  hoch  angenommen.  Die  Majorität  des 
Budgetausschusses  und  des  Hauses  nahm  die  betreffenden  Ansätze 
an,  ja  es  wurden  verschiedene  Einnahmeposten  noch  um  bedeutende 
Beträge  erhöht,  ohne  dass  in  mehreren  Fällen  irgendwie  zureichende 
Gründe  hierfür  vorgelegen  gewesen  wären.  Es  muss  hervorgehoben 
werden,  dass  die  ungarische  Regierung  in  Rücksicht  auf  eine  Reihe 
von  Posten  viel  vorsichtigere  Ansätze  in  ihr  Budget  aufgenommen  hat, 
als  dies  in  Oestreich  der  Fall  war. 

Nur  durch  alle  diese  kühnen  Beschlüsse  und  finanziellen  Fik- 
tionen gelang  es,  das  Defizit  für  das  Jahr  1889  zu  beseitigen.  Die 
Thatsache,  dass  es  aller  dieser  Mittel  bedurfte,  ist  um  so  be- 
dauerlicher, als,  wie  oben  dargelegt  wurde,  die  Erhöhung  der  Steuern 
weit  über  das  zulässige  Mass  geht,  keinerlei  bedeutende  Mittel  für  die 
Lösung  grosser  wirtschaftlicher  und  sozialer  Fragen  dann  für  Zuwen- 
dungen an  Länder,  Bezirke  oder  Gemeinden  in  Anspruch  genommen 
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wurden.  Allerdings  gilt  dieses  Urteil  vorläufig  nur  für  das  Budget 
des  Jahres  1889,  da  durchaus  nicht  ausgeschlossen  ist,  dass  wenn  die 
Staatsausgaben,  insbesondere  die  für  Oestreich  und  Ungarn  gemein- 
samen sich  nicht  rasch  vermehren,  und  wenn  die  verschiedenen  zahl- 
reichen Steuern  trotz  der  Höhe  der  Steuersätze  sich  günstig  entwickeln, 
künftige  Voranschläge  eine  natürliche,  und  nicht  bloss  eine  künstliche 
Defizitlosigkeit  besitzen  werden.  Im  vorliegenden  Budget  für  1889 
erweckt  aber  die  Gesamtheit  der  vom  Standpunkte  der  Finanz- 
wissenschaft und  einer  verständigen  finanziellen  Praxis  nicht  immer 
zu  billigenden  Mittel,  mit  welchen  eine  künstliche  Defizitlosigkeit 
hergestellt  wurde,  ein  eigentümliches  Interesse.  Am  besten  wird 
wohl  die  Sachlage  durch  nachfolgende  Aussprüche  charakterisiert. 
Ein  Mitglied  der  Majorität  des  Budgetausschusses  sagte:  „Ja  dadurch, 
dass  wir  die  Einnahmen  so  hoch  einstellen,  wird  das  Budget  besser." 
Der  Altmeister  des  östreichischen  Budgetausschusses,  Dr.  Herbst, 
bemerkte  darauf:  „Das  Budget  wird  nicht  besser,  es  schaut  nur 
besser  aus."  Ein  anderer  Abgeordneter  der  Opposition  erklärte,  er 
wäre  ja  mit  all  den  Ueberwälzungen  der  Ausgaben  auf  frühere  und 
spätere  Jahre,  mit  der  ungerechtfertigten  Erhöhung  der  Einnahmen 
u.  s.  w.,  ganz  einverstanden,  wenn  hierdurch  die  Einnahmen  wirklich 
erhöht,  das  Budget  wirklich  gebessert  würde.  Dies  geschehe  aber 
nicht,  sondern  man  gebe  sich  dadurch  nur  einer  Selbsttäuschung 
hin  und  täusche  andere. 

Das  östreichische  Budget  vom  Jahre  1889  ist  für  den  Finanz- 
politiker von  hohem  Interesse,  weil  in  demselben  zum  erstenmal 
das  eigentümliche  Verhältnis  zur  Geltung  kommt,  in  welchem  nach 
den  neuen  in  Oestreich  und  Ungarn  geltenden  Gesetzen  über  die 
Branntwein-  und  Zuckersteuer  beide  Staaten  zu  einander  in  Rück- 
sicht auf  die  Verrechnung  aus  diesen  so  stark  erhöhten  und  dem- 
gemäss  finanziell  so  wichtigen  Abgaben  stehen.  Die  Zucker- 
steuer und  die  Branntweinsteuer  werden  derzeit  in  Oestreich  wie  in 
Ungarn  nach  gleichen  Grundsätzen  erhoben,  eine  ZwischenzoUlinie  für 
diese  Artikel  besteht  nicht.  Es  wird  aber  an  dem  Grundsatze  fest- 
gehalten, dass  nicht  jener  der  beiden  Staaten,  in  dessen  Territorium 
die  betreffende  Quantität  Zucker  oder  Branntwein  konsumiert,  oder 
in  dem  auch  nur  die  Steuer  gezahlt  wird,  den  betreffenden  Steuer- 
betrag erhalte,  sondern  jener  Staat,  in  welchem  die  betreffende  Quan- 
tität Zuckers  oder  Branntweins  produziert  worden  ist.  Eine  teilweise 
Korrektur  findet  nur  durch  jene  Quantitäten  statt,  welche  zum  Export 
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gelangen.  Für  jene  Quantitäten  Zuckers,  welche  in  Oestreich  pro- 
duziert, nach  Ungarn  in  ein  dortiges  Freilager  ausgeführt,  in  Ungarn 
versteuert  und  konsumiert  werden,  bezieht  nicht  Ungarn,  sondern 
Oestreich  die  entfallende  Steuer.  Für  jene  Quantitäten  Branntweins 
dagegen,  welche  z.  B.  in  Ungarn  produziert,  nach  Oestreich  in  ein 
dortiges  Freilager  ausgeführt,  in  Oestreich  versteuert  und  dort  kon- 
sumiert werden,  bezieht  nicht  Oestreich,  sondern  Ungarn  die  Steuer. 
Hieraus  folgt  der  eigentümliche  Zustand,  dass  jeder  der  beiden 
Staaten  nicht  nur  das  allgemeine  industrielle  Interesse  hat,  einen 
grösseren  Teil  des  in  Oestreich-Ungarn  konsumierten  Zuckers  und 
Branntweins  zu  produzieren  als  bisher,  sondern  dass  auch  Oestreich 
für  jeden  Meterzentner  Zucker,  den  es  über  seinen  Bedarf  produziert 
und  nach  Ungarn  ausführt  —  lediglich  der  aus  Ungarn  nach  dem 
Auslande  ausgeführte  Zucker  wird  in  Abzug  gebracht  — ,  Hfl.  von 
Ungarn,  Ungarn  dagegen  für  jeden  1  OOgradigen  Hektoliter  Branntwein, 
den  es  über  seinen  Bedarf  produziert  hat,  nach  Oestreich  ausführt, 
wo  derselbe  versteuert  und  konsumiert  wird  —  wieder  die  Ausfuhr 
nach  dem  Ausland  in  Abzug  gebracht  — ,  35  fl.  von  Oestreich  erhält. 
Es  besteht  somit  keine  Norm  für  die  Aufteilung  der  Einnahmen 
aus  der  Branntwein-  und  Zuckersteuer  in  dem  gemeinschaftlichen 
Produktions-  und  Zollgebiete  Oestreich-Ungarn  auf  die  beiden  Staaten 
Oestreich  und  Ungarn,  sondern  die  Aufteilung  wird  dem  Resultate 
des  industriellen  Konkurrenzkampfes  überlassen.  Es  ist  dies  ein  Zu- 
stand, der  unseres  Wissens  in  keinem  anderen  Staatenvereine  besteht. 
Bei  den  grossen  finanziellen  Interessen,  welche  die  Staatsfinanzen  an 
dem  Ausgange  des  Konkurrenzkampfes  der  Industrie  besitzen,  ist 
wohl  mit  Recht  zu  besorgen,  dass  die  Finanzverwaltungen  beider 
Staaten  nicht  müssige  Zuschauer  dieses  für  sie  so  bedeutungsvollen 
Kampfes  bleiben,  sondern  mit  Rücksicht  auf  die  vielen  Millionen, 
die  für  jeden  der  beiden  Staaten  alljährlich  auf  dem  Spiele  stehen, 
die  Kämpfer  ihres  Landes  lebhaft  unterstützen  werden.  So  fördert 
schon  jetzt  die  ungarische  Regierung,  wie  ungarische  Blätter  berichten, 
eifrig  die  Anlage  von  Zuckerfabriken  in  Ungarn. 


11. 

Der  Entwurf  des  östreichischen  Staatsvoranschlages  für  das 
Jahr  1889  wurde  in  der  Sitzung  vom  24.  Oktober  1888  dem  Ab- 
geordnetenhause vorgelegt.     Es   geschah  dies   in  der  1.  Sitzung  des 
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neuen  sog.  Seßsionsabschnittes  des  Hauses,  da  leider  seit  einer 
Reihe  von  Jahren  sich  die  für  die  Behandlung  parlamentarischer 
Geschäfte  nicht  eben  gedeihliche  Uebung  eingebürgert  hat,  dass  die 
beiden  Häuser  des  Reichsrates  nicht  alljährlich  geschlossen,  sondern 
nur  vertagt  werden.  Der  Reichsrat  wird  im  Sinne  des  §  10  des 
Gesetzes  vom  21.  Dezember  1867  Z.  141  R.-G.-Bl.  vom  Kaiser  all- 
jährlich, womöglich  in  den  Wintermonaten,  einberufen.  Auch  in 
Oestreich  werden  die  Finanzvorlagen  und  das  Rekrutengesetz  zuerst 
bei  dem  Abgeordnetenhause  eingebracht.  (§  5  des  Gesetzes  vom 
12.  Mai  1873  Z.  94  R.-G.-Bl.) 

Der  Minister  begründete  diese  Vorlage  gleich  in  der  erwähnten 
Sitzung  mit  einer  ausführlichen  Rede,  er  hob  hervor,  dass  mit  Rück- 
sicht auf  die  neu  votierten  Steuern  die  Einnahme  um  21,219,000  fl. 
höher  geworden  seien  als  nach  dem  Voranschlage  für  1888,  sowie 
dass  die  Einnahmen  die  Ausgaben  um  169,000  fl.  übersteigen.  Diese 
letztere  Behauptung  erwies  sich  allerdings  als  ein  Irrtum,  sie  basierte 
lediglich  auf  einem  Rechnungsfehler.  Es  war  nämlich,  auch  wenn 
man  die  Angaben  der  Regierung  über  den  zu  erwartenden  Zucker- 
konsum als  unbestritten  hinnimmt,  durch  einen  Rechnungsfehler  des 
betreffenden  Rechnungsdepartements  um  250,000  fl.  —  wie  auch  die 
Regierung  zugab  —  mehr  in  das  Budget  an  Zuckersteuer  eingetragen, 
als  nach  den  Angaben  der  Regierung  selbst  resultieren  konnte. 

Die  finanziellen  Vorlagen  der  Regierung  bestehen  aus  dem 
Finanzgesetze,  welches  in  einer  Anzahl  von  Artikeln  die  wich- 
tigsten Grundsätze  des  östreichischen  Budgetrechtes  auf  den  Vor- 
anschlag des  bestimmten  Jahres  in  Anwendung  bringt;  dann  in 
einem  Staatsvoranschlage,  welcher  in  zwei  Teile  zerfällt,  von 
denen  der  erste  die  Ausgaben,  das  sog.  Erfordernis,  der  zweite  die 
Staatseinnahmen,  die  sog.  Bedeckung  enthält.  Der  Staatsvoranschlag 
für  das  Jahr  1889  enthält  im  1.  Teile  37  Kapitel,  143  Titel  und 
334  Paragraphe,  im  2.  Teile  42  Kapitel,  115  Titel  und  168  Para- 
graphe.  Im  allgemeinen  hält  der  östreichische  Staatsvoranschlag  an 
dem  Ministerialsystem  fest.  Die  auf  jedes  Ministerium  sich  be- 
ziehenden Einnahmen  und  Ausgaben  sind  in  je  einem  Kapitel  zu- 
sammengefasst.  Die  Kapitel  zerfallen  nach  den  Unterabteilungen  der 
betreffenden  Ressorts,  insbesondere  nach  den  Behörden  2.  Instanz, 
deren  Sprengel  in  der  Regel,  doch  nicht  ausnahmslos,  mit  den  Kron- 
ländern zusammenfallen,  in  Titel.  Das  starke  föderalistische  Element, 
welches  in  der  östreichischen  Verfassung,  im  letzten  Dezennium  auch 
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in  der  Verwaltung,  immer  mehr  zur  Geltung  kommt,  hat  in  Bezug  auf 
die  äussere  Form  des  Staatsvoranschlages  bisher  noch  keinen  stär- 
keren als  den  erwähnten  Ausdruck  erhalten. 

Die  Titel  sind  in  Paragraphe  geteilt,  welche  in  der  Regel  mit 
den  Elementaretats  zusammenfallen.  Von  den  erwähnten  Grund- 
sätzen bestehen  zahlreiche  Ausnahmen,  von  welchem  später  die  Rede 
sein  wird. 

Mit  dem  Entwürfe  des  Finanzgesetzes  und  Staats  Voranschlages 
werden  dem  Abgeordnetenhause  nicht  weniger  als  21  Hefte  mit  sehr 
ausführlichen  Daten  über  die  einzelnen  Ressorts  mitgeteilt.  Das 
1.  Heft  enthält  die  näheren  Daten  über  die  Zivilliste,  die  Kabinetts- 
kanzlei des  Kaisers,  den  Reichsrat,  das  Reichsgericht,  den  Ministerrat; 
das  2.  Heft  jene  über  den  Beitrag  zum  Aufwände  für  die  gemein- 
samen Angelegenheiten.  Das  3.  und  4.  Heft  enthalten  die  näheren 
Daten  über  die  Ministerien  des  Innern  und  die  Landesverteidigung. 
Die  Hefte  5,  6,  7,  8  enthalten  die  näheren  finanziellen  Daten  über 
die  Unterabteilungen  des  Ministeriums  für  Kultus  und  Unterricht 
und  zwar:  A.  Zentrale,  B.  Kultus,  C.  Unterricht,  D.  Religions-  und 
Studienfonds,  Forste  und  Domänen.  —  Die  Hefte  9 — 13  enthalten 
die  Unterabteilungen  des  Ministeriums  der  Finanzen,  als:  Finanz- 
verwaltung (1.  Heft),  allgemeine  Kassenverwaltung  (2.  Heft),  direkte 
Steuern  (3.  Heft),  Zölle  und  indirekte  Abgaben  (4.  Heft),  Dikasterial- 
gebäude,  Fiskalitäten  und  Heimfälligkeiten,  Hof-  und  Staatsdruckerei 
und  Münzwesen  (5.  Heft).  —  Das  14.  Heft  enthält  die  näheren 
Daten  über  das  Handelsministerium,  unter  welchem  auch  das  Post- 
und  Telegraphen wesen  und  das  Postsparkassen amt  stehen,  das  15.  Heft 
jene  über  die  dem  Handelsministerium  unterstehenden  Staatseisen- 
bahnen. Das  16.  und  17.  Heft  enthalten  die  näheren  Daten  über 
das  Ackerbauministerium ,  dann  über  das  Forst- ,  Domänen-  und 
Montanwesen,  soweit  selbes  dem  Ackerbauministerium  untersteht. 
Das  18.  Heft  enthält  die  näheren  Daten  über  das  Justizministerium, 
das  19.  jene  über  den  obersten  Rechnungshof,  den  Pensionsetat,  die 
Subventionen  und  Dotationen;  das  20.  jene  über  die  Staatsschuld 
und  die  Verwaltung  der  Staatsschuld;  das  21.  über  die  Einnahmen 
aus  der  Veräusserung  von  Staatsgütern. 

Der  Inhalt  dieser  Quarthefte,  von  denen  einige  nur  wenige 
Seiten  enthalten,  andere  stattliche  Bände  von  vielen  hundert  Quart- 
seiten sind,  wird  weder  im  Ausschusse,  noch  im  Hause  der  parla- 
mentarischen Behandlung  unterzogen.    Diese  beschränkt  sich  auf  das 
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Finanzgesetz  und  den  eigentlichen  Staatsvoranschlag.  Die  Detail- 
ziffern der  Hefte,  sowie  die  Erläuterungen  dienen  lediglich  zur 
besseren  Informierung  der  Mitglieder  des  Hauses. 

Eine  im  Jahre  1879  gefasste  Resolution  des  Abgeordneten- 
hauses spricht  den  Wunsch  aus,  dass  alljährlich  mit  dem  Staats- 
voranschlage dem  Abgeordnetenhause  der  Zentralgebahrungsausweis 
des  vorhergegangenen  Jahres  vorzulegen  sei.  Dieser  enthält  eine 
summarische  üebersicht  der  Einnahmen  und  Ausgaben  in  Geld  und 
Obligationen,  eine  Hauptübersicht  der  etatmässigen  Geldgebahrung, 
eine  Zergliederung  der  Staatseinnahmen  und  -Ausgaben  in  Geld  und 
der  Gebahrung  in  Obligationen.  Der  Zentralgebahrungsausweis  für 
das  Jahr  1888  ist  jedoch  gleich  jenen  für  die  Jahre  1886  und  1887 
noch  nicht  in  den  Händen  der  Abgeordneten.  Spätestens  im  zweit- 
folgenden Jahre  soll  der  Zentralrechnungsabschluss  vorgelegt  werden, 
jener   für   das  Jahr  1887  wurde  dem  Abgeordnetenhause  vorgelegt. 

Das  östreichische  Budget  ist,  wenn  von  einigen  Ausnahmen, 
insbesondere  jenen  im  6.  Kapitel  des  Erfordernisses,  abgesehen  wird, 
ein  Bruttobudget.  Die  letzterwähnte,  finanziell  sehr  relevante  Aus- 
nahme ergibt  sich  durch  die  verfassungsmässige  Bestimmung,  wo- 
nach jener  Teil  der  gemeinsamen  Ausgaben,  der  auf  einen  der  beiden 
Reichsteile  fällt,  einfach  in  das  Ausgabenbudget  desselben  einzustellen 
ist.  Dies  geschieht  nach  Abzug  der  gemeinsamen  Einnahmen,  ins- 
besondere der  eigenen  Einnahmen  der  Kriegsverwaltung  und  des 
Ministeriums  des  Aeusseren.  Bezüglich  der  Einnahmen  aus  den  Zöllen 
findet  die  nicht  zu  billigende  Ausnahme  statt,  dass  in  künstlicher  Art 
die  Einnahmen  aus  dem  Zollgefalle,  soweit  sie  auf  Oestreich  entfallen, 
wohl  unter  den  Einnahmen  des  östreichischen  Finanzministeriums,  die 
Ueberschüsse  des  Zollgefälls  aber  auch  in  sehr  gesuchter  Weise,  nur 
ohne  den  Münzgewinn,  unter  den  gemeinsamen  Ausgaben  im  öst- 
reichischen Ausgabenbudget  (Cap.  6)  eingestellt  erscheinen. 

Im  Sihne  der  östreichischen  Verfassung  sind  die  Steuern  und 
sonstigen  Abgaben  und  Gefälle  alljährlich  zu  bewilligen,  ebenso 
sämtliche  Ausgaben. 

Artikel  IV  des  Finanzgesetzes  besagt,  dass  zur  Erreichung  der 
im  vorhergehenden  Artikel  festgesetzten  Summe  der  Staatseinnahmen 
die  direkten  Steuern  und  indirekten  Abgaben  im  allgemeinen  nach 
den  bestehenden  Normen  einzuheben  seien.  In  demselben  Artikel 
wurden  die  ausserordentlichen  Zuschläge  zur  Erwerb-  und  Einkom- 
mensteuer alljährlich  besonders  bewilligt.    Da  diese  Zuschläge  schon 
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seit  zwei  Dezennien  alljährlich  in  gleicher  Höhe  votiert  werden, 
haben  selbe  wohl  thatsächlich  den  Charakter  ordentlicher  Zuschläge 
zu  den  betreffenden  direkten  Steuern  angenommen. 

Nach  Artikel  II  des  Finanzgesetzes  dürfen  die  nach  den  ein- 
zelnen Kapiteln ,  Titeln  und  Paragraphen  des  Staatsvoranschlages 
bewilligten  Kredite  nur  zu  den  in  den  bezüglichen  Kapiteln,  Titeln 
und  Paragraphen  bezeichneten  Zwecken  und  zwar  gesondert  für  das 
ordentliche  und  ausserordentliche  Erfordernis  verwendet  werden. 
Der  Grundsatz  der  Spezialisierung  geht  somit  nach  östreichischem 
Budgetrecht  bis  auf  die  nach  den  einzelnen  Paragraphen  zusammen- 
gefassten  Kredite.  Die  Einrichtung  des  östreichischen  Budgets 
sorgt  in  vielen  Fällen  dafür,  dass  die  Verwaltung  durch  diese  weit- 
gehende Spezialisierung  keinen  Schaden  erleide.  So  sind  die  Kosten 
der  Administration  in  sämtlichen  Kronländern,  dann  die  sämtlicher 
Gymnasien  und  Realgymnasien  in  je  einem  Paragraph  vereint.  In 
zahlreichen  anderen  Fällen  geht  die  Spezialisierung  allerdings  zu  weit. 

Nach  Artikel  VI  des  Finanzgesetzes  gilt  als  Regel,  dass  die 
bewilligten  Kredite  noch  bis  zum  31.  März  des  nächstfolgenden 
Jahres,  somit  die  für  1889  bewilligten  noch  bis  zum  31.  März  1890 
verwendet  werden  können.  In  der  Jahresrechnung  werden  sie  jedoch 
dem  Dienste  des  Budgetjahres  zur  Last  geschrieben.  Die  Kredite 
des  Zollgefälles,  jene  für  Gefällsrückgaben  bei  der  Produktion 
von  Branntwein  und  Bier,  endlich  jene  für  Verzehrungssteuerresti- 
tutionen  und  Bonifikationen  erlöschen  mit  Ende  des  Budgetjahres. 
Der  Wunsch  nach  Ausdehnung  dieser  Einrichtung  auf  sämtliche 
Aktiv-  und  Passivposten  wurde  im  Interesse  einer  besseren  Ordnung 
und  genaueren  Rechnung  von  mehreren  Seiten  ausgesprochen.  Für 
zahlreiche  Kredite,  so  eigentümlicherweise  selbst  für  Reisekosten  aus 
Anlass  von  Strassen-  und  Wasserbauten,  für  die  Bestreitung  zahlreicher 
Bauten,  für  die  Erweiterung  des  elektrischen  Unterrichts  im  Jahre 
1889,  ja  für  die  Zahlung  der  im  Jahre  1889  fälligen  Annuitäten, 
von  Darlehen  u.  s.  w.,  wird  die  Verwendungsfrist  bis  zum  31.  März 
1891,  also  auf  15  Monate  nach  Schluss  des  Budgetjahres,  ausge- 
dehnt. Für  zahlreiche  (26)  in  früheren  Jahren  votierte  Kredite,  unter 
welchen  nur  der  zur  Ausrüstung  der  Landwehr  und  des  Landsturms 
durch  seine  Höhe  (11,961,735  fl.)  Bedeutung  hat,  wird  die  Verwen- 
dungsfrist bis  zum  31.  März  1890  ausgedehnt,  doch  sind  diese 
Kredite  als  für  das  Jahr  1888  bewilligt  anzusehen  und  demgemäss 
in  dem  Zentralrechnungsabschluss  zu  behandeln. 
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Im  Voranschlag  des  Jahres  1889  erhielten  nur  ausserordent- 
liche Kredite  die  Verwendungsfrist  bis  zum  31.  März  1891. 

Von  dem  Gesamtbetrage  aller  Ausgaben:  540,045,885  fl.  ent- 
fallen 490,972,737  fl.  auf  die  ordentlichen,  30,693,537  fl.  auf  die 
ausserordentlichen  Kredite  mit  der  regelmässigen  (Ende  März  1890) 
und  18,379,611  fl.  auf  die  ausserordentlichen  Kredite  mit  der 
längeren  Verwendungsfrist  (Ende  März  1891), 

Die  Teilung  der  Ausgabenposten  des  östreichischen  Staats- 
voranschlags in  ordentliche  und  ausserordentliche  bedarf  einer  gründ- 
lichen Reform.  Unter  die  ausserordentlichen  Ausgaben  rechnet  das 
östreichische  Budget  auch  zahlreiche  solche,  die  sicher  wieder- 
kehren, vorausgesehen  werden  können,  z.  B.  für  viele  Jahre  regel- 
mässig wieder  erscheinen  müssen  und  keinesfalls  als  werbende  Ka- 
pitalsanlagen anzusehen  sind,  so  jene  für  gewisse  Reparaturen  an 
Staatsgebäuden,  für  Zahlung  von  Annuitäten  von  Darlehen  oder  von 
Raten  für  gewisse  Bauten  u.  s.  f.  Auch  die  Kosten  für  solche  Neu- 
bauten, die  der  Natur  der  Sache  nach  alljährlich,  nur  bald  an  diesem, 
bald  an  jenem  Orte  vorkommen  müssen,  sollten  nicht  zu  den  ausser- 
ordentlichen Ausgaben  gezählt  werden. 

Der  Wert  und  die  Bedeutung  der  parlamentarischen  Behand- 
lung des  östreichischen  Staatsvoranschlags  wird,  wenngleich  die 
Verfassung  dem  Reichsrat  alle  möglichen  Rechte,  so  das  der  all- 
jährlichen Bewilligung  der  Ausgaben  und  Einnahmen,  der  Speziali- 
sierung u.  s.  w.  einräumt,  durch  mehrfache  Umstände  erheblichst 
vermindert.  Vor  allem  sind  durch  die  gemeinsame  Verfassung 
mehrere  der  allerwichtigsten  und  in  der  Gegenwart  für  die  Finanzen 
immer  mehr  ausschlaggebenden  Ressorts,  so  Heer,  Marine,  Aeusseres, 
einschlägige  Finanzen,  gemeinsamer  oberster  Rechnungshof,  der 
Behandlung  durch  den  Reichsrat  entzogen  und  den  Delegationen, 
d.  i.  Kommissionen,  in  welche  das  Abgeordnetenhaus  wie  das  Herren- 
haus je  eine  bestimmte  Anzahl  von  Mitgliedern  entsenden,  über- 
wiesen. Der  auf  Oestreich  entfallende  Teil  der  von  den  Delegationen 
votierten  sog.  gemeinsamen  Ausgaben  wird  (nach  Abzug  der  eigenen 
Einnahmen  der  Ministerien  des  Aeusseren  und  des  Krieges)  einfach 
in  das  östreichische  Ausgabenbudget  eingestellt.  Der  Mangel  eines 
Gesetzes  über  den  Vorgang  bei  der  parlamentarischen  Behandlung 
des  Staatsvoranschlags,  welches  für  Oestreich  viel  notwendiger  wäre 
als  seinerzeit  für  Italien,  die  grosse  Anzahl  der  östreichischen  ge- 
setzgebenden Körper  (Delegation,  Reichsrat,  17  Landtage,  die  nicht 
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ZU  gleicher  Zeit  tagen),  zum  Teil  wohl  auch  Mangel  an  Strammheit 
und  Energie  haben  bewirkt,  dass  noch  kein  Voranschlag  seit  jenem 
für  das  Jahr  1877  rechtzeitig,  d.  i.  vor  Beginn  des  Budgetjahres, 
promulgiert  worden  ist.     So  datiert  das  Budget 

für  das  Jahr  1885  vom  28.  März  1885, 
jenes    „      „       „      1886     „     21.  April  1886, 
„      „       „      1887      „       1.  Juni    1887, 
„      „       „      1888      „     30.  Mai     1888, 
„      „       „      1889     „     20.  Mai     1889, 
d.  i.  die  Finanzgesetze  und  Voranschläge  werden  zu  einer  Zeit  promul- 
giert, ja  beraten,  wo  schon  ein  sehr  erheblicher  Teil  des  Budgetjahres 
abgelaufen  ist.  Die  Bewilligung  zur  provisorischen  Erhebung  der  Steuern 
und  Leistung  der  Ausgaben  für  einige  Monate,  die  infolge  dieser  bedauer- 
lichen Verzögerungen  alljährlich  geübt  wird,  widerspricht  der  östreichi- 
schen  Verfassung,   welche  die  alljährliche  Bewilligung  der  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  anordnet.     Da  solche  Uebelstände  zur  Regel 
geworden  sind,    spielen  Nachtragskredite,    durch   welche  ausseretat- 
mässige  und  komplementäre  Ausgaben  bedeckt  werden,  in  Bezug  auf 
letztere  auch  die  zuweilen  sehr  spät,  selbst  erst  nach  vielen  Jahren 
erfolgende  Genehmigung  der  Zentralrechnungsabschlüsse  eine  grosse, 
nicht  zu  billigende  Rolle. 

Allerdings  muss  zugegeben  werden,  dass,  solang  die  Partei- 
verhältnisse im  östreichischen  Abgeordnetenhause  so  stehen  wie 
derzeit,  keine  Verfassungsbestimmung  einen  wirklichen  Einfluss  der 
Volksvertretung  auf  das  Finanzwesen  des  Staates  zu  schaffen  ver- 
möchte. Nur  spärliche  Ansätze  zu  politischen  Parteien  sind  im  öst- 
reichischen Abgeordnetenhause  vorhanden.  Das  östreichische  Ab- 
geordnetenhaus besteht  nicht  aus  Parteien,  die  sich  nach  politischen 
Programmen  gliedern  oder  einen  bestimmten  Kreis  finanzieller  sozial- 
politischer oder  volkswirtschaftlicher  Anschauungen  vertreten.  Natio- 
nale Gruppen  geben  dem  parlamentarischen  Leben  in  Oestreich  sein 
charakteristisches  Gepräge.  Zu  Parteiverhältnissen  nach  Art  der 
grösseren  konstitutionellen  Staaten  des  übrigen  Europa  sind  nur 
überaus  spärliche  Anfänge  vorhanden.  Das  Zusammenleben  von 
Teilen  grösserer  Kulturvölker  mit  jenen  kleinerer  Völkerschaften,  die 
sich  stets  in  ihrer  Existenz  bedroht,  in  ihren  Ansprüchen  nicht 
genügend  berücksichtigt  glauben,  in  vielen  Kronländern  die  für  Mit- 
glieder von  Kulturvölkern  unerträgliche  Herrschaft  über  diese  letz- 
teren   anstreben,     bewirkt    mit    Beihilfe    des    östreichischen    Wahl- 
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gesetzes,  dass  jede  Regierung  in  Oestreich  sich  eine  Majorität 
schaffen  und  ein  beliebiges  Budget  votieren  lassen  kann. 

Die  Anordnung  des  Staatsvoranschlages  für  1889  stimmt  mit 
jener  der  vorhergehenden  Jahre  überein.  Die  Ministerien  des  Innern, 
für  Landesverteidigung,  für  Kultus  und  Unterricht,  für  Handel  und 
Justiz  besitzen  je  1  Kapitel  im  Budget  der  Einnahmen  und  Aus- 
gaben. Dagegen  sind  die  Ausgaben  des  Finanzministeriums  in  17, 
die  Einnahmen  in  23  Kapitel  eingeteilt,  ebenso  die  Ausgaben  und 
Einnahmen  des  Ackerbauministeriums  in  je  2  Kapitel,  die  Kredite 
für  Subventionen  und  Dotationen  sind  in  3  Kapitel  eingeteilt.  Es 
liegt  darin  eine  Inkonsequenz,  welche  um  so  weniger  gerechtfertigt 
erscheint,  als  sich  wohl  kein  Grund  dafür  anführen  l'asst,  dass  bei- 
spielsweise im  Kapitel  des  Handelsministeriums  der  Titel  „  Staats- 
eisenbahnbetrieb"  im  Ausgabenbudget  über  35  Millionen,  im  Ein- 
nahmebudget über  46  Millionen  in  zahlreichen  Paragraphen  und 
hunderten  von  Posten  enthält,  während  im  Teilbudget  des  Finanz- 
ministeriums viele  ganz  unbedeutende  Unterressorts  vorkommen, 
welche  Ausgaben  von  einigen  1000  fl.  in  einem  Posten  enthalten, 
denen  jedoch  ein  besonderes  Kapitel  im  Einnahmen-  wie  Ausgaben- 
budget zugewiesen  ist. 

Da  in  Oestreich  kein  Ministerium  für  öffentliche  Bauten  be- 
steht, so  sind  die  betreffenden  Ausgaben  an  verschiedene  Ministerien 
verteilt.  Oeffentliche  Bauten  werden  vom  Ministerium  des  Innern, 
jenem  des  Handels,  des  Ackerbaus  u.  s.  f.  geleitet,  in  deren  Ressorts 
demnach  auch  die  betreffenden  Kredite  erscheinen.  Ebenso  ist  die 
Verwaltung  des  unbeweglichen  Eigentums  des  Staates  an  verschie- 
dene Ministerien  verteilt,  ein  Teil  wird  vom  Ackerbauministerium, 
ein  anderer  vom  Finanzministerium,  ein  dritter  vom  Unterrichts- 
ministerium, ein  grosser  Teil  vom  Handelsministerium  verwaltet. 

Eine  anerkennenswerte  Aenderung  im  Budget  für  das  Jahr  1889 
liegt  darin,  dass  die  Ziffern  der  vorjährigen  Bewilligung  neben  den 
für  das  Budgetjahr  vorgeschlagenen  angeführt  worden  sind.  Dagegen 
ist  zu  bedauern,  dass  die  Regierung  der  wiederholt  gegebenen  An- 
regung, eine  Zusammenstellung  der  Landes-,  Bezirks-  und  Gemeinde- 
zuschläge zu  den  direkten  Steuern  sämtlicher  Kronländer  dem  Ab- 
geordnetenhause mitzuteilen,  noch  nicht  nachgekommen  ist.  Eine 
Privatarbeit,  welche  von  Dr.  Mi  sc  hl  er  über  diesen  Gegenstand 
veröffentlicht  worden  ist,  lässt  es  als  dringendst  wünschenswert  er- 
scheinen, dass  auf  diesem  Gebiete  Wandel  geschaffen  werde,  da  die 
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Zuschläge  zu  den  exorbitant  hohen  direkten  Steuern  in  Oestreich 
oft  mehr  als  100  Prozent  betragen,  somit  den  durch  die  un- 
günstigen volkswirtschaftlichen  Verhältnisse  ohnedies  stark  ge- 
schmälerten Reinertrag  von  Häusern  und  Landgütern  in  vielen  Ge- 
meinden ganz  oder  fast  ganz  in  Anspruch  nehmen.  Eine  der  wich- 
tigsten Voraussetzungen  für  die  notwendige  Reformarbeit  in  Rücksicht 
auf  die  Gemeindesteuern  wäre  die  Veröffentlichung  der  erwähnten 
Daten,  welche  sich  in  den  Händen  der  Regierung  befinden. 


m. 

Die  ersten  5  Kapitel  des  Ausgabenbudgets:  I.  Allerhöchster 
Hofstaat  (4,650,000  fl.),  H.  Kabinettskanzlei  (73,380  fl.),  HI.  Reichsrat 
(710,495  fl.),  IV. Reichsgericht  (22,000 fl.),  V.Ministerrat  (1,042,017 fl.) 
enthalten  keine  nennenswerten  Veränderungen  im  Vergleich  zu  den 
betreffenden  Posten  des  Voranschlages  für  das  Jahr  1888.  Es  muss 
hier  hervorgehoben  werden,  dass,  obgleich  zu  den  gemeinsamen  Aus- 
lagen die  Länder  der  ungarischen  Krone  nur  31,4,  Oestreich  68,6 
Prozent  beitragen,  zur  Zivilliste  und  zur  Bestreitung  der  Kosten  für 
die  Kabinettskanzlei  beide  Reichshälften  gleichviel  entrichten.  Die 
Zivilliste  des  Kaisers  von  Oestreich  und  Königs  von  Ungarn  beträgt 
9,300,000  fl.,  wovon  je  die  Hälfte  auf  jeden  der  beiden  Staaten  Oest- 
reich und  Ungarn  entfällt.  Dem  betreffenden  Spezialberichte  bei- 
gelegte Daten  thun  dar,  dass  der  Verwaltungsgerichtshof  (Jahres- 
kosten 128,180  fl.)  eine  stets  steigende  Agende  hat.  Während  im 
Jahre  1877  478  Beschwerden  bei  diesem  Gerichtshof,  der  lediglich 
als  Kassations-Instanz  fungiert,  einlangten,  stieg  die  Zahl  derselben 
im  Jahre  1887  auf  1083,  die  Zahl  der  öffentlichen  Verhandlungen 
stieg  in  derselben  Frist  von  16  im  Jahre  1877  auf  586  im  Jahre  1887. 

Die  Beitragsleistung  zum  Aufwände  für  die  gemeinsamen 
Angelegenheiten  erhöhte  sich  im  Jahre  1889  gegen  das  Vorjahr 
um  nahezu  4^/2  Millionen,  d.  i.  auf  etwa  69^/4  Millionen  Gulden. 
Hierzu  sind  jedoch  die  Einnahmen  aus  dem  Zollgefälle  und  aus  der 
Einkommensteuer  des  östreichisch-ungarischen  Lloyd  zu  rechnen,  welche 
mit  etwa  35,4  Millionen  angenommen  werden.  Der  Gesamtbeitrag 
macht  somit  104  Millionen  aus.  Die  betreffende  Beilage  ergibt  als 
Voranschlag  für  die  gesamte  östreichisch-ungarische  Heeresmacht  zu 
Wasser   und    zu  Lande   den  Betrag   von  106,798,602  fl.   im  ordent- 
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liehen  und  23,101,946  fl.  im  ausserordentlichen  Erfordernis,  wozu 
noch  4,423;540  fl.  für  die  Bedürfnisse  der  in  Bosnien,  der  Herze- 
gowina und  im  Limgebiete  stehenden  Truppen  kommen.  Das  Mini- 
sterium des  Aeussern,  das  gemeinsame  Finanzministerium  und  die 
gemeinsame  Rechnungskontrolle  sind  mit  6,237,032  fl.  im  ordent- 
lichen, mit  87,300  fl.  im  ausserordentlichen  Erfordernis  eingestellt. 
Die  Beträge,  die  von  den  Budgets  der  beiden  Reichsteile  zu  tragen 
sind,  dürften  eine  Erhöhung  schon  dadurch  erfahren,  dass,  wie  von  der 
Regierungspartei  und  der  Opposition  zugegeben  wurde,  die  Reinein- 
nahmen aus  dem  Zollgefälle,  welche  zur  Bedeckung  der  gemeinsamen 
Ausgaben  vorweg  verwendet  werden,  zu  hoch  eingestellt  erscheinen. 
Der  Gesamtbetrag  der  für  das  Ministerium  des  Innern  be- 
willigten Kredite  ist  'v.*^pi  eine  wenngleich  nicht  bedeutende  Summe 
etwa  1^0  geringer  als  Im  Vorjahre.  Es  lässt  sich  nicht  verkennen, 
dass  der  Ministerpräsident  Grraf  Taaffe  bisher  die  Kosten  des  von 
ihm  unmittelbar  geleiteten  Ressorts  nicht  übermässig  anwachsen  Hess. 
Eine  nicht  unbedeutende  Erhöhung  der  Zahl  der  Verwaltungsbeamten 
dürfte  sich  jedoch,  wenn  die  im  Budgetausschusse  und  im  Abgeord- 
netenhause gemachten  Ausführungen  den  Thatsachen  entsprechen, 
in  den  nächsten  Jahren  als  notwendig  herausstellen.  Den  Verwal- 
tungsbehörden erster  Instanz,  den  Bezirkshauptmannschaften  sind 
durch  die  Gesetzgebung  der  letzten  Jahre  zahlreiche  sehr  schwierige 
Agenden  übertragen  worden,  denen  sie  bei  der  üblichen  Vielschreiberei 
in  Oestreich  in  ihrer  gegenwärtigen  Besetzung  für  die  Dauer  nicht 
werden  genügen  können.  Die  derzeitige  östreichische  Grewerbe- 
ordnung  macht  den  Verwaltungsbehörden  erster  Instanz  die  Teil- 
nahme an  vielen  wichtigen  Aktionen,  die  Entscheidung  in  überaus 
zahlreichen  Fällen,  welche  eine  sorgsame  vorherige  Untersuchung  und 
Prüfung  erheischen,  zur  Pflicht.  Insbesondere  die  Begründung  und 
Geschäftsführung  der  gewerblichen  Genossenschaften,  die  Gewerbe- 
polizei, der  Befähigungsnachweis,  die  gewerblichen  Krankenkassen 
bringen  den  Verwaltungsbehörden  erster  Instanz  zahlreiche  und 
schwierige  Geschäfte.  In  vielen  Gegenden  herrscht  grosse  Un- 
zufriedenheit der  Gewerbetreibenden  mit  der  oft  zögernden  und  nicht 
immer  sachkundigen  Thätigkeit  der  Gewerbebehörden.  Das  neue 
Krankenversicherungsgesetz  hat  insbesondere  dadurch,  dass 
als  Regel  für  die  Arbeiter  jedes  Gerichtsbezirkes  eine  Bezirkskranken- 
kasse angeordnet  wurde,  den  Verwaltungsbehörden  überaus  schwierige, 
zeitraubende  Aufgaben  zugewiesen,  die  überdies,  wo  der  Bezirk  aus- 
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gedehnt  und  die  Zahl  der  Arbeiter  relativ  nicht  gross  ist,  wegen 
der  Kostspieligkeit  der  Verwalt  mg  und  der  Schwierigkeit,  Simula- 
tionen zu  verhindern,  für  dif  Dauer  kaum  lösbar  sein  dürften.  — 
Nach  den  Mitteilungen  der  Gewerbe-Inspektoren  wird  die  strenge 
Sonntagsruhe,  wie  sie  die  Gewerbeordnung  erheischt,  im  Klein- 
gewerbe fast  gar  nicht  durchgeführt  und  erklären  die  Gewerbe- 
behörden dieselbe  mit  den  ihnen  zu  Gebote  stehenden  Mitteln 
nicht  durchführen  zu  können.  Auch  die  alljährliche  Einhebung 
der  Militärtaxe  erweist  sich  zumal  bei  dem  unglücklichen  Stande 
des  östreichischen  Heimatrechtes  als  eine  ungeheure,  in  vielen 
Fällen  ganz  zweck-  und  erfolglose  Vermehrung  der  Geschäftslast 
der  Verwaltungsbehörden  erster  Instanz.  Die  Erhebungen,  die  ge- 
macht werden  müssen,  bis  die  vorgeschriebenen  1  oder  2  fl.  von 
einem  Steuerpflichtigen  eingehoben  werden  können,  erfordern  so 
viel  Arbeit  und  Schreiberei,  dass  das  finanzielle  Resultat  oft  in  gar 
keinem  Verhältnis  zu  der  aufgewandten  Mühe  und  selbst  den  Bar- 
kosten steht. 

In  vielen  Ländern,  auch  in  solchen  mit  deutscher  Amtssprache, 
nimmt  die  dem  Verwaltungsbeamten  notwendige  genaue  Kenntnis 
der  deutschen  Sprache  in  Wort,  besonders  in  Schrift,  bei  den  unteren 
Beamten,  die  den  Bezirkshauptleuten  zu  ihrer  Unterstützung  zu- 
gewiesen werden,  rasch  ab,  was  die  Geschäftsführung  erheblich  er- 
schwert. Eine  Vermehrung  des  Standes  der  Unterbeamten  bei  den 
Verwaltungsbehörden  erster  Instanz  dürfte  sich  daher  als  notwendig 
erweisen,  wofern  derselbe  Geschäftsgang,  dieselben  Einrichtungen 
beibehalten  werden.  Allerdings  müsste  sich  die  Vermehrung  der 
Beamten  nicht  auf  alle  Länder  erstrecken,  da  in  einzelnen  Kron- 
ländern, z.  B.  Tirol  und  Dalmatien,  wie  ein  Vergleich  der  Bevölke- 
rungszahl mit  der  Zahl  der  Verwaltungsbehörden  erster  Instanz  und 
der  Beamten  bei  denselben  darthut,  eine  relativ  nicht  unbedeutend 
grössere  Anzahl  von  Verwaltungsämtern  erster  Instanz  und  Ver- 
waltungsbeamten sich  befindet  als  in  den  übrigen  Kronländern.  In 
vielen  Ländern  sind  viele  Gemeinden  zu  klein,  um  die  wichtigen 
und  schwierigen  Aufgaben  des  übertragenen  Wirkungskreises  ent- 
sprechend lösen  zu  können.  Trotzdem  ist  die  Tendenz  auf  weitere 
Teilung  nicht  auf  Zusammenlegung  der  Gemeinden  gerichtet. 

Von  Interesse  ist  eine  dem  Bericht  über  das  Teilressort  des 
Ministeriums  des  Innern  beigedruckte  Tabelle  über  die  Abonnenten 
des  Reichsgesetzblattes.    Dieses  erscheint  in  deutscher,  tschechischer^ 
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kroatischer,   polnischer,   rumänischer,   ruthenischer   und  slovenischer 
Sprache.     Im  Jahre  1888  bezogen  das  Reichsgesetzblatt  in 

deutscher  tschech.  Italien,   kroat.    poln.  rumän.  ruthen.  sloven. 

Behörden  und  Sprache 

Gemeinden          13,015       7672  928        289     8515       54  1009  775 

PrivateAbonnenten  3,200          168  87            8          39         1  4  12 

Behörden  und  Gemeinden  sind  verpflichtet,  das  R.Gr.B.  zu  be- 
ziehen. Die  Gesamtzahl  sämtlicher  privaten  Abonnenten  betrug  im 
Jahre  1888  3519,  wovon  3200  das  Blatt  in  deutscher  Sprache  be- 
zogen. Die  Gesamtzahl  der  das  R.G.B.  in  den  anderen  6  Sprachen 
beziehenden  privaten  Abonnenten  betrug  319. 

Die  Flussregulierungen  fallen  mit  Ausnahme  der  Narenta- 
regulierung  und  einiger  kleineren  Regulierungen,  die  unter  dem 
Ackerbauministerium  stehen,  in  das  Ressort  des  Ministeriums  des 
Innern.  Grössere  Summen  sind  für  die  Regulierung  der  Donau  in 
Ober-  und  Niederöstreich ,  der  Drau  in  Kärnten,  der  Moldau  und 
Elbe  in  Böhmen,  der  Weichsel,  des  San  und  Dniester  in  Galizien 
eingestellt. 

Von  den  bei  Erörterung  des  Ministeriums  des  Innern  beschlossenen 
Resolutionen  ist  die  nach  Vorlage  eines  Polizeistrafgesetzbuches  hervor- 
zuheben. Dieses  Verlangen  wurde  schon  wiederholt  gestellt  und  hat 
seinen  Grund  in  zahlreichen  Uebelständen,  welche  durch  derzeit  gel- 
tende, vordem  Jahre  1861  erlassene  Polizeiverordnungen  entstanden  sind. 

Ministerium  für  Landesverteidigung. 
(Kap.  8  der  Ausgaben  und  Einnahmen.) 

Neben  dem  gemeinsamen  Kriegsministerium  besteht  in  Ungarn 
das  sog.  Honvedministerium,  in  Oestreich  das,  wie  man  annimmt,  wegen 
der  Gleichförmigkeit  mit  Ungarn  errichtete  Ministerium  für  Landes- 
verteidigung. In  die  Kompetenz  desselben  gehören  die  Verwaltung 
der  Landwehr,  die  Rekrutierung,  die  Einquartierung,  die  Pferde- 
klassifikation u.  s.  w.,  dann  die  Militärstiftungen,  die  Militär-Polizei- 
wache und  Gendarmerie.  Das  Budget  für  1889  hat  den  Gesamt- 
betrag der  Kredite  für  dieses  Ministerium  um  mehr  als  2^/2  Millionen 
gegen  das  Jahr  1888  erhöht  (von  10,989,377  auf  13,753,419  fl.). 
Als  Grund  hiefür  wurde  von  der  Regierung  angeführt,  dass  die  Cadres 
an  Chargen  und  Mannschaft  vermehrt  werden,  eine  grössere  Beteili- 
gung der  LandwSbrmänner  an  den  Waffenübungen  ermöglicht,  end- 
lich  für  eine   bessere  Ausrüstung  und  bessere  Munitions Vorräte  ge- 
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sorgt  werden  müsse.  Der  Betrag,  welcher  das  Budget  von  1889 
für  die  letzterwähnten  Zwecke  belastet,  ist  wenig  bedeutend  im 
Vergleich  zu  dem  viel  grösseren  Betrage,  welcher  das  Budget  des 
Jahres  1890  belasten  wird.  Die  Mehrausgaben  für  die  Landwehr 
infolge  des  neuen  Wehrgesetzes  werden  von  der  Regierung  mit  etwa 
400,000  fl,  jährlich  angegeben.  Bei  der  Beratung  über  diesen  Titel 
wurden  mehrere  Resolutionen  gefasst,  welche  die  Tendenz  haben, 
das  Lieferungswesen  für  die  Armee  zu  reformieren,  insbesonders  eine 
unmittelbare  Beteiligung  der  Landwirte,  der  Kleinindustrie  und  des 
Kleingewerbes  an  den  Lieferungen  für  das  Heer  zu  ermöglichen. 
Es  wurde  beschlossen,  eine  Enquete  über  die  direkte  Versorgung  der 
Bedürfnisse  des  Heeres  und  der  Landwehr  durch  die  landwirtschaft- 
lichen und  gewerblichen  Produzenten  vorzunehmen. 

Die  für  das 

Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht 
(Kap.  9  der  Einnahmen  und  Ausgaben) 
votierten  Kredite  zerfallen  in  drei  grosse  Abteilungen:  A  Zentrale,  B  Kul- 
tus, C  Unterricht.  Zur  ersten  dieser  Abteilungen  gehören  auch  die  Kre- 
dite für  die  in  Oestreich  bestehenden  Akademien  der  Wissenschaften  (in 
Wien  und  in  Krakau),  die  statistische  Zentralkommission,  die  geologische 
Reichsanstalt,  die  Zentralanstalt  für  Meteorologie,  für  künstlerische 
und  archäologische  Zwecke.  Der  Gesamtbetrag  der  für  diese  Zwecke 
votierten  Kredite  (1,658,985  fl.)  differiert  wenig  von  den  Beträgen 
des  Voranschlags  für  1888.  Die  zweite  Abteilung  enthält  das  Er- 
fordernis der  Religionsfonde,  die  zur  Erhaltung  der  Bedürfnisse  des 
katholischen  Kultus  in  sämtlichen  Kronländern  bestehen.  Nur  einer 
dieser  zumeist  aus  dem  Vermögen  der  aufgehobenen  Klöster  gebildeten 
Fonde,  der  von  Niederöstreich,  hat  grössere  Einnahmen  als  Ausgaben, 
die  übrigen  bedürfen  bedeutender,  in  manchen  Kronländern  wie 
Salzburg,  Tirol,  Vorarlberg,  Krain,  Triest,  Istrien,  Dalmatien  u.  s.  f. 
sehr  bedeutender  alljährlicher  Zuschüsse  seitens  der  Staatsfinanzen. 
Die  Einnahmen  sämtlicher  Religionsfonde,  sowie  der  Religionsfonds- 
forste und  Domänen  betrugen  3,824,486,  das  Erfordernis  6,259,323  fl., 
so  dass  für  1889  ein  Zuschuss  aus  den  Staatskassen  im  Betrage  von 
2,434,837  fl.  nötig  ist.  Das  Gesetz  vom  17.  Juni  1888  R.G.B.  99, 
welches  die  oft  kläglichen  Bezüge  des  niederen  katholischen  Klerus 
aufbessern  sollte,  hat  in  vielen  Fällen  seiner  Bestimmung  nicht  ent- 
sprochen.    Resolutionen   verlangen  die  Aufbesserung   der  allerdings 
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dürftigen  Gehalte  und  Pensionen  der  Professoren  an  den  zahlreichen 
bischöliichen  Lehranstalten,  sowie  die  Regelung  der  Dotationen  der 
Dignitäten  und  Kanonikate  an  den  bischöflichen  Kapiteln.  Beiträge 
zur  Unterstützung  des  evangelischen,  helvetischen,  griechisch-orien- 
talischen Kultus  sind  in  diesen  Teil  des  Voranschlags  eingestellt. 

Die  heftigsten  parlamentarischen  Kämpfe  entspannen  sich  bei 
den  Debatten  über  die  Kredite  für  den  Unterricht.  In  diesem  Jahre 
bildeten  weder  die  Hochschulen,  noch  die  Mittelschulen  oder  ge- 
werblichen Lehranstalten  den  Hauptgegenstand  des  Parteikampfes. 
In  Bezug  auf  die  Hochschulen  wurde  insbesondere  auf  die 
ganz  ungenügenden  Lokalitäten  der  medizinischen  Fakultäten,  so  aut 
die  unzureichenden  Räumlichkeiten  der  medizinisch -chirurgischen 
Kliniken  in  Wien  und  Prag,  hingewiesen.  Die  Frequenz  der  Wiener 
Universität  ist  eine  ganz  ungeheuere.  Im  Wintersemester  1888/89 
befanden  sich  an  allen  4  Fakultäten  nicht  weniger  als  5218  Studenten, 
von  denen  2648  die  medizinische  Fakultät  besuchten.  Es  wurde 
eine  Resolution  beschlossen,  wonach  die  Regierung  aufgefordert  wird, 
zur  Beseitigung  der  Uebelstände  an  den  medizinisch-chirurgischen 
Kliniken  baldmöglichst  die  geeigneten  Massnahmen  zu  treffen.  In 
Prag  bestehen  derzeit  2  Universitäten,  eine  mit  deutscher,  eine  mit 
tschechischer  Unterrichtssprache.  Die  erstere  hatte  im  Wintersemester 
1888/89  1470,  die  zweite  2361  Hörer.  Die  theologische  Fakultät  ist 
noch  beiden  Universitäten  gemeinsam.  Das  Haus  fasste  fast  ein- 
stimmig den  Beschluss,  dass  auch  mit  Rücksicht  auf  diese  Fakultät 
die  Trennung  eintrete,  wie  denn  überhaupt  von  den  besten  Kennern 
böhmischer  Verhältnisse  die  Trennung  der  meisten  noch  gemeinsamen 
Institutionen  des  Landes  nach  Nationalitäten,  so  des  Landeskulturrats, 
des  Oberlandesgerichts  u.  s.  w.  als  eine  Vorbedingung  der  Besserung 
des  Verhältnisses  zwischen  Deutschen  und  Tschechen  erklärt  wird. 
Ausser  den  erwähnten  Universitäten  bestehen  in  Oestreich  noch  die 
Universitäten  Innsbruck,  Graz  und  Czernowitz  mit  deutscher,  Lem- 
berg  und  Krakau  mit  polnischer  Unterrichtssprache.  Von  diesen 
Universitäten  entbehren  Lemberg  und  Czernowitz  der  medizinischen 
Fakultäten.  Eine  Resolution  fordert  die  Regierung  auf,  diese  Fakultät 
an  der  Leraberger  Universität  zu  errichten.  Die  überaus  geringen 
jährlichen  Dotationen  der  Universitätsbibliotheken  ^)  (6 — 9000  fl.,  nur 


')  Die   Universität   Innsbruck  erhält   für   die  Universitätsbibliothek   eine 
Jahresdotation  von  4000  fl.  (ausserdem,  wie  alle  Universitätsbibliotheken,  die  in 
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Wien  hat  15,000)  bewogen  das  Abgeordnetenhaus  zur  Aufforderung 
an  die  Regierung  in  dieser  Richtung  Wandel  zu  schaffen.  Bei  der 
Erörterung  wurde  hervorgehoben,  dass  Oestreich  derzeit  keine  ein- 
zige Bibliothek  besitze,  die  durch  ihre  Dotation  in  der  Lage  wäre,, 
wissenschaftlichen  Ansprüchen  zu  entsprechen.  Die  technischen  Hoch- 
schulen in  Wien,  Graz,  Brunn,  die  deutsche  Hochschule  in  Prag  mit 
deutscher,  die  in  Lemberg  mit  polnischer,  die  tschechische  in  Prag  mit 
tschechischer  Unterrichtssprache  weisen  wie  die  Hochschule  für  Boden- 
kultur im  Verhältnis  zum  Vorjahre  eine  geringere  Frequenz  auf, 
während  der  Besuch  der  Realschulen  im  Steigen  begriffen  ist. 

In  Obstreich  gibt  es  62  staatliche  Gymnasien  mit  deutscher, 
4  mit  italienischer,  28  mit  böhmischer,  22  mit  polnischer,  3  mit 
serbo-kroatischer  und  1  mit  ruthenischer  Unterrichtssprache.  3  Gym- 
nasien haben  slovenische,  1  Gymnasium  ruthenische  Parallelklassen. 
In  Böhmen  selbst  gibt  es  15  deutsche  und  21  tschechische  Staats- 
gymnasien, in  Mähren  11  deutsche  und  7  tschechische;  in  Galizien 
befinden  sich  22  polnische,  1  ruthenisches  und  1  deutsches  Staats- 
gymnasium, ausserdem  ein  polnisches  mit  ruthenischen  Parallelklassen. 

Die  Zahl  der  Gymnasialschüler  betrug  1888/89  55,089,  die  der 
Realschüler  18,860;  die  Zahl  der  Gymnasialschüler  ist  gegen  das 
Vorjahr  um  einen  kleinen  Prozentteil  gesunken,  die  der  Realschüler 
hat  sich  um  etwa  1  ^2  Prozent  gegen  das  Vorjahr  erhöht.  Die 
Deutschen  und  Italiener  beklagen  sich  über  die  Aufhebung  alt- 
bestandener Anstalten,  die  Slovenen  verlangen  die  Errichtung  slo- 
venischer  Parallelklassen  an  einigen  weiteren  Gymnasien.  Mitglieder 
der  Prüfungskommissionen  an  den  Universitäten  behaupten,  dass  die 
Kenntnis  der  deutschen  Sprache  bei  den  Abiturienten  der  tschechischen, 
dann,  wenn  auch  nicht  in  gleichem  Masse,  der  polnischen  Gymnasien 
gering  sei,  für  die  Teilnahme  an  deutschen  Vorträgen  nicht  befähige. 

Auch  das  Budget  des  Jahres  1889  zeigt  die  hohe  Stufe  der 
Entwicklung,  welche  der  gewerbliche  Fachunterricht  in  Oestreich 
erreicht  hat.  In  Oestreich  bestehen  derzeit  3  Kunstgewerbeschulen 
(Wien,  Prag,  Lemberg),  eine  Lehr-  und  Versuchsstation  für  Photo- 
graphie und  Reproduktions verfahren,  14  Gewerbeschulen,  4  allgemeine 
Zeichen-   und    Modellierschulen,    14  Fachschulen   für    Spitzenarbeit 


Oestreich  wenig  bedeutenden  Matrikeltaxen,  welche  im  Studienjahr  1887/88 
1260  fi.  betragen  haben).  Davon  sollen  die  wissenschaftlichen  Bedürfnisse  aller 
vier  Fakultäten  befriedigt  werden, 
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und  Kunststickereien,  29  für  Weberei  und  Wirkerei,  29  für  Holz- 
industrie, 8  für  Quinquaillerie,  keramische  und  Glasindustrie,  9  für 
Metallindustrie.  An  vielen  Orten  sind  Fachkurse  für  Korbflechterei 
errichtet.  Ausserdem  bestehen  noch,  wie  das  Budget  sagt,  einige 
Fachschulen  für  „verschiedene  Ziele",  wie  Lederindustrie,  Bernstein- 
bearbeitung u.  s.  w.  Mit  zahlreichen  dieser  Schulen  sind  Versuchs- 
anstalten, grosse  Mustersammlungen,  bei  denen  sich  auch  Industrie 
und  Gewerbe  Rat  erholen  können,  in  Verbindung  gebracht.  Leider 
wird  in  mehreren  Gegenden  Oestreichs  behauptet,  dass  die  Ent- 
wicklung der  Industrie  und  des  Gewerbes  vielfach  stocke,  demgemäss 
nicht  alle  herangebildeten  Zöglinge  der  Fachschulen  von  Industrie 
und  Gewerbe  aufgenommen  werden.  In  den  letzten  Jahren  hat  die 
Abteilung  des  Unterrichtsministeriums  für  Gewerbeschulen  auch  ihr 
Augenmerk  auf  die  Errichtung  von  Handwerkerschulen  gerichtet. 

Der  Hauptkampf  bgi  Erörterung  des  Budgets  für  Unterricht 
wurde  in  Rücksicht  auf  die  Volksschule  geführt.  Lediglich 
über  die  Grundsätze  des  Volksschulwesens  steht  dem  Reichsrate 
das  Recht  der  Gesetzgebung  zu.  Die  ausführenden,  unmittelbar 
wirkenden  Gesetze  fallen  in  die  Kompetenz  der  Landtage.  Der 
Führer  der  Deutschklerikalen,  Fürst  Alois  Liechtenstein,  brachte  vor 
längerer  Zeit  einen  Antrag  ein,  durch  welchen  die  Herabsetzung 
der  Schulpflicht  von  8  Jahren  auf  6  Jahre  in  den  meisten  Fällen, 
dann  eine  sehr  erhebliche  Verminderung  des  Lehrstoffes  bewirkt 
werden  soll.  Insbesondere  sollen  die  Realien,  dann  Zeichnen  und 
Turnen  aus  der  Reihe  der  Unterrichtsgegenstände  gestrichen  werden. 
Der  katholischen  Kirche  soll  nicht  bloss,  wie  dies  auch  jetzt  der  Fall 
ist,  die  Aufsicht  und  das  Verfügungsrecht  in  Rücksicht  auf  den 
Unterricht  in  der  Religion,  sondern  auch  das  Mitaufsichtsrecht  in 
Bezug  auf  alle  anderen  Unterrichtsgegenstände  eingeräumt  werden. 
Ebenso  soll  die  katholische  Kirche  bei  fast  allen  Lehrern  an  Schulen, 
deren  Schüler  in  der  Mehrzahl  der  katholischen  Religion  angehören, 
das  massgebende  Wort  bei  Besetzung  der  Lehrerstellen  dadurch 
besitzen,  dass  die  Lehrer  ohne  die  missio  canonica  nicht  auch  nur 
den  Nebenunterricht  in  der  katholischen  Religion  erteilen  dürfen. 
Andere  Vorschläge  gehen  dahin,  die  Begründung  von  Privatschulen 
nach  belgischem  Muster  zu  erleichtern.  Die  gegenwärtige  östreichische 
Volksschule  ist  ein  relativ  noch  sehr  junges  Institut.  Die  neuen  Volks- 
schulgesetze sind  erst  seit  20  Jahren  in  Wirksamkeit.  Länder,  Be- 
zirke  und  Gemeinden   haben  grosse  Opfer  für  die  Schule  gebracht. 
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Die  Deutschen,  aber  auch,  die  sog.  Jungtschechen,  erhoben  nun  gegen 
die  Schädigung  der  Schule,  die  sie  in  den  Anträgen  Liechtensteins 
erblickten,  sehr  entschiedenen  Widerstand.  Die  deutschen  Ab- 
geordneten hoben  hervor,  dass  dem  Klerus  auch  nach  den  bestehenden 
östreichischen  Schulgesetzen  ein  sehr  weiter  Einfluss  eingeräumt  sei, 
wofern  er  denselben  nur  ausüben  wolle.  Katholische  Geistliche  sind 
Mitglieder  der  Orts-,  Bezirks-  und  Landesschulräte.  Die  Ueberlassung 
des  massgebenden,  in  vielen  Fällen  des  ausschliesslichen  Einflusses 
an  den  katholischen  Klerus  hätte  in  vielen  Gegenden  auch  den  Nach- 
teil, dass  dann  durch  die  Schule  die  deutsche  Nationalität  in  Gegenden 
mit  gemischter,  zuweilen  selbst  vorwiegend  deutscher  Bevölkerung 
geschädigt  würde,  da  in  vielen  solchen  Gegenden  die  katholischen 
Geistlichen  einer  der  sl  avischen  Nationalitäten  angehören.  Die  Re- 
gierung hat,  gedrängt  durch  die  deutschen  Klerikalen,  die  mit  den 
Polen  und  Tschechen,  Slovenen  und  Feudalaristokraten  die  gegenwärtige 
Majorität  bilden,  einen  Mittelweg  einzuschlagen  versucht.  Der  von 
ihr  eingebrachte  Vorschlag  ist  aber,  wie  in  solchen  Fällen  gewöhn- 
lich, der  sehr  entschiedenen  Opposition  beider  Parteien  begegnet. 

Finanzministerium. 
(Kap.  10 — 26  des  Einnahmen-,  10 — 32  des  Ausgabenbudgets.) 
Die  für  dieses  Ressort  bewilligten  Kredite  erfahren  im  öst- 
reichischen Budget  verschieden  von  den  anderen  Ministerialbudgets 
eine  Unterabteilung  im  Erfordernis  in  17,  in  der  Bedeckung  in 
23  Kapitel.  Erhebliche  Mehrbeträge  werden  für  die  Finanzwache 
mit  Rücksicht  auf  die  neuen  Gesetze  über  die  Zucker-  und  Brannt- 
weinsteuer in  Anspruch  genommen. 

Bedeutende  Aenderungen  haben  die  Beträge  der  zur  Verwaltung 
der  Verzehrungssteuer  bewilligten  Kredite  erfahren.  Infolge  der  ein- 
schneidenden Reformen  auf  dem  Gebiete  der  Branntwein-  und  Zucker- 
steuer mussten  zahlreiche  Beamte  (6  Oberinspektoren,  50  Inspektoren 
u.  s.  f.)  angestellt  werden.  Die  Verwaltungsauslagen  für  die  Ver- 
zehrun  gssteuer  steigerten  sich  nach  dem  Voranschlag  um  2,006,240  fl. 
In  diesem  Betrage  ist  aber  auch  die  Summe  von  1,000,000  fl.  ent- 
halten, welche  auf  Grund  des  §  2,  b  des  Branntweinsteuergesetzes 
vom  20.  Juni  1888  an  die  Propinationsberechtigten  in  Galizien,  von 
100,000,  welche  an  die  in  der  Bukowina  alljährlich  zu  zahlen  ist.  Nach 
den  erwähnten  neuen  Gesetzen  sind  die  Branntwein-  und  Zucker- 
steuer Konsumsteuern,  werden  daher  in  der  Regel  nur  von  den  zum 
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Konsum  in  nächster  Zeit  bestimmten  Zucker  und  Branntwein  gezahlt. 
Es  werden  daher  derzeit  nur  mehr  in  sehr  wenigen,  finanziell  wenig 
bedeutenden  Fällen  Steuerrestitutionen  gezahlt,  weshalb  nur  der  im 
Vergleich  zu  früheren  Jahren  relativ  sehr  geringe  Betrag  von  5 16,600  fl. 
für  diesen  Zweck  eingestellt  erscheint.  Dagegen  wurden  mit  Rück- 
sicht auf  das  neue  Branntweinsteuergesetz  3  Millionen  Gulden  als 
Bonifikationen  für  die  landwirtschaftlichen  Brennereien,  444,500  fl. 
als  gleichfalls  auf  dem  Gesetz  beruhende  Exportprämie  für  die 
Branntweinausfuhr,  4,756,500  fl.  als  Prämien  für  die  Zuckerausfuhr 
bewilligt. 

Der  Budgetausschuss  und  ihm  folgend  das  Haus  haben  die 
Zahlungen  an  die  Propinationsberechtigten  Galiziens  und  der  Bukowina 
von  den  übrigen  Verwaltungsauslagen  getrennt  und  in  einem  be- 
sonderen Titel  eingestellt. 

Den  Hauptgegenstand  der  Erörterungen  bei  diesem  Ressort  bil- 
dete jedoch  die  Höhe  der  im  Einnahmenbudget  eingestellten  Beträge. 
Die  Majorität  des  Budgetausschusses  und  des  Hauses  hat,  von  dem 
psychologisch  begreiflichen,  für  die  Richtigkeit  des  Budgets  aber 
gefährlichen  Bestreben  geleitet,  nach  Votierung  so  ungeheuerer  Steuer- 
erhöhungen ein  Budget  mit  einem  kleinen  Ueberschusse  oder,  wie 
man  im  Wiener  Abgeordnetenhause  zu  sagen  pflegt,  ein  schönes 
Budget  herzustellen,  mehrere  Einnahmeposten  in  einer  nach  den 
Vorbedingungen,  so  weit  sie  bekannt  waren  durchaus  übermässigen 
Höhe  angenommen.  Ja,  ohne  Antrag  der  Regierung,  über  deren 
Vorschläge  hinaus,  wurden  einzelne  Einnahmeposten  sehr  bedeutend 
erhöht. 

Schon  die  für  die  Einnahmen  aus  der  Militärtaxe  und  den  Zöllen 
angenommenen  Beträge  sind  und  zwar  nach  der  Ansicht  massgebender 
Abgeordneten  von  beiden  Seiten  des  Hauses  viel  zu  hoch  eingestellt. 
Das  neue  Wehrgesetz  vermindert  durch  die  Erweiterung  der  Wehr- 
pflicht die  Zahl  der  zur  Leistung  der  Militärtaxe  verpflichteten  so 
bedeutend,  dass  beispielsweise  in  Ungarn,  wo  dieselben  Gesetze  über 
Wehrpflicht  und  Müitärtaxe  gelten  wie  in  Oestreich,  die  Regierung 
für  das  Jahr  1889  einen  um  400,000  fl.  geringeren  Einnahmebetrag 
aus  der  Müitärtaxe  in  den  Entwurf  des  ungarischen  Budgets  eingestellt 
hat  als  im  Jahre  1888.  Trotzdem  schlug  die  östreichische  Regierung 
einen  sogar  um  70,000  fl.  höheren  Betrag  vor  und  es  bedurfte  der 
grössten  Anstrengungen  der  Opposition,  um  im  Budgetausschusse  die 
Herabsetzung   auch   nur   auf  die  Ziffer  des  Vorjahres  (1,400,000  fl.) 
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durchzusetzen.  Dazu  kommt,  dass  schon  in  den  Vorjahren  der  that- 
sächliche  Erfolg  hinter  der  veranschlagten  Summe  zurückblieb.  Es  ist 
daher  fast  unzweifelhaft,  dass  dieser  Betrag  um  mindestens  400,000  fl. 
zu  hoch  eingestellt  sei.  Ebenso  ist  der  Ertrag  aus  den  Zolleinnahmen 
nach  den  bisherigen  Ergebnissen  als  zu  hoch  eingestellt  anzunehmen. 
Da  das  Agio  derzeit  nur  etwa  16  Prozent  beträgt,  so  ist  der  mit 
25  Prozent  berechnete  Münzgewinn  von  etwa  10^2  Millionen  Gulden 
beim  Kapitel  Zoll  um  9  Prozent,  also  um  fast  1  Million,  zu  hoch 
angenommen.  Dagegen  ist  allerdings  in  Rechnung  zu  ziehen,  dass 
auch  zahlreiche  Ausgabeposten  in  Gold  zu  entrichten  sind.  Die 
Beträge  der  in  Gold  zu  entrichtenden  Ausgabeposten  übersteigen 
bedeutend  die  der  gleichen  Einnahmeposten,  so  dass  wohl  angenommen 
werden  kann,  dass  die  geringere  Einnahme  aus  dem  Münzgewinn 
und  der  Ausfall  bei  den  zu  erwartenden  geringeren  Einnahmen  aus 
den  Zöllen  ihre  Kompensation  in  den  Ersparnissen  finden  werden, 
die  aus  dem  geringeren  Goldagio,  falls  dasselbe  während  des 
ganzen  Jahres  andauert,  bei  den  Staatsausgaben  resultieren  dürften 
(s.  S.  306,  397). 

Die  direkten  Steuern  (Grundsteuer,  Gebäudesteuer,  Spro- 
zentige  Steuer  vom  Ertrage  hauszinssteuerfreier  Häuser,  Erwerb- 
steuer, Einkommensteuer,  wozu  in  derselben  Abteilung  noch  die 
sehr  bedeutenden  Steuerexekutionsgebühren  und  die  Verzugszinsen 
von  rückständigen  Steuern  gezählt  werden)  sind  mit  103,316,000  fl., 
also  um  2,381,000  fl.  höher  angenommen  als  im  Vorjahre.  Die 
bisherigen  Erfahrungen  rechtfertigen  diese  Mehrannahme.  Von  Mit- 
gliedern der  Majorität,  welche  zugeben  mussten,  dass  zahlreiche 
Einnahmeposten  viel  zu  hoch  eingesetzt  seien,  welche  aber  trotz- 
dem für  diese  höheren  Ansätze  stimmten,  wurde  als  Rechtfertigung 
geltend  gemacht,  dass  es  ja  auch  Posten  gebe,  so  die  direkten 
Steuern,  welche  einen  höheren  Betrag,  als  präliminiert  wurde,  er- 
warten lassen.  Wenn  schon  dieser  Standpunkt  einer  Kompensation 
der  Posten,  die  zu  hoch  und  zu  niedrig  im  Voranschlag  angenommen 
wurden,  einer  richtigen  Budgetierung  überhaupt  nicht  förderlich  ist, 
muss  hervorgehoben  werden,  dass  nach  dem  vorliegenden  Materiale 
die  Präliminierung  eines  noch  höheren  Einnahmebetrages  aus  den 
direkten  Steuern  nicht  gerechtfertigt  erscheint.  Der  Erfolg  der 
direkten  Steuern  aus  den  Jahren  1885,  1886  und  1887  ist  bekannt, 
derselbe  ergibt  einen  Durchschnitt  von  102,392,081  fl.  Die  in  den 
Voranschlag  eingestellte  Summe  ist  somit  um  fast  eine  Million  Gulden 
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höher  als  der  Durchschnitt  des  Erfolges  der  letzten  3  Jahre,  deren 
Erfolge  bekannt  sind.  Hiezu  ist  noch  zu  erwägen,  dass,  wie  auch 
Leo  Munk  in  seinem  bemerkenswerten  Werke,  „die  Steuerbelastung 
der  Reichshauptstädte  Wien,  Berlin  in  vergleichender  Darstellung", 
ausführt,  die  Strenge  in  der  Bemessung  und  Eintreibung  der  Mehr- 
zahl der  direkten  Steuern  eine  sehr  bedeutende  ist  und  dass  etwa 
die  Hälfte  des  Ertrags  der  Hauszinssteuer  von  Wien  und  den  Wiener 
Vororten  bezahlt  wird,  welche  sich  derzeit  in  einer  sehr  unbehaglichen 
wirtschaftlichen  Lage  befinden  ^), 

Die  Steigerung  der  Erwerbsteuer  in  den  letzten  Jahren  war 
unbedeutend.  Die  Einkommensteuer  fiel  sogar  in  den  Jahren  1885 
und  1886  um  nicht  unbedeutende  Beträge.  Von  einem  Mitgliede 
der  Majorität  wurde  allerdings  geltend  gemacht,  dass  der  Erfolg  der 
direkten  Steuern  nach  Daten,  die  ihm  persönlich  zu  Gebote  stehen, 
im  Jahre  1888  gegen  das  Jahr  1887  noch  um  845,000  fl.  gestiegen 
sei,  wobei  freilich  der  Erwerbsteuer  nicht  Erwähnung  gemacht  wurde, 
so  dass  ein  Rückgang  derselben  nach  dieser  Aeusserung  nicht  aus- 
geschlossen erscheint.  Nach  dem  dem  Budgetausschusse  und  dem 
Abgeordnetenhause  vorliegenden  Materiale  war  eine  höhere  Budgetie- 
rung  nicht  zulässig. 

Als  Grundlage  für  die  Bemessung  des  Erfolges  der  Brannt- 
weinsteuer im  Jahre  1889  nahm  der  Regierungsentwurf  einen 
Jahreskonsum  von  900,000  hl  Branntwein  an.  Da  das  Kontingent 
997,458  hl  beträgt,  wurde  selbstverständlich  nur  der  niedrigere 
Steuersatz  per  35  fl.  der  Berechnung  zu  Grunde  gelegt,  und  der 
mutmassliche  Betrag  mit  31  ^/2  Millionen  Gulden  angenommen.  Schon 
diese  Ziffer  erweckte  sehr  ernste  Bedenken.  In  Oestreich  bestehen 
noch  keine  Erfahrungen  über  die  mutmassliche  Reduktion  des  Brannt- 
weinkonsums infolge  einer  Steuer,  welche  das  5 — 6fache  der  früheren 
Steuer  ausmacht  und  geeignet  ist,  den  Preis  im  Kleinverschleisse  um 
50 — 60  Prozent  zu  erhöhen.  Vor  allem  aber  wurde  geltend  gemacht, 
dass  grosse  Vorräte  am  1.  September  1888  vorhanden  waren,  von  denen 
wohl  ein  Teil  der  Nachsteuer  von  24  fl.  per  Hektoliter  unterworfen 


^)  Der  Gesamtbetrag  sämtlicher  Bruttomietzinse  im  Jahr  1886  betrug  rund 
169  Millionen  Gulden,  bievon  entfiel  auf  Wien  samt  Vororten  der  Mietzinsbetrag 
von  rund  72^/4  Millionen  Gulden.  Die  von  Wien  samt  Vororten  gezahlte  Haus- 
zinssteuer ist  relativ  grösser,  als  nach  der  Höhe  des  Mietzinses  hervorkäme,  da 
Wien  samt  Vororten  nach  dem  höheren  Steuersatze :  26^3  Prozent,  die  Mehrzahl 
der   anderen  Orte   nach   dem  niederen  Steuersatze :   20  Prozent,  besteuert  ist. 
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wurde,  ein  anderer  sehr  bedeutender  Teil  aber  schon  im  Sinne  der 
Uebergangsbestimmungen  zum  Branntweinsteuergesetz  steuerfrei  blieb. 
Grosse  Vorräte  sollen  unversteuert  entgegen  dem  Gesetze  ihren  Weg 
in  die  Geltungszeit  des  neuen  Branntweinsteuergesetzes  gefunden 
haben.  Die  Resultate,  welche  über  die  ersten  6  Monate  der  neuen 
Besteuerung  des  Branntweins  vorliegen,  sind  geeignet,  weitgehende 
Befürchtungen  zu  rechtfertigen.  In  der  Zeit  vom  1.  September  1888 
bis  Ende  Februar  1889  gingen  in  den  Konsum  über,  wurden  somit 
versteuert,  217,827  hl,  somit  etwa  36,305  hl  per  Monat.  Das  erste 
Halbjahr  von  September  bis  Februar  ist  im  allgemeinen  für  den 
Branntweinkonsum  günstiger  als  das  andere  Halbjahr.  Wenn  aber 
—  was  in  hohem  Grade  optimistisch  ist  —  angenommen  wird,  dass 
in  den  übrigen  10  Monaten  ^)  des  Jahres  1889  das  Doppelte,  d.  i. 
72,610  hl  per  Monat,  konsumiert  und  versteuert  werden,  so  ergibt 
das  für  das  ganze  Jahr  nicht  ganz  800,000  hl,  somit  eine  Einnahme 
von  nicht  31^2  Millionen,  wie  der  Regierungsentwurf  annahm,  son- 
dern nur  von  28  Millionen  Gulden.  Trotzdem  hat  die  Majorität  des 
Budgetausschusses  und  des  Abgeordnetenhauses  die  Annahme  der 
Regierung  noch  sehr  bedeutend,  weil  um  875,000  fl.,  erhöht,  d.  i. 
statt  der  Regierungsziffer  von  31  ^/2  Millionen  den  Betrag  von 
32,375,000  fl,  eingestellt,  eine  Annahme,  die  sich,  auch  wenn  die 
kleinen  Einnahmen  aus  der  sogen.  Kesselbrennerei  in  Rechnung  ge- 
zogen werden,  um  3 — 4  Millionen,  möglicherweise  aber  auch  um 
4 — 5  Millionen  und  mehr  zu  hoch  erweisen  dürfte.  Im  nächsten 
Jahre  dürfte  sich  allerdings  der  Erfolg  der  Branntweinsteuer,  da  die 
Vorräte,  die  am  1.  September  1888  vorhanden  waren,  konsumiert 
sein  werden,  nicht  unbedeutend  steigern. 

Dagegen  ist  trotz  der  Hervorhebung  und  Begründung  durch 
die  Opposition  auf  ein  weiteres  Moment,  welches  zur  Verminderung 
des  erwarteten  Erfolges  der  Branntweinsteuer  führen  dürfte,  von 
der  Majorität  nicht  Rücksicht  genommen  worden.  Bedauerlicher- 
weise wurde  in  dem  neuen  Branntweinsteuergesetze  trotz  wieder- 
holter und  eindringlicher  Darlegungen  seitens  der  Opposition  nicht 
für  irgend  einen  billigen  Aufteilungsmodus  des  Ertrages  der  Brannt- 
weinsteuer in  Oestreich  -  Ungarn  Sorge  getragen.  Es  wurde  viel- 
mehr festgestellt  ^),   dass  der  Produktionsort  für   die  Perzeption  der 

^)  Im  Monate  März  wurden  57,335  hl  versteuert. 

^)  Siehe  Menger:  „Reform  der  Besteuerung  des  Branntweins  in  Oest- 
reich-Ungarn",  Schanz  Finanzarchiv  Jahrg.  V,  S,  308. 
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Steuer  massgebend  sein  soll.  Das  ist  für  Branntwein :  der  in  Ungarn 
produziert,  dann  nach  0 estreich  ausgeführt,  da  konsumiert  und 
versteuert  wird,  muss  die  Steuer  von  35  fl.  per  Hektoliter  an  Ungarn 
gezahlt  werden.  Nun  besitzt  Ungarn,  dessen  Einwohner  wegen  des 
starken  Weingenusses  weniger  Branntwein  per  Kopf  konsumieren 
als  die  Oestreichs,  infolge  der  unglücklichen  Aufteilung  des  Kon- 
tingents per  Kopf  der  Bevölkerung  ein  um  fast  25  Prozent  höheres 
Kontingent  als  Oestreich.  Da  überdies  Ungarn  eine  sehr  leistungs- 
fähige, das  ganze  Jahr  hindurch  betriebene  Grossindustrie  für  die 
Spritproduktion  besitzt,  ist  es  unzweifelhaft,  dass  wie  bisher  auch 
in  Zukunft  ein  nicht  unbedeutender  Export  von  Branntwein  aus 
Ungarn  nach  Oestreich  stattfinden  wird.  Für  jeden  Hektoliter 
aber  hat  Oestreich  lediglich  nach  Abzug  der  übrigens  unbedeuten- 
den Quantität,  die  Oestreich  an  Branntwein  nach  dem  Auslande  führt  ^), 
an  Ungarn  35  fl.  Steuer  zu  entrichten.  Es  ist  zuzugeben,  dass  dieser 
Export  im  Jahre  1889  eine  nur  geringe  Bedeutung  haben  wird.  Ganz 
anders  dürfte  sich  dies  aber  in  den  späteren  Jahren  stellen,  zumal 
wenn  eine  schlechte  Kartoffelernte  in  Oestreich  mit  einer  guten 
Maisernte  in  Ungarn  zusammenfällt. 

Die  Presshefesteuer  ist  mit  etwa  23  Prozent  geringer  angenom- 
men als  im  Vorjahre.  Wie  bekannt,  bestehen  verschiedene  Gesetze  über 
die  Aufteilung  des  Kontingents  auf  die  einzelnen  Spritbrennereien 
in  Oestreich  und  Ungarn.  Das  Aufteilungsgesetz  in  Ungarn  ist 
den  Produzenten  von  Presshefe  weitaus  günstiger  als  das  öst- 
reichische.  Die  Presshefefabrikanten  in  Oestreich  können,  wie 
dies  seinerzeit  ausgeführt  wurde  ^),  für  die  Dauer  die  Konkurrenz 
der  ungarischen  Fabriken  nicht  aushalten.  Ein  namhafter  Teil  der 
östreichischen  Presshefefabrikation  wird  nach  Ungarn  übersiedeln. 
In  noch  höherem  Masse  wird  dies  der  Fall  sein,  wenn  Oestreich 
und  Ungarn  die  von  der  Opposition  in  Oestreich  mühsam  errungene 
Bestimmung,  dass  der  denaturierte  Branntwein  in  Oestreich  zu 
denselben  Zwecken  verwendet  werden  könne,  wie  dies  nach  dem 
deutschen  Spritsteuergesetze  in  Deutschland  der  Fall  ist,  zum  Nach- 
teile der  östreichischen  Industrie  geändert  haben  werden,  was  im 
Zuge  sein  soll. 


1)  Im  Halbjahre  September  1888  bis  Februar  1889  lediglich  16,564  hl. 
*)  Siehe  Menger:   , Reform  der  Besteuerung  des  Branntweins  in  Oest- 
reich-Ungam",  Schanz  Finanzarchiv,  Jahrg.  V,  Bd.  11,  S.  317. 
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Betreffs  der  Zuckersteuer  geht  der  Voranschlag  von  folgen- 
den Annahmen  aus.  Im  Jahre  1887  betrug  der  Zuckerkonsum  in 
Oestreich  6,7  kg  per  Kopf,  was,  wenn  die  Bevölkerung  mit  23  Mil- 
lionen angenommen  wird,  einen  Jahreskonsum  von  1,541,000  q  er- 
gibt. Für  1889  wurde  der  Konsum  mit  1,600,000  q  angenommen, 
was  mit  Hfl.  per  Meterzentner  einen  Erfolg  von  17,600,000  fl. 
verspricht.  Ausserdem  erwartet  der  Voranschlag,  dass  eine  solche 
Quantität  Zuckers  aus  Oestreich  nach  Ungarn,  Bosnien  und  der 
Herzegowina  werde  exportiert  werden,  dass  nach  Abzug  des  aus 
diesen  Ländern  nach  dem  Auslande  ausgeführten  Zuckers  noch 
250,000  q  verbleiben,  für  welche  Oestreich  2,750,000  fl.  erhalten 
•würde.  Daher  werden  20,350,000  fl.  eingestellt.  Diese  Annahmen 
setzen  voraus,  dass  die  ungarischen  Zuckerfabriken,  denen  das  neue 
Zuckersteuergesetz  sehr  günstig  ist,  ihre  Produktion  nicht  vermehren 
und  keine  neuerbauten  Zuckerfabriken  in  Ungarn,  von  deren  Grün- 
dung mit  Hilfe  der  ungar.  Regierung  viel  die  Rede  ist,  in  Betrieb 
gesetzt  werden.  Wenngleich  die  erwähnten  Ziffern  auf  Grund  der 
bisherigen  Erfahrungen  nicht  übertrieben  sind,  muss  die  Annahme, 
dass  Ungarn  nach  Massgabe  des  bisher  aus  Oestreich  nach  Ungarn 
exportierten  Zuckers  die  hohe  Konsumsteuer  an  Oestreich  entrichten 
werde,  insofern  als  einseitig  bezeichnet  werden,  als  in  den  Ostreich. 
Voranschlag  nicht  die  Zahlung  der  Konsumsteuer  für  jenes  Quantum 
Branntwein  —  nach  Abzug  des  Exportes  aus  Oestreich  nach  dem 
Auslande  —  eingestellt  worden  ist,  welches  erfahrungsgemäss  in  den 
letzten  Jahren  im  Durchschnitt  aus  Ungarn  nach  Oestreich  ausgeführt 
und  daselbst  konsumiert  worden  ist. 

Die  Wein-  und  Moststeuer  mit  4,393,320  fl.  wurde  um 
«twa  100,000  fl.,  die  Fleisch-  und  Schlachtviehsteuer  mit  5,569,000 
um  etwa  180^000,  die  Verbrauchssteuer  von  Mineralöl  mit  3,800,000  fl. 
um  350,000  fl.  höher  angenommen  als  im  Jahre  1888.  Dass  die 
Einnahme  aus  der  Biersteuer  nicht  im  Vergleich  zum  Vorjahre 
herabgesetzt,  sondern  sogar  noch  erhöht  worden  ist  (von  24,437,000 
auf  24,480,500  fl.),  lässt  sich  in  keiner  Weise  rechtfertigen.  Der 
Finanzminister  selbst  musste  zugestehen,  dass  in  den  ersten  9  Mo- 
naten des  Jahres  1888  der  Erfolg  der  Biersteuer  im  Vergleich  zu 
demselben  Zeitraum  des  Vorjahres  um  rund  360,000  fl.  zurückge- 
gangen sei.  Selbst  die  Brauhäuser  in  der  Umgegend  Wiens  haben 
im  Jahre  1888  um  177,884  hl  weniger  gebraut  als  im  Vorjahre. 
Auch   hervorragende  Redner   der  Majorität   mussten   zugeben,    dass 
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der  Voranschlag  für  die  Biersteuer  um  3  bis  400,000  fl.  zu  hoch 
gegriffen  sei. 

Die  Einnahmen  aus  dem  Salzmonopol  werden  mit  20,325,000  fl., 
die  aus  den  Stempeln,  Taxen  und  Gebühren,  dem  Lotto  mit  18,800,000, 
34,000,000  und  21,500,000  veranschlagt.  Der  Salzkonsum  ist  in 
0  estreich  ein  relativ  geringer. 

Das  Mautgefälle  soll  2,478,000,  die  Punzierung  233,540  fl., 
die  Schanksteuer  1,268,050  fl.  im  Jahre  1889  einbringen. 

Die  Einnahmen  aus  dem  Tabakmonopol  sind  mit  81,373,000  fl. 
veranschlagt.  Im  Ausgabebudget  erscheint  das  Tabakmonopol  mit 
dem  Betrage  von  29,907,800  fl.  Wenn  hievon  die  für  Neubauten 
eingestellten  310,000  fl.  in  Abzug  kommen,  so  ergibt  sich  ein  Ver- 
hältnis der  Ausgaben  zu  den  Einnahmen  wie  100  :  272.  Die  ver- 
schiedenen östreichischen  Regierungen  haben,  wie  uns  scheint,  ent- 
gegen den  Bestimmungen  der  östreichischen  Verfassungsgesetze  ^), 
das  Recht  in  Anspruch  genommen,  die  Preise  der  Tabaksorten  im 
Wege  der  blossen  Verordnung  zu  erhöhen.  Derzeit  ist  wegen  der 
notwendigen  Einheit  der  Preise  der  Tabaksorten  die  Uebereinstimmung 
mit  der  ungarischen  Regierung  nötig.  Es  besteht  somit  der  Zustand 
in  0 estreich,  dass  zur  Erhöhung  einer  Gebühr,  welche  die  Steuer- 
träger mit  einigen  100,000  fl.  belastet,  ein  Gesetz,  dagegen  zur 
Erhöhung  der  Tabakpreise,  die  eine  Last  von  Dutzenden  von  Mil- 
lionen bedeuten  kann,  lediglich  eine  Verordnung  genügt,  obgleich 
der  citierte  §  11c  des  wichtigsten  Verfassungsgesetzes  es  ausdrück- 
lich ausspricht,  dass  zum  Wirkungskreise  des  Reichsrates  die  jähr- 
liche Bewilligung  der  einzuhebenden  Steuern,  Abgaben  und  Gefälle, 
dann  aber  auch  die  Gesetzgebung  über  Monopole  und  Regalien, 
überhaupt  über  alle  Finanzangelegenheiten,  die  den  im  Reichsrate 
vertretenen  Königreichen  und  Ländern  gemeinsam  sind,  gehöre. 
Durch  Verordnung  des  Ministers  wurden  die  Preise  der  billigeren 
Cigarren  vom  1.  Juni  1888  an  so  bedeutend  erhöht,  dass  wenn  der 
Konsum  nicht  zurückgegangen  wäre,  eine  Erhöhung  der  Einnahmen 
aus  dem  Tabakmonopol  in  Oestreich  um  8  Millionen  Gulden  hätte 
eintreten  müssen.  Der  Konsum  sank  jedoch  so  stark,  dass  in  den 
Monaten  Juni  bis  September  nicht  nur  keine  Mehreinnahme,  sondern 
im  Vergleich  zum  Vorjahre  eine  Mindereinnahme  von  mehr  als 
1,200,000  fl.   eintrat.     Im  Monate  Oktober  und  Dezember   ergaben 


»)  Oktoberdiplom  II,  Grundgesetz  vom  21.  Dez.  1867,  Z.  141,  R.G.Bl.  §  1] 
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sich  wohl  kleine  Ueberschüsse  von  einigen  1000  fl. ,  im  Monate 
November  ein  Ausfall.  Wenngleich  im  Monate  Januar  nach  einer 
Angabe,  die  von  einem  Abgeordneten  in  der  Budgetdebatte  gemacht 
wurde,  ein  Ueberschuss  von  270,000  fl.  vorgekommen  sein  soll,  ist 
es  doch  überaus  gewagt,  für  1889  eine  Mehreinnahme  von  3  Mil- 
lionen Gulden  zu  erwarten,  und  wäre  die  Annahme  eines  Mehrbe- 
trages von  nur  ein,  höchstens  zwei  Millionen  Gulden  richtig  gewesen. 

Die  Gesamteinnahmen  aus  den  direkten  Steuern  sind  somit  mit 
103,316,000  fl.,  die  aus  den  Verzehrungssteuern  mit  100,686,300  fl., 
die  aus  den  Monopolen  (Salz,  Tabak)  mit  101,788,000  fl.,  die  aus  den 
Verkehrssteuern  (Stempel,  Taxen  und  Gebühren  mit  52,800,000  fl., 
die  aus  dem  Lotto  mit  21,500,000  fl.  präliminiert.  Von  den  Ein- 
nahmen aus  dem  Salzmonopol ,  dem  Tabakmonopol ,  dem  Lotto 
kommen  die  Beträge  für  die  einschlägigen  Ausgaben,  mit  2,988,000, 
29,907,800  und  13,500,000  fl.  in  Abzug,  so  dass  sich  als  Reinertrag 
aus  dem  Salzmonopol  der  Betrag  von  17,337,000,  aus  dem  Tabak- 
monopol von  51,555,200  fl.,  aus  dem  Lotto  von  8  Millionen  Gulden  ergibt. 

Die  Hof-  und  Staatsdruckerei  in  Wien  gehört  in  das  Ressort 
des  Finanzministeriums.  In  Bezug  auf  den  projektierten  Neubau 
wurde  von  der  Opposition  tadelnd  hervorgehoben,  dass  zu  einer  Zeit, 
wo  nicht  ein  Spatenstich  an  dem  Gebäude  gemacht  werden  konnte, 
in  den  letzten  Tagen  des  Jahres  1888,  rasch  ein  Nachtragskredit 
von  525,000  fl.,  wovon  400,000  fl.  für  Baukosten,  zum  Zwecke  der 
Bestreitung  der  Kosten  des  Neubaues,  eingebracht  wurde,  um  mit 
dieser  Summe  das  Jahr  1888  zu  belasten  und  das  Budget  von  1889 
zu  entlasten,  wenngleich  dieser  ganze  Betrag  im  Jahre  1889  voU  und 
ganz  ausgegeben  worden  ist.  Die  Gebahrung  der  Hof-  und  Staats- 
druckerei ergibt,  wenn  man  vom  Neubau  absieht,  einen  Reinertrag 
von  150,000  fl.  Alljährlich  wiederholen  sich  die  Klagen  der  Buch- 
drucker, die  behaupten,  durch  die  Hof-  und  Staatsdruckerei  eine 
unbillige  und  unüberwindliche  Konkurrenz  zu  erleiden. 

Im  Budgetausschusse  wurde  die  Frage  der  Valutaregulierung 
besprochen.  Wie  es  heisst,  beschäftigen  sich  das  östreichische 
und  ungarische  Finanzministerium  ernstlich  mit  dieser  Angelegen- 
heit, welche  allerdings  in  Oestreich- Ungarn  schon  dadurch  um 
so  dringender  erscheint,  als  beide  Länder  derzeit  gar  keine  Me- 
tallvaluta haben,  keine  Goldwährung,  keine  bimetallistische  Währung» 
aber  streng  genommen  auch  keine  Silberwährung,  da  die  Silber- 
prägungen auf  Kosten  der  Privaten  nicht  gestattet  werden  und  die 
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X)streichischen  Banknoten  durch  das  starke  Sinken  des  Silbers  that- 
.säclilich  einen  namhaft  höheren  Wert  besitzen  als  das  Silber.  Unter 
solchen  Umständen  können  allerdings  bei  irgendwelchen  bedeuten- 
iJeren  politischen  Vorkommnissen  sehr  ernste  Geldkrisen  entstehen. 
Eine  authentische  Mitteilung  über  die  Pläne  der  Regierung  ist  noch 
nicht  erfolgt. 

Das  Abgeordnetenhaus  hat  bei  Erörterung  des  Ressorts  des 
Finanzministeriums  durch  bezügliche  Resolutionen  die  Regierung 
.aufgefordert,  den  längst  versprochenen  Gesetzentwurf  über  die  Er- 
hebung der  direkten  Steuern,  dann  eine  Zusammenstellung  der  Lan- 
des-, Bezirks-  und  Gemeindezuschläge  zu  den  direkten  Steuern  dem 
Abgeordnetenhause  vorzulegen.  Die  Regierung  wurde  ferner  auf- 
gefordert, die  Linien  wälle  um  Wien,  die  Linienmauten  überhaupt  zu 
ibeseitigen,  den  Landwirten  den  Bezug  von  Viehsalz  zu  ermöglichen, 
das  Gebührengesetz  einer  zeitgemässen  Revision  zu  unterziehen,  das 
Zahlenlotto  abzuschaffen  und  das  Spiel  am  Totalisateur  zu  besteuern. 
Man  sieht  Arbeit  genug  auch  für  einen  sehr  thatkräftigen  Finanzminister. 

Handelsministerium 
(Kapitel  27  der  Ausgaben,  33  der  Einnahmen). 

In  das  Ressort  des  Handelsministeriums  fallen  in  Oestreich 
;auch  die  oberste  Leitung  des  Gewerbewesens  (die  Gewerbeinspektoren 
unterstehen  dem  Handelsministerium);  der  Hafen-  und  Seesanitäts- 
.dienst,  die  Posten  und  Telegraphen,  das  Postsparkassenamt  und  das 
gesamte  Staatseisenbahnwesen. 

Der  Voranschlag  des  Handelsministeriums  zerfällt  in  die  Ab- 
teilungen: 

A)  Eigentlicher  Staatsaufwand  (wozu  die  Kosten  der  Zentral- 
leitung, der  Gewerbeinspektion,  des  Aichdienstes,  des  Hafen-  und  See- 
sanitätsdienstes, der  Neubauten  im  Küstenlande,  dann  die  Narenta- 
regulierung,  somit  sehr  verschiedenartige  Gegenstände  gehören). 
B)  Post  und  Telegraphen.  C)  Postsparkassenamt.  D)  Staatseisen- 
bahnbau. E)  Beteiligung  an  der  Kapitalsbeschaffung  zum  Zwecke 
des  Baues  von  Privateisenbahnen.  F)  Betrieb  verpachteter  Eisen- 
bahnen.    G)  Staats  eis  enb  ahnbetrieb. 

A)  Die  Ansätze  für  die  Kredite  der  Centralleitung  des 
Handelsministeriums  differieren  nur  wenig  von  jenen  des  Vorjahres. 
Von  mehreren  Seiten  wird  die  Vermehrung  der  segensreich  wirken- 
.den  Gewerbeinspektoren  verlangt.    Den  mit  392,120  fl.  veranschlagten 
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Kosten  des  Aiclidienstes  stehen  dessen  Einnahmen  mit  304,300  fl. 
entgegen.  Die  Einführung  des  sogenannten  ambulanten  Aichdienstes 
wurde  vorgeschlagen.  Vorlagen  zur  Besserung  der  kläglichen  Lage  der 
sogen.  Diurnisten,  dann  Massregeln  zur  Hebung  der  Segelschiffahrt, 
die  auch  in  Oestreich  sehr  stark  im  Rückgange  begriffen  ist, 
wurden  verlangt.  Nach  den  Mitteilungen  der  Regierungsvorlage  ist 
der  letzte  Teil  des  für  die  Narentaregulierung  seinerzeit  votierten 
Kredites  von  6,100,000  im  Betrage  von  677,500  fl.  in  das  Budget 
des  Jahres  1889  eingestellt.  Eigentümlicherweise  fiel  die  Regulie- 
rung des  Narentaflusses  nicht  in  das  Ressort  des  Ministeriums  des 
Innern,  wie  alle  sonstigen  Regulierungen  grösserer  Flüsse,  die  auf 
Staatskosten  erfolgen.  Im  Jahre  1889  soll  endlich  der  Abschluss 
der  Arbeiten  und  die  endgiltige  Abrechnung  erfolgen. 

B)  Das  Erfordernis  für  Posten  und  Telegraphen  hat  sich  gegen 
das  Vorjahr  um  etwa  eine  Million  Gulden  von  23,799,810  auf 
24,814,000  fl.  erhöht,  denen  28,589,000  als  präliminierte  Einnahmen 
gegenüberstehen.  Oestreich  unterhält  auch  eine  Anzahl  von  Post- 
ämtern in  der  Türkei,  welche  das  Budget  wohl  mit  74,900  fl.  be- 
lasten, denen  jedoch  89,900  fl.  an  Einnahmen  gegenüberstehen.  Zu 
bedauern  ist  im  Interesse  einer  genauen  Budgetierung ,  dass  die 
Staatsverwaltung,  um  das  bezügliche  Jahresbudget  nicht  zu  belasten, 
zum  Zweck  der  Erbauung  verschiedener  Postgebäude  kleinere  Dar- 
lehen gegen  Verzinsung  und  Rückzahlung  in  vielen  Annuitäten  bei 
Sparkassen  und  anderen  Hypothekarinstituten  kontrahiert  hat.  Die 
betreffenden  Darlehensbeträge  wurden  längst  ausgegeben,  in  die  Bud- 
gets werden  dagegen  nur  die  Zinsen  und  Amortisationsraten  einge- 
stellt. Allein  im  Titel  8  „Post  und  Telegraphenanstalt"  sind  die 
Raten  für  sechs  derartige  Darlehen  angeführt.  Diese  Praxis,  die 
übrigens  in  einzelnen  Fällen  seit  vielen  Jahren  geübt  ward ,  nur  in 
den  letzten  Jahren  häufiger  wurde,  führte  im  Vorjahre  zu  einem 
vielbesprochenen  Konflikte  mit  der  StaatsschuldenkontroUskommission. 

Eingehende  Erörterungen  riefen  im  Budgetausschuss  und  im 
Hause  die  Ansätze  des  Regierungsentwurfes  über  die  Einnahmen 
aus  der  Briefpost,  der  Fahrpost  und  der  Telegraphenkorrespondenz 
hervor. 

Die  Einnahmen  wurden  mit  28,589,000  fl.,  also  um  659,000  fl. 
höher  als  im  Jahre  1888  (27,930,000  fl.)  eingestellt.  Die  Hauptposten 
der  Einnahmen  bestehen  im  Briefporto,  das  der  Regierungsentwurf 
mit  14,254,000  fl.  annahm,  im  Fahrpostporto  das  mit  8,382,000  fl,, 
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und  den  Telegraphengebühren,  die  mit  3,964,000  fl.  veranschlagt 
waren.  Der  Durchschnitt  des  Erfolges  der  letzten  drei  Jahre,  von 
denen  dieser  bekannt  ist,  ist  bedeutend  geringer,  seit  dem  Jahre  1884 
ist  überdies  bei  den  Fahrpostsendungen  eine  nahezu  vollständige 
Stagnation  zu  bemerken,  wie  die  Regierungsmotive  annehmen  wegen 
der  Verminderung  der  Greldporti  infolge  des  Geldverkehrs  des  Post- 
sparkassenamtes. Das  Jahr  1887  zeigte  einen  Rückgang  gegen  das 
Jahr  1886.  Die  Telegraphengebühren  haben  im  Jahre  1887  selbst 
gegen  den  Erfolg  des  Jahres  1881  eine  und  zwar  um  fast  9  Prozent 
geringere  Einnahme  gebracht,  waren  überhaupt  die  geringsten  seit 
dem  Jahre  1881. 

Die  Einnahmen  des  Jahres  1887  sind  die  letzten,  welche  be- 
kannt sind.  Die  Einnahmen  des  Jahres  1888  können  deshalb  nicht 
zum  Vergleich  herangezogen  werden,  weil  die  Verrechnung  mit 
Ungarn  und  dem  Auslande  noch  nicht  erfolgt  ist,  welche  erfahrungs- 
gemäss  nicht  etwa  eine  Vermehrung,  sondern  eine  Verminderung  der 
Einnahmen  des  Post-  und  Telegraphenwesens  um  etwa  eine  halbe 
Million  bewirkt.  Hiernach  dürften  die  Einnahmen  aus  Posten  und 
Telegraphen  um  etwa  400,000  fl.,  ja  selbst  eine  halbe  Million  zu  hoch 
eingestellt  sein,  wie  das  auch  von  einem  massgebenden  Redner  der 
Majorität  anerkannt  worden  ist.  Bei  Erörterung  dieses  Teilressorts 
sprach  das  Abgeordnetenhaus  in  mehreren  Resolutionen  den  Wunsch 
nach  Verbesserung  der  finanziellen  Lage  der  Diener  und  gewisser 
Kategorien  von  Beamten  der  Post-  und  Telegraphenämter ,  ebenso 
nach  Ermässigung  der  Gebühren  für  Inlandstelegramme  aus. 

C)  Postsparkassenamt.  lieber  die  Gebarung  des  Post- 
sparkassenamtes im  Jahre  1888  wurde  dem  Abgeordnetenhause  der 
Bericht  mit  anerkennenswerter  Beschleunigung  noch  im  Verlaufe  der 
Budgetberatungen  vorgelegt.  Die  Mitteilungen  desselben  sind  um 
so  wichtiger,  als  das  Jahr  1888  das  erste  ist,  in  welchem  das  Gesetz 
vom  19.  November  1887  Z.  133  R.G.B.  in  Rücksicht  auf  die  Post- 
sparkasse während  dessen  ganzen  Verlaufes  in  Wirksamkeit  gewesen 
ist.  Die  östreichische  Postsparkasse  nimmt  nicht  nur  Spareinlagen 
an,  sondern  hat  auch  eine  sehr  stark  benutzte  Abteilung  für  den 
Check-  und  Clearingverkehr.  Das  erwähnte  Gesetz  hat  den  Check- 
verkehr mit  einer  Anzahl  von  übrigens  massigen  Gebühren  belastet. 
Auf  Grund  dieses  Gesetzes  war  die  Regierung  in  der  Lage,  den  Zins- 
fuss  für  Checkeinlagen  von  3  auf  2  Prozent  herabzusetzen,  während 
für  den  Sparverkehr  der  frühere  3prozentige  Zinsfuss  in  Kraft  ver- 
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blieb.  Das  endgültige  Saldo  der  Einlagen  im  Sparverkehre  erhöhte 
sich  im  Jahre  1888  um  2,285,257  fl.  31  kr.  —  Wenn  dazu  der  Saldo 
des  Vorjahres  gerechnet  wird,  so  ergibt  sich  als  Gesamtsaldo  des  Ver- 
kehres mit  Ende  1888  der  Betrag  von  rund  15  Millionen,  welcher 
Betrag  am  Schlüsse  des  Jahres  1888  als  Gesamtbetrag  der  Spar- 
einlagen nach  Abzug  der  Rückzahlungen  beim  Postsparkassenamte 
erlag.  Die  Anzahl  der  Einlagebüchel  hat  sich  im  Jahre  1888  um 
57,627  vermehrt  und  beziflferte  sich  Ende  1888  auf  655,335. 

Von  Interesse  ist,  dass  von  den  bis  Ende  1888  ausgegebenen 
1,086,446  Einlagebücheln  801,643  in  deutscher,  146,384  in  tschechi- 
scher, 51,773  in  polnischer,  24,879  in  italienischer  Sprache  ausge- 
geben wurden.  Die  in  einer  der  anderen  vier  Sprachen  ausgegebenen 
Büchlein  erreichen  nicht  die  Zahl  10,000. 

Von  der  erwähnten  Zahl  der  Einlagebücher  wurden  378,398 
von  Schülern  und  Studenten  erhoben.  Das  Durchschnittsguthaben 
eines  Einlegers  betrug  Ende  1888  22  fl.  88  kr.  gegen  21  fl.  27  kr. 
am  Ende  des  Jahres  1887. 

Die  Zahl  der  aufrechten  Conti  im  Checkverkehre  betrug  Ende 
1888  14,269  und  hat  sich  im  Jahre  1888  um  1315  vermehrt.  Der 
Umsatz  im  Checkverkehr  bezifferte  sich  im  Jahre  1888  auf  mehr 
als  1287  Millionen.  Das  Institut  wird  weitaus  am  meisten  von 
Fabrikanten  und  Kaufieuten  benützt,  doch  auch  die  Zahl  der  Guts- 
besitzer, Gewerbsleute,  Vereine  u.  s.  w. ,  welche  den  Check  verkehr 
benützen,  ist  im  Steigen.  Die  Einlagen  haben  sich  im  Jahre  1888 
um  die  allerdings  nicht  bedeutende  Summe  von  354,355  fl.  14  kr. 
erhöht. 

Am  Clearingverkehre  nahmen  Ende  1888  9836  Checkbuchbesitzer 
teil.  Die  Zahl  der  Beamten  und  Angestellten  der  Postsparkasse  be- 
trug Ende  1888  730,  wobei  freilich  hervorzuheben  ist,  dass  fast 
sämtliche  Postämter  die  Geschäfte  des  Postsparkassenamtes  fast  ohne 
Kosten  für  dasselbe  besorgen. 

Ende  1888  belief  sich  der  Einlagensaldo  im  Spar-  und  Check- 
verkehr samt  kapitalisierten  Zinsen  auf  etwa  43^/*  Millionen  und 
zeigt  gegen  Ende  1887  eine  Zunahme  von  etwa  2  ^2  Millionen.  Der- 
selbe war  in  etwa  18^3  Millionen  Salinenscheinen,  15^2  Millionen 
einheitlicher,  9^/3  Millionen  östreichischer  Notenrente,  dann  in  etwa 
1^/4  Millionen  östreichischer  Eisenbahnschuldverschreibungen  und 
Prioritätsobligationen  östreichischer  Bahnen  angelegt.  Gegenüber 
dem    Anschaffungspreise    hatten    diese    Effekten    Ende    1888    einen 
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Mehrwert  von  57,647  fl.  46  kr.  —  In  dem  Schwanken  des  Kurs- 
wertes der  Anlagepapiere  liegt,  solange  kein  bedeutender  Reserve- 
fond geschaffen  ist,  eine  bedeutende  Gefahr. 

Im  Jahre  1888  hat  der  Sparverkehr  nach  Angabe  des  Berichtes 
einen  Gewinn  von  rund  79,000  fl. ,  der  Checkverkehr  einen  von 
509,000  fl.  ausgewiesen,  so  dass  zusammen  ein  Gewinn  von  588,000  fl. 
resultiert.  Die  Entwicklung  des  Sparverkehrs  ist  somit  eine  lang- 
same, gedeihliche.  Der  von  der  östreichischen  Postsparkasse  unseres 
Wissens  allein  unter  sämtlichen  Postsparkassen  eingeführte  Check- 
verkehr hat  in  wenigen  Jahren  einen  bedeutenden  Aufschwung  ge- 
nommen und  leistet  dem  Gewerbe,  der  Industrie,  dem  Handel,  aber 
auch  den  weitesten  sonstigen  Kreisen  des  Publikums  überaus  schätz- 
bare Dienste.  Die  Hauptschwierigkeit  liegt  in  den  Kursschwankungen 
der  zur  Anlage  der  verfügbaren  Gelder  gewählten  Effekten.  Nach 
den  Ziffernangaben  der  bisherigen  Bilanzen  ist  wohl  anzunehmen, 
dass  ohne  Einführung  des  Checkverkehres  die  östreichische  Post- 
sparkasse keinen  Gewinn,  sondern  in  den  meisten  Jahren  Verluste 
für  den  Staat  gebracht  hätte. 

D)  Staatseisenbahnbau.  Im  Budget  für  1889  wird,  ab- 
gesehen von  einigen  ganz  unbedeutenden  Beträgen,  welche  als  Nach- 
zahlung für  vollendete  Bahnen  (GaHzische  Eisenbahn  Stryj-Skole- 
Beskid,  dalmatinische  Siveric-Knin,  Herpelje-Triest)  die  Summe  von 
5,380,000  fl.  für  den  Ausbau  der  böhmisch-mährischen  Transversal- 
bahn eingestellt.  Von  der  für  diese  Bahn  mit  Gesetz  vom  Jahre 
1883  bewilligten  Bausumme  per  27,300,000  fl.  bleiben  nach  dieser 
Bewilligung  noch  3,272,000  fl.  übrig,  welche  in  die  Budgets  der 
Jahre  1890  eventuell  1891  eingestellt  werden  dürften.  Die  Länder 
Böhmen  und  Mähren,  dann  private  Interessenten  haben  für  das  Jahr 
1889  einen  Betrag  von  361,500  fl.  zum  Bau  der  böhmisch-mähri- 
schen Transversalbahn  zu  leisten  sich  verpflichtet,  welcher  im  Ein- 
nahmenbudget erscheint. 

Der  Staat  beteiligt  sich  an  der  Kapitalsbeschaffung  zum  Zwecke 
des  Baues  mehrerer  Privateisenbahnen  in  Krain,  der  Bukowina  und 
Oberöstreich  mit  dem  Gesamtbetrage  von  620,000  fl. 

Eine  kleine  Staatsbahnstrecke  (östreichisch-sächsische  Grenze  bis 
Bodenbach)  ist  an  die  sächsische  Staatsbahn  verpachtet,  wofür  der 
östreichische  Staat  107,450  fl.  in  Gold  als  jährlichen  Pachtzins  erhält. 
Von  der  Lokalbahn  Bozen-Meran  erhält  der  Staat  im  Jahre  1889  an 
JZinsen  und  einer  kleinen  Teilrückzahlung  den  Betrag  von  55,000  fl. 


Der  östreichische  Staatsvoranschlag  für  1889.  289* 

E)  Staatsei senbahnbetrieb.  Der  Voranschlag  für  diesen 
Titel  ergibt  für  das  Jahr  1889  viel  günstigere  Resultate  als  dies- 
im  Jahre  1888  der  Fall  war.  In  der  Art  der  Verrechnung  des 
Bahnbetriebes  wurde  auch  im  Jahre  1889  neuerdings  eine  erhebliche 
Anzahl  von  Aenderungen  eingeführt,  welche  den  Vergleich  mit  de» 
Ziffern  des  Vorjahres  erschweren.  Die  Einteilung  der  Staatsbahnen 
in  vier  grosse  Gruppen  wurde  jedoch  beibehalten. 

1)  Westliche  Staatsbahnen.  Im  Jahre  1888  vermehrte  sich 
die  durchschnittliche  Betriebslänge  dieses  Netzes  um  106"3  k,  im 
Jahre  1889  werden  demselben  noch  133  k  zuwachsen,  so  dass  das- 
selbe Ende  1889  die  Gesamtlänge  von  3584  k  erreichen  wird.  Werden 
hierzu  noch  die  verschiedenen  Lokalstrecken  gerechnet,  so  ergibt 
sich  als  die  durchschnittliche  Ausdehnung  der  westlichen  Staats- 
bahnen im  Jahre  1889  die  Länge  von  3876  k  (nähere  Daten  siehe 
S.  214 — 217  des  Beilageheftes  XI,  2  zum  Staats  Voranschlag). 

2)  Die  Istrianer  Bahnen  werden  Ende  1889  die  Ausdehnung 
von  164"6  k, 

3)  die  Dalmatiner  Staatsbahnen  die  von  123*6  besitzen. 

4)  Die  galizischen  Staatsbahnen  werden  Ende  1889  die  durch- 
schnittliche Länge  von  893^4  k  erreichen.  Werden  hierzu  noch 
mehrere  Peagestrecken ,  Lokalbahnen,  die  Bahnen  im  Etat  des  Fi- 
nanzministeriums, vier  kleine  Lokalstrecken,  welche  dem  Staate  ge- 
hören aber  verpachtet  waren  und  erst  am  1.  Januar  1889  in  den 
Eigenbetrieb  des  Staates  übergehen,  endlich  eine  für  Rechnung  einer 
Privatgesellschaft  vom  Staate  betriebene  Bahn  hinzu  addiert,  so 
ergibt  sich  für  1889  die  Gesamtlänge  aller  vom  Staate  verwalteten 
Bahnen  von  5862^/2  k. 

Der  Reinertrag  sämtlicher  Staatsbahnen  wird  mit  2*06  Prozent 
des  Anlagekapitals  berechnet,  wobei  jedoch  nur  die  ordentlichen 
Ausgaben,  wobei  man  in  Oestreich,  wie  wir  oben  Seite  264  dar- 
gelegt haben,  dem  Begriff  der  ausserordentlichen  Ausgaben  in  vielen 
Fällen  eine  zu  weite  Ausdehnung  gibt,  der  Berechnung  zu  Grunde 
gelegt  werden.  Hiernach  verzinst  sich  das  Anlagekapital  für  die 
Staatsbahnen  der  ersten  Gruppe  mit  2'38  Prozent,  das  der  vierten 
Gruppe  mit  0"44  Prozent,  während  das  auf  die  Herstellung  der  zweiten 
und  dritten  Gruppe  verwendete  nicht  nur  keine  Verzinsung,  sondern 
einen  Abgang  nachweist,  da  die  Betriebsausgaben  bei  der  zweiten 
Gruppe  um  etwa  54,  bei  der  dritten  um  72  Prozent  die  Betriebs- 
einnahmen  übersteigen.     Als    bisheriges   Anlagekapital   für   die   er-« 
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wähnten  vier  Gruppen  der  Staatsbahnen  werden  die  Beträge  von  rund 
597,  16,  13,  6Q^  zusammen  von  692  Millionen  Gulden  angeführt. 

Der  Voranschlag  der  Staatseisenbahnen  für  1889  ist  wohl  im 
Vergleich  zu  den  Staatsbahnen  anderer  Länder,  so  Preussens,  Bayerns, 
Sachsens  u.  s.  f.  sehr  ungünstig,  lautet  aber  doch  viel  günstiger  als 
jener  für  1888.  Für  das  Jahr  1888  wurden  als  Einnahmen  der  da- 
mals vom  Staate  betriebenen  Bahnen  (4761-8  km)    .     40,131,840  fl. 

als  Ausgaben 36,226,540  „ 

als  Reinertrag 3,905,300  fl. 

präliminiert. 

Das  Präliminar  für  die  Einnahmen  im  Jahr  1889 

beträgt 46,082,770  fl. 

jenes  für  die  Ausgaben    .     .     . 35,348,320  „ 

Reinertrag 10,734,450  fl. 

Allerdings  hat  die  Ausdehnung  der  hier  in  Frage  kommenden 
Staatseisenbahnen  bedeutend  zugenommen  (von  4761*8  auf  5300*6  km), 
auch  fand  die  Präliminierung  für  1889  unter  viel  günstigeren  Kon- 
junkturen statt,  als  jene  für  das  Jahr  1888,  Doch  auch  bei  Be- 
rücksichtigung dieser  Umstände  ist  eine  gewisse  Besserung  der  Ver- 
hältnisse nicht  zu  verkennen.  Die  Verzinsung  des  Anlagekapitals 
von  2*06,  wenn  nur  die  ordentlichen,  von  gar  nur  1*55  Prozent,  wenn, 
wie  richtiger,  sämtliche  Ausgaben  berücksichtigt  werden,  ist  sicher 
keine  glänzende,  ja  im  Vergleich  zur  Verzinsung  des  Anlagekapitals 
der  preussischen,  bayrischen,  sächsischen  u.  a.  Staatsbahnen  geradezu 
kläglich.  Im  Voranschlag  für  1888  ergab  sich  aber  nur  eine  Ver- 
zinsung von  0*57  Prozent,  Im  Jahre  1888  stellte  sich  das  Verhältnis 
der  präliminierten  Betriebsausgaben  zu  den  Einnahmen  wie  57*19  :  100, 
im  Jahre  1889  wie  55*18  :  100.  Dass  von  mancher  Seite  höhere,  von 
anderer  namhaft  niedrigere  Erträgnisse  als  die  präliminierten  vorher- 
gesagt werden,  ist  bei  einem  Babnnetze,  dessen  Erträgnis  zum  grossen 
Teile  auf  den  Konjunkturen  des  Getreidehandels  beruht,  begreiflich. 
Die  seither  bekannt  gewordenen  Betriebsresultate  der  ersten  4  Monate 
des  Jahres  1889  liessen  eine  höhere  Präliminierung  der  Einnahmen 
2.  M.  als  sehr  gewagt  erscheinen.  Seither  ist  eine  Thatsache  eingetreten, 
welche  einen  ungünstigen  Einfluss  auf  die  Einnahmen  der  östreichischen 
Staatsbahnen  zu  nehmen  droht,  da  sie  einen  nicht  unbedeutenden 
Teil  des  internationalen  Personenverkehrs  auf  das  Netz  der  unga- 
rischen Staatsbabnen  ablenken  dürfte.  Die  Direktion  der  ungarischen 
Staatsbabnen   hat  veröffentlicht,   dass   vom   1.  August  1889  an   auf 
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dem  ihr  unterstehenden  Gesamtnetze,  dem  die  grosse  Mehrzahl  der 
ungarischen  Eisenbahnen  angehört,  ein  Zonentarif  in  Wirksamkeit 
treten  werde,  durch  welchen  die  Preise  für  Fahrten  unter  225  km 
durchschnittlich  um  40  Prozent,  für  weitere  Fahrten  in  noch  höherem 
Masse,  für  die  weitesten  bis  auf  weniger  als  ein  Vierteil  des  bis- 
herigen Preises  reduziert  werden.  Auch  mehrere  ungarische  Privat- 
bahnen haben  sich  bereit  erklärt,  diesen  Zonentarif  (14  Zonen)  vom 
1.  August  1889  an  einzuführen.  Eine  Verminderung  der  Zahl  der 
Zonen  wird  von  offiziösen  ungarischen  Blättern  für  die  Zeit  nach  der 
notwendigen  Uebergangsperiode  in  Aussicht  gestellt.  Dieser  energische 
Schritt,  mit  welchem  Ungarn  den  anderen  Staaten  Europas  voran- 
geht, wird  jedenfalls  auf  den  östreichisch-ungarischen  Personen- 
verkehr Einfluss  üben.  Er  schliesst  sich  den  weitgreifenden  Mass- 
regeln der  Eisenbahntarifpolitik  an,  welche  zu  Gunsten  des  Güter- 
verkehrs der  ungarischen  Bahnen  von  der  ungarischen  Regierung 
ergriffen  wurden  und  zu  den  bekannten  Erklärungen  seitens  der 
östreichi sehen  Regierung  im  östreichischen  Abgeordnetenhause,  zu 
Erwiderungen  seitens  der  ungarischen  Regierung  führten,  in  jüngster 
Zeit  auch  bei  Gelegenheit  des  Konfliktes  in  der  Angelegenheit  der 
Donau  -  Dampfschiffahrtsgesellschaft  besprochen  wurden.  Derartige 
und  ähnliche  Schwierigkeiten  sind  im  Verhältnis  von  zwei  Staaten 
zu  einander  nicht  zu  vermeiden,  die  wohl  ein  Zollgebiet  ausmachen, 
von  deren  Handelsministerien  aber  jedes  seine  ganz  besondere,  zu- 
weilen, wie  es  in  der  Natur  der  Sache  liegt,  recht  egoistische,  die 
Interessen  des  anderen  Staates  nicht  berücksichtigende  Verkehrs- 
politik treibt.  Die  dualistische  Verfassung  sorgt  nicht  einmal  für 
die  periodische  Besprechung  der  Tarifreformen  in  einem  beratenden 
Körper  von  Fachleuten.  Die  ungarische  Reform  der  Personentarife 
dürfte  zur  Einführung  des  Systems  niedriger  Zonentarife  auch  in 
Oestreich  führen,  wofür  sehr  gewichtige  Interessen,  so  jene  Wiens 
und  anderer  grosser  Städte,  der  zahlreichen  östreichischen  Badeorte, 
der  Alpen-,  Sudeten-  und  Karpathengegenden  sprechen.  Der  Entfall 
des  Freigewichts  und  der  zahllosen  Tarif begünstigungen,  der  Frei- 
karten u.  s.  f.  müsste  mit  einer  solchen  Reform  Hand  in  Hand  gehen 
und  die  finanziellen  Gefahren  des  Uebergangs  mildern.  Viel  grössere 
Schwierigkeiten  wird  es  den  Leitern  der  östreichischen  Eisenbahn- 
tarifpolitik bereiten,  Ungarn  in  Bezug  auf  manche  Gütertarifreformen 
zu  folgen. 

Da  für  das  Jahr  1888  die  Kaiser-Ferdinands-Nordbahn  mehr  als 
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10  Prozent  an  ihre  Aktionäre  verteilt  hat,  so  hat  der  Staat  im  Sinne  des 
Uebereinkommens  mit  dieser  Bahn  den  Anspruch  auf  die  Hälfte  des 
Mehrertrages,  welcher  mit  der  allerdings  bescheidenen  Summe  von 
92,500  fl.  im  Einnahmebudget  des  Handelsministeriums  eingestellt 
erscheint. 

Leider  ist  auch  aus  dem  Teilbudget  dieses  Ministeriums  über 
Staatsbahnen  ersichtlich,  dass  Darlehen  zu  bestimmten  Zwecken  bei 
Kreditinstituten  erhoben  werden,  von  welchen,  obgleich  der  gesamte 
Darlehensbetrag  im  Budgetjahre  verausgabt  wird,  demgemäss  der 
ganze  Betrag  den  Dienst  des  betreffenden  Jahres  belasten  sollte,  doch 
nur  eine  Rate  dem  Budgetjahre,  die  anderen  Raten  des  ganz  veraus- 
gabten Darlehensbetrages  aber  der  Zukunft  zur  Last  geschrieben 
werden.  Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  das  Gesetz  über  die  Ver- 
mehrung des  Fahrparkes  der  Staatsbahnen  vom  14.  Jänner  1889 
Z.  9  R.Gr.Bl.  —  Zur  Anschaffung  von  Lokomotiven,  Tendern  und 
Wagen  für  die  Staatsbahnen  wurden  der  Regierung  4,625,000  fl.  be- 
willigt. Die  Anschaffung  fand  durchaus  im  Jahre  1889  statt,  da  das 
Bedürfnis  ein  dringendes  war.  Von  dieser  Summe  wurde  aber  nur 
der  Betrag  von  927,750  fl.  in  den  Staatsvoranschlag  für  das  Jahr  1889 
eingestellt,  der  Rest  von  3,697,250  fl.  wurde,  wie  in  der  General- 
debatte über  das  Budget  hervorgehoben  wurde,  im  Wege  einer 
schwebenden  Schuld  von  der  östreichischen  Bodenkreditanstalt  be- 
schafft und  soll  in  4  Jahresraten,  vom  Jahre  1890  angefangen,  getilgt 
werden.  Die  zum  Titel  Staatseisenbahnbetrieb  gefassten  Resolutionen 
verlangen  die  Aufnahme  sämtlicher  im  Staatsbetriebe  stehender  Eisen- 
bahnen in  den  Titel  Staatseisenbahnbetrieb  des  Staatsvoranschlages, 
sowie  die  Herabsetzung  der  Kohlentarife,  insbesondere  auf  der  Kaiser- 
Ferdinands-Nord  bahn. 

Acker  bauministerium. 
(Einnahmen  Kap.  34,  35,  Ausgaben  28,  29.) 
Der  Voranschlag  des  östreichischen  Ackerbauministeriums  zer- 
fällt im  Einnahmen-  und  Ausgabenbudget  in  je  2  Kapitel :  A.  Eigent- 
licher Staatsaufwand  (Kap.  28  der  Ausgaben,  Kap.  34  der  Einnahmen) ; 
B.  Forste,  Domänen,  Montanwesen  (Kap.  29  der  Ausgaben,  Kap,  35  der 
Einnahmen).  In  dem  Kapitel  28  werden  die  Ausgaben  für  die  Zentral- 
leitung, die  staatlichen  Lehr-  und  Versuchsanstalten,  die  Beiträge 
zur  Landeskultur,  die  Organe  zur  üeberwachung  der  Landeskultur, 
die   Bergbehörden ,    die   Montanlehranstalten    und   das    Staatspferde- 
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zuchtwesen  zusammengefasst.  Obwohl  im  Sinne  der  Verfassung  die 
Gesetzgebung  über  die  Landeskultur  in  die  Kompetenz  der  Land- 
tage, nicht  des  Reichsrates  fällt,  werden  doch  alljährlich  bedeutende 
Summen,  im  Jahre  1889  548,500  fl.,  zum  Zwecke  der  Verteilung  von 
Subventionen  im  Interesse  der  Landeskultur  in  das  Staatsbudget 
eingestellt.  Neben  der  Thätigkeit  des  Ministeriums  des  Innern  und 
des  Handelsministeriums  auf  dem  Gebiete  der  Flussregulierungen  ist 
auch  das  Ackerbauministerium  in  dieser  Richtung  thätig,  eine  Reihe 
von  zum  Teile  sehr  bedeutender  Posten  sind  im  Teilvoranschlage 
des  Ackerbauministeriums  zum  Zwecke  der  Unterstützung  von  Fluss- 
regulierungen eingestellt.  Auch  die  Ausgaben  aus  dem  alljährlich 
mit  500,000  fl.  dotierten  Meliorationsfond,  die  im  heurigen  Jahre 
mit  602,799  fl.  veranschlagt  werden;  werden  vorwiegend  zur  Unter- 
stützung von  Flussregulierungen  verwendet.  Da  die  Leitung  des 
Bergwesens  in  die  Kompetenz  des  Ackerbauministeriums  fällt,  werden 
die  Einnahmen  aus  den  Massen-  und  Freischurfgebühren  (205,260  fl.) 
in  das  Einnahmebudget  dieses  Ministeriums  eingestellt.  Die  Montan- 
lehranstalten, d.  i.  die  beiden  Bergakademien,  die  Bergschulen  u.  s.  w. 
werden  vom  Ackerbauministerium  verwaltet,  während  die  Hochschule 
für  Bodenkultur  in  das  Ressort  des  Unterrichtsministeriums  fällt. 

Für  das  Staatspferdezuchtwesen  ist  in  dem  Budget  die  Ausgabe 
von  1,649,925  fl.  eingestellt,  dem  eine  Einnahme  von  429,240  fl.  gegen- 
übersteht. Der  Kostenpreis  eines  an  die  Depots  abgegebenen  Hengstes 
aus  dem  (einzigen)  Staatsgestüte  zu  Radautz  betrug  im  Jahre  1888 
2180  fl.  und  wurden  aus  diesem  Gestüte  in  diesem  Jahre  51  Hengste 
abgegeben.  Der  Einfluss  des  Staates  auf  die  Pferdezucht  wird  durch 
eine  grosse  Anzahl  von  Staatshengstendepots ,  in  denen  im  Ganzen 
1992  Hengste  aufgestellt  sind,  geübt.  Es  bestehen  4  Hengstfohlen- 
höfe, ausserdem  wird  eine  Anzahl  von  Hengsten  und  Hengstfohlen 
von  Privaten  im  In-  und  Auslande  gekauft. 

Für  die  Bekämpfung  der  Phylloxera  sind  36,000  fl.  eingestellt. 
Aus  den  von  der  Regierung  gegebenen  und  bei  der  Erörterung  vor- 
gebrachten Daten  folgt  eine  bedauerliche  Ausbreitung  der  Reblaus- 
pest in  Oestreich.  Während  im  Jahre  1880  184  Hektar  verseucht 
waren,  waren  im  Jahre  1886  schon  2097  Hektar  von  der  Reblaus 
infiziert,  im  Jahre  1887  betrug  die  Fläche  der  Weinberge  in  jenen 
Gemeinden,  die  für  verseucht  galten,  14,831  Hektare.  Seitdem  hat 
sich  die  Reblaus  noch  weiter  verbreitet.  Die  Weinbaugegenden  von 
Niederöstreich,  Steiermark,  Krain,  Küstenland  sind  infiziert.   In  Ungarn 
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macht  die  Seuche  ungeheuere  Verheerungen.  Die  bisher  von  der 
Regierung  angewendeten  Mittel  haben  der  Seuche  nicht  Einhalt  gethan. 
Auch  richtete  die  Regierung  nicht,  wie  dies  nach  den  in  Frankreich 
gemachten  Erfahrungen  nahe  liegen  sollte,  das  Hauptaugenmerk  auf 
die  Bepflanzung  mit  neuen  amerikanischen  widerstandsfähigen  Reben. 
Staatsforste  und  Domänen.  Die  gesamten  Staatsforste 
und  Domänen,  abgesehen  von  den  Gütern  der  Studien-  und  Reli- 
gionsfonde,  enthalten  eine  Gesamtarea  von  1,010,591  ha,  darunter 
aber  nur  714,028  ha  produktiver  Gründe.  Insbesondere  in  Tirol, 
Vorarlberg,  Salzburg  und  Oberöstreich  lasten  auf  dem  zum  aller- 
grössten  Teile  aus  Wäldern  bestehenden  staatlichen  Grundbesitze 
grosse  Servituten  zu  Gunsten  der  bäuerlichen  Landwirte.  Wie  in 
•der  alten  Zeit  der  Markgenossenschaft  haben  zahlreiche  Grund- 
besitzer in  jenen  Ländern,  weniger  in  Steiermark  und  Kämthen,  gar 
nicht  in  Böhmen,  Galizien  und  der  Bukowina,  Anspruch  auf  die 
Abgabe  von  Brennholz,  Nutzholz,  auf  Streubezüge  und  Weide- 
nutzung.  Der  Geldwert  dieser  Nutzungen  in  den  erwähnten  Kron- 
ländem  wird  jährlich  auf  755,365  fl.  veranschlagt.  Die  Reinein- 
nahme aus  sämtlichen  staatlichen  Forsten  und  Domänen  beträgt 
die  bedauerlich  geringe  Summe  von  406,900  fl.  und  bleibt  gegen 
den  Ertrag  des  Vorjahres  um  74,760  fl.  zurück.  Per  Hektar  der 
produktiven  Fläche  ergibt  sich  ein  Reinertrag  von  nur  56,9  kr. 
Wird  auch  der  Wert  der  Servituten,  wie  billig,  zum  Reinertrag 
hinzugerechnet,  so  ergibt  sich  auch  dann  nur  ein  Reinertrag  von 
1  fl.  5'/io  kr.  auf  den  Hektar.  —  Den  höchsten  Reinertrag  er- 
geben die  böhmischen  Staatsforste :  6  V2  fl.  per  Hektar.  Nicht 
wenige  andere  Forste  ergeben  dagegen  einen  Abgang.  Hierbei  ist 
allerdings  zu  berücksichtigen,  dass  in  Oestreich  die  Staatsdomänen 
von  der  Entrichtung  der  Staatssteuerik,  der  Landes-,  Bezirks-  und 
Gemeindesteuern  nicht  befreit  sind.  Was  aber  die  Steuern  in 
Oestreich  bedeuten,  möge  aus  nachfolgendem  Beispiele  folgen.  Von 
den  sehr  vorteilhaft,  weil  in  der  unmittelbaren  Nähe  Wiens  befind- 
lichen Staatsforsten  im  Wiener  Walde  erwartet  das  Budget  im 
Jahre  1889  einen  Bruttoertrag  von  519,720  fl.,  von  denen  die  Aus- 
gaben im  Betrage  von  410,570  fl.,  dann  die  präliminierte  Material- 
verminderung im  Betrage  von  6205  fl.  in  Abzug  kommen,  so  dass 
sich  ein  Reinertrag  von  102,945  fl.  ergibt,  bei  welcher  Berechnung 
überdiess  kein  Teil  der  Centralauslagen  repartiert  wurde  (s.  Beilagen- 
heft XII,    2  Seite  8).     Sämtliche    Steuern   und   Abgaben   samt  Zu- 
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schlagen  für  diese  Forsten  betragen  aber  137,100  fl.,  wozu  noch 
die  Ausgaben  für  sog.  geistliche  und  milde  Sachen  im  Betrage 
von  7900  fl.  kommen.  Somit  repräsentieren,  wenn  wir  auch  die 
letzteren,  die  übrigens  zum  grossen  Teile  auf  Grund  von  Gesetzen 
geleistet  werden  müssen,  nicht  berücksichtigen,  die  Steuern  und  Ab- 
gaben per  137,100  fl.,  55. 3\  jenes  Betrages,  welcher  sich  ergibt, 
wenn  man  den  Reinertrag  per  102,945  fl.  zu  den  Ausgaben  für  geist- 
liche und  milde  Stiftungen  per  7900  fl.  und  den  Steuern  und  Ab- 
gaben per  137,100  fl.  hinzuzählt.  Oder  der  Reinertrag,  den  der 
Eigentümer,  hier  der  Staat,  von  diesem  in  bester  Lage,  unmittelbar 
bei  Wien,  befindlichen  grossen  Grundbesitze  per  39,221  ha,  wo- 
runter 29,006  ha  produktiven  Grundes,  darunter  nicht  weniger  als 
27,858  ha  gut  bestockter  Waldung,  bezieht,  verhält  sich  zu  den 
Steuern  und  Abgaben,  welche  von  diesem  Besitze  geleistet  werden 
müssen,  wie  100:133.  Auf  diesen  Waldungen  ruhen  keine  Ser- 
vituten. 

In  Bezug  auf  manche  andere  Staatsgüter  stellt  sich  das  Ver- 
hältnis nicht  minder  ungünstig.  Der  Reinertrag  sämtlicher  Staats- 
forste und  Domänen  ist  für  das  Jahr  1889,  wie  bemerkt,  mit  406,900  fl. 
präliminiert.  Nach  Beilageheft  XII.  2.  sind  die  Steuern  und  Ab-, 
gaben  für  Staatsforste  und  Domänen  mit  460,380  fl.  präliminiert, 
wozu  noch  37,090  fl.  für  geistliche  und  milde  Sachen  kommen. 
Der  Reinertrag,  der  dem  Staate  aus  seinen  über  eine  Million  Hektaren 
betragenden  Forsten  und  Domänen  zufliesst,  verhält  sich  somit  zu  den 
Lasten,  Steuern  und  Abgaben  wie  100  :  113,  d.  i.  Steuern  und  Abgaben 
betragen  um  mehr  als  ^j&  mehr  als  der  Reinertrag.  Zählt  man  aber 
die  Ausgaben  für  sog.  geistliche  und  milde  Sachen  zu  den  Steuern 
hinzu,  wobei  bemerkt  wird,  dass  die  betreffenden  Beträge  mit  wenigen 
Ausnahmen  auf  Grund  von  Gesetzen  notwendig  gezahlt  werden  müssen, 
verhält  sich  der  Reinertrag  zu  der  Summe  der  Steuern  und  Abgaben 
und  Zahlungen  für  geistliche  und  milde  Sachen  wie  100  :  122.  —  Man 
dürfte  überdies  nicht  fehl  gehen,  wenn  man  behauptet,  dass  die  Be- 
messung der  Grundsteuer  für  die  Staatsgüter  im  Ganzen  und  Grossen 
schon  deshalb  minder  drückend  ausfiel  als  im  Durchschnitt  für  an- 
deren Grundbesitz,  weil  bei  den  Einschätzungen  für  die  Grundsteuer 
die  Staatsgüter  durch  besonders  sachkundige  und  erfahrene  Fach- 
männer vertreten  waren,  welchen  Vorteil  die  ungeheuere  Mehrzahl 
der  übrigen  Grundbesitzer  nicht  genoss.  Wenn  der  Wert  der  Ser- 
vituten   mit   755,364  fl.    angenommen    und    zu   den    Reineinnahmen 
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hinzuaddiert  wird,  dann  verhält  sich  der  Reinertrag  sämtlicher 
Staatsforste  und  Güter  zu  sämtlichen  dieselben  treffenden  Abgaben 
und  Steuern  wie  100 :  42*8.  Auch  dies  ist  eine  ganz  exorbitante 
Belastung,  zumal  wenn  erwogen  wird,  dass  die  Streu-  und  Weide- 
servituten  wohl  in  Geld  veranschlagt  werden  können,  auch  für  den 
Servitutsberechtigten  kleinen  Grundbesitzer  den  betreffenden  Wert 
repräsentieren  mögen,  dagegen  für  den  Staat,  wenn  die  Leistungen 
aufhörten ,  z.  M.  in  den  nächsten  -  Jahrzehnten  wohl  kaum  einen 
Geldertrag  bringen  würden. 

Es  ist  dies  ein  Beitrag  zu  der  im  Eingange  dieser  Abhand- 
lung dargelegten  Höhe  der  Steuern  in  0 estreich,  wobei  noch 
bemerkt  werden  muss,  dass  der  städtische  Grundbesitz  und  das 
städtische  Gewerbe  in  vielen  Fällen  noch  namhaft  höher  besteuert 
erscheinen. 

Auch  die  Voranschläge  für  die  dem  Staate  gehörigen  Berg- 
und  Hüttenwerke  liefern  im  Ganzen  ein  wenig  erfreuliches  Re- 
sultat. Allerdings  ist  hierbei  hervorzuheben,  dass  die  einträglichsten 
und  wertvollsten  Bergwerke  Oestreichs,  die  Salzbergwerke,  nicht  in 
der  Verwaltung  des  Ackerbauministeriums,  sondern  des  Finanz- 
ministeriums sich  befinden,  ihre  Einnahmen  somit  nicht  unter  diesem 
Titel  veranschlagt  werden.  Sämtliche  staatliche  Montanwerke,  mit 
Ausnahme  der  Salzbergwerke  und  Salzsiedereien,  ercheinen  mit  der 
Einnahme  von  6,904,702  fl.,  mit  der  Ausgabe  von  5,772,293  fl.  im 
Voranschlag.  Der  Reinertrag  sämtlicher  Werke  beträgt  somit 
1,132,509  fl.  Hiebei  muss  aber  bemerkt  werden,  dass  das  Silber- 
bergwerk von  Pribram  und  das  Quecksilberbergwerk  von  Idria  zu- 
sammen allein  einen  höheren  Reinertrag  gewähren  als  sämtliche 
Montanwerke  zusammen.  Es  ist  dies  nicht  unerklärlich,  wenn  er- 
wogen wird,  dass  zahlreiche  Werke,  wie  Kitzbichl,  Klausen,  Raibel, 
seit  Jahren  mit  starker  Einbusse  arbeiten.  Dem  entgegen  steht 
jedoch  die  Erklärung  der  Regierung,  dass  Hoffnungsbauten  gemacht 
werden,  welche,  wie  das  Ministerium  hofft,  in  Zukunft  einen  Ertrag 
in  Aussicht  stellen.  Einen  weiteren  Beitrag  zu  unserer  Bemerkung 
über  die  Höhe  der  Steuern  in  Oestreich  bietet  Heft  XII.  2.  pag.  33. 
Aus  der  betreffenden  Stelle  geht  hervor,  dass  von  den  staatlichen 
Berg-  und  Hüttenwerken,  welche,  wie  bemerkt,  mit  einem  Reinertrage 
von  1,132,509  fl.  im  Voranschlage  eingestellt  sind,  Steuern,  Abgaben 
und  Giebigkeiten  im  Jahre  1889  im  Betrage  von  338,201  fl.  gezahlt 
werden.     Es  verhält  sich   also  bei   diesen  Unternehmungen,  welche 
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ausnahmslos  der  grobsen  und  grössten  Industrie  angehören  und  der 
Natur  der  Sache  nach  als  staatliche  Unternehmungen  manchen 
Schwierigkeiten  nicht  unterliegen,  denen  andere  industrielle  Unter- 
nehmungen ausgesetzt  sind,  der  Reinertrag  zu  dem  Gesamtbetrage 
der  Steuern,  Abgaben  und  Giebigkeiten  wie  100 :  zu  29"9  oder  rund:  30. 
Eine  solche  Höhe  haben  die  direkten  Steuern  und  Abgaben  bei  so 
gewagten,  im  Ertrage  so  ausserordentlich  wechselnden  grossen  Berg- 
und  Hüttenwerken  in  Oestreich  erreicht,  wobei  auf  die  Verzehrungs- 
steuer u.  s.  w.  gar  keine  Rücksicht  genommen  ist.  Die  Gesamtheit 
der  direkten  und  indirekten,  insbesonders  der  Verzehrungssteuer, 
welche  auf  dem  kleinen  Gewerbetreibenden  lastet,  nehmen  eine  noch 
viel  höhere  Quote  des  Reinertrages  der  betreffenden  kleinen  Unter- 
nehmung in  Anspruch. 

Justizministerium 
(30.  Kap.  des  Ausgaben-,  Kap.  36  des  Einnahmenbudgets). 
Der  Teilvoranschlag  des  Justizministeriums  beansprucht  fast 
dieselbe  Summe  wie  im  Vorjahr  (20,873,385  gegen  20,879,513  fl.). 
Seit  vielen  Jahren  ist  diese  Stabilität  in  den  finanziellen  Ansprüchen 
des  Justizministeriums  zu  bemerken.  So  betrug  der  Gesamtkredit 
für  dieses  Ressort  im  Jahre  1880  20,392,470  fl.  Es  wäre  dies  in 
unserer  Zeit  des  Anwachsens  aller  staatlichen  Ausgaben  vom  finan- 
ziellen Standpunkte  aus  sehr  erfreulich,  zumal  als  die  eigenen  Ein- 
nahmen des  Justizministeriums  (insbesondere  aus  der  Arbeit  in  den 
Strafanstalten)  den  Betrag  von  859,140  fl.  (gegen  745,100  fl.  im 
Jahre  1888,  610,417  fl.  im  Jahre  1880)  erreicht  haben,  wenn  nicht 
eine  bedauerliche  Stockung  in  den  notwendigsten  Reformen  hiemit 
Hand  in  Hand  ginge.  Die  unglaublich  schleppenden  Formen  der 
weit  über  ein  Jahrhundert  alten  Civilprozessordnung  machen,  zumal 
da  kein  Pauschalsystem  für  die  hohen  staatlichen  Gebühren,  trotz 
dem  Drängen  der  Advokatenkammern  kein  Tarif  für  die  Vertretungs- 
gebühren besteht,  den  Rechtsstreit  um  eine  nicht  recht  bedeutende 
Summe  in  Oestreich  nur  vom  Standpunkte  des  Rechtsbewusstseins, 
nicht  dem  des  berechnenden  Interesses  empfehlenswert.  Dazu  kommen 
sonstige  schwere  Uebelstände  in  dem  Gerichtswesen  einzelner  grosser 
Kronländer,  wie  Galiziens,  die  im  Abgeordnetenhause  wiederholt 
eingehend  besprochen  wurden,  ferner  die  grosse  Anzahl  der  bei  Ge- 
richt üblichen  Sprachen,  die  sprachliche  Verwirrung,  die  in  vielen 
Gegenden    infolge    der    sogenannten    Sprachenverordnungen    in    den 
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Grundbüchern  zu  herrschen  droht,  die  exorbitante  Höhe  der  staat- 
lichen Gebühren.  Der  vom  gegenwärtigen  Justizminister  auf  Grund- 
früherer  Arbeiten  vorgelegte  Entwurf  eines  Strafgesetzes  ist  in  Be- 
ratung. Die  dringend  notwendige  Reform  des  Civilprozesses  dürfte 
in  Oestreich  mit  Rücksicht  auf  dessen  finanzielle  Lage  wohl  nur 
dann  mit  gedeihlichem  Erfolg  auszuführen  sein,  wenn  man  die 
Bagatellesachen  Friedens-  oder  Gemeindegerichten  überwiese  und 
hierdurch  in  vielen  Kronländern  die  Geschäftslast  der  gelehrten  Ge- 
richte bedeutend  erleichtert  würde.  Ebenso  ist  die  Pauschalierung 
der  staatlichen  Gebühren,  die  Einführung  von  Advokatentarifen  durch- 
aus notwendig. 

Zu  bedauern  ist,  dass  auch  aus  diesem  Teilbudget  hervorgeht, 
wie  überaus  zahlreiche  kleine  Darlehen  bei  Sparkassen  und  anderen 
Hypothekarinstituten  von  der  Ostreich.  Regierung  gemacht  wurden, 
um  nicht  mit  der  ganzen  Bausumme,  sondern  lediglich  mit  einer 
der  langjährigen  Annuitäten  das  betreffende  Budget  belasten  zu. 
müssen. 

Bei  Gelegenheit  der  Beratung  dieses  Ressorts  hat  das  Abge- 
ordnetenhaus durch  die  Fassung  von  Resolutionen  die  Reform  der 
Richteramtsprüfung,  die  Besserung  der  finanziellen  Lage  der  soge- 
nannten Auskultanten,  der  Amtsdiener,  Gefangenaufseher  und  Tag- 
schreiber, eine  Vermehrung  der  Richterstellen  bei  den  ungenügend 
besetzten  Gerichten  verlangt.  In  Rücksicht  auf  die  Gerichte  in  Ga- 
lizien  hat  der  Justizminister  eine  nicht  unbedeutende  Vermehrung 
des  richterlichen  Personals  in  der  Budgetdebatte  zugesagt.  Die  von 
den  Deutschen  Böhmens  dringend  verlangte  Teilung  des  böhmischen 
Oberlandesgerichts  in  zwei  Abteilungen ,  eine  deutsche  und  eine  ■ 
tschechische,  wofür  neben  der  Rücksicht  auf  die  deutschen  Richter 
und  die  deutsche  Bevölkerung  Böhmens  die  ungeheure  Ausdehnung 
und  Geschäftslast  dieses  Gerichtshofs  zweiter  Instanz  spricht,  hat 
auch  im  Jahre  1889  keinen  Schritt  nach  Vorwärts  gemacht.  M 

Kapitel  31   des  Ausgabenbudgets    enthält  den  Kredit  für  den  ■ 
obersten  Rechnungshof  (167,700  fl.  gegen  161,200  fl.  im  Jahre 
1888).     Das   entsprechende  Kapitel  37   des  Einnahmenbudgets  wird 
wohl  in  der  Bedeckung  geführt,  enthält  jedoch  keinen  Kredit. 

Pensionsetat  (Kap.  82  der  Ausgaben,  38  der  Einnahmen). 
Im  Voranschlag  des  Jahres  1889  ist  der  für  den  Pensionsetat- 
beanspruchte  Kredit   neuerdings  um  404,450  fl.  (von  16,694,085  fl 
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im  Jahre  1888  auf  17,098,535  fl.)  gestiegen.  Im  Jahre  1880  waren 
bei  diesem  Kapitel  nur  14,315,000  fl.  eingestellt.  Seit  9  Jahren 
ist  somit  die  Jahreslast  der  Staatsfinanzen  aus  diesem  Titel  um 
2,783,535  fl.  oder  alljährlich  im  Durchschnitt  um  309,281  fl.  ge- 
stiegen. Wenn  erwogen  wird,  dass  nach  den  dem  Ressortberichte 
beigefügten  Tabellen  im  Durchschnitt  auf  einen  Pensionsberechtigten 
etwa  250  fl.  entfallen,  so  können  die  Klagen  über  die  ungenügende 
Höhe  dieser  Beträge  durchaus  nicht  als  ungerechtfertigt  angesehen 
werden.  Durch  die  Anwendung  verschiedener  Modalitäten  der  Asse- 
kuranz dürfte  es,  wie  dies  auch  bei  der  Erörterung  dieses  Kredits 
ausgesprochen  wurde,  möglich  sein,  ohne  nennenswerte  Belastung 
des  Staatsschatzes  zum  Mindesten  manche  der  vorhandenen  Uebel- 
stände  zu  beseitigen. 

An  Beiträgen  zum  Pensionsetat  werden  von  anderen  Etats, 
dann  von  Gemeinden,  den  Pribramer  Mitgewerken  u.  a.  Beiträge 
gezahlt,  welche  im  Einnahmenbudget  Kap.  37  mit  83,716  fl.  ver- 
anschlagt erscheinen. 

Subventionen  und  Dotationen. 

Das  östreichisehe  Budget  behandelt  diesen  Teil  der  Ausgaben 
in  3  Kapiteln  des  Ausgabenbudgets  33,  34  und  35.  Die  etwa  er- 
folgenden Rückzahlungen  werden  im  Kapitel  39  des  Einnahmebud- 
gets zusamraengefasst.  Kapitel  33  des  Ausgabenbudgets  enthält  die 
Subventionen  an  Landesfonde  und  Gemeinden.  Auf  Grund  besonderer 
Uebereinkommen  (über  Uebernahme  von  Strassen,  Grundentlastung 
u.  s.  w.),  welche  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  gesetzlich  festgestellt 
worden  sind,  erhält  das  Land  Niederöstreich  50,000  fl.,  die  Kom- 
mune Wien  182,000,  der  Landesfond  von  Kärnten  10,000,  das 
Land  Krain  63,400  fl.  jährlich. 

Kapitel  34  enthält  die  Subventionen  an  Verkehrsanstalten. 
Dieselben  werden  unter  4  Titeln  angeführt,  von  denen  der  erste  die 
Subvention  an  den  östreichisch-ungarischen  Lloyd  für  die  Fahrten 
nach  Ostindien  und  Südamerika,  der  zweite  die  Subvention  an  die 
Zittau- Reichenberger  Bahn  enthält.  Dem  Lloyd  sollen  aus  dem  öst- 
reichischen  Staatsschatze  im  Jahre  1889  an  Meilengeldern  552,630  fl. 
gezahlt,  ausserdem  demselben  die  Suezkanalgebühren  mit  272,000  fl. 
in  Gold  vergütet  werden,  so  dass  der  Voranschlag  der  gesamten  den 
östreichischen  Staatsschatz  belastenden  Dotation  etwa  878,000  fl. 
östr.  Währung   ausmacht.     Die  Erhöhung  der  Meilengelder   an   den 
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Lloyd  erklärt  sich  durch  die  Einführung  der  neuen  Linie  Triest- 
Brasilien.     Die  Zittau-Reichenb erger  Bahn  erhält  58,000  fl.  in  Gold. 

Die  im  3.  Titel  zusammengefassten  Kredite  enthalten  die  Vor- 
schüsse, welche  (in  Erfüllung  der  vom  Staat  übernommenen  Garautie- 
pflicht)  an  die  garantierten  Eisenbahnen,  die  von  Privatgesellschaften 
betrieben  werden  und  an  jene,  die  im  Staatsbetriebe  sind,  im  Jahre 
1889  gezahlt  werden  dürften.  Für  diese  Vorschüsse,  werden  den 
garantierten  Eisenbahnen  alljährlich  4prozentige  Interessen  zur  Last 
geschrieben,  die  betreffenden  Beträge  werden  zum  Kapital  geschlagen. 
Kapital  und  Zinsen  haben  die  Bahnen,  sofern  ihre  Einnahmen  den 
garantierten  Ertrag  samt  Amortisationsquote  übersteigen,  an  den  Staat 
zurückzuzahlen.  Diese  für  das  östreichische  Budget  wichtigen  4pro- 
zentigen  Vorschüsse  an  die  garantierten  Eisenbahnen  werden  im 
Jahre  1889  an  dieselben  7  Bahnen  im  Betriebe  der  betreffenden 
Gesellschaften  oder,  wie  das  östreichische  Budget  sich  ausdrückt,  im 
eigenen  Betriebe  und  an  3  derartige  Bahnen  im  Staatsbetriebe  ge- 
leistet. Von  diesen  10  Bahnen  sind  die  Vorschüsse  für  die  Lemberg- 
Czernowitz- Jassy-Bahn,  galizische  Carl-Ludwigsbahn,  die  östreichische 
Nordwestbahn  und  das  Ergänzungsnetz  der  östreichisch-ungarischen 
sogenannten  Staatseisenbahngesellschaft,  dann  für  die  Erzherzog- 
Albrechtbahn  mit  geringeren,  die  Vorschüsse  für  die  südnorddeutsche 
Verbindungsbahn,  die  ungarisch-galizische  Eisenbahn,  die  ungarische 
Westbahn,  die  mährische  Grenzbahn,  die  Prag-Duxer  und  Dux- 
Bodenbacher  Bahn  mit  höheren  Beträgen  eingestellt  als  im  Vorjahr. 
Sämtliche  Subventionen  an  Verkehrsanstalten  waren  im  Vorjahre  mit 
8,957,161  fl.  eingestellt,  wozu  noch  47,000  fl.  an  Münzverlust  für 
das  Goldagio  kamen.  Für  das  laufende  Jahr  wurden  9,141,380  fl. 
eingestellt,  wozu  noch  82,500  fl.  als  Münzverlust  für  Goldagio 
kommen.  Die  Kredite  dieses  Titels  erscheinen  somit  im  Jahr  1889 
um  etwa  220,000  fl.  höher. 

Kapitel  35  enthält  die  unverzinslichen  Vorschüsse  an  die  Grund- 
entlastungsfonde  für  Galizien  und  die  Bukowina  im  Betrage  von 
2,625,000  fl.  und  372,000  fl.,  ebenso  den  Vorschuss  an  den  Grund- 
entlastungsfond von  Kärnten  im  Betrage  von  130,000  fl.  Infolge 
des  Uebereinkommens  mit  dem  Lande  Krain  auf  Grund  des  Gesetzes 
vom  17.  Mai  1888  ist  die  Subvention  und  der  verzinsliche  Vorschuss 
an  den  Krainer  Grundentlastungsfond  für  das  Budget  1889  entfallen. 
Hier  sei  nur  bemerkt,  dass  in  der  Diskussion  hervorgehoben  wurde, 
dass  die  Subventionen  für  mehrere  der  erwähnten  Bahnen  zu  niedrig 
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angenommen  resp.  die  diesbezüglich  von  der  Regierung  vorgeschlagenen 
Ziffern  vom  Budgetausschusse  zu  stark  reduziert  worden  sind. 

Die  Regierung  hatte  nämlich  als  Gesamtbetrag  der  Subventionen 
für  Verkehrsanstalten  9,500,210  fl.  vorgeschlagen,  während  der  Bud- 
getausschuss  und  ihm  folgend  die  Majorität  des  Hauses  für  diesen 
Zweck  nur  den  Betrag  von  9,223,880  fl.  einstellte.  Dieser  Passivpost 
steht  im  Kapitel  39  des  Einnahmebudgets  eine  erhebliche  Aktivpost 
entgegen.  Abgesehen  von  unbedeutenden  Rückzahlungen  der  Brünn- 
Rossitzer  Bahn  und  der  Verzinsung  von  Ueberzahlungen  an  Garantie- 
vorschüssen, hat  die  Kaschau-Oderberger-Bahn  nach  Art.  2  des  Gesetzes 
vom  28.  Juni  1888  aus  dem  Erlöse  eines  4prozentigen  Prioritätsanlehens 
per  5  ^2  Millionen  Gulden  auch  die  derselben  vom  Staate  für  die  öst- 
reichische Strecke  der  Bahn  gewährten  Garantievorschüsse  samt  Zinsen 
zurückzuzahlen.  Die  Rückzahlung  hätte  im  Jahre  1888  erfolgen  sollen. 
Da  aber  die  Emission  des  erwähnten  Prioritätenanlehens  bis  1889 
aufgeschoben  wurde,  so  erfolgte  die  Rückzahlung  erst  1889,  und  be- 
schlossen der  Budgetausschuss  und  das  Haus,  diese  Rückzahlung  in 
das  Einnahraebudget  des  Jahres  1889  einzustellen.  Die  Rückzahlung 
beträgt  2,611,529  fl.  91  kr.,  wodurch  sich  das  Nettoerfordernis  für 
Subventionen  und  Dotationen  auf  6,536,480  fl.  reduziert. 

Staatsschuld. 
Im  Kapitel  36  des  Ausgabenbudgets  ist  die  für  Oestreich  sehr 
schwerwiegende  Passivpost  der  Kredite  für  Zinsen  und  Tilgung  der 
östreichischen  Staatsschuld  enthalten.  Die  bezüglichen  Aktivposten 
enthält  Kapitel  40  des  Einnahmenbudgets.  Der  östreichische  Vor- 
anschlag fasst  die  betreffenden  Kredite  unter  den  zwei  grossen  Ab- 
teilungen: A  „Allgemeine  Staatsschuld",  B  „Staatsschuld  der  im 
Reichsrat  vertretenen  Königreiche  und  Länder"  zusammen.  Die  sog. 
allgemeine  Staatsschuld  führt  eine  sehr  wenig  zutreffende  Bezeichnung. 
Nach  östr eichischem  Staatsrecht  ist  diese  Schuld  ausschliesslich  eine 
solche  der  Reichsratsländer.  Ungarn  ist  nur  verpflichtet,  alljährlich 
einen  in  den  Ausgleichsgesetzen  festgestellten  Beitrag,  welcher  überdies 
ziffermässig,  nicht  etwa  in  einer  Quote,  bestimmt  ist,  zur  Verzinsung 
und  Tilgung  dieses  Teils  der  östreichischen  Staatsschuld  beizutragen. 
Die  Bezeichnung  als  allgemeine  Schuld  lässt  sich  zumal  im  Gegen- 
satze zu  der  Staatsschuld  der  Reichsratsländer  nur  insofern  erklären, 
als  (überdies  nicht  die  ganze,  sondern  nur)  der  grösste  Teil  der  be- 
treffenden Schuld  entstanden  war,  bevor  die  dualistische  Verfassung 
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ins  Leben  trat.  Auch  dies  kann  übrigens  nur  behauptet  werden, 
wenn  man  von  der  Thatsache  der  Konversion,  dann  von  dem  Um- 
stände absieht,  dass  ja  auch  dieser  Teil  der  Schuld  seit  1868  sich 
bedeutend  vermehrt  hat.  Die  Bezeichnung  dieses  Teiles  der  Schuld 
als  allgemeine  Staatsschuld  lässt  sich  daher  nur  auf  einen  in  Oest- 
reich  oft  vorkommenden  Konservativismus  zurückführen,  der  am  Namen 
haftet,  wenn  auch  die  Sache  längst  nicht  mehr  besteht.  Zur  Be- 
deckung der  Zinsen  der  allgemeinen  Staatsschuld  waren  im  Budget 
für  1888  115,485,752  fl.  eingestellt.  Hiervon  kommt  der  Jahres- 
beitrag Ungarns  mit  30,163,315  fl.  in  Abzug,  wobei  noch  bemerkt 
werden  muss,  dass  in  diesem  wie  in  den  vorhergehenden  Budgets 
der  östreichische  Voranschlag  für  die  Staatsschuld,  entgegen  dem 
Uebereinkommen  mit  Ungarn,  1,000,000  fl.,  welche  von  Ungarn  zum 
Zwecke  der  Schuldentilgung  im  Sinne  der  Ausgleichsgesetze  alljährlich 
gezahlt  werden,  nicht  zu  diesem  Zwecke,  sondern  zur  Zahlung  der 
Zinsen  verwendet.  Da  ein  Teil  der  Zinsen  der  sog.  allgemeinen 
Staatsschuld  in  Gold  gezahlt  wird,  so  betrug  die  Nettolast  für  die 
Zinsen  der  allgemeinen  Staatsschuld  nach  dem  Voranschlag  für  1888 
85,934,804  fl.  Im  Budget  für  das  Jahr  1889  ist  dieser  Betrag  um 
203,649  fl.,  d.  i.  auf  86,138,453  fl.  gestiegen,  was  zu  5  Prozent  be- 
rechnet eine  Vermehrung  der  östreichischen  Staatsschuld  um  4,072,980  fl. 
repräsentiert.  Der  Grund  davon  liegt  in  der  Bestimmung  der  öst- 
reichisch-ungarischen  Ausgleichsgesetze,  wonach  zum  Zwecke  der 
Schuldentilgung,  d.  i.  der  Rückzahlungen,  der  Auszahlung  der  Ge- 
winnste  der  Lottoobligationen  u.  s.  f.,  Oestreich  berechtigt  ist,  eine 
entsprechende  Summe  von  Obligationen  der  sog.  gemeinsamen  Staats- 
schuld zu  emittieren.  Da  aber  diese  weit  (15 — 16  Prozent  und  mehr) 
unter  Pari  stehen,  so  werden  mehr  Obligationen  emittiert,  als  der 
Nominalbetrag  der  amortisierten  Schuld,  selbst  abgesehen  von  den 
Lotteriegewinsten,  beträgt.  Für  Schuldentilgung  sind  für  1889  nach 
Abzug  des  ungarischen  Jahresbeitrags  in  Silber  per  150,000  fl.  und 
mit  Hinzurechnung  des  zu  erwartenden  Münzverlustes  10,193,434  fl. 
präliminiert.  Nur  zur  Bedeckung  dieses  Betrages  ohne  den  Münz- 
verlust, somit  zur  Bedeckung  von  9,948,916  fl.,  sollen  Obligationen 
der  sog.  gemeinsamen  Staatsschuld  emittiert  werden,  wodurch  bei 
dem  von  dem  Budgetausschuss,  wie  uns  scheint,  um  etwa  3,  viel- 
leicht 4  Prozent  zu  niedrig  angenommenen,  mutmasslichen  Emissions- 
kurs von  81  eine  Vermehrung  der  allgemeinen  Staatsschuld  um  etwa 
1  ^ji  bis  2  Millionen  über  den  Nominalbetrag  der  zu  tilgenden  Schuld- 
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titel  erfolgen  würde.    Thatsächlich  wird  aber  der  Nominalbetrag  dieses 
Teils  der  Staatsschuld  um  etwa  4  Millionen  vermehrt,  s.  S.  308. 

Staatsschuld  der  Reichsratsländer. 

Als  Bedeckung  der  Zinsen  für  diesen  Teil  der  Schuld  samt 
dem  Münzverlust  für  die  in  Gold  zu  zahlenden  Zinsen  werden  für 
1889  50,908,850  gegen  48,036,966  fl.  im  Vorjahre  beansprucht,  somit 
im  Jahre  1889  um  7,871,384  fl.  mehr.  Es  wäre  jedoch  irrig,  aus 
dieser  allerdings  enormen  Steigerung  eine  Erhöhung  der  eigentlichen 
Zinsenlast  für  diesen  Teil  der  Staatsschulden  in  gleicher  Höhe  zu 
folgern.  Durch  die  Konvertierung  der  Aktien  der  Kronprinz  Rudolf- 
Bahn  in  Staatsschuldverschreibungen  und  der  5prozentigen  Prioritäten 
in  4prozentige,  deren  Zahlung  vom  Staate  übernommen  wurde,  ist 
die  Höhe  der  Zinsen  der  Eisenbahnschuld  von  13,872,976  fl.  im 
Jahre  1888  auf  20,673,095  fl.  (an  Zinsenbetrag  und  Münzverlust  im 
Jahre  1889)  gewachsen,  wodurch  der  oben  erwähnte  Betrag  von 
7,871,384  fl.  um  6,800,119  fl.  auf  1,071,265  fl.  reduziert  erscheint. 
Um  diesen  allerdings  auch  bedeutenden  Betrag  erscheint  die  Zinsen- 
last der  sog.  besonderen  Schuld  der  Reichsratsländer  im  Jahre  1889 
gegen  die  im  Jahre  1888  erhöht.  Hierzu  kommt  noch  die  Erhöhung 
der  Zinsen  der  sog.  allgemeinen  Staatsschuld,  welche  aber  auch  nur 
die  Reichsratsländer  belastet,  um  203,649  fl.,  so  dass  sich  die  Gesamt- 
erhöhung der  Zinsenlast,  welche  aus  dem  Präliminare  des  Jahres 
1889  für  die  Reichsratsländer  hervorgeht,  auf  1,274,914  fl.  beläuft. 
Zur  Tilgung  der  Staatsschuld  der  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreiche  und  Länder  ist  ein  Betrag  von  1,999,243  fl.  in  den  Vor- 
anschlag eingestellt,  dieser  dient  fast  zu  ^/i  o  zur  Amortisierung  eines 
Teils  der  sog.  Eisenbahnschuld.  Der  letzte  Bericht  der  Staatsschulden- 
Kontrollkommission,  welcher  vorliegt,  behandelt  den  Stand  der  Staats- 
schuld Ende  1888.  Hiernach  betrug  Ende  Dezember  1888  die  allgemeine 
Staatsschuld  und  zwar  die  konsolidierte  Staatsschuld  2,697,645,374  fl. 
Die  schwebende  allgemeine  Staatsschuld  einschliesslich  der  Partial- 
hypothekaranweisungen  betrug  76,437,181  fl.  Wenn  hierzu  die  für 
Entschädigungsrenten  und  für  die  jährliche  Zahlung  an  die  bayrische 
Regierung  veranschlagten  Kapitalsbeträge  hinzugerechnet  werden,  so 
ergibt  sich  als  sog.  allgemeine  Staatsschuld,  die  wir  oben  charakterisiert 
haben,  deren  Bezeichnung  aber  auf  die  von  der  Staatsschulden-Kontroll- 
kommission unter  diesen  Titel  einbezogenen  Partialhypothekaran- 
weisungen  nicht  vollständig  zutrifft,  der  Betrag  von  2,787,793,026  fl. 
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Als  2.  Abteilung  kommen  hierzu  die  Schulden  der  Reichsrats- 
länder  und  zwar  die  konsolidierte  Staatsschuld  im  Betrage  von 
1,055,657,304  fl.,  die  schwebende  Staatsschuld  per  2,979,223  fl.,  somit 
zusammen  1,058,636,527  fl.  Die  Gesamtschuld  der  Reichsratsländer 
beträgt  somit  3,846,429,554  fl.,  wozu  noch  der  Anteil  an  der  ge- 
meinsamen schwebenden  Schuld,  den  Staatsnoten  per  336,843,175  fl. 
kommt.  Das  jährliche  Zinsenerfordernis  für  1888  uild  1889  ist  aus 
den  früheren  Darlegungen  ersichtlich. 

In  Kapitel  40  des  Einnahmebudgets  ist  der  oben  besprochene 
Erlös  aus  den  für  Tilgungen  an  der  sog.  allgemeinen  Staatsschuld 
herauszugebenden  Rentenobligationen  der  allgemeinen  Staatsschuld, 
dann  die  aus  den  Einzahlungen  an  Kautionen  und  Depositen  (105,000fl., 
denen  die  Rückzahlungen  aus  denselben  Titeln  entgegenstehen,  Bei- 
lagenheft XVII,  Seite  10)  eingestellt. 

Verwaltung  der  Staatsschulden. 
Kapitel  37  des  Passiv- ,  Kapitel  41  des  Aktivbudgets  enthält 
die  für  die  Verwaltung  der  Staatsschulden  bewilligten  Kredite.  Die 
Verwaltungsauslagen  belasten  Oestreich  durch  den  70prozentigen  An- 
teil der  Verwaltungsauslagen  für  die  (thatsächlich)  gemeinsame 
schwebende  Schuld,  dann  durch  die  Verwaltungsauslagen  für  die 
nicht  gemeinsame  schwebende  Schuld,  endlich  durch  die  Verwaltungs- 
auslagen für  die  fundierte  Schuld  im  ganzen  mit  985,250  fl.  Dieser 
Passivpost  stehen  einige  kleine  Aktivposten,  ausserdem  jedoch  ein 
Betrag  von  mehr  als  ^/2  Million  Gulden  entgegen,  der  dem  öst- 
r eichischen  Staatsschatze  dadurch  zu  gute  kommt,  dass  die  Einziehung 
der  Staatsnoten  erster  Emission  ä  5  fl.  und  1  fl.  stattfand  und  hierbei 
ein  so  bedeutender  Betrag  zur  Einlösung  nicht  präsentiert  wurde, 
dass  der  auf  Oestreich  entfallende  70prozentige  Anteil  am  Gewinn 
511,840  fl.,  zu  Gunsten  des  Budgets  des  Jahres  1889  einbrachte. 

Einnahmen  aus  der  Veräusserung  von  unbeweglichem   ^, 
Staatseigentum.  J^M 

(Kapitel  42  des  Einnahmenbudgets.) 
Als  Einnahmen  aus  der  Veräusserung  von  unbeweglichem  Staats- 
eigentum werden  für  das  Jahr  1889  150,000  fl.  präliminiert.  Aus 
der  nachfolgenden  Tabelle  gehen  die  für  die  einzelnen  Ressorts  des 
.Passiv-  und  Aktivbudgets  für  die  Jahre  1888  und  1889  votierten 
Kredite  hervor. 
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SOS 


Erfordernis  nach  dem 
Budget  von 


1888 


1889 


Bedeckung  nach  dem 
Budget  von 


1888 


1889 


1.  Hofstaat  (Zivilliste)      .    .     . 

2.  Kabinettskanzlei      .... 

3.  Reichsrat 

4.  Reichsgericht 

5.  Ministerrat 

6.  Beitragsleistung  zum  Auf- 
wände für  gemeinsame  An- 
gelegenheiten        

7.  Ministerium  des  Innern    .     . 

8.  „  für  Landesverteidigung 

9.  „    ,  Kultus  u.  Unterricht 

10.  „  der  Finanzen      .     . 

11.  Handelsministerium      .     . 

12.  Ackerbauministerium   .     . 

13.  Ministerium  der  Justiz 

14.  Oberster  Rechnungshof    . 

15.  Pensionsetat 

16.  Subventionen  und  Dotationen 

17.  Staatsschuld 

18.  Verwaltung  der  Staatsschuld 

19.  Einnahmen  aus  der  Veräus- 
serung  von  unbeweglichem 
Staatseigentum 

Summe 


4,650,000 

72,761 

731,821 

22,600 

1,044,032 


102,151,909 
19,361,281 
10,989,377 
21,334,790 
98,007,082 
73,215,290 
15,211,197 
20,879,513 
161,200 
16,694,085 
12,636,611 

140,481,489 
881,890 


538,526,928 


4,650,000 

73,380 

710,495 

22,600 

1,042,017 


104,656,002 
19,111,249 
13,753,419 
21,424,667 
88,383,791 
70,698,380 
14,499,255 
20,873,385 
167,700 
17,098,535 
12,656,280 

149,239,480 
985,250 


719,900 


1,148,424 

260,336 

5,812,605 

414,484,666 

71,315,920 

12,203,583 

745,100 

76,996 

33,100 

9,820,388 

501,550 


173,000 


722,000 


1,144,206 

269,279 

5,783,421 

431,197,154 

77,145,930 

12,196,393 

859,140 

83,716 

2,687,400 

10,054,715 

522,590 


150,000 


540,045,885 


517,295,568  542,815,944 

,.:.:id 


IV. 

Nach  dem  Finanzgesetze  und  dem  Staatsvoranschlage,  wie  die* 
selben  aus  den  Beratungen  des  Ausschusses  und  des  östreichischen 
Reichsrates  hervorgegangen  sind,  schliesst  das  östreichische  Budget 
für  das  Jahr  1889  mit  einem  üeberschuss  von  2,770,059  fl.  Leider 
können  wir  mit  Rücksicht  auf  die  gegebenen  Erörterungen  uns  der 
Ansicht  der  Majorität  des  östreichischen  Budgetausschusses  und  des 
östreichischen  Abgeordnetenhauses ,  welche  die  Beschlüsse  über  die 
massgebenden  Ziffern  des  Voranschlages  gefasst  haben,  nicht  an- 
schliessen. 

Vor  allem  bemerken  wir,  dass  zu  den  Mängeln  des  1889er 
Budgets  die  Einstellung  der  Rückzahlung  der  Schuld  von  2,644,900  fl. 
seitens  der  Kaschau-Osterberger  Bahn  an  den  Staat  in  das  Einnahme- 
budget des  Jahres  1889  nicht  gehört.  Es  ist  wohl  unzweifelhaft, 
dass  der  Anspruch  auf  die  Rückzahlung  dieser  Forderung  schon  im 
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Jahre  1888  existent  wurde,  nur  durch  einen  Zufall  die  Rückzahlung 
im  Jahre  1889  stattfindet.  Thatsächlich  findet  aber  die  Rückzahlung 
im  Jahre  1889  statt  und  zwar  aus  dem  Titel  der  Rückzahlung  von 
Subventionen,  welche  ja  andererseits  und  zwar  in  der  Regel  ohne 
jede  Aussicht  auf  Rückzahlung  dem  Staate  viele  Lasten  auferlegen. 
Noch  weniger  kann  davon  die  Rede  sein,  dass  die  Zahlung  der 
Nordbahn  an  den  Staat  im  Betrage  von  92,500  fl.  nicht  in  das  Ein- 
nahmenbudget des  Jahres  1889  gehöre. 

Der  östreichische  Voranschlag  für  1889  leidet  jedoch  an  einer 
Anzahl  anderer  erheblicher  Mängel,  bei  deren  Beseitigung  der  Staats- 
voranschlag ein  ganz  anderes  Resultat  ergibt,  als  dasjenige,  welches 
im  Finanzgesetz  von  1889  zum  Ausdruck  kommt.  Man  kann  die- 
selben unter  drei  Gesichtspunkten  zusammenfassen: 

I.  Sind  eine  Reihe  von  Einnahmen  gegen  die  Grundsätze  einer 
richtigen  Budgetierung  viel  zu  hoch  eingestellt  worden. 

II.  Ausgaben,  welche  nach  den  Grundsätzen  einer  richtigen 
Budgetierung  das  laufende  Budgetjahr  belasten  sollten,  sind  teils  auf 
das  vorhergehende,   teils   auf  nachfolgende  Jahre  überwälzt  worden. 

III.  Dauernde  Lasten,  welche  den  Staatsschatz  nicht  bloss  vorüber- 
gehend und  für  das  Budgetjahr,  sondern  aller  Voraussicht  nach  dauernd 
und  für  alle  Zukunft  belasten,  haben  sich  erheblich  erhöht,  d.  i. 
Staatsschulden  sind  im  Jahre  1889  entstanden,  von  welchen  nur  die 
Zinsen  im  Voranschlag  erscheinen,  während  das  Kapital  zur  Deckung 
von  Staatsbedürfnissen  verwendet  wurde. 

Zu  I.  Gegen  die  Regeln  einer  richtigen  Budgetierung  wurden 
u.  a.  zu  hoch  angenommen: 

a)  die  Einnahmen  aus  der  Militärtaxe  um  mindestens  400,000  fl. ; 

b)  die  aus  der  Branntweinsteuer,  zumal  wenn  miterwogen  wird, 
dass  kein  Betrag  in  das  Ausgabebudget  für  die  Zahlung  an  Ungarn 
für  den  aus  Ungarn  im  Jahre  1889  nach  Oestreich  eingeführten,  hier 
konsumierten  Branntwein  eingestellt  wurde,  um  mindestens  3  Mil- 
lionen Gulden; 

c)  die  Einnahmen  aus  der  Biersteuer  um  mindestens  400,000  fl.; 

d)  die  Einnahmen  aus  dem  Tabakmonopol  um  1  Million  Gulden, 
endlich 

e)  die  Einnahmen  aus  den  Posten  und  Telegraphen  um  400,000  fl. 
Es    ist  zu   bemerken,   dass  über   die   zu  hohe  Einstellung  der 

Militärtaxe,  der  Biersteuer,  der  Posten  und  Telegraphen  hervorragende 
Redner   auf  beiden  Seiten   des  Hauses   einig  waren.     Bezüglich  der 
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Branntweinsteuer  lassen  seither  veröffentlichte  Daten  die  hier  ver- 
teidigte Anschauung  als  noch  stark  optimistisch  erscheinen.  Im 
übrigen  verweisen  wir  auf  die  Ausführungen  Seite  278  ff. 

Hier  sei  noch  bemerkt,  dass  die  Einnahmen  aus  den  Zöllen 
gleichfalls  nach  Ansicht  hervorragender  Redner  beider  Parteien  des 
Hauses  viel  zu  hoch  präliminiert  erscheinen.  Trotzdem  wird  der 
betreffende  bedeutende  Ausfall  hier  nicht  in  Rechnung  gezogen.  Das 
Goldagio  wurde  viel  zu  hoch,  weil  mit  25^/0,  eingestellt.  Der  Öst- 
reichische Staat  hat  jährlich  nahezu  40  Millionen  in  Gold  zu  zahlen, 
wogegen  er  nur  etwas  über  13  Millionen  in  Gold  einnimmt.  Ausserdem 
wurde  der  Kurs  der  zu  emittierenden  Obligationen  mit  81  angenommen, 
während  der  von  83  und  mehr  berechtigt  wäre.  Die  mutmass- 
liche Mindereinnahme  aus  den  Zöllen  findet  durch  die  Beträge,  um 
welche  die  Ausgaben  durch  Annahme  eines  zu  hohen  Goldagios  und 
eines  zu  niedrigen  Obligationenkurses  zu  sehr  erhöht  erscheinen,  min- 
destens ihre  volle  Deckung,  ja  es  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass,  wenn 
der  Geldmarkt  sich  nicht  verschlimmert,  noch  ein  Mehrbetrag  bis 
zu  einer  Million  zu  Gunsten  des  östreichischen  Budgets  sich  ergibt. 

Zu  H.  Eine  Reihe  von  Ausgaben,  welche  in  den  Dienst  des  Jahres 
1889  notwendigerweise  fallen,  sind  teils  auf  das  Jahr  1888  zurück- 
verlegt, teils  auf  Jahre,  die  auf  1889  folgen,  hinausgeschoben.  Zu 
den  ersterwähnten  gehört  die  Ausgabe  für  den  Bau  der  Hof-  und 
Staatsdruckerei  im  Betrage  von  400,000  fl.  Als  das  Budget  für  das 
Jahr  1889  schon  längst  in  Beratung  war,  wurde  am  28.  Dezember 
1888  im  Reichsgesetzblatte  ein  Gesetz  vom  21.  Dezember  1888  ver- 
öffentlicht, wonach  zum  Voranschlage  des  Finanzministeriums  für  das 
Jahr  1888  zum  Zwecke  der  Inangriffnahme  des  Baues  für  die  Hof- 
und  Staatsdruckerei  in  Wien  der  Betrag  von  525,000  fl.,  und  zwar 
als  Entschädigung  der  gemeinsamen  Heeresverwaltung  für  die  Be- 
schaffung von  Verpflegungsmagazinen  125,000  fl.,  als  Baukosten  für 
das  Jahr  1888  400,000  fl.  bewilligt  wurden.  Ob  das  Militärärar  die 
125,000  fl.  noch  im  Jahre  1888  erhielt,  mag  dahingestellt  sein;  dass 
aber  die  durch  ein  Gesetz,  das  am  28.  Dezember  1888  veröffent- 
licht wurde,  votierten  400,000  fl.  im  Jahre  1888  nicht  zum  Bau 
verwendet  werden  konnten,  unterliegt  wohl  keinem  Zweifel  und 
wurde  auch  in  der  Budgetdebatte  von  mehreren  Seiten  hervor- 
gehoben. Trotzdem  wurden  diese  400,000  fl.  auf  Grund  des  citierten 
Gesetzes  dem  Voranschlage  für  das  Finanzministerium  für  1888 
3  Tage  vor  Schluss  des  Jahres  1888  zur  Last  geschrieben. 
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Zur  Anschaffung  von  Fahrbetriebsmitteln  für  Staatsbahnen 
wurde  die  Summe  von  4,625,000  fl.  bewilligt.  Da  die  betreffenden 
Fahrbetriebsmittel  dringend  nötig  sind,  wird  der  ganze  Betrag  ohne 
Zweifel  im  Jahre  1889  ausgegeben,  wäre  also,  wenn  keine  beson- 
dere Gesetzesbestimmung  votiert  worden  wäre,  der  Natur  der  Sache 
nach  als  Passivpost  im  Budget  des  Jahres  1889  erschienen.  In 
das  betreffende  Gesetz  wurde  aber  ausdrücklich  die  Bestimmung  auf- 
genommen, dass  von  dieser  Summe  von  4,625,000  fl.  nur  der  Betrag 
von  927,750  fl.  in  den  Staatsvoranschlag  zum  Finanzgesetz  für  1889 
einzustellen  sei,  der  Rest  von  3,697,250  fl.  sei  in  der  Weise  zu  be- 
schaffen, dass  die  benötigten  Kapitalien  mit  höchstens  5  von  100 
verzinst  und  mittels  4  Jahresraten  von  1890  an  getilgt  werden.  In 
der  Budgetdebatte  wurde  erwähnt,  dass  die  letzterwähnte  Summe 
durch  eine  schwebende  Schuld  bei  der  Bodenkreditanstalt  in  Wien 
beschafft  wurde. 

Mehr  der  Charakteristik  des  Vorganges  wegen  als  wegen  der 
nicht  bedeutenden  Beträge  sei  auf  den  Vorgang  bei  der  Herstellung 
von  Post-  und  Telegraphengebäuden  in  Reichenberg,  Leoben  und 
Brody  hingewiesen.  Zu  diesem  Zwecke  benötigte  die  Regierung  für 
Reichenberg  192,000  fl.,  für  Leoben  73,000  und  für  Brody  28,000  fl. 
Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  10.  April  1889  erlangte  die  Regierung 
die  Ermächtigung,  diese  Beträge  in  der  Weise  zu  beschaffen,  dass  das 
benötigte  Kapital  mit  höchstens  5  von  100  verzinst  und  in  längstens 
45  Annuitäten  getilgt  werde,  nur  die  jeweilig  fällig  werdenden  Annuitäts- 
beträge seien  in  den  Staatsvoranschlag  als  Passivposten  einzustellen. 
Derselbe  Vorgang  fand  auch  bei  einigen  anderen  Posten  statt. 

Zu  III.  Der  Betrag  von  9,948,91 6  fl.  zur  Deckung  der  Rückzahlung 
der  allgemeinen  Staatsschulden  soll  durch  die  Emission  von  Obliga- 
tionen der  sog.  allgemeinen  Staatsschuld  gedeckt  werden.  Hierzu  ist 
bei  der  Annahme  des  von  der  Majorität  des  Hauses  angenommenen 
Kurses  von  81  die  Emission  von  Obligationen  der  allgemeinen  Staats- 
schuld im  Betrage  von  rund  12,300,000  fl.  (bei  einem  Kurse  von  85: 
11,704,000  fl.)  notwendig.  Der  Nominalbetrag  der  allgemeinen  Staats- 
schuld, welcher  durch  diese  Summe  zur  Rückzahlung  gelangt,  beträgt 
nach  Heft  XVII  pag.  13  ff.,  auch  wenn  das  Goldagio  bei  Rückzahlung 
in  Gold  in  Rechnung  gezogen  wird,  etwa  7^/4  Millionen  Gulden. 
Die  östreichiscbe  sog.  allgemeine  Staatsschuld  wird  daher  im  Jahre 
1889  um  etwa  4  Millionen  Gulden  vermehrt. 

Mit  Gesetz  vom  20,  Mai  1889  wurde  die  Regierung  ermächtigt, 
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in  Gralizien  die  Bahn  Jaslo — Rzeszow  zu  bauen.  Für  den  im  Jahre 
1889  zu  bestreitenden  Teil  der  Gresamtkosten  von  6^/2  Millionen  wird 
ein  Kredit  in  der  Höhe  von  2,300,000  fl.  bewilligt.  Zur  Bedeckung 
dieses  Kredites  wird  der  Finanzminister  ermächtigt,  die  im  Ver- 
mögen der  Staats-Zentralkasse  befindlichen  7500  Aktien  der  Bustiehra- 
der  Bahn  im  Nominalbetrage  von  1,500,000  fl.  zu  veräussern. 

IV.  Nur  nebenbei  bemerken  wir  noch:  Mit  Gesetz  vom  11.  Fe- 
bruar 1889  wurde  die  Regierung  ermächtigt,  ihre  Einwilligung  zu 
geben,  dass  zum  Zwecke  der  Fortsetzung  der  Eisenbahn  Mostar- 
Remamündung  bis  Serajewo  aus  den  sog.  gemeinsamen  Aktiven  ein 
Darlehen  bis  zum  Maximalbetrage  von  5  ^[2  Millionen  Gulden  gegeben 
werde.  Allerdings  sind  die  Zinsen  dieses  und  mancher  anderer  Dar- 
lehen aus  den  Landeseinnahmen  Bosniens  und  der  Herzegowina  zu 
bestreiten.  Als  Amortisationsrate  haben  die  Betriebsüberschüsse  der 
Bahn  zu  dienen. 

Der  Pensionsetat  hat  sich  von  1888  auf  1889  um  404,450  fl, 
erhöht.  Werden  nun  lediglich  die  unter  I — HI  angeführten  Posten 
ins  Auge  gefasst,  so  ergibt  sich,  dass  dem  Ueberschuss  von 
2,770,059  fl.,  sowie  dem  mutmasslich  sich  ergebenden  Ueberschuss 
von  einer  Million  aus  dem  zu  hoch  eingesetzten  Goldagio  und  dem 
zu  niedrig  angenommenen  Obligationenkurs,  somit  im  ganzen  dem 
Betrage  von  etwa  3  ^ji  Millionen,  Passivposten  in  der  Höhe  von  mehr 
als  14  Millionen  Gulden  entgegenstehen,  somit  bei  richtiger  Budgetie- 
rung  nicht  von  einem  Ueberschuss,  sondern  nur  von  einem  Defizit 
von  etwa  10  Millionen  gesprochen  werden  kann. 

Es  ist  dies  um  so  bedauerlicher,  als,  wie  bemerkt,  in  den  letzten 
10  Jahren,  insbesonders  im  Jahre  1888,  eine  grosse  Anzahl  neuer 
Steuern  eingeführt,  bestehende  Steuern  erhöht  wurden,  ohne  dass 
irgend  ein  Teil  des  Erfolges  den  Ländern,  Bezirken  und  Gemeinden 
überwiesen  oder  zur  Lösung  grosser  sozialer  Aufgaben  verwendet 
worden  wäre,  wodurch  die  Lasten  dieser  öffentlichen  Körper  er- 
leichtert worden  wären.  Allerdings  muss  hervorgehober  werden, 
dass  z.  B.  die  Branntweinsteuer,  wie  oben  S.  279  bemerkt  wurde,  in 
späteren  Jahren  namhaft  höhere  Beträge  abwerfen  dürfte.  Dagegen 
Ist  nicht  zu  verkennen,  dass  für  das  Jahr  1889  die  Einnahmen 
aus  den  Staatsbahnen  bei  Voraussetzung  einer  günstigen  Geschäfts- 
zeit veranschlagt  wurden ,  dass  der  zu  erwartende  Aufschwung  der 
ungarischen  Zuckerindustrie  die  Ausfuhr  von  Zucker  aus  Oestreich 
bedeutend  herabmindern,  ja   später  ganz  aufheben  imd  dadurch  die 
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Einnahmen  Oestreichs  aus  der  Zuckersteuer  bedeutend  vermindern 
dürfte,  dass  dagegen  ein  Rückgang  des  Branntweinexports  aus 
Ungarn  nach  0  estreich,  ausser  bei  starkem  Sinken  des  Spritkonsums, 
nicht  zu  erwarten  ist. 

Welches  die  Zukunft  der  östreichischen  Finanzen  sein  wird, 
l'ässt  sich  um  so  weniger  voraussagen,  als  nicht  nur  die  Frage,  ob 
Krieg  oder  Frieden,  sondern  gute  oder  schlechte  Ernten,  der  Gang 
der  Handelspolitik  der  Nachbarstaaten,  die  Richtung  der  ungarischen 
Verkehrs-  und  Industriepolitik  und  zahlreiche  andere  Faktoren  auf 
die  Gestaltung  der  östreichischen  Finanzen  der  Zukunft  Einfluss 
nehmen  werden. 

Die  nicht  eben  glänzenden  Resultate  der  Finanzpolitik  des  letzten 
Jahrzehnts  lassen  wohl  die  Frage  gerechtfertigt  erscheinen,  ob  die 
Richtung  der  Finanzpolitik,  welche  in  den  letzten  10  Jahren  ein- 
gehalten wurde,  zu  billigen  ist.  Die  östreichische  Finanzpolitik  der 
letzten  10  Jahre  hat  nicht  jene  zähe  Energie  in  Bezug  auf  Erspar- 
nisse im  Budget  angewendet,  die  mit  Rücksicht  auf  die  Finanzlage 
und  die  schon  vor  10  Jahren  vorhanden  'gewesene  starke  Ueher- 
lastung  der  im  Ganzen  wenig  steuerkräftigen  östreichischen  Be- 
völkerung mit  Steuern  und  sonstigen  Abgaben  am  Platze  gewesen 
wäre.  Die  Arbeiten  der  vor  einer  Reihe  von  Jahren  eingesetzten 
Ersparungskommission  wurden  gar  nicht  veröffentlicht,  man  nahm 
die  Verhältnisse  grosser,  reich  entwickelter,  sehr  steuerkräftiger 
Staaten  mit  grossem  Staatsvermögen  oder  doch  geringen  Staats- 
schuldenlasten als  Muster  für  die  Auslagen  der  östreichischen  Staats- 
voranschläge. Dazu  kamen  grosse  Fehler,  die  in  den  allerdings 
schwierigen  Verhandlungen  mit  Ungarn  in  Bezug  auf  den  Aus- 
gleich, insbesonders  aber  in  Bezug  auf  die  Zucker-  und  Branntwein- 
steuer gemacht  wurden.  Allerdings  hat  die  Opposition  rechtzeitig 
auf  diese  Fehler  aufmerksam  gemacht,  welche  die  Zukunft  der  öst- 
reichischen Finanzen  sehr  ungünstig  beeinflussen  dürften.  Dies  sind 
die  Schattenseiten  der  Finanzpolitik  der  letzten  10  Jahre.  Ihnen 
steht  als  Lichtseite  das  Bestreben  entgegen,  durch  Vermehrung  der 
Staatseinnahmen  die  alten  eingebürgerten  und  die  neu  dazugekom- 
menen Ausgabeposten  des  östreichischen  Staatsvoranschlages  zu  be- 
decken. Dies  sollte  durch  die  Einführung  neuer,  durch  die  Er- 
höhung der  alten  Steuern  stattfinden.  Dieses  achtbare  Bestreben 
übersieht  aber  die  Grenze  der  Steuerfähigkeit  des,  wie  bemerkt,  im 
allgemeinen  wenig  steuerkräftigen,  östreichischen  Volkes. 
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Auch  die  Finanzpolitik  der  letzten  10  Jahre  übersieht,  dass  die 
ungeheuer  hohen  Steuersätze  die  Volksmoral  gegen  Steuerdefraudationen 
abstumpfen,  die  unablässigen  Erhöhungen  der  Steuersätze  selbst  bei 
Abgaben,  die  die  weitesten  Kreise  der  Bevölkerung  treffen,  sehr 
häufig  das  erwartete  finanzielle  Resultat  nicht  bringen.  Dazu  kommt 
die  heillose,  veraltete,  auf  die  Verhältnisse  im  Anfang  des  Jahr- 
kunderts  berechnete  Art  der  Umlegung  wichtigster  Steuern,  wie  z.  B. 
der  Erwerbsteuer,  Eine  Finanzreform,  welche  auf  strengere  Spar- 
samkeit im  Staatshaushalte,  auf  Opferwilhgkeit  nicht  nur  bei  den 
zahlenden,  sondern  auch  bei  den  empfangenden  Staatsbürgern,  auf 
eine  Steuerreform,  welche  Allgemeinheit  und  Gleichförmigkeit  der 
Steuerleistung,  massige  Steuersätze,  strenge  Steuerbemessung  und 
strengste  Bestrafung  der  Defraudationen  anstrebte,  sich  basieren 
würde,  wäre  nach  den  Erfahrungen  der  letzten  10  Jahre  wohl  der 
Berücksichtigung  wert. 
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Das  grossherzoglich  hessische  Gesetz  über  die  Verwaltung 
der  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Staats. 

Vom  14.  Juni  1879. 

Von 

Dr.  Zeller, 

Regierungsrat  in  Daxmstadt. 

Das  für  die  dreijährige  Finanzperiode  aufzustellende  Staatsbudget  der 
Einnahmen  und  Ausgaben  im  Grossherzogtum  Hessen  zerfällt  seiner  äusseren 
Einteilung  nach  in  zwei  Teile :  die  ordentlichen  Einnahmen  und  Ausgaben, 
die  ausserordentlichen  Einnahmen  und  Ausgaben.  Jede  dieser  Abteilungen 
schliesst  wieder  in  Bezug  auf  einzelne  Hauptzweige  der  Verwaltung  verschiedene 
Hauptetats  in  sich,  welche,  nach  den  Ministerialressorts  geschieden,  so  viele 
Specialetats  enthalten,  als  es  Elementarverwaltungen  gibt.  Die  Rubriken  der 
ordentlichen  Einnahmen  sind:  Domänen,  Regalien,  indirekte  Auflagen,  Ein- 
nahmen aus  verschiedenen  Quellen,  direkte  Steuern;  die  wichtigsten  Rubriken 
der  ordentlichen  Ausgaben:  Lasten  und  Abgänge,  Verzinsung  und  Tilgung  der 
Staatsschuld,  Pensionen;  Bedürfnisse  des  grossherzoglichen  Hauses  und  Hofes, 
Landstände,  Ministerien,  Matrikularbeiträge  an  das  Reich.  Die  ausserordentlichen 
Einnahmen  sind :  Erlöse  aus  veräusserten  Staatsdomänen ,  Rückzahlungen  auf 
Anleihen  der  Hauptstaatskasse,  Ueberschüsse  der  Hauptstaatskasse;  die  ausser- 
ordentlichen Ausgaben  wechseln  je  nach  dem  besonders  entstehenden  ausser- 
ordentlichen Bedarf. 

Der  Entwurf  des  Staatsbudgets  wird  vom  Ministerium  der  Finanzen  den 
Landständen  vorgelegt,  die  definitive  Feststellung  unterliegt  der  landständischen 
Mitwirkung.  Die  hessische  Verfassungsurkunde  kennt  jedoch  kein  dieser  Mit- 
wirkung vollständig  unterworfenes  Staatsbudget,  wie  sie  Art.  69  der  Reichs- 
verfassung vorschreibt.  Das  nach  Art.  67  der  Verfassungsurkunde  den  Kammern 
der  Landstände  vorzulegende  dreijährige  Finanzgesetz  enthält  vielmehr  nur  die 
Festsetzung  der  Höhe  der  direkten  Steuern,  die  Statuierung  der  Erhebung  ge- 
wisser indirekter  Steuern  und  den  Satz :  Sämtliche  Staatsausgaben  sollen  auf 
die  verschiedenen  Verwaltungszweige  so  verwendet  werden,  wie  die  Bedürfiiisse 
von  den  Landständen  bewilligt  worden  sind,  und  wie  diese  Bedürfnisse  in  der 
Beilage  zum  Finanzgesetz  aufgeführt  sind.     Letztere  Beilage   umfasst  nur  eine 
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Zusammenstellung  der  projektierten  Staatsausgaben,  bezw.  stattgefundenen  Be- 
willigungen. Bezüglich  des  Ausgabebudgets  bestimmt  Art.  68  Abs.  2  der  Ver- 
fassungsurkunde :  Beide  Kammern  sind  befugt ,  nicht  nur  eine  vollständige 
Uebersicht  und  Nachweisung  der  Staatsbedürfoisse,  sondern  auch  eine  genügende 
Auskunft  über  Verwendung  früher  bewilligter  Sunmien  zu  begehren,  —  wozu 
das  Steuerbewilligungsrecht  des  Art.  67  der  Verfassungsurkunde  hinzutritt.  In 
Konsequenz  dieser  Vorschrift  und  der  Notwendigkeit  der  wirtschaftlichen  Fun- 
dierung der  Steuerbewilligungen  und  Anleihegenehmigungen  ist  der  Grundsatz 
anerkannt,  dass  der  ganze  Hauptvoranschlag  für  die  dreijährige  Finanzperiode 
(beginnend  am  1.  April,  Gesetz  vom  14.  Juni  1879)  von  der  Regierung  mit 
den  Ständen  vereinbart  wird.  Diese  Vereinbarung  bindet  nach  dem  sogenannten 
Etatsgesetze  vom  14.  Juni  1879  die  gesamte  Verwaltung  an  die  einzelnen  Ein- 
nahme- und  Ausgabeposten,  und  verpflichtet  die  Regierung,  alle  Einnahmen  und 
Ausgaben  des  Staates  in  der  den  Ständen  vorgelegten  Rechnung  erscheinen 
zu  lassen. 

Das  Finanzgesetz,  welches  stets  auf  3  Jahre  gegeben  wird,  ist  zuerst  der 
zweiten  Kammer  der  Landstände  vorzulegen,  welche  darüber,  nach  einer  ver- 
traulichen Besprechung  mit  der  ersten  Kammer,  durch  die  Ausschüsse  ihre  Be- 
schlüsse zu  fassen  hat.  Die  Beschlüsse  der  zweiten  Kammer  kann  die  erste 
Kammer  nur  im  ganzen  annehmen  oder  verwerfen.  Geschieht  das  letztere,  so 
wird  das  Finanzgesetz  in  einer  Versammlung  der  vereinigten  beiden  Kammern, 
unter  dem  Vorsitze  des  Präsidenten  der  ersten  Ständekammer,  diskutiert  und 
der  Beschluss  nach  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst.  Die  Bewilligungen 
dürfen  von  keiner  Kammer  an  die  Bedingung  der  Erfüllung  bestimmter  Desi- 
derien  geknüpft  werden  (Art.  67,  68  Abs.  1  der  Verfassungsurkunde). 

Bis  zum  Jahre  1879  wurden  in  Hessen  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des 
Staates  auf  Grund  jener  Bestimmungen  der  Verfassung,  teils  aber  auch  nach 
Vorschriften  und  Grundsätzen  verwaltet,  welche  keine  Gesetzeskraft  hatten. 
Sodann  fehlten  für  einzelne  Teile  der  Verwaltung  Bestimmungen ,  die  im  In- 
teresse derselben  nötig  erschienen ,  andere  reglementäre  Vorschriften  erwiesen 
•  sich  einer  Ergänzung  oder  Aenderung  bedürftig.  Das  Gesetz  vom  14.  Juni  1879 
brachte  die  notwendige  Reform  und  stellte  sich  (in  der  Hauptsache  den  dem 
Reichstage  am  9.  Dezember  1875  vorgelegten  Entwurf  eines  Gesetzes  über  die 
Verwaltung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Reiches  zum  Vorbild  nehmend  ^) 
die  Aufgabe,  jene  Verhältnisse  gesetzlich  zu  ordnen  und  infolge  hiervon  eine 
verbesserte  Grundlage  für  die  Verwaltung,  Revision  der  Staatsrechnungen  und 
die  Rechnungsablage  zu  gewähren.  Das  Gesetz  teilt  sich  hiernach  ab  in  Vor- 
schriften für  die  Etatswirtschaft,  für  die  eigentliche  Verwaltung,  die  Rechnungs- 
stellung und  die  Rechnungsablage.  Die  Revision  der  Staatsrechnungen  regelt 
ein  besonderes  Gesetz  vom  14.  Juni  1879,  die  Einrichtung  und  die  Befugnisse 
der  Oberrechnungskammer  betreffend. 

Artikel  1  des  Gesetzes  stellt  im  ersten  Absatz  den  Grundsatz  fest,  dass 
die  Verwaltung  der  Einnahmen  und  Ausgaben   des  Staates  nach  den  Gesetzen, 


1)  Verhandlungen  der  2.  Kammer  der  Landstände  des  Grossherzogtums  Hessen  in  den 
Jahren  1879181.  BeUage  I.  Band  (Beü.  Nr.  65.  66,  Entwurf  und  Motive  des  Gesetzes),  Beilage 
m.  Band  (Beil.  Nr.  133 ,  Ausschussbericht),  Protokolle  ü.  Band  (Protokoll  21  u.  26,  Verhand- 
lungen der  2.  Kammer),  Verhandlungen  der  l.  Kanuner,  Beil.  Nr.  34,  Prot.  Nr.  7  S.  102,  103. 
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insbesondere  nach  dem  Finanzgesetze  und  dem  mit  den  Ständen  vereinbarten 
Hauptvoranschlage  (s.  die  obige  Einleitung)  zu  führen  ist.  Durch  den  folgenden 
Absatz  werden  alle  diejenigen  Gesetze  und  Vereinbarungen  zwischen  der  Re- 
gierung und  den  Ständen,  deren  Wirkungen  in  Bezug  auf  die  von  den  letzteren 
bewilligten  Einnahmen  und  Ausgaben  in  dem  Finanzgesetze  und  dem  Haupt- 
voranschlage nicht  gewahrt  werden  konnten,  sodann  die  auf  Grund  des  Art.  69 
der  Verfassungsurkunde  erlassenen  Verordnungen  dem  Finanzgesetze  und  dem 
Hauptvoranschlage  gleichgestellt.  Nach  den  Bestimmungen  des  Art.  69  der 
Verfassungsurkunde  über  das  sogenannte  Notsteuerrecht  dürfen  die  allgemeinen 
Staatssteuern  nach  Ablauf  der  vorausgegangenen  Finanzperiode  noch  6  Monate 
lang  forterhoben  werden,  wenn  die  Auflösung  der  Landstände  erfolgt,  ehe  ein 
neues  Finanzgesetz  zu  stände  kommt  oder  die  landständischen  Beratungen  sich 
verzögern. 

Artikel  2  bezweckt  von  vornherein  die  Zweifel  zu  beseitigen,  welche  sich 
aus  der  Bewilligung  von  Ausgabebeträgen,  durch  die  Erstreckung  eines  früheren 
Finanzgesetzes  und  durch  den  Erlass  des  darauf  folgenden,  für  die  Periode 
ergeben  können,  auf  welche  sich  beide  Finanzgesetze  beziehen.  Der  Art.  2, 
Satz  1  lautete  ursprünglich:  Die  von  den  Ständen  für  eine  Finanzperiode  be- 
willigten Ausgabebeträge  stehen  der  Regierung  für  die  ganze  Dauer  dieser 
Periode  auch  in  dem  Falle  zur  Verfügung,  dass  auf  einen  Teil  derselben  das 
Finanzgesetz  der  vorhergehenden  Periode  erstreckt  worden  ist.  Der  Ausschuss 
war  mit  der  Regierung  einverstanden,  diese  Bestimmung  sei  nicht  etwa  dahin 
zu  verstehen,  dass  für  diesen  Fall  die  für  die  neue  dreijährige  Finanzperiode 
bewilligten  Ausgaben  und  daneben  noch  die  bewilligten  Ausgaben  der  vorher- 
gehenden Periode  für  den  Teil  der  Finanzperiode,  auf  welchen  das  Finanz- 
gesetz der  vorhergehenden  Periode  erstreckt  worden,  verwilligt  seien,  sondern 
dass  damit  gemeint  sei,  es  sollten  die  in  der  betreffenden  Periode  bewilligten 
höheren  und  anderen  Bewilligungen  auf  die  ganze  Dauer  dieser  Periode 
trotz  der  Erstrekung  des  Finanzgesetzes  zur  Verfügung  der  Regierung 
stehen,  ebenso  wie  umgekehrt.  Um  jeden  Zweifel  zu  beseitigen,  erhielt  Art.  2 
die  geänderte  Fassung.  Nach  Art.  3  sind  in  die  einzelnen  Titel  des  Haupt- 
voranschlages zunächst  alle,  voraussichtlich  in  jedem  Jahre  der  dreijährigen 
Finanzperiode  regelmässig  in  gleicher  Art  wiederkehrenden  als  fortlaufende 
Staatseinnahmen  und  Ausgaben  (Domänen,  Regalien  u.  s.w.,  Lasten  und  Abgänge, 
Verzinsung  und  Tilgung  der  Staatsschuld  u.  s.  w.,  siehe  oben)  und  hierauf  alle 
übrigen  Staatseinnahmen  und  Ausgaben  als  einmalige  aufzunehmen.  In  dem 
vereinbarten  Hauptvoranschlag  enthält  jeder  Titel  den  dafür  von  den  Ständen 
festgestellten  summarischen  Geldansatz  für  Gegenstände  gleicher  Art. 

Artikel  4  stellt  die  nach  Art.  67  der  Verfassungsurkunde  dreijährige 
Finanzperiode  als  Wirtschaftseinheit  dar  und  teilt  die  Ausgabebewilligungen 

a)  in  solche,  die  nur  für  die  jeweilige  Finanzperiode  verwendet  werden 
dürfen,  weil  sie  nicht  allein  der  Art  und  Grösse,  sondern  auch  der  Zahl  nach 
bestimmt  sind,  z.  B.  Besoldungen,  und 

b)  in  solche,  die  bei  unterbliebener  ganzer  oder  teilweiser  Verwendung, 
entweder  ohne  weiters,  infolge  ihrer  Qualität,  oder  infolge  besonderer,  zu  dem 
vereinbarten  Hauptvoranschlage  getroffener  Bestimmung  aus  der  vorhergehenden 
Finanzperiode  in  die  unmittelbar  darauf  folgende,   oder  infolge  ausdrücklicher 
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Zustimmung  der  Stände,  wegen  eingetretener  Verzögerung  in  Bezug  auf  diev 
Verwendung  in  die  alsdann  folgende  Finanzperiode  übertragen  werden  dürfen. 
Obgleich  die  Finanzperiode  drei  Jahre  umfasst,  so  können  doch  öfters,  aus  den 
verschiedensten  Gründen,  bewilligte  Fonds  nicht  für  dieselbe  verwendet  werden» 
Hilfe  konnte  zwar  teilweise  dadurch  eintreten,  dass  die  Bücher  für  die  jeweilige 
Finanzperiode  bis  zur  Verwendung  dieser  Fonds  offengehalten  worden  sind, 
da  ein  gesetzlich  festgestellter  Termin  für  den  sogenannten  Bücherschluss  nicht 
bestand.  Hierdurch  kann  aber  die  Stellung  der  Rechnung  und  deren  Revision,, 
sowie  die  Rechnungsablage  über  die  Ergebnisse  der  Staatsverwaltung  erheblich 
verzögert  werden.  Damit  weder  die  Verwendung  bewilligter  Fonds  verhindert, 
noch  die  Rechnungsablage  verzögert  werde,  empfahl  sich  die  Uebertragung 
unverwendet  gebliebener  Fonds  aus  einer  in  die  andere  Finanzperiode  und  die 
gesetzliche  Regelung  des  Termins  für  den  Bücherschluss  (Art.  14). 

Artikel  5  enthält  im  ersten  Absatz  einen  bisher  allgemein  übHch  ge« 
wesenen  Rechnungsgrundsatz,  durch  welchen  die  Klarheit  der  Darstellung  im 
Rechnungswesen  gefördert  wird.  Die  beiden  folgenden  Absätze  gestatten  hierin 
Ausnahmen  bei  Ersatzposten  und  bei  unvorhei^esehenen ,  in  den  Hauptvor- 
anschlag nicht  aufgenommenen  Einnahmen  dann,  wenn  die  Zahlung  und  Er- 
stattung während  eines  und  desselben  Rechnungsjahres  bis  zum  Bücherschluss 
erfolgt  ist,  und  wenn  zur  Erzielung  der  in  Absatz  3  beschriebener  Einnahmen 
durch  die  Natur  derselben  bedingte  Kosten  erforderlich  werden,  zu  deren  Be- 
streitung die  Mittel  nicht  durch  den  genehmigten  Hauptvoranschlag  gegeben 
erscheinen.  Alsdann  sollen  die  Ersatzposten  an  den  Ausgaben  abgesetzt  und 
nur  die  nicht  ersetzten  Teüe  der  letzteren  verrechnet,  sowie  die  Kosten  aus 
den  erzielten  Einnahmen  gedeckt  und  beide  in  dem  Einnahmeteile  der  Rech- 
nung mit  ihren  vollen  Beträgen,  hierauf  die  Nettobeträge  durch  Abzüge  nach- 
gewiesen werden.  Ausgaben,  die  durch  Erstattung  gemindert  oder  vollständig 
ersetzt  werden,  kommen  bei  der  Bewirtschaftung  des  Domanial-  und  Staats- 
vermögens und  anderwärts  öfters  vor.  Auch  die  in  Absatz  3  beschriebenen 
Einnahmen  und  Ausgaben  können  während  des  Laufes  einer  Finanzperiode  bei 
zur  Zeit  der  Feststellung  des  Hauptvoranschlages  nicht  erwarteten  Veräusse- 
rungen  der  verschiedensten  Art  und  auf  andere  "Weise  entstehen.  Diese  Aus- 
gaben werden  meistens  ebenfalls  nicht  bedeutend  sein. 

Nach  Artikel  6  gilt  bei  zur  Veräusserung  für  Rechnung  des  Staates  be- 
stimmten Sachen  als  Regel  der  öffentliche  Verkauf  an  die  Meistbietenden. 
Unberührt  bleiben  die  besonderen  gesetzlichen  Vorschriften  über  die  Ver- 
äusserung von  Familien-  und  Staatsdomänen.  Dass  die  oberste  Verwaltungs- 
behörde eines  jeden  Verwaltungszweiges  für  diesen  Ausnahme  von  der  all- 
gemeinen Regel  gestatten  darf,  ist  durch  die  Natur  der  Verhältnisse  begründet. 
Insbesondere  erteilt  Artikel  7  Absatz  2  —  welcher  das  Verbot  ausspricht,  mit 
die  Verwaltung  führenden  oder  in  derselben  beteiligten  Beamten  in  Bezug  auf 
diese  Verwaltung  zu  contrahiren  —  der  obersten  Verwaltungsbehörde  des  be- 
treffenden Verwaltungszweiges  die  Ermächtigung,  dergleichen  Beamten  zu  ge- 
statten, Produkte  der  Forstwirtschaft,  der  Salinen  und  des  Bergbaues  nach  dem 
Tarifpreise  anzukaufen,  Domaninaljagden  und  Fischerei  zu  pachten,  ausserdem 
ihnen  auch  unbedingt  nötige  Leistungen  und  Lieferungen  dann  zu  übertragen, 
wenn  sie  auf  die  allgemein  vorgeschriebene  Weise  nicht  ausführbar  sind.   Auch 
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die  Ausnahme  in  Absatz  3  des  Artikels  7  liegt  im  staatlichen  Interesse.  Art.  8 
schreibt  für  die  Lieferungen  aller  für  den  Staat  angekauften  Gegenstände  eine 
behördliche    Bescheinigung    vor.     Es   muss    die   vollständige  Verwendung    dar- 

.gethan  werden  oder  Verrechnung  in  besonderen  Naturalienrechnungen  erfolgen, 
bei  Grundstücken,  Geländen,  Inventarstücken  und  Sammlungen  im  Inventar  der 
Zugang  nachgewieser  sein.  Ueber  die  Büreaubedürfnisse  an  Schreibmaterialien 
und  dergl.  führen  die  Verwaltungsbehörden  Jahresrechnungen.  Die  von  den 
Behörden  rechtsgültig  abgeschlossenen  Kontrakte  dürfen  zum  Nachteil  des 
Staates  weder  aufgehoben  noch  abgeändert  werden.  Eine  Ausnahme  ist  bei 
Kontrakten  welche  ständiger  Zustimmung  nicht  unterlegen  haben,  dann  zu- 
gelassen, wenn  inzwischen  wesentlich  veränderte  Umstände  eingetreten  sind  und 
der  Landesherr  bezw.  die  oberste  Verwaltungsbehörde  hierzu  Genehmigung  er- 
teilt hat.     Solche  Ausnahmen  können  dann  eintreten,  wenn  infolge  ungünstiger 

-Naturereignisse  oder  aus  anderen  Gründen  Aufhebung  oder  Aenderung  von 
Miets-  und  Pachtverträgen  im  Interesse  der  Beteiligten  oder  auch  nur  eines 
Teiles  derselben  geboten  ist,  oder  wenn  Baukontrakte  unter  Voraussetzungen 
abgeschlossen  worden  sind,   die  z.  B.  in  Bezug  auf  die   nicht   vorausgesehene 

-Beschaffenheit  des  Untergrundes  u.  s.  w.  nicht  zutreffend  waren. 

Artikel  10  des  Gesetzes  behandelt  die  Defekte.  Dieselben  teilen  sich  in 
Kassendefekte,  d.  h.  in  die  an  den  Sollbeständen  des  Staatseigentums  infolge 
von  Untreue,  Irrtum,  Dienstvernachlässigung  u.  s.  w.  fehlenden  Geld-  und 
Naturalb eträge ,  und  in  Rechnungsdefekte,  d.  h.  Zuwenigvereinnahmungen  und 
Zuvielverausgabungen,  sei  es  infolge  unrichtigen  Kalküls,  sei  es  infolge  von 
Zahlungen  gegen  gesetzliche  und  sonstige  Vorschriften,  welche  von  der  Ober- 
rechnungskammer auf  dem  Wege  der  Verhandlung  mit  den  Verwaltungsbehörden 

■  und  nach  Art.  20  des  Gesetzes  vom  14.  Juni  1879  über  die  Einrichtung  und 
die    Befugnisse    der    Oberrechnungskammer    zum   Austrage    gebracht    werden. 

-  Hierzu  sind  auch  ausseretatsmässige  Ausgaben,  Etatsüberschreitungen  und  Ver- 
ausgabungen auf  Anordnungen  der  obersten  Verwaltungsbehörden,  wenn  diese 
Anordnungen  gegen  Gesetz  Zahlungen  oder  Erlass  von  Einnahmen  verfügen, 
zu  rechnen.     Unter  Erlass   eines  Defekts   auf  Grund   richterlichen   Urteils   sind 

■  nur  Fälle  zu  verstehen,  wo  auf  dem  Wege  des  Prozesses  des  Rechners  mit  dem 
Staate  der  angebliche  Defekt  als  nicht  vorhanden  erklärt  oder  der  Rechner  als 
damit  nicht  belastbar  erkannt  wurde.   Hier  könnte  streng  genommen  von  „Erlass 

.eines  Defekts"  nicht  die  Rede  sein,  doch  sieht  das  Gesetz  als  formelle  Er- 
ledigung die  Niederschlagung  oder  den  Erlass  vor.  Die  Art.  11  und  12  ent- 
halten Vorschrften  in  Bezug  auf  die  Besoldungen,   die  Ueberlassung  von   Ge- 

-  bäuden,  Grundstücken  und  anderen  Naturalien,  sowie  in  Bezug  auf  die  Remune- 
ration und  Unterstützungen  der  Beamten.  Besoldungen  dürfen  nur  auf  Grund 
des  mit  den  Ständen  vereinbarten  Staatsbudgets  verliehen  werden;  in  den  An- 
lagen zum  Budget  sind  bei  den  einzelnen  Besoldungsfonds  die  Zahl  der  Stellen 

-  und  die  angesetzten  Gehalte  im  einzelnen  und  im  ganzen  au  zunehmen.  Bei 
Verausgabung  dieser  Besoldungsfonds  darf  weder  die  vorgesehene  Gesamt- 
summe, noch  die  Anzahl  der  Stellen  überschritten,  ebensowenig  das  Gehalts- 
maximum überschritten  oder  unter  das  Gehaltsminimum  heruntergegangen 
werden.  Aus  den  Ersparnissen  an  den  Besoldungsfonds  dürfen  nicht  Unter- 
stützungen und  Remunerationen  an  Beamte   gegeben  werden  (s.  auch  Art.  12), 

316 


Hess.  Gasetz  über  die  Verwaltung  der  Einnahinen  und  Ausgaben  des  Staats.        31  7 

sie  sind  nur  zu  ,  eigentlichen  Stellvertretungskosten "  zu  verwenden.  Unter 
dieser  Beschränkung  ist  nach  den  landständigen  Verhandlungen  der  Fall  nicht 
zu  verstehen,  dass  vorübergehend  während  kürzerer  Zeit  die  Arbeit  eines  durch 
Krankheit  oder  andere  staatliche  Beschäftigung  und  dergleichen  verhinderten 
Beamten  von  anderen  gethan  wird,  sondern  nur,  wenn  bei  dauernder  oder 
längerer  Verhinderung  eine  ausdrückliche  Stellvertretung  angeordnet  ist.  Auch 
der  unentgeltliche  Genuss  an  Dienstwohnung  u.  s.  w.  wird  nur  auf  Grund 
des  Hauptvoranschlages  gewährt.  Die  Geldanschläge  für  den  unentgeltlichen 
Genuss  von  Staatseigentum  werden  seit  Erlass  des  Etatsgesetzes  nicht  mehr  in 
die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Voranschläge  und  Rechnungen  gestellt,  sondern 
in  diesen  geeigneten  Ortes  (vor  der  Spalte  der  Summen)  vorgemerkt,  da  sie 
meistens  nicht  mit  der  Wirklichkeit  in  Einklang  stehen ,  also  die  Bruttoein- 
nahmen und  -Ausgaben  nicht  'richtig  darstellen,  ausserdem  aber  infolge  der 
durchlaufenden  Verrechnung  in  den  Büchern  und  Rechnungen  nur  unnötige 
Arbeit  verursachen.  Im  übrigen  ist  bei  Ueberlassung  von  Wohnungen  und  Gi'und- 
stücken  an  Beamte  ein  den  Verhältnissen  entsprechender  Miets-  oder  Pachtzins 
zu  vergüten  und  werden  diese  Vergütungen  im  Hauptvoranschlag  ersichtlich 
gemacht.  Letztere  sind  nicht  fest  und  im  voraus  für  immer  oder  längere 
Zeiträume  fixiert,  sondern  die  Feststellung  richtet  sich  nach  allen  einsclilagenden 
Verhältnissen. 

Nach  Art.  12  können  Remunerationen  und  Unterstützungen  für  Beamte 
nur  auf  die  im  Staatsbudget  hierfür  bestimmten  Fonds  angewiesen  werden. 
Aus  den  Baufonds  können  keine  Remunerationen  für  die  angestellten  Beamten, 
sondern  nur  die  Tagegelder  bei  auswärtigen  Dienstgeschäften  mit  den  Trans- 
portkosten, sowie  die  Diäten  der  zur  Aushilfe  nötigen,  nicht  angestellten  Per- 
sonen vergütet  werden.  Die  Bewilligungen  für  im  voraus  bestimmte  und  als 
künftig  wegfallend  bezeichnete  Ausgaben  erlöschen  im  Laufe  der  Finanzperiode 
mit  dem  Wegfallen  der  Gründe  zu  den  Verausgabungen ;  da,  wo  über  die  ein- 
zelne etatsmässige  Besoldung  hinaus  aus  anderen  Fonds  persönliche  Zulage  ge- 
leistet worden  ist,  nimmt  letztere  bis  zum  vollständigen  Erlöschen  in  dem  Ver- 
hältnisse ab,  in  welchem  der  Beamte  durch  den  steigenden  Gehalt  entschädigt 
wird  (Art.  13). 

Nach  dem  dem  Reichstage  1875  vorgelegten  (nicht  angenommenen)  Etats- 
gesetze sollte  der  Bücherschluss  der  Reichshauptkasse  spätestens  im  dritten  Monat 
nach  Ablauf  des  Etatsjahres  erfolgen.  Nach  Art.  14  des  Gesetze|,  sind  jährlich  die 
Handbücher  der  Hauptstaatskasse  für  das  abgelaufene  Etatsjahr  l'/«  Jahr  nach 
dessen  Ende ,  und  die  Handbücher  der  in  die  Hauptstaatskasse  •  ablieferungs- 
pflichtigen Kassen  für  dasselbe  Etatsjahr  nach  Anordnung  des  Finanzministeriums 
innerhalb  dieses  Zeitraumes  abzuschliessen.  Die  nötigen  Bestimmungen  über  die 
Termine  für  die  Einsendnung  der  Rechnungen  zur  Revision  sind  im  Gesetze 
über  die  Einrichtung  und  die  Befugnisse  der  Oberrechnungskammer  vorgesehen. 
Bei  Beratung  des  Gesetzes  erklärte  sich  die  Regierung  auf  eine  Anfrage,  ob  es 
sich  nicht  empfehle,  eine  kürzere  Frist  vorzusehen,  mit  Entschiedenheit  gegen  eine 
Aenderung  und  bemerkte  u.  a.  erläuternd,  dass  sich  das  Restrechnungssystem 
nicht  empfehle,  da  die  Staatseinnahmen,  namentlich  die  aus  Waldprodukten 
infolge  von  üblichen  Kreditbewilligungen  erst  spät  eingingen,  und  nur  nach 
Ablauf  der  Kreditfristen  das  Beitreibungsverfahren  eingeleitet  werden  könne, 
Finanzarchiv.    VI.  Jahrg.  317  21 
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wodurch  erst  nach  längererer  Zeit  die  Rechnungsstellung  der  Rentämter  mög- 
lich sei  und  die  Erledigung  aller  dieser  Arbeiten  erst  vorausgehen  müsse.  Es 
sei  deshalb  für  die  Hauptstaatskasse  mit  ihren  vielfachen,  umfangreichen  Ab- 
rechnungen mit  den  Rentämtern,  Obereinnehmereien  u.  s.  w.  die  vorgesehene 
Frist  nicht  zu  lange. 

Die  Art.  15 — 18  enthalten  Vorschriften  über  die  rechnungsmässige  Be- 
handlung der  Einnahmen  und  Ausgaben.  Beim  Bücherschluss  sich  ergebende 
Rückstände  sind  auf  Rechnung  des  folgenden  Etatsjahres  zu  übernehmen. 
Liquide  Ausgaberückstände,  welche  nur  ausnahmsweise  zulässig,  kommen  für 
das  Etatsjahr  der  erfolgten  Zahlung  zur  Verrechnung.  Alle  Einnahme-  und 
Ausgaberückstände  sind  zu  rechtfertigen.  Die  Einnahmen  und  Ausgaben  er- 
scheinen in  den  Rechnungen  eines  jeden  Etatsjahres  in  den  Hauptabteilungen, 
Titeln  u.  s.  w.  des  genehmigten  Hauptvoranschlages.  Die  hierzu  nötigen  Rech- 
nungsurkunden (Belege)  müssen  vor  der  Dekretur  rechnerisch  vollständig  ge- 
prüft und  bescheinigt  sein.  Mehreinnahmen  und  Mehrausgaben  über  die  vor- 
gesehenen Kredite  hinaus  sind  bei  diesen  zu  verrechnen.  Im  Staatsbudget  nicht 
vorgesehene  Einnahmen  und  Ausgaben  sind  in  den  Rechnungen  als  ausser- 
etatsmässige  nachzuweisen.  Hiernach  wird  Trennung  der  Einnahmen  und 
Ausgaben  in  etatsmässige  und  ausseretatsmässige  nötig,  wodurch  die  ausser- 
etatsmässigen  Einnahmen  und  Ausgaben  leichter  kenntlich  gemacht  und  die 
Behandlung  bei  der  Revision  der  Rechnungen  und  der  Rechnungsablage  er- 
leichtert werden  soll  (Art.  16).  lieber  die  unerledigten  Vorschüsse,  Vorlagen, 
Asservate  bringt  ein  Anhang  der  Rechnung  nach  dem  Stande  zur  Zeit  des 
Bücherschlusses  Nachweis.  Zur  ordnungsmässigen  Klarstellung  ist  regelmässige 
Prüfung  von  derartigen  Einnahmen  und  Ausgaben  für  jedes  Etatsjahr  geboten. 
Da  die  Belege  bei  den  Kassen  zurückbleiben  müssen,  ist  der  Nachweis  dadurch 
zu  führen,  dass  sofort  nach  dem  Bücherschluss  ein  Handbuchsauszug  gefertigt, 
die  verbliebenen  Reste  in  Verzeichnissen  zergliedert,  bei  der  Hauptstaatskasse 
vom  Kontrolleur  geprüft,  bescheinigt  und  der  Entschliessung  des  Finanzmini- 
stei'iums,  —  bei  den  übrigen  Staatskassen  der  Prüfung  und  Entschliessung  den 
gesetzlichen  Verwaltungsbehörden  unterbreitet,  hierauf  der  Handbuchsauszug 
und  diese,  Anlagen  desselben  bildenden  Verzeichnisse  als  Anhang  zu  der  Rech- 
nung genommen  werden.  Diese  Verzeichnisse  sind  ausserdem  noch  bei  Kassen- 
visitationen durch  Vergleichung  mit  den  Büchern  und  etwa  noch  vorhandenen 
Belegen  zu  kontrollieren  (Art.  19). 

Artikel  20  stellt  den  Begriff  —  Etatsüberschreitungen  fest,  Artikel  21 
sagt  den  Ständen  eine  Uebersicht  der  Rechnungseinnahmen  und  -ausgaben  und 
definitive  Rechnungsablage  für  die  abgelaufene  Finanzperiode  zu. 
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Gesetz,  die  Verwaltung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  des 
Staates  betreffend,  vom  14.  Juni  1879. 

Artikel  1. 
Die  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Staates  werden  nach  den  Gesetzen, 
insbesondere  nach  dem  Finanzgesetz  und  dem  mit  den  Ständen  vereinbarten 
Hauptvoranschlag  der  Staatseinnahmen  und  -ausgaben  verwaltet.  —  Dem  Finanz- 
gesetz und  dem  Hauptvoranschlag  der  Staatseinnahmen  und  -ausgaben  sind  im 
Sinne  .des  gegenwärtigen  Gesetzes  gleich  zu  achten  diejenigen  Gesetze  und  Ver- 
einbarungen, welche  sie  abändern  oder  ergänzen  oder  über  die  Finanzperiode 
hinaus  erstrecken,  oder  welche  andere,  als  die  in  dem  Hauptvoranschlag  ein- 
gestellten Einnahmen  oder  Ausgaben  anordnen,  und  ausserdem  die  auf  Grund 
des  Art.  69  der  Verfassungsurkunde  erlassenen  Verordnungen. 

Artikel  2. 
Die  von  den  Ständen  bewilligten  höheren  und  anderen  sachlichen  Aus- 
gabebeträge stehen  der  Regierung  für  die  ganze  Dauer  dieser  Periode  auch  in 
dem  Falle  zur  Verfügung,  dass  das  auf  einen  Teil  derselben  erstreckte  Finanz- 
gesetz der  vorhergehenden  Periode  niedere  und  andere  sachliche  Ausgabe- 
beträge festgesetzt.  Enthält  das  letztere  jedoch  für  einzelne  Staatszwecke  höhere 
oder  andere  Bewilligungen  als  das  neue  Finanzgesetz,  so  bleiben  dieselben  für 
die  Zeit  der  Erstreckung  des  fräheren  Finanzgesetzes  fortbestehen,  wenn  während 
dieser  Zeit  die  Verhältnisse,  auf  welchen  die  früheren  Bewilligungen  beruhen, 
keine  Aenderung  erleiden. 

Artikel  3. 
In  die  einzelnen  Titel  des  Hauptvoranschlags  sind  unter  entsprechenden 
Abteilungen  und  Unterabteilungen  zunächst  alle  voraussichtlich  in  jedem  Jahre 
der  dreijährigen  Finanzperiode  regelmässig  in  gleicher  Art  wiederkehrenden 
Staatseinnahmen  und  -ausgaben  als  fortlaufende  Einnahmen  und  Ausgaben  und 
hierauf  alle  übrigen  Staatseinnahmen  und  -ausgaben  als  einmalige  aufzunehmen. 

Artikel  4. 

Die  im  voraus  nicht  allein  der  Art  und  Grösse,  sondern  auch  der  Zeit 
nach  bestimmten  Ausgaben  sind  von  einer  Finanzperiode  in  die  andere  nicht 
übertragbar. 

Dagegen  können  die  für  bauliche  Zwecke  und  die  für  einmalige  Ausgaben 
bewilligten  Fonds,  sowie  solche  Fonds,  welche  nach  besonderer,  durch  den  Haupt- 
voranschlag getroffener  Bestimmung  übertragbar  sind,  sofern  sie  innerhalb  der- 
jenigen Finanzperiode,  für  welche  die  Bewilligung  erfolgt  ist,  entweder  gar  nicht 
oder  nur  teilweise  zur  Verwendung  gelangen,  ganz  oder  teilweise  in  das 
Rechnungswesen   der  darauffolgenden  Finanzperiode  übertragen  werden. 

Erleidet  ihre  Verwendung  eine  weitere  Verzögerung,  so  sind  sie  in  eine 
spätere  Finanzperiode  nur  dann  übertragbar,  wenn  hierzu  die  Zustimmung  der 
Stände  ausdrücklich  erfolgt  ist. 

Artikel  5. 

Insoweit  durch  den  Hauptvoi'anschlag  nicht  besondere  Ausgaben  genehmigt 
sind,  müssen  in  der  Rechnung  alle  Einnahmen  und  Ausgaben  in  ihrem  vollen 
(rauhen)  Betrage  erscheinen  und  dürfen  daher  Zahlungen  an  den  ersteren  und 
Rückeinnahmen  an  den  letzteren  nicht  vorweg  in  Abzug  kommen. 

Einnahmen  jedoch,  welche  aus  der  Erstattung  geleisteter  Ausgaben  ent- 
stehen, sind,  solange  die  Rechnungsbücher  der  Fonds,  aus  welchen  diese  Aus- 
gaben bestritten  wurden,  noch  offen  sind,  an  den  letzteren  abzusetzen, 
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Wenn  zur  Erzielung  einer  unvorhergesehenen  Einnahme  ein  durch  die 
Natur  derselben  bedingter  Aufwand  erforderlich  wird,  zu  dessen  Bestreitung  die 
Mittel  nicht  durch  den  genehmigten  Hauptvoranschlag  gegeben  erscheinen,  so 
ist  es  zulässig,  denselben  aus  der  erzielten  Einnahme  zu  decken;  jedoch  muss 
dann  durch  die  Rechnung  der  rauhe  Betrag  der  letzteren  und  der  stattgehabte 
Abzug  nachgewiesen  werden. 

■    Artikel  6. 

Sachen,  welche  zur  Veräusserung  für  Rechnung  des  Staates  bestimmt 
sind,  müssen  öffentlich  an  die  Meistbietenden  verkauft  werden,  sofern  nicht  die 
Veräusserung  aus  freier  Hand  von  der  obersten  Verwaltungsbehörde  ausdrücklich 
nachgegeben  worden  ist. 

Die  Veräusserung  bestimmter  Arten  beweglicher  Sachen  aus  freier  Hand 
kann  von  der  obersten  Verwaltungsbehörde  auch  allgemein  angeordnet  werden. 

Artikel  7. 

Die  für  Rechnung  des  Staates  geschlossenen  Kontrakte  müssen  ebenso 
wie  jeder  Ankauf  für  Staatsrechnung  auf  vorhergegangene  öffentliche  Aus- 
schreibung gegründet  sein,  insofern  nicht  die  von  der  obersten  Verwaltungs- 
behörde ausgehenden  Verwaltungsvorschriften  ein  anderes  bestimmen  oder  Aus- 
nahmen durch  die  Natur  des  Geschäfte.s  gerechtfertigt  werden. 

Mit  Beamten,  welche  die  Verwaltung  selbst  führen  oder  an  derselben 
beteiligt  sind,  darf  in  Bezug  auf  die  Verwaltung,  zu  welcher  sie  gehören,  nicht 
kontrahiert  werden,  sofern  ihnen  nicht  von  der  obersten  Verwaltungsbehörde  die 
Beteiligung  bei  dem  Ankauf  von  Produkten  oder  bei  der  Lieferung  von  Naturalien 
oder  bei  der  Pachtung  von  Gegenständen  ihrer  Verwaltung  ausdrücklich  ge- 
stattet worden  ist. 

Bei  öffentlichen  Sammlungen  ist  die  Erwerbung  von  Gegenständen,  welche 
sich  im  Eigentum  der  mit  der  Verwaltung  dieser  Sammlung  beauftragten  Be- 
amten befinden,  dann  gestattet,  wenn  durch  Gutachten  unparteiischer  Sach- 
verständiger der  Wert  dieser  Gegenstände  für  die  Sammlung  und  ihre  Preis- 
würdigkeit erwiesen  worden  ist. 

Artikel  8. 

Die  Lieferungen  aller  für  den  Staat  angekauften  Gegenstände  müssen 
von  der  vei-waltenden  Behörde  bescheinigt  werden.  Es  muss  entweder  ihre  voll- 
ständige Verwendung  dargethan,  oder  es  müssen  solche  Gegenstände  in  be- 
sonderen Naturalienrechnungen  verrechnet,  oder,  sofern  sie  in  Grundstücken, 
Gebäuden  oder  Inventarstücken  bestehen,  oder  zu  Sammlungen  gehören,  in  den 
von  den  Verwaltungsbehörden  zu  führenden  Inventaren  in  Zugang  nachgewiesen 
werden. 

Ueber  die  Bureaubedürfnisse  an  Schreibmaterialien  und  dergleichen  werden 
von  den  Verwaltungsbehörden  Jahresrechnungen  geführt,  welche  von  dem  die 
Anschaffung  dekretierenden  Beamten  abzuhören  sind.  Die  erfolgte  Abhör  ist 
zu  der  Jahresrechnung  zu  bescheinigen. 

Artikel  9. 

Die  von  den  Behörden  rechtsgültig  abgeschlossenen  Kontrakte  dürfen  zum 
Nachteil  des  Staates  nachträglich  weder  aufgehoben  noch   abgeändert  werden. 

Ausnahmen  sind  unter  wesentlich  veränderten  Umständen  mit  Genehmi- 
gung der  obersten  Verwaltungsbehörde,  oder,  wenn  der  Kontrakt  von  dieser 
abgeschlossen  wurde,  mit  Unserer  Genehmigung  zulässig,  insofern  der  abge- 
schlossene Kontrakt  nicht  der  ständischen  Zustimmung  unterlegen  hat. 

Artikel  10. 
Defekte  dürfen  nur  auf  Grund  entweder  eines  gerichtlichen  Urteils  oder 
der  Nachweisung  der  Unmöglichkeit   ihrer  Beitreibung   oder   einer  von  Uns  zu 
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fassenden  Entschliessung  erlassen  werden.  Letztere  Bestimmung  findet  auf 
Defekte,  welche  durch  ausseretatsmässige  Ausgaben,  durch  Etatsüberschreitungen 
oder  durch  eine  nach  dem  Strafgesetzbuch  strafbare  Handlung  des  Ersatzpflich- 
tigen entstehen,  oder  welche  auf  Anordnung  einer  der  obersten  Verwaltungs- 
behörden des  Staates  beruhen,  keine  Anwendung. 

Die  erlassenen  Defekte  sind  in  den  Rechnungen  summarisch  nachzuweisen. 

Artikel  11. 

Besoldungen  dürfen  nur  auf  Grund  des  mit  den  Ständen  vereinbarten 
Hauptvoranschlags  verliehen  werden.  —  In  die  zur  Vorlage  an  die  Stände  ge- 
langenden Anlagen  zu  dem  Hauptvoranschlag  sind  bei  den  einzelnen  Besoldungs- 
fonds die  Zahl  der  Stellen  und  die  dafür  angesetzten  Gehalte  im  einzelnen  und 
im  ganzen  aufzunehmen.  —  Bei  der  Verausgabung  der  so  festgestellten  Be- 
soldungsfonds darf  weder  die  vorgesehene  Gesamtsumme  der  Gehalte,  noch  die 
vorgesehene  Anzahl  der  Stellen,  noch  das  Gehaltsmaximum  überschritten,  noch 
unter  das  festgesetzte  Gehaltsminimum  heruntergegangen  werden. 

Die  Ersparnisse  an  den  Besoldungsfonds  können  nur  zu  eigentlichen  Stell- 
vertretungskosten  innerhalb   der  betrefi'enden  Finanzperiode  verwendet  werden. 

Der  unentgeltliche  Genuss  von  Dienstwohnungen,  Besoldungsgrundstücken 
und  anderen  Naturalien  kann  nur  auf  Grund  des  Hauptvoranschlags  gewährt  werden. 

Soweit  den  Beamten  im  übrigen  Dienstwohnungen  und  Grundstücke  oder 
geeignete  Gebäude  zur  Benutzung  überlassen  werden,  ist  dafür  der  den  Verhält- 
nissen entsprechende  Miets-  oder  Pachtzins  zu  vergüten.  Die  Mietsvergütungen 
sind  in  dem  Hauptvoranschlag  ersichtlich  zu  machen. 

Artikel  12. 

Remunerationen  und  Unterstützungen  für  Beamte  dürfen  nur  auf  die- 
jenigen Fonds  angewiesen  Averden,  welche  in  dem  Hauptvoranschlag  und  dessen 
Anlagen  ausdrücklich  dazu  bestimmt  sind. 

Insbesondere  dürfen  aus  den  Baufonds  keine  Remunerationen  für  die  an- 
gestellten Baubeamten,  sondern  nur  ihre  Taggelder  bei  den  durch  das  betreffende 
Bauwesen  veranlassten  auswärtigen  Dienstgeschäften  und  die  ihnen  bei  Ver- 
wendung ausserhalb  ihres  Dienstbezirks  zu  gewährende  Entschädigung  für  Trans- 
portkosten ,  sowie  die  Taggelder  des  zur  Aushilfe  notwendigen,  nicht  angestellten 
Personales  vergütet  werden. 

Artikel  13. 

Ausgabebeträge,  welche  der  Hauptvoranschlag  als  künftig  wegfallend  be- 
zeichnet, sind,  sobald  sie  heimfallen,  vom  Etatssoll  in  Abgang  zu  bringen. 

Persönliche  Zulagen  vermindern  sich  beim  Aufrücken  eines  Beamten  in 
einen  höheren  Normalgehalt  und  fallen  weg,  sobald  der  Beamte  durch  den 
höheren  Gehalt  vollständig  entschädigt  ist. 

Artikel  U. 

Der  Bücherschluss  der  Hauptstaatskasse  hat  spätestens  ein  und  ein  halbes 
Jahr  nach  Ablauf  des  Etatsjahres  zu  erfolgen. 

Der  Zeitpunkt,  in  welchem  bei  den  einzelnen  an  die  Hauptstaatskasse  ab- 
lieferungspflichtigen Kassen  der  Bücherschluss  zu  erfolgen  hat,  wird  innerhalb 
des  für  die  Hauptstaatskasse  bestimmten  Termins  durch  das  Finanzministerium 
festgesetzt. 

Artikel  15. 

Ergeben  sich  hinsichtlich  der  Einnahmen  bei  dem  Bücherschluss  Rück- 
stände, so  werden  dieselben  auf  .die  Rechnung  des  folgenden  Etatsjahres  über- 
nommen. 

Liquide  Ausgaberückstände,  welche  nur  ausnahmsweise  vorkommen  dürfen; 
sind  für  dasjenige  Etatsjahr  zu  verrechnen,  in  welchem  die  Zahlung  erfolgt. 

Die  Einnahmerückstände  wie  die  Ausgaberückstände  müssen  gerecht- 
fertigt werden. 
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Artikel  16. 

Die  Einnahmen  und  Ausgaben  sind  in  den  Rechnungen  eines  jeden  PJtats- 
jahres  unter  den  Hauptabteilungen  und  Titeln,  sowie  den  betreffenden  Ab- 
teilungen und  Unterabteilungen  des  genehmigten  Hauptvoranschlags  nachzu- 
weisen, unter  welchen  sie  vorgesehen  sind. 

Die  hierzu  nötigen  Rechnungsurkunden  müssen  vor  der  Dekretur  rechnerisch 
vollständig  geprüft  und  bescheinigt  sein. 

Mehreinnahmen  und  -ausgaben  über  die  vorgesehenen  Einnahmen  und 
Ausgaben  hinaus  sind  bei  diesen  zu  verrechnen. 

Einnahmen  und  Ausgaben,  welche  ihrer  Art  nach  in  dem  Hauptvoranschlag 
nicht  vorgesehen  sind,  müssen  in  den  Rechnungen  als  ausseretatsmässige  nach- 
gewiesen werden. 

Artikel  17. 
Die  Uneinbringlichkeit  von  Einnahmen,    deren  Erlass    oder   deren  Rück- 
zahlung   muss    auf  Grund    der    bestehenden    Gesetze,    Verordnungen    oder    In- 
struktionen nachgewiesen  werden. 

Artikel  18. 
SämtHche  Rechnungsausgaben  der  Hauptstaatskasse,  welche  Rechnungs- 
einnahmen für  die  ihr  unterstehenden  Kassen  bilden,  und  sämtliche  Rechnungs- 
ausgaben der  letzteren,  welche  Rechnungseinnahmen  für  die  erstere  bilden, 
müssen  in  den  für  ein  und  dasselbe  Jahr  abgelegten  Rechnungen  in  Ausgabe, 
beziehungsweise  in  Einnahme  nachgewiesen  werden. 

Artikel  19. 

Unerledigte  Vorschüsse,  Vorlagen,  Asservate,  Erhebungen  und  Zahlungen 
für  andere  Kassen  sind  nicht  in  den  Rechnungen  zu  verrechnen,  sondern  in 
einem  der  Rechnung  beizufügenden,  auf  die  Zeit  des  Bücherschlusses  bezüglichen 
Anhang  nachzuweisen. 

Artikel  20. 

Alle  Mehreinnahmen  und  Mehrausgaben,  welche  gegen  die  durch  ständische 
Beschlüsse  zu  dem  Hauptvoranschlag  für  die  Finanzperiode  festgestellten  Beträge 
stattgefunden  haben,  werden  als  Etatsüberschreitungen  angesehen.  Als  Etats- 
überschreitungen sind  dagegen  diejenigen  sachlichen  Mehrausgaben  nicht  zu 
betrachten,  welche  durch  Minderausgaben  bei  den  betreffenden  Abteilungen  und 
Unterabteilungen  des  Hauptvoranschlags  gedeckt  werden,  wenn  und  insoweit 
bei  den  betreffenden  Abteilungen  und  Unterabteilungen  die  Stände  ausdrücklich 
die  Verwilligung  als  Pauschsumme  beschlossen  haben.  Ebenso  verhält  es  sich, 
wenn  die  Uebertragungsfähigkeit  anderer  Teile  des  Hauptvoranschlags  unter  sich 
in  dieser  Beziehung  von  den  Ständen  ausdrücklich  bewilligt  worden  ist. 

Der  vorstehende  Satz  erleidet  auf  den  Hauptvoranschlag  für  die  Finanz- 
periode 1879/82  keine  Anwendung.  Für  diesen  bleibt  es  in  dieser  Beziehung 
bei  der  seitherigen  Uebung. 

Artikel  21. 
Nach  Ablauf  jeder  Finanzperiode  und  innerhalb  der  darauf  folgenden 
Finanzperiode,  spätestens  zu  Beginn  der  zweitfolgenden  Finanzperiode  hat  die 
Regierung  den  Ständen  eine  Uebersicht  sämtlicher  Rechnungseinnahmen  und 
-ausgaben  jener  Finanzperiode  vorzulegen.  Die  definitive  Rechenschaftsablage 
erfolgt  nach  vollendetem  Revisionsabschlusse  der  Staatsrechnungen  der  Finanz- 
periode. 

Artikel  22. 
Gegenwärtiges  Gesetz  tritt  mit  Wirkung  vom  1.  April  1879  in  Kraft. 
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Das  grossherzoglich  hessische  Gesetz,  die  Einrichtung  und 
die  Befugnisse  der  Oberrechnungskammer  betreffend. 

Von 

Dr.  Zeller, 

Regierungsrat  in  Darmstadt. 

Die  Verordnung  über  die  Errichtung  einer  Oberrechnungskammer  vom 
23.  Juni  1821  zentralisierte  das  gesamte  Rechnungswesen  der  Staatsverwaltung 
in  einer  den  Ministerien  untergeordneten  Landesstelle,  der  Rechnungskammer. 
Später  (Verordnung  vom  6.  Juni  1832)  wurden  auch  die  Rechnungen  der  Ge- 
meinden, Kirchen,  Stiftungen  und  sonstigen  öffentlichen  Fonds  der  Rechnungs- 
kammer zur  Revision  und  zum  Abschlüsse  überwiesen.  Das  neueste  Gesetz  vom 
14.  Juni  1879  entstand  aus  Anträgen  der  Ständekammer,  einer  neu  organisierten 
Oberrechnungskammer  neben  der  Rechnungsrevision  auch  die  Verwaltungs- 
kontrolle des  gesamten  Staatshaushaltes  zu  übertragen  und  hierdurch  die  ständige 
Kontrolle  zu  erleichtem.  Als  Vorbild  diente  das  preussische  Gesetz  vom  27.  März 
1872  und  das  badische  vom  25.  August  1876,  die  Grundlage  bildet  das  hessische 
Gesetz  vom  14.  Juni  1879  über  die  Vei-waltung  der  Einnahmen  und  Ausgaben 
des  Staates. 

Durch  Art.  1  ist  die  Oberrechnungskammer  unmittelbar  unter  den  Landes- 
herrn gestellt,  ihre  Unabhängigkeit  der  Staatsverwaltung  gegenüber  hinsichtlich 
des  Staatsrechnungswesens  ausgesprochen  und  derselben  die  Kontrolle  des  ge- 
samten Staatshaushaltes,  insoweit  diese  durch  Prüfung  und  Feststellung  aller 
Rechnungen  über  Einnahmen  und  Ausgaben  von  Staatsgeldem ,  über  Zu-  und 
Abgang  von  Domanial-  und  Staatseigentum  und  über  die  Verwaltung  der  Staats- 
schulden ausgeübt  werden  kann,  übertragen.  An  den  seitherigen  Befugnissen 
hinsichtlich  der  Revision  und  des  Abschlusses  der  Rechnungen  der  Gemeinden  u.  s.w. 
trat  eine  Aenderung  nicht  ein.  Art.  2  stellt  die  Gliederung  innerhalb  der  Ober- 
rechnungskammer fest;  der  letzte  Absatz  erschien  deshalb  nötig,  weil  auch  öfters 
Rechtsfragen  zum  Austrag  kommen.  Art.  3  soll  verhüten,  dass  Entschliessungen 
der  Oberrechnungskammer  durch  verwandtschaftliche  Rücksichten  beeinflusst 
werden.  Den  Kollegialmitgliedern  sind  Nebenämter  und  mit  Geldvorteilen  ver- 
Ijundene  Nebenbeschäftigungen  untersagt,  weil  sie  ihre  ganze  Kraft  ihrem  Berufe 
widmen  sollen.  Gleiches  gilt  von  der  Mitgliedschaft  an  den  Landtagen,  weil 
diese  sie  in  Kollision  mit  dem  eigentlichen  Dienst  bringen  könnte  (Art.  4).    Der 
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Landesherr  ernennt  den  Präsidenten  und  die  übrigen  Mitglieder  auf  Antrag  des 
Staatsministeriums  und   unter  Gegenzeichnung   des  Ministers,  die  KoUegiah-äte 
nach  Anhörung  des   Präsidenten   der   Oberf-echnungskammer.     Das  zur  Kanzlei 
und  für  die  Revision  der  Staatsrechnungen  erforderliche  Beamtenpersonal  wird 
unter  Gegenzeichnung  des  Präsidenten  ernannt,   während  bei  dem  zur  Revision 
der  Rechnungen  der  Gemeinden  u.  s.  w.  nötigen  Justifikaturbeamten  das  Mini- 
sterium  den  Antrag   auf  Ernennung   stellt.     Die  Annahme   des   übrigen  nicht 
definitiv  angestellten  Personales  ist  Sache  des  Präsidenten.    Letzterer  und  seine 
Räte  sind  unabsetzbar  wie  Richter  (Art.  5).    Die  in  Art.  7  gegebene  kollegialische 
Verfassung  garantiert  thunlichste   Sicherheit  gegen   die  Einseitigkeit  der  Auf- 
fassung und  Entscheidung.     Art.  8  stellt,    unter  Wahrung  vertragsmässiger  Be- 
stimmungen,   den  Geschäftskreis  der  Oberrechnungskammer  in  Bezug  auf  die 
Revision  und   den  Abschluss   der  Rechnungen   fest.     Nach  Art.   7   Nr.  G   ent- 
scheidet  die  Oberrechnungskammer  in  Zweifelsfällen,  welche  Staatsrechnungen 
von  ihr  zu  revidieren  und  abzuschliessen  sind.     Art.  9  beschäftigt  sich  mit  den 
Revisionsbefugnissen  der  Oberrechnungskammer.    Dieselben  bestehen,  neben  der 
Prüfung   der  Richtigkeit  der  Belege  und  Rechnungen,  in  der  eigentlichen  Ver- 
waltungskontrolle, die  ihr  Augenmerk  zur  Beförderung  der  Staatszwecke  auch 
auf  Vorschläge   zu  Verbesserungen  im  Staatshaushalte   zu   richten  hat.     Diese 
sehr  weitgehenden  Befugnisse,   welche  noch  eingehenderen  Ausdruck  in  Art.  20 
finden,  sollen  die  Stände  bei  der  Prüfung  der  Rechnungsablag.e  über  die  Staats- 
verwaltung  unterstützen.     Damit   die   in  Art.  9   beschriebenen  Befugnisse    zur 
vollständigen  Geltung  kommen  können,   hat  die  Oberrechnungskammer  die  in 
Art.  10  Abs.  1,   2   aufgeführten  Berechtigungen.     Weiter  enthält  Abs.  3  Vor- 
schriften über  das  Recht  und   die  Pflicht   des  Präsidenten  zur  Anordnung  von 
unvorhergesehenen  Visitationen  der  rechnungspflichtigen,  unter  der  Vei-waltung 
von  Staatsbehörden  stehenden  Kassen   und   Magazine  u.  s.  w.     Die  in  Art.  11 
Abs.  1  u.  4  vorgeschriebenen  Mitteilungen  sind  zur  Erfüllung  der  Aufgaben  der 
Oberrechnungskammer  geboten.     Die  Mitteilungen  in  Abs.  1  u.  2   waren  von 
jeher  vorgeschrieben.    Abs.  3,   wonach  Aenderungen   an   den  bestehenden  Vor- 
schriften  über   die  Einrichtungen  des  Staatsrechnungswesens  nur  bei  Ueberein- 
stimmung  der  Oberrechnungskammer  mit  der  betreffenden  Vei-waltungsbehörde 
vorgenommen  werden  können,   beruht  auf  praktischen  Gründen.     Die  Termine 
zur  Einsendung    der  Staatsrechnung  bestimmt  die  Oberrechnungskammer  nach 
Benehmen  mit  den  Ministerien.    Soll  die  Revisionsbehörde  die  Staatsrechnungen 
zum  prompten  Abschluss  bringen  können,  so  muss  ihr  das  in  Abs.  2  u.  3  Art.  12 
gewahrte  Recht  zustehen.     Nach  Art.  14  geht  der  Rekurs  gegen  den  Revisions- 
abschluss,  statt  wie  früher  an  den  Verwaltungsgerichtshof,  an  die  durch  3  Mit- 
glieder   des   Verwaltungsgerichtshofes    verstärkte   Oberrechnungskammer.     Die 
Aenderung  war  im  Interesse  der  unabhängigen  Stellung  der  Behörde  geboten, 
und   sichert   vollständige   Unparteilichkeit,   da   die  zugezogenen  Mitglieder  des 
Verwaltungsgerichtshofs    nicht   für  jeden    einzelnen   Fall,    sondern   im   voraus 
ernannt  sind   und   die  Mitwirkung   des   früheren  Referenten  ausgeschlossen  ist. 
Art.  15  enthält  die  Vorschriften  über  die  Rechtskraft  der  von  der  Oberrechnungs- 
kammer formierten  Revisionsabschlüsse.     Eine  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
Stand  gegen  die  Versäumnis  der  Rekursfrist  richtet  sich  nach  Art.  16.     Art.  20 
befasst  sich  mit  den  Pflichten  der  Oberrechnungskammer  gegenüber  den  Land- 

324 


Hess.  Gesetz  über  die  Einrichtung  und  die  Befugnisse  der  Oberrechnungskammer.      325 

ständen.     Hiernach   hat   die  Oberrechnungskammer  bei  der  Revision  sämtlicher 
Staatsrechnungen  eingehende  Bemerkungen  darüber  aufzustellen: 

1.  ob  sich  die  Hauptstaatskasserechnung  und  die  übrigen  staatlichen 
Rechnungen  untereinander  hinsichtlich  der  Beträge  in  Uebereinstimmung  be- 
finden u.  s.  w. 

2.  ob  und  inwieweit  nach  diesen  Rechnungen  die  massgebenden,  eingehend 
in  Art.  20  beschriebenen  Normen  der  Verwaltung  innegehalten  oder  über- 
schritten worden  sind,  insbesondere 

3.  welche  Etatsüberschreitungen,  sowie  welche  ausseretatsmässige  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  stattgefunden  haben. 

Die  Definition  von  Etatsüberschreitungen  und  ausseretatsmässigen  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  findet  sich  in  den  Art.  16  u.  20  des  Gesetzes  über  die 
Verwaltung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Staates.  Jene  Bemerkungen 
bilden  wesentlich  die  Grundlage  zur  Beschlussfassung  der  Landstände  über  die 
Rechenschaftsablage  der  Staatsverwaltung,  sie  müssen  deshalb  durch  Ent- 
schliessungen  der  Verwaltungsbehörden  unbeirrt  sein.  Die  Oberrechnungskammer 
legt  mit  diesen  nachweisenden  Bemerkungen  dem  Staatsministerium  und  durch 
dieses  den  Landständen  eine  Denkschrift  vor,  in  welcher  die  hauptsächlichsten 
Ergebnisse  der  Prüfung  übersichtlich  zusammengefasst  und  die  Wahrnehmungen 
über  etwaige,  aus  den  Staatsrechnungen  sich  ergebende  Mängel  der  Verwaltung 
und  Vorschläge  zur  Abhilfe  niedergelegt  sind.  Art.  21  regelt  das  Disziplinar- 
verfahren gegen  den  Präsidenten  oder  einen  Kollegialrat  der  Oberrechnungs- 
kammer. Der  in  Art.  22  vorgeschriebene  Jahresbericht  ist  mit  Rücksicht  auf 
die  umfangreichen  Befugnisse  der  Oberrechnungskammer  geboten. 


Gesetz,  die  Einrichtung  und  die  Befugnisse  der  Oberrechnungs- 
kammer betreffend,  vom  14.  Juni  1879. 

Artikel  1. 

Die  Oberrechnungskammer  ist  eine  Uns  unmittelbar  untergeordnete,  der 
Staatsverwaltung  gegenüber  selbständige  Behörde,  welche  die  Kontrolle  des 
gesamten  Staatshaushaltes  durch  Prüfung  und  Feststellung  der  Rechnungen  über 
Einnahmen  und  Ausgaben  von  Staatsgeldern,  über  Zu-  und  Abgang  von  Do- 
manial-  und  Staatseigentum  und  über  die  Verwaltung  der  Staatsschulden  zu 
führen  hat. 

Der  Oberrechnungskammer  bleibt,  wie  seither,  die  Revision  und  der  Ab- 
schluss  der  Rechnungen  der  unter  der  Aufsicht  oder  Verwaltung  der  Staats- 
behörden stehenden  Gemeinden,  Kii'chen,  Stiftungen  und  sonstigen  öffentlichen 
Zwecken  dienenden  Fonds  übertragen. 

Artikel  2. 

Die  Oberrechnungskammer  besteht  aus  einem  Präsidenten  und  der  er- 
forderlichen Anzahl  von  Kollegialräten,  sowie  dem  nötigen  Revisions-  und  Kanzlei- 
personale. 

Eines  der  Mitglieder  muss  die  Befähigung  zum  Richteramte  erlangt  haben. 
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Artikel  3. 

Vater  und  Sohn,  Schwiegei-vater  und  Schwiegersohn,  Bi'üder  und  Schwäger 
dürfen  nicht  gleichzeitig  Mitglieder  der  Oberrechnungskammer  sein. 

Ein  Kollegialmitglied,  welches  mit  dem  Vorstande  einer  obersten  Ver- 
waltungsbehörde des  Landes  in  einem  der  im  ersten  Absätze  bezeichneten  Grade 
verwandt  oder  verschwägert  ist,  darf  an  der  Beschlussfassung  über  solche  An- 
gelegenheiten nicht  teilnehmen,  welche  zum  Geschäftszweige  der  betreffenden 
obersten  Verwaltungsbehörde  gehören. 

Artikel  4. 

Nebenämter,  mit  Ausnahme  des  Amts  eines  Mitglieds  einer  Prüfungs- 
kommission, oder  mit  Geldvorteilen  verbundene  Nebenbeschäftigungen  dürfen 
den  Mitgliedern  des  Kollegiums  weder  übertragen,  noch  von  ihnen  übernommen 
werden.  Ebensowenig  können  dieselben  Mitglieder  der  Kammern  der  Land- 
stände sein. 

Artikel  5. 

Der  Präsident  und  die  übrigen  Mitglieder  der  Oberrechnungskammer 
werden  von  Uns  auf  Antrag  des  Staatsministeriums  und  unter  Gegenzeichnung 
des  Präsidenten  desselben  ernannt,  die  Kollegialräte  nach  Anhörung  des  Präsi- 
denten der  Oberrechnungskammer.  Die  zur  Kanzlei  und  für  die  Revision  der 
Staatsrechnungen  weiter  erforderlichen  Beamten  werden  von  Uns  auf  Antrag 
des  Präsidenten  der  Oberrechnungskammer  und  unter  Gegenzeichnung  desselben 
ernannt.  Die  zur  Revision  der  Gemeinde-,  Kirchen-  und  Stiftungsrechnungen 
erforderlichen  Justifikaturbeamten  werden  von  Uns  nach  Anhörung  des  Präsi- 
denten der  Oberrechnungskammer  auf  Antrag  des  Ministeriums  des  Innern  und 
der  Justiz  ernannt.  Das  übrige  Personal  wird  von  dem  Präsidenten  der  Ober- 
rechnungskammer angenommen. 

Der  Präsident  und  die  übrigen  Kollegialmitglieder  der  Oberrechnungs- 
kammer sind  unabsetzbar  wie  Richter. 

Artikel  6. 

Der  Geschäftsgang  bei  der  Oberrechnungskammer  wird  auf  Vorschlag  der 
Oberrechnungskammer  und  nach  Anhörung  des  Staatsministeriums  durch  Ver- 
ordnung geregelt.  Dieselbe  wird  auch  die  Bestimmungen  enthalten,  welche 
zur  Geschäftsleitung  des  Präsidenten  erforderlich  sind.  Bis  zum  Erlasse  dieser 
Verordnung  bleiben  die  bisher  ergangenen  Vorschriften  über  den  Geschäftsgang 
insoweit  in  Kraft,  als  sie  mit  den  übrigen  Vorschriften  dieses  Gesetzes  ver- 
einbar sind. 

Artikel  7. 

Die  Oberrechnungskammer  hat  eine  kollegialische  Verfassung.  Sie  fasst 
ihre  Beschlüsse  unter  Teilnahme  von  mindestens  drei  Mitgliedern  einschliesslich 
des  Vorsitzenden  nach  Stimmenmehrheit;  bei  Stimmengleichheit  gibt  der  Vor- 
sitzende den  Ausschlag. 

Die  koUegiaHsche  Beratung  und  Beschlussfassung  ist  jedenfalls  erforder- 
lich, wenn: 

L  an  Uns  Bericht  erstattet, 

2.  die   für   den  Landtag  bestimmten  Bemerkungen  (Art.  20)  festgestellt, 

3.  allgemeine  Grundsätze  aufgestellt  oder  bestehende  abgeändert, 

4.  allgemeine  Instruktionen  erlassen  oder  abgeändert, 

5.  über  Anordnungen  der  obersten  Verwaltungsbehörden  Gutachten  ab- 
gegeben, 

6.  in  Zweifelsfällen  entschieden  werden  soll,  ob  und  welche  Rechnungen 
nach  den  Bestimmungen  des  Art.  8  Nr.  1  u.  2  dieses  Gesetzes  von  der  Ober- 
rechnungskammer zu  revidieren  und  abzuschliessen  sind. 

Artikel  8. 
Der    Revision    und    dem    Abschlüsse    durch    die    Oberrechnungskammer 
unterliegen : 
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1.  alle  diejenigen  Rechnungen,  durch  welche  die  Ausführung  des  Finanz- 
gesetzes, des  festgestellten  Hauptstaatsvoranschlags,  der  sämtlichen  Haupt-  und 
Unteranlagen,  auf  welchen  derselbe  beruht,  dargethan  wird,  insoweit  nicht  ver- 
tragsmässige  Bestimmungen  eine  Ausnahme  begründen,  insbesondere  also  alle 
Rechnungen  über 

a)  Einnahmen  und  Ausgaben  von  Staatsgeldern  und  von  dem  Staate  ge- 
hörigen Materialien  und  sonstigen  Vorräten, 

b)  öffentliche  Institute,  welche  nach  Massgabe  des  Bedürfnisses  Zuschüsse 
aus  der  Hauptstaatskasse  erhalten; 

2.  die  Rechnungen  über  den  Fonds  zur  Ergänzung  des  Familieneigentums 
des  grossherzoglichen  Hauses; 

3.  die  Rechnungen  der  Gemeinden,  Kirchen,  Stiftungen  und  der  sonstigen, 
öffentlichen  Zwecken  dienenden  Fonds,  welche  seither  schon  der  Oberrechnungs- 
kammer durch  Gesetz,  Verordnung  oder  besondere  Anordnung  zur  Revision  und 
zum  Abschlüsse  überwiesen  sind  oder  künftig  überwiesen  werden. 

Derjenige  Teil  der  Hauptstaatskasserechnung,  welcher  die  Ausgaben  der 
Oberrechnungskammer   enthält,    wird  von  dem  Präsidenten  derselben  revidiert. 

Artikel  9. 
Die  Revision  der  Staatsrechnungen  ist,  ausser  der  Rechnungsjustifikation, 
noch  besonders  darauf  zu  richten: 

a)  ob  bei  der  Erwerbung,  Benutzung  und  Veräusserung  von  Staatseigentum 
oder  anderem  unter  der  Verwaltung  von  Staatsbehörden  stehenden  Eigentum 
und  bei  der  Erhebung  und  Verwendung  der  Einkünfte,  welche  in  den  in  Art.  8 
Nr.  1  u.  2  beschriebenen  Rechnungen  zu  verrechnen  sind,  nach  den  bestehenden 
Gesetzen  und  Vorschriften  verfahren  worden  ist; 

b)  ob  und  wo  nach  den  aus  diesen  Staatsrechnungen  zu  beurteilenden 
Ergebnissen  der  Verwaltung  zur  Beförderung  der  Staatszwecke  Abänderungen 
nötig  oder  ratsam  sind. 

Artikel  10. 

Die  Oberrechnungskammer  ist  berechtigt,  von  den  Behörden  jede  bei  der 
Revision  der  Staatsrechnungen  für  erforderlich  erachtete  Auskunft,  sowie  die 
Einsendung  der  bezüglichen  Akten,  Bücher  und  sonstigen  Schriftstücke  zu  erlangen. 

Die  Oberrechnungskammer  ist  befugt.  Bedenken  und  Erörterungen  gegen 
die  Staatsrechnungen  an  Ort  und  Stelle  durch  Kommissäre  erörtern  zu  lassen, 
und  ebenso  über  die  Einzelheiten  der  Verwaltung  sich  Informationen  zu  ver- 
schaffen. 

Dem  Präsidenten  der  Oberrechnungskammer  steht  das  Recht  zu,  aussei*- 
ordentliche  Visitationen  von  rechnungspflichtigen,  unter  der  Verwaltung  von 
Staatsbehörden  stehenden  Kassen  und  Magazinen  anzuordnen.  Er  ist  ausserdem 
verpflichtet,  wenigstens  je  eine  unvorhergesehene  Visitation  der  Hauptstaats- 
kasse in  jeder  Finanzperiode  und  der  übrigen  rechnungspflichtigen,  unter  der 
Verwaltung  von  Staatsbehörden  stehenden  Kassen  und  Magazinen  innerhalb 
des  Zeitraums  von  6  Jahren  für  jede  dieser  Kassen  vornehmen  zu  lassen.  Er 
hat  jedoch  in  solchen  Fällen  dem  betreffenden  Ministerium  Mitteilung  zu  machen, 
damit  von  dieser  Seite  gleichfalls  eine  kommissarische  Beteiligung  an  der  Unter- 
suchung stattfinden  kann.  —  Auf  Ersuchen  des  betreffenden  Ministeriums  hat 
die  Oberrechnungskammer  ausserordentliche  Visitationen  dieser  Kassen,  ausser- 
dem Ueberlieferungen  derselben  bei  dem  Wechsel  der  Kassebeamten  vornehmen 
zu  lassen. 

Artikel  11. 

Alle  Verfügungen  der  obersten  Staatsbehörden,  durch  welche  in  Beziehung 
auf  Einnahmen  und  Ausgaben,  welche  in  den  in  Art.  8  Nr.  1  u.  2  beschriebenen 
Rechnungen  zu  verrechnen  sind,  eine  allgemeine  Vorschrift  gegeben  oder  eine 
schon  bestehende  abgeändert  oder  erläutert  wird,  müssen  sogleich  bei  ihi'em 
Ergehen  der  Oberrechnungskammer  mitgeteilt  werden. 

Allgemeine  Anordnungen  der  Behörden  über  die  unter  der  Verwaltung 
derselben  stehenden   Kassen   und   Magazine,   sowie   über  die  betreffende  Buch- 
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führung,   sind  schon  vor  ihrem  Erlass  zur  Kenntnis  der  Oberrechnungskammer 
zu  bringen,   damit   dieselbe   auf  etwaige  Bedenken  aufmerksam  machen  kann. 

Die  bestehenden  Voi'schriften  über  die  Einrichtung  der  Staatsrechnungen 
und  der  zugehörigen  Rechnungsbelege  bleiben  vorerst  in  Kraft;  Aenderungen 
können  nur  bei  Uebereinstimmung  der  Oberrechnungskammer  mit  der  betreffenden 
obersten  Verwaltungsbehörde  vorgenommen  werden. 

Von  allen  auf  die  Rechnungslegung  über  Staatsgelder  bezüglichen  Be- 
schlüssen der  Landstände  ist  der  Oberrechnungskammer  zur  Kenntnisnahme 
Mitteilung  zu  machen. 

Artikel  12. 

Die  Termine  zur  Einsendung  der  Staatsrechnungen  werden  von  der  Ober- 
rechnungskammer nach  Benehmen  mit  dem  betreffenden  Ministerium  bestimmt. 

Die  Erinnerungen  der  Oberrechnungskammer  zu  den  Staatsrechnungen 
betreffen  entweder  den  Rechner  oder  die  dekretierende  Behörde.  Die  ersteren 
sind  als  Revisionsbemerkungen  dem  Rechner  zu  übersenden  und  von  diesem 
innerhalb  der  von  der  Oberrechnungskammer  festgesetzten  Frist  zu  erläutern, 
die  letzteren  von  dieser  mit  der  dekretierenden  Behörde  in  dem  allgemein 
üblichen  Geschäftsverkehr  auszutragen. 

Die  Oberrechnungskammer  ist  befugt,  ihren  Verfügungen  gegen  säumige 
Rechner  nötigenfalls  durch  Ordnungsstrafen  bis  zu  100  M.  einschliesslich  die 
schuldige  Folgeleistung  zu  sichern  oder  auch  Kommissäre  auf  Kosten  derselben 
zur  Erledigung  der  gemachten  Auflagen  abzusenden. 

Artikel  13. 

Die  Oberrechnungskammer  hat  auf  die  Revisionsbemerkungen  und  Er- 
läuterungen Beschlüsse  zu  erteilen.  Erleidet  des  Rechners  Abschluss  durch  die 
Beschlüsse  Aenderung,  so  ist  nach  diesen  der  Revisionsabschluss  zu  formieren 
und  dadurch  die  persönliche  Schuld  des  Rechners  an  die  Kasse  oder  das  Magazin 
festzustellen. 

Artikel  14. 

Findet  sich  ein  Rechner  oder  sein  Stellvertreter  oder  Rechtsnachfolger 
durch  den  Revisionsbeschluss  beschwert,  so  hat  derselbe  dagegen  innerhalb 
einer  unerstrecklichen  Frist  von  3  Monaten  nach  der  bescheinigten  Zustellung 
der  Beschlüsse  und  des  Revisionsabschlusses  Rekurs  bei  der  Oberrechnungs- 
kammer zu  ergreifen,  sowie  um  Revision  der  Verhandlungen  und  um  Formierung 
eines  anderen  Revisionsabschlusses  nachzusuchen. 

In  solchen  Fällen  entscheidet  in  ausserordentlicher  Sitzung  auf  schrift- 
liche Vorträge  eines  Referenten  und  Korreferenten  die  Oberrechnungskammer, 
vertreten  durch  ihren  Präsidenten  mit  zwei  Räten  und  verstärkt  durch  drei 
Mitglieder  des  Verwaltungsgerichtshofes,  welche  Wir  für  jede  Finanzperiode 
im  voraus  ernennen  werden.  Der  Präsident  soll  bei  Stimmengleichheit  nicht 
den  Ausschlag  geben  können,  und  ist  in  diesem  Falle  zu  gunsten  des  Be- 
schwerdeführers zu  entscheiden. 

Bei  dieser  Entscheidung  darf  der  frühere  Referent,  auf  dessen  Vortrag 
der   angefochtene  Revisionsabschluss  erteilt  worden  ist,  nicht  mitwirken. 

Das  Erkenntnis  ist  dem  Rechner  durch  die  Verwaltungsbehörde,  unter 
welcher  derselbe  steht,  zu  eröffnen. 

Ein  weiterer  Rekurs  findet  nicht  statt. 

Artikel  15. 
Die  von  der  Oberrechnungskammer  formierten  Revisionsabschlüsse,  gegen 
welche  innerhalb  der  im  Art.  14  bestimmten  Frist  der  Rekurs  an  die  Ober- 
rechnungskammer nicht  ein-  und  ausgeführt  worden  ist,  erlangen  mit  Ablauf 
dieser  Frist,  die  Beschlüsse  der  Rekursinstanz  sogleich  nach  ihrem  Erlass  gegen- 
über dem  Rechner,  dessen  Stellvertreter  oder  Rechtsnachfolger  die  Eigenschaft 
rechtskräftiger  Erkenntnisse  und  sind  vollstreckbar.  Die  Vollstreckungsklausel  ge- 
mäss §  663  der  Zivilprozessordnung  ist  von  der  Oberrechnungskammer  beizufügen 
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Artikel  16. 
,  Eine  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  gegen  die  Versäumnis  der 

Rekursfrist  findet  nur  statt,  wenn: 

a)  die  Unmöglichkeit  zu  deren  Einhaltung  dargethan  werden  kann; 

b)  das  Restitutionsgesuch  längstens  binnen  3  Monaten,  von  der  Zeit  des 
Wegfall ens  des  Hindernisses  an  gerechnet,  bei  der  Oberrechnungskammer  an- 
gebracht und  hiermit 

c)  nicht  nur  die  Bescheinigung  der  angegebenen  Verhinderungsursache, 
sondern  zugleich  auch 

d)  eventuell  die  Rekursausführung  selbst  verbunden  wird. 

Artikel  17. 
Will  der  Rechner  nach  erfolgtem  Revisionsabschlusse  neue  Thatumstände 
oder  Rechtfertigungsmittel  geltend  machen,  so  kann  er  sich  damit  an  die  be- 
treffenden Verwaltungsbehörden  oder  nötigenfalls  an  die  Oberrechnungskammer 
mit  einem  Gesuch  um  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  wenden.  Gegen  die 
Entscheidung  dieser  Behörden  steht  demselben  der  Rekurs  an  die  nach  Art.  14 
und  folgende  dieses  Gesetzes  fungierende  Rekursinstanz  unter  den  darin  an- 
gegebenen Voraussetzungen,  Formen  u.  s.  w.  zu.  Das  Beschreiten  des  Rechts- 
weges wird  hierdurch  nicht  ausgeschlossen. 

Artikel  18. 
Eigentliche   Rechnungsfehler  (errores   calculi)   können   und   müssen  auch 
nach   erfolgtem  Revisionsabschlusse   und   nach  Ablauf  der  Rekursfrist   von   der 
Oberrechnungskammer  verbessert  werden. 

Artikel  19. 
Zeigt  sich  bei  der  Revision  einer  Staatsrechnung,  dass  dem  Rechner 
Dienstnachlässigkeit  zur  Last  fällt,  oder  ergeben  sich  Anzeichen  einer  untreuen 
Verwaltung,  so  hat  die  Oberrechnungskammer  die  betreffenden  Thatsachen  der 
Verwaltungsbehörde,  unter  welcher  der  Rechner  steht,  sofort  mitzuteilen,  damit 
das  weitere  Verfahren  gegen  denselben  eingeleitet  werde.  Von  dem  Ergebnisse 
der  Untersuchung   soll   der  Oberrechnungskammer  Nachricht   gegeben  werden. 

Artikel  20. 
Den  von  der  Oberrechnungskammer  anzufertigenden  Nachweisungen,  welche 
über  das  Domanial-  und  Staatsvennögen  und  über  die  Vei-wendung  der  be- 
willigten Staatsgelder  nach  Art.  9  u.  68  der  Verfassungsurkunde  den  Ständen 
zu  geben  sind,  sind  die  von  der  Oberrechnungskammer  unter  eigener  Verant- 
wortlichkeit aufzustellenden  Bemerkungen  darüber  beizufügen ; 

1.  ob  die  in  den  Rechnungen  der  Hauptstaatskasse  in  Einnahme  und 
Ausgabe  aufgeführten  Beträge  mit  denjenigen  übereinstimmen,  welche  in  den 
nach  Art.  8  Ord.-Nr.  1  u.  2  von  der  Oberrechnungskammer  revidierten  Rech- 
nungen in  Ausgabe  und  Einnahme  nachgewiesen  sind ; 

2.  ob  und  inwieweit  bei  der  Vereinnahmung  und  Erhebung,  bei  der 
Verausgabung  und  Verwendung  von  Staatsgeldern  oder  bei  der  Erwerbung, 
Benutzung  oder  Veräusserung  von  Staatseigentum  Abweichungen  von  den  Be- 
stimmungen des  Finanzgesetzes  oder  der  von  den  Landständen  genehmigten 
Hauptabteilungen,  Titel  oder  einzelnen  Posten  des  Hauptvoranschlags  und  der 
Anlagen  desselben,  oder  von  den  mit  einzelnen  Positionen  des  Hauptvoranschlags 
und  der  Anlagen  desselben  verbundenen  Bemerkungen  oder  Abweichungen  von 
den  Bestimmungen  der  auf  die  Staatseinnahmen  und  -ausgaben  oder  auf  die 
Erwerbung,  Benutzung  oder  Veräusserung  von  Staatseigentum  bezüglichen  Ge- 
setze und  Vorschriften  stattgefunden  haben,  insbesondere 

3.  welche  Etatsüberschreitungen,  sowie  welche  ausseretatsmässigen  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  stattgefunden  haben. 

Die  Oberrechnungskammer  hat  mit  diesen  Nachweisungen  und  Bemer- 
kungen dem  Staatsministerium  eine  Denkschrift  vorzulegen,  welche  die  haupt- 
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sächlichsten  Ergebnisse  der  Prüfung  übersichtlich  zusammenfasst  und  die  Wahr- 
nehmungen der  Oberrechnungskammer  über  etwaige  aus  den  Staatsrechnungen 
sich  ergebende  wesentliche  Mängel  der  Verwaltung  und  gutachtliche  Vorschläge 
zur  Abhilfe  derselben  enthält. 

lieber  Fragen,  welche  zum  Geschäftskreise  der  Oberrechnungskammer 
gehören,  können  auch  die  Landstände  durch  Vermittelung  des  Staatsministeriums 
von  der  Oberrechnungskammer  Gutachten  erheben. 

Artikel  21. 

Liegt  Grund  zur  Jlinleitung  des  Disziplinarverfahrens  gegen  den  Präsi- 
denten oder  einen  Kollegialrat  der  Oberrechnungskammer  vor,  so  hat  dieselbe 
durch  Beschluss  des  Staatsministeriums  zu  erfolgen,  lieber  das  Verfahren  und 
die  Kompetenz  zur  Erlassung  eines  Disziplinarerkenntnisses  bestimmt  das  Dis- 
ziplinargesetz. 

Die  Landstände  sind  berechtigt,  wegen  Verletzung  der  der  Oberrechnungs- 
kammer im  Art.  20  auferlegten  Pflichten  die  Einleitung  des  Disziplinai-verfahrens 
bei  dem  Staatsministerium  zu  beantragen. 

Das  Staatsministerium  hat  diesem  Antrag  binnen  3  Monaten  Folge  zu 
geben  und  das  Ergebnis  des  Disziplinarverfahrens  nach  dessen  Beendigung  jeder 
der  beiden  Kammern  der  Landstände  mitzuteilen. 

Artikel  22. 
Nach  Ablauf  eines  jeden  Geschäftsjahres  hat  Uns  die  Oberrechnungs- 
kammer einen  Bericht  über  die  Ergebnisse  ihrer  gesamten,  auf  das  Staats- 
rechnungswesen bezüglichen  Geschäftsthätigkeit  zu  erstatten,  welchem  zugleich 
ihre  gutachtlichen  Vorschläge  beizufügen  sind,  ob  und  inwieweit  nach  den  aus 
den  Staatsrechnungen  zu  entnehmenden  Ergebnissen  der  Verwaltung  zur  Be- 
förderung der  Staatszwecke  im  Wege  der  Gesetzgebung  oder  der  Verordnung 
zu  treffende  Bestimmungen  notwendig  oder  ratsam  erscheinen. 

Artikel  23. 
Soweit   die   Bestimmungen  dieses  Gesetzes   von  den  bestehenden  Bestim- 
mungen  abweichen,   finden   sie   zum   erstenmal   auf  das   Staatsrechnungswesen 
der  mit  dem  1.  April  1879  beginnenden  Finanzperiode  Anwendung. 

Artikel  24. 
Sämtliche  Bestimmungen  über  das  Rechnungswesen  der  Gemeinden,  Kirchen, 
Stiftungen   und    der   sonstigen    öff'entlichen   Zwecken   dienenden   Fonds    (Art.  8, 
Ord.-Nr.  3)   bleiben  in  Kraft,    insoweit  sie  nicht  durch  Art.  14 — 18  aufgehoben 
werden. 

Artikel  25. 
Gegenwärtiges  Gesetz  tritt  mit   dem   1.  Oktober  1879   in  Wirksamkeit. 

Von  dem  gleichen  Zeitpunkte  an  treten  alle  für  das  Staatsrechnungs- 
wesen früher  erlassenen  Bestimmungen,  insoweit  sie  mit  dem  gegenwärtigen 
Gesetze  nicht  vereinbar  sind,  ausser  Kraft. 


Erhöhung  der  russischen  Grundsteuer  und  Steuer  von 
städtischen  Liegenschaften. 

Von 

Dr.  Joh.  von  Kenssler 

in  Petersburg. 

Das  am  14.  (26.)  Dezember  1887  vom  Kaiser  bestätigte  Reichsratsgutachten 
erhöht  mit  dem  Jahre  1888  die  Grundsteuer  in  22  Gouvernements,  indern  der 
Steuersatz  pro  Dessätine  (=  1,09  ha)  auf  V2  Kopeke  im  Gouvernement  Olonez, 
auf  1  Kopeke  in  den  Gouvernements  Orenburg,  Perm,  Nowgorod  und  Wologda, 
auf  2  KoiJeken  in  den  Gouvernements  Kostroma,  Mohilew  und  Smolensk,  auf 
2V2:  Pskow,  Minsk,  St.  Petersburg  und  Witebsk,  auf  3  in  Esthland,  auf  3V2  in 
Twer,  auf  4  in  Samara,  auf  6  7«  in  Wilna,  Nishni-Nowgorod  und  Jekaterinoslaw, 
auf  7V2  in  Cherson  und  Grodno,  auf  10  in  Livland  und  endlich  auf  15  Kopeken 
in  Kurland  festgesetzt  wird. 

Das  Nähere  über  diese  Steuer  findet  der  Leser  im  Pinanzarchiv  II, 
pag.  217  u.  folg.  Zweck  des  neuen  Gesetzes  ist,  das  Prinzip  der  Gleichmässigkeit 
der  Besteuerung  nach  dem  Werte  und  dem  Ertrage  des  Landes  in  höherem  Masse 
zur  Geltung  zu  bringen.  Ein  wichtiger  Schritt  war  in  dieser  Beziehung  bereits 
durch  das  am  angefürten  Ort  behandelte  Gesetz  vom  17.  (29.)  Januar  1884 
erfolgt;  der  damals  als  allgemeine  Regel  angenommene  Steuersatz  von  0,18  Pro- 
zent des  ermittelten  Wertes  des  Landes  (oder  ca.  3*|2  Prozent  der  Reineinnahme) 
wurde  aber  in  denjenigen  Gouvernements  nicht  zum  vollen  angesetzt,  in  welchen 
die  plötzliche  Erhöhung  des  bisherigen  Steuersatzes  ein  zu  gewaltiger  Sprung 
gewesen  wäre ;  jetzt  meinte  man,  die  Bevölkerung  hätte  sich  an  die  Steuererhöhung 
vom  Jahre  1884  so  gewöhnt,  dass  die  Steuerschraube  wieder  einmal  angesetzt 
werden  könne,  um  jene  allgemeine  Norm  auch  in  diesen  Landstrichen  durch- 
zuführen. Weiterhin  ergab  sich  aus  der  nach  den  Grundsätzen  des  Gesetzes 
vom  Jahre  1884  erfolgten  Repartition  der  Grundsteuer,  dass  in  einigen  Gouverne- 
ments dieselbe  zu  niedrig  bemessen  sei,  was  zumal  der  Vergleich  der  effectiven 
Steuersätze  in  benachbarten  Kreisen  angrenzender  Gouvernements  zeigte.  Aus 
diesen  beiden  Gründen  erfolgte  nun  die  Erhöhung  der  Grundsteuer  in  22  Gou- 
vernements, die  in  einigen  Gouvernements  eine  sehr  bedeutende  Mehrbelastung 
bedeutet,  insbesondere  in  den  drei  baltischen :  Kurland  trug  vor  Ausgabe  des  Ge- 
setzes vom  Jahre  1884  den  Steuersatz  von  ß'/s  Kopeken  pro  Dessätine,  durch  dieseß 
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Gesetz  ward  er  auf  10  Kopeken  erhöht,  durch  das  uns  jetzt  beschäftigende  aber 
auf  15  Kopeken,  Livland  zeigt  als  entsprechende  Steuersätze:  2,7  Kopeken,  5,5 
Kopeken  und  10  Kopeken,  Esthland:  V*  Kopeke,  V/i  Kopeken  und  jetzt  3  Ko- 
peken pro  Dessätine.  Auch  bei  Berücksichtigung  der  höheren  allgemeinen  und  der 
landwirtschaftlichen  Kultur  insbesondere,  wie  auch  der  günstigeren  geographischen 
Lage  ergibt  der  Vergleich  mit  den  Sätzen  für  die  benachbarten  Gouvernements 
(St.  Petersburg,  Pskow,  Witebsk,  Kowno),  die  durchaus  keinen  schlechteren, 
vielmehr  grösstenteils  weit  besseren  Boden  als  die  betreffenden  angrenzenden 
baltischen  Landstriche  aufweisen,  dass  mit  diesen  Sätzen  eine  ungleichmässige 
Mehrbelastung  dieser  drei  Gouvernements  geschaffen  isi\  Die  anderen  19  Gou- 
vernements haben  eine  absolut  weit  geringere  Steuererhöhung  erfahren,  jedoch 
zeigen  Olonez  (von  V<  ^uf  V2  Kopeke),  Perm,  Nowgorod  und  Wologda  (von  V2 
auf  1  Kopeke)  Kostroma ,  Mohilew  und  Smolensk  (von  1  auf  2  Kopeken),  Pskow 
Minsk,  Witebsk  und  St.  Petersburg  (von  1^4  auf  2V2  Kopeken),  Samara  (von  2 
auf  4  Kopeken),  eine  Verdoppelung,  relativ  erheblich  ist  die  Steigerung  auch  für 
die  anderen  Gouvernements:  Twer  von  2  auf  3V2  Kopeken,  Wilna,  Nishni- 
Nowgorod  von  5V2  auf  6'/2  Kopeken,  Grodno  von  5V2  auf  7  Kopeken,  Cherson 
von  6V2  auf  7V2  Kopeken.  Endlich  ist  in  Betreff  des  Gouvernements  Jekateri- 
noslaw,  wenngleich  es  in  beiden  Gesetzen  mit  der  gleichen  Ziffer  {6^/2  Kopeken) 
bedacht  ist,  zu  bemerken,  dass  es  doch  eine,  wenn  auch  ganz  geringfügige, 
Mehrbelastung  erfahren  hat,  denn  mit  der  durch  Gesetz  vom  19.  (21.)  Mai  1887 
erfolgten  Ausscheidung  des  städtischen  Bezirks  Taganrog  und  des  Kreises  Rostow 
aus  diesem  Gouvernement  und  Zuteilung  derselben  zum  Gebiet  des  Donischen 
Kosakenheeres  schieden  auch  die  375,839  Dessätinen  Steuerland  des  Kreises  Rostow 
aus,  das  29,445  Rubel  Grundsteuer,  d.  i.  7,8  Kopeken  pro  Dessätine  im  Durch- 
schnitt, trug;  das  verringerte  Gouvernement  Jekaterinoslaw  mit  5,342,049  Des- 
sätinen hatte  demnach  342,218  Rubel,  also  6,4  Kopeken  pro  Dessätine  zu  zahlen. 
Der  Steuersatz  ist  jetzt  auf  6,5  Kopeken  erhöht. 

Bei  Erlass  des  Gesetzes  vom  Jahre  1884  ward  der  Ertrag  der  Grundsteuer 
auf  11,65  Millionen  Rubel,  die  auf  219  V2  Millionen  Dessätinen  zu  fallen  hätten, 
berechnet.  Bei  Ausgabe  des  neuen  Gesetzes  waren  inzwischen  noch  4,18  Millionen 
Dessätinen  steuerpflichtigen  Landes  ermittelt,  die  ca.  200,000  Rubel  jährlich  zu 
entrichten  haben.  Der  Ertrag  der  jetzt  erfolgten  Steuererhöhung  ist  mit  1,230,000 
Rubel  veranschlagt.  Mithin  beläuft  sich  die  Einnahme  aus  der  Grundsteuer  auf 
ca.  12,08  Millionen  Rubel. 

Die  seit  1863  bestehende  Staatssteuer  von  städtischen  Liegen- 
schaften wird  in  ihrem  Betrage  jährlich  durch  Gesetz  festgesetzt  (Finanz- 
archiv 111,  pag.  267  und  280) :  zuerst  betrug  sie  2  Millionen  Rubel,  1886  bereits 
4,02  Millionen  Rubel.     Durch  Gesetz   vom    14.  (26.)  Dezember  1887  ist  sie  pro 

1888  auf  6,498,100  Rubel,  durch  Gesetz  vom  1.  (13.)  Dezember  1888  für  das  Jahr 

1889  auf  6,628,000  Rubel  normiert.  Die  effektive  Last  der  Steuerpflichtigen  ist 
aber  nicht  in  demselben  Masse  gestiegen ,  da  durch  Erweiterung  städtischen 
Weichbildes,  Neubauten,  durch  Einbeziehung  von  Ortschaften  (durch  deren  Ein- 
reihung in  die  Kategorie  der  Städte)  und  Landstrichen,  die  früher  nicht  dieser 
Steuer  unterlagen,  der  Gesamtbetrag  zur  Repartition  auf  ein  nicht  unerheblich 
vergrössertes  Vermögensobjekt  gelangt. 
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Von 

Dr.  Job.  von  Kenssler 

in  Petersburg. 

Die  beiden  unten  wiedergegebenen  Gesetze  bieten  einen  organischen  Aus- 
bau, in  gewisser  Beziehung  einen  Abschluss  der  durch  die  Gesetze  vom  5. 
(17.)  Juni  1884  und  insbesondere  vom  15.  (27.)  Januar  1885  begonnenen  Reform 
der  Handels-  und  Gewerbesteuergesetzgebung,  deren  Grundgedanke  die  Erzielung 
einer  gleichmässigeren  Besteuerung  dieser  Produktionszweige  ist.  Auf  meine 
Besprechung  der  beiden  letztgenannten  Gesetze  im  11.  Jahrgang,  Band  I  dieser 
Zeitschrift,  pag.  222  u.  folg.  vei-weisend,  beschränke  ich  mich  auf  eine  kurze 
Erläuterung  des  durch  die  vorstehenden  Gesetze  gebotenen  Neuen. 

Das  erste  derselben  führt  in  betreif  der  daselbst  aufgezählten  wirtschaft- 
lichen Gesellschaften  und  Genossenschaften  eine  Ergänzungssteuer  zu  dem 
Schein  erster  Gilde  von  635  Rubel,  während  dieser  Schein  565  Rubel  kostet,  wie 
auch  eine  Ergänzungss teuer  auf  die  Scheine  und  Billette  zum  Kleinhandel, 
auf  die  Gewerbescheine  (im  engeren  Sinne)  und  auf  die  Scheine  zum  Fuhr-  und 
Hausiergeschäft  im  Betrage  von  10  Prozent  der  betreffenden  Steuersätze  ein. 
Die  im  Punkt  3  erwähnte  Zuschlagssteuer  zum  Besten  des  Fiskus  hat  nur  Be- 
deutung für  die  Gouvernements  und  Gebiete,  in  welchen  die  Landschaftsinstitution 
und  die  neue  Städteordnung  nicht  eingeführt  sind,  und  wird  allein  zur  Deckung 
der  Ausgaben  für  Beschaffung  von  Quartieren  für  die  Truppen  erhoben  (Betrag 
derselben  pro  1886:  218,467  Rubel);  über  die  Zuschlagsteuer  zum  Besten  der 
Landschaft  und  der  Städte  findet  der  Leser  das  Erforderliche  in  der  oben  er- 
wähnten Besprechung. 

Von  grösserer  Bedeutung  ist  das  zweite  Gesetz.  Während  nämlich  das 
Gesetz  vom  15.  (27.)  Januar  1885  nur  die  grösseren  Unternehmungen,  d.  h.  die- 
jenigen, die  Scheine  erster  und  zweiter  Gilde  zu  lösen  haben,  durch  die  ergänzende 
Prozent-  und  Repartitionssteuer  einer  stärkeren  Besteuerung  gemäss  den  erzielten 
grösseren  Reinerträgen  unterwarf,  erstreckt  das  neue  Gesetz  dieses  Prinzip  auch 
auf  Unternehmen,  die  der  Gildensteuer  nicht  unterliegen,  und  zwar  auf  die 
Inhaber  von  Kleinhandelscheinen  und  von  Gewerbescheinen  (im  engeren  Sinn)  der 
I.  Kategorie  (für  10 — 16  Arbeiter)  und  der  II.  Kategorie  (für  5—9  Arbeiter),  der 
ni.  Kategorie  (für  2 — 4  Arbeiter)  aber  nur,  wenn  deren  Inhaber  auch  zur  Lösung 
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eines  Kleinhandelbill ets  verpflichtet  sind.  Somit  unterliegen  von  nun  ab  sämt- 
liche Handels-  und  gewerbliche  Etablissements,  soweit  sie  nicht  von  der  Prozent- 
steuer betroffen  werden,  der  Repartitionssteuer  mit  alleiniger  Ausnahme  der 
nur  Kleinhandelbillete ,  sowie  der  Gewerbescheine  (im  engeren  Sinn)  der  III. 
Kategorie  ohne  Kleinhandelbillette  (Ladenbillette)  zu  lösenden  Betriebe.  Das 
Gesetz  verringert  aber  auch  noch  die  Zahl  der  in  dieser  letztgenannten  Gruppe 
stehenden  (Gewerbescheine  III.  Kategorie  ohne  Kleinhandelbillet),  indem  es  im 
Punkt  VIII  auch  die  für  Käufer  offenen  Werkstätten,  in  welchen  allein  eigene 
Erzeugnisse  abgesetzt  werden,  zur  Lösung  von  Kleinhandelbilleten  verpflichtet, 
während  bisher  (Art.  10  des  Gesetzes  vom  5.  Juni  1884)  die  Inhaber  der  Ge- 
werbescheine (im  engeren  Sinn)  nur  in  betrefi"  der  Läden,  die  sich  in  den  von 
ihren  Werkstätten  etc.  abgesonderten  Räumen  befinden,  zum  Erwerb  von  Klein- 
handelbilleten angehalten  waren. 

Mit  Einführung  dieser  Repartitionssteuer  wird  die  dui'ch  das  Gesetz  vom  19. 
(31.)  Mai  1887  ins  Leben  gerufene  Ergänzungssteuer  von  10  Prozent  sowohl  von 
den,  von  nun  ab  dieser  Steuer  unterworfenen  Unternehmungen,  als  auch  von 
den  Inhabern  der  Gewerbescheine  III.  Kategorie  und  der  Kleinhandelscheine 
überall  abgeschafft,  sie  bleibt  also  bestehen  für  die  Fuhr-  und  Hausierbillete 
überall,  in  betreff  der  Gewerbescheine  I.  und  II.  Kategorie,  wie  der  Kleinhandel- 
scheine nur  in  den  entlegenen  und  dünnbevölkerten  Landesteilen,  auf  welche 
diese  Repartitionssteuer  sich  überhaupt  nicht  ei-streckt. 

Endlich  ordnet  das  Gesetz  eine  Ergänzungssteuer  von  10  Prozent  (zum 
Besten  des  Fiskus)  zu  der  Gildesteuer  in  den  Landstrichen  an,  die  von  der 
Repartitionssteuer  noch  verschont  geblieben  sind,  wobei  jedoch  die  der  Prozent- 
steuer unterliegenden  Unternehmungen  von  ihr  befreit  werden;  sie  hat  also 
hier  die  Repartitionssteuer  zu  ersetzen. 

Die  Umlegung  dieser  Repartitionssteuer  erfolgt  in  analoger  Weise,  wie  sie 
für  die  bereits  bestehende  angeordnet  ist.  Wir  bemerken  aber  noch,  dass  in 
der  Zeit  zwischen  dem  Erlassen  der  beiden  Repartitionssteuergesetze  zwei  Ge- 
setze erschienen  sind,  die  diese  Steuer  berühren.  Das  erste  vom  30.  Aprü 
(12.  Mai)  1885  führt  das  Institut  der  Steuerinspektion  (500  an  der  Zahl)  ein, 
die,  zum  Ressort  der  Kameralhöfe  gehörend,  mit  folgenden  Obliegenheiten  betraut 
sind:  Kontrolle  in  betreff  der  Handel-  und  Gewerbesteuer,  Präsidium  in  der 
Kreissteuerbehörde  (für  die  Repartitionssteuer),  Ermittelung  des  Wertes  und  des 
Ertrages  der  der  Besteuerung  unterliegenden  Vermögensobjekte  überhaupt  und 
die  Ausführung  anderer  Aufgaben,  die  durch  Gesetz  oder  vom  Kameralhof  dem 
Steuerinspektor  übertragen  werden.  Das  zweite  Gesetz  vom  21.  Dezember  1887 
(2.  Januar  1888),  betreffend  die  Aenderung  der  Regeln  vom  15.  (27.)  Januar 
1885  hat  auch  nur  formale  Bedeutung:  es  präzisiert  in  Art.  1  näher  die  Geschäfts- 
betriebe, welche  der  Prozentsteuer  unterliegen,  und  zwar  durch  folgende  Auf- 
zählung derselben:  Aktiengesellschaften,  Genossenschaften  auf  Anteile  aller  Art, 
Bodenkreditbanken,  die  unter  Solidarhaft  der  Darlehenempfänger  gegründet 
sind,  städtische  Kreditgesellschaften,  Gesellschaften  gegenseitigen  Kredits,  kom- 
munale Banken  (von  Adelskorporationen,  Städten,  Kaufmannschaften,  ländlichen 
Gemeinden  unterhaltene).  Spar-  und  Vorschussgenossenschaften,  Sparkassen  und 
überhaupt  aller  Art  Institutionen  lang-  und  kurzterminierten  Kredits,  welche  von 
Landschaften  oder  Adels-,   städtischen,   kaufmännischen,   Börsenkorporationen 
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und  ländlichen  Gemeinden  errichtet  sind,  desgleichen  die  aus  Kapitalien  Privater 
gebildeten  Kreditanstalten,  welche  nach  ihren  Statuten  oder  nach  den  diese 
ersetzenden  Regeln  zur  Veröffentlichung  der  Rechenschaftsberichte  über  ihre 
Operationen  oder  zur  Vorstellung  derselben,  wohin  gehörig,  zwecks  Bestätigung 
verpflichtet  sind.  Das  Gesetz  modifiziert  weiterhin  den  Bestand  der  Kreissteuer- 
behörde in  folgender  Art  (Artikel  2—7):  in  den  Kreisen,  in  welchen  sich  nur 
eine  Stadt  mit  der  Städteordnung  von  1870  befindet,  werden  von  den  sechs 
Gliedern  der  genannten  Behörde,  die  aus  den  der  Repartitionssteuer  Unter- 
liegenden (Art.  7  der  Regeln  vom  15.  Januar  1885)  zu  wählen  sind,  drei  von 
der  Kreislandschaft  und  drei  von  der  Stadtverordnetenversammlung  gewählt; 
wo  aber  mehrere  solche  Städte  bestehen,  wählt  erstere  Versammlung  nur  zwei, 
die  andern  Glieder  werden  von  den  Städten  gewählt,  wobei  die  Gouveme- 
mentssteuerbehörde  bestimmt,  wie  viele  Glieder  auf  jede  dieser  Städte  entfallen; 
in  den  Kreisen,  wo  überhaupt  nicht  mehr  als  sechs  Repartitionssteuerpfliehtige 
vorhanden  sind,  treten  sie  alle  in  die  Kreissteuerbehörde.  Die  Art.  8  und  9 
interessieren  das  Ausland  näher,  daher  gebe  ich  diese  wörtlich  wieder: 

„Art.  8:  Die  ergänzende  Prozentsteuer  wird  von  den  ihr  unterliegenden 
Handels-  und  gewerblichen  Unternehmungen  an  dem  Orte,  wo  sich  die  Haupt- 
verwaltung derselben  befindet;  von  ausländischen  Aktiengesellschaften  und  Kom- 
pagnien aber,  deren  Leitung  sich  nicht  in  den  Grenzen  des  russischen  Reiches 
befindet,  am  Sitz  ihres  die  Verantwortung  tragenden  Agenten  oder  sonstigen 
Vertreters  erhoben. 

„Art.  9:  Die  ausländischen  Aktiengesellschaften  und  Kompagnien,  deren 
Leitung  sich  nicht  in  den  Grenzen  Russlands  befinden,  unterliegen  der  Steuer 
nur  auf  Grund  der  in  Russland  ausgeführten  Operationen,  wobei  die  Summen, 
die  aus  den  Erträgen  dieser  Operationen  zur  Deckung  von  Verlusten  verwandt 
werden,  welche  diese  Gesellschaften  und  Kompagnien  in  ihren  ausländischen 
Unternehmungen  erlitten  haben,  nicht  von  der  der  Prozentsteuer  unterliegenden 
Reineinnahme  in  Abzug  gebracht  werden." 

Das  Gesetz  regelt  —  in  Abänderung  des  Art.  17  der  bezeichneten  Regeln  — 
die  Benachrichtigung  der  Steuerpflichtigen  in  betreff"  des  sie  treffenden  Steuer- 
satzes in  analoger  Weise,  wie  es  das  neue  Repartitionssteuergesetz  für  die  neu 
herangezogenen  Steuergruppen  anordnet.  (Briefliche  Benachrichtigung,  soweit 
der  Wohnort  aufgegeben  ist,  Publikation  in  dem  offiziellen  Blatte  etc.)  Der 
letzte  Zahlungstermin  wird  vom  1.  Juni,  dem  bisherigen  letzten  Termin,  auf  den 
1.  September  verlegt.  Es  hatte  sich  nämlich  erwiesen,  dass  die  Arbeiten  der 
Kreissteuerbehörden  in  betreff  der  Umlegung  der  Steuer  weit  mehr  Zeit  be- 
anspruchen, als  vorausgesetzt  ward,  eine  Verschiebung  des  letzten  Zahltermins 
sich  demnach  als  notwendig  erwies,  sogar  dieser  Termin  kann,  wenn  eine  Ver- 
zögerung in  der  Bestätigung  der  Repartitionsliste  eintiitt,  vom  Finanzminister 
auf  Ansuchen  der  Gouvemementssteuerbehörde  weiter  hinausgeschoben  werden. 

Zur  Umlegung  der  neuen  Repartitionssteuer  wird,  wie  der  Leser  aus  dem  Ge- 
setz ersieht,  eine  Aenderung  in  der  Kreissteuerbehörde  zugelassen  durch  Bildung 
besonderer  Steuerbezirke,  in  welche  Kreise  und  Städte,  die  eine  sehr  grosse  Zahl 
Steuerpfiichtiger  aufweisen,  zerlegt  werden  können.  In  betreff  der  Repartition 
dieser  Steuer  auf  die  Gildesteuemden  bleibt  es  bei  der  Bestimmung,  dass  nur 
Kreis-  und  Stadtsteuerbehörden  gebildet  werden.   (Jahrgang  II,  Band  1,  pag.  231.) 
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Schliesslich  erinnern  wir  noch  daran,  dass  die  Vertreter  der  Repartitions- 
steuerpflichtigen  auf  Grund  der  Gildescheine  auf  drei  Jahre  zu  wählen  sind, 
während  für  die  neue  Gruppe  der  Repartitionssteuerpflichtigen  die  Wahl  eine 
nur  zweijährige  Dauer  hat.  Die  Abweichung  findet  ihre  nahe  liegende  Er- 
klärung in  dem  Umstände,  dass  ein  Wechsel  im  Personalbestande  der  kleineren 
Unternehmungen  häufiger  einzutreten  pflegt,  als  in  dem  der  grösseren. 

In  betreff  der  Prozentsteuer  sei  noch  erwähnt,  dass  der  bei  Einführung 
dieser  Steuer  für  das  erste  Triennium  1885—87  festgesetzte  Jahresbetrag  von 
2,558,000  Rubel  für  das  nachfolgende  Triennium  (1888 — 90)  durch  Gesetz  vom 
1.  (13.)  Dezember  1887  auf  4,200,000  Rubel  erhöht  ist. 

Zur  Kennzeichnung  der  finanziellen  Bedeutung  der  Reform  der  Handels- 
und Gewerbesteuer  dienen  folgende  Daten,  die  leider  noch  nicht  über  das  Jahr 
1886  hinausgehen,  das  letzte  Jahr,  für  welches  der  ausführliche  Finanzbericht 
des  Departements  für  Handel  und  Manufaktur  kürzlich  erschienen  ist.  Nachdem 
der  Gesamtertrag  dieser  Steuer  in  den  drei  Jahren  1882 — 84  ein  langsames  Wachsen, 
entsprechend  der  Zunahme  von  Handel  und  Gewerbe,  gezeigt  hatte:  20,08  Millionen, 
20,5  Millionen  und  20,79  Millionen  Rubel,  flössen  in  den  beiden  nachfolgenden 
Jahren  ein: 

1885  1886 

Rubel 
Handels- und  Gewerbedokument«  aller  Art  21,770,175  22,746,431 
3prozentige  Steuer    )  zusammen  mit  1,959,901     2,125,949  )  mitEinschlussder 

Repartitionssteuer      )  Strafzahlungen  1,599,524    3,029,109  ^  dem  Jahre  1885 

Es  verblieben  Rückstände  am  Schluss  des 
betreffenden  Jahres: 

Sprozentige  Steuer 

Repartitionssteuer 

~~  1,183,664       566,691 

Die  Modifikation  der  Handels-  und  Gewerbesteuer  hat  also,  verbunden 
mit  dem  natürlichen  Wachstum  des  wirtschaftlichen  Lebens,  in  den  beiden  Jahren 
eine  Steigerung  des  Ertrages  um  je  1  Million  Rubel  (von  20,79  Millionen  Rubel 
im  Jahre  1884  auf  21,77  und  22,75  Millionen  Rubel)  hervorgerufen.  Die  Prozent- 
steuer hat  sich  weit  ergiebiger  erwiesen,  als  vorausgesetzt  ward:  sie  war  auf 
1,663,000  Rubel  berechnet  gewesen.  Der  enorme  Rückstand,  insbesondere  in 
betreff  der  Repartitionssteuer,  findet  seine  Erklärung  in  der  Neuheit  der  Steuer, 
in  der  Verspätung  der  Umlegung  der  letzteren  Steuer  etc.,  was  seine  Bestätigung 
in  der  erheblichen  Verringerung  des  Rückstandes  im  folgenden  Jahre  findet. 
Aber  auch  der  Rückstand  des  Jahres  1886  muss  als  gross  erkannt  werden.  Eine 
weitere  Uebung  in  der  Technik,  sowie  die  Klärung  von  allerlei  Missverständ- 
nissen werden  wahrscheinlich  in  den  nachfolgenden  Jahren  eine  weitere  Minderung 
dieses  Postens  zeigen. 

Nachfolgende  Zusammenstellungen  werden  dem  Leser  ein  Bild  der  Ver- 
teilung der  Steuer  auf  die  Hauptgruppen  der  von  ihr  betroffenen  Produktion 
bieten.  Die  Gesetzgebung  unterscheidet  vier  Kategorien  der  Steuerzahlenden: 
1.  die  grossen  Handels-  und  gewerblichen  Unternehmungen,  die  Scheine  I.  Gilde 
zu   lösen  haben;    2.  die  mittleren  mit  dem  IL  Gildeschein;  3.  Kleinhandel  und 
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i 

213,364 

63,156 

970,300 

503,535 
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Kleingewerbe ;  und  4.  die  unselbständigen  Gehilfen  (Kommis).  Lassen  wir  die 
Strafzahlungen  beiseite,  da  diese  nur  in  der  Totalsumme  für  alle  Handels-  und 
Gewerbedokumente  zusammen  angegeben  sind,  und  rechnen  wir  die  Prozent- 
steuer als  allein  von  der  I.  Kategorie  getragen,  denn  nur  ein  ganz  verschwindend 
geringer  Teil  derselben  fällt  auf  Betriebe  IL  Gilde,  und  diese  Scheidung  findet 
sich  in  dem  betreffenden  Jahresberichte  nicht,  so  erhalten  wir  folgende  Daten: 

1885  1886 

L  Kategorie    IL  Kategorie    I.  Kategorie    IL  Kategorie 

Tausend    Rubel 

Scheine 2,461  6,620  2,478  6,802 

BiUette 509  2,605  517  2,641 

Passscheine  der  Kaufmanns- 
familien              37  172  3(;  170 

Jahrmarktbillette  mit  dem 

lOproz.  Zuschlag!)      .    .       135  146  130  143 

3proz.  Steuer 2,173  —  2,126  — 

Repartitionssteuer      .     .     .        680 1,889 872 2,157 

5,996,363      11,432,966         6,158,353     11,913,020 

III.  Kategorie  (Kleinhandel  und  -Gewerbe). 

1885  1886 

Tausend  Rubel 

Kleinhandelscheine 4,286  4,768 

Kleinhandelbillette 663  720 

Gewerbescheine       578  578 

Fuhrgewerbe^cheine 173  167 

Hausierscheine 64  64 

JahrmarktbiUette  mit  dem  lOproz.  Zuschlag ')                47  43 

5,812,481  6,340,636 

IV.  Kategorie  (Kommis). 

1885  1886 

Tausend  Rubel 

Kommisscheine 2,497  2,740 

Jahrmarktscheine  mit  dem  lOproz.  Zuschlag  ^)  15  14 

2,511,983  2,753,846 

In  Prozenten  ausgedrückt,  stellt  sich  das  Verhältnis  der  Besteuerung  wie 
folgt,  wobei  wir  noch  das  letzte  Jahr  vor  der  Reform  hinzufügen : 

1884  1885  1886 

Grosshandel  und  -Gewerbe    15,37  Prozent    23,23  Prozent    22,39  Prozent 
Mittel-   „         „  ,  43,27        ,  44,35        „         43,94 

Klein-     ,         ,  ,  29,02        „  22,61         ,  23,43 

Kommis 12,34         „  9,81         „  10,24 

Diese  Zahlen  zeigen  auch  ihrerseits,  in  welchem  Masse  der  Grundgedanke 
der  Reform,   Entlastung   der  unteren   Klassen    und   stärkere  Heranziehung  der 

1)  10  Prozent  Zuschlag  wird  nur  in  den  Gouvernements  erhoben,  in  denen  die  Land- 
schaftsinstitution und  die  Städteordnung  nicht  eingeführt  sind. 
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höheren,  praktisch  zur  Geltung  gelangt  ist.  Die  oben  besprochenen  Steuer- 
gesetze bringen  eine  weitere  Differenzierung  der  unter  der  allgemeinen 
Rubrik  „Kleinhandel  und  -Gewerbe"  stehenden  Erwerbszweige  zwecks  stärkerer 
Besteuerung  der  besser  Situierten  oder,  genauer  ausgedrückt,  der  grösseren 
Betriebe. 

Zum  Schluss  noch  einige  Daten  in  betreff  der  von  der  Repartitions-  und 
der  von  der  Prozentsteuer  betroffenen  Unternehmungen  im  Jahre  1886.  Der 
ersteren  Steuer  unterlagen  in  diesem  Jahre  128,225  Unternehmungen,  die  79  702 
Personen  (Steuerpflichtigen)  gehörten.  Ausserdem  befanden  sich  noch  etwa 
6000  Unternehmungen  —  die  Zahl  ist  nicht  genau  zu  ermitteln  gewesen,  da  in 
manchen  Gouvernements  diese  nicht  vermerkt  wurde  — ,  die  wegen  anerkannter 
Ertragslosigkeit,  wegen  jüngst  erst  erfolgter  Geschäftseröffnung  etc.  von  der  Steuer 
befreit  worden  sind.  Jene  Unternehmungen,  die  der  Steuer  effektiv  unterlagen, 
hatten  nach  der  Schätzung  einen  Jahresumsatz  von  5549  Mill.  Rubel  und  eine 
Reineinnahme  von  185  Mill.  Rubel,  d.  h.  durchschnittlich  3,3  Prozent  vom  Jahres- 
umsatz. Da  der  zur  Repartition  gelangende  Betrag  sich  auf  2,558,000  Rubel 
belief,  so  betrug  der  durchschnittliche  Steuersatz  1,37  Prozent  der  Reineinnahme. 
Die  Schwankungen  in  den  Gouvernements  sind  sehr  bedeutend:  von  0,61  bis 
4,29  Prozent.  Mag  diese  Ungleichmässigkeit  der  Besteuerung  zum  Teil  auf  die 
verschieden  durchgeführte  Ermittelung  der  Reineinnahme  zurückzuführen  sein, 
so  konnte  sich  das  Finanzministerium  doch  nicht  der  Erkenntnis  verschliessen, 
dass  diese  Schätzungen  weit  mehr  glaubwürdig  waren  als  die,  auf  Grund  welcher 
der  Steuerbetrag  auf  die  Gouvernements  verteilt  ward.  Bei  der  oben  erwähnten 
Erhöhung  des  Totalbetrages  konnten  diese  Daten  freilich  nur  zum  Teil  Ver- 
wendung finden:  immerhin  zeigt  sich  uns  die  Erhöhung  nicht  als  ein  einfacher 
Prozentzuschlag  zu  den  nach  dem  ersten  Gesetz,  für  die  einzelnen  Gouverne- 
ments ^)  bestimmten  Summen,  sondern  sie  trifft  die  einzelnen  Gouvernements 
auch  relativ  verschieden.  Die  genaueren  Daten  ermöglichten  ihrerseits  auch  eine 
so  starke  Vergrösserung  des  Steuerbetrags  (von  2,558,000  Rubel  auf  4,200,000  Rubel), 
da  er  gleichmässiger  auf  die  Gouvernements  verteilt  ist.  Scheiden  wir  die  Unter- 
nehmungen der  I.  und  der  IL  Gilde  voneinander,  so  ergibt  sich: 

I.  Gilde  11.  Gilde 

Zahl  der  Unternehmungen 7,170  121,055 

5,59  Prozent        94,41  Prozent 

Umsatz  in  MilHonen  Rubel 3017,9  2530,6 

54,4        ,  45,6 

Reineinnahme  in  Millionen  Rubel     ...       53,3  132 

28,7        r  71,3 

Durchschnittliche  Reineinnahme  ....         1,8         „  5,2  „ 

Von  Interesse  ist  auch  die  Scheidung  der  Handels-  von  den  industriellen 
Unternehmungen,  wobei  in  die  erste  Gruppe  sowohl  die  eigentlichen  Handels- 
und die  zu  ihnen  gehörigen  Kommissionsgeschäfte,  als  auch  das  Kredit-,  Trans- 
port-, Versicherungswesen  etc.  gestellt  sind: 


1)  Dieses  neue  Verzeichnis  unterscheidet  sich  von  dem  ersten  formal  darin,  dass  die 
im  letzteren  angenommene  Gesamtbezeichnung  „Stawropol"  .jetzt  durch  die  Teilung:  Gouverne- 
ment Stawropol,  Gebiet  Kuban  und  Ter  ersetzt  ist. 
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Handels-  Industrielle 

Geschäfte 

Zahl  der  Unternehmungen 115,947  12,278 

90,4  Prozent  9,6  Prozent 

Umsatz  in  Mülionen  Rubel 4974,2  574,3 

86,6        „  10,4 

Reineinnahme  in  Millionen  Rubel   .     .     .     153,6  31,8 

82,8         ,  17,2 

Durchschnittliche  Reineinnahme      ...        3  „  5,5         „ 

Der  Raum  gestattet  uns  nicht,  im  einzelnen  auf  die  Verteilung  dieser 
Zahlen  nach  den  einzelnen  Geschäftsbranchen,  wie  auch  nicht  auf  die  Ver- 
teilung derselben  nach  den  Hauptgruppen  der  Gouvernements  (nach  deren  Wirt- 
schafts- und  nationalen  Verhältnissen)  einzugehen.  Wir  erinnern  nur  noch  daran, 
dass  diese  Steuer  sich  nicht  wie  die  Sprozentige  Steuer  auf  das  ganze  Reich 
(ausser  dem  auch  finanziell  ganz  abgesondert  dastehenden  Finnland)  erstreckt, 
denn  es  werden  von  ihr  nicht  betroffen  Transkaukasien  und  das  mittelasiatische 
Gebiet  (Turkestan  etc.). 

Die  Prozentsteuer  hatte  im  Jahre  1886  1054  Unternehmungen  zu  treffen, 
in  Wirklichkeit  ward  sie  aber  nur  von  800  entrichtet;  von  den  restierenden  war 
ein  Teü  wegen  Ertragslosigkeit  oder  jüngst  erst  erfolgten  Geschäftsbeginns  von 
der  Steuer  zu  befreien,  von  dem  anderen  Teil  aber  hatte  wegen  spät  erfolgten 
Abschlusses  des  Geschäftsberichtes  oder  wegen  der  von  der  Steuerbehörde  ver- 
langten Vervollständigung  desselben  die  Steuer  nicht  im  Laufe  des  Jahres  erhoben 
werden  können  (diese  Beträge  gelangten  pro  1887  als  eingegangene  Rückstände 
zur  Buchung).  Jene  800  wirtschaftlichen  Gesesellschaften  etc.  erzielten  in  dem 
bezeichneten  Jahre  eine  Reineinnahme  von  66,4  Mill.  Rubel.  Von  ihnen  fallen 
584  Unternehmungen  mit  einer  Reineinnahme  von  41,58  Mill.  Rubel  in  das  Ge- 
biet des  Handels,  216  aber  mit  einer  Reineinnahme  von  24,82  MiU.  Rubel  in  das 
der  Industrie.  —  Die  Zahl  der  ausländischen  Unternehmungen,  die  in  betreff 
ihrer  in  Russland  geführten  Geschäfte  diese  Steuer  entrichtet  haben  beträgt 
15  mit  einer  Reineinnahme  von  967,050  Rubel,  dazu  kommen  noch  10,  die  aus 
den  oben  angeführten  Ursachen  im  Laufe  des  Jahres  der  Steuer  nicht  nach- 
gekommen sind.  Ueber  ein  Dritteil  der  angeführten  Reineinnahme  und  zwar 
353,700  Rubel,  entfallen  auf  drei  Pferdeeisenbahn-Gesellschaften,  297,800  Rubel 
auf  drei  Gasbeleuchtungs-Gesellschaften.  Die  restierende  Summe  zersplittert  sich 
auf  andere  Unternehmungsarten. 


Das  vom  Kaiser  am  19.  (31.)  Mai  1887  bestätigte  Gesetz  lautet: 

Der  Reichsrat  hat  in  den  vereinigten  Departements  für  Staatsökonomie 
und  Gesetze,  sowie  in  der  allgemeinen  Session  —  nach  Prüfung  der  Vorlage  des 
Finanzministeriums,  betreffend  die  Einführung  einer  Ergänzungssteuer  zu  einigen 
Handels-  und  Gewerbescheinen  —  sein  Gutachten  wie  folgt  abgegeben: 

I.   In  Abänderung  der  betreffenden  Gesetzesbestimmungen  ist  festzustellen : 

1.  Aktiengesellschaften  und   Genossenschaften   auf  Anteil,   wie  auch  die 

Agrarbanken,   die   unter   Solidarhaft   der  Darlehensempfänger   gegründet   sind 

(darunter  auch  die  von  Adelskorporationen  ins  Leben  gerufenen),  städtische  Kredit- 
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gesellschaften,  Kommunalbanken  und  Gesellschaften  gegenseitigen  Kredits,  welche 
auf  Grundlage  der  Art.  36  u.  361  des  Handelssteuergesetzes  zur  Lösung  eines 
Scheines  I.  Gilde  verpflichtet  sind,  entrichten  bei  Lösung  dieses  Scheines  eine 
Ergänzungssteuer  zum  Besten  des  Fiskus  im  Betrage  von  635  Eubel.  Die  be- 
zeichnete Steuer  wird  nicht  erhoben,  wenn  solche  Institutionen  und  Gesell- 
schaften noch  weitere  Scheine  zum  Betriebe  von  mehr  als  zehn  Handels-  oder 
Gewerbeetablissements  lösen. 

2.  Die  Scheine  und  Billete  zum  Kleinhandel,  wie  auch  die  Gewerbe- 
scheine aller  drei  Kategorien  und  die  Scheine  zum  Fuhr-  und  Hausiergeschäft 
werden  mit  einer  Ergänzungssteuer  zum  Besten  des  Fiskus  im  Betrage  von 
10  Prozent  ihrer  Preise  belegt. 

3.  Die  von  den  in  den  Art.  1  u.  2  bezeichneten  Handelsdokumenten  zu 
erhebenden  besonderen  Zuschlagssteuern  zum  Besten  des  Fiskus,  der  Landschaft 
und  der  Städte,  wie  auch  die  Strafgelder,  die  wegen  Verletzung  der  Eegeln  des 
Handels-  und  Gewerbesteuergesetzes  dekretiert  werden,  werden  nach  dem  Preise 
dieser  Dokumente,  die  in  den  dem  genannten  Gesetz  beigefügten  Verzeichnissen 
angegeben  sind,  berechnet,  ohne  die  neu  festgestellten  Ergänzungssteuem  in 
Anrechnung  zu  bringen. 

n.  Die  im  Art.  I  dargelegten  Bestimmungen  haben  mit  dem  1.  (13.) 
Januar  1888  in  Kraft  zu  treten. 

Das  am  18.  (30.)  Januar  1889  vom  Kaiser  bestätigte  Gesetz,  betreffend 
die  Repartitionssteuer  auf  Unternehmungen,  welche  nicht  Gildescheine  lösen, 
lautet : 

Der  Reichsrat  hat  u.  s.  w.  (die  üblichen  Eingangsworte)  sein  Gutachten 
wie  folgt  abgegeben: 

I.  Das  Projekt  der  provisorischen  Regeln  betreffend  die  Erhebung  der 
ergänzenden  Repartitionssteuer  von  den  Handels-  und  gewerblichen  Unterneh- 
mungen, die  auf  Grundlage  von  Kleinhandel-  und  Gewerbescheinen  betrieben 
werden,  ist  Sr.  Maj.  dem  Kaiser  zur  Bestätigung  zu  unterbreiten. 

IL  Die  bezeichneten  Regeln  (Art.  I)  sind  vom  1.  (13.)  Januar  1889  ab 
in  allen  den  Landstrichen,  wo  die  auf  Grundlage  von  Gildescheinen  betriebenen 
Handels-  und  gewerblichen  Unternehmungen  die  ergänzende  Repartitionssteuer 
entrichten,  mit  Ausschluss  der  Gouvernements  Archangelsk,  Olonez,  Tobolsk, 
Tomsk,  Jenisseisk  und  Irkutsk,  in  Kraft  zu  setzen. 

III.  Die  Totalsumme  der  Repartitionssteuer  von  Handels-  und  gewerb- 
lichen Unternehmungen,  die  auf  Grund  von  Kleinhandel-  und  Gewerbescheinen 
betrieben  werden,  ist  für  die  Jahre  1889  und  1890  auf  1,250,000  Rubel  jährlich 
festzusetzen. 

IV.  Die  im  vorhergehenden  Artikel  angegebene  Totalsumme  der  Repar- 
titionssteuer von  den  Unternehmungen,  die  nicht  Gildescheine  zu  lösen  haben, 
wird  auf  die  Gouvernements  und  Gebiete  gemäss  dem  beigefügten  Verzeichnis, 
das  Sr.  Maj.  dem  Kaiser  zur  Bestätigung  zu  unterbreiten  ist,  verteilt. 

V.  Die  bis  zum  1.  März  1889  in  jedem  Gouvernement  eingehende  Er- 
gänzungssteuer zum  Besten  des  Fiskus  (Punkt  2  des  Artikels  I  des  am  19.  Mai 
1887  Allerhöchst  bestätigten  Reichsratsgutachtens)  pro  1889  im  Betrage  von 
10  Prozent  vom  Preise  der  Kleinhandelsscheine  und  der  Gewerbescheine  der 
I.  und  IL  Kategorie  ist  von  der  Gouvernementsbehörde  aus  dem  für  das  betreffende 
Gouvernement  pro  1889  festgestellten  Betrage  der  Repartitionssteuer  von  den 
Gildescheine  nicht  lösenden  Unternehmungen  auszuschliessen  vor  Repartition 
derselben  auf  die  Kreise  und  Steuerbezirke. 

VI.  Es  ist  vom  1,  Januar  1889  ab  einzustellen  die  Erhebung  der  durch 
P.  2  Art.  I  des  am  17.  Mai   1887  Allerhöchst  bestätigten  Reichsratsgutachtens 
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eingeführten  Ergänzungssteuer  zum  Besten  des  Fiskus  im  Betrage  von  10  Prozent 
des  Preises:  a)  der  Kleinhandelsscheine  und  der  Gewerbescheine  I.  und  IL  Kate- 
gorie in  den  Landstrichen,  auf  welche  sich  die  Rechtskraft  der  provisorischen 
Regeln  betreffend  die  Repartitionssteuer  von  den  Gildescheine  nicht  lösenden 
Unternehmungen  erstreckt,  b)  der  Gewerbescheine  III.  Kategorie  und  der  Billete 
zum  Kleinhandel  überall. 

VII.  In  den  Landstrichen,  in  welchen  die  Gildescheine  lösenden  Unter- 
nehmungen nicht  der  Zahlung  der  Repartitionssteuer  unterworfen  sind,  sind  vom 
1.  Januar  1890  die  Scheine  und  Billete  I.  und  IL  Gilde  mit  einer  Ergänzungs- 
steuer zum  Besten  des  Fiskus  im  Betrage  von  10  Prozent  vom  Preise  der  ge- 
nannten Scheine  und  Billete  zu  belasten,  ohne  jedoch  diese  Massregel  auf  die- 
jenigen Gildedokumente  zu  erstrecken,  welche  von  der  ergänzenden  Prozent- 
steuer unterliegenden  Unternehmungen  gelöst  werden. 

VIII.  In  Abänderung  des  Art.  41  des  Handels-  und  Gewerbegesetzes 
(Band  V  des  Gesetzeskodex,  Ausgabe  vom  Jahre  1886)  und  der  Anmerkung  1  zu 
diesem  Artikel  ist  folgende  Regel  festzusetzen:  , Fabrik-  und  HandwerksetabUsse- 
ments,  Werkstätten  mit  Handbetrieb  ohne  Maschinen  und  Apparate,  welche  mit 
Dampf  oder  Wasser  in  Bewegung  gesetzt  werden  und  mit  nicht  mehr  als 
16  Arbeitern,  können  nur  auf  Grund  von  Gewerbescheinen  betrieben  werden  mit 
Entrichtung  der  Zahlung  für  dieselben  nach  der  Kategorie,  die  der  Zahl  der 
in  dem  betreffenden  Etablissement  beschäftigten  Arbeiter  entspricht  (Art.  29, 
Beilage  III).  Die  bei  den  bezeichneten  Fabrik-  und  Handwerksetablissements, 
wie  auch  Werkstätten  bestehenden  Läden  zum  Verkauf  der  Erzeugnisse  dieser 
Etablissements  und  Werkstätten  können  nicht  anders  gehalten  werden  als  nach 
Lösung  von  Kleinhandelbilleten  für  diese.  Desgleichen  unterliegen  dem  Lösen 
von  Kleinhandelbilleten,  unabhängig  von  den  Gewerbescheinen  nach  der  Zahl 
der  Arbeiter,  die  für  Käufer  offenen  Werkstätten,  in  welchen  Handel  allein  mit 
den  Erzeugnissen  der  betreffenden  Werkstatt  betrieben  wird.  Abgesonderte 
Läden,  die  von  den  Etablissements  und  Werkstätten  nur  zum  Verkauf  eigener 
Erzeugnisse  gehalten  werden,  wie  auch  Läden,  die  bei  den  betreffenden  Etablisse- 
ments selbst  bestehen,  in  denen  aber  nicht  in  diesen  Etablissements  angefertigte 
Waren  zum  Verkauf  gelangen,  unterliegen  der  Steuerzahlung  entsprechend  der 
Art  des  in  ihnen  geführten  Handels." 

Provisorische  Regeln  betreffend  die  Besteuerung  der  Handels-  und 
Gewerbeunternehmungen,  die  auf  Grund  von  Kleinhandel-  und  Ge- 
werbescheinen betrieben  werden,  mit  der  ergänzendenRepartitions- 

steuei'. 

1.  Handels- und  Gewerbeunternehmungen,  die  auf  Grund  von  Kleinhandels- 
scheinen und  von  Gewerbescheinen  I.  und  IL  Kategorie  betrieben  werden,  wie 
auch  von  Gewerbescheinen  III.  Kategorie,  falls  das  Unternehmen  ausser  dem 
letztgenannten  Schein  zur  Lösung  eines  Kleinhandelsbillets  verpflichtet  ist,  wer- 
den neben  den  Steuern,  die  in  betreff  der  bezeichneten  Dokumente  festgesetzt 
sind,  mit  einer  ergänzenden  Repartitionssteuer  besteuert. 

2.  Die  Verwaltung  der  Repartitionssteuer  von  den  Gildescheine  nicht 
lösenden  Unternehmungen  (Art.  1)  und  die  Erhebung  dieser  Steuer  erfolgen  in 
der  Art,  wie  sie  für  die  Verwaltung  und  Erhebung  der  Ergänzungssteuer  von 
den  Gildescheine  lösenden  Unternehmungen  (Band  V  des  Gesetzeskodex,  Aus- 
gabe vom  Jahre  1886,  besondere  Beilage  zum  Steuergesetz  IV  und  das  am 
21.  Dezember  1887  Allerhöchst  bestätigte  Reichsratsgutachten)  festgestellt  sind 
mit  den  Abweichungen,  die  in  den  nachstehenden  Artikeln  (3—9)  enthalten  sind. 

3.  Die  Totalsumme  der  Repartitionssteuer  von  den  Gildescheine  nicht 
lösenden  Unternehmungen  für  jedes  Gouvernement  wird  durch  Gesetz  festgestellt 
—  gesondert  von  der  Repartitionssteuer  der  Gildescheine  lösenden  Unterneh- 
mungen —  und  wird  jährlich  von  der  Gouvernementssteuerbehörde  innerhalb 
des  Gouvernements  auf  die  Kreise  und  in  den  betreffenden  Fällen  auch  auf 
die  Steuerbezirke  (Art.  6)  verteilt. 
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4.  Die  Verteilung  der  Steuersumme,  die  auf  den  Kreis  oder  den  Steuer- 
bezirk entfällt,  erfolgt,  gesondert  von  der  Verteilung  der  Steuer  der  Gilde- 
scheine lösenden  Unternehmungen,  durch  die  Kreissteuerbehörde  im  besonderen 
Bestände,  resp.  durch  die  Steuerbezirksbehörde. 

5.  In  den  Kreisen,  in  welchen  Steuerbezirksbehörden  nicht  gebildet  sind, 
werden  die  Glieder  der  Kreissteuerbehörde  zur  Verteilung  der  Steuer  auf  die 
Gildescheine  nicht  lösenden  Unternehmungen  aus  der  Mitte  dieser  Steuerzahler, 
sechs  an  der  Zahl,  auf  zwei  Jahre  in  der  Art  gewählt ,  wie  sie  durch  die  Punkte 
3 — 6  des  Artikels  I  des  am  21.  Dezember  1887  Allerhöchst  bestätigten  Reichs- 
ratsgutachtens betreffend  die  Abänderung  der  Regeln  vom  15.  Januar  1885  über 
die  ergänzende  Besteuerung  der  Handels-  und  Gewerbeunternehmungen  mit  der 
Prozent-  und  Repartitionssteuer  festgestellt  ist. 

6.  Städte  und  Kreise,  in  welchen  die  Zahl  der  der  Repartitionssteuer 
unterliegenden,  Gildescheine  nicht  lösenden  Unternehmungen  besonders  be- 
deutend ist,  können  in  Steuerbezirke  geteilt  werden,  deren  Zahl  und  Grenzen 
vom  Finanzminister,  auf  Vorstellung  der  Gouvernementssteuerbehörde,  bestimmt 
wird.  In  einem  jeden  solchen  Bezirke  wird  zur  Umlegung  der  Steuer  auf  die 
bezeichneten  Unternehmungen  eine  Bezirkssteuerbehörde  unter  dem  Präsidium 
des  Steuerinspektors  oder  einer  vom  Kameralhofspräsidenten  ernannten  Person 
aus  sechs  Gliedern  gebildet,  die  auf  zwei  Jahre  aus  der  Mitte  dieser  Steuer- 
zahler im  Bezirke  gewählt  werden:  in  den  Städten  von  den  Stadtverordneten- 
versammlungen, in  den  Bezirken  aber,  die  aus  städtischen  und  ländlichen  An- 
siedelungen bestehen,  in  der  im  Artikel  5  dieser  Regeln  festgestellten  Art. 

7.  Die  Bezirkssteuerbehörde  steht  zu  der  Gouvemementsbehörde  in  dem- 
selben Verhältnis  wie  die  Kreissteuerbehörde,  und  richtet  sich  nach  den  für 
diese  letztere  geltenden  Regeln. 

8.  Nach  Feststellung  der  Verteilung  und  Versendung  der  Mitteilung  des 
betreffenden  Betrages  der  zu  entrichtenden  ergänzenden  Steuer  an  die  Steuer- 
zahler, die  ihren  Wohnort  angegeben  haben,  erlässt  der  Kameralhof  in  der 
örtlichen  Gouvernementszeitung  eine  Publikation  über  die  Zeit  des  Abschlusses 
der  bezeichneten  Sendungen  mit  Hinweis  darauf,  dass  die  Steuerzahler,  denen 
die  Benachrichtigung  wegen  Nichtangabe  des  Wohnortes  nicht  zugestellt  ist, 
die  betreffenden  Auskünfte  über  die  auf  sie  entfallenden  Steuerbeträge  im 
Kameralhof  oSer  beim  Steuerinspektor  erhalten  können. 

9.  Die  Repartitionssteuer  von  den  Gildescheine  nicht  lösenden  Steuer- 
pflichtigen ist  für  das  laufende  Jahr  nicht  später  als  am  1.  Dezember  zu  ent- 
richten. 


Aus  dem  im  Gesetz  erwähnten  und  ihm  beigefügten  „Verzeichnis"  des 
Betrages  dieser  Repartitionssteuer  auf  die  Gouvernements  und  Gebiete  heben 
wir,  um  Raum  zu  sparen,  nur  hervor,  dass  die  grössten  Posten  einzugehen  haben 
aus  den  Gouvernements:  St.  Petersburg  (96,700  Rubel),  Moskau  (91,200  Rubel), 
Warschau  (52,800  Rubel),  Cherson,  woselbst  Odessa  liegt  (49,400  Rubel),  Perm 
(40,900  Rubel),  Podolien  (36,700  Rubel),  Kiew  (32,200  Rubel),  Wolynien  (31,000 
Rubel),  Livland  und  Ssamara  (27,800  Rubel),  Poltawa  (25,900  Rubel),  Wladimir 
(25,300  Rubel).  Unter  10,000  Rubel  haben  15  Gouvernements  zu  zahlen;  der 
geringste  Betrag  fällt  auf  das  Gouvernement  Stawropol,  das  3600  Rubel  aufzu- 
brinsren  hat. 
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Die  russische  Petroleumaccise. 

Von 

Dr.  Joh.  von  Keussler 

in  Petersburg. 

Das  Petroleum  hat  früher  längere  Zeit  hindurch  dem  Fiskus  eine  Ein- 
nahme, wenn  auch  eine  ganz  geringfügige,  geboten.  Diese  Zeit  lässt  sich  in 
zwei  Perioden  teilen:  die  erste  von  1821 — 1873,  die  zweite  von  1873  bis  zum 
1.  September  1877.  Die  erste  Periode  ist  die  Zeit  der  monopolistischen  Be- 
handlung :  der  Staat  befand  sich  im  Besitze  aller  in  Betracht  kommenden  Petro- 
leumquellen. Wie  auch  aus  dem  Wortlaut  des  unten  wiedergegebenen  Gesetzes 
ersichtlich,  ist  in  Russland  die  Bezeichnung  Naphtha,  im  täglichen  Verkehr  für  dieses 
Leuchtmaterial  die  Bezeichnung  Kerosin  üblich.  Der  Staat  nutzte  dieses  Besitztum 
in  mehrfacher  Abwechslung,  entweder  in  Eigenregie  oder  durch  Generalverpach- 
tung, aus.  Beide  Betriebsarten  erzielten  unbedeutende  Erträge.  Während  der 
52  Jahre  dieser  Periode  betrug  die  Reineinnahme  nur  4,63  Millionen  Rubel,  also 
im  jährlichen  Durchschnitt  kaum  90,000  Rubel,  welche  Einnahme  nur  vereinzelt 
100,000  Rubel  überragte.  Die  Regeln  vom  1.  Februar  1872,  die  mit  dem  1.  Januar 
1873  in  Wirksamkeit  traten,  brachen  mit  diesem  System:  die  im  staatlichen 
Besitz  befindlichen,  Petroleum  enthaltenden  Landstriche  (insbesondere  auf  der 
Halbinsel  Apscheron,  aber  auch  in  andern  Teilen  des  Kaukasus)  wurden  in 
kleinen  Parzellen  im  öffentlichen  Ausbot  verpachtet  und  es  wurde  ausserdem 
eine  Accise  auf  dieses  Beleuchtungsmaterial  eingeführt  und  zwar  nach  dem 
Raumgehalt  der  in  Anwendung  kommenden  Destillierkolben  pro  Betriebstag,  und 
zwar  pro  Kolben,  dessen  Rauminhalt  208  Wedro  (1  Wedro  =  0,123hl)  nicht 
überragte ,  4  Kopeken  pro  Wedro ,  für  grössere  Kolben  10  Rubel  pro  Kolben. 
Bei  der  damals  üblichen  Betriebsweise  stellte  sich  diese  Accise  auf  etwa  25  Ko- 
peken pro  Pud  (1  Pud  =  16,379  kg)  Leuchtmaterial  (gereinigtes  Petroleum). 
Dieses  System  der  Besteuerung  erwies  sich  aber  sehr  bald  als  ein  ganz  un- 
geeignetes: vor  allem  eine  sehr  ungleichmässige  Besteuerung  des  gewonnenen 
Beleuchtungsmittels,  selbst  bei  gleichem  Raumgehalt  der  Kolben,  die  Differenz 
der  entrichteten  Accise  pro  Pud  Reinöl  stieg  bis  zu  36  Kopeken.  Hervorgerufen 
wurde  diese  Ungleichmässigkeit  vornehmlich  durch  das  Bestreben  der  Fabrikanten 
zwecks  Erreichung  des  grössten  Quantums  in  kürzester  Zeit  den  Prozess  der 
Reinigung  nach  Möglichkeit  zu  verkürzen,  ohne  weitere  Rücksicht  auf  die  Güte 
des  Produkts  und  eine  vollständige  Ausnutzung  der  Rohware  zu  nehmen.  Aus 
demselben  Grunde  ward  fast  ausschliesslich  flüchtiges  Oel  verarbeitet,  da  dieses 
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einen  grösseren  Prozentsatz  Brennöl  bietet ;  dabei  wurde  die  Gewinnung  anderer 
Produkte  aus  ihm  vernachlässigt  und  das  schwere  Naphtha,  das  sich  insbesondere 
zu  dem  damals  sehr  teueren  Schmieröl  eignete,  fast  ganz  unberücksichtigt  ge- 
lassen. Diese  Missstände  riefen  1875  die  Niedersetzung  einer  Kommission  in 
Tiflis  hervor,  die  einen  neuen  Steuerentwurf  ausarbeitete.  Derselbe  behielt  aber 
das  System  der  Besteuerung  nach  dem  Raumgehalt  der  Destillierkolben  bei, 
stellte  nur  verschiedene  Zeitnormen  für  den  Reinigungsprozess  je  nach  der 
Grösse  der  Kolben  fest.  Da  die  Einführung  dieser  Neuerung  eine  eingehende 
Reglementierung  und  die  Aufstellung  einer  Reihe  von,  die  Produktion  einengenden 
Bestimmungen  verlangte ,  dabei  jene  Misstände  nicht  beseitigte ,  sondern  nur 
verminderte,  so  blieb  das  Projekt  ohne  Erfolg.  Ein  vom  Kaiser  am  6.  Juni  1877 
bestätigtes  Reichsratsgutachten  hob  die  Accise  (mit  dem  1.  September  d.  J.)  auf. 
Der  Fiskus  erlitt  hierbei  eine  ganz  unbedeutende  Einbusse,  denn  die  Accise  hatte 
jährlich  durchschnittlich  kaum  V4  Million  Rubel  eingetragen.  Das  Motiv  zu  diesem 
Schritt  war  die  Erwartung,  dass  mit  Beseitigung  der  Accise  und  der  mit  derselben 
verbundenen  Plackereien  im  Hinblick  auf  die  gewaltige  Steigerung  dieser  Produktion 
in  den  Vereinigten  Staaten  mit  dem  Ende  der  sechziger  Jahre  diese  einen  dem  vor- 
handenen Reichtum  entsprechenden  Aufschwung  nehmen  würde.  Diese  Erwartung 
wurde  nicht  getäuscht.  Das  Beispiel  Amerikas,  die  Einführung  und  allmähliche 
Vervollkommnung  der  Bohrungen,  die  Errichtung  von  Naphthaleitungen  von  den 
Quellen  zu  den  Fabriken,  die  Verbesserung  und  die  Vereinfachung  der  Art  der 
Versendung  des  Naphtha  —  diese  und  andere  Umstände  riefen  eine,  alle  Vor- 
ausberechnungen übertreffende  Vermehrung  der  Petroleumgewinnung  hervor. 
Während  das  Jahr  1868  eine  Jahresproduktion  (im  ganzen  Kaukasus)  von 
über  eine  Million  Pud,  und  zwar  1,68  Millionen,  aufwies,  eine  Ziffer,  die  in  den 
folgenden  Jahren  mit  geringen  Schwankungen  fast  dieselbe  blieb,  stieg  sie  so- 
gleich im  ersten  Jahr  der  accisefreien  Produktion  (1873)  auf  4,14  Millionen  Pud, 
um  von  nun  ab  ohne  Rückschläge  gewaltig  anzuwachsen :  1880 :  21,06  Millionen, 
in  den  folgenden  Jahren  40,24  Millionen,  50,51  Millionen,  60,37  Millionen,  89,86 
Millionen,  116,17  Millionen  und  1886:  124,7  Millionen  Pud.  Rechnet  man  noch 
das  den  Fontänen  entströmte  und  nutzlos  verlorene  Oel  hinzu,  so  steigt  die 
Ziffer  der  beiden  letztgenannten  Jahre  auf  140 — 150  Millionen  (nach  einer  un- 
gefähren Berechnung)  für  das  Gouvernement  Baku,  das  den  Löwenanteil  an  der 
Gesamtproduktion  hat,  denn  hier  wurden  in  diesen  beiden  Jahren  115  und  123,5 
Millionen  Pud  gewonnen.  Bedeutung  hat  ausserdem  das  Gebiet  Kuban  mit  je 
1  Million  in  jenen  beiden  Jahren.  Dementsprechend  wuchs  die  Zahl  und  Grösse 
der  Fabriken.  Im  Gouvernement  Baku  betrug  ihre  Zahl  im  Jahre  1873:  49, 
1875:  126,  1887:  145.  Im  letztgenannten  Jahre  befanden  sich  ausserdem  im 
Kaukasus  noch  5  Fabriken  (3  im  Gebiet  Kuban,  und  je  1  im  Gebiet  Ter  und 
im  Gouvernement  Tiflis)  und  im  übrigen  Reich  zerstreut  nur  8,  während  im  Jahre 
1885  hier  14  und  1884  gar  16  noch  bestanden.  Von  Baku  allein  wurden  ver- 
sandt (per  Schiff  und  per  Transkaukasusbahn): 

Leuchtöl  Schmieröl  Naphtharückstände  Rohnaphtha  Benzin,  As-  Zusammen 
in  Millionen  Pud  phalt  etc. 

1884  21,72  1,45  28,54  1,87  0,1  53,68 

1885  27,42  1,68  32,82  3,04  0,03  64,99 

1886  32,45  1,7  35,7  2,64  0,05  72,54 
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Während  wir  im  vergangenen  Jahrzehnt  recht  bedeutende  Quantitäten  aus  dem 
Ausland  bezogen  (Maximum  1873 :  3,03  Millionen  Pud),  ist  die  Petroleumeinfuhr 
seit  1883  (0,4  Millionen  Pud)  ganz  unbedeutend  und  fällt  jährlich  (1886 :  37,000 
Pud).'  Dagegen  ist  die  Ausfuhr  sehr  bedeutend  gestiegen  und  zwar  seit  1881: 
in  diesem  und  in  dem  folgenden  Jahre  je  ca.  1  Million  Pud,  1883:  3,6,  1884:  6,5, 
1885:  10,7  und  1886:  14,9  Millionen  Pud.  Zumeist  gelangt  Leuchtöl  zur  Aus- 
fuhr: 1883:  1,5,  1884:  3,9,  1885:  7,3,  1886:  9,2,  1887:  11,4  Millionen  Pud,  aber 
auch  Schmieröl  (je  ca.  2  Millionen  Pud  in  den  Jahren  1885  und  1886;  2,7  Mil- 
lionen im  Jahre  1887) ,  Rohnaphtha  (je  ca.  1  Million  Pud  in  den  drei  letzten 
Jahren)  und  Naphthareste,  deren  Ausfuhr,  ganz  unbedeutend,  erst  im  Jahre  1886 
plötzlich  eine  Höhe  von  2,2  Millionen  Pud,  im  Jahre  1887 :  3,3  Millionen  erreichte. 
Weit  gewaltiger  ist  der  inländische  Konsum  gewachsen:  von  6,5  Millionen  Pud 
im  Jahre  1873  auf  12,8  im  Jahre  1881  und  23,3  im  Jahre  1886.  Solches  ward 
durch  das  sehr  starke  Preisfallen  ermöglicht:  so  betrug  der  durchschnittliche 
Jahrespreis  von  1  Pud  Leuchtöl  in  St.  Petersburg  (in  Gefässen)  1877:  3  Rubel 
40  Kopeken,  1879:  1  Rubel  95  Kopeken  und  nach  einigen  nicht  unerheblichen 
Steigerungen  und  darauffolgendem  Fallen,  im  Jahre  1884:  1  Rubel  57  V^  Kopeken, 
1885:  1  Rubel  22  Va  Kopeken,  1886:  1  Rubel  12  V2  Kopeken.  Auf  der  Börse  in 
Zarizyn  an  der  unteren  Wolga:  1877:  2  Rubel  25  Kopeken,  1879:  1  Rubel  15 
Kopeken,  1884:  70  Kopeken,  1885:  56  Kopeken,  1886:  49  Kopeken.  Erheblich 
billiger  sind  die  Preise  beim  Kauf  aus  den  Reservoiren. 

Auf  Gewinnung  neuer  Einnahmequellen  bedacht,  richtete  unsere  Finanz- 
vei'waltung  ihr  Augenmerk  auch  auf  diese,  während  der  accisefreien  Zeit  so  er- 
starkte Produktion.  Bei  der  Wahl  des  zu  acceptierenden  Systems  Hess  man  sich 
von  dem  Gedanken  leiten,  diesen  Industriezweig  und  seine  zu  erwartende  weitere 
Entwicklung  möglichst  wenig  zu  beengen  und  die  Konsumtion,  die  auch  in  der 
letzten  Zeit  bis  in  die  breite  untere,  ärmere  Schicht  der  Bevölkerung  ge- 
drungen ist,  nicht  zu  merklich  zu  belasten,  und  gelangte  zu  dem  Schluss  der 
Besteuerung  des  fertigen,  gereinigten  Naphthaproduktes  auf  Grundlage  folgender 
Erwägungen.  Vor  allem  wird  durch  eine  solche  Accise  bei  der  Gleichartigkeit 
des  Produkts  eine  fast  vollkommene  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  erreicht, 
dieselbe  Steuerziifer  fällt  auf  ein  bestimmtes  Quantum  Leuchtöl,  gleichviel  von 
welcher  Beschaffenheit  und  welcher  Zusammensetzung  das  Rohprodukt,  aus 
welchem  das  Leuchtöl  gewonnen,  war.  Diese  Accise  gestattet  die  Verarbeitung 
von  Rohmaterial  jeglicher  Beschaffenheit,  der  Fabrikant  wird  sich  hierbei  also 
nach  wie  vor  nur  von  dem  Preise  des  Rohnaphtha  und  den  Kosten  seiner  Ver- 
arbeitung bestimmen  lassen.  Dagegen  würde  eine  Besteuerung  des  Rohmaterials 
die  Verwendung  der  schwereren  Gattungen,  die  weniger  Leuchtöl  enthalten,  un- 
möglich, jedenfalls  die  Besteuerung  sehr  ungleichmässig  machen.  Dieser  zu  ver- 
meidende Missstand  würde  noch  dadurch  verschärft  werden,  dass  die  Höhe  der 
effektiv  zu  entrichtenden  Accise  in  Abhängigkeit  von  den  technischen  Bedingungen 
des  Betriebes  gesetzt  würde :  sie  würde  sich  nach  der  grösseren  oder  geringeren 
Vollkommenheit  der  Einrichtung  der  Fabrik  richten,  d.  h.  die  grossen,  in  Geld- 
mitteln nicht  beengten  Etablissements,  die  sich  jeder  Zeit  die  besten  Apparate  etc. 
zu  beschaffen  imstande  sind,  genössen  bei  einer  Besteuerung  des  Rohproduktes 
einen  weiteren  Vorzug ,  der  die  Existenz  der  kleineren  Unternehmungen  ge- 
fährden würde,   wie  für  sie  auch   die  Beschaffung  leichteren  Rohmaterials  mit 
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weniger  Schwierigkeiten  verbunden  wäre  als  letzteren.  Weiterhin  erleichtert 
die  Besteuerung  des  fertigen  Leuchtöls  die  fiskalische  Kontrolle.  Wie  aus 
den  oben  angegebenen  Daten  ersichtlich,  konzentriert  sich  fast  die  gesamte 
Destillation  des  Rohnaphtha  in  dem,  räumlich  sehr  begrenzten  Bakuschen  Rayon, 
es  ist  also  in  Betreff  des  bei  weitem  grössten  Teiles  des  Steuerobjekts  nur  eine 
kontrollierende  Aufsicht  bei  dessen  Verführen  aus  diesem  Rayon  erforderlich. 
Dass  innerhalb  dieses,  wie  bemerkt  kleinen,  Bezirks  der  Leuchtölkonsum  steuer- 
frei ausgeht,  kommt  nicht  in  Betracht,  und  zwar  um  so  weniger,  als  fast 
die  gesamte  hiesige  Bevölkerung  von  dieser  Produktion  lebt.  Die  Kontrolle 
der  Verführung  ist  mit  der  geringste»  Ausgabe  zu  bewerkstelligen :  dieselbe  er- 
folgt fast  ausschliesslich  per  Schiff  (Kaspissee)  und  per  Eisenbahn  (transkaukasische 
Bahn);  eine  Besteuerung  des  Rohprodukts  würde  sich  dagegen  sehr  kompliziert 
gestalten  (Aufsicht  nicht  allein  in  Betreff  des  zur  Versendung  gelangenden  Roh- 
materials an  den  Schiffen  und  der  Eisenbahnstation,  sondern  auch  bei  seiner 
Zufuhr  und  Zuleitung  in  die  zahlreichen  Fabriken).  Endlich  befreit  der  ge- 
wählte Besteuerungsmodus  von  der  Nötigung  der  Feststellung  eines  Normal- 
quantums, das  an  Leuchtöl  aus  dem  Rohmaterial  zu  gewinnen  ist,  zur  Berechnung 
des  Steuerbetrages,  der  beim  Export  von  Leuchtöl  ins  Ausland  zurückzuerstatten 
wäre.  Die  Verschiedenartigkeit  der  Beschaffenheit  des  Rohmaterials  wie  auch 
seiner  Bearbeitung  lässt  die  Feststellung  einer  solchen  Norm  (wie  sie  z.  B. 
bei  Branntweinaccise  besteht)  überhaupt  unmöglich  erscheinen.  Die  Festsetzung 
mehrerer  Normsätze  aber  nach  der  Beschaffenheit  des  Rohproduktes  würde  die 
grössten  Unzuträglichkeiten  hervorrufen.  Diese  können  nicht  gerecht  bestimmt 
werden,  da  die  Gewinnung  des  Quantums  an  Leuchtmasse  nicht  allein  von  der 
Beschaffenheit  des  Materials,  sondern  auch  von  der  Vollkommenheit  des  Betriebes 
in  hohem  Masse  abhängt.  Das  Interesse  der  Fabrikanten  würde  darauf  gerichtet 
sein,  das  über  die  Norm  gewonnene  Produkt  möglichst  der  inländischen  Kon- 
sumtion vorzubehalten,  das  andere  aber  ins  Ausland  zu  dirigieren  und  die  volle 
Accise  sich  zurückzahlen  zu  lassen.  Möglich  wäre  noch  die  Aufstellung  sehr 
hoher  Normen,  die  aber  die  Mehrzahl  der  Fabiiken  erdrücken  würde,  oder 
die  Aufstellung  zeitweiliger  Nonnen,  die  entsprechend  den  Fortschritten  der 
Technik  mehr  oder  weniger  häufig  zu  wechseln  wären,  was  aber  die  Produktion 
schädigen,  da  das  Streben  nach  Verbesserungen  erlahmen  würde.  Auf  Grund 
dieser  Erwägungen  fiel  die  Entscheidung  zu  Gunsten  der  Besteuerung  des  fertigen 
Produktes  als  dem  Interesse  dieses  Industriezweiges  wie  auch  des  Fiskus  mehr 
entsprechend. 

Die  ministerielle  Vorlage  an  den  Reichsrat  bietet  eine  höchst  interessante 
Beschreibung  der  im  Bakuschen  Rayon  üblichen  Betriebsweise,  auf  welche,  um 
den  Rahmen  unserer  Aufgabe  nicht  zu  überschreiten,  wir  nicht  eingehen.  Es 
ergibt  sich,  dass  bei  der  auf  der  grossen  Mehrzahl  der  Naphthafabriken  üblichen 
Destillation  das  Naphtha  im  mittleren  Durchschnitt  ca.  .30  Prozent  des  gebräuchlichen 
Leuchtöls  (Kerosin)  mit  einem  specifischen  Gewichte  von  0,815 — 0,825 ,  zumeist 
0,822  und  äusserst  wenig  flüchtige  leichte  Oele  (Benzin)  liefert;  den  grössten  Teil 
der  Masse  bilden  Kohlenwasserstoffe  von  hohem  specifischem  Gewicht,  die  da  zur 
Gewinnung  schwerer  Leuchtöle  und  Schmieröle  dienen ;  letztere  haben  bei  ihrer 
grossen  Billigkeit  und  guten  Beschaffenheit  die  teueren  (Pflanzen-  und  animalische) 
Oele  und  die  anderen  Schmiermaterialien  verdrängt.    Ungeachtet  des  verhältnis- 
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massig  nur  geringen  Prozentsatzes,  den  das  Naphtha  an  Kerosin  liefert  (in  den 
Vereinigten  Staaten  65 — 75  Prozent),  ist  doch  dieses  Leuchtöl  das  Hauptprodukt  der 
Naphthaverarbeitung  auf  allen  Bakuschen  Fabriken,  ist  der  gesuchteste  Artikel 
und  bei  seiner  grossen  Billigkeit  das  verbreitetste  Leuchtmaterial.  Leuchtöl  mit 
höherem  specifischem  Gewicht  wird  verhältnismässig  nur  sehr  wenig  gewonnen, 
ungeachtet  dessen,  dass  dieses  eine  geringere  Feuergefährlichkeit  zeigt;  es  ist 
aber  ei-heblich  teuerer,  die  Nachfrage  sehr  gering.  Wenn  auch  der  Absatz  der 
Schmieröle  in  den  letzten  Jahren  sehr  bedeutend  gewachsen  ist,  so  ist  die  Nach- 
frage noch  so  gering,  dass  zu  ihrer  Gewinnung  nur  ein  unbedeutender  Teil  der 
Naphtarückstände  auf  den  Bakuschen  Fabriken  verwandt  wird.  Aehnlich  ist 
der  Zustand  der  Naphthaindustrie  in  den  anderen  kaukasischen  Bezirken.  Somit 
erscheint  das  gewöhnliche  Leuchtöl  (Kerosin)  das  grundlegende  und  feststehende 
Produkt  dieser  Industrie,  das  bei  Einführung  einer  Steuer  auf  Leuchtöl  und 
Feststellung  der  Höhe  derselben  vor  allem  zu  berücksichtigen  sei.  Da  jedoch 
aller  "Wahrscheinlichkeit  nach  die  im  russischen  Naphtha  befindlichen  Leuchtöle 
mit  höherem  specifischem  Gewicht  in  der  Gestalt  selbständiger  Produkte  oder  ge- 
mischt mit  leichteren  Oelen  als  besonderer  Typus  von  Leuchtöl,  das  das  übliche 
Kerosin  vollständig  ersetzen  kann,  in  nächster  Zukunft  eine  grössere  Verbreitung 
als  zur  Zeit  erlangen  werden,  so  ward  die  Besteuerung  auch  dieser  Produkte 
für  erforderlich  erkannt  in  der  Erwägung,  dass  die  Ausschliessung  derselben  von 
der  Besteuerung  eine  verstärkte  Gewinnung  derselben  auf  Kosten  des  mit  der 
Accise  bedachten  Kerosins  hervorrufen  würde.  Im  Hinblick  jedoch  auf  die 
grösseren  Produktionskosten  (etwa  um  10  Kopeken  pro  Pud)  der  schwereren 
Oele  und  zur  Förderung  ihrer  Gewinnung  und  Verbreitung  wegen  ihrer  geringeren 
Explosionsgefahr,  ward  für  diese  eine  geringere  Accise  als  für  das  gewöhnliche 
Leuchtöl  normiert,  und  zwar  30  Kopeken  gegen  40  Kopeken  pro  Pud.  Dagegen 
sind  wegen  ihrer  noch  geringen  Produktion  von  jeder  Steuer  befreit  sowohl 
die  Naphthaprodukte,  die  nicht  zur  Beleuchtung,  sondern  zu  andern  Zwecken 
dienen  (Schmieröle,  Vaselin  etc.),  wie  auch  solche  mehr  flüchtige  Erzeugnisse, 
die  man  auch  mitunter  als  Leuchtmaterial  in  besonders  konstruierten  Lam- 
pen benutzt,  doch  vornehmlich  zu  andern  Dingen  verwandt  werden  (zur  Ge- 
winnung von  Fettölen  zum  Ausnehmen  von  Flecken,  zum  Waschen  von  Wolle 
etc.).  Der  Finanzminister  hat  im  Einvernehmen  mit  dem  der  Reichsdomänen 
die  Grenzscheide  zur  Besteuerung,  je  nach  der  wirklichen  Verwendung  der 
Naphthaprodukte  und  dem  derzeitigen  Stande  der  Technik  der  Produktion  fest- 
zustellen durch  Nonnierung  des  spezifischen  Gewichts.  In  gleicher  Weise  wird 
bestimmt,  welche  Oele  mit  der  höheren  und  welche  mit  der  geringeren  Accise 
zu  belegen  sind,  wobei  jedoch  neben  der  Bestimmung  des  spezifischen  Gewichts 
auch  die  Explosionstemperatur  (Feuergefährlichkeit)  als  Merkmal  hinzutritt.  Eine 
Instruktion  des  Finanzministers  vom  31.  Dezember  1887  unterstellt  der  Steuer- 
pflicht die  Leuchtöle  (in  gereinigtem  und  im  ungereinigten  Zustande),  deren  spe- 
zifisches Gewicht  sich  zwischen  0,730  und  0,885  bei  15  "  Celsius  bewegt;  als  leichte 
Oele,  die  mit  dem  höheren  Satz  (40  Kopeken  pro  Pud)  besteuert  werden,  sind 
die  mit  einem  spezifischen  Gewicht  von  0,730  bis  0,830  (bei  15"  C.)  und  bei 
einer  Explosionstemperatur  von  unter  45 "  C. ,  als  schwere  aber  (Steuersatz  30 
Kopeken),  die  mit  einem  spezifischen  Gewicht  von  über  0,830  bis  0,885  und  bei 
einer  Explosionstemperatur  von  45"  C.  oder  höher  anzusehen.     Wenn  aber  das 
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spezifische  Gewicht  unter  0,830  ist,  die  Explosionstemperatur  aber  45 "  oder  mehr 
beträgt,  so  ist  der  niedere  Steuersatz  zu  erheben,  und  umgekehrt  der  höhere 
Satz,  wenn  das  spezifische  Gewicht  freilich  über  0,830  ist,  aber  die  Explosions- 
temperatur unter  45"  C.  steht. 

Sogleich  bei  Einführung  des  Gesetzes,  und  zwar  bei  der  von  ihm  ge- 
forderten Ermittelung  der  Vorräte  an  Naphthaleuchtölen,  ergab  sich  eine  Lücke 
im  Gesetz:  es  erwies  sich  nämlich,  dass  im  Handel  ein  besonderes  Leuchtöl  in 
grossen  Massen  verkehrt,  das  mit  einem  spezifischen  Gewicht  von  über  0,885 
aus  Naphtha  und  anderen  Bestandteilen  hergestellt  wird,  im  Engroshandel  unter 
einer  besonderen  technischen  Bezeichnung  geht,  im  täglichen  Leben  aber  als 
Baumöl  bezeichnet  wird.  Bei  Fortsetzung  der  Untersuchung  fand  man  weiter- 
hin, dass  dieses  Oel  nicht  allein  auf  den  Naphthafabriken  hergestellt  wird,  sondern 
auch  an  vielen  Orten  des  Reichs  in  anderen  sog.  Oelfabriken.  In  Moskau  allein 
wurden  deren  14  ermittelt,  auch  in  St.  Petersburg  bestehen  solche.  Auf  den  Naphtha- 
fabriken wird  dieses  Oel  durch  Mischung  von  35  Prozent  und  mehr  ^parfümierten" 
Naphthaöles  mit  einem  spezifischen  Gewicht  von  unter  0,885  mit  65  Prozent  Pflanzenöl 
verschiedener  Arten  (darunter  des  Geruches  wegen  auch  etwas  Oliven-  oder  ein 
anderes  Baumöl)  bei  leichter  Erhitzung  dieser  Mischung  hergestellt.  Auf  den  sog.  Oel- 
fabriken, die  die  Destillation  von  Naphtha  nicht  vornehmen,  ist  dieselbe  Mischung 
üblich,  jedoch  mit  dem  Unterschied,  dass  Naphthaöl  mit  einem  spezifischen  Gewichte 
von  über  0,885,  also  steuerfreies,  zur  Verwendung  gelangt ;  vor  seiner  Mischung 
wird  es  auf  kaltem  Wege  mittels  Schwefelsäure  und  Alkali  derart  gereinigt, 
dass  es  die  Beschaffenheit  des  „parfümierten"  Naphthaöles  und  ein  spezifisches  Ge- 
wicht von  weit  unter  0,885  erhält,  sodann  erfolgt  die  Mischung  mit  Pflanzenöl. 
Das  Quantum  dieser  auf  den  Markt  kommenden  Oele  Hess  sich  nicht  sogleich 
feststellen,  da  sie  vielfach  auch  auf  nicht  konzessionierten  Fabriken  hergestellt 
werden;  in  Moskau  werden  etwa  400,000  Pud  gewonnen,  die  Gesamtproduktion 
auf  etwa  1  Million  Pud  geschätzt.  Da  nun  nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes 
dieses  Leuchtmaterial  nicht  zur  Besteuerung  herangezogen  werden  konnte,  wenn- 
gleich es  zum  Teil  aus  Naphtha  gewonnen  wird,  so  wandte  sich  der  Finanz- 
minister,  im  Einklang  mit  dem  Grundgedanken  der  Besteuerung  des  Najjhtha- 
leuchtöles  mit  einer  Vorlage  an  den  Reichsrat  zur  Unterstellung  auch  dieser 
Oele  unter  die  Accise,  welche  Vorlage  von  der  gesetzgebenden  Instanz  gebilligt, 
am  9.  (21.)  Juni  1888  die  kaiserliche  Sanktion  erhielt.  Da  eine  nachträgliche 
Feststellung  dessen,  ob  leichtes  oder  schweres  Naphthaöl  zur  Herstellung  jener 
Mischung  verwandt  worden  ist,  sehr  umständlich  wäre,  anderseits  diese  Mischung 
hoch  im  Preise  steht  (6 — 7  Rubel  pro  Pud),  so  bestimmt  das  Gesetz  den  höheren 
Steuersatz  (40  Kopeken  pro  Pud),  der  von  dem  in  der  Mischung  enthaltenen 
Naphthaöl  zu  erheben  ist,  die  anderen  Bestandteile  bleiben  steuerfrei.  Eine 
Instruktion  des  Finanzministers  vom  8.  (20.)  Juli  1888  ergänzt  auch  in  dieser 
Beziehung  die  oben  erwähnte  Instruktion. 

Was  die  Höhe  der  Accise  anbetrifi't,  so  verschloss  man  sich  nicht  der 
Erkenntnis,  dass  eine  wesentliche  Verteuerung  des  Leuchtmaterials  nicht  allein 
die  ärmeren  Bevölkerungsschichten  zu  anderen,  weniger  geeigneten,  aber  billigeren 
Beleuchtungsmitteln «urückführen,  sondern  auch  infolgedessen  der  Fiskus  weniger 
Ertrag  als  bei  einem  niederen  Satz  erzielen  würde.  Bei  einem  Preise  des  Petro- 
leums (aus  Reservoiren)  von  38 — 40  Kopeken  pro  Pud  in  Zarizyn,  84  Kopeken  in 
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St.  Petersburg,  in  Gefässen  aber:  in  Moskau  73  Kopeken,  in  St.  Petersburg  1  Rubel 
10  Kopeken  steigert  der  dekretierte  Satz  den  Preis  nicht  über  den  in  den  Jahren 
1883  und  1884  gezahlten.  Der  Steuersatz  (40,  resp.  30  Kopeken)  ist  als  ein  sehr 
niedriger  anzusehen  beim  Vergleich  mit  den  in  den  meisten  andern  Staaten  be- 
stehenden: Oesterreich-Ungarn  80  Kopeken  Kredit  pro  Pud,  Einfuhrzoll  in  Frank- 
reich bis  zu  1  Rubel  70  Kopeken,  Rumänien  bis  zu  2  Rubel  36  Kopeken  netto,  in 
Italien  gar  nach  dem  Gesetz  vom  24.  April  1877,  das  mit  dem  12.  Juli  in  Kraft 
trat,  bis  zu  3  Rubel  46  Kopeken  Kredit  i^ro  Pud  brutto.  Holland,  Schweiz  und 
Schweden  haben  freilich  sehr  niedrige  Sätze:  die  beiden  erstem  ca.  9,  letzteres 
21  Kopeken.  Der  Satz  von  40  Kopeken  verteuert  unser  Pfund  (1  Pud  =  40 
Pfund)  um  1  Kopeke. 

Bezüglich  der  Erhebung  der  Accise  verweisen  wir  auf  die  Gesetze 
und  das  Mitgeteilte.  Es  sei  jedoch  noch  auf  die  Verkehrserleichterungen  hin- 
gewiesen, die  das  zweite  Gesetz  in  Abänderung  und  Ergänzung  des  ersteren 
gewährt.  Hatte  schon  die  neue  Steuer  an  sich  wegen  der  mit  jeder  Kontrolle 
unvermeidlichen  Störungen  und  Scherereien  sogleich  die  Ausfuhr  von  Naphtha 
gehemmt,  so  trat  dieser  unerfreuliche  Umstand  besonders  stark  in  Batum  hervor, 
diesem  wichtigsten  Stapelplatz  für  Naphtha,  von  wo  aus  das  grösste  Quantum 
sowohl  ins  Ausland,  also  steuerfrei,  als  auch  in  die  russischen  Schwarzmeerhäfen 
geht.  Zur  Erleichterung  des  Verkehrs,  wie  auch  der  AccisekontroUe ,  deren  zu 
lösende  Aufgabe  sehr  bedeutend  ist,  denn  es  werden  zu  Zeiten  täglich  15  grosse 
Schiffe,  ungezählt  die  Kabotagefahrzeuge,  die  Naj)htha  in  die  benachbarten  tür- 
kischen Häfen  führen,  expediert,  gewährt  das  neue  Gesetz  der  Stadt  Batum  mit 
Umgegend,  sowie  dem  Eisenbahntransport  aus  dem  Bakuschen  Rayon  hierher  die- 
selbe Stellung  wie  diesem  letztgenannten  Rayon.  Somit  wird  der  gewaltige  Naphtha- 
export  aus  Batum  ins  Ausland  von  der  AccisekontroUe  überhaupt  nicht  berührt. 
Zweckentsprechend  ist  auch  die  Gewährung  der  Steuerfreiheit  an  die  um  diese 
beiden  Rayons  wohnende  Bevölkerung  für  den  eigenen  häuslichen  Bedarf,  bei 
welcher  Bestimmung  jedoch  das  ausschlaggebende  Moment  die  Entlastung  der 
AccisekontroUe  bildete :  die  hierdurch  entstehende  Einbusse  wird  reichlich  durch 
die  Beseitigung  der  Nötigung  zu  einer  Verstärkung  des  Beamtenpersonals  ge- 
deckt. Nur  grössere  Quantitäten  werden  der  AccisekontroUe  unterzogen.  Die 
Befreiung  des  Seegebiets  (Teil  des  Amur-Generalgouvernements  in  Sibirien,  des- 
sen wichtigste  Hafenplätze  Wladikawkas  und  Nikolajewsk  sind)  von  dieser  Accise 
bis  zum  1.  (13.)  Januar  1891  ist  einerseits  gegen  die  Konkurrenz  Amerikas  ge- 
richtet, andererseits  soll  hierdurch  der  Gebrauch  dieses  Leuchtmittels  in  jenem 
fernen  Orten  gefördert  werden.  Die  Zollfreiheit  der  sibirischen  Hafenplätze, 
die  sich  früher  auf  alle  inländischen  wie  ausländischen  Waren  mit  Ausnahme 
starker  Getränke  erstreckte,  ward  durch  Gesetz  vom  26.  Mai  (Juni)  1887  in  Be- 
treff des  Tabaks  (Zoll  und  Accise)  durchbrochen,  sowohl  zur  Erzielung  einer 
Staatseinnahme,  wie  auch  zum  Schutz  der  russischen  Industrie  gegen  die  aus- 
ländische. Naphthaleuchtöle  und  Zündhölzchen  russischer  Provenienz  gemessen 
jene  Vergünstigung  nur  bis  zu  dem  genannten  Termin. 

Von  nicht  geringerer  praktischer  Bedeutung  sind  die  im  zweiten  Gesetz 

stipulierten  Ergänzungen   in   betreff  der  PfandbesteUung ,    die  vielfachen,    im 

Finanzministerium  eingelaufenen  Beschwerden  gerecht  werden  und  andererseits 

den  Fiskus  vor  Verlusten  schützen.     Die  Fabrikanten  werden  von  dieser  Ver- 
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pflichtung  überhaupt  befreit,  wenn  sie  ihre  Niederlagen  unter  Kontrolle  (Ver- 
schluss, Bewachung)  der  Acciseverwaltung  stellen  gegen  Entrichtung  einer  geringen, 
die  betreffenden  Unkosten  deckenden  Gebühr,  desgleichen  wird  das  accise-  und 
pfandfreie  Verführen  von  Petroleum  aus  einer  solchen  Niederlage  in  eine  andere 
derartige  gestattet.  Weiterhin  werden  die  Arten  der  zur  Pfandbestellung  ent- 
gegenzunehmenden Vermögensobjekte  ei-weitert:  während  das  erste  Gesetz  nur 
die  für  die  Branntweinaccise  gestatteten  Pfandobjekte  zuliess,  also  vornehmlich 
Wertpapiere,  Land  und  Stein-  und  Holzgebäude  in  einigen  Städten,  zählt  das 
zweite  Gesetz  in  Art.  7  eine  Reihe  anderer  Vermögensobjekte  als  zulässig  auf, 
die  mit  der  Gewinnung  und  der  Versendung  dieser  Erzeugnisse  in  Beziehung 
stehen,  also  im  Besitz  der  Produzenten  sich  befinden.  Andererseits  findet 
der  Fiskus  eine  weitere  Sicherstellung  für  seine  gestundeten  Forderungen  durch 
die  Feststellung  der  subsidiären  Haft  des  Fabrikanten  mit  seinem  gesamten 
Vermögen,  falls  das  bestellte  Pfand  sich  als  den  Accisebetrag  nicht  deckend 
erweist,  sowie  auch  durch  die  Bestimmung,  dass  Wertpapiere  nicht  mehr  nach 
den  für  die  Befristung  der  Branntweinaccise  geltenden  Regeln,  nach  welchen 
gewisse  Gattungen  von  Staatspapieren  zum  Nominalwert  entgegengenommen 
werden,  sondern  nach  den,  in  Zwischenräumen  wechselnden  Normalsätzen,  die 
der  Finanzminister  in  betreff  der  Tabakaccise  feststellt,  zu  acceptieren  sind. 
Diese  letztere  Anordnung  ward  getroffen,  da,  insbesondere  im  transkaukasischen 
Gebiet,  laut  Berichte  der  örtlichen  Acciseverwaltung,  eine  starke  Spekulation  in 
solchen  zum  Nominalwert  entgegengenommenen  Papieren  (vornehmlich  4pro- 
zentige  Innere  Anleihe,  die  einen  Börsenwert  von  82 V«  Prozent  hat)  sich  ent- 
faltet hatte;  da  nun  das  gegen  Pfandbestellung  aus  den  Fabriken  abgelassene 
Petroleum  frei  von  jeder  Kontrolle  ist,  so  war  die  Befürchtung  eines  Verlustes 
für  den  Fiskus  naheliegend,  die  noch  dadurch  verstärkt  wurde,  dass  solche 
minderwertige  Staatspapiere  von  vorgeschobenen  Strohmännern  zum  Pfände 
bestellt  wurden,  von  denen  das  beim  Verkauf  solchen  Pfandes  sich  ergebende 
Defizit  an  der  schuldigen  Accise  nicht  beigetrieben  werden  könnte.  Die  an- 
gegebene Bestimmung  schützt  den  Staat  vor  solchen  Verlusten. 

Der  effektive  Ertrag  dieser  Accise  hat  die  ministerielle  Vorausberechnung 
weit  übertroffen:  im  Budgetvoranschlag  pro  1888  ward  der  voraussichtliche  Er- 
trag auf  5  Millionen  Rubel  angenommen,  es  liefen  aber  6,6  Millionen  Rubel  ein, 
im  Voranschlag  pro  1889  ist  dieser  Posten  mit  8  Millionen  Rubel  vermerkt. 

Im  Detailhandel  ist  der  Preis  des  Petroleums  gerade  um  den  Betrag  der 
Steuer  gestiegen.  Der  bis  zu  3  Kopeken  pro  Pfund,  also  1  Rubel  20  Kopeken 
pro  Pud  gefallene  Preis  ist  mit  Einführung  der  Accise  auf  4  Kopeken,  resp. 
1  Rubel  60  Kopeken  hinaufgegangen. 


Das  am  21.  Dezember  1887  (2.  Januar  1888)  vom  Kaiser  bestätigte  Gesetz, 
betreffend  die  Einführung  einer  Accise  auf  Naphthaleuchtöle,  lautet: 

Der  Reichsrat  hat  in  den  vereinigten  Departements  für  Staatsökonomie 
und  Gesetze,  sowie  in  der  Plenarversammlung  —  nach  Prüfung  der  Vorlage  des 
Finanzministers,  betreffend  die  Einführung  einer  Accise  auf  Naphthaleuchtöle,  — 
sein  Gutachten,  wie  folgt,  abgegeben: 
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I.  Der  Entwurf  der  Regeln  über  die  Accise  auf  Naphthaleuchtöle  ist  Seiner 
Maj.  dem  Kaiser  zur  Bestätigung  zu  unterbreiten. 

II.  Die  Accise  auf  Naphthaleuchtöle  ist  in  folgendem  Betrage  zu  erheben: 

a)  von  leichten  Oelen  40  Kopeken  pro  Pud,  b)  von  schweren  Oelen  30  Kopeken 
pro  Pud. 

III.  Der  Artikel  106  des  allgemeinen  Zolltarifs  für  den  europäischen  Handel 
ist  folgendermassen  zu  fassen: 

106.  Leichte  (flüchtige)  Oele  zur  Beleuchtung  und  Paraffinschmiere :  a)  leichte 
Oele  zur  Beleuchtung,  bekannt  unter  dem  Namen  Petroleum,  Kerosin,  Photogen, 
Gasolin  u.  s.  w.,  wie  auch  Benzin  und  gereinigte  Naphtha — ■  1  Rubel  Gold  pro  Pud.; 

b)  Paraffinschmiere  für  Maschinen  —  70  Kopeken  Gold  pro  Pud. 

IV.  Zum  Termin  des  Inkrafttretens  der  im  Punkt  I  erwähnten  Regeln 
sind  alle  Vorräte  an  Naphthaleuchtölen,  sowohl  die  auf  dem  Wege  als  auch  die  in 
Niederlagen  und  anderen  Etablissements,  die  mit  solchen  Oelen  handeln,  mit 
Ausnahme  der  Magazine  für  Detailhandel  und  endlich  die  Vorräte,  welche  in 
den  naphthareinigenden  Fabriken  ausserhalb  des  Bakuschen  Rayons  sich  befinden, 
zu  ermitteln  und  zur  Besteuerung  mit  der  festgesetzten  Accise  (Punkt  II)  her- 
anzuziehen und  zwar  unter  Beobachtung  nachstehender  Bestimmungen:  a)  in 
Niederlagen  und  Etablissements,  in  welchen  nicht  mehr  als  1000  Pud  Naphtha- 
leuchtöl  vorhanden  ist,  wird  die  Accise  für  dasselbe  zu  dem  vom  Finanzminister 
festgesetzten  Termin  entrichtet,  b)  für  Niederlagen,  die  über  1000  Pud  Naphtha- 
leuchtöl  enthalten,  wird  eine  Stundung  der  betreffenden  Accisezahlung  bei 
Hinterlegung  von  gesetzlich  bezeichneten  Pfandobjekten  im  vollen  Betrage  der 
zu  entrichtenden  Summe  für  eine  Zeit  bis  zu  sechs  Monaten,  gerechnet  vom 
Tage  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes,  zugelassen,  c)  den  Niederlagen,  die  mehr 
als  25,000  Pud  Oele  besitzen,  wird  es  gestattet,  ohne  Hinterlegung  eines  Pfandes 
zur  Sicherstellung  des  betreffenden  Accisebetrages  den  voi'handenen  Von-at  der 
Acciseverwaltung  zu  deklarieren,  die  ihn  unter  ihre  Bewachung  nimmt;  bevor 
solche  Vorräte  zum  Verkauf  gelangen,  wird  die  Accise  in  Barem  entrichtet  oder 
gestundet  unter  Hinterlegung  des  bezüglichen  Pfandes  für  die  Zeit  von  nicht 
über  sechs  Monate,  gerechnet  vom  Tage  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes.  Die 
Inhaber  der  Niederlagen,  welche  die  in  diesem  Punkte  gebotene  Vergünstigung 
in  Anspruch  zu  nehmen  wünschen,  werden  verpflichtet,  die  zur  Bewachung 
seitens  des  Acciseressorts  erforderliche,  vom  Finanzminister  zu  normierende  Summe 
der  Rentei  einzuzahlen;  die  Leuchtöle,  die  in  Naphthareinigungsfabriken  ausser- 
halb des  Bakuschen  Rayons  ermittelt  werden,  treten  unter  die  Kontrolle  des 
Acciseressorts  und  werden  aus  den  Fabriken  auf  Grundlage  des  im  Punkt  12 
der  „Regeln,  betreffend  die  Accise  auf  Naphthaleuchtöle,"  Angeordneten  abgelassen. 

V.  Zwecks  Remuneration  der  Amtspersonen  des  Accisewesens  ist  aus  dem 
Ertrage  der  Naphthaleuchtölaccise  ein  Prozent  zu  verrechnen  und  zwar  derart, 
dass  diese  zu  verrechnende  Summe  zu  der  allgemeinen  Summe  der  Prozent-Re- 
muneration, die  unter  alle  Beamte  des  Accisewesens  verteilt  wird,  geschlagen  wird. 

VI.  Zum  Unterhalt  der  Aufsicht  in  betreff  der  Naphthaleuchtölaccise  sind 
in  den  Budget- Voranschlag  des  Departements  der  indirekten  Steuern  pro  1888 
folgende  Posten  aufzunehmen:  Zu  §  1 ,  Art.  1  7500  Rubel,  zu  §  2,  Art.  4 
17,500  Rubel,  zu  §  2,  Art.  6  2000  Rubel  und  zu  §  2,  Art.  7,  Punkt  d  48,000  Rubel, 
zusammen  75,000  Rubel. 

VII.  Die  im  Punkt  I  erwähnten  „Regeln",  wie  auch  die  in  den  Punkten 
II,  III  und  IV  gedachten  Voraussetzungen  haben  mit  dem  15.  Januar  1888  in 
Kraft  zu  treten. 

Regeln,  betreffend  die  Accise  auf  Naphthaleuchtöle. 

1.  Die  Oberverwaltung  in  Sachen,  betreffend  die  Erhebung  der  Naphtha- 
leuchtölaccise,  ist   im  Finanzministerium,   Departement  der  indirekten  Steuern, 
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konzentriert.     Die   direkte  Handhabung  der  Erhebung  derselben  wird  den  ört- 
lichen Acciseverwaltungen  übertragen. 

2.  Mit  der  Accise  werden  überhaupt  alle  Naphthaprodukte,  die  zur  Be- 
leuchtung dienen  (Naphthaleuchtöle),  belegt. 

3.  Als  Naphthaleuchtöle  werden  alle  Produkte  aus  Naphtha  angesehen,  deren 
spezifisches  Gewicht  und  Explosionstemperatur  nicht  ausserhalb  der  (Minimal- 
und  Maximal-)  Grenzen  liegen,  welche  für  diese  Oele  vom  Finanzminister  im 
Einvernehmen  mit  dem  Minister  der  Reichsdomänen  in  Berücksichtigung  der 
thatsächlichen  Verwendung  der  Naphthaprodukte  und  der  derzeitigen  Technik 
der  Naphthareinigung  zu  normieren  sind.  Desgleichen  wird  die  Scheidung  der 
bezeichneten  Oele  in  leichte  und  schwere  mit  Bezeichnung  der  Grenze  des 
spezifischen  Gewichts  und  der  Explosionstemperatur  für  beide  dem  Finanzminister 
im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  der  Reichsdomänen  übertragen. 

4.  Die  Accise  auf  Naphthaleuchtöle  wird  in  einem  höheren  Betrage  für 
leichte  Oele  (von  niedrigem  spezifischem  Gewicht  und  niedriger  Explosions- 
temperatur) und  in  einem  niedrigeren  Betrage  für  schwere  Oele  (von  hohem  spe- 
zifischem Gewicht  und  hoher  Explosionstemperatur)  festgestellt. 

5.  Der  Betrag  der  Accise  auf  leichte  und  auf  schwere  Naphthaleuchtöle 
wird  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  festgestellt. 

6.  Fabriken  zur  Verarbeitung  von  Naphtha  dürfen  nicht  ohne  bezügliche 
Benachrichtigung  der  örtlichen  Acciseverwaltung  errichtet  werden.  Bei  Errich- 
tung solcher  Fabriken  ausserhalb  des  Bakuschen  Rayons  sind  der  örtlichen  Accise- 
verwaltung Beschreibung  und  Plan  der  Fabrik  —  nach  der  vom  Finanzminister 
vorgeschriebenen  Form  —  vorzustellen. 

7.  Das  System  der  p]rrichtung  der  Fabrik  und  der  Verarbeitung  des  Naphtha 
ist  dem  Ermessen  der  Fabrikanten  überlassen. 

8.  Die  Fabrikanten  sind  verpflichtet,  auf  Forderung  der  Acciseverwaltung 
alle  ihr  nötig  erscheinenden  Auskünfte  in  betreff  des  Fabrikbetriebes  zu  geben. 

9.  Auf  den  Fabriken  ausserhalb  des  Bakuschen  Rayons  sind  die  Fabrikanten 
verpflichtet,  alle  erforderlichen  Vorkehrungen  zur  Berechnung  der  abgelassenen 
Produkte  zu  treffen  und  den  Personen  der  Acciseaufsicht  Wohnräumlichkeiten, 
auf  Grundlage  des  in  der  Anmerkung  zu  Art.  72  des  Getränkesteuergesetzes 
Angeordneten,  einzuweisen. 

10.  Den  amtlichen  Personen  der  Acciseaufsicht  wird  das  Recht  des  jeder- 
zeitigen freien  Betretens  aller  Abteilungen  der  Naphthareinigungsfabrik  zum 
Kennenlernen  der  technischen  Einzelheiten  der  Produktion  eingeräumt,  jedoch 
ohne  das  Recht  der  Einmischung  in  die  Anordnungen  der  Fabrikleitung. 

11.  Die  Berechnung  der,  der  Accisezahlung  unterliegenden  Naphthaleuchtöle 
erfolgt  durch  die  Acciseaufsicht:  a)  im  Bakuschen  Rayon  beim  Verführen  der- 
selben aus  den  Grenzen  desselben,  b)  in  den  anderen  Ortschaften  ausserhalb  des 
Bakuschen  Rayons  vor  Ablassung  der  bezeichneten  Produkte  aus  den  Fabriken. 
Die  Art  der  Berechnung  wird  vom  Finanzminister  bestimmt. 

Anmerkung.  Bis  zur  Bezeichnung  der  Grenzen  des  Bakuschen  Rayons 
durch  Gesetz  wird  dem  Finanzminister  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  der 
Reichsdomänen  und  dem  Landeschef  des  Kaukasus  die  Bestimmung  dieser  Grenzen 
übertragen. 

12.  Die  Ausfuhr  von  Naphthaleuchtöl  aus  dem  Bakuschen  Rayon,  wie  die 
Ablassung  desselben  aus  den  Fabriken,  die  sich  ausserhalb  dieses  Rayons  be- 
finden, wird  gestattet,  nachdem  der  Acciseaufsicht  eine  Quittung  der  Rentei 
über  die  Entrichtung  der  betreffenden  Accise  für  die  bezeichneten  Produkte  vor- 
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gestellt  worden  oder  nachdem  die  Entrichtung  der  Accise  durch  Hinterlegung 
von  Pfandobjekten,  wie  sie  zur  Sicherstellung  der  Accisse  auf  Branntwein  be- 
stimmt sind,  im  vollen  Betrage  der  Accisesumme  sichergestellt  ist.  Das  Ablassen 
von  Naphthaölen  mit  Stundung  der  Accise  ist  nur  für  Quantitäten  nicht  unter 
600  Pud  zulässig.  Die  Einzelheiten  der  Art  des  Ablassens  werden  vom  Finanz- 
minister festgestellt. 

13.  Die  Accise,  welche  mit  Hinterlegung  des  Pfandes  gestundet  wird,  ist 
zinsenfrei  im  Laufe  von  neun  Monaten,  gerechnet  vom  Tage  der  Gestattung  des 
Ablassens  der  Naphthaöle,  zu  entrichten ,  wenn  auch  das  zur  Abfuhr  gestattete 
Quantum  allmählich,  in  einzelnen  Partien  verführt  wird. 

14.  Im  Falle  der  Nichtentrichtung  der  durch  Hinterlegung  eines  Pfandes 
sichergestellten  Accise  in  der  normierten  Frist,  wird  letzteres  hierzu  verwandt, 
der  zahlungssäumige  Fabrikant  aber  verliert  auf  ein  Jahr,  gerechnet  vom  Tage 
der  Begleichung  des  Rückstands,  das  Recht,  Naphthaleuchtöle  mit  Stundung  der 
Accise  gegen  Hinterlegung  anderer  Pfandobjekte,  als  zinstragende  Wertpapiere 
abzulassen. 

15.  In  betreff  der  Entgegennahme,  Aufbewahrung  und  Rückgabe  (Be- 
freiung) der  Pfandobjekte,  die  zur  Sicherstellung  der  Accise  für  Naphthaleuchtöle 
hinterlegt  werden,  werden  diejenigen  Regeln  beobachtet,  die  in  betreff  der 
Pfänder  zwecks  Stundung   der  Entrichtung   der  Branntweinaccise  erlassen  sind. 

16.  Beim  Export  von  Naphthaleuchtölen  ins  Ausland  wird  die  Accise,  für 
welche  ein  Pfand  hinterlegt  ist,  gestrichen.  Die  Aufstellung  der  näheren  Be- 
dingungen des  Exports  solcher  Oele  und  der  Streichung  der  Accise,  die  Be- 
zeichnung der  Zollämter,  über  welche  der  Export  erfolgen  kann,  wie  auch  die 
Bestimmung  der  Art  der  Beglaubigung  der  bezeichneten  Oele  am  Ort  der  Abfuhr 
und  auf  dem  Zollamt  werden  dem  Finanzminister  im  Einvernehmen  mit  dem 
Minister  der  Reichsdomänen  übertragen. 

17.  Die  Streichung  (Erlass)  der  Accise  für  das  ins  Ausland  exportierte 
Naphthaöl  erfolgt  mittels  Freigebung  des  Pfandes  für  die  betreffende  Summe 
nach  Vorweisung  des  Zeugnisses  des  betreffenden  Zollamtes  über  den  thatsächlich 
erfolgten  Export  der  bezeichneten  Produkte. 

18.  Beim  Export  von  Naphthaleuchtölen  ins  Ausland  werden  bis  zu  5  Pro- 
zent von  dem,  beim  Ablassen  aus  der  Fabrik  oder  der  Niederlage  zum  Export 
angemeldeten  Quantum  als  Wegverlust  angerechnet.  Die  nähere  Bestimmung 
über  die  Beträge  und  die  Art  der  Berechnung  der  Wegverluste  wird  dem  Finanz- 
minister im  Einvernehmen  mit  dem  der  Reichsdomänen  übertragen. 


An  dieses  Gesetz  knüpft  sich  das  am  9.  (21.)  Juni  1888  vom  Kaiser  be- 
stätigte Reichsratsgutachten  über  die  Abänderung  und  Ergänzung  der  Regeln 
betreffend  die  Accise  auf  Naphthaleuchtöle,  das  da  lautet: 

Der  Reichsrat  hat  in  den  vereinigten  Departements  für  Staatsökonomie 
und  Gesetze,  sowie  in  der  Plenarversammlung  —  nach  Prüfung  der  Vorlage  des 
Finanzministers  über  Abänderung  und  Ergänzung  der  Regeln,  betreffend  die 
Accise  auf  Naphtaleuchtöle  —  sein  Gutachten  wie  folgt  abgegeben: 

I.  In  Abänderung  und  J]rgänzung  der  Regeln,  betreffend  die  Accise  auf 
Naphthaleuchtöle,  ist  festzustellen: 

1.  Fabiiketablissements,  welche  unveracciste  Naphthaerzeugnisse  verarbeiten 
und  dieselben  gemischt  mit  Pflanzenölen  als  Leuchtöle  zum  Verkauf  bringen, 
werden  den  Regeln,  die  für  die  Naphthadestillierfabriken  erlassen  sind,  unterstellt. 
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2.  Die  auf  den  im  vorigen  Artikel  bezeichneten  Fabriken  hergestellten 
Leuchtöle  werden  nach  ihrem  wirklichen  Naphthagehalt  besteuert  .wobei  die 
Accise  für  solche  Produkte  in  dem  für  leichte  Naphthaleuchtöle  festgesetzten 
Betrage  erhoben  wird. 

3.  Die  Art  der  Berechnung  der  Accise  von  Naphthaerzeugnissen,  die  ge- 
mischt mit  Pflanzenölen  zur  Beleuchtung  dienen  (Art.  2),  wird  vom  Finanzminister 
bestimmt. 

4.  In  betreff  des  Ablassens  aus  den  Fabriken,  der  Aufbewahrung,  der 
Versendung  und  der  Sicherstellung  der  Accise  werden  die  aus  einer  Mischung 
von  Pflanzenölen  und  Naphthaei-zeugnissen  bestehenden  Beleuchtungsmittel  den 
für  Naphthaleuchtöle  festgesetzten  Regeln  unterstellt. 

5.  Naphthaleuchtöle  können  aus  dem  Bakuschen  Rayon  in  die  Stadt  Batum, 
per  transkaukasische  Eisenbahn,  ohne  Berechnung  der  Accise  verführt  werden 
nach  den  vom  Finanzminister  zu  erlassenden  Regeln,  derart  jedoch,  dass  für  das, 
beim  Transport  sich  erweisende,  das  festgesetzte  Maximum  überschreitende  Manko 
die  Accise  zu  bezahlen  ist. 

6.  Die  Berechnung  der  der  Accise  unterliegenden  Naphthaleuchtöle  im 
Batumschen  Rayon  erfolgt  durch  die  Acciseaufsicht  bei  Ausfuhr  derselben  aus 
den  Grenzen  des  Rayons  in  derselben  Weise,  wie  sie  für  den  Bakuschen  Rayon 
festgestellt  ist. 

Anmerkung.  Bis  zur  Bestimmung  der  Grenzen  des  Batumschen  Rayons 
auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  wird  die  Umgrenzung  dieses  Rayons  dem  Finanz- 
minister im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  der  Reichsdomänen  und  dem  Landes- 
chef des  Kaukasus  übertragen. 

7.  Den  Bewohnern  der  nächsten  Umgebung  des  Bakuschen  und  des  Batum- 
schen Rayons  wird  die  accisefreie  Ausfuhr  von  Naphthaleuchtölen  aus  diesen 
Rayons  in  dem,  für  den  häuslichen  Bedarf  erforderlichen  Betrage  gestattet.  Die 
nähere  Bestimmung  der  Bedingungen  der  accisefreien  Ausfuhr  von  diesen  Oelen 
seitens  der  bezeichneten  Personen  wird  dem  Finanzminister  im  Einvernehmen 
mit  dem  Reichskontrolleur  übertragen. 

8.  Zur  Sicherstellung  der  Naphthaleuchtölaccise  werden  ausser  den  im 
Punkt  12  der  Regeln,  betreffend  die  Accise  auf  diese  Oele,  bezeichneten  Pfand- 
objekten auch  noch  See-  und  Flussfahrzeuge,  Etablissements  an  den  Häfen,  Fabriken 
zur  Herstellung  von  Naphthaerzeugnissen,  wie  andere  Einrichtungen  zum  Auf- 
bewahren, Ueberpumpen  und  Verführen  von  Naphtha  und  von  Naphthaerzeugnissen 
und  dergleichen  Vermögensobjekte  entgegengenommen.  Die  näheren  Regeln 
über  die  Bedingungen  der  Entgegennahme  solcher  Vermögensobjekte  als  Pfand 
zur  Sicherstellung  der  Naphthaleuchtölaccise  werden  vom  Finanzminister  im  Ein- 
vernehmen mit  dem  Reichskontrolleur  ausgegeben. 

9.  Die  zur  Sicherstellung  der  Naphthaleuchtölaccise  vorgestellten  zins- 
tragenden Wertpapiere  werden  zu  den  Preisen,  wie  sie  zur  Entgegennahme 
solcher  Papiere  zwecks  Sicherstellung  der  Tabakaccise  festgestellt  werden,  ent- 
gegengenommen; 

10.  Die  Pfandobjekte,  welche  zur  Sicherstellung  der  Accise  für  Naphtha- 
leuchtöle bestellt  sind,  die  aus  dem  Bakuschen  und  dem  Batumschen  Rayon  oder 
aus  den  ausserhalb  dieser  Rayons  belegenen  Fabriken  ausgeführt  werden,  werden 
befreit,  falls  das  Oel  in  Niederlagen  deponiert  wird,  die  sich  unter  der  Accise- 
aufsicht befinden. 

11.  Das  geringste  Quantum  an  Naphthaleuchtöl,  das  unter  Aufsicht  des 
Acciseressorts  ohne  Pfandbestellung  für  die  Accise  bewahrt  werden  kann,  wird 
auf  25,000  Pud  festgestellt.  Wer  seinen  Vorrat  unter  die  Bewachung  des  Accise- 
wesens  zu  stellen  wünscht,  ist  verpflichtet  die  vom  Finanzminister  zu  bestimmende 
Summe  zur  Deckung  der  Unkosten  der  Bewachung  bei  der  Rentei  einzuzahlen. 
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12.  Das  Verführen  von  Naphthaleuchtöl  aus  einer  unter  Bewachung  des 
Accisewesens  stehenden  Niederlage  in  eine  andere  derartige  erfolgt  unter  Pfand- 
bestellung für  diese  Zeit  oder  unter  einer  Accisewache  bei  Beobachtung  der 
vom  Finanzminister  festzustellenden  Ordnung. 

13.  Das  Ablassen  vonNaphthaleuchtölen  aus  den  unter  Accisewache  stehenden 
Niederlagen  zum  Verkauf  wird  nicht  anders  als  nach  Entrichtung  der  auf  das 
betreffende  Oel  entfallenden  Accise  gestattet. 

14.  Wer  unter  Pfandbestellung  für  die  Accise  Naphthaleuchtöl  ablässt, 
verantwortet  für  das  rechtzeitige  Eingehen  der  Accise  nicht  allein  mit  dem  be- 
stellten Pfände,  sondern  auch  mit  seinem  übrigen  Vermögen. 

IL  Die  Rechtskraft  der  Art.  106  und  239  des  allgemeinen  Zolltarifs  in 
betreff  der  europäischen  Grenze,  Ausgabe  vom  Jahre  1887,  hat  sich  auch  auf 
die  in  diesen  Artikeln  genannten  ausländischen  Waren  zu  erstrecken,  welche  in 
die  Häfen  des  Seegebietes  eingeführt  werden. 

III.  Mit  der  Erhebung  der  Zölle  von  den  im  vorhergehenden  Punkt  (II) 
bezeichneten  Gegenständen,  wenn  diese  in  das  Seegebiet  gelangen,  sind  die  Be- 
amten des  örtlichen  Accisewesens  zu  betrauen. 

rV.  Zeitweilig,  bis  zum  1.  Januar  1891  sind  die  zur  Einfuhr  in  die  Häfen 
des  Seegebietes  gelangenden  Naphthaleuchtöle  und  Zündhölzchen  russischer 
Provenienz  von  der  Entrichtung  der  Accise  zu  befreien. 


Das  russische  Zündhölzchensteuergesetz. 

Von 

Dr.  Joh.  Ton  Kenssler 

in  Petersburg. 

Die  Besteuerung  der  Zündhölzclien  ist  kein  Novum  in  der  russischen 
Gesetzgebung.  Bereits  im  Jahre  1848  ward  ein  Versuch  hiermit  nicht  sowohl 
aus  fiskalischen  Gründen,  als  aus  Erwägungen  fürsorgender  Wohlfahrtspolizei 
gemacht :  die,  wie  man  meinte,  mit  Benutzung  der  Schwefelhölzchen  viel  häufiger 
gewordenen  Schadenfeuer,  zumal  in  den  Dörfern,  wollte  man  durch  Versteuerung 
dieses  Feuerungsmittels  wieder  verringern.  Der  sich  hierbei  ergebende  Betrag 
sollte  den  städtischen  Einnahmen  zufliessen  oder  vielmehr  nur  denen  der  beiden 
Residenzen,  denn  das  Gesetz  des  bezeichneten  Jahres  gestattete  die  Emchtung 
solcher  Fabriken  nur  in  dem  Weichbilde  der  beiden  Hauptstädte.  Da  der 
polizeiliche  Gesichtspunkt  der  ausschlaggebende  war,  wenn  auch  aus  den  von 
der  St.  Petersburger  Stadtverwaltung  ausgearbeiteten  Regeln  in  betreff  der  Er- 
hebung dieser  neuen  Steuer  die  Hoffnung  auf  eine  erkleckliche  Einnahme 
spricht,  so  ward  der  Steuersatz  sehr  hoch  gegriffen:  1  Rubel  Silber  per  1000 
Stück  zu  einer  Zeit,  wo  die  Bevölkerung  zumeist  noch  nach  den  devalvierten 
„Assignaten",  „Banknoten"  rechnete.  Dieser  hohe  Steuersatz,  der  durch  die 
Forderung  des  Vertriebes  der  Zündhölzchen  in  Blechkapseln  eine  weitere  nicht 
unerhebliche  Erhöhung  fand,  wie  auch  der  damalige,  noch  gering  entwickelte 
Verwaltungsapparat  Hessen  das  Vorgehen  der  Regierung  vollständig  verun- 
glücken. Die  heimliche  Herstellung  dieses  Feuerungsmittels  und  der  banderole- 
lose Verkauf  desselben  war  sehr  gewinnbringend  und  entwickelte  sich  zumal 
in  entlegenen  Dörfern,  in  waldreichen  Gegenden  in  einem  so  hohen  Masse,  dass 
5 — 6  Jahre  nach  Emanierung  des  Gesetzes  es  überhaupt  keine  gesetzlich  ge- 
stattete Fabrik  dieser  Art  mehr  gab.  Daneben  blühte  der  Schmuggel  aus  dem 
Auslande.  Dieser  Misserfolg  veranlasste  die  Staatsregierung,  sich  wieder  mit 
dieser  Frage  zu  beschäftigen :  einer  Belastung  des  Budgets  zur  Verstärkung  des 
beaufsichtigenden  Polizeipersonals  wollte  sie  sich  entziehen,  andererseits  reifte 
der  Gedanke,  in  den  Zündhölzchen  eine  neue  Einnahmequelle  für  die  Staats- 
kasse zu  gewinnen.  Ein  kaiserlicher  Befehl  vom  18.  Juli  1853  ordnete  die  Aus- 
arbeitung eines  Entwurfes  zur  regierungsseitigen  Verpachtung  des  Rechtes  der 
Herstellung  und  des  Vertriebes  der  Streichhölzchen  (nach  Analogie  der  Brannt- 
weinpacht) an.    Das  im  Finanzministerium  hergestellte  Projekt  berechnete  den  zu 
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erzielenden  Ertrag  auf  650,000  Rubel  jährlich  auf  Grundlage  eines  Verbrauches 
von  13  Mill.  Päckchen  ä  1000  Stück,  welche  Ziffer  des  Jahreskonsums  die  Fa- 
brikanten im  Jahre  1849,  vor  Schliessung  ihrer  Fabriken,  selbst  angegeben 
hatten ,  und  eines  Steuersatzes  von"  5  Kopeken  pro  Päckchen  oder  V2  Kopeke 
pro  100  Stück.  Der  Reichsrat  lehnte  aber  diese  Vorlage  ab  vornehmlich  in  der 
Erwägung,  dass  die  Einführung  eines  solchen  Monopols  für  die  Bevölkerung 
um  so  drückender  wäre,  als  der  Pächter  keinerlei  Interesse  an  der  Herstellung 
besserer  Ware  hätte,  vielmehr  an  der  Verschlechterung  derselben ,  die  den  Be- 
darf vergrössern  würde,  die  heimliche  Fabi-ikation  würde  weiterhin  blühen,  der 
Pächter  viele  Prozesse  anstrengen  und  die  Polizei  mit  sehr  zahlreichen  An- 
sprüchen zur  Konstatierung  etc.  der  verbotenen  Fabrikation  belasten,  was  das 
vorhandene  Polizeipersonal  kaum  zu  erfüllen  imstande  und  für  die  Bevölkerung 
auch  sehr  drückend  wäre.  Und  das  alles,  um  der  Staatskasse  jenen  geringen 
Ertrag  zuzuführen !  So  erfolgte  denn  das  am  7.  Dezember  1859  vom  Kaiser 
bestätigte  Gutachten  des  Reichsrats,  das  die  Fabrikation  von  Zündhölzchen 
vollständig  freigab  und  nur  an  die  allgemeinen  für  das  Fabrikwesen  geltenden 
Gesetze  band. 

Nichtsdestoweniger  entwickelte  sich  dieses  Fabrikwesen  in  der  ersten  Zeit 
nach  der  Freigebung  nur  sehr  langsam.  Die  hauptsächlichste  Erklärung  lag  wohl 
in  dem  Umstände,  dass  in  der  Zeit  der  heimlichen  Fabrikation  die  bäuerliche 
Hausindustrie  sich  dieses  Erwerbes  einmal  bemächtigt  hatte  und  durch  billige 
Preise  sich  diese  Erwerbsquelle  erhielt,  bessere  Fabrikate  wurden  in  grösserem 
Masse  aus  dem  Auslande  und  aus  Finnland  bezogen  (in  der  Zeit  von  1861 — 64 
durchschnittlich  für  200,000  Rubel  importiert).  Erst  als  im  Jahre  1862  das  Er- 
werben von  weissem  Phosphor  durch  Einreihung  desselben  in  die  Zahl  der  stark 
wirkenden  Giftsubstanzen  erschwert  wurde,  trat  allmählich  eine  Aenderung  ein: 
Etablissements,  die  ohne  die  zur  Eröffnung  einer  Fabrik  erforderliche  polizei- 
liche Konzession,  um  nicht  den  vielen  Scherereien  unterworfen  zu  sein,  thätig 
waren,  mussten  jetzt  von  ihrer  Existenz  Meldung  machen,  um  den  Polizeischein 
der  Berechtigung  zum  Kauf  von  Phosphor  zu  erhalten.  Somit  wurden  diese 
Anstalten  bekannt  und  der  allgemeinen  Aufsicht  unterstellt.  Jetzt  wandte  sich 
auch  das  Grosskapital  diesem  Unternehmen  zu ,  weiterhin  gefördert  durch  den 
allgemein  eingetretenen  Aufschwung  des  wirtschaftlichen  Lebens  und  insbeson- 
dere des  Fabrikwesens.  Nachstehende,  übrigens  durchaus  nicht  vollständige 
Daten  zeigen  das  Wachstum  dieser  Produktion  :  im  Jahre  1865  betrug  die  Zahl 
dieser  Fabriken  73  mit  einem  Produktionswert  von  358,000  Rubel,  diese  Ziffern 
wachsen  fast  ohne  Unterbrechung  jährlich,  um  im  Jahre  1880  die  Höhe  von 
230  Fabriken  und  einen  Produktionswert  von  über  2  Mill.  Rubel  zu  erreichen. 
Die  Zahl  der  Fabriken  wächst  aber  langsamer  als  die  Produktion,  was  auf  eine 
Zimahme  des  Grossbetriebes  deutet;  dieser  Prozess  tritt  in  den  letzten  Jahren, 
in  betreff  deren  genauere,  wenn  auch  nicht  vollständige  Daten  vorliegen,  noch 
schärfer  hervor: 

Zahl  der  Fabriken     Wert  der  Produktion      Zahl  der  Arbeiter 

1882  278  2,122,200  6332 

1883  266  2,323,700  6507 

1884  252  2,610,060  8631 

1885  193  2,305,000  8945. 
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Gleichzeitig  sanken  die  Preise  sehr  bedeutend,  so  dass  zur  Zeit  auch  die 
ärmste  Bevölkerungsschicht  sich  der  Zündhölzchen  bedient  und  anderes  Feuerungs- 
niaterial  fast  vollständig  verdrängt  erscheint.  Auch  der  Import  aus  dem  Aus- 
lande fällt,  entsprechend  der  Zunahme  der  eigenen  Produktion,  sehr  bedeutend, 
was  durch  die  Einführung  des  Goldzolles  im  Jahre  1877  (Zoll  pro  Pud  1  Rubel 
65  Kop.)  weiterhin  gefördert  ward:  im  Jahre  1871  wurden  noch  55,108  Pud, 
im  Jahre  1879  nur  13,656  Pud  importiert.  Darauf  stieg  einige  Jahre  hindurch 
die  Einfuhr  (wahrscheinlich  durch  den  Gebrauch  der  sogenannten  schwedischen 
Zündhölzchen,  auf  deren  Herstellung  sich  dann  auch  die  einheimische  Industrie 
legte):  im  Jahre  1884:38,562  Pud,  um  in  den  folgenden  Jahren  wieder  zu 
fallen:  1885:29,722  Pud,  1886:19,654  Pud. 

Beim  Suchen  nach  neuen  Einnahmequellen  fiel  der  Blick  der  Finanzver- 
waltung u.  a.  auch  auf  diesen  kräftig  entwickelten  Industriezweig.  Der  fiskalische 
Gesichtspunkt  war  aber  nicht  der  alleinige,  sanitär-hygieinische  traten  hinzu. 
Es  war  nämlich  konstatiert  worden,  dass  die  Hausindustrie,  die  auch  jetzt  noch 
in  diesem  Produktionszweige  eine  gewisse  Rolle  spielt ,  ausschliesslich  den 
weissen  Phosphor  verwendet,  andere  Stoffe,  wie  auch  der  rote  Phosphor,  bedür- 
fen kompliziertere  Vorkehrungen,  die  dem  Kleinbetriebe  nicht  zugänglich  sind. 
Es  sollte  gleichzeitig  gegen  die  Phosphorkrankheit  angekämpft  werden,  die  eine 
Folge  unverständigen  Behandeins  dieses  Giftstoffes  ist:  der  erhitzte  Phosphor 
entwickelt  Dampf,  der  allmählich  die  Luft  erfüllt  und  um  so  stärker  wirkt,  je 
weniger  für  Ventilation  gesorgt  wird.  Auch  ward  in  Betracht  gezogen,  dass  diese 
Hausindustrie  einen  beständigen  Herd  für  Feuerschäden  bildet.  Die  mithin  so 
wünschenswerte  Beaufsichtigung  dieses  Betriebes  durch  die  Fabrikinspektion  und 
die  Polizei  sei  ja  allein  durchführbar,  wenn  derselbe  sich  in  grosse  Etablissements 
konzentriert.  Auch  die  Interessen  der  konsumierenden  Bevölkerung  wurden  ins 
Feld  geführt:  die  leichte  Entzündlichkeit  der  Schwefelhölzchen  gegenüber  den 
schwedischen  Zündhölzchen.  Diese  in  ihren  Konsequenzen  den  Kleinbetrieb 
schädigenden  Erwägungen  waren  es,  die  die  zu  den  Beratungen  im  Finanz- 
ministerium herangezogenen  Zündholzfabrikanten  veranlassten,  zur  Beseitigung 
jener  unbequemen  Konkurrenz  sich  einstimmig  für  die  geplante  Besteuerung 
und  die  den  Phosphorvertrieb  beschränkenden  Bestimmungen  auszusprechen. 
Auch  die  Steuernormierung  ist  in  ihrer  Wirkung  gegen  die  Hausindustrie  ge- 
richtet, die  ihr  Produkt  in  kleinen  Packhüllen  zu  40 — 50  Stück  vertreibt,  wäh- 
rend die  schwedischen  Zündhölzchen  zu  50—75  Stück  in  den  Handel  kommen, 
der  gleiche  Steuersatz  aber  für  Packhüllen  bis  zu  75  Stück  festgestellt  ward; 
noch  stärker  muss  in  dieser  Richtung  die  Forderung  wirken,  dass  jedes  Etablisse- 
ment mindestens  für  1500  Rubel  (resp.  3000  Rubel)  Banderolen  jährlich  zu  be- 
ziehen hat,  und  endlich  die  Patentsteuer. 

Was  nun  die  Besteuerung  selber  anbetrifft,  so  konnte  im  Hinblick  auf  den 
erwähnten  ersten  verunglückten  Versuch  mit  Recht  darauf  hingewiesen  werden, 
dass  zur  Zeit  der  Verwaltungsapparat  ein  weit  entwickelterer  als  damals  ist:  die 
Polizei  ist  zahlreicher  und  strammer  organisiert,  sowohl  in  den  Städten  als  auf 
dem  Lande,  es  bestehen  jetzt  Steuer-  und  Fabrikinspektoren,  endlich  Accise- 
beamte.  Diese  Organe  bieten  eine  hinreichende  Gewähr,  dass  der  Fiskus  wie 
die  Fabrikanten  vor  heimlicher,  unbesteuerter  Produktion  geschützt  werden. 
Die  verhältnismässig   nicht   hohe  Steuer  macht  auch  diese  Produktion  nicht  so 
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verführerisch  wie  zu  jener  Zeit  mit  dem  überhohen  Steuersatz.  Die  angedeu- 
teten, die  Grossindustrie  fördernden  Bestimmungen  verringern  die  Zahl  der 
Etablissements  und  erleichtern  somit  auch  ihrerseits  die  erfolgreiche  Durchfüh- 
rung der  staatlichen  Aufsicht. 

Die  Art  der  Besteuerung  ist  das  Banderolesystem,  das  sich  beim  Tabak, 
neuerdings  auch  bei  den  feineren  Schnäpsen  und  auch  bei  Presshefe  sehr  be- 
währt hat.  Das  in  Vorschlag  gebrachte  französische  Etikettensystem  ward 
schon  im  Hinblick  darauf  verworfen,  dass,  da  wir  nicht  das  Monopol,  wie  es 
in  Frankreich  besteht,  einführen,  bei  uns  die  Herstellung  von  besonderen  Eti- 
ketten für  jede  einzelne  Fabrik,  da  jede  Fabrik  ihre  Firma  dem  Käufer  bekannt 
zu  geben  das  grösste  Interesse  hat,  dazu  für  jede  Gattung  Zündhölzchen  eine 
so  grosse  Arbeit  für  die  staatliche  Expedition  zur  Herstellung  von  Staatspapieren 
bedeuten  würde,  die  rechtzeitig  auszuführen  der  Staat  die  Garantie  nicht  über- 
nehmen könne.  Hingegen  hätte  der  gegen  das  Banderolesystem  erhobene  Ein- 
wand der  Mehrausgaben  für  das  zwiefache  Bekleben  der  Packhüllen  (Streifen 
mit  der  Bezeichnung  der  Firma  und  der  Banderole)  keine  berücksichtigenswerte 
Bedeutung.  Für  das  acceptierte  System  spreche  aber  noch  der  Umstand  einer 
sichereren  Kontrolle ,  da  bei  dem  Etikettensystem  der  Beamte  stets  alle  nur 
vorhandenen  Etiketten  zur  Ermittelung  etwaiger  Fälschungen  bei  der  Hand 
haben  müsste. 

Das  Nähere  über  die  Steuer  selbst  findet  der  Leser  im  unten  wieder- 
gegebenen Gesetz,  es  bedarf  keiner  Pjrläuterung.  Die  steuerpolitisch  wichtige 
Frage,  ob  der  thatsächliche  Preisaufschlag  grösser  als  der  Steuerbetrag  isf,  wie 
in  betreff  analoger  indirekter  Steuern  vielfach  beobachtet  und  noch  häufiger 
behauptet  wird ,  kann  ich  leider  nicht  entscheiden.  Ohne  auf  alle  hier  in 
Betracht  kommende  Umstände  einzugehen,  sei  doch  auf  einige  besonders  hin- 
gewiesen, die  eine  Entscheidung  der  Frage  erschweren.  Das  Eingehen  der 
kleinen  Etablissements  und  das  Aufhören  dieser  Hausindustrie  trug  freilich  ein 
Element  in  sich ,  den  Preisaufschlag  nicht  allein  um  den  Steuerbetrag  und  um 
die  Patentsteuer,  sondern  um  noch  ein  Plus  in  Verteuerung  der  Produktion 
(durch  die  Vorausbezahlung  der  Banderole,  deren  Aufkleben,  die  Störung 
durch  die  Kontrolle  etc.)  zu  ermöglichen.  Aber  andererseits  hat  der  Betrieb 
in  den  Fabriken  —  im  Hinblick  auf  jene  Einschränkung  der  Produktion  —  eine 
80  bedeutende  Erweiterung  erfahren,  dass  diese  Konkurrenz  die  Preissteigerung 
aufliielt.  Auch  ist  noch  in  Erwägung  zu  ziehen,  dass  die  durch  die  Ver- 
grösserung  des  Betriebes  bedingte  vollständigere  Ausnutzung  des  stehenden 
Kapitals  und  eine  Reihe  von  Ausgaben  nicht  im  Verhältnis  der  gestiegenen 
Produktion  wächst,  somit  bedeutet  eine  Preissteigerung  nur  um  den  Betrag 
der  Accise  noch  nicht  eine  Schmälerung  des  Geschäftsgewinnes  gegen  früher 
auch  bei  Deckung  jener  durch  die  Besteuerung  hervorgerufenen  anderen  Aus- 
gaben. Die  fast  ausschliesslich  in  den  Städten  und  in  den  besser  situierten 
Schichten  der  ländlichen  Bevölkerung  im  Gebrauch  befindlichen  Zündhölzchen 
sind  die  sogenannten  „schwedischen" ,  die  in  kleinen  Packhüllen  (aus  Holz)  in 
den  Handel  kommen,  jede  ist  mit  der  Banderole  umklebt,  die  beim  Oeflnen  zer- 
reisst.  Zur  Bequemlichkeit  des  Publikums  werden  je  zehn  solcher  Schächtelchen 
durch  eine  leichte  Papierumhüllung  zusammengehalten:  solch  ein  Packetchen 
kostet   heute    10   Kopeken,    vor   Einführung   der   Steuer   schwankte   der  Preis 
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zwischen  7  —  8  Kopeken,  die  Steuer  beträgt  für  zehn  Schächtelchen  2V2  Kopeken. 
Festzustellen  wäre  noch,  ob  die  Zahl  der  Streichhölzer  in  einem  Schächtelchen 
(nach  der  Erinnerung)  heute  dieselbe  ist  als  zu  der  accisefreien  Zeit.  Die  Grösse 
der  Schächtelchen  hat  sich  nicht  verändert,  bei  den  Vorberatungen  ward  von 
der  Voraussetzung  ausgegangen,  dass  in  ihnen  50 — 75  Stück  enthalten  seien; 
wie  ich  aber  eben  nachzähle,  finde  ich  in  mehreren  Schächtelchen  mehrerer 
Fabriken  immer  nur  50  (mit  einer  Abweichung  von  1 — 3).  —  Einer  stärkeren  „Be- 
lastung" als  die  wohlhabendere  Bevölkerung  unterliegt  die  niedere,  da  die  billi- 
geren, einfachen  Schwefelhölzchen  aus  dem  Verkehr  verschwinden  und  somit  die 
an  sich  teueren  Gattungen,  dazu  mit  dem  Acciseaufschlag,  gekauft  werden  müssen. 
Immerhin  ist  keine  neue  Steuer  so  ganz  ohne  Murren  aufgenommen  worden  wie 
diese ,  wenn  auch  zur  Zeit  der  Vorberatungen  dazwischen  die  Befürchtung 
der  französischen  hohen  Preise  laut  wurde.  Jetzt  ist  der  Preisaufschlag  bereits 
vergessen  und  nur  der  Aufmerkende  gedenkt  derselben,  wenn  er  beim  Oeffnen 
eines  neuen  Schächtelchens  den  Riss  des  zarten,  dünnen  Banderolestreifens  fühlt. 
Die  Einführung  dieser  Accise  fand  am  1.  Mai  1888  statt,  wobei  jedoch 
der  Verkauf  der  bereits  hergestellten  Streichhölzchen  bis  zum  1.  Juni  steuerfrei 
belassen  wurde,  der  in  den  Magazinen  etc.  noch  verbleibende  Vorrat  war  mit 
der  Banderole  zu  versehen.  Der  für  das  laufende  Jahr  voraussichtliche  Ertrag 
ward  im  Budgetvoranschlag  mit  1  Mill.  Rubel  vermerkt,  belief  sich  aber  that- 
sächlich  (nach  dem  vorläufig  veröffentlichten  Ausweis)  auf  2,694,000  Rubel. 
Demnach  kann  auch  der  für  das  Jahr  1889  auf  3,029,000  Rubel  veranschlagte 
Betrag  als  ein  massiger  bezeichnet  werden ,  denn  im  vergangenen  Jahr  zahlte 
die  Bevölkerung  wohl  wenig  über  ein  halbes  Jahr  die  Steuer.  Jedenfalls  ist 
der  zweite  Versuch,  der  mit  dieser  Accise  angestellt  ist,  nicht  allein  vollständig 
geglückt ,  sondei-n  hat  eine  weit  über  Erwarten  gehende  Ergiebigkeit  gezeigt. 
Es  soll  hiermit  aber  durchaus  nicht  angedeutet  werden,  dass  andere  Staaten 
ebenso  leicht  diese  Steuer  einführen  könnten.  Bei  uns  ist  es  leicht  gefallen, 
da  wir  bereits  über  ein  ganzes  Heer  geschulter  Accisebeamten  (für  die  Brannt- 
wein- und  Bieraccise,  Tabakaccise  etc.)  verfügen,  denen  ohne  erhebliche  Kosten 
auch  die  Kontrolle  dieses  Industriezweiges  übertragen  werden  konnte. 

Das  am  4.  (16.)  Januar  1888  vom  Kaiser  bestätigte  Gesetz  lautet: 

Der  Reichsrat  hat  in  den  vereinigten  Departements  für  Staatsökonomie 
und  Gesetzgebung  und  in  seiner  Plenarversammlung  —  nach  Prüfung  der  Vor- 
lage des  Finanzministers  über  die  Einführung  einer  Steuer  von  Zündhölzchen  — 
sein  Gutachten  wie  folgt  abgegeben: 

I.  Das  Projekt  des  Reglements  über  die  Steuer  von  Zündhölzchen  und 
den  Verkauf  von  Phosphor  ist  Sr.  Majestät  dem  Kaiser  zur  Bestätigung  zu 
unterbreiten. 

II.  Die  Steuer  von  Zündhölzchen  inländischer  Fabrikation  ist  zu  erheben : 
a)  im  Betrage  von  einer  Viertelkopeke  von  jeder  nicht  mehr  als  75  Zündhölz- 
chen enthaltenden  Packhülle,  und  b)  im  Betrage  von  einer  Kopeke  von  jeder 
über  75  und  bis  zu  300  Zündhölzchen  enthaltenden  Packhülle. 

III.  Die  Steuer  von  den  aus  dem  Auslande  importierten  Zündhölzchen 
ist  zu  erheben :  a)  im  Betrage  von  einer  halben  Kopeke  (in  Kreditbilletten)  von 
jeder  nicht  mehr  als  75  Zündhölzchen   enthaltenden  Packhülle,   und  b)  im  Be- 
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trage  von  zwei  Kopeken  (in  Kreditbilletten)  von  jeder  über  75  und  bis  zu  300 
Zündhölzchen  enthaltenden  Packhülle. 

IV.  Die  Patentsteuer  von  den  Zündholzfabriken  ist  in  folgendem  Betrage 
zu  erheben :  a)  von  Fabriken  mit  Handbetrieb  50  Rubel  jährlich,  b)  von  Fabriken 
mit  Pferdebetrieb  100  Rubel  jährlich,  und  c)  von  Fabriken  mit  Dampfbetrieb 
150  Rubel  jährlich. 

Anmerkung.  Für  das  Jahr  1888  wird  die  von  den  Zündholzfabriken 
zu  zahlende  Patentsteuer ,  sowie  der  geringste  der  seitens  dieser  obligatorisch 
zu  beziehenden  Banderolen  von  der  Zeit  des  Inkrafttretens  des  im  Punkt  I 
angeführten  Reglements  bis  zum  Schluss  des  Rechnungsjahres  bestimmt. 

V.  Den  Händlern  mit  Zündhölzchen  wird  eine  einmonatliche  Frist,  ge- 
rechnet vom  Tage  des  Inkrafttretens  des  im  Punkt  I  angeführten  Reglements, 
zum  Verkauf  der  unbanderolierten  Zündhölzchenvorräte,  die  vor  Einführung 
der  Steuer  angefertigt  sind,  bewilligt  mit  der  Bestimmung,  dass  alle  nach  dem 
genannten  Termin  im  Handel  verbliebenen  unbanderolierten  Zündhölzchen  der 
Steuer  mittels  Banderolierung  in  der  vom  Finanzminister  festzustellenden 
Ordnung  unterliegen. 

VI.  Zu  Gratifikationen  für  das  Accisepersonal  ist  von  dem  Ertrage  der 
Zündhölzchensteuer  ein  Prozent  in  Abrechnung  zu  bringen,  und  zwar  derart, 
dass  die  abzurechnende  Summe  der  allgemeinen  Summe  der  Prozentgratifikationen, 
die  unter  alle  Beamte  des  Acciseressorts  zur  Verteilung  gelangt,  zugeschlagen 
werde. 

VII.  Auf  das  Ausgabebudget  des  Departements  der  indirekten  Steuern 
sind  für  das  Jahr  1888  zu  assignieren:  a)  zur  Verstärkung  der  AccisekontroUe 
laut  §  2,  Art.  4  21,000  Rubel,  laut  §  2,  Art.  7,  Punkt  d  64,000  Rubel  und  laut 
§  2,  Art.  8  65,000  Rubel,  und  bj  zur  Anfertigung  und  Versendung  der  Bande- 
rolen: laut  §  6,  Art.  2  108,000  Rubel  und  laut  §  6,  Art.  3  3000  Rubel.  Künftig 
aber  sind  die  für  diese  Zwecke  nötigen  Summen  in  die  betreffenden  Rubriken 
des  Budgets  des  genannten  Departements  aufzunehmen. 

VII.  Das  im  Punkt  I  angeführte  Reglement,  wie  auch  die  in  den  Punkten 
II — IV  und  VI  dargelegten  Voraussetzungen  sind  mit  dem  1.  (13.)  Mai  1888  in 
Kraft  zu  setzen. 

Das   Reglement   über   die   Zündhölzchensteuer   und  den   Ver- 
kauf von   Phosphor. 

1.  Die  Oberverwaltung  der  auf  die  Zündhölzchensteuer  bezüglichen  An- 
gelegenheiten ist  im  Finanzministerium,  Departement  der  indirekten  Steuern, 
konzentriert.  Die  unmittelbare  Verwaltung  aber  wird  den  örtlichen  Accise- 
verwaltungen  auferlegt. 

2.  Die  Zündhölzchensteuer  fliesst  dem  Fiskus  zu  in  der  Form:  a)  einer 
Accise  auf  Zündhölzchen  sowohl  inländischer  Fabrikation  wie  auch  auf  die  aus 
dem  Auslande  eingeführten,  die  durch  Umlegung  der  Zündhölzchenpackhüllen 
mit  einer  Banderole  erhoben  wird,  und  b)  einer  Patentsteuer  für  das  Recht  des 
Zündholzfabrikbetriebes. 

3.  Der  Betrag  der  Accise  auf  Zündhölzchen  wie  auch  der  Patentsteuer 
wird  durch  Gesetz  festgesetzt. 

4.  Die  Herstellung  von  Zündhölzchen  wird  nur  in  hierzu  besonders  ein- 
gerichteten Fabriken  mit  Genehmigung  der  betreffenden  Behörde  gestattet. 

5.  Die  Wahl  des  Materials  zur  Herstellung  von  Zündhölzchen  wird  dem 
Gutdünken  der  Fabrikanten  überlassen  mit  der  Einschränkung  jedoch,  dass  bei 
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dieser  Fabrikation  alle  gegen  Feuersgefahr  und  aus  Sanitätsgründen  bestehen- 
den Regeln  beobachtet  werden. 

6.  Auf  jeder  Zündhölzchenpackhülle  müssen  verzeichnet  sein:  der  Name 
des  Fabrikanten  oder  der  Firma  der  Fabrik,  die  Belegenheit  der  letzteren  und 
die  Sorte  der  Zündhölzchen. 

7.  Zündhölzchen  können  nicht  anders  die  Fabrik  verlassen,  als  in  heilen, 
mit  Banderolen  umklebten  Packhüllen,  und  zwar  in  Partien,  deren  Minimal- 
grösse  vom  Finanzministerium  bestimmt  wird. 

8.  Der  Fabrikant,  der  Zündhölzchen  seiner  Fabrik  ins  Ausland  verführt, 
ist  verpflichtet,  jedesmal  den  örtlichen  Accisebeamten  zur  Beglaubigung  der  zur 
Ausfuhr  bestimmten  Packhüllen  aufzufordern,  die  in  das  Zollamt  ohne  Bande- 
rolen aber  mit  dem  Siegel  und  der  Angabe  des  Accisebeamten  über  das  Quan- 
tum der  auszuführenden  Zündhölzchen  versehen,  transportiert  werden  können. 
Die  Zollämter  reichen  nach  nochmaliger  Untersuchung  der  angeführten  Pack- 
hüllen dem  Exporteur  ein  Zeugnis  über  die  wirkliche  Ausfuhr  der  unbandero- 
lierten  Zündhölzchen  ins  Ausland  aus,  die  mit  dem  Siegel  des  Accisebeamten 
die  Fabrik  verlassen  haben.  Das  zollamtliche  Zeugnis  ist  dem  Accisebeamten 
im  Laufe  eines  halben  Jahres  vorzustellen,  widrigenfalls  der  Fabrikinhaber 
die  Accise  für  das  ganze  Quantum  der  abgelassenen  Zündhölzchen  zu  entrichten 
verpflichtet  ist. 

Anmerkung.  Bei  der  Ausfuhr  banderolierter  Zündhölzchen  ins  Ausland 
wird  die  für  die  Banderolen  entrichtete  Accise  nicht  wiedererstattet. 

9.  Ausführliche  Regeln  in  betrefi"  der  inneren  Einrichtung  der  Zündholz- 
fabriken, der  Aufsicht  über  diese,  der  Aufbewahrung  von  Phosphor  und  anderen 
Materialien,  die  zur  Herstellung  des  Zündstoffes  verwandt  werden,  der  Art  der 
Bereitung,  Aufbewahrung,  Verpackung  und  der  Ausfuhr  der  Zündhölzchen  aus 
den  Fabriken,  wie  auch  in  betreff"  der  Art  der  Rechnungsführung  der  Fabriken, 
der  Form  der  Bücher  u.  s.  w.  werden  vom  Finanzminister  im  Einvernehmen 
mit  dem  Reichskontrolleur  ausgegeben. 

10.  Die  Patente  zum  Betriebe  von  Zündholzfabriken  und  die  Banderolen 
für  die  Zündhölzchen  werden  in  der  Expedition  zur  Herstellung  von  Staats- 
papieren angefertigt  und  auf  Anordnung  des  Departements  der  indirekten 
Steuern  an  die  Kameralhöfe  versandt,  welche  sie  den  den  Zündholzfabriken 
zunächst  belegenen  Renteien,  wo  solche  aber  nicht  existieren,  den  Stadtverwal- 
tungen zum  Verkauf  zustellen.  Banderolen  werden  ausserdem  an  die  Zollämter 
versandt,  über  welche  Einfuhr  von  Zündhölzchen  aus  dem  Auslande  erfolgt. 

11.  Die  Form  der  Patente,  wie  auch  die  Farbe,  Form  imd  Grösse  der 
Banderolen,  und  endlich  die  Zeichen  und  Aufschriften  auf  denselben  werden 
vom  Finanzminister  bestimmt. 

12.  Die  Ausreichung  der  Patente  zum  Betriebe  von  Zündholzfabriken  er- 
folgt durch  die  Renteien  und  Stadtverwaltungen  (Art.  10)  mit  Benachrichtigung 
des  örtlichen  Accisebeamten  über  die  ausgereichten  Patente. 

13.  Es  werden  nur  Jahrespatente  zum  Betriebe  von  Zündholzfabriken 
ausgereicht  und  behalten  ihre  Geltung  nur  bis  zum  Schluss  des  Rechnungsjahres. 
Der  Termin,  von  welchem  an  der  Beginn  des  Rechnungsjahres  zu  zählen  ist, 
wird  vom  Finanzminister  festgestellt. 

14.  Banderolen  werden  von  den  im  Art.  12  angegebenen  Institutionen 
nur  solchen  Personen  ausgefolgt,  die  ein  Patent  zum  Betriebe  einer  Zündholz- 
fabrik gelöst  haben,  dagegen  auf  Forderung  der  Accisevei-waltung  auch  Behör- 
den und  amtlichen  Personen  —  sowohl  in  heilen  Blättern,  als  auch  in  einzelnen 
Streifen  —  in  der  jedesmal  verlangten  Zahl.  Die  Einzelheiten  in  betreff  der  Art 
der  Ausreichung  von  Banderolen  werden  durch   den  Finanzminister  festgesetzt. 
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15.  Die  Inhaber  von  Zündholzfabriken  sind  verpflichtet,  vom  Fiskus  jähr- 
lich Banderolen  nicht  weniger  als  für  nachstehende  Summen  zu  entnehmen: 
a)  die  Inhaber  der  Fabriken,  die  vor  Ausgabe  vorstehenden  Gesetzes  bereits 
bestanden,  1500  Rubel,  und  b)  die  Inhaber  der  Fabriken,  die  nach  Ausgabe 
dieses  Gesetzes  entstanden  sind,  3000  Rubel.  Bei  Pjröffnung  einer  neuen  Fabrik 
im  Laufe  des  Rechnungsjahres  wird  der  Minimalbetrag  der  obligatorisch  zu 
entnehmenden  Banderolen  mit  Berechnung  der  Zeit  bestimmt,  wobei  vom  ersten 
Tage  des  Monats,  in  welchem  das  Patent  für  die  Fabrik  gelöst  ist,  zu  zählen  ist. 

16.  Die  Fabrik,  deren  Inhaber  die  im  vorigen  Artikel  angegebene  For- 
derung nicht  erfüllt,  wird  geschlossen  und  kann  nicht,  wenn  auch  von  einer 
anderen  Person,  vor  Ablauf  eines  Jahres  nach  ihrer  Schliessung  aufs  neue  er- 
öffnet werden. 

17.  Banderolen  werden  an  die  Fabrikanten  gegen  bares  Geld  abgelassen 
oder  auch  auf  Kredit  —  nach  Sicherstellung  der  ganzen  bezüglichen  Summe 
durch  die  Pfandobjekte,  welche  zur  Entgegennahme  bei  Befristung  der  Brannt- 
weinaccise  zugelassen  werden. 

18.  Die  durch  Pfand  sichergestellte  Accise  für  Banderolen  muss  zum 
vollen  nicht  später  als  am  letzten  Tage  des  Rechnungsjahres  erfolgt  sein. 
Anderenfalls  erfolgt  sogleich  die  Deckung  der  Summe  aus  dem  Pfände,  und 
wenn  dieses  nicht  reicht,  aus  dem  Vermögen  des  Schuldners.  Ausserdem  ver- 
liert der  Fabrikant,  der  sich  als  säumiger  Zahler  erwiesen,  das  erste  Mal 
das  Recht  einer  weiteren  Befristung  bis  zur  vollen  Deckung  des  auf  ihm  ruhen- 
den Rückstandes;  beim  zweiten  Versäumnis  kann  er  eine  neue  Fristung  nur 
nach  Ablauf  eines  Jahres,  vom  Tage  der  Deckung  des  Rückstandes  gerechnet, 
erhalten,  beim  drittenmal  verliert  er  für  immer  das  Recht,  Banderolen  gegen 
Pfand  zu  beziehen. 

19.  Regeln  über  den  Empfang,  die  Aufbewahrung  und  die  Wiederaus- 
reichung der  Pfänder,  die  zur  Sicherstellung  des  rechtzeitigen  Entrichtens  des 
Geldes  für  die  auf  Kredit  ausgereichten  Banderolen,  wie  auch  über  die  Art  der 
Ablassung  von  Banderolen  gegen  Pfand  aus  den  Renteien,  werden  vom  Finanz- 
minister erlassen. 

20.  Zündhölzchen  dürfen  nicht  anders  als  in  heilen  Packhüllen,  die  mit 
den  erforderlichen  Banderolen  umklebt  sind,  verkauft  werden. 

Anmerkung.  Die  aus  dem  Auslande  bezogenen  Zündhölzchen  gelangen 
nicht  früher  zum  Verkauf,  als  nach  Entrichtung  des  Zolles  und  Beklebung  jeder 
Packhülle  mit  der  erforderlichen  Banderole  in  der  vom  Finanzminister  anzuord- 
nenden Art. 

21.  Das  Versenden,  Verführen,  Hausieren  und  das  Kaufen  von  Zündhölz- 
chen ist  nur  banderoliert  gestattet. 

22.  Den  Zündholzhändlem  und  den  Konsumenten  ist  das  Abnehmen  der 
Banderolen  von  den  Zündhölzchenpackhüllen  und  das  Aufbewahren  derselben 
untersagt. 

23.  Zur  Beaufsichtigung  der  Herstellung  und  des  Verkaufes  der  Zünd- 
hölzchen steht  den  Beamten  der  Acciseaufsicht  das  Recht  des  freien  Zutritts  in 
die  Zündholzfabriken,  wie  auch  in  alle  Handelsetablissements  und  Niederlagen 
zu,  in  welchen  Zündhölzchen  verkauft  oder  aufbewahrt  werden. 

Anmerkung.  In  den  Zündholzfabriken  müssen  für  die  Personen  der 
Acciseaufsicht  Wohnräume  gewährt  werden  in  der  Art,  wie  sie  im  Art.  70  des 
Gesetzes  über  die  Getränkesteuer  angegeben  ist. 

24.  In  betreff  des  Verkaufes  und  des  Kaufes  von  Phosphor  sind  ausser 
den  für  den  Handel  mit  giftigen  und  starkwirkenden  Stoffen  in  den  Art.  881  bis 
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885  und  901 — 905  des  Statuts  für  das  Medizinalwesen  bestehenden  Regeln,  noch 
folgende  besondere  Bestimmungen  zu  beobachten:  a)  der  Verkauf  und  der 
Transport  von  Phosphor,  wie  auch  die  Auslieferung  desselben  aus  den  Zoll- 
ämtern werden  unter  die  Kontrolle  der  Acciseaufsicht  gestellt,  b)  den  Beamten 
des  Acciseressorts  wird  das  Recht  des  freien  Zutritts  in  die  Phosphorfabriken 
und  in  die  Etablissements ,  in  welchen  mit  Phosphor  gehandelt  wird ,  zuge- 
sprochen, wie  auch  das  Recht,  die  Ablassung  von  Phosphor  aus  diesen  Fabriken 
und  Etablissements  nach  den  Schnurbüchern  zu  kontrollieren,  die  zum  Eintragen 
der  Ablassung  von  giftigen  und  starkwirkenden  Stoffen  (Art.  892  des  Statuts 
für  das  Medizinalwesen)  angeordnet  sind,  c)  die  Personen,  welche  den  ange- 
ordneten Schein  zur  Erwerbung  von  Phosphor  (Art.  883  des  Medizinalstatuts) 
erhalten  haben,  sind  verpflichtet,  hiervon  die  örtliche  Acciseaufsicht  in  Kennt- 
nis zu  setzen  und  den  erworbenen  Phosphor  bei  dem  hierzu  berechtigenden 
Dokument  (Art.  894  des  Medizinalstatuts)  aufzubewahren,  d)  dem  Finanzminister 
wird  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  des  Innern  anheimgestellt,  ausführ- 
liche Regeln  über  die  Art  des  Transports  von  Phosphor  und  dessen  Ablassung 
aus  den  Zollämtern,  wie  auch  über  die  Art  der  Thätigkeit  des  Accisebeamten 
in  betreff  der  Beaufsichtigung  des  Verkaufs  von  Phosphor  auszugeben. 

25.  Der  Finanzminister  wird  zur  Ausgabe  ausführlicher  Regeln  in  Aus- 
arbeitung der  in  den  vorstehenden  Artikeln  1 — 23  dargelegten  Bestimmungen, 
wie  auch  zur  Erläuterung  der  bei  Anwendung  dieser  Bestimmungen  etwa  ent- 
stehenden Fragen  bevollmächtigt,  derart  jedoch,  dass  solche  Regeln  und  Erläu- 
terungen nicht  den  beregten  Bestimmungen  widersprächen  und  nicht  Gegenstände 
und  Sachen  beträfen,  die  ihrer  Natur  nach  der  gerichtlichen  oder  der  gesetz- 
geberischen Prüfung  unterliegen. 

26.  In  betreff  der  Ahndung  wegen  Verletzung  der  in  den  Art.  1 — 24  auf- 
gestellten Regeln,  vsde  auch  der  Art  des  Verfahrens  in  Sachen  solcher  Ver- 
letzungen, werden  nachstehende  Bestimmungen  beobachtet. 

27.  Für  Herstellung  von  Zündhölzchen  in  Fabriken,  die  nicht  mit  der 
erforderlichen  Genehmigung  errichtet  sind,  oder  in  solchen,  die  auf  Anordnung 
der  Acciseverwaltung  geschlossen  oder  in  ihrer  Thätigkeit  eingestellt  sind, 
werden  die  Schuldigen,  ausser  der  Konfiskation  der  Zündhölzchen  und  der  zu 
ihrer  Anfertigung  dienenden  Gegenstände,  wie  auch  der  Entrichtung  der  Accise 
für  die  widergesetzlich  hergestellten  Zündhölzchen  im  zehnfachen  Betrage  der- 
selben und  der  Patentsteuer  im  dreifachen  Betrage,  einer  Strafzahlung  von  100 
bis  500  Rubel  unterworfen. 

28.  Für  Herstellung  von  Zündhölzchen  in  Fabriken,  die  mit  Wissen  der 
Acciseverwaltung  bestehen,  für  die  aber  das  festgesetzte  Patent  nicht  gelöst  ist, 
werden  die  Schuldigen,  ausser  der  Verpflichtung  der  Patentlösung,  einer  Geld- 
strafe im  zweifachen  Betrage  der  Patentsteuer  unterzogen,  die  Fabrik  wird  aber 
bis  zum  Empfang  des  Patents  geschlossen. 

29.  Für  Nichtbefolgung  der  in  betreff  der  inneren  Einrichtung  der  Fa- 
briken, der  Anfertigung,  Verpackung,  Banderolierung  und  Verführung  von 
Zündhölzchen  aus  den  Fabriken,  der  Aufbewahrung  von  Phosphor  und  anderer 
zur  Herstellxmg  von  Zündmasse  dienenden  Materialien  festgesetzten  Regeln, 
desgleichen  für  Nichtführung  oder  nicht  ordnungsmässige  Führung  der  für 
Zündholzfabriken  angeordneten  Bücher,  für  Vernichtung  dieser  Bücher  und  für 
das  Unterlassen  der  Anzeige  über  ihr  Abhandenkommen  werden  die  Schuldigen 
einer  Strafzahlung  nicht  über  100  Rubel  unterworfen. 

30.  Für  das  Nichtvorzeigen  der  im  vorigen  Artikel  bezeichneten  Bücher 
und  der  dazu  gehörigen  Dokumente  auf  Forderung  der  Acciseaufsicht,  für  das 
nicht  rechtzeitige  Vorstellen  dieser  Bücher  oder  der  Auszüge  aus  denselben  an 
die    Acciseverwaltung,    desgleichen  für  die  Verletzung   der   für   die  Zündholz- 
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fabriken    festgesetzten  Regeln    der   Rechnungsführung   werden   die    Schuldigen 
einer  Strafzahlung  von  nicht  über  50  Rubel  unterworfen. 

31.  Für  das  Ablassen  von  Zündhölzchen  aus  den  Fabriken  ohne  Bande- 
role, mit  Banderole  niederen  Wertes  oder  mit  gebrauchten  Banderolen,  oder 
auch  mit  Banderolen  und  in  Packhüllen,  die  so  beschädigt  sind,  dass  die  Zünd- 
hölzchen aus  den  Packhüllen  herausgenommen  werden  können,  werden  die 
Schuldigen,  ausser  der  Konfiskation  aller  ordnungswidrig  ausgeführten  Zünd- 
hölzchen oder  der  Beitreibung  des  Wertes  dei'selben  und  der  Bezahlung  der 
zehnfachen  Accise  für  dieselben,  einer  Strafzahlung  von  nicht  über  300  Rubel 
unterworfen. 

Erfolgt  eine  dieser  Verletzungen  zum  drittenmal,  so  wird  die  Fabrik  ge- 
schlossen und  ihr  Inhaber  verliert  für  immer  das  Recht,  die  Zündholzfabrikation 
zu  betreiben. 

32.  Für  den  Verkauf,  wie  auch  für  das  Aufbewahren  von  Zündhölzchen 
ohne  Banderole,  mit  gebrauchten  Banderolen  oder  mit  Banderolen  und  in  Pack- 
hüllen, die  so  beschädigt  sind,  dass  die  Zündhölzchen  aus  den  Packhüllen 
herausgenommen  wei'den  können,  in  Handelsetablissements,  in  denen  Zünd- 
hölzchen verkauft  werden,  und  bei  Hausierern  werden  die  Schuldigen,  ausser 
der  Konfiskation  aller  unbanderolierten ,  ordnungswidrig  banderolierten  und 
ofi'enen  Zündholzpackhüllen,  einer  Strafzahlung  nicht  über  200  Rubel  unter- 
worfen. 

33.  Für  das  Abnehmen  der  Banderolen  von  den  Zündholzpackhüllen  zum 
Zwecke  des  Vertriebes  derselben,  wie  auch  für  die  Aufbewahrung  abgenommener 
Banderolen  zu  diesem  Zwecke  werden  die  Schuldigen  einer  Strafzahlung  von 
nicht  über  25  Rubel  unterworfen,  wobei  die  bei  ihnen  aufgefundenen  Banderolen 
zwecks  Vernichtung  konfisziert  werden.  Falls  die  bezeichneten  Gesetzesver- 
letzungen auf  Zündholzfabriken  oder  in  Zündholzverkaufläden  erfolgen,  werden 
die  Schuldigen,  ausser  der  Konfiskation  und  der  Vernichtung  der  Banderolen, 
einer  Strafzahlung  von  nicht  über  300  Rubel  unterworfen. 

34.  Für  das  Verführen,  Tragen  und  Erwerben  unbanderolierter  Zünd- 
hölzchen zwecks  Vertriebes  derselben  werden  die  Schuldigen,  ausser  der  Konfis- 
kation solcher  Zündhölzchen  und  der  Bezahlung  der  zehnfachen  Accise  für  sie, 
einer  Strafzahlung  von  nicht  über  100  Rubel  unterworfen. 

35.  Für  den  Wiederverkauf  oder  das  Ueberlassen  der  von  dem  Fiskus 
gekauften  Banderolen ,  wie  auch  für  das  Erwerben  derselben  anderweitig  als 
von  dem  Fiskus ,  werden  die  Schuldigen ,  ausser  der  Konfiskation  der  wieder- 
verkauften, überlassenen  oder  widergesetzlich  erworbenen  Banderolen,  einer 
Strafzahlung  unterworfen :  der  Wiederverkäufer  und  der  Ueberlassende  im  drei- 
fachen, der  Erwerbende  aber  im  zweifachen  Betrage  der  Banderolen,  in  jedem 
Falle  jedoch  der  erste  nicht  unter  50,    der   letztere  aber  nicht  unter  25  Rubel. 

36.  Für  Nichtbefolgung  der  angeordneten  Regeln  über  den  Transport  von 
Phosphor  werden  die  Schuldigen  einer  Strafzahlung  das  erste  Mal  nicht  über 
100  Rubel,  das  zweite  Mal  und  nachfolgende  nicht  über  300  Rubel  unter- 
worfen, wobei  der  ordnungswidrig  verführte  oder  getragene  Phosphor  konfis- 
ziert wird. 

37.  Für  das  Unterlassen  der  Benachrichtigung  an  die  Acciseaufsicht  über 
den  Empfang  des  Erlaubnisscheines  zur  Erwerbung  von  Phosphor  (Art.  24, 
Punkt  c)  werden  die  Schuldigen  einer  Strafzahlung  von  nicht  über  50  Rubel 
unterworfen. 

38.  Für  das  Aufbewahren  von  Phosphor  ohne  den  Besitz  des  Erlaubnis- 
scheines (Art.  24,  Punkt  c)  werden  die  Schuldigen,  ausser  der  Konfiskation  des 
bei  ihnen  vorgefundenen  Phosphors,  einer  Strafzahlung  von  nicht  über  200  Rubel 
unterworfen. 
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39.  Für  das  Verhindern  der  amtlichen  Personen  des  Acciseressoi-ts  oder 
der  Polizei  an  der  Erfüllung  ihrer  Verpflichtung  in  betreff  der  Aufsicht  über 
die  Anfertigung  und  den  Verkauf  von  Zündhölzchen,  wie  auch  über  den  Verkauf 
und  den  Transport  von  Phosphor  werden  die  Schuldigen,  abgesehen  von  der 
Geldstrafe  für  die  Vei'letzungen,  zwecks  deren  Verheimlichung  sie  die  amtliche 
Person  an  der  Erfüllung  ihrer  Pflichten  verhinderten,  einer  Gefängnishaft  auf 
die  Zeit  von  zwei  bis  acht  Monaten,  oder  einem  Arrest  von  sieben  Tagen  bis 
zu  drei  Monaten,   oder  einer  Geldstrafe  von  10  bis  zu  200  Rubel  unterworfen. 

Wenn  aber  hierbei  den  amtlichen  Personen  Beleidigungen  zugefügt  wer- 
den oder  ein  Widerstand  geleistet  wird,  der  von  gewaltsamen  Handlungen  be- 
gleitet ist,  so  werden  die  Schuldigen  einer  Strafe  nach  den  Bestimmungen  über 
die  Konkurrenz  von  Verbrechen  unterzogen. 

40.  Für  die  Fälschung  der  in  diesem  Reglement  behandelten  Banderolen, 
Patente,  Dokumente  oder  anderer  Papiere  wie  auch  der  Siegel,  desgleichen  für 
die  Verwendung  solcher  gefälschter  Papiere  etc.  und  für  die  Beteiligung  an 
solcher  Fälschung  werden  die  Schuldigen,  unabhängig  von  den  in  dem  Art.  .554 
des  Strafgesetzbuches,  Ausgabe  vom  Jahre  1885,  festgesetzten  Strafen  unter- 
worfen: wenn  sie  die  Anfertigung  oder  den  Verkauf  von  Zündhölzchen  betrei- 
ben, der  Konfiskation  aller  bei  ihnen  vorgefundenen  Zündhölzchen,  auf  der 
Fabrik  aber  ausserdem  der  Werkzeuge,  Geräte  und  überhaupt  der  Gegenstände, 
die  zur  Herstellung  der  Zündhölzchen  dienen. 

41.  Die  Beahndung  wegen  Verletzung  der  Bestimmungen  betreffend  die 
Zündhölzchenaccise  und  den  Verkauf  von  Phosphor  erfolgt  mit  Beobachtung 
der  Regeln,  die  in  den  Art.  278—287,  290  und  291  des  Gesetzes  über  die  Ta- 
baksaccise  für  die  in  diesem  Gesetze  vorgesehenen  Uebertretungsfälle  festge- 
stellt sind. 


42.  Das  Verfahren  in  Sachen  wegen  Uebertretung  der  Regeln  betreffend 
die  Zündholzaccise  und  den  Verkauf  von  Phosphor  erfolgt  in  der  Weise,  wie 
sie  für  Uebertretung  der  Regeln  der  Tabakaccise  festgesetzt  sind. 


Nachtrag. 


I 


Das  Zündhölzchensteuergesetz  hat  durch  ein  am  9.  (21.)  Mai  vom  Kaiser 
bestätigtes  Reichsratgutachten  eine  Modifikation  erfahren.    Dasselbe  lautet: 

1.  Die  Accise'  auf  Zündhölzchen  inländischer  Provenienz  ist  bei  Pack- 
hüllen, die  75  bis  150  Zündhölzchen  enthalten,  im  Betrage  von  einer  halben 
Kopeke,  bei  Packhüllen  aber,  die  150  bis  225  Zündhölzchen  enthalten,  im  Be- 
trage von  dreiviertel  Kopeke  pro  Packhülle  zu  erheben. 

2.  Die  Accise  auf  Zündhölzchen,  die  aus  dem  Auslande  in  Packhüllen 
von  75  bis  150  Zündhölzchen  eingeführt  werden,  ist  im  Betrage  von  einer 
Kopeke  (Kredit),  in  Packhüllen  von  150  bis  225  Zündhölzchen  aber  im  Be- 
trage von  anderthalb  Kopeken  (Kredit)  pro  Packhülle  zu  erheben. 

3.  Die  Accise  für  Zündhölzchen,  die  auf  asiatische  Märkte  verführt  werden, 
wird  nicht  gestrichen. 


staatliches  Schankgefälle  in  Ungarn. 

Von 

Jnlins  Mandello 

in  Budapest. 

Die  meisten  Staaten  Europas  haben  es  in  den  letzten  Jahren  bekanntlich 
für  nötig  erachtet,  ihre  Getränkesteuern  einer  Reform  zu  unterziehen.  Einer- 
seits Hessen  die  ausserordentliche  Elastizität,  welche  diese  Steuerobjekte  der 
Belastung  gegenüber  zeigen ,  und  die  erfahrungsgemäss  allgemeine  Zunahme 
ihres  Verbrauches  dieselben  als  vorzüglichste  Quelle  zur  Deckung  des  enorm 
anwachsenden  Staatshaushaltes  erscheinen,  anderseits  waren  es  Rücksichten 
sittlicher  Natur,  welche  zur  Bekämpfung  des  überall  um  sich  greifenden  Alko- 
holismus eine  Verteuerung  der  geistigen  Getränke  durch  hohe  Steuern  geboten. 

Diese  Reformbewegung  hat  nun  in  den  verschiedenen  Staaten  ganz  ver- 
schiedene Formen  der  Besteuerung  und  verschiedene  Verbrauchsmassregeln 
hervorgebracht.  Bezüglich  ihrer  Erfolge  kann  man  im  allgemeinen  aussagen, 
dass  die  darangeknüpften  staatsfinanziellen  Erwartungen  fast  überall  ein- 
getroffen sind,  die  sittliche  Seite  der  Frage  hingegen  nirgends  gelöst  ist. 
Der  Widerstreit  zwischen  Staatsfinanzen  und  Sittlichkeit,  daraus  hervorgehend, 
dass  jene  einen  möglichst  geringen  Konsum  geistiger  Getränke  als  Bedingung 
aufstellen,  wird  durch  den  Umstand  gemildert,  dass  man  bezüglich  der  prak- 
tischen Lösung  der  beiderseitigen  Aufgaben  einig  ist:  hohe  Steuer  wird 
sowohl  vom  staatsfinanziellen,  wie  vom  sittlichen  Standpunkte  gefordert. 

Diesbezüglich  ist  jedoch  zu  bemerken,  dass  der  sittlichen  Forderung 
einer  möglichst  hohen  Steuer  eine  nicht  erwiesene  Voraussetzung  zu  Grunde 
liegt,  nämlich,  dass  infolge  einer  Mehrbelastung  der  Getränke  der  Konsum  der- 
selben abnehme. 

Auch  alle  übrigen  Bestimmungen  der  Getränkegesetzgebungen  fallen 
unter  die  beiden  oberwähnten  Gesichtspunkte.  Denn  einerseits  bezwecken  diese 
Bestimmungen  eine  allgemeine  Herbeiziehung  zur  Steuerlast  und  die  Ermög- 
lichung einer  wirksamen  Steuerkontrole ;  anderseits  sollen  sie  den  gesundheits- 
schädlichen und  demoralisierenden  Einflüssen  des  Getränkemissbrauches  vorbeugen. 

In  den  folgenden  Zeilen  sollen  die  Bestimmungen  des  mitgeteilten  Ge- 
setzes aus  beiden  Gesichtspunkten,  dem  staatsfinanziellen  und  dem  sittlichen, 
beurteilt  werden. 
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358  Julius  Mandello, 

Die  Ungarische  Reform  der  Getränkebesteuerung  hat  im  Jahre 
1884  mit  der  Schaffung  eines  Spiritussteuergesetzes  begonnen.  An  die  Stelle 
dieses  Gesetzes  trat  bereits  im  Juni  1888  ein  neueres  nach  deutschem  Muster '). 
Den  Schlussstein  soll  nun  das  vorliegende  Schankgefällegesetz  bilden. 

Der  Ausschank  von  Getränken  war  bisher  in  Ungarn  eines  der  kleineren 
Regalrechte  (jura  regalia  minora),  ähnlich  den  in  einigen  cisleithanischen  Län- 
dern vorhandenen  Propinationsrechten  und  dem  Charakter  nach  den  sogenannten 
flBannrechten"  entsprechend.  Im  Laufe  der  geschichtlichen  Entwicklung  ist  dieses 
Recht  manchen  Veränderungen  —  Einschränkungen  und  Ausbreitungen  — 
ausgesetzt  gewesen.  Ja,  noch  mehr;  sogar  sein  Subjekt  blieb  nicht  stets  das- 
selbe. Denn  ursprünglich  an  den  adeligen  Besitz  gebunden,  wurden  später  auf 
Grund  von  Privilegien  auch  Städte  und  nicht  adelige  Personen  seiner  teil- 
haftig; es  entwickelte  sich,  ausserdem  ein  auf  dem  Gesetze  beruhendes  Recht 
des  Ausschankes  der  Hörigen,  beziehungsweise  der  Gemeinden.  Hierzu  kommen 
noch  einige  rechtliche  Aenderungen,  hervorgerufen  durch  behördliche  Bewil- 
ligungen u.  s.  w.  Stets  hatte  das  Schankrecht  jedoch  den  Charakter  des  Ab- 
gesonderten, der  Ausschliesslichkeit. 

Während  nun  durch  die  Gesetzgebung  vom  Jahre  1848  (resp.  durch  die 
Patente  vom  Jahre  1853)  das  ganze  Gewirre  feudaler  Rechts-  und  Besitzverhält- 
nisse weggefegt  wurde,  während  adeliger  Grundbesitz,  Hörigkeit,  Urbarial- 
rechte  u.  s.  w.  zu  existieren  aufhörten,  blieben  einzelne  rechtliche  Institutionen 
auch  femer  bestehen,  —  Trümmer  einer  vergangenen  Zeit,  —  die  schlecht  in 
das  sich  schnell  entwickelnde  moderne  wirtschaftliche  Leben  hineinpassten. 

Infolge  der  Grundentlastung  erhielten  die  Berechtigten  eine  Entschädi- 
gung und  im  Sinne  der  Patente  vom  Jahre  1853  sind  gewisse  Urbarialrechte 
als  in  dieser  Entschädigung  miteinbegriffen  zu  betrachten.  Das  Schankrecht 
gehört  jedoch  nicht  zu  diesen.  Es  blieb  auch  femer  bestehen  und  ward  die 
Quelle  von  Zuständen,  die,  bei  jener  Bedeutung,  welche  das  Schankwesen  im 
heutigen  Verkehrsleben  besitzt,  geradezu  unhaltbar  waren.  Zwang  zum  aus- 
schliesslichen Ausschänke  gewisser  Weine,  Konzentrierung  der  Ausschanksberech- 
tigungen ganzer  Gegenden  in  einer  Hand,  Mangel  jeder  Konkurrenz,  schlechtes 
und  teures  Trinken  waren  die  unabwendbaren  Folgen,  trotzdem  durch  Mini- 
sterialverordnungen  und  die  neuere  wirtschaftliche  Gesetzgebung  das  Schank- 
recht manche  Einschränkungen  erfahren  hatte.  Auch  waren  die  Berechtigungen 
längst  nicht  mehr  in  den  ursprünglichen  Händen.  Es  hatte  sich  eine  Pächter- 
klasse gebildet,  die  sich  unverhältnismässig  bereicherte. 

Nur  bezüglich  der  Städte  waren  die  Verhältnisse  etwas  günstiger,  da 
dieselben  als  Regalebesitzer  in  den  Schankrechten  eine  vorzügliche  Einnahme- 
quelle zur  Deckung  der  Lasten  der  Verwaltung  besassen. 

Das  in  Rede  stehende  Gesetz  hebt  alle  bisher  herrschenden 
Rechte  bezüglich  des  Ausschankes  auf  und  statuiert  ein  aus- 
schliessliches staatliches  Verfügungsrecht.  Doch  gewährt  das  gleich- 
zeitig sanktionierte  Gesetz  vom  Jahre  1888:  XXXVI  den  bisher  Berechtigten 
eine  Entschädigung.  Es  wird  denselben  vom  Staate  ein  auf  Basis  der  bis- 
herigen Besteuerung  berechnetes  Entschädigungskapital,  in  Form  verzinsbarer 


1)  Finanzaxchiv  I,  767  ff.  und  V,  794  ff. 

368 


staatliches  Schankgefälle  in  Ungarn.  ggg 

und  binnen  siebzig  Jahren  einzulösender  Obligationen,  ausgefolgt.  Die  hierfür 
nötigen .  Mittel  sollen  nun  durch  die  im  vorliegenden  Gesetze  verfügte  Be- 
steuerung der  Getränke  herbeigeschafft  werden.  Doch  kommt  der  Staat  auch 
im  Falle  eines  etwaigen  Minus  für  die  Entschädigung  auf. 

Dies  wäre  bezüglich  der  allgemeinen  Regelung  der  rechtlichen  Verhält- 
nisse vorauszuschicken.  Was  nun  die  Erhöhung  der  Getränkesteuern  anbelangt, 
ist  hervorzuheben,  dass  dieselbe  sich  hauptsächlich  auf  Branntwein  bezieht, 
welcher  bisher  mit  35  fl.  resp.  45  fl.  belastet,  durch  das  vorliegende  Gesetz  einen 
Steuerzuschlag  von  15  fl.,  also  von  42^'  resp.  SSV»  Prozent,  zu  tragen  hat  und 
zwar  für  den  Hektoliter  absoluten  Alkohols.  Wein  war  bisher  durch  ver- 
schiedenartige Abgaben,  die  nun  wegfallen,  derart  belastet,  dass  der  Zuschlag 
von  3  fl.  resp.  2  fl.  per  Hektoliter  nicht  zu  hoch  erscheint.  (Die  Verzehrungs- 
steuer beträgt  4,64  fl.  oder  4  fl.  resp.  3,35  fl.  oder  2,69  fl.  oder  1,35  fl.  nach  den 
verschiedenen  Klassen.)  Bier  wird  im  Interesse  der  stark  zurückgebliebenen 
Brauerei  am  meisten  geschont:  der  neue  Satz  ist  2  fl.  per  Hektoliter.  (Verzeh- 
rungssteuer 3  fl.) 

Diese  Mehrbelastungen  erscheinen  aber  nicht  als  einfache  Erhöhung  der 
bisherigen  Steuern;  sie  treten  in  einer  neuen  Torrn  auf.  Bisher  unterlagen 
Wein,  Obstwein  und  Bier,  wie  erwähnt,  der  Verzehrungssteuer;  Branntwein  einer 
Konsum-  resp.  Produktionssteuer.  Hierzu  gesellt  sich  aber  nun  die  Schank- 
steuer  mit  der  Schankgebühr. 

Das  hierin  liegende  Prinzip,  nämlich  dasselbe  Steuerobjekt  auf  mehrere 
Arten  zu  erfassen  und  zu  belasten,  ist  ein  richtiges. 

Es  ist  bei  Aufwandsteuern  nur  auf  diese  Weise  möglich,  das  Steuerobjekt 
allgemein  zur  Leistung  heranzuziehen.  Auch  ist  so  die  Verteilung  der  Last 
eine  gleichmässigere.  Irrtümlich  ist  es,  wenn  man  meint,  dass  z.  B.  Produk- 
tions- und  Schanksteuer  gleichmässig  auf  den  letzten  Konsumenten  übei-wälzt 
werden;  die  Schanksteuer  bleibt  zum  Teile  am  Schankgewerbe  haften,  so  dass 
eine  intensivere  Heranziehung  desselben  zur  Tragung  der  Steuerlast  wahr- 
scheinlich ist. 

Diese  Zweiteilung  der  Besteuerung  hat  auch  für  den  später  zu  berück- 
sichtigenden sittlichen  Standpunkt  grosse  Bedeutung.  Es  ist  erwiesen,  dass  nur 
mittelst  derselben  (und  zwar  wenn  die  den  unmittelbaren  Konsum  treffende  Be- 
steuerung eine  den  Verhältnissen  angepasste  und  variable  ist)  erfolgreich 
gegen  den  Alkoholismus  angekämpft  werden  kann. 

Die  Geschichte  der  schwedischen  Branntweinsteuergesetzgebung  zeigt- 
einen  erbitterten  Kampf  für  und  gegen  dieses  Prinzip.  Mit  dem  Siege  der 
Mässigkeitsfreunde  fand  dieser  Grundsatz  in  der  Gesetzgebung  endgültig 
Ausdruck.  — 

Bezüglich  der  Unterscheidung  einer  Schanksteuer  und  einer  Schank- 
gebühr ist  vor  allem  zu  bemerken,  dass,  da  letztere  jährlich  bemessen  wird 
und  periodisch  immer  neu  zu  entrichten  ist  —  natürlich  solange  der  Ausschank 
oder  Kleinverschleiss  besteht  — ,  dieselbe  eigentlich  auch  unter  den  Begriff  der 
Steuer  fällt.  Ihre  Aufgabe  wäre  es,  gewisse  Ungleichmässigkeiten  der  Be- 
steuerung mittelst  der  Schanksteuer  auszugleichen.  Im  allgemeinen  wird  jedoch 
den  diesbezüglichen  Bestimmungen  des  Gesetzes  eine  zu  geringe  Differenzierung 
der  Gebühr  vorgeworfen.     Und   insbesondere  ist  man  der  Ansicht,   dass  in  ge- 
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schlossenen  Städten,  wo  infolge  der  strengen  Ueberwachung  die  vollen  Steuer- 
beträge zu  erwarten  sind,  eine  dem  aus  der  Gebühr  zu  gewärtigenden  Betrage 
entsprechende  Erhöhung  der  Steuer  eher  am  Platze  gewesen  wäre.  —  In  engem 
Zusammenhange  mit  einer  besonderen  Besteuerung  des  Schankes  nebenander- 
artigen Getränkesteuern  ist  die  Frage,  ob  diese  Besteuerung  vom  Staate  oder 
von  den  Gemeinden  ausgehen  solle?  In  Ungarn  trat  diese  Frage  modifiziert 
in  der  Form  auf,  ob  die  Ablösung  der  Schankrechte  wohl  durch  die  Ge- 
meinden geschehen  soUe,  wonach  folgerichtig  die  Ausübung  der  Rechte,  mithin 
die  Besteuerung,  letzteren  zugekommen  wäre.  Da  nun  spezielle  Gründe  es 
nicht  für  opportun  erscheinen  Hessen,  die  Ablösung  durch  die  Gemeinden 
bewerkstelligen  zu  lassen,  fiel  hiermit  auch  die  gemeindliche  Besteue- 
rung weg. 

Wir  müssen  jedoch  konstatieren,  dass  die  Geschichte  der  Getränke- 
besteuerung allerorten  lehrt,  dass  eine  Mitwirkung  der  Gemeinden  oder,  all- 
gemeiner gesprochen,  der  kleineren  Verzehrungskreise  bei  der  Besteuerung  des 
Schankes  (resp.  Verschleisses)  der  Getränke  sich  von  ausserordentlich  wohl- 
thätigem  Einflüsse  erwiesen  hat.  Einerseits  zeigte  sich  hierbei  die  Möglichkeit 
einer  strengeren  Ueberwachung,  anderseits  ist  nur  auf  diese  Weise  eine  ver- 
schiedenartige, den  lokalen  und  speziellen  Verhältnissen  rechnungtragende  Be- 
steuerung, mit  einem  gewissen  Spielräume  für  die  einzelnen  Verzehrungskreise, 
denkbar.  Zugleich  ist  dies  wohl  die  einzige  Lösung  der  Frage,  inwieferne 
durch  die  Steuerpolitik  den  sittlichen  Anforderungen  Genüge  gethan  werden 
kann  ').  Da  jedoch  die  ganze  Tendenz  des  vorliegenden  Gesetzes  eine  staat- 
liche ist,  wurden  diese  Punkte  nicht  berücksichtigt. 

Derselben  Richtung  gehört  eine  andere  allgemeine  Verfügung  des  Ge- 
setzes an,  nämlich  die  fast  monopolistische  Befugnis,  unter  besonderen  Verhält- 
nissen und  in  allen  jenen  Fällen,  wo  die  Schanksteuer  durch  Ablösung 
eingehoben  wird  —  was  allgemein  werden  dürfte  — ,  Maximalverkaufs- 
preise der  Getränke  zu  bestimmen. 

Nachdem  es  unmöglich  ist,  die  Qualität  der  zum  Ausschänke  oder  Ver- 
schleisse  gelangenden  Getränke  vorzuschreiben  (das  Gesetz  verfügt  auch  dies- 
bezüglich nichts),  erscheint  diese,  im  allgemeinen  nicht  in  das  Ganze  des  Gesetzes 
passende  Bestimmung  ziemlich  belanglos,  eventuell  sogar  schädlich. 

Bezüglich  des  infolge  des  Gesetzes  zu  erwartenden  Erträgnisses  können 
nicht  genaue  Berechnungen  angestellt  werden,  da  die  vorhandenen  Daten  un- 
genau und  lückenhaft  sind.  Die  Berechnungen  der  Regierungen  gehen  dahin, 
dass  das  wahrscheinliche  Ergebnis  der  Steuer  und  Gebühr  zusammen  13  Mill, 
Gulden  betragen  werde.  Hiervon  müssen  die  Kosten  der  Ablösung  bestritten 
werden  und  an  den  eventuell  verbleibenden  Mehrerträgnissen  sind  auch  noch 
die  Städte  in  verschiedenem  Masse  zu  beteiligen.  Erst  nach  Vollendung  der 
ganzen  Ablösungsoperation  wird  das  Erträgnis  ein  bedeutendes  werden  können ; 


1)  Dies  hat  sehou  Schaf fle  in  seinen  Grundsätzen  der  Steuerpolitik  1880  erkannt. 
Aehnlich  Geflfcken:  Die  Branntweinsteuerfrage  in  Beziehung  auf  Verminderung  der  Trunk- 
sucht, 1886:  „.  .  .  .  Die  Schanksteuer  ist  eine  durchaus  empfehlenswerte  Kommunalsteuer;  sie 
eignet  sich  nicht  zur  Staatssteuer,  weU  die  Verschiedenheit  der  örtlichen  Verhältnisse,  unter 
denen  sie  zur  Anwendung  hommt,  zu  gross  ist." 
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doch  immerhin  ein  geringes,  wenn  wir  z.  B.  französische  Verhältnisse  zum  Ver- 
gleiche herbeiziehen  ^). 

Wir  hätten  nun  noch  die  Art  und  Weise  der  Einhebung  der  Steuer 
zu  beleuchten.  Dass  dies  unterbleibt,  findet  seine  Begründung  darin,  weil  bei 
dem  vorliegenden  Gesetze  diese  steuertechnische  Frage  mit  Rücksicht  auf  die 
bereits  vorhandene  Organisation  der  Finanzverwaltung  gelöst  wurde;  insbeson- 
dere aber  weil  die  Einhebung  der  Schanksteuer  im  Anschlüsse  an  die  Einhebung 
der  übrigen  Verzehrungssteuern  geschehen  wird. 

Gehen  wir  nun  zur  Beurteilung  des  Gesetzes  vom  sittlichen  Stand- 
punkte über. 

Unter  dem  Einflüsse  der  erschreckenden  Resultate,  welche  die  bezüglich 
des  Alkoholismus  angestellten  Untersuchungen  überall  ergaben,  hat  sich  fast 
ausnahmslos  die  Meinung  Geltung  verschafft,  dass  es  Aufgabe  des  Staates  sei,  den 
durch  den  Missbrauch  geistiger  Getränke  hervorgerufenen  und  die  Gesamtheit 
bedrohenden  Gefahren  entgegenzutreten.  Wenn  auch  feststeht,  dass  gewisse 
Aufgaben  nur  durch  i^rivate  resp.  gesellschaftliche  Thätigkeit  erfolgreich  gelöst 
werden  können,  so  acceptieren  selbst  die  Anhänger  jener  extremen  Richtung, 
welche  vor  jeder  Einmischung  des  Staates  zurückschreckt,  hier  die  Notwendig- 
keit derselben  bezüglich  eines  grossen  Operationsfeldes. 

Es  tritt  an  den  Staat  die  sittliche  Forderung  heran,  bereits  in  der  Ge- 
setzgebung Vorkehrungen  zu  treffen,  welche  geeignet  sind  dem  Alkoholismus 
vorzubeugen,  Vorkehrungen,  welche  der  Administration  die  Möglichkeit  bieten, 
das  vorhandene  Uebel  erfolgreich  zu  bekämpfen. 

Es  hat  sich  in  den  letzten  Jahren  —  insbesondere  in  Deutschland  und 
England  —  über  diese  Fragen  eine  förmliche  Speziallitteratur  gebildet.  Und 
was  vielleicht  von  grösserer  praktischer  Bedeutung  ist:  es  stehen  bereits  mehrere 
Gesetzgebungen  und  ihre  Erfahrungen  zur  Verfügung  ^). 

Wir  müssen  nun  zu  unserem  Bedauern  konstatieren,  dass  weder  das  vor- 
liegende Gesetz,  noch  seine  Motive,  noch  auch  die  Durchführungsverordnung 
eine  Benutzung,  viel  weniger  eine  Verwertung  dieses  schätzbaren  Materials 
zeigen.  Eine  Menge  kardinaler  Punkte  fand  in  dem  Gesetze  keine  Berück- 
sichtigung, trotzdem  dasselbe  nicht  bloss  die  Besteuerung  des  Schankes  sta- 
tuieren will,  sondern,  wie  aus  dem  Gesetze  selbst  ersichtlich  ist,  die  Regelung 
des  Schankes  und  Kleinverschleisses  mit  Rücksicht  auf  Hygieine  und  öffentliche. 
Moral  anstrebt.  Faktisch  ist  hierzu  nur  wenig  gethan  worden.  Bloss  einzelne 
Bemerkungen  des  Referenten  und  einiger  weniger  Mitglieder  des  Ausschusses,  der 
die  Vorlage  verhandelte,  zeigen,  dass  man  von  der  Tragweite  der  acceptierten 
Verfügungen  Kenntnis  besitze.  Das  Gesetz  selbst  weist  grosse  Lücken  auf;  die 
wichtigsten  Punkte  bezüglich  Lösung  der  sittlichen  Frage  sind  nicht  berücksichtigt. 

Es  sei  uns  noch  gestattet,  an  dieser  Stelle  eines  Umstandes  Erwähnung 
zu  thun,  der  im  allgemeinen  zu  Irrtümern  Anlass  gibt.  Man  begegnet  nämlich 
häufig  der  Ansicht,  dass  bloss  jene  Verfügungen,  die  sich  direkt  mit  der  sani- 


1)  An  dieser  Stelle  wollen  wir  die  Erträgnisse  der  übrigen  Getränkesteuem  in  Ungarn 
im  .Jahre  1887  erwähnen:  Spiiitussteuer  36,58,  Weinsteuer  14,44,  Biersteuer  4,88  Mill.  Gulden. 

^)  Wir  verweisen  bloss  auf  die  schwedische,  niederländische  und  schweizerische  Gesetz- 
gebung, letztere  mit  den  erschöpfendsten  Motiven.  Femer  auf  die  englischen  Reports  on 
Intemperance  und  auf  den  deutschen  Branntweinmonopolgesetzentwurf. 
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tären  und  öffentlich-moralischen  Seite  der  Frage  beschäftigen,  auf  diese  sittlichen 
Gesichtspunkte  Bezug  haben.  Hierbei  wird  jedoch  vergessen,  dass  jede  noch  so 
geringfügige  wirtschaftliche  Bestimmung  indirekt  auch  auf  Gesundheits- 
zustände und  Moralität  von  Einfluss  ist  und  dass  es  erwiesenermassen  gerade 
wirtschaftliche  (steuerpolitische)  Massregeln  sind,  mit  denen  man  den  Alkoholis- 
mus am  erfolgreichsten  bekämpfen  kann. 

So  z.  B.  kann  durch  eine  ungleichmässige  Besteuerung,  welche  die  min- 
deren Sorten  des  Branntweines  unverhältnismässig  belastet,  der  Konsum  des- 
selben erschwert  werden,  was  in  Anbetracht  dessen,  dass  eben  die  Konsumenten 
der  minderen  Sorten  fast  ausschliesslich  das  Alkoholistenkontingent  stellen,  von 
grosser  Tragweite  ist.  Dies  wurde  jedoch  bei  der  Verhandlung  des  Gesetzes 
weder  in  Betracht  gezogen,  noch  auch  nur  erwähnt.  Ebenso  fanden  gar  keine 
Berücksichtigung  folgende  Gegenstände:  die  Umwandlung  der  Schenken 
in  Speiseanstalten,  die  Lokalverhältnisse  beim  Ausschänke,  die 
Sonntagsfrage,  die  Schädlichkeit  nicht  gereinigten  Branntweines 
und  die  Feststellung  einer  Maximalzahl  der  Schenken.  Es  sei  uns  ge- 
stattet, diese  Punkte  kurz  zu  berühren. 

Die  Umwandlung  der  Schenken  in  Speiseanstalten  hat  sehr 
günstige  Erfolge  aufzuweisen  (z.  B.  in  Schweden). 

Wenn  es  auch  vielleicht  bedenklich  wäre,  in  einem  Lande  auf  einmal 
für  sämtliche  Schenken  vorzuschreiben,  dass  Branntwein  nur  in  Begleitung  von 
Speisen  (Suppe,  Kartoffeln  u.  s.  w.)  verabreicht  werden  darf,  so  wäre  dies  doch 
für  einen  Teil  derselben  möglich.  Aber  auch  die  allmähliche  Ausdehnung 
dieser  Vorschrift  auf  alle  Schenken  (event.  mit  gewissen  Modifikationen)  wäre 
erwünscht.  Denn  einerseits  wird  so  das  Interesse  des  Ausschenkers ,  den  Kon- 
sumenten zum  Vieltrinken  anzueifern,  ein  geringeres,  anderseits  wird  hierdurch 
der  jedesmalige  Besuch  des  Lokales  verteuert,  jedoch  nur  in  einer  der  Gesund- 
heit des  Konsumenten  nützlichen  Weise.  Setzen  wir  eine  bestimmte  Geldsumme 
für  den  jedesmaligen  Besuch  des  Lokales  voraus,  so  wird  infolge  dieser  Ver- 
teuerung der  Konsum  selbstverständlich  ein  geringerer  sein. 

Bezüglich  der  Lokalverhältnisse  beim  Ausschänke  ist  zu  bemerken, 
dass,  abgesehen  von  den  allgemeinen  Verfügungen  des  Gesetzes,  auch  jener  Fall 
in  Betracht  zu  ziehen  ist,  dass  Kaufleute  (Spezereihändler,  Greisler  u.  s.  w.)  die 
Bewilligung  zum  Ausschänke  erhalten  und  denselben  ausüben  werden.  In  an- 
betracht  dessen,  dass  bei  den  Genannten  hauptsächlich  Frauen  und  Kinder  ver- 
kehren, wäre  zu  verfügen,  dass  der  Ausschank  nur  in  einem  besonderen  Lokale, 
getrennt  vom  Hauptgewerbe  der  Betreffenden,  ausgeübt  werden  dürfe.  Der  de- 
moralisierende Einfluss  des  Ein-  und  Ausgehens,  sowie  Verweilens  in  Schanklokalen 
auf  Frauen  und  Kinder  braucht  wohl  nicht  erst  bewiesen  zu  werden.  Das  nieder- 
ländische Gesetz  (1881)  und  der  österreichische  Gesetzentwurf  zur  Hintanhaltung 
der  Trunkenheit  haben  diesbezüglich  ausgezeichnete  Massregeln  getroffen. 

Die  sogenannte  Sonntagsfrage  besteht  darin,  dass  man  es  für  nötig 
hält,  die  Schenken  über  den  Sonntag  gesperrt  zu  halten.  Obschon  hierüber 
praktische  Versuche  angestellt  worden  sind,  ist  die  Frage,  ob  derartige  Mass- 
regeln günstig  wirken ,   noch   nicht   gelöst.     Einer   der   neuesten  Autoren  *)  ist 


J)  Kral ,  Die  Alkoholfrage  in  OeateiTeich  1888. 
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entschieden  gegen  das  Sperren  der  Schenken  an  Sonn-  und  Feiertagen.  Er  geht 
von  der  Ansicht  aus,  dass  gerade  das  Sonntagstrinken  (reichlichere  Geldmittel, 
daher  Wein  und  Bier,  nicht  Branntwein)  nicht  schädlich  sei. 

Vei'fügungen  zum  Schutze  des  Konsumenten  vor  verunreinigtem 
Trinkbranntwein  trifft  bereits  das  schwedische  Schankgesetz  (1869)  und 
seitdem  in  verschiedenem  Masse  fast  alle  Gesetze.  Wenn  es  nun  auch,  wie  es 
das  Schicksal  der  letzten  schweizerischen  Vorlage  gezeigt  hat,  derzeit  noch  un- 
möglich ist,  ein  Maximum  der  Verunreinigungen  zu  bestimmen,  über  welches 
beim  Verkaufe  oder  Ausschänke  nicht  hinausgegangen  werden  darf,  so  glauben 
wir  dennoch,  dass  vorliegendes  Gesetz,  indem  es  bloss  bestimmt,  dass  im  Falle 
des  Ausschankes  gesundheitsschädlicher  Getränke  dem  Schenker  die  Bewilligung 
entzogen  werden  kann,  hiennit  gar  nichts  gethan  hat.  Diese  Bestimmung  ist 
viel  zu  allgemein  und  die  Strafandrohung  zu  gering.  Einer  der  besten  Kenner 
der  Alkoholfrage  (Baer)  sagt,  dass  den  Bestrebungen  der  Bekämpfer  des  Alko- 
holismus bezüglich  Verminderung,  beziehungsweise  Erschwerung  des  Konsums 
von  Branntwein,  die  Forderung  bezüglich  Reinheit  derselben  an  Wichtigkeit 
unmittelbar  folge. 

Die  Bestimmung  einer  Maximalzahl  der  Schenken  hängt  mit  der 
sogenannten  Bedürfnisfrage  zusammen.  Man  geht  nämlich  von  der  Ansicht 
aus,  dass  Schankbewilligungen  nur  zu  erteilen  sind,  insoferne  ein  faktisches 
Bedürfnis  vorhanden  ist.  Stellt  man  nun  hierüber  Berechnungen  an,  so  gelangt 
man  zu  dem  Ergebnisse,  dass  für  eine  gewisse  Einwohnerzahl  nicht  mehr  als  eine 
Schenke  nötig  ist.  Derartige  Bestimmungen,  entsprechend  höher  gegriffen  und 
im  Durchschnitte  auf  ein  Land  bezogen,  ergeben  für  dasselbe  die  Maximalzahl 
der  Schenken,  beziehungsweise  die  geringste  Zahl  der  Einwohner,  auf  die  eine 
Schenke  entfallen  kann.  Es  nimmt  uns  sehr  Wunder,  dass  vorliegendes  Gesetz 
im  Gegens^./e  zu  allen  anderen  Gesetzgebungen  ')  hierüber  keine  Bestimmung 
enthält.  vV^ohl  findet  sich  in  den  Motiven  eine  derartige  Berechnung,  jedoch 
von  ganz  anderer  Art.  §  14  stellt  nämlich  jene  Minimalsummen  fest,  welche 
die  Schankgebühr  der  verschiedenen  Kategorien  abzuwerfen  hat.  Die  Motive 
zu  diesem  Paragraphen  belehren  uns,  dass  den  angestrebten  Summen  die  Vor- 
aussetzung zu  Grunde  liege,  dass  auf  500  Einwohner  mindestens  eine  Schenke 
entfalle.  Hier  zeigt  sich  wieder  deutlich  der  von  uns  am  Eingange  erwähnte 
Konflikt  zwischen  Staatsfinanzen  und  Sittlichkeit ;  statt  einer  Maximalzahl  finden 
wir  eine  Minimalzahl  bestimmt. 

Im  Zusammenhange  mit  der  eben  berührten  Frage  einer  Feststellung  der 
Zahl  der  Schenken  ist  jene  im  allgemeinen  für  sehr  wichtig  gehaltene  Bestim- 
mung des  Gesetzes,  welche  die  Herabminderung  der  Zahl  der  vorhan- 
denen Bewilligungen,  den  Anforderungen  des  Bedarfes  entsprechend,  er- 
möglicht. Da  jedoch  das  Gesetz  auf  die  bisher  bestandenen  Schenken  Rück- 
sicht nimmt,  so  wird  diese  Verfügung  thatsächlich  erst  nach  einigen  Jahren 
wirksam  werden.  —  Dass  die  Anzahl  der  Schenken  auf  die  Ausbreitung  des  Al- 
koholismus von  Einfluss  sei,  kann  nicht  geleugnet  werden.  Viel  Schenken  sind 
symptomatisch  für  Vorhandensein  hochgradiger  Trunksucht.    Doch  l^esteht  ent- 


1)  Vgl.  auch  Lamm  er  s,  Das  Schankgewerbe.    Vierteljahrsschrift  f.  Volksw.  Polit. 
u.  Kulturgesch.    XXI.  Jahrg.  2.  Bd.  1884. 
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schieden  kein  ursachliches  Verhältnis  zwischen  der  Zahl  des  Schenken  und  der 
Ausbreitung  des  Alkoholismus.  Eben  deshalb  haben  auch  die  in  verschiedenen 
Ländern  vorgenommenen  Herabminderungen  der  Anzahl  der  Schenken  nicht 
den  erwarteten  Erfolg  gehabt.  Vielleicht  hatte  dies  auch  seinen  Grund  in  der 
Art  und  Weise,  wie  die  Herabminderungen  voi'genommen  wurden.  Eine  Herab- 
minderung, welche  die  Zahl  allein  trifft,  ohne  Rücksichtnahme  auf  die  lokalen 
und  besonderen  Verhältnisse,  kann  nicht  genügen.  Es  muss  eine  richtige  Aus- 
wahl stattfinden.  Die  Herabminderung  muss  planmässig  sein;  sie  muss  die  Ge- 
legenheit zur  Verleitung  zum  Trinken  treffen.  —  Die  Abfassung  der  in  Rede 
stehenden  Bestimmung  des  Gesetzes  (§  8)  scheint  uns  eine  ausserordentlich  vage 
zu  sein:  „,die  Herabminderung  soll  „den  Anforderungen  des  Bedarfes" 
entsprechen.""  Bekanntlich  gibt  es  kaum  einen  dehnbareren  Begriff,  als  den  des 
Bedarfes  an  geistigen  Getränken. 

Das  Recht,  die  Anzahl  der  Bewilligungen  herabzumindern,  bezieht  sich, 
wie  aus  dem  Gesetze  ersichtlich  ist,  bloss  auf  die  Ausschanksbewilligungen  und 
nicht  auf  die  des  Kleinverschleisses.  Dies  beweist,  dass  die  Gesetzgebung 
letzteren  für  minder  gefährlich  hält  als  den  Ausschank.  Dem  wäre  auch  that- 
sächlich  so,  wenn  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  über  den  Kleinversehleiss  nicht 
ungenügend  wären  und  wenn  nicht  zu  befürchten  stände,  dass  demzufolge  der 
Kleinversehleiss  gewissermassen  die  Rolle  des  Ausschankes  übernehmen  wird. 
Denn  wenn  es  möglich  ist,  sich  auch  ganz  geringe  Mengen  Branntwein  nach 
Hause  zu  nehmen,  so  wird  hierdurch  dem  Zuhausetrinken  und  der  Trunksucht 
Vorschub  geleistet,  wobei  noch  besonders  zu  berücksichtigen  ist,  dass  der  Klein- 
versehleiss eine  geringere  Gebühr  bezahlt  und  auch  verhältnismässig  weniger 
Kosten  verursacht,  als  der  Ausschank,  so  dass  der  im  Kleinen  verkaufte  Brannt- 
wein billiger  oder  besser  sein  dürfte  als  der  ausgeschenkte.  —  In  richtiger  Er- 
kenntnis dieser  Umstände  verfügte  bereits  das  österreichische  Schankgesetz  vom 
23.  Juni  1881  eine  gleichmässige  Belastung  für  den  Ausschank,  den  Kleinversehleiss 
(in  offenen  Gefässen)  und  für  den  Handel  unter  1  1  (in  geschlossenen  Gefässen). 

Das  beste  ist  jedoch:  ein  Minimalquantum  des  im  Kleinverschleisse 
verkaufbaren  Branntweines  zu  bestimmen,  wie  dies  das  norwegische  Gesetz 
(Minimum :  40 1)  und  das  neueste  österreichische  Gesetz  zur  Bekämpfung  der  Trunk- 
sucht [Minimum:  5  1)  thun.  Je  höher  dies  Minimum,  desto  schwieriger  ist  es, 
dass  der  Kleinversehleiss  mit  dem  Ausschank  identisch  wird'). 

Schliesslich  müssen  wir  noch  auf  einen  Fehler  des  Gesetzes  aufmerksam 
machen.  §§  5  und  6  stellen  nämlich  gewisse  Anforderungen  an  die  Persön- 
lichkeit des  Bewilligungsbewerbers  in  richtiger  Erwägung  dessen,  von  wie 
grossem  Einflüsse  die  Klasse  der  Auschenker  auf  das  trinkende  Publikum  sein 
kann.  Es  soll  auf  diese  Weise  gewissermassen  Gewähr  geleistet  werden  dafür, 
dass  der  Ausschenker  das  in  ihn  gesetzte  Vertrauen  nicht  missbrauchen  werde. 
Diese  zwekmässige  Verfügung  wird  jedoch  durch  die  Bestimmung  des  §  9  voll- 


1)  Wir  wollen  noch  hier  erwähnen,  dass  die  Bestimmung  des  Gesetzes,  den  Kleinver- 
sehleiss nur  in  geschlossenen  Gefässen  zu  gestatten,  anlässlich  der  Verhandlungen  grossen 
Widerstand  hervorgerufen  hat  und  auch  im  Ausschuss  nur  mit  ganz  geringer  Majorität,  gegen  das 
Votum  der  angesehensten  Abgeordneten,  aufgenommen  wurde.  Dies  ist  um  so  merkwürdiger, 
als  die  Gestattung  der  Kleinversclileisse  in  offenen  Gefässen,  bei  den  übrigen  laxen  Bestim- 
mungen des  Gesetzes,  mit  der  Dekretierung  der  Schank-  und  Trinkfreilieit  gleich  wäre. 
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kommen  illusorisch,  welche  gestattet,  die  Bewilligung  durch  einen  Bevollmäch- 
tigten (an  dessen  Person  das  Gesetz  keine  Anforderungen  stellt)  auszuüben. 
Nicht  der  Besitzer  der  Bewilligung,  sondern  der  mit  dem  konsumierenden 
Publikum  im  Verkehr  stehende  Bevollmächtigte  kann  moralisch  gefährlich  werden 
und  eben  deshalb  wären  die  an  den  Bewilligungsbewerber  gestellten  Anforderungen 
auch  auf  seinen  Bevollmächtigten  auszudehnen. 


Ungar.  Gesetz  über  das  staatliche  Schankgefälle. 

(Kundgemacht  am  28.  Dezember  1888 '). 

I.  Abschnitt. 

Grundsätzliche  Bestimmungen. 

§  1.  Das  ausschliessliche  Verfügungsrecht  über  den  Ausschank  und  den 
Kleinverschleiss  geistiger  Getränke  wird  dem  Staate  vorbehalten. 

§  2.  Diesem  ausschliesslichen  Rechte  zufolge  ist  die  Eröffnung  von  Wirts- 
häusern oder  die  Aufrechterhaltung  bereits  bestehender  bloss  gegen  staatliche 
Bewilligung  gestattet.  Niemand  darf  ohne  Bewilligung  der  zuständigen  Finanz- 
behörde 

I.  Wein  (Weinmost), 
II.  Obstwein, 

III.  Bier, 

IV.  gebrannte  geistige  Flüssigkeiten  irgendwelcher  Art: 

1.  ausschenken,  d.  h.  die  aufgezählten  geistigen  Getränke  Sitz-  oder 
Stehgästen  zum  Verbrauch  in  den  Geschäftslokalitäten  oder  ausserhalb 
derselben,  in  offenen  oder  geschlossenen  Gefässen  gewerbsmässig  ver- 
abfolgen ; 

2.  in  kleinen  Mengen  verkaufen,  d.  h.  dieselben  geistigen  Getränke  in 
geschlossenen  Gefässen,  und  zwar  Wein  und  gebrannte  geistige 
Flüssigkeiten  (§  2  I,  IV)  in  Mengen  unter  100  1,  Bier  aber  (§  2  III) 
in  Mengen  unter  25  1  zum  Verbrauch  ausserhalb  des  Geschäfts-  oder 
Verkaufslokales  verkaufen. 

§  3.  Die  Bewilligung  zum  Ausschänke  und  Verkaufe  in  kleinen  Mengen 
wird  auf  schriftliches  Ansuchen  des  Unternehmers  von  der  für  den  Standort 
des  Geschäftes  zuständigen  königl.  Finanzdirektion  erteilt.  Vor  Erteilung  der 
Bewilligung  hat  die  königl.  Finanzdirektion  die  für  den  Standort  des  Unter- 
nehmers zuständige  Verwaltungsbehörde  und  zwar:  in  Budapest  die  Staats- 
polizei, in  mit  Munizipalrecht  bekleideten  Städten  den  Stadthauptmann,  in 
Städten  mit  geordnetem  Magistrat  den  Büi-germeister,  in  anderen  Orten  den 
Oberstuhlrichter,  in  Kroatien-Slavonien  aber  die  entsprechenden  und  von  dem 
Banus  im  Verordnungswege  zu  bezeichnenden  Behörden  zur  Aeusserung  darüber 
aufzufordern,  ob  gegen  die  Erteilung  der  Bewilligung  und  gegen  die  Person 
des  Bewerbers  kein  Anstand  obwalte.  Hat  die  aufgeforderte  Behörde  keine 
Einwendung  zu  erheben  oder  äussert  sich  dieselbe  nicht  binnen  15  von  der  Zu- 
stellung der  Aufforderung  an  gerechneten  Tagen,  so  kann  die  Bewilligung  an- 
standslos  ausgefolgt  werden.     Wenn  indessen   die  Finanzdirektion   ungeachtet 


1)  Gesetzartikel  35  vom  Jahr  1888. 
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eines  Einwandes  der  Verwaltungsbehörde  für  die  Erteilung  der  Bewilligung  ist, 
sowie  auch,  wenn  dieselbe  eine  die  Bewilligung  vei-weigernde  Entscheidung 
trifft  und  der  Unternehmer  gegen  dieselbe  binnen  15  Tagen  rekurriert,  so  ist 
die  Angelegenheit  zur  Entscheidung  dem  Finanzminister  vorzulegen,  welcher 
sodann  unter  Anhörung  des  Ministers  des  Innern,  in  Kroatien-Slavonien  des 
Banus,  endgültig  entscheidet. 

Diejenigen,  welche  von  der  Pinanzbehörde  die  Bewilligung  zum  Aus- 
schänke oder  zum  Kleinverschleisse  erhalten ,  brauchen  für  dieses  Geschäft  bei 
der  Gewerbebehörde  um  eine  Bewilligung  nicht  besonders  einzukommen,  doch 
hat  die  Finanzdirektion  vor  der  Ausfolgung  der  Bewilligung  die  Gewerbebehörde 
erster  Instanz  und  insoferne  diese  nicht  identisch  ist  mit  jener  Verwaltungs- 
behörde, von  der  vorher  ein  Gutachten  abzuverlangen  ist ,  auch  diese  von  Fall 
zu  Fall  zu  verständigen. 

§  4.  Um  die  von  der  Finanzbehörde  zu  erteilende  Bewilligung  müssen 
ansuchen  und  vor  Erlangung  der  Bewilligung  dürfen  weder  den  Ausschank  noch 
den  KleinVerschleiss  ausüben : 

1.  Schank-  und  Gastwirte,  Ausschenker  und  überhaupt  alle  jene,  welche 
sich  mit  dem  Ausschänke  oder  neben  demselben  auch  mit  dem  Klein- 
verschleisse der  im  §  2  angeführten  geistigen  Getränke  befassen; 

2.  Bierbrauer  und  Branntweinbrenner,  Wein-,  Bier-  und  Branntwein- 
händler in  jenem  Falle,  wenn  sie  die  in  Rede  stehenden  geistigen  Ge- 
tränke in  kleinen  Mengen  verschleissen; 

3.  andere  Kaufleute,  Kleinhändler  und  alle  jene,  die  sich  ausser  mit 
ihrem  ordentlichen  Geschäfte  auch  mit  dem  Kleinverschleisse  der  oben 
erwähnten  geistigen  Flüssigkeiten  befassen; 

4.  Zuckerbäcker,  Kaffeesieder  und  alle  jene,  welche  die  in  dem  §  2  er- 
wähnten geistigen  Getränke  bloss  glasweise  gewerbsmässig  ausschenken, 
insoferne  sie  nicht  unter  die  vorhergehenden  Punkte  fallen; 

5.  Weinproduzenten,  welche  Weine  eigener  Fechsung  im  kleinen  ver- 
kaufen. 

IL  Abschnitt. 
Von  der  Bewilligung  zum  Ausschank  und  zum  Kleinverschleisse. 

§  5.  Eine  Bewilligung  zum  Ausschänke  oder  Kleinverschleisse  kann, 
ohne  Rücksicht  auf  das  Geschlecht ,  nur  solchen  volljährigen  Personen  erteilt 
werden,  welche  durchaus  verlässlich  sind,  deren  Vorleben  unbescholten  ist 
und  die  ungarische  Staatsbürger  sind  oder  mindestens  im  Sinne  des  Ges.-Art. 
XXII :  1886  §  15  —  in  Kroatien-Slavonien  im  Sinne  der  dort  geltenden  Gesetze 
—  in  irgend  einer  Gemeinde  der  Länder  der  ungarischen  Krone  die  Bewilligung 
zur  Niederlassung  erlangt  haben. 

Nicht  Volljährige  können  nur  mit  Einwilligung  der  Vormundschafts- 
behörde und  wenn  sie  den  für  die  Bewilligungsbewerber  vorgeschi'iebenen  Be- 
dingungen entsprechende  Geschäftsleiter  bestellen,  die  Bewilligung  erhalten. 
Juristische  Personen  sind  gleichfalls  zur  Bestellung  eines  solchen  Geschäftsleiters 
vei*pflichtet.  Der  Name  des  Geschäftsleiters  und  jede  bezüglich  seiner  Person 
eintretende  Veränderung  ist  der  Finanzdirektion  von  Fall  zu  Fall  anzuzeigen. 

Für  Gasthäuser,  welche  sich  auf  den  Stationen  der  Eisenbahnen  und  auf 
Schiffen ,  wie  nicht  minder  in  solchen ,  welche  sich  in  Militärkasernen  und  auf 
Exerzierplätzen  befinden ,  wird  eine  Bewilligung  zum  Ausschank  nur  jenen  er- 
teilt ,  welche ,  wenn  sie  auch  sonst  den  vorgeschriebenen  Anforderungen  ent- 
sprechen, von  der  Eisenbahn-  oder  Schiffahrtunternehmung  oder  dem  zuständigen 
Militärkommando  hierzu  designiert  werden. 

Bei  Eisenbahn-,  Wasser-,  Regulierungs-  und  anderen  grösseren  Bauten, 
sowie  auch  in  gewerblichen  Anlagen  und  in  Badeanstalten,  desgleichen  bei 
Ueberfuhrstellen  und  Verkehrsbrücken  ist,   wenn  sich  die  Errichtung  eines  be- 
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sonderen  Gasthauses  als  notwendig  erweist,  bei  Erteilung  der  Bewilligung  dem 
Eigentümer  der  Eisenbahnunternelmiung ,  beziehungsweise  dem  Bauherrn,  dem 
Besitzer  des  gewerblichen  Etablissements  und  der  Badeanstalt,  der  Ueberfuhr 
und  Brücke  oder  den  von  diesen  bezeichneten  Personen  möglichst  der  Vorzug 
einzuräumen. 

§  6.  Insoferne  nicht  die  in  den  beiden  letzten  Absätzen  des  vorher- 
gehenden Paragraphen  enthaltenen  Bestimmungen  angewendet  werden ,  ist  bei 
Erteilung  der  Bewilligung  der  Vorzug  in  der  Reihenfolge  der  nachfolgenden 
Punkte  zu  geben : 

1.  den  Eigentümern,  Besitzern  und  Pächtern  von  Pusztengütern  bezüg- 
lich der  auf  dem  in  ihrem  Besitze  befindlichen  oder  durch  sie  gepach- 
teten Pusztengute  zu  erteilenden  Schankbewilligung,  wenn  sie  auf  die 
von  der  Finanzdirektion,  unter  Ansetzung  eines  Präklusivtermins,  an 
sie  zu  richtenden  Aufforderung  erklären,  dass  sie  den  Getränkeaus- 
schank selbst  oder  durch  von  ihnen  Beauftragte  auszuüben  wünschen ; 

2.  denjenigen,  welche  zur  Aufnahme  von  Passagieren  geeignete  Gast- 
hausgebäude besitzen,  oder  solche  zu  erbauen  und  zu  diesem  Zwecke 
zu  benutzen  beabsichtigen; 

3.  denjenigen,  welche  den  Getränkeausschank  in  jener  Gemeinde  auch 
bisher  ausgeübt  haben,  wenn  sie  solche  Gebäude  eigentümlich  oder  in 
Pacht  haben,  in  welchen  der  Getränkeausschank  auch  bisher  ausgeübt 
wurde ; 

4.  denjenigen,  welche,  wenn  sie  den  Ausschank  bisher  auch  nicht  aus- 
geübt haben,  jedoch  jene  Gebäude  eigentümlich  oder  in  Pacht  haben, 
welche  auch  bisher  zu  Ausschankszwecken  gedient  haben; 

5.  denjenigen,  welche,  wenn  sie  auch  nicht  diese  Gebäude  besitzen  oder 
in  Pacht  haben,  jedoch  über  eine  andere  geeignete  Lokalität  ver- 
fügen und  welche  den  Ausschank  in  derselben  Gemeinde  auch  bisher 
ausgeübt  haben; 

6.  denjenigen,  welche  bei  Regalepachtungen  angestellt  waren,  für  jene 
Gemeinden,  in  welchen  sie  wirkten; 

7.  im  allgemeinen  unter  gleichen  Bedingungen  den  im  Orte  Zuständigen 
vor  den  Insassen  anderer  Gemeinden. 

Die  Bewilligung  ist  demjenigen  zu  verweigern,  und  wenn  sie  schon  aus- 
gefolgt worden,  zu  entziehen,  gegen  den  sich  solche  Thatsachen  ergeben,  aus 
welchen  zu  schliessen  ist,  dass  er  die  Bewilligung  zur  Förderung  und  Verbrei- 
tung von  verbotenen  Spielen,  Hehlerei,  Wucher  oder  Sittenlosigkeit  benutzt. 

§  7.  Bei  Erteilung  der  Schankbewilligungen  ist  besonderer  Bedacht  zu 
nehmen  auf  die  Lage ,  Bauart ,  Einrichtung  der  Schanklokalität  und  darauf, 
dass  die  Lokalität  von  Kirchen ,  Schulen ,  Spitälern  möglichst  ferne ,  in  einer 
solchen  Gasse  oder  auf  einem  solchen  Platze  und  so  gebaut  und  eingerichtet 
sei,  dass  die  polizeiliche  Aufsicht  so  leicht  als  möglich  gemacht  werde,  wie  auch 
darauf,  dass  die  Schanklokalität  den  sanitären  Anforderungen  entspreche;  in 
dieser  Hinsicht  ist  auch  die  Gemeindevorstehung  anzuhören. 

Die  Aenderung  der  Lokalität  kann  in  offenen  Gemeinden  nur  mit  Ein- 
willigung der  Finanz  dir  ektion  geschehen.  In  geschlossenen  .Städten  ist  die 
Aenderung  der  Lokalität  der  Finanzdirektion  unverzüglich  anzuzeigen;  diese 
kann  aber  gegen  die  Aenderung  bloss  dann  eine  Einwendung  erheben,  wenn 
die  neue  Lokalität  den  in  diesem  Paragraph  vorgeschriebenen  Bedingungen 
nicht  entspricht. 

§  8.  Die  Anzahl  der  Kleinverschleisse  kann  nicht  beschränkt  werden; 
dagegen  ist  die  Anzahl  der,  sei  es  mit  diesen  zusammen,  sei  es  besonders  aus- 
zufolgenden Schankbewilligungen  unter  Rücksichtnahme  auf  den  Bedarf  der 
ständigen  und  der  ambulanten  Bevölkerung,  auf  die  Verkehrs-,  die  sozialen  und 
wirtschaftlichen  .Verhältnisse   festzusetzen,   und  kann  die  Anzahl  der   thatsäch- 
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lieh  vorhandenen  Schankbewilligungen  den  Anforderungen  des  Bedarfes  ent- 
sprechend vermindert  werden. 

Unter  dem  Titel  einer  Herabminderung  der  Anzahl  der  Schanklokale 
kann  denjenigen,  welche  auf  Grund  der  gegenwärtig  bestehenden  Gesetze  und 
Verordnungen  in  der  im  §  6  festgestellten  Reihenfolge  zur  Ausübung  des 
Schankrechtes  befugt  sind  und  die  auch  sonst  allen  vorgeschriebenen  Anfor- 
derungen entsprechen ,  die  Bewilligung  nicht  verweigert  und ,  falls  sie  keinen 
Grund  dazu  liefern,  in  den  ersten  drei  Jahren  nach  dem  Inslebentreten  dieses 
Gesetzes  nicht  entzogen  werden.  Bei  Inhabern  von  Bewilligungen,  welche  die- 
selben in  Städten  vor  dem  1.  November  1888  durch  eine  ein  für  allemal  ge- 
leistete Zahlung  auf  Lebenszeit  erworben  haben,  kann  die  Entziehung  der  Be- 
willigung infolge  einer  Herabminderung  der  Anzahl  der  Schankgeschäfte  erst 
nach  sechs  Jahren  erfolgen.  Auch  nach  Ablauf  dieser  ersten  drei,  beziehungs- 
weise sechs  Jahre  kann  ihnen  die  Bewilligung  erst  nach  Verlauf  eines  gewissen 
im  vomhinein  zu  bestimmenden  und  mindestens  auf  ein  Jahr  sich  erstreckenden 
Präklusivtermins  unter  dem  Titel  einer  Verminderung  der  Anzahl  der  Schank- 
geschäfte entzogen  werden. 

Hinsichtlich  der  Feststellung  der  Anzahl  der  Schankbewilligungen  und 
ihrer  dem  Bedarfe  angemessenen  Verminderung  werden  die  Finanz direktion 
und  die  im  §  3  bezeichnete  Verwaltungsbehörde  einvemehmlich  entscheiden. 
Ihre  Entscheidungen  sind  sowohl  den  Interessenten  als  der  Gemeindevorstehung 
mitzuteilen  und  kann  gegen  dieselben  binnen  fünfzehn  Tagen,  von  der  Ein- 
händigung an  gerechnet,  an  den  Finanzminister  appelliert  werden,  welcher  im 
Einvernehmen  mit  dem  Minister  des  Innern,  in  Kroatien-Slavonien  im  Einver- 
nehmen mit  dem  Banus,  bezüglich  der  eingereichten  Appellationen  unmittelbar, 
in  dem  Falle  aber,  wenn  die  Finanzdirektion  und  die  im  §  3  erwähnte  Ver- 
waltungsbehörde nicht  zu  einer  Einigung  gelangen  können,  nach  vorheriger 
Anhörung  der  Interessenten  und  der  Gemeindevorstehung  entscheidet. 

§  9.  Die  Schankbewilligung  wird  in  der  Regel  auf  unbestimmte  Zeit 
erteilt,  kann  aber  sowohl  in  den  Fällen  der  Erteilung  im  Sinne  des  §  5,  für 
die  Dauer  von  Bauten,  als  überhaupt  in  allen  jenen  Fällen,  wo  besondere 
lokale  Verhältnisse  es  wünschenswert  machen,  auch  provisorisch  oder  für  eine 
bestimmte  Zeit  erteilt  werden. 

Eine  Kleinverschleissbewilligung  ist  stets  auf  unbestimmte  Zeit  zu  erteilen. 

In  der  Bewilligung  sind  stets  besonders  zu  bezeichnen:  der  Name  des 
Berechtigten,  die  Gattung  und  der  Verkaufsmodus  der  ausschenkbaren  oder  im 
kleinen  verschleissbaren  geistigen  Getränke  und  die  Lokalität,  in  welcher  der 
Ausschank  oder  der  IQeinverschleiss  ausgeübt  werden  kann. 

Ausserhalb  der  in  der  Bewilligung  bezeichneten  Lokalität  kaim  der  Aus- 
schank nur  bei  Gelegenheit  von  Märkten,  Kirchmessen  und  anderen  ähnlichen 
Veranstaltungen  ausgeübt  werden,  aber  nur  innerhalb  der  Gemarkung  jener 
Gemeinde,  für  welche  die  Bewilligung  lautet  und  nur  bei  solchen  Gelegenheiten, 
welche  in  der  Bewilligung  bezeichnet  sind. 

Jede  in  bezug  auf  die  Lokalität  und  die  Ausübung  des  Ausschankes  be- 
willigte Aenderung  ist  auch  in  die  Bewilligung  einzutragen.  Den  Ausschank 
von  geistigen  Getränken  kann  derjenige,  auf  dessen  Namen  die  Bewilligung 
lautet,  selbst  oder  durch  einen  Bevollmächtigten  ausüben. 

Die  Lokalität ,  in  welcher  ein  Ausschank  oder  ein  Kleinverschleiss  aus- 
geübt wird,  ist  mit  einer  vom  Finanzminister  im  Verordnungswege  festzustellen- 
den Aufschrift  oder  einem  Abzeichen  zu  versehen. 

§  10.     Die  Bewilligung  für  den  Ausschank  oder  Kleinverschleiss 

1.  erlischt: 

a)  wenn  der  Inhaber  der  Bewilligung  auf  dieselbe  verzichtet; 

b)  wenn  er  stirbt; 

2.  kann  entzogen  werden: 
a)   wenn  der  Inhaber  der  Bewilligung  in  Konkurs  gerät; 
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b)  wenn  er  wegen  eines  Verbrechens  oder  Vergehens  rechtskräftig 
verurteilt  wird ; 

c)  wenn  jene  Art  seiner  Beschäftigung,  auf  Grund  deren  er  eine  Be- 
willigung zum  Kleinverschleiss  erhalten  hat,  erlischt; 

d)  wenn  er  jener  Erfordernisse  verlustig  wird,  welche  im  §  5  als  Be- 
dingungen der  Bewilligung  festgesetzt  sind; 

e)  wenn  die  Anzahl  der  Schankgeschäfte  den  Bestimmungen  des  §  8 
entsprechend  vermindert  wird; 

f)  wenn  die  zur  Zahlung  der  Schankgebühr  oder  Schanksteuer  ver- 
pflichtete Partei  ihre  Schuld  bei  Eintritt  der  Fälligkeit  nicht  ent- 
richtet und  der  Zahlungspflicht  auch  binnen  fünfzehn  Tagen  nach 
Einhändigung  der  Zahlungsaufforderung  nicht  entspricht; 

g)   wenn   die   Strafbestimmungen    dieses    Gesetzes    oder    die   auf  die 
Ausübung   des  Schankrechtes   bezüglichen  Statute  die  Entziehung 
der  Bewilligung  aussprechen; 
h)  wenn  der  Berechtigte  gesundheitsschädliche   oder  was  immer  für 
Getränke  unter  falscher  Benennung  oder  Bezeichnung  in  den  Ver- 
kehr bringt;  endlich 
i)   wenn    der  Inhaber   der  Bewilligung   von    derselben   während   drei 
Monaten    nach    Ausfolgung    der    Bewilligung    oder   wann    immer 
später  einen  Monat  lang  keinen  Gebrauch  macht. 
In  den  im  Punkte  1  b  dieses  Paragraphen   bezeichneten  Falle  kann  die 
Witwe  des  Inhabers  der  Bewilligung  das  Geschäft  auch  ohne  neue  Bewilligung 
fortführen,   wenn   sie    den   im  §  5   vorgeschriebenen  Anforderungen    entspricht 
und  dies  bei  der  Finanzdirektion  binnen  fünfzehn  Tagen  nachweist.     Ist  keine 
Witwe  vorhanden  oder  will  diese  von  ihrem  Rechte   keinen  Gebrauch  machen, 
so  kann  das  Geschäft  zu  gunsten    der   minderjährigen  Kinder  oder  Enkel  fort- 
geführt werden. 

In  betreff  der  Entziehung  der  Bewilligung  entscheiden  über  Antrag  der 
Gemeindevorstehung,  des  Verwaltungs-  oder  Finanzorgans  die  Finanzdirektion 
und  die  im  §  3  bezeichnete  Verwaltungsbehörde  im  Einverständnisse,  laut  den 
im  §  8  enthaltenen  Bestimmungen.  Einigen  sich  diese  bezüglich  der  Entschei- 
dung nicht  oder  reicht  die  Partei  oder  Gemeindevorstehung  binnen  fünfzehn 
von  der  Einhändigung  an  gerechneten  Tagen  eine  Appellation  gegen  die  Ent- 
scheidung ein,  so  entscheidet  endgültig,  nach  Anhörung  des  Ministers  des  Innern 
—  in  Kroatien-Slavonien  des  Banus  —  der  Finanzminister.  Der  rechtskräftige 
Entziehungsbescheid  ist  der  Verwaltungsbehörde  und  insoferne  dieselbe  nicht 
zugleich  auch  Gewerbebehörde  erster  Instanz  ist,  auch  dieser  mitzuteilen. 

Im  Falle  der  Anwendung  der  Strafbestimmungen  dieses  Gesetzes  kann 
die  Finanzbehörde  hinsichtlich  der  Entziehung  der  Bewilligung  auch  ohne  An- 
hörung der  Verwaltungsbehörde  entscheiden ,  doch  hat  sie  auch  in  diesem 
Falle  ihren  Bescheid  der  im  §  3  bezeichneten  Verwaltungsbehörde  und  in- 
soferne diese  nicht  zugleich  Gewerbebehörde  erster  Instanz  ist,  auch  dieser  mit- 
zuteilen. 

III.  Abschnitt. 
Von  den  Abgaben  für  Ausschank  und  Kleinverschleiss. 

§  11.  Diejenigen,  welche  eine  Bewilligung  zum  Ausschank  oder  zum 
Kleinverschleiss  besitzen,  haben  eine  in  einem  ständigen  Betrage  zu  bestimmende 
jährliche  Schankgebühr  und  eine  der  Gattung  und  Menge  der  verkauften  Ge- 
tränke angemessene  Schanksteuer  zu  zahlen. 

A.   Von    der   Schankgebühr. 

§  12.  Bei  der  Feststellung  der  Schankgebühr  können  die  Geschäfte 
nach  ihrem  Umfange  in  Budapest  in  fünf,  anderwärts  aber  in  drei  Klassen 
eingeteilt  werden. 
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An  Schankgebülir  haben,  je  nachdem  ihr  Geschäft  in  Budapest  in  die 
1.,  2.,  3.,  4.  oder  5.,  in  den  übrigen  Gemeinden  in  die  1.,  2.  oder  3.  Klasse  ein- 
geteilt wird,  für  jedes  Jahr  zu  entrichten: 

I.  die  im  §  4,  Punkt  1  dieses  Gesetzes  aufgezählten  Unternehmer: 

1.  auf  dem  Gebiete  der  Hauptstadt  Budapest  500,  300,  200,  100 
oder  50  fl.; 

2.  in  den  mit  Munizipalrecht  bekleideten  oder  mit  geordnetem  Ma- 
gistrate versehenen  Städten,  oder  in  jenen  Gemeinden,  welche 
Amtssitze  eines  Munizipiums  oder  eines  königl.  Gerichtshofes  sind, 
insoferne  ihre  Bevölkerung 

a)  20,000  Seelen  übersteigt,  100,  75  oder  50  fl.; 

b)  insoferne  sie  10,000—20,000  Seelen  beträgt,  75,  50  oder  40 fl.; 

c)  insoferne   sie   weniger   als   10,000  Seelen   beträgt,  50,   40  oder 
30  fl.; 

j  3.   in  anderen  Gemeinden,  insoferne  ihre  Bevölkerung 

a)  20,000  Seelen  übersteigt,  50,  40  oder  30  fl.; 

b)  insoferne  sie  10,000—20,000  Seelen  beträgt,  40,  30  oder  20 fl.;" 

c)  insoferne   sie   weniger  als  10,000  Seelen   beträgt,  30,   20   oder 
10  fl.; 

IL  die  im  §  4,  Punkt  2  dieses  Gesetzes  bezeichneten  Unternehmer  vier 
Fünftel  der  festgestellten  Sätze; 

III.  die  im  §  4,  Punkt  3  aufgezählten  Unternehmer  drei  Fünftel  der  fest- 
gestellten Sätze; 

IV.  die  im  §  4,  Punkt  4  aufgezählten  Unternehmer  zwei  Fünftel  der  fest- 
gestellten Sätze; 

V.  die  im  §  4,  Punkt  5  aufgezählten  Weinproduzenten   ein  Fünftel   der 
festgestellten  Sätze;  jene  WeinjDroduzenten,   welche   nur  ihre   eigene 
Fechsung  und   nur   im   kleineren   Teile   des   Jahres    im  kleinen   ver- 
schleissen,  ein  Zehntel  der  festgestellten  Sätze. 
Die  Schankgebühr  der  im  Laufe   des  Jahres   entstehenden  Geschäfte  ist 
für   das   erste  Kalenderjahr  im  Verhältnisse  zur  Dauer  ihres  Bestandes  zu  be- 
stimmen;   dagegen  ist  jener  Teil  der  Schankgebühr   der   im  Laufe  des  Jahres 
erlöschenden  Geschäfte,   welcher  bei  dem  Erlöschen  noch  nicht  fällig  war,   in 
Abschreibung  zu  bringen. 

Die  von  den  Gastwirten  auf  Eisenbahnstationen,  Schiffen  und  in  Kasernen 
oder  die  von  Marketendern  zu  zahlende  Schankgebühr  kann  der  Finanzminister 
rücksichtnehmend  auf  die  Geschäftsverhältnisse  der  Betreffenden  auch  unter  den 
in  den  vorhergehenden  Punkten  festgestellten  Sätzen  bestimmen. 

§  13.  In  welche  der  im  vorhergehenden  §  12  festgestellten  Klassen  die 
einzelnen  steuerpflichtigen  Parteien  einzuteilen  sind ,  bestimmt  eine  für  jede 
Gemeinde  einzusetzende  Bemessungskommission. 

Die  Bemessungskommission  besteht  unter  dem  Vorsitze  des  Delegierten 
der  Finanzbehörde,  aus  einem  Delegierten  der  betreffenden  Ortsvorstehung  und 
einem  von  der  Finanzbehörde  aus  der  Reihe  jener  Personen  benifenen  Sach- 
verständigen, welche  in  Gemeinden,  wo  es  Gewerbekorporationen  oder  -Genossen- 
schaften der  Getränkeausschenker  gibt,  von  diesen,  anderwärts  aber  von  den 
Handels-  und  Gewerbekammem  designiert  werden. 

§  14.  Die  Klassifizierung  hat  bezüglich  der  im  §  4,  Punkt  1,  beziehungs- 
weise im  §  12,  Punkt  1  erwähnten  Unternehmer  derart  zu  geschehen,  dass  die 
Schankgebühr  je  eines  Jahres  zusammen  per  Gemeinde  mindestens  so  viel  aus- 
mache, dass  nach  je  500  Seelen: 

1.  auf  dem  Gebiete  der  Hauptstadt  Budapest  100  fl.; 

2.  in  den  mit  Munizipalrecht  bekleideten  oder  mit  geordnetem  Magistrate 
versehenen  Städten  oder  solchen  Gemeinden ,  welche  Amtssitze  eines 
Munizipiums  oder  eines  königl.  Gerichtshofes  sind,  insoferne  ihre 
Bevölkerung 
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a)  20,000  Seelen  übersteigt,  75  fl.; 

b)  insoferne  sie  10,000—20,000  Seelen  beträgt,  50  fl.; 

c)  insoferne  sie  weniger  als  10,000  Seelen  beträgt,  40  fl. ; 
3.    in  anderen  Gemeinden,  insoferne  ihre  Bevölkerung 

a)  20,000  Seelen  übersteigt,  40  fl.; 

b)  insoferne  sie  10,000-20,000  Seelen  beträgt,  30  fl.; 

c)  insoferne  sie  weniger  als  10,000  Seelen  beträgt,  20  fl. 
an  jährlicher  Schankgebühr  bezahlt  werde. 

Wenn  in  einer  Gemeinde  die  Anzahl  der  im  §  4,  Punkt  1  erwähnten 
Unternehmungen  so  gering  ist,  dass  die  für  jede  Gemeinde  zu  bestimmende 
Minimalsumme  der  Schankgebühren  nicht  erreicht  werden  könnte,  so  ist  die 
Schankgebühr  der  einzelnen  Unternehmungen  durch  eine  entsprechende  Er- 
höhung der  im  §  12  festgestellten  Sätze  -zu  bestimmen;  wenn  hingegen  in  einer 
Gemeinde  die  Anzahl  der  im  §  4,  Punkt  1  erwähnten  Unternehmungen  so  gross 
ist,  dass  bei  Anwendung  der  im  §  12  festgestellten  Sätze  die  Schankgebühr 
für  die  betreffende  Gemeinde  zusammen  mehr  als  das  lV2fache  jenes  Jahres- 
betrages ausmachen  würde,  welcher  nach  den  im  Sinne  obiger  Bestimmungen 
anwendbaren  Sätzen  entfiele,  so  sind  die  Sätze  herabzumindern  — ,  so  lange 
nicht  die  Regelung  der  Anzahl  der  Schankgeschäfte  in  der  Gemeinde  laut  §  8 
durchgeführt  wird.  Wenn  jedoch  in  einer  Gemeinde  die  Regelung  der  Anzahl 
der  Schankgeschäfte  im  Sinne  des  §  8  bereits  durchgeführt  ist,  können  die  im 
§  12  festgestellten  Sätze  für  die  betreffende  Gemeinde  nicht  mehr  herabgemin- 
dert werden. 

Nach  im  Laufe  des  Jahres  entstehenden  Geschäften  (§  4,  Punkt  1)  ist  die 
Schankgebühr  für  das  erste  Kalenderjahr  nach  Massgabe  der  Ausdehnung  des 
Geschäftes  festzustellen  und  hat  dieselbe  keinen  Einfluss  auf  die  Gebühr  der 
betreff'enden  übrigen  Geschäfte. 

Solche  Gemeinden,  deren  Bevölkerung  weniger  als  500  Seelen  zählt,  sind 
zu  betrachten,  als  ob  ihre  Bevölkerung  500  Seelen  betragen  würde. 

Kann  die  Bevölkerungszahl  einer  Gemeinde  mit  500  nicht  ohne  Rest 
dividiert  werden,  so  wird  ein  100  übersteigender  Rest  für  volle  500  genommen, 
ein  kleinerer  Rest  aber  als  100  ausser  acht  gelassen. 

Für  die  Feststellung  der  Bevölkei'ungszahl  einer  Gemeinde  (eines  Ein- 
hebungskreises)  .ist  das  Ergebnis  der  letzten  Volkszählung  massgebend. 

Die  von  den  in  §  4,  Punkt  2 — 5  aufgezählten  Unternehmungen  laut  §  12, 
Punkt  II— V  zu  bezahlende  Schankgebühr  ist  ausschliesslich  nach  der  Geschäfts- 
ausdehnung der  einzelnen  Unternehmungen  festzustellen. 

§  15.  Die  Schankgebühr  wird  für  je  eine  Periode,  von  drei  zu  drei 
Jahren  bemessen,  nach  den  mittlerweile  ausgefolgten  Bewilligungen  aber  wird 
sie  von  der  Finanzdirektion  für  die  von  der  dreijährigen  Periode  noch  rück- 
ständige Zeitdauer  unter  Rücksichtnahme  auf  Gattung  und  Ausdehnung  des 
Geschäftes  im  Verhältnisse  zu  anderen  ähnlichen  Geschäften  festgestellt. 

Ueber  den  festgestellten  Betrag  der  Schankgebühr  wird  ein  Zahlungsbogen 
ausgefertigt  und  der  zur  Zahlung  der  Gebühr  verpflichteten  Partei  eingehändigt. 

Gegen  die  von  der  Bemessungskommission  und  in  der  Zwischenzeit  von 
der  Finanzdirektion  bestimmte  Gebühr  kann  extra  dominium  binnen  acht  Tagen 
an  die  im  Amtssitze  einzusetzende  Reklamationskommission,  und  im  Falle 
letztere  einen  abweichenden  Bescheid  fällt,  binnen  acht  Tagen,  von  der  Ein- 
händigung dieses  Bescheides,  in  dritter  und  letzter  Instanz  an  den  Finanz- 
minister appelliert  werden. 

Die  am  Amtssitze  der  Finanzdirektion  einzusetzende  Reklamationskom- 
mission besteht  aus  dem  Finanzdirektor  oder  dessen  Stellvertreter  als  Vor- 
sitzenden und  aus  zwei  Sachverständigen,  welche  die  Finanzdirektion  aus  der 
Reihe  der  vom  Minister  des  Innern  —  in  Kroatien-Slavonien  vom  Banus  —  zu 
bezeichnenden  Sachverständigen  von  Fall  zu  Fall  beruft. 

§  16.     Die   rechtskräftig   festgestellte   Gebühr  hat   Gültigkeit   für  jenes 
Geschäft,   für  welches  die  Feststellung  vorgenommen  wurde,   und  kann  inner- 
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halb  der  dreijährigen  Bemessungsperiode  einer  Aenderung  nur  dann  unterzogen 
werden,  wenn  der  nach  §  12  dieses  Gesetzes  festgestellte  Charakter  des  Ge- 
schäftes sich  ändert,  oder  wenn  das  Geschäft  in  eine  andere  Lokalität  verlegt 
wird.  Im  Falle  solcher  der  Finanzdirektion  im  Sinne  des  §  7  zur  Kenntnis  zu 
bringenden  Aenderungen  hat  die  Finanzdirektion  die  Bewilligung  der  Aenderung 
entsprechend  richtigzustellen,  und  sofeme  es  als  notwendig  erscheint,  im  Sinne 
der  vorhergehenden  Paragraphen  die  entsprechende  neuerliche  Feststellung  der 
Schankgebühr  zu  verfügen. 

B.   Von   der   Schanksteuer. 

§  17.  Jeder  der  im  §  4  aufgezählten  Unternehmer  ist  verpflichtet,  nach 
sämtlichen  von  ihm  ausgeschenkten  oder  im  kleinen  verkauften,  im  §  2  einzeln 
aufgezählten  geistigen  Getränken  eine ' Schanksteuer  zu  bezahlen,  und  zwar: 

1.  nach  jedem  Hektoliter  Wein  (Weinmost)  in  geschlossenen  Städten 
2  fl.,  in  offenen  Ortschaften  3  fl. ; 

2.  nach  jedem  Hektoliter  Obstwein  1  fl. ; 
8.    nach  jedem  Hektoliter  Bier  2  fl. ; 

4.  nach  gewöhnlichem  Branntwein,  dessen  Alkoholgehalt  nach  dem  be- 
stimmten lOOgradigen  Alkoholometer  30  Grad  nicht  übersteigt,  per 
Hektoliter  fl.  4.50; 

5.  nach  gewöhnlichem  Branntwein,  dessen  Alkoholgehalt  30  Grad  über- 
steigt, aber  nicht  über  50  Grad  geht,  ebenso  nach  besonderen  Brannt- 
weinsorten (wie  Slivovitz,  Treberbranntwein,  Obstbranntwein  u.  s.  w.), 
wenngleich  ihr  Alkoholgehalt  weniger  als  30  Grad  beträgt,  per  Hek- 
toliter fl.  7.50; 

6.  nach  gewöhnlichem  oder  besonderem  Branntwein  und  anderen  Spiri- 
tuosen, wenn  ihr  Alkoholgehalt  50  Grad  übersteigt,  per  Hektoliter- 
grad 15  kr.; 

7.  nach  Likören,  Punschessenzen  und  anderen  yersüssten  geistigen 
Getränken,  ferner  nach  Arrak,  Rum  und  Cognac,  insoferne  dieselben 
laut  dem  vorhergehenden  Punkt  6  nicht  einer  höheren  Steuer  unter- 
liegen, per  Hektoliter  12  fl. 

§  18.  Bezüglich  der  Einhebung  der  Schanksteuer  werden  von  einer 
Steuerlinie  eingeschlossene  Städte  und  off'ene  Gemeinden  (Einhebungskreise) 
unterschieden. 

Die  Hauptstadt  Budapest  und  die  königl.  Freistadt  Pressburg  sind:  von 
einer  Steuerlinie  eingeschlossene  Städte.  Der  Finanzminister  wird  ermächtigt, 
diejenigen  Städte,  deren  Bevölkerung  20,000  Seelen  übersteigt,  sowie  die  der  all- 
gemeinen Hauszinssteuer  unterliegenden  Städte  mit  mehr  als  10,000  Seelen  im 
Einvernehmen  mit  dem  Minister  des  Innern  —  in  Kroatien-Slavonien  mit  dem 
Banus  —  dem  Bedarf  entsprechend  mit  einer  Steuerlinie  zu  umgeben,  und 
andererseits  die  auf  Grund  dieses  Paragraphen  in  Zukunft  als  geschlossene 
Städte  zu  erklärenden  Städte  wieder  als  offene  Gemeinden  zu  erklären. 

C.   Von   der  Einhebung   der   Schanksteuer  in   geschlossenen 

Städten. 

§  19.  In  geschlossenen  Städten  werden  diejenigen  Strassen  und  Stellen, 
wo  die  der  Schanksteuer  unterliegenden  Ai-tikel  eingeführt  oder  ab-  und  aus- 
geladen werden  dürfen,  öffentlich  bekannt  gegeben  und  mit  leicht  kenntlichen 
Abzeichen  versehen. 

Die  Einführung  von  der  Schanksteuer  unterliegenden  Ai-tikeln  auf  anderen 
Strassen  und  an  anderen  Stellen  ist  verboten. 

§  20.  In  geschlossenen  Städten  sind  zur  Zahlung  der  Schanksteuer  ver- 
pflichtet : 

a)  alle  jene,  welche  der  Steuer  unterliegende  Artikel  über  die  Steuerlinie 
einführen ; 
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b)   die  innerhalb  der  Steuerlinie  befindlichen  Bierbrauereien,  Branntwein- 
brennereien (diejenigen  Untemehmungen  mit  inbegriffen,   welche  ge- 
brannte Spirituosen  zu  höhergradigen  destillieren) ,   ferner  die  Likör- 
und    Rumfabrikanten    und    überhaupt    alle   Erzeuger    alkoholhaltiger 
Getränke ,   wenn  sie   ihre  Erzeugnisse   selbst   konsumieren    oder   zum 
Konsum  auf  dem  Gebiete  der  betreffenden  geschlossenen  Stadt  andern 
übergeben. 
Die  Grundlage  der  Besteuerung  bildet  bei  den  sub  a  bezeichneten  Per- 
sonen die  Menge  der  eingeführten  Artikel,   bei  den  sub  b  bezeichneten  Unter- 
nehmungen aber  die  Menge  der  zum  Konsum  gelangenden  Artikel. 

§  21.  In  geschlossenen  Städten  sind  die  steuerpflichtigen  Artikel,  deren 
Einführung  über  die  Steuerlinie  beabsichtigt  ist,  bei  der  Einführung  dem  Ver- 
zehrungssteueramte  mündlich  oder  schriftlich  anzumelden. 

§  22.  Die  Steuer  wird  in  geschlossenen  Städten  nach  den  Tarifsätzen 
in  einer,  den  über  die  Steuerlinie  eingeführten  steuerpflichtigen  Artikeln,  sowie 
den  innerhalb  der  Steuerlinie  erzeugten  und  zum  Verzehr  gelangenden  steuer- 
pflichtigen Artikeln  entsprechenden  Summe  zu  Lasten  der  die  Artikel  einfüh- 
renden Partei,  unverzüglich  durch  das  Verzehrungssteueramt  bemessen  und  ist 
vor  der  Einführung  zu  entrichten.  Zu  Lasten  der  Bierbrauereien  und  Brannt- 
weinbrennereien, Likör-  und  Rumfabrikanten,  sowie  überhaupt  der  auf  dem 
Gebiete  der  geschlossenen  Städte  alkoholhaltige  Getränke  Erzeugenden  wird 
sie  hingegen  auf  Grund  der  Gewerbebücher,  welche  über  die  innerhalb  der 
Steuerlinie  erzeugten  steuerpflichtigen  Artikel  geführt  werden,  monatlich  am 
ersten  Tage  eines  jeden  Monates  im  Wege  einer  für  den  verflossenen  Monat  zu 
pflegenden  Abrechnung  bemessen  und  ist  innerhalb  drei  Tagen  bei  sonstiger 
Exekution  zu  entrichten. 

Im  Falle  einmaliger  Versäumnis  der  pünktlichen  Einzahlung  kann  die 
Finanzbehörde  eine  entsprechende  Sicherstellung  fordern. 

Das  bei  den  Abrechnungen  in  Betracht  zu  nehmende  Kalo  wird  der 
Finanzminister  im  Verordnungswege  feststellen. 

Für  die  auf  Grund  der  Abrechnung  zu  bezahlende  Schanksteuer  kann 
die  Finanzbehörde  bei  entsprechender  Sicherstellung  einen  sechsmonatlichen 
Kredit  gewähren. 

§  23.  Transitweinhändler,  im  Orte  ansässige  Weinpi'oduzenten,  Bier- 
händler, Spiritusfreilager,  ferner  Spii-itushändler,  Likör-  und  Rumfabrikanten 
dürfen  steuerpflichtige  Artikel  unter  den  vom  Finanzminister  vorhergehend 
festzustellenden  Bedingungen  und  Kontrollmassregeln  auch  ohne  vorhergehende 
Steuerzahlung  einführen,  beziehungsweise  übernehmen  und  dieselben,  und  zwar 
Wein  und  Spiritus  (Branntwein)  in  Mengen  von  mindestens  50,  Bier  aber  in 
Mengen  von  mindestens  25  1  wieder  ausführen,  beziehungsweise  für  steuerfreie 
gewerbliche  Zwecke  verwenden ,  oder  mit  der  Steuer  belastet  einem  anderen, 
die  bedingungsweise  Steuerfreiheit  geniessenden  Kaufmann  oder  Industriellen 
übergeben. 

Bei  der  Ausfuhr  nach  dem  Auslande  können  gebrannte  geistige  Flüssig- 
keiten im  allgemeinen  in  Mengen  von  mindestens  50,  Liköre  aber  auch  in 
Mengen  von  25  1  ausgeführt  werden. 

Der  Steuerbetrag,  welcher  auf  die  innerhalb  der  Steuerlinie  zum  Verzehr 
gelangende  Menge  der  auf  diese  Weise  eingeführten  Artikel  entfällt,  ist  auf 
Grund  der  für  den  verflossenen  Monat  zu  pflegenden  Abrechnung  allmonatlich, 
am  ersten  Tage  eines  jeden  Monats,  durch  das  Verzehrungssteueramt  den  Be- 
stimmungen des  vorhergehenden  Paragraphen  entsprechend  festzustellen  und 
einzuzahlen. 

Das  von  den  der  Spiritusproduktsteuer  unterliegenden  Spiritusbrennereien 
faktisch  produzierte  Minimalspiritusquantum  ist,  unter  Berücksichtigung  der 
Produktionsverhältnisse  der  betreffenden  Spiritusbrennerei,  im  Verordnungswege 
festzustellen. 
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§  24.  Von  den  durch  geschlossene  Städte  zu  befördernden  steuerpflich- 
tigen Artikeln  ist  keine  Schanksteuer  zu  entrichten,  wenn  die  in  Aussicht  ge- 
nommene Durchfuhr  beim  Verzehrungssteueramte  angemeldet  wird  und  diese 
Artikel  ohne  jeden  Aufenthalt  unter  amtlicher  Begleitung  transportiert  oder 
bis  zur  Durchfuhr  von  Seite  des  Verzehrungssteueramtes  unter  Sperre  oder  Auf- 
sicht genommen  werden. 

D)  Von  der  Einhebung  der  Schanksteuer  in  offenen  Gemeinden. 

§  25.  In  betreff  der  Sicherstellung  und  Einhebung  der  Schanksteuer  in 
offenen  Gemeinden  verfügen  die  königl.  Finanzdirektionen. 

§  26.  Die  Einhebung  der  Schanksteuer  geschieht  in  offenen  Gemeinden 
folgendermassen : 

1.  Im  Wege  der  Ablösung,  wenn  das  Aerar  mit  den  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen oder  für  die  ganze  Gemeinde  mit  der  Mehrheit  der  Steuer- 
pflichtigen, oder  endlich  mit  der  Gemeinde  selbst  eine  Vereinbarung 
in  betreff"  der  von  ihnen  zu  zahlenden  Schanksteuer  für  einen  ge- 
wissen Zeitraum  trifft. 

2.  Im  Wege  der  Verpachtung,  wenn  das  Aerar  in  betreff"  der  Ein- 
hebung der  Steuer  sämtlicher  steuerpflichtiger  Personen  einer  Ge- 
meinde mit  dieser  oder  einem  anderen  Unternehmer  einen  Pachtvertrag 
schliesst. 

3.  Im  Wege  ärarischer  Gebahrung,  wenn  das  Aerar  in  jenen 
Fällen,  wenn  die  sub  1  und  2  erwähnten  Vereinbarungen  nicht  zu 
stände  kommen  könnten,  oder  aus  irgend  einem  anderen  Grunde  die 
Schanksteuer  durch  seine  Finanzorgane  einheben  lässt. 

§  27.  Bei  der  Ablösung  bilden  die  Basis  der  Pauschalbestimmung  der 
Schanksteuer  in  der  Regel  jene  Daten,  welche  hinsichtUch  des  Quantums,  der 
Sorte,  der  Qualität  der  von  den  Steuerpflichtigen  ausgeschenkten  oder  im 
Kleinen  verkauften  geistigen  Flüssigkeiten  von  Amts  wegen  gesammelt  wurden. 
Während  der  auf  das  Inslebentreten  dieses  Gesetzes  folgenden  drei  Jahre  kann 
bei  Geschäften,  deren  Betrieb  bis  dahin  auf  der  Pachtung  des  durch  dieses 
Gesetz  aufgehobenen  Schankrechtes  basierte,  die  Basis  der  Feststellung  des 
Schankrechtes  auch  die  Pachtsumme  bilden. 

§  28.  Die  Durchführung  der  Ablösung  ist  in  erster  Reihe  mit  den  ein- 
zelnen Steuerpflichtigen  zu  versuchen. 

Wenn  dieser  Modus  nicht  gelingt,  die  Mehrheit  der  Steuerpflichtigen 
einer  Gemeinde  aber  erklärt,  dass  sie  geneigt  sei,  jenen  Betrag  zu  zahlen, 
welchen  die  Finanzdirektion  für  sämtliche  Steuerpflichtigen  der  Gemeinde  als 
Basis  der  Ablösung  festgestellt  hat  und  auch  die  solidarische  Haftung  für  die 
pünktliche  und  unverkürzte  Einzahlung  des  Betrages  übernimmt:  kann  mit  der 
Mehrheit  der  Ablösungsvertrag  hinsichtlich  der  Schanksteuer  der  ganzen  Ge- 
meinde abgeschlossen  werden. 

Gelingt  die  Ablösung  auch  mit  der  Mehrheit  der  Steuerpflichtigen  nicht, 
ist  die  Ablösung  mit  der  Gemeinde  zu  versuchen. 

In  diesem  Falle  ist  die  Mehrheit  der  Steuerpflichtigen  oder  die  Gemeinde 
jenen  gegenüber,  welche  sich  dem  Ablösungsvertrage  angeschlossen  haben,  als 
Pächter  der  Schanksteuer  zu  betrachten  und  übt  alle  jene  Rechte  aus,  welche 
der  Pächter  im  Sinne  des  §  30  auszuüben  berechtigt  ist. 

Im  Falle  der  Ablösung  ist  die  Schanksteuer  in  monatlichen  nachträg- 
lichen Raten  zu  zahlen. 

Wenn  der  Ablösungsvertrag  mit  der  Gemeinde  zu  stände  kommt,  gebührt 
der  Gemeinde  bis  zu  einer  Ablösungssumme  von  500  fl.  5  Prozent,  bei  Ab- 
lösungsbeträgen von  mehr  als  500  fl.  aber  2  Prozent  derselben  als  Einhebungs- 
gebühr,  welche  jedoch  jährliche  2000  fl.  nicht  überschreiten  darf. 
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§.  29.  Wenn  keine  der  im  vorhergehenden  Paragraphen  umschriebenen 
Modalitäten  der  Ablösung  gelungen  ist,  ist  die  Verpachtung  des  Steuerein- 
hebungsrechtes  zu  versuchen. 

Der  Versuch  der  Verpachtung  kann  unter  gemeindeweiser  Bezeichnung 
und  vorhergängiger  Ankündigung  der  Pachtbeträge,  welche  der  Sorte,  Qualität 
und  Quantität  der  in  steuerpflichtigen  Gemeinden  ausgeschenkten  und  ver- 
kauften Getränke  entsprechen,  unternommen  werden. 

Ausnahmsweise  kann  auch  das  Einhebungsrecht  der  Schanksteuer  mehrerer 
Gemeinden  zusammengenommen  in  Pacht  gegeben  werden. 

Die  Verpachtung  darf  nur  im  Wege  einer  öffentlichen  Feilbietung,  und 
zwar  sowohl  durch  die  Annahme  öffentlicher  mündlicher  als  auch  schriftlicher 
geschlossener  Offerte  vorgenommen  werden. 

Die  Feilbietung  ist  stets  früher  zu  verlautbaren,  und  wenn  ausnahms- 
weise die  gleichzeitige  Verpachtung  des  Schankrechtes  mehrerer  Gemeinden  in 
Aussicht  genommen  wird,  ist  dieser  Umstand  in  der  Feilbietungskundmachung 
deutlich  hervorzuheben. 

§  30.  Die  Rechte  und  Pflichten  des  Pächters,  das  zwischen  ihm  und  der 
Finanzdirektion  bestehende  Rechtsverhältnis  regeln  die  im  Pachtvertrage  ent- 
haltenen Feilbietungsbedingungen. 

Jene  in  den  §§  31 — 37  enthaltenen  Rechte,  welche  im  Falle  der  ärarischen 
Gebahrung  der  Staat  ausübt,  stehen  auch  dem  Pächter  zu. 

§  31.  In  all  jenen  Fällen,  in  welchen  die  Schanksteuer  im  Sinne  des 
§  26  dieses  Gesetzes  im  Wege  der  ärarischen  Gebahrung  von  den  Finanzorganen 
eingehoben  wird,  kann  die  Bemessung  derselben  je  nach  der  Wahl  der  Finanz- 
direktion derart  geschehen: 

1.  dass  die  Finanzdirektion  mit  den  einzelnen  Steuerpflichtigen  in  betreff 
des  Betrages  ihrer  eigenen  Schanksteuer  eine  Vereinbarung  trifft; 

2.  oder  dass  die  ärarischen  Organe  den  Steuerbetrag  auf  Grund  der  von 
dem  steuerpflichtigen  Unternehmer  in  der  in  den  weiteren  Paragraphen 
festgestellten  Weise  anzugebenden  Daten  von  Zeit  zu  Zeit  nachträg- 
lich auf  den  Ausschank,  beziehungsweise  nach  den  für  den  Verschleiss 
in  kleinen  Massen  angeschafften  Artikeln  von  Fall  zu  Fall  bemessen; 
oder  endlich 

3.  die  Bemessung  wird  im  Sinne  des  §  38  von  den  ärarischen  Organen 
auf  Grund  der  amtlichen  und  eventuell  auf  Grund  der  vom  Steuer- 
pflichtigen zu  liefernden  Daten  für  jedes  Jahr  im  vorhinein  besorgt. 

Diese  Einhebungsmodalitäten  können  verschiedenen  steuerpflichtigen  Par- 
teien gegenüber  in  je  einer  Gemeinde  auch  vereinigt  in  Anwendung  gebracht 
werden. 

§  32.  In  dorn  im  Punkt  1  des  §  31  erwähnten  Falle  bildet  die  zwischen 
der  Finanzdirektion  und  der  steuerpflichtigen  Partei  vertragsmässig  festgestellte 
Summe  die  zu  zahlende  Schanksteuer. 

In  dem  im  Punkt  2  des  §  32  erwähnten  Falle  ist  die  Steuer  der  Sorte, 
Qualität  und  Quantität  der  faktisch  ausgeschenkten  oder  in  kleinem  Masse  ver- 
kauften Artikel  entsprechend  zu  zahlen. 

Zu  diesem  Behufe  sind  die  Steuerpflichtigen  verpflichtet,  über  die  von 
ihnen  angeschafiten,  produzierten  oder  gefechsten  steuerpflichtigen  Artikel  Ein- 
nahmssteuerlisten  zu  führen,  in  diese  die  zu  Beginn  der  Besteuerung  nach 
Steuersätzen  vorhandenen  Vorräte  nach  ihrer  Sorte,  Quantität  und  Qualität 
aufzunehmen,  die  später  einzunehmenden  steuerpflichtigen  Artikel  dem  zur 
Steuereinhebung  Berechtigten  von  Fall  zu  Fall  anzumelden  und  auch  diese  an- 
lässlich der  Einlagerung  in  dieselbe  Warenliste   fortsetzungsweise    einzutragen. 

Die  Anmeldung  hat,  wenn  die  Artikel  im  Wege  einer  öffentlichen  Ver- 
kehrsunternehmung anlangen,  ohne  Rücksicht  auf  die  Quantität,  wenn  aber  ein 
anderer  Transportmodus  in  Anspruch  genommen  wurde,  und  die  Quantität  für 
die  sub  4  bis  7  des  §  17  dieses  Gesetzes  erwähnten  Artikel  50  1,   für   die  sub 
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1  bis  3  desselben  Paragraphen  erwähnten  Artikel  aber  1  hl  überschreitet, 
wenigstens  drei  Stunden  vor  der  Einlagerung  der  Artikel,  für  in  geringeren 
Quantitäten  beschaffte  Artikel  aber  höchstens  zwei  Stunden  nach  der  Ein- 
lagerung derselben  mündlich  oder  schriftlich  zu  geschehen.  Die  Feststellung 
der  Steuer  geschieht  bei  Abschluss  der  Warenlisten  auf  Grund  monatlicher  Ab- 
rechnung. 

Die  Steuerpflichtigen  sind  berechtigt,  die  Steuer  nach  den  im  Steuerjahre 
angeschafften  Artikeln  auf  Grund  der  Anmeldung  derselben  von  Fall  zu  Fall 
sofort  zu  entrichten;  in  diesem  Falle  unterbleiben  die  monatlichen  Abrech- 
nungen, allein  auch  die  auf  die  zu  Beginn  der  Besteuerung  nach  Steuersätzen 
vorhandenen  Vorräte  entfallende  Steuer  ist  dann  im  vorhinein  zu  entrichten 
und  die  auf  die  Anmeldung  und  die  Führung  der  Warenlisten  bezüglichen 
obigen  Bestimmungen  sind  unverändert  durchzuführen. 

Die  Steuerpflichtigen  haben  die  Besteuerung,  beziehungsweise  Anmeldung 
ihrer  Vorräte  auf  Wunsch  des  zur  Steuereinhebung  Berechtigten  stets  zu  recht- 
fertigen. 

§  33.  Von  der  im  Sinne  des  §  32  bei  monatlicher  Abrechnung  festzu- 
stellenden Steuer  werden  jene  Artikel  ausgenommen,  welche  die  steuerpflichtige 
Partei  einer  anderen  gleichfalls  steuerpflichtigen  Partei  verkauft,  in  eine  ge- 
schlossene Stadt  oder  auf  ein  Gebiet  geliefert  hat,  auf  welches  sich  die  Gültig- 
keit dieses  Gesetzes  nicht  erstreckt,  wenn  das  Quantum  derselben  in  jedem 
einzelnen  Verkaufsfalle  das  in  Punkt  2  des  §  2  festgestellte  Mass  überschreitet. 

Wer  die  Ausnahme  von  der  Steuer  in  Anspruch  nimmt,  ist  jedoch  ge- 
halten, eine  Ausfuhrwarenliste  zu  fuhren  und  in  dieselbe  die  von  der  Steuer 
auszunehmenden  Artikel  von  Fall  zu  Fall  einzutragen  und  dabei: 

a)  wenn  die  Artikel  einer  anderen  steuerpflichtigen  Partei  verkauft,  oder 
in  eine  geschlossene  Stadt  befördert  werden,  über  dieselben  dem 
Käufer  eine  VerkaufsboUete  auszufolgen  und  durch  eine  auf  diese  zu 
notierende  Legitimation  binnen  60  Tagen  nachzuweisen,  dass  diese 
Artikel  in  der  betreffenden  Gemeinde  oder  Stadt  zur  Besteuerung  an- 
gemeldet wurden ,  und  gleichzeitig  die  Wegtransportierung  dieser 
Artikel  zwei  Stunden  vor  derselben  dem  zur  Steuereinhebung  Berech- 
tigten mündlich  oder  schriftlich  anzumelden;  oder 

b)  wenn  die  Artikel  auf  ein  Gebiet  befördert  werden,  auf  welches  sich 
die  Geltung  dieses  Gesetzes  nicht  erstreckt,  ist  der  Zeitpunkt  der 
Ausfuhr  zwei  Stunden  vorher  dem  zur  Einhebung  der  Steuer  Berech- 
tigten mündlich  oder  schriftlich  anzumelden,  oder  diese  Artikel  sind 
vor  Ablauf  des  Anmeldungstermin  es  unmittelbar  vor  ihrer  Abfuhr  in 
natura  vor  den  zur  Einhebung  der  Steuer  Berechtigten  zu  stellen; 
abgesehen  von  der  Anmeldungspflicht  ist  die  Abfuhr  jener  Artikel, 
welche  im  Wege  öffentlicher  Verkehrsunternehmungen  gesendet  werden, 
auch  mit  Aufgabsrezepissen  nachzuweisen. 

Jene  steuerpflichtigen  Parteien,  welche  die  Ausnahme  von  der  Steuer  in 
Anspruch  genommen  haben,  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  aber  verletzen 
oder  wegen  anderer  Finanzübertretungen  rechtsgültig  verurteilt  wurden,  können 
von  dieser  Begünstigung  ausgeschlossen  werden. 

Gegen  den  diesfälligen  Beschluss  der  Finanzdirektion  kann  innerhalb 
fünfzehn  Tagen  an  den  Finanzminister  rekurriert  werden. 

§  34.  Die  im  Sinne  des  §  31,  Punkt  2  entfallende  Steuer  ist  bei  sonstiger 
Exekution  innerhalb  drei  Tagen  nach  Aufstellung  der  Steuer  zu  entrichten. 

Der  zur  Steuereinhebung  Berechtigte  ist  verpflichtet,  die  gezahlten  Steuer- 
beträge derart  zu  quittieren,  dass  die  Art  der  Schuld  und  die  Quantität  der 
besteuerten  Artikel  aus  der  Quittung  deutlich  hervorgehe. 

Diese  Quittungen  (SteuerboUeten)  sind  steuerfrei. 

§  35.  Den  Organen  der  Finanzbehörde  und  dem  zur  Steuereinhebung 
Berechtigten  steht  es  frei,  sich  von  der  Wahrhaftigkeit  der  nach  §§  32  und  33 
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zu  erstattenden  Anmeldungen,  sowie  von  der  Art  und  Weise  der  Führung  dfer 
Einführungs-  und  Abfuhrslisten  zu  überzeugen  und  die  Vorräte  der  Steuer- 
pflichtigen in  Augenschein  zu  nehmen. 

§  36.  Jenen  steuerpflichtigen  Personen  gegenüber,  welche  auf  Grund  des 
§  33  die  Ausnahme  von  der  Steuer  in  Anspi'uch  nehmen,  wird  das  Recht  des 
zur  Steuereinhebung  Berechtigten  aufrechterhalten,  jene  Fässer  und  Gefässe,  in 
welchen  die  noch  nicht  besteuei'ten  steuerpflichtigen  Artikel  enthalten  sind, 
durch  Anwendung  der  Sperre  unnahbar  zu  machen. 

Diese  Verfügung  kann  jedoch  nur  im  Falle  begründeten  Verdachtes  der 
Steuerverkürzung  und  gegen  vorhergängige  Erlaubnis  der  Finanzdirektion  zur 
Anwendung  kommen  und  auch  dann  nur  in  der  Weise,  dass  hierdurch  der  Ge- 
schäftsgang nicht  behindert  werde. 

Wenn  der  zur  Steuereinhebung  Berechtigte  die  Entfernung  der  Sperre 
bis  zum  Ablauf  von  zwei  Stunden  nach  der  Anmeldung  nicht  vornimmt,  kann 
die  steuerpflichtige  Partei  die  Sperre  auch  selbst  abnehmen. 

§  37.  Wird  die  Schanksteuer  innerhalb  des  im  §  34  bestimmten  Ter- 
mines  nicht  eingezahlt,  so  wird  die  rückständige  Partei  durch  den  zur  Steuer- 
einhebung Berechtigten  im  Wege  des  Gemeindevorstandes  schriftlich  aufgefordert, 
ihre  Schuld  innerhalb  acht  Tagen  zu  tilgen,  im  Falle  der  Erfolglosigkeit  aber 
können  in  erster  Reihe  die  im  Besitze  der  rückständigen  Partei  befindlichen 
steuei-pflichtigen  Artikel  bis  zur  Höhe  der  Besteuerung  als  Sicherstellung  unter 
Intervention  eines  Delegierten  des  Gemeindevorstandes,  beziehungsweise  städti- 
schen Magistrates  und  eines  Finanzorgans  gepfändet  und  in  Verwahrung  ge- 
nommen werden.  Wird  der  Rückstand  innerhalb  weiterer  acht  Tage  nach  der 
auf  diese  Weise  vorgenommenen  Sicherstellung  nicht  gezahlt,  so  wird  der 
Rückstand  wie  die  öffentliche  Steuer  im  Sinne  des  G.-A.  XLIV:1883  im  Exe- 
kutionswege eingetrieben. 

§  38.  In  dem  sub  Punkt  3  des  §  31  dieses  Gesetzes  erwähnten  Falle 
wird  die  Schanksteuer  derart  bemessen,  dass  die  dem  §  13  dieses  Gesetzes 
gemäss  organisierte  Bemessungskommission  die  Schanksteuer  auf  Grund  der  ge- 
sammelten amtlichen  eventuell  der  vom  Steuerpflichtigen  zur  Verfügung  gestell- 
ten Daten  über  die  jährlich  in  Verkehr  gebrachten  steuerpflichtigen  Gegenstände, 
stets  für  ein  Jahr  im  vorhinein  feststellt. 

Gegen  diese  Feststellung  können  sowohl  die  ärarischen  Organe  als  auch 
die  steuerpflichtigen  Parteien  an  die  im  §  15  dieses  Gesetzes  bezeichnete  Re- 
klamationskommission rekurrieren  und  können  ihre  Reklamation  auch  mit  neuen 
Daten  unterstützen.     Die  Reklamationskommission  entscheidet  endgiltig. 

§  39.  Ueber  solche  zwischen  den  steuerpflichtigen  Parteien  und  den  zur 
Steuereinhebung  Berechtigten  aufgetauchte  Klagen,  welche  die  Bemessung,  Ein- 
hebung der  Schanksteuer,  kurz,  die  Art  und  Weise  der  Ausübung  der  dem  zur 
Steuer  einheb  ung  Berechtigten  vom  Aerar  eingeräumten  Rechte  berühren,  ent- 
scheiden —  insofern  der  von  der  Verwaltungsbehörde  erster  Instanz  vor  allem 
zu  versuchende  freundschaftliche  Ausgleich  nicht  gelingen  sollte  —  die  kompe- 
tente Finanzdirektion  und  in  zweiter  Instanz  der  Finanzminister. 

Die  Appellation  gegen  den  Beschluss  der  Finanzdirektion  ist  innerhalb 
fünfzehn  Tagen  von  der  Zustellung  des  Bescheides  bei  der  Finanzdirektion  ein- 
zureichen. 

IV.  Abschnitt. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

§  40.  Weder  die  Frage,  ob  eine  Schankgebühr  oder  Steuer  zu  zahlen 
ist,  noch  die  Feststellung  der  Höhe  der  Gebühr  oder  Steuer  kann  Gegenstand 
des  gerichtlichen  Verfahrens  sein. 
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§  41.  Die  Schankgebühr  und  Steuer  ist  —  ausgenommen  wenn  in  dieser 
Beziehung  dieses  Gesetz  anders  verfügt  —  halbjährlich  im  vorhinein  unmittelbar 
bei  jenem  königlichen  Steueramte  zu  entrichten,  zu  welchem  die  gebühren-  und 
steuerpflichtige  Unternehmung  gehört. 

§  42.  Die  noch  nicht  entrichtete  Schankgebühr  und  Steuer  wird  auf  die- 
selbe Weise  wie  andere  Staatssteuem  eingetrieben. 

§  43.  Die  Schankgebühr  und  Steuer  sind  im  Falle  eines  Konkurses  den 
Staatssteuern  gleich  zu  klassifizieren. 


§  44.     Die  Schankgebühr  und  Steuer  verjährt: 

1.  wenn  dieselbe  binnen  fünf  Jahren  nicht  ausgeworfen  wird,  von  jene: 
Tage  an  gerechnet,  an  welchem  die  Besteuerung  erfolgen  sollte 

2.  wenn    sie   fünf  Jahre    hindurch,    vom  Bemessungsjahre    angefangen, 
nicht  urgiert  oder  nicht  sichergestellt  wurde. 

Als  Urgierung  ist  die  mit  Rezepisse  erwiesene  Mahnung  seitens  der  mit 
der  Steuererhebung  betrauten  Organe  anzusehen. 

Im  Falle  einer  Finanzübertretung  wird  die  Verjährungsfrist  von  jenem 
Tage  gerechnet,  an  welchem  die  Uebertretung  geschah. 

Im  Falle  von  Uneinbringbarkeit,  welche  infolge  einer  sträflichen  Fahr- 
lässigkeit eingetreten  ist,  muss  dem  Staate  den  Schaden  jener  ersetzen,  der  den- 
selben durch  Unterlassung  der  Sicherstellung  oder  Exekution  verursacht  hat. 

§  45.  Die  Eisenbahn-  und  Dampfschiffunternehmung  sind  verpflichtet,  in 
Gemässheit  der  finanzministeriellen  Verfügungen  Ausweise  über  die  durch  sie 
beförderten,  der  Schanksteuer  unterliegenden  Gegenstände  zu  liefern. 

Die  Spiritusbrennereien  und  Bierbrauereien  sind  ebenfalls  gehalten,  die 
Quantität  und  Qualität  der  von  ihnen  anderen  steuerpflichtigen  Parteien  ver- 
kauften Sprit-,  resp.  Biervorräte  auf  Wunsch  der  Finanzbehörden    auszuweisen. 

§  46.  Die  Gemeindevorstehüngen  und  Munizipalorgane  sind  gehalten, 
den  zur  Durchführung  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  berufenen  Organen 
in  deren  amtlichem  Vorgehen  auf  Wunsch  unverzüglich  Assistenz  zu  leisten. 

Das  hierzu  exmittierte  Organ  der  Gemeindevorstehung  soll  bei  dieser 
Amtshandlung  fortwährend  zugegen  sein,  es  soll  im  Falle  einer  Uebertretung 
oder  Regelwidrigkeit  den  aufgenommenen  Befund,  die  Vemehmungsprotokolle 
und  alle  sonstigen  zur  Untersuchung  gehörigen  Dokumente  und  Hilfsakten 
gleichfalls   unterfertigen   und   im  .  allgemeinen  jede  gesetzliche  Hilfe  beistellen. 

§  47.  Die  gesamten  gebühren-  und  steuerpflichtigen  Geschäfte  und  Unter- 
nehmungen stehen  in  bezug  auf  Gebührsteuerpflichtigkeit  unter  der  Aufsicht 
der  im  Verordnungswege  zu  bestimmenden  Finanzbehörden  und  -organe. 

Infolgedessen  sind  die  Inhaber  dieser  Geschäfte  und  Unternehmungen 
gehalten,  den  Finanz-  und  den  zu  deren  Unterstützung  beorderten  Verwaltungs- 
und Gemeindeorganen  den  Eintritt  in  ihr  Geschäft  wann  immer  zu  gestatten, 
den  auf  den  Verkehr  der  gebühren-  und  steuerpflichtigen  Gegenstände  bezüg- 
lichen Teil  ihrer  Geschäftsbücher  und  Aufzeichnungen,  wie  auch  die  amtlichen 
Zahlungsaufträge,  die  Bemessungsbeschlüsse  und  auch  die  Quittungen  über  ge- 
leistete Zahlungen  vorzuweisen  und  gegen  Bestätigung  zu  übergeben,  schliesslich 
die  Aufnahme  des  Vorrats  an  steuerpflichtigen  Gegenständen  zu  gestatten. 

§  48.  Der  Kleinverschleiss  von  denaturiertem  Branntwein  zu  gewerb- 
lichen Zwecken  geschieht  unter  den  nachfolgenden  Bedingungen  frei  von  der 
Schanksteuer: 

Diejenigen,  welche  den  Getränkeausschank  ausüben,  dürfen  sich  mit  dem 
Verkauf  von  denaturiertem  Branntwein  nicht  beschäftigen. 

Diejenigen,  welche  geistige  Flüssigkeiten  für  menschlichen  Genuss  im 
Kleinen  verschleissen,  können  sich  wohl  gleichzeitig  auch  mit  dem  Verkauf  von 
denaturiertem  Branntwein  beschäftigen,  doch  ist  in  solchen  Fällen 
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1.  bei  der  Bemessung  der  Schankgebühr  auch  dieser  Umstand  in  Be- 
tracht zu  ziehen; 

2.  ist  der  von  ihnen  veräusserte  denaturierte  Branntwein  nur  insoferne 
schanksteuerfrei ,  als  sie  nachweisen,  woher  und  in  welchen  Quanti- 
täten sie  denselben  bezogen. 

§  49.  Erfolgt  die  Einhebung  der  Schanksteuer  durch  Ablösung  oder 
Verpachtung  (§26,  1  und  2),  so  kann  in  den  abzuschliessenden  Verträgen 
sowohl  für  jedes  geistige  Getränk  als  auch  für  eine  oder  die  andere  Gattung 
der  höchste  Preis  festgesetzt  werden,  zu  welchem  der  Ausschank  oder  Klein- 
verschleiss  während  der  Dauer  des  Vertrages  erfolgen  kann. 

Ueberdies  wird  der  Finanzmtnister  ermächtigt,  auf  Vorschlag  des  Muni- 
zipiums  oder  mit  Anhörung  desselben,  den  Maximalpreis  im  Einvernehmen  mit 
dem  Minister  des  Innern  —  in  Kroatien-Slavonien  mit  dem  Banus  —  für  die 
Dauer  eines  Jahres  auch  an  solchen  Orten  feststellen  zu  dürfen,  wo  die  die 
natürliche  Gestaltung  des  Preises  regelnde  Konkurrenz  durch  die  besonderen 
Verhältnisse  des  betreffenden  Ortes  oder  der  betreffenden  Gegend  oder  durch 
die  Haltung  des  Unternehmers  notwendig  gemacht  wird. 

Bei  Bestimmung  des  Preismaximums  dienen  jedenfalls  die  Preise  der 
unter  ähnlichen  wirtschaftlichen  Verhältnissen  befindlichen  benachbarten  Gegen- 
den als  Richtschnur. 

V.  Abschnitt. 
XJebergangsbestimmnngen. 

§  50.  Wenn  auch  Kroatien-Slavonien  die  Schankberechtigten  entsprechend 
den  Bestimmungen  des  G.-Art.  XXXVI  vom  Jahre  1888  zu  entschädigen  wünscht, 
wird  der  Finanzminister  ermächtigt,  bis  zur  Höhe  des  Entschädigungskapitals- 
bedarfs im  Einvernehmen  mit  dem  Banus,  mit  den  auf  Grund  des  G.-Art.  XXXVI 
vom  Jahre  1888  zu  emittierenden  Titres  identische  Obligationen  zu  emittieren 
und  von  dem  Erträgnis  des  Schankgefälles  in  Kroatien-Slavonien  in  erster  Reihe 
den  Verzinsungs-  und  Tilgungsbedarf  für  die  zu  emittierenden  Obligationen 
zu  decken. 

Die  Höhe  des  Jahresbedarfes,  welche  indessen  in  Kroatien-Slavonien  das 
Reinerträgnis  des  Schankgefälles  nicht  übersteigen  darf,  wird  vom  Finanzminister 
im  Einvernehmen  mit  dem  Banus  von  Kroatien-Slavonien-Dalmatien  bestimmt 
und  wird  die  Genehmigung  der  gemeinsamen  Gesetzgebung  hierzu  durch  ein 
besonderes  Gesetz  erwirkt. 

§  51.  Diejenigen,  welche  vor  Inslebentreten  dieses  Gesetzes  im  Sinne 
dieses  Gesetzes  steuerpflichtige  Unternehmungen  betrieben  haben,  müssen,  wenn 
sie  ihre  Geschäfte  weiter  betreiben  wollen,  spätestens  bis  zum  1.  Oktober  1889 
um  die  bezügliche  Bewilligung  bei  der  kompetenten  Finanzdirektion  schriftlich 
einkommen.  Bis  zur  rechtskräftigen  Erledigung  dieses  Gesuches  dürfen  sie  ihr 
Geschäft  ungehindert  betreiben. 

§  52.  Die  derzeitigen  Schankberechtigten,  wenn  sie  ihr  Recht  verpachtet 
haben,  wie  auch  diejenigen,  welche  solche  Rechte  pachten,  müssen  diese  Miet- 
oder Pachtverträge  den  Finanzbehörden  auf  deren  Wunsch  vorweisen  oder  gegen 
Bestätigung  übergeben. 

Drei  Jahre  nach  dem  Inslebentreten  dieses  Gesetzes  kann  die  Vorweisung 
oder  Abliefei-ung  dieser  Verträge  nicht  mehr  gefordert  werden. 

Die  von  den  Finanzbehörden  von  diesen  Verträgen  genommenen  und  von 
ihnen  authentisierten  Kopien  sind  als  amtliche  Kopien  zu  betrachten. 

§  53.  Mit  dem  31.  Dezember  1889  erlöschen  alle  auf  das  Schankrecht, 
sowie  auf  Gebäude  und  Intravillangründe ,   die   zu   dessen  Ausnützung   dienen, 
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bezüglichen  Pachtverträge  und  können  infolge  dieses  Erlöschens  die  Pächter, 
insoferne  nicht  der  Vertrag  eine  besondere  Bestimmung  bezüglich  der  in  diesem 
Falle  zu  leistenden  Entschädigung  enthält,  weder  gegen  die  Verpächter,  noch 
gegen  das  Aerar  irgendwelche  Entschädigungsansprüche  erheben;  insoferne  jedoch 
das  staatliche  Schankrecht  in  jener  Gemeinde,  auf  welche  sich  ihr  Vertrag 
bezieht,  vorläufig  auch  fernerhin  auf  dem  Wege  der  Vei-pachtung  ausgenützt 
werden  sollte,  ist  ihnen  gegenüber  andern  bei  billigen  Bedingungen  der  Vorzug 
einzuräumen. 

Ist  das  Schankrecht  mit  Grundbesitz  oder  ausser  den  zur  Ausnützung 
des  Schankrechts  dienenden  Gebäuden  und  Intravillangründen  noch  mit  anderen 
Gebäuden,  Intravillangründen  oder  sonstigen  Pachtobjekten  in  einem  Vertrage 
verpachtet  worden ,  so  hören  infolge  dieses  Gesetzes  bloss  die  auf  das  Schank- 
recht bezüglichen  Bestimmungen  auf.  In  diesem  Falle,  insoferne  im  Pachtver- 
trage die  auf  das  Schankrecht  und  auf  die  zu  deren  Benützung  dienenden  Ge- 
bäude entfallende  Pachtsumme  nicht  abgesondert  ist,  oder  insoferne  der  Vertrag 
sonst  keine  abweichende  Bestimmung  enthält,  sind  aus  der  Gesamtpachtsumme 
5  Prozent  der  vom  Eigentümer  für  das  Schankrecht  erhaltenen  Entschädigung, 
für  den  Fall  aber  als  der  Pächter  gehalten  war,  die  Steuer  zu  bezahlen,  sind 
4V2  Prozent  der  Entschädigung  abzurechnen.  Die  zur  Ausnützung  des  Schank- 
rechtes  dienenden  Gebäude  und  Intravillangründe  kann  der  Pächter  für  die 
Dauer  des  Pachtes  benützen  oder  in  Subpacht  geben,  und  zwar  auch  in  dem 
Falle,  wenn  nach  dem  Vertrage  die  Subverpachtung  untersagt  ist.  Im  Falle 
einer  derartigen  kumulativen  Verpachtung  hat  der  Pächter  das  Recht,  den 
ganzen  Pachtvertrag  auf  den  1.  Dezember  1889  zu  kündigen,  wenn  das  Schank- 
recht den  Hauptgegenstand  oder  den  wichtigeren  Teil  der  Pachtung  bildete. 
Diese  Kündigung  ist  dem  Verpächter  spätestens  bis  1.  Juli  1889  zur  Kenntnis 
zu  bringen. 

§  54.  Auf  dem  Gebiete  der  geschlossenen  Städte  sind  die  am  letzten 
Dezembertage  des  Jahres  1889  vorhandenen  Vorräte  steuerpflichtiger  Artikel, 
wenn  dieselben  bei  Bier  25  1,  bei  den  sonstigen  steuerpflichtigen  Ai'tikeln  50  1 
übersteigen,  bis  zum  3.  Januar  1890  bei  dem  Verzehrungssteueramt  anzumelden, 
und  ist  nach  denselben  die  dem  Tarifsatze  entsprechende  Schanksteuer  spätestens 
bis  zum  zwanzigsten  Tage  desselben  Monats,  bei  sonstiger  Exekution,  bei  dem 
Verzehrungssteueramte  einzuzahlen. 

§  55.  Der  Finanzminister  kann  bei  der  Zahlung  der  Schanksteuerschuldig- 
keit  für  die  laut  §  54  der  Besteuerung  unterliegenden  Vorräte  in  berücksich- 
tigenswerten  Fällen  und  bei  genügender  Sicherstellung  einen  Aufschub  bis  auf 
sechs  Monate  bewilligen. 

§  56.  Das  Staatsärar  ist  berechtigt,  bis  31.  Dezember  1892  in  den  ein- 
zelnen offenen  Gemeinden  das  Schankgefälle  auch  derart  nutzbar  zu  machen, 
dass  es  die  auf  dem  Gebiete  der  Gemeinde  auszuübende  ausschliessliche  Schank- 
gerechtigkeit vertragsmässig,  für  einen  bestimmten  Jahrespacht,  auf  die  Gemeinde 
oder,  falls  mit  der  Gemeinde  keine  Vereinbarung  getroffen  werden  könnte,  auf 
einen  oder  mehrere  Unternehmer  überträgt. 

Das  Rechtsverhältnis  zwischen  Staatsärar  und  Unternehmer  regelt  der 
Vertrag  und  die  Pächter  sowie  deren  Bevollmächtigte  sind  von  der  Zahlung 
der  Schankgebühr  und  Steuer  befreit. 

In  diesem  Falle  kann  auch  das  Einhebungsrecht  jener  Schankgebühren 
und  Steuer  auf  die  Pächter  übertragen  werden,  welche  im  Sinne  dieses  Gesetzes 
diejenigen  dem  Staatsschatze  zu  zahlen  gehalten  sind,  die  auf  dem  Gebiete, 
für  welches  der  Vertrag  gilt,  geistige  Flüssigkeiten  in  kleinen  Mengen  verkaufen. 
Wenn  sich  die  zur  Zahlung  verpflichteten  Personen  mit  den  Pächtern  über  die 
Höhe  der  Schankgebühr  nicht  einigen  können,  wird  die  Gebühr  nach  den  An- 
ordnungen des  gegenwärtigen  Gesetzes  (§§  12  bis  16)  festgestellt. 
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VI.  Abschnitt. 
Strafbestimmungen. 

§  57.     Derjenige,  welcher 

1.  ohne  Bewilligung  geistige  Flüssigkeiten  ausschenkt  oder  im  Kleinen 
verkauft  (§§  4,  51); 

2.  welcher  es  verabsäumt  anzuzeigen,  wenn  der  Charakter  seines  Unter- 
nehmens sich  ändert,  oder  wer  dasselbe  in  offenen  Gemeinden  ohne 
vorhergängige  Bewilligung,  in  geschlossenen  Städten  ohne  Anmeldung 
bei  der  Finanzdirektion  in  ein  anderes  Lokal  verlegt  (§  7); 

3.  wer  binnen  drei  Jahren  vom  Tage  des  Inslebentretens  dieses  Gesetzes 
auf  Aufforderung  der  Finanzbehörden  die  bezüglich  der  Ausnützung 
des  Schankrechtes  abgeschlossenen  Miet-  und  Pachtverträge  nicht  vor- 
zeigt (§  58); 

ist  in  allen  drei  Fällen  mit  einer  Geldstrafe  von  1  bis  100  fl.  zu  bestrafen. 

Ausserdem  sind  die  zur  Anmeldung  verpflichteten  Parteien  gehalten,  für 
die  durch  sie  der  Steuer  entzogenen  steuerpfl:ichtigen  Artikel  die  zehn-  bis 
zwanzigfache  Summe  der  Schanksteuer  zu  bezahlen,  welcher  Betrag  aber  nicht 
weniger  als  25  fl.  ausmachen  darf. 

§  58.  Wer  die  Finanz-  und  Verwaltungsbehörde,  sowie  die  Gemeinde- 
organe oder  die  zur  Steuereinhebung  Berechtigten  in  der  Ausübung  des  Rechtes 
verhindei-t,  demzufolge  diese  in  den  Geschäften  oder  ünternehmungslokalitäten 
der  unter  Gefällskontrolle  stehenden  gebühren-  und  steuerpflichtigen  Parteien 
erscheinen  können,  weiters  die  vorgeschriebenen  Bücher  und  Aufzeichnungen 
untersuchen  und  die  Vorräte  aufnehmen  können,  —  oder  derjenige,  welcher  die 
Oeifnung  der  zur  Aufbewahrung  der  steuerpflichtigen  Gegenstände  bestimmten 
Lokalitäten  und  Gefässe,  das  gesetzlich  vorgeschriebene  Vorweisen  der  Geschäfts- 
bücher, der  Gebühren-  und  Steuerquittungen  oder  anderer  Urkunden  verweigert, 
wird  —  insofeme  das  Verfahren  nach  den  allgemeinen  Strafgesetzen  nicht  ain 
Platze  wäre  —  mit  einer  Geldstrafe  von  10  fl.  bis  100  fl.  belegt. 

§  59.  Zu  den  im  §  58  aufgezählten  Fällen  der  gesetzwidrigen  Auflehnung 
sind,  wenn  die  Widersetzlichkeit  in  der  Zeit  zwischen  Eintritt  und  Vornahme 
der  Amtshandlung  erfolgte,  oder  wenn  auch  eine  Widersetzung  nicht  statt- 
gefunden hätte,  jedoch  während  der  erfolgten  Amtshandlung  ohne  Wissen  und 
Einwilligung  der  Amtsorgane  oder  der  zur  Steuereinhebung  Berechtigten  die 
Steuergegenstände  aus  dem  erwähnten  Lokale  weggeführt,  vernichtet  oder  hin- 
sichtlich ihrer  Qualität  in  solcher  Weise  verändert  werden,  dass  die  Anwendung 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  unmöglich  würde:  diese  Handlungen,  sogar  der 
Versuch  derselben  mit  dem  zehn-  bis  zwanzigfachen  Betrage  der  Steuer  zu  be- 
strafen, welche  auf  den  weggeführten  oder  vernichteten  Gegenstand  entfallen 
wäre.  Wenn  gebrannte  geistige  Flüssigkeiten  weggeführt,  vernichtet  oder  um- 
gestaltet werden  und  deren  Menge  festgestellt  werden  kann,  die  Qualität  hin- 
gegen unbekannt  ist,  ist  als  Basis  der  Geldstrafe  95grädiger  Spiritus  anzuneh- 
men. Wenn  jedoch  weder  die  Quantität  noch  die  Qualität  der  Steuergegenstände 
mit  Sicherheit  festgestellt  werden  könnte,  ist  eine  Geldstrafe  von  10  bis  200  fl. 
aufzuerlegen. 

§  60.  Wer  den  am  Geschäftslokale  oder  auf  Gefässen  angebrachten 
amtlichen  Verschluss  verletzt,  ist,  insoweit  nicht  das  Verfahren  nach  den  all- 
gemeinen Strafgesetzen  am  Platze  ist,  mit  einer  Geldstrafe  von  5  bis  200  fl.  zu 
belegen. 

Wenn  aber  derjenige,  welcher  die  Uebertretung  begangen  hat,  nicht  der 
Bestrafung  unterzogen  werden  könnte,  ist  der  steuerpflichtigen  Partei  selbst 
eine  von  2  bis  100  fl.  betragende  Ordnungsstrafe  aufzuerlegen. 
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§  61.  Im  Falle  einer  solchen  Verletzung  der  Anordnung  dieses  Gesetzes, 
in  welchem  die  Schanksteiier  verkürzt  oder  der  Gefahr  der  Verkürzung  aus- 
gesetzt wurde,  ist  der  zehnfache  bis  zwanzigfache  Betrag  der  verkürzten  oder 
der  Gefahr  der  Verkürzung  ausgesetzten  Steuer  als  Geldstrafe  aufzuerlegen 

in  offenen  Gemeinden: 

a)  wenn  die  Anzeige  von  der  Anschaffung,  beziehung.sweise  Erzeugung 
der  steuerpflichtigen  Artikel  nicht  nach  Vorschrift   des  §  32  erfolgt; 

b)  wenn  die  nach  §  32  angeordneten  Anzeigen  so  unwahr  geschehen, 
dass  nach  denselben  eine  geringere  Steuer  entfiele ; 

c)  wenn  die  im  §  33  gestattete  Ausnahme  von  der  Steuer  für  solche 
Artikel  in  Anspruch  genommen  oder  gefordert  wird,  für  welche  die 
Ausnahme  nicht  statthaft  ist; 

in  geschlossenen  Städten: 

a)  wenn  der  Schanksteuer  unterliegende  Artikel  ohne  Anmeldung  und 
ohne  Steuerzahlung  in  die  geschlossene  Stadt  gebracht  werden; 

b)  wenn  bezüglich  solcher  Artikel,  wenn  sie  in  die  geschlossene  Stadt 
gebracht  werden,  eine  dermassen  unwahre  Anmeldung  gemacht  wird, 
dass  dieselben  nach  der  Anmeldung  unter  eine  geringere  Steuer  fallen 
würden ; 

c)  wenn  der  Schanksteuer  unterliegende  Artikel  in  die  geschlossene  Stadt 
nicht  auf  den  amtlich  bezeichneten  Wegen  und  Stellen  gebracht 
werden ; 

d)  wenn  infolge  besonderer  Bewilligung  (§  23)  ohne  vorhergängige  Be- 
zahlung der  Schanksteuer  Gegenstände  in  die  geschlossene  Stadt  ge- 
bracht werden  und  der  innerhalb  der  Steuerlinie  konsumierte  Teil 
derselben  der  Besteuerung  entzogen  wird,  oder  wenn  die  Steuer- 
abschreibung oder  der  Steuerrückersatz  nach  einem  Gegenstand  ge- 
fordert wird,  nach  welchem  eine  Abschreibung,  beziehungsweise  ein 
Ersatz  nicht  zu  leisten  ist; 

e)  wenn  die  in  der  geschlossenen  Stadt  erzeugten  steuerpflichtigen  Gegen- 
stände der  im  §  22  vorgeschriebenen  Verrechnung  entzogen  werden. 

§  62.  Jede  Gefällsübertretung  kann  ausser  mit  den  in  den  vorhergegan- 
genen Paragraphen  aufgezählten  Strafen  auch  noch  mit  der  Entziehung  der 
Bewilligung  zum  Ausschank  oder  Kleinverschleiss  bestraft  werden. 

Die  sonstigen  gegen  das  gegenwärtige  Gesetz  verstossenden  und  einer  be- 
sonderen Strafe  nicht  unterliegenden  Vergehen  und  Versäumnisse  sind  als  Ord- 
nungswidrigkeit mit  Geldstrafen  von  5  bis  50  fl.  zu  bestrafen. 

§  63.  Eine  Uebertretung  gegen  die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  oder  der  auf  dasselbe  Bezug  habenden  Vorschriften  kann,  wenn  der 
Betrefi'ende  hierfür  nicht  binnen  drei  Jahren  vom  Tage  der  strafbaren  Handlung 
oder  der  Fahrlässigkeit  zur  Verantwortung  gezogen  wird,  nicht  mehr  Gegen- 
stand der  Bestrafung  bilden,  die  auf  die  Entziehung  der  Bewilligung  bezüg- 
lichen Strafbestinimungen  dieses  Gesetzes  können  auch  nach  Ablauf  dieser  drei 
Jahre  in  Anwendung  gebracht  werden.  Die  Verjährung  der  Uebertretung  ent- 
hebt niemand  von  der  Zahlungsverpflichtung  der  Schanksteuer,  insoferne  für 
deren  Einhebung  die  erforderlichen  Bedingungen  vorhanden  sind. 

§  64.     In  Uebertretungsfällen,  in  welchen  die  Geldstrafe  von  der  Summe 
der  Schanksteuer   abhängt,   dient   der  Gegenstand   der  Uebertretung  als  Pfands 
für  die  Sicherstellung   der  zu  bemessenden  Geldstrafe   und  zwar  in  der  Weise  ^ 
dass  in  dem  Falle,   wenn   die   betrefi'ende  Partei  die  Geldstrafe  nicht  bezahlen' 
sollte,    der  Gegenstand   der  Uebertretung  an  den  Meistbietenden   verkauft  und 
aus  dem  Erlöse  desselben  die   aufgelaufenen  Kosten   gedeckt  und   nach  Abzug 
der  verkürzten  Steuer   der  verbleibende  Rest   zur  Deckung   der  Geldstrafe  ver- 
wendet wird. 
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§  65.  In  allen  Fällen,  in  welchen  als  Geldstrafe  ein  vielfaches  der  ent- 
zogenen Steuer  (letzter  Absatz  des  §  57,  §§  59  und  61)  zu  bestimmen  ist,  ent- 
scheiden die  auf  Grund  des  §  1  des  G.-Art.  LXVI:1871  und  §  2  des  G.-Art. 
XXXVIII :  1872  hierzu  bevollmächtigten  Gerichtshöfe,  in  Kroatien  und  Slavonien 
hingegen  die  auf  Basis  des  G.-Art.  LXIV:1871  bestehenden  Finanzgerichtshöfe. 

In  allen  übrigen  Fällen  (erste  drei  Punkte  des  §  57  und  §§  58,  60  und 
62)  entscheidet  in  erster  Instanz  die  Finanzdirektion  und  im  Falle  eines  Rekurses 
der  Finanzminister. 

Das  Verfahren  ist  in  den  §§  100  bis  110  des  G.-Art.  XLIV:1883  geregelt 

VII.  Abschnitt. 

Scblussbestimmungen. 

§  66.  Neben  den  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  bleiben  die 
Verfügungen  der  Gesetze  und  Vorschriften,  welche  sich  auf  die  Verzehrungs- 
steuern und  unter  diesen  auf  die  Wein-  und  Fleischvex'zehrungssteuer  und  auf 
den  Bier-  und  Zuckerkonsum  beziehen,  auch  weiterhin  aufrecht,  gleichwie  auch 
diejenigen  Bestimmungen  des  §  18  im  G.-Art.  XXX :  1868  und  des  §  4  im  G.-Art. 
XXXVII :  1886  unverändert  aufrecht  erhalten  werden ,  denen  zufolge  die  Wein- 
und  Fleischverzehrungssteuern  in  Kroatien-Slavonien  der  bisherigen  Gepflogen- 
heit gemäss  auch  weiterhin  zur  Deckung  der  Gemeindeauslagen  zu  verwen- 
den sind. 

§  67.  In  bezug  auf  die  von  den  Massnahmen  des  gegenwärtigen  Ge- 
setzes nicht  berührten  Vex'hältnisse  der  sich  mit  dem  Ausschank  und  Kleinver- 
schleisse  beschäftigenden  Unternehmungen  und  deren  Unternehmer  bleiben  auch 
ferner  die  auf  den  bisher  geltenden  Gesetzen,  Verordnungen  und  Statuten  be- 
ruhenden Normen  in  Wirksamkeit  und  sind  für  deren  Anwendung  jene  Behörden 
kompetent,  welche  es  bisher  waren;  insbesondere  haben  die  bisher  mit  diesen 
Agenden  betrauten  staatlichen,  munizipalen  oder  kommunalen  Organe  die  poli- 
zeiliche und  sanitätspolizeiliche  Aufsicht  und  die  Strafgerichtsbarkeit  im  Sinne 
der  bestehenden  Vorschriften  auszuüben.  Diese  Organe  sind  verpflichtet,  ihre 
auf  die  Unternehmungen  und  Unternehmer,  welche  den  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  unterworfen  sind,  bezughabenden  Entscheidungen  der  kompetenten 
königl.  Finanzdirektion  mitzuteilen,  welche  die  ihr  mitgeteilten  rechtskräftigen 
Entscheidungen  bei  ihren  Massnahmen  in  Betracht  zu  ziehen  verhalten  ist. 

Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister 
des  Innern  —  in  Kroatien-Slavonien  mit  dem  Banus  —  die  bei  den  auf  Grund 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  betriebenen  Ausschank  und  Kleinverschleiss  von 
geistigen  Getränken  zu  beobachtenden  sanitären  Massregeln,  die  bei  deren 
Uebertretung  zu  verhängenden  Strafen  und  die  Ausübung  der  polizeilichen  und 
sanitätspolizeilichen  Beaufsichtigung  im  Verordnungswege  festzustellen. 

§  68.  Die  auf  die  Ausübung  des  Ausschankes,  wie  nicht  minder  die  auf 
Kommunalleistungen  nach  Wein,  Bier  und  gebrannten  geistigen  Getränken 
bezughabenden  Reglements  und  anderen  in  Kraft  stehenden  Verfügungen  der 
Städte  sind  bis  zum  1.  Juli  1889  zu  superrevidieren.  Der  Finanzminister  und 
der  Minister  des  Innern  werden  bevollmächtigt,  bezüglich  solcher  Städte,  in 
welchen  die  für  das  Schankrecht  und  an  Gemeindesteuern  gezahlten  Leistungen 
sonst  nicht  zu  trennen  sind,  einvernehmlich  und  im  Verordnungswege  darüber 
zu  verfügen,  dass  die  gegenwärtig  bestehenden  Gemeindeleistungen,  je  nachdem 
sie  das  Schankrecht  oder  das  Recht  der  Gemeindesteuereinhebung  betreffen,  von- 
einander geschieden  werden,  dass  auf  dieser  Grundlage  die  Basis  der  den 
Städten  gebührenden  Entschädigung  festgestellt  und  in  so  lange,  als  nicht  den 
bestehenden  Gesetzen  gemäss  eine  neuere  Verfügung  getroffen  wird,  das  Aus- 
mass  und  der  Einhebungsmodus  der  nach  den  erwähnten  Steuerobjekten  auch 
in  Zukunft  zulässigen  Kommunalleistungen  den  besonderen  Verhältnissen  der 
Städte  entsprechend  geregelt  werden. 
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Nach  der  Schanksteuer  darf  weder  ein  Munizipal-  noch  Gemeindezuschlag 
eingehoben  werden. 

§  69.  Wenn,  vom  Jahre  1893  angefangen,  das  dem  Staate  aus  dem 
staatlichen  Schankgefälle  erwachsende  Reinerträgnis  mehr  ausmachen  sollte, 
als  zur  Deckung  der  Zinsen  und  jährlichen  Amortisationsraten  des  gesamten 
Entschädigungskapitals  erforderlich  ist,  sind  aus  diesem  reinen  Mehrerträgnis 
die  mit  Munizipalrecht  bekleideten  Städte,  die  Städte  mit  geordnetem  Magistrat, 
desgleichen  jene  Gemeinden,  welche  das  Schankrecht  beim  Inslebentreten  dieses 
Gesetzes  unter  einem  in  Punkt  1,  3,  4  oder  5  des  §  2  des  von  der  Entschädi- 
gung handelnden  G.-Art.  XXXVI:  1888  bezeichneten  Titel  ausgeübt  haben,  in 
dem  Falle  zu  beteiligen,  wenn  in  der  betreffenden  Stadt  oder  Gemeinde  das 
Reinerträgnis  des  Schankgefälles  mehr  beträgt,  als  was  an  jährlichen  Zinsen 
und  Amortisationsraten  nach  dem  gesamten,  für  dieselbe  Stadt,  beziehungsweise 
Gemeinde  gewährten  Entschädigungskapitale  erforderlich  ist.  An  dem  auf  dem 
Gebiete  der  betreffenden  Stadt  oder  Gemeinde  erzielten  reinen  Mehrerträgnis 
des  Gefälles  sind  die  erwähnten  Gemeinden  bis  zu  10  Prozent,  die  Städte  mit 
geordnetem  Magistrat  bis  zu  20  Prozent,  die  mit  Munizipalrecht  bekleideten 
Städte  bis  zu  30  Prozent,  die  geschlossenen  Städte  bis  zu  40  Prozent  zu  be- 
teiligen. 

Sollte  das  aus  dem  Schankgefälle  erzielte  reine  Mehrerträgnis  des  Staates 
nicht  so  viel  betragen,  dass  die  den  Städten  und  Gemeinden  bis  zum  Betrage 
der  erwähnten  Prozentsätze  zustehende  Beteiligungsquote  gänzlich  geleistet 
werden  könne,  so  ist  das  erzielte  Plus  unter  die  zur  Beteiligung  berechtigten 
Städte  und  Gemeinden  mit  Berücksichtigung  des  auf  ihrem  Gebiete  in  dem 
betreffenden  Jahre  erzielten  Plus  und  ihres  Beteiligungsprozentsatzes  propor- 
tionell  zu  verteilen. 

Die  entfallende  Beteiligung  ist  vom  Jahre  1893  angefangen  am  Schlüsse 
jedes  Jahres,  in  welchem  das  Erträgnis  grösser  war,  auszufolgen;  wenn  jedoch 
nach  1893  in  einzelnen  Jahnen  das  in  der  betreffenden  Stadt  oder  Gemeinde 
aus  dem  Schankgefälle  erzielte  Erträgnis  geringer  wäre,  als  was  an  Zinsen  und 
Amortisationsraten  nach  dem  gesamten,  für  die  betreffende  Stadt  oder  Gemeinde 
festgestellten  Entschädigungskapital  erforderlich  ist,  so  ist  aus  dem  in  den 
folgenden  Jahren  erzielten  Mehrerträgnis  in  erster  Reihe  ein  dem  Ausfalle  vor- 
hergehenden Jahre  entsprechender  Betrag  zurückzubehalten. 

In  geschlossenen  Städten  beginnt  der  Anspruch  auf  eine  Beteiligung  an 
dem  Erträgnisse  schon  mit  dem  Jahre  1890. 

Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  jenen  Militärgrenzgemeinden,  welche 
an  dem  Erträgnisse  des  Getränkeausschanks  auch  bisher  beteiligt  wurden,  die 
Zinsen  des  für  das  Aerar  nach  der  betreffenden  Gemeinde  festgestellten  Ent- 
schädigungskapitals zur  Hälfte  auszuzahlen. 

§  70.  Sämtliche  auf  Vorbereitungsmassregeln  bezüglichen  Bestimmungen 
des  gegenwärtigen  Gesetzes,  sowie  diejenigen,  welche  im  Laufe  des  Jahres  1889 
Termine  feststellen,  treten  sofort  nach  der  Kundmachung  in  Wirksamkeit. 

In  offenen  Gemeinden  treten  die  auf  den  Kleinverschleiss  bezüglichen 
Bestimmungen  am  1.  Februar  1889  in  Kraft. 

Die  nach  dem  Kleinverschleiss  zu  zahlenden  Schankgebühren  gebühren 
für  das  Jahr  1889  dem  Aerar,  hingegen  die  nach  dem  Kleinverschleiss  von 
geistigen  Getränken  zu  zahlende  Schanksteuer  den  gegenwärtigen  Berechtigten. 

Gleichfalls   am    1.  Februar   1889   treten   allenthalben   die   auf  den   Aus- 
schank bezüglichen  Strafbestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  auch  gegen, 
jene  ins  Leben,   die   den  Ausschank  unberechtigt   ausüben,  —  die  Strafbestim-s^ 
mungen    können    indes    nur    auf  Wunsch    der   Berechtigten    zur   Anwendung"" 
kommen,   und   die   festgestellten  Gebühren,   Steuern  und  Strafen  kommen  den 
Berechtigten  zu  gute. 

Hinsichtlich  dieses  Uebergangsjahres  werden  der  Finanzminister  und 
Minister  des  Innern  die  Ausübung  sowohl  des  Schankrechtes  als  auch  des  Klein- 
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verschleisses  auf  Grund  der  gegenwärtig  gültigen  Gesetze  und  Vorschriften,  ent- 
sprechend den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  im  Verordnungswege  regeln. 

Am  1.  Januar  1890  treten  die  auf  den  Kleinverschleiss  sowie  auf  den 
Ausschank  bezüglichen  Verfügungen  in  den  geschlossenen  Städten  und  an 
demselben  Tage  auch  alle  übrigen  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  in  Wirk- 
samkeit. 

Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  das  Wirksamwerden  dieses  Gesetzes 
für  Kroatien-Slavonien  auf  Verlangen  des  Banus  bis  zum  1.  Juli  1890,  für  Fiume 
und  dessen  Bezirk  aber  bis  zur  endgültigen  Regelung  der  Verhältnisse  Fiumes 
im  Sinne  des  §  66  G.-Art.  XXX -.1868  aufzuschieben. 

§  71.  Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  werden  die  Minister  für 
Finanzen  wie  des  Innern,  der  Justizminister,  die  Minister  für  Ackerbau,  Gewerbe 
und  Handel,  sowie  der  Minister  für  öffentliche  Arbeiten  und  Kommunikations- 
wesen, —  bezüglich  Kroatiens  und  Slavoniens  die  Minister  für  Finanzen,  für 
öffentliche  Arbeiten  und  Kommunikationswesen,  die  in  dieser  Hinsicht  im  Ein- 
vernehmen mit  dem  Banus  von  Kroatien,  Slavonien  und  Dalmatien  vorgehen, 
betraut.  — 


Motivenbericht  zum  Gesetzentwurf  über  das  staatliche 
Schankgefälle. 

Das  Schankrecht  in  seiner  gegenwärtigen  Geltung  wäre,  so  wie  es  derzeit 
gehandhabt  wird,  kaum  weiter  aufrechtzuerhalten.  Dessen  Regelung  bildet  die 
gleichraässige  Forderung  aller  an  diesem  Rechte  interessierten  Faktoren. 

Der  hier  in  Rede  stehende  Entwurf  enthält  nur  einen  Teil  der  zur  Rege- 
lung notwendigen  Verfügungen.  Trotzdem  erachte  ich  es  angemessen,  bei  der 
allgemeinen  Begründung  dieses  Teiles  einige  Bemerkungen  auch  über  jene  Ver- 
fügungen zu  machen,  die  infolge  der  Einführung  des  staatlichen  Schankgefälles 
von  der  Entschädigung  der  bisher  Berechtigten  handeln,  und  die  in  einem  be- 
sonderen Gesetzentwurf  zusammengefasst  wurden.  Ich  halte  dies  für  um  so 
notwendiger,  als  einzelne  Verfügungen  der  beiden  Entwürfe  miteinander  in 
Zusammenhang  stehen. 

Die  Regelung  des  Schankrechtes  ist  im  Interesse  des  Staates  gelegen, 
weil  es  notwendig  ist,  dass  derselbe  über  die  Konsumsteuern  verfügen  könne, 
ohne  dadurch  gezwungen  zu  sein,  die  besonderen,  jedoch  auf  Gesetzen  be- 
ruhenden Rechte  zu  verletzen,  die  materielle  Situation  der  Berechtigten  zu 
schädigen  oder  den  Schein  der  Schädigung  auf  sich  zu  nehmen.  Weiter  ist  es 
ein  mittelbares  Interesse  des  Staates  und  seiner  gesamten  Bürger  unmittelbar, 
insbesondere"  aber  der  Geschäftswelt ,  dass  in  allen  Teilen  des  Landes  an  je 
mehr  Orten  gute  Hotels  und  Gasthäuser  entstehen,  und  dass  dadurch  der  Ver- 
kehr und  der  Handel  und  sogar  das  Schaffen  neuer  einträglicher  Industrie- 
unternehmungen erleichtert  und  möglich  gemacht  werde,  und  was  damit  in 
Verbindung  steht  und  gleichbedeutend  ist,  dass  nämlich  das  Hotel-  und  Gasthof- 
gewerbe selbständiger  und  möglichst  einträglicher  werde. 

Bei  der  heutigen  Situation  und  Uebung  des  Schankrechtes  ist  dies  im 
allgemeinen  beinahe  unerreichbar.  Bei  den  in  Rede  stehenden  Geschäften 
dient  der  Ausschank  der  geistigen  Getränke  als  Haupteinkommen;  ohne  den- 
selben ist  das  Hotel-  und  Gasthausgeschäft  in  den  seltensten  Fällen  einträglich, 
sogar  ist  in  den  meisten  Fällen  namentlich  das  Gastwdrtgeschäft  unmöglich. 
Die  Ausübung  des  Schankwesens  wird  von  den  meisten  Berechtigten  für  eine 
Gemeinde,  oft  aber  auch  für  ganze   grosse  Gegenden  von   einem  Unternehmer 
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oder  von  einer  aus  mehreren  Unternehmern  gebildeten  Gesellschaft  übernommen, 
gepachtet.  Diese  Unternehmer  üben  selten  selbst  das  Schankwesen,  noch  weniger 
aber  halten  diese  Hotels  oder  Gasthäuser,  sondern  sie  überlassen  die  Aus- 
übung dieser  Geschäfte  an  Subunternehmer,  und  zwar,  damit  diese  die  hohen 
Pachtschillinge  bezahlen  und  ihnen  selbst  ein  Gewinn  bleibe,  zu  noch  höheren 
Subpachtsummen  oder  unter  der  Bedingung,  dass  der  Subpächter  die  von  ihnen 
gelieferten  Getränke  ausschenke.  Unter  solchen  Umständen,  unter  denen  von 
einer  Konkurrenz  keine  Rede  sein  kann ,  wo  derjenige ,  welcher  das  Geschäft 
betreibt,  jedes  Mittel  benutzen  muss,  um  rasch  den  grösstmöglichen  Nutzen  zt 
erlangen,  wo  dieser  Geschäftsmann  —  wie  dies  kaum  anders  denkbar  —  ge-l 
wohnlich  ein  armer  Mann  ist,  der  über  das  nötige  Kapital  nicht  verfüg 
kann  von  guten  Gasthäusern  und  Hotels  und,  selbst  zu  entsprechenden  Preisei 
von  guten  Getränken  keine  Rede  sein. 

Und  dass  die  ausgeschenkten  Getränke  schlecht  und  unverhältnismässig 
teuer  sind,  gei'eicht  nicht  nur  dem  Konsumenten,  sondex'n  auch  dem  Produzenten 
zum  Schaden.  Es  ist  allgemein  bekannt,  dass  in  Gegenden ,  die  vielen  guten 
Wein  produzieren,  der  gute  Wein  zu  Schandpreisen  nicht  verkauft  werden 
kann,  und  dass  trotzdem  in  den  Wirtshäusern  ungeniessbare  Getränke  zu  teueren 
Preisen  geschenkt  werden.  Doch,  abgesehen  von  dem  Ausschank,  ist  auch  im 
Interesse  des  Schankrechtes  der  Verkauf  von  geistigen  Getränken  in  kleinen 
Mengen  erschwert.  Kaufleute  ,  Greisler ,  Zuckerbäcker ,  Cafetiers  ,  Spiritus-, 
Bier-  und  Weinproduzenten  sind  von  den  Schankberechtigten  —  die  auf  diese 
Weise,  ohne  ihren  Zweck  vollständig  erreichen  zu  können,  sich  vor  Schaden  zu 
bewahren  trachten  —  unaufhörlichen  Vexationen  ausgesetzt ,  und  für  die  Be- 
hörden, welche  zwischen  den  beiden  entgegengesetzten  Interessengruppen  in 
den  auftauchenden  Streitfragen  zu  entscheiden  haben,  bildet  diese  Entscheidung 
eine  der  schwierigsten  Aufgaben. 

Diese  Aufgabe  ist  insbesondere  darum  schwierig,  weil  die  ausschliessliche 
Schankgerechtigkeit  auf  jenen  Grundlagen  und  in  jenen  Formen,  in  welchen 
sie  geübt  wird,  nicht  mehr  in  das  bei  uns  in  Geltung  befindliche  Rechtssystem 
passt  und  die  Gesetze,  auf  welchen  diese  Gerechtigkeit  basiert,  in  vielen 
Fällen  im  Gegensatze  stehen  mit  den  Verfügungen  neuerer  Gesetze ,  die  in- 
folge der  Entwickelung  des  Staatslebens  entstanden  sind.  Dies  ist  auch 
der  Grund,  dass  die  Ausübung  dieses  Rechtes  im  Leben  auf  stets  zahl- 
reichere und  grössere  Schwierigkeiten  stösst.  All  dies  ist  die  Ursache,  dass 
die  Regierung  eben  jetzt,  bei  der  Gelegenheit,  bei  welcher  die  Berechtigten  die 
Ausübung  des  Schankrechtes  und  dessen  Einträglichkeit  durch  das  neue  Spiritus- 
steuergesetz geschmälert  sehen,  der  Legislative  einen  Vorschlag  bezüglich 
der  Regelung  dieses  Rechtes  unterbreitet. 

Theoretisch  kann  man  verschiedene  Methoden  ersinnen,  nach  welchen  die 
aufgezählten  Uebel  saniert  und  die  Ausübung  des  Schankes  geregelt  werden 
könnte.  Die  Bedingung  für  jede  dieser  Methoden  bildet  aber,  dass  die  Aus- 
übung dieses  Rechtes  den  verschiedenen  einzelnen,  das  Recht  verschieden- 
artig ausübenden  Berechtigten  entzogen  und  diese  Verhältnisse  nach  gleichen 
Normen  geregelt  werden.  Die  Uebung  des  Schankrechtes  sichert  den  Berech- 
tigten einen  auf  unseren  Gesetzen  basierenden  materiellen  Vorteil,  und  so  ist 
dieses  Recht  nur  nach  entsprechender  Entschädigung  zu  entziehen. 

Derjenige  materielle  Vorteil,  welchen  die  Berechtigten  aus  der  Ausübung 
des  Schankrechtes  gezogen  haben,  belastet  eine  solche  Konsumtion  und  ein 
solches  Gewerbe,  welches  die  Belastung  nicht  nur  erträgt,  dessen  Entlastung 
sogar  nicht  motiviert  wäre.  Daraus  folgt,  dass,  welche  Methode  der  Regelung 
auch  immer  gewählt  werde,  nur  diejenige  durchgeführt  werden  könnte,  nach 
welcher  die  Berechtigten  eine  Entschädigung  erhalten  und  nach  welcher  die 
zur  Entschädigung  notwendigen  Summen  aus  dem  Ertrage  der  künftigen  Aus- 
übung des  Schankrechtes  einfliessen. 

Unter  unseren  Verhältnissen  kann  daher  nur  das  fraglich  sein,  ob  die 
künftige  Ausnutzung  des  Schankrechtes  und  die  hieraus  entstammende  Ent- 
schädigungspflicht der  Berechtigten  dem  Staate  oder  den  Gemeinden  übertragen 
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werde.  Der  Entwurf  nimmt  ersteren  Standpunkt  ein  und  wünscht  die  er- 
wähnten Rechte  und  Pflichten  dem  Staate  zu  übertragen. 

Es  geschah  dies  in  erster  Reihe  aus  dem  Grunde,  weil  zahlreiche  Ge- 
meinden im  Lande  existieren,  bei  denen  die  Summe,  welche  das  Einkommen  des 
auf  ihrem  Territorium  geübten  Schankrechtes  repräsentirt ,  im  Vergleiche  zu 
ihrem  Haushalt  übermässig  gross  ist,  und  bei  denen  die  Männer,  welche  heute 
mit  der  Vermögensmanipulation  betraut  sind,  nicht  im  stände  sind,  die  Mani- 
pulation, noch  mehr  aber  die  Lasten  und  die  Amortisation  einer  solchen  Ope- 
ration zu  führen.  So  müsste  man  fürchten,  dass  eine  derartige  Verfügung  in 
vielen  Fällen  für  die  Gemeinden  mit  keinem  Vorteil  verbunden  wäre  und  zur 
Verwirrung  der  Vermögensverhältnisse  und  zur  materiellen  Schädigung  des 
besserten,  wohlhabenderen  Teiles  der  Bevölkerung  führen  würde. 

Es  geschah  dies  in  zweiter  Linie  deshalb,  weil  jenes  einheitliche  Ver- 
fahren, welches  als  Bedingung  der  allgemein  befriedigenden  Ausübung  des 
Schankrechtes  bezeichnet  wurde,  viel  leichter  und  sicherer  bei  staatlicher  als 
bei  Gemeindeverwaltung  zu  erreichen  ist. 

Endlich  war  das  hauptsächlichste  und  entscheidende  Motiv,  dass  wenn 
das  Schankrecht  von  den  Gemeinden  abgelöst  und  in  deren  Eigentum  übergeht, 
in  vielen  Beziehungen  unaufschiebbare  finanzielle  Verkehrs-  und  sonstige  Ver- 
fügungen, welche  jetzt  wirklich  oder  scheinbar  mit  den  Interessen  der  privaten 
Schankberechtigten  in  Kollision  kommen,  künftig  auch  mit  den  Interessen  der 
Gemeinden  in  Kollision  geraten  würden,  und  dass  das  Resultat  noch  eine  lautere 
Einsprache  der  Gemeinden  nach  sich  zöge ,  so  dass  schliesslich  in  verhältnis- 
mässig kurzer  Zeit  die  Notwendigkeit  einer  neuerlichen  Regelung  eintreten  würde. 

Die  unterbreiteten  Entwürfe  beschäftigen  sich  unter  den  sogenannten 
kleineren  Regalien  nur  mit  der  Regelung  des  Schankrechts  und  dehnen  sich 
auf  die  übrigen  Gerechtigkeiten,  wie  Mahl-  und  Marktrecht,  Brücken-,  Weg- 
und  Mautgebühr,  nicht  aus. 

Das  Mahlrecht  wird  übergangen,  weil  die  Uebung  dieses  Rechtes  die  Um- 
gestaltung der  Verkehrs-  und  Handelsverhältnisse,  noch  mehr  aber  die  Ent- 
wickelung  der  Industrietechnik,  die  Ausbreitung  der  Dampfmühlen  und  die 
infolge  dessen  unumgänglich  notwendig  gewordenen  behördlichen  Verfügungen 
dieses  Recht  beinahe  gegenstandslos  machten;  und  was  noch  zu  ordnen  war, 
darüber  verfügt  das  Wasserrechtsgesetz.  Die  Ablösung  des  Mahlrechtes  musste 
aber  auch  aus  dem  Grunde  beiseite  gelassen  werden,  weil  dessen  nach  den 
örtlichen  Verhältnissen  differierende  Bedeutung  und  Ausübungsweise  eine  solche 
einheitliche  und  allgemeine  Regelung  weder  wünschen  lässt,  noch  möglich 
macht,  wie  beim  Schankrecht.  Abgesehen  davon  kann  das  Mahlrecht  seines 
beschränkten  Charakters  halber  und  auch  dai'um,  weil  dasselbe  nicht  überall, 
sondern  nur  zerstreut  in  Geltung  ist,  nicht  zu  den  dem  Staate  vorbehaltenen 
Rechten  erkläi-t  werden. 

Die  heute  geltende  Uebung  des  Marktrechtes  verletzt  kaum  irgend  welche 
berechtigte  Interessen.  Aber  vorausgesetzt,  dass  dessen  Regelung  notwendig 
sein  sollte ,  kann  dieselbe  bei  der  Natur  des  Rechtes  nur  in  der  Weise  ge- 
schehen,   dass   dessen  Ausübung  den  betrelFenden  Gemeinden  übertragen   wird. 

Aber  auch  schon  die  Durchführung  dieser  üebertragung  erfordert  solche 
Verfügungen,  welche  mit  den  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes,-  in 
welchen  von  den  Massnahmen  des  Staates  die  Rede  ist,  nicht  in  Zusammenhang 
gebracht  werden  und  nicht  zusammen  verhandelt  werden  können. 

Die  Regelung  der  Brücken-,  Weg-  und  Mautgebührenrechte  ist  in  einem 
besonderen,  der  Legislative  vorzulegenden  Entwürfe  über  die  Ordnung  der 
öffentlichen  Arbeitsschuldigkeit  beabsichtigt.  Unter  unseren  Verhältnissen 
müssen  bei  Regelung  des  Schankrechtes  in  zwei  Hauptrichtungen  Verfügungen 
getroffen  werden : 

1 .  Muss  festgestellt  werden,  wer  und  unter  welchen  Bedingungen  künftighin 
den  Ausschank  von  geistigen  Flüssigkeiten  und  den  Verkauf  in  kleinen  Mengen  aus- 
üben kann   und  in  welcher  Weise  diese  Ausübung  einträglich  gemacht  werde. 

2.  In  welcher  Weise  die  Schadloshaltung  der  Berechtigten  geschehen  soll. 
Finanzarchiv.    VI.  Jahrg.  397  26 


gQg  Motivenbericht  zum  Gesetzentwurf  über  das  staatliche  Schankgefälle. 

Ich  glaube  entsprechend  den  beiden  Hauptrichtungen  die  Aufgabe  der 
Regelung  am  zweckmässigsten  in  zwei  besonderen  Gesetzen  lösen  zu  können, 
und  ich  habe  zwei  besondere  Entwürfe  unterbreitet,  deren  erster  ,von  dem 
staatlichen  Schankgefälle",  deren  zweiter  „von  der  Entschädigung,  die  infolge  des 
Gesetzes  über  das  staatliche  Schankgefälle  zu  geben  ist",  handelt.  —  Am  zweck- 
mässigsten halte  ich  die  Schaffung  zweier  Gesetze  aus  dem  Grunde,  weil 

1.  jedes  einzelne  Gesetz  andere  Kreise  interessiert,  weil  zu  deren  Durch- 
führung immer  andere  Organe  berufen  sein  werden  und  es  auf  dieselben  nur 
verwirrend  wirken  würde,  wenn  zu  den  Verfügungen,  die  den  einen  betreffen, 
anderes  gemengt  wäre,  was  zu  dem  zweiten  gehört. 

2.  Die  Verfügungen  des  Gesetzes  über  das  staatliche  Schankgefälle  haben 
einen  beständigen  Charakter,  während  die  auf  die  Entschädigungen  bezüglichen 
Bestimmungen  nur  für  die  Zeit  der  Durchführung  des  Entschädigungswerkes 
Wichtigkeit  besitzen;  überdies  treten  im  Sinne  des  Entwurfes  über  das  staat- 
liche Schankgefälle  die  einzelnen  Bestimmungen  desselben  bereits  am  1.  Januar 
1889  ins  Leben,  weil  diese  eines  der  kräftigsten  Mittel  dafür  bieten,  dass  die 
Interessen  der  Berechtigten  und  Pächter  —  ohne  Benachteiligung  anderer  — 
gegenüber  der  Wirkung  der  neuen  Konsum-  und  Spiritussteuergesetze  gewahrt 
und  die  Berechtigten,  sowie  deren  Pächter  auch  bis  zur  definitiven  Durchführung 
der  Schankregelung  in  ihrem  Einkommen  nicht  geschädigt  werden.  Es  ist 
daher  auch  in  Rücksicht  auf  die  verfassungsmässige  Beratung  eine  weit  sicherere 
Aussicht  dafür,  dass  dieser  Entwurf  in  einer  solchen  Zeit  zum  Gesetz  wird, 
damit  jene  Verfügungen,  die  nach  dem  Obigen  am  1.  Januar  1889  notwendig 
sind,  bis  zu  diesem  Termin  auch  faktisch  ins  Leben  treten. 

3.  Die  Einführung  neuer  Steuern  und  Gefälle  kommt  auch  für  Kroatien- 
Slawonien  der  gemeinsamen  Legislative  zu,  während  dagegen  die  Entschädigung 
für  das  Schankrecht  in  den  autonomen  Wirkungskreis  dieser  Länder  gehört, 
und  so  wird  das  auf  Basis  des  ersten  Entwurfs  zu  erbringende  Gesetz  ein  ge- 
meinsames Gesetz  für  Kroatien  und  Slawonien  sein,  während  das  zweite  sich 
nur  auf  das  engere  Ungarn  bezieht.  Schon  dieses  Grundes  halber  konnte  man 
kaum  die  nach  zwei  verschiedenen  Richtungen  hin  auslaufenden  Verfügungen 
in  ein  Gesetz  zusammenfassen. 

Nach  dem  Gesagten  auf  den  ersten  Entwurf  „über  das  staatliche  Schank- 
gefälle" zurückkehrend,  erachte  ich  es  vor  detaillierter  Motivierung  nach  Para- 
graphen für  notwendig,  hervorzuheben,  dass  das  Hauptpiinzip  des  ganzen  Ent- 
wurfs darin  liegt,  dass  von  der  Zeit  an,  in  welcher  das  Gesetz  in  allen  Teilen 
ins  Leben  tritt,  der  Ausschank  geistiger  Getränke  oder  der  Verkauf  derselben 
im  kleinen  ohne  staatliche  Bewilligung  und  die  im  Entwurf  bezeichneten  Geld- 
leistungen nicht  gestattet  ist. 

Für  die  letzteren  Verfügungen  habe  ich  nach  dem  bereits  Vorausgeschickten 
nichts  weiter  vorzubringen. 

Der  Staat  muss,  wenn  wir  denselben  nicht  in  grossem  Massstabe  schädigen 
wollen,  aus  der  Ausübung  des  Schankrechts  zumindest  ein  solches  Einkommen 
beziehen,  damit  er  die  Zinsen  und  die  Annuitätsquote  der  zur  Entschädigung 
nötigen  grossen  Summen  decke,  und  hierzu  kann  derselbe  kein  anderes  Mittel 
wählen,  als  wenn  er  das  Inverkehrbringen  der  geistigen  Getränke  bis  zu  einem 
gewissen  Masse  und  in  bestimmter  Weise  an  finanzielle  Leistungen  knüpft. 

Die  Frage  ist  nach  dem  Gesagten  nur,  ob 

1.  die  Erfüllung  dieser  Vei-pflichtung  vorausgesetzt,  das  Recht,  die  Ge- 
tränke in  Verkehr  zu  bringen,  an  eine  Lizenz  zu  knüpfen  sei,  oder  ob  dasselbe 
für  jedermann  frei  bleibe ; 

2.  ob  die  Leistung,  so  wie  bisher,  von  jedem  Unternehmer  in  bestüumte 
Pachtbeträgen  bezahlt  werden,  oder  ob  dieselbe  aus  einer  nach  der  Menge  dei 
Getränke  zu  bestimmenden  Leistung  bestehen  soll. 

Der  Gesetzentwurf  nimmt  den  Standpunkt  ein,  dass  der  Vertrieb  von 
einer  Lizenz  abhängig  gemacht  werde  und  dass  die  Leistung,  von  den  verhältnis- 
mässig geiingeren  Schankgebühren  abgesehen,  hauptsächlich  nach  der  Menge^ 
der  in  Verkehr  gesetzten  Getränke  festgesetzt  werde. 
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Für  die  Annahme  des  Lizenzüerungssystems  war  nicht  das  finanzielle 
Interesse  des  Staates  bestimmend,  denn  es  ist  anzunehmen,  dass  das  Einkommen 
des  Staates  grösser  sein  würde,  wenn  je  mehrere  Spirituosen  verkaufen  würden. 
Der  Vertrieb  wurde  an  die  Lizenz  und  Beschränkung  nur  deshalb  geknüpft, 
damit  die  höheren  Interessen  des  Staates  und  seiner  Bewohner,  insbesondere 
jene  Rücksichten  der  öffentlichen  Moral  und  Salubrität,  welche  mit  der  Aus- 
übung des  Schankgewerbes  im  Zusammenhange  stehen,  soweit  dies  überhaupt 
möglich  ist,  gewahrt  und  dabei  auch  die  Kontrole  erleichtert  und  wirksamer 
gemacht  werden  könne. 

Soweit  diese  nicht  ausser  acht  zu  lassenden  Rücksichten  es  erlauben, 
ist  der  individuellen  Unternehmung  freier  Spielraum  gelassen  und  in  den  Gesetz- 
entwurf wurde  jede  erforderliche  Garantie  dafür  aufgenommen,  dass  diese  Unter- 
nehmung nicht  über  das  Mass  des  Unerlässlichen  hinaus  beschränkt  werde. 
Dies  war  auch  mit  eine  Ursache  dafür,  dass  bei  der  Bestimmung  der  Leistungen 
nicht  der  jährliche  Pachtbetrag,  sondern  die  nach  der  Menge  der  in  Verkehr 
gebrachten  Spirituosen  zu  bemessende  Steuer  zur  Basis  genommen  wui'de  als 
eine  Leistung,  welche  jeden  Unternehmer  gleichmässig  belastet  und  bei  welcher 
von  einer  Protegierung,  einer  Begünstigung  des  einen  oder  des  anderen  wohl 
nicht  die  Rede  sein  kann. 

Im  allgemeinen  möchte  ich  noch  bemerken,  dass  der  Entwurf  jenes  Recht 
des  Staates,  nach  welchem  derselbe  in  Hinkunft  über  die  Ausübung  des  Schankes 
ausschliesslich  disponiert,  deshalb  „Gefälle"  nennt,  weil  die  auf  der  gleichen 
Basis  ruhenden  und  in  derselben  Weise,  wie  sie  hier  in  Antrag  gebracht  wird, 
ausgeübten  Rechte  des  Aerars  ebenfalls  Gefälle  genannt  werden;  weil  es  nach 
der  Lehre  der  Finanzwissenschaft  auch  theoretisch  richtig  ist,  dieses  Recht  mit 
diesem  Namen  zu  bezeichnen ;  weil  endlich  mit  der  Annahme  des  Begrifi'es  Gefälle 
diejenigen,  welche  die  Bestimmungen  des  in  Rechtskraft  ei-wachsenen  Entwurfes 
verletzten,  ohne  besondere  Verfügung  jenen  administrativen  Strafen  unterliegen, 
welche  unsere  bereits  bestehenden  Gesetze  für  die  Gefällsübertretungen  fest- 
stellen und  ohne  welche  das  Ziel,  welches  sich  der  Entwurf  vorgesteckt  hat, 
kaum  erreicht  werden  könnte. 

Ich  gehe  nunmehr  auf  die  detaillierte  Motivierung  über. 

Das  erste  Kapitel  zählt  die  Prinzipien  auf,  auf  denen  die  Verfügungen 
des  Entwurfes  beruhen ;  so  spricht  der  §  1  dem  bereits  Dargelegten  entsprechend 
aus,  dass  bezüglich  des  Ausschankes  und  Klein verschleisses  von  Spirituosen  das 
ausschliessliche  Verfügungsrecht  dem  Staate  vorbehalten  bleibt. 

Der  §  2  bestimmt  eingehend,  was  dieses  dem  Staate  vorbehaltene  Recht 
enthält.  Es  wird  klar  ausgesprochen,  dass  ohne  Erlaubnis  der  Finanzbehörde 
Spirituosen  nicht  ausgeschenkt  oder  im  kleinen  verkauft  werden  dürfen.  Hier 
war  es  jedoch,  um  allerlei  Auslegungen  vorzubeugen,  notwendig,  soweit  möglich 
alle  Gattungen  und  Arten  der  Spirituosen  einzeln  und  erschöpfend  aufzuzählen. 
Aus  demselben  Grunde  und  weiter  auch  deshalb,  um  nochmals  jede  Umschrei- 
bung vermeiden  zu  können,  war  es  ferner  nötig,  den  Begriff  des  Ausschankes 
und  des  Kleinverschleisses  festzustellen.  Bei  der  Feststellung  .dieses  Begriffes 
wurden  jene  Grundsätze  zur  Geltung  gebracht,  welche  die  bisherige  Praxis 
acceptiert  hat.  Bei  dem  Kleinverschleisse  weicht  der  Gesetzentwurf  hinsichtlich 
der  Bestimmung  jenes  Masses,  bei  welchem  diese  Vertriebsart  aufhört,  von  der 
bisherigen  Praxis  ab  und  nimmt  bei  Wein  und  Sprit  anstatt  der  bisher  üblichen 
5G  1  50  und  bei  Bier  gleichfalls  anstatt  56  1  25  1  als  jenes  Minimum  an ,  unter 
welchem  der  Vertrieb  steuei-pflichtig  ist;  dies  ist  deshalb  geschehen,  um  dem 
jetzigen  Masssystem  entsprechende  runde  Zahlen  massgebend  zu  machen,  und 
bei  Bier  hat  die  Herabminderung  deshalb  Platz  gegriffen,  weil  das  geringste 
übliche  Verkaufsquantum  der  Brauereien  25  1  sind. 

Der  §  .3  bezeichnet  als  jene  Behörde,  bei  welcher  um  die  Lizenz  zum 
Vertriebe  von  Spirituosen  anzusuchen  ist,  die  für  den  Ort  des  Geschäftes  kompe- 
tente kgl.  Finanzdirektion.  Einer  der  Zwecke  der  staatlichen  Manipulationen 
des  Ausschankes  ist  der,  dass  der  Schank  ein  gewisses  Einkommen  liefere. 
Dieser  Zweck  ist  in   der  leichtesten,   sichersten   und   wohlfeilsten  Weise   so  zu 
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erreichen,  wenn  die  Manipulation  die  kgl.  Finanz  dir  ektion,  d.  i.  jenes  Ressort 
der  Finanzverwaltung  führt,  zu  dessen  Grebahrung  die  ähnlichen  Einnahms- 
quellen des  Staates,  die  sonstigen  Gefälle,  insbesondere  aber  die  mit  dem  Schank- 
gefälle im  Zusammenhange  stehenden  Verzehrungssteuern  gehören.  Diese  Ge- 
barung kann  wirksam  und  erfolgreich  nur  dann  sein,  wenn  jene  Behörde,  deren 
Aufgabe  die  Manipulation  ist,  auch  die  einzelnen  Persönlichkeiten  auswählt, 
welche  den  Vertrieb  der  Spirituosen  unmittelbar  bewerkstelligen,  das  heisst, 
wenn  die  Lizenz  zum  Ausschank  und  zum  Kleinverschleiss  der  Spirituosen  gleich- 
falls von  der  kgl.  Finanzdirektion  erteüt  wird.  Allerdings  kann  von  dieser  Be- 
hörde nicht  vorausgesetzt  werden,  dass  sie  sich  bei  Erteilung  der  Lizenzen  den 
mit  dem  Vertriebe  von  Spirituosen  im  Zusammenhange  stehenden  und  bereits 
betonten  Rücksichten  der  öffentlichen  Sicherheit,  Moralität  und  Salubrität  ver- 
schliessen  werde ;  und  das  schon  deshalb  nicht,  weil  eine  der  Hauptbedingungen 
der  stetigen  guten  Rentabilität  eben  die  ist,  dass  diese  Rücksichten  im  Auge 
behalten  werden;  damit  aber  gleichwohl  der  Aufmerksamkeit  dieser  Behörde  nicht 
etwa  doch  mancher  Umstand  entgehen,  durch  welchen  bei  einzelnen  Unternehmern 
die  eben  bezeichneten  Interessen  gefährdet  werden  könnten,  sorgt  der  Entwurf 
dafür,  dass  die  hierzu  berufenen  Behörden  in  jedem  vorkommenden  Falle  ihre 
Meinung  äussern  können,  sowie  ferner  auch  dafür,  dass  für  den  Fall,  als  die 
Finanzbehörden  dieser  Meinungsäusserung  nicht  die  gehörige  Beachtung  schenken 
sollten,  die  endgültige  Entscheidung  in  der  Angelegenheit  durch  den  Finanz- 
minister, eventuell  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  des  Innern,  beziehungs- 
weise dem  Banus  von  Kroatien-Slawonien,  also  durch  solche  Stellen  gefällt  werde, 
die  sich  keinerlei  berechtigten  öflPentlichen  Interessen  verschliessen  können.  Unter 
solchen  Umständen  von  der  Gewerbehörde  eine  besondere  Lizenz  zu  erwirken, 
erscheint  nicht  motiviert,  denn  ganz  abgesehen  davon,  ob  die  hier  in  Rede 
stehenden  Geschäfte  als  Gewerbe  betrachtet  werden  können  oder  nichts  erscheint 
es  angesichts  der  sie  belastenden  Gebühren  und  Steuern  unthunlich,  sie  auch 
noch  zu  den  mit  der  Erwirkung  der  Gewerbelizenz  verbundenen  Ausgaben  zu 
verhalten.  Ueberdies  erscheint  die  Erwirkung  der  gewerbebehördlichen  Lizenz 
auch  gar  nicht  notwendig  in  Fällen,  da  eine,  bei  dem  Geschäfte  zunächst  inter- 
essierte staatliche  Behörde  die  Lizenz  bereits  erteilt  hat. 

Anderseits  bieten  die  Bestimmungen  des  Gewerbegesetzes  ohnehin  die 
Möglichkeit  dazu,  dass  jene  grösseren  Schankgeschäfte  und  insbesondere  die  mit 
Ausschank  verbundenen  Hotel-  und  Gasthäusuntemehmungen,  welche  auch  bis- 
her als  gewerbliche  Unternehmungen  betrachtet  wurden,  verpflichtet  werden 
können,  die  Gewerbelizenz  auch  fortan  besonders  zu  erwirken. 

Die  Möglichkeit  der  Evidenzhaltung  und  Kontrolle  ist  der  Gewerbebehörde 
dadurch  geboten,  dass  die  Erteilung  der  Lizenz  ihr  in  jedem  Falle  mitgeteilt 
werden  muss. 

§  4  zählt  aus  dem  Grunde,  damit  auch  in  dieser  Richtung  kein  Zweifel 
obwalte,  gruppenweise  jene  Unternehmer  und  Unternehmungen  auf,  welche  ohne 
behördliche  Lizenz  geistige  Getränke  nicht  in  Verkehr  bringen  können. 

Auch  diesbezüglich  verfährt  der  Entwurf  gemäss  den  Verfügungen  der 
jetzt  zu  Kraft  bestehenden  Gesetze  und  Verordnungen  und  mit  Berücksichtigung 
des  gegenwärtigen  Zustandes  und  der  jetzigen  Lage. 

Der  zweite  Abschnitt  behandelt  die  Konzessionierung  des  Detaü- 
schankrechtes. 

§  5  bestimmt  entsprechend  den  Verfügungen  des  Gewerbegesetzes,  wern^ 
eine  solche  Lizenz  erteilt  werden  kann.  Dieser  Paragraph  erheischt  ausser  de| 
allgemeinen  Anforderungen,  dass  jeder  für  eine  solche  Lokalität  zu  erteilende^! 
Lizenz,  welche  in  der  Hand  eines  ein  gewisses  allgemeines  oder  öffentliche« 
Interesse  vertretenden  Unternehmers  oder  Individuums  ist,  die  Leiter  dieserl 
Unternehmungen  oder  die  betreffenden  Individuen  zustimmen  müssen.  Von 
dieser  Zustimmung  hängen  die  Eisenbahn-,  MiHtär-,  Kasernen-,  Schiffahrt-,  Bade- 
und  anderen  derartigen  Restaurationen  ab. 

Der  Grund  dieser  Verfügung  liegt  darin,  dass  die  in  dem  Entwürfe  auf- 
gezählten  Lokalitäten   ausschliesslich   zu   Zwecken   der  betreffenden   Untemeh- 
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mungen  dienen,  dass  sich  in  diesen  fremde,  mit  der  Unternehmung  in  keiner 
Verbindung  stehende  Individuen  im  Interesse  der  Zwecke  des  Unternehmens 
nicht  aufhalten  können,  dass  man  daher  diese  umsoweniger  der  Gefahr  aus- 
setzen kann,  dass  ein  Restaurateur  hinkomme,  welcher  nicht  der  Disziplin  der 
leitenden  Individuen  untersteht,  und  bei  welchem  die  Gefahr  vorhanden  ist, 
dass  er  die  Angestellten  des  Unternehmens  korrumpiert. 

Aus  demselben  Grunde  bevorzugt  §  6  des  Entwurfs  unter  sonst  gleichen 
Umständen  die  Eigentümer,  Besitzer  und  Pächter  von  Pusstenbesitzungen  be- 
züglich der  für  die  ihnen  gehörigen  oder  von  ihnen  gepachteten  Besitzungen 
zu  erteilenden  Schanklizenzen  anderen  Unternehmern  gegenüber;  §  6  räumt 
ferner  dasselbe  Vorzugsrecht  noch  mehreren  anderen  Unternehmern  ein,  so  jenen, 
welche  Gasthöfe  besitzen,  damit  diese  ihr  in  diese  Gebäude  investiertes  Kapital 
auch  fernerhin  entsprechend  fruktifizieren  und  durch  ihr  Unternehmen  das  leichte 
und  bequeme  Reisen  und  dadurch  die  Interessen  des  Handels  und  Verkehrs 
fördern  können. 

Aus  diesem  Grunde  geniessen  auch  all  jene  diesen  Vorzug,  welche  in  der 
Zukunft  Gasthöfe  erbauen  werden. 

Die  in  den  Punkten  3,  4  und  5  des  §  6  umschriebenen  Vorzugsberech- 
tigungen finden  ihre  Motivierung  in  dem  jetzt  Erwähnten  und  auch  noch  darin, 
dass  das  Aerar,  da  dasselbe  je  weniger  Gebäude  zu  expropriieren  wünscht,  den 
Eigentümern  von  Wirtshausgebäuden  Gelegenheit  bieten  wollte,  diese  Gebäude 
auch  nach  der  Aufhebung  des  Schankrechtes  entsprechend  fruktifizieren  zu 
können,  und  dass  anderseits  für  den  Ausschank  solche  Unternehmer  gewonnen 
werden,  welche  über  die  nötigen  und  passenden  Gebäude  verfügen.  Der  den 
Gemeindezugehörigen  anderen  gegenüber  eingeräumte  Vorzug  erscheint  da- 
durch begründet,  dass  die  Gemeindeinsassen  einem  solchen  Unternehmer  mehr 
vertrauen,  ihn  besser  kennen,  und  dass  sie  mit  diesem  voraussichtlich  auch  eher 
zufrieden  sein  werden  als  mit  einem  änderten,  und  dass  es  anderseits  billig 
und  im  Interesse  der  Gemeinde  als  solcher  ist,  dass  in  der  Gemeinde  unter 
gleichen  Bedingungen  der  dahin  Zuständige  eine  Erwerbsquelle  finde. 

Schliesslich  musste  eben  hier  ausgesprochen  werden,  dass  in  all  jenen 
Fällen,  wo  zu  befürchten  ist,  dass  der  Lizenzbewerber  die  Lizenz  zur  Förderung 
von  verbotenem  Spiele,  Hehlerei,  Wucher,  Immoralität  oder  der  Trunksucht  be- 
nutzen werde,  diesem  die  Lizenz  versagt  oder,  wenn  er  dieselbe  schon  erhalten, 
entzogen  werde.  Dies  musste  verfügt  werden,  weil  der  Wirt  eben  durch  diese 
verbotenen  Handlungen  unter  dem  Volke  den  grössten  Schaden  und  Ruin  ver- 
ursachen kann. 

Die  in  den  §  7  aufgenommenen  Verfügungen  bezüglich  der  Lage  und 
Reinlichkeit  der  Schanklokale  waren  von  dem  Standpunkte  des  öff'entlichen 
Anstandes  und  der  Polizeiaufsicht  nötig. 

§  8  bestimmt  die  Zahl  der  Schankunternehmungen  und  die  Modalität, 
wie  diese  Zahl  festgestellt  wird.  Die  grosse  Zahl  der  Wirtshäuser  ist,  wenn 
auch  nicht  die  einzige  Ursache,  so  doch  immerhin  ein  bedeutender  Faktor  der 
Verbreitung  der  Trunksucht  und  der  mit  dieser  verbundenen  schädlichen  Folgen. 
An  vielen  Orten  wird  daher  die  Vermehrung  der  Wirtshäuser  verhindert  oder 
eventuell  die  Anzahl  der  schon  bestehenden  den  Erfordernissen  entsprechend 
verringert  werden  müssen.  Bei  der  Bestimmung  dieser  Erfordernisse  kann  aber 
nicht  die  Seelenzahl  der  fraglichen  Gemeinde  massgebend  sein.  In  der  einen 
Gemeinde,  welche  einen  lebhaften  Verkehr  hat,  können  viel  mehr  Wirtshäuser 
nötig  sein  als  in  einer  anderen  mit  ebenso  grosser  Einwohnerzahl,  wenn  die 
letztere  Gemeinde  von  der  Richtung  des  Verkehrs  entfernter  liegt.  Wo  Indivi- 
duen verschiedener  sozialer  Stellung  dicht  verkehren,  wie  zum  Beispiel  in  Bade- 
orten, müssen  unbedingt  mehrere  Gasthöfe  sein,  während  in  einer  anderen  Ge- 
meinde mit  gleicher  Seelenzahl  auch  nur  einer  genügt. 

Aus  diesen  und  ähnlichen  Gründen  musste  die  Bestimmung  der  Zahl 
der  Wirtshäuser  nicht  bloss  von  der  Anzahl  der  Ortseinwohner,  sondern  von 
den  im  Entwürfe  aufgezählten  anderweitigen  Umständen  abhängig  gemacht 
werden. 
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Aber  auch  in  jenen  Fällen,  in  welchen  eine  Verminderung  der  Wirtshäuser 
als  unbedingt  nötig  erscheinen  wird,  musste  auf  jene  Rücksicht  genommen 
werden,  welche  das  Schankgeschäft  bisher  ausgeübt  haben,  damit  niemand  seines 
angewohnten  Broderwerbes  in  der  Weise  beraubt  werde,  dass  ihm  keine  Zeit 
bleibe,  sich  nach  einer  anderen  Beschäftigung  umzusehen. 

Mit  der  Bestimmung  der  Anzahl  der  Lizenzen  sind  dieselben  Behörden 
betraut,  welche  zur  Erteilung  derselben  berufen  sind,  und  haben  dieselben  hier 
dasselbe  Verfahren  einzuhalten  wie  dort.  Die  Motive  dieser  Verfügung  sind  die- 
selben, welche  bei  der  Begründung  des  von  den  mit  der  Lizenzerteilung  be- 
trauten Behörden  handelnden  §  3  angeführt  wurden. 

Nach  §  9  wird  die  Schanklizenz  in  der  Regel  auf  unbestimmte  Zeit 
erteilt,  damit  die  Unternehmer  nicht  jenen  Unannehmlichkeiten  und  Arbeiten 
ausgesetzt  werden,  welche  mit  dem  wiederholten  Ansuchen  um  die  Lizenz  ver- 
bunden sind ;  nur  wenn  die  Ursache,  aus  welcher  die  Lizenz  erteilt  wird,  nach 
einer  bestimmten  Zeit  aufhört,  lautet  die  Lizenz  auf  bestimmte  Zeit.  Ein 
solcher  Fall  ist  bei  dem  Detailschank  kaum  denkbar,  deshalb  lauten  die  dies- 
bezüglichen Lizenzen  immer  auf  unbestimmte  Zeit. 

In  dem  über  die  Lizenz  auszustellenden  Dokument  ist  die  Gattung  der 
Getränke,  der  Modus  und  die  Lokalität  des  Verkaufs  deutlich  zu  bezeichnen, 
bezüglich  der  Lokalität  ist  auch  besonders  zu  erwähnen,  dass  der  Lizenzinhaber 
bei  Märkten  und  anderen  Ansammlungen  auch  ausserhalb  seines  regelmässigen 
Lokales  sein  Gewerbe  ausüben  darf.  All  dies  ist  nötig,  damit  der  Lizenz- 
inhaber, die  mit  der  Aufsicht  betrauten  Amtsorgane  und  überhaupt  jeder  In- 
teressent in  einer  jeden  Zweifel  ausschliessenden  Weise  darüber  im  reinen  seien, 
wo,  innerhalb  welcher  Grenzen  und  in  welcher  Weise  das  Unternehmen  aus- 
geübt werden  solle. 

Die  von  aussen  sichtbare  und  erkenntliche  Bezeichnung  des  Geschäfts- 
lokals ist  nötig,  damit  einerseits  die  auf  derartige  Unternehmen  angewiesenen 
Fremden  dieselben  leicht  auffinden  und  damit  anderseits  das  Recht  der  Privat- 
partei, vor  jeder  Störung  geschützt  zu  sein,  gelegentlich  der  behördlichen  Kon- 
trolle gebührend  respektiert  werde. 

§  10  zählt  jene  Fälle  auf,  in  welchen  die  Lizenz  erlischt  oder  entzogen 
werden  kann. 

Jene  Verfügungen,  nach  welchen  die  Lizenz  über  Wunsch  des  Unter- 
nehmers oder  aus  dem  Grunde  erlischt  oder  zurückgezogen  wird,  weil  der  Unter- 
nehmer die  nötige  Fähigkeit  verloren  hat,  bedürfen  ebensowenig  einer  Begrün- 
dung als  jene  Bestimmungen,  welche  die  Fälle  aufzählen,  in  welchen  der 
Unternehmer  eine  Lizenz  schon  gar  nicht  erhalten  könne  und  deren  Berech- 
tigung schon  in  der  Motivierung  des  von  den  Lizenzen  handelnden  Paragraphen 
ei-wiesen  wurde. 

Wir  müssen  uns  daher  hier  noch  in  erster  Reihe  mit  jener  Bestimmung 
des  Entwurfs  befassen,  laut  welcher  die  Lizenz  auch  dann  entzogen  werden 
kann,  wenn  der  Unternehmer  dem  Staate  gegenüber  seiner  Zahlungspflicht  nicht 
nachkommt.  Einesteils  ist  die  Natur  der  in  Rede  stehenden  Unternehmen  eine 
solche,  dass  dieselben  nur  materiell  geordneten,  vertrauenswerten  und  zahlungs- 
fähigen Individuen  überlassen  werden  können.  In  vielen  Fällen  könnte  man 
von  den  Unternehmern  kaum  eine  Kaution  verlangen  und  die  Manipulation 
derselben  wäre  mit  vielen  Schwierigkeiten  verbunden.  Anderseits  kann  das 
Aerar  nicht  dem  ausgesetzt  werden,  dass  es  seine  Forderungen  im  Exekutions- 
wege nach  langer  Zeit  hereinbringe,  oder  dass  die  Einbringlichkeit  derselben 
überhaupt  gefährdet  werde.  Und  so  erübrigte  nur,  dem  Aerar  auch  fernerhia^^ 
jenes  Recht  zu  erhalten,  welches  heute  im  allgemeinen  auch  der  Regalieneigeu'^' 
tümer  dem  Pächter  gegenüber  hat  und  welches  sowohl  in  der  Hauptstadt  wie^ 
auch  an  zahlreichen  anderen  Orten  faktisch  ausgeübt  wird,  die  Lizenz  im  Nicht- 
zahlungsfalle zurückzuziehen. 

In  zweiter  Reihe  müssen  wir  uns  mit  jener  Verfügung  des  Entwurfes 
befassen,  dass  die  Lizenz  auch  dann  entzogen  werden  kann,  wenn  gesundheits- 

402 


Motivenbericht  zum  Gesetzentwurf  über  das  staatliche  Schankgefälle.  403 

schädliche  Getränke  oder  welche  Getränke  immer  unter  falschem  Namen  in 
Verkehr  gebracht  werden. 

Auch  diese  Missbräuche  sind  von  den  nachteiligsten  Folgen  für  das  kon- 
sumierende Publikum.  Es  ist  die  doppelte  Pflicht  des  Staates,  als  des  Fruktifi- 
zierers  des  Getränkeausschankes,  in  Hinkunft  seine  Bürger  vor  diesen  schädlichen 
Stockungen  thunlichst  zu  bewahren. 

Um  dies  thun  zu  können,  muss  man  ihm  die  Gelegenheit  auch  dadurch 
bieten,  dass  er  jenen,  die  mit  seiner  Bewilligung  ihr  Geschäft  ausüben,  falls 
dieselben  an  solchen  Umtrieben  teilnehmen,  die  Lizenz  entziehen  könne.  Strikt 
umschriebene  Durchführungen,  Instruktion  und  streng  gehandhabte  Disziplin 
werden  verhindern,  dass  die  untergebenen  Organe  mit  der  vom  Gesetze  zu  er- 
langenden Ermächtigung  Missbrauch  treiben  können. 

Jene  Bestimmung  des  gegenwärtigen  Paragraphen,  welche  nach  dem  Tode 
des  Unternehmers  der  Witwe  die  Fortsetzung  des  Geschäftes  erleichtert,  ist 
damit  motiviert,  dass  der  ohne  Stütze  zurückgebliebenen  Familie  Gelegenheit 
geboten  wird,  ihre  Existenz  fristen  zu  können. 

Die  Behörden,  welche  auf  die  Entscheidung  dieser  Fragen  eine  Ingerenz 
ausüben,  sind  aus  den  erwähnten  Gründen  dieselben  wie  die,  welche  die  durch 
diesen  Entwurf  geregelten  übrigen  Angelegenheiten  erledigen.  Zur  Entziehung 
der  Lizenz  ist  auch  der  Gemeindevorstehung  das  Begünstigungsrecht  deshalb 
verliehen,  weil  die  Mitglieder  derselben  sehr  leicht  in  der  Lage  sein  können, 
dass  sie  die  hier  behandelten  Missbräuche  in  erster  Reihe  wahrnehmen. 

Der  dritteAbschnitt  spricht  von  jenen  Leistungen,  welche  auf  Grund 
des  gegenwärtigen  Entwurfes  die  Unternehmer  dem  Aerar  gegenüber  zu  er- 
füllen haben. 

Laut  §  11  müssen  sowohl  diejenigen,  die  Getränksausschank,  als  auch 
diejenigen,  die  den  Vei-schleiss  im  kleinen  ausüben,  eine  in  einem  ständigen 
jährHchen  Betrage  festzustellende  Schankgebühr  und  eine  der  Art  und  Quantität 
der  ausgeschenkten  Spirituosen  angemessene  Schankgefällesteuer  entrichten. 

Da,  wo  ich  von  der  Motivierung  dieses  Entwurfes  im  allgemeinen  ge- 
sijrochen,  habe  ich  bereits  betont  und  auch  den  Grund  angegeben,  und  die  nun 
folgenden  detaillierten  Verfügungen  werden  dasselbe  beweisen,  dass  dieser  Ent- 
wurf das  Hauptgewicht  auf  die  Schanksteuer  legt  und  bezweckt,  dass  einen 
grossen  Teil  der  aus  dem  Schankgefälle  erwarteten  Staatseinnahmen  jene  Steuer 
liefern  solle.  Trotzdem  ist  aber  auch  die  in  ständigen  jährlichen  Beträgen  fest- 
zustellende Lizenzgebühr  notwendig  deshalb,  damit  jene  Unverhältnismässig- 
keiten  und  die  bei  der  Bemessung  sich  erweisenden  Ungleichheiten,  welche  selbst 
bei  der  sorgfältigsten  Manipulation  der  Steuer  kaum  vermieden  werden  können, 
wenigstens  einigennassen  mit  der  Gebühr  ausgeglichen  werden  können. 

Der  Entwurf  behandelt  zunächst  die  Schankgebühr,  und  §  12  stellt  die 
Klassen  fest,  in  welche  die  verschiedenen  Städte  und  Gemeinden,  sowie  nach 
den  verschiedenen  Verhältnissen  der  einzelnen  Geschäfte  jede  derselben  einzu- 
reihen ist.  In  dieser  Beziehung  muss,  wie  dies  auch  im  Entwürfe  ausgedrückt 
erscheint,  Budapest  eine  Sonderstellung  einnehmen,  und  zwar  nicht  bloss  des- 
halb, weil  es  viele  Geschäfte  hat,  die  einen  verhältnismässig  höheren  Gebühren- 
satz ertragen  wie  die  Geschäfte  welcher  Provinzstadt  immer,  sondern  auch 
deshalb,  weil  unter  diesen  Geschäften  die  Abstufungen  sehr  gross  sind,  weshalb 
auch  viel  abneigende,  von  dem  höchsten  bis  zum  niedrigsten  reichende  Gebühren- 
sätze festgestellt  werden  müssen. 

Bei  den  übrigen  Lokalitäten  kann  aus  ähnlichen  Gründen,  die  ich  dort, 
wo  von  der  Bestimmung  der  Anzahl  der  Wirtshäuser  die  Rede  war,  angeführt 
habe,  die  Anzahl  der  Einwohner  aliein  nicht  massgebend  sein,  sondern  wenig- 
stens jene  allgemein  bekannten  und  überall  in  gleicher  Weise  wirkenden  Faktoren, 
welche  die  Verhältnisse  der  FJxistenzmöglichkeit,  die  Lebhaftigkeit  des  Verkehrs 
und  der  Kommunikation  beeinflussen  können. 

Mit  Berücksichtigung  aller  dieser  Umstände  wurde  der  grösste  der  Ge- 
bührensätze in  der  Hauptstadt  mit  500,  der  kleinste  mit  50  fl.,  in  den  übngen 
Städten  und  Gemeinden  wurde  der  grösste  mit  100,   der  kleinste  Gebührensatz 
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mit  10  fl.  festgestellt.     Und   auch  diese  Sätze  zahlen   die  im  Punkte  1  des  §  4' 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  angeführten  Unternehmer  in  ihren  vollen  Beträgen, 
die  übrigen  in  den  Punkten  2 — 5  erwähnten  Unternehmer  aber  zahlen  bloss  ein 
oder  mehrere  Fünftel  der  Gebühr  entsprechend   den  Anforderungen   der  Billig-1 
keit,  je  nachdem  ihr  Geschäft  seiner  Natur  nach  mit  mehr  oder  weniger  Gewinn 
verbunden  ist. 

Jeder  dieser  Sätze  vsdrd  eine  verschwindend  geringe  Last  denjenigen  Ge- 
schäften auferlegen,  auf  die  er  angewendet  werden  wird,  und  die  Belastung  wirf 
samt  der  Schanksteuer  namentlich  hinsichtlich  des  Ausschankes  noch  immer  ge-^ 
ringer  sein,  als  was  bisher  dem  zum  Getränkeausschank  Berechtigten  bezahlt  wurde. 

Die  auf  die  Entrichtung  der  Schankgebühr  der  während  der  Fälligkeits- 
perioden entstehenden  Unternehmungen  bezüglichen  Verfügungen  können  be- 
züglich der  Verpflichteten  billig  genannt  werden,  denn  sie  werden  nur  in  Ge- 
mässheit  der  Dauer  des  Betriebes  des  Geschäftes  zur  Entrichtung  der  Gebühr 
für  die  jährliche  Lizenz  verpflichtet. 

§  13  betraut  mit  der  Feststellung  der  Gebühr  die  mit  den  lokalen  Ver- 
hältnissen vertrauten  Sachverständigen.  §  14  bestimmt  die  Art,  auf  welche, 
beziehungsweise  die  Grenzen,  innerhalb  welcher  die  entsendete  Kommission  wirkt. 

Diese  Beschränkung  bezieht  sich  nur  auf  die  Gastwirte  und  auf  andere 
mit  dem  Getränkeausschank  sich  Beschäftigenden.     (Punkt  1  des  §  4.) 

Diese  liefern  und  diese  sind  auch  im  stände  zu  liefern  den  grössten  Teil 
des  aus  der  Gebühr  erwarteten  Erträgnisses.  Die  Grenze,  unter  die  man  nicht 
gehen  darf,  ist  sehr  niedrig;  bei  Bestimmung  derselben  geht  der  Entwurf  von 
der  Annahme  aus,  dass  in  den  Städten  und  Gemeinden  auf  je  500  Seelen  wenig- 
stens ein  Wirtshaus  entfällt,  und  dass  die  Gastwirte  im  Durchschnitt  die  mittel- 
grosse Gebühr  zu  entrichten  im  stände  sind.  Dies  muss  mit  Hinweis  auf  die 
auch  sonst  niedrigen  Sätze  für  eine  so  geringe  Forderung  erklärt  werden,  gegen 
die  niemand  eine  Beschwerde  erheben  kann.  Aber  umgekehrt  muss  auch  der 
Staat  auf  das  faktische  Einfliessen  des  auf  dieser  Grundlage  zu  erwartenden 
Erträgnisses  mit  Bestimmtheit  rechnen,  weshalb  er  in  solchen  Gemeinden,  wo 
die  Anzahl  der  Unternehmer  eine  geringe  ist,  die  Erhöhung  der  Gebühr  über 
die  bemessene  Quantität  fordern  kann  in  dem  Falle,  wenn  bei  Anwendung  der 
normalen  Sätze  die  auf  eine  ganze  Gemeinde  festgestellte  Minimalsumme  nicht 
herauskommen  sollte. 

Bezüglich  der  übrigen  Unternehmer  (Punkt  2 — 5  des  §  4)  ist  die  Bemessungs- 
kommission bei  Bemessung  der  Gebühr  deshalb  an  keinerlei  solche  Grenzen  ge- 
bunden, weil  die  Summe  der  von  diesen  zu  envartenden  Gebühr  geringer  ist, 
als  dass  deshalb  eine  derartige  Verfügung  als  gerechtfertigt  erscheinen  würde. 
§  15,  wonach  die  Arbeiten  der  Bemessung  nicht  in  jedem  Jahre  verrichtet 
werden  müssen,  bestimmt  die  Gültigkeit  derselben  für  drei  Jahre  fest  als  für 
eine  solche  Zeit,  während  welcher  die  Geschäftsverhältnisse  in  der  Regel  keine 
grossen  Veränderungen  durchzumachen  pflegen. 

Dieser  Paragraph  bestimmt  femer  die  Modalitäten  der  Zahlung  und 
schliesslich  die  Behörden,  an  welche  die  mit  der  Bemessung  nicht  zufriedene 
Partei  appellieren  kann. 

Die  definitiv  festgestellte  Gebühr  kann  innerhalb  der  bestimmten  drei 
Jahre  laut  §  16  die  Finanzdirektion  nur  dann  ändern,  wenn  der  Charakter  oder 
der  Ort  des  fraglichen  Geschäftes  sich  ändert.  Hiemiit  ist  den  Anforderungen 
der  Billigkeit  auch  in  solchen  Fällen  Genüge  gethan,  und  kann  aus  der  für  drdi 
Jahre  im  voraus  erfolgenden  Feststellung  für  die  Gebührenverpflichteten  kaum 
ein  Nachteil  erwachsen. 

Die  §§  17 — 40  des  Entwurfes  behandeln  die  Schanksteuer,  und  zwar  setzt 
§  17  fest,  wieviel  jeder  dei*  im  §  4  angeführten  Unternehmer  nach  den  in  Ver- 
kehr gebrachten  geistigen  Flüssigkeiten   an  Schanksteuer  zu   entrichten  hat. 

Diese  Schuldigkeit  wird  nach  jedem  Hektoliter  von  Wein  und  Bier  mit- 
2  fl.,  nach  den  gebrannten  geistigen  Flüssigkeiten  aber  unter  Zugrundpi egung 
dessen,  dass  jeden  Hektolitergrad  Spiritus  eine  Steuer  von  15  kr.  belasten  soll, 
nach  deren  verschiedenem  Gradgehalte  und  verschiedener  Qualität,  Feinheit  mit 
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verschiedenen  Summen  bestimmt.  Diese  letzteren  Rücksichten  werden  bei  Wein 
und  Bier  ausser  acht  gelassen,  1.  weil  namentlich  im  Wege  des  Ausschankes  nicht 
soviel  von  dieser  feineren  und  gehaltvolleren  Ware  konsumiert  wird,  dass  es  sich 
lohnen  vnirde,  verschiedene  Schanksteuersätze  festzustellen,  und  weil  die  Bestim- 
mung dieser  Eigenschaften  in  den  einzelnen  Fällen  mit  grossen  und  den  Verkehr 
lähmenden  Hindernissen  verbunden  wäre.  Das  Gegenteil  ist  bei  den  gebrannten 
geistigen  Flüssigkeiten  der  Fall;  deren  Gradgehalt  und  Feinheit  ist  beim  Konsum, 
wie  auch  aus  den  Unterscheidungen  des  §  17  ersichtlich,  sehr  verschiedenartig, 
und  die  Belastung  so  verschiedener  Getränke  mit  einem  gleichen  Steuersatze  wäre 
ungerecht  und  in  der  Praxis  mit  unabsehbaren  Unzukömmlichkeiten  verbunden. 

Bei  der  Bestimmung  der  Höhe  der  Steuersätze  war  in  erster  Linie  mass- 
gebend, dass  das  Schankgefälle  möglichst  soviel  tragen  soll,  dass  es  die  zur 
Verzinsung  und  Amortisation  des  zur  Entschädigung  notwendigen  Kapitals  er- 
forderlichen Summen  ergebe.  In  zweiter  Linie  musste  man  bei  Feststellung  der 
Schanksteuersätze  der  verschiedenen  Getränke  auf  die  Produktions-  res]}.  Her- 
stellungs-Konsumverhältnisse  dieser  Getränke  und  auf  die  Wirkung  des  Konsums 
hinsichtlich  der  öffentlichen  und  Privatinteressen  Rücksicht  nehmen.  Und  darum 
wurde  aus  dem  Gesichtspunkte  der  möglichsten  Förderung  der  Interessen  der 
Weingartenbesitzer  wie  auch  aus  öffentlichem  Gesichtspunkte  die  Schanksteuer 
nach  Wein  in  viel  geiingerem  Masse  fixiert,  als  sie  ihn  heute  belastet.  Bei 
dieser  geringeren  Belastung  nahm  ich  auch  darauf  Rücksicht,  dass  der  Wein 
unter  sämtlichen  geistigen  Geti'änken  dasjenige  ist,  dessen  Konsum  der  mensch- 
lichen Gesundheit  und  Arbeitsfähigkeit  meistens  vorteilhaft  ist  und  in  den  relativ 
seltensten  Fällen  die  geringste  Verheerung  in  den  moralischen  und  materiellen 
Verhältnissen  des  Volkes  verursacht. 

Der  Bierkonsum  und  demgemäss  auch  die  Biererzeugung  ist,  verglichen 
mit  den  Verhältnissen  anderer  Staaten,  wenn  wir  auch  noch  beräcksichtigen, 
dass  wir  ein  weinerzeugender  und  -konsumierender  Staat  sind,  sehr  zurück- 
geblieben; namentlich  einige  leichtere  Biersorten,  die  anderwärts  stark  kon- 
sumiert werden,  fehlen  bei  uns  gänzlich  im  Verkehr.  Die  Interessen  des  Staates 
und  der  Landwirtschaft  treten  entschieden  dafür  ein,  dass  die  Biererzeugung 
und  der  dieselbe  emiöglichende  Konsum  erhöht  werde.  Das  wären  die  Argumente, 
welche  die  möglichst  niedrige  Fixierung  der  Schanksteuersätze  nach  Wein  und 
Bier  empfehlen.  Allein  auch  bei  Fixierung  des  Satzes  nach  Spiritus  konnte  ich 
nicht  ausser  acht  lassen,  dass  die  Spirituserzeugung  einen  nicht  minder  wich- 
tigen Faktor  der  Landwirthschaft  und  des  Staatshaushaltes  bildet,  wobei  wir 
nicht  vergessen  dürfen,  dass  unter  den  auf  die  Erzeugung  und  den  Konsum  der 
geistigen  Getränke  in  neuerer  Zeit  gelegten  Steuern  diejenige  nach  gebrannten 
geistigen  Flüssigkeiten  die  höchste  und  schwerste  ist.  Alle  diese  Gründe  vor 
Augen  gehalten,  glaube  ich  auch  hinsichtlich  des  Spiritus  keinen  höheren  Steuer- 
satz als  den  in  Vorschlag  gebrachten  von  15  fl.  für  den  absoluten  Hektoliter 
empfehlen  zu  dürfen. 

Der  §  1-5  erhält  auch  hinsichtlich  der  Schanksteuer  den  Unterschied,  der 
hinsichtlich  der  Konsumsteuer  zwischen  den  off"enen  und  geschlossenen  Städten 
besteht,  und  gestattet,  dass  in  Zukunft  Städte,  die  grösser  sind  und  einen  leb- 
hafteren Verkehr  besitzen,  in  geschlossene  Städte  umgestaltet  werden  können. 
Dies  geschieht  darum,  weil  dies  der  einzige  Modus  ist,  bei  dessen  Anwendung 
man  sich  am  schwersten  der  Steuer  entziehen  kann,  diese  jedennann  gleich- 
massig  belastet,  und  deshalb  ist  die  Einführung  dieser  Modalität  überall  dort 
wünschenswert,  wo  dies  die  Rücksicht  auf  die  Kosten  gestattet. 

Die  §§  19 — 24  handeln  von  der  Einhebung  der  Schanksteuer  in  geschlossenen 
Städten.  Diese  Verfügungen  sind  nach  der  Natur  der  Sache  im  Wesen  überein- 
stimmend mit  jenen,  welche  sich  auf  die  Einhebung  der  Wein-  und  Fleisch- 
verzehrungssteuer  in  solchen  Orten  beziehen.  Besondere  Sorgfalt  wurde  bei 
Textierung  dieser  Bestimmungen  darauf  verwendet,  dass,  ausserdem  dass  die 
Interessen  des  Staates  durch  Sicherung  des  Einschliessens  der  Steuer  möglichst 
gewahrt ,  jene ,  die  sich  mit  der  Erzeugung  feinerer  geistiger  Getränke ,  Likör, 
Rum  u.  s.  w. ,  beschäftigen,   die   mit  Wein  und    anderen    geistigen    Getränken 
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Handel  treiben,  in  ihrem  Gewerbe  keine  Schädigung  erleiden,  ja  dass,  soweit 
als  möglich,  ihre  Interessen  in  jeder  Richtung  gefördert  werden  sollen.  Zufolge 
der  Würdigung  dieser  Interessen  wurden  in  die  Vorlage  die  Verfügungen  über 
das  Calo,  über  die  Abschreibung  der  Steuer  nach  Spiritus,  der  das  Tei-ritorium 
der  geschlossenen  Stadt  verlässt,  über  die  Kreditierung  der  Steuer  u.  s.  w.  auf- 
genommen. 

Die  §§  25 — 39  verfügen  über  die  Einhebung  der  Schanksteuer  in  offenen 
Städten.  Auch  bei  Vorschlagung  dieser  Verfügungen  konnte  man  nicht  die 
Aehnlichkeit  ausser  acht  lassen,  welche  zwischen  der  Wein-  und  Bierverzehrungs- 
und der  Schanksteuer  besteht.  Demgemäss  mussten  auch  hinsichtlich  der  Sicher- 
stellung und  Einhebung  der  Schanksteuer  in  offenen  Orten  beinahe  dieselben 
Verfügungen  in  Vorschlag  gebracht  werden,  die  in  betreff  der  vorgenannten 
Steuern  schon  in  Gesetzeskraft  erwachsen  sind. 

Dies  musste  um  so  eher  geschehen,  weil  —  wie  aus  dem  Gesagten  er- 
sichtlich —  zur  Einhebung  und  Sicherung  der  Schanksteuer  dieselben  Individuen 
berufen  sein  werden,  welche  die  Vei'zehrungssteuem  manipulieren,  und  weil  die- 
selben Individuen  —  ja  selbst  die  Steuerzahler  —  bei  ähnlichen  Dingen  zu 
verschiedenem  Vorgehen  zu  verhalten  mit  zahlreichen  Unliebsamkeiten  ver- 
bunden wäre. 

Zwischen  den  beiden  einander  ähnlichen  Steuern  gibt  es  einzelne  Unter- 
schiede, welche  auch  auf  den  Modus  der  Auswerfung  und  Sicherung  einwirken 
und  welche  ergeben,  dass  sie  von  dem  Vorgehen  bei  der  Wein-  und  bei  der 
Fleischkonsumsteuer  nach  der  einen  oder  anderen  Richtung  abweichen. 

Dieser  Unterschied  besteht  hauptsächlich  darin,  dass  die  Schanksteuer 
von  jenen  eingehoben  wird,  welche  sich  mit  dem  Ausschank  und  dem  Detail- 
verkauf der  geistigen  Getränke  befassen.  Dies  verursacht,  dass  das  Aerar  die 
Einhebung  direkt  von  den  einzelnen  Unternehmern,  also  ohne  Vermittler,  auch 
in  sehr  vielen  solchen  Fällen  durchführt,  in  welchen  die  Weinkonsumsteuer  mit 
grösserem  Vorteile  im  Wege  der  Vennittler  eingetrieben  werden  könnte. 

Unter  den  Eintreibungsmodalitäten  muss  von  den  Organen  des  Aerars 
im  Sinne  des  Entwurfs  in  erster  Linie  immer  diejenige  gewählt  wei'den,  welche 
die  Steuer  im  Wege  der  Pauschalierung  sichert.  An  den  steuerpflichtigen  Par- 
teien steht  es,  die  Gelegenheit  zu  benutzen  und  sich  mit  dem  Aerar  hinsichtlich 
der  Pauschalsumme  zu  einigen.  Mit  ein  wenig  gutem  Willen  von  selten  der 
Parteien  wird  dies  meistens  gelingen,  und  es  wird  hierdurch  die  Notwendigkeit 
entfallen,  dass  das  Aerar  jenen  Einhebungsmodus  wähle,  welchen  die  Fest- 
stellung der  in  Verkehr  gebrachten  Quantitäten  der  geistigen  Getränke  von 
Fall  zu  Fall  erheischt.  Damit  sind  ferner  auch  jene  häufig  vorkommenden,  mit 
Aergemis  und  Belästigung  verbundenen  Vorkehrungen  vermieden,  welchen  bei 
einer  derartigen  Feststellung  des  Konsums  sonst  nicht  ausgewichen  werden  kann. 

Uebrigens  ist  selbst  bei  diesen,  nur  im  allerletzten  Falle  anzuwendenden 
Vorschriften  auf  die  Interessen  der  Steuerzahler  und  des  Verkehrs  Rücksicht 
genommen;  der  Entwurf  ist  in  dieser  Beziehung  bis  zu  jener  Grenze  gegangen, 
deren  Ueberschreitung  mit  der  Gefährdung  der  berechtigten  Interessen  des 
Aerars  verbunden  wäre. 

Von  den  Modalitäten  zur  Sicherung  der  Schanksteuer  redend,  muss  ich 
noch  erwähnen,  dass  die  unter  diesen  Modalitäten  fungierende  Pachtung  im 
Sinne  der  deutlichen  Verfügung  des  Entwurfes  den  Pächter  nur  dazu  ermächtigt, 
von  den  den  Ausschank  und  Detailverkauf  der  geistigen  Getränke  betreibenden 
Personen  die  Schanksteuer  einzuheben,  nicht  aber,  wie  bisher,  zur  Ausübung 
des  Schankrechtes  im  allgemeinen  und  auch  nicht  dazu,  dass  er  den  Gastwirt 
oder  die  anderen  Unternehmer  zum  Ausschänke  seiner  eigenen,  nämlich  des 
Pächters,  Weine  verpflichte. 

Der  vierte  Abschnitt  befasst  sich  unter  dem  Titel  , Allgemeine  Be- 
stimmungen" vornehmlich  mit  der  Aufzählung  jener  Verfügungen,  welche  die 
diese  Steuennanipulation  behandelnden  Statutpunkte  mit  anderen  ähnlichen 
Vorschriften  in  Verbindung  bringen;  femer  nennt  er  jene  Verfügungen,  welche 

406 


Motivenbericht  zum  Gesetzentwurf  über  das  staatliche  Schankgefälle.  407 

bei  jeder  Steuermanipulation  mit  Rücksicht  auf  die  Interessen  des  Staates  vom 
allgemeinen  Standpunkt  nötig  sind. 

Die  Abteilungen  40—48  enthalten  sämtlich  solche  Bestimmungen,  welche 
bei  allen  ähnlichen  Steuermanipulationen  ins  Leben  gerufen  sind  und  ohne 
welche  eine  Steuermanipulation  überhaupt  kaum  denkbar  wäre. 

Die  die  Modalitäten  der  Schankgebühren-  und  -Steuereintreibung  im 
Konkursfalle  und  die  Verjährung  regelnden  Bestimmungen  können  in  der  That 
die  nämlichen  sein,  wie  bei  anderen  Gebühren  und  Steuergattungen,  und  es  ist 
kein  Grund  vorhanden,  welcher  ein  Abweichen  von  diesen  allgemein  in  Giltig- 
keit  befindlichen  Verfügungen  erheischen  würde  (§§  43 — 44). 

Wie  bei  jeder  Konsumsteuer  sind  auch  bei  der  ihr  ähnlichen  Schank- 
steuer  alle  jene  Daten,  welche  sich  auf  die  Herstellung  der  zu  besteuernden 
Artikel  beziehen,  von  besonderer  Wichtigkeit,  und  es  ist  daher  die  Verfügung 
nötig,  dass  alle  sich  mit  der  Herstellung  solcher  Artikel  befassenden  Fabriken, 
sowie  die  den  Transport  besorgenden  Unternehmungen  die  einschlägigen  Daten, 
welche  bei  ihnen  ohnedies  zusammengestellt  sind  und  wodurch  ihnen  folglich 
keine  neue  Mühe  erwächst,  den  Finanzbehörden,  soweit  dies  dieselben  wünschen, 
zur  Verfügung  stellen  (§  45). 

Die  Finanzorgane  haben,  wenn  sie  bei  den  in  Rede  stehenden  Unter- 
nehmern Unregelmässigkeiten  beobachten,  schon  um  dieselben  genau  konsta- 
tieren zu  können,  schleunigst  Verfügungen  zu  treffen. 

Bei  derartigen  Verfügungen  sind  die  übi'igen  Behörden  als  Zeugen,  nicht 
selten  auch  zum  Schutze  nötig,  aus  welchem  Grunde  in  den  Entwurf  auch  Be- 
stimmungen dieser  Richtung  aufgenommen  wurden  (§  46). 

Das  Recht  der  mit  der  Aufsicht  der  Unternehmungen  betrauten  Organe, 
in  den  Geschäftslokalitäten  zu  erscheinen  und  in  die  auf  den  Betrieb  bezüg- 
lichen Schriften  Einsicht  zu  nehmen  (§  47),  entspringt  derart  der  Natur  der 
Sache,  dass  eine  nähere  Motivierung  als  überflüssig  erscheint. 

Der  §  48  gestattet,  den  zum  menschlichen  Genüsse  ungeeigneten  denatu- 
rierten Spiritus  steuerfrei  in  Verkehr  zu  bringen  aus  dem  Grunde,  weil  dieses 
Produkt  auch  von  allen  anderen  ähnlichen  Steuern  befreit  ist,  hauptsächlich 
aber  deshalb,  weil,  da  dieser  Sjjiritus  zum  menschlichen  Genüsse  ungeeignet  ist, 
jede  Basis  fehlt,  auf  welcher  die  Schanksteuer  Anwendung  finden  könnte. 

Denjenigen,  die  sich  mit  dem  Ausschank  beschäftigen,  ist  es  nicht  ge- 
stattet, auch  denaturierten  Spiritus  zu  verkaufen,  weil  es  in  diesem  Falle  oft 
unausweichlich  wäre,  unter  dem  Titel  denaturierter  Spiritus  auch  solchen  zum 
menschlichen  Genüsse  nicht  nur  ohne  Schanksteuer,  sondern  ohne  jede  Steuer- 
leistung in  Verkehr  zu  bringen. 

Auf  jene  hingegen ,  die  sich  mit  dem  Detailverkauf  von  Spirituosen  Ge- 
tränken befassen,  war  dieses  Verbot  nicht  auszudehnen,  weil  in  diesem  Falle 
zu  befürchten  wäre,  dass  in  kleinen  Gemeinden  überhaupt  kein  Platz  wäre,  wo 
man  naturalisierten  Spiritus  erhalten  könnte.  Um  aber  dennoch  den  fräher 
genannten  Unzukömmlichkeiten  womöglich  auszuweichen,  können  die  Detaü- 
verkäufer  der  Schanksteuer  bezüglich  des  denaturierten  Spiritus  nur  in  dem 
Falle  enthoben  werden,  wenn  sie  die  Anschaffung  des  naturalisierten  Spiritus 
rechtfertigen. 

Jene  Verfügung  des  §  49,  dass  in  solchen  Fällen,  wo  man  die  Erfahrung 
macht,  dass  infolge  Mangels  an  Konkurrenz  der  Preis  der  Spirituosen  Getränke 
höher  ist,  als  dies  durch  die  Verhältnisse  motiviert  ist,  kann  der  Finanzminister 
im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  des  Innern  den  höchsten  Preis  bestimmen 
in  Schlussfolge  der  Bestimmungen  der  Lizenz  und  jener  Massnahmen,  dass  den 
möglichen  Unzukömmlichkeiten  seitens  der  Unternehmer  die  Spitze  genommen 
werde. 

Die  im  §  50  des  Gesetzentwurfes  enthaltene  Massnahme  bezüglich 
Kroatiens  und  Slawoniens  ist  deshalb  notwendig,  weil  der  die  Entschädigung  ent- 
haltende Entwurf,  in  welchem  von  den  Massnahmen  dieses  Paragraphen  die 
Rede  ist,  in  Kroatien  und  Slawonien  keine  Gültigkeit  haben  wird,  die  Not- 
wendigkeit  aber   auch  dort   auftauchen  kann,   dass  zum  Zwecke  des  Regalien- 
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gefälles  das  eine  oder  andere  Wirtshauslokal  expropriirt  werden  soll.  Für 
solche  Fälle  wurden,  abweichend  von  den  Bestimmungen  des  Gesetzentwurfes 
über  Entschädigungen,  die  Bestimmungen  des  die  Expropriationen  behandelnden 
Gesetzes  unverändert  angenommen,  weil  dieses  Gesetz  auch  auf  den  Gebieten 
von  Kroatien  und  Slawonien  in  Gültigkeit  ist  und  so  die  Notwendigkeit  ent- 
fällt, wegen  der  voraussichtlich  wenigen  Fälle  von  Expropriationen  innerhalb  des 
Rahmens  dieses  Entwurfes  die  erschöpfendsten  Bestimmungen  eines  nach  vielen 
Richtungen  neuen  Vorgehens  zu  verhandeln. 

Der  §  51  bestimmt,  dass  wenn  in  Kroatien  und  Slawonien  ein  dem  in  Ungarn 
gleiches  Entschädigungsverfahren  acceptiert  wird,  aus  dem  Reingewinne  des 
Schankgefälles  in  Kroatien  soviel  zur  Entschädigung  der  Berechtigten  zu  über- 
lassen, als  der  Finanzminister,  einvernehmlich  mit  dem  Banus,  für  diesen  Zweck 
als  notwendig  erachtet. 

Das  Schankrecht  hat  in  sämtlichen  Ländern  der  ungarischen  Krone  und 
so  auch  in  Kroatien  und  Slawonien  ein  und  dieselbe  Basis.  Infolge  des  Schank- 
gefälles tritt  demnach  auch  dort  die  Notwendigkeit  der  Entschädigung  der  Be- 
rechtigten ein.  Die  Billigkeit  fordert  es,  dass  zu  diesem  Zwecke  auch  dort  in 
erster  Reihe  das  Einkommen  des  Schankgefälles  verwendet  werde.  Aber  ebenso 
billig  ist  die  Forderung,  dass  zu  diesem  Zwecke  das  Einkommen  nicht  nur 
genügend  sei,  sondern  dass  die  Berechtigten  hier  wie  dort  auf  gleicher  Basis 
stehen,  auf  Kosten  des  Staatsschatzes  die  Berechtigten  in  Kroatien  und  Sla- 
wonien nicht  grösserer  Vorteile  teilhaftig  werden  wie  die  übrigen  Berechtigten 
des  Reiches,  oder  dass  die  Entschädigung  überall  auf  gleicher  Grundlage  ge- 
schehen soll. 

Bezüglich  der  ziffermässigen,  endgültigen  Feststellung  der  Entschädigungs- 
summe nehmen  der  Finanzminister  und  der  Banus  von  Kroatien  gleichen  Ein- 
fluss;  dieselbe  ist  nur  nach  Genehmigung  des  gemeinsamen  Reichstages  eine 
endgültige,  gesetzeskräftige;  dies  bietet  genügend  Gewähr  dafür,  dass  keine  Ver- 
letzung der  Interessen  einer  Partei  zu  befürchten  ist. 

Der  fünfte  Abschnitt  behandelt  in  speziellen  Paragraphen  die  Ueber- 
gangsbestimmungen . 

Die  üebergangsmassnahmen  sind  deshalb  notwendig,  weil  auf  dem  ganzen 
Gebiete  des  Landes  seit  Jahrhunderten  auf  einer  Grundlage  ein  durch  Privat- 
personen geübtes  Recht  für  die  Zukunft  auf  anderer  Grundlage  in  die  Verwaltung 
des  Aerars  übergeht  und  teilweise  unmittelbar  auch  durch  andere  Personen,  bei 
anderen  Gegenleistungen  thatsächlich  ausgeübt  werden  wird,  wie  dies  bisher 
geschehen  ist. 

Eine  solche  in  vielen  Richtungen  gründliche  und  tief  wirkende  Veränderung 
würde  ohne  Uebergang  gi'osse  Erschütterungen  im  Gefolge  haben,  dei'en  Preis 
voraussichtlich  das  Aerar  bezahlen  würde.  Um  all  dem  die  Spitze  zu  benehmen, 
waren  provisorische  Üebergangsmassnahmen  notwendig. 

Der  §  52  verpflichtet  jene,  welche  nach  dem  Insl ebentreten  des  Gesetzes 
ihr  bis  dahin  ausgeübtes  Geschäft  fortzusetzen  wünschen,  in  kurzer  Zeit  die 
hierauf  bezügliche  Lizenz  zu  erlangen.  Dafür,  dass  niemand  ohne  dringenden 
Grund,  wenigstens  während  der  ersten  Uebergangszeit,  des  Broterwerbes  be- 
raubt werde,  sorgt  dieser  Entwurf  an  anderer  Stelle,  vornehmlich  im  §  8.  Die 
hier  angeordnete  Verpflichtung  zur  Gewinnung  einer  Lizenz  zielt  hauptsäch- 
lich darauf  ab,  dass  die  Finanzbehörde  Kenntnis  erlange  von  jedem  gebühren- 
und  steuerpflichtigen  Unternehmen,  und  dass  keines  derselben  ohne  genügende 
Aufsicht  bleibe. 

Die  im  §  53  aufgenommene  Massnahme  ist  deshalb  notwendig,  weil  die 
Verträge  sowohl  bezüglich  der  Entschädigung  der  Berechtigten  als  der  Nutz- 
barmachung des  Gefälles  wichtige  und  sehr  wertvolle  Daten  enthalten,  und  es 
ist  kein  Grund  vorhanden,  wegen  dessen  man  den  Staat  der  Benutzung  dieser 
Daten  berauben  müsste. 

Die  Verfügung  des  §  54  findet  ihre  Erklärung  in  dem  allgemein  ange- 
nommenen Charakter  gesetzlicher  Anordnungen. 
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Das  Gesetz  ordnet  die  Einführung  des  Scliankgef alles  an,  und  infolge 
dieses  Gesetzes  können  die  Betreffenden  ihre  Schankrechte  nicht  üben.  Unter 
solchen  Umständen  kann  derjenige,  der  die  Ausübung  dieses  Rechtes  pachtet, 
keinen  Entschädigungsanspruch  erheben.  Und  nicht  etwa,  weil  das  Aerar  hierzu 
rechtlich  gezwungen  werden  könnte,  sondern  lediglich  aus  Billigkeitsrücksichten 
gewährt  die  Vorlage  den  Pächtern  die  Begünstigung,  dass  ihre  Pachtverträge 
den  Vorzug  vor  jenen  haben,  welche  andere  Unternehmer  offeineren. 

Ist  indessen  das  Schankrecht  mit  Grundbesitz  zusammen,  zu  dessen  Apper- 
tinenz  es  gehört,  in  einem  Vertrage  verpachtet  worden,  so  kann  man  aus  dem 
Aufhören  des  Schankrechtes  keinen  Schluss  darauf  ziehen,  dass  der  ganze  Vertrag 
aufgelöst  und  auch  hinsichtlich  des  Grundbesitzes  hinfällig  werde.  Indem  die  Vor- 
lage dies  deutlich  sagt,  gibt  sie  nur  einer  Sache  entschiedenen  Ausdruck,  die 
sich  aus  den  gesamten  Verhältnissen  von  selbst  ergibt. 

Die  Bestimmung  des  §  55,  dass  der  Finanzminister  die  Schankgebühr 
in  den  drei  ersten  Jahren  herabsetzen  kann,  ist  hauptsächlich  dort  berechtigt, 
wo  das  Schankrecht  von  sehr  vielen  Eignern  in  der  Regel  selbst  ausgeübt  wurde, 
und  es  erscheint  nicht  billig,  dieselben  dieser  Uebung  in  der  Uebergangszeit 
dadurch  zu  berauben,  dass  man  bei  ihnen  im  Vergleich  zu  ihren  Verhältnissen 
unvergleichlich  hohe  Gebührensätze  anwendet. 

§  56  bezweckt,  dass  durch  die  Anhäufung  steuerfrei  angeschaffter  Artikel 
in  grossen  Quantitäten  vor  Inslebentreten  des  Gesetzes  die  Wirkung  des  Gesetzes 
nach  dessen  Inslebentreten  für  längere  Zeit  nicht  beeinträchtigt  werde. 

§  57  sorgt  dafür,  dass  in  solchen  Fällen  eine  Erstreckung  zur  Bezahlung 
der  Steuer  gewährt  werden  könne  und  die  Ertragung  der  neuen  Steuer  so  leicht 
als  möglich  gemacht  werde. 

§  58  enthält  die  notwendigsten  und  wichtigsten  Uebergangsbestimmungen. 

Es  sind  viele  Fälle  möglich,  da  entweder,  weil  keine  Daten  liinsichtlich 
des  Konsums  vorliegen,  oder  weil  bei  der  neuen,  unbekannten  Belastung  sich 
kein  Unternehmer  unter  entsprechenden  Bedingungen  findet,  das  Zweckmässigste 
ist,  bei  dem  jetzigen  Ausnützungsmodus  zu  bleiben  und  das  Schankrecht  zu 
verpachten. 

Wenn  es  auch  nicht  notwendig  ist,  so  sprechen  doch  Billigkeitsgründe  für 
die  Verpachtung  auch  in  einem  anderen  Falle.  In  Gemässheit  der  gleichzeitig 
eingereichten  Entschädigungsvorlage  bildet  die  Grundlage  der  Entschädigung 
das  als  Steuerbasis  festgesetzte  Einkommen.  Auch  ist  der  Fall  möglich,  dass  die 
Feststellung  der  Steuer  nicht  unter  Mitwirkung  des  heutigen  Berechtigten, 
sondern  unter  der  seines  Rechtsvorgängers  oder  Vertreters,  oder  überhaupt  ohne 
Hinzuthun  der  Interessenten  erfolgte,  und  zwar  in  einer  Weise,  dass  das  Erträgnis 
viel  niedriger  angesetzt  wurde,  als  es  thatsächlich  war,  und  dass  der  Berechtigte 
demgemäss  auch  eine  kleinere  Entschädigung  erhält,  als  er  sonst  erhielte. 

In  solchen  Fällen  den  Berechtigten  von  der  Verantwortung  und  deren 
Folgen  vollkommen  loszuzählen,  ist  ganz  und  gar  unmöglich,  doch  besitzt  die 
Verfügung  einige  Billigkeit,  dass  unter  der  Verpflichtung,  das  als  Entschädigungs; 
basis  angenommene  Durchschnittserträgnis  und  eine  gewisse  Aufzahlung  (20) 
leisten  zu  wollen,  der  Berechtigte  das  Schankrecht  noch  sechs  Jahre  hindurch, 
d.  i.  eine  solche  Zeitlang  üben  könne,  welche  genügt,  um  ein  entsprechendes 
Erträgnis  zu  erzielen,  welches  ungefähr  dem  entspricht,  dass  unter  einer  solchen 
Form  das  nicht  besteuert  gewesene,  aber  thatsächlich  höhere  Erträgnis  bis  zur 
Höhe  von  27  Prozent  entschädigt  werde. 

Diese  Verfügung  musste  jedoch  an  die  Bedingung  geknüpft  werden,  dass 
der  Berechtigte  seine  Pachtlust  den  ärarischen  Organen  noch  in  einer  Zeit  an- 
melde, da  es  noch  nicht  zu  spät  ist,  für  andere  Modalitäten  der  Ausnutzung 
Sorge  zu  tragen. 

Die  Bedingungen  des  Auf  hörens  dieser  Begünstigung  können  keine  anderen 
als  jene  sein,  mit  deren  Eintreten  jede  Schankrechtslizenz  aufhört.  Zur  Ver- 
meidung späterer  Missverständnisse  bemerke  ich  hier  mit  Berufung  auf  Punkt  2 
§  4  der  Entschädigungsvorlage,  dass,  wer  im  Sinne  der  zitierten  Verfügung 
diese  Begünstigung   in  Anspruch  nimmt,    dass   seine   Entschädigungsforderung 
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abweichend  von  dem  Steuererträgnis  festgestellt  werde,  das  Recht,  den  hier 
beregten  sechsjährigen  Pachtvertrag  abzuschliessen,  verliert.  In  demselben  Falle 
ist  immer  nur  die  eine  oder  andere  Begünstigung  in  Anspruch  zu  nehmen,  denn 
es  wäre  nicht  nur  unbillig,  sondern  auch  ungerecht,  jene,  welche  mehr  minder 
grosse,  jedenfalls  aber  Fehler  oder  zum  mindesten  Unterlassungen  begangen 
haben ,  in  eine  eventuell  günstigere  Lage  zu  versetzen,  als  es  jene  sind,  die  in 
ihren  Verpflichtungen  gegenüber  dem  Staat  stets  anstandslos  vorgegangen  sind. 
Vom  Gesichtspunkte  einer  in  jeder  Richtung  besseren  und  leichteren  Ausnutzung 
ist  es  wünschenswert,  dass  in  den  Fällen  dieses  Paragraphen  jene,  welche  das 
Schankrecht  vertragsmässig  pachten,  eventuell  auch  dazu  berechtigt  werden 
können,  von  den  Detaüverkäufern  die  der  Schankgebühr  und  -Steuer  entsprechen- 
den Summen  einheben  zu  dürfen. 

In  den  §§  59—67  des  sechsten  Abschnittes  ist  von  den  Straf- 
bestimmungen die  Rede,  die  mit  den  in  den  Finanzgesetzen  enthaltenen 
identisch  sind. 

Der  siebente  Abschnitt  enthält  die  Schlussbestimmungen.  In  §  68 
wird  gesagt,  dass  in  allen  Fragen  bezüglich  des  Schankrechts  und  des  Detail- 
verkaufs, über  welche  die  Vorlage  nicht  verfügt,  die  bisherigen  Behörden  nach 
den  bisherigen  Vorschriften  zu  entscheiden  haben.  Es  war  dies  aus  dem  Grunde 
nötig,  weil  die  Vorlage  viele  wichtige  Verfügungen  nicht  enthält,  die  entweder 
in  ihren  Rahmen  nicht  passten  oder  in  anderen  Gesetzen  und  Vorschriften  be- 
reits Ausdruck  gefunden  haben.  Am  wichtigsten  sind  hiervon  die  Massregeln 
über  die  sanitäre  und  polizeiliche  Aufsicht.  Von  der  entsprechenden  Schaffung 
und  von  der  richtigen  und  pünktlichen  Anwendung  derselben  hängt  es  ab,  dass 
die  Zwecke,  welche  nicht  nur  in  finanzieller  Richtung,  sondern  auch  in  sonstigem 
Belange  von  öffentlicher  Wichtigkeit  mit  dieser  Vorlage  erreicht  werden  wollten, 
auch  thatsächlich  erreicht  werden  sollen.  Aus  diesem  Grunde  erweist  es  sich 
notwendig,  diese  Vorschriften  in  Gemässheit  der  in  vielen  Punkten  veränderten 
Verhältnisse  aufs  neue  festzustellen. 

Jene  Verfügung  des  Entwurfes,  dass  die  Beschlüsse  der  mit  dem  Voll- 
zuge der  sanitären  und  polizeilichen  Normen  betrauten  Behörden  den  Finanz- 
direktionen mitzuteilen  sind,  erscheint  d-adurch  motiviert,  dass  man  bei  der 
ganzen  Manipulation  der  Gefälle  jene  öffentlichen  Rücksichten,  deren  Geltend- 
machung von  diesen  Beschlüssen  abhängt,  beobachten  muss. 

Bezüglich  des  §  69  muss  ich  bemerken,  dass  die  Städte  nach  zwei  Rich- 
tungen Verfügungen  trafen,  welche  durch  die  Bestimmungen  dieses  Entwurfes 
berührt  werden  :  1.  bestimmten  sie  die  Modalitäten,  unter  welchen  der  Ausschank 
auf  ihrem  Territorium  im  Einklänge  mit  den  Bestimmungen  der  bestehenden 
Gesetze  und  Verordnungen  durch  einzelne  Unternehmer  ausgeübt  werden  kann; 
2.  bestimmten  sie  jene  Leistungen,  welche  wieder  diese  einzelnen  Unternehmer 
für  die  Ausübung  des  Schankrechts  zu  erfüllen  haben;  nicht  selten  wurden  diese 
letzteren  Bestimmungen  aber  derart  getroffen,  dass  diese  Leistungen  zusammen 
mit  den  auf  den  Konsum  der  verschiedenen  Getränke  ausgeworfenen  Gemeinde- 
steuern festgesetzt  wurden,  und  dass  jene  mit  diesen  auf  dieselbe  Art  und  Weise 
manipuliert  werden. 

Bezüglich  des  im  Punkte  1  erwähnten,  die  Modalität  der  Ausübung  nor- 
mierenden Vei'fahrens  wäre  es  wünschenswert,  dass  dasselbe,  insofern  es  in  der 
Zukunft  bestehen  kann,  auf  gleiche  Prinzipien  basiert  werde;  es  vrird  daher 
die  neuerliche  Umarbeitung  und  Bestätigung  dieser  Nonnen  nötig. 

Infolge  dieses,  noch  mehr  aber  infolge  des  von  der  Entschädigung  han- 
delnden Entwurfes  ist  es  unbedingt  nötig  zu  bestimmen,  wieviel  von  dem  Ein- 
kommen, welches  den  Gemeinden  aus  dem  Konsum  geistiger  Getränke  entspringt, 
auf  Grund  des  Schankregale-  und  wieviel  auf  Grund  des  Steuereinhebungsrechtes 
der  Stadt  eingehoben  wurde. 

Sowohl  im  Interesse  der  Entwicklung  der  Schank-  und  Konsumsteuer 
als  auch  in  dem  der  Regelung  der  Konsumverhältnisse  der  Städte  und  des  Auf- 
blühens der  Städte  überhaupt  ist  es  von  gleicher  Wichtigkeit,  dass  der  Konsum 
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geistiger  Getränke  ausser  den  durch  Gesetze  bestimmten  Steuern  mit  anderen 
Leistungen  und  zu  sehr  nicht  belastet  werde. 

Wenn  also  infolge  des  Haushalts  und  der  finanziellen  Verhältnisse  der 
Stadt  die  erwähnte  Belastung  bisher  das  erlaubte  Mass  überschritten  hat,  muss 
ein  Modus  und  Gelegenheit  gefunden  werden,  dass  diese  Lasten  vermindert  und 
die  städtischen  Einkünfte  aus  anderen  Quellen  ersetzt  werden;  für  die  Zukunft 
aber  muss  jeder  derartigen  Ueberlastung  vorgebeugt  werden. 

Um  jedem  Missverständnis  vorzubeugen,  erscheint  es  nötig,  hier  beson- 
ders zu  erklären,  dass  die  Schanksteuer  zu  jenen  Steuern  gehört,  nach  welchen 
Munizipal-  und  Gemeindezuschläge  nicht  eingehoben  werden  können. 

§  70  verfügt  über  die  Durchführung  des  auf  Grund  dieses  Entwurfes  zu 
schaffenden  Gesetzes. 

Jene  Gründe,  welche  ich  in  der  allgemeinen  Motivierung  in  der  Richtung 
vorgebracht  habe,  dass  die  endgültige  Regelung  der  Schankverhältnisse  eine 
unaufschiebbare  Forderung  all  jener  bildet,  die  in  diesen  Fragen  interessiert 
sind,  lassen  auch  das  als  wünschenswert  erscheinen,  dass  das  auf  Grund  dieses 
Entwurfes  zu  schaffende  Gesetz  in  all  seinen  Teilen  je  früher,  wenn  möglich 
schon  mit  Beginn  des  Jahres  1889  ins  Leben  trete ;  die  Zeit  bis  dahin  ist  aber 
viel  zu  kurz,  als  dass  alle  zur  Durchführung  des  Gesetzes  nötigen  Vorverfügungen 
getroffen  werden  könnten. 

Wenn  aber  das  Gesetz  ohne  diese  Vorverfügungen  ins  Leben  tritt,  kann 
das  Aerar  aus  dem  Schankgefälle  lange  Zeit  nicht  soviel  Nutzen  ziehen,  als 
es  bei  entsprechenden  Vorbereitungen  ziehen  kann  und  ziehen  muss,  wenn  der 
zur  Verzinsung  und  Tilgung  der  Entschädigungssummen  nötige  Betrag  aus  den 
Einnahmen  dieses  Gefälles  gedeckt  werden  soll. 

Es  ist  wünschenswert,  dass  diese  zwei  Intei'essen  vereinbart  werden,  und 
dies  sehe  ich  durch  die  Bestimmung  dieses  Paragraphen  erreicht. 

Das  Schankrecht  verbleibt  noch  ein  Jahr  auf  der  heutigen  Basis  bei  den 
bis  jetzt  Berechtigten. 

Hierdurch  gewinnen  die  Finanzbehörden  Zeit,  die  übrigen  Vorverfügungen 
zu  treffen,  dass  die  diesbezüglichen  Bestimmungen  des  Gesetzes  mit  Erfolg  durch- 
geführt werden;  anderseits  aber  können  auch  die  Berechtigten  keinen  Nach- 
teil erleiden,  denn  vorausgesetzt,  dass  das  Einkommen  des  Schankrechts  bei  den 
alten  Verwertungsmodalitäten  im  Uebergangsjahre  einigermassen  gelitten  hätte, 
wird  dies  jetzt  dadurch  paralysiert,  dass 

1.  die  Straf bestimmungen  des  (^esetzes  schon  am  1.  Januar  1889  ins 
Leben  treten; 

2.  dass  infolge  dieser  Verfügung  Verletzungen  des  Schankrechtes  Ge- 
fällsübertretungen bilden,  und  dass  in  diesen  die  Finanzbehörden,  beziehungs- 
weise Gerichte  vorgehen; 

3.  dass  auch  die  auf  den  Detailschank  bezüglichen  Bestimmungen  des 
Entwurfs  am  1.  Januar  1889  ins  Leben  treten  und  die  diesen  Verkauf  belastenden 
Steuern  den  Berechtigten  zukommen. 

In  betreff  jener  Verfügung  dieses  Paragraphen,  dass  die  auf  den  Klein- 
verschleiss  bezüglichen  Anordnungen  des  Entwurfes  schon  mit  1.  Januar  1889 
in  Wirksamkeit  treten,  bemerke  ich,  dass  sich  diese  Verfügung  nur  auf 
die  offenen  Gemeinden  bezieht,  in  denen  für  die  Dauer  des  Jahres  1889  die 
Schankgebühr  nach  dem  Kleinverschleiss  dem  Aerar,  die  Schanksteuer  aber  den 
gegenwärtigen  Regalberechtigten  gebühren  würde. 

In  den  geschlossenen  Städten  dagegen  würde  der  Kleinverschleiss  im 
Jahre  1889  mit  der  Schanksteuer  nicht  belastet  werden,  sondern  die  Klein- 
verschleisser  hätten  im  Jahre  1889  bloss  die  dem  Aerar  gebührende  Schank- 
gebühr zu  entrichten. 

Da  jedoch  dem  Entwürfe  gemäss  unter  die  Kleinverschleisser  auch  solche 
gehören,  welche  derzeit  in  geschlossenen  Städten  auch  dem  Regalberechtigten 
Leistungen  zu  entrichten  haben,  so  gedenke  ich,  damit  solche  Kleinverschleisser 
für  1889  nicht  zweifach,  nämlich  mit  staatlichen  und  städtischen  Regalleistungen, 
belastet  seien,  auf  Grund  der  am  Schlüsse  des  Paragraphen  angeguchten  Ermächti- 
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gung  derart  zu  verfügen,  dass  im  Jahre  1889  in  den  geschlossenen  Städten  mit 
der  Schankgebühr  nur  jene  Kleinverschleisser  belastet  werden,  welche  unter 
diesem  Titel  dem  Regalberechtigten  gegenüber  auf  Grund  der  bisherigen  Praxis 
zu  einer  ähnlichen  Leistung  nicht  verpflichtet  sind. 

Der  §  71  enthält  die  Yollzugsklausel. 

Schliesslich  bemerke  ich  bezüglich  jener  finanziellen  Erfolge,  welche  ich 
von  den  diesbezüglichen  Bestimmungen  des  Entwurfes  für  das  Staatsärar  envarte, 
dass  die  Schanksteuer  und  die  Schankgebühren  derart  festgesetzt  wurden,  dass 
dieselben  den  Konsum  mit  höheren  Abgaben  belasten,  als  auf  denselben  bei 
der  heutigen  Schankpraxis  im  allgemeinen  entfallen;  daher  hoffe  ich  für  die 
erste  Zeit  der  Durchfühi-ung  aus  dem  Schankgefälle  höchstens  so\'iel  Nutzen, 
als  zur  Verzinsung  und  Tilgung  des  Entschädigungskapitals,  ferner  zur  Deckung 
der  Manipulationskosten  des  Schankgefälles  erforderlich  ist;  und  auch  dai'über 
hege  ich  noch  Zweifel,  dass  dies  schon  im  ersten  Jahre  der  Uebemahme  in 
vollem  Umfange  zutreffen  werde ;  doch  bin  ich  überzeugt ,  dass  dies  je  eher 
der  Fall  sein  wird,  ja  ich  halte  auch  das  nicht  für  ausgeschlossen,  dass  später- 
hin, sobald  jene  Verfügungen  des  Gesetzentwurfes,  welche  die  Belastung  fortan 
verallgemeinern,  ihre  Wirkung  in  weiterem  Kreise  fühlbar  machen  werden,  sich 
für  das  Aerar  auch  ein  Einnahmeüberschuss  herausstellen  und  damit  jener 
Verlust,  welchen  das  Aerar  in  der  ersteren  Zeit  etwa  erleiden  sollte,  in  der 
Hinkunft  wieder  wettgemacht  werden  wird. 

Budapest,  15.  Oktober 
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Ungar.  Gesetz  über  die  infolge  des  Gesetzes  betreffend  das 
staatliche  Schankgefälle  zu  gewährende  Entschädigung. 

(Sanktioniert  am  26.  Dezember  1888.  —  Kundgemacht  in  der  Gesetzsamml.  am  28.  Dezember  1888.) 

I.  Abschnitt. 

Grundprinzipien. 

§  1.  Diejenigen,  welche  bisher  das  Schankrecht  ausübten,  haben  infolge 
des  Inslebentretens  des  Gesetzartikels  XXXV,  1888,  betreffend  das  staatliche 
Schankgefälle,  innerhalb  der  Schranken  des  gegenwärtigen  Gesetzes  (§  2)  und 
gemäss  der  Bestimmungen  desselben  Anspruch  auf  Entschädigung,  welche  aus 
dem  unter  Kontrolle  einer  zu  diesem  Zwecke  zu  entsendenden  Konunission 
stehenden  Erträgnisse  des  im  Sinne  des  zitierten  Gesetzartikels  zu  verwertenden 
Schankgefälles  und,  insofern  dieses  Erträgnis  aus  irgend  welchem  Grunde  un- 
zureichend wäre,  aus  dem  Staatsschatze  zu  decken  ist. 


§  2.     Entschädigung  ist  zu  gewähren  für  jene  Rechte,  welche : 

1.  auf  dem  grundherrlichen  Rechte, 

2.  auf  dem  Gesetze  (Urbarialrechte), 

3.  auf  einem  Privilegium  beruhen; 

4.  von  den  Gemeinden  als  moralischen  Personen  ausgeübt  werden; 

5.  endlich  für  alle  jene  Rechte,  welche  im  Jahre  1848  und  seither  auf 
eigenem  Rechte  unbeanstandet  ausgeübt  wurden. 

Für  alle  diese  Rechte  ist  eine  Entschädigung  nur  in  dem  Falle  zu  leisten, 
wenn  nach  dem  aus  diesem  Rechte  bezogenen  Nutzen  während  der  vom 
1.  Januar  1882  bis  Ende  Dezember  1886  sich  erstreckenden  fünf  Jahre  oder 
mindestens  während  eines  dieser  fünf  Jahre  Steuer  gezahlt  worden  ist. 
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§  3.  Bei  den  Schankrechten  bildet  die  Grundlage  der  Entschädigung  in 
der  Regel  der  fünfte  Teil  des  nach  diesem  Rechte  vom  1.  Januar  1882  bis 
Ende  Dezember  1886  erzielten,  der  Besteuerung  unterzogenen  gesamten  Ein- 
kommens. Von  der  sowolil  in  diesem  Falle  als  im  Sinne  der  nachstehenden 
§§  5,  6,  7.  8  und  10  festzustellenden  Entschädigungsbasis  sind  jedoch  stets 
10  Prozent  in  Abzug  zu  bringen.  Die  zwanzigfache  Summe  der  derart  fest- 
gestellten reinen  Entschädigungsbasis  bildet  den  vollen  Betrag  der  Entschädigung. 
Wenn  gegen  die  Steuerbemessung  vor  dem  31.  Dezember  1886  ein  Rekurs  ein- 
gereicht worden  ist,  die  Erledigung  desselben  jedoch  später  erfolgte,  so  ist  in 
diesem  Falle  das  infolge  des  Rekurses  festgestellte  Steuererträgnis  in  Berück- 
sichtigung zu  ziehen. 

Wenn  der  Berechtigte  durch  einen  Pachtvertrag  nachweist,  dass  während 
der  Zeit  vom  1.  Januar  1882  bis  31.  Dezember  1886  nach  dem  Erträgnis  des 
Schankrechtes  der  Pächter  die  Staats-,  Munizipal-  und  Gemeindesteuern,  eventuell 
einen  Teil  derselben  ausser  der  Pachtsumme  zu  zahlen  verpflichtet  war,  und  aus 
den  Daten  der  Steuerbemessung  hervorgeht,  dass  diese  durch  den  Pächter  ge- 
zahlten Steuern  nicht  zu  dem  als  Grundlage  der  Bemessung  dienenden  Erträg- 
nisse hinzugerechnet  wurden,  dann  ist  die  Suimne  dieser  vom  Pächter  bezahlten 
Steuern  zu  dem  als  Grundlage  der  Entschädigung  dienenden  Gesamterträgnisse 
hinzuzurechnen. 

Wenn  jedoch  die  Steuer  nicht  nach  dem  Nutzen  aus  dem  Schanke  allein, 
sondern  in  dessen  Gesamtbetrag  auch  der  Nutzen  nach  den  zur  Verwertung 
des  Schankes  dienenden  Immobilien,  eventuell  nach  der  Mühlen-  oder  Markt- 
berechtigung, nach  dem  Brücken-,  Weg-  oder  Ueberfuhrzoll,  beziehungsweise 
die  Steuer  nach  dem  für  dieselben  entfallenden  Pachtbetrage  inbegriffen  ist, 
dann  ist  vor  allem  festzustellen,  wieviel  von  der  Steuer,  beziehungsweise  von 
dem  zur  Grundlage  der  Steuer  dienenden  Einkoimnen  auf  das  Schankrecht 
selbst  entfällt. 

Wenn  diese  Sonderung  aus  dem  Grunde  nicht  festgestellt  werden  kann, 
weil  der  zur  Grundlage  der  Steuer  dienende  Nutzen  der  Immobilien  nicht  be- 
stimmt werden  kann,  dann  ist  von  der  gemäss  des  ersten  Alinea  dieses  Para- 
graphen zu  berechnenden  gesamten  Entschädigungssumme  erstens  der  laut  §  4 
des  Gesetzai'tikels  XLV  festzustellende  gesetzliche  Minimalwert  der  zur  Ver- 
wertung des  Rechtes  dienenden  Immobilien  in  Abzug  zu  bringen,  und  bildet  die 
nach  diesem  Abzüge  bleibende  Summe  den  Gesamtbetrag  der  Entschädigung. 

§  4.  Von  den  im  §  3  enthaltenen  allgemeinen  Normen  ist  in  bezug  auf 
die  Berechnung  des  zur  Grundlage  der  Entschädigung  dienenden  Einkommens 
eine  Abweichung  über  Wunsch  der  Finanzorgane  in  dem  folgenden  §  5,  über 
Einschreiten  der  Berechtigten  aber  nur  in  den  folgenden  §§  6 — 10  bestimmten 
Fällen  und  in  der  dort  festgestellten  Weise  statthaft. 

§  5.  Wenn  der  als  Grundlage  der  Steuerbemessung  dienende  Vertrag 
oder  eine  die  Stelle  des  Vertrages  vertretende  Fassion  den  begründeten  Zweifel 
bei  dem  kompetenten  königl.  Steuerinspektor  wachrufen  sollte,  dass  das  Ein- 
kommen behufs  Irreführung  in  einer  übermässig  grossen  Summe  ausgewiesen 
worden  ist,  dann  ist  die  Entschädigungssumme  mit  Berücksichtigung  des  Ein- 
kommens der  benachbarten  und  in  bezug  auf  das  ähnlich  geartete  Schankrecht 
unter  eben  diesen  Umständen  sich  befindenden  Gemeinden  mittelst  Vergleich 
oder  durch  die  gemäss  des  weiter  unten  folgenden  §  11  kompetente  Behörde 
festzustellen. 

§  6.     1.  Wenn  der  Berechtigte  nachweist,  dass  er  das  Schankrecht 

a)  infolge  einer  für  einen  konkreten  Fall  aus  Rücksichten  der  öff'entlichen 
Sicherheit  getroflFenen  behördlichen  Verfügung  oder  aber 

b)  infolge  einer  ebenfalls  für  einen  konkreten  Fall  getroffenen  und  offen- 
bar irrigen  Verfügung  nicht  derart  ertragsfähig  machen  konnte,  wie  es  derselbe 
sonst  im  Sinne  der  bestehenden  Gesetze  hätte  ertragsfähig  machen  können; 
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2.  wenn  die  Regelung  des  Schankrechtes  bis  Ende  des  Jahres  J886  mittels 
rechtskräftigen  behördlichen  Beschlusses  beendet  oder  wenigstens  das  Verfahren 
betreffs  der  Regelung  begonnen  worden  ist  und  der  Berechtigte  durch  Pacht- 
nahme  des  Schankrechtes  beziehungsweise  des  Einhebungsrechtes  der  Schank- 
steuer  auf  sechs  Jahre  oder  durch  Bezeichnung  eines  die  volle  Garantie  bietenden 
Pächters  Sicherheit  dafür  gewährt,  dass  während  dieser  sechs  Jahre  mindestens 
ein  dem  P]ntschädigungsbetrage  entsprechendes  Einkommen  einfliessen  wird: 

dann  ist  in  diesen  Fällen  der  Entschädigungsbetrag ,  falls  während  des 
fünfjährigen  Zeitraumes  1882 — 1880  ein  oder  mehrere  Jahre  waren,  auf  deren 
Erträgnis  die  behördlichen  Verfügungen  keinen  Einfluss  nehmen,  beziehungs- 
weise in  deren  Einkommen  der  Zustand  nach  der  Regelung  bereits  zum  Aus- 
druck gelangte,  auf  Grund  des  Durchschnittserträgnisses  dieser  Jahre,  im  gegen- 
teiligen Falle  mit  Berücksichtigung  des  Einkommens  der  benachbarten  und  in 
bezug  auf  das  ähnlich  geai-tete  Schankrecht  unter  gleichen  Umständen  befind- 
lichen Gemeinden  mittels  Vergleiches  oder  durch  die  gemäss  des  weiter  unten 
folgenden  §  11  kompetente  Behörde  festzustellen.  Im  Falle  des  Alinea  b) 
Punkt  1  des  gegenwärtigen  Paragraphen  jedoch  kann  die  Summe  der  für  je 
eine  Gemeinde  festzustellenden  Entschädigungen  zusammengenommen  nicht 
grösser  sein,  als  nach  dem  ersten  Alinea  des  §  3  dem  als  Grundlage  der  faktisch 
gezahlten  Steuer  dienenden  Gesammteinkommen  entspricht,  wenn  nur  nicht 
nachgewiesen  wird,  dass  die  behördliche  Verfügung  das  Erträgnis  sämtlicher  in 
den  Gemeinden  ausgeübten  Schänken  herabgemindert  hat. 

§  7.  Wenn  irgend  eine  mit  Munizipalrecht  bekleidete  Stadt  mittels 
amtlich  übei"prüfter  Schlussrechnung  und  im  Falle  einer  Verpachtung  auch 
mittels  Pachtvertrages  nachweist,  dass  sie  in  der  Zeit  vom  1.  Januar  1882  bis 
31.  Dezember  1886  aus  dem  Schankreehte  mehr  Nutzen  bezogen  hat,  denn  als 
Steuerbasis  aufgenommen  worden  ist,  und  sie  über  Wunsch  des  Finanzministers 
durch  Pachtnahme  des  Schankrechtes  eine  Garantie  dafür  bietet,  dass  ein  dem 
Entschädigungsbetrage  entsprechendes  Einkommen  wenigstens  drei  Jahre  lang 
auch  in  der  Zukunft  einfliessen  wird: 

•  so  wird  in  diesem  Falle  die  mittels  Schlussrechnung  nachgewiesene  höhere 
Summe  bei  Feststellung  der  Entschädigungsbasis  gerechnet;  von  dieser  Summe 
ist  jedoch  jener  Betrag  in  Abzug  zu  bringen,  um  welchen  der  Staat  durch  die 
geringere  Steuerzahlung  geschädigt  wird. 

Jene  städtischen  und  noch  mehr  jene  staatlichen  Organe ,  welche  diese 
fehlerhafte  Steuerauswerfung  verursachten,  sind  zur  gesetzmässigen  Verantwor- 
tung zu  ziehen. 

§  8.  Wenn  nach  dem  Schankrecht  in  der  Zeit  vom  1.  Januar  1882  bis 
31.  Dezember  1886  Einkommen-,  beziehungsweise  Kapitalzinsen-  und  Rentensteuer 
zwar  nicht  gezahlt  worden  ist,  der  Berechtigte  jedoch  nachweist,  dass  in  die 
als  Grundlage  der  von  ihm  oder  von  dem  das  Schankrecht  Ausübenden  während 
der  obigen  Zeit  gezahlten  J]rwerb-,  Hauszins-  oder  sonstigen  Steuer  dienende 
Summe  auch  das  Erträgnis  des  Schankrechtes  aufgenommen  worden  ist,  und 
demnach  auch  dieses  Erträgnis  besteuert  war:  dann  bildet  in  diesem  Falle  der 
auf  das  Schankrecht  entfallende  Teil  des  als  Grundlage  der  Erwerb-,  Hauszins- 
oder sonstigen  Steuer  aufgenommenen  Betrages  die  Entschädigungsbasis. 

§  9.  Wenn  der  Berechtigte  das  Recht  vom  Staate  seit  dem  1.  Januar  1882 
erworben  hat,  so  bildet  der  bedungene  Kaufpreis  die  Entschädigungssumme. 
Inwiefern  gleichzeitig  mit  dem  Schankreehte  auch  die  zur  Vei-wertung  des  Aus- 
schankes dienenden  Gebäude  oder  sonstige  Gegenstände  veräussert  worden  sind, 
ist  deren  Wert  mittels  Abschätzung  festzustellen  und,  wenn  auf  Grund  der 
Schätzung  ein  Vergleich  zustandekommt,  bleiben  die  Gebäude  und  die  sonstigen 
veräusserten  Gegenstände  nach  Abzug  des  festgestellten  Wertes  in  dem  Besitze 
des  gegenwärtigen  Eigentümers.  Kommt  kein  Vergleich  zustande ,  bildet  eben- 
falls der  gesamte  Kaufj^reis  den  Entschädigungsbetrag  und  geht  alles,  was  den 
Gegenstand  des  Verkaufes  bildete,  in  das  Eigentum  des  Staates  zurück. 
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§  10.  Wenn  der  Berechtigte  mittels  eines  aus  der  Zeit  vor  dem  31.  Dezember 
1886  stammenden  und  glaubwürdigen  Vertrages  oder  durch  Rechnungen  oder 
sonstige  glaubwürdige  Daten  nachweist,  dass  er  nach  dem  in  der  Zeit  vom 
1.  Januar  1882  bis  31.  Dezember  1886  besteuerten  Schankrechte  thatsächlich 
ein  höheres  Reinerträgnis  genoss  als  dasjenige,  nach  welchem  er  die  Steuer 
entrichtete,  kann  die  Entschädigungssumme  mit  Berücksichtigung  des  thatsäch- 
lichen  Reineinkommens  und  des  Einkommens  der  benachbarten  und  in  bezug 
auf  das  ähnlich  geartete  Schankrecht  unter  eben  solchen  Umständen  befindlichen 
Gemeinden  im  Wege  des  Vergleiches  und,  wenn  ein  Vergleich  nicht  zustande- 
kommt, im  Wege  der  durch  die  laut  §  11  kompetente  Behörde  vorzunehmenden 
Schätzung  festgestellt  werden. 

Solchen  Berechtigten,  welche  nicht  im  Besitze  von  glaubwürdigen  Ver- 
trägen, Rechnungen  oder  glaubwürdigen  Dokumenten  sind,  bis  31.  März  1889 
aber  die  Art  des  Nachweises  schriftlich  anmelden,  mittels  welcher  sie  glaub- 
würdig nachzuweisen  im  stände  sind,  dass  sie  thatsächlich  ein  grössex'es  Ein- 
kommen bezogen  haben,  als  nach  welchem  sie  Steuer  entrichteten,  ist  im  Laufe 
der  Verhandlung  zur  Geltendmachung  ihrer  Beweismittel  Gelegenheit  zu  bieten, 
und  kann  die  denselben  obkommende  Entschädigung  ebenfalls  in  der  bezeichneten 
Weise  festgestellt  werden,  jedoch  nur  in  dem  Falle,  wenn  der  Nachweis  keinen 
Zweifel  in  betreff  der  Richtigkeit  der  Einkommensbasis  aufkommen  lässt. 

Die  Frage  der  Annehmbarkeit  der  Beweise  ist  stets  zum  Gegenstand 
gründlicher  Erwägung  zu  machen,  wobei  das  Subkomitee  des  Verwaltungsaus- 
schusses (§  11)  und  der  Finanzminister  das  Recht  haben,  zur  Beurteilung  der 
Annehmbarkeit  derselben  ergänzende  Daten  einzufordern,  die  Beteiligten  sowie 
unter  Eid  auch  Zeugen  und  Sachverständige  einzuvernehmen. 

Wird  die  Entschädigung  auf  dieser  Grundlage  festgestellt,  so  ist  von  dem 
Betrage  derselben  in  dem  Falle,  wenn  der  Berechtigte  selbst  oder  ein  Angestellter 
des  Privat-Regaleeigentümers  die  zur  Grundlage  der  Steuer  genommene  Fassion 
ausgestellt  hat  oder  derselbe  zur  Vorlage  der  behufs  Feststellung  der  Steuer 
erforderlichen  Daten  von  Amts  wegen  besonders  aufgefordert  woi'den  war,  der 
achtfache  Betrag,  —  sonst  aber,  wenn  nicht  der  Berechtigte  selbst  oder  ein 
Angestellter  des  Privat-Regaleeigentümers  die  Fassion  ausgestellt  hat,  oder  wenn 
er  nicht  zur  Vorlage  der  Daten  aufgefordert  worden  war,  der  vierfache  Betrag 
der  Staatssteuer  und  Nebengebühren,  welche  auf  das  nicht  besteuerte  Erträgnis 
entfallen  wären,  ausserdem  stets  der  einfache  Betrag  des  Munizipal-  und  Ge- 
meindezuschlages für  alle  jene  Jahre  in  Abzug  zu  bringen,  für  welche  die 
Steuerzahlung  dem  festgestellten  thatsächlichen  Erträgnisse  nicht  entspricht. 
Das  in  dieser  Weise  festgestellte  Entschädigungskapital  darf,  sofern  dasselbe  dem 
Berechtigten  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  in  verkehrsfähigen  Staats- 
obligationen auszufolgen  ist,  erst  am  Schlüsse  des  Jahres  1892  ausgefolgt  werden. 

Die  gleichen  Bestimmungen  sind  auch  in  dem  Falle  anzuwenden,  wenn 
nicht  der  Berechtigte,  sondern  sein  Rechtsvorgänger  es  versäumte,  das  that- 
sächliche  Erträgnis  zur  Besteuerung  anzumelden,  mit  dem  Unterschiede  jedoch, 
dass  in  diesem  Falle  immer  bloss  der  vierfache  Betrag  der  Staatssteuer  und 
Nebengebühren,  welche  nach  dem  nicht  besteuerten  Erträgnisse  entfallen  wären, 
und  der  einfache  Betrag  des  Munizii)al-  und  Gemeindezusehlages  von  der  Summe 
des  Entschädigungskapitals  abzuziehen  ist. 

Die  ausnahmsweisen,  in  den  §§  6 — 10  enthaltenen  Modalitäten  der  Fest- 
stellung der  Entschädigung  können  bloss  in  dem  Falle  angewendet  werden, 
wenn  der  Berechtigte  seine  sämtlichen  Beweise  bis  31.  März  1889  bei  dem 
königl.  Steuerinspektor  schiiftlich  einreicht. 

5?  11.  Zur  Feststellung  der  vom  Staate  "zu  gewährenden  Entschädigung 
und  zur  Entscheidung  aller  mit  derselben  im  Zusammenhange  stehenden  Fragen 
sind  nachstehende  Verwaltungsbehörden  kompetent,  und  zwar: 

1.  jener  königl.  Steuerinspektor  oder  dessen  zu  diesem  Zwecke  zu  be- 
stellender Stellvertreter,  auf  dessen  Amtsgebiet  die  Gemeinde,  in  welcher  das 
Recht  ausgeübt  wird,  gelegen  ist; 
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2.  das  Subkomitee  des  Munizipalverwaltungsausschusses; 

3.  der  Finanzrainister. 

Der  Munizipalverwaltungsausschuss  konstituiert  das  zur  Vollführung  dieser 
Agenden  berufene  Subkomitee  derart,  dass  er  in  der  Regel  aus  der  Reihe  seiner 
Mitglieder  einen  Obmann  und  zwei  ordentliche  Mitglieder  und  ausserdem  für 
den  Verhinderungsfall  einen  Obmann-Stellvertreter  und  mindestens  zwei  Ersatz- 
mitglieder wählt. 

lieber  Vorschlag  des  Verwaltungsausschusses  kann  der  Finanzminister 
gestatten,  dass  das  Subkomitee  zum  Teile  durch  Personen  gebildet,  beziehungs- 
weise ergänzt  werde,  welche  ausserhalb  des  MitgUederkreises  des  Vei-waltungs- 
ausschusses  stehen. 

Die  Mitglieder  dieses  Komitees  haben  in  der,  im  §  21  des  G.-A.  XLIV,  1883, 
festgestellten  Weise  eine  feierliche  Angelobung  zu  leisten. 

Zur  Beschlussfassung  ist  die  Anwesenheit  des  Obmanns  und  zweier  Mit- 
glieder erforderlich. 

Als  Referent  ist  im  Subkomitee  ohne  Votum  der  königliche  Steuerinspektor 
oder  dessen  zu  diesem  Zwecke  zu  bestellender  Stellvertreter  thätig,  welcher  zu- 
gleich wegen  der  Besorgung  der  Agenden  des  Schriftführers  verfügt. 

Der  Obmann  und  die  Mitglieder  des  Subkomitees  erhalten  für  jene  Tage, 
an  welchen  sie  Sitzung  abhalten,  aus  der  Staatskasse  ein  im  Verordnungswege 
vom  Finanzminister  festzustellendes  Diurnum. 

Die  Geschäftsordnung  des  Subkomitees  stellt  der  Finanzminister  im  Ver- 
ordnungswege fest. 

§  12.  Den  zur  Feststellung  der  Entschädigung  berufenen  und  iip.  dei 
Punkt  1,  2  und  3  des  §  11  aufgezählten  Behörden  ist  insbesondere  die  Ent- 
scheidung folgender  Fragen  vorbehalten: 

1.  ob  überhaupt  eine  Entschädigung  für  das  Recht  zulässig  sei; 

2.  auf  welcher  Grundlage  der  Betrag  der  für  das  Recht  zu  gewährenden 
Entschädigung  festzustellen  sei ; 

3.  wie  gross  der  Entschädigungsbetrag  sein  solle ;  schliesslich 

4.  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  und  in  welchem  Verhältnisse  dem 
Anspruchswerber  die  festgestellte  Entschädigungssumme  ausgefolgt  werden  könne. 

Die  Entscheidung  jener  Fragen  dagegen,  in  welchen  es  im  administrativen 
Wege  nicht  klargestellt  werden  kann,  wem  oder  wen  von  mehreren  die  fest- 
gestellte Entschädigung  und  in  welchem  Verhältnisse  gebühre,  wird  der  Kom- 
petenz der  Gerichte  vorbehalten. 


IL  Abschnitt. 
Entschädigungsverfaliren. 

§  13.  Eine  Entschädigung  wird  nur  in  dem  Falle  geleistet,  wenn  der  Berech- 
tigte und  beziehungsweise  sein  gesetzlicher  Vertreter  seinen  diesfälligen  Anspruch 
spätestens  bis  31.  März  1889  beim  königl.  Steuerinspektor  schriftlich  anmeldet. 

Den  Entschädigungsanspruch  darf  auch  derjenige  anmelden,  welcher 
nachweist,  dass  das  Recht  oder  der  Entschädigungsanspruch  rechtmässig  auf  ihn 
übertragen  worden  ist,  oder  welcher  beweist,  dass  im  ganzen  oder  zum  Teile 
er  der  Berechtigte  ist,  weim  auch  die  Steuer  nach  dem  Rechte  unter  anderem 
Namen  entrichtet  worden  ist,  oder  der  nachweist,  dass  behufs  Feststellung  seines 
Eigentumsanspruches  ein  behördliches  Verfahren  im  Zuge  ist,  oder  endlich  wel- 
cher erklärt,  dass  er  das  richterliche  Vorgehen  spätestens  bis  30.  Juni  1889 
einleiten  wird. 

Bei  gemeinschaftlich  ausgeübtem  Schankrecht  und  bei  den  ein  gemein- 
sames Eigentum  bildenden  Ansprüchen  überhaupt  geschieht  die  Anmeldung 
eines  Anspruchsberechtigten  zu  gunsten  aller  Anspruchsberechtigten. 

Solche  Anmeldungen,  welche  nicht  beim  kompetenten  Steuerinspektor  er- 
folgt sind  oder  in  welchen  die  Gemeinde,   wo  die  Entschädigung   für  das  aus- 
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geübte  Schankrecht  verlangt  wird,  nicht  oder  irrtümlich  bezeichnet  ist,  ferner 
Anmeldungen,  welche  von  selten  solcher  Anspruchs werb er  erfolgen,  die  be- 
haupten, dass  sie  das  Recht  oder  den  Entschädigungsanspruch  inzwischen  er- 
worben haben,  aber  weder  dies,  noch  aber  den  Umstand  nachweisen,  dass  behufs 
Feststellung  ihres  Eigentumsanspruches  das  behördliche  Verfahren  im  Zuge  ist, 
—  können  nicht  berücksichtigt  werden,  sondern  sind  von  Amts  wegen  zurückzu- 
weisen. Von  der  Zurückweisung  ist  der  Anmelder,  wenn  der  Wohnort  desselben 
bekannt  ist,  zu  verständigen;  ist  aber  sein  Wohnort  nicht  bekannt,  so  ist  für 
denselben  auf  seine  Kosten  vom  königl.  Steuerinspektor  unverzüglich  ein  Kurator 
ad  actum  zu  bestellen  und  diesem  der  abweisliche  Bescheid  zuzustellen. 

Wenn  der  Anmelder  oder  der  für  ihn  bestellte  Kurator  ad  actum  binnen 
15  Tagen  nach  Entgegennahme  des  Abweisungsbescheides  diese  Mängel  behebt 
oder  den  Fehler  gutmacht,  ist  die  Anmeldung  in  Beratung  zu  nehmen.  Sonst 
können  die  nach  81.  März  1889  anlangenden  Anmeldungen,  sowie  jene  Anmel- 
dungen, in  welchen  angezeigt  wurde,  dass  zur  Feststellung  des  Eigentums- 
anspruches bis  30.  Juni  1889  das  richterliche  Verfahren  eingeleitet  wird,  allein 
die  Einleitung  des  Verfahrens  bis  spätestens  1.5.  Juli  nicht  nachgewiesen  wird, 
unter  keinen  Umständen  mehr  berücksichtigt  werden,  und  die  später  Anmelden- 
den können  gegen  den  Staat  keinerlei  Entschädigungsanspruch  erheben ,  doch 
wird  ihnen  das  Recht  vorbehalten,  ihre  etwaigen  privatrechtlichen  Ansprüche 
gegen  dritte  Personen  im  richterlichen  Wege  geltend  machen  zu  können. 

Der  königliche  Steuerinspektor  hat  über  die  in  richtiger  Zeit  erfolgte 
Anmeldung  dem  Anmelder  eine  Bescheinigung  auszufolgen. 

§  14.  Der  königliche  Steuerinspektor  Ijat  die  eingelangten  Anmeldungen 
in  ein  besonderes  Protokoll  einzutragen ,  sie  nach  Gemeinden  zu  gruppieren 
und  mit  den  zur  Feststellung  des  Entschädigungsbetrages  erforderlichen  Daten 
zu  instruieren. 

Bei  Beschaffung  dieser  Daten  sind  die  Staats-,  Munizipal-  und  Gemeinde- 
organe, desgleichen  die  Gerichte  verpflichtet,  den  Aufforderungen  des  könig- 
lichen Steuerinspektors  unverzüglich  zu  entsprechen,  und  haben  die  einzelnen 
einzuvernehmenden  Privatparteien  ebenfalls  die  Pflicht,  die  notwendigen  Auf- 
klärungen zu  geben. 

§  15.  Nach  Ablauf  der  im  §  13  festgesetzten  Anmeldungstermine  und 
nach  Beschaffung  der  zur  Feststellung  der  Entschädigung  erforderlichen  Daten 
hat  der  königliche  Steuerinspektor  zu  der  im  Vergleichswege  vorzunehmenden 
Feststellung  der  Entschädigungssumme  einen  Termin  anzuberaumen  und  alle 
jene  Anmelder,  deren  Anmeldungen  im  Sinne  des  §  13  in  Verhandlung  ge- 
nommen werden  können,  hierzu  schriftlich  derart  einzuladen,  dass  die  Ver- 
handlung mit  allen  Berechtigten  je  einer  Gemeinde  gleichzeitig  abgehalten 
werden  könne. 

Der  Termin  für  die  Vergleichsverhandlung  ist  in  der  Gemeinde  auch 
mittels  Kundmachung  zu  verlautbaren  und  jeder  Berechtigte  kann  bei  der  Ver- 
handlung erscheinen. 

Es  hat  ferner  jedes  Munizipium  und  jede  Gemeinde  das  Recht,  sich  bei 
der  Verhandlung  durch  je  einen  Vertrauensmann  vertreten  zu  lassen,  falls  die- 
selben nicht  als  vorgeladene  Anmelder  ohnehin  vertreten  sind. 

Der  Vergleich  erstreckt  sich  auf  die  Entschädigung,  welche  nach  dem  im 
Sinne  des  §  2  zu  entschädigenden  Rechte  zu  gewähren  ist. 

Sowie  im  Laufe  der  Vergleichsverhandlung  mit  einem  Berechtigten  ein 
Vergleich  zustandekommt,  ist  derselbe  schriftlich  zu  formulieren  und  von  dem 
Berechtigten  oder  dessen  Bevollmächtigten  zu  unterfertigen. 

Wenn  in  dieser  Weise  der  Vergleich  mit  sämtlichen  Berechtigten  einer 
Gemeinde  abgeschlossen  ist,  sind  die  Vergleichsinstrumente  mit  allen  Akten  dem 
Finanzminister  zur  Genehmigung  vorzulegen,  der  die  geschlossenen  Vergleiche 
bestätigt,  oder  eine  neuerliche  Vergleichsverhandlung  anordnen,  oder  aber  die 
Angelegenheit  zur  Entscheidung  in  erster  Instanz  an  das  Subkomitee  des  Ver- 
waltungsausschusses  überweisen   kann.     Wenn   dagegen  mit   den  Berechtigten 
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einer  Gemeinde  überhaupt  kein  Vergleich,  oder  wenn  nicht  mit  allen,  sondern 
nur  mit  einem  oder  mit  einigen  derselben  ein  Vergleich  abgeschlossen  wui-de, 
so  sind  die  Angelegenheiten  sämtlicher  Berechtigten  der  ganzen  Gemeinde,  und 
zwar  jene  Angelegenheiten,  in  denen  der  Vergleich  geschlossen  worden  ist,  be- 
hufs eventueller  Meinungsäusserung  über  den  Vergleich,  jene  aber,  in  welchen 
der  Vergleich  nicht  zustandegekommen  ist,  behufs  meritorischer  Entscheidung 
in  erster  Instanz  an  das  Subkomitee  des  Verwaltungsausschusses  zu  leiten. 

§  16.    Das  Subkomitee  des  Verwaltungsausschusses  beraumt  zur  Verband 
lung   der   im   Vergleichswege   nicht    erledigten   Entschädigungsangelegenheite 
sowie   überhaupt   zur  Verhandlung   der   ihm  vom  Finanzminister   zugewieseneuj 
Angelegenheiten  einen  Termin  an  und  beruft  zu  demsell)en  die  Berechtigten  i: 
der   im  vorhergehenden  Paragraphen   festgestellten  Weise  derai-t,    dass   in   der 
Sache   sämtlicher  Berechtigten  je    einer  Gemeinde    die  Entscheidung  in   einem 
gefällt  werden  könne. 

Die  Berechtigten  können  auch  bei  dieser  Verhandlung  ihre  sämtlichen 
Daten  und  Argumente  mündlich  oder  schriftlich  vorbringen,  ihr  Fernbleiben 
kann  jedoch  die  Fällung  der  Entscheidung  nicht  behindern. 

Das  Subkomitee  des  Verwaltungsausschusses  fällt  auf  Grund  der  vor- 
gelegten Daten  in  betreff  der  Entschädigungssumme ,  sowie  der  mit  dieser  im 
Zusammenhange  stehenden  und  in  den  §§  5^10  aufgezählten  Fragen  gleich- 
zeitig die  meritorische  Entscheidung  in  erster  Instanz;  das  Subkomitee  kann 
jedoch,  falls  es  dies  für  nötig  erachtet,  die  Ergänzung  der  Daten  anordnen, 
durch  einen  Exmittierten  den  Lokalaugenschein  vornehmen  lassen  und  die 
meritorische  Verhandlung  für  später  anberaumen. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Subkomitees  des  Verwaltungsausschusses 
ist  ein  Protokoll  zu  führen,  in  welches  die  hauptsächlichen  Momente  der  Ver- 
handlung, die  Entscheidung  und  die  Motive  derselben  aufzunehmen  sind. 

Die  Entscheidung  und  deren  Motive  hat  der  Vorsitzende  mündlich  zu 
verkünden  und  den  nicht  anwesenden  Berechtigten  oder  ihren  in  der  Anmelduni 
namhaft  gemachten  Bevollmächtigten  schriftlich  zustellen  zu  lassen ;  insofe 
die  versuchte  Zustellung  erfolglos  bliebe ,  ist  die  gefällte  Entscheidung  beim 
königlichen  Steuerinspektor  zu  affichieren. 

Gegen  die  meritorischen  Entscheidungen  können  die  Berechtigten  binnen 
15  Tagen  von  der  Verkündigung  der  Entscheidung,  beziehungsweise  die  Nicht- 
anwesenden binnen  15  Tagen  von  der  Zustellung  der  schriftlichen  Entscheidung, 
und  falls  die  Zustellung  erfolglos  blieb,  von  der  Affichierung  an  gerechnet,  an 
den  Finanzminister  sowohl  bezüglich  des  Meritums  der  Entscheidung,  als  auch 
bezüglich  der  Formalitäten  des  Verfahrens  schriftlich  appellieren  und  ihre  bei 
dem  Steuerinspektor  einzubringende  Ajjpellation  auch  mit  neuen  Argumenten 
und  Daten  unterstützen. 

Alle  meritorischen  Entscheidungen  des  Subkomitees  des  Venvaltungsaus- 
schusses  samt  den  etwa  eingelangten  Aijpellationen  und  allen  auf  die  Ent- 
schädigungsangelegenheit bezüglichen  Daten  sind  dem  Finanzminister  vorzulegen, 
der,  wenn  er  eine  neuerliche  oder  fortsetzungsweise  Verhandlung  nicht  für  nötig 
erachtet,  in  der  Entschädigungsangelegenheit  endgültig  entscheidet. 

Der  königliche  Steuerinspektor  ist  berechtigt,  auch  gegen  die  Inzidenz- 
beschlüsse  des  Subkomitees  des  Verwaltungsausschusses  an  den  Finanzminister 
zu  appellieren,  der  das  Subkomitee  des  Verwaltungsausschusses  zur  Fällung 
einer  meritorischen  Entscheidung  anweisen  kann. 

§  17.  Die  Entschädigungssumme  wird  endgültig  immer  durch  den  Finanz- 
minister festgestellt.  Demzufolge  sind  alle  Angelegenheiton.  welche  die  end- 
gültige Feststellung  der  llntschädigung  betreffen,  behufs  definitiver  Entscheidung 
dem  Finanzminister  vorzulegen,  so  die  mit  den  Berechtigten  betreffs  ihrer 
Ansprüche  geschlossenen  Vergleiche,  desgleichen  auch  die  nicht  appellierten 
meritorischen  Entscheidungen  des  Subkomitees  des  Verwaltungsausschusses.  Diese 
werden  für  die  Berechtigten  mit  der  Unterfertigung  des  Vergleiches,  beziehungs- 
weise mit  dem  Ablaufe  des  ApiDcllationstermines  bindend  und  rechtskräftig,  für 
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das  Aerar  aber  nur  in  dem  Falle,  wenn  sie  auch  vom  Finanzminister  bestätigt 
werden. 

An  Stelle  jener,  vom  Subkomitee  des  Verwaltungsausschusses  in  erster 
Instanz  gefällten  Entscheidungen,  welche  der  Finanzminister  in  zweiter  Instanz 
endgültig  abändert,  tritt  als  rechtskräftige  Entscheidung  diejenige  des  Finanz- 
ministers; wenn  jedoch  der  Finanzminister  ein  neuerliches  Verfahren  anordnet 
oder  den  Vergleich  nicht  bestätigt,  so  hört  die  vom  Subkomitee  des  Verwaltungs- 
ausschusses als  ei'ster  Instanz  gefällte  Entscheidung  und  der  geschlossene  Ver- 
gleich auch  für  die  Berechtigten  auf,  bindend  und  rechtskräftig  zu  sein  und 
findet  der  Weisung  des  Finanzministers  gemäss  nach  den  §§  15  und  16  ein 
neuerliches  Verfahren  statt. 

§  18.  Der  Finanzminister  übermittelt  die  von  ihm  erledigten  Angelegen- 
heiten samt  seinen  Entscheidungen  an  den  Steuerinspektor,  der  dieselben  dem 
Subkomitee  anmeldet  und  den  Berechtigten  unverweilt  schriftlich  mitteilt. 

III.  Abschnitt. 
Modalitäten  der  Entschädigung. 

§  19.  Die  entgültig  festgestellte  Entschädigungssumme  wird  in  zu  diesem 
Behufe  besonders  zu  emittierenden  und  binnen  70  Jahren  im  Wege  .der  Ver- 
losung zu  tilgenden,  von  den  vreiter  unten  aufgezählten  Ausnahmen  abgesehen, 
auf  den  Ueberbringer  lautenden  verkehrsfähigen  Staatsobligationen  spätestens 
bis  Ende  1892  ausgefolgt;  jener  Teilbetrag  jedoch,  welcher  noch  kleiner  ist  als 
die  dem  Nominalwerte  nach  kleinste  Obligation,  wird  sofort  nach  Feststellung 
des  Anspruchs  in  Bargeld  ausbezahlt. 

Ueber  die  der  toten  Hand,  den  Munizipien,  Städten,  Gemeinden,  Stif- 
tungen, den  Besitzern  von  Fideikommissgütern  und  den  öffentlichen  Fonds  ge- 
bührende Entschädigung  wird  je  eine  einzige,  auf  den  ganzen  Betrag  lautende 
vinkulierte  Obligation  ausgestellt,  welche  gegen  verkehrsfähige  Obligationen  nur 
mit  Erlaubnis  der  zur  Beaufsichtigung  ihrer  Vennögensgebarung  berufenen 
kompetenten  Behörde  und  des  Finanzministers  umgetauscht  werden  kann. 

Sofern  Gemeinden  zur  Sicherstellung  ihrer  mit  Genehmigung  der  vor- 
gesetzten Behörden  aufgenommenen  Darlehen  ihre  öffentlichen  Einkünfte  und 
darunter  auch  ihre  aus  dem  Regalrechte  stammenden  Einkünfte  vinkuliert  haben, 
sind  vor  Erteilung  der  erwähnten  Erlaubnis  die  Darleiher  einzuvernehmen,  und 
darf  ohne  deren  Zustimmung  dieses  Ablösungskapital   nicht  veräussert  werden. 

§  20.  Nach  dem  in  Obligationen  auszufolgenden  Teile  des  Entschädigungs- 
kapitals gebühren  vom  1.  Januar  1890  ab  Zinsen.  Diese  Zinsen  können  ent- 
weder jährliche  5  Prozent  sein,  in  welchem  Falle  das  Zinseneinkommen  der 
Kapitalzins-  und  Rentensteuer  unterliegt,  welche  10  Prozent  beträgt  und  von  den 
fälligen  Zinsen  bei  der  Auszahlung  in  Abzug  gebracht  wird,  oder  aber  jähr- 
liche 472  Procent,  welche  von  der  Kapitalzins-  und  Rentensteuer  nicht  betroffen 
werden.  Die  Zinsen  werden  bis  zur  Ausfolgung  der  Obligationen  gegen  für 
die  Zeit  vom  1.  Januar  1890  bis  inklusive  Ende  1892  zu  erfolgende  Renten- 
koupons  am  Ende  jedes  Jahres,  —  nach  der  Ausfolgung  der  Staatsobligationen 
aber  bis  zur  Einlösung  derselben  gegen  diesen  Obligationen  beizugebende,  halb- 
jährlich nachträglich  fällig  werdende  Koupons  an  den  Fälligkeitsterminen  dieser 
letzteren  ausgezahlt. 

§  21.  Der  Betrag  der  Rentenkoupons,  sowie  der  Entschädigung  wird  im 
Wege  der  königlichen  Steuerämter  in  der  Regel  demjenigen  Berechtigten  aus- 
gefolgt, zu  dessen  Gunsten  derselbe  festgestellt  worden  ist. 

Eine  Abweichung  von  dieser  Regel  ist  in  folgenden  Fällen  zulässig: 
I.    Im  Falle  eines  Zweifels  über  die  Anspruchsberechtigung: 
1.  wenn  der  Umstand,  wem  die  Entschädigung  gebührt,   nicht  ins  reine 
gebracht  oder  das  Beteiligungsverhältnis  strittig  ist   und   die   gemeinschaftlich 
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Berechtigten  nicht   alle   gleichzeitig   den  Entschädigungsbetrag   zu  übernehmen 
wünschen ; 

2.  wenn  im  Falle  einer  Rechtsnachfolge  der  Rechtsnachfolger  sein  dies- 
bezügliches Recht,  und  zwar  im  Falle  einer  Erbschaft  durch  eine  rechtskräftige 
gerichtliche  Entscheidung,  in  anderen  Fällen  durch  eine  rechtskräftige  gericht- 
liche oder  vormundschaftsbehördliche  oder  andere  behördliche  Entscheidung,  oder  ; 
aber  durch  eine  notarielle  oder  notariell  beglaubigte  Privaturkunde  nicht  nach- 
zuweisen vermag,  sowie  auch  in  dem  Falle,  wenn  trotz  eines  solchen  Nach- 
weises die  Rechtsnachfolge  als  strittig  erscheint. 

II.  Im  Falle  der  Anmeldung  von  Hypothekargläubigern: 

1.  wenn  ein  Hyi^othekargläubiger  nachweist,  dass  das  Schankrecht,  welches 
der  Entschädigung  zur  Grundlage  dient,  in  untrennbarem  Zusammenhange  mit 
dem  als  Hypothek  vinkulierten  unbeweglichen  G-ute  steht; 

2.  wenn  ein  Hypothekargläubiger  nachweist,  dass  das  als  Grundlage  der 
Entschädigung  dienende  Schankrecht  ausnahmsweise  in  jenes  Grundbuchsprotokoll 
eingetragen  wurde,  auf  welches  seine  Hypothekarforderung  intabuliert  ist; 

3.  wenn  ein  Gläubiger  nachweist,  dass  er  auf  das  der  Entschädigung  zur 
Grundlage  dienende  Schankrecht  ein  Pfandrecht  durch  gerichtliche  Pfändung 
erworben  hat; 

4.  wenn  ein  Gläubiger  nachweist,  dass  er  auf  das  als  Grundlage  der  Ent- 
schädigung dienende  Schankrecht  ausser  dessen  ausdrücklichen  Vinkulierung 
ein  Pfandrecht  thatsächüch  erworben  hat. 

Die  hier  sub  II,  1 — 4  aufgezählten  Gläubiger  haben  bei  Verlust  ihres 
Prioritätsrechtes  ihre  Forderungen  bis  31.  Dezember  1889  bei  dem  zuständigen 
königlichen  Steuerinspektor  anzumelden  und  dieser  Anmeldung  in  den  Fällen 
der  Punkte  II,  1  und  2  einen  beglaubigten  Grundbuchsauszug,  in  den  Fällen 
des  Punktes  II,  3  eine  glaubwürdige,  die  gei'ichtliche  Pfändung  nachweisende 
Urkunde  und  im  Falle  des  Punktes  II,  4  glaubwürdige  Urkunden  beizulegen,  in 
welchen  die  ausdrückliche  Einräumung  des  Pfandrechtes  und  die  thatsächliche 
Erwerbung  des  Pfandrechtes  nachgewiesen  ist,  entgegengesetzten  Falles  wei'den 
die  nicht  in  solcher  Weise  instruierten  Anmeldungen  nicht  in  Betracht  gezogen. 

In  den  Anmeldungen  der  Gläubiger  ist  auch  der  Kapitals-  und  Neben- 
gebührenbetrag der  Forderung  zu  detaillieren. 

III.  Im  Falle  eines  Prozessanspruchs,  einer  Beschlagnahme  oder  Pfändung : 
wenn  vor  dem  Datum  der  auf  den  Entschädigungsbetrag  bezüglichen  An- 
weisung die  Sperre  oder  Pfändung  erfolgt  ist. 

In  den  sub  I — III  dieses  Paragraphen  aufgezählten  Fällen  werden  die 
Rentenkoupons  und  der  Entschädigungsbetrag  unter  Verständigung  der  Be- 
teiligten bei  Gericht  hinterlegt,  und  es  kann  bloss  der  durch  Anmeldungen 
nicht  berührte  Ueberschuss  dem  Berechtigten  oder  seinem  Bevollmächtigten 
ausgefolgt  werden. 

In  Fällen,  in  welchen  der  Entschädigungsbetrag  bloss  Steuerschulden 
wegen  gepfändet  wird,  hat  behufs  Pfändung  eines  entsprechenden  Teiles  der 
Entschädigungssumme  und  behufs  Durchführung  der  administrativen  Exekution 
der  königliche  Steuerinspektor  im  Sinne  G.-A.  XLIV,  1883,  zu  verfügen.  Hat 
das  Staatsärar  das  Schankrecht  verkauft  und  für  den  Kaufpreis  keine  volle  Be- 
friedigung erhalten,  so  kann  das  Aerar  die  dem  Käufer  zukommenden  Renten- 
koupons und  P]ntschädigungssumme  bis  zum  Betrage  des  Kaufpreisrückstandes 
als  Deckung  zurückbehalten. 

§  22.  Insofera  auf  die  Rentenkoupons  ein  Anspruch  auf  Grund  des  obigen 
Paragraphen  nicht  erhoben  wird  und  dieselben  dem  Berechtigten  anstandslos 
auszufolgen  wären,  steht  es  jedem  Berechtigten  frei,  wenn  er  dieses  sein  Be- 
gehren bis  spätestens  Ende  des  vorhergehenden  Jahres  bei  dem  königlicher^ 
Steuerinspektor  anmeldet,  zu  verlangen,  dass  die  je  mit  Ende  1890  bis  189S 
fälligen  Rentenkoupons  ihm  schon  im  Laufe  des  betreffenden  Jahres  in  seine' 
direkte  Steuerschuldigkeit  eingerechnet  werden. 

Bezüglich  der  Modalitäten  dieser  Einrechnung  wird  der  Finanzminister 
im  Verordnungswege  verfügen. 
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§  23.  Betreffs  der  börsenmässigen  Notierung  der  Staatsobligationen,  welche 
den  Gegenstand  des  öffentlichen  Verkehrs  bilden,  ist,  sobald  dieselben  in  Ver- 
kehr gesetzt  werden,  Sorge  zu  tragen.  Die  Entschädigungsobligationen,  welche 
dem  Staate  als  Privateigentümer  gebühren,  können  sogleich  in  Verkehr  gesetzt 
werden,  das  für  dieselben  einfliessende  Bargeld  kann  jedoch  nur  der  besonderen 
Verfügung  der  Legislative  gemäss  verwendet  werden. 

§  24.  Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  entweder  unmittelbar  oder 
durch  Vermittlung  eines  Geldinstitutes  Verfügungen  zu  treffen,  dass  auf  Ver- 
langen der  Parteien  die  am  Ende  jedes  der  Jahre  1890 — 92  fälligen  Renten- 
koupons  schon  im  Laufe  des  betreffenden  Jahres  im  vorhinein  eskomptiert  und 
die  erst  später  zu  beanspruchenden  Obligationen  zu  einem  bestimmten,  im  vor- 
hinein festgesetzten  Kurse  schon  anticipando  verwertet  werden  können. 

Der  Finanzminister  wird  ferner  ennächtigt,  insofern  dies  ohne  Gefähr- 
dung des  Kurses  der  Obligationen  möglich  ist,  einen  Teil  der  den  Berechtigten 
gebührenden  Obligationen  schon  vom  1.  Januar  1890  an  gegen  Einziehung  der 
noch  nicht  Mlig  gewordenen  Rentenkoupons  ausfolgen  zu  lassen. 

§  25.  Ueber  die  im  Sinne  der  vorstehenden  §§  19  und  20  zu  bewerk- 
stelligende Emission  der  Obligationen  und  über  die  sonstigen  Verfügungen  ist 
dem  Reichstage  bis  zur  Beendigung  der  Emission  der  Obligationen  alljährlich 
Bericht  zu  erstatten. 


IV.  Abschnitt. 

Schlussbestimmungen. 

§  26.  Der  Finanzminister  und  der  Minister  des  Innern  werden  angewiesen, 
insofern  sie  dies  nach  dem  Studium  aller  diesbezüglichen  Verhältnisse  für  thun- 
lich  finden,  in  einem  im  Verlaufe  eines  Jahres  der  Legislative  zu  unterbreitenden 
Gesetzentwurfe  jene  Modalitäten  festzustellen,  unter  deren  Beobachtung  die  Ge- 
meinden ihre  im  Belaufe  der  Entschädigungssummen  empfangenen  Obligationen 
als  Stammkapital  für  Kreditverbände  verwenden  können,  welche 

1.  den  Gemeinden  nach  diesen  Beträgen  einen  Zinsengenuss  von  jährlich 
4  Prozent  sichern; 

2.  deren  Geschäftsgebarung  und  Statuten  derartige  sind,  dass  bei  ihnen 
die  Sicherheit  der  das  Eigentum  der  Gemeinde  bildenden  Beträge  nicht  ge- 
fährdet ist,  und  endlich 

3.  welche  bezüglich  des  Reservefonds  statutarisch  derartig  verfügen,  dass 
die  Gemeinden  das  Dispositionsrecht  über  ihre  Kapitalien  je  eher  wieder  zu 
erlangen  Aussicht  haben. 

Sollte  die  Verwendung  der  den  Gemeinden  zukommenden  Entschädigungs- 
summen zu  solchem  Zwecke  nicht  als  möglich  erscheinen,  so  ist  hiervon  gleich- 
falls im  Laufe  eines  Jahres  der  Legislative  Bericht  zu  erstatten. 

§  27.  Alle  jene  Aktenstücke,  Erklärungen,  Quittungen,  Eingaben  und 
deren  sämmtliche  Beilagen,  welche  sich  auf  das  dem  gegenwärtigen  Gesetze 
gemäss  durchzuführende  Entschädigungsverfahren  beziehen,  alle  Entscheidungen 
und  Rekurse  und  die  Besitzübertragungen  der  in  das  Eigentum  des  Staates 
übergehenden  Immobilien  sind  Stempel-  und  gebührenfrei. 

§  28.  Vom  1.  April  1889  an  werden  die  den  Gegenstand  staatlicher  Ent- 
schädigung bildenden  Rechte,  sofern  sie  früher  ein  Zugehör  unbeweglicher 
Güter  gebildet  haben,  die  Eigenschaft  eines  Zugehörs  unbeweglicher  Güter  ver- 
lieren, und  die  Zession  und  Verpfändung  des  an  Stelle  dieser  Rechte  tretenden 
Entschädigungsanspruchs  ist  dem  Aerar  und  dritten  Personen  gegenüber  bloss 
dann  gültig,  wenn  das  Rechtsgeschäft  in  eine  Notariatsurkunde  oder  aber  in 
eine  gerichtlich  oder  notariell  beglaubigte  oder  von  der  Vormundschaftsbehörde 
genehmigte  Privaturkunde  aufgenommen  ist  und  der  königliche  Steuerinspektor 
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von  der  Uebertragung,  beziehungsweise  Verpfandung  verständigt  wird.  Eine 
solche  Verständigung  hat  auch  dann  zu  erfolgen,  wenn  eine  Exekution  auf  den 
Entschädigungsanspruch  geführt  wird. 

Ueber  diese  Verständigungen,  sowie  über  die  Anmeldungen  von  Eigen- 
tums- und  Pfandansprüchen  auf  den  Entschädigungsbetrag  hat  der  königliche 
Steuerinspektor  nach  Gemeinden  ein  (genaues)  Journal  zu  führen,  welches  Journal 
sowie  die  Verständigungen  und  Anspruchsanmeldungen  während  der  Amtsstunden 
jedermann  besichtigen  kann,  gleichwie  von  denselben  gestempelte  authentische 
Auszüge  und  Ausfei'tigungen  genommen  werden  können. 

Die  Art  und  Weise  der  Führung  des  Journals  wird  der  Finanzminister 
im  Einvernehmen  mit  dem  Justizminister  im  Verordnungswege  regeln. 

Die  dinglichen  und  Prioritätsi'echte ,  welche  auf  die  den  Gegenstand  der 
Entschädigung  bildenden  Rechte  bis  31.  März  1889  erworben  wurden  und  laut 
§  21  anzumelden  sind,  sind  nach  den  bestehenden  Rechtsvorschriften  zu  beurteilen. 

§  29.  Der  Justizminister  wird  ermächtigt,  die  Entscheidung  der  Ansprüche, 
welche  sich  auf  die  von  den  Vei-waltungsbehörden  endgültig  festgestellten  und 
wegen  erhobener  privatrechtlicher  Ansprüche  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gericht- 
lich hinterlegten  Entschädigungsbeträge  beziehen,  mit  Einschluss  der  Feststellung 
des  Beteiligungsverhältnisses,  dann  das  gerichtliche  Verfahren  betreffs  der  Zu- 
weisung des  Entschädigungsbetrages  in  Verbindung  mit  der  Feststellung  der 
gerichtlichen  Kompetenz  im  Verordnungswege  zu  regeln. 

§  30.  Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  werden  der  Finanzminister,  der 
Minister  des  Innern  und  der  Justizminister  betraut. 


Motivenbericht   zu    dem    Gesetzentwurf  über  die   infolge  des 

Gesetzes  vom  Jahre  1888  über  das  staatliche  Schankgefälle 

zu  gewährende  Entschädigung. 

Allgemeine  Bemerkungen. 

Nach  all  demjenigen,  was  ich  in  der  Eirdeitung  des  Motivenberichtes  zu 
dem  Gesetzentwurfe  über  das  staatliche  Schankgefälle  auch  über  diesen  Gesetz- 
entwurf bemerkt  habe,  brauche  ich  nunmehr  nur  im  allgemeinen  die  haupt- 
sächlichsten Prinzipien  desselben  hei-vorzuheben. 

Die  erste  Frage,  welche  dieser  Gesetzentwurf  zu  lösen  hat,  ist  die:  wer 
der  Entschädigung  teilhaft  wird,  oder  aber,  was  damit  gleichbedeutend  ist :  für 
welche  Rechte  die  Entschädigung  gewährt  wird. 

Der  Entwurf  zählt  die  Rechte  auf,  für  welche  eine  Entschädigung  bean- 
sprucht werden  kann,  dabei  musste  aber  die  Gewährung  der  Entschädigung 
auch  noch  davon  abhängig  gemacht  werden,  dass  der  Berechtigte  sein  Recht 
in  letzterer  Zeit  thatsächlich  ausgeübt,  dass  er  aus  demselben  Nutzen,  Einkommen 
gezogen  habe. 

Man  kann  für  ein  Recht,  auf  Grund  dessen  irgend  jemand  den  Ausschank 
an  einem  bestimmten  Orte  zwar  hätte  ausüben  können,  keine  Entschädigung 
gewähren,  wenn  derselbe  von  diesem  seinem  Rechte  keinen  Gebrauch  gemacht 
hat,  wenn  er  den  Ausschank  überhaupt  niemals  oder  wenigstens  in  letzterer 
Zeit  nicht  faktisch  ausgeübt  hat.  Man  kann  in  solchem  Falle  eine  Entschädigung 
deshalb  nicht  gewähren,  weil  einerseits  schon  aus  dem  Begi-iffe  der  Pintschädi- 
gung  selbst  folgt,  dass  das  Aerar  zur  Gewährung  einer  solchen  nur  in  dem 
Falle  verpflichtet  sein  kann,  als  durch  die  Einführung  des  Schankgefälles  der 
Berechtigte  eines  Einkommens  verlustig  gegangen  ist,  wenn  er  bislang  faktisch 
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ein  Einkommen  bezogen  hat  mid  dasselbe  fortan  nun  nicht  mehr  beziehen 
kann,  —  mit  einem  Worte,  wenn  er  einen  Schaden  erleidet;  anderseits  kann 
der  Schaden  und  somit  auch  die  Entschädigungssumme  nur  dann  festgestellt 
werden,  wenn  der  Berechtigte  thatsächlich  ein  Einkommen  bezogen  hat;  in 
Fällen  aber,  in  denen  die  Basis  des  Einkommens  ganz  und  gar  fehlt,  ist  eine 
Feststellung  im  Wege  der  Schätzung  oder  der  Vergleichung  nicht  nur  un- 
zuverlässig und  könnte  möglicherweise  zu  einem,  von  dem  wirklich  erreichbaren 
völlig  abweichenden  Resultate  führen,  —  sondern  ein  solches  Verfahren  würde 
für  das  Aerar  auch  noch  den  Nachteil  ergeben,  dass  man  jenen  Rückgang, 
welchen  das  Einkommen  der  benachbarten  Berechtigten  bis  zu  einem  gewissen, 
kaum  noch  festzustellenden  Masse  in  dem  Falle  erleiden  müsste,  wenn  neben 
ihnen  auch  noch  ein  anderer  den  Schank  ausüben  würde,  bei  der  Festsetzung 
ihrer  Entschädigungssumme  nicht  mehr  zum  Ausdruck  bringen  könnte. 

Allein  selbst  dort,  wo  die  Berechtigung  der  Entschädigung  unbezweifelbar 
ist,  muss  noch  eine  sichere  allgemein  anwendbare  Basis  gefunden  werden,  auf 
welcher  die  Entschädigungssumme  ziffermässig  festgesetzt  werden  kann. 

Es  geht  nämlich  nicht  an,  die  ziffermässige  Feststellung  von  den  un- 
sicheren Ergebnissen  der  auf  alle  Fälle  passenden  allgemeinen  Erhebungen  ab- 
hängig zu  machen. 

Es  ist  hier  von  verhältnismässig  grossen  Summen  die  Rede,  welche  aus 
den  grossen  Ei-trägnissen  des  Schankgefälles  beschafft  werden  müssen,  aus  Er- 
trägnissen, welche  über  das  Mass  des  Erforderlichen  hinaus  zu  erhöhen  aus 
öffentlichen  Rücksichten  nicht  motiviert  wäre,  und  welche  man  entweder  über- 
mässig hoch  fixieren  oder  bei  denen  man  .stetig  besorgen  müsste,  dass  sie  für 
die  Entschädigung  nicht  hinreichen  werden,  wenn  auf  die  Höhe  der  Ent- 
schädigungssumme nicht  aus  der  Berechnungsbasis  derselben  mit  Sicherheit 
geschlossen  weisen  kann. 

In  der  paragraijhenweisen  detaillierten  Motivierung  verbreite  ich  mich 
darüber;  weshalb  ich  bestrebt  war,  diese  Fragen  derart  zu  lösen,  wie  dies  im 
Entwürfe  zum  Ausdruck  kommt.  An  dieser  Stelle  betone  ich  nur  neuerlich, 
dass  bei  Anwendung  der  festgestellten  Grundsätze  niemand  ohne  Entschädigung 
bleibt,  der  auf  eine  solche  rechtlichen  Anspruch  hat  und  dass  jedermann  im 
Verhältnis  zu  seinen  berechtigten  Ansprüchen  an  Entschädigung  so  viel  empfängt, 
als  für  ein  solches  Recht  innerhalb  der  Grenzen  der  weitestgehenden  Billigkeit 
überhaupt  gefordert  werden  kann. 

Auf  dieser  Basis  kann  nunmehr  meines  Erachtens  diese  Frage  unter  Be- 
friedigung aller  berechtigten  und  billigen  Ansprüche  gelöst  werden.  Ich  wünsche 
zu  diesem  Behufe  die  sich  unter  den  heutigen  Gesamtverhältnissen  darbietende 
Gelegenheit  zu  benutzen,  denn  in  Erwägung  jener  Erfahrungen,  welche  wir  bei 
der  Lösung  ähnlicher  Fragen  in  der  jüngsten  Vergangenheit  zu  machen  Gelegen- 
heit hatten,  steht  zu  besorgen,  dass,  wenn  wir  diese  Gelegenheit  nicht  benutzen 
und  diese  Frage  jetzt  imgelöst  bleibt,  den  Schaden  hiervon  voraussichtlich  die 
Nächstinteressierten  haben  würden. 

Bezüglich  der  Durchführung,  nämlich  der  Feststellung  der  Entschädigungs- 
summe in  den  einzelnen  Fällen,  habe  ich  im  allgemeinen  noch  zu  bemerken, 
dass  ich  bei  der  Feststellung  der  diesbezüglichen  Noi'men  immer  davon  aus- 
gegangen bin,  dass  die  Operation  rasch  und  mit  möglichst  geringen  Kosten 
bewerkstelligt  werde. 

Die  erste  dieser  Bedingungen,  die  Raschheit  der  Durchführung,  ist  nur 
dann  möglich,  wenn  die  Basis  der  Feststellung  eine  sichere  ist  und  daher  in 
jedem  einzelnen  Falle  nicht  eine  besondere  Untersuchung,  insbesondere  nicht  ein 
besonderes  Beweisverfahren  gepflogen  werden  muss.  Ausser  dem  weiter  oben 
Gesagten  bildet  diese  Rücksicht  das  Hauptargument  für  jene,  auf  die  Berechnungs- 
basis bezügliche  Verfügung  des  Entwurfs,  dass  zur  Basis  der  P]ntschädigung 
im  allgemeinen  das  Steuererträgnis  genommen  werde.  Die  rasche  Feststellung 
der  Entschädigungssumme  ist  aber  nicht  bloss  deshalb  nötig,  damit  die  Be- 
rechtigten in  dieser  Beziehung  nicht  in  üngewissheit  belassen  bleiben  und  ihre 
Einkünfte   nach    der   Entschädigungssumme    mit    Sicherheit    liquidierbar    seien, 
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sobald  ihnen  das  Erträgnis  der  Ausübung  des  Schankes  entfällt,  —  sondern 
auch  deshalb,  damit  derjenige,  der  dies  thun  will,  die  für  die  Entschädigungs- 
summe obkommenden  Papiere  je  eher  verwerten  könne. 

Die  Kosten  der  Entschädigungsoperation  glaubt  der  Entwurf  dadurch 
möglichst  herabmindern  zu  können,  dass  zur  Durchführung  dieser  Operation 
keine  besonderen  Aeniter  organisiert,  sondern  zu  diesem  Zwecke  die  zur  Ver- 
fügung stehenden  Organe  verwendet  werden. 

Schliesslich  wäre  im  allgemeinen  noch  davon  zu  sprechen,  auf  welche 
Art  die  faktische  Ausfolgung  der  Entschädigungssumme  geschieht. 

In  dieser  Hinsicht  hatte  der  Entwurf  zwischen  zwei  Modalitäten  zu 
wählen :  die  Entschädigungssumme  in  barem  Gelde  oder  aber  in  Papieren,  in 
Obligationen,  zu  entrichten. 

Für  die  erstere  Modalität  würde  sprechen,  dass  in  dieser  Weise  die  Ab- 
wicklung der  ganzen  Entschädigung  gegenüber  den  Berechtigten  weit  einfacher 
wäre,  dass  jeder  derselben  ziffermässig  bis  auf  den  letzten  Gulden  wüsste,  was 
er  bekommt,  und  sich  nicht  auch  noch  mit  dem  Kurse  der  Papiere  und  eventuell 
deren  Verwertung  befassen  müsste. 

Wenn  der  Entwurf  trotzdem  die  Ausfolge  in  Obligationen  angenommen 
hat,  so  berücksichtigte  er  damit  jene  Nachteile,  welche  bei  der  ersteren  Moda- 
lität dem  Aerar  und  einem  grossen  Teile  der  Berechtigten  erwachsen  würden, 
ohne  dass  die  letzteren  überhaupt  irgend  welcher  namhafter  Vorteile  teilhaftig 
würden. 

Es  kann  nämlich  kaum  einem  Zweifel  unterliegen,  dass  der  Staat  nur  um 
den  Preis  unverhältnismässiger  Opfer  im  stände  wäre,  das  grosse,  zur  Ent- 
schädigung nötige  Kapital  zu  beschaffen,  denn  diese  Summe  würde  nicht  eine 
unmittelbare  Entschädigungsschuld  bilden,  würde  nicht  als  eine  fundierte  Schuld 
betrachtet  werden,  sondern  würde  mehr  oder  weniger  auf  dem  Personalkredit  des 
Staates  ruhen.  Die  Beschaffung  dieses  Betrages  würde  für  längere  Zeit  hinaus 
andere  staatliche  Finanzoperationen  ausschliessen  und  die  Inanspruchnahme  des 
ausländischen  Kapitals  unabweislich  machen. 

Schliesslich  verdient  auch  Erwägung,  dass  jene  beträchtlichen  Kapitals- 
summen, welche  den  Berechtigten  bis  zur  endgültigen  Bereinigung  der  Berech- 
tigungsfrage nicht  ausgefolgt  werden  können ,  sondern  zeitweilig  zu  Gerichts- 
händen deponiert  werden  müssen,  da  die  gerichtlichen  Deposite  vom  Staate  ver- 
waltet werden,  die  schwebende  Staatsschuld  riesig  vermehren  und  sehr  grosse 
Manipulationsschwierigkeiten  verursachen  würden. 

Alle  diese  Momente  sprechen  dafür,  dass  die  Entschädigung  in  Staats- 
obligationen geleistet  werde,  um  so  mehr,  als,  wenn  die  Auszahlung  in  Barem 
geschähe,  die  Bedingungen  der  Ablösung  unbedingt  strengere  sein  müssten, 
damit  der  Staat  nicht  zu  Schaden  komme.  Für  den  Berechtigten  ist  es  sonach 
sozusagen  gleichgültig,  ob  er  ein  geringeres  Kapital  in  Barem  oder  ein  grösseres 
in  denselben  Geldwert  repräsentierenden  Papieren  erhält,  während  dem  Staate 
aus  der  Barzahlung  vielfache  und  grosse  Nachteile  ei-wachsen  könnten. 

Vorausgesetzt  also,  dass  die  möglichst  vorteilhafte  Verwertung  der  Obli- 
gationen entsprechend  vorbereitet  wird,  dass  in  dieser  Hinsicht  mit  vertrauens- 
würdigen und  entsprechenden  Geldkräften  eine  Vereinbarung  zustandekommt, 
kurz,  wenn  alle  nötigen  Vorarbeiten  bewerkstelligt  werden,  die  heute  auch  be- 
reits vorbereitet  sind,  und  wenn  sich  die  heutige  Situation  des  Geldmarktes 
nicht  ändert,  sicher  zum  Erfolge  führen  werden,  —  erscheint  es  richtiger,  der 
Zahlung  in  Obligationen  den  Vorzug  zu  geben.  Es  ist  auch  die  Idee  aufge- 
taucht, den  Berechtigten  nicht  den  Kapitalswert  des  Rechtes  zu  geben,  son- 
dern ihnen  nur  das  demselben  entsprechende  Erträgnis  in  Form  einer  Rente 
zu  sichern. 

Für  diese  Kombination  wird  angeführt,  dass  die  Tilgung  des  Kapitals 
den  Entschädigungsfonds  nicht  belasten  würde  und  den  Berechtigten  und  ihren 
Nachkommen  ein  ständiges,  dem  heutigen  Erträgnis  des  Rechtes  entsprechendes 
Einkommen  gesichert  wäre.    Dieser  letztere  Gesichtspunkt  ist  so  wichtig,   dass 
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er,  wenn  das  bezeichnete  Ziel  erreichbar  wäre,  an  und  für  sich  alle  Gegenargu- 
mente entkräften  würde.  Allein  das  ist  eben  nicht  möglich.  Es  lässt  sich 
nämlich  nicht  verhindern,  dass  die  Privateigentümer  dieses  Einkommen,  respek- 
tive das  Recht  auf  dasselbe  auf  andere  übertragen ,  das  heisst ,  dasselbe  ver- 
kaufen. Demnach  würde  also  der  Elrfolg  nur  der  sein,  dass  sehr  viele  ihren 
Anspruch  zu  Spottpreisen  verschleudern  würden. 

Unter  solchen  Umständen  erscheint  die  Ausfolgung  des  Kapitalswertes 
auch  noch  durch  folgendes  motiviert: 

1.  Die  in  einem  vorhinein  bestimmten  Betrage  sichergestellte  Rente  ist 
im  Laufe  der  Zeit  einer  fortwähi'enden  Wertverminderung  unterworfen,  wovor 
man  sich  auch  dadurch  nicht  schützen  kann,  dass  man  das  der  Rente  ent- 
sprechende Kapital  flüssig  machen  und  in  andere  Unternehmungen  placieren 
könnte. 

2.  Den  meisten  Besitzern  von  Schankrechten  gereicht  es  zum  unvergleich- 
lich grösseren  Vorteile,  und  auch  für  die  Hebung  der  Volkswirtschaft  ist  es 
günstiger,  wenn  der  Berechtigte  das  seinem  Rechte  entsprechende  Kapital  in 
seine  Wirtschaft  investieren  kann,  was  bei  der  Rentenform  viel  schwieriger  und 
voraussichtlich  nur  mit  empfindlichen  Verlusten   bewerkstelligt  werden  könnte. 

3.  Sehr  viele  Berechtigte  sind  mit  verhältnismässig  grossen,  zu  ungün- 
stigen Bedingungen  kontrahierten,  hoch  verzinslichen  Darlehen  belastet.  Sich 
von  einer  solchen  Last  befreien  zu  können,  ist  in  vielen  Fällen  materiell  sehr 
vorteilhaft,  ja  gleichbedeutend  mit  der  Rettung  vom  Ruin.  Auch  für  solche 
Fälle  gilt'  das  oben  Gesagte,  und  der  Berechtigte  wird  sich  unvergleichlich 
leichter  helfen  können,  wenn  er  seine  Entschädigung  nicht  in  Form  einer  Rente, 
sondern  im  Kapitalswerte  erhält. 

4.  Die  gesamte  auf  die  Aufhebung  des  Schankrechtes  abzielende  Ent- 
schädigungsoijeration  wäre  erst  mit  der  Begleichung  des  Entschädigungswertes 
abgeschlossen;  würde  die  Form  einer  Rente  gewählt,  so  bliebe  sie  immer  un- 
vollendet; es  wären  immerwährende  Verrechnungen,  Manipulationsarbeiten, 
eventuell  die  Kreierung  eines  eigenen  Fonds  nötig.     Endlich 

5.  repräsentiert  die  in  verlosbaren  Obligationen  ausgezahlte  Entschädi- 
gungssumme auch  einen  grösseren  Kapitalswert,  als  wenn  sie  in  Form  einer 
Rente  berichtigt  wird. 

Diese  jedenfalls  schwerwiegenden  Argumente  waren  dafür  bestimmend, 
dass  die  Modalität  einer  Entschädigung  in  Form  einer  Rente  fallen  gelassen  wurde, 

Spezial-Motivierung. 

Der  erste  Abschnitt  des  Entwurfes  behandelt  die  Grundprinzipien,  und 
zwar  spricht  §  1  aus,  dass  diejenigen,  welche  bisher  ein  Schankrecht  ausübten, 
infolge  der  Einführung  des  Schankgefälles  innerhalb  der  Schranken  dieses  Ge- 
setzes (§  2)  und  laut  der  Bestimmungen  desselben  auf  Entschädigung  An- 
spruch haben. 

In  der  allgemeinen  Motivierung  wurde  dargelegt,  dass  der  aus  dem 
Schankgefälle  zu  erwartende  Nutzen  zur  Schaffung  der  für  die  Entschädigung 
erforderlichen  Summen  zu  verwenden  ist. 

Unter  diesen  Umständen  versichert  jene  Verfügung  des  Entwurfes ,  nach 
welchem  die  Manipulierung  des  Gefällserträgnisses  unter  besonderer  Kontrolle 
steht,  und  insofern  dieses  Erträgnis,  aus  welcher  LTrsache  immer,  zur  Entschädi- 
gung ungenügend  wäre,  der  fehlende  Teil  aus  dem  Aerar  zu  decken  ist,  den 
auf  Entschädigung  Anspruchhabenden,  dass  sie  ihre  berechtigten  Forderungen 
unter  allen  Umständen  erhalten,  und  gleichzeitig  garantiert  sie  auch  dafür,  dass, 
falls  sie  die  bis  zur  Höhe  ihrer  Forderungen  erhaltenen  Obligationen  verwerten 
wollen,  sie  dies  zu  den  höchsten  Kursen  thun  können. 

§  2  bestimmt  zuerst  die  Rechte,  dann  die  Gebäude,  für  welche  Ent- 
schädigung geboten  wird. 

Die  Bestimmung  der  zu  entschädigenden  Rechte  erfolgt  auf  rechtshisto- 
rischer Basis.     Auf  dieser  Basis  gebührt  Entschädigung  für  jene  Rechte,  welche 
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a)  auf  grundherrlichem  Rechte, 

b)  auf  dem  Gesetze, 

c)  auf  Privilegien  basieren. 

Das  grundherrliche  Recht  erstreckte  sich  immer  auf  das  Schankrecht, 
dieses  war  immer  mit  dem  adeligen  Besitz  verbunden  und  bildete  bis  zur  Ein- 
führung des  Grandbuches  eine  untrennbare  Appertinenz ,  richtiger  vielleicht 
Eigentümlichkeit  desselben.  Infolge  dieses  Rechtes  konnte  der  Eigentümer  des 
adeligen  Besitzes,  in  neuerer  Zeit  eventuell  nur  des  Schankrechtes  auf  dem 
Territorium  des  Besitzes,  respektive  —  da  nach  unseren  Gesetzen  auch  der  Ur- 
barialbesitz  einen  ergänzenden  Teil  des  grundherrlichen  bildete  —  auf  dem  Terri- 
torium der  ganzen  Urbarialgemeinde,  abgesehen  von  der  Zeit,  in  welcher  das 
Gesetz  auch  den  gewesenen  Urbarialisten  das  Schankrecht  gewährt,  allein  und 
ausschliesslich  das  Schankrecht  ausüben.  Dieses  Recht  des  PJigentümers  des 
adeligen  Grundbesitzes,  i-espektive  in  neuerer  Zeit  des  Schankrechtes  ist  un- 
zweifelhaft ein  ebenso  berechtigter  Besitz  als  alle  anderen  Gerechtsame  des 
adeligen  Besitzes,  welche  die  Legislative  mit  Entschädigung  aufgehoben  hat. 

Unter  dem  auf  Gesetzen  basierten  Schankrecht  verstehen  wir  das  Schank- 
recht der  gewesenen  Urbarialisten. 

Die  auf  Privilegien  basierten  Rechte  besitzen  dieselbe  Rechtsnatur  wie 
die  vorhergehenden. 

Die  Rechtsnatur  der  meisten  auf  diesen  drei  Grundlagen  basierenden 
Rechte  hat  durch  die  neueren  Gesetze  eine  Veränderung  erlitten. 

Infolge  der  Bestimmungen  des  Grundbuchpatents  können  die  früher  mit 
Immobilien  verbundenen  grundherrlichen  Schankrechte  jetzt  auch  ohne  die- 
selben in  Verkehr  gebracht  werden  und  bilden  heute  schon  in  sehr  vielen  Fällen 
nicht  das  Eigentum  des  Eigentümers  des  Grundbesitzes,  sondern  eines  anderen 
Rechtssub j  ektes . 

Das  Urbarialpatent  und  das  österreichische  bürgerliche  Gesetzbuch  haben 
betreffs  der  Ersitzung  Veränderungen  eingeführt,  und  die  bei  der  Entschädigung 
zu  berücksichtigende  Folge  dieser  Verfügung  besteht  nur  darin,  dass  dieses 
Recht  womöglich  noch  unabhängiger  würde,  und  der  Berechtigte  muss  nicht 
gleichzeitig  auch  Eigentümer  jenes  grundherrlichen  Besitzes  sein,  zu  welchem  das 
Schankrecht  ursprünglich  gehörte,  und  dass  das  Recht  der  gewesenen  Besitzer,  bei 
Einhaltung  der  gehörigen  Fonnen,    heute    auch   in   anderen  Händen  sein  kann. 

Ausser  den  aufgezählten  Schankrechten  wurde  das  Ausschenken  von 
Spirituosen  auch  auf  Grund  behördlicher  Lizenzen  und  Verfügungen  ausgeübt. 
Diese  Lizenzen  und  Verfügungen  können  jedoch  in  diesem  Falle  nicht  zur 
Quelle  von  hier  zu  berücksichtigenden  Rechten  werden ,  die  Ausübung  des 
Schankrechtes  auf  dieser  Basis  kann  keinen  Besitz  bona  fide  feststellen  und 
auch  zu  keiner  Schaffung  eines  Eigentumsrechtes  führen,  und  infolgedessen  kann 
für  das  auf  solcher  Basis  geübte  Schankrecht  kein  Pjntschädigungsanspruch 
erhoben  werden. 

Abgesehen  von  der  Basis  des  Rechtes  macht  dieser  Paragraph  die  Ent- 
schädigung auch  von  der  Bedingung  abhängig,  dass  der  Berechtigte  aus 
seinem  Rechte  Nutzen  gezogen  und  das.s  er  während  eines  der  fünf  Jahre  1882 
(1.  Januar)  bis  1886  (31.  Dezember)  Steuer  gezahlt  hat.  Jene  Verfügung,  laut 
welcher  es  eine  Bedingung  der  Entschädigung  ist,  dass  der  Berechtigte  während 
der  erwähnten  fünf  Jahre  nach  seinem  Rechte  ein  Einkommen  bezogen,  findet 
ihre  Erklärung  darin,  dass  mit  dem  Ausweise  des  P]inkommens  nicht  nur  nach- 
gewiesen wird,  dass  das  Recht  Nutzep  gebracht  hat,  sondern  dieses  Einkommen 
dient  laut  Verfügung  des  folgenden  §  3  gleichzeitig  im  allgemeinen  zur  Basis 
der  Feststellung  der  Entschädigung. 

Das  Einkommen  des  aufgenommenen  Zeitabschnittes  ist  geeignet,  zur 
Grundlage  der  Entschädigung  zu  dienen,  weil  sie  einerseits  der  faktischen  Fest- 
stellung der  Entschädigung  nahe  ist  und  damit  der  Forderung  genügt  wird, 
dass  die  Entschädigung  nach  den  heutigen  Umständen  erfolge ,  und  weil  sie 
anderseits  sich  doch  nicht  auf  jene  Jahre  erstreckt,  in  denen  man  vennuten 
konnte,  auf  welcher  Basis  die  Entschädigung  erfolgen  werde,  und  so  steht  nicht 
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zu  befürchten,  dass  die  Feststellung  im  allgemeinen  aus  dieser  Ursache  beein- 
flusst  und  in  vielen  Fällen  höher  als  die  Wirklichkeit  angesetzt  "wurde. 

Nach  §  2  ist  auch  für  jene  Gebäude  und  Intravillane,  in  welchen  bisher 
das  Schankrecht  ausgeübt  wurde,  Entschädigung  zu  geben,  wenn  dieselben  be- 
hufs entsprechender  Ausnutzung  des  staatlichen  Schankgefälles  unumgänglich 
notwendig  sind  und  zu  diesem  Zwecke  expropriiert  wurden. 

Mit  anderen  Worten,  nicht  für  alle,  sondern  nur  für  die  auch  künftighin 
erforderlichen  Gebäude  wird  Entschädigung  geboten.  Der  Berechtigte  hat  näm- 
lich nur  auf  Basis  des  grundherrlichen  Rechtes,  des  Gesetzes,  des  besonderen 
Privilegiums  bloss  das  Recht  erworben ;  dieses  war  durch  gesetzliche  Verfügung 
niemals  und  nirgends  in  Rechtsverbindung  gebracht  mit  Gebäuden,  kleineren 
Grundbesitzen,  die  nur  deshalb  von  dem  Berechtigten  zur  Benutzung  denjenigen 
überlassen  wurden,  welche  das  Recht  faktisch  ausübten,  damit  mit  ihrer  Hilfe 
die  Ausnutzung  des  Rechtes  im  allgemeinen  möglich  oder  wenigstens  vorteil- 
hafter, leichter  bewirkt  werden  könne.  Bei  der  Definition  des  RechtsbegriflFes 
dieses  Rechtes  bildeten  bei  der  Inverkehrbringung  und  Besteuerung  des  Rechtes 
dieses   letztere   und   die  ei-wähnten  Immobilien  gesonderte,   selbständige  Dinge. 

Es  gibt  bei  den  einzelnen  Kurien  erteilten  Schankprivilegien  Fälle,  in 
welchen  das  Schankrecht  mit  jener  Immobilie  in  Rechtsverbindung  gebracht  ist, 
auf  dessen  Gebiete  es  ausgeübt  werden  darf.  Das  ist  jedoch  eine  Beschränkung 
der  Ausübung  des  Schankrechtes;  denn  während  dieses  sonst  auf  dem  ganzen 
Gebiete  der  Gemeinde  ausgeübt  werden  darf,  darf  es  hier  nur  innerhalb  der 
Grenzen  der  Immobilie  geschehen.  Diese  Beschränkung  kann  nicht  als  Ursache 
dazu  dienen,  dass  solche  Berechtigte  bei  der  Entschädigung  den  Vorzug  gemessen, 
dass  sie  die  Expropriierung  der  Immobilie  fordern  können. 

Aus  alledem  folgt,  dass  der  Berechtigte  bloss  für  das  nicht  mehr  aus- 
übbare Recht  Entschädigung  fordern  kann,  nicht  aber,  dass  beim  Erlöschen 
seines  Schankrechtes  die  Immobilien  expropriiert  werden,  die  zur  Ausnutzung 
desselben  dienten,  oder  dass  die  Wertverringerung  desselben  ersetzt  werde. 

Aber  indem  der  Entwurf,  sich  auf  den  unangi-eifbaren  und  einzig  recht- 
lichen Standpunkt  stellend,  einerseits  ausspricht,  dass  die  Berechtigten  nicht 
die  Expropriierung  jener  Immobilien  fordern  können,  die  bisher  zur  Ausnutzung 
des  Schankrechtes  dienten,  bietet  er  anderseits  dadurch,  dass  der  Entwurf 
über  die  Regelung  des  Staatsschankgefttlles  verfügt,  dass  bei  Erteilung  der 
Schanklizenzen  diejenigen,  die  solche  Gebäude  als  Eigentum  oder  in  Pacht 
hatten,  die  bisher  zu  Schankrechtzwecken  dienten  (§  6),  Vorzug  erhalten  sollen, 
nicht  nur  das  Mittel,  dass  die  Eigentümer  solcher  Gebäude  die  Ausübung  des 
Schankrechtes  weiter  behalten -können,  sondern  erzielt  auch  das  Resultat,  dass 
die  Unternehmer  solche  Gebäude  suchen  und  diese  sehr  gut  verkäuflich  oder 
vermietbar  sein  werden  und  in  Zukunft  der  Fall  nicht  selten  sein  wird,  dass 
der  Eigentümer  für  das  Gebäude  allein  so  viel  Pacht  erhält,  als  man  ihm  bisher 
für  das  Recht  und  das  Gebäude  zusammen  bezahlte. 

Hingegen  muss  dem  Aerar  das  Recht  einteilt  werden,  nach  welchem  das- 
selbe die  zur  Ausnutzung  des  Schankrechtes  verwendeten  Gebäude  und  Intra- 
villane mitsamt  dem  Rechte  erwerben  könne  für  den  Fall,  den  der  in  Rede 
stehende  Paragraph  bezeichnet.  Wie  bei  jeder  Expropriierung  ist  es  auch  hier 
das  höhere,  allgemeine  Interesse,  von  welchem  ausgehend  die  Erwerbung  der 
fraglichen  Immobilien  durch  den  Staat  möglich  gemacht  werden  muss,  selbst 
für  den  Fall,  wenn  der  Eigentümer  dieselben  überhaupt  nicht  oder  wenigstens 
nicht  zu  billigen  Bedingungen  überlassen  will. 

Der  Staat  entschädigt  die  Eigentümer  für  das  Schankrecht.  —  Das  kann 
er  ohne  eine  von  der  bisherigen  Besteuerung  abweichende  Belastung  nur  so 
thun,  dass  er  das  Schankrecht  in  Zukunft  so  gut  als  möglich  ausnutzt.  Wenn 
diese  Ausnutzung  der  Gebäude  und  Intravillane  nicht  möglich  ist,  «o  können 
die  Eigentümer  keinen  Einwand  dagegen  erheben,  wenn  der  Staat  bei  ge- 
bührender Entschädigung  dieselben  mit  dem  Rechte  erwirbt. 

Es  ist  jedoch  natürlich,  dass  der  Staat  bei  Erwerbung  der  Gebäude  und 
Intravillane   in   beiden  Fällen    mit   der   grössten   Vorsicht  vorgehen    muss   und 
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dies  nur  in  dem  Falle  unternehmen  darf,  wenn  wirkliche  Notwendigkeit  ob- 
waltet, wenn  die  Erwerbung  überhaupt  ohne  oifenbaren  grossen  Nachteil  nicht 
umgangen  werden  kann.  Er  muss  dies  thun,  weil  schon  die  Last  sehr  schwer 
und  bedeutsam  ist,  mit  welcher  die  Erwerbung  dieser  Immobilien  verbunden 
ist;  die  Aufsicht,  die  Instandhaltung  und  Reparatur  derselben  machen  diese 
Last  zu  einer  ständigen.  §  3  befasst  sich  mit  der  Basis  der  Entschädigung 
und  den  Modalitäten  der  Peststellung  der  Entschädigungssumme  und  deren  Be- 
rechnung. 

Die  Motive,  weshalb  überhaupt  das  Steuererträgnis  und  gerade  der 
Durchschnitt  des  als  Steuerbasis  dienenden  Erträgnisses  der  fünfjährigen  Steuer 
von  1882 — 1886  als  Grundlage  angenommen  wurde,  waren  bei  §  2  angeführt. 
Hier  muss  ich  noch  von  der  Verfügung  sprechen,  welche  den  15prozen- 
tigen  Abzug  von  dieser  Summe  anordnet.  Selbst  dort,  wo  das  Schankrecht  im 
Wege  der  Verpachtung  ausgenutzt  wird,  wieviel  eher  dort,  wo  der  Berechtigte 
es  selbst  manipuliert,  gibt  es  gewisse  Manipulationskosten,  welche  bei  der  Fest- 
stellung des  zur  Steuerbasis  angenommenen  Erträgnisses  nicht  abgezogen  wurden. 
Das  Recht  wird  ferner  belastet  ausser  durch  die  lOprozentige  Staatssteuer  durch 
die  Sprozentigen  und  V^  prozentigen  Staats-  und  sonstigen  Komitats-  und  Ge- 
meindezuschläge, welche  ebenfalls  nicht  Gegenstand  des  Abzuges  bilden.  Das 
Erträgnis  dieses  Rechtes  ist  Schwankungen  ausgesetzt;  oft  geschieht  es.  dass  es 
an  einzelnen  Orten  zu  gewissen  Zeiten  im  Wege  der  Verpachtung  überhaupt 
nicht  verwertet  werden  kann,  noch  öfter  kommt  es  vor,  dass  die  bedungene 
Pachtsumme  nicht  eingetrieben  werden  kann,  all  das  kommt  bei  der  Feststellung 
des  als  Steuerbasis  dienenden  Erträgnisses  nicht  in  Betracht  und  kann  dann, 
wenn  der  Berechtigte  sein  Einkommen  nach  der  Entschädigungssumme  bezieht, 
nicht  vorkommen.  Diese  Umstände  in  Betracht  gezogen,  kann  man  wahrlich 
nichts  dagegen  einwenden,  dass  von  dem  als  Entschädigungsbasis  dienenden 
Erträgnis  ein  gewisser  Prozentsatz,  vielleicht  am  richtigsten  15  Prozent  des  Er- 
trägnisses, in  Abzug  gebracht  wird.  Dass  dies  nicht  viel  sei,  beweist  auch  der 
Umstand,  dass  bei  der  Durchführung  jeder  ähnlichen  Operation  Vs»  also  mehr  als 
hier  vorgeschlagen  ist,  in  Abzug  gebi'acht  wird;  aber  selbst  wenn  wir  von  diesen 
Ursachen  absehen,  finden  wir  in  der  heutigen  Gestalt  des  Schankrechtes  ein  solches 
Einkommen,  für  welches  nirgends  eine  so  hohe  Entschädigung  geboten  wurde, 
als  dieser  Entwurf  in  Aussicht  stellt;  sondern  es  wurden  ähnliche  Rechte  ent- 
weder auf  einmal,  mit  einem  Federstrich,  ohne  jede  Entschädigung  aufgehoben 
oder  infolge  der  Anforderungen  der  Zeit  und  der  Verhältnisse  durch  Gesetze 
und  Verordnungen  im  praktischen  Leben  auf  einen  immer  engeren  Kreis  be- 
schränkt und  demzufolge  die  Einkünfte  aus  denselben  immer  mehr  verringert, 
so  dass  schliesslich  von  dem  Rechte  und  der  Nutzniessung  kaum  etwas  übrig  blieb. 

Der  zwanzigfache  Betrag  der  nach  Abzug  der  15  Prozent  übrig  ge- 
bliebenen Entschädigungsbasis  bildet  nach  §  3  die  volle  Summe  der  Entschädi- 
gung, d.  h.  das  Einkommen  wird  mit  5  Prozent  kapitaüsieri.  Ich  bin  überzeugt, 
dass  bei  den  durch  Private  bewerkstelligten  Verkäufen  nur  in  den  seltensten 
Fällen  das  Zwanzigfache  des  Einkommens  den  Kaufpreis  bildet,  sondern  der 
Verkäufer  sich  mit  einem  viel  geringeren  Mehrfachen  begnügen  musste. 

Dem  gegenüber  kann  man  die  vom  Staate  bewerkstelligten  Verkäufe 
nicht  anführen,  weil  erstlich  der  Staat  diese  Rechte  niemals  so  auszunutzen 
wusste,  wie  jene,  die  sie  von  ihm  gekauft  haben,  und  weil  er  zweitens  zur  Til- 
gung des  Kaufpreises  langfristige  Ratenzahlungen  einräumte,  eine  Begünstigung, 
welche  die  günstige  Gestaltung  des  Kaufiireises  sehr  beeinflussten. 

Die  Berechtigten  gemessen  also  auch  durch  diese  Verfügung  der  Vorlage 
einen  grossen  Vorteil. 

Es  ist  gebräuchlich,  dass  bei  der  Verpachtung  des  Schankrechtes  der 
Pachtnehmer  vertragsmässig  verpflichtet  wird,  statt  des  Pachtgebers  die  nach 
dem  Rechte  entfallende  Steuer  zu  entrichten. 

Jenen  Fällen  gegenüber,  in  welchen  eine  ähnliche  Verfügung  nicht  er- 
folgte, büdet  diese  Steuer  für  den  Berechtigten  ein  Einnahmeplus,  und  folglich, 
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wenn  dies  bei  Feststellung  des  als  Steuerbasis  dienenden  Einkommens  nicht  in 
Betracht  gezogen  worden,  muss  es  jetzt  nachträglich  in  Betracht  gezogen  werden. 
Dagegen  gibt  es  Fälle,  in  welchen  bei  Feststellung  der  Steuerbasis  das 
Einkommen  der  zur  Nutzbarmachung  des  Ausschankes  dienenden  Immobilien 
oder  anderer  gleich  dem  Schankrechte  besteuerter  Rechte  von  dem  Einkommen 
des  Schankrechtes  entweder  gar  nicht  oder  doch  nicht  in  korrekter  Weise  aus- 
geschieden wurde.  In  einem  solchen  Falle  muss  dies  nachträglich  geschehen 
und  die  Art,  wie  es  geschehen  soll,  festgestellt  werden.  Diejenige  Verfügung 
der  Vorlage,  wonach  in  dem  Falle,  wenn  der  Wert  der  Immobilien  nicht  anders 
festgestellt  werden  kann,  der  laut  G.-A.  XLV,  1887,  §  4  festzustellende  gesetz- 
liche Minimalwert  abzuziehen  sei,  ist  das  einzige  Verfahren,  das  in  einem  solchen 
Falle  befolgt  werden  kann,  und  dieses  sichert  abermals  den  Berechtigten  einen 
eventuell  nicht  zu  verachtenden  Vorteil. 

Müsste  also  aus  den  angeführten  Motiven  bei  Feststellung  der  Ent- 
schädigungssumme das  Steuereinkommen  als  Basis  angenommen  werden,  so  ge- 
stattet die  Vorlage  dennoch  eine  Ausnahme  hiervon  in  allen  jenen  Fällen,  in 
welchen  billige  Ansprüche  der  Berechtigten  dies  erheischen  und  in  welchen 
diese  Konzession  in  einer  Form  gewährt  werden  kann,  dass  dadurch  das  ärarische 
Interesse  keiner  grösseren  Gefährdung  ausgesetzt  ist. 

Eine  solche  Ausnahme,  die  keiner  weiteren  Motivierung  bedarf,  ist  die, 
wenn  die  Ausnutzung  infolge  der  im  Interesse  des  Gemeinwohles  oder  irrtüm- 
licherweise getroffenen  Verfügungen  der  Behörde  nicht  so  geschehen  konnte, 
wie  sie  sonst  hätte  geschehen  können. 

Eine  solche  Ausnahme  ist  ferner  die,  wenn  infolge  der  Kontingentierung 
ein  grösseres  Einkommen  erzielt  wurde  oder  zu  erwarten  ist  als  jenes,  das 
ohne  dieses  Plus  als  Steuerbasis  angenommen  wurde;  wenn  die  Schlussrech- 
nungen der  Städte  ein  grösseres  Einkommen  nachweisen  als  jenes,  das  bei  der 
Feststellung  als  Basis  angenommen  wurde;  oder  endlich,  wenn  der  Berechtigte 
die  Steuer  nicht  als  Einkonmien-  bezw.  Kapitalszins-  und  Rentensteuer,  sondern 
unter  einem  anderen  Titel  gezahlt  hat.  In  allen  drei  Fällen  wurde  das  geringere 
Einkommen  wegen  eines  solchen  Umstandes  festgestellt,  welchen  zu  ändern 
weder  in  der  Macht  des  Berechtigten,  noch  in  jener  seines  Bevollmächtigten 
stand,  so  dass  es  nur  billig  ist,  dass  das  Mehreinkommen,  wenn  es  mit  voller 
Sicherheit  festgestellt  werden  kann,  auch  bei  der  Entschädigung  in  Betracht 
gezogen  wird. 

Wenn  der  Berechtigte  sein  Recht  seit  1882  vom  Staate  gekauft  und  mehr 
dafür  gegeben  hat,  als  er  jetzt  bei  der  Entschädigung  bei  Anwendung  der  all- 
gemeinen Regel  erhalten  würde,  käme  der  Staat  seinem  Käufer  gegenüber  in 
eine  solche  Lage,  die  für  den  Staat  als  solchen  seinem  Bürger  gegenüber  kaum 
aufrechtgehalten  und  motiviei-t  werden  könnte.  Dies  ist  der  Grund,  weshalb 
in  einem  solchen  Falle  der  Kaufpreis  die  Basis  der  Entschädigung  bildet. 

Bei  anderen  Verkäufen  kann  von  der  Regel  nicht  abgegangen  werden 
und  hat  der  Käufer  einfach  ein  gutes  oder  ein  schlechtes  Geschäft  gemacht, 
je  nachdem  er  wohlfeil  oder  teuer  gekauft  hat. 

Zur  Vermeidung  jedweden  Missverständnisses  zählt  die  Vorlage  in  jedem 
einzelnen  Ausnahmsfalle   auch  auf,   wie  die  Basis  demgemäss  festgestellt  wird. 

Der  §  4  (§  5)  fährt  in  der  Aufzählung  jener  Ausnahmsfälle  fort,  in  welchen 
die  Feststellung  der  Entschädigungssumme  nicht  auf  Grund  des  Steuerein- 
kommens geschieht» 

Die  in  Punkt  1  aufgenommene  Verfügung  ist  die  einzige,  welche  im 
Interesse  des  Aerars  eine  Ausnahme  von  der  Zugrundelegung  des  Steuerein- 
kommens dann  statuiert,  wenn  der  Berechtigte  mehr  Einkommen  fatiert  hat, 
um  einer  grösseren  Entschädigung  teilhaftig  zu  werden.  Eine  solche  Machen- 
schaft darf  nicht  durch  eine  höhere  Bemessung  der  Entschädigung  belohnt 
■werden. 

Punkt  2  (§  6  ff.)  dieses  Paragraphen  geht  in  der  Abweichung  am  weitesten  und 
gestattet  eine  solche  unter  gewissen  Umständen  auch  dann,  wenn  das  zur  Steuer- 
basis dienende  Einkommen  niedriger  fatiert  wurde,  als  es  in  Wirklichkeit  war. 
Finanzarchiv.    VI.  Jahrg.  429  28 


^gQ      Motivenbericht  zu  d.  ung.  Ges.  über  die  für  die  Schankr.  zu  gewährende  Entschädigung. 

Natürlich  musste  eine  so  weitgehende  Abweichung,  deren  Folgen  unmöglich  in 
vorhinein  ziffermässig  festzustellen  waren,  an  streng  umschriebene  Bedingungen 
geknüpft  werden. 

Es  schien  unmöglich ,  diese  Abweichung  in  erster  Reihe  auf  jedermann 
auszudehnen ;  man  musste  sie  auf  jene  beschränken,  die  zur  Fatierung  des  Ein- 
kommens nicht  aufgefordert  waren,'  oder  die  nicht  selbst  die  Fassion  gemacht 
haben,  sondern  ihr  Bevollmächtigter  oder  Rechtsvorgänger,  in  welchen  Fällen 
angenommen  werden  darf,  dass  wenigstens  derjenige,  der  die  grössere  Entschädi- 
gung  erhält,  persönlich  das  Aerar  bei  der  Steuerfassion  nicht  verkürzen  wollte. 

Um  femer  nach  Möglichkeit  den  Fall  auszuschliessen ,  dass  ein  oder  der 
andere  Berechtigte  bei  Gelegenheit  der  Entschädigung  ein  grösseres  Einkommen, 
als  er  faktisch  hat,  geltend  mache,  mussten  auch  die  Beweismittel  streng  be- 
stimmt werden,  auf  Grund  deren  die  Abweichung  verlangt  werden  kann,  und 
die  amtshandelnden  Organe  angewiesen  werden,  in  erster  Reihe  diese  Beweis- 
mittel in  Erwägung  zu  ziehen. 

Das  Studium  der  Beweismittel  und  die  Beschlussfassung  über  die  An- 
nehmbarkeit oder  Nichtannehmbarkeit  derselben  kann  eventuell  einen  längeren 
Zeitraum  in  Anspruch  nehmen.  Das  Aerar  und  —  nachdem  die  Summe  der 
Entschädigung  nur  nach  Gemeinden  festgestellt  werden  kann  —  auch  die  übri- 
gen sämtlichen  Berechtigten  der  Gemeinde  können  dem  nicht  ausgesetzt 
werden,  dass  die  begonnene  Verhandlung  aus  dem  Grunde  vertagt  werde,  weil 
ein  Berechtigter  sich  ausnahmsweise  bisher  unbekannter  Beweismittel  bedienen 
oder  überhaupt  wegen  unmotivierter  Ausnahmen  die  Abwicklung  der  regel- 
mässigen Angelegenheiten  verschleppen  will. 

Dies  ist  der  Grund,  weshalb  diejenigen,  welche  von  der  Ausnahme  Ge- 
brauch machen  wollen,  ihre  Beweismittel  vor  der  Verhandlung,  und  zwar  inner- 
halb des  für  die  Anmeldung  des  Anspruches  festgesetzten  Termins,  einzu- 
reichen haben. 

In  den  hier  in  Rede  stehenden  Fällen  ist  eine  Unregelmässigkeit,  eine 
Entziehung  des  Einkommens  von  der  Besteuerung  geschehen;  die  natürliche 
Folge  dessen  ist,  dass  die  vom  Gesetze  festgestellte  Geldstrafe  zur  Anwendung 
kommt. 

Endlich  würde  bei  Geltendmachung  dieser  Abweichungen  die  Abwicklung 
der  Angelegenheit  eventuell  ein  langwieriges  Verfahren,  viel  Zeit  beanspruchen ; 
deswegen  die  übrigen  Berechtigten  warten  zu  lassen,  wäre  nicht  motiviei't; 
daher  musste  für  den  Notfall  die  Verfügung  aufgenommen  werden,  dass  die- 
jenigen, welche  eine  Abweichung  verlangen,  die  Entschädigungspapiei-e  erst  am 
Schlüsse  des  für  die  Ausgabe  derselben  bestimmten  Termins  vei'langen  können. 
Dies  ist  um  so  mehr  notwendig,  als  jene  Verfügung,  wonach  diejenigen,  deren 
Entschädigungssumme  endgültig  festgestellt  ist,  ihre  Obligationen  schon  vom 
Jahre  1890  angefangen  zu  einem  günstigen  Kurse  vei-werten  können,  überhaupt 
unmöglich  zur  Geltung  gebracht  werden  könnte,  wenn  infolge  des  Vorgehens 
derjenigen,  die  die  Aufnahme  einer  besonderen  Basis  verlangen,  die  Feststellung 
der  erforderlichen  Summen  längere  Zeit  hindurch  unmöglich  gemacht  würde. 

In  betreff  der  in  diesem  Punkte  erwähnten  Ausnahme  erkläre  ich  noch, 
dass  ich  bei  Anwendung  derselben  sowohl  in  betreff  der  Annahme  der  vorge- 
brachten Beweismittel  als  in  betreff  der  Feststellung  der  Entschädigungssummen 
streng  im  Sinne  der  Vorlage  vorzugehen  beabsichtige,  um  den  Staat  vor  allen 
grundlos  erhobenen  Ansprüchen  zu  schützen. 

Der  §  5  (§  9)  bestimmt,  was  bei  den  Immobilien  die  Basis  der  Ent- 
schädigung bildet,  und  verfügt,  ob  diese  oder  die  zwischen  dem  Aerar  und  dem 
Eigentümer  zustandegekommene  Uebereinknnft  oder  endlich  der  im  Verlaufe  der 
Expropriation  auf  gerichtlichem  Wege  festgestellte  Schätzungswert  bestehen  soll. 

Der  §  6  (§  11)  regelt  die  Kompetenz  der  in  der  Frage  der  Entschädigung 
amtshandelnden  vei-schiedenen  Behörden. 

In  dieser  Hinsicht  ist  die  Vorlage  davon  ausgegangen,  das.s  zum  Zwecke 
der  möglichsten  Schonung  der  Arbeitskräfte  vor  Beginn  des  eigentlichen  amt- 
lichen Verfahrens,   gleichviel  ob  es  sich   um  das  Recht   oder  um  die  zur  Nutz- 
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barmachung  desselben  dienenden  Gebäude  handelt,  ein  Ausgleich  mit  den  Par- 
teien zu  versuchen  sei. 

Bei  diesen  Ausgleichsunterhandlungen  und  später  bei  der  Amtshandlung 
ist  das  Aerar  durch  den  königlichen  Steuerinspektor  oder  in  dessen  Stellver- 
tretung durch  einen  solchen  Beamten,  der  einerseits  die  Daten  der  die  Basis 
der  Entschädigung  bildenden  Steuerfeststellung,  andererseits  infolge  seiner  amt- 
lichen Thätigkeit  auch  die  Berechtigten  kennt  und  daher  am  besten  in  der 
Lage  ist,  in  jeder  Richtung  erfolgreich  vorzugehen,  zu  vertreten. 

Wenn  der  Vergleich  nicht  gelingt,  verweist  der  Entwurf  jene  das  Schank- 
recht  berührenden  Fragen,  welche  die  Feststellung  der  Entschädigung  und,  in- 
sofern diese  nicht  den  Gegenstand  der  Debatte  bildet,  die  Anweisung  der  Ent- 
schädigungssumme behandeln,  vor  die  Verwaltungsbehörde,  weil  es  sich  hier 
bloss  um  eine  einfache  Anwendung  der  klaren  Bestimmungen  dieses  Gesetzes, 
in  der  Regel  um  eine  zifFermässige  Operation  handelt. 

Die  Frage  aber,  wem  die  Entschädigungssumme  gebührt,  wenn  die  Par- 
teien in  dieser  Beziehung  sich  nicht  einigen,  hängt  schon  von  der  Beurteilung 
wichtiger  eigentumsrechtlicher  Fragen  ab ;  der  Entwurf  will  sie  daher  der 
Kompetenz  der  ordentlichen  Gerichte  nicht  entziehen.  Er  entzieht  auch  die 
Feststellung  der  Entschädigungsbeträge  für  die  Gebäude  nicht  den  Gerichten, 
wenn  kein  Uebereinkommen  getroffen  wurde,  weil  diese  Beträge  bloss  im  Wege 
der  Abschätzung  festgestellt  werden  können  und  das  bei  dieser  zu  befolgende 
Verfahren  bei  unseren  Institutionen  zur  Beruhigung  aller  Interessenten  anders 
als  auf  gerichtlichem  Wege  nicht  vor  sich  gehen  kann.  Mit  der  Vertretung 
des  Aerars  bei  dem  gerichtlichen  Verfahren  können  schon  aus  formellen  Rück- 
sichten bloss  die  Finanzprokuratoren  oder  die  von  denselben  gewählten  Privat- 
advokaten betraut  werden. 

Was  nun  die  Frage  anbelangt,  welche  Venvaltungsbehörden  berufen  sein 
sollen,  in  den  an  diese  Behörden  verwiesenen  Fragen  zu  entscheiden,  hat  der 
Entwurf  zur  Entscheidung  in  erster  Instanz  den  Verwaltungsausschuss  des  Muni- 
zipiums,  bezw.  ein  von  diesem  zu  konstituierendes  Subkomitee  gewählt,  weil  er 
davon  ausgeht,  dass  es  auf  die  Parteien  beruhigend  wirken  wird,  wenn  in 
diesen  jedenfalls  wichtigen  vermögensrechtlichen  Fragen  eine  Korporation  ent- 
scheidet, deren  Mitglieder  mit  den  lokalen  Verhältnissen  vollkommen  vertraut 
und  unabhängig  sind.  Die  Konstituierung  eines  ständigen  Subkomitees  erweist 
sich  aus  dem  Grunde  notwendig,  weil  diese  Angelegenheiten  in  grosser  Anzahl 
und  in  verhältnismässig  kurzer  Zeit  zur  Entscheidung  gelangen,  ihre  Erledigung 
dringend  ist,  dieselbe  eine  gewisse  höhere,  besondere  Versiertheit  und  Uebung 
erfordert  und  all  diesen  Anforderungen  ein  aus  wenigen  Mitgliedern  bestehendes 
Subkomitee  besser  zu  entsprechen  vermag  als  der  ganze  Verwaltungsausschuss. 
Die  grosse  Anzahl  der  Angelegenheiten,  die  Notwendigkeit  der  raschen  und 
sachgemässen  Erledigung  lässt  es  motiviert  ei'scheinen ,  dass  die  Mitglieder  des 
Subkomitees  für  die  Dauer  ihrer  Thätigkeit  honoriert  werden. 

Bei  der  Erledigung  dieser  Angelegenheiten  in  zweiter  und  dritter  Instanz 
ist  die  Frage  aufgetaucht,  ob  es  nicht  motiviert  wäre,  die  Entschädigung  nicht 
dem  Finanzministerium,  sondern  einem  anderen  zu  konstituierenden  Forum  zu 
übertragen,  dessen  Mitglieder  von  dem  interessiert  scheinenden  Finanzministerium 
unabhängig  wären,  oder  einem  solchen  bestehenden  Forum  wie  z.  B.  das  Finanz- 
verwaltungsgericht, zu  überlassen. 

Der  Entwurf  kann  die  Errichtung  eines  neuen  Forums,  oder  aber  —  was 
dasselbe  bedeutet  und  kaum  anders  durchzuführen  wäre  —  die  zu  diesem 
Behufe  vorzunehmende  sehr  namhafte  Vermehrung  des  Personals  des  Finanz- 
verwaltungsgerichts nicht  für  motiviert  halten,  weil,  wie  dies  bereits  betont 
wurde,  die  hier  zur  Sprache  kommenden  Fragen  so  einfach  sind,  die  für  die- 
selben geltende  Norm  im  Entwürfe  so  klar  umschrieben  ist,  dass  bei  ihrer 
Anwendung  von  einem  Gravamen  der  Interessenten  kaum  die  Rede  sein  kann. 
Aber  auch  im  übrigen  ist  es  unausweichlich,  dass  —  wie  immer  auch  die  zur 
Entscheidung  dieser  Fragen  berufene  Behörde  konstituiert  werde  —  der  Finanz- 
minister entscheidende  Ingerenz  auf  dieselbe  übe. 
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So  wäre  es  eine  überflüssige  Au.sgabe,  welche  die  Errichtung  und  even- 
tuell Auflösung  einer  solchen  Korporation,  die  Pensionierung  oder  endgültige 
Abfertigung  jener  Mitglieder  erheischen  würde,  welche  nicht  in  anderen  Stellen 
untergebracht  werden  können.  Ihre  Thätigkeit  wäre  aber  entschieden  mit  dem 
Nachteile  verbunden,  dass  die  Erledigung  der  Angelegenheiten  weit  langsamer 
vor  sich  ginge  als  in  der  im  Entwürfe  beantragten  Weise,  und  dass  auf  diesem 
Wege  zum  grossen  Schaden  der  Berechtigten  kaum  erreicht  werden  könnte, 
dass  sie  zu  Ende  des  Jahres  1889  wenigstens  die  Zinsen  der  Entschädigungs- 
summe erhalten. 

Der  zweite  Abschnitt  stellt  in  den  §§  7—14  (§§  13—18)  die  Modalitäten 
des  zu  befolgenden  Entschädigungsverfahrens  fest  und  macht  die  Einleitung  des 
Verfahrens  vor  allem  von  der  zur  rechten  Zeit  erfolgten  Anmeldung  des  An 
Spruches  abhängig.  Die  Anmeldungspflicht  ist  notwendig,  weil  die  Berechtigten 
oder  ein  grosser  Teil  derselben  sehr  oft  unbekannt  sind  und  die  Entschädigungs- 
operation nie  begonnen  oder  richtiger  gesagt,  endgültig  beendigt  werden  könnte, 
wenn  sie  nicht  gehalten  wären,  innerhalb  eines  gewissen  Termines  zu  er- 
scheinen. Der  Entwurf  enthält  Verfügungen,  damit  genug  Zeit  zu  den  An- 
meldungen übrig  bleibe  und  die  Formfehler  saniert  werden  können. 

Im  Sinne  dieser  Paragraphen  sind  die  Interessenten  zu  jeder  Verhandlung 
ihrer  Angelegenheit  besonders  vorzuladen;  sie  sind  sicher,  dass  sie  für  ihre  An- 
sichten Beweise  vorlegen  und  gegen  die  schädigenden  Beschlüsse  in  den  erlaubten 
Fällen  in  der  erlaubten  Weise  appellieren  können. 

Die  Evidenzhaltung  der  Angelegenheiten  in  ihrer  Gänze  und  die  Sicherung 
der  Einheitlichkeit  des  Verfahrens  und  der  Beschlüsse  erfordert,  dass  jede  der- 
selben vor  der  endgültigen  Feststellung  der  Entschädigungssumme  vor  den 
Finanzminister  gelange. 

Besondere  Verfügung  musste  in  betreff'  des  Verfahrens  getroflPen  werden, 
welches  bei  der  Feststellung  der  Entschädigungssumme  der  Gebäude  —  insofern 
dieselbe  im  Wege  des  Vergleiches  vor  den  Verwaltungsbehörden  geschieht  oder 
versucht  wird  —  befolgt  werden  muss.  Insbesondere  war  es  notwendig,  die 
erworbenen  Rechte  der  hypothekarischen  Gläubiger  in  solchen  Fällen  gehörig 
zu  wahren. 

Für  den  Fall,  als  der  Vergleich  in  betreff  der  für  die  Gebäude  und  Intra- 
vülangründe  zu  gewährenden  Entschädigungssumme  zwischen  dem  Eigentümer 
und  dem  Aerar  nicht  zustandekommt,  ist  den  Bestimmungen  des  Ges.-Art.  XIII, 
1881  gemäss  das  Expropriationsverfahren  in  Anwendung  zu  bringen  mit  der 
Abweichung,  dass  die  Expropriation  vom  Finanzminister  angeordnet  wird  und 
das  Aerar  die  zu  expropriierende  Liegenschaft  am  1.  Januar  1890  in  Besitz 
nimmt.  Die  erste  Abweichung  ist  aus  dem  Grunde  notwendig,  weü  von  den 
kompetenten  Behörden  der  Finanzminister  und  seine  Organe  in  den  einzelnen 
Fällen  die  Schankverhältnisse  am  besten  kennen  und  nur  der  Finanzminister 
entscheiden  kann,  welches  Gebäude  auch  fernerhin  für  die  Zwecke  des  Getränke- 
ausschankes unentbehrlich  ist;  dass  das  Aerar  solche  unentbehrliche  Gebäude 
zur  Zeit  des  Inslebentretens  des  Gefälles  sofort  in  Besitz  nehmen  muss,  geht 
aus  der  Natur  der  Sache  hervor,  und  so  erheischt  die  zweite  Abweichung  keine 
eingehendere  Motivierung. 

Mit  Rücksicht  darauf,  dass  in  einer  Gemeinde  für  die  Zwecke  des  Ge- 
tränkeausschankes bloss  eine  Liegenschaft  und  diese  ganz  expropriiert  wird, 
und  dass  der  Vergleich  in  betreff  der  Entschädigung  schon  vor  Einleitung  des 
Expropriationsverfahrens  versucht  würde,  könnte  das  Expropriationsverfahren 
selbst  in  vielen  Verfügungen  einfacher  sein,  als  dies  das  citierte  Gesetz  anordnet ; 
trotzdem  wird  beantragt,  dasselbe  unverändert  aufrechtzuerhalten,  damit  die 
eingebürgerte  Praxis  keine  Aenderung  erfahre. 

Der  dritte  Abschnitt  verfügt  über  die  Modalitäten,  welchen  gemäss 
die  Expropriation  durchzuführen  ist. 

§  15  (§19)  handelt  von  der  Ausfolgung  der  Enischädigungs-Kapitalssumme. 
Ich  habe  schon  im  vorhergehenden  motiviert,  weshalb  das  Entschädigungs- 
kapital nach  dem  Recht  in  Obligationen  ausgefolgt  wird. 
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Nach  den  Gebäuden  muss  die  Entschädigung,  falls  die  Berechtigten  nicht 
anders  verfügen,  in  barem  ausgefolgt  werden,  und  zwar  vornehmlich  aus  dem 
Grunde,  damit  die  Forderungen  der  Gläubiger  ohne  jede  Störung  ausgezahlt 
werden  können. 

Die  Amortisation  der  Obligation  musste  auf  mindestens  70  Jahre  angesetzt 
werden,  damit  die  Amortisationsquoten  das  Erträgnis  des  Schankgefälls  nicht 
allzu  sehr  belasten  und  das  Aerar  nicht  gezwungen  sei,  die  Sätze  der  Schank- 
gebühr  und  -Steuer  mehr  zu  erhöhen,  als  beantragt  wird. 

Die  Ausfolgung  der  Obligationen  muss  bis  Ende  des  Jahres  1892  geschehen. 
Dies  bedeutet  nicht,  dass  die  Obligationen,  wenn  dies  möglich  ist,  nicht  auch 
früher  ausgefolgt  werden  können,  allein  obiger  Termin  musste  als  maximaler 
anberaumt  werden,  damit  für  jeden  Fall  zur  Vollendung  der  zur  Emission  not- 
wendigen Arbeiten  Zeit  vorhanden  sei  und  anderseits  im  Interesse  der  Be- 
rechtigten jener  Zeitpunkt  gewählt  werde,  in  welchem  die  Lage  des  Geldmarktes 
zur  Verwertung  jener  Obligationen,  welche  die  Eigentümer  eventuell  weiter- 
geben wollen,  der  günstigste  sei. 

Den  Fideikommissen,  der  toten  Hand,  den  Munizipien  und  Gemeinden 
und  den  im  Entwürfe  aufgezählten  sonstigen  Rechtspersonen  werden  vinkulierte 
Obligationen  ausgefolgt,  weil  sie  die  Obligationen  ohne  Erlaubnis  der  zur  Be- 
aufsichtigung ihrer  Vermögensgebarung  berufenen  Behörden  nicht  in  Verkehr 
bringen  können.  Allein  die  Befriedigung  durch  das  Kapital  und  die  Amorti- 
sierung desselben  musste  auch  für  diese  acceptiert  und  unter  gewissen  Be- 
dingungen musste  auch  gestattet  werden,  dass  diese  Papiere  in  Verkehr  gebracht 
werden,  damit  auch  diese  Berechtigten  in  der  Lage  seien,  einei'seits  die  Papiere 
vor  der  Wertabnahme  zu  schützen,  anderseits  dieselben,  wenn  und  insofern 
dies  motiviert  erscheint,  zur  Bedeckung   nützlicher  Investitionen  zu  verwenden. 

Allgemein  ist  die  Klage,  dass  eines  der  Hindernisse  unserer  wirtschaft- 
lichen Entwickelung,  insbesondere  unter  der  Provinzbevölkerung,  der  Mangel  an 
Kredit  sei,  und  dass  man  diesem  Uebelstande  nicht  abhelfen  könne,  weil  der 
zur  Befriedigung  des  Kredits  erforderliche  Fonds  zur  Sicherung  fremder  und 
billiger  Kapitalien  mangelt.  Mit  der  Annahme  der  Idee  der  Verbände  erscheint 
die  Feststellung  eines  Organismus  nicht  unmöglich,  bei  welchem  die  auf  die 
Gemeinden  entfallenden  Entschädigungskapitalien  zur  Bildung  des  Kreditfonds 
zu  verwenden  wären.  Deshalb  wünscht  der  Entwurf,  diese  Frage  zum  Gegen- 
stande eines  eingehenden  Studiums  zu  machen  und  dem  Resultate  desselben 
entsprechend  im  Wege  von  Verordnungen  oder  der  Gesetzgebung  Verfügung 
zu  treffen. 

§  16  (§  20)  verfügt  über  die  Verzinsung  der  Entschädigungskapitalien.  Die 
dort  alternativ  aufgestellte  VerzinsungsmodaHtät  ist  hinsichtlich  des  vom  Berech- 
tigten zu  geniessenden  Erträgnisses  gleich;  möge  das  Aerar  5  Prozent  Zinsen  mit 
Kapitalszinsen-  und  Rentensteuer  belastet  gewähren  oder  47«  Prozent  zinsenfrei, 
das  Resultat  bleibt  dasselbe;  ja  wenn  wir  noch  die  eventuellen  Steuerzuschläge 
und  den  Umstand  in  Betracht  ziehen,  dass  die  Gesetzgebung  die  Steuer  erhöhen 
kann,  ist  die  steuerfreie  Verzinsung  für  die  Berechtigten  noch  günstiger.  Die 
Aufstellung  der  Alternative  war  nur  deshalb  notwendig,  damit  die  Regierung 
zwischen  den  beiden  Modalitäten  wählen  könne,  je  nachdem  die  eine  oder  die 
andere  für  die  Finanzierung  günstiger  ist. 

§  17  (§  21)  bestimmt,  wie  dies  anders  auch  nicht  möglich  ist,  dass  die  bis  zur 
Emission  der  Entschädigungsobligationen  auszufolgenden  Rentenkoupons,  sowie 
die  Obligationen  selbst  in  der  Regel  dem  Berechtigten  ausgefolgt  werden ;  wenn 
aber  in  betreff  derselben  dritte  Personen  mit  billigen  Forderungen  oder  An- 
sprüchen auftreten  und  mit  den  Berechtigten  kein  Uebereinkommen  treffen 
können,  sind  die  Obligationen  zu  deponieren,  und  hinsichtlich  der  Ausfolgung 
entscheidet  das  kompetente  Gericht. 

Die  §§  18 — 21  (§§  22 — 25)  enthalten  jene  Verfügungen,  welche  im  Interesse 
der  Berechtigten  zur  je  besseren  Verwertung  der  Entschädigungsobligationen  zur 
Hebung  ihres  Kurses  notwendig  sind.    Der  Motive  dieser  Verfügungen  habe  ich 
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schon  in  der  allgemeinen  Motivierung  gedacht.  Hier  bemerke  ich  bloss, 
der  Entwurf  wieder  im  Interesse  der  Berechtigten,  damit  sie  die  Rentenkoupons 
im  Laufe  des  Jahres  auch  vor  ihrer  Fälligkeit  möglichst  leicht  verwerten  hönnen, 
verfügt,  dass  diese  Koupons  als  Steuer  angenommen  werden. 

§22  (§  27)  des  vierten  Abschnittes  bestimmt  die  Stempel- und  Ge- 
bührenfreiheit der  bei  der  Durchführung  der  Entschädigung  vorkommenden 
Rechtsgeschäfte  und  Dokumente,  §  23  (§  30)  aber  enthält  die  Durchführungs- 
klausel. 

Budapest,  15.  Oktober  1888. 
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Ungarisches  Gesetz 

über  die  Modifikation  einiger  Bestimmungen  der  Gesetze  nnd  mit 

Gesetzeskraft  ausgestatteten  Verordnungen  über  das  Tabakgefälle. 

Vom  21.  Dezember  1887  ^). 

§  1. 

Der  auf  Grund  der  Bestimmungen  des  G.-Art.  XIV:  1868  gestattete 
Tabakbau  zum  eigenen  Gebrauche,  sowie  die,  von  den  im  §  8  desselben  Gesetz- 
artikels aufgezählten  Personen  im  Sinne  des  §  6  des  G.-Art.  IV :  1876  bisher 
genossene  Begünstigung ,  wonach  sie  von  ihrer  Tabakfechsung  bei  Bezahlung 
der  gesetzlichen  Konsumgebühr  per  Kopf  10  kg  zurückbehalten  durften,  wird 
hiermit  aufgehoben. 

Wer  von  seiner  Tabakfechsung  etwas  zurückbehält,  wird  im  Wege  des 
Gefällsstrafverfahrens  nach  je  500  g  der  rückbehaltenen  Menge  in  eine  Konsum- 
gebühr von  80  kr.  und  in  eine  vom  Zweifachen  bis  zum  Vierfachen  der  Kon- 
sumgebühr sich  erstreckende  Geldbusse  zu  verfallen,  und  im  Falle  dies  mit 
Wissen  des  Produzenten  geschieht,  wird  letzterem  die  Tabakbaulizenz  zu  ent- 
ziehen sein. 

Ausnahmsweise  werden  die  in  dem  dritten  Alinea  des  §  3  des  G.-Art.  IV: 
1876  den  Militärinvaliden  in  der  bestandenen  Militärgrenze  auf  Lebensdauer 
bewilligten  Tabakbaulizenzen,  welche  von  der  dem  1.  Oktober  1873  vorangehen- 
den Zeit  herrühren,  in  Gültigkeit  erhalten. 

§2. 

Der  Tabakbau  wird  künftig,  wenn  der  Produzent  die  Grösse  der  Bau- 
fläche nicht  durch  eine  legalisierte  Karte  nachweist  —  nur  auf  hierzu  geeigneten, 
nicht  durch  Grundwasser  gefährdeten,  ganz  trockenen,  für  den  Bau  gehörig 
vorbereiteten  und  zum  Zwecke  der  Kontrolle  stets  zugänglichen,  leicht  zu  ver- 
messenden solchen  Bodenflächen  gestattet,  welche  ein  für  die  Fabi'ikation  ge- 
eignetes, gut  brennbares  Material  liefern.  Die  Feststellung  der  zum  Tabakbau 
geeigneten  Bodenflächen  erfolgt  im  Wege  der  kommissionellen  Begehung. 

Neuen  Produzenten  kann  eine  Baulizenz  nur  in  dem  Falle  erteilt  werden, 
wenn  sie  nachweisen,  dass  sie  eine  entsprechend  grosse,  mit  Sperre  und,  wenn 
gewünscht  wird,  mit  Gegensperre  versehbare  Trockenscheune  und  eine  genügend 
grosse  abgesonderte  Glättelokalität  besitzen,  oder  wenn  sie  sich  verpflichten, 
dass  sie  bis  zum  Eintritt  des  Tabakbrechens  eine  Trockenscheune  und  bis  zur 
Zeit  des  Glättens  eine  abgesonderte  Glättelokalität  vereint  errichten.  Kleinere 
Produzenten  können  eine  derartige  Trockenscheune  und  eine  abgesonderte  Glätte- 
lokalität vereint  errichten.     Welchen  Flächenraum  die  Trockenscheune  und  die 


1)  Gesetzartikel  44  vom  Jahre  1887. 

436 


^QA  Ungarisches  Tabakgesetz  vom  21.  Dezember  1887. 

abgesonderte  Glättelokalität  nach  je  einem  Katastraljoch  haben  muss,  wird  der 
Finanzminister  im  Verordnungswege  feststellen. 

Aeltere  Tabakproduzenten  werden  bei  Gelegenheit  des  Ansuchens  um  die 
Tabakbaulizenz  pro  1890  nachzuweisen  verpflichtet  sein,  dass  sie  eine  solche 
Trockenscheune  und  eine  abgesonderte  Glättelokalität  besitzen,  ansonsten  sie 
von  der  Produktion  ausgeschlossen  werden  können. 

In  der  Gemarkung  einer  Gemeinde  ist  nach  Möglichkeit  entweder  nur 
für  das  Aerar  oder  nur  für  den  Export  die  Tabakbaulizenz  zu  erteilen,  den 
Fall  ausgenommen ,  wenn  die  Produktion  sowohl  für  das  Aerar  als  auch  für 
den  Export  an  voneinander  gänzlich  abgesonderten  Extravillanflächen  erfolgt; 
ein  und  derselbe  Produzent  kann  in  der  Gemarkung  einer  Gemeinde  oder  in 
den  Gemarkungen  zweier  aneinander  grenzenden  verschiedenen  Gemeinden  unter 
keinen  Umständen  Lizenzen  zum  Tabakbau  für  das  Aerar  und  für  den  Export 
erhalten. 

Tabak  darf  spätestens  am  30.  Juni  gepflanzt  werden. 

§3. 

Der  Produzent  ist  verpflichtet,  sowohl  in  betreff  der  Vorbereitung  der 
Bodenfläche,  als  auch  in  betreff  des  anzubauenden  Samens,  der  zu  setzenden 
Pflanzen,  femer  der  Glättung  und  des  Zusammenballens  so  vorzugehen,  wie  auf 
Grund  der  vom  königl,  ungarischen  Finanzminister  zu  erlassenden  Instruktion 
das  zuständige  Gefällsamt  dies  nach  Tabaksorten  bestimmt  und  rechtzeitig 
kundmacht;  der  Produzent  ist  ferner  verpflichtet,  die  Tabakblüte,  mit  Ausnahme 
der  für  die  Samenzucht  bestimmten  Stöcke  und  Gartenblätter,  femer  jene 
Blätter,  deren  Reife  nicht  mehr  zu  erwarten  ist,  abzubrechen,  und  auch  die 
Rankentriebe  bis  zum  Brechen  stets  sorgfältig  zu  entfernen. 

Diejenigen  Produzenten,  welche  zwischen  dem  Tabak  mittelst  Verord- 
nungen verbotene  Gewächse  ziehen,  den  Tabak  vorschriftswidrig  manipulieren, 
die  Vernichtung  der  Beetpflanzen  bis  zum  5.  Juli  verabsäumen,  sind  zum  ersten- 
male  mit  einer  Geldbusse  von  5  bis  50  fl.  zu  belegen,  im  Wiederholungsfälle 
von  der  Produktion  auszuschliessen ;  jene  aber,  welche  den  Tabak  zum  Nachteil 
des  Gefälles  fälschlich  in  Büschel  und  Ballen  binden,  und  gehaltloses,  zur  Fa- 
brikation nicht  gut  verwendbares  Material  produzieren,  sind  vom  Tabakbau 
auszuschliessen. 

§4. 

Jene  Produzenten,  die  mit  Benützung  einer  auf  den  Namen  anderer  aus- 
gestellten Lizenz,  oder  die  nicht  auf  der  in  der  Lizenz  bestimmten  Fläche 
Tabak  bauen,  sind,  wenn  sie  sonst  nicht  wegen  einer  Gefällsübertretung  vom 
Tabakbau  ausgeschlossen  sind,  beziehungsweise,  wenn  sie  nicht  auf  einer  solchen 
Fläche  gebaut  haben,  die  vom  Tabakbau  ausgeschlossen  ist,  die  also  eine  Lizenz 
auch  auf  den  eigenen  Namen ,  beziehungsweise  auch  für  die  bebaute  Fläche 
hätten  erhalten  können,  durch  das  Tabakeinlösungsinspektorat  mit  einer  Geld- 
strafe von  10  bis  100  fl.  zu  belegen.  Gegen  die  Entscheidung  des  Inspektorats 
ist  binnen  fünfzehn  Tagen  die  Berufung  an  den  Finanzminister  zulässig, 
welcher  bezüglich  der  Geldstrafe  endgültig  entscheidet.  Jene  Produzenten  hin- 
gegen, die  auf  ihren  eigenen  Namen  oder  für  die  bebaute  Fläche  eine  Bau- 
lizenz wegen  einer  Gefällsübertretung  oder  aus  dem  Grunde,  weil  die  betreffende 
Fläche  von  der  Produktion  ausgeschlossen  ist,  nicht  hätten  erhalten  können, 
sind  nebstdem,  dass  die  Tabakfechsung  vernichtet  wird,  im  Wege  des  Gefälls- 
strafverfahrens laut  den  Bestimmungen  des  §  13  des  G.-Art.  IV :  1876  zu  be- 
strafen und  von  der  Tabakproduktion  für  immer  auszuschliessen. 

Jene  Produzenten,  welche  auf  einer  grösseren  Fläche  Tabak  bauen,  als 
gestattet  worden,  werden,  wenn  die  bebaute  Fläche  die  durch  die  Lizenz  zu- 
geteilte Fläche  um  mehr  übersteigt,  als  im  §  15  des  G.-Art.  IV:  1876  gestattet 
ist,  ebenfalls  im  Wege  des  Gefällsstrafverfahrens  mit  der  im  §  14  des  citierten 
Gesetzartikels  bestimmten  Geldstrafe  belegt  und  können  von  der  Produktion 
ausgeschlossen  werden. 
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§  5. 

In  sämtlichen  Produktionsdistrikten  und  Gemarkungen,  mit  Ausnahme 
jener  Gemeinden,  welche  feine  und  mittelfeine  Gartenblätter  produzieren,  oder 
in  Hausgärten  ein  besonderes  zur  Tabakfabrikation  mit  Nutzen  verwendbares, 
oder  auch  zur  Schnupftabakfabrikation  geeignetes  Material  liefern,  können 
künftig  neue  Tabakbaulizenzen  nur  jenen  erteilt  werden,  die  diesem  Zwecke 
eine  mindestens  ein  Katastraljoch  grosse,  nach  Möglichkeit  regelmässig  ge- 
foi-mte,  leicht  vermessbare  Fläche  bestimmen.  Die  Fläche  muss  bis  ein  Kata- 
straljoch zusammenhängend  sein. 

Ausnahmsweise  kann  die  Baulizenz  für  das  Jahr  1888  auch  jenen  be- 
lassen werden,  die  gegenwärtig  für  eine  kleinere  Fläche  als  ein  Joch  eine 
Baulizenz  besitzen. 

§6. 

Wer  eine  Tabakbaulizenz  erhalten  hat,  ist  berechtigt,  Tabakpflanzen  in 
hierzu  besonders  vorbereiteten  Beeten  zu  ziehen  und  den  durch  ihn  selbst  etwa 
nicht  notwendigen  unverbrauchten  üeberschuss  einem  anderen  Bauberechtigten 
zu  überlassen. 

Diejenigen,  die  keinen  Tabak  bauen,  jedoch  in  einem  Produktionsdistrikte 
Tabakpflanzen  zum  Verkauf  ziehen  wollen,  können  die  Lizenz  hierzu  von  dem 
zuständigen  Tabakeinlösungsinspektorate  erhalten,  wenn  sie  den  im  §  4  des 
G.-Art.  XIV:  1868  bestimmten  Anforderungen  entsprechen  und  ihre,  die  Lage 
und  Grösse  der  zur  Pflanzenzüchtung  zu  benützenden  Beete  genau  bezeichnen- 
den Anmeldungen  im  Wege  der  Gemeindevorstehung  einreichen. 

_       _      _    §7. 

Als  Endtermin  für  die  Einreichung  der  den  Tabakbau  und  die  Pflanzen- 
zucht betreff'enden  Anmeldungen  wird  der  31.  Dezember  des  dem  Produktionsjahre 
vorangehenden  Jahres  festgesetzt. 

Die  in  den  betreffenden  Rubriken  vorschriftsmässig  ausgefülUten  Anmel- 
dungsbogen  sind  bis  zum  oben  festgesetzten  Termine  in  Klein-  und  Gross- 
gemeinden nur  bei  den  Gemeindevorstehungen ,  in  Städten  mit  geregeltem 
Magistrat  und  in  mit  Jurisdiktionsrecht  bekleideten  Städten  aber  bei  dem  Bürger- 
meister einzureichen,  und  sind  später  oder  an  anderen  Orten  eingereichte  An- 
meldungen unbedingt  zurückzuweisen. 

In  Klein-  und  Grossgemeinden  sind  die  Gemeindevorstehöl-,  in  Städten 
mit  geregeltem  Magistrate  und  in  mit  Jurisdiktionsrecht  bekleideten  Städten 
aber  die  Büi'germeister  verpflichtet,  die  bei  ihnen  eingelangten  Anmeldungen 
in  der  Hinsicht  zu  prüfen,  ob  die  im  Sinne  dieses  Gesetzes  erforderlichen  Daten 
in  denselben  aufgenommen  seien,  und  ob  letztere  b.eglaubigt  seien?  ob  in  den 
Daten  nicht  eine  Bodenfläche  vorkomme,  die  nach  ihrer  Beschaffenheit  gemäss 
des  §  2  des  gegenwärtigen  Gesetzes  vom  Tabakbau  ausgeschlossen  ist;  sie  sind 
ferner  verpflichtet,  die  Ergänzung  der  mangelhaft  ausgefertigten  Anmeldungen 
zu  bewerkstelligen  und  die  in  solcher  Weise  geprüften,  beziehungsweise  er- 
gänzten, mit  ihren  Unterschriften  bestätigten  und  dem  Amtssiegel  versehenen 
Anmeldungen,  und  zwar  die  auf  den  Tabakbau  für  das  Aerar,  auf  den  Tabak- 
bau für  den  Export  und  auf  die  Pflanzenzucht  bezüglichen  abgesonderten  An- 
meldungen in  Begleitung  eines  alphabetischen  Verzeichnisses  am  Schluss  eines 
jeden  Monates,  die  im  Monate  Dezember  eingelangten  Anmeldungen  aber  spä- 
testens bis  4.  Januar  dem  Tabakeinlösungsinspektorate  einzusenden. 

Die  Verabsäumung  oder  saumselige  Vollziehung  dieser  Einsendung,  die 
in  böser  Absicht  veranlasste  Abänderung  der  Anmeldungen,  die  Weglassung 
oder  Streichung  der  in  den  Anmeldungen  erforderlichen  Daten,  ebenso  die  Be- 
stätigung oder  Aufnahme  unwahrer  Daten  wird  mit  einer  Geldstrafe  von  5  bis 
100  fl.  geahndet. 

Die  Bemessung  und  Eintreibung  dieser  Geldstrafen  geschieht  auf  das  den 
Thatbestand  enthaltende  Ansuchen  des  Tabakeinlösungsinspektorats  für  Klein- 
und  Grossgemeinden   durch   den    Oberstuhlrichter,   für   Städte   mit   geregeltem 
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Magistrate  durch  den  Vizegespan,  für  die  Angestellten  der  mit  Jurisdiktions- 
recht bekleideten  Städte  aber  durch  den  Verwaltungsausschuss,  und  kann  sowohl 
durch  die  Partei,  als  auch  den  Tabakeinlösungsinspektor  in  zweiter  Instanz  an 
das  Finanzministerium  appelliert  werden,  und  zwar  binnen  fünfzehn  Tagen  von 
der  Einhändigung  der  betreffenden  Entscheidung. 

Die  erstinstanzliche  Entscheidung  ist  dem  ansuchenden  Tabakeinlösungs- 
inspektorate  und  der  Partei  sofort  mitzuteilen. 

§  8. 
Den  Gemeindevorstehern,  beziehungsweise  Bürgermeistern,  wird  für  die 
pünktliche  Erfüllung  der  im  obigen  Paragraphen  ihnen  übertragenen  Pflichten 
eine  Remuneration  von  20  kr.  per  Joch  von  Seite  des  Tabakeinlösungsinspek- 
torats  bewilligt,  welche  zur  Hälfte  nach  erfolgter  Lizenz,  zur  Hälfte  nach  er- 
folgter Anpflanzung  ausbezahlt  wird. 

§  9. 

Der  Tabakbau  und  die  Pflanzenzucht  stehen  unter  amtlicher  Kontrolle, 
welche  durch  Vermessung  der  mit  Tabak  bebauten  Flächen,  durch  Beobachtung 
der;  Entwickelung  der  Anpflanzungen  und  durch  Feststellung  der  Menge  der 
Fechsung  ausgeübt  wird. 

Die  als  Ersatz  der  mit  der  diesfälligen  Aufsicht  verbundenen  Kosten  im 
§  3  des  G.-Art.  XIV :  1868  mit  1  fl.  nach  je  einem  Katastraljoche  festgestellte 
Lizenzgebühr  wird  hiermit  auf  2  fl.  und  nach  jedem  halben  Joche  auf  1  fl 
erhöht. 

Kleinere  Parzellen  als  ein  halbes  Joch  werden  für  ein  halbes  Joch, 
grössere  Parzellen  als  ein  halbes  Joch  für  ein  ganzes  Joch  gerechnet.  Die 
Lizenzgebühr  für  jede  Lizenz  zur  Pflanzenzucht  wird  mit  2  fl.  festgestellt 


§  10. 

Die  Vermessung  der  Baufläche  wird  nach  Beendigung  der  Anpflanzung 
unter  Mitwirkung  eines  Bestellten  der  Gemeindevorstehung,  beziehungsweise  des 
Bürgermeisters,  in  Gegenwart  des  Produzenten  oder  seines  Bevollmächtigten 
durch  die  Finanzorgane  bewerkstelligt. 

Das  Ausbleiben  des  Bestellten  der  Gemeindevorstehung,  beziehungsweise 
des  Bürgermeisters  und  des  Produzenten  oder  seines  Bevollmächtigten  kann  die 
Vermessung  nicht  behindern. 

§  11. 

Die  zu  erwartende  Tabakfechsung  .wird  durch  die  im  §  10  bestimmten 
Organe  und  in  Gegenwart  der  dort  erwähnten  Personen,  und  wenn  letztere, 
obgleich  sie  in  gehöriger  Weise  eingeladen  wurden,  nicht  erscheinen,  auch  ohne 
dieselben  im  Wege  der  Aufnahme  festgestellt. 

Die  Finanzbehörde  ist  emiächtigt,  die  Fechsung  auch  in  grünem  Zustande 
abschätzen  zu  lassen,  damit  aus  derselben  schon  im  vorhinein  ein  Schluss  auf 
die  Menge  der  Fechsung  gezogen  werden  könne;  doch  ist  sie  vei-pflichtet,  den 
schon  auf  Schnüre  gefassten  Tabak  nach  Möglichkeit  mehrere  Male,  jedenfalls 
aber  einmal,  und  zwar  nach  Beendigung  des  Brechens  und  nach  Eintrocknung 
der  auf  den  Schnüren  oder  Stäben  befindlichen  Blätter  die  ganze  Fechsung  in 
trockenem  Zustande  aufnehmen  zu  lassen. 

Jeder  Produzent  ist  verpflichtet,  die  Länge  und  Anzahl  der  Schnüre,  be- 
ziehungsweise Stäbe,  ebenso  die  Menge  des  abgefallenen,  eventuell  auf  Piachen 
getrockneten  Tabaks  dem  zur  Durchführung  der  Aufnahme  erscheinenden 
Finanzorgane  mündlich  oder  schriftlich  zu  fatieren. 

Das  Finanzorgan  prüft  den  gesamten  Tabakvorrat  des  Produzenten  und 
stellt  die  Anzahl  der  Schnüre  eventuell  Stäbe  fest,  ebenso  auf  Grund  von 
Probewägen  das  Gewicht  des  gefechsten  Tabaks  nach  Sorten,  nach  Blattquali- 
täten im  ganzen,  und  dort,  wo  die  Produktion  mittelst  Gärtier  erfolgt,  auch 
nach  Gärtlena  abgesondert. 
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Die  auf  diesem  Wege  endgültig  festgestellte  Menge  der  Tabakfechsung 
bildet  die  durch  den  Produzenten  in  das  ärarische  Magazin  abzuliefernde  Menge, 
und  wird  dies  ebenso  in  dem  Tabakproduktionskataster  als  in  dem  Lizenzbogen 
verzeichnet  und  von  dem  Finanzorgan,  von  dem  Bestellten  der  Gemeinde  und 
dem  Produzenten  oder  dessen  Bevollmächtigten  unterfertigt. 

Derjenige  Produzent,  der  die  Aufnahme  der  Schnüre  für  unrichtig  er- 
achtet, kann  gegen  die  Aufnahme  binnen  acht  Tagen  bei  dem  Tabakeinlösungs- 
inspektorate  Beschwerde  erheben. 

§  12. 

In  dem  Falle,  wenn  zwischen  der  durch  die  Finanzorgane  bei  grünem 
Zustande  bewerkstelligten  Aufnahme  erhobenen  Fechsungsmenge  und  zwischen 
der  nach  beendigtem  Brechen  bei  trockenem  Zustande  angeordneten  Aufnahme 
vorgefundenen  Fechsungsmenge  ein  auffallendes  Minus  sich  zeigt,  sind  die 
Finanzorgane  berechtigt,  den  Produzenten  zur  Nachweisleistung  aufzufordern, 
und  inwiefern  sie  die  Nachweisleistung  unbegründet  finden,  ist  das  Tabakein- 
lösungsinspektorat,  wenn  entsprechende  Anhaltspunkte  obwalten,  berechtigt,  in 
betreff  der  Aufnahme  des  Thatbestandes  und  der  Einleitung  des  Gefällsstraf- 
verfahrens zu  verfügen. 

Ein  ähnliches  Vorgehen  ist  zu  befolgen,  wenn  zwischen  der  trockenen 
Aufnahme  nach  dem  Brechen  und  der  eingelieferten,  beziehungsweise  der  dem 
nach  dem  Auslande  exportierenden  Kaufmanne  übergebenen,  oder  in  das  Aus- 
land exportierten  Tabakmenge  ein  auffallendes  Minus  sich  zeigt. 

§  13. 

Das  Verbrechen  der  Gewaltthätigkeit  gegen  die  Behörde  begeht,  und 
inwiefern  ein  der  schwereren  Imputation  unterliegender  Fall  nicht  vorliegt,  im 
Sinne  des  §  165  des  G.-Art.  V  vom  Jahre  1878  mit  einer  Kerkerstrafe  bis  zu 
drei  Jahren  ist  derjenige  zu  bestrafen,  welcher  das  mit  der  Kontrolle  der  Tabak- 
produktion, Manipulation  oder  Veräusserung  betraute  Finanz-  oder  ein  anderes 
behördliches  Organ  oder  den  behördlichen  Exmittierten  durch  Gewalt  oder  ge- 
fährliche Drohung  an  der  Vollziehung  der  Verfügung  des  Gesetzes  oder  der 
Behörde  hindert,  oder  zu  irgend  einer  Verfügung  zwingt,  oder  an  die  erwähnten 
Organe  während  ihrer  amtlichen  Funktion  Hand  anlegt. 

Dieselbe  Strafe  ist  anzuwenden,  wenn  die  Handlung  gegen  die  zum 
Schutze  der  obenerwähnten  Organe  beorderten  oder  erschienenen  Personen  ver- 
übt wird. 

In  Kroatien-Slavonien  sind  diese  Verbrechen  (Uebertretungen ,  Vergehen) 
im  Sinne  der  dort  gültigen  Strafgesetze  zu  bestrafen. 

§  14. 

Nach  Abnahme  der  Keim-  und  Spitzblätter  sind  die  Tabakstöcke  sofort 
und  spätestens  bis  15.  Oktober  auszuackern  oder  auf  anderem  Wege  zu 
entfernen. 

Ueber  durch  wirtschaftliche  Verhältnisse  motiviertes  Einschreiten  kann 
der  Finanzminister  solchen  Produzenten,  bei  welchen  ein  Schmuggel  oder  eine 
unlautere  Manipulation  nie  vorgekommen  ist,  zur  Winterweide  eine  spezielle 
Bewilligung  erteilen. 

Die  Abnahme  von  Grummetblättern  kann  in  Fällen,  wo  die  Mutterblätter 
sich  nicht  entwickeln  konnten  (und  die  Witterung  für  die  Entwickelung  der 
Grummetblätter  günstig  ist) ,  solchen  Produzenten,  bei  welchen  ein  Schmuggel 
oder  eine  schlechte  Manipulation  nie  vorkam,  unter  der  durch  den  Finanzminister 
statutarisch  festzustellenden  Modalität  des  Vorganges  bewilligt  werden. 

Derjenige,  der  den  in  diesem  Paragraphen  enthaltenen  Bestimmungen 
nicht  entspricht  und  ohne  dem,  dass  er  eine  spezielle  Lizenz  erhalten  hätte,  die 
Entfernung  der  Tabakstöcke  verabsäumt  oder  Grummetblätter  abnimmt,  oder 
endlich  die  Bedingungen,  unter  welchen  ihm  die  Lizenz  erteilt  wurde,  nicht 
einhält,  ist  von  der  Tabakproduktion  auszuschliessen. 

439 


440  Ungarisches  Tabakgesetz  vom  21.  Dezember  1887. 

§  15. 

Der  Produzent  darf  von  seiner  Tabakfechsung  niemandem,  unter  welchem 
Titel  immer  auch,  das  geringste  Quantum  überlassen,  sondern  er  ist  gehalten, 
die  gesamte  Fechsung  in  der  festgesetzten  Frist  behufs  Einlösung  in  das  Ge- 
fällsmagazin einzuliefern,  beziehungsweise  bis  Ende  Januar  des  auf  die  Fech- 
sung folgenden  Jahres  dem  Tabak  exportierenden  Kaafmanne  zu  übergeben, 
oder  in  sein  eigenes  vollkommen  sicheres  und  von  der  Finanzbehörde  mit 
einer  Gegensperre  versehenes  Magazin  einzulagern,  oder  in  das  Ausland  zu 
exportieren. 

Jener  Produzent,  welcher  jemandem  unter  welchem  Titel  immer  auch 
das  geringste  Quantum  Tabak  überlässt  und  die  gesamte  Tabakfechsung  in  der 
festgesetzten  Zeitfrist  behufs  Einlösung  vollständig  in  das  Gefällsmagazin  nicht 
abliefert,  beziehungsweise  dem  mit  einer  Konzession  zum  Tabak export  ver- 
sehenen Kaufmanne  bis  Ende  des  Monates  Januar  des  auf  die  Fechsung  folgen- 
den Jahres  nicht  übergibt,  oder  nicht  in  sein  eigenes  vollkommen  sicheres  und 
von  der  Finanzbehörde  mit  einer  Gegensperre  versehenes  Magazin  nicht  ein- 
lagert, oder  bis  Ende  Oktober  des  auf  die  Fechsung  folgenden  Jahres  nicht  ins 
Ausland  exportiert,  ist  abgesehen  davon,  dass  er  von  der  Tabakproduktion  für 
immer  ausgeschlossen  wird,  —  im  Wege  des  Gefällsstrafverfahrens  in  eine 
Konsumgebühr  von  80  kr.  nach  je  500  g  des  überlassenen  oder  nicht  einge- 
lieferten, beziehungsweise  dem  Tabak  exportierenden  Kaufmanne  nicht  über- 
gebenen,  oder  ins  Ausland  nicht  exportierten  Tabakquantums  und  in  eine  vom 
Zweifachen  bis  zum  Vierfachen  der  Konsumgebühr  sich  erstreckende  Geldstrafe 
zu  verfallen. 

Jener  Produzent,  welcher  seinen  für  den  Export  produzierten  Tabak  bis 
Ende  Januar  des  auf  die  Fechsung  folgenden  Jahres  nicht  in  ein  vollkommen 
sicheres  und  von  der  Finanzbehörde  mit  Gegenspen-e  versehenes  Magazin  ein- 
lagert, oder  dem  mit  einer  Konzession  zum  Tabakexport  versehenen  Kaufmanne 
nicht  übergibt,  ist  ausser  der  obigen  Strafe,  wegen  Unterlassung  der  Uebergabe 
der  Einlagerung  für  jede  Woche  und  jeden  Meterzentner  des  ganzen  produ- 
zierten Quantums  in  eine  Geldbusse  von  2  fl.  zu  verfallen. 

Diese  Geldbusse  wird  im  administrativen  Wege  von  dem  Tabakeinlösungs- 
inspektorate  bemessen,  gegen  die  bemessene  Geldbusse  kann  innerhalb  fünfzehn 
Tagen  der  Rekurs  an  den  Finanzminister  ergriffen  werden,  welcher  hierüber 
endgültig  entscheidet. 

Mit  dieser  Geldstrafe  ist  auch  jener  exportierende  Kaufmann  zu  bestrafen, 
welcher  die  Tabakfechsung,  die  er  zu  übernehmen  verpflichtet  ist,  —  vom 
Produzenten  bis  Ende  des  Monates  Januar  des  auf  die  Fechsung  folgenden 
Jahres  nicht  übernimmt,  beziehungsweise  dieselbe  nicht  zur  Einlagerung  über- 
nimmt. 

Die  Tabakgefällsdirektion  kann  über  mindesten.s  acht  Tage  vor  Ablauf 
des  Termins  einzubringende  motivierte  Bitte  der  Partei  den  zur  Uebergabe,  be- 
ziehungsweise Uebemahme  festgesetzten  Termin  verlängern. 


§  16. 

D(!r  Tabakproduzent  ist  nicht  bloss  für  die  vollständige  Einlieferung  des 
im  Wege  des  §  11  angeordneten  Amtsverfahrens  festgestellten  und  in  den 
Lizenzbogen  eingetragenen,  sondern  des  ganzen  Quantums  der  Tabakfechsung 
mit  seinen  Gärtlem  solidarisch  verpflichtet. 

Jener  Gärtier,  welcher  wegen  Tabakgefällsübertretung  verurteilt  wurde, 
ist  von  dem  Tabakproduzenten  nach  erfolgter  amtlicher  Verständigung  von  der 
Verfällung,  je  nachdem  wie  dies  die  Verständigung  nach  Massgabe  des  Schmug- 
gels feststellt,  —  bei  sonstiger  Entziehung  der  Tabakbaulizenz  alsogleich  oder 
spätestens  mit  Neujahr  vom  Dienste  entlassen. 

Der  aus  diesem  Grunde  entlassene  Gärtier  kann  vom  Tabakproduzenten 
wegen  seiner  Entlassung  keinerlei  Entschädigung  verlangen. 

Wenn  weniger  als  das  eingetragene  Quantum  eingeliefert  wird,  kann  der 
Einlösungspreis  des   eingelieferten  Tabakquantums  bis  zur  Höhe  der  nach  dem 
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fehlenden  Tabak   zu   bemessenden  Konsumgebühr   und   der  Geldstrafe   zurück- 
behalten werden. 

Auch  der  Tabak  exportierende  Kaufmann  ist  über  das  vorhergängige 
Ansuchen  des  Tabakeinlösungsinspektorates  verpflichtet,  dem  Tabakproduzenten 
von  dem  ihm  ausser  dem  vertragsmässigen  Vorschusse  noch  obkommenden 
Kaufpreise  die  im  Ansuchen  angegebene  Summe  zur  Sicherstellung  des  Aerars 
zurückzubehalten. 

§  17. 

Bei  der  Vermessung  der  Pflanzungen  und  der  Aufnahme  der  Fechsung 
ist  der  Produzent  verpflichtet,  persönlich  zu  erscheinen  oder  sich  durch  einen 
Bevollmächtigten  vertreten  zu  lassen,  weil  er  sonst  im  Unterlassungsfalle  gegen 
das  Verfahren  der  betreffenden  Organe  keine  Einwendung  erheben  kann. 

"Wenn  der  schon  aufgenommene  und  einzuliefernde  Tabak  ohne  Ver- 
schulden des  Eigentümers  beschädigt  oder  vernichtet  würde ,  ist  der  Produzent 
gehalten,  den  Tag,  den  Stand  und  die  Grösse  der  Schädigung  dem  Tabak- 
einlösungsamte im  Wege  der  Gemeindevorstehung,  beziehungsweise  des  Bürger- 
meisters binnen  drei  Tagen  anzumelden. 

In  den  letzterwähnten  Fällen  steht  die  Rektifizierung  der  in  den  Lizenz- 
bogen eingetragenen  und  einzuliefernden  Quantität  der  Fechsung,  beziehungs- 
weise die  Feststellung  dessen,  ob  und  in  welchem  Masse  dieselbe  herabgesetzt 
werden  könne,  dem  Ergebnisse  der  durchgefühx-ten  eindringlichen  Untersuchung 
entsprechend,  in  erster  Reihe  dem  Tabakeinlösungsinspektorate,  in  zweiter  Reihe 
der  Tabakgefällszentraldirektion  zu. 

Die  Gemeindevorsteher  beziehungsweise  Bürgermeister  sind  verpflichtet 
ihre  auf  die  oberwähnten  Schadenfälle  Bezug  habenden  Meldungen  binnen 
48  Stunden  dem  Tabakeinlösungsamte  einzureichen. 

Im  Falle  Verabsäumung  dieser  Meldungen  sind  die  Gemeindevorsteher, 
beziehungsweise  Bürgermeister  im  Sinne  des  §  7  des  gegenwärtigen  Gesetzes, 
und  wenn  begründeter  Verdacht  besteht,  dass  ein  Fall  von  Schmuggel  vorliegt, 
nach  dem  in  den  G.-Art.  XXII  und  XXIII :  1886  festgestellten  Verfahren  im 
Disziplinarwege  zu  bestrafen. 

§  18. 
Das  bei  der  Vermessung  der  Pflanzungen,   sowie  bei  der  Aufnahme  der 
zu  gewärtigenden  Fechsung  zu  befolgende  detaillierte  Vorgehen  regelt  die  vom 
Finanzminister  herauszugebende  Instruktion. 

§  19. 
Die  Bestellten  der  Vorstände  jener  Gemeinden,  beziehungsweise  der 
Bürgermeister  jener  Städte,  in  welchen  Tabak  gebaut  wird,  sind  verpflichtet, 
mit  den  Produzenten  vor  der  Einlösungskommission  zu  erscheinen,  beziehungs- 
weise die  Tabaksendung  von  der  Stelle  der  Fechsung  bis  zur  Einlösungsstation, 
beziehungsweise  bis  zur  unter  Kontrolle  eines  Finanzorganes  stattfindenden 
Uebemahme  durch  den  Tabak  exportierenden  Kaufmann  behufs  Verhinderung 
der  Schmuggelei  oder  Entwendung  zu  begleiten,  während  der  ganzen  Dauer 
der  Tabakeinlösung  mitzuwirken  und  die  entsprechende  Quittung  über  die  er- 
folgte Ausbezahlung  des  Einlösungspreises  zu  unterfertigen.  Sie  erhalten  für 
diese  Amtshandlung  die  vom  Finanzminister  im  Verordnungswege  festgestellten 
Reisespesen  und  Diurnen. 

§  20. 
Der  für  den  Export  nach  dem  Auslande  gebaute  Tabak  steht  auch  nach 
der  Uebergabe  an  den  exportierenden  Kaufmann,  bis  zur  Beförderung  ins  Aus- 
land fernerhin  unter  amtlicher  Kontrolle  und  werden  die  hierauf  Bezug  haben- 
den KontroUsnormen  vom  Finanzminister  im  Verordnungswege  hinausgegeben 
werden. 
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Der  exportierende  Kaufmann  ist  mit  seinen  Angestellten  solidarisch  dafür 
verantwortlich,  dass  der  durch  ihn  übernommene  Tabak  in  derselben  Quantität 
ins  Ausland  exportiert  werde  und  ist  für  jede  500  g  des  von  der  durch  ihn 
übernommenen  Tabakquantität ,  nach  Abzug  der  im  Verordnungswege  festzu- 
setzenden Gewichtsabnahme  fehlenden  Quantums,  im  Wege  des  Gefällsstrafver- 
fahrens mit  einer  Konsumgebühr  von  80  kr.  und  einer  vom  Doppelten  bis  zum 
Vierfachen  der  Konsumgebühr  sich  erstreckenden  Geldbusse  zu  bestrafen. 

Jener  exportierende  Kaufmann,  welcher  die  in  den  im  Verordnungswege 
hinauszugebenden  Kontrollsnormen  enthaltenen  Bestimmungen  nicht  einhält 
oder  nicht  einhalten  lässt,  ist  mit  einer  Geldbusse  von  50  bis  500  fl.  zu  be- 
strafen, welche  im  administrativen  Wege  von  dem  Tabakeinlösungsinspektorate 
festgestellt  wird.  Gegen  die  von  dem  Inspektorate  festgestellte  Geldbusse  kann 
binnen  fünfzehn  Tagen  an  den  Finanzminister  rekurriert  werden,  der  diesbezüg- 
lich endgültig  entscheidet. 

Wenn  der  Tabak  exportierende  Kaufmann  selbst,  oder  sein  Angestellter 
mit  dessen  Wissen  diese  Uebertretung  begeht,  so  wird  er  ausser  der  oberwähnten 
Geldbusse  mit  dem  Verluste  der  Handelslizenz  für  den  Export  bestraft. 

§  21. 
In  Klein-  und  Grossgemeinden  ist  der  Gemeindevorstand,  in  Städten  mit 
geregeltem  Magistrat   und  in   den   mit   Jurisdiktionsrecht  bekleideten   Städten 
sind  die  Bürgermeister  verpflichtet  darauf  zu  achten: 

1.  dass  in  der  Gemarkung  der  Gemeinde  beziehungsweise  der  Stadt  kein 
Tabak  ohne  Lizenz  gebaut  werde; 

2.  dass  von  den  einzelnen  Produzenten  zum  Tabakbau  bloss  die  konzes- 
sionierten Gebiete  und  bloss  jene  Parzellen  benützt  werden,  für  welche 
die  Lizenz  lautet; 

3.  dass  solche  Grundflächen,  welche  laut  §  3  des  vorliegenden  Gesetz- 
artikels vom  Tabakbau  ausgeschlossen  wurden,  nicht  zum  Tabakbau 
verwendet  werden; 

4.  dass  in  das  Stoppelfeld  von  Getreidesorten  und  Reps  in  demselben 
Jahre  kein  Tabak  gepflanzt  werde; 

5.  dass  in  den  Gemeinden  kein  Tabakschmuggel  durch  den  im  Wege 
des  Hausierhandels  oder  auf  offenem  Markt  bewerkstelligten  Verkauf 
von  Blätter-  oder  geschnittenem  Tabak  oder  von  Fabrikaten,  welche 
nicht  aus  den  Fabriken  oder  Magazinen  der  Länder  der  ungarischen 
Krone  stammen,  oder  auf  irgend  eine  andere  Weise  betrieben  werde; 

6.  dass  zum  Zwecke  des  Schmuggels  aus  der  Gemarkung  der  Gemeinde 
kein  Tabak  verschleppt  werde,  ferner  dass  der  aus  anderen  Gemeinden 
eingeschmuggelte  Tabak  bei  dem  Transporte  über  die  Gemarkung  der 
Gemeinde  samt  seinen  Hilfsmitteln  mit  Beschlag  belegt  werde. 

Die  Gemeindevorstehungen ,  beziehungsweise  Bürgenneister  sind  ver- 
pflichtet, die  in  obigen  Punkten  aufgezählten,  wann  immer  wahrgenommenen 
Uebertretungen  bei  sonstiger  Anwendung  der  im  §  7  dieses  Gesetzes  bemessenen 
Geldstrafe,  nebst  Beschlagnahme  des  den  Gegenstand  des  Schmuggels  bildenden 
Tabaks  oder  der  Tabakfabrikate  sofort  der  Finanzwache  zur  Kenntnis  zu 
bringen  und  ausserdem  zur  Verhinderung  des  Schmuggels ,  wenn  es  not  thut, 
auch  die  Gendarmerie  in  Anspruch  zu  nehmen. 

§  22. 
In  Klein-  und  Grossgemeinden  sind  die  Oberstuhlrichter  und  ihr  Amts- 
personal, in  Städten  mit  geregeltem  Magistrate  und  in  mit  Jurisdiktionsrechten 
bekleideten  Städten  die  Bürgermeister  und  deren  Amtspersonal,  sowie  die  Gen- 
darmerie und  in  der  Hauptstadt  auch  die  königlich  ungarische  Staatspolizei 
verpflichtet,  bei  der  Verhinderung  jeder  Art  des  Schmuggels  nicht  bloss  mit- 
zuwirken, sondern  durch  die  Eruierung  und  Verhaftung  der  Thätei',  sowie  durch 
die  Beschlagnahme  der  Gegenstände  des  Schmuggels  und  ihrer  Hilfsmittel  auch 
unmittelbar  bei  der  Unterdrückung  des  Schmuggels  vorzugehen. 
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In  welchen  Fällen  die  Gendarmerie  selbständig  vorzugehen  hat,  wird  in 
der  herauszugebenden  Instruktion  festgestellt  werden. 

Der  Anzeiger  hat  aus  den,  nach  den  von  ihm  angezeigten  oder  entdeck- 
ten üebertretungsfällen  eingeflossenen  Strafgeldern  Anspruch  auf  den  normal- 
massigen  Anzeiger-  und  Ergreiferanteil. 

Die  Mitglieder  der  Gendarmerie  können  ihre  diesfälligen  Ansprüche  im 
Wege  ihrer  gesetzlichen  Oberbehörde  geltend  machen. 

Jedes  Versäumnis  der  in  diesem  Paragraphen  vollgeschriebenen  Pflichten 
von  selten  der  Stuhlrichter  und  des  Amtspersonales  derselben,  sowie  der  Bürger- 
meister der  Städte  mit  geregeltem  Magistrat  und  der  mit  Jurisdiktionsrecht 
bekleideten  Städte  und  des  Amtspersonales  derselben,  ist  auf  Ersuchen  der 
Finanzbehörde  nach  dem  im  G.-Art.  XXII  und  XXIII :  1886  festgestellten  Ver- 
fahren im  Disziplinarwege  zu  ahnden;  Versäumnisse  der  Gendarmerie  und  der 
hauptstädtischen  Staatspolizei  aber  sind  zum  Behufe  entsprechender  Ahndung 
den  vorgesetzten  Behörden  derselben  anzuzeigen. 

§  23. 

Die  Angestellten  der  königl.  ungarischen  Post,  femer  der  Staats-  und 
der  Privateisenbahnen,  sowie  der  DampfschifFahrtsgesellschaften  sind  verpflichtet, 
jeden  zu  ihrer  Kenntnis  gelangenden  Schmuggel  alsogleich  anzuzeigen  und 
insofern  sie  von  dem  Vertriebe  von  nicht  aus  den  Fabriken  oder  Magazinen  der 
Länder  der  ungarischen  Krone  stammenden  Tabak  oder  Tabakfabrikate  Kennt- 
nis haben  und  davon  keine  Anzeige  erstatten,  sind  sie  im  ersten  Falle  mit  einer 
Geldbusse  von  10  bis  500  fl.,  im  Wiederholungsfalle  aber  überdies  mit  Dienst- 
entlassung zu  bestrafen.  Die  Geldbusse  stellt  auf  administrativem  Wege  das 
Tabakeinlösungsinspektorat  fest,  gegen  dessen  Beschluss  innerhalb  fünfzehn 
Tagen  die  Berufung  an  den  Finanzminister  statthaft  ist,  der  diesbezüglich  end- 
gültig entscheidet. 

Zur  Erbringung  des  Entlassungsbeschlusses  ist  die  Disziplinarbehörde  der 
Betreffenden  kompetent. 

Die  Anzeiger  haben  aus  den,  nach  den  von  ihnen  angezeigten  oder  ent- 
deckten üebertretungsfällen  eingeflossenen  Strafgeldern  Anspruch  auf  den  nor- 
malmässigen  Anzeiger-  und  Ergreiferanteil. 

§  24. 

Hoteliers ,  Gastwirte ,  die  Besitzer  von  Kafi'eehäusern  und  aller  sonstiger 
öffentlichen  Lokale,  sowie  auch  die  Schiffskapitäne  sind  bei  sonstiger  Geldstrafe 
von  50  bis  500  fl.  dafür  verantwortlich,  dass  in  ihren  Geschäftslokalen,  be- 
ziehungsweise auf  ihren  Schiffen,  sei  es  durch  ihre  Angestellte,  sei  es  durch 
Fremde,  kein  nicht  aus  den  Fabriken  oder  Magazinen  der  Länder  der  ungarischen 
Krone  stammender  Tabak  oder  Tabakfabrikat  an  andere  verkauft  werde. 

Im  Wiederholungsfalle  können  die  Oberwähnten,  wenn  sie  von  dem  Ver- 
kaufe Kenntnis  hatten,  ausser  dieser  Geldbusse  noch  mit  Arrest  (Gefängnisstrafe) 
in  die  Dauer  von  einem  Monate  bestraft  werden. 

Diese  Strafen  werden  im  Wege  des  Gefällsstrafverfahrens  festgestellt. 

§  25. 
Ohne  Erlaubnis   der  Gefällsbehörde  ist  der  Besitz,   die  Herstellung,   der 
Verschleiss  oder  der  Bezug  aus  dem  Auslande  von  zur  gewerbsmässigen  Tabak- 
fabrikation dienenden  Maschinen,  Werkzeugen  und  Gerätschaften  verboten. 

§  26. 

Die  Präparation  des  Tabaks  zum  Genüsse  ist  —  inwiefern  das  gegen- 
wärtige Gesetz  und  die  durch  dasselbe  aufrechterhaltenen  Normen  keine  Aus- 
nahmen gestatten  —  ausschliesslich  den  staatlichen  Fabriken  vorbehalten. 

Es  ist  sonach  verboten,  Tabak  gewerbsmässig  oder  überhaupt  für  andere 
gegen  Entlohnung  aufzuarbeiten  (zu  fabrizieren). 
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Es  ist  verboten,  ohne  Erlaubnis  der  kompetenten  Behörde  solche  Werk- 
zeuge und  Gerätschaften  in  Besitz  zu  halten,  herzustellen  oder  vom  Auslande 
zu  beziehen,  welche  ausschliesslich  zur  Verarbeitung  des  Tabaks  dienen. 

§  27. 

Ferner  ist  verboten ,  die  Nachahmung  des  vom  Aerar  zur  Verwendung 
und  Adjustierung  seiner  Tabakfabrikate  und  zur  Erzeugung  von  Zigarretten 
gebrauchter  Drucksorten  und  Hülsen,  sowie  der  Bezug  aus  dem  Auslande,  der 
Besitz,  Verschleiss  und  Gebrauch  solcher  nachgeahmter  Drucksorten  und  Hülsen. 

Verboten  ist  auch  die  Herstellung  oder  das  Herstellenlassen  von  Zigarretten 
gegen  Entlohnung,  auf  welche  Weise  immer,  oder  zum  Verkaufe  für  andere. 

§  28. 

Die  Uebertreter  dieser  Verbote  sind  nebst  der  Beschlagnahme  des  Corpus 
delicti  im  Wege  des  Gefällsstr3,fverfahrens  mit  Geldbussen  von  50  bis  1000  fl. 
zu  bestrafen. 

Alle  jene,  welche  nach  Ablauf  von  drei  Monaten  nach  erfolgter  Kund- 
machung des  gegenwärtigen  Gesetzes  in  dem  Besitze  der  in  den  §§  25  und  26 
erwähnten  Gegenstände  betreten  werden,  unterliegen  nebst  der  Beschlagnahme 
des  Corpus  delicti  auch  der  oben  bestimmten  Geldbusse. 

§  29. 
Der  auf  verbotene  Weise  bewerkstelligte  Vertrieb  von  aus  den  Magazinen 
der  Länder  der  ungarischen  Krone  stammenden  Tabakfabrikaten  ist   unter  Zu- 
grundelegung  der  im  Punkt  b  §  11  des  G.-Art.  IV:  1876   bemessenen  Konsum- 
gebühr nach  Punkt  a  §  17  des  soeben  citierten  Gesetzes  zu  bestrafen. 

§  30. 

Alle  jene  Verordnungen  der  G.-Art.  XIV:  1868  und  IV:  1876,  sowie  der 
auf  Grund  dieser  Gesetze  bestehenden  Normen,  welche  durch  das  gegenwärtige 
Gesetz  nicht  abgeändert  werden,  bleiben  auch  fernerhin  in  Kraft. 

§  31. 
Mit  dem  Vollzuge  des  gegenwärtigen  Gesetzes   wird   der  Finanzminister 
betraut,  der  bezüglich  Ungarns  mit  dem  Minister  des  Innern,  bezüglich  Kroatien- 
Slavoniens  mit  dem  Banus  vorgeht. 


Motive. 

Das  Erträgnis  des  Tabakgefälles  in  Ungarn  steigert  sich  zwar  seit  dem  Bestände  des 
königl.  ungarischen  Finanzministeriums,  vom  Jahre  1868  angefangen,  fortwährend ;  nichtsdesto- 
weniger müssen  wir,  wenn  wir  das  aus  dem  Tabakgefälle  herstammende  Einkommen  des 
ungarischen  Aerars  mit  demjenigen  anderer  Länder,  namentlich  dem  von  demselben  Gefälls- 
zweige stammenden  Einkommen  Oesterreichs  vergleichen,  zu  der  Ueberzeugung  gelangen,  dass 
in  Ungarn  das  Monopol  bei  weitem  nicht  in  dem  Masse  ausgenützt  ist,  dass  eine  ansehnliche 
Steigerung  dieser  sichern  und  erfolgreichen  Einkommensquelle  nicht  möglich  erschiene. 

Das  Reineinkommen  aus  dem  Tabakgefälle  betrug  im  Jahre  1885  in  Ungarn  nach 
15,642,000  Einwohnern  21,817,728  fl.,  in  Oesterreich  nach  22,296,800  Einwohnern  48,365,526  fl. 

Das  Zahlenverhältnis  der  Bevölkerung  in  Betracht  genommen,  hätte  das  ungarische 
Tabakgefälle  33,930,140  fl.  tragen  müssen. 

Hieraus  erhellt,  dass  das  Einkommen  aus  dem  Tabakgefälle  in  Ungarn,  gegenüber  dem 
Einkommen  des  österreichischen  Gefälles,  beträchtlich  geringer  ist. 

Nachdem  die  beiden  Gefälle,  zufolge  des  bestehenden  Uebereiukommens ,  nach  einer 
gleichartigen  Fabrikation  erzeugte  Fabrikate  und  zwar  zu  einem  und  demselben  Preise  zum 
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Verschleisse  bringen  und  die  Fabrikationsspesen  keinen  grossen  Unterschied  aufweisen,  so  ist 
der  Grund  für  das  Zurückbleiben  Ungarns  in  diesem  Gefälle  darin  zu  suchen,  dass  hier  be- 
trächtlich weniger  Fabrikate  konsumiert  werden,  als  in  Oesterreich. 

Der  Konsum  beträgt  in  OesteiTeicb  Wao,  in  Ungarn  aber  nur  920  g  per  Kopf  der  Be- 
völkenmg. 

Im  Geldwerte  ausgedrückt,  werden  bei  uns  per  Kopf  nur  für  2  fl.  13  kr.,  in  Oesterreich 
hingegen  für  3  fl.  20  kr.  Tabakfabrikate  konsumiert. 

Das  grössere  Einkommen  Oesterreichs  wird  daher  durch  dessen  beträchtlich  grösseren 
Konsum,  welcher  sich  zu  demjenigen  Ungarns  wie  10 : 7  verhält,  genügend  erklärt. 

Dass  in  Ungarn,  dessen  Bevölkerung  als  eine  stark  tabakrauchende  bekannt  ist,  der 
Konsum  so  auffallend  geringer  ist  als  in  Oesterreich,  fuidet  in  folgendem  seine  Erklärung: 

Oesterreich  lässt  bloss  in  einigen  Ortschaften  Galiziens  und  Tirols,  zusammen  auf  einer 
Fläche  von  etwa  7000  Joch  Tabak,  und  zwar  ausscliliesslich  für  das  Aerar  produzieren,  während 
in  Ungarn  für  das  Aerar  im  Jahre  1886  :  105,460,  für  den  Export  11,057  Joch  und  274  Quadratklafter 
und  für  den  eigenen  Gebrauch  345  Joch  und  1543 1(2  Quadratklafter  Tabakbaulizenzen  ausgefolgt 
worden  sind. 

Je  ausgebreiteter  indes  die  Tabakproduktion  ist,  desto  grösser  ist  auch  das  Verschleppen 
und  die  gesetzwidrige  Verwendung  des  Tabaks. 

Ueberdies  sind  bei  uns  die  Produzenten  für  das  Aerar  und  den  Export  auch  noch  der 
Begünstigung  teilhaft ,  dass  sie  von  ihrem  Erzeugnis  für  den  eigenen ,  sowie  für  jedes  über 
sechzehn  Jahre  alte  mit  ihnen  im  gemeinschaftlichen  Haushalte  lebende  männliche  Familien- 
mitglied, sowie  für  jeden  ihrer  Halbgärtner  und  deren  sechzehnjährige  männliche  Familienmit- 
glieder je  10  kg  Tabak ,  gegen  Entrichtung  einer  Verzehrungssteuergebühr  von  «0  kr. ,  24  kg 
zunickbehalten  können  —  was  gleichfalls  die  Einnahmen  des  Gefälles  namhaft  verringert. 

Nachdem  OesteiTeich  auf  dem  grössten  Teile  seines  Gebietes  keine  Tabakproduktion 
besitzt,  seine  Produzenten  aber  keinerlei  ausnahmsweise  Begünstigungen  geniessen,  fallen  alle 
jene  Nachteile,  welche  aus  der  Tabakproduktion  und  dem  Tabakverkauf  entspringen,  Ungarn 
zur  Last. 

Der  ungarische,  mit  920  g  per  Kopf  ermittelte  Konsum  repräsentiert  bloss  den  gesetz- 
lichen Verbrauch,  denn  der  Verbrauch  der  geschmuggelten  Tabakmengen  lässt  sich  genau  nicht 
feststellen. 

Dass  der  gesetzwidrige  Verscliluss  in  Ungarn  fortwährend  grössere  Dimensionen  an- 
nimmt, ist  aus  folgendem  zu  entnehmen: 

Schon  seit  Jahren  wird  wahrgenommen,  dass  die  Gefällsfabrikate  in  den  Sommer- 
monaten des  grössten  Absatzes  sich  erfreuen  und  das  so  lauge,  bis  die  Tabakblätter  zu  reifen 
beginnen.  Von  diesem  Zeitpunkte  angefangen  nimmt  der  Verkauf  stetig  ab ,  bis  er  in  den 
Monaten  Dezember,  Januar  und  Februar,  d.  i.  in  den  Monaten,  in  welchen  die  produzierten 
Blätter  zum  grössten  Teile  noch  in  den  Händen  der  Produzenten  sich  befinden,  auf  den  tiefsten 
Punkt  herabsinkt. 

In  demselben  Masse,  als  die  gesetzwidrig  zurückbehaltenen  Mengen  des  für  den  Staat 
oder  für  den  Export  produzierten  Tabaks  verbraucht  werden,  hebt  sich  vom  Monate  März  an- 
gefangen der  Verkauf,  welcher  in  den  Monaten  Juni,  Juli  und  August  seinen  höchsten 
Punkt  en-eicht. 

Diese  Erscheinung  ist  namentlich  bei  dem  Konsum  des  gewöhnlichen  Pfeifentabaks  und 
insbesondere  in  den  tabakproduzierenden  Bezirken  wahrzunehmen. 

Und  diese  Erscheinung  ist  keine  zufällige,  sondera  sie  wiederholt  sich  von  Jahr  zu 
Jahr,  wie  das  die  Ausweise  bezeugen,  welche  über  den  Verkauf  der  Tabakfabrikate  durch  die 
Tabaktrafiksmagazine  zusammengestellt  werden. 

Aus  den  erwähnten  Ausweisen  geht  hervor,  dass  zwischen  den  günstigsten  und  un- 
günstigsten Monaten  insbesondere  bei  den  gewöhnlichen  Pfeifentabaken  bedeutende  Unterschiede 
sich  ergeben,  insofern  als  der  Januarverkauf  kaum  die  Hälfte  des  Juniverkehrs  erreicht,  welche 
Erscheinung  natürlich  auch  bei  den  Geldeinnahmen  der  einzelneu  Monate  in  übereinstimmender 
Weise  walu-zunehmen  ist.  Die  Ditferenz  in  den  Einnahmen  der  Winter-  und  Sommermonate 
ist  so  gross,  dass  in  dem  Falle,  wenn  der  Durchschnitt  der  Einnahme  des  Juni  und  Juli  auch 
für  die  übrigen  Monate  des  Jahres  als  Normaleinnahme  zur  Grundlage  genommen  wird,  die 
Jahreseinnahme  des  Gefälles  ein  um  circa  drei  Millionen  günstigeres  Resultat  aufweist.  Unsere 
volkswirtschaftlichen  Interessen  gestatten  keine  Beschränkung  der  Tabakproduktion,  was  aber 
auch  nicht  notwendig  ist,  wohl  aber  ist  es  unerlässlich ,  dass  die  Produktion  des  Tabaks  und 
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der  Verkehr  mit  dem  Tabak  besser  kontrolliert  werde.  Um  dies  zu  ermöglichen,  müssen  vor 
allem  die  im  Wege  stehenden  Hindernisse  beseitigt  werden.  Ein  solches  Hindernis  ist  in  erster 
Linie  die  Tabakproduktion  zu  eigenem  Gebrauche.  Lizenzen  zur  Tabakproduktion  zu  eigenem 
Gebrauche  erlangten: 


Jahr 

Zahl  der 
Gemeinden 

Zahl  der 
Produzenten 

Gestattetes  Territorium 

Eingegangene  Lizenz- 
und  Aufsichtsgebühr 

Joch 

-1 -Klafter 

fl. 

kr. 

1875 

.5212 

67910 

886 

187  Vi 

181,283 

16 

1876 

2986 

11882' 

147 

7551,2 

96,688 

701/2 

1877 

2821 

14089 

162 

623 

95,553 

34 

1878 

2923 

17358 

191 

1504 

108,994 

35 

1879 

2766 

19334 

198 

761 

108,5.58 

341/2 

1880 

2684 

16018 

187 

614 

103,629 

721/2 

1881 

2341 

23010 

215 

5 

120,813 

131/2 

1882 

2234 

24768 

247 

15,57114 

139,343 

34 

1883 

2276 

30516 

295 

15831,2 

161,150 

081 2 

1884 

2426 

36088 

346 

100 

187,995 

971,'3 

1885 

3012 

■ 

37330 

372 

7021/2 

199,7.56 

"     1 

Solange  durch  die  Erhaltung  der  Tabakproduktion  zu  eigenem  Gebrauche  möglich  ge- 
macht wird,  dass  im  Lande  in  Gemeinden,  deren  Zahl  sich  zwischen  2000  und  5000  bewegt, 
Tabak  produziert  wird,  vermag  man  die  Tabakproduktion  und  den  Verkehr  mit  Tabak  nicht 
erfolgreich  zu  kontrollieren.  Es  ist  eine  aus  der  Erfahrung  geschöpfte  Thatsache,  dass  die 
Produktion  von  Tabak  zu  eigenem  Gebrauch  nachteilig  ist,  da  sie  zu  vielseitigen  Missbräuchen 
Anlass  gibt  und  in  hohem  Grade  den  Konsum  der  ärarischen  Fabrikate  vermindert  insofern, 
als  auch  solche  Personen  eine  Tabakbaulizenz  für  den  eigenen  Gebrauch  zu  erlangen  suchen, 
die  davon  Kenntnis  haben,  dass  der  von  ihnen  produzierte  Tabak  ungeniessbar  ist,  oder  die 
nicht  zu  rauchen  pflegen  und  um  die  Lizenz  nur  aus  dem  Grunde  einkommen,  damit  sie  Ge- 
legenheit haben,  unter  dem  Deckmantel  dieser  Lizenz  auf  geheimem  Wege  unter  der  Hand  von 
Schmugglern  beschaffte  Tabakvon'äte  aus  den  durch  ärarische  Produzenten  in  anderen  Gegen- 
den geführten  feinen  Pfeifentabaksorten  das  ganze  Jalir  hindurch  zu  halten  und  ohne  Hindernis 
bei  grösster  Schädigung  des  Gefälles  zu  konsumieren  oder  aber  zu  verwerten. 

Ein  anderes  Hindernis  liegt  in  der  Begünstigung,  welche  die  ärarischen  und  Export- 
produzenten geniessen,  wonach  sie  nämlich  eine  Quantität  von  je  lo  kg  von  ihrer  Fechsung 
zurückbehalten  können. 

Die  ärarischen  Produzenten  haben  auf  Grund  dieser  Begünstigung  bei  Entrichtung  der 
Konsumgebühr  eingelöst : 

im  Jahre  1875  116,976     kg  gegen  Entrichtung  von  11.  42,111.36 
„  „  „       „    55,823.10 

r  »  „7,    47,325.— 

r  V  n        n     40,736.40 

„  r,   .  „  „  33,389.70 

„  „  39,609.15 

V  n  r  36,995.40 

„  „  ,,  40,741.50 

„  p  „  „  39,294.90 

n  n  V         -n     38,214.30 

,      „    39,385.20. 

Die  Exportproduzenten  haben  diese  Begünstigung  bis  zu  folgenden  Quantitäten  in  An- 
spruch genommen: 

im  Jahre  1875  haben  sie  4379»'6'|  kg  für  fl.  1576.75 
„       1876       „         „     2599S«6    ^      ^      ^    1559.92 
n         n       1877        „         ,     18411S3    „      ^      „    1104.71 
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1876 

93,0381'2 

1877 

78,875 

1878 

67,894 

1879 

55,6491/2 

1880 

66,0151/4 

1881 

61,650 

1882 

67,9021/2 

1883 

6.5,4911/2 

1884 

63,6901/2 

1885 

65,642 
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im  Jahre  1878  haben  sie  21628     kg  für  fl.  1297.52 
1879        „         „     10951/2     „      „      „      657.30 
„         „       1880       „         „     115233      „      „      „      691.40 
„         „       1881        „         „     294fc250    ^       „      „    1768.95 
„         „       1882        „         „     -43192/10    „      „      „    2519.50 
„         „        1883        ^         „     34211/2      „       „       „     2052.90 
„         „       1884       „         „     12221/2     „      „      „      733.50 
„       1885        „         „     21941/2      „      „      „    1316.70. 
Diese  Begünstigung  nehmen  die  Produzenten  in  der  neueren  Zeit  seltener  bis  zu  den 
ganzen  einlösbaren  10  kg  in  Anspruch,  sondern  lösen  in  der  Regel  per  Kopf  je  2—4  kg  ein  und 
benützen  die  über -den  eingelösten  Tabak  erhaltene  Legitimation  meist  zur  Deckung  der  ge- 
setzwidrig zurückbehaltenen,   dem  Verkaufe  unter  der  Hand   bestimmten  Tabakquantitäten. 
Insolange  diese  Begünstigung  besteht,  ist  es  unmöglich,   den  Verkehr  des  Tabaks  erfolgreich 
zu  kontrollieren  und  das  Erträgnis  des  Gefälles  gegen  grössere  Schädigungen  zu  bewahren. 
Nach  der  Tabakfechsung  für  den  eigenen  Gebrauch,  sowie  für  die  eingelösten  Tabak- 
quantitäten sind  im  Jahre  1885,  wie  oben  ausgewiesen  wurde,  eingeflossen: 

a) 199,756  fl.  57  kr. 

b) 39,385    „    20    „ 

c) 1,316    „    70    „ 

Zusammen.  .  .  240,458  fl.  47  kr. 
Dieser  Betrag  ist  als  ein  unwesentlicher  zu  bezeichnen,  wenn  durch  Verstopfung  seiner 
Quellen  ein  Einkommenplus  von  etwa  drei  Millionen  zu  ei'warten  ist. 

Nachdem  der  Verkehi'  der  Tabakblätter  den  Schmuggel  dadurch  wesentlich  fördert, 
dass  derselbe  nicht  kontrollierbar  ist,  so  ist  es  unbedingt  notwendig,  die  zu  den  hier  besproche- 
nen grösseren  Missbräuchen  Anlass  gebende  Begünstigung  aufzuheben. 

Hinsichtlich  dieser  Aufhebung  verfügt  §  l  des  vorgelegten  Gesetzentwurfes. 
Damit  aber  infolge  Aufliebung  dieser  Begünstigungen  die  Produzenten,  beziehungs- 
weise die  Konsumenten  auch  fürderhin  zu  ermässigten  Preisen  in  den  Besitz  besonders  guter 
Tabaksorten  gelangen  können,  werde  ich  die  Verfügung  tretten,  dass  nach  dem  unter  der  Be- 
zeichnung „Jungfräulicher  Tabak"  durch  Private  fortgesetzten  Manipulationsverfahren  fabrizierte 
Tabaksorten  in  den  Tabaktrafiken  erhältlich  sein  sollen. 

Die  in  Debreczin  errichtete  Tabakfabrik  ist  auch  zur  Erzeugung  solcher  Fabrikate  ein- 
gerichtet. 

Zur  Begründung  der  Bestimmungen  des  §  2  wird  bemerkt:  dass  bislang  an  vielen 
Orten  Parzellen  von  solch  unregelmässiger  Gestalt  zur  Tabakanpflanzung  benützt  werden,  dass 
es  auch  dem  Ingenieur  Mühe  kosten  müsste,  richtig  zu  bemessen  und  festzustellen,  ob  der  Be- 
treffende nicht  auf  einem  grösseren  Territorium  Tabak  gepflanzt  habe,  als  wofür  die  Bewilli- 
gung lautet. 

Derartige  Parzellen  von  unregelmässiger  Gestalt  werden  zum  grossen  Teile  durch  jene 
benützt,  die  über  das  bewilligte  Territorium  hinaus  anzupflanzen  beabsichtigen  zu  dem  Zwecke, 
um  den  auf  dem  bebauten  Territorium  gefechsten  Tabak  ohne  jede  Schwierigkeit  der  ärarischen 
Einlief erung  entziehen  zu  können. 

Behufs  Erleichterung  der  Ausmessung  des  Territoriums  und  zur  Verhinderung  der 
Missbräuche  ist  es  sonach  unvermeidlich,  dass  zur  Tabakanpflanzung  möglicherweise  nur  Par- 
zellen von  regelmässiger  Gestalt,  und  dass  solche  Parzellen,  welche  zur  Fechsung  ungeeignet 
sind,  von  der  Fechsung  ausgeschlossen  sein  sollen. 

Das  Finanzministerium  hat  auf  Grund  des  Vorschlages  der  im  Jahre  1872  aus  Tabak- 
produzenten und  Sachverständigen  einberufenen  Enquete  die  notwendigen  Verfügungen  dafür 
getroffen,  dass  einerseits  in  den  tabakproduzierenden  Komitaten  die  zur  Tabakfechsung  geeig- 
neten Territorien  aufgenommen  und  die  hierfür  ungeeigneten  Parzellen  von  der  Fechsung  aus: 
geschlossen  werden  sollen  (so  wurde  dieses  Verfahren  auf  dem  Gebiete  des  Szabolcser  Komitats 
bereits  endgültig  abgeschlossen  und  wird  in  diesem  Jahre  auf  dem  Gebiete  des  Torontaler  Ko- 
mitats fortgesetzt  werden) ,  andererseits  aber  durch  die  in  der  Fechsung  vollkommen  bewan- 
derten Instruktoren  die  Hebung  der  Qualität  der  Tabakfechsung  angestrebt  werden  solle. 

Die  in  diesem  Paragraphen  enthaltene  Verfügung  will  sonach  bloss  den  Erfolg  der  in 
dieser  Beziehung  getroffenen  Massnahmen  legislativ  sichern. 

Da  femer  die  Erfahrung  gemacht  wurde ,  dass  das  Schmuggeln  des  für  Rechnung  des 
Aerars  gefechsten  Tabaks  dem  Umstände  zuzuschreiben  sei,  dass  das  Trocknen,  Glätten,  Binden 
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und  Emballieren  nicht  in  den  zu  diesem  Zwecke  bestimmten  Lokalitäten  des  Produzenten, 
sondern  in  den  Wohnungen  der  in  der  Gemeinde  zerstreut  wohnhaften  Gärtier  geschelien  ist, 
war  es  notwendig,  auch  jene  Bestimmung  aufzunehmen,  wonach  die  Manipulierung  des  Tabaks 
auch  fürderhin  in  den  mit  Verschluss  versehenen  Trockenscheunen  und  Glättehäusern  ge- 
schehen könne. 

Es  wird  übrigens  keinem  Anstände  unterliegen ,  wenn  nicht  jeder  einzelne  Produzent 
eine  solche  Lokalität  besitzt,  sondern  es  wird  vom  Gesichtspunkte  der  Verhinderung  des 
Tabakschmuggels  gefordert  werden,  dass  die  in  der  Gemeinde  befindlichen  sämtlichen  Produ- 
zenten zusammen  wenigstens  über  eine  gemeinschaftliche  Trockenscheune  und  über  ein  Glätte- 
haus verfügen  sollen.  Den  früheren  Produzenten  will  ich  zur  Erfüllung  dieser  Bestimmung  eine 
dreijährige  Frist  gewähren. 

Mit  der  Verhinderung  des  Schmuggels  und  des  Austausches  der  Tabakfechsungen  wird 
auch  die  Aufnahme  jener  Bestimmung  motiviert,  wonach  innerhalb  der  Grenzen  einer  oder 
zweier  aneinander  angrenzender  verschiedener  Gemeinden  die  Baulizenz  für  das  Aerar  und 
den  Export  nicht  gewährt  werden  kann.  Die  Bestimmung  betreffend  den  letzten  Termin  der 
Tabakanpflanzung  wurde  zum  Zwecke  der  Förderung  der  Qualität  der  Fechsung  aufgenommen. 

Bei  Anpflanzungen  wurde  die  Erfahrung  gemacht,  dass  zahlreiche  Produzenten  keinerlei 
System  befolgen ,  die  Pflanzen  bald  dicht ,  bald  schütter  durcheinander  anbauen ,  was  mit  der 
rationellen  Tabakfechsung  absolut  unvereinbar  ist,  die  Kontrolle  und  die  Aufnahme  der  Fech- 
sung unmöglich  macht.  Dies  ist  unbedingt  einzustellen,  beziehungsweise  zu  regeln,  wenn  die 
Verbreitung  der  die  Qualität  bezweckenden  Tabakfechsung  ernstlich  beabsichtigt  wird. 

Demzufolge  war  es  notwendig,  in  den  §  3  des  Gesetzentwurfes  die  Bestimmung  aufzu- 
nehmen ,  dass  der  Produzent  bei  Strafe  der  Ausschliessung  von  dem  Fechsungsrechte  ver- 
pflichtet sei,  hinsichtlich  der  Auswahl  des  Samens,  der  Anpflanzungen,  der  Fechsung  und 
Manipulation  des  Tabaks  gemäss  der  durch  den  Finanzminister  zu  erlassenden  Instruktion 
vorzugehen.  Die  Annahme  dieser  Bestimmung  wird  einerseits  auf  die  Hebung  des  Einkom- 
mens des  Produzenten,  andererseits  auf  die  Hebung  des  Gefälles  von  heilsamem  Einflüsse  sein. 

Es  ist  sehr  häuflg  vorgekommen,  dass  ein  Teil  der  Produzenten  auf  Grund  der  auf  den 
Namen  anderer  ausgestellten  Lizenz,  oder  auf  dem  nicht  bewilligten  Territorium  Tabak  ange- 
pflanzt hat. 

Vom  Gesichtspunkte  der  nötigen  Kontrolle  und  Evidenthaltung  müssen  dem  gegen 
diese  Regel  verstossenden  Verfahren  möglichst  enge  Grenzen  gezogen  werden.  Die  Grösse  des 
anzupflanzenden  Territoriums  wird  jährlich  im  Verhältnis  zur  notwendigen  Quantität  des  Ma- 
terials festgestellt  und  kann  die  Tabakfechsung  auch  nur  nach  diesem  Verhältnisse  bewilligt 
werden.  Man  kann  sonach  nicht  unbestraft  lassen ,  wenn  jemand  auf  einem  grösseren  Terri- 
torium, als  wofür  die  Bewilligung  lautet,  Tabak  fechst.  In  den  letzten  Jahren  hat  die  üeber- 
pflanzung  ohne  Bewilligung  eine  so  grosse  Ausdehnung  gewonnen,  dass  es  in  dieser  Richtung 
unbedingt  strengerer  Verfügungen  im  Wege  des  Gesetzes  bedarf.  Behufs  Verhinderung  und 
Ahndung  des  gegen  die  hier  erwähnte  Regel  verstossenden  Verfahrens  wird  die  Annahme  des 
§  4  empfohlen. 

Erfahrungsgemäss  sind  es  insbesondere  die  Kleinproduzenten,  die  ihren  Tabak  nach- 
lässig manipulieren,  deren  Fechsung  wegen  Mangels  an  entäprechenden  Trockenkammern  nicht 
gehörig  in  Evidenz  gehalten  werden  kann.  Ein  Teil  derselben  sucht  um  die  Lizenz  nur  behufs 
Ausübung  des  Schmuggels  an  und  verkauft  einen  grossen  Teil  und  zwar  den  besten  Teil  ihrer 
Fechsung  unter  der  Hand. 

Behufs  Förderung  der  Qualität  der  Tabakfechsung  und  behufs  Verhinderung  des 
Schmuggels  ist  es  sonach  überaus  wünschenswert,  dass  das  bisherige  Minimum  der  Anpflan- 
zungslizenzen mit  Ausnahme  hinsichtlich  der  Gartenblätter  in  einer  Parzelle,  in  einem  Ka- 
tastraljoch  festgestellt  werde.  Demzufolge  wurde  in  den  §  5  des  Gesetzentwurfes  die  Bestim- 
mung aufgenommen,  dass  in  den  schwere  Blätter  fechsenden  Gemeinden,  mit  Ausnahme  jener 
Fünfkirchner  Blätter  fechsenden  Gemeinden,  welche  zur  Schnupftabakfabrikation  geeignetes 
Material  liefern,  Tabakfechsungslizenzen  nur  jenen  gewährt  werden  können,  die  für  den 
Tabakanbau  ein  wenigstens  ein  Katastraljoch  umfassendes  zusammenhängendes  Territorium 
von  regelmässiger  Form  bestimmen.  Hierdurch  wird  übrigens  die  Evidenthaltung  der  Fech- 
sung erleichtert  werden  und  das  Gefälle  wird  von  vielen  solchen  Produzenten  befreit,  die  den 
besten  Teil  ihrer  Fechsung  unter  der  Hand  zu  verkaufen  pflegen  und  hierdurch  das  Einkom- 
men des  Aerars  in  erheblicher  Weise  geschädigt  haben.  In  der  Gemarkung  mehrerer  Gemein- 
den ist  es  teils  zufolge  Wassermangels,  teils  wegen  ungeeigneter  Bodenbeschafienheit  unmög- 
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lieh,  Tabak  anzupflanzen.  Demzufolge  musste  schon  bisher  in  mehreren  Gemeinden  ausnahmsweise 
gestattet  werden,  in  der  Gemarkung  einer  anderen  Gemeinde  oder  in  ihren  Hausgärten  Tabak 
anzupflanzen.  Aus  diesem  Grunde  ist  es  notwendig,  im  Sinne  der  in  dem  §  3  des  Gesetzent- 
wurfes enthaltenen  Bestimmungen  die  Tabakanpflanzung  im  Interesse  des  Gefälles  bei  gehöriger 
Kontrolle  im  allgemeinen  zu  bewilligen. 

Zur  Motivierung  des  §  7  des  Gesetzentwurfes  wird  bemerkt,  dass  gemäss  den  Be- 
stimmungen des  §  7  des  G.-Art.  IV  :  1876  die  Beschlüsse  auf  die  rechtzeitig  überreichten 
Tabakfechsungsanmeldungen  spätestens  bis  zum  31.  März  den  Gemeindevorstehern  hinaus- 
gegeben werden  sollen,  widrigenfalls  dieselben  als  zu  gunsten  der  Petenten  erledigt  an- 
gesehen werden. 

Zur  Einreichung  der  Anmeldungen  war  bisher  der  31.  Januar  als  Endtermin  bestimmt. 
Da  von  circa  60,ooo  Anmeldungen  die  Rede  ist,  erwiesen  sich  zur  gründlichen  Prütung  dieser 
zahlreichen  Anmeldungen  und  zur  Verhandlung  der  Lizenzerteilung  zwei  Monate  als  unzu- 
reichend, weshalb  es,  damit  den  Tabakeinlösungsinspektoren,  die  gerade  in  diesen  Monaten 
mit  der  Tabakeinlösungsbeschau  überaus  beschäftigt  sind,  zur  gründlichen  Präfung  der  An- 
meldungen und  zur  pünktlichen  Verhandlung  der  umfangreichen  Lizenzen  in  entsprechender 
Frist  Zeit  gewährt  werde ,  als  notwendig  erscheint ,  den  Termin  zur  Einreichung  der  Anmel- 
dungen zu  ändern  und  als  Termin  zur  Einreichung  den  dem  Produktionsjahre  vorhergehenden 
31.  Dezember  festzustellen. 

Die  Verfügung  dagegen,  dass  die  später  als  zu  dem  bestimmten  Termin  oder  an  einem 
anderen  Orte,  als  bei  den  Gemeindevorstehungen  respektive  Bürgermeistern  eingei-eichten  An- 
meldungen unbedingt  abzuweisen  sind,  findet  darin  ihre  Begründung,  dass  die  Lizenzerteilungs- 
operation durch  dazwischenfallende  Verhandlungen  nicht  gestört  und  so  das  bestimmte  Gebiet 
nicht  überschritten  werde ;  dies  ist  femer  darum  notwendig,  weil  es  häufig  geschehen  ist,  dass 
Gesuche  um  Lizenzen  direkt  beim  Finanzministerium  eingereicht  wurden,  was  ausser  der 
Ueberschreitung  des  erwähnten  Gebietes  auch  den  Geschäftsgang  des  Ministeriums  und  die 
richtige  Evidenthaltung  verhinderte.  Endlich  ist  nicht  ausser  acht  zu  lassen,  dass  die  für  die 
Vorbedingungen  der  Lizenzerteilung  verantwortlich  gemachten  Gemeindevorstehungen  mit 
Recht  nur.  dann  zur  Verantwortung  gezogen  werden  können,  wenn  die  Ausfolgung  der  Lizen- 
zen unter  ihrer  vorhergängigen  Einvernehmung  und  ihrer  Vermittlung  geschieht. 

Was  im  §  7  die  auf  die  Verpflichtung  der  Gemeindevorsteher  bezüglichen  Bestimmungen 
betrifft ,  so  sind  diese  schon  im  §  7  des  G.-Art.  IV :  1876  enthalten  und  hier  wird  nur  die  ge- 
nauere Bestimmung  des  Verfahrens  bezweckt. 

Da  die  Agenden  der  Gemeindevorsteher  durch  die  Ausführung  der  im  §  7  enthaltenen 
Bestimmungen  einigermassen  zunehmen,  erwies  es  sich  als  billig,  ihnen  zur  Aneiferung  und 
für  die  pünktliche  Erfüllung  der  ihnen  übertragenen  Agenden  ein  Honorar  zu  gewähren,  das 
nach  §  8  per  Joch  mit  20  kr.  festzustellen  wäre. 

Da  das  bisherige  Verfahren  hinsichtlich  der  Vermessung  des  Terrains  und  der  Aufnahme 
der  Fechsung,  der  sogenannten  Schnürlaufnahme  von  der  Quantität  der  Fechsung  kein  sicheren 
Daten  lieferte  und  dieser  Mangel  den  gesetzwidrigen  Tabakkonsum  namhaft  förderte,  erweist 
es  sich  als  notwendig,  die  Aufsicht  über  die  Tabakproduktion,  die  Aufnahme  der  Fechsung  und 
das  bezügliche  Verfahren  zu  regeln,  auf  eine  sicherere  Basis  zu  legen  und  so  einzurichten,  dass 
ausser  der  Wahrung  der  ärarischen  Interessen  auch  die  der  Produzenten  gewahrt  seien. 

Von  der  über  die  Tabakproduktion  zu  übenden  amtlichen  Aufsicht,  von  der  Vermessung 
der  Pflanzungsflächen,  Aufnahme  und  Einheimsung  der  Fechsang  enthalten  die  §§  9  bis  19  der 
Vorlage  die  Durchführungsbestimmungen.  Da  die  Auszahlung  der  im  §  8  garantierten  Prä- 
mien, sowie  die  zu  übende  amtliche  Kontrolle  auch  fernerhin  dem  Aerar  eine  im  allgemeinen 
grössere  Ausgabe  verursachen  werden,  ist  es  billig  und  motiviert,  dass  behufs  Beitragens  zu 
diesen  Auslagen  die  Produzenten  nach  jedem  Joch  anstatt  der  bisher  gezahlten  Lizenzgebühr 
von  1  fl.  die  im  §  9  bestimmten  2  fl.  zahlen  sollen. 

Den  in  Geltung  befindlichen  gegenwärtigen  Normen  gemäss  hat  die  Flächenvermessung 
bisher  die  Finanzwache  vollzogen.  Weil  die  Produzenten  die  Richtigkeit  dieser  Vermessung 
nachträglich  zumeist  beanstandet  haben,  erschien  es,  damit  die  Vermessung  auch  fernerhin  in 
verlässlicher  Weise  und  zur  Beruhigung  der  Produzenten  durchgeführt  werde,  notwendig, 
die  Mitwirkung  der  Gemeindevorstehung ,  beziehungsweise  des  Bürgermeisters  in  Anspruch 
zu  nehmen. 

In  §  10  der  Vorlage  wurde  demgemäss  die  Bestimmung  aufgenommen,  dass  die  Flächen- 
vermessung zwar  durch  ein  Finanzorgan,  jedoch  unter  Mitwirkung  der  Gemeindevorstehung, 
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beziehungsweise  des  Exmittierten   des  Bürgermeisters  und  in  Gegenwart  des  Produzenten  be- 
werkstelligt werde. 

Die  Inventierung  der  Fechsung  wurde  bisher  auf  dem  Wege  der  sogenannten  Sehnur- 
aufnahme bewerkstelligt  und  diese  Aufnahme  haben  gemäss  den  in  Geltung  befindlichen 
Normen  ebenfalls  subalterne  Finanz  wachorgane  bewerkstelligt. 

Die  Erfahrung  hat  gezeigt,  dass  man  sich  auf  dem  Wege  der  Schnuraufnahme  bei  dem 
bisher  usuellen  Verfahren  über  die  Quantität  der  Fechsung  keine  verlässlichen  Daten  verschaffen 
kann  und  dass  diese  gegenwärtige  Art  der  Tabakinventierung  die  Interessen  des  Gefälles 
wirksam  zu  schützen  nicht  imstande  ist,  weil  während  des  Brechens  der  Tabakblätter  sich  die 
Gelegenheit  zur  Verschleppung  grosser  Quantitäten  ergibt,  über  welche  keine  Kenntnis  erlangt 
wird,  weil  die  an  die  Schnur  gehefteten  Quantitäten  den  Gegenstand  der  Inventierung  bilden. 

Wenn  die  Schnurzählung  und  Wägung  in  einer  Zeit  geschieht,  da  der  Tabak  schon 
getrocknet  ist  und  wenn  dieselbe  genau  vollzogen  wird,  so  ist  es  mit  Rücksicht  auf  die  unzweck- 
mässige Einrichtung  der  bisher  benützten  Magazine  und  Kammern  unvermeidlich,  dass  ein  Teil 
des  an  den  Schnüren  befindlichen  Tabaks  auch  wegen  der  Schwierigkeit  des  Dazugelangens 
zerbröckelt  werde,  wodurch  der  Produzent  Schaden  erleidet. 

Wenn  indessen  die  Schnur  aufnähme  nur  oberflächlich  vollzogen  wird  und  es  dem  Pro- 
duzenten gelingt,  einen  Teil  seiner  Schnüre  der  Evidenthaltung  zu  entziehen,  durch  Trocknung 
an  einem  versteckten  Ort  die  Aufnahme  eines  Teiles  seiner  Tabakschnüre  zu  vermeiden  —  was 
zumeist  die  dem  Schmuggel  sehr  geneigten  kleinen  Produzenten  zu  thun  pflegen  — ,  dann 
kommt  das  Aerar  zu  Schaden ,  denn  da  der  Produzent  nur  für  die  Ablieferung  jenes  mangel- 
haft aufgenommenen  Gewichtsquantums  verantwortlich  ist,  wdches  die  Finanzwache  bei  der 
Schnuraufnahme  konstatiert,  so  hängt  es  rein  von  der  Gewissenhaftigkeit  des  Produzenten  ab, 
auch  das  Gewichtsplus  in  die  ärarischen  Magazine  abzuliefern. 

Es  ist  wohl  wahr,  dass  die  Zahl  jener  gewissenhaften  Produzenten  gross  ist,  welche, 
unbekümmert  um  die  Aufnahme  der  Finanzwache ,  ihre  ganze  das  erhobene  Gewichtsquantum 
weit  überschreitende  Fechsung  einliefern. 

Doch  eben  von  diesem  eingelieferten  Plus  kann  gefolgert  werden,  wie  oberflächlich  die 
Daten  der  Schnuraufnahme  bei  dem  jetzigen  Verfahren  sind  und  wie  gross  jene  Tabakquanti- 
täten sein  können,  welche  jene  Produzenten,  die  bei  ihren  Ablieferungen  die  Schnuraufnahme 
für  massgebend  halten,  bei  sich  zuriickbehalten  und  unter  der  Hand  verkaufen. 

Das  bisherige  Verfahren  der  Fechsungsaufnahme  ist  demgemäss  unhaltbar  und  es  ist 
mit  Rücksicht  auf  die  Vermeidung  der  Schädigung  sowohl  des  Aerars  wie  der  Produzenten 
gleichmässig  erwünscht,  dass  diese  gegenwärtige  Modalität  der  Inventierung  abgeändert,  dass 
die  Feststellung  der  Fechsungsquantität  auf  sicherere  Grundlage  gestellt  und  dass  auch  die 
Durchführung  derselben  verlässlicheren  Exekutivorganen  anvertraut  werde. 

Demgemäss  beabsichtige  ich,  damit  man  auf  die  zu  gewärtigende  Fechsung  besonders 
in  einzelnen  zum  Schmuggel  mehr  geneigten  Gegenden  schon  vorher  schliessen  könne,  aus- 
nahmsweise hinsichtlich  der  Aufnahme  der  Fechsung  in  grünem  Zustande  Verfügungen  zu 
treffen ,  wenn  die  Tabakblätter  jenen  Grad  der  Entwickelung  en-eicht  haben ,  welcher  zur  Be- 
stimmung des  Quantums  der  zu  erwartenden  Fechsung  einen  gehöiigen  Stützpunkt  gewährt. 
Die  eigentliche  Fechsungsaufnahme  aber  wird  nach  dem  Brechen  geschehen,  wenn  die  Tabak- 
blätter an  Schnüre  geheftet  und  getrocknet  sind. 

Damit  der  Produzent  sich  von  der  Richtigkeit  dieser  Aufnahme  selbst  überzeugen  und 
gegen  die  etwa  unrichtige  Aufnahme  rekurrieren  könne,  musste  man  in  die  Vorlage  die  Be- 
stimmung aufnehmen,  dass  er  bei  der  Aufnahme  zugegen  oder  sich  durch  einen  Bevollmäch- 
tigten vertreten  lassen  könne. 

Bei  der  Aufnahme  ist  er  vei-pflichtet,  seine  ganze  Tabakfechsung  mündlich  oder  schrift- 
lich zu  fatieren;  das  Finanzorgan  aber   hat  das  Gewicht  des  gefechsten  Tabaks  festzustellen. 

Die  auf  diese  Weise  festgestellte  und  in  den  Tabakfechsungskataster  und  den  Lizenz- 
bogen eingetragene  Tabakfechsung  .bildet  das  Minimum  des  in  das  Aerarialmagazin  abzulie- 
fernden Quantums  und  inwiefern  sich  zwischen  der  bei  der  griinen  Aufnahme  und  der  nachj 
beendigtem  Brechen   angeordneten  Aufnahme  gefundenen  Fechsungsquantität  oder  zwischen! 
dem  abgelieferten  Quantum  ein  Minus  zeigen  sollte,  ist  der  Produzent  das  Defizit  gründlich  zu 
rechtfertigen  verpflichtet. 

Die  in  diesem  Betracht  notwendigen  Verfügungen  wurden  in  die  §§  11  und  12  des 
Gesetzentwurfes  aufgenommen. 

Die  im  §  13  enthaltene  Verfügung  hat  nur  den  Zweck  zu  sichern,   dass  die   mit  der: 
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Kontrolle  betrauten  Finanzorgane  und  die  Bestellten  der  Gemeinden  in  der  Ausübung  ihres 
Bemfes  nicht  beliindert  werden. 

Bezüglich  der  im  §  14  enthaltenen  Bestimmungen  wird  bemerkt,  dass  nach  den  bis- 
herigen Erfahrungen  die  auf  den  unbeaufsichtigt  gelassenen  Tabakstöckeu  gebliebenen  klei- 
neren Tabakblätter  durch  Tabakraucher  für  ihre  eigenen  Zwecke  abgelesen  und  verbraucht 
wurden,  was  nur  dadurch  verhindert  werden  kann,  wenn  die  Ausackerung  oder  in  sonstiger 
Weise  zu  bewerkstelligende  Vernichtung  der  Tabakstöcke  angeordnet  wird. 

Aus  wirtschaftlichem  Gesichtspunkte  ist  es  jedoch  wünschenswert,  dass,  besonders  in 
solchen  Gegenden,  wo  der  Mangel  an  Viehfutter  ohnedies  ein  fühlbarer  ist,  einzelnen  ver- 
trauenswürdigeren Produzenten  der  Gebrauch  solcher  Flächen  zu  Weidezwecken  gestattet  werde. 

Was  das  Verbot  der  Produktion  von  Grummettabak  betrifft,  wird  die  Aufnahme  der 
diesfälligen  Bestimmung  damit  motiviert,  dass  das  Tabakgefälle  keinen  Grammettabak  braucht, 
und  dieser  Tabak  oft  zu  Zwecken  des  Schmuggels  beziehungsweise  des  Ausgleiches  des  durch 
die  Wegschmuggelung  von  Mutterblätteni  entstandenen  Gewichtsunterschiedes  produziert 
wird;  wenn  aber  dennoch  unter  besonderen  Umständen  und  in  Ausnahmefällen ,  besonders 
dann,  wenn  infolge  von  Elementarunfällen  die  Fechsung  dermassen  vernichtet  wird,  dass  der 
Produzent  aus  Mutterblättern  gar  keine  Ernte  gewinnt,  die  Lizenz  zur  Fechsung  solchen 
Grummettabaks  erteilt  wird,  dann  ist  derselbe  ebenfalls  rationell  zu  manipulieren. 

Es  wurde  die  Erfahrung  gemacht,  dass  einzelne  Produzenten  verschiedenen  Organen, 
so  den  Gemeindevorstehern,  den  öffentlichen  Beamten  und  in  einzelnen  Gemeinden  den  Seel- 
sorgern, Kantoren,  Lehrern  oder  den  zur  Bewachung  der  Tabakfelder  bestellten  Feldhütern 
bald  kleinere,  bald  grössere  Mengen  Tabaks  überlassen  haben,  femer  dass  viele  im  gemeinen 
Volke  der  irrigen  Meinung  sind,  dass  sie  nur  die  zur  Ablieferung  vorgeschriebene  Menge  dem 
Einlösungsamte  abzuliefern  verpflichtet  seien.  Darum  ist  es  notwendig,  dass  einerseits  das 
vorhin  erwähnte  gesetzwidrige  Vorgehen  abgestellt  werde,  dass  andererseits  infolge  der  letzt- 
lich angeführten  Umstände  deutlichere  Bestimmungen  in  das  Gesetz  aufgenommen  werden. 

Nachdem  die  Aufnahme  der  Fechsung  auf  genauere  und  auch  die  Rechte  des  Produ- 
zenten von  jeder  Seite  schützende  Grundlagen  basiert  wird,  darf  billig  gefordert  werden,  dass 
der  Produzent  nicht  nur  für  die  Ablieferung  jener  Menge ,  welche  in  seiner  Gegenwart  ohne 
Parteilichkeit  in  seinen  Lizenzbogen  und  in  den  Tabakproduktionskataster  eingetragen  worden, 
sondern  für  die  vollständige  Ablieferung  der  erzeugten  ganzen  Tabakmenge  solidarisch  mit 
seinen  Halbscheidgärtnern  die  Bürgschaft  übernehme. 

Nach  der  Differenz  zwischen  dem  Gewichte  des  durch  die  Finanzwache  vorgeschrie- 
benen und  dem  Gewichte  des  thatsächlich  abgelieferten,  beziehungsweise  einmagazinierten 
Tabaks  bürgen  die  Produzenten  im  Sinne  des  §  100  des  11.  Heftes  der  „Finanzgesetze  und  Vor- 
schriften" bisher  nur  für  die  Konsumgebühr;  demzufolge  sind  in  Anbetracht  dessen,  dass  die 
Gefällsübertretungen  im  Wege  der  verbotswidrigen  Zurückbehaltung  von  Tabak  zumeist  durch 
Halbscheidgärtner  und  vennögenslose  Tabakbauer  begangen  wurden,  bei  welchen  die  Konsum- 
gebühr nicht  eingetrieben  werden  konnte,  und  in  Anbetracht  dessen,  dass  diese  Gebühr  in  eine 
Gefängnisstrafe  nicht  umgewandelt  werden  kann,  die  betreffenden  Personen  in  der  Regel  un- 
bestraft geblieben. 

Darum  ist  es  nötig  auszusprechen,  dass  die  Produzenten,  wenn  weniger  abgeliefei't 
wird,  nach  dem  Ausfall  nicht  nur  die  Konsumgebühr  dem  Aerar  zu  bezahlen  verpflichtet  seien, 
sondern  auch  in  eine  Geldstrafe  veiiallt  werden,  damit  sie,  wenn  die  Gebühr  bei  ihnen  nicht 
eingetrieben  werden  könnte,  infolge  der  Möglichkeit,  die  Geldstrafe  in  eine  Arreststrafe  umzu- 
wandeln, für  die  Uebertretung  die  verdiente  Strafe  bekommen. 

Diese  Bestimmungen  finden  in  den  §§  15  und  16  Ausdruck,  welche  deshalb  notwendig 
sind,  weil  das  Gefälle  nur  so  gegen  die  Schädigung  geschützt  werden  kann,  welche  es  durch 
Nichtablieferung  von  Tabak  und  durch  Verkauf  desselben  unter  der  Hand  erleidet. 

Derjenige  Produzent,  der  seine  Fechsung  pünktlich  abliefern  will,  wird  durch  die  An- 
nahme dieser  Bestimmung  nicht  verkürzt  werden,  weil  laut  den  Bestimmungen  des  §  17  dafür 
gesorgt  ist,  dass  die  Aufnahme  der  Fechsung  eine  Rektifikation  erfahre,  wenn  Elementarunfälle 
oder  andere,  die  Fechsung  beeinflussende  Umstände  die  ursprünglich  aufgenommene  Menge 
vermindert  haben. 

Nachdem  das  bei  der  Vermessung  der  Anpflanzungen  und  bei  der  Aufnahme  der  zu 
erwartenden  Fechsung  zu  beobachtende  Verfahren  auf  administrativem  Wege  zu  regeln  sein 
wird,  geschieht  im  §  18  Berufung  auf  jene  Instruktion,  welche  der  Finanzminister  in  dieser 
Sache  erlassen  wird. 
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Dem  Schmuggel  bezw.  dem  rechtswidrigen  Verkauf  von  Tabak  wird  durch  den  Um- 
stand Thür  und  Thor  geöffnet ,  dass  der  Tabak ,  wenn  er  aus  dem  unter  Kontrolle  stehenden 
Magazin  des  Produzenten  herauskommt  und  in  grösseren  Mengen  zum  Einlösungsamte  geführt 
wird,  unterwegs  in  Ermangelung  einer  Kontrolle  grossen  Entwendungen  ausgesetzt  ist  und 
dass  der  für  den  Export  produzierte  Tabak  bis  zur  Ausfuhr  ins  Ausland  nicht  unter  jener  ge- 
nauen Kontrolle  steht,  welche  im  Interesse  des  Gefälles  und  zum  Zwecke  der  Verhinderung 
der  Schädigung  desselben  unbedingt  notwendig  ist. 

In  den  §  19  des  Gesetzentwurfes  wurde  demzufolge  die  Bestimmung  aufgenommen, 
dass  die  Bestellten  der  Gemeindevorstände  und  Bürgermeister  in  all  jenen  Gemeinden  und 
Städten,  wo  Tabak  gepflanzt  wird,  verpflichtet  sind,  die  Tabaksendung  behufs  Verhinderang 
des  Schmuggels  oder  Entwendung  von  der  Stelle  der  Fechsung  bis  zur  Einlösungsstation  zu 
begleiten ;  in  den  §  20  aber  wurde  die  Bestimmung  aufgenommen,  dass  der  exportierende  Kauf- 
mann mit  seinen  Angestellten  solidarisch  dafür  verantwortlich  ist,  dass  der  von  ihm  übernom- 
mene Tabak  in  derselben  Quantität  ins  Ausland  befördert  werde  und  dass  er  für  jenes  Manko, 
welches  bei  der  von  ihm  übernommenen  Tabakmenge  nach  Abzug  des  im  Verordnungswege 
festzustellenden  Gewichtskalo  noch  verbleibt,  in  die  Konsumgebühr  und  auch  in  eine  Geld- 
strafe vei-fällt  werden  könne. 

Die  auf  die  Kontrolle  des  für  den  Export  gebauten  Tabaks  bezüglichen  Normen  werden 
im  Verordnungswege  herausgegeben  werden. 

Im  §  21  der  Vorlage  werden  punktweise  jene  Verpflichtungen  aufgezählt,  welche,  nach- 
dem sie  Gesetzeskraft  erlangt  haben,  die  Gemeindevorstände,  beziehungsweise  Bürgermeister 
belasten  und  nach  §  22  sind  auch  die  Stuhlrichter  und  Bürgermeister  und  ihr  Beamtenpersonal, 
sowie  auch  die  Gendarmerie  und  die  hauptstädtische  Staatspolizei  verpflichtet,  bei  der  Verhin- 
derung aller  Arten  des  Schmuggels  nicht  bloss  mitzuwirken,  sondern  auch  durch  die  Eruierung 
und  Verhaftung  der  Thäter,  sowie  durch  die  Beschlagnahme  der  Gegenstände  des  Schmuggels 
und  ihrer  Hilfsmittel  auch  unmittelbar  bei  der  Unterdrückung  des  Schmuggels  vorzugehen. 

Wenn  die  letzterwähnten  Bestimmungen  der  Vorlage  entsprechend  angewendet  werden, 
muss  es  gelingen,  den  in  den  meisten  Teilen  des  Landes  wahrgenommenen  skandalösen  Miss- 
bräuchen ein  Ende  zu  machen,  dass  roher  Tabak  auf  Marktplätzen,  Eisenbahnstationen  öff'ent- 
lich  verkauft  wird  und  dass  damit  sowohl,  wie  mit  den  im  Schmuggelwege  aus  dem  Auslande 
beschaff'ten  oder  in  verbotener  Weise  im  Lande  hergestellten  Fabrikaten  ein  Hausierhandel 
betrieben  wird. 

Der  Import  des  Tabaks  und  der  Tabakfabrikate  wird  mit  der  Post,  mit  der  Eisenbahn 
und"  mit  Dampfschiffen  bewerkstelligt  und  der  Tabak  wird  in  Eestaurants ,  Gasthäusern, 
Kaffeehäusern  und  anderen  öffentlichen  Lokalen  auf  verbotene  Weise  in  Verkehr  gebracht;  im 
Interesse  des  Gefälles  müssen  also  behufs  Verhinderung  des  solchermassen  betriebenen  Schmug- 
gels in  den  §§  23,  24  des  Gesetzentwurfes  auch  die  Angestellten  der  Verkehrsuntemehmungen 
und  die  Eigentümer  öffentlicher  Lokale  dafür  verantwortlich  gemacht  werden,  dass  sie  auf  der 
Post ,  der  Eisenbahn ,  auf  ihren  Schiffen  oder  in  ihren  Geschäftslokalitäten  weder  Tabak  noch 
Tabakfabrikate  halten  und  verkaufen,  welche  nicht  aus  den  Fabriken  der  Länder  der  unga- 
rischen Krone  stammen. 

Die  Vorlage  hebt  den  Tabakbau  für  den  eigenen  Gebrauch  sowie  auch  die  den  ärari- 
schen und  exportierenden  Produzenten  bisher  eingeräumte  Tabakausfolgungslizenz  auf,  weshalb 
die  Verfügungen  des  §  76  der  Tabakgefällsnoi-men  einigermassen  modifiziert,  werden  müssen; 
da  aber  infolge  der  Aufhebung  dieser  Begünstigung  die  Notwendigkeit  des  Privatbesitzes  von 
Tabakschneidemaschinen  und  aller  sonstiger  zur  Verarbeitung  des  Tabaks  dienenden  Werk- 
zeuge und  Apparate  entfällt,  erweist  es  sich  vom  Gesichtspunkte  der  wirkungsvolleren  Wah- 
rung der  Interessen  des  Tabakgefälles  als  notwendig,  dafür  zu  sorgen,  dass  mit  diesen  zur 
Tabakfabrikation  dienenden  Maschinen ,  Instrumenten  und  Werkzeugen  im  Interesse  der  För- 
derung des  Schmuggels  kein  Missbrauch  getrieben  werde  und  dass  diese  Gegenstände  dem- 
zufolge vom  Privatbesitz  ausgeschlossen  werden. 

Die  in  dieser  Richtung  notwendigen  Bestimmungen  enthalten  die  §§  25  und  26. 

Auch  wird  es  immer  allgemeiner,  dass  die  aus  ärarischen  Magazinen  stammenden  ge- 
schnittenen Tabake  von  einzelnen  aus  Gewinnsucht  oder  zum  eigenen  Gebrauche  in  Hülsen 
gefüllt  werden,  welche  ähnlich  adjustiert  sind,  wie  die  zu  den  ärarischen  Fabrikaten  benützten 
Hülsen  und  zu  Zigarretten  umgestaltet,  auf  verbotene  Weise  aufgebraucht  und  zum  Verkauf 
gebracht  werden;  es  erweist  sich  daher  auch  als  notwendig,  dass  auch  die  vom  Aerar  zur  Ver- 
packung und  Adjustierung  seiner  Tabakfabrikate  und  zur  Zigarrettenerzeugung  gebrauchten 
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Drucksorten  zur  erfolgreicheren  Verhinderung  des  Schmuggels  und  der  verbotswidrigen  Her- 
stellung unter  den  Schutz  des  Gesetzes  gestellt  werden. 

In  dieser  Richtung  veifügt  §  27  der  Vorlage  und  §  28  bestimmt  die  Strafe  der  Ueber- 
tretung  des  in  den  §§  25,  26  und  27  erwähnten  Verbotes. 

Im  §  93  der  Tabakgefällsnormen  werden  zwar  die  Fälle  des  verbotswidrigen  Verkehres 
der  aus  den  ärarischen  Tabakfabriken  und  Magazinen  stammenden  Fabrikate  umschrieben  und 
Punkt  a  §  113,  sowie  Punkt  a  §  17  G.-Art.  IV  :  1876  bestimmen  auch  die  Frage  dieses  verbots- 
widrigen Verkehres,  ohne  dass  der  §  97  der  erwähnten  Normen  und  der  denselben  abändernde 
§  11  G.-Art.  IV :  1876  die  als  Basis  der  Bemessung  der  Geldbusse  dienende  Konsumgebühr  ent- 
schieden festgestellt  hätten.  Um  diese  Lücke  des  Gesetzes  und  der  Normen  auszufüllen, 
mussten  die  im  §  19  der  Vorlage  enthaltenen  Bestimmungen  aufgenommen  werden. 

Die  §§  30  und  31  der  Vorlage  erheischen  keine  Motivierung. 
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Das  kgl.  bayrische  Gesetz  vom  19.  Mai  1880,  die  Gewerbe- 
steuer betr.  Mit  Erläuterimgen  von  Dr.  Wilhelm  Vocke, 
kaiserl.  geheim.  Oberrechnungsrat  a.  D,  Erlangen  1888.  Ver- 
lag von   Palm  u.  Enke. 

Für  eine  Arbeit  Vockes  über  Steuerwesen  ist  schon  der  Name  des  Ver- 
fassers ein  vollwichtiger  Geleitsbrief.  Es  kann  sich  daher  bei  der  Besprechung 
des  obigen  Werkes  in  der  Hauptsache  nur  darum  handeln,  die  Aufmerksamkeit 
des  Lesepublikums  auf  den  eigenartigen  Gegenstand  zu  lenken.  Die  bayrische 
Gewerbesteuer  bildet  nämlich  nicht  bloss  unter  allen  noch  bestehenden  Auf- 
lagen ihrer  Art  eine  Gruppe  für  sich,  sondern  sie  ist  auch  um  deswillen  von 
besonderem  Interesse,  weil  sich  in  ihr  gänzlich  unvermittelte  Gegensätze  be- 
rühren. Die  gediegene  Einleitung  des  gegenständigen  Werkes,  welche  die 
Entwickelung  der  bayrischen  Gewerbesteuer  unter  Angleichung  an  die  Gewerbe- 
steuern der  süddeutschen  Staaten  Württemberg,  Baden  und  Hessen  behandelt, 
gibt  hierüber  entsprechende  Aufschlüsse,  wobei  nur  ein  besonders  wichtiges 
Moment  für  die  Beurteilung,  nämlich  die  Einführung  der  Gewerbefreiheit  ausser 
Betracht  bleibt.  Die  gegenwärtige  bayrische  Gewerbesteuer  verlässt  materiell 
nur  in  einem  wesentlichen  Punkte  das  Prinzip  des  früheren  Gesetzes;  im  all- 
gemeinen fusst  sie  noch  immer  auf  demselben,  in  der  Gesetzgebung  der  Gegen- 
wart ganz  vereinzelt  dastehenden  System  der  detaillierten  Doppeltarifierung, 
wonach  das  Gewerbe  als  solches  mit  einer  festen  ^Normalanlage"  vorweg  be- 
lastet und  je  nach  der  Art  und  dem  Umfang  des  Betriebs  noch  mit  einer  dehn- 
baren, auf  verschiedenen  Merkmalen  beruhenden  „Betriebsanlage"  zur  Steuer 
gezogen  wird.  Die  Normalanlage  sollte  nach  der  Absicht  des  Gesetzes  vom 
Jahre  1852  den  bei  jedem  Gewerbe  vorausgesetzten  mittleren  Ertrag  bei  ein- 
fachstem Betrieb  treffen;  allein  dies  ist  eben  nur  eine  Voraussetzung,  deren 
Berechtigung  als  dauernder  Besteuerungsgrundsatz  um  so  anfechtbarer  erscheint, 
als  die  Grössen  der  einzelnen  Normalanlagen  nicht  auf  dem  Wege  genauer 
statistischer  Ermittlung  jenes  mittleren  einfachen  Ertrags  bei  den  verschiedenen 
Gewerbegattungen  gewonnen  wurden  und  daher  nicht  einmal  generell  als  zu- 
treffend erachtet  werden  können.  Dagegen  hatte  die  Normalanlage  bis  zur 
Einführung  der  Gewerbefreiheit  durch  die  Gesetzgebung  des  Jahres  1869  einen 
anderweitigen,  freilich  nicht  auf  dem  steuerlichen  Gebiete  liegenden  Stützpunkt 
in  dem  Gewerbekonzessionssystem,  denn  die  Konzession,  welche  dem  Besitzer 
einen  der  Allgemeinheit  nicht  zugänglichen  wirtschaftlichen  Vorteil  verleiht, 
indem  sie  ihn  vor  dem  unbeschränkten  Mitbewerb  schützt,  trägt  in  erheblichem 
Masse  zur  Verstärkung  der  Vermutung  eines  mittleren  Ertrags   bei  jedem  Ge- 
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werbe  und  hiermit  zur  Rechtfertigung  der  Vorwegbesteuerung  durch  die  Nor- 
malanlage  bei.  Dieselbe  war  daher,  wenn  auch  nicht  ausgesprochenem! assen, 
so  doch  der  Natur  der  Dinge  nach  ein  Ausfluss  des  Konzessionssystems  und  hat 
mit  dessen  Aufhebung  ihre  Existenzberechtigung  verloren.  Auch  die  Bemessung 
der  Betriebsanlage  war  mehr  oder  minder  von  dem  Konzessionss3^stem  beein- 
flusst,  und  es  gilt  dies  hauptsächlich  von  dem  vornehmsten  und  häufigsten 
Betriebsmerkmal,  nämlich  der  Zahl  und  Art  der  Gewerbsgehilfen,  dessen  sichere 
Handhabung  durch  die  infolge  der  Gewerbefreiheit  eingetretene  Verwischung 
der  scharfen  Grenze  zwischen  eigentlichen  Gewerbsgehilfen,  Lehrlingen  und 
sonstigen  untergeordneten  Arbeitern ,  dann  durch  die  fortwährend  zunehmende 
Verwendung  von  Kleinmeistern  als  sogenannten  Heimarbeitern  —  man  könnte  sie 
ebensogut  Geheimarbeiter  nennen  —  nicht  bloss  im  Gross-,  sondern  auch  im 
Mittelbetrieb,  wesentlich  behindert  ist.  Wenn  hierzu  noch  erwogen  wird,  dass 
die  tarifmässigen  Betriebsmerkmale,  wie  in  den  Kammerverhandlungen  allseitig 
anerkannt  wurde,  im  allgemeinen  schon  bisher  einen  ganz  unzulänglichen  bezw. 
unrichtigen  Massstab  selbst  für  die  Besteuerung  des  rein  objektiven  Ertrags  abge- 
geben haben,  und  dass  sowohl  mit  der  Normal-  wie  mit  der  Betriebsanlage  vollends 
der  Leistungsfähigkeit  des  Unternehmers  auch  bei  entsprechender  Anwendung  der 
Ermässigungsbefugnisse  nur  in  ganz  beschränktem  Masse  und  nur  in  einer  Rich- 
tung Rechnung  getragen  werden  kann,  so  dürfte  sich  kaum  in  Abrede  stellen 
lassen,  dass  die  Wiederaufnahme  des  alten  Tarifsystems  in  das  neue  Gesetz  die 
Festhaltung  eines  überwundenen,  in  der  Gegenwart  durchaus  nicht  mehr  berech- 
tigten Standpunktes  bedeutet.  Ein  derartiges  Gesetzgebungswerk  war  natürlich 
ohne  irgend  welche  Zugeständnisse  an  die  modernen  Besteuerungsgrundsätze  nicht 
möglich  und  es  hat  denn  auch  in  der  That  hieran  nicht  gefehlt:  durch  die  Be- 
stimmung unter  Art.  7,  wonach  für  gewisse  Gewerbe,  bezw.  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen die  Betriebsanlage  mit  7*  bis  2V2  Prozent  eines  Ertragsanschlags  be- 
messen werden  solle,  wurde  eine  ganz  neue  Bahn  betreten.  Ueber  die  Entstehung 
dieses  folgenschweren,  in  der  zwölften  Stunde  nach  heissen  Kämpfen  zustande 
gekommenen  Gesetzesartikels  bringt  das  vorliegende  Werk  eine  lichtvolle  Dar- 
stellung, auf  welche  hier  lediglich  verwiesen  werden  muss.  Dem  Herrn  Verfasser 
sind  die  schweren  Bedenken  gegen  die  unfertige  Form  dieser  Neuerung  keineswegs 
entgangen;  er  geht  mit  derselben  ziemlich  scharf  ins  Gericht,  allein  man  wird 
ihm  doch  nicht  beistimmen  können,  wenn  er  den  Einwand  der  Opposition: 
„dass  hierdurch  ein  fremdes  Prinzip  in  das  Gesetz  gebracht  werde,  welches  nur 
verwiiTen  und  die  Steuerausschüsse  veranlassen  könne,  den  Standpunkt  des  Ge- 
setzes zu  verlassen  und  mit  Willkür  den  Ertrag  an  Stelle  der  Betriebsmerkmale 
ins  Auge  zu  fassen,"  für  unberechtigt  erklärt:  „weil  es  sich  gar  nicht  um 
zweierlei  Grundsätze  handle,  sondern  nur  der  eine  Grundsatz  der  Besteuerung 
nach  dem  Masse  des  Ertrags  in  zwei  Formen  angewendet  werden  solle."  Das 
frühere  Gesetz  wollte  freilich  den  Ertrag  besteuern;  derselbe  ist  aber  nicht 
Massstab  der  Besteuerung,  es  fehlt  jede  rechnerische  Beziehung  zwischen  der 
Betriebsanlage  und  dem  Ertrag  des  Gewerbes,  und  es  lässt  sich  nicht  einmal 
in  abstracto  nachweisen,  dass  und  in  welchem  Masse  sie  den  Reinertrag  triift  — 
sie  kann  thatsächlich  nur  als  Besteuerung  der  Betriebsmerkmale  angesehen 
werden  und  ist  je  nach  der  Art  derselben  im  Einzelfalle  nichts  anderes  als  eine 
Gehilfen-,  eine  Pferde-,  eine  Spindel-,  eine  Schanksteuer,  ein  Fleisch-,  ein  Malz- 
aufschlag u.  s.  w. 

Auch  die  Bemessung  der  Betriebsanlage  nach  Klassensätzen  für  gewisse 
nicht  mit  leicht  erkennbaren  Betriebsmerkmalen  arbeitende  Gewerbe,  deren  Er- 
setzung die  ursprüngliche  Veranlassung  des  Art.  7  gebildet  hat,  vermag  den 
Standpunkt  des  Herrn  Verfassers  nicht  zu  rechtfertigen,  denn  es  war  hier  eben- 
sowenig ein  bestimmter  rechnerischer  Massstab  vorgesehen,  sondern  der  Klassen- 
satz lediglich  „nach  den  bestehenden  Geschäftsverhältnissen",  d.  h.  rein  äusser- 
lich  zu  bemessen.  Die  Einsteuerungsbehörden  waren  demnach  auch  in  dieser 
Beziehung  durch  das  Gesetz  weder  allgemein  veranlasst,  noch  besonders  ange- 
leitet, sich  über  den  Reinertrag  des  Gewerbes  zu  vergewissern  und  hiernach 
den  Klassensatz  zu  bestimmen,  sondern  auf  die  äusseren  Momente  der  Verhält- 
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nismässigkeit  der  Belastung  der  einzelnen  gleichartigen  Gewerbe,  des  notorischen 
Ansehens,  der  bekannten  Kundschaft  derselben  u.  dergl.  angewiesen  und  es 
konnte  auf  diesem  Wege  nur  durch  Zufall  eine  wirkliche  Reinertragsbesteuerung 
herauskommen.  Es  besteht  daher  zwischen  der  vermeintlichen  Besteuerung  des 
Reinertrags  nach  Betriebsmerkmalen  oder  Klassensätzen  und  der  direkten  rech- 
nerisch festgestellten  Besteuerung  derselben  nach  dem  berührten  Art.  7  nicht 
bloss  ein  formeller,  sondern  auch  ein  sehr  wesentlicher  matei'ieller  Unterschied 
und  muss  hiernach  die  materielle  Gleichstellung  der  beiden  Systeme  seitens  des 
Herrn  Verfassers  um  so  auffallender  erscheinen,  als  er  entgegen  der  in  den 
Kammerverhandlungen  ausgedrückten  Absicht  des  Gesetzes  bei  Anwendung  jenes 
Artikels  sogar  Schuldzinsen  für  Anlehen  behufs  der  Anlage  und  Erweiterung  eines 
Geschäfts,  behufs  Vermehrung  des  Betriebsvermögens  u.  s.  w.  in  Abzug  gebracht 
wissen  will.  Das  ist  ja  nicht  mehr  blosse  Ertrags-,  sondern  Einkommensbesteue- 
rung und  eine  dahin  zielende  Absicht,  geschweige  denn  Wirkung  wird  der  Herr 
Verfasser  wohl  selbst  nicht  für  die  Betriebsanlage  nach  Merkmalen  in  Anspruch 
nehmen  wollen.  —  Der  berührte  Einwand  der  Opposition  war  daher  von  vorn- 
herein vollberechtigt  und  er  ist  durch  eine  nunmehr  achtjährige  Erfahrung  mit 
nichten  Lügen  gestraft  worden.  Die  Besteuerung  nach  Betriebsmerkmalen  und  die 
direkte  Ertragsbesteuerung  sind  nicht  verwandte,  sondern  sich  feindlich  gegen- 
überstehende Prinzipien,  welche  in  einen  Gesetzesrahmen  zusammengezwängt  einen 
unversöhnlichen  Kampf  ums  Dasein  führen  müssen.  So  mangelhaft  im  allge- 
meinen auch  der  Vollzug  des  Art.  7  bei  der  Unfertigkeit  des  Gesetzes  und  der 
unzulänglichen  Organisation  der  Einsteuerung  bleiben  wird,  die  Einzelfälle  der 
Ermittlung  des  wirklichen  Reinertrags  müssen  sich  mit  der  zunehmenden  Ge- 
wöhnung der  Steuerpflichtigen  und  der  Einsteuerungsbehörden  an  diesen  Mass^ 
stab  doch  fortwährend  mehren  und  dessen  Anziehungskraft  steigern. 

Je  häufiger  hierbei  naheliegende  und  nicht  selten  auch  ausführbai-e  Ver- 
gleiche mit  nach  Merkmalen  veranlagten  Gewerben  ergeben,  dass  solche 
gegenüber  den  nach  dem  Ertrag  besteuerten  zu  hoch  oder  zu  niedrig  belastet 
sind,  um  so  mehr  werden,  sich  die  Steuerausschüsse  veranlasst  sehen,  die  Anwen- 
dung des  Art.  7  bis  an  die  äussersten  Grenzen  der  Möglichkeit  auszudehnen, 
um  so  schärfer  muss  die  Zweckwidrigkeit  der  Einrichtung  in  jenen  Fällen  zu  Tage 
treten,  in  welchen  das  Gesetz  der  Anwendung  jenes  Artikels  trotz  augenschein- 
licher Unangemessenheit  und  UnVerhältnismässigkeit  der  Merkmalbesteuerung 
eine  schlechthin  unübersteigliche  Schranke  setzt.  Bei  Oeffentlichkeit  der  Steuer- 
listen und  spezieller  Verständigung  der  Pflichtigen  von  ihrer  Einsteuerung 
würde  ein  solches  Gesetz  zweifellos  auch  ganz  undurchführbar  gewesen  sein. 

Der  Regierung,  welche  sich  dieser  Zurichtung  der  Gewerbesteuer  nur  mit 
grösstem  Widerstreben  schliesslich  gefügt  hat,  sind  jedoch  deren  natürliche 
Konsequenzen  ebensowenig  entgangen,  wie  dem  Herrn  Verfasser,  dessen  Anschauung 
dahin  geht:  „dass  der  gegenwärtige  Zustand  auf  die  Dauer  nicht  aufrecht  zu 
erhalten  und  eine  Reform  oder  Revision  notwendig  werden  wird,  welche  unter 
Umkehrung  des  jetzigen  Verhältnisses  den  Grundsatz  an  die  Spitze  stellt,  dass 
der  reine  Ertrag  den  Massstab  der  Besteuerung  in  erster  Reihe  und  in  allen 
Fällen  abzugeben  hat,  in  welchen  er  mit  genügender  Sicherheit  zu  ermitteln 
und  vor  allem  dem  Steuerjjflichtigen  selbst  bekannt  ist,  also  insbesondere  bei 
allen  grösseren  Gewerben,  bei  welchen  eine  geordnete  Buchführung  vorauszu- 
setzen ist.  Die  Besteuerung  nach  dem  Masse  der  Betriebsmerkmale  soll  dann 
in  die  zweite  Reihe  als  Notbehelf  für  die  Gewerbe  zurücktreten,  bei  welchen 
jene  Voraussetzung  fehlt." 

Der  Verwirklichung  dieses  Gedankens  dürfte  schon  die  formelle  Unmög- 
lichkeit im  Wege  stehen,  die  Fälle  der  Besteuerung  nach  dem  Reinertrag  eben- 
so klar  wie  erschöpfend  im  Gesetz  zu  bezeichnen,  denn  es  ist  in  dieser  Rich- 
tung nur  der  Hinweis  auf  das  Handelsgesetzbuch  denkbar.  Die  hierselbst  aus- 
gesprochene Verpflichtung  zur  Buchführung  erstreckt  sich  aber  einerseits 
keineswegs  auf  alle  grösseren  bezw.  einträglicheren  Gewerbe  —  man  denke 
beispielsweise  nur  an  die  steuerkräftigen  Gruppen  der  Nahrungsmittel,  Beher- 
bergung und  Erquickung  —  also  Bäcker,   Metzger,   Wirte,  Bierbrauer  etc.   — 
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während  andererseits  die  jener  Verpflichtung  nach  dem  Handelsgesetzbuch 
unterworfenen  Handelsgeschäfte  gegenwärtig  schon  unmittelbar  oder  wenigstens 
mittelbar  ausnahmslos  nach  dem  Ertrag  besteuert  werden  können.  Es  ist 
daher  nicht  abzusehen,  wie  die  fragliche  Grenze  bei  der  gedachten  Reform  ge- 
zogen werden  soll,  wenn  die  Entscheidung  nicht  dem  Ermessen  anheimgestellt 
und  hiermit  die  Verwirrung  noch  gesteigert  werden  will.  Abgesehen  hiervon 
würde  aber  doch  die  Ungleichartigkeit  des  Besteuerungsmassstabes,  sowie  die 
Fehlerhaftigkeit  der  Normal-  und  Betriebsanlagen  nach  äusseren  Merkmalen 
fortbestehen  und  daher  im  ganzen  wenig  gewonnen  sein.  Eine  weitere  ebenso 
zweckmässige  wie  gerechte  Reform  oder  Revision  der  Gewei'bebesteuerung  er- 
heischt daher  notwendig  die  gänzliche  Beseitigung  des  veralteten,  und  wie 
schon  die  letzte  Revision  unwiderleglich  gezeigt  hat,  nicht  zur  Weiterentwicke- 
lung geeigneten  Tarifsystems.  Ob  dann  auf  dem  geebneten  Baugrund  der  Neu- 
bau einer  Gewerbeertrags-  bezw.  Kapitalsteuer  nach  dem  Muster  der  Nachbar- 
staaten, oder  einer  Einkommensteuer  aufgeführt  werden  soll  —  das  ist  eine 
Frage,  welche  hier  nicht  weiter  verfolgt  werden  kann.  Der  Herr  Verfasser  ist 
im  Prinzip  für  die  Einkommensteuer,  allein  er  hält  die  Gegenwart  noch  nicht 
reif  für  diese  Besteuerungsform.  Es  entspricht  dies  dem  auch  in  anderen  seiner 
Schriften  konsequent  vertretenen  Standpunkt  gegenüber  dieser  Frage,  welcher 
jedoch  von  einem  der  Gegenwart  fremden  Ideal  auszugehen  scheint.  Wir  haben 
heutzutage  Einkommensteuern  in  den  meisten  deutschen,  sowie  in  ausländischen 
Staaten,  und  man  wird  diese  Auflagen  doch  nicht  schlechtweg  als  misslungene 
Versuche  bezeichnen  oder  behaupten  dürfen,  dass  sie  keine  Einkommensteuern 
sind,  denn  dies  wäre  ja  nur  ein  Wortgefecht.  Der  Gegenwart  liegt  das  Ideal  einer 
allgemeinen,  alle  übrigen  Auflagen  ersetzenden,  auf  freier  und  doch  richtiger 
Selbstangabe  beruhenden  Einkommensteuer  ganz  ferne,  sie  versteht  unter  dieser 
Bezeichnung  lediglich  die  direkte  Besteuerung  aller  oder  einzelner  Güterquellen 
nach  dem  Massstabe  des  wirklichen  nicht  fiktiven  Reinertrags  unter  Berück- 
sichtigung der  persönlichen  Leistungsfähigkeit  durch  Befreiung  der  geringen 
Erträge ,  Abstufung  des  Steuersatzes ,  Schuldenabzug  und  Wahrnehmung  der 
Veränderungen  in  kürzeren  Zeitabschnitten.  Dahin  strebt  die  Natur  der  Dinge, 
und  man  kann  die  auf  solchen  Grundsätzen  beruhenden  Steuern  auch  nicht  um 
deswillen  über  Bord  werfen,  weil  sich  der  eine  oder  der  andere  jener  Grund- 
sätze bis  jetzt  nur  annähernd  verwirklichen  lässt. 

Aehnliche  nur  noch  viel  grössere  Unvollkommenheiten  zeigen  sich  ja  auch 
bei  den  Ertragsteuern,  jede  wirkliche  Verbesserung  derselben  liegt  aber  auf 
dem  Weg  zur  Einkommensteuer,  und  es  gilt  dies  ganz  besonders  von  der  Ge- 
werbesteuer, welche  in  ihrer  denkbar  gerechtesten  und  zweckmässigsten  Form 
nichts  anderes  ist  und  sein  kann,  als  die  Besteuerung  aller  Gewerbetreibenden 
nach  dem  Massstabe  ihres  aus  dem  Gewerbe  fliessenden  Einkommens,  wie  man 
in  Italien  schon  vor  25  Jahren  nicht  bloss  klar  erfasst,  sondern  mit  Erfolg  auch 
durchgeführt  hat ').  Die  bayrische  Gewerbesteuer  gibt  nun  in  ihrer  gegen- 
wärtigen Verfassung  hierzu  den  besten  praktischen  Beleg  an  die  Hand  und  es 
erscheint  daher  ein  Werk  auch  für  den  Theoretiker  doppelt  wertvoll,  welches 
wie  das  gegenständige  nicht  bloss  das  Wesentlichste  des  authentischen  Aus- 
legungsmaterials wiedergibt,  sondern  auch  dem  historischen  Standpunkt  gebüh- 
rend Rechnung  trägt  und  in  seiner  ebenso  massvollen  wie  gediegenen  Kritik 
sich  auf  wissenschaftlichem  Boden  bewegt.  Wir  haben  oben  auf  einige  Haupt- 
punkte hingewiesen,  bezüglich  deren  man  anderer  Meinung  sein  kann,  wie  der 
Herr  Verfasser.  Mit  um  so  grösserer  Genugthuung  können  wir  unsere  volle 
Uebereinstimmung  mit  den  meisten  seiner  Urteile  über  Detailfragen  hervorheben, 
und  es  gilt  dies  insbesondere  hinsichtlich  des  Steuertarifs,  dessen  Besprechung 
eine  Fülle  von  treffenden  Bemerkungen  enthält. 

Nur  bezüglich  eines  Punktes  vermögen  wir  eine  Gegenbemerkung  um  so 
weniger  zu  unterdrücken,  als  derselbe  von  aktueller  Bedeutung  und  besonders 
geeignet  ist,  das  Hauptgebrechen  der  gegenwärtigen  bayrischen  Gewerbesteuer 


1)  Vgl.  meine  Abhandlung  im  Finanzarchiv  1889  S.  1  ff. 
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zu  veranschaulichen.  Der  Herr  Verfasser  hält  bei  allen  zusammengesetzten  Ge- 
werben die  Besteuerung  der  Neben-  und  Hilfsbetriebe  in  irgend  einer  Weise 
für  geboten  und  exemplifiziert  hierbei  im  besonderen  auf  die  Malzmühlen,  Eis- 
maschinen und  Schäfflerwerkstätten  der  grossen  Brauereien.  Soweit  es  ,  sich 
darum  handelt ,  dass  die  durch  solche  Neben-  oder  vielmehr  Hilfsbetriebe  ge- 
steigerte Rentierlichkeit  der  Unternehmungen  der  Besteuerung  nicht  entgehen 
soll,  dürfte  er  entschieden  im  Eecht  sein,  im  Unrecht  aber,  wenn  er  diese  Be- 
rücksichtigung im  Rahmen  der  Merkmalbesteuerung  auf  alle  Fälle  für  zulässig 
erachtet.  Das  geht  hier  bloss  soweit  an,  als  für  den  der  Unternehmung  den 
Namen  verleihenden  Hauptbetrieb  Merkmale  vorgesehen  sind,  welche  auch  für 
den  Hilfsbetrieb  in  Anwendung  kommen  können.  Wenn  bei  den  Brauereien 
beispielsweise  die  Bemessung  der  Betriebs  anläge  nach  der  Gehilfenzahl  an- 
geordnet wäre,  dann  würden  zweifelsohne  nicht  bloss  die  im  eigentlichen  Brau- 
betrieb,  sondern  auch  die  zur  Malzbrechung,  zur  Eisbereitung  und  zu  den 
Schäfflerarbeiten  verwendeten  Gehilfen  in  Anrechnung  kommen  können.  Da 
jedoch  nach  dem  Tarif  für  das  Braugewerbe  nicht  die  Gehilfen,  sondern  die 
verwendeten  Malzquantitäten  als  Betriebsmerkmale  zu  gelten  haben,  wird  es 
schlechterdings  nicht  angehen,  die  Hilfsbetriebe,  soferne  sie  bloss  für  den 
Bedarf  des  Hauptbetriebs  arbeiten ,  wie  selbständige  Gewerbe  noch  nebenher 
nach  besonderen  Merkmalen  zu  besteuern,  wenn  auch  die  Inkongruenz  der 
Steueranlage  noch  so  gross  ist.  Es  zeigt  sich  eben  hier  ganz  besonders  die 
Unnatur  und  Unzulänglichkeit  des  Tarifsystems,  welche,  wenn  hier  der  Ort 
dazu  wäre,  an  anderen  ungezählten  praktischen  Beispielen  nachgewiesen  werden 
könnte.  Die  Festhaltung  der  Malzquantitäten  als  Betriebsmerkmale  bei  den 
Bierbrauereien,  wonach  sich  die  Betriebsbesteuerung  thatsächlich  als  Malzauf- 
schlag darstellt ,  war  übrigens  mit  Rücksicht  auf  die  gleichzeitig  erfolgte  sehr 
erhebliche  Erhöhung  dieses  Gefälls  an  sich  schon  ein  von  der  Regierung  freilich 
nicht  verschuldeter  Missgrift",  dessen  baldige  Beseitigung  aus  mehr  als  einem 
Grunde  angezeigt  sein  dürfte.  K.  Burkart. 


Fornari,  Tommaso:  Della  controversia  tra  economisti  napolitani 
circa  la  conversione  del  debito  pubblico.  Studii  storici.  Milano 
1889.     62  S. 

Die  vorliegende  Schrift  behandelt  nach  einleitenden  Mitteilungen  über 
den  Ursprung  und  die  erste  Entwicklung  der  neapolitanischen  Staatsschuld  eine 
Kontroverse  über  den  von  De  Pompeo  1835  gemachten  Vorschlag,  den  Zinsfuss 
jener  Schuld  unter  gleichzeitiger  Erhöhung  ihres  Nominalkapitals  von  5  auf  3% 
herabzusetzen.  Als  Anhänger  dieses  Vorschlags  werden  Della  Valle,Pignatelli 
und  Maresca,  als  Gegner  Bianchini,  Ceva-Grimaldi  (Ulloa,  Galanti), 
Sacchi,  Savarese  und  Lucchesi-Palli  vorgeführt.  Gleich  letzteren  verwarf 
auch  die  Regierung  den  Plan.  Abgesehen  von  der  Behauptung  Bianchinis,  dass 
der  Staat  ebensowenig  wie  seine  Gläubiger  ein  Recht  zur  Kündigung  der  Schuld 
besitze,  werden  hauptsächlich  folgende  Fragen  erörtert.  Ist  der  allgemein  üb- 
liche Zinsfuss  so  viel  niedriger  als  derjenige  der  Staatsschuld,  dass  hierdurch 
die  angeregte  Massregel  gerecht  erscheint?  Werden  nicht  viele  Gläubiger,  statt 
in  die  Herabsetzung  des  Zinsfusses  zu  willigen,  die  Rückzahlung  ihres  Darlehens 
verlangen?  Wird  man  zu  ihrer  Befriedigung  eine  Anleihe  unter  angemessenen 
Bedingungen  aufnehmen  können?  Schädigt  jene  Massregel  nicht  den  Kredit 
des  Staates?  Wird  der  durch  Minderung  der  Zinsen  erstrebte  Vorteil  nicht 
durch  die  Erhöhung  des  Nominalkapitals  ausgeglichen,  welche  in  Zukunft  einer 
Erleichterung  der  Schuldenlast  hinderlich  ist?  Der  Verfasser  neigt  zur  Ansicht 
derer,  welche  diese  Frage  in  einem  dem  Vorschlag  ungünstigen  Sinne  beant- 
worten.    Uebrigens  treten  fast  alle  erwähnten  Schriftsteller  dafür  ein,  dass  der 
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Staat  sich  seiner  Schuld  so  bald  wie  möglich  zu  entledigen  habe,  und  dass  zu 
diesem  Zwecke  ausser  dem  Heimkauf  freiwillig  angebotener  Schuldtitel  auch 
die  Herabsetzung  des  Zinsfusses  unter  günstigen  Umständen  ein  empfehlens- 
wertes Mittel  sei.  —  Wird  auch  die  gegenwärtige  Stellung  von  Theorie  und 
Praxis  zur  Frage  der  Staatsschuldenkonversion  durch  die  Erinnerung  an  die 
neapolitanisclie  Kontroverse  der  1830er  Jahre  nicht  gefördert,  so  ist  doch  die 
Schrift  Fornaris  als  ein  schätzenswerter  Beitrag  zur  Geschichte  der  Finanz- 
wissenschaft mit  Freuden  zu  begrüssen.  Sie  gibt  uns  im  voraus  ein  kleines 
Stück  der  Fortsetzung  von  des  Verfassers  umfangreichem  Werk  über  die  wirt- 
schaftlichen Ansichten  in  den  neapolitanischen  Provinzen  seit  dem  13.  Jahr- 
hundert (Delle  teorie  economiche  nelle  provincie  napolitane  dal  secolo  XHI  al 
MDCCXXXIV,  bezw.  dal  MDCCXXX  al  MDCCCXXX.     Milano  1882  und  1888). 

Heinrich   Soetbeer. 


Dr.  Leo  Munk,  Die  Steuerbelastung  der  Reichshauptstädte  Wien 
und  Berlin  in  vergleichender  Darstellung.  Wien,  Alfred  Holder, 
1889.     143  S. 

Im  Jahrgang  1886,  S.  417  haben  wir  auf  eine  Schrift  aufmerksam  ge- 
macht, die  sich  „Das  bedrängte  Wien"  betitelt.  Die  Muncksche  fleissige 
Arbeit  bietet  hierzu  eine  Ergänzung.  Beiden  Schriften  ist  gemeinsam  die  Klage 
über  die  finanzielle  Ueberlastung  Wiens.  Hat  die  erste  Schrift  durch  Vergleich 
von  Einst  und  Jetzt  den  unbehaglichen  Zustand  in  helles  Licht  gerückt,  so 
hat  die  zweite  Schrift  durch  Vergleichung  von  Berlin  und  Wien  den  Kontrast 
in  seiner  vollen  Schärfe  wirken  lassen. 

Der  Verfasser  hat  in  sorgfältiger  Weise   diesen  Vergleich  durchgeführt. 

Fasst  man  Staats-  und  kommunale  Abgaben  zusammen,  so  ist  die  Total- 
belastung  pro   Kopf  an   direkten  Steuern  (Immobilien-,  Gewerbe-,  Einkommen- 
steuern) in  Wien  44,13  fl.,  in  Berlin  21,46  fl.. 
an  indirekten    „        „       27.75    „      ,         „         3,72    „ 

Zusammen    „        ,       71,88  fl.,    „         „       25,18  £ 

Hierbei  ist  für  Wien  der  Vei'zehrungsrayon  zu  Grund  gelegt;  ausserhalb 
desselben  beträgt  die  Gesamtbelastung  aber  immer  noch  54,96  fl. 

Diese  soviel  grössere  Belastung  Wiens  kommt  hauptsächlich  daher,  dass 
Wien  so  ausserordentlich  viel  zu  den  Staatslasten  beitragen  muss. 

Von  100  fl.  Totalsteuem  gehen  an  den  Staat  78,30  Prozent  in  Wien; 
48,12  Prozent  in  Beiiin. 

Bei  all  dem  ist  in  Wien  der  übertragene  Wirkungskreis  grösser  als  in 
Berlin,  d.  h.  in  Oesterreich  wird  der  Hauptstadt  eine  grössere  Zahl  von  Ge- 
schäften vom  Staat  zugewiesen,  als  in  Preussen.  G.  S  c  h  z. 


P.  May  et,  Landwirtschaftliche  Versicherung  in  organischer  Ver- 
bindung mit  Sparanstalten,  Bodenkredit  und  Schuldenablösung. 
Gedruckt  auf  Befehl  des  kaiserl.  jap.  Verkehrsministeriums  bei 
Kokobensha,  Tokyo.  Verlag  der  Separatauflage  des  Verfassers 
bei  R.  L   Prager  in  Berlin.     1889. 

Es  ist  eine  bekannte  Erscheinung,  dass  Volkswirte  aus  der  intensiveren 
Bekanntschaft  mit  den  Einrichtungen  anderer  Länder  häufig  Anregung  zu  neuen 
Ideen  gewonnen  haben.  Der  Reiz  des  Fremden,  der  Vergleich  mit  den  einhei- 
mischen Zuständen  wirkt  befruchtend,  manche  Beziehungen,  manche  neue  orga- 


460 


Litteratur. 


nisatorische  Fäden  werden  da  gefunden  und  weiter  gesponnen,  die  in  der  Um- 
gebung der  Heimat  nicht  in  Erscheinung  getreten  wären.  Auch  M  a  y  e  t  gehört 
zu  den  Gelehrten,  die  in  fremdartiger  Umgebung  arbeiten.  In  der  Von-ede  gibt 
er  uns  ein  Bild  seiner  verschiedenen  Studien,  wie  sie  aus  seiner  amtlichen 
Stellung  im  Finanzministerium  und  später  im  Ministerium  des  Innern  und  der 
dadurch  notwendigen  Beschäftigung  mit  japanischen  Verhältnissen  und  Gesetzes- 
reformen hervorwuchsen.  Einige  sind  ja  auch  in  Deutschland  bekannt  geworden, 
so  die  Kollektiwersicherung  der  Gebäude  in  Japan  und  die  hübsche  Arbeit 
über  die  japanische  Staatsschuld. 

Auch  das  vorliegende  Werk  berührt  sich  sehr  mit  finanziellen  Problemen 
und  wir  wollen  diese  entsprechend  dem  Charakter  dieser  Zeitschrift  zum  Aus- 
gangspunkt nehmen  und  im  Anschluss  daran  auf  den  weiteren  Inhalt  verweisen. 
Wir  fassen  deshalb  zunächst  einen  Abschnitt  des  Werks  ins  Auge,  der  als  An- 
hang beigegeben  ist.  Er  führt  den  Titel :  ,Die  Ermässigung  der  Grundsteuer" 
und  wurde  verfasst  1878.     Daraus  ersehen  wir  Folgendes : 

Die  Grundsteuer  nimmt  die  wichtigste  Stelle  im  japanischen  Staatshaushalt 
ein.  Von  der  Gesamteinnahme  von  53  Mill.  Yen  (1  Yen  =  Fr.  3,88  in  Gold) 
betrug  sie  1878  43  Mill.  =  75  Prozent,  während  in  dem  sehr  vergleichbaren 
Indien  die  Grundsteuer  nur  44  Prozent  betrug.  Wollte  man  europäische  Staaten 
zum  Vergleich  heranziehen,  so  würde  der  Unterschied  noch  viel  bedeutender. 
In  Bayern  z.  B.  macht  sie  5  Prozent  aller  Einnahmen  aus.  Die  übrigen  Steuern 
treten  in  Japan  ausserordentlich  gegenüber  der  Grundsteuer  zurück,  wie  die 
folgende  Uebersicht  zeigt. 

Jahresrechnung  Budget 

1882183  1887/88 

Schätzungen:                                                              ^^^-  Y^'i- 

Grundsteuer 43,342,188  42,559,441 

Pacht  von  Ländereien  in  offenen  Hufen  .    .    .          83,884  83,884 

Gewerbesteuer  von  Bergwerken 18,806  18,205 

„                „    Schiffen 135,219  241,037 

„                „    Fuhrwerken 453,869  ■    485,305 

„               „    Handelsgesellschaften     .    .        435,974  — 

„                „    Banken —  221,850 

„                „    Keisbörsen —  264,824 

.   „                „    Effektenbörsen —  49,320 

„                „    Pferde-  und  Viehhändlern   .          87,720  67,141 

„                „    Droguisten 54,446  54,446 

„               „    Sakefabriken 304,680  304,680 

„                „    Koijhändlem 47,200  27,810 

„                ,    Advokaten 10,270  — 

,  „    anderen  Licenzen  .    .    .  _; —  26,582 

44,974,256  44,404,525 
Aufwandsteuern: 

Zölle 2,613,291  2,704,553 

Steuer  auf  Erzeugnisse  der  nördl.  Provinzen  .        864,712  200,000 

Sakesteuer  (aber  abzügl.  der  Sakegewerbesteuer)    16,024,944  13,393,043 

Tabaksteuer 280,849  1,244,002 

Steuer  auf  Droguen 310,496  360,770 

„        „    Shoyn —  1,273,210 

„        „    Konditorwaren _>_ —  543,925_ 

20,094,292  r9",719,503 

Diese  einseitige  Verteilung  entspricht  keineswegs  der  Einkommensglie- 
derung des  Volks.  Den  Gesamtwert  der  Erzeugnisse  des  Ackerbaus  und  der 
Forstwirtschaft  schätzt  man  auf  269  Mill.  Yen,  den  Wert  der  Ergebnisse  der 
Fischerei,  der  Manufakturen  und  der  Bergwerke  auf  159 V2  Mill.  Das  würde 
ein  Besteuerungsverhältnis  der  Grundsteuer  zu  den  andern  direkten  Steuern  von 
63  :  37  verlangen,  während  es  thatsächlich  das  von  97  zu  3  ist.    Die  Grundsteuer 
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beträgt  30  Prozent  des  Reinertrags,  also  2^-7nial  so  viel  als  in  den  Kulturstaaten 
Europas.  Man  kann  mit  May  et  leicht  glauben,  dass  die  zu  hohe  Grundsteuer 
der  erheblichste  Hinderangsgrund  für  Japans  Fortschritt  und  dass  die  Entwick- 
lung anderer  Einnahmequellen  (Sakemonopol,  höhere  Besteuerung  des  Nicht- 
grundbesitzes)  notwendig  sei. 

Die  Grundsteuer  war  früher  eine  Naturalgrundsteuer  vom  Bruttoertrag. 
Die  neuere  Reformperiode  ermässigte  sie,  wandelte  sie  aber  in  eine  Geldprozent- 
steuer vom  stabilen  Kapitalwert  um.  Die  Ordnung  im  Staatshaushalt  wurde 
dadurch  erreicht,  aber  bei  der  mangelhaft  durchgedrungenen  Geldwirtschaft 
die  Geldsteuer  sehr  drückend,  die  Bauern  mussten  alle  zu  gleicher  Zeit  Reis 
verkaufen,  was  den  Preis  sehr  drückte,  bei  ungünstiger  Ernte  und  geringer 
Preissteigerung  sie  auch  in  die  Hände  des  Wucherers  brachte;  was  aber  Wucher- 
zinse  in  Japan  sind,  kann  man  daraus  entnehmen,  dass  die  gesetzlich  erlaub- 
ten Zinsen  12,  15,  20  Prozent  betragen. 

Die  Folgen  der  Geldgrundsteuer  haben  denn  auch  bereits  zu  manchen 
Gegenmassregeln  geführt ;  man  lässt  die  Entrichtung  der  einen  Hälfte  in  Reis 
zu ;  man  muss  dies,  wenn  man  im  folgenden  Jahr  davon  Gebrauch  machen  will, 
bis  zum  31.  Dezember  anmelden;  dadui'ch  ist  freilich  der  Haushalt  wieder 
schwankender  geworden;  femer  hat  man  statt  eines  mehrere  Steuertermine  zu- 
gelassen, wodurch  der  Reisverkauf  auf  das  ganze  Jahr  sich  verteilt.  Endlich 
hat  May  et  den  Grundsteuerdeckungsfond  in  Vorschlag  gebracht. 

Schon  im  September  1877  schuf  man  die  Grundsteuerstundung  in  Miss- 
emtejahren  und  nachträgliche  ratenweise  Zahlung  derselben.  Wenn  eine  ganze 
Dorfflur  aus  Elementarunglücksfällen  50  Prozent  Minderertrag  gegenüber  der 
bei  der  Grundsteuerregulierung  angenommenen  Emtemenge  gehabt  hatte,  war 
dem  Dorfe  die  Grundsteuer  zu  stunden.  Bei  den  einzelnen  Bauern  desselben 
wurde  dann  Rücksicht  genommen  auf  die  Prozentziff'er  von  deren  Schaden.  Bei 
völliger  Missernte  war  der  ganze  Steuerbetrag,  vom  folgenden  Jahre  an  gerechnet, 
in  zehn  Jahren  ratenweise  zu  zahlen,  bei  .50  Prozent  Missemte  war  der  halbe 
Steuerbetrag  ebenso  in  fünf  Jahren  zu  zahlen,  analog  für  die  dazwischen  liegen- 
den Prozentziffem.  Wurde  ein  Dorf  noch  während  des  Laufes  des  Stundungs- 
termins von  einer  zweiten  so  schweren  Minderernte  getroffen,  so  wurde  auch 
für  diese  ein  entsprechender  Betrag  Grundsteuer  gestundet  und  der  zweite 
Ratenlauf  begann  erst  nach  Beendigung  des  ersten,  so  dass  keine  Accumuliei-ung 
etwa  von  zwei  oder  mehr  gestundeten  Raten  für  dasselbe  Jahr  stattfinden  konnte. 
Bei  dieser  Ordnung  der  Sache  konnte  die  zur  gewöhnlichen  Grundsteuerlast 
hinzutretende  Last  aus  der  Stundung  nie  mehr  als  10  Prozent  der  ersteren  sein. 
Diese  sich  nur  auf  das  Reisland  erstreckende  Stundungsordnung  war  ungenügend 
und  unbefriedigend,  weil  sie  den  individuellen  Notstand  erst  bei  solchem  des 
ganzen  Dorfs  berücksichtigte  und  für  den  letzteren  den  Nachweis  der  enormen 
Höhe  eines  nur  50prozentigen  Ernteertrags  gegenüber  dem  bei  der  Grundsteuer- 
regulierung angenommenen  Ernteertrag  verlangte.  Auch  hatte  sie  das  Miss- 
liche, dass  sie  die  Steuei-pflichtigen  nach  Unglücksjahren  noch  mehr  belastete; 
letztere  waren  aber  zu  leichtsinnig,  um  in  guten  Jahren  für  den  Fall  der  Not 
etwas  aufzusparen.  Auf  Vorschlag  Mayets  entstand  so  der  Missernte- 
deckungsfonds  (1880).  May  et  hatte  hierzu  den  Remissionsfonds  benutzt, 
wie  ihn  das  französische  Grundsteuergesetz  von  1790  und  1798  kennt  und  der 
lange  Zeit  in  der  Genfer  Gesetzgebung  und  heute  noch  in  Westfalen  und  den 
Rheinlanden  festgehalten  wird,  indem  2  Prozent  Zuschlag  denselben  speisen.  Der 
japanische  Finanzminister  stellte  für  das  Fiskaljahr  1879/80  3  Prozent  der 
Grundsteuer  =  1,200,000  Yen  zur  Verfügung  des  Fonds,  der  Zuschlag  zur 
Grundsteuer  beträgt  ebensoviel.  Man  musste  so  grosse  Summen  vorsehen,  weil 
in  Japan  erheblichere  Naturereignisse,  wie  Fluten,  Dürren,  Taiphune,  Erdbeben, 
auf  die  Ernten  einwirken. 

Dieser  Missemtedeckungsfonds  —  er  würde   richtiger  landwirtschaftliche 
Notstandskasse  heissen  —  ist  aber  nun  keineswegs  bloss  der  Grundsteuer  wegen 
da,  sondern   hat  einen  viel  breiteren  Rahmen.     Es   werden    denjenigen  Bedürf- 
tigen, die  durch  eine  äusserst  grosse  Missemte   oder   durch  unverschuldete  Un- 
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glücksfälle,  wie  Brand,  Viehseuchen,  Epidemien,  Erdbeben,  Bergsturz,  in  Not 
geraten  sind,  Mittel  zur  Beschaffung  von  Speise,  Hütten,  landwirtschaftlichen 
Geräten  und  Saatgetreide  verabreicht.  Denjenigen,  welche  sich  wegen  erwähn- 
ter Unglücksfälle  nicht  selbst  ernähren  können,  sind  Gelder  für  Speise  zu  ver- 
abreichen und  zwar  höchstens  für  dreissig  Tage.  Für  jede  Haushaltung  betragen 
die  Gelder  zum  Hüttenbau  höchstens  10  Yen  (früher  5),  die  Gelder  zu  land- 
wirtschaftlichen Geräten  und  Saatgetreide  höchstens  20  Yen  (früher  10).  Unter- 
stützungen und  Darlehen  zur  Zahlung  der  Grundsteuer  sind  nur  an  diejenigen  zu 
geben ,  welche ,  ohne  dass  sie  Haus  und  Grund  verkauften ,  ihre  Grundsteuer 
wegen  der  erwähnten  Unglücksfälle  nicht  würden  entrichten  können.  Die  Orga- 
nisation ist  in  der  Hauptsache  eine  provinzielle.  Von  seinem  Beischuss  —  und 
mindestens  ebensoviel  muss  in  der  Provinz  aufgebracht  werden  —  verteilt  er 
900,000  Yen  auf  die  Provinzen  im  Verhältnis  der  Höhe  ihrer  Grundsteuerent- 
richtung, 300,000  Yen  fliessen  dagegen  in  den  Zentraldeckungsfonds.  Wenn  die 
Unterstützungen  an  die  Bedürftigen  und  die  Unterstützungen  und  Darlehen  zur 
Grundsteuerzahlung  zwei  Drittel  des  Provinzialdeckungsfonds  übersteigen,  so  ist 
dieser  Umstand  von  dem  betreffenden  Stadt-  oder  Provinzpräfekten  anzumelden 
und  hat  der  Zuschuss  aus  dem  Zentraldeckungsfonds  zu  erfolgen. 

May  et  gibt  einen  ebenso  ausführlichen  als  interessanten  Bericht  über  die 
Wirksamkeit  des  Misserntedeckungsfonds  vom  1.  Januar  1881  bis  31.  März  1886. 
In  den  5V4  Jahren  wurden  an  circa  V^  Million  Familien  und  3,8  Millionen 
Einzelpersonen  3,288,000  Yen  oder,  wenn  man  die  Grundsteuerdarlehen  nicht 
mit  einrechnet,  etwas  über  2V2  Mill.  Yen  verausgabt.  31  Prozent  beanspruchte 
Ueberschwemmung,  27  Prozent  Brand,  25  Prozent  Sturm,  15  Prozent  Dürre, 
sonstige  Ursachen  wie  Schnee,  Erdbeben,  Bergsturz  etc.  1  Prozent.  In  den 
ersten  2V2  Jahren  verursachte  Brand  den  grössten  Notstand,  im  vierten  die 
Dürre,  im  fünften  der  Sturm,  im  sechsten  die  Ueberschwemmung.  Von  den 
zerstörten  Gebäuden  fielen  nur  29,97  Prozent  durch  Feuer,  dagegen  70,03  Prozent 
durch  andere  Elemente.  M  a  y  e  t  hebt  mit  Recht  hervor,  wie  wenig  eine  blosse 
Feuerversicherung  in  Japan  genügen  würde.  Der  Unterstützungsbetrag  zum 
Zweck  des  Hüttenbaus  war  33,2  Prozent  der  Gesamtsumme,  behufs  Erleichterung 
der  Zahlung  der  Grundsteuer  30,4  Prozent;  man  sieht,  wie  die  hohe  Grund- 
steuer und  die  Unversicherbarkeit  des  Gebäudebesitzes  die  vorherrschenden  Not- 
standsursachen sind.  Von  dem  Gesamtaufwand  behufs  Erleichterung  der  Grund- 
steuerzahlung (1  Mill.  Yen)  gewährten  die  Provinzialfonds  nur  ca.  ^/s  dieser 
Summe  ä  fonds  perdu ,  fast  ""/s,  nämlich  777,000  Yen,  mit  Verpflichtung  der 
Rückzahlung.  Zu  Sämereien  wurden  209,000  Yen  oder  6,4  Prozent,  zu  Acker- 
baugeräten 383,000  Yen  oder  11,6  Prozent  und  zu  Speisung  603,000  Yen  oder 
18,4  Prozent  der  Gesamtunterstützungssumme  verwandt.  Die  Einnahme  der 
Provinzialfonds  betrug  11,387,000  Yen,  so  dass  ihnen  nach  Abzug  der  Unter- 
stützungen noch  ein  Vermögen  von  über  8V2  Mill.  Yen  verblieb. 

May  et  vergleicht  diese  japanische  Regelung  des  landwirtschaftlichen 
Notstandswesens  mit  der  anderer  Staaten  und  kommt  hierbei  zum  Schluss,  dass 
die  japanische  Einrichtung  auch  von  den  europäischen  Staaten  nachgeahmt  zu 
werden  verdient.  Die  Spezialgesetze  —  er  erwähnt  namentlich  die  neueren 
preussischen  Notstandsgesetze  — ,  die  auftauchen,  so  oft  eine  grosse  Ueber- 
schwemmung oder  Misswachs  gleich  eine  ganze  Provinz  afficieren,  erscheinen  ihm 
als  eine  bedenkliche  karitative  Ungerechtigkeit.  Denn  was  unterscheidet  die 
durch  Rheinwasser  verursachten  Ueberschwemmungsschäden  von  denen  anderer 
zahlreicher,  nur  kleinerer  Flüsse?  Es  ist  nur  die  grössere  Zahl  der  Be- 
schädigten, welche  das  Herz  des  Gesetzgebers  erbarmt,  während  nach  den 
Worten  des  preussischen  Landwirtschaftsministers  selber  an  fast  allen  Fluss- 
läufen Preussens  dem  landwirtschaftlichen  Betriebe  alljährliche  enorme  Verluste 
ei-wachsen.  Warum  sollen  die  Rheinnotleidenden  vom  Staat  unterstützt  werden 
und  die  von  kleineren  Flüssen  Notleidenden  nicht?  Die  einen  sind  so  gut 
Staatsbürger  wie  die  andern.  Die  Notstandskasse  würde  aber  auch  als  ständige 
Staatseinrichtung  einen  jetzt  nicht  regelmässigen,  aber  immer  von  Zeit  zu  Zeit 
den  grossen  Allgemeinnotständen  gegenüber  wiederkehrenden  Finanzbedarf,  der 
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bisher  meist  durch  Anleihen  gedeckt  wird,  zu  einem  regelmässigen,  durch 
Steuern  gedeckten  machen.  Die  Speisung  dieser  europäischen  Notstandskassen 
hätte  in  etwas  anderer  Weise  wie  in  Japan  zu  geschehen.  War  es  hier  natür- 
lich, aus  der  zu  hohen  Grundsteuer  einen  Teil  auszuscheiden,  so  sind  nach 
May  et  die  landwirtschaftlichen  Schutzzölle  ein  Mittel,  die  Notstandskassen  zu 
dotieren.  Solche  direkte  Zuleitung  eines  Teiles  dieser  so  erhaltenen  Mittel  zur 
Unterstützung  des  Bauernstandes  und  des  Kleingrundbesitzes  in  seinem  Kampfe 
um  die  Existenz  würde  sich  auch  noch  daraus  rechtfertigen,  dass  Schutzzölle 
zwar  den  Grossgrundbesitzern,  wenig  aber  den  Bauern  und  am  wenigsten  den 
Kleinbauern,  welche  nur  unbedeutend  Ueberschuss  für  den  Markt  erzeugen,  zu 
gute  kommen.  Den  landwirtschaftlichen  Notstandskassen  würde  sich  noch  eine 
umfangreiche  landwirtschaftliche  Versicherung  als  Ergänzung  anzuschliessen 
haben.  Die  landwirtschaftlichen  Notstandskassen  kommen  nur  den  auf  Grund 
unverschuldeter  elementarer  Unglücksfälle  schon  am  Rande  des  wirtschaftlichen 
Ruins  Stehenden  zu  gute.  Er  bedarf  des  landwirtschaftlichen  Versicherungs- 
wesens, um  das  Herangedrängtwerden  an  den  Rand  des  Abgrunds  zu  verhüten, 
solcher  Veranstaltungen,  welche  unverschuldeten  Schaden  im  Verhältnis  zum 
Schaden  wenigstens  teilweis  ersetzen,  ohne  Rücksicht  auf  die  Wohlhaben- 
heit des  Landwirts.  Gerade  auf  diesem  Gebiet  entwickelt  der  Verfasser  nun 
abermals  ganz  neue  Ideen,  deren  Verwirklichung  wohl  die  Zukunft  bringen 
wird.  Er  zeigt  das  Ungenügende  der  heutigen  landwirtschaftlichen  Versiche- 
rung. In  Deutschland  stehen  allerdings  32  Milliarden  landwirtschaftlichen 
Eigentums  unter  dem  Schutze  der  Versicherung,  davon  30  Milliarden  unter  der 
landwirtschaftlichen  Feuerversicherung;  allein  mehr  als  95  Prozent  der  Vieh- 
verluste sind  nicht  versichert,  ebenso  ist  bei  der  Hagelversicherung  nur  ein 
kleiner  Betrag  der  Ernte  thatsächlich  versichert.  Aber  die  Versicherung  ist 
auch  mangelhaft  angesichts  des  dem  versicherten  Besitze  gewährbaren  Schutzes. 
Es  gibt  eine  Masse  Schäden,  die  zur  Zeit  gar  nicht  versicherbar  sind.  Von  den 
54,907  Gemeinden  und  Gutsbezirken  in  Preussen  wurden  in  den  Jahren  1878 — 80 
durchschnittlich  beschädigt  durch  Kälte  und  Frost  14,12  Prozent,  durch  Dürre 
2,85  Prozent,  durch  Regen  und  Nässe  9,56  Prozent,  durch  Ueberschwemmung 
2,29  Prozent,  durch  Pflanzenkrankheiten  und  schädliche  Pflanzen  2,16  Prozent, 
durch  schädliche  Tiere  6,86  Prozent,  andere  Schäden  0,01  Prozent,  in  Summa 
also  37,35  Prozent  aller  Gemeinden.  Die  durch  Hagel  beschädigten  Gemeinden 
betragen  3,5  Prozent,  hier  ist  aber  Versicherung  möglich.  Der  Verfasser  fragt 
nicht  mit  Unrecht :  Gibt  es  volkswirtschaftlich  oder  versicherungstechnisch  wohl 
einen  Unterschied  zwischen  einer  verhagelten  oder  erfrorenen  Roggenernte? 
Gibt  es  einen  zwischen  einer  verhagelten  Getreideernte  und  einer  von  Schäd- 
lingen kahl  gefressenen  Wiese?  Warum  sollte  gegen  solche  ganz  unverschul- 
dete, leicht  erkennbare  Unglücksfälle  der  Grundsatz  der  Verteilung  des  den 
einzelnen  erdrückenden  Schadens  auf  viele  Schultern  nicht  ebenso  Platz  greifen 
können,  wie  bei  der  Verhagelung? 

Die  europäischen  Volkswirtschaften  scheinen  May  et  auf  dem  Gebiete 
der  Ernteversicherung  unlogisch  und  unsystematisch  organisiert  zu  sein.  Der 
Verfasser  plädiert  für  eine  allgemeine  Emteversicherung ,  er  zeigt,  wie  die 
schadenbringenden  Ursachen  mit  den  Jahren  wechseln.  1878  litt  z.  B.  die  Haupt- 
zahl der  geschädigten  Gemeinden  in  Preussen  von  tierischen  Schädlingen  (3805), 
1879  die  meisten  von  Regen  und  Nässe  (6178),  1880  von  Kälte  und  Frost 
(17,894),  1881  die  meisten  von  Dürre  (5628);  es  ist  jedes  Jahr  irgend  ein  Scha- 
den da,  bald  mehr  diese,  bald  mehr  jene  Gegend  treffend,  es  ist  auch  die 
Mischung  günstiger  und  ungünstiger  Fälle  gegeben,  wie  der  Vergleich  der 
Zahl  der  geschädigten  Gemeinden  mit  der  Zahl  der  Gemeinden  überhaupt 
(54,907)  zeigt. 

Der  Gedanke  der  KoUektiwersicherung  ist  in  der  That  beachtenswert; 
manche  Dinge,  die  bisher  versicherungstechnisch  gar  nicht  zu  lösen  waren, 
werden  durch  ihre  Zusammenfassung  mit  anderen  Schäden  der  Versicherung 
nahe  gerückt.  Die  Schwierigkeit  selbst  der  Hagelversicherung  infolge  der  sehr 
ungleichen  Verteilung  des  Hagels  werden  geringer,   wenn  die  Hagelgefahr  mit 

463 


464 


Litteratur. 


anderen  Gefahren  kombiniert,  wird.  Hat  Süddeutschland  z.  B.  hauptsächlich 
unterm  Hagel  zu  leiden,  so  ist  Norddeutschland  hauptsächlich  von  Ueberschwem- 
mungen  heimgesucht.  Der  Verfasser  begnügt  sich  nicht  bloss  mit  der  Andeutung 
der  Idee,  sondern  er  prüft  und  untersucht  sie  auch  im  einzelnen.  Er  unter- 
scheidet Gebäudeversicherung  (nicht  Feuerversicherung,  sondern  auch  Versiche- 
rung gegen  Sturm  u.  dgl.),  Viehversicherung,  Ernteversicherung.  Letztere  zer- 
fällt wieder  in  zwei  Arten,  in  solche  gegen  akute  Gefahren  (Insektenschaden, 
Erdbeben,  Bergstürze,  Lawinen,  Wolkenbrüche,  Hagel,  Meeresfluten,  Ueber- 
schwemmungen,  Fröste)  und  in  solche  gegen  chronische  Gefahren  (sog.  schlechte 
Jahre,  grosse  allgemeine  Missemte  infolge  dauernder  Kälte,  zu  langer  Bewöl- 
kung, unregelmässiger  Jahreszeiten,  Nässe,  andauernder  Dürre).  Die  technische 
Durchführung  der  ersteren  Ai-t  ist  mögUch,  sie  ist  eine  Ei'weiterung  der  bereits 
bestehenden  Hagelversicherung.  Die  zweite  ist  schwierig,  weil  der  Schaden 
alle  oder  grosse  Teile  des  Landes  umfasst.  Der  Verfasser  unterscheidet  hierbei 
3  Grade,  einen  niedersten  Grad,  bei  dem  der  Landwirt  den  Schaden  allein  trägt, 
einen  mittleren  und  höchsten,  wo  ausserdem  Erlass  der  Grundsteuer  eintritt.  Beim 
höchsten  würde  ein  Teil  des  Verlustes  zu  Lasten  des  Landwirtes  gehen,  ein 
Teil  würde  durch  Erlass  der  Grundsteuer  gedeckt,  der  Rest  durch  gegenseitige 
sT'ersicherung.  „In  europäischen  Ländern  müsste  auch  zu  Missemteversicherungen 
in  engerem  Sinne  ein  bestimmter  verhältnismässiger  Teil  der  landwirtschaft- 
lichen Einfuhrzölle  jahraus  jahrein  als  ständige  Dotation  fliessen  und  die 
Grösse  dieser  Einnahmequelle  wäre  genügend,  um  bei  jahrelangem  Aufsummen 
der  Beträge  und  ihrer  Zinsen  unter  Hinzuschlagen  der  Versicherungsprämien 
der  Landwirte  den  grossen  Ersatzforderungen  in  Misswachsjahren  zu  begegnen." 
Die  Versicherung  gegen  die  chronischen  Schäden  ist  wohl  eine  zu  kühne  Idee, 
die  in  ihrer  praktischen  Ausgestaltung  auch  zu  viele  Schwierigkeiten  darbietet. 
Wir  müssen  abbrechen,  obwohl  das  Werk  noch  vieles  enthält,  was  in 
Deutschland  beachtenswert  ist.  G.  Schz. 


Zur  Statistik  und  Geschichte  des  öffentlichen  Dienstes 
in  Württemberg. 

Von 

Hermann    Zeller, 

Finanzrat  in  Stuttgart. 

■  Es  ist  ein  verhältnismässig  kleines  Gebiet,  welches  der  folgende 
statistische  Versuch  umfasst:  die  Zahl  der  im  gesamten  öffentlichen 
Zivildienst  berufsmässig  Angestellten  mag  in  Württemberg  kaum  den 
40.  Teil  sämtlicher  bei  der  Berufszählung  vom  5.  Juni  1882  zu 
815,209  ermittelten  Erwerbsthätigen  des  Landes  und  nicht  ganz 
1  Prozent  der  Bevölkerung  ausmachen.  Doch  ist  der  öffentliche 
Dienst  ein  solch  wesentliches  Element  des  Volkslebens,  und  wird  es  in 
unserer  staatskräftigen  Zeit  immer  mehr,  dass  eine  Untersuchung,  mit 
wieviel  Menschenkräften  die  Welt  regiert  wird  und  was  diese  kosten, 
nicht  ohne  Wert  sein  dürfte.  Einen  kleinen  Beitrag  zu  solcher  Unter- 
suchung sollen  die  folgenden  Zeilen  für  Württemberg,  dessen  öffent- 
licher Dienst  von  berufener  Seite  schon  wiederholt  statistisch  be- 
leuchtet worden  ist  ^),  auf  Grund  des  neuesten,  anlässlich  der  jüngsten 
Besoldungsaufbesserung  gesammelten  Materials  darbieten. 

Der  Komraunaldienst  konnte  dabei  nicht  berücksichtigt  werden, 
weil  für  denselben  keine  Erhebungen  vorlagen.  Es  ist  dies  zu  be- 
dauern, denn  ist  auch  die  Zahl  der  im  Gemeinde-  und  Amtskorpo- 
rationsdienst berufsmässig  Beschäftigten  nicht  gross,  so  wäre  doch 
eine  zahlenmässige  Feststellung  darüber  erwünscht,  inwieweit  auf 
diesem  Gebiet  das  berufsmässige  und  das  Ehrenamt  in  die  Ge- 
schäfte sich  teilen,  und  wie  das  berufsmässige,  überwiegend  nicht 
mit  festen  Gehalten,  sondern  auf  Gebührenbezug  verwiesene  Personal 


^)  Vgl.   insbesondere-  Württ.   Jahrb.   f.   Statistik  u.  Landeskunde,    1865, 
S.  218  ff.;  1873,  I,  S.  18  ff.;  1871,  S.  397  ff.;  1875,  I,  S.  119  ff. 
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(aus  dem  öchreiberstand  hervorgegangene  Schultheissen,  Verwaltungs- 
aktuare  etc.)  in  bezug  auf  das  Diensteinkommen  sich  stellt. 

Wir  beschränken  uns  also  auf  den  Staats-,  Kirchen-  und 
Schuldienst,  und  zwar  nach  dem  Stande  vom  1.  April  1889.  Im 
Staatsdienst  sind  dabei  bloss  die  Beamten  im  Sinn  des  Art.  1  des 
Beamtengesetzes  vom  28.  Juni  1876  ^)  gezählt.  Zu  den  Beamten  in 
diesem  Sinne  gehören  insbesondere  auch,  jedoch  mit  Ausnahme  des 
Volksschuldienstes,  der  dienstrechtlich  eine  Gruppe  für  sich  bildet,  alle 
im  öffentlichen  Schuldienst  Angestellten,  also  namentlich  die  Lehrer 
an  der  Universität,  dem  Polytechnikum,  der  landwirtschaftlichen 
Akademie,  den  Gymnasien,  Latein-  und  Realschulen,  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  die  Unterhaltung  der  Schulen  Staats-  oder  Gemeinde- 
sache ist.  Ferner  sind  mitgerechnet,  obwohl  sonst  dem  Militär- 
stand zugezählt,  die  Unteroffiziere  und  Mannschaften  des  Landjäger- 
korps. Ausgeschlossen  aber  blieben  die  ein  Staatsamt  bloss  als 
Nebenberuf  ausübenden  (so  die  Mehrzahl  der  Ortssteuerbeamten  oder 
Steuereinbringer) ,  sowie  die  ohne  förmliche  Anstellung  für  Zwecke 
des  öffentlichen  Dienstes  verwendeten  Personen  (Beamtenges.  Art.  118), 
also  namentlich  die  gegen  Taggeld  vorübergehend  Verwendeten; 
ferner  sind  nicht  gezählt  die  vom  Staat  auf  privatrechtlichen  Dienst- 
vertrag Angestellten,  wie  die  Arbeiter  in  staatlichen  Werken  und 
Anstalten,  Knechte,  Mägde  etc.  Hiernach  ergibt  sich  die  Einteilung: 
Staats-,  Kirchen-  und  Volksschuldienst,  je  in  bezug  auf  Zahl  und 
Gehalte  der  Angestellten. 

A.   Die  Zahl  der  Angestellten. 

I.  Der  Staatsdienst. 

1.  Behördenorganisation  und  Beamtenrecht. 

Zum  besseren  Verständnis  der  folgenden  Zahlen  mag  es  dienen, 

wenn   ein   kurzer  Ueberblick   über   die   Behördenorganisation ^), 


^)  Art.  1  lautet:  Beamter  im  Sinn  des  gegenwärtigen  Gesetzes  ist  jede 
Person,  welche  in  dem  Staats-  oder  öffentlichen  Schuldienst  dui'ch  den  König 
oder  durch  eine  höhere  Staats-  oder  Schulbehörde  angestellt,  d.  h.  auf  eine 
bestimmte  Stelle  ernannt  oder  auf  solcher  bestätigt  worden  ist,  mit  Ausnahme 
der  bei  dem  Militär  Angestellten,  der  Unteroffiziere  des  Landjägerkorps  und 
der  Landjäger,  sowie  der  Volksschullehrer.  —  Die  Bestimmungen  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  treten  ferner  ein  in  Hinsicht  auf  das  nach  §  193  der  Verf.-Urk. 
bestellte  ständische  Amtspersonal. 

^)  Näheres  siehe  das  Hof-  und  Staatshandbuch  des  Königreichs  Württem- 
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sowie  über  die  Rechtsverhältnisse  der  Beamten  voran- 
geschickt wird. 

An  der  Spitze  der  Staatsverwaltung  steht  das  Staatsministe- 
rium,  welches  aus  den  6  Ministern  oder  Departementschefs  (der 
Justiz,  der  Auswärtigen  Angelegenheiten,  dem  auch  die  Verkehrs- 
anstalten unterstellt  sind,  des  Innern,  des  Kirchen-  und  Schulwesens, 
des  Kriegswesens,  der  Finanzen)  gebildet  ist  und  bei  welchem  die 
Funktion  von  Räten  bis  auf  weiteres  die  vom  König  hierzu  beauf- 
tragten Mitglieder  des  Geheimenrats  versehen  (Verf.-Ges.  vom 
1.  Juli  1876).  Daneben  steht  unmittelbar  unter  dem  König,  als 
weitere  oberste  beratende  Behörde,  der  Geheim  erat,  dessen  Begut- 
achtung Anträge  auf  Verfassungsänderung  und  andere  besonders 
wichtige  Angelegenheiten,  je  nach  vorgängiger  Beratung  im  Staats- 
ministerium, sowie  die  in  §  59  der  Verfassungsurkunde,  soweit 
er  nicht  abgeändert  ist,  genannten  Sachen  (insbesondere  die  Amts- 
entsetzung von  evangelischen  Geistlichen  und  von  Kommunalbeamten) 
unterstellt  sind,  in  der  Weise,  dass  die  Gutachten  des  Geheimerats 
dem  König  durch  das  Staatsministerium  vorgelegt  werden.  Der  Ge- 
heimerat  ist  zusammengesetzt  aus  den  Ministern  (Departementschefs) 
und  den  vom  König  ernannten  Räten  (Verf.-Urk.  §  54  ff.,  Verf.-Ges. 
vom  1.  Juli  1876).  Unter  dem  Staatsministerium  stehen  der  Kompe- 
tenzgerichtshof und  der  Verwaltungsgerichtshof. 

Dem  Landtag  und  solange  derselbe  nicht  versammelt  ist, 
dem  aus  beiden  Kammern  gewählten  ständischen  Ausschuss  sind  die 
ständische  Kanzlei  und,  unter  Mitaufsicht  der  Regierung,  die 
Staatsschuldenzahlungskasse  unterstellt. 

Die  unterstenBehörden  der  Zivilstaatsverwaltung  sind  die 
sog.  Bezirksbehörden,  nämlich:  für  die  Justizverwaltung  64  Amts- 
gerichte und  unt^r  denselben  als  Organe  der  freiwilhgen  Ge- 
richtsbarkeit 70  Gerichts-  und  93  Amtsnotariate,  welche  in  jetzt 
60jähriger  Thätigkeit  als  eine  sehr  wohlthätige  Einrichtung  präven- 
tiver Rechtspolizei  sich  erwiesen  haben;  für  die  innere  Verwaltung 
64  Oberämter  (neben  dem  Vorstand  ein  oder  mehrere  Amtmänner),  in 
Medizinalsachen  technisch  vom  Oberamtsarzt  beraten;  für  die  Finanz-» 
Verwaltung  (Kameral-,  Steuer-  und  Kassenverwaltung)  63  Kameral- 


berg,  1889,  S.  668  ff.,  "Wirkungskreis  der  einzelnen  Stellen,  sowie  auch  Riecke, 
Verfassung,  Verwaltung  und  Staatshaushalt  des  Königreichs  Württemberg,  2.  Aufl., 
1887,  S.  41  ff.,  49  ff.,  167  ff. 
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ämter  ^)  (neben  dem  Vorstand  ein  oder  mehrere  Buchhalter,  bez^ 
Kassiere),  unter  denselben  die  Ortssteuerbeamten,  welche  als  solch^ 
ganz  überwiegend  nur  nebenamtlich  beschäftigt  sind  und  meist  aus 
den  Ortseingesessenen  bestellt  werden,  sowie  die  militärisch  organi- 
sierte und  bewaffnete  Steuerwache.  Die  unmittelbare  Leitung  des 
äusseren  Dienstes  bei  der  indirekten  Steuerverwaltung  liegt  28  Um- 
geldskommissären  ob.  Indessen  ist  die  Zoll-  und  ein  Teil  der  Reichs- 
steuerverwaltung nicht  den  Kameralämtern ,  sondern  4  Hauptzoll- 
und  12  Zollämtern  übertragen.  Auch  liegt  bei  der  Grund-,  Ge- 
bäude- und  Gewerbesteuer  den  Kameralämtern  nur  die  Steuerfest- 
setzung, der  Einzug  aber  den  Kommunalbehörden  ob,  welche  die 
Steuer  unmittelbar  an  die  Staatshauptkasse  abzuführen  haben. 

Im  Justizdepartement  folgen  auf  die  Amtsgerichte  als  höhere 
Instanzen  8  Landgerichte  mit  den  Staatsanwaltschaften  und  als 
oberstes  Gericht  das  Oberlandesgericht  in  Stuttgart  mit  der  Ober- 
staatsanwaltschaft; die  Aufsicht  über  die  Verwaltung  der  7  Straf- 
anstalten führt  das  Strafanstaltenkollegium  in  Unterordnung 
unter  den  Justizminister.  Das  Departement  des  Innern  hat. für  eine 
Reihe  abgesonderter  Geschäftszweige  (Baupolizei,  Strassen-  und  Wasser- 
bau, Medizinalwesen,  Unfallversicherung,  Pflege  von  Gewerbe  und 
Handel,  der  Landwirtschaft  etc.)  besondere  in  Stuttgart  niedergesetzte 
Landeskollegien,  für  die  übrigen  Aufgaben  der  Verwaltung  aber 
bilden  die  je  an  der  Spitze  eines  Kreises  stehenden  4  Kreisregie- 
rungen die  Mittelinstanz.  Auch  im  Finanzdepartement  sind  die  Mittel- 
instanzen durchaus  Landeskollegien  (Domänendirektion,  Forst- 
direktion, Bergrat,  Steuerkollegium,  Katasterkommission,  Oberrech- 
nungskammer mit  Staatskassenverwaltung,  Statistisches  Landesamt). 

Was  die  Staatsbetriebsverwaltungen  betrifft,  so  bedarf  die  Or- 
ganisation der  Verkehrsanstalten,  welche  unter  Leitung  des 
Ministers  der  auswärtigen  Angelegenheiten  von  den  Generaldirektionen 
der  Staatseisenbahnen  und  der  (Bodensee-)Dampfschiffahrt  und  der- 
jenigen der  Posten  und  Telegraphen  verwaltet  werden,  wohl  keiner 
näheren  Besprechung.  Die  Staats forstverwaltung,  welcher  auch 
die  Forstpolizei  über  alle  Waldungen  und  vertragsmässig  zum  grossen 
Teil  die  Bewirtschaftung  der  Gemeindeverwaltungen  übertragen  ist, 
wird  unter  Leitung  des  Finanzministers  gehandhabt  von   der  Forst- 


^)  Für  die  Steuerverwaltung  im  Stadtdirektionsbezirk  Stuttgart  ist  jedoch 
ein  besonderes  Amt,  das  Hauptsteueramt,  errichtet. 
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direktion,  16  Forstmeistern  und  147  Oberförstern,  welchen  ein  zahl- 
reiches Forstwächterpersonal  unterstellt  ist.  Die  Forstkassengeschäfte 
besorgt  das  Kameralamt.  Das  Berg-  und  Hüttenwesen  steht 
unter  dem  Bergrat.  •  Die  gesamte  Hochbauverwaltung  endlich, 
mit  Ausnahme  der  Eisenbahn-  und  Postbauten,  wird  unter  Leitung 
des  Finanzministeriums  von  der  Domänendirektion  mit  14  Bezirks- 
bauinspektoren unter  Mitwirkung  der  Kameralämter  wahrgenommen. 

Das  gesamte  Schulwesen,  mit  Ausnahme  der  3  Webschulen, 
welche  unter  dem  Departement  des  Innern  stehen ,  einschliesslich 
der  Waisenhäuser,  Taubstummen-  und  Blindenanstalten,  die  Staats- 
fürsorge für  Kunst-  und  Wissenschaft,  die  Wahrnehmung  der  jura 
circa  sacra  ist  Sache  des  Kultministeriums.  Es  bedient  sich 
hierbei  zum  grösseren  Teil  besonderer  Aufsichtsbehörden,  wie  die 
Ministerialabteilung  für  Gelehrten-  und  Realschulen,  der  auch  die 
evangelisch-theologischen  Seminare  unterstellt  sind,  während  die 
katholischen  Konvikte  unter  dem  katholischen  Kirchenrat  und 
dem  bischöflichen  Ordinariat  stehen.  Die  Oberkirchenbehörden,  das 
evangelische  Konsistorium  und  der  katholische  Kirchenrat,  sind 
zugleich  je  zu  ihrem  Teil  für  das  Volksschulwesen  die  Oberschul- 
behörden. 

Was  die  Rechtsverhältnisse  der  Beamten  betrifft,  welche 
durch  das  Beamtengesetz  vom  28.  Juni  187G  im  wesentlichen  auf 
der  alten  bewährten  Grundlage  der  Dienstpragmatik  vom  28.  Juni 
1821 ,  jedoch  unter  Anlehnung  an  das  Reichsbeamtengesetz  vom 
31.  März  1873  in  liberalem  Sinn  neu  geordnet  worden  sind,  so  darf 
auf  die  systematische  Darstellung  bei  Sarwey,  Württ.  Staatsrecht, 
Tübingen  1883,  II,  S.  293,  Gaupp,  Württ.  Staatsrecht  1884,  S.  86, 
Riecke,  Verfassung,  Verwaltung  und  Staatshaushalt,  2.  Aufl.i,  1887, 
S.  139,  wo  insbesondere  auch  die  Geschichte  des  Beamtenrechts 
behandelt  ist,  verwiesen  werden. 

Hier  sei  nur  folgendes  hervorgehoben: 

1.  Das  württembergische  Beamtenrecht  unterscheidet  bezüglich 
ihrer    dienstrechtlichen  Stellung   viererlei  Arten   von  Beamten: 

a)  die  Staatsminister  und  die  übrigen  Mitglieder  des  Geheimen- 
rats,   b)  Angestellte   auf  Lebenszeit  (in  Beilage  I)  \)  des  Beamten- 


^)  Neue  Redaktion  der  Beilagen  I  und  II  durch  Gesetz  vom  14.  Juni  1887 
festgestellt.  Ausnahmsweise  ist  in  einzelnen  Fällen  Pensionsberechtigung  auch 
im  Weg  der  Etatsverabschiedung  bewilligt  worden. 
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gesetzes  aufgeführt),  c)  Angestellte  auf  Kündigung  (die  vierteljährig 
kündbaren  in  Beilage  II  des  Beamtengesetzes),  d)  Angestellte  auf 
jederzeitigen  Widerruf. 

Die  Minister  und  die  übrigen  Mitglieder  des  Geheim enrats 
werden  vom  König  nach  eigener  freier  Entschliessung  ernannt  und 
entlassen  (Verf.-Ürk.  §  57).  Sie  sind  den  lebenslänglichen  Beamten 
insofern  gleichzustellen,  als  ihnen  und  ihren  Hinterbliebenen  Pensions- 
berechtigung eingeräumt  ist. 

Die  auf  Lebenszeit  angestellten  Beamten  können,  und  zwar 
sofort  von  der  Anstellung  auf  Lebenszeit  an,  nur  auf  Grund  eines 
förmlichen  Disziplinarverfahrens,  das  dem  im  Reichsbeamtengesetz 
vorgeschriebenen  nachgebildet  ist,  von  ihrem  Amt  entfernt,  d.  h. 
zur  Strafe  versetzt  oder  entlassen  werden.  Erste  und  einzige  In- 
stanz ist  der  Disziplinarhof,  welcher  aus  5  richterlichen  und  5  anderen 
Staatsbeamten  besteht. 

Bei  den  auf  Kündigung  Angestellten  ist  zur  Strafversetzung 
oder  gleichbaldiger  Entlassung  —  auf  ein  vorgängiges  Gutachten 
der  dem  Beamten  vorgesetzten  Kollegialbehörde  —  der  König,  bezw. 
diejenige  Behörde,  welche  die  Anstellung  verfügt  oder  bestätigt  hat, 
zuständig.  Ein  Rekurs  ist  ausgeschlossen,  jedoch  gegen  die  sofort 
eintretenden  vermögensrechtlichen  Folgen  der  Entlassung  oder  Straf- 
versetzung (Gehaltsverlust  etc.)  eine  Beschwerde  bis  zum  Verwaltungs- 
gerichtshof zulässig. 

Die  auf  Widerruf  Angestellten  können  jederzeit  sofort  ent- 
lassen werden. 

Seinerseits  kann  jeder  Beamte  den  Dienst  kündigen,  ist  aber 
verpflichtet,  die  Geschäfte,  bis  für  deren  anderweite  Wahrnehmung 
gesorgt  ist,  fortzuführen,  jedoch  nicht  länger  als  ein  Vierteljahr 
(Beamtenges.  Art.  21). 

2.  Bei  dem  mit  dem  Amte  verbundenen  Diensteinkommen 
sind  zu  unterscheiden  (Beamtenges.  Art.  11): 

1.  der  Gehalt,  2.  etwaige  Zulagen,  3.  die  Nebenbezüge,  welche 
letztere  a)  teils  einen  Ersatz  für  Dienstaufwand  bilden,  wie  Pferds- 
rationen, Kanzleikosten,  Gehalte  für  Gehilfen,  Gebühren  für  Schreib- 
materialien, Diäten  und  Reisekosten  für  Amtsreisen  etc.,  b)  teils 
Amtsemolumente  sind,  wie  Amtswohnungen,  Mietzinsentschädigungen, 
Gebühren,  Unterrichtsgelder  u.  s.  w.  Die  Zulagen  und  Nebenbezüge 
(Ziif.  2  und  3),  sowie  die  mit  einem  dem  Beamten  übertragenen 
Nebenamt  verbundenen  Diensteinkünfte  sind  nicht  pensionsberechtigt, 
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sofern  sie  nicht  ausdrücklich  durch  Gesetz  oder  Verabschiedung  als 
solche  erklärt  sind.  Die  Zahlung  des  Gehalts;  sowie  der  etwaigen 
Zulagen  und  Nebenbezüge  erfolgt  monatlich  im  voraus  (B.G.  Art.  12), 
der  übrigen  Diensteinkommensteile  monatlich  oder  vierteljährlich  nach- 
träglich (postnumerando).  Die  Zahlung  des  Gehalts  hört  auf  im 
Fall  der  Quieszierung  (zeitlicher  Ruhestand)  und  der  Pensionierung 
(bleibender  Ruhestand)  mit  dem  letzten  des  auf  die  Eröffnung  der  er- 
folgten Versetzung  in  den  Ruhestand  folgenden  Monats  (Art.  24,  49), 
im  Fall  des  Todes  des  Beamten  mit  dem  letzten  des  Sterbemonats 
(Art.  54).  Im  Fall  der  Suspension  (vorläufige  Dienstenthebung)  wird 
vom  Ablauf  des  Monats  an ,  in  welchem  sie  verfügt  ist ,  die  Hälfte 
des  Gehalts  und  etwaiger  Zulagen  innebehalten  (Art.  111).  Im  Fall 
einer  6  Monate  übersteigenden  Krankheitsdauer  hat  der  Beamte  die 
Stellvertretungskosten  bis  zum  Betrag  des  Gehaltsdrittels,  bezw.  seines 
eventuellen  Ruhegehaltes  zu  bestreiten  (Art.  18).  Im  übrigen  hört 
das  Diensteinkommen  mit  Beendigung  des  aktiven  Dienstverhältnisses 
auf.  Doch  verbleibt  der  Genuss  einer  Dienstwohnung  dem  pensions- 
berechtigten Beamten  nach  der  Eröffnung  der  diesfälligen  Entschei- 
dung und  der  hinterbliebenen  Familie  eines  mit  Pensionsberechtigung 
oder  auf  Kündigung  Angestellten  vom  Todestag  des  letzteren  an 
noch  45  Tage  (Art.  14). 

3.  Eng  an  die  dienstrechtliche  Stellung  schliesst  sich  die  Rege- 
lung des  Pensionswesens  an.  Abweichend  vom  Reichsbeamtengesetz, 
das  ausser  den  lebenslänglichen  auch  den  kündbar  oder  widerruflich 
etatsmässig  angestellten  Beamten  Pension  in  Aussicht  stellt,  gewährt 
das  württembergische  Recht  einen  Anspruch  auf  Ruhegehalt  im  Fall 
der  Versetzung  in  den  zeitlichen  oder  bleibenden  Ruhestand,  sowie 
einen  Anspruch  auf  eine  Pension  für  die  Witwe  oder  unversorgten 
Kinder  nur  den  auf  Lebenszeit  angestellten  Beamten,  sowie  den 
Ministern  und  übrigen  Mitgliedern  des  Geheimenrats.  Die  Ruhe- 
gehalte bewegen  sich  von  40  Prozent  des  Gehalts  (im  angetretenen 
10.  Dienstjahr)  bis  92^/2,  bezw.  85  Prozent  (je  nachdem  der  Gehalt 
unter  oder  über  2400  M.  beträgt).  Zur  Hinterbliebenenversorgung 
haben  die  Beamten  Witwenkassenbeiträge  (25  Prozent  des  Gehalts 
als  Eintrittsgeld,  2  Prozent  des  Gehalts,  Wartegelds  oder  Ruhegehalts 
als  Jahresbeitrag)  zu  leisten. 

Den  auf  Kündigung  oder  Widerruf  angestellten  Beamten  können 
im  Fall  der  Dienstunfähigkeit  nach  dem  Grad  ihrer  Bedürftigkeit 
Unterstützungen  aus   der  Staatskasse  bewilligt  werden  (Beamtenges. 


fi  Hermann  Zeller, 

Art.  32).  Für  die  überaus  zahlreiche  Klasse  derartiger  Angestellten 
bei  den  Verkehrsanstalten  besteht  übrigens  (Gresetz  vom  2.  Oktober 
1845)  der  staatlich  unterstützte  und  beaufsichtigte  „Unterstützungs- 
verein für  Augestellte  der  Verkehrsanstalten  und  ihre  Hinterbliebenen", 
welcher  aus  den  Mitteln  seiner  Mitgliederbeiträge  (10  Prozent  Ein- 
trittsgeld, 3  Prozent  Jahresbeitrag),  eines  namhaften  Staatszuschusses 
und  eines  allmählich  gesammelten  Kapitalvermögens  seinen  Kassen- 
mitgliedern dieselben  Ruhegehalte,  bezw.  Hinterbliebenenpensionen 
gewährt,  wie  das  Beamtengesetz  den  auf  Lebenszeit  Angestellten.  Die 
übrigen  auf  Kündigung  oder  Widerruf  Angestellten  erhalten  im  Fall 
der  Dienstunfähigkeit  für  sich,  bezw.  im  Todesfall  für  ihre  Hinter- 
bliebenen ebenfalls,  wenn  nicht  disziplinare  Gründe  entgegenstehen, 
in  der  Regel  Unterstützungen  aus  dem  allgemeinen  Gratialienfonds 
oder,  wenn  es  sich  um  Diener  der  Steuer-  oder  Zollverwaltung  handelt, 
aus  der  Steuerdienerunterstützungskasse. 

2.  Zahl  der  Beamten  in  den  einzelnen  Staatsverwaltungs- 
zweigen. 
Die  Zahl  sämtlicher  Staatsdiener  ist  auf  1.  April  1889  nach 
dem  Entwurf  des  Etats  auf  12,525  festgestellt  und  diese  Zahl  bei 
der  Besoldungsaufbesserung  zu  Grund  gelegt  worden  ^).  Hiervon 
wären  12  Stellen  von  KameralamtskassiereU;  welche  im  Entwurf  des 
Etats  eingestellt  waren,  ständischerseits  aber  nicht  bewilligt  wurden, 
abzusetzen;  die  Absetzung  ist  aber  um  der  damit  verbundenen  Um- 
ständlichkeiten willen,  besonders  bei  den  Prozentberechnungen,  in 
den  folgenden  Tabellen  unterblieben.  Ferner  sind  in  den  nach- 
stehenden Zahlen,  soweit  nichts  anderes  ausdrücklich  bemerkt  ist, 
von  den  Ministern,  welche  eine  Aufbesserung  nicht  erhalten  haben 
und  daher  in  der  Zahl  von  12,525  Beamten  nicht  inbegriffen  sind, 
die  5  Minister  des  Zivilverwaltungsdienstes  mitgerechnet.  Auch  die 
bei  der  Besoldungsaufbesserung  mit  den  Staatsdienern  gleichbehan- 
delten Angehörigen  des  Kirchendienstes  (s.  u.  S.  29,  30)  sind  in  den 
folgenden  Tabellen  lA  bis  C  mitenthalten. 


*)  Siehe  Vorlage  betr.  die  Allg.  Besoldungsaufbesserung,  Verb.  d.  Abg.K. 
1889,  II,  B.-B.  S.  2351  ff.  Was  die  nur  im  Nebenberuf  Angestellten  und  Ver- 
wendeten betrifft,  so  sind  es  1738  nichtberufsmässige  Oi-tssteuerbeamte  und 
Kameralamtsunterpfleger  und  183  Postagenten,  15  Postbesorger,  342  Privatpost- 
Gehilfen  und  -Gehilfinnen,  123  Postfuhruntemehmer,  153ü  Landpostboten,  339 
Privat-Unterbedienstete,  319  Privatpostillone. 
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Es  beträgt  nun  hiernach  die  Zahl  der  Beamten: 


A.  Bei  Zentralstellen. 


Tab.  lA. 


Kategorie  der  Beamten 


Co    ü 


St« 

'.2  N  ^§  ? 

-SS"** 

:e3M   JS  12  ^-,  c? 


•HS 


OQ  N 


Ver- 
kehrs- 

an- 
stalten 


SS 


p<  1.2  CS 
5  w-" 


flH      P 


lä^  a 


I.MitPensionsberechtigung, 

a)  Nach  der  Verf.-Urk.  §  57. 

Minister 

Mitglieder  des  Geheimen  Rats    . 

Zus.  a 

b)  Nach  dem  Beamtengesetz. 

Präsidenten      . 

Direktoren    der   Kollegien    und 

diesen  gleichgestellte  Beamte') 

Ministerialräte  etc.  ^)     .     .     .     . 

Kollegialräte  etc.  ^) 

Assessoren,  Landrichter,  Staats- 
anwälte     

Expeditoren,  Oberpostsekretäre*) 

Kanzlisten 

Hilfsstaatsanwälte 

Gesandte 

Oberbeamte  d.  Verkehrsanstalten 

Sonstige  Aufsichtsbeamte  d.  Ver- 
kehrsanstalten ^)    

Techniker  beim  techn.  Bureau ^) 

Eisenbahn-,  Post-  u.  Telegraphen- 
sekretäre '') 

Staatskassiere 

Staatskassenkontrolleure   .     .     . 

Zus.  L 
IL  Auf  Kündigung. 
Kopisten 


Sonstige  Verwaltungs-  u.  Kanzlei 
gehilfen®) 

Technisches  Hilfspersonal®)  . 

Hausmeister ,  Hausverwalter 
Diener,  Aufwärter '")     .     . 

Landgerichtsschreiber  etc. ' ') 

Zus.  II 
HI.  Auf  Widerruf. 
HilfspersonaP^) 

Summe  A 


10 


11 


1  — 


26 


28 


220 


38 


18 


91 


31 


188 


90 


1 


9 

3 
4   39 


95 


40 


10 


33  311 


25  278  135 


109 


12 


17 


47 


29 


11 


35 

10 

108 
12 


186 

17 
5 

19 


41 


—    13     16 


10 


34 

63 

174 

78 

294 

59 

8 

4 

18 

6 
31 

120 


910 


94 

62 
30 

105 
27 


318 


138 


58  240  1244 
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Hermann  Zeller, 


B.  Im  äussern  Dienst. 


Tab.  IB. 


>ti 


Kategorie  der  Beamten 


I. 

Auf 
Lebens- 
zeit 


IL 
Auf 
Kün- 
digung 


III. 
Auf 
Wider- 
ruf 


Zu- 
sammen 


17 

18 
19 
20 

21 
22 
23 
24 

25 


26 
27 
28 
29 
30 


Jnstizdepartement. 

I.    Amtsgerichte. 

Amtsrichter^) 

Amtsgerichtsschreiber  ^) 

Amtsgerichtsdiener  u.  Gefängnisaufsicht 
Gerichts-  und  Amtsnotare 

IL  Strafanstalten. 

Gefängnisvorstände 

Geistliche  und  Lehrer 

Inspektoren,  Hausmeister,  sonstiges  Ver- 
waltungshilfspersonal      

Oberaufseher,  Aufseher,  21  Aufseherinnen 
Zus.  Justizdepartement 

Terkehrsanstalten. 

Eisenbahnen  u.  Bodenseedampfschiffahrt. 
I.  Eisenbahnbauwesen. 

Bauinspektoren  ^) 

Technische  Expeditoren '') 

IL  Werkstätteverwaltung. 

Vorstände 

Technische  Expeditoren^) 

Kanzleihilfspersonal '^) 

Werkführer  und  Aufseher') 

Portiers  (vgl.  unten  Ziff.  25)      .     .     .     . 
Weichenwärter  (vgl.  unten  Ziff.  30)  .     . 

III.  Stationsdienst. 

Betriebsinspektoren 

Betriebsinspektionsassistenten*)      .     .     . 

Bahnhofverwalter  I.  Kl 

Bahnhofverwalter  II.  KL,  Güterverwalter, 

Bahnhofkassiere  etc.®) 

Stationsmeister,  Billetkassiere    .... 

Eisenbahnassistenten '°) 

Expedienten") 

Bahnhof-  Oberaufseher ,     Aufseher    (vgl. 

Ziff.  14)    

Portiers  (vgl.  Ziff.  15) 

IV.  Fahrdienst. 
Zugmeister,  Schaffner,  Wagenwärter 

Güterschaffner,  Bremser 

Lokomotivführer 

Heizer 

Weichenwärter  (vgl.  Ziff.  16)     ...     . 

474 


131 

— 

— 

114 

— 

66 

163 

— 

6 

— 

9 

— 

19 

— 

207 

300 


30 

7 


13 
15 
32 


415 


15 
15 

7 


119 
198 

38 
268 

83 
30 


527 
276 


474 


241 


715 


37 


47 


798 


146  f 

—  /    1775 

253  \ 

573  1 
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>-l 

Kategorie  der  Beamten 

I. 

Auf 
Lebens- 
zeit 

n. 

Auf 
Kün- 
digung 

HI. 
Auf 
Wider- 
ruf 

Zu- 
sammen 

V.   Bahnbewachung   und    Unter- 
haltung. 

31 
32 

Bahnmeister  (vgl  Tab.  lA,  20)      ... 
Bahn-,  Tunnel-,  Brückenwärter      .     .     . 

VI.  Dampfschiffahrt. 

20 

45 

1166 

1231 

33 
31 

Verwaltungspersonal  ^^) 

Werftmeister 

— 

4 
1 

22 



33 

60 

35 

SchiifspersonaP^) 

Zus.  Eisenbahnen 

128 

1648 

2172 

3948 

36 
37 

38 
39 

Posten  nnd  Telegraphen. 
Oberpostmeister  (vgl.  Tab.  lA,  13)    .     . 
Oberpostsekretäre  (vgl.  Tab.  lA,  8)  .     . 
Post-Sekretäre,  -Meister,  -Verwalter'*)   . 
Postexpeditoren 

14 

18 

304 

1 

30 
139 
134 

17 

67 
752 

~   1 

1 

40 

Postassistenten  ' 

1466 

41 

Telegraphen-Aufsichtsbeamte   und  -Vor- 
stände '^) 

1 

42 
43 

Obertelegraphisten  und  Telegraphisten '") 
Unterbedienstete  (vgl.  Tab.  lA,  21)  .     . 

Zus.  Posten 

1 

/ 

337 

1129 

— 

1466 

Departement  des  Innern. 

I.  Bezirksverwaltung. 

44 
45 
46 

Oberamtmänner'') 

Zweite  Beamte  (Amtmänner,  Aktuare  '*) 
Oberamtsdiener 

64 
69 

2 

67 

— 

202 

47 

48 

IL  Landjägerkorps. 

Kommandeur  und  Offiziere 

Mannschaft 

4 

— 

556 

560 

III.  Arbeitshäuser. 

49 

1  Vorstand,  12  Aufseher,  1  Hausmeister 
IV.  Gesundheitswesen. 

1 

12 

1 

14 

50 
51 
52 
53 
54 
55 
56 
57 

64  Oberamtsärzte,  1  Zentralimpfarzt 
Landeshebammenschule,  Aerzte      .     .     . 
„                       Verwalter    .     . 
„                       Oberhebammen 

Irrenanstalten,  Aerzte  '®) 

,              Verwaltungspersonal  .     . 
,              Oberwärter,  -Wärterinnen 
„              sonstiges  Hilfspersonal    . 

V.  Pflege  der  Landwirtschaft. 

65 
1 

4 

6 

1 
1 

2 
4 

6 

8 

1 
( 

98 

58 
59 

60 

Landgestüte  ^") 

Landwirtschaftsinspektoren 

Techniker  21) 

3 
2 

5 
4 

1 
-     / 

1  \ 

16 

61 

Redakteur  des  landw.  Wochenblatts 

VI.  Pflege  von  Gewerbe  u.  Handel. 

62 

Musterlager,  Bibliothek  etc 

— 

10 

10 

12 


Hermann  Zeller, 


to 
eS 


Kategorie  der  Beamten 


I. 

Auf 
Lebens- 
zeit 


IL 
Auf 
Kün- 
digung 


IIL 
Auf 
Wider- 
ruf 


Zu- 
sammen 


63 
64 
65 
66 


67 
68 


69 
70 
71 
72 
73 
74 


75 

76 

77 

78 
79 
80 
81 
82 

83 
84 
85 

86 
87 


88 

89 
90 

91 
92 


VIL  Strassen,  Flüsse,  Kanäle. 

Bauinspektoren 

Technische  Expeditoren 

Strassen-  und  Flussmeister 

Strassen-,  Fluss-  und  Schleusenwärter    . 
Zus.  Dep.  d.  Innern 
Knltdepartement. 
I.  Kirchen. 
Evangelische,  Generalsuperintendenten  . 
Katholische,   bisch.  Ordinariat,  Priester- 
seminar ^^)     

IL  Universität, 
einschl.  des  ev.-theol.  Seminars  und  des 

kathol.  Wilhelmsstifts. 
Kanzler  und  Verwaltungsbeamte  ^*)   . 
Professoren,  52  ord.,  11  ausserord.    . 
Hilfslehrer,  Assistenzärzte  etc.  .     .     . 
Technisches   Hilfspersonal,    Gärtner  etc 
Pedellen,  Hausmeister,  Diener  etc. 
Haus-    und   Wirtschaftspersonal   in    den 
Krankenhäusern 


III.  Gelehrten-  und  Realschulen, 
einschl.  der  niedem  ev.-theol.  Seminare. 
Gymnasien,  ev.-theol.  Seminare,  Lyceen 
„  Vorstände      .     .     .     .     .     . 

„  Professoren   (an  ob,  Klass.) 

„  Hauptlehrer  an  mittl.  u.  unt. 

Klassen     

Lateinschulen,  Präzeptoren 

„  Kollaboratoren   .     .     .     . 

Realanstalten,  Bürgerschule,  Vorstände 

„  Professoren  an  ob.  Klassen 

,  Hauptlehrer  an  mittl.  u.  unt. 

Klassen 

Realschulen,  Reallehrer 

„  Kollaboratoren       .     .     .     . 

Fachlehrer   (Zeichen-    etc.).    Elementar-, 

sonstige  Bülfslehrer 

Tumlehrer-Bildungsanstalt 

Diener 


IV.  Landwirtschaftliche   Schulen. 
Akademie  Hohenheim,  Vorstand  u.  Haupt- 
lehrer  .     .     .     . 
,  „  Hilfslehrer,  Assist. 

,  ,;  Verwaltungsper- 

sonaP*)     .     .     . 
Diener     .     .     .     . 
Tierarzneischule,  Vorstand  u.  Hauptlehrer 

476 


16 
9 


23 

96 

158 
65 
37 
14 
30 

110 
74 

18 

111 

2 


10 

2 
6 


35 
1045 


1121 


16 


244        1184 


6 
21 


D 

63 


593 


31 

1 

23 


70 
25 


2021 

6 
26 


30 
20 
27 


209 


843 


_M 


34 
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Kategorie  der  Beamten 


I. 
Auf 
Lebens- 
zeit 


IL 
Auf 
Kün- 
digung 


IIL 
Auf 
Wider- 
ruf 


Zu- 
sammen 


Tierarzneischule,  Hilfslehrer       .... 

,  technisches      Hilfsper- 

•  sonal,  Diener  .     .     . 

Acker-,  Weinbau-Winterschulen,   Lehrer 

dto.     technisches  Hilfspersonal  .     .     . 

V.  Polytechnikum. 

Hauptlehrer,  26  Prof.,  1  Fachlehrer  .     . 

Hilfslehrer,  4  Repetenten,  3  Assistenten 

Verwaltungspersonal 

Technisches  Hilfspersonal,  Diener      .     . 

VI.  Baugewerkeschule. 
Vorstand  und  Hauptlehrer,   1  Assistent 

Verwaltungsgehilfe 

Diener 

VII.  Kunst-  und  Kunstgewerbe- 

schule. 

Lehrer  ^^) 

Diener     

VIII.  .Wissensch.  Sammlungen. 

Vorstände ,     Bibliothekare ,      Konserva- 
toren etc.  ^*) 

VerwaltungspersonaP') 

4  Diener,  1  Buchbinder 

IX.  Schullehrerseminarien. 

Vorstände^*),  Lehrer 

Diener 

X.  Mädchenschulwesen. 
Vorstände  und  Hauptlehrer''*)  .     .     .     . 
Sonstiges  Lehrerpersonal  ^°) 

XL  Waisenhäuser,  Taubstummen- 

und  Blindenanstalten. 
Vorstände,  Lehrer  und  Verwalter**) 
Diener 

Zus.  Kultdep. 
Finanzdepartement. 

I.  Kameral-,  Steuer-  und  Zoll- 
verwaltung. 
Vorstände  der  (63)  Kameral-,  (5)  Haupt- 
steuer- und  Hauptzollämter   .     .     .     . 
Zweite  Beamte  bei  denselben*^)     .     .     . 
Zollverwalter,   Umgeldskommissäre  etc., 

1  Steuerkommissär 

Assistenten  der  Zoll-  und  Steuerverwaltung 
Stadtumgelder,  Ortssteuerbeamte**)  .  . 
63  Kameralamts-,  17  Zollamtsdiener  .  . 
Steueraufsichtspersonal  (militärisch)**)  . 

4.n 


27 
1 

24 
18 


11 
5 


36 


17 
5 


16 


1015 


68 
66 

58 


4 

2 

10 


7 
4 

23 

6 


19 
3 


259 


24 


51 
194 

80 


1  \ 


28 


47 


27 


21 


28 


67 


24 


45 


131         1405 


848 


307 
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So 


Kategorie  der  Beamten 


I. 

Auf 
Lebens- 
zeit 


IL 
Auf 
Kün- 
digung 


IIL 
Auf 
Wider- 
ruf 


Zu- 
sammen 


122 
123 
124 
125 


126 
127 

128 
129 

130 
131 
132 

133 
134 
135 
136 
137 


138 
139 


IL  Bauverwaltung. 

Bauinspektoren 

Technische  Expeditoren'^) 

Bauamtsassistenten  ^^) 

Schloss-   und   Parkdienerpersonal   (Lud- 
wigsburg)       

III.  Forstverwaltung. 

Forstmeister 

Oberförster 

16  Forstamts-,   45  Revieramtsassistenten 
Baupersonal   (1   Bauinspektor,    1   Weg- 
meister, 1  Obergeometer) 

1  Holzverwalter,  1  Gehilfe,  1  Holzmesser 

Forstamtsdiener 

Forstschutzpersonal 

IV.  Hütten-  u.  Salinenverwaltung. 
Verwalter,  Inspektoren,  Assistenten  etc.^*) 

Kassiere  . 

Kanzleipersonal 

Magaziniers,  Platzmeister  etc.,  Chemiker 
Diener 

V.  Badverwaltung. 
Inspektor  und  Badkassier     .     .     .     .     . 

Aerzte 

Zus.  Finanzdep. 
Summe  B 


15 
12 


16 

147 
16 

1 
1 


30 
5 


5 
5 

45 

1 
1 

5 
512 


5 

16 

2 


39 


1 
1 

34 


781 


-l 


59 


435 


948 


348 


1731 


2459 


5583 


3244     1  11,286 


Im  ganzen  sind  angestellt: 

C.  bei  Zentralstellen  nnd  im  äussern  Dienst  zusammen:  Tabelle  ic. 


Kategorie  der  Beamten 


I. 
Mit  Pen- 
sions- 
recht 


IL 
Auf 
Kün- 
digung 


m. 

Auf 
Wider- 
ruf 


Zu- 
sammen. 


•1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 
10 
11 


Geheimer  Rat .     .     . 

Verwaltungsgerichtshof 

Ständische  Kanzlei 

Staatsschuldenzahlungskasse      .     .     .     . 

Justizdepartement 

Dep.  der  ausw.  Angel.,  pol.  Abt.  .     .     . 

„       „     Eisenbahnen 

„      „     Post  und  Telegraphen     .     .     . 

„    des  Innern 

Kultdepartement 

Finanzdepartement 

Hauptsumme 

478 


10 

4 

5 

28 

520 

18 

316 

432 

353 

1062 

621 


1 
1 
3 

5 

506 

6 

1738 

1169 

1213 

270 

989 


1 

2172 

593 
131 
361 


11 
5 

10 

33 
1026 

25 
4226 
1601 
2159 
1463 
1971 


3369  I  5901  I  3260 


12,530 
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Anmerknngen  zu  Tabelle  lA  und  IB. 

Zu  Tab.  lA. 

1)  Ziff.  4.  Den  Direktoren  sind  gleichgestellt:  die  Senatspräsidenten  des  Oberlandes- 
gerichts, die  Landgerichtspräsidenten  und  der  Oberstaatsanwalt. 

2)  Ziff.  5.  Den  Ministerialräten  stehen  gleich:  die  Ober-  (Regierungs-,  Finanz-,  Bau-, 
Forst-)  Räte,  die  Oberlandesgerichtsräte,  Landgerichtsdirektoren,  ein  Teil  der  L  Staatsanwälte, 
der  Oberverwaltungsgerichtsrat. 

3)  Ziff.  6.  Den  Kollegialräten  stehen  gleich:  die  Landgerichtsräte  und  ein  Teil  der 
I.  Staatsanwälte. 

Das  Departement  des  Innern  zählt  31  Kollegialräte,  7  Mitglieder  des  Medizinalkollegiums 
und  1  (nichtpensionsberechtigter)  Rat  der  Zentralleitung  des  Wohlthätigkeitsvereins. 

*)  Ziff.  8.  Zu  den  Expeditoren  zählen  auch  die  26  Buchhalter  der  Staatsschulden- 
zahlungskasse. 

Von  den  im  ganzen  77  Expeditoren  und  Oberpostsekretäreh  der  Verkehrsanstalten  sind 
18  Oberpostsekretäre  im  äussern  Dienst  verwendet;  s.  Tab.'IB  37. 

5)  Ziff.  13.  Nämlich  1  Montierungsverwalter  und  5  Postinspektoren,  welche  mit  den 
Oberpostmeistem  (Tab.  IB  3b)  roulieren.  ^ 

6)  Ziff.  14.  Nämlich  2  Bauinspektoren  (s.  Tab.  IB,  9),  27  technische  Expeditoren  (von  im 
ganzen  37,  vgl.  Tab.  IB,  10,  12)  und  2  Obergeometer. 

^)  Ziff.  15.  Nämlich  80  Eisenbahn-,  2  Telegi-aphen-  (Tab.  IB,  41)  und  38  Postsekretäre 
(vgl.  Tab.  IB,  38). 

8)  Ziff.  19.  Bei  den  Eisenbahnen  sind  hierher  gezählt:  37  Eisenbahnassistenten  (s, 
Tab.  IB,  22),  2  Buchhalter  und  l  Mat.- Verwalter  (s.  Tab.  IB,  20),  5  Expedienten  (s.  Tab.  IB,  23). 

Bei  den  Posten:  4  Bureaubeamte  der  Druckerei  und  des  Postinventardepots,  l  Ver- 
walter und  1  Buchhalter  der  Telegraphenwerkstätte  (Tab.  I B,  41)  und  3  Telegraphenassistenten 
(Tab.  IB,  42). 

9)  Ziff.  20.  Nämlich:  13  technische  Bureauassistenten,  2  Bahnmeister  (Tab.  IB,  31), 
3  Aufseher,  4  Werkführer,  8  Telegraphenaufseher. 

10)  Ziff.  21.    Darunter  8  Postunterbedienstete  (Tab.  I B,  43). 

11)  Ziff.  22.  Im  ganzen  40  mit  einander  roulierende  Beamte,  wovon  18  Landgerichts- 
schreiber, 9  Kanzleigehilfen  bei  Staatsanwaltschaften  und  13  als  Amtsgerichtsschreiber  thätige 
Beamte. 

12)  Ziff.  23.  Nämlich:  1  Rechnungsbeamter  bei  dem  Ministerium  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten, 1  Hilfsbeamter  des  ständischen  Archivs,  12  Lithographen  und  Drucker,  1  Zu- 
schneider und  1  Heizer. 

Zu  Tab.  IB. 

1)  Ziff.  1.  Zwei  dienstaufsichtführende  Amtsrichter  roulieren  mit  den  Landgerichtsräten, 
sind  aber  hier  gezählt. 

2)  Ziff  2.  Nämlich:  13  mit  den  Landgerichtsschreibem  Roulierende,  100  Amtsgerichts- 
schreiber, 1  Kanzleigehilfe. 

~~  3)  Ziff  9.    Im  ganzen  32  (vgl.  Tab.  lA,  14). 

*)  Ziff.  10.    Von  im  ganzen  37  hierher  7  (vgl.  Tab.  lA,  14). 

5)  Ziff.  12.    Von  im  ganzen  37  hierher  3  (vgl.  Tab.  lA,  14). 

6)  Ziff.  13.    Nämlich :  5  Buchhalter  (vgl.  unten  Ziff'.  20)  und  10  Expedienten  (unten  Ziff.  23). 
■>)  Ziff.  14.    Nämlich :  15  Werkftihrer,  wovon  1  pensionsberechtigt,  1  Aufseher  (vgl.  unten 

Ziff.  24). 

8)  Ziff.  18.    Im  ganzen  16,  wovon  15  hierher,  1  unten  Ziff.  33. 

9)  Ziff.  20.  In  dieser  Kategorie  roulieren  130  Beamte,  wovon  121  hier,  3  bei  der  Zentral- 
verwaltung (Tab.  lA,  19),  5  bei  den  Werkstätten  (Tab.  IB,  13),  1  bei  der  Dampfschiffahrt 
(unten  Ziff.  33)  verwendet. 

10)  Ziff.  22.    Im  ganzen  75  Eisenbahnassistenten,  wovon  37  oben  Tab.  lA,  19,  38  hierher. 

11)  Ziff.  23.  Im  ganzen  284  Expedienten,  wovon  268  hierher,  10  bei  den  Werkstätten 
(oben  Ziff.  13),  5  bei  der  Zentralverwaltung  (Tab.  lA,  19)  und  l  bei  der  Dampfschiffahrt  (unten 
Ziff.  33). 

12)  Ziff.  33.  Nämlich:  1  Inspektionsassistent  (oben  Ziff.  18),  1  Buchhalter  (oben  Ziff.  20)> 
1  Expedient  (oben  Ziff.  23),  1  Diener. 
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13)  Ziff.  35.  Nämlich:  5  Kapitäne,  17  Steuermänner  und  Maschinisten,  33  Heizer  und 
Matrosen. 

1*)  Ziff.  38.  Im  ganzen  303  Postsekretäre,  wovon  38  bei  der  Zentralverwaltung  (Tab.  I A, 
16),  39  Postmeister,  30  Postverwalter. 

15)  Ziff.  41.  Mit  diesen  17  Beamten  roulieren  2  Telegraphensekretäre  (Tab.  lA,  15), 
1  Verwalter  und  1  Buchhalter  der  Telegraphenwerkstätte  (Tab.  lA,  19). 

16)  ziff'.  42.    Im  ganzen  60,  wovon  57  hier,  3  oben  Tab.  lA,  19. 
1')  Ziff.  44.    Zwei  derselben  roulieren  bei  den  Kollegialräten. 

18)  Ziff.  45.  Zwei  derselben  rouliren  mit  den  Assessoren.  Die  Oberamtsaktuare  sind 
auf  Kündigung  angestellt. 

1")  Ziff.  54.    Nämlich:  3  Vorstände,  1  Sekundärarzt,  4  Assistenzärzte  (auf  Kündigung). 

20)  Ziff.  58.  Nämlich:  1  Land'oberstallmeister,  1  Obertierarzt,  1  Kassier,  5  Gestütshof- 
aufseher (auf  Kündigung),  l  Hufschmied  (auf  Widerruf). 

21)  Ziff.  60.    1  Kulturingenieur,  1  Teclmiker  für  das  Wasserversorgungswesen. 

22)  Ziff.  68.  Nämlich:  1  Domdekan,  6  Domkapitulare ,  6  Dompräbendare ,  1  Syndikus, 
3  Kanzleibeamte,  2  Kanzlisten;  1  Eegens  und  l  Subregens  des  Priesterseminars,  5  Diener. 

23)  Ziff.  69.    1  Kanzler,   1  Amtmann,   1  Kassier,   1  Oekonomieverwalter ,   1  Kanzlist, 

1  Kopist. 

24)  Ziff.  90.    Nämlich:  1  Sekretär,  1  Kassier,  1  Buchhalter,  2  Verwaltungsgehilfen. 

25)  Ziff.  104.  Kunstschule :  l  Vorstand,  5  Professoren,  1  Kupferstichlehrer,  3  Fach-  und 
Hilfslehrer;  Kunstgewerbeschule:  6  Lehrer. 

26)  Ziff.  106.  7  Bibliothekare  in  Stuttgart  und  Tübingen ,  2  Bibliothekassistenten  (auf 
Kündigung),   1  Vorstand  der  Altertümersammlung,   2  Konservatoren,   3  Präparatoren  (wovon 

2  auf  Kündigung),  y  Assistenten  des  Naturalienkabinetts  (auf  Kündigung). 

27)  Ziff.  107.  1  Expeditor  und  3  Sekretäre  bei  der  Bibliothek  Stuttgart,  1  Verwaltungs- 
beamter bei  der  Kunstsammlung. 

28)  Ziff.  109.  6  Vorstände,  6  zweite  Ilauptlehrer,  24  Oberlehrer,  23  Volksschullehrer 
<auf  Kündigung),  2  Tumaufseher  (auf  WideiTuf). 

29)  Ziff.  111.  1  Rektor  am  Lehrerinnenseminar,  5  Rektoren  und  11  Professoren  an 
höheren  Mädchenscliulen. 

30)  Ziff.  112.  2  Gouvernanten  am  höheren  Lehrerinnenseminar ;  ferner  am  Lehrerinnen- 
seminar :  1  Oberlehrer ,  1  Musiklehrer ,  l  Unterlehrer  (auf  Kündigung) ,  1  Lehrerin ,  1  Hilfs- 
lehrerin (auf  Kündigung). 

31)  Ziff.  113.  Waisenhäuser:  2  Vorstände,  1  Oekonomieverwalter,  3  Oberlehrer, 
10  Unterlehrer  und  Aufseher  (auf  Kündigung) ,  3  Lehrtrauen  (auf  Widerruf) ,  1  Aufseherin  (auf 
Widerruf) ; 

Blinden-  und  Taubstummenanstalten :  1  Oberinspektor,  9  Oberlehrer,  9  Unterlehrer  und 
Lehrgehilfen  (auf  Kündigung),  2  Aufseherinnen  und  l  Arbeitslehrerin  (je  auf  Widerruf). 

32)  Ziff.  116.  84  (infolge  Etatsverabschiedung  1889/91  jetzt  nur  72)  KameraJamts- 
buchhalter  und  Kassiere,  wovon  24  auf  Kündigung  und  6  Hauptzoll(steuer)verwalter ,  zus. 
90  Beamte. 

33)  zift'.  119.  1  Kopist  des  Hauptsteueramts  Stuttgart,  190  berufsmässige  Ortssteuer- 
beamte, 3  Zolleinnehmer. 

34)  Ziff.  121.  56  Revisions-,  Zucker-  und  Salzsteueraufseher,  30  Steuerwachtmeister, 
187  Steuerwächter,  31  Grenzwächter. 

35)  Ziff.  123  u.  124.  Infolge  Etatsverabschiedung  1889/91  jetzt  8  technische  Expeditoren 
und  9  Bauamtsassistenten. 

3B)  Ziff.  133.    10  Verwalter,  5  Inspektoren,  14  Assistenten,  1  Münzmeister. 


Schon  ein  flüchtiger  Blick  auf  Tabelle  IC  zeigt,  dass  nahezu 
die  Hälfte  der  Beamten  (5827  =  46,5  Prozent)  auf  die  Verkehrs- 
anstalten entfällt.  Wie  sich  überhaupt  die  Beamten  auf  die  ver- 
schiedenen Hauptverwaltungszweige  verteilen,  zeigt  folgende 
Auszählung.     Es  entfallen: 
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Tab.  II. 


auf 

'03 

S3 

auf 

'S 

60 

« 

&0 

1.  Geheimer  Rat,  Verwal- 

7.  Schule,  Kunst,  Wissen- 

tungpgerichtshof, Ver- 

schaft : 

tretung  nach  aussen, 

a)  Kultdepartement 

1431 

Landtag 

— 

43 

b)  Staatsarchiv     (Dep. 

2.  Rechtspflege  und  Straf- 

der ausw.  Angel.)   . 

8 

anstalten  (Justizdep.) 

— 

1026 

c)  Statistik  u.  Landes- 

S. Polizeiverwaltung,i.w.S. 

kunde  (Finanzdep.) 

10 

1449 

a)  Ministerien,     Kreis- 

(Kultdep.:   ZiflF.  6  u.  7  a 

regierungen  .     .     . 

96 

1463  Beamte.) 

b)  Bezirksverwaltung  . 

202 

8.  Finanzwesen : 

c)  Laudjägerkorps   .     . 

5t)0 

a)  Finanzministerium, 

d)  Arbeitshäuser      .     . 

14 

Staatskassenvei-wal- 

e)  Wohlthcätigkeit,  Zen- 

tung  

30 

tralleitung     .     .     . 

4 

876 

b)  Staatsschuldenver- 

4. Gesundheits-  und  Irren- 

waltung    .... 

33 

pflege  

— 

108 

c)  Oberrechn.- Kammer 

46 

5.  Materielle   Wohlfahrts- 

d) Kameral-,  Steuer-  u. 

pflege  : 

Zollverwaltung  .     . 

954 

1063 

a)  Landwirtschaft    .     . 

24 

9.  Bau-  u.  Badverwaltung 

52 

b)  Gewerbe  und  Handel 

19 

10.  Staatsgewerbe: 

c)  Strassen,  Flüsse,  Ka- 

a) Forstverwaltung  .     . 

806 

näle      

1132 

1175 

b)  Hütten  und  Salinen 

73 

879 

(Dep.  des  Innern :  Ziff.  3 — 5 

(Finanzdep.  Zifi".  7  c,  8a, 

2159  Beamte.) 

c,  d,  9,  10:    1971  B.) 

6.  Kirche  (evang.  General- 

11.  Verkehrsanstalten    .     . 

— 

5827 

superintendenten,kath. 

Summe 



12,530 

Domgeistlichkeit ,     bi- 

schöfl.    Kanzlei,    kath. 

Priesterseminar)      .     . 

— 

32 

Es  sind  somit  beschäftigt 
bei  den  Staatsbetrieben  (Verkehrs- 
anstalten, Forst-,  Bau-,  Bad-, 
Hütten-      und     Salinenverwal- 
tungen)     

für  Kirche,  Schule,  Wissenschaft 
für   die  Gesundheits-    und   Irren- 
pflege   

für     die      materielle     Wohlfahrt 
(Strassen,    Flüsse  etc.,    Land- 
wirtschaft, Gewerbe  und  Handel) 
für   die   eigentlichen  Regierungs- 
geschäfte (Justiz,  Polizei,  Finanz) 


6758  Beamte 
1481    , 

108 


1175 


53,94  Proz., 
11,82   „ 

0,86   „ 


3008 


=   9,38 


24,00 


Finanzarchiv.    VI.  Jahrg. 


wie  oben  12,530  Beamte 

481 


100,00    Proz. 
2 
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Hennann  Zeller, 


Dieses  starke  Vorherrschen  der  Beamten  der  Verkehrsanstalten, 
eines  Zweigs  der  Staatsverwaltung,  von  dessen  Entstehung  und  ge- 
waltiger Entwicklung  noch  die  jetzt  lebende  mittlere  Generation 
Zeuge  ist,  erklärt  zur  Genüge  das  oft  betonte  neuerliche  Anwachsen 
des  Beamtentums. 

Vergleicht  man  nämlich  die  jetzige  Zählung  mit 
früheren,  so  ergibt  sich  gegenüber  derjenigen  von  1873  (Württ. 
Jahrb.  1873  I,  S.  43)  mit  10,916  Beamten,  und  einschliesslich  der 
Minister  10,921,  eine  Zunahme  von  1609,  wovon  auf  die  Verkehrs- 
anstalten 1281  und  demnächst  auf  das  Kultdepartement  315  ent- 
fallen. Von  besonderem  Interesse  ist  eine  Vergleichung  mit  den  Zahlen 
des  Finanzetats  von  1823/26,  in  welchem  zum  erstenmal  die 
durch  die  Edikte  von  1817/21  neu  geschaffene  und  im  wesentlichen 
noch  jetzt  gültige  Einrichtung  der  Staatsverwaltung  ihren  etats- 
mässigen  Ausdruck  gefunden  hat.  Dieser  Normaletat  zählt  in  den 
Departements  der  Zivilverwaltung  folgende  Beamte  auf: 


Tab.  III. 


Tm  innern  Dienst 


Departements 


^  5>C 

CO    OJ 

H 

1^ 


5  =i 

s  ^ 

SM 


Ti  ö 


u  "*■ 


Im  innern  Dienst 


Departements 


"  fcD  1-1  "^ 


T3  c8 


Minister 

Präsidenten      .     .     . 

Direktoren,  Oberräte 

Eäte 

Staatskassiere       ,     . 

Assessoren   .... 

Expeditoren,  Kanzlei 
assistenten ,  Staats- 
kassenkontrolleure 

Kanzlisten    .... 

Kopisten      .     .     .     , 

Aufwärter,  Diener  etc, 

Bezirksbeamte  (I.  u.  II 
Beamte)   .... 


32 

7 

15 

13 

132 


53 

22 

6 

16 

129 


115 
12 

28 
20 

210 


Diener  etc 

Oberförster  (jetzt  Forst 
meister)    .... 

Bauinspektoren     .     . 

Forstschutzpersonal  . 

Landjägerkorps    . 

Landwirtschaft  und  Ge- 
stütswesen   ,     .     .     . 

Kirche,  Schule,*  Wissen- 
schaft, Kunst    .     .     . 

Summe 


65 


65 

396 
63 

58 


79 

170 

13 

521 


333 


27 


871 


1231 


Vergleicht  man  hiermit  das  heutige  Beamtenverzeichnis,  Tabelle 
lA  und  B,  so  ist  vor  allem  zu  bemerken,  dass  in  dem  Normaletat 
nicht  aufgeführt  sind:  die  Lehrer  an  der  Universität  und  den  son- 
stigen Schulanstalten  und  Schulen,  die  Hütten-  und  Salinenbeamten, 
die  Strassenwärter,  und  dass  es  damals  Gerichts-  und  Amtsnotare  *) 


1)  Wächter,  Württ.  Privatrecht  I,  2,  S.  1042. 
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und  staatlich  angestellte  Gerichtsschreiber,  auch  eine  entwickelte 
Zollverwaltung  nicht  gab.  Auch  gerade  das  Gebiet  der  Schule,  der 
Pflege  von  Kunst  und  Wissenschaft,  das  Gefängnis-,  das  Irrenwesen 
und  andere  dem  äusseren  Gebiet  der  Staatsthätigkeit  angehörige 
Zweige  sind  es,  welche  neben  dem  Verkehrswesen  seit  60  Jahren 
die  einschneidendsten  Aenderungen  erfahren  haben,  weshalb  der  äussere 
Staatsdienst  sich  nicht  zum  Vergleich  eignet.  Der  innere  Dienst  aber, 
der  im  wesentlichen  gleich  geblieben,  zeigt  folgendes  Ergebnis: 

Beamtenzahl  somit  jetzt 

1823/26       1889  mehr      weniger 

Justizdepartement 136         311         175         — 

Departement  der  auswärtigen  Ange- 
legenheiten     27  25  —  2 

Departement  des  Innern  und  Kultus     160         196  36         — 

Finanzdepartement 238         240  2         — 

Eine  erhebliche  Zunahme  hat  also  nur  im  Justizdepartement 
stattgefunden,  und  zwar  fällt  sie  hier  vorwiegend  auf  die  Richter  bei 
den  höheren  Gerichten  und  die  Staatsanwaltschaftsbeamten,  deren 
Zahl  in  dem  66jährigen  Zeitraum  von  69  auf  158  gestiegen  ist, 
sich  also  mehr  als  verdoppelt  hat,  während  die  Zahl  der  Amtsrichter 
fast  unverändert  geblieben  ist.  Aber  auch  das  Expeditions-  und 
Schreibpersonal  bei  den  Kollegialgerichten  hat  von  54  auf  119  zu- 
genommen. 

In  den  das  Departement  des  Innern  und  des  Kirchen-  und 
Schulwesens  umfassenden  Verwaltungszweigen  ist  im  inneren  Dienst 
nur  eine  Vermehrung  der  Beamtenzahl  von  160  auf  196,  und  im 
Finanzdepartement  nur  eine  Vermehrung  von  238  auf  240  einge- 
treten, und  doch  wird  nicht  geleugnet  werden  können,  dass  die  Verwal- 
tungsaufgaben nach  Umfang,  Bedeutung  und  Schwierigkeit  sich  ge- 
steigert haben.  Man  wird  daher  wohl  sagen  dürfen,  dass  heutzu- 
tage an  die  Leistungsfähigkeit  der  Beamten  höhere  Ansprüche  ge- 
macht werden  als  vor  60  Jahren.  In  dem  Umstand  endlich,  dass 
die  Zahl  des  sog.  Expeditionspersonals  (Sekretäre,  Revisoren,  Re- 
gistratoren)  in  sämtlichen  Departements  (jedoch  ohne  die  Staatskassen- 
kontrolleure und  die  Buchhalter  der  Staatsschuldenzahlungskasse)  nur 
von  203  auf  207  sich  vermehrt  hat,  ist  sicherlich  neben  der  stärkeren 
Inanspruchnahme  des  Personals  eine  Wirkung  der  wiederholt  und 
fortwährend  bethätigten  Geschäftsvereinfachungen  zu  erblicken. 


483 


20  Hermann  Zeller, 

3.  Entlassbarkeit  und  Pensionsberecbtigung. 

Was  die  dienstrechtliche  Stellung  der  Beamten  betrifft,  so  hat 
die  heutige  Unterscheidung,  die  oben  S.  5  skizziert  ist,  einfach 
an  die  geschichtliche  Entwicklung  angeknüpft.  Unter  der  altland- 
ständischen  Verfassung  war  es  nicht  gelungen,  auch  höhere  Beamte 
immer  in  durchaus  wirksamer  Weise  vor  willkürlicher  Amtsentsetzung 
zu  schützen,  vielmehr  wurden  „Die  Erkenntnisse  und  Strafen  der 
ungehorsamen  Kanzleybeamten"  (Kanzley-Ordn.  von  1660,  Teil  I 
Tit.  8)  ausdrücklich  zu  den  Reservatsachen  gezählt,  über  welche 
sich  der  Regent  nach  vorheriger  Beratschlagung  im  Rate  die  Ent- 
scheidung vorbehielt,  und  noch  1787  konnte  eine  landschaftliche 
Beschwerde  wegen  Entlassung  eines  höheren  Kanzleibeamten  bloss 
die  Zusage  des  Herzogs  erwirken,  dass  in  Fällen,  wo  von  Bestrafung, 
Entlassung  oder  Absetzung  eines  Ratsbeamten  oder  anderer  zur 
Kanzlei  gehörigen  Personen  die  Frage  seie,  nichts  ohne  vorherige 
Untersuchung  oder  Vernehmlassung  der  Behörden  verfügt  werden 
solle.  Die  Verfassungsurkunde  vom  29.  September  1819,  §  47,  da- 
gegen stellte  die  Entlassung  oder  Versetzung  der  Staatsdiener  unter 
verfassungsmässige  Garantie ;  sie  darf  nur  auf  vorgängiges  Gutachten 
der  vorgesetzten  Behörden  und  des  Geheimenrats  und  nach  Anhörung 
des  obersten  Landesgerichts  verfügt  werden.  Nicht  alle  im  Staats- 
dienst Stehenden  aber  wurden  durch  die  unterm  28.  Juni  1821  er- 
lassene Dienstpragmatik  zu  den  Staatsdienern  im  Sinn  der  Verfas- 
sungsurkunde gezählt,  sondern  bloss  diejenigen,  „welche  Staatsämter 
bekleiden,  zu  denen  man,  ohne  zuvor  gesetzmässig  geprüft  und  für 
tüchtig  erkannt  worden  zu  sein ,  nicht  gelangen  kann,  die  demnach 
einen  höheren  Grad  von  geistiger  Bildung  erfordern,  zugleich  mit 
fixem  Gehalt  verbunden  und  nicht  bloss  temporär  angestellt  sind*  ^). 
Dagegen  wurde  denjenigen  Dienern,  „bei  welchen  jene  Voraus- 
setzungen nicht  eintreten,  oder  die  teils  neben  ihrem  Dienste  Ge- 
werb treiben,  teils  nach  dem  Aufhören  ihrer  Dienstanstellung  ent- 
weder zu  ihrem  vorigen  Erwerb  zurückkehren,  oder  durch  die  Fort- 
setzung ähnlicher  Dienste  in  der  bürgerlichen  Gesellschaft  ihr  ferneres 
Auskommen  finden  können"  ^),  bloss  das  Recht  vierteljährig  künd- 
barer Stellung  eingeräumt.     Nach  diesen  Gesichtspunkten  wurde  das 


')  Vortrag  des  Finanzministers  zum  Entwurf  der  Dienstpragmatik,  Verh. 
der  Abgeordnetenkammer,  1821,  H.  IX  Beil.  S.  456. 
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Verzeichnis  der  eigentlichen  Staatsdiener  in  §  3  der  Dienstpragmatik 
und  das  der  mit  vierteljähriger  Kündigung  Angestellten  in  §  4  auf- 
gestellt. Ruhegehalt  und  Hinterbliebenenversorgung  gestand  die 
Dienstpragmatik  bloss  jenen  eigentlichen  Staatsdienern  zu.  In 
gleichem  Geist  wurden  durch  spätere  Gesetze  die  Verhältnisse  der 
Angestellten  an  der  Universität,  an  höheren  und  niederen  Schulen 
geregelt.  Doch  sah  man  sich  veranlasst,  im  Laufe  der  Zeit  wenig- 
stens eventuelles  Pensionsrecht  einigen  der  unter  §  4  der  Dienst- 
pragmatik fallenden  Diener  einzuräumen. 

Alle  diese  Verhältnisse  sind  in  der  oben  bereits  angedeuteten 
Weise  im  wesentlichen  nach  denselben  Grundsätzen  neu  geordnet 
worden  durch  das  Beamtengesetz  vom  28.  Juni  1876.  Bei  Auf- 
stellung der  Verzeichnisse  der  lebenslänglich  und  der  auf  Kündigung 
Angestellten  (Beilagen  I  und  II  des  Beamtengesetzes,  jetzt  des  Ge- 
setzes vom  14.  Juni  1887)  ist  man  den  früher  leitend  gewesenen 
Gesichtspunkten  gefolgt,  nur  dass  man  die  eventuellen  Pensionsrechte 
in  alsbald  wirksame  verwandelte  und  auch  sonst  freigebiger  in  der 
Erteilung  unkündbarer  Anstellung  war.  Die  ratio  legis  freilich,  dass 
die  auf  Kündigung  Anzustellenden  neben  dem  Dienst  ein  Gewerbe 
betreiben,  oder  nach  Beendigung  des  Dienstes  zu  dem  Gewerbe  zu- 
rückkehren werden,  trifft  heute  kaum  mehr  zu:  auch  der  niedere 
Staatsdienst  ist  ein  Berufsamt  und  ein  Lebensunterhaltsmittel  geworden. 
Man  kann  jetzt  nur  noch  sagen^  dass  hier  aus  disziplinaren  Gründen 
die  Versetzung  oder  Entlassung  nicht  an  umständliche  Förmlich- 
keiten etc.  gebunden  sein  darf.  Dagegen  sollte  Ruhegehalt  für  den 
Fall  der  Dienstunfähigkeit  und  Hinterbliebenenversorgung  auch  diesen 
Dienern  als  Recht  zugesichert  sein. 

Das  Beamtenverzeichnis  in  Tabelle  lA  und  IB  lässt  erkennen, 
welche  Beamtenkategorien  zur  Zeit  mit  Pensionsrecht,  auf  Kündigung 
und  auf  Widerruf  angestellt  sind. 

Die  Gesamtzahl  beträgt  nach  Tabelle  IC  oben  S.   14  an 
mit  Pensionsrecht  Angestellten  3369  =  26,89  Proz.,  am  zalilreichsten 

im  Kultdepartement  vertreten, 
auf  Kündigung  Angestellten  5901  ■=  47,09  Proz.,  am  zahlreichsten 

bei  den  Verkehrsanstalten  vertreten, 
auf  Widerruf  Angestellten   3260  =  26,02  Proz.,    am   zahlreichsten 

bei  den  Eisenbahnen  vertreten. 
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4.  Die  Wohnverhältnisse  der  Beamten. 


Ressort 

Von  den  Beamten  haben 

Gesamt- 
zahl 
der 

Beamten 

In  Prozen- 
ten aus- 

1 

freie 
Dienst- 
wohnung 

keine  freie  Dienst- 
wohnung 

gedrückt 

haben 
von  den 

N 

m 

zu- 
sammen 

Beamten 

U  m 

O  CO         C    CO 

._*      ^-  c« 

h3    ö3 

.2  g     fl.2g 

1 

2 
3 

4 

5 
6 

7 
8 

Geheimer  Rat  .     .     .     . 

Verwaltungsgerichtshof 

Justizdepartement     .     . 

Departement  der  aus- 
wärtigen Angelegen- 
heiten : 

a)  politische    Abtei- 
lung   

b)  Abteilung  für  die 
Verkehrsanstalten 

Departement  des  Innern 
Kultdepartement  .     .     . 
Finanzdepartement  .     . 
Ständische  Beamte  .     . 
Simune 

1 

1 

214 

5 

2462 
742 
544 
621 

7 

10 

4 

149 

18 

1246 

110 

349 

316 

86 

440 

2 

1390 
201 

485 
180 

223 

729 

1106 

85 

854 

10 
4 

812 

20 

3365 

1417 

919 

1350 

36 

11 

5 
1,026 

25 

5,827 
2,159 
1,463 
1,971 
43 

9,09 
20,00 
20,78 

16,66 

42,25 
34,34 
37,14 
31,47 
16,28 

90,91 
80,00 
79,22 

83,33 

57,75 
65,66 

62,86 
68.53 

83,72 

4597 

22:38 

2698 

2997 

7933 

12,530 

36,66 

63.34 

Von  diesen  Beamten,  welche  haben: 

freie  keine  freie 

Dienstwohnung  Dienstwohnung 

sind  angestellt  auf  Lebenszeit    1032  =  30,63  >     2337  =  09,37  > 

„     Kündigung    937  =  15,88  «/o    4964  =  84,12  «jo 

„     Widerruf     2628  =  80,61  >      632  =  19,39  > 

Der  Genuss  freier  Dienstwohnung  ist  von  Anfang  an  nicht 

als  ein  Gehaltsteil,  sondern  nur  als  ein  Accidens,  als  ein  sog.  Amts- 

emolument  angesehen  und   nur  denjenigen  Beamten  eingeräumt  ge- 


^)  I]s  umfasst  die 
I.  Ortsklasse : 
II. 


III. 


Stuttgart. 

Aalen,  Backnang,  Biberach,  Canustatt,  Ehingen,  Ell- 
wangen, Esslingen,  Freudenstadt,  Gmünd,  Göppingen, 
Hall,  Heidenheim,  Heilbronn,  Kirchheim,  Ludwigs- 
burg, Metzingen,  Nürtingen,  Pfullingen,  Ravensburg, 
Reutlingen,  Rottenburg,  Rottweil,  Schramberg,  Tutt- 
lingen, Tübingen,  Ulm,  Weingarten. 

alle  übrigen  Orte  des  Landes. 
481; 
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wesen,  „welche  zu  ihrer  Amtsführung  eines  eigenen  Lokals  bedürfen, 
und  bei  welchen  daher  angenommen  wird ,  dass  der  Nebenvorteil 
einer  freien  Wohnung  ihnen  nur  darum  zukommt,  weil  die  Haupt- 
bestimmung des  Lokals  den  persönlichen  Aufenthalt  des  Beamten 
daselbst  notwendig  macht,  oder  die  Verwendung  des  für  seine  Woh- 
nung bestimmten  Teils  zu  -einem  anderen  Gebrauch  ausschliesst"  ^). 
Demgemäss  sind  es  ganz  überwiegend  die  Beamten  des  äusseren 
Dienstes,  und  zwar  hauptsächlich  des  Eisenbahndienstes,  denen  die 
Wohlthat  der  freien  Dienstwohnung  zukommt.  Zu  nennen  sind 
namentlich:  226  Bezirksbeamte,  147  Oberförster,  32  Bahnhof- 
verwalter L  Klasse,  128  Bahnhofverwalter  IL  Klasse,  Güterverwalter, 
Bahnhof  kassiere ,  198  Stationsmeister,  32  Eisenbahnbauinspektoren, 
47  Bahnmeister,  1166  Bahn-,  Tunnel-  und  Brücken wärter,  573  Weichen- 
wärter, 556  Landjäger  etc. 

Bekanntlich  werden  neuerdings  auch  sozialpolitische  Erwägungen 
für  die  Gewährung  von  Dienstwohnungen  an  Beamte  geltend  ge- 
macht. Wenn  solche  Gründe  vor  allem  für  die  grossen  Städte  gelten, 
wo  steigender  Volkszuwachs  und  steigende  Grundrente  die  Mietpreise 
stetig  in  die  Höhe  treiben  und  den  auf  ein  gleichbleibendes,  bescheidenes 
Einkommen  Angewiesenen  zwingen,  seine  Wohnräume  mehr  und 
mehr  einzuschränken,  so  trifft  es  sich  doch  auch  in  kleineren  Städten, 
dass  Wohnungsnot  eintritt,  zumal  wenn  dort  eine  grössere  Beamten- 
zahl mit  zahlreicher  Industriebevölkerung  in  Wettbewerb  tritt.  Auch 
ist  daran  zu  denken  und  in  der  That  schon  vorgekommen,  dass  in 
Orten,  wo  Mietwohnungen  seltener  sind,  ein  um  seines  Berufs  willen 
weniger  beliebter  Beamter  Schwierigkeiten  in  bezug  auf  seine  Miet- 
wohnung bekommt. 

Wenn  in  der  folgenden  Tabelle  V  die  Zahl  der  Staatsbeamten 
für  die  28  grösseren  Städte  des  Landes  mitgeteilt  wird,  so  muss  im 
Auge  behalten  werden,  dass  die  Geistlichen  und  Volksschullehrer, 
auf  welche  die  Tabelle  sich  nicht  erstreckt,  zum  grössten  Teil  auf 
dem  Lande  und  in  den  kleineren  Städten  in  Dienstwohnungen  sitzen. 
Ferner  ist  zu  beachten,  dass  Stuttgart,  Ulm,  Heilbronn,  Ludwigs- 
burg, Gmünd,  Tübingen  und  Weingarten  Garnisonsorte  sind,  und 
in  Tübingen  zur  Zeit  etwa  1200 — 1400  Studenten  sich  befinden. 


')  Vortrag  zum  Entwurf  der  Dienstpragmatik  a.  a.  0.  S.  457. 
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Tab. 

V. 

Es  wohnen 
m 

Ein- 
wohner- 

Zahl 
der  Beamten 

Es  wohnen 

Ein- 
wohner- 

Zahl 
der  Beamten 

zahl 

mit     ohne 
D,-W.  D.-W. 

Zus.  ] 

zahl 

mit 
D.-W. 

ohne 
D.W. 

Zus. 

Stuttgart  .     . 

125,901 

266 

2238 

2504 

Rottenburg    . 

7310 

43 

54 

97 

Ulm      ... 

38,610 

99 

469 

568 

Aalen   .     .     . 

6804 

35 

135 

170 

Heilbronn 

27,7.58 

81 

345 

426 

Heidenheim  . 

6709 

27 

25 

52 

Esslingen  .     . 

20,865 

43 

260 

303' 

Kirchheim 

6647 

21 

23 

44 

Cannstatt .     . 

18,031 

44 

88 

132 

Freudenstadt 

6204 

28 

39 

67 

Reutlingen     . 

17,319 

28 

105 

133! 

Ehingen     .     . 

6124 

14 

16 

30 

Ludwigsburg 

16,201 

48 

146 

194' 

Rottweil    .     . 

6052 

43 

143 

186 

Gmünd      .     . 

15,321 

39 

64 

103' 

Backnang 

6003 

21 

29 

50 

Tübingen  .     . 

12,551 

143 

285 

428; 

Weingarten  . 

5448 

9 

10 

19 

Göppingen     . 

12,101 

27 

51 

78  Nürtingen 

5370 

23 

26 

49 

Ravensburg   . 

11,483 

24 

89 

113  Metzingen 

5350 

10 

14 

24 

Hall      ... 

9,126 

42 

130 

172  Schramberg  . 

5302 

4 

12 

16 

Tuttlingen 

8,659 

24 

30 

54  i  PfuUingen 

5247 

2 

7 

9 

Biberach   .     . 

7,938 

22 

39 

61 

Ellwangen     . 

4711 

28 

64 

92 

Die  verhältnismässig  beamtenreichsten  Städte  sind  Tübingen, 
"WO  auf  1000  Einwohner  34,10  Staatsangestellte  kommen,  sodann 
folgen:  Rottweil  mit  30,23,  Aalen  25,99,  Stuttgart  19,89,  Ellwangen 
19,53,  Hall  18,85,  Ulm  16,91,  Heilbronn  15,35,  Esslingen  14,52, 
Rottweil  13,27,  Ludwigsburg  11,09,  Freudenstadt  10,96,  Ravens- 
burg 9,84  Staatsangestellten  auf  1000  Einwohner.  Die  4  grössten 
Städte  des  Landes  sind  zugleich  diejenigen,  in  welchen  relativ  am 
wenigsten  Beamte  Dienstwohnungen  haben.  Es  stehen  nämlich  im 
Genuss  freier  Dienstwohnungen  in  Stuttgart  nur  10,62  Prozent  der 
Beamten,  in  Ulm  17,41  Prozent,  in  Heilbronn  18,99  Prozent,  in  Ess- 
lingen 14,19  Prozent.  Diesen  Städten  kommen  in  dieser  Hinsicht  nahe: 
Aalen  mit  20,59  Prozent  Dienstwohnungsinhabern,  Reutlingen  mit 
21,05  Prozent,  Ravensburg  22,24  Prozent,  Rottweil  23,12  Prozent, 
Hall  24,42  Prozent,  Ludwigsburg  24,72  Prozent.  Dabei  überwiegen 
in  der  Hälfte  dieser  10  Städte  unter  den  Beamten  ohne  Dienstwohnung 
die  auf  Kündigung  oder  Widerruf  angestellten,  m.  a.  W.  die  niederen 
Beamten,  so  in  Ulm  mit  76,54  Prozent,  in  Heilbronn  mit  72,46  Prozent, 
in  Esslingen  mit  83,46  Prozent,  in  Aalen  mit  93,38  Prozent,  in  Rott- 
weil  mit  68,53  Prozent,  in  Stuttgart  dagegen  nur  mit  48,84  Prozent. 


5.  Der  Staatsdienst  und  die  Fachbildung. 

„Niemand  kann  ein  Staatsamt   erlangen,    ohne    zuvor    gesetz- 
mässig  geprüft  und  für  tüchtig  erkannt  zu  sein"  (Verf.-Urk.  §  46). 
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Was  den  höheren  Staatsdienst  in  Württemberg  betrifft,  so  ist, 
abgesehen  von  den  technischen  Berufen  im  Forst-,  Hochbau-,  Bau- 
ingenieur-, Maschineningenieur-,  Berg-  und  Hütten-,  sowie  im  Me- 
dizinalwesen, ferner  abgesehen  von  den  Lehrerstellen,  und  endlich 
von  dem  diplomatischen  Dienst ,  die  berufliche  Vorbildung  ^)  in  der 
Weise  gebildet,  dass  für  den  höheren  Dienst  im  Departement  des 
Innern,  im  Finanzdepartement,  im  Eisenbahn-  und  im  Postdienst  je  die 
Erstehung  besonderer  fachlicher  Staatsdienstprüfungen  gefordert  wird 
(Prüfungsordnung  für  das  Departement  des  Innern  vom  7.  November 
1885,  für  das  Finanzdepartement  vom  10.  Februar  1837,  für  den  Eisen- 
bahndienst vom  13.  Januar  1884,  für  den  Postdienst  vom  31.  Januar 
1884)  und  für  den  Dienst  als  Richter  oder  Staatsanwalt  oder  als 
Justitiar  bei  einer  Verwaltungsbehörde  die  Erstehung  der  zweiten 
höheren  Justizdienstprüfung  (Prüfungsordnung  vom  25.  April  1839 
mit  einigen  Nachträgen)  vorgeschrieben  ist.  .  Doch  gelangen  nicht 
selten  auch  Juristen  auf  eigentliche  Administrativstellen,  und  Kame- 
ralisten (für  den  höheren  Finanzdienst  Geprüfte)  nehmen  bei  den 
Verkehrsanstalten,  wenigstens  zur  Zeit  noch,  etwa  30 — 40  Stellen 
und  einige  wenige  Stellen  auch  im  Kultdepartement  ein. 

Es  dürfte  nun  nicht  ohne  Wert  sein,  festzustellen,  welche 
Aussichten  der  Staatsdienst  den  gedachten  Berufsfächern  bietet,  zu 
welchem  Zweck  versucht  wird,  die  Zahl  der  im  Staatsdienst  von 
Juristen,  Regiminalisten,  Kameralisten,  sog.  höheren  Eisenbahn-  und 
höheren  Postdienstkandidaten  besetzten  Stellen  zu  ermitteln.  Nach 
unserer  Zählung  ergaben  sich : 

Für  Juristen: 

Stellen  im  Geheimen  Rat  3 

„       von  Präsidenten  4  (darunter    3  ausserh.  d.  Justizdep.) 

„    Direktoren                   18  „  7        „         „          „ 

„          „    Ministerialräten  etc.    41  „  9        „         „          „ 

„          ..    Räten  etc.                    86  „  21        „         „          „ 
„          „    Oberamtsrichtern         65 
„          ,,    Gefängnisvorständen      6 

„       im  akademischen  Lehramt  10  „  10        „         „          „ 

Zus.  bessere  Stellen  233  =  62  Prozent. 


')  Uebersicht  über  die  Prüfungsverordnungen,  s.  R.  Gaupp,  Verfassungs- 
urkunde für  das  Königreich  Württemberg.     2.  Aufl.  1887,  S.  46  ff. 
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Stellen  von  zweiten  Amtsrichtern  66 

„  „     Landrichtern  54 

,  „     Hilfsstaatsanwälten  8 

„  „     Expeditoren  ^)  15 

Zus.  mittlere  und  untere  Stellen  143  =:  88  Prozent. 
Zus.  für  Juristen  376. 

Für  Regiminalisten  (Departement  des  Innern): 

Stellen  im  Greheimen  Rat  1 

„       von  Direktoren  7 

„  „    Ministerialräten  5 

„  „    Räten  22 

„  „    Oberamtmännern         64 

„  „    Arbeitshausvorstand      1 

„       im  akademischen  Lehramt    2 

Zus.  bessere  Stellen  102  =  49,04  Prozent. 
„       von  Assessoren  7 

„  „    Amtmännern  69 

«  „    Expeditoren  ^)  30 

106  =  50,96  Prozent. 


Zus.  für  Regiminalisten  208. 

Für  Kameralisten^): 

Stellen  im  Geheimen  Rat  1 

„       von  Direktoren  5  (darunter  2  ausserhalb  des  Dep.) 

„  „    Ministerialräten  5  „  1  „  »       « 

„  „    Räten  21 

„  „    Staatskassieren    und 

Kontrolleuren  6         „  3         „  »       « 

„  „    Kameralverwaltern, 

OberzoUinspekt.  68 


^)  Die  Expeditorenstellen  sind  auch  Kandidaten  des  niederen  Staats- 
dienstes zugänglich.  Die  oben  für  Kandidaten  des  höheren  Dienstes  angegebenen 
Zahlen  wurden  im  Jahre  1886  (vgl.  Hauptfinanzetat  1887/89,  S.  778)  ermittelt 
und  mangels  einer  neueren  Zählung  hierher  übernommen.  Die  Obei-postsekretär- 
ateUen  dagegen  sind  nur  Kandidaten  des  höheren  Postdienstes  erschlossen,  daher 
oben  ausschliesslich  dem  höheren  Dienst  zugerechnet, 

*)  Zur  Zeit  stehen  bei  den  Verkehrsanstalten  noch  etwa  30—40  Kamera- 
liaten,  welche  hier  dem  Eisenbahn-  bezw.  Postdienst  zugerechnet  sind. 

490 
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Stellen  von  Salinenkassieren  1 

„       im  akademischen  Lehramt    o 

Zus.  bessere  Stellen  110  =  40  Prozent. 
„       von  Assessoren  8  (darunter  1  ausserhalb  des  Dep.) 

„  „    Kameralamtsbuch- 

haltern  66 

,  ^    Expeditoren  ^)  90         „  3         «  "       "   , 

Zus.  mittlere  und  untere  Stellen  164  =  60  Prozent. 
Zusammen  für  Kameralisten  274. 

Für  Kandidaten  des  höheren  Eisenbahndienstes  ^): 

Stellen  im  Kolligialdienst : 

1  Präsident,  3  Oberräte,  8  Räte,  2  Assessoren       .•    .     .  14) 

Oberbeamte  und  andere  Aufsichtsbeamte 12^  40 

Betriebsinspektoren 14' 

Bahnhofverwalter  I.  Klasse 32) 

Betriebsinspektionsassistenten 16>  78 

Expeditoren  1) 30> 

Zus.  Eisenbahndienst  118.  ' 

Für  Kandidaten  des  höheren  Postdienstes  ^): 

Stellen  im  Kollegialdienst: 

1  Oberrat,  4  Räte,  5  Assessoren 10  J 

Oberbeamte,  Aufsichtsbeamte 12/41 

Oberpostmeister,  Postinspektoren 191 

Expeditoren  und  Oberpostsekretäre  ^) 19 

Zus.  Postdienst  60. 

Wenn  nun  der  Kandidatenbedarf  zu  etwa  4  Prozent  der  Stellen- 
zahl*) angenommen  wird,  was  einer  durchschnittlich  etwa  25-  bis 
26jährigen  Dauer  der  Dienstzeit  eines  in  den  Dienst  Eingetretenen 
entspricht,  so  würde  für  den  württembergischen  Staatsdienst  der  jähr- 
liche Kandidatenbedarf  betragen  an  Juristen  14 — 15,  Regim inalisten 
8 — 9,  Kameralisten  10 — 11,  Eisenbahnkandidaten  4 — 5,  Postkandi- 
daten 1 — 2  Prozent.  Für  die  beiden  letzteren  Zweige  ist  übrigens 
der  normale  Stand  noch  nicht  eingetreten,  daher  die  Anwärter-  und 
Vorrückungsverhältnisse  noch  gestört. 

')  Anmerkung  1  S.  26.     ^)  Anmerkung  2  S.  26.     ')  Anmerkung  1  S.  26. 
*)  Nach  Württ.  Jahrb.  1865,  S.  218  ff.,   kommen  auf  338  Stellen  13  Kan- 
didaten, somit  wäre  das  Verhältnis:  auf  100  Stellen  3,85  Kandidaten. 
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Eine  ähnliche  Auszählung  ergab  für  den 

niederen  Justizdienst    ....  321  Staatsstellen, 

Finanzdienst        ...  160  ., 

Eisenbahndienst      .     .  293  „ 

„  Postdienst      ....  5j7  _ 

Stellen  für  Hochbautechniker,  Bauingenieure,  Maschineningenieure 
(jedoch  ohne  Polytechnikum  und  Baugewerkeschule)  wurden  im  ganzen 
gezählt  151,  für  das  Berg-,  Hütten-  und  Salinenfach  34,  für  Ge- 
lehrteschulen: 127  obere  Klassen  und  293  mittlere  Klassen  nebst 
Lateinschulen,  für  Realanstalten :  45  obere  Klassen  und  233  mittlere 
Klassen  nebst  Realschulen. 

Zu  beachten  ist  dabei  noch  das  Verhältnis  der  besser  und 
der  geringer  ausgestatteten  Stellen.  Dasselbe  ist  am  ungünstigsten 
für  die  Kameralisten,  wo  auf  100  Stellen  40  besser  und  60  geringer 
dotierte  Stellen  kommen,  und  für  den  höheren  Eisenbahndienst,  wo 
das  Verhältnis  der  besseren  zu  den  geringeren  Stellen  wie  34  zu  66 
ist.  Die  Hauptursache  dieses  ganz  ungesunden  Verhältnisses,  welches 
notwendig  eine  nicht  geringe  Zahl  für  den  höheren  Dienst  als  be- 
fähigt erkannter  Personen  eine  übermässig  lange  Zeit  hindurch  oder 
für  die  ganze  Lebensdauer  auf  untergeordneten  Posten  festhält,  liegt 
darin,  dass  in  diesen  Dienstzweigen  noch  immer  die  Expeditors- 
stellen  zum  grössten  Teil  von  Kandidaten  der  höheren  Prüfung  ein- 
genommen sind,  eine  Folge  der  früheren  Vorschrift,  welche  auch 
für  diese  Posten  akademische  Bildung  verlangte.  Die  Abhilfe  ist, 
was  den  Eisenbahndienst  betrifft,  bereits  dadurch  eingeleitet,  dass 
schon  seit  einer  Reihe  von  Jahren  für  den  höheren  Staatsdienst  Ge- 
prüfte nur  noch  ausnahmsweise  Verwendung  auf  Expeditorstellen  ge- 
funden haben,  und  dass  in  der  Eisenbahndienstprüfungsordnung  von 
1884  die  Expeditorstellen  ausdrücklich  den  Kandidaten  des  mittleren 
Eisenbahndienstes  zugänglich  gemacht  sind.  Was  aber  das  Finanz- 
departement betrifft,  so  wird  die  Abhilfe  hauptsächlich  darin  zu 
suchen  sein,  dass  durch  möglichst  ausschliessliche  Ueberlassung  der 
Expeditorstellen  an  Kandidaten  des  niederen  Finanzdienstes ,  welche 
bis  jetzt  in  der  Hauptsache  auf  den  Dienst  in  der  Zoll-  und  in- 
direkten Steuerverwaltung  angewiesen  sind,  und  dort  auf  51  Hilfs- 
(Assistenten-)  nur  58  Versorgungs-  (Zollverwalter-,  Umgeldskommis- 
sär-)stellen  zählen,  die  Aussichten  für  diese  Kategorie  günstiger 
gestaltet,    und   so    der   minder  begabte  Teil   des  Zudrangs   zu  dem 
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höheren  Dienst  von  diesem  abgelenkt,  gleichzeitig  aber  die  Zulas- 
sung zum  höheren  Dienst  erschwert  wird  durch  eine  wissenschaft- 
liche Vertiefung  des  akademischen  Studiums  in  der  Richtung  auf 
sorgfältigere  juristische  Bildung  und  durch  gründlichere  praktische 
Ausbildung  während  der  von  1  auf  2  Jahre  zu  verlängernden  Re- 
ferendärzeit.  Wären  die  Expeditorstellen ,  welche  für  Kandidaten 
des  sog.  niederen  Dienstes  einen  'vollkommen  entsprechenden  und 
befriedigenden  Abschluss  ihrer  Dienstlaufbahn  bilden,  ganz  oder 
nur  zur  Hauptsache  mit  Geschäftsmännern  dieser  Art  besetzt,  und 
die  Anforderung  an  deren  Vorbildung  allerdings  gegen  seither  in 
etwas  gesteigert,  was  aber  auch  sonst  im  Bedürfnis  liegt,  so  wären 
die  Vorrückungsverhältnisse  für  den  niederen  Dienst  entschieden 
günstige  und  auch  für  den  höheren  Dienst  wesentlich  bessere  als 
jetzt.  Auch  die  regiminalistische  Laufbahn  krankt  noch  im  wesent- 
lichen an  demselben  Fehler,  sie  zählt  auf  49  Prozent  bessere  51  Prozent 
geringere  Stellen;  wären  die  Expeditorstellen  durchgängig  mit  Kandi- 
daten der  niederen  Prüfung  besetzt,  ein  Zustand,  dessen  Eintritt  zumal 
infolge  der  neuen,  die  Zulassung  zum  höheren  Dienst  erschwerenden 
Prüfungsordnung  vom  7.  November  1885,  in  absehbarer  Zeit  zu  er- 
warten ist,  so  würde  das  Stellenverhältnis  sich  wesentlich  verbessern. 
Nahezu  als  normal  könnten  für  die  Juristen  mit  62  Prozent  besseren 
und  38  Prozent  geringeren  Stellen  die  Aussichten  bezeichnet  werden, 
wenn  nicht  der  grosse  Zudrang  von  Kandidaten,  wenigstens  zur  Zeit, 
«in  ungebührlich  langes  Hinausschieben  der  erstmaligen  Anstellung 
und  dadurch  eine  ungünstige  Gestaltung  der  ganzen  Dienstlaufbahn 
im  Gefolge  hätte. 

II.  Der  Eirchendienst. 

Nach  der  Vorlage  der  Regierung  zur  Aufbesserung  der  Be- 
soldungen der  Kirchendiener  vom  2.  April  1889  (Verh.  der  Abg.-K. 
1889  II,  B.-li.  S.  2549  ff.)  beträgt  zur  Zeit  die  Zahl  der 

1.  evangelischen  geistlichen  Stellen  für  Dekane  49,  Pfarrer 
auf  Stellen  kgl.  Kollatur  798,  Geistliche  auf  Stellen  des  Privat- 
patronats   188,  zusammen  985. 

Ausserdem  bestehen  noch  folgende  geistliche  Stellen,  deren 
Träger  bei  der  Besoldungsaufbesserung  wie  die  Staatsbeamten 
behandelt  (siehe  oben  S.  8)  und  daher  diesen  beigezählt  wurden: 
6  Generalsuperintendenten,  1  Oberhofprediger  (zugleich  ordent- 
liches  Mitglied    des    evangelischen   Konsistoriums) ,    5  Geistliche    an 
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Strafanstalten  ^).  Die  Zahl  der  evangelischen  geistlichen  Stellen  er- 
höht sich  sonach  auf  997. 

Werden  diesen  noch  hinzugezählt  die  61  ständigen  Pfarrver- 
wesereien,  Stadt-  und  Parochialvikariate  (Stand  am  1.  Januar  1889), 
welche  sich  den  Anfangsstellen  im  Zivilstaatsdienst,  z.  B.  denen  der 
zweiten  Beamten  bei  Bezirksämtern,  an  die  Seite  stellen,  so  erhält  man 
eine  Gesamtzahl  von  1058  ständigen  evangelischen  geistlichen  Stellen. 

Dagegen  gehören  nicht  hierher  die  lediglich  in  vorübergehender 
Weise  bestellten  60  unständigen  Pfarrverweser  und  67  Vikariate 
(je  Stand  vom  1.  Januar  1889). 

Am  1.  Januar  1889  betrug  die  Zahl  der  im  evangelischen 
Kirchendienst  definitiv  angestellten  Geistlichen  923.  Ausgeschieden 
waren  während  des  Jahres  1888  34,  und  zwar  durch  Tod  15,  durch 
Versetzung  in  den  Ruhestand  17,  durch  Enjtlassung  2.  Neu  besetzt 
während  des  Jahres  1888  wurden  93  Stellen,  davon  2  infolge  Neu- 
errichtung, die  übrigen  infolge  Erledigung, 

2.  Katholische  geistliche  Stellen^):  kgl.  Patronats  340,  bischöf- 
licher Kollatur  185,  Privatpatronats  259,  zusammen  794. 

Ausserdem  sind  schon  oben  bei  den  Staatsbeamtenstellen  mit- 
gezählt die  Stellen  von:  1  Domdekan,  6  Domkapitularen ,  6  Dom- 
präbendären,  1  Regens  und  1  Subregens  am  Priesterseminar,  sowie 
von  11  Nichtgeistlichen  bei  der  bischöflichen  Kanzlei  und  bei  dem 
Priesterseminar.  Endlich  sind  (nach  einer  Zählung  von  1886  in 
Riecke,  Verfassung,  Verwaltung  und  Staatshaushalt,  2.  Aufl.  S.  240) 
5  ständige  Pfarrverwesereien  vorhanden.  Mit  deren  Einrechnung  stellt 
sich  die  Zahl  der  katholischen  geistlichen  Stellen  ohne  die  Pfarrver- 
wesereien auf  809,  mit  denselben  auf  814;  und  die  Zahl  der  Stellen 
im  katholischen  Kirchendienst  überhaupt,  einschliesslich  der  erwähnten 
Nichtgeistlichen,  auf  825. 

Nicht  hinzugezählt  sind  120  Vikare  (Zählung  voll  1886).  Die 
Gesamtzahl  des  Klerus  betrug  1884:  994. 

3.  Diener  der  israelitischen  Kirche  13  (Hauptfinanzetat  für 
1889/91  S.  512). 

4.  Hiernach  beträgt  die  Gesamtzahl  der  Dekanats-  und  eigent- 
lichen Pfarrstellen   1792.     Rechnet   man   ferner   noch   die  ständigen 


*)  Die  Generalsuperintendenten  sind  enthalten  oben  in  Tab.  IB,  67  und 
Tab.  II  Ziff.  6,  der  Oberhofprediger  in  Tab.  I A,  5  und  Tab.  II  Ziff.  7  a,  die  Geist- 
lichen an  Strafanstalten  in  Tab.  IB,  6  und  Tab.  II,  Ziff.  2. 

2)  Siehe  Riecke,  Verf.,  Verw.  etc.    2.  Aufl.  S.  237. 
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Pfarrverwesereien,  evangelischen  Stadt-  und  Parochialvikariate,  so  er- 
geben sich  1858  Stellen  für  Geistliche.  Werden  endlich  noch  die- 
jenigen 38  Stellen  des  Kirchendienstes,  welche  schon  oben  bei  den 
Staatsbeamtenstellen  gezählt  sind,  hierher  gerechnet,  so  erhalten  wir 
im  ganzen  1896  im  Kirchendienst  Angestellte  (jedoch  mit  Ausschluss 
des  evangelischen  Konsistoriums,  des  katholischen  Kirchenrats  und 
des  katholischen  Landesbischofs). 

III.  Der  Volksschuldienst') 
beschäftigt  im  ganzen  3270  auf  ständigen  Schullehrerstellen  ange- 
stellte Lehrer  (nach  dem  Stand  vom  1.  Januar  1889).  Die  Zahl  der 
neben  den  definitiv  angestellten  Lehrern  verwendeten  Hilfslehrer 
betrug  am  1.  Januar  1888  32  ständige  Schulamtsverweser  (18  evan- 
gelische, 14  katholische),  441  Unterlehrer  (348  evangelische,  worunter 
41  Lehrerinnen,  92  katholische,  1  israelitischer),  765  Lehrgehilfen 
(521  evangelische,  worunter  89  Lehrerinnen,  244  katholische).  Ein- 
schliesslich dieser  Hilfslehrkräfte  sind  sonach  im  württembergischen 
Volksschuldienst  im  ganzen  4508  Personen  unterrichtend  thätig. 

Ausserdem  gehören  dem  Stand  der  Volksschullehrer  nach  Bil- 
dungslaufbahn und  im  wesentlichen  nach  dienstrechtlicher  Stellung 
an  gewisse  Lehrkräfte  an  Staatsanstalten,  welche  schon  oben  bei  den 
Beamten  mitgezählt  sind,  nämlich  Oberlehrer  und  Lehrer  an  Straf- 
anstalten (4),  der  Beschäftigungsanstalt  Rottenburg  (1),  den  Irren- 
anstalten (2),  den  Ackerbau-  und  der  Weinbauschule  (5),  den  Schul- 
lehrerseminarien  und  dem  Lehrerinnenseminar  (50),  den  Waisen- 
häusern, Taubstummen-  und  Blindenanstalten  (12),  den  niederen 
evangelisch-theologischen  Seminaren  (5);  ferner  Unterlehrer  an  den 
Schullehrerseminaren  (23),  Unterlehrer  (1),  Lehrerin  (1)  und  Unterlehrer 
an  Taubstummen-  und  Blindenanstalten  (19),  zusammen  123  an  Staats- 
anstalten angestellte  Angehörige  des  Volksschullehrerstandes. 

IV.  Gesamtergebnis. 
Hiernach  sind  im  öffentlichen  Dienst  thätig: 
für  die  eigentlichen  Regierungsgeschäfte    .     .     .        3008  Personen, 
für  Schule,  Kunst,  Wissenschaft  ^)     .     .     .  1443 

im  Kirchendienst 1896 

im  Volksschuldienst 4508        7847 


1)  Siehe  Riecke,  Verf.,  Verw.  etc.     2.  Aufl.   S.  263  ff. 
^)  Diese  Zahl  ergibt  sich,  wenn  von  der  o.  S.  17  für  Kirche,  Schule,  Wissen- 
schaft berechneten  Zahl  die  38  dem  Kirchendienst  Angehörigen  abgesetzt  werden. 
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für  Gesundheits-  und  Irrenpflege 108  Personen 

für  die  materielle  Wohlfahrt 1175          „ 

für  die  Staatsbetriebe 6758         „ 

sonach  im  ganzen  für  den  öffentlichen  Dienst  18,896  Personen. 


B.  Die  Gehalte  der  Angestellten. 

I.  Der  Staatsdienst. 

1.  Zur  Geschichte  des  Besoldungswesens. 

1.  Das  System  überwiegender  Naturalbesoldung  ist  in  Württem- 
berg, was  wenigstens  die  Staatsbeamten  betrifft,  schon  zu  Anfang 
unseres  Jahrhunderts  beseitigt  worden.  König  Friedrich,  welchem  durch 
den  Zusammenbruch  des  alten  deutschen  Reichs  ein  Ländergebiet  etwa 
von  der  Grösse  seines  angestammten  Besitzes  neu  zugefallen  und 
damit  die  Aufgabe  geworden  war,  die  Verhältnisse  des  neuen  Staats 
von  Grund  aus  neu  zu  ordnen,  hatte  alsbald  nach  Beseitigung  der 
altlandständischen  Verfassung  durch  das  Organisationsmanifest  vom 
18.  März  1806  den  Behördenorganismus  in  einheitlichem  und  gross- 
artigem Sinn  eingerichtet.  Ebenso  bahnte  ein  Kgl.  Dekret  vom 
28.  Mai  1807  die  einheitliche  Ordnung  des  Besoldungswesens  der 
Beamten  an.  Unter  Belassung  der  früher  angestellten  in  ihren  bis- 
herigen Bezügen  sollten  alle  neu  anzustellenden  oder  zu  versetzenden 
Beamten  künftig  nur  noch  Geldbesoldungen  erhalten,  wofür  ein  Be- 
soldungstarif aufgestellt  ward:  an  Naturalien  wurde  nur  noch  ge- 
währt: Holz  und  den  zur  Pferdehaltung  Verpflichteten  Haber,  jedoch 
so,  dass  in  den  in  Geld  festgesetzten  Gesamtbetrag  der  Besoldung  der 
Wert  des  Naturalgenusses  zu  festen  Preisen  (1  Mess  Holz  8  fl., 
1  Scheffel  Haber  3  fl.)  eingerechnet  wurde.  So  waren  ausgesetzt  für 
1  Staatsminister  8508  fl. ,  worunter  56  Mess  Holz  und  56  Scheffel 
Haber,  für  1  Rat  1296  fl.,  worunter  12  Mess  Holz,  für  1  Kanzlisten 
442  fl. ,  worunter  5  Mess  Holz.  Allein  die  unter  dem  Lärm  der 
Waffen  und  im  Drang  der  Zeit  getroffene  Ordnung  der  Dinge  konnte 
auf  die  Dauer  nicht  befriedigen,  und  nach  wiederhergestelltem  Frieden 
bildete  die  erste  Sorge  des  am  30.  Oktober  1816  zur  Regierung  ge- 
langten Königs  Wilhelm  eine  zeitgemässe  Verfassung  und  Verwaltung 
des  Landes.  Gleichzeitig  mit  der  Organisation  der  oberen  Staats- 
behörden (Edikte  vom  18.  Nov.  1817)  und  der  Gemeinden,  Ober- 
ämter  und   unteren    Gerichtsbehörden   (Edikte   vom   31.  Dez.    1818) 
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wurden  neu  geregelt  und  zwar  im  Sinn  einer  auch  ständischerseits 
schon  im  Jahre  1815  in  Anregung  gebrachten  Erhöhung  die  Be- 
soldungen der  Staatsdiener  und  des  Dienerpersonals  bei 
den  Ministerien,  Zentral-  und  Provinzialstellen  (VIII.  Edikt 
Yom  18.  Nov.  1817,  Reyscher,  Ges.-Samml.  Bd.  18,  S.  23),  der  Mi- 
nister, der  übrigen  Mitglieder  des  Geheimenrats  und  der 
Angestellten  bei  dem  Ministerium  der  auswärtigen  Ange- 
legenheiten (Kgl.  Dekret  vom  2.  Dez.  1817,  Reyscher  18,  S.  43), 
sowie  der  bei  der  Bezirksverwaltung  angestellten  Justiz- 
und  Regierungsbeamten  (V.  Edikt  vom  31.  Dez.  1818,  Reg.- 
Bl.  1819,  S.  17,  Nr.  4).  Für  die  Besoldungen  des  Forstpersonals 
(mit  beschränktem  Naturalienbezug)  wurde  bei  der  Neuorganisation 
der  Forstverwaltung  durch  Kgl.  V.O.  vom  7.  Juni  1818  (Reyscher  18, 
S.  50)  ein  Tarif  aufgestellt,  an  dessen  Stelle  aber  laut  Ministerial- 
verfügung  vom  21.  Januar  1822  (Reyscher  18,  S.  129)  neue  Sätze 
traten ,  wodurch  die  bisher  noch  belassene  Holzbesoldung  beseitigt 
und  die  Besoldungen  der  Oberförster  denen  der  Oberamtmänner  und 
Oberamtsrichter  gleichgestellt  wurden.  Die  Besoldungen  der  Bezirks- 
finanzbeamten, der  Kameralverwalter,  endlich,  sowie  der  Buch- 
halter und  Kameralamtsdiener  sind  durch  die  Kgl.  V.O.  vom  4.  Juni 
1819  betr.  die  Organisation  der  Kameralämter  zum  Teil  in  nach 
festen  Sätzen  zu  Geld  zu  berechnenden,  aber  in  natura  zu  beziehenden 
Naturalien  (Früchten)  festgesetzt,  wenige  Jahre  später  aber  sind  nach 
Vereinigung  der  Accise-Obereinbringereien  mit  diesen  Aemtern  durch 
Kgl.  V.O.  vom  28.  Juni  1824  (Reyscher  18,  S.  191)  die  anfangs 
zu  nieder  bemessenen  Besoldungen  der  Kameralverwalter  denen  der 
übrigen  Bezirksbeamten  gleichgestellt  worden. 

Diese  Festsetzungen  hatten  in  der  Regel  reine  Geldbesoldungen 
und  nur  ausnahmsweise  einzelne  Naturalbesoldungsteile  gewährt. 
Einer  aus  den  Ständen  hervorgegangenen  Anregung  gemäss  ^)  bean- 
tragte aber  die  Regierung  im  Jahre  1821  in  dem  Entwurf  einer 
Dienstpragmatik  (§.  15),  dass  künftig  die  Besoldungen  zum  dritten 
Teil  in  Früchten  (Spelz)  oder  in  einem  nach  dem  Naturalienpreise 
berechneten  Geldbetrage  gereicht  werden  sollen  (Verh.  der  K.  d.  Abg. 
1821,  H:  IX,  Beil.  CXXV,  S.  438,  458).  Es  sei,  führte  Staatsrat 
V.  WekherHn  bei  der  Vorlage  des  Gesetzentwurfs  aus  (Abg.-K.  1821, 


')  Adresse  vom    18.  Juni  1820,  Verhandlungen   der  Abgeordnetenkammer 
1820,  H.  XX,  S.  1215.     Ausserordentl.  Beil.  H.  I,  S.  21  und  H.  IT,  S.  123. 
Finanzarchiv.    VI.  Jahrg.  ^9^  3 
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H.  IX,  Beil.  S.  458),  allerdings  für  den  Staat,  der  einen  bedeutenden 
Teil  seiner  Einnahmen  in  Naturalien  beziehe,  wesentlich,  auch  einen 
verhältnismässigen  Teil    seiner  Ausgaben   in  Naturalien,    oder,   was 
gleichviel,  im  Verhältnis  mit  den  jeweiligen  Naturalienpreisen  leisten 
zu  können.     Andererseits  sichere  der  Vorschlag  den  Besoldeten  den 
Bestand   eines   richtigeren  Verhältnisses   seiner  Gehaltseinnahme  mit 
den  Preisen  der  käuflichen  Dinge,  da  diese  ja  im  wesentlichen  nach 
den  Kornpreisen  sich  zu  richten  pflegen.    Um  aber  dabei  weder  den 
Staat   in  der  angestrebten  Beschränkung  seiner  Naturalienwirtschaft 
zu  hindern,  noch  den  Besoldeten  ein  über  den  eigenen  Bedarf  hinaus- 
gehendes Mass  von  Naturalien  zuzuführen  und  sie  dadurch  zum  Pro- 
duktenhandel zu  veranlassen,  soll  die  wirkliche  Naturallieferung  nur 
für  einen  Teil  der  Beamten  und  bloss  in  beschränktem  Umfang  eintreten, 
im  übrigen  aber  die  Beamten  an  Stelle  der  Naturalien  die  laufenden 
Marktpreise   vergütet   erhalten.     Um    eine   Mehrheit   von  Naturalien 
könne  es  sich  nicht  handeln,  sondern  es  genüge  völlig,    wenn  man 
sich  auf  die  Hauptbrotfrucht,  den  Dinkel  oder  Spelz,  beschränke.    Und 
zwar  solle  bei  Umwandlung  der  Geldbesoldung  für  je  5  fl.  1  Scheffel 
Dinkel  gereicht  werden.    Dieser  Satz  blieb  zwar  hinter  den  10jährigen 
Durchschnittspreisen  der  Perioden  von  1786  bis  1816  zurück,  stand 
aber  nicht  unerheblich  über  den  bekanntlich  sehr  Jiiedrigen  Preisen 
der   20er  Jahre.     Es    bedeutete   daher  der  Vorschlag  der  Regierung 
eine   nicht   unerhebliche   augenblickliche    Schädigung   der   Beamten, 
deren  Betrag  der  Finanzminister  jährich   auf   120,000  fl.   berechnet 
hatte    (Abg.-K.  Verh.  1820  H.  XI,  Beil.  S.  558).     Eben   an   dieser 
letzteren  Wirkung  nahm  die  Kammer  Anstoss:  wenn  man  im  Hin- 
blick  auf  die  Finanzlage    von    den  Besoldeten   ein  Opfer   verlangen 
müsse,  so  sei  die  das  Jahr  zuvor  eingeführte  Besoldungssteuer  hierfür 
die  richtigere  Form.    Und  da  die  Regierung  laut  ausdrücklicher  Er- 
klärung auf  die  vorgeschlagene  Aenderung  keinen  besonderen  Wert 
legte,    so   fiel   sie   mit    bedeutender  Mehrheit   (Verh.    22.  Mai  1821 
a.   a.  0.  H.  XII,  S.   1066  ff.).     Die  Stände   nahmen  jedoch  Anlass, 
die    Regierung    um    eine   Durchsicht    der    bestehenden   Besoldungs- 
bestimmungen   und    um    gesetzliche    Regelung   des   Gegenstands    zu 
bitten  (H.  XII,  S.  1091  u.  H.  XX,  S.  1685,  Beil.  S.  1258).     Dem- 
gemäss  erhielt  die  sogen.  Organisationskommission  (Landtagsabschied 
vom  30.  Juni  1821,  Reg.-Bl.  1821  S.  469)  die  Aufgabe,   für  jedes 
Departement  und  seine  einzelnen  Stellen  Zahl  und  Besoldungen  der 
erforderlichen  Beamten,  m.  a.  W.  Normaletats  aufzustellen.    Ueber 
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die  Grrundsätze,  welche  bei  Ausmessung  der  Besoldungen  massgebend 
sein  sollen,  führte  ein  Kommissionsmitglied  in  einem  Vortrag  unter 
anderem  folgendes  aus:  „Der  Massstab  für  die  pekuniäre  Bestimmung 
derBesoldungsgrösse  bleibt  im  allgemeinen  immer  der  gewöhnliche  Tag- 
lohn im  Lande  und  in  der  speziellen  Anwendung  am  Sitze  der  Dikaste- 
rien.  Erhält  der  gemeine  Arbeiter  täglich  48  kr.,  so  wird  der  Kanzlist 
etwa  das  Doppelte,  der  Revisor  das  Dreifache,  der  Oberrevisor  das 
Vierfache  etc.  in  fixer  Summe  ansprechen  können.  —  Gleichheit  der 
Besoldung  für  gleichen  Arbeitskreis  und  gleiche  Kategorie  ist  erste 
Bedingung.  —  Das  schliesst  jedoch  Klassen  in  einer  und  derselben 
Kategorie  keineswegs  aus:  sie  sind  vielmehr  nötig  zur  Ermunterung 
für  längere  und  bessere  Dienste;  doch  dürfen  es  um  des  Amtes  und 
seiner  Stellung  willen  nur  wenige  sein."  Nach  den  von  dem  König 
durch  Dekret  an  die  Organisationsvollzugskommission  vom  2.  Juni 
1822  gutgeheissenen  Anträgen  der  Kommission  wurden  nun  die 
einzelnen  Besoldungsetats  in  dem  Budget  von  1823/26  verfasst  und 
diese,  mit  den  Ständen  verabschiedet,  galten  nun  fernerhin  als  Normal- 
etats. An  die  hieraus  sich  ergebende  Frage  über  die  staatsrechtliche 
Bedeutung  der  Normaletats,  ob  sie  als  Gesetz  oder  nur  als  Finanz- 
verabschiedung für  die  Finanzperiode  gelten  sollen,  knüpfte  sich 
durch  Jahrzehnte  hindurch  ein  Meinungskampf  zwischen  Regierung 
und  Ständen,  der  nie  zum  Austrag  kam,  aber  thatsächlich  nicht  von 
praktischer  Bedeutung  geworden  ist.  Doch  hat  er  Anlass  zu  dem 
seit  der  Aufbesserung  von  1858  bei  jedem  Etat  ständisch erseits  ge- 
machten Vorbehalt  gegeben ,  dass  bewilligte  Gehaltserhöhungen  je 
nur  für  die  Etatsperiode  gelten  sollen,  unbeschadet  jedoch  der  vom 
einzelnen  Besoldeten  wohlerworbenen  Rechte  (vgl.  Sarwey,  Württ. 
Staatsrecht  11,  S.  521,  Anm.   16). 

Die  früheren  Bestimmungen  von  1817  ff.  waren  hierbei  in  Bezug 
auf  die  Gehaltssätze  im  wesentlichen  unverändert  geblieben ,  die 
Hauptänderung  war,  dass  für  die  Bezirksbeamten  der  Justiz-  und 
Regiminalverwaltung  den  bisherigen  2  Besoldungsklassen  von  1600  fl. 
und  1300  fl.  eine  dritte  mit  1100  fl.  beigefügt  und  dass  diesen  Be- 
amten die  Kameralverwalter ,  die  Oberförster  und  die  Hütten-  und 
Salinenverwalter  in  der  Besoldung  nunmehr  gleichgestellt  wurden 
(Vortr.  des  F.M.  vom  5.  Dez.  1823,  Abg.-K.  Verh.  1823/24,  H.  H, 
S.  23,  155,  176  ff.). 

Eine  Uebersicht  der  einzelnen  Besoldungssätze  dieser  Normal- 
etats,   verglichen   mit  den   späteren,    enthält  Tab.  VI   unten  S.  47, 
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Was  die  Einteilung  der  Beamten  in  die  Besoldungsklassen  der 
einzelnen  Dienerkategorien  betrifft,  so  waren  bei  den  Bezirksbeamten 
die  Aemter  in  die  Klassen  eingeteilt  (vgl.  VIIl,  Ed.  von  1818,  §.4 
u.  5,  Kgl.  V.O.  vom  28.  Juni  1824),  also  das  Stellengehaltssystem 
eingeführt.  Die  Oberräte ,  Räte ,  Assessoren  und  Expeditoren  aber 
sollten  je  zu  gleichen  Teilen  in  die  für  jede  Kategorie  vorgesehenen 
Besoldungsklassen  in  der  Art  eingeteilt  werden,  dass  bei  ungerader 
Zahl  das  Mehr  den  untern  Klassen  zugeteilt  wird  (Kgl,  Dekret  vom 
2.  Juni  1822).  Die  Besoldungssätze  für  jede  Klasse  werden  wie  die 
Beamtenzahl  im  Etat  verabschiedet.  Etwaige  Ersparnisse  fallen  der 
Staatskasse  heim  und  dürfen  nicht  zu  Belohnungen  für  Beamte  ver- 
wendet werden.  Ein  Recht  des  Beamten  auf  Vorrücken,  weder  in 
höhere  Klassen  derselben  Kategorie,  noch  in  neue  Dienstkategorien, 
besteht  nicht;  doch  soll  auf  das  Dienstalter,  soweit  die  Umstände  es 
irgend  zulassen,  billige  Rücksicht  genommen  werden.  Letztere  Be- 
stimmung hatte  die  Regierung  in  den  Entwurf  der  Dienstpragmatik 
(§  17)  aufgenommen,  dieselbe  aber  auf  Anregung  der  Stände,  welche 
materiell  damit  einverstanden,  einen  lediglich  enuntiativen  Satz  aber  als 
zur  Aufnahme  in  das  Gesetz  ungeeignet  fanden,  wieder  gestrichen.  — 
Die  Zahlung  des  Gehalts  erfolgt  vierteljährlich,  je  auf  den  letzten 
Tag  des  Vierteljahrs  postnumerando. 

2.  Unter  der  Herrschaft  niedriger  Getreidepreise  war  der  sogen. 
Normaletat  zu  stände  gekommen.  Allmählich  aber  stiegen  die  Ge- 
treidepreise, die  früher  notorische  Wohlfeilheit  des  Lebens  in  Württem- 
berg verschwand,  zumal  seitdem  der  Eisenbahnbau  der  Landwirt- 
schaft den  Absatz  ihrer  Erzeugnisse  auf  zahlungskräftigeren  Märkten 
erleichterte  und  das  sich  entwickelnde  grössere  gewerbliche  Leben 
die  Verbrauchskraft  des  Landes  stärkte.  Die  Besoldungen  der  öffent- 
lichen Diener  waren  nach  mehr  als  SOjährigem  Zeitraum  ungenügend 
und  die  Lage  der  Beamten,  zumal  in  den  unteren  Stufen,  Mitte  der 
50er  Jahre  eine  sehr  drückende  geworden.  König  Wilhelm,  ein 
genau  rechnender  Haushalter,  aber  durchdrungen  von  der  politischen 
Wichtigkeit  einer  genügenden  wirtschaftlichen  Ausstattung  der  öffent- 
lichen Diener,  betrieb  mit  regem  Eifer  die  Besoldungsaufbesserung, 
und  am  14.  Dezember  1857  trat  die  Regierung  vor  die  Stände  mit 
einem  Gesetzesentwurf,  wonach  alle  Geldgehalte  der  Beamten,  bis 
zur  obersten  Grenze  von  2000  fl.,  zum  vierten  Teil  in  eine  Frucht- 
besoldung auf  der  Basis  eines  Preises  von  4  fl.  für  1  Scheffel  Dinkel 
umgewandelt ,    die   letztere  aber  nicht  in  natura ,    sondern  nach  den 
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laufenden  Schrannenpreisen  in  Geld  geleistet  werden  sollte.  Da  der 
Marktpreis  damals  auf  6  fl.  für  1  Scheffel  stand,  so  bedeutete  dieser 
Vorschlag  eine  Aufbesserung  von  12  ^J2  Prozent  und  hätte  eine  jähr- 
liche Mehrbelastung  der  Staatskasse  von  370,000  fl.  im  Gefolge  ge- 
habt (Abg.-K.  Verh.  1856|58,  I.  B.-B.  S.  744).  Unter  Anerkennung 
der  Notwendigkeit  einer  Aufbesserung  verwarf  jedoch  die  IL  Kammer 
den  Vorschlag,  hauptsächlich  weil  die  Schwankungen  des  Getreide- 
preises allzu  starke  Schwankungen  der  Besoldungsbezüge  mit  sich 
bringen  und  weil  die  nieder  Besoldeten  nicht  in  gleichem,  sondern 
in  stärkerem  Masse  aufzubessern  seien,  als  die  höheren.  Hierauf  zog 
die  Regierung  den  Entwurf  zurück  und  ist  seitdem  auf  den  Gedanken 
teilweiser  Naturalbesoldung  nicht  wieder  zurückgekommen.  Am  I.Juli 
1858  beantragte  sie  sodann,  unter  Beibehaltung  des  Systems  der 
reinen  Geldgehalte  eine  klassenweise  Aufbesserung  durch  Zulagen 
von  50  bis  300  fl.  zu  gewähren,  jedoch  mit  stärkerer  Berücksichtigung 
der  niederen  Diener,  sowie  der  bei  den  Ministerien  und  Kollegien  (ohne 
Dienstwohnung)  angestellten  Beamten.  Die  den  Betrag  von  2500  fl. 
übersteigenden  Besoldungen  blieben  unberücksichtigt.  Die  Vorschläge 
der  Regierung  fanden  im  wesentlichen  die  Zustimmung  der  Kammer. 
Die  Aufbesserungen  im  einzelnen  bewegten  sich  in  runden  Beträgen 
von  50  bis  200  fl.  und  betrugen  durchschnittlich  etwa  18  Prozent 
(von  8  bis  30  Prozent)  der  bisherigen  Gehalte.  Aber  schon  nach 
0  Jahren  zeigte  sich  diese  Massnahme  als  ungenügend,  und  mit 
Wirkung  vom  1.  Juli  1864  an  wurden  die  Besoldungen  neuerdings 
erhöht,  wobei  von  der  verwilligten  Aufbesserungssumme  entfielen 

53,9  Prozent  auf  die  Gehalte  bis  zu  500  fl. 

26,1         „  „      „  .,        von  500  bis  1000  fl. 

15,9         „  „      „  „        von  1000  bis  2000  fl. 

4,1         „         „      „  „        über  2000  fl. 

Im  ganzen  Durchschnitt  betrug  die  Erhöhung  der  Gehalte  etwa 
14  Prozent.  Bald  aber  machte  die  Ende  der  60er  Jahre  und  be- 
sonders nach  dem  deutsch-französischen  Krieg  eingetretene  erhebliche 
Preissteigerung  aller  wichtigen  Lebensmittel,  insbesondere  auch  der 
Mietwohnungen  in  den  grössern  Städten  zu  Anfang  der  70er  Jahre 
2  rasch  aufeinanderfolgende  Aufbesserungen  nötig.  Mit  Wirkung 
vom  1.  Januar  1872  wurde  eine  Erhöhung  in  klassenweisen  Ab- 
stufungen von  500  fl.  bis  50  fl.  und  zwar  bei  den  pensionsberechtigten 
Dienern  von  durchschnittlich  16,23  Prozent  des  bisherigen  Gehalts, 
bei  den  hichtpensionsberechtigten  von  13,9  Prozent  und  im  Gesamt- 
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durchschnitt  von  15,11  Prozent  gewährt.  Doch  schon  nach  1^/2  Jahren 
war  eine  abermalige  Erhöhung  nötig,  die  man  im  Hinblick  auf  die 
bevorstehende  Einführung  der  Reichsmarkrechnung  in  der  Art  aus- 
führte, dass  man  jedem  Besoldeten  statt  eines  Guldens  seines  Ge- 
halts vom  1,  Juli  1873  ab  zwei  Mark  (=  1  fl.  10  kr.),  somit  eine 
Aufbesserung  von  lö'^^/s  Prozent  gewährte.  Auf  die  Einzelheiten  der 
Vorschläge  und  Begründungen  dieser  Aufbesserungen  näher  einzu- 
gehen, ist  hier  nicht  der  Ort.  Es  seien  nur  noch  die  Beträge  ange- 
führt, um  die  es  sich  für  die  Staatskasse  handelte.  Die  Aufbesserung 
verursachte  einen  jährlichen  Mehraufwand 
bei  der  Aufbesserung    I.  vom   1.  Juli  1858  von 

438,902  fl.  30  kr.  ')  =      752,404.29  M. 
Nachträge  vom  1.  Juli  1861  ^) 

103,673  fl.  18  kr.  =      177,725.69  M. 
bei  der  Aufbesserung  II.  vom  1.  Juli  1864^) 

647,821  fl.  =  1,110,550.26  M. 
bei  der  Aufbesserung  III.  vom  1.  Januar  1872'^) 

872,274  fl.  5  kr.  =  1,495,326.97  M. 
bei  der  Aufbesserung  IV.  vom  1,  Juli  1873  ^) 

1,240,543  fl.  46  kr.  =  2,126,646.41  M. 
somit  in  den  15  Jahren  von  1858  bis  1873  zus.  — ;  •    5,662,653.62  M. 

3.  In  der  Zeit  von  1874  bis  1889  sind  für  einzelne  Beamten- 
kategorien Besoldungserhöhungen  erfolgt,  meist  für  niedere  Diener, 
für  welche  nach  einer  Mitteilung  des  Finanzministers  in  der  Sitzung 
der  Abgeordnetenkammer  vom  3.  Juni  1887  in  der  Zeit  seit  1874 
ein  jährlicher  Mehraufwand  von  etwa  870,000  M.  verwilligt  worden 
ist.  Von  höheren  Beamten  sind  in  dem  gedachten  Zeitraum  mit 
Gehaltsaufbesserungen  bedacht  worden:  die  richterlichen  Beamten  an- 
lässlich der  Einführung  der  deutschen  Gerichtsverfassung,  die  Bezirks- 
beamten, die  Oberförster,  die  Expeditoren.  Eine  Aufbesserung  nicht 
des  Gehalts,    sondern    des  Pensionsanspruchs   erhielten    die  Bezirks- 


>)  Verhandlungen  der  Abgeordnetenkammer  1862/65,  IL  B.-B.  S.  379.  Die 
doi-t  noch  weiter  hinzugerechneten  8032  fl.  14  kr.  betreffen  die  Volksschullehrer 
und  gehören  nicht  hierher. 

')  Abgeordnetenkammer  1862/65 ,  II.  B.-B.  S.  380.  Die  Aufwendungen 
für  Geistliche  und  Volksschullehrer  mit  123,700  fl.  sind  oben  nicht  mitberechnet. 

')  Staatsanzeiger  vom  27.  August  1865,  S.  1945. 

*)  Abgeordnetenkammer  1870/72,  IL  B.-B.  S.  802,  1147. 

■■*)  Abgeordnetenkammer  1870/74,  IL  B.-B.  S.  1900. 
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beamten  durch  das  Gesetz  vom  1.  Juli  1876,  wonach  abweichend 
von  dem  sonstigen  Grundsatz,  der  die  D.-W.  lediglich  als  Amts- 
emolument  (s.  o.  S.  6,  22  ff.)  behandelt,  bei  den  Bezirksbeamten  der 
Wert  der  D.-W.  im  Anschlag  von  400  M.  als  pensionsberechtigter  Ge- 
faaltsteil  anzusehen  ist.  Dieselbe  Bestimmung  gilt  infolge  Etats- 
verabschiedung für  die  Hauptlehrer  der  Akademie  Hohenheim. 


2.  Die  neueste  Aufbesserung  der  Beamtenbesoldungen. 

Je  häufiger  man  sich  im  Lauf  der  letzten  Jahre  vor  die  Frage 
der  Gewährung  von  Aufbesserungen  einzelner  Kategorien  gestellt 
sah,  desto  klarer  und  allgemeiner  wurde  die  Erkenntnis,  dass  eine 
allgemeine  ökonomische  Besserstellung  der  Beamten  notthue.  Als 
endlich  die  seit  Mitte  der  70er  Jahre  immer  ungünstiger  gewordene 
Finanzlage  sich  besserte,  dank  dem  wirtschaftlichen  Aufschwung, 
der  besonders  in  "den  Forst-  und  Eisenbahneinnahmen,  sowie  in  den 
Erträgen  der  indirekten  Abgaben  sich  bemerklich  machte,  und  dank 
der  Reichssteuerreform,  welche  die  Mittel  schuf  zur  Bestreitung  der 
Matrikularbeiträge,  brachte  die  Regierung  in  dem  Etat  für  1889/91 
zwecks  einer  aligemeinen  Besoldungsaufbesserung  der  Zivilstaats- 
diener eine  Forderung  von  1,942,900  M.  ein. 

a)  In  Begründung  der  Not  wendigkeit  der  Auf besserung  wies 
die  Regierungsvorlage  in  erster  Linie  darauf  hin,  dass  seit  Anfang 
der  20er  Jahre  die  Preise  der  Lebensmittel  und  der  Mietwohnungen 
viel  stärker  gestiegen  seien  als  die  Besoldungssätze.  Die  letzteren 
seien  jetzt  durchschnittlich  um  65  Prozent,  für  die  Landbeamteu 
um  108  Prozent  höher  als  damals,  während  die  Brotpreise  um 
•  92  Prozent,  die  Fleischpreise  um  206 — 246  Prozent,  die  Kartoffel- 
preise um  196  Prozent  etc.  *)  gestiegen  und  in  ähnlicher  Weise  auch 


^)  Nach  Beilage  2  der  Begründung  zur  Aufbesserungsvorlage  (Verhand- 
lungen der  Abgeordnetenkammer  1889  IL  B.-B.  S.  2389)  betrugen  in  Stuttgart 
die  Preise  der  Lebensmittel: 


Der  Preis 
von  1887 

1821/23 

1872 

1885 

1886 

1887 

beträgt 
gegen  den 
von  1821/23 
mehr  in  % 

6  Pfund  Kemenbrod   .    . 

M. 

=  fl. 

Pf. 

kr. 
38 
13,3 

M. 

Pf. 

kr. 
93,7 

32,8 

M. 

Pf. 

78 

M. 

Pf. 

78 

M. 

Pf. 

78 

91,8 

1  Pfund  Mastochsenfleisoh 

— 

20,57 
7,2 

— 

62,28 

21,8 

— 

70 

— 

68,5 

— 

68,5 

211,2 

50.*« 
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die  WohnuDgsmieten  hinaufgegangen  seien;  im  Jahre  1836  habe  z.  B. 
die  Mietzinsentschädigung  der  Volksschullehrer  nach  dem  Durch- 
schnitt von  30  Orten  81,53  M.  für  1  Schullehrer,  im  Jahre  1888 
aber  in  denselben  Orten  259,26  Mark  betragen,  sei  also  um 
217,9  Prozent  gestiegen.  Die  Mietpreise  seien  jetzt  so  hoch,  dass  nach 
amtlichen  Erhebungen  z.  B.  in  Stuttgart  ein  Beamter  von  der  Stel- 
lung eines  Kollegialrats  durchschnittlich  1115  M,  =  22,40  Prozent 
seines  Diensteinkommen  als  Mietzins  zu  bezahlen  habe,  während 
sonst  als  normales  Verhältnis  für  eine  Familie  solcher  sozialer  Stel- 
lung gelte,  dass  der  Wohnungsaufwand  höchstens  ^/e  bis  ^i  (=  16^/3 
bis  14,3  Prozent)  des  Einkommens  ausmacht. 

Dazu  komme,  dass  dank  dem  Steigen  des  Volkswohlstandes, 
welches  sich  in  dem  seit  25  Jahren  von  4600  Mill.  auf  9000  Mill.  ge- 
stiegenen Volksvermögen  des  Landes,  in  den  steigenden  Sparkassen- 
guthaben (bei  der  Landessparkasse  im  Jahr  1863:  1 7,94  Mill.  Mark. 
1888:    51,89   Mill.   Mark),    sowie   in   den   steigenden    Kapitalsteuer- 
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1872 

1885 

1886 

1887 

Der  Preis 
von  1887 
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gegen  den 
von  1821123 
mehr  in  "(n 

M. 

=  fl. 

Pf. 

kr. 

M. 
=  fl. 

Pf. 
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M. 

Pf. 

M. 

Pf. 

M. 

Pf. 

1  Pfund  Kalbfleisch     .    . 

— 

lü,3 
5,7 

— 

59,4 
20,8 

— 

60 

— 

63,5 

— 

60,5 

246,4 

1  Pfund  Schweinefleisch  . 

— 

19,1 
6,7 

- 

62,57 
21,9 

— 

62 

— 

64 

- 

62,5 

205,8 

1  Pfund  Butter   .    .     .    . 

- 

40 
14 

_ 

98,3 
34,4 

1 

19,5 

1 

20 

1 

15,5 

169,8 

1  Pfund  Schweineschmalz 

_ 

43,7 
15,3 

— 

74,9 
26,2 

- 

67,5 

— 

70 

— 

66,5 

42,21 

1  Liter  Milch 

- 

8,6 
3 

— 

14,6 
5,1 

— 

16 

— 

16 

— 

16 

86,05 

4  Stück  Eier 

— 

11,7 
4,1 

— 

21,4 
7,5 

— 

24 

— 

23,6 

— 

23,6 

101,71 

100  Kilogramm  Kartoffeln 

2 

1 

50 
27,5 

8 
4 

46,3 
56,2 

4 

70 

4 

93 

7 

39 

195,«0- 

1  Kilogramm  Erbsen  .     . 

- 

12,C 

4,4 

- 

39,4 
13,8 

- 

36 

- 

36 

— 

36 

185,71 

1  Kilogramm  Linsen  .    . 

- 

15,1 
.5,3 

- 

40 
14 

- 

46 

— 

50 

— 

52 

244,27 

1    Raummeter     buchenes 
Flossholz,  Achsholz    . 

7 
l 

59,4 
25,8 

14 

8 

98,6 
44,5 

11 

77 

11 

89 

11 

56 

52,22- 

1   Raummeter     tannenes 
Flossholz    

5 
3 

65,4 
17,9 

8 
4 

4,3 
41,5 

8 

74 

8 

84 

8 

24 

45,74 
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ertragen  (1872/73:  2,485,808  M.,  1887/88  4,060,301  M.,  somit  Stei- 
gerung 63  Prozent,  trotz  beträchtlicher  Zinsfussermässigung)  aus- 
drückt, eine  langsame  aber  stetige  Hebung  der  ganzen  Lebenshaltung 
sämtlicher  Volksklassen  eingetreten  sei,  welcher  sich  ein  Beamter 
bei  Gestaltung  seiner  Lebensgepflogenheit  um  so  weniger  entziehen 
könne,  je  mehr  er  vermöge  seines  Berufs  und  seiner  Stellung  der 
öffentlichen  Beurteilung  ausgesetzt  sei. 

Endlich  sei  festzustellen,  dass  die  Besoldungen  der  württem- 
bergischen Beamten  sehr  erheblich  hinter  denen  der  Beamten  im  Reichs- 
dienst, in  Preussen  (um  35,3  Prozent),  in  Bayern  (um  20,9  Prozent),  in 
Baden  (um  24,5  Prozent),  in  Sachsen  zurückbleiben,  wofür  ein  umfäng- 
liches Material  beigebracht  wurde,  ein  Zurückbleiben,  das  für  den  Be- 
amten um  so  empfindlicher  sei,  als  die  Lebensmittelpreise  in  Württem- 
berg nicht  billiger,  sondern  höher  seien  als  in  anderen  deutschen  Ländern,^ 

z.  B.  iji  iji  in 

Württemberg     Preussen  Bayern 


M. 

M. 

M. 

1  kg  Rindfleisch 

1,35 

1,18 

1,19 

1     „    Schweinefleisch 

1,29 

1,23 

1,22 

1     „    Kalbfleisch 

1,21 

1,02 

1,18 

1    „    Hammelfleisch 

1,18 

1,14 

1,32 

100    „    Kartoffeln 

5,65 

4,94 

5,25 

100    „    Weizen 

18,29 

17,70 

19,94 

100    „    Roggen 

16,66 

14,64 

15,39 

,Eine  vielfältige  Erfahrung,"  so  schloss  die  Vorlage  ihre  be- 
zügliche Ausführung,  „beweist,  dass  die  dermaligen  württembergischen 
Besoldungssätze  den  standesgemässen  Lebensbedarf  weit  nicht  decken. 
In  den  allermeisten  Fällen  bedarf  der  Beamte  eines  Zuschusses  aus 
eigenen  Mitteln,  um  leben  zu  können,  und  zwar  in  einem  Masse^ 
dass  häufig  das  Privatvermögen  im  Laufe  der  Dienstzeit  auch  bei 
sparsamem  Haushalt  aufgezehrt  wird,  und  nicht  selten  die  Witwen 
und  unversorgten  Kinder  selbst  hoher  Staatsbeamter  nach  dem  Tode 
des  Ernährers  in  Not  sich  befinden,  welche  nur  spärlich  durch 
kleine  Gratialien  gelindert  werden  kann.  Das  Interesse  des 
Staates  selbst  erheischt  Abhilfe.  Denn  wenn  der  Staat  seinen 
Angestellten  ein  für  den  angemessenen  Unterhalt  einer  Familie  aus- 
reichendes Einkommen  nicht  bietet,  wenn  die  Beamten  den  öffent- 
lichen Dienst  unverhältnismässig  geringer  gelohnt  sehen,  als  die 
Privaterwerbsthätigkeit,  und  wenn  die  Vergleichung  ergibt,  dass  in 
anderen  Staaten  die  öffentlichen  Diener  weit  auskömmlicher  gestellt 
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sind,  so  liegt  für  die  Staatsverwaltung  die  Befürclitung  nahe,  dass 
bei  den  Beamten  die  Berufsfreudigkeit  gelähmt,  Unzufriedenheit  er- 
zeugt und  schliesslich  die  Treue  und  Integrität  gefährdet  werden 
könnte,  auch  der  Zugang  von  tüchtigeren  und  begabteren  Männern 
zum  Staatsdienst  beeinträchtigt  werden  möchte." 

b)  Was  den  Weg  zur  Abhilfe  betrifft,  so  konnte  eine  Auf- 
hebung der  Witwenkassengelder  (Reliktenbeiträge),  nach  dem  Vor- 
gang des  Reichsdienstes  und  Preussens,  schon  deshalb  nicht  in  Be- 
tracht kommen,  weil  nicht  alle  Angestellten  davon  betroffen  worden 
wären  und  weil  die  Hilfe  eine  gar  zu  geringe  gewesen  wäre  (im 
ganzen  nach  dem  neuesten  Stand  1887/88  bezw.  1886/87  758,992  M.). 
Dagegen  lag  der  Gedanke  nahe ,  anlässlich  der  Aufbesserung  eine 
eingehende  Durchsicht  und  Aenderung  des  Besoldungssystems  im 
Sinn  der  Einführung  des  Dienstaltersvorrückungssystems  vor- 
zunehmen, um  so  mehr  als  hierauf  abzielende  W^ünsche  seitens  der 
Stände  schon  wiederholt  bei  der  Regierung  vorgebracht  und  dringend 
empfohlen  worden  waren.  Allein  so  manches  sich  für  eine  Regelung 
des  Gehaltvorrückungswesens  nach  dem  Dienstalterssystem  geltend 
machen  Hess,  so  wurde  es  doch  im  Hinblick  darauf,  dass  unser 
Besoldungswesen  noch  mehr  als  an  ungünstigen  Vorrückungsverhält- 
nissen  daran  leide,  dass  überhaupt  die  Besoldungssätze  zu  niedrig 
seien,  von  der  Regierung  mit  Recht  für  dringender  erachtet,  vor 
allem  in  dieser  Richtung  Besserung  zu  schaffen,  eine  Aenderung  des 
Systems  aber  vorzubehalten,  bezw.  zur  allmählichen,  wenn  vielleicht 
auch  nur  teilweisen  Durchführung  in  Aussicht  zu  nehmen.  Dagegen 
entschloss  man  sich  nach  einer  anderen  Richtung  hin  zu  einer  Aen- 
derung des  Besoldungssystems:  durch  Einführung  der  Wohnungs- 
geldzuschüsse. Zur  Begründung  führte  die  Vorlage  aus,  es  seien 
die  Beamten  ohne  Dienstwohnung  oder  entsprechende  Mietzins- 
entschädigung entschieden  ungünstiger  gestellt  als  die  Dienst- 
wohnungsberechtigten, „denn  seit  1836  sind  die  Mietpreise  um  etwa 
200  Prozent,  seit  1882  die  Gehalte  der  Angestellten  an  Zentral- 
und  Mittelstellen,  welche  mit  ganz  geringen  Ausnahmen  keine  Dienst- 
wohnung haben,  um  65  Prozent,  die  Gehalte  der  Beamten  der  Be- 
zirksverwaltung, meist  mit  Dienstwohnung,  um  38 — 220  Prozent, 
durchschnittlich  um  108  Prozent  gestiegen.  Es  ist  auch  eine  be- 
kannte Thatsache,  dass  häufig  eine  im  dienstlichen  Interesse  wün- 
schenswerte Berufung  eines  Bezirksbeamten  in  den  Kollegialdienst 
auf  Bedenken  stösst,  weil  diese  Beamten  durch  eine  solche  Berufung 
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trotz  des  höheren  Gehaltes  der  Räte  (4400 — 5200  M.  ohne  Dienst- 
wohnung, Bezirksbeamte  3000 — 4000  M.  mit  Dienstwohnung)  eine 
ökonomische  Einbusse  erleiden,  welche  erst  als  ausgeglichen  gilt, 
wenn  sie  in  den  höchsten  Ratsgehalt  einrücken. 

Uebrigens  bestehen  in  der  Höhe  des  Mieteaufwands  erhebliche 
örtliche  Unterschiede,  denn  Avährend  für  die  übrigen  Lebensbedürf- 
nisse der  Preisstand  infolge  der  verbesserten  Verkehrsmittel  und  ver- 
änderten Marktverhältnisse  mehr  und  mehr  sich  ausgleicht  und  ins- 
besondere der  Heizungsaufwand  kaum  noch  erhebliche  örtliche 
Unterschiede  begründet,  so  pflegt  gerade  umgekehrt  der  Wohnungs- 
aufwand mit  dem  Wachstum  und  der  gewerblichen  Entwicklung  der 
grösseren  Städte  und  dem  dadurch  bewirkten  Steigen  des  Gebäude- 
werts mehr  und  mehr  und  in  viel  stärkerem  Masse  als  in  kleineren 
oder  in  der  Entwicklung  zurückbleibenden  Orten  zu  wachsen.  In  volk- 
reicheren Städten  hat  daher  der  Beamte,  wenn  ihm  nicht  eine  Dienst- 
wohnung eingeräumt  ist,  einen  viel  grösseren  Anteil  seines  Ein- 
kommens auf  die  Beschaffung  der  Wohnung  zu  verwenden  als  in 
kleineren  Orten,  und  diese  Mehrbelastung  der  Beamten  in  grösseren 
Städten  ist  in  stetiger  Zunahme  begriffen."  Es  betrage  z.  B.  die 
durchschnittliche  Miete  einer  Wohnung  von  6  Zimmern  nach  amt- 
lichen Erhebungen  zur  Zeit  in  Stuttgart  1115  M.,  dagegen  z.  B.  in 
Heilbronn  855  M.,  in  Ludwigsburg  725  M.,  in  Tübingen  692  M.,  in 
Rottweil  608  M.,  in  Ellwangen  471  M.  etc.,  und  der  durchschnitt- 
liche Mieteaufwand  eines  Kollegialrats  berechne  sich  in  Stuttgart 
zu  22,40  Prozent,  in  den  Kreis-  und  Landstädten  aber  nur  zu 
15,19  Prozent  seines  Diensteinkommens.  Eine  Ausgleichung  dieser 
Unterschiede  durch  den  Vorteil  besserer  und  mit  weniger  Aufwand 
zu  benützender  Schulgelegenheiten,  wie  ihn  die  grösseren  Städte  und 
vor  allem  die  Hauptstädte  bieten,  könne  schon  deshalb  mit  Recht  nicht 
geltend  gemacht  werden,  weil  die  „besseren"  Schulen  überhaupt  nur 
für  diejenigen  Beamten  in  Frage  kommen,  welche  schulpflichtige  Kinder 
haben  und  denselben  eine  höhere  Schulbildung  zu  teil  werden  lassen. 
Ueberdies  seien  bei  der  Entwicklung  des  württembergischen  höheren 
Schulwesens  zahlreiche  Orte  mit  Gymnasien,  Lyceen  und  Oberreal- 
schulen ausgestattet.  Endlich  wurde  noch  auf  die  im  Reichsdienst, 
in  Preussen,  Bayern  und  Baden  bestehenden  Wohnungsgeldzuschüsse, 
d.  h.  auf  die  Thatsache  hingewiesen,  dass  für  die  ganz  überwiegende 
Mehrzahl  der  deutschen  Staatsbeamten  das  Prinzip  der  besonderen 
Entschädigung  für  den  Wohnungsaufwand  zur  Durchführung  gelangt 
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ist.  Nicht  um  einen  vollen  Ersatz  des  Wohnungsaufwands,  sondern 
nur  um  einen  Beitrag  oder  Zuschuss  dazu  konnte  es  sich  handeln, 
schon  deshalb,  weil  schon  von  Anfang  an  die  Gehalte  der  ohne 
Dienstwohnung  Angestellten  verhältnismässig  etwas  höher  bemessen 
worden  sind  als  diejenigen  der  Beamten  mit  Dienstwohnung.  Der 
Wohnungsgeldzuschuss  hat  nur  den  Zweck,  einerseits  gegenüber  den 
Dienstwohnungsinhabern  die  infolge  der  starken  Steigerung  des  Woh- 
nungsaufwands thatsächlich  und  sichtlich  eingetretene  Ungleichheit  zu 
beseitigen,  und  andererseits  bei  den  ohne  Dienstwohnung  Angestellten 
untereinander  die  aus  der  erheblichen  Verschiedenheit  der  Wohnungs- 
preise sich  ergebenden  örtlichen  Unterschiede  der  Entlohnung  aus- 
zugleichen. Da  nun  bekanntlich  der  Wohnungsaufwand  der  Menschen 
im  allgemeinen  in  ziemlich  konstantem  Verhältnis  zum  Einkommens- 
bezug steht,  so  musste  auch  der  Wohnungsgeldzuschuss  in  ein  ge- 
wisses Verhältnis  zum  Diensteinkommen  gebracht  werden.  Welches 
dieses  Verhältnis  sein  sollte,  dafür  war  eine  andere  Erwägung  mass- 
gebend. 

Die  Begründung  der  Aufbesserung  hatte  nachgewiesen,  dass 
alle  Gehalte  ungenügend  seien,  somit  alle  Besoldungen,  ob  mit 
Dienstwohnungsgenuss  verknüpft  oder  nicht,  erhöht  werden  müssten. 
Dabei  war  zu  beachten,  dass  in  Württemberg,  verglichen  mit  an- 
deren deutschen  Staaten,  für  die  niederen  Diener  besser  gesorgt 
war  als  für  die  mittleren  und  höheren,  sowie  dass  bei  früheren  Auf- 
besserungen die  Beamten  mit  geringeren  Besoldungen  zum  Teil  er- 
heblich bevorzugt  worden  waren.  Denn  es  sind  die  dermaligen  Ge- 
halte gegenüber  denen  des  Normaletats  von  1823/26  höher 
bei  den  Kopisten  um  .  .  .  87 — 119  Prozent, 
„       „     Kanzleiaufwärtern  um  104         , 

„       ,,     Amtsdienern  um    .     .     119 — 192        „ 
dagegen  bei  den 

Geheimeräten  und  Staatsräten  um    ....     19 — 50  Prozent, 

Direktoren  um       .     , 49 — 59  „ 

Ministerialräten  und  Kollegialräten  um      .     .     52 — 62         „ 

Die  ungünstige  Besoldung  des  höheren  Staatsdienstes  tritt  be- 
sonders im  Vergleich  mit  anderen  deutschen  Staaten  hervor.  Es 
beziehen  z.  B.  Direktoren: 

in  Württemberg,  bis  jetzt  Höchstbesoldung      6800  M.^ 

„  Baden,  einschliesslich  Wohnungsgeld,  „  8260  „ 
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in  Bayern,  einschliesslich  Wohnungsgeld,  Höchstbesoldung    8320  M. 

„  Preussen,  neben  Dienstwohnung,  ,,  10,500   „ 

im  Reichsdienst,  einschl.  Wohnungsgeld,  „  10,722   „ 

in  Elsass-Lothringen,  „  17,000   „ 

„   Sachsen,  „  11,100   „ 

Angesichts  dieser  Thatsachen  konnte  davon,  auch  diesmal  die 
unteren  Stellen  vorwiegend  zu  bedenken,  nicht,  sondern  nur  von 
einem  gleichen  Massstab  für  alle  die  Rede  sein,  m.  a.  W.  von  einer 
einfach  prozentualen  Aufbesserung.  Und  derselbe  Massstab  empfahl 
sich  dann  auch  für  den  Wohnungsgeldzuschuss.  Zur  Erleichterung 
der  Rechnung  wurden  dabei  die  Beträge  je  auf  die  nächstliegenden 
zehn  Mark  auf-  oder  abgerundet. 

c)  So  schlug  nun  die  Regierung  vor,  allen  Zivilstaatsdienern  eine 
5prozentige  Aufbesserung  ihrer  dermaligen  Geldgehalte  (die  wenigen 
bei  Lehrern  an  Latein-  und  Realschulen  etc.  noch  vorhandenen 
Naturalbesoldungsteile  mussten  unberücksichtigt  bleiben)  und  daneben 
den  ohne  Dienstwohnung  oder  entsprechende  (voll  entschädigende) 
Mietzinsentschädigung  Angestellten  einen  nichtpensionsberechtigten 
Wohnungsgeldzuschuss  von  10  Prozent  des  Gehalts  in  I.,  7  Prozent 
in  II.  und  5  Prozent  in  III.  Ortsklasse  zu  gewähren.  Bei  der  stän- 
dischen Beratung  ist  am  Wohnungsgeld  in  der  I.  Ortsklasse  1  Prozent 
abgestrichen  und  sind  in  III.  Klasse  2  Prozent  zugelegt  worden,  so 
dass  die  Sätze  jetzt  betragen  9,  7  und  6  Prozent.  In  die  I.  Orts- 
klasse wurde  Stuttgart,  in  die  II.  die  oben  S.  22  in  Anm.  9  be- 
zeichneten 27  Städte,  in  die  III.  Klasse  alle  anderen  Orte  des  Landes 
aufgenommen. 

Bei  den  Vorschlägen  der  Regierung  berechnete  sich  die  Be- 
soldungserhöhung für  die  Beamten  ohne  Dienstwohnung  auf  12,5  Pro- 
zent, mit  Dienstwohnung  auf  5  Prozent,  im  ganzen  auf  10,07  Prozent, 
und  zwar  für  die  mittleren  und  höheren  Beamten  durchschnittlich 
auf  11,8  Prozent,  für  die  niederen  auf  11,9  Prozent  der  bisherigen 
Gehalte,  ein  Verhältnis,  das  sich  durch  die  Erhöhung  des  Wohnungs- 
geldsatzes für  die  III.  Ortsklasse,  welche  viele  Unterbedienstete  ent- 
hält, und  die  Ermässigung  des  Satzes  für  Stuttgart  etwas  zu  Gunsten 
der  niederen  Diener  verschoben  hat. 

d)  Ueber  die  Gesamtwirkung  der  Auf  besserungsvorschläge  äussert 
sich  die  Regierungsvorlage  folgendermassen : 

„Wenn  man  schliesslich  nach  dem  Verhältnis  der  aufge- 
besserten Besoldung,  zu  dem  Lebensbedarf  fragt,    so   lässt 
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sich  ein  ungefährer  Massstab  für  die  Höhe  des  Lebensbedarfs  aus 
dem  notwendigen  Mieteaufwand  gewinnen.  Denn  unter  allen  Posten 
des  Privathaushalts  ist  der  Aufwand  für  die  Wohnung  derjenige^ 
der  in  seiner  Höhe  am  meisten  durch  allgemein  wirkende  soziale 
und  örtliche  Verhältnisse  bedingt,  der  Einwirkung  individueller 
Wünsche  und  Verhältnisse  am  meisten  entrückt  ist  und  zugleich  am 
offenkundigsten  zu  Tage  tritt.  Er  ist  daJier  wenigstens  in  den 
grösseren  Städten  von  jeher  als  ein  ziemlich  sicherer  Ausdruck  für 
die  wirtschaftliche  Lage  der  einzelnen  Haushalte  angesehen  worden. 
So  nimmt  z.  B.  das  hessische  Einkommensteuergesetz  von  1884  an, 
dass  der  Mieteaufwand  17  Prozent  des  Einkommens  des  Einzelnen 
ausmacht,  und  zahlreiche  Erhebungen  in  Berlin,  Hamburg,  Breslau, 
Leipzig,  Dresden,  also  in  den  dichtest  bevölkerten  Städten  Deutsch- 
lands, haben  eine  annähernd  gleichbleibende  Regelmässigkeit  für  das 
Verhältnis  des  Wohnungsaufwands  zum  Gesamtaufwand  einer  Familie 
ergeben.  Es  betrug  nach  diesen  Erhebungen  der  Wohnungsmiete- 
aufwand in  Prozenten  des  Gesamteinkommens  durchschnittlich: 

in  der  Einkommensstufe 
von     600—    1200  M.    .     .     .     21,2  Prozent, 


1 


1200—    2400     „     . 

.     .     19,7 

2400—    3600    „     . 

.     18,5 

3600—    6000    „     . 

.     17,3 

6000—12,000    „     . 

.     14,7 

Hiernach  würde  der  ganze  Jahresbedarf  für  einen  Beamten  in 
Stuttgart,  auf  welchen  die  erwähnten  Prozentzahlen  annähernd  An- 
wendung finden  dürften,  bei  einem  Mieteaufwand 
von    500  M.  (=  19,7  Proz.  des  Gehalts  ausgenommen)  auf     2550  M., 
^      700  „    (=  18,5      .       „        „  „  )     ,       3780    , 

„    1100  „    (=  17,3      „       „        ;,  „  )    „       6360    , 

„    1600  „    (=  14,7      „       ,        „  „  )    „    10,884    , 

sich  berechnen.  Vergleicht  man  mit  diesen  Zahlen  z.  B.  die  Ge- 
halte der  Kanzlisten,  der  Expeditoren,  der  Kollegialräte  und  der 
Staatsräte,  auch  im  aufgebesserten  Betrage,  so  ergibt  sich,  dass  die 
durch  die  vorgeschlagene  Aufbesserung  erreichten  Besoldungssätze 
diesen  Beträgen  weit  nicht  entsprechen." 

Die  Anträge  der  Regierung  fanden  mit  der  schon  erwähnten 
Abänderung  bezüglich  des  Wohnungssatzes  die  Zustimmung  der 
Stände. 

510. 
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Die  folgende  Tabelle  VI  weist  die  Gehaltssätze  für  die  haupt- 
sächlichsten Dienerkategorien,  ausgenommen  diejenigen  der  Verkehrs- 
anstalten, von  den  Jahren  1822/34  '),  1858,  1864,  1872,  1873,  1888 
und  1889  (einschliesslich  Aufbesserung)  im  einzelnen  nach. 


Besoldnngssätze  ' 

Fon  1822— 

1889. 

Tab.  VI. 

Beamtenkategorie 

Besoldungssät 

ze    im 

Jahi 

1822 

(Nor- 
mal- 
Etat) 

1858 

1864 

1872 

1873 

1888 

1889 

Gehalt 

Wohnungs- 
geld- _ 

zuschuss  in 
L,  IL,  IIL 
Ortsklasse 

L   Geheimer  Rat: 

M. 
=  fl. 

M. 

=  fl. 

M. 
=  fl. 

M. 
=  fl. 

M. 

M. 

M. 

M. 

Wirkliche  Staatsräte 
I.Kl. 

8081,14 

4714 

8081,14 

4714 

7714,28 

4500 

8228,56 

4800 

9600 

9600 

10,080 

I.  860 

IL  KI. 

5142,86 

3000 

6171,43 

3600 

6342,86 

3700 

6857,14 

4000 

8000 

8000 

8400 

L  720 

III.  Kl. 

IL  Höhere  Ge- 
richts- und  Ver- 
waltungsstellen: 

- 

5142,86 

3000 

5314,28 

3100 

5828,56 

3400 

6800 

7400 

7770 

L  67a 

Präsident  des  Ober- 
landesgerichts 
(Obertribunals)     . 

6171,43 

3600 

6171,43 

3600 

6685,71 

3900 

7542,86 

4400 

8800 

9600 
Präs.  d. 

10,080 

L  .86a 

Andere  Präsidenten, 
Oberstaatsanwalt 

6171,43 

3600 

6171,43 

3600 

6342,86 

3700 

7200 

4200 

8400 

evang. 

Konsist. 

8400 

Präs.  d. 
Land- 
ger, etc. 
7400 

u.  7000 

8820 

7770 
7350 

L  76a 

1. 67a 
II.  52a 
I.  63a 

Chefdirektor  d.  Ober- 
tribunals     .     . 

5142,86 

3000 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

IL  49a 

Direktoren  der  Lan- 
deskollegien 

I.  Kl. 

4285,71 

2500 

4628,57 

2700 

4971,43 

2900 

5828,56 

3400 

6800 

6800 

7140 

L  6ia 

IL  480 

IL  KI. 

- 

— 

5485,71 

3200 

her,  württe 

6400 
mb.  Ge 

6400 
setzsam 

6720 

I.  580 
IL  450 

1)  Nach  der  Zi 

asammei 

nstellung  in  Reysc 

ml.  Bd.  18,  S.  204, 

511 
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Hermann  Zeller, 


Beamtenkategorie 


Besoldungssätze    im    Jahr 


1822 

(Nor- 
mal- 
Etat) 


1858 


1864 


1872 


1873 


1888 


1889 


Gehalt 


Wohnungs- 

geld- 
zuschuss  in 

L,  II,  III. 

Ortsklasse 


Ministerialräte,Ober- 
landesgerichtsräte, 
(Obertribunalräte), 
Landgerichtsdirek- 
toren, Erste  Staats- 
anwälte (z  urHälfte) 
I.  Kl. 


IL  Kl. 

Kollegialräte,  Land- 
gerichtsräte, Erste 
Staatsanwälte  (zur 
Hälfte),  Staatsan- 
wälte der  VI.  Rang- 
stufe I.  Kl. 

IL  Kl. 

HL  Kl. 

IV.  Kl. 

(Ministerial- 
assessoren.) 

Kreisforstrat    .     .     . 

Hochbauräte   .     .     . 

Kollegialassessoren , 
Landrichter,Staats- 
anwälte     der    VII. 
Rangstufe 

I.  Kl 

IL  Kl. 

III.  Kl. 


M. 


M. 


M. 


3942,^ 

2300 


3600 

2100 


3428,56 

2000 

3' »85,71 

1800 

2742,86 

KiOO 

2571,43 

1500 


3085,71 

1800 

2057,14 

1200 


1371,43 

800 


4285,71 

2500 


3942,86 

2300 


fl. 


4628,56 

2700 


4285,71 

2500 


3600 

2100 

3257,14 

1900 

2914,28 

1700 


M. 
=  fl. 


5142,86 

3000 


4800 

2800 


M. 


3942,86 

2300 

3600 

2100 

3257,14 

1900 


4457,14 

2600 

4114,28 

2400 

3771,42 

2200 


6000 


5600 


5200 
4800 
4400 


M. 


Justiz- 
Dep. 
6400 

sonst 
6000 


5600 


M. 


M. 


6720 


6300 


5880 


5200 
4800 
4400 


5460 


5040 


4620 


roulieren  mit  den  Kollegialräten. 


2400 

2571,43 

1400 

1500 

2057,14 

2228,5ti 

1200 

1300 

1714,28 

1885,71 

1000 

1100 

3085,71 

1800 

2742,86 

1600 

2400 

1400 


3600 
3200 
2800 


3600 
3200 
2800 


3780 
3360 
2940 


I. 
n. 

580 
450 

i. 

IL 

540 
420 

1. 

IL 

500 
390 

I.  470 
IL  360 

I.  430 
IL  340 

I.  400 
n.  310 


I.  320 
n.  250 

I.  290 
n.  220 

I.  250 
IL  200 


612 
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Besold 

ungss  ät 

ze    im 

Jahr 

1822 

(Nor- 
mal- 
Etat) 

1858 

1864 

1872 

1873 

1888 

1889 

Beamtenkategoiie 

Gehalt 

Wohnungs- 

geld- 
zuschuss  in 

L,  IL,  m. 

Ortsklasse 

Staatshauptkassiere 

Kontrolleure  bei  der 
Staatshauptkasse 

M. 

=  fl. 

3428,56 

2000 

2742,86 

1600 

M. 
=  fl. 
3600 

2100 

2400 

1400 

M. 

=  fl. 
3942,86 

2300 

2571,43 

1500 

M. 

=  fl. 
4457,14 

2600 

2914,28 

1700 

M. 

5200 

3400 

M. 

5200 

3600 

M. 

5460 

3780 

M. 

L  470 

I.  320 

Expeditoren  bei  den 
Ministerien  und  bei 
dem    Obertribunal 
(jetzt    Oberlandes- 
gericht) 

I.  Kl. 

2057,14 

1200 

I.  2400 

1400 

2571,43 

1500 

2914,28 

1700 

3400 

3600 

3780 

I.  320 
IL  250 

IL  KL 

1714,28 

1000 

IL  2228,56 

1300 

2400 

1400 

2742,86 

1600 

3200 

3400 

3570 

I.  310 
IL  240 

Expeditoren  bei  den 
übrigen  Behörden 

IIL  2057,14 

1200 

2228,56 

1300 

2571,43 

1500 

3000 

3200 

3360 

I.  290 
IL  220 

I.  Kl. 

1714,28 

1000 

IV.  1885,71 

1              1100 

2057,14 

1200 

2400 

1400 

2800 

3000 

3150 

I.  270 
IL  210 

IL  Kl. 

1371,43 

800 

1   V.  1714,28 

I              1000 

1885,71 

1100 

2228,56 

1300 

2600 

2800 

2940 

I.  250 
IL  200 

VI.  1542.86 

900 

1714,28 

1000 

2057,14 

1200 

2400 

2600 

2730 

I.  230 
IL  180 

VIL 137 1.43 

800 

— 

— 

— 

2400 

2520 

I.  220 
IL  170 

Kanzleiassistenten 

1028,56 

600 

weggefallen. 

— 

— 

— 

— 

~ 

— 

KanzUsten 

I.  Kl. 

1371,43 

800 

1542,86 

900 

1628,56 

950 

1800 

1050 

2100 

2100 

2200 

L  190 
IL  150 

IL  Kl. 

1200 

700 

1371,43 

800 

1457,14 

850 

1628,56 

950 

1900 

1900 

1990 

I.  170 
IL  13U 

III.  Kl. 

1028,56 

600 

1200 

700    . 

1285,71 

750 

1457,14 

8:)0 

1700 

1700 

1780 

L  150 
IL  120 

Kopisten 

I.  KL 

857,14 

500 

1028,56 

600 

1114,28 

650 

1371,43 

800 

1600 

1600 

1680 

I.  140 
IL  110 

IL  Kl. 

685,71 

400 

1028,56 

600 

1114,28 

650 

1285,71 

750 

1500 

1500 

1570 

I.  130 
IL  100 

Finanzarchiv.    VI.  .Tahr£ 
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Hermann  Zeller, 

^ 

Besoldungssätze    im    Jahr                                    ] 

1822 

(Nor- 
mal- 
Etat) 

1858 

1864 

1872 

1873 

i 

1888 

1889             1 

Beamtenkategorie 

Gehalt 

Wohnungs- 
geld- 
zuschuss  in 
L,  II.,  III. 

Ortsklasse 

Kanzleidiener 

M. 
=  fl. 
771,43 

450 

M. 
=  fl. 
1028,56 

600 

M. 

=  fl. 

1114,28 

650 

M. 
=  fl. 
1200 

700 

M. 

1400 

M. 
1400 

M. 
1470 

M. 
D.-W. 

Kanzleiaufwärter 

514,28 

300 

685,71 

400 

771,43 

450 

900 

525 

1050 

1050 

1100 

I.  90' 
11.  70 

III.  Bezirks- 

verwaltung 
(Landbeamte) : 
Aufsichtführende 
Amtsrichter,  Ober- 
amtm  änner,Kame- 
ralverwalter,  Ober- 
zollinspekt.,  Forst- 
meister ^) 

I.  Kl. 

2742,86 

1600 

2914,28 

1700 

2914,28 

1700 

3257,14 

1900 

3800 

4000 

4200 

« 

'  D.-W. 

IT.  Kl. 

2228,56 

1300 

2400 

1400 

2571,43 

1500 

2914,28 

1700 

3400 

3400 

3570 

III.  Kl. 

1885,71 

1100 

2057,14 

1200 

2228,56 

1300 

2571,43 

1500 

3000 

3000 

3150 

Hütten-  und  Salinen- 
verwalter 

I.  Kl. 

2742,86 

1600 

2914,28 

1700 

2914,28 

1700 

3257,14 

1900 

3800 

3800 

3990 

1 

II.  Kl. 

2228,56 

1300 

2400 

1400 

2571,43 

1500 

2914,28 

1700 

3400 

3400 

3570 

'  D.W.     ] 

III.  Kl. 

1885,71 

1100 

2057,14 

1200 

2228,56 

1300 

2571,43 

1500 

3000 

3000 

3150 

Zweite   Beamte    bei 
Amtsgerichten 

I.  Kl. 

857,14 

500 

1028,56 

600 

1542,86 

900 

2228,56 

1300 

2600 

3000 

3ir;0 

I.  2™ 

n.  210 

III.  180 

II.  Kl. 

— 

— 

1200 

700 

1885,71 

1100 

2200 

2600 

2730 

I.  230 

II.  180 

III.  160 

III.  Kl. 

— 

— 

- 

1542,86 

900 

1800 

2200 

2310 

I.  200 

IL  150 

III.  130 

')  FürForstm* 

3ister  u. 

OberzoUinsp.  ist  die 

III.  Gehaltsklasse  seit  1.  April  1883  weggefallei^ 

514 
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Beso 

dungssät 

ze    im   Jahr 

1822 
(Nor- 

1858 

1864 

1872 

1873 

1888 

1889 

Beamtenkategorie 

Wohnungs- 
geld-' 

mal- 

Gehalt 

zuschuss  in 

Etat) 

L,  IL,  IIL 

Ortsklasse 

M.    , 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

Amtmänner 

=  fl. 

=  fl. 

=  fl. 

=  fl. 

I.  Kl. 

857,14 

500 

1028,56 

600 

1542,86 

900 

2228,56 

1300 

2600 

2600 

2730 

" 

IL  Kl. 

— 

— 

1200 

700 

1885,71 
1100 

2200 

2200 

2310 

►D.-W. 

III.  Kl. 

— 

— 

1542,86 

900 

1800 

1800 

1890 

Kameralamtsbuch- 

h  alter,  Forstamts- 

assistenten ') 

I.  Kl. 

685,71 

bisi) 

857,14 

400-500 

1028,56 

600 

1542,86 

900 

1885,71 

1100 

2200 

2200 

2310 

^D.-W. 

IL  Kl. 

— 

— 

1200 

700 

1542,86 

900 

1800 

1800 

1890 

- 

Hoch-  und  Wegbau- 

inspektoren 

L  2914,28 

I.  Kl. 

1714,28 

1000 

2057,14 

1200 

2228,56 

1300 

1700 

1.3800 

3800 

3990 

I.  340 

IL  270 

IIL  230 

IL  2571,43 

1500 

U.  Kl. 

1371,43 

1885,71 

2057,14 

11.3400 

3400 

3570 

L  310 

800 

1100 

1200 

111.2228,56 
laoo 

IL  240 
III.  200 

III.  Kl. 

— 

1714,28 

1885,71 

in.3000 

3000' 

3150 

L  270     . 

— 

1000 

1100 

IV.  1885,71 

IL  210 

Oberförster     (früher 

1100 

III.  180 

Eevierförster) 

I.  Kl. 

1251,43 

730 

1714,28 

1000 

2057,14 

120(1 

2400 

1400 

2800 

3800 

3990 

i 

IL  Kl. 

1028,56 

600 

1542,86 

900 

1885,71 

1100 

2228,56 

laoo 

2600 

3500 

3670 

i 

III.  Kl. 

771,43 

1371,43 

1714,28 

2057,14 

2400 

3200 

3360 

450 

800 

K'OO 

i:;oo 

D.-W. 

IV.  Kl. 

— 

— 

1542,86 

900 

1885,71 

1100 

2200 

2900 

3040 

V.  Kl. 

— 

- 

— 

— 

^    — 

2600 

2730 

VI.  Kl. 

— 

— 

— 

— 

— 

2400 

2520 

')  Nach  dem  Normaletat  bezogen  die  Forstamtsassistenten  400  fl.  Gehalt  und  1  Pferdsration. 
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] 

lermann  Zeller, 

Besoldungssät 

z  6    im 

Jahr 

1822 

(Nor- 
mal- 
Etat) 

1858 

1864 

1872 

1873 

1888 

1889 

Beamtenka.tegorie 

Gehalt 

Wohnungs- 
geld- 
zuschuss  in 
L,  IL.  III. 
Ortsklasse 

GericMsnotare 

I.  Kl. 

M. 

=  fl. 

1714,28 

1000 

M. 

=  fl. 

1885,71 

1100 

M. 

=  fl. 
2057,14 

1200 

M. 

=  fl. 
2314,28 

1350 

M. 

2700 

M. 

2700 

M. 

2830 

M. 

1.  240 

II.  190 

III.  160 

II.  Kl. 

1371,43 

800 

1542,86 

900 

1714,28 

1000 

1971,43 

1150 

2300 

2300 

2410 

L  210 

II.  160 

III.  140 

III.  Kl. 

1200 

700 

1371,43 

800 

1542,86 

900 

1800 

1050 

2100 

2100 

2200 

L  190 

IL  150 

III.  130 

Amtsnotare 

I.  Kl. 

1028,56 

600 

1200 

700 

1371,43 

800 

1628,56 

950 

1900 

1900 

1990 

I.  170 

IL  130 

in.  110 

II.  Kl. 

— 

1028,56 

600 

1200 

700 

1457,14 

850 

1700 

1700 

1780 

I.  150 

IL  120 

III.  100 

III.  Kl. 

• 

857,14 

500 

1028,56 

600 

1285,71 

750 

1500 

1500 

1570 

I.  130 
IL  100 
III.  90 

IV.  KI. 

— 

685,71 

400     . 

857,14 

500 

1114,28 

650 

— 

- 

— 

— 

Amtsdiener  bei  Ober- 
amtsgerichten 

342,86 

200 

428,56 

250 

514,28 

300 

642,86 

375 

750 

750 

790 

D.-W. 

Amtsdiener  bei  den 
Oberämtern 

I.  Kl. 

342,86 

200 

428,56 

250 

514,28 

300 

728,57 

425 

850 

950 

1000 

I.  90 

IL  70 

III.  60 

n.  Kl. 

— 

— 

— 

— 

— 

850 

890 

1.  80 

IL  60 

III.  50 

Amtsdiener  bei  den 
Kameralämtem 

257,14 

150 

428,56 

250 

514,28 

300 

642,86 

375 

750 

750 

90 

I.  70 

IL  50 

III.  40 
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3.  Zur  Frage  des  Dienstaltersvorrückungssystöms. 

Die  Ständeversammlung  beschloss  bei  der  neuesten  Bewilligung : 
„an  die  Kgl.  Staatsregierung  die  Bitte  zu  richten:  die  Kgl.  Staats- 
regierung möge  innerhalb  der  gesamten  mit  der  gegenwärtigen  Auf- 
besserung gegebenen  Besoldungsverwilligung  das  D ien stalters vor- 
rückungssystem  in  thunlichst  weitem  Umfange  einführen^)." 

Was  die  gegenwärtige  Sachlage  betrifft,  so  besteht  für  die 
Regel  das  im  Jahr  1822  für  die  Mitglieder  und  Angehörigen  der 
Ministerien  und  Kollegien  (Oberräte,  Räte  etc.  o.  S.  36)  vorge- 
schriebene Verhältnis  der  Einteilung  zu  gleichen  Teilen  auf  die  ver- 
schiedenen Besoldungsklassen  ^)  und  der  Vorrückung  nach  Massgabe 
der  Erledigungen,  und  es  gilt  diese  Ordnung  jetzt  fast  für  alle 
Beamtenkategorien ,  insbesondere  auch  für  die  Bezirksbeamten ,  bei 
welchen  die  Einteilung  nach  Aemtern  allmählich  verlassen  worden 
ist.  Ausnahmsweise  ist  die  Vorriickung  nach  dem  Dienstalter 
verabschiedet  in  Bezug  auf  die  Ministerial-,  Kollegial-  und  Kanzlei- 
beamten in  solchen  Verwaltungszweigen,  welche  eine  geringe  Zahl 
dieser  Beamten  haben  und  deshalb  beim  Gehaltsklassensystem  gar 
zu  ungleiche  Vorrückungs Verhältnisse  gewähren  würden^).  Gesetzlich 
besteht  es  für  gewisse  ständische  Beamte  teils  rein,  teils  neben  dem 
Gehaltsklassensystem  ■*).  Ferner  gehören  noch  hierher  die  Alters- 
zulagen, welche  den  Hauptlehrern  an  Gymnasien,  Lyceen,  Reallyceen, 
Realanstalten  mit  Oberklassen,    an  den  niederen  evangelisch-theolo- 


^)  Schon  1865  haben  die  Stände  der  Regierung  eine  Aenderung  des.  Be- 
soldungesystems in  demselben  Sinne  empfohlen.  Ein  Teil  der  damals  von  dem 
Berichterstatter  der  Abgeordnetenkammer  vorgebrachten  Gründe  (Verhandlungen 
1862/65  IL  B.-B.  S.  399  ff.)  passt  freilich  jetzt  nicht  mehr,  weil  das  System 
der  absoluten  Stellengehalte  (Stellenbesoldungssystem  s.  o.  S.  36),  welches  da- 
mals zum  Teil  noch  bestand,   im  Staatsdienst  jetzt  nahezu   ganz  beseitigt  ist. 

^)  Ein  Vorschlag  der  Regierung  im  Jahr  lb58,  die  bisherige  Art  der  Ein- 
teilung dahin  abzuändern,  dass  bei  ungerader  Dienerzahl  das  Mehr  den  oberen 
Klassen  zufallen  sollte;  fand  nicht  die  Zustimmung  der  Stände  (Abgeordneten- 
kammer 1856/58  II.  B.-B.  S.  642,  923). 

^)  Es  sind  dies  die  Oberräte,  Räte,  Assessoren  und  Expeditoren  des  Kult- 
departements,  die  Expeditoren  des  Departements  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten, politische  Abteilung,  des  Verwaltungsgerichtshof  und  der  2.  Expeditor 
des  Geheimen  Rats. 

■•)  Gesetz  vom  20.  Juni  1821. 
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gischen  Seminaren,  sowie  dem  Rektor  an  der  Bürgerschule  in  Stutt- 
gart ausgesetzt  sind  ^). 

Man  kann  unter  dem  hervorgehobenen  Gesichtspunkt  dreierlei 
Grundformen  der  Besoldungssysteme  unterscheiden:  das  Stellen- 
besoldungssystem, das  Gehaltsklassen  System  und  das  Dienst- 
altersvorrückungs  System. 

1.  Das  Stellenbesoldungssystem  —  das  ursprüngliche  —  ver- 
knüpft in  seiner  reinen  Ausbildung  mit  jeder  Stelle  eine  feste  Besoldung. 
Jeder  auf  ein  Amt  Berufene  bezieht  die  für  dieses  Amt  ausgesetzte 
Besoldung,  ob  gross  oder  klein,  ohne  Rücksicht  auf  seine  persönlichen 
Lebens-  oder  Dienstaltersverhältnisse,  und  will  er  eine  Aenderung 
seiner  Bezüge  herbeiführen,  so  kann  dies  nur  im  Weg  der  Ver- 
setzung auf  ein  anderes  Amt  geschehen.  Dieses  System  bestand, 
wie  wir  gesehen,  ursprünglich  für  die  Bezirksämter  (Oberamtsgerichte, 
Oberärater,  Kameralämter  etc.) ,  ist  aber  im  Lauf  der  Entwicklung 
verlassen  worden.  Erhalten  hat  es  sich  z.  B.  im  Pfründsystem  der 
katholischen  Kirche,  im  wesentlichen  auch  bei  den  evangelischen 
Geistlichen. 

2.  Das  Gehaltsklassensystem  setzt  für  jede  Dienerkategorie 
eine  Stufenleiter  von  Gehaltssätzen  fest,  welche  jeder  der  Kategorie 
Angehörige  von  unten  bis  oben  durchlaufen  soll  —  selbstverständlich 
vorausgesetzt,  dass  er  nicht  im  Lauf  des  Aufsteigens  aus  der  Kate- 
gorie ausscheidet  — ,  und  zwar  zählt  —  wenigstens  ist  dies  im  württem- 
bergischen Staatsdienst  die  Regel  —  jede  Stufe  dieselbe  Anzahl  von 
Stelleninhabern,  und  es  wird  die  Vorrückung  des  Einzelnen  in  eine 
höhere  Stufe  nur  ermöglicht  durch  eine  Erledigung  in  der  oberen 
Stufe.  Es  ist  oben  gezeigt,  dass  dieses  System  in  Württemberg  für 
die  Angehörigen  der  Zentral-  und  Mittelstellen  schon  von  Anfang  an 
und  jetzt  für  fast  alle  Kategorien  des  Staatsdienstes  eingeführt  ist. 

Eine  Unterart  dieses  Systems  ist  das  System  der  Durch- 
schnittsgehalte, wie  es  z.  B.  in  Baden  noch  bis  Ende  1889, 
ferner  im  Reichsdienst  und  in  Preussen  herrscht.  Auch  hier  besteht 
für  jede  Kategorie  eine  mehr  oder  weniger  genau  geregelte  Gehalts- 
stufenleiter, auf  welcher  der  Einzelne  allmählich  vorrückt  nach  Zu- 
lassung der  etatsmässig  für  die  ganze  Kategorie  zur  Verfügung  ge- 
stellten  Mittel.     Der  Unterschied   vom   eigentlichen    Gehaltsklassen- 

^)  Erstmals  im  Etat  1864/67  gewährt  (vgl.  Entwurf  des  Hauptfinanzetats 
1871/73,  S.  142,  und  Abgeordnetenkammer  1871/73  II.  B.-B.,  S.  463),  betragen 
sie  jetzt  nach  vollendetem  45.  Lebensjahr  je  200  M.,  nach  vollendetem  55.  300  M. 
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System  ist  nur  der,  dass  bei  dem  System  der  Durchschnittsgehalte 
nicht  die  einzelnen  Gehaltsklassensätze  mit  der  Zahl  ihrer  Angehörigen, 
sondern  bloss  der  Mindest-,  Höchst-  und  Durchschnittsgehalt  und 
die  Gesamtzahl  der  der  Kategorie  Angehörigen  und  als  Produkt 
hieraus  die  Gesamtsumme  des  Gehaltsaufwands  für  die  Kategorie  mit 
der  Volksvertretung  verabschiedet  werden. 

3.  Bei  dem  Dienstaltersvorrückungssystem  dagegen  rückt 
auf  Grund  eines  gesetzlich  festgestellten  Tarifs  der  Beamte  in  jeder 
Kategorie  von  einem  gewissen  Anfangsgehalt  an  in  bestimmten  Zeit- 
räumen um  gewisse  Beträge  im  Gehalt  vor,  sei  es  bis  zu  einem 
gewissen  Höchstgehalt,  sei  es  unbeschränkt,  vorausgesetzt  dass  nicht 
disziplinare  Gründe  entgegenstehen. 

Wenn  es  Aufgabe  einer  gesunden  ßesoldungspolitik  ist,  mit 
weiser  Schonung  der  öffentlichen  Mittel  den  Beamten  auf  allen 
Stufen  des  Dienstes  ein  standesgemässes  Auskommen  zu  sichern 
—  und,  beiläufig  gesagt,  die  Sicherheit  des  Beamteneinkommens  darf 
hierbei  nicht  gering  geachtet  werden  —  so  ist  gewiss  ein  umsichtig 
angelegtes  Dienstaltersvorrückungssystem  das  Ideal' eines  Besoldungs- 
systems. Denn  wie  im  privaten  Erwerbsleben  unter  normalen  Ver- 
hältnissen der  Mann  in  jüngeren  Jahren  seine  wirtschaftliche  Stellung 
erringen  und  gründen  muss,  um  im  reiferen  Mannesalter  die  er- 
arbeitete Stellung  voll  ausbeuten  und  geniessen  zu  können,  so  sollte 
im  öffentlichen  Dienst,  der  die  volle  ungeteilte  Kraft  seiner  Diener  be- 
ansprucht, ein  Aufsteigen  der  Einkomraensbezüge  von  einem  Anfangs- 
bis  zu  einem  Höchstbetrag  gesichert  und  dieses  Aufsteigen  so  ge- 
ordnet sein,  dass  etwa  in  dem  Zeitpunkt,  wo  der  Regel  nach  die 
höchste  Leistungsfähigkeit  erlangt  ist,  oder  nicht  viel  später  auch 
der  Höchstgehalt  der  Kategorie  erlangt  wird.  Diese  Aufgabe  erfüllt 
das  Gehaltsklassensystem,  wegen  der  Zufälligkeiten  in  den  Stellen- 
erledigungen, je  im  einzelnen  Fall  nur  unvollkommen,  dagegen  ver- 
gleichsweise am  besten  das  Dienstaltersvorrückungssystem. 

Letzteres  hat  aber  verschiedene  Schattenseiten.  Vor  allem  ist 
es  nicht  leicht,  einen  richtigen  Tarif  für  die  Vorrückungsstufen  und 
die  Vorrückungsbeträge  jeder  einzelnen  der  zahlreichen  Kategorien 
aufzustellen.  Sodann  wird  die  Etatsaufstellung  entweder  umständlicher 
oder  weniger  zuverlässig.  Denn  will  man  der  voraussichtlichen 
Wirklichkeit  möglichst  nahe  kommen,  so  müssen  für  jeden  einzelnen 
der  zur  Zeit  der  Etatsaufstellung  vorhandenen  Beamten  die  Ein- 
kommensbezüge nach  Massgabe  des  Gehaltstarifs  zusammengerechnet 

519 


5ß  Hermann  Zeller, 

und  muss  hiernach  unter  Hinzurechnung  der  in  der  bevorstehenden 
Etatsperiode  voraussichtlich  anfallenden  Alterszulagen  der  wahrschein- 
liche Bedarf  im  ganzen  festgestellt  werden.  Will  man  aber  dieses 
umständliche  Verfahren  vermeiden,  so  muss  man  sich  mit  der  Ver- 
abschiedung von  Aversalsummen  begnügen,  welche  zwar  im  grossen 
Ganzen,  da  nach  dem  Gesetz  der  grossen  Zahl  die  einzelnen  Zufälhg- 
keiten  sich  ausgleichen  werden,  der  Wirklichkeit  entsprechen,  aber 
in  den  einzelnen  Etatstiteln  und  Kapiteln  und  demgemäss  in  den 
Spezialrechnungen  zu  erheblichen  Verschiedenheiten  zwischen  Vor- 
anschlag und  Wirklichkeit  führen  werden.  Indessen  ist  doch  dieser 
Nachteil  nicht  so  schwerwiegend,  als  die  bei  dem  Gehaltsklassen- 
system durch  zufälhg  langes  Ausbleiben  einer  Erledigung  für  den 
Einzelnen  hervorgerufene  empfindliche  Stockung  des  Vorrückens. 

Gewichtiger  erscheint  der  aus  Gründen  der  Disziplin  gegen 
dieses  System  abgeleitete  Vorwurf:  der  Eifer  erlahme,  wenn  das 
Vorrücken  an  der  Hand  eines  Tarifs  genau  zum  voraus  berechnet 
werden  könne.  Aber  bei  Licht  betrachtet  verhält  sich  in  dieser 
Beziehung  das  Dienstaltersvorrückungssystem  nicht  anders  als  das 
Gehaltsklassensystem.  Denn  bei  beiden  wird  kein  Recht  auf  Vor- 
rücken erteilt,'  sondern  es  ist  die  wirkliche  Vorrückung  eines  Be- 
amten in  jedem  Fall  von  der  Prüfung  der  vorgesetzten  Behörde 
abhängig,  und  sie  wird  in  Anstandsfällen  aus  triftigen  Gründen  stets 
verweigert  werden.  Und  selbstverständlich  macht  auch  das  Dienst- 
altersvorrückungssystem  die  Berufung  eines  Beamten  in  eine  höhere 
Kategorie,  welches  die  wirksamste  Art  der  Vorrückung  und  darum 
der  kräftigste  Sporn  für  den  Eifer  des  Beamten  ist,  nicht  von  irgend 
einem  Tarif,  sondern  —  das  Vorhandensein  einer  offenen  Stelle  voraus- 
gesetzt —  von  der  Tüchtigkeit  des  Anwärters  abhängig. 

In  der  That  wird  nicht  zu  bestreiten  sein,  dass  das  fragliche 
System  sich  zur  Einführung  empfiehlt  jedenfalls  für  solche  Be- 
amtenkategorien ,  welche  bei  sehr  grosser  Beamtenzahl  verhältnis- 
mässig wenig  Gehaltsstufen  haben,  daher  dem  Einzelnen  allzuselten 
eine  Verbesserung  seiner  ökonomischen  Lage  verschaffen,  und  anderer- 
seits für  solche  Kategorien,  welche  nur  sehr  wenige  Angehörige 
zählen  und  deshalb  bei  dem  Gehaltsklassensystem  das  Vorrücken  des 
Einzelnen  allzusehr  von  den  Zufallsschwankungen  abhängig  machen. 

Schon  jetzt  ist  das  Dienstaltersvorrückungssystem  für  einen 
nicht  unerheblichen  Teil  der  deutschen  Beamten  zur  Durchführung 
gelangt:  in  Bayern  besteht  es  für  die  pragmatischen  Beamten  seit 
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dem  Gellaltsregulativ  vom  12.  August  1876;  in  Baden,  wo  dasselbe 
schon  seit  1865  für  die  richterlichen  Beamten  eingeführt  war,  ist 
es  durch  die  am  1.  Januar  1890  in  Kraft  tretende  Gehaltsordnung 
vom  24.  Juli  1888  auf  sämtliche  etatsmässige  Beamte  ausgedehnt 
worden;  in  Preussen  hat  die  Staatseisenbahnverwaltung  dasselbe 
für  gewisse  untere  und  mittlere  Stufen  des  äusseren  Dienstes  (vom 
Bahnhof  Verwalter  I.  Klasse  abwärts)  zur  Durchführung  gebracht  (seit 
dem  Etat  für  1883/84)  und  diesem  Vorgang  beginnt  die  Reichs- 
eisenbahnverwaltung zu  folgen  (Reichsetats  für  1889/90  und  90/91 
Anlagen  XVIII).  Auf  die  Einzelheiten  dieser  Gehaltsordnungen, 
deren  jüngste  —  die  badische  —  äusserst  sinnreich,  wenn  auch  etwas 
kompliziert,  besondere  Beachtung  verdient,  ist  hier  nicht  der  Ort 
näher  einzugehen.  Nur  soviel  sei  hervorgehoben,  dass  ein  Recht 
auf  Vorrücken  nach  Massgabe  der  Gehaltsordnungen  nur  in  Baden 
den  Richtern  eingeräumt  ist,  während  den  übrigen  Beamten  (in 
Bayern  allen  Beamten)  nur  Aussicht  auf  das  bei  befriedigender 
Dienstleistung  und  tadelfreiem  Verhalten  zu  gewährende  Vorrücken 
durch  die  Gehaltsordnung  gewährt  wird  ^). 

')  Das  bayrische  Gehaltsregulativ  teilt  die  pragmatischen  Beamten 
in  11  Klassen  mit  zusammen  31  Unterabteilungen  ein  und  bestimmt  für  jede 
Unterabteilung  einen  Mindestgehalt,  welcher  dem  Beamten  beim  Eintritt  in  die 
betreffende  Dienstkategorie  verliehen  wird  und  von  welchem  an  er  nach  je 
5  Jahren  (in  den  Klassen  IX — XI  —  Subaltemstellen  —  zum  Teil  nach  kürzerer 
Frist),  ohne  dass,  ausser  für  die  höchsten  Stellen  (Kl.  I  u.  II),  ein  Höchstgehalt 
bestimmt  wäre,  vorrückt  und  zwar  in  der  Regel  bei  der  ersten  Vorrückung  um 
360  M.,  bei  der  späteren  um  180  M. 

Die  badische  Gehaltsordnung  teilt  die  Beamten  in  10  Abteilungen 
(A — K)  mit  zusammen  122  Unterabteilungen  ein  und  setzt  für  jede  Unter- 
abteilung zwar  einen  Höchstgehalt,  Anfangsgehalte  aber  nur  für  die  Anfangs- 
stellen enthaltenden  Unterabteilungen  (D  1 — 4,  7,  11 — 13,  E — K)  fest  und  da- 
zwischen eine  Reihenfolge  von  Alterszulagen  (von  40—600  M. ,  2— 5jährige 
Fristen),  für  die  obersten  Stellen  (A  u.  B  1)  jedoch  bloss  feste  Gehalte  ohne 
Alterszulagen.  Die  erste  dem  Beamten  tarifmässig  zukommende  (Anfangs-) 
Zulage  ist  in  der  Regel  von  höherem  Betrag  und  nach  kürzerer  Frist  erreichbar 
als  die  späteren  (ordentlichen)  Zulagen.  Wird  der  Beamte  auf  eine  gleich- 
artige oder  höhere  Stelle  befördert,  so  erhält  er  zu  seinem  bisherigen  Bezug 
in  der  Regel  die  sog.  Beförderungszulage  und  tritt  nun  auf  dieser  Grund- 
lage in  die  für  die  neue  Stelle  massgebende  VoiTÜckungsordnung  ein.  Wenn 
also  zwei  Beamte  mit  verschiedenem  Dienstalter  gleichzeitig  in  dieselbe  Dienst- 
kategorie eintreten,  so  wird  in  der  Regel  derjenige,  welcher  ein  höheres  Dienst- 
alter hat,  nun  auch  ein  höheres  Diensteinkommen  erhalten.  Es  ist  somit  bei 
diesem  System  dem  Dienstalter  der  weitest  zulässige  Einfluss  auf  die  Gestaltung 
des  Diensteinkommens  eingeräumt. 
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4,  Statistik  der  württembergischen  Beamtengehalte. 
Es  betragen,  verglichen  mit  früheren  Erhebungen,  am  1,  April 
1889  bei  den  einzelnen  Staatsverwaltungszweigen: 


Tab.  VII. 


Die  Zahl  der 
Beamten 


Die  Gehalte 


am 
1.  JuJi 
1871 ') 


am 
1.  Juli 

1873 -) 


auf  1.  April  1889: 


ohne  Auf- 
besserung 


die 
Gehalts  - 
erhöhung 
und  Woh- 
nungsgeld- 
zuschuss 
betragen 


Gehalte  mit, 
Aufbesse- 
rung und 

Wolmungs- 

geld- 

zuschuss 


Geheimer  Rat       .     .     . 
Verwaltungsgerichtshof 
Justizdepartement     .     . 
Departement    der    aus- 
wärtigen   Angelegen- 
heiten 
politische  Abteilung 
Abteilung     für     die 
Verkehrsanstalten    . 
Departement  des  Innern 
Kultdepartement       .     . 
Finanzdepartement  .     . 
.Ständische  Beamte   .     . 
Summa 


14 

878 

23 

8666 
491 
969 

1650 
37 


14 

869 

26 

4546 
2480 
1147 
1796 

38 


11 

5 

1025 


24 

5827 
2158 
1462 
1970 
43 


M. 

55,714 

1,420,803 


49,886 

3,050,975 

763,480 

1,55«,226 

2,020,536 

75,943 


M. 

60,900 

1,689,724 


75.000 

4,497,479 
2,035,449 
1,831,536 
2,478,420 
91,371 


M. 

56,000 

21,500 

2,302,310 


81,123 

7,594,945 
2,231,298 
3,415,550 
3,459,995 
122,000 


M. 

7,714 

2,920 

252,490 


10,629 

757,515 
204,610 
367,279 
330,073 
15,770 


M. 

63,714 

24,420 

2,554,800 


91,752 

8,352,460 
2,435,908 
3,782,829 
3,790,068 
137,770 


7728 


10,916 


12,525 


8,995,563 


12,759,879 


19,284,721 


1,949,000 


21,233,721 


Werden  hierzu  die  Gehalte  der  5  Minister  des  Zivildienstes 
mit  zusammen  90,000  M.  hinzugerechnet,  wird  dagegen  hiervon  der 
Aufwand  für  die  darunter  begriffenen  kirchlichen  Beamten,  nämlich 
12  evangelische  Greistliche  (o.  S.  29)  mit  51,982  M.  Diensteinkommen 
(einschl.  Aufbesserung)  und  für  26  der  katholischen  bischöflichen 
Domgeistlichkeit,  der  bischöflichen  Kanzlei  und  dem  Priesterseminar 
Angehörige  mit  74,614  M.  (einschl.  Aufbesserung)  abgesetzt,  so 
bleiben  als  Gehaltsaufwand  für  eigentliche  Staatszwecke  nach  dem 
neuesten  Stand  noch  21,197,125  M.     Dabei  ist  ferner  zu  bemerken, 


')  Bei  der  Zählung  auf  1.  Juli  1871  sind  weggelassen  die  Strassenmeister 
und  -Wärter,  deren  auf  1.  Juli  1873  über  1300,  auf  1.  April  1889  1096  gezählt 
wurden,  femer  die  Landjäger,  deren  Zahl  am  1.  April  1889  (einschliesslich  der 
Stationskommandanteu ,  welche  im  Jahr  1871  mit  69  gezählt  sind)  556  betrug. 
Die  Zahlen  von  1871  lassen  sich  also  nicht  ohne  weiteres  mit  denen  für  1873 
und  1889  vergleichen. 

^)  Auf  1.  Juli  1873  sind  etwa  150  auf  privatrechtlichen  Dienstvertrag 
Angestellte,  welche  im  Jahre  1889  weggelassen  sind,  mitgezählt. 

')  Siehe  Anmerkung  1  auf  S.  60. 
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dass  der  grössere  Teil  der  Gelehrten  und  Realschulen,  obwohl  die 
Lehrer  Staatsbeamte  sind,  grundsätzlich  von  den  Gemeinden  zu  unter- 
halten ist ;  nur  für  einen  kleinen  Teil  triift  den  Staat  ausschliesslich  die 
Last,  bei  andern  zu  bestimmten  Anteilen,  und  bei  einem  Teil  gewährt 
er  nach  freiem  Ermessen  Beiträge.  Die  Zahl  der  Angestellten  an 
den  grundsätzlich  von  den  Gemeinden  zu  unterhaltenden  derartigen 
Lehranstalten  beträgt  524  mit  einem  oben  eingerechneten  Gehalts- 
aufwand von  1,120,033  M.,  woran  der  Staat  rund  500,000  M. 
leistet.  Die  auf  diese  Angestellten  fallende  Aufbesserung  mit 
115,995  M.  hat  aber  der  Staat  gleichwohl  allein  übernommen,  so 
dass  die  Leistung  des  Staats  an  Besoldungen  für  derartige  Anstalten 
jetzt  rund  616,000  M.  beträgt.  Hiernach  stellt  sich  der  staat- 
liche Besoldungsaufwand  für  Staatszwecke  auf  20,577,000  M. 

Nach    den    Wohnungsgeldklassen    ergibt    sich    folgende 
Gruppierung  ^) :  xab.  viii. 


Es  wohnen  Beamte  in 


Die  Gehalte  (ohne  Aufbesserung) 
betrasren  in 


I. 
Orts- 
klasse 


n. 

Orts- 
klasse 


111. 
Orts- 
klasse 


Zu- 
sammen 


a)  Beamte  ohne  D.-W. 

1.  mit  Pensionsrecht  Angestellte 

2.  auf  Kündigung 

3.  auf  Widerruf 

zusammen  a) 
b)  Beamte  mit  D.-W. 

Summe 


1145 
1023 

70 


860 

1494 

344 


332 
2447 

218 


2337 

4964 

632 


M. 

3,822.284 

1,338,356 

99.13-^ 


2238 
261 


26982997 
972'3359 


7933 
4592 


5,259,778 
413,924 


2499 


3670  635612,525 


5,673,702 


M. 

2,598,781 

1,868,018 

323,265 


4,790,064 
1,671,621 


M. 

666,348 

2,082,266 
186,664 


M. 

7,087,413 

5,288,640 

609,067 


2,935,278 
4,214,056 


12,985,120 

6,299,601 


6,46 1 ,68517,149,334!  19,284,721 


In    Bezug    auf   die    dienst  rechtliche    Stellung 


sind 


zu 


unterscheiden : 

Tab. IX. 

CSl 

Deren  Ge- 
halte ') 
(ohne  Auf- 
besserung) 

Darunter  mit 
D.-W. 

Gehalte 

a)  nach  V.  U.  §  57 

5 
3359 
.5901 
3260 

M. 

40,400 
9,944,-307 
6,706,448 
2,593,566 

1027 
937 

2628 

M. 

b)  nach  Beamtengesetz 

c)  „ 

d)  , 

auf  Lebenszeit  .     .     . 

.     Kündigung  .     .     . 

,     Widerruf     .     .     . 

Summe 

2,897,294 
1,417,807 
1,984,500 

12,525 

19,284,721 

4592 

6,299,601 

')  Siehe  Anmerkung  1  auf  S.  60. 
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Nach  Gehaltsstufen  wurden  2  Zählungen ')  veranstaltet, 
wobei  für  die  eine  der  Betrag  des  Anfangsgehalts  (ohne  Aufbesserung) 
jeder  Dienstkategorie,  für  die  andere  je  der  Höchstgehalt  (ohne  Auf- 
besserung) als  Einteilungsprinzip  massgebend  war. 


Tab.  X. 


Es  entfallen 


Es  entfallen 


auf  die  Gehaltsstufe 
(Anfangsgehalte) 


Be- 
amte 


Gehalte 
(ohne  Auf- 
besserung) 


Gehalt 
auf 
1  Be- 
amten 


auf  die  Gehaltsstufe 
(Höchstgehalte) 


-r,      I  Gehalte 

^,'    (ohne  Auf- 
^'^^^  besserung) 


Gehalt 

auf 
1  Be- 
amten 


A.  bis  1000  M.    . 

B.  von  1001 -2000  M 

C.  von  2001 -P.OOOM 
D.von3001-4000M 
E.von  4001—6000  M 
E.  über  6000  M. 


5919 

4176 

1720 

349 

317 

44 


M. 

4,545,519 
6,552,959 
5,010,529 
1,288,914 


M. 

768,00 
1569,19 
2918,10 
3693,16 


1,570,400;4953,94 
316,400  7190,90 


12,525  19,284,7211539,70 


A.  bis  1000  M.  . 
B.vonlOOl— 2000M 

C.  von  2001— 4000  M 

D.von4001— 6000M 
E.  über  6000  M. 


4260 
4798 

2995 

392 

80 


12,525 


M. 

2,891,836 
5,949,315 

8,121,970 

1,794,000 
527,600 


M. 

678,84 

1239,98 

2711,84 

4576,53 
6595,00 


19,284,721 


1539,70 


II.  Der  Kirchendienst. 
1.  Evangelische  Kirche^). 

Als  Gesamtbetrag  des  Einkommens  sämtlicher  evangelischen  Pfarr- 
stellen des  Landes,  die  Dekanate  inbegriffen,  sind  nach  den  Ein- 
komi^ensbeschreibungen  berechnet,   ohne  die  neueste  Aufbesserung: 

für  die  ständigen  Pfarrstellen  und  Dekanate     2,359,180  M. 

für   die  ständigen  Pfarrverwesereien ,    Stadt- 

und  Parochialvikariate  ^) 78,440  M. 


Die  neueste  Aufbesserung  beträgt  . 
somit  das  jetzige  Gesamteinkommen 


zus.  2,437,620  M. 
186,667  M. 


.     2,624,287  M. 

Es  entfällt  also  auf  1  Geistlichen  (985  Pfarrer,  61  Pfarrverweser 
u.  s.  w.)  jetzt  ein  Einkommen  von  2508,89  M.  (vor  der  Aufbesserung' 
2330,43  M.).  Werden  die  Pfarrverweser,  Stadt-  und  Parochial- 
vikariate, deren  Einkommen  um  zusammen  6300  M.  erhöht,  somit 
auf  84,740  M.  gebracht  wurde,  abgerechnet,  so  stellt  sich  das  Ein- 
kommen einer  Pfarrstelle  jetzt  auf  2578,23  M.  (vorher  2395,11  M.) 


')  Die  5  Staatsminister  mit  je  18,000  M.  Gehalt  neben  Dienstwohnung,  welche 
eine  Aufbesserung  nicht  erhalten  haben,    sind   bei  dieser  Zählung  weggelassen. 

^)  Siehe  Riecke,  Verf.,  Verw.  etc.     2.  Aufl.  S.  151. 

^)  Das  Einkommen  der  unständigen  Pfarrverweser  und  Vikare  wird 
in  der  Regierungsvorlage  zu  152,250  M.  angegeben. 

584 


Zur  Statistik  und  Geschichte  des  öffentlichen  Dienstes  in  Württemberg.  ß\ 

wad  dasjenige  einer  Pfarrverweserei  etc.  auf  1389,18  M.  (vorher 
1285,90  M.).  Und  es  betrug  die  Aufbesserung  für  1  Pfarrstelle 
183,12  M.  für  1  Pfarrvervveser  103,28  M. 

Zu  erwähnen  ist  hier,  dass  die  Geistlichen  aus  kirchlichen  Fonds 
ergänzende  Alterszulagen  erhalten,  und  zwar  soll  nach  den  kirchlichen 
Oesetzen  vom  2.  November  1875  und  15.  Juni  1886  durch  die  Zu- 
lage der  Gehalt  eines  Geistlichen  gebracht  werden  vom  angetretenen 
50.  Lebensjahre  auf  2200  M. ,  vom  55.  auf  2400  M. ,  vom  60.  auf 
2600  M. .  vom  65.  auf  2800  M.  Die  Gesamtleistungen  an  solchen 
Zulagen  (aus  dem  Geistlichen  Unterstützungsfonds)  betrugen  i.  J. 
1886/87  23,989  M. '). 

Die  Gehaltsabstufung  der  Pfarrst^Uen,  wie  sie  vor  der  neuesten 
Aufbesserung  war,  ergibt  sich  aus  folgender  Zusammenstellung,  die 
der  Regierungsvorlage  entnommen  ist.     Es  standen  in  einem  Gehalt 

Pfarrstellen 


von 

kgl. 

Patronats : 

:  des 

Privatpatronats : 

Dekanate : 

Zusammen 

unter   1900  M. 

87 

18 

— 

105 

1900—2099    - 

109 

79 

— 

188 

2100—2499    , 

220 

26 

— 

246 

2500—2999    - 

289 

12 

3 

304 

3000—3199    , 

72 

1 

14 

87 

3200—3399    - 

j 

— 

2 

17 

i      — 

3400—3599    ..   ( 

f 

21 

— 

5 

55 

3600—3799    ,  | 

> 

— 

— 

7 

i      — 

über  3800    .. 

Zusammei 

— 

— 

3 

'     — 

1  798 

138 

49 

985 

Werden  zu  der  obigen  Summe  der  Pfarreiakommen  einschl. 
der  Alterszulagen  noch  die  Gehalte  der  12  evangelischen  Geistlichen, 
welche  schon  oben  bei  den  Staatsdienern  eingestellt  sind,  mit  51,982  M, 
einschl.  der  jüngsten  Aufbesserung  hinzugerechnet,  so  ergibt  sich 
im  ganzen  für  die  evangelischen  geistlichen  Stellen  ein  Gehaltsauf- 
wand von  2,700,258  M. 

Dazu  leistet  die  Staatskasse  auf  Grund  der  auf  dem  eingezogenen 
Kirchengut  ruhenden,  sowie  der  nach  dem  Ablösungsgesetz  vom 
19.  April  1865  übernommenen  Verpflichtungen,  endlich  infolge  Neu- 
errichtung von  Pfarrstellen,  teils  in  festen  Geldsummen,  teils  in 
nach  den  laufenden  Marktpreisen  in  Geld  berechneten  und  geleisteten 
Naturalien,  teils  in  Holz  (Etat  für  1889/91  Tit.    1  u.  3)-): 


')  Verhandlungen  der  IV.  evangelischen  Landessynode.     B.  B.  Ö.   137. 

2)  Hauptfinanzetat  1889/91  Kap.  49  Tit.  1:  1,206,304,86  M.,  worunter  auch 
die  Bezüge  der  Generalsuperintendenten  und  des  Oberhofpredigers.  Tit.  3  zu 
neuen  Pastorationseinrichtungen  24,000  M. 
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infolge  der  Aufbesserungen  von  1861/64 

.     1867/71 

„     ■  „  «     1871/73 

„     1873/75 

„         „  .  .     1889/91 

Entschädigungen  für  Ablösungsverluste    . 

„  „    den  Ausfall  an  Dienstein- 

kommen  aus  Anlass    der  Einführung   des 
Reichsgesetzes  vom  6.  Febr.  1875  betr.  die 

bürgerliche  Eheschliessung 

Gehalte  der  Strafanstaltsgeistlichen      .     .     .     . 

Summe   des  Staatsaufwands   zur  Besoldung  der 

evang.  Geistlichen 


1,230,364,86  M. 

112,628,57  M. 

151,523,48  M, 

154,447,82  M. 

274,289,32  M. 

190,419,00  M. 

40,371,42  M. 


38,035,10  M. 
11,450,00  M. 

2,203,529,57  M. 


2.  Katholische  Kirche. 

Das  Einkommen  sämtlicher  kath.  Pfarrstellen  berechnet  sich 
nach  den  Einkommensbeschreibungen  auf     .     .     .     1,652,848  M. 

die  neueste  Aufbesserung  beträgt 93,333  M. 

somit  das  jetzige  Einkommen  der  kath.  Pfarrstellen     1,746,181  M, 
wornach   auf  1  Geistlichen  enfällt  2199,22  M.  (früher  2081,67  M.), 
somit  Aufbesserung  117,55  M. 

Werden  die  Gehaltsbezüge  der  Geistlichen  an  der  Domkirche 
in  Rottenburg,  der  bischöflichen  Kanzleibeamten  und  der  Angestellten 
beim  Priesterseminar  (Etat  Kap.  56  Tit.  2  u.  2a),  welche  einschl. 
der  jüngsten  Aufbesserung  74,614  M.  betragen,  hinzugerechnet, 
so  ergibt  sich  im  ganzen  für  die  katholische  Kirche  ein  Gesamtbesol- 
dungsaufwand  von  1,820,795  M.,  wobei  jedoch  der  bischöfliche 
Tisch  nicht  miteingerechnet  ist. 

Die  Leistungen  der  Staatskasse  sind  folgende: 
ältere  Besoldungen,  einschl.  der  infolge  des  Gesetzes  vom  19.  April 
1865  übernommenen,  sowie  für  neu  errichtete  Stellen ,   teils  in 
Geld,    teils   in  Früchten   (nach  laufenden  Marktpreisen  in  Geld 

geleistet),  teils  in  Holz  i) 501,421,35  M. 

Aufbesserungen  von  1861/64  u. 

1864/67        58,144,21  M. 


^)  Hauptfinanzetat  1889/91  Kap.  54  Tit.  1:  498,795,50  M.,  Tit.  3:  2625,85  M. 
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Aufbesserungen  von  1867/70      96,511,25  M. 
..     1871/72      93,631,15  M. 

„     1873/75  137,142,67  M. 
.     1889/91      93,333,00  M.        478,762,28  M. 

Entschädigungen  für  Einkommensverluste      .  62,485,72  M. 

Gehalte    der   Domgeistlichkeit,    der   bischöfl. 

Kanzleibeamten   und    der   Angestellten   am 

Priesterseminar 74,614,49  M. 

Summe  des  staatlichen  Besoldungsaufwands  für 

die  kath.  Kirche,  ohne  den  bischöfl.  Tisch     1,117,283,84  M. 

in.  Der  Volksschuldienst  ^). 

Der  Gesamtbetrag  der  Schullehrerbesoldungen,  einschl.  der 
Besoldungen  der  unständigen  Lehrer  und  Lehrerinnen  wird  in  der 
erwähnten  Regierungsvorlage  vom  2.  April  1889  S.  2567,  welcher  eine 
Nachtragsforderung  vom  17.  Juni  1889  (Verh.  der  Abg.-K.  1889 
IL  B.B.  S.  2696)   gefolgt  ist,    auf  etwa  5  Millionen  Mark  beziffert. 

Die  Verbindlichkeit  zur  Errichtung  und  Unterhaltung  der  Volks- 
schulen liegt  auf  den  Gemeinden.  Die  Kosten  werden  daher,  soweit  nicht 
ein  Dritter  vermöge  Herkommens  oder  besonderen  Rechtstitels  dafür 
aufzukommen  hat,  oder  soweit  nicht  örtliche  Stiftungen  für  Schul- 
zwecke oder  sonstige  Schulfonds  bestehen,  oder  soweit  nicht  zur 
Deckung  das  Schulgeld  zureicht,  aus  Gemeindemitteln  bezw.  Gemeinde- 
steuern bestritten.  Indessen  hat  sich  der  Staat,  abgesehen  von  den 
auf  Grund  besonderer  Rechtstitel  ihm  obliegenden  Leistungen  (s.  u.), 
im  Lauf  der  letzten  30  Jahre  immer  ausgiebiger  an  der  Tragung 
der  Schullasten  beteiligt  und  erst  durch  die  jüngste  Aufbesserung, 
deren  Aufwand  ausschliesslich  der  Staatskasse  zur  Last  fällt,  eine 
weitere  Last  von  319,451  M.  für  das  Jahr  1889/90  und  335,405  M. 
für  das  Jahr  1890/91  übernommen. 

Für  die  Stellengehalte  der  Volksschullehrer  sind  seit  dem  Volks- 
schulgesetz vom  29.  September  1836  gesetzliche  Minimalbeträge 
festgestellt,  deren  Grösse  sich  nach  der  Einwohner-  und  Schülerzahl 
des  Orts  richtet.  Sie  wurden  seitdem  wiederholt  erhöht,  und  um 
den  Gemeinden  die  hierdurch  steigenden  Schullasten  zu  erleichtern, 
hat  der  Staat  denselben  in  immer  grösserem  Umfang  Staatsbeiträge 

^)  Näheres  über  die  Besoldungen  der  Volksschullehrer  s.  Riecke,  Verf.,. 
Verw.  etc.     2.  Aufl.  S.  149. 
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ausgesetzt.  Neben  dem  Stell engehalt  werden  aber  den  Schullehrern 
Alterszulagen  —  erstmals  1845  in  massigem  Umfang  —  gewährt, 
welche  durch  das  Gesetz  vom  18.  April  1872  gesetzliche  Grundlage 
erhalten  haben  und  ausschliesslich  auf  die  Staatskasse  über- 
nommen sind.  Durch  die  jüngste  Aufbesserung  ^)  nun  wurden  die 
bisherigen  3  Stufen  der  Alterszulage  (100  M.  nach  zurückgelegtem 
40.  Lebensjahr,  140  M.  nach  dem  45.,  200  M.  nach  dem  50.  Jahr) 
auf  4  vermehrt  und  zugleich  erhöht  (50  M.  nach  zurückgelegtem 
30.  Lebensjahr,  90  M.  nach  dem  35.,  180  M.  nach  dem  40.,  270  M. 
nach  dem  45. ,  360  M.  nach  dem  50.  Lebensjahr).  Der  hierdurch 
entstehende  Mehraufwand  ist  in  den  Regierungsvorlagen  berechnet 
1889;90  auf  310,396  M.,  für  1890/91  auf  325,588  M.  Am  1.  April 
1889  hatten  1668  evangelische  und  am  1.  Januar  1889  836  katholische 
Lehrer  das  30.  Lebensjahr  zurückgelegt.  Die  Aufbesserung  mittelst 
der  Alterszulagen  kam  also  unmittbar  2504  Lehrern  zu  gut,  von 
welchen  einer  durchschnittlich  124  M.  erhielt,  während  für  die 
jüngeren  Lehrer,  inbesondere  die  unständigen,  die  bestehenden  Ge- 
halte als  ausreichend  erachtet  wurden.  Dagegen  konnten  die  eben- 
falls unständig  angestellten  Lehrerinnen  deshalb  nicht  übergangen 
werden,  weil  ihnen  überhaupt  die  ständige  Anstellung  verschlossen 
ist,  und  sie  erhielten  eine  Aufbesserung  durch  Erhöhung  der  ihnen 
durch  das  Gesetz  vom  30.  Dezember  1877  Art.  47  ausgesetzten 
Alterszulagen,  welche  nunmehr  betragen  50  M.  vom  zurückgelegten 
25.  Lebensjahr  an,  100  M.  vom  30.,  150  M.  vom  35.  und  200  M. 
vom  40.  Jahr  an.  Der  hierdurch  entstehende  Mehraufwand  ist  be- 
rechnet für  1889/90  auf  4175  M.,  für  1890/91  auf  4937,50  M.  Die 
Zahl  der  Lehrerinnen,  welche  am  1.  April  1889  das  25.  Lebensjahr 
zurückgelegt  hatten,  beträgt  93  evangelische  und  27  katholische, 
zusammen  120.  Weiter  wurde  durch  die  Alterszulagen  aufgebessert 
den  Oberlehrern  an  Staatsanstalten  und  den  seminaristisch  gebildeten 

')  NämHch:                                                                1889/90  1890/91 

Alterszulagen  für  Lehrer 310,396  M.  325,587,50  M. 

,     Lehrerinnen 4175  ,  4937,50  , 

zur  Unterstützung  in  Krankheit  etc 2000  .  2000,00  , 

Punktionszulagen  für  Oberlehrer  an  Volksschulen        2880  „  2880,00  „ 
Alterszulagen  für  Oberlehrer  an  Schullehrersemi- 
naren und  dergl.  Anstalten 799  ,  852,50  „ 

Weitere  Alterszulagen  für  seminaristisch  gebildete 

Lehrer  an  höheren  Mädchenschulen    .     .     .          3312,50  „  3805,00  „ 

zus.  323,562,50  M.  340,062,50  M. 
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Lehrern  an  höheren  Mädchenschulen.  Mit  Einrechnung  der  neuesten 
Aufbesserung  beträgt  der  Besoldungsaufwand  der  Staatskasse 
für  die  Volksschule: 

1.  auf  Rechtstiteln  beruhend  (Etat  Kap.  82,  83,  85,  86) 

Besoldung  der  Schuldiener,  evang. 
68,106,14  M.,  kathol.  31,698,35  M.  99,804,49  M. 

Entschädigungen  für  Ablösungsver- 
luste evang.  3600M.,  kath.  1471 ,24  M.  5,071,24  M. 

2.  Alterszulagen    an  Lehrer,    Lehrerinnen 

und  Oberlehrer  an  Staatsanstalten  ^) 
(EtatKap.  88  Tit.  1)  bisher 343,000 M., 
dazu  Aufbesserung  315,370  M.  bezw. 
331,377,50M.,sowiederseminaristisch 
gebildeten  Lehrer  an  höheren  Mädchen- 
schulen (Kap.  78  a  Tit.  la)  8943  M.        667,313,00  M. 

3.  Staatsbeiträge  (Kap.  88  Tit.  2,  einschl. 

Aufbesserung    531,680   M.,    Tit.    4 
3000  M.,  Kap.  89  Tit.  1  27,200  M.)        561,880,00  M. 
Zusammen     staatlicher    Besoldungsauf- 
wand für  Schulzwecke 1,334,068.73  M. 

IV.  Die  israelitische  Zentralkirchenkasse  ^) 
hat  die  Besoldungen  der  Rabbiner  und  Vorsänger,  überhaupt  die 
kirchlichen  Bedürfnisse,  sowie  die  Stellengehalte  der  israelitischen 
Volksschullehrer  zu  bestreiten.  Ihre  Mittel  schöpft  sie  aus  den 
Zinsen  des  durch  die  Beiträge  der  Israeliten  gesammelten  Zentral- 
kirchenfonds ,  aus  dem  jährlichen  Staatsbeitrag  (Etat  Kap.  60)  und 
aus  den  etwaigen  Umlagen  auf  die  Kirchengenossen.  Die  1 3  Rabbiner 
beziehen  neben  ihren  Stellengehalten  von  1900  M.  bis  2800  M. 
Alterszulagen,  jedoch  nur  bis  zu  einem  Höchstbetrag  von  2900  M., 
die  Volksschullehrer  und  Vorsänger  ebenso  neben  der!  Stellengehalten 
Alterszulagen  nach  den  für  die  evangelischen  und  katholischen  Volks- 
schullehrer geltenden  Vorschriften  bis  zum  Höchstbezug  von  2260  M. 
DerStaatszuschuss  zur  israelitischen  Zentralkirchenkasse  (Kap.  60) 
beträgt  für  1889/90  und  1890/91  je  30,500  M. ,  worunter  jedoch 
4528  M.    Beiträge   zu    Ruhegehalten   und   Hinterbliebenenpensionen. 

')  Die  Alterszulagen  dieser  Oberlehrer  an  Staatsanstalten  sowie  der  Lehrer 
an  höheren  Mädchenschulen  gehören  streng  genommen  nicht  hierher. 
")  Siehe  Biecke,  Verf..  Verw.  etc.     2.  Aufl.  S.  242. 
Kinanzarchiv.    VI.  .Tahr;?.  529  5 
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Zusammenstellung  des  gesamten  Besoldungsaufwands  für  den 
öffentlichen  Dienst.  Tab.  xi. 


Besoldungs- 
aufwand im 
ganzen 

Davon  aus  der 
Staatskasse 

für  Staatszwecke,  oben  1,4 

für  die  evangelische  Kirche,  oben  II,  1     .... 
für  die  katholische  Kirche,  oben  11,2       .... 

für  das  Volksschulwesen,  oben  III 

für  die  isralitische  Zentralkirchenklasse ,   oben  IV 
(rund) 

M. 

21,197,125 

2,700,258 

1,820,759 

5,000,000 

50,000 

M. 
20,577,000 
2,203,529,57 
1,117,283,83 
1,334,068,73 

20,000 

Summe  des  Besoldungsaufwands 

30,768,000 

25,252,000 

C.  Vergleichung  mit  Baden,  Bayern  und  Preussen. 

I.  Die  Frage,  wie  sich  die  deutschen  Staaten  in  Bezug  auf  die 
Zahl  und  die  Besoldung  ihrer  Beamten  zu  einander  verhalten,  ist 
eine  sehr  naheliegende  und  drängt  sich,  je  enger  sich  in  der  Kultur- 
und  Staatsgemeinschaft  des  Deutschen  Reichs  die  Einzelstaaten  zu- 
sammenschliessen ,  mit  um  so  grösserer  Bedeutsamkeit  auf.  Was 
die  Besoldungssätze  betrifft,  so  lassen  sich  diese  aus  den  Etats  leicht 
zusammenstellen  und  sind  in  der  eingangs  erwähnten  Vorlage  betr. 
die  Besoldungsaufbesserung  (o.  S.  39  Anm.  25)  eingehende  Nach- 
weisungen darüber  mitgeteilt.  Weniger  leicht  aber  ist  die  aufge- 
worfene Frage  bezüglich  der  Zahl  der  Beamten  zu  beantworten. 

Vor  allem  kann  es  sich  nicht  um  einen  Vergleich  sämtlicher 
deutschen  Staaten  handeln.  Für  den  gegenwärtigen  Versuch  wird 
es  genügen,  wenn  die  Verhältnisse  Württembergs  mit  denen  in  den 
beiden  Nachbarstaaten,  sowie  in  dem  grössten  deutschen  Staate. 
Preussen,  mit  einander  verglichen  werden. 

Eine  einfache  Zusammenstellung  nun  der  Gesamtzahl  sämtlichei- 
Staatsbeamten,  wie  sie  aus  den  Staatsvoranschlägen  zu  gewinnen  ist. 
würde  aber  ein  ganz  unrichtiges  Bild  geben.  Denn  einmal  ist  die 
Zuständigkeit  des  Staats- ,  der  Gemeinden-  und  grösseren  (Pro- 
vinzial-  etc.)  Verbände  auf  den  verschiedenen  Gebieten  des  öffent- 
lichen Lebens  in  den  einzelnen  Staaten  sehr  verschieden  geregelt. 
Dies  gilt  namentlich  von  dem  Gebiet  des  Unterrichtswesens,  wo  auch 
sonst  erhebliche  Unterschiede  hervortreten,  von  der  Irrenfürsorge,  von 
der  Unterhaltung  der  Strassen  und  damit  im  Zusammenhang  von  der 
gesamten   Bauverwaltung.     Sodann   müssen   die   sog.  Staatsgewerbe, 
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deren  die  Beamtenzalil  bedingende  Ausdehnung  von  ganz  zufälligen 
historischen  Verhältnissen  abhängt,  ausser  Betracht  bleiben;  es  sind 
dies  namentlich  die  Forst-,  Bad-,  Berg-,  Hütten-  und  Salinen  Verwaltung. 
Endlich  fordern  die  Verkehrsanstalten   eine  gesonderte  Betrachtung. 
Scheidet  man  die  soeben  genannten  Gebiete  aus,  so  eignen  sich 
für  die  gewünschte  Vergleichung  im  wesentlichen  folgende  Gebiete: 
die  höchsten  Zentralstellen  des  Staats,  wie  Geheimer  Rat,  Ver- 
waltungsgerichtshof, Oberrechnungskammer  etc. ; 
Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten  (selbstverständlich 

ohne  Verkehrsanstalten); 
die  Justizverwaltung; 
die  innere  Verwaltung,  ausschliesslich  des  Strassen-  und  Fluss- 

bauAvesens  sowie  der  Irrenanstalten; 

die    Finanzverwaltung,    in    Beschränkung    auf    die    Zoll-    und 

Steuerverwaltung  im  Innern  und  die  Zentralfinanzverwaltung. 

(Die  Grenzzollverwaltung,  welche  lediglich  durch  die  Länge  der 

Grenzlinie  bedingt  ist,  muss  ebenfalls  ausser  Betracht  bleiben.) 

II.  Nach   der   in  Ziffer  I   angedeuteten  Umgrenzung  sind  zum 

Zweck  der  Vergleichung  von  der  Gesamtzahl  der  württembergischen 

Zivilstaatsdiener,    welche    auf  Grund   des  Etatsentwurfs  für  1889/91 

festgestellt  ist, 


Tab.  XII. 


Zahl 
der  Be- 
amten 


Summe  der 

Gehalte 
(ohne  Auf- 
besserung) 


auf 

wozu  noch  zu  rechnen  sind  die  Staatsminister,  mit  Aus- 
nahme desjenigen  für  Kirchen-  und  Schulwesen,  dessen 
Departement  überhaupt  ausser  Betracht  bleibt   .     .     . 

somit  Gesamtzahl 

folgende  auszuscheiden : 


12,525 


M. 

19,284,721,49 


72.000 


12,529 


19,356,721,49 


Zahl 

Verkehrsanstalten 5827 

Kultdepartement       1462 

Irrenheilaiistalten 28 

Wohlthätigkeit  (Zentralleitung)      ...  4 

Strassen,  Flüsse  etc 1132 

Hochbauverwaltung 48 

Badverwaltung 4 

Forstverwaltung 806 

Berg-,  Hütten-  und  Salinenverwaltung  .  73 

Grenzzollverwaltung 52 


Gehalte 
M. 
7,594,945 
3,415,550,49 
53,871 
12,550 
711,777 
129,361 
9,600 
1,212,034 
195,853 
71.977 


9436 


13,407,518,49 


wonach  zur  Vergleichung  verbleiben 


3093 


5,949,203 


.■181 
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Werden  noch  die  etatsmässigen  Zulagen  der  zur  Vergleichung 
herangezogenen  Beamten  hinzugerechnet,  was  nicht  zu  umgehen  war, 
weil  dieselben  einen  Teil  des  Diensteinkomraens  ausmachen  und 
auch  in  Baden,  Bayern  und  Preussen  eingerechnet  werden  niussten, 
so  stellen  sich  die  dienstlichen  Bezüge  auf  6,101,804  M. 

Eine  gruppenweise  Zusammenstellung  liefert  folgendes  Ergebnis. 
Es  beträgt  in  den  bezeichneten  Verwaltungszweigen  die  Zahl  der 
Beamten  bezw.  ihr  Diensteinkommen  (in  Württemberg  noch  ohne  die 
Aufbesserung) : 

Tal».  XIII. 


In   Württemberg 

1889/91 
(1,995,185  Einw.) 

In  Baden  1887/89 
(1,601,255  Einw.) 

InBayern  1888/89 
(5,420,199  Einw.) 

In  Preussen 

1889/90 

(28,318,470  Einw.) 

Zahl 

Dienstein- 
kommen *) 

Zahl 

Dienstein- 
kommen 

y  , ,  Dienstein- 
^^•^^    kommen 

Zahl 

Dienstein 
kommen 

1.  Justizverwaltung  (ein- 
schliesslich   Notariat) 

Die  Strafanstalten   sind 
zusammen  mit  den  Ar- 
beitshäusern der  inneren 
Verwaltung  zu- 
gerechnet. 

2.  ]  nnere     Vei-waltung 
(ohne  Strassen,  Irren- 
anstalten ,Wohlthätig- 
keit) 

3.  Finanzverwaltung 
(ohne  Staatsgewerbe, 
Bauverwaltung      und 
Grenzzollverwaltung) 

4.  Die  höheren  Zentral- 
behörden   und    Mini- 
sterium   der    auswär- 
tigenAngelegenheiten 

783 

1238 
965 
107 

M. 

2,067,860 

1,779,428 

1,812,158 

442,358 

685 

1661 

965 

73 

M. 

1.835,927 

2,614,339 
1,957,654 

288,908 

2723 

•5378 
2126 

198 

M. 

7,198,949 

7,351,081 

4,883,846 

939,745 

15,217 

18,176 

12,496 

392 

M. 
45,797,0i'l 

33,725,937 

41 

26,209,846' 
2,217.716 

Summe 

Auf  je  100,000Einwohner 

entfallen  somit  auf  den 

Gebieten  der: 

1.  Justizverwaltung  .     . 

2.  Inneren    Verwaltung 

3.  Finanzverwaltung 

4.  Uebrigen  Behörden  . 

3093 

39,30 

62,10 

48,30 

5,25 

6,101,804 

3384 

42,78 

103,73 

60,27 

4,5tj 

6,696,828 

10,425 

50,19 

99,23 

39,23 

3,66 

20,373,621 

46,281 

53,75 

64,19 

'  44,09 

i     1.38 

107 ,950.515 

0 

Im  ganzen 

154,95 

306,827,24 

211,34 

418,225,11 

192,31 

375,897 

163,41 

381 ,202 

41 


')  Infolge  der  Aufbesserung  von  1889  ist  das  Diensteinkommen  der  württembergischon 
Beamten   um  durchschnittlich  10,7  Prozent  gestiegen.     Es  erhöhen  sich  also   die   in   di^ 
Spalte  angegebenen  Beträge  um  etwa  10  Prozent. 
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Hierzu  ist  folgendes  zu  bemerken: 

Beider  Justizverwaltung  befinden  sich  unter  den  783  württem- 
bergischen Beamten  163  Gerichts-  und  Amtsnotare  mit  zusammen 
341,500  M.  Gehalt,  eine  Beamtenkategorie,  welche  in  Preussen  und 
Bayern  überhaupt  nicht,  in  Baden  zwar  wohl  als  ein  den  sogen, 
liberalen  Berufsarten  angehöriger  Stand,  aber  nicht  als  ein  Glied  der 
staatlichen  Behördeneinrichtung  besteht.  Werden  die  Notare  abge- 
rechnet, so  bleiben  für  Württemberg  auf  100,000  Einwohner  nur  31,08 
dem  Justizdepartement,  d.  h.  den  Gerichten,  der  Staatsanwaltschaft  und 
dem  Justizministerium  angehörige  Beamte.  Verglichen  damit  verhält 
sich  die  Zahl   der  Prozesse    nach    der  Statistik  von  1886  wie  folgt: 

Es  entfallen: 


Zivilsachen 

Strafsachen 

Konkurs- 
verfahren 

Gerichtssachen  auf 
1  Gerichtsbeamten 

in  Württemberg 

93,767 

24,556 

383 

191,4 

auf  100,000  Einw. 

4,701 

1,230 

19 

in  Baden 

110,483 

16,584 

245 

187,7 

auf  100,000  Einw. 

6,900 

1,036 

15 

in  Bayern 

280,695 

306,548 

509 

215,8 

auf  100,000  Einw. 

5,179 

5,656 

9 

in  Preussen 

2,198,898 

558,314 

2895 

181,4 

auf  100,000  Einw. 

7,765 

1,968 

10 

Verhältnismässig  gross  ist  dabei  in  Württemberg  die  Zahl  der 
zum  Richteramt  Befähigten.  Es  befanden  sich  nämlich  je  unter 
100  bei  den  Gerichten,  der  Staatsanwaltschaft  und  dem  .Justiz- 
ministerium Angestellten  zum  Richteramt  Befähigte  in  Württemberg 
47,9,  Baden  36,2,  Bayern  46,5,  Preussen  28,9. 

Was  die  innere  Verwaltung  betrifft,  so  ist  bezüglich  Badens 
zu  beachten,  dass  die  Gemeinderechnungsrevisoren  (71)  und  die  Amts- 
aktuare (150)  staatlich  angestellte  Beamte  sind  und  dass  auch  die 
Lokalpolizei  (343  Angestellte),  nicht  bloss  die  Gendarmerie,  ver- 
staatlicht sind,  sowie  dass  ebenso  wie  in  Bayern  und  Preussen  staat- 
lich besoldete  Tierärzte  (55)  im  Etat  aufgeführt  sind.  Werden  diese 
Beamten  abgerechnet,  so  bleiben  für  Baden  auf  100,000  Einwohner 
noch  65,0  Beamte  der  inneren  Verwaltung. 

Werden  in  gleicher  Weise  bei  Bayern  die  445  Bezirksamts- 
schreiber, die  133  Angehörigen  der  Polizeidirektion  und  die  157  Tier- 
ärzte ausser  Berechnung  gelassen,  so  verbleiben  für  die  innere  Ver- 
waltung 4772  Beamte  oder  88,04  auf  100,000  Einwohner. 

SM 
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Bezüglich  der  Finanz  Verwaltung,  so  ist  auch  hier  Baden 
in  der  Verstaatlichung  der  Arbeitskräfte  weitergegangen,  als  die 
andern  Staaten.  Unter  den  965  badischen  Beamten  der  Finanz- 
verwaltung befinden  sich  nämlich  135  Gehilfen  von  Domänenver- 
waltungen und  Obereinnehmereien,  deren  Aufgabe  in  Württemberg  nur 
zum  Teil  durch  staatlich  Angestellte  versehen  wird.  Rechnet  man 
diese  ab,  so  verbleiben  für  Baden  noch  830  Beamte  =  51,0  Beamte 
auf  100,000  Einwohner,  also  wenig  mehr  als  Württemberg  zählt. 
Werden  endlich  die  Steueraufseher  und  berufsmässigen  Acciser,  Be- 
amtenkategorien, denen  in  Bayern  völlig  entsprechende  Kategorien 
nicht  gegenüberstehen,  von  den  oben  angeführten  württembergischen 
Beamten  abgerechnet,  so  verbleiben  auf  je  100,000  Einwohner  in 
Bayern  29,0,  in  Württemberg  28,0  Beamte. 

Die  verhältnismässig  geringe  Beamtenzahl  der  Finanzverwaltung 
in  Preusseii  erklärt  sich  daraus,  dass  in  Preussen  eine  den  württerfa- 
bergischen  Kameralämtern  ähnliche  Behörde  nicht  besteht,  da  die  in 
Württemberg  diesen  Aemtern  zugewiesenen  Geschäfte  zum  grossen 
Teil,  wie  die  Steuerkatasterfortführung,  die  Erhebung  uneinbringlicher 
Gerichtskosten  etc.  in  Preussen  durch  Behörden  anderer  Departements 
besorgt  werden. 

Die  soeben  angestellte  Einzelbetrachtung  führt  sonach  zu  dem- 
selben Ergebnis,  wie  die  oben  S.  68  angeführten  Summeuzahlen :  dass 
Württemberg  im  Vergleich  mit  den  angeführten  deutschen  Staaten  ver- 
hältnismässig die  geringste  Beamtenzahl  hat,  dass  also,  da  die  ver- 
glichenen Staaten  annähernd  auf  derselben  Stufe  politischer  und  wirt- 
schaftlicher Entwickelung  stehen,  an  die  geschäftliche  Leistung  der  würt- 
tembergischen Beamten  sehr  erhebliche  Ansprüche  gemacht  werden. 

Wenn    man    endlich   noch    den    Besoldungsaufwand   vergleicht, 
so  steht  Württemberg  selbst  mit  der  Aufbesserung  hinter  den  andern 
Staaten  zurück.    Es  entfällt  auf  je  100,000  Einwohner  bei  den  oben 
S.  68  genannten  Verwaltungszweigeu  ein  Besoldungsaufwand 
in  Württemberg  (einschl.  Aufbesserung)  von  rund     336,600  M. 

,,    Baden       von  rund 418,225  M. 

„    Bayern       „         „ 375,897  M. 

„    Preussen     „         „ 381,202  M. 

Zu  einer  Vergleichung  der  Gehaltssätze  sind  diese  Zahlen  in  Ver- 
bindung mit  der  Zahl  der  Beamten  jedoch  nur  in  bedingtem  Masse  zu  ge- 
brauchen, da  das  Zahlenverhältnis  von  höheren  und  niederen,  pensions- 
berechtigten und  nichtpensionsberechtigten  Beamten  schwankend  ist. 
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Stellt  man  den  württembergischen  Beamten  nach  Beilage  I  des  Be- 
amtengesetzes  die  badischen  landesherrlich  Angestellten  und  die  prag- 
matischen Diener  in  Bayern  gegenüber,  so  entfällt  auf  einen  pensions- 
berechtigten Beamten  ein  Diensteinkommen  von: 

in  Württemberg  .,    ,  „ 

.  -         .    _  ^  .  Baden  Bayern 

(ohne  Autbesserung) 

3308,2  M.  4297,23  M.  3845,0  M. 

^-=  100  Prozent       =  122,8  Prozent     =  110,0  Prozent. 

Werden  den  in  Württembsrg  auf  ^/4Jährige  Kündigung  öder 
Widerruf  Angestellten  die  badischen  Dekretangestellten  und  die 
bayerischen  nichtpragmatischen  Diener  gegenübergestellt,  so  entfällt 
auf  1  Diener: 

in  Württemberg  „    ,  „ 

,  ,         .    -  ■=  ,  Baden  Bayern 

(ohne  AuiDesserung) 

1093,5  M.  1380,9  M.  1089,5  M. 

=  100  Prozent       =  126,2  Prozent      =  99,6  Prozent. 

III.  Zu  einem  ähnlichen  Ergebnis  führt  die  Vergleichung  der 
deutschen  Eisenbahnstatistik. 

Es  entfielen  nämlich  im  Verwaltungsjahr  1887/88  (deutsche 
Bisenbahnstat.  Bd.  VIII,  Tab.  29  Sp.  73—91)  bei  der  gesamten 
Betriebsverwaltung 

a)  auf  1  km  Betriebslänge: 


Beamte 

und 

Arbeiter : 

Besoldungen  u.  a.  per- 
sönliche Ausgaben: 
M. 

bei  den  Reichseisenbahnen 

7,30 

9,159 

„       ..     Preuss.  Staatsbahnen 

8,85 

9,502 

„     Bayer. 

4,66 

6,394 

„       „     Sachs.              „ 

10,53 

10,988 

.       .     Württ. 

4,81 

5,252 

,       y.     Badisch.          „ 

6,16 

8,359 

b)  auf  100,000  M.  Roheinnahme: 

Zahl  der 
Beamten  und 

Besoldungen  u.  a.  per- 
sönliche Ausgaben: 

Arbeiter: 

M. 

bei  den  Reichseisenbahnen 

22,55 

28,295 

„       y,    Preuss.  Staatsbahnen 

27-,  16 

29,123 

„       „    Bayer. 

23,46 

31,781 

^       „     Sachs.              „ 

31,78 

33,111 

,    ,  „     Württ. 

24,42 

26,475 

„     Badisch. 

21,86 

29,684 

5a5 
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Unter  sämtlichen  11  deutschen  Staatseisenbahnen  nehmen  die 
württembergischen  in  Bezug  auf  das  Verhältnis  der  Angestelltenzahl 
zur  Bruttoeinnahme  die  viertletzte  Stelle  ein ,  d.  h.  es  sind  nur 
3  Staatsbahnen  (die  bayerische,  Reichs-  und  badische)  vorhanden, 
welche  zur  Beschaffung  einer  Roheinnahme  von  100,000  M.  mit 
einer  noch  kleineren  Zahl  von  Angestellten  ausreichen.  In  Bezug 
auf  das  Verhältnis  des  Besoldungsaufwands  etc.  zur  Roheinnahme 
dagegen  nimmt  Württemberg  die  letzte  Stelle  ein,  d.  h.  keine  Staats- 
bahn hat  auf  ihre  Roheinnahme  eine  so  geringe  Personalausgabe 
wie  die  württembergische. 

IV.  Im  Vergleich  mit  so  manchen  andern  deutschen  Gauen, 
welche  durch  Fruchtbarkeit  und  Reichtum  des  Bodens  und  durch 
die  Gunst  der  Lage  ausgezeichnet  sind,  ist  Württemberg  zum  grössern 
Teil  ein  Land  von  massiger  Fruchtbarkeit,  Kohlenschätze  sind  seinem 
Boden  ganz  versagt.  Metallschätze  nur  in  bescheidenem  Masse  be- 
scheert,  sein  Hauptfluss  ist  innerhalb  des  Landes  nur  auf  wenige 
Stunden  schiffbar,  das  Land  liegt  abseits  von  den  nord-südlichen  Welt- 
verkehrsstrassen, nur  eine  der  west-östlichen  durchzieht  es,  und  doch 
gehört  Württemberg  zu  den  dichtest  bevölkerten  Staaten  Deutschlands. 
Zähe  Thatkraft  und  im  ganzen  grosse  Genügsamkeit  ist  aber  ein 
Grundzug  des  schwäbischen  Stamms.  Auch  in  Bezug  auf  den  öffent- 
lichen Dienst  verbirgt  dieser  Zug  sich  nicht, 

D.  Schlussergebnis. 

Wir  haben  oben  gesehen,  dass  im  öffentlichen  Dienst  berufs- 
mässig angestellt  sind  18,896  Personen  mit  einem  Gesamteinkommen 
von  30,768,000  M.,  wovon  aus  der  Staatskasse  fliessen  25,252,000  M., 
so  dass  auf  1  Angestellten  ein  Diensteinkommen  von  1628,28  M. 
(im  Jahr  1873  von  1465,71  M.)  entfällt. 

Verglichen  mit  dem  gesamten  Staatsbedarf,  welcher  im 
neuesten  Finanzgesetz  für  das  Jahr  1889/90  zu  60,375,649  M.  be- 
ziffert ist,  aber  als  Bruttobudget  berechnet,  nach  dem  von  Riecke 
(a.  a.  0.  S.  405)  angegebenen  Schema,  auf  etwa  97  Mill.  Mark  sich 
stellen  mag,  macht  der  staatliche  Besoldungsaufwand  der  öffentlichen 
Diener  mit  25,25  Mill.  26  Prozent  des  Staatsbedarfs  aus,  während 
zur  Verzinsung  und  Tilgung  der  Staatsschuld  21  Prozent  des  Brutto - 
budgets  verwendet  werden. 

Wenn  man  sodann  das  Diensteinkommen  der  öffentlichen  Diener 
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dem  gesamten  fundierten  Einkommen  gegenüberstellt,  so  be- 
rechnet sich  letzteres  für  Grund  und  Boden  aus  dem  steuerbaren 
Einkommen  (Etat  1889/91  Kap.  124)  mit  95,3  Mill.,  unter  Zuschlag 
von  20  Mill.  für  den  nicht  besteuerten  persönlichen  Arbeitsverdienst 
der  Landwirte,  auf  115,3  Mill.;  für  Gebäude  nach  dem  neuesten 
Kataster  zu  59,28  Mill.;  für  Gewerbe  ebenfalls  aus  dem  neuesten 
Kataster  mit  71,25  Mill.,  unter  Hinzurechnung  des  steuerfreien  sogen. 
Existenzminimums  mit  rund  100  Mill.  Mark,  auf  171,25  Mill.  Dazu 
kommt  das  Einkommen  aus  Kapitalien  und  Renten,  welches, 
soweit  es  steuerpflichtig  ist,  nach  den  Steuerregistern  zu  84^/2  Mill. 
Mark  und  mit  Einschluss  der  steuerfreien  Einkommensbezüge  zu 
95  Mill.  Mark  berechnet  ist.  Hiernach  belauft  sich  das  fundierte 
Einkommen  auf  441  Mill.  Mark,  oder  auf  das  14-  bis  15fache  des 
Diensteinkommens  der  öffentlichen  Diener. 

Misst  man  endlich  das  Diensteinkommen  der  letzteren  an  dem 
gesamten  Volkseinkommen,  so  liegt  freilich  für  das  letztere  keine 
neuere  Schätzung  vor,  als  die  im  Königreich  Württemberg  1884, 
Band  II  S.  883  &.  enthaltene,  welche  aus  dem  Jahr  1883  stammt, 
und  welche  dasselbe  auf  702,1  Mill.  schätzte.  Im  Vergleich  mit 
dieser  Summe,  welche  nach  dem  gegenwärtigen  Stand  zweifellos 
nicht  unerheblich  zu  erhöhen  wäre,  ergibt  sich,  dass  etwa  ^/2  3  gleich 
ca.  4  Prozent  des  Volkseinkommens  zur  Bestreitung  des  öffentlichen 
Dienstes  verwendet  wird.  Wenn,  wie  eingangs  erwähnt,  nicht  ganz 
1  Prozent  der  Volkszahl  im  öffentlichen  Dienst  angestellt  ist,  so 
wird  man,  da  die  ganz  überwiegende  Mehrzahl  der  Beamten  etc. 
Familienvorstände  sind,  mit  der  Annahme  nicht  zu  weit  fehl  gehen, 
dass  etwa  4  bis  5  Prozent  des  Volks  mit  ihrem  Unterhalt  auf  das 
Einkommen  aus  dem  öffentlichen  Dienst  angewiesen  sind ,  und  es 
muss  die  ihnen  zur  Verfügung  gestellte  Summe,  welche  30  Mill. 
=  4,3  Prozent  des  Volkseinkommens  ausmacht,  als  eine  sehr  massige 
bezeichnet  werden. 


Die  bisherigen  Versuche  zur  Reform  der  direkten  Steuern 

in  Oesterreich. 

Von 

Dr.  Wilhelm  von  Lesigang, 

Vize-Sekretär  im  k.  k.  Finanzministeriuin 

Unter  allen  europäischen  Staaten  dürfte  Oesterreich -Ungarn  derjenige 
sein,  dem  es  von  jeher  am  schwersten  geworden  ist,  den  Anforderungen,  welche 
die  Erfüllung  seiner  historischen  Aufgaben  in  finanzieller  Beziehung  an  ihn 
stellte,  zu  genügen.  Seit  der  Entstehung  dieses  Reiches  zieht  sich  der  beständige 
Kampf  mit  der  Finanznot  durch  seine  Geschichte  und  mehr  als  einmal  wurden 
seine  Lenker  durch  die  Rücksicht  auf  die  gänzliche  Erschöpfung  der  vorhandenen 
(leldmittel  genötigt,  politische  Pläne,  deren  Realisierung  im  Interesse  des  Staates 
gelegen  und,  wenn  die  Finanznot  nicht  gewesen  wäre,  auch  möglich  war,  fallen 
zu  lassen. 

Die  Ursache  dieser  Ei'scheinung  herauszufinden,  ist  nicht  schwer.  Dieselbe 
lag  zunächst  in  den  vielen  Stürmen,  welche  der  Kaiserstaat  zur  Zeit  seiner 
Entstehung  und  auch  noch  nachher  auszuhalten  hatte.  Seine  Lage  mitten  in 
Europa  brachte  es  mit  sich,  dass  keine  der  grossen  Katastrophen,  von  welchen 
dieser  Erdteil  seit  dem  Zeitpunkte  der  Vereinigung  der  Hauptbestandteile  des 
heutigen  Reiches  der  Habsburger  unter  einem  HeiTscher  —  also  seit  der  ersten 
Schlacht  bei  Mohacs  —  erschüttert  worden  ist,  vorübergehen  konnte,  ohne  dass 
dasselbe  in  den  Wirbel  der  Bewegung  mit  hineingerissen  wurde.  Die  hierdurch 
veranlassten  ewigen  Kriege  an  allen  Grenzen  des  Reiches  —  zu  denen  überdies 
zeitweilig  auch  noch  wie  in  anderen  Staaten,  innere  Erschütterungen  kamen 
—  bildeten  für  dasselbe  die  ganzen  seither  verflossenen  Jahrhunderte  hindurch 
eine  nie  aufhörende  Ursache  finanzieller  Anstrengungen,  welchen  auch  jeder 
andere  Staat  nur  schwer  gewachsen  gewesen  wäre.  Besonders  schwer  war  dies  aber 
für  den  österreichischen  Kaiserstaat,  welcher  von  jeher  zum  weitaus  grössten  Teile 
aus  Ländern  mit  armer,  in  kultureller  und  demgemäss  auch  in  ökonomischer  Be- 
ziehung wenig  vorgeschrittener  Bevölkerung  bestand.  Von  allem  Anfange  an 
war  es  im  Grunde  genommen  nur  ein  verhältnismässig  kleiner  Teil  des  Reiches 
-  die  Hauptstadt  desselben  und  die  nördlich  und  westlich  von  dieser  gelegenen 
Provinzen,  welcher  im  stände  war,  in  erheblichem  Masse  zu  den  Kosten  der 
Orossmachstellung   des  Gesamtstaates  beizutragen.     Dieser  Teil   desselben  hatte 
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also  nicht  bloss  die  verhältnismässig  auf  ihn  entfallende  Quote  dieser  Kosten 
aufzubringen,  sondern  auch  noch  das  beträchtliche  Defizit,  welches  die  übrigen 
Teile  in  dieser  Beziehung  aufwiesen,  zu  decken  —  eine  Aufgabe,  deren  Er- 
füllung der  Bevölkerung  des  ersteren  Teiles  begreiflicherweise  nicht  leicht  fiel. 

So  kommt  es  denn,  dass  die  Finanzfrage,  diese  überall  einen  der  schwierigsten 
Oegenstände  der  Thätigkeit  der  Staatsmänner  bildende  Frage ,  den  Lenkern  der 
habsburgischen  Monarcliie  stets  Sorgen  der  quälendsten  Art  bereitete.  Diese 
Männer  waren  infolge  dessen  von  jeher  gezwungen,  sich  eifrigst  mit  dem  Studium 
der  Mittel  zur  Beschaffung  der  Kosten  ihrer  Politik  zu  befassen.  Dass  die 
Erfolge  dieser  Thätigkeit  durchaus  nicht  immer  als  glänzend  bezeichnet  werden 
können,  ist  allgemein  bekannt.  In  der  Regel  blieben  die  beschaft'ten  Mittel 
hinter  den  Bedürfnissen  des  Staates  erheblich  zurück  und  es  gab  infolgedessen 
hier  seit  Jahrhunderten  nur  wenige  Jahre  ohne  Defizit.  Selbst  die  längste  aller 
Friedensperioden,  welche  die  Monarchie  seit  ihrer  Entstehung  durchgemacht 
hat  —  die  Zeit  von  1815  bis  1848  —  macht  in  dieser  Beziehung  keine  Aus- 
nahme. Während  dieser  Periode  wäre  es ,  nachdem  durch  die  beiden  Finanz- 
katastrophen der  Jahre  1811  und  1816  mit  der  in  der  Vergangenheit  aufgehäuften 
Schuldenlast  nahezu  tabula  rasa  gemacht  worden  war,  noch  am  ehesten  möglich 
gewesen,  Ordnung  in  die  Finanzen  des  Donaureiches  zxi  bringen.  Dazu  fehlte 
es  aber  hier  an  der  notwendigen  Strenge  des  Vorgehens  gegen  die  Steuerträger 
und  wohl  auch  gegen  die  einzelnen  ewig  geldbedürftigen  Ressorts  der  Staats- 
verwaltung, insbesondere  gegen  die  nie  versiegenden  Anforderungen  der  Annee. 
Die  österreichische  Leichtlebigkeit  und  jene  andere  echt  österreichische  Eigen- 
schaft, die  man  —  halb  lobend,  halb  spöttelnd  —  mit  dem  Worte  „Gemüt- 
lichkeit" bezeichnet,  erwiesen  sich  als  fast  unübei-windliche  Hindernisse  des 
.strengen  Vorgehens  —  jene,  indem  sie  energische  Massx-egeln  zur  Reduktion  der 
Ausgaben  verhinderte,  diese,  indem  sie  die  Lenker  des  Reiches  abhielt,  bei  der 
Belastung  der  Bevölkerung  die  erforderliche  Rauheit  anzuwenden. 

Unter  diesen  Umständen  konnte  selbst  jene  Periode  des  vollständigen 
Stillstandes  auf  allen  Grebieten,  welche  in  der  zweiten  Hälfte  des  Metternich- 
schen  Regimes  über  den  österreichischen  Kaiserstaat  hereingebrochen  war, 
die  Finanzfrage  hier  nicht  zur  Ruhe  bringen.  Wenn  auch  alles  im  Staate  ruhte, 
der  Geldbedarf  ruhte  nicht,  und  das  Gespenst  der  Finanznot  klopfte  immer 
wieder  drohend  an  die  Thüren  der  Lenker  des  Staates.  Da  ist  es  denn  leicht 
begreiflich,  dass  auch  während  jener  Periode  noch  in  den  leitenden  Kreisen  an  eine 
Reform  der  bestehenden  Einrichtungen  in  betreff  der  Besteuerung  der  Be- 
völkening  der  Monarchie  gedacht  wurde.  Das  ununterbrochene  Missverhältnis 
zwischen  den  Ausgaben  und  Einnahmen  des  Staates  musste  ja  zu  Versuchen, 
eine  Erhöhung  der  letzteren  herbeizuführen,  drängen.  Diese  konnte  natürlich 
in  irgend  ei-heblichem  Masse  nur  durch  eine  Erhöhung  des  Erträgnisses  der 
Steuern  bewirkt  werden  imd  so  mussten  denn  die  bestehenden  Verhältnisse 
mit  zwingender  Notwendigkeit  dahin  führen,  dass  schon  damals  der  Gedanke 
an  die  Reform  der  bestehenden  Steuergesetze  gefasst  wurde.  Beer  hat  uns 
in  seinem  Buche  „Die  Finanzen  Oesterreichs  im  19.  Jahrhundert"  sehr  inter- 
essante Mitteilungen  über  die  diesbezüglich  in  den  leitenden  Kreisen  der  Mon- 
archie vorgekommenen  Anregungen  und  die  Anläufe  zur  Verwirklichung  der- 
.selben  gemacht. 
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Von  diesen  Anregungen  musste  selbstverständlich  auch  das  Gebiet  der 
direkten  Steuern  berührt  werden.  So  kann  es  denn  nicht  wunder  nehmen,  dass, 
kaum  dass  die  infolge  der  Ereignisse  des  Jahres  1848  durchgeführte  Neuge- 
staltung des  Reiches  begonnen  hatte,  auch  die  Reform  der  direkten  Steuern  in 
Angriff  genommen  wurde.  Die  Neugestaltung  der  Monarchie  hatte  zunächst 
eine  Menge  von  neuen  Anforderungen  an  die  Staatskasse  im  Gefolge,  durch 
welche  die  Staatsausgaben  gegen  früher  eine  beträchtliche  Erhöhung  erfuhren. 
So  stellte  sich  denn  die  Vermehrung  der  Staatseinnahmen  jetzt  als  ein  noch 
viel  dringenderes  Bedürfnis  heraus,  als  sie  schon  früher  war.  Hierzu  kam  noch 
der  Geist  der  Reform,  welcher  nach  dem  Sturze  der  Patrimonialherrschaft 
und  des  Mettemichschen  Systems  aUe  Zweige  der  österreichischen  Staatsver- 
waltung erfüllte,  lauter  Umstände,  die  es  als  ganz  selbstverständlich  erscheinen 
lassen,  dass  nunmehr  ernstliche  Anläufe,  wie  zur  Refonn  der  Besteuerung  übei-- 
haupt,  so  speziell  zu  derjenigen  der  direkten  Steuern  gemacht  wui-den. 

Zu  einem  endgültig  abschliessenden  Resultate  haben  diese  Anläufe  nun 
freilich  noch  bis  heute  nicht  geführt.  Immerhin  sind  aber  durch  dieselben 
manche  einzelne  Veränderungen  in  dem,  in  der  westlichen  Hälfte  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  —  den  s.  g.  cisleithanischen  Provinzen,  welche 
allein  wir  künftighin  unter  der  Bezeichnung  „0 esterreich "  verstehen  wollen 
■und  auf  deren  Steuereinrichtungen  allein  die  vorliegende  Arbeit  sich  beschränken 
soll  —  geltenden  Systeme  der  direkten  Steuern  bewirkt  worden.  Ausserdem 
haben  die  vielen  Beratungen,  die  sich  an  die  wiederholten  Versuche  zur  Reform 
der  direkten  Steuern  Oesterreichs  knüpften,  zur  Anhäufung  eines  riesigen  Ma- 
terials geführt,  mit  welchem  in  seinem  ganzen  Umfange  sich  vertraut  zu  machen, 
nur  wenigen  möglich  und  gelegen  ist,  während  es  gewiss  vielen  willkommen 
sein  wird,  wenn  ihnen  in  Form  einer  Darstellung  des  Inhaltes  der  aufgehäuften 
Materialien  eine  Uebersicht  über  die  bisherigen  Versuche  zur  Reform  der  direkten 
Steuern  Oesterreichs  geboten  wird.  Die  leitenden  Gedanken,  von  denen  sich 
die  hierbei  bisher  beteiligt  gewesenen  Personen  leiten  Hessen,  auseinanderzu- 
setzen und  die  Schicksale,  welche  ihre  Elaborate  im  Laufe  der  diesbezüglichen 
weiteren  Verhandlungen  zwischen  den  an  der  Gesetzgebung  Beteiligten  erfuhren, 
sowie  die  einzelnen  faktisch  realisierten  Aenderungen  des  Bestehenden  sind  es. 
die  wir  schildern  wollen. 

Zum  Verständnisse  der  Reformthätigkeit  ist  es  vor  allem  notwendig,  eine 
Uebersicht  des  Inhaltes  jener  Gesetze,  um  deren  Aenderung  es  sich  bei  der- 
selben handelte,  zu  liefern.     Mit  dieser  wollen  wir  demgemäss  beginnen. 

A.  Das  Steuersystem  des  alten  Oesterreich. 

Als  der  Sturm  des  Jahres  1848  losbrach,  gab  es  in  Oesterreich  drei  Arten 
direkter  Steuern:  die  Grundsteuer,  die  Gebäudesteuer  und  die  Erwerbsteuer. 
Die  Darstellung  des  Inhaltes  der  Gesetze,  auf  welchen  dieselben  beruhten,  bildet 
unsere  nächste  Aufgabe. 

I.  Die  Grundsteuer. 
A.  Allgemeines  Grandsteuersystem. 
Als  allgemeine   Norm  für   die   Umlegung    der    Grundsteuer  galt  zu  der 
hier  in  Betracht  kommenden  Zeit  das  kaiserliche  Patent  vom  23.  Dezember  1817, 
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betreffend  die  Einführung  eines  neuen  Grundsteuersystems.  Durch  dasselbe  war 
angeordnet  worden .  dass  für  ganz  Oesterreich  ein  stabiler  Kataster  angelegt 
werden  solle,  welcher  der  Verteilung  der  Grundsteuerlast  auf  die  einzelnen 
Grundstücke  als  Basis  zu  dienen  hatte. 

Zum  Zwecke  der  Herstellung  dieses  Katasters  sollte  jedes  einzelne  Grund- 
stück durch  gehörig  vorgebildete  Feldmesser  vermessen  und  der  Reinertrag  des- 
selben durch  fachkundige,  vom  Staate  aufgestellte  Schätzungskommissäre  fest- 
gestellt werden.  Die  Vermessung  hatte  auf  trigonometrischem  Wege  zu  geschehen 
und  war  ausschliesslich  Sache  der  staatlichen  Geometer.  Eine  Mitwirkung  anderer 
Organe  bei  derselben  war  nur  insoweit  vorgesehen,  als  die  politischen  Behörden 
und  Mitglieder  der  Gemeinden  jenen  bei  der  Feststellung  der  Gemeindegrenzen 
behilflich  sein  sollten.  Für  jede  Gemeinde  sollte  ein  besonderes  Vermessungs- 
operat  hergestellt  werden,  doch  wurden  öfters  mehrere  zu  kleine  Ortschaften 
—  d.  h.  solche,  deren  Flächenraum  nicht  500  .loch  (=  285  Hektar)  betrug,  zu 
je  einer  höheren  Einheit,  die  man  Katastralgemeinde  nannte,  vereinigt.  Das 
Vermessungsoperat  einer  jeden  Gemeinde  hatte  ein  Verzeichnis  sämtlicher  in 
derselben  befindlichen  Parzellen  —  deren  jede  eine  fortlaufende  Nummer  er- 
hielt — ,  dann  die  Dimension  und  Kulturgattung  einer  jeden,  endlich  die  Namen 
der  Eigentümer  zu  enthalten. 

Zum  Zwecke  der  Schätzung  wurden  vor  allem  die  in  den  einzelnen  Ge- 
meinden vox'kommenden  Kulturen  erhoben.  Für  die  in  jede  einzelne  dieser 
Kulturgattungen  gehörigen  Grundstücke  wurde  eine  Anzahl  nach  Güte  und  Er- 
tragsfähigkeit derselben  abgestufter  Klassen  aufgestellt.  Mit  Hilfe  der  soge- 
nannten Gemeindeobrigkeiten  —  d.  h.  der  Patrimonialherrschaften  —  hatten 
sodann  die  staatlichen  Schätzungskommissäre  die  Einteilung  der  einzelnen  Par- 
zellen in  die  aufgestellten  Kulturgattungen  und  Ertragsklassen  vorzunehmen. 
Dem  Zwecke  der  Feststellung  der  Höhe  des  Geldertrages  einer  jeden  einzelnen 
Parzelle  dienten  Preistabellen  über  die  in  den  einzelnen  Gemeinden  erzielten 
Bodenprodukte.  Diese  Tabellen  wurden  auf  Grund  des  durchschnittlichen 
Marktpreises  der  Bodenprodukte  während  des  Jahres  1824  —  als  des  wohl- 
feilsten während  einer  Periode  von  50  Jahren  —  aufgestellt.  Mit  Hilfe  der 
Schätzung  der  auf  Grundstücken  bestimmter  Kulturgattung  und  -klasse  in  jeder 
einzelnen  Gemeinde  jochweise  erzielbaren  Menge  von  Bodenprodukten  wurde 
sodann  der  Bruttogeldertrag  einer  jeden  einzelnen  Parzelle  festgestellt.  Hieran 
schloss  sich  die  ebenfalls  den  Schätzungskommissären  übertragene  Feststellung 
der  für  Grundstücke  jeder  Kulturgattung  und  -klasse  zum  Zwecke  der  Erzielung 
<ies  Bruttoertrages  ebenfalls  jochweise  aufzuwendenden  Kulturkosten.  Die  Dif- 
ferenz zwischen  diesen  und  dem  Bruttoertrage  lieferte  den  Reinertrag  eines 
jeden  Joches  Boden  jeder  Kulturgattung  und  -klasse.  Nach  der  Ermittelung 
dieses  Reinertrages  hatte  auf  Grund  desselben  die  Berechnung  des  Reinertrages 
einer  jeden  Parzelle  zu  erfolgen,  welcher  sodann  an  die  betreffende  Stelle  des 
Vermessungsoperates  einzusetzen  war. 

Gegen  die  Resultate  dieser  Einschätzung  konnten  Reklamationen  ein- 
gebracht werden,  über  welche  nach  Vornahme  der  notwendigen  Lokalunter- 
suchungen durch  die  hierzu  aufgestellten  Reklamationsinspektoren  und  Re- 
klamations-Schätzungskommissäre  durch  die  Provinzialsteuerbehörden  entschieden 
wurde. 
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Das  auf  diese  Weise  fertiggestellte  Schätzungsresultat  wurde  für  jedt- 
Katastralgemeinde  in  ein  Buch,  das  sogenannte  Katastralhauptbuch,  eingetragen. 

Der  fertiggestellte  Kataster  sollte  eine  in  der  Hauptsache  unveränderliche 
Grundlage  für  die  ümlegung  und  Bemessung  der  Grundsteuer  bilden  und  erhielt 
infolge  dessen  die  Bezeichnung  , stabiler  Kataster".  Nur  folgende  Veränderungen 
an  den  Grundstücken  sollten  in  Hinkunft  in  demselben  Berücksichtigung  finden 
und  in  Evidenz  gehalten  vperden:  Aenderungen  in  der  Person  des  Grundbe- 
sitzers, Vernichtung  von  Parzellen  durch  Elementarereignisse,  Widmung  einer 
solchen  für  einen  ihre  fernere  Kultivierung  unmöglich  machenden  öffentlichen 
Zweck  (Strassen,  Eisenbahnen,  Kanäle),  Entstehung  neuer  Grundstücke  durch 
Anschwemmungen  oder  Aenderungen  im  Stande  der  Gewässer,  endlich  Aende- 
rungen in  der  Begrenzung  der  Katastralgemeinden. 

Obwohl  zu  Ende  des  Jahres  1847  bereits  ein  Menschenalter  seit  dem  Er- 
scheinen des  oben  citierten  kaiserlichen  Patentes  verflossen  war,  so  hatte  die 
Katastrierungsarbeit  bis  dahin  doch  nur  so  geringe  Foi'tschritte  gemacht,  dass 
die  Einhebung  der  Grundsteuer  nach  dem  stabilen  Kataster  damals  nur  in  Ober- 
und  Niederösterreich,  Salzburg,  Steiermark.  Kärnten,  Krain  und  dem  Küsteu- 
lande  stattfand.  Daher  war  auch  die  ursprünglich  geplante  ümlegung  der 
Grundsteuer  im  ganzen  Staate  nach  einem  überall  gleichen  Prozentsatze  desi 
Katastralreinertrages  noch  nicht  möglich  und  es  vpurde  deshalb  zu  dem  Aus- 
kunftsmittel gegriffen,  dass  die  Grundsteuerleistung  der  eben  genannten  Kron- 
länder auch  nach  der  Herstellung  des  stabilen  Katasters  in  denselben  im  Wege 
der  Kontingentierung  festgestellt  wurde.  Als  Kontingent  eines  jeden  dieser 
Länder  wurde  jene  Grundsteuersumme  normiert,  deren  Aufbringung  demselben 
vor  der  Fertigstellung  des  stabilen  Katasters  oblag.  Nur  die  Repartierung  der 
Grundsteuer  innerhalb  der  Kronländer  auf  die  einzelnen  Grundstücke  erfolgte 
nach  Verhältnis  der  im  stabilen  Kataster  ausgewiesenen  Reinerträge  derselben. 

B.  Besondere  Grundsteuersysteme. 

In  den  übrigen  Kronländern  erfolgte  die  Einhebung  der  Grundsteuer  nach 
verschiedenen  Systemen,  die  bis  zur  allgemeinen  Fertigstellung  des  stabilen 
Katasters  in  Kraft  bleiben  sollten.  Mit  Rücksicht  auf  diesen  transitorischen 
Charakter  dieser  Grundsteuersysteme  bezeichnete  man  dieselben  als  ,  Grund- 
steuerprovisorien".  Man  unterschied  zwischen  den  für  bestimmte  Kronländer 
geltenden  , besonderen"  Provisorien  und  dem  überall  dort,  wo  weder  ein  solches, 
noch  der  stabile  Kataster  zur  Grundlage  der  ümlegung  der  Grundsteuer  diente, 
zur  Anwendung  gelangenden  ,  allgAneinen "  Grundsteuerprovisorium. 

a)  Das   allgemeine  Grundsteuerprovisorium. 

Das  allgemeine  Grundsteuerprovisorium  galt  zu  dem  hier  in  Betracht 
kommenden  Zeitpunkte  noch  in  Mähren,  Schlesien  und  Gahzien,  während  es 
ursprünglich  auch  für  Ober-  und  Niederösterreich,  Salzburg,  Steiermark  und 
Kärnten  eingeführt  worden  war. 

Dieses  Gruudsteuersystem  beruhte  auf  der  kaiserlichen  Entscliliessung 
vom  23.  Januar  1820.  Diese  war  dadurch  veranlasst  worden,  dass  sich  bald 
nach  der  Anordnung  der  Herstellung  des  stabilen  Katasters  herausgestellt  hatte, 
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dass  fliese  nicht  so  schnell,  als  ursprünglich  angenommen  worden  war,  werde 
durchgeführt  werden  können  und  dass  es  daher  notwendig  sei,  für  den  voraus- 
sichtlich langen  Zeitraum  bis  zur  Vollendung  dieser  Arbeit  eine  andere  Grvmd- 
lage  für  die  ümlegung  der  Grundsteuer  zu  schaffen. 

Dieses  Provisorium  bestand  nun  in  der  Umlegung  der  Gnindsteuer  auf 
Grund  einer  Feststellung  des  Reinertrages  der  Grundstücke,  welche  mit  Benützung 
der  aus  Anlass  der  sogenannten  Josephinischen  Grundsteuerregulierung  vorge- 
nommenen Vei-messung  und  Schätzung  durchgeführt  wurde  und  selbstverständ- 
lich weniger  genau  war  als  diejenige,  zu  der  der  stabile  Kataster  führen  sollte. 

Schon  Kaiser  Joseph  IL  hatte  nämlich  die  Notwendigkeit  einer  Reform 
der  von  alters  her  bestandenen  Grundsätze  für  die  Veranlagung  der  Grund- 
steuer im  Sinne  einer  gerechten  und  gleichmässigen  Verteilung  der  Last  erkannt. 
Mit  dem  ihm  eigenen  Streben  nach  Raschheit  in  der  Durchführung  des  als 
notwendig  Erkannten  ordnete  er  aber  zu  diesem  Zwecke  nicht  die  so  lang- 
wierige kunstmässige  Vermessung  aller  einzelnen  Parzellen  an,  sondern  schlug 
einen  rascher  zum  Ziele  führenden,  allerdings  auch  weniger  genaue  Resultate 
in  Aussicht  stellenden  Weg  ein,  indem  er  er  einen  einfacheren  Vorgang  bei 
der  Anfertigung  des  Grandsteuerkatasters  anordnete.  Dieser  Vorgang  bestand 
darin,  dass  nur  ausgedehnte  Waldungen,  sowie  hohe  und  steile  Gebirgsgegenden 
geometrisch  vermessen  wurden,  während  die  Vermessung  der  übrigen  Flächen 
durch  das  Landvolk  selbst  unter  Aufsicht  der  damals  noch  überall  thätigen 
Patrimonialbeamten  erfolgte;  letztere  erhielten  zu  diesem  Zwecke  eine  An- 
leitung durch  belehrende  Verordnungen  und  hatten  sodann  die  Bauern  zur  Vor- 
nahme dieser  Arbeit  abzurichten.  An  die  auf  diese  Art  durchgeführte  Vermessung 
der  Grundstücke  schloss  sich  die  Ausmittelung  des  Ertrages  derselben,  welche 
auf  Grundlage  von  Bekenntnissen  der  Grundbesitzer  über  die  von  ihnen  er- 
zielten Bodenjirodukte  und  über  die  mit  der  Gewinnung  derselben  verbundenen 
Kosten,  sowie  mit  Berücksichtigung  der  Martkpreise  der  Produkte  bewirkt  wurde. 
Nach  dem  Verhältnisse,  in  welchem  die  Gesamtroherträge  der  Grundstücke  der 
einzelnen  Länder  zu  einander  standen,  wurde  das  von  den  sämtlichen,  in  diese 
provisorische  Schätzung  einbezogenen  Teilen  des  Reiches]  geforderte  Grund- 
steuerkontingent —  welches  zunächst  unverändert  blieb  —  auf  die  einzelnen 
Grundstücke  umgelegt.  Die  Grundsteuer  erschien  auf  diese  Art  als  ein  aliquoter 
Teil  des  Rohertrages  der  Grundstücke.  Die  Berücksichtigung  der  Kulturkosten 
erfolgte  hierbei  in  der  Weise,  dass  für  alle  Benützungsarten  ein  durchschnitt- 
licher Kulturaufwand  der  Grundstücke  ermittelt  und  dieser  bei  Berechnung  der 
von  einem  bestimmten  Betrage  an  Rohertrag  zu  fordernden  Grundsteuerquote 
nach  den  Anforderungen  der  einzelnen  Benützungsarten  modifiziert,  d.  h.  bei 
jenen  Benützungsarten,  welche  wenig  Kulturaufwand  erfordern,  über  den  Durch- 
schnitt erhöht,  bei  den  anderen  unter  diesen  vermindert  wurde.  Auf  diese  Art 
ergab  sich  für  Hutweiden,  Gestrüppe  und  Waldungen  eine  Grundsteuer  von 
21  fl.  15  kr.,  für  Wiesen  und  Gärten  von  17  fl.  55  kr.  und  für  Aecker  und  Wein- 
gärten von  10  fl.  37  V2  kr.  für  je  100  fl.  Rohertrag  des  Bodens.  In  Galizien  aber 
erfolgte  die  Veranlagung  der  Grundsteuer  mit  einem  um  ein  Drittel  niedrigeren, 
als  dem  in  den  übrigen  Kronländern  geltenden  Ausmasse. 

Das  nach  diesen  Grundsätzen  anzulegen  gewesene  Grundsteuer-Regulierungs- 
operat  war  binnen  vier  Jahren  fertig  gebracht  worden  und  mit  dem  Patente  vom 
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19.  September  1789  hatte  Kaiser  Joseph  anoi'dnen  können,  dass  die  Erhebung 
der  Grundsteuer  auf  Grund  desselben  vom  1.  November  1789  an  erfolgen  solle. 
Diese  Anordnung  wurde  freilich  von  seinem  Nachfolger,  Leopold  IL,  schon  mit 
dem  Patente  vom  9.  Mai  1790  aufgehoben,  indem  zugleich  die  vor  der  Durch- 
führung der  Josephinischen  Reform  in  den  einzelnen  Kronländern  in  Kraft  ge- 
standenen Grundsteuersysteme  wieder  in  Kraft  gesetzt  wurden.  Doch  griff 
Kaiser  Franz,  wie  schon  oben  erwähnt  wurde,  wieder  auf  das  Josephinische  Werk 
zurück,  als  es  sich  um  die  Schaffung  einer  provisorischen  Grundlage  für  die 
Veranlagung  der  Grundsteuer  handelte. 

Das  mit  der  kaiserlichen  Kntschliessung  vom  23.  Januar  1820  eingeführte 
allgemeine  Grundsteuerprovisorium  bestand  nämlich  darin,  dass  in  jenen  Kron- 
ländem,  in  welchen  dasselbe  eingeführt  wurde,  die  Repartierung  der  von  den- 
selben aufzubringenden  Grundsteuerbeträge  in  der  Hauptsache  auf  Grund  der 
Josephinischen  Grundsteuerregulierung  erfolgen  sollte.  Nur  wui-de  angeordnet, 
dass  hierbei  alle  Aenderungen,  welche  sich  seit  der  Herstellung  des  Josephini- 
schen Katasters  in  den  Personen  der  Grundbesitzer,  im  Limfange  der  Grund- 
besitzungen und   in  der  Kulturgattung  ergeben    hatten,   beräcksichtigt  würden. 

b)  Das  böhmische  Grundsteuerprovisorium. 
In  Böhmen  bestand  zwar  ein  besonderes  Grundsteuerprovisorium;  da 
dieses  aber  in  der  Hauptsache  ebenfalls  auf  der  Josephinischen  Grundsteuer- 
regulierung beruhte  und  nur  in  einem  Punkte,  der  aber  heute  kein  Interesse 
mehr  bietet  —  hinsichtlich  der  Verteilung  der  Grundsteuerlast  auf  die  Herr- 
schaften und  die  Unterthanen  nämlich  —  vom  allgemeinen  Grundsteuerprovi- 
sorium abwich,  so  können  wir  hier  auf  das  soeben  über  dieses  Gesagte  verweisen. 

c)  Das  tirolische  Grundsteuerprovisorium. 
In  Tirol  erfolgte  die  Einhebung  der  Grundsteuer  nach  einem  Kataster, 
dessen  Herstellung  nach  den  im  kaiserlichen  Patent  vom  6.  August  1774  ge- 
troffenen Anordnungen  bewirkt  worden  war.  Die  Grundlage  des  diesbezüg- 
lichen Vorganges  hatten  Fassionen  gebildet,  welche  die  Grundbesitzer  einzu- 
bringen hatten  und  in  denen  die  Grösse  und  Kulturart  der  einzelnen  Grund- 
stücke, die  darauf  stehenden  Gebäude  und  die  damit  verbundenen  Realrechte 
und  -lasten  anzugeben  waren.  Mit  Berücksichtigung  dieser  Fassionen,  jedoch 
ohne  Rücksicht  auf  die  Realrechte  und  -lasten,  war  sodann  durch  eigene 
Schätzungskommissionen  der  Kapitalswert  der  einzelnen  Grundstücke  ennittelt 
worden.  Das  Resultat  dieser  Schätzungen  hatte  sodann  noch  eine  Modifikation 
auf  Grund  der  mittleren  Kaufpreise  der  Grundstücke  erfahren.  Die  auf  diese 
Art  gefundenen  Kapitalswerte  der  Grundstücke  waren  als  der  wahrscheinliche 
Kaufwert  derselben  angesehen  worden,  von  welchem  normalmässig  drei  Achtel 
als  Steuerkapital  erklärt  wurden.  Der  Kapitalswert  der  kleineren  Realitäten 
—  nämlich  derjenigen,  welche  weniger  als  300  fl.  wert  waren  —  wurde  aber 
nicht  mit  dem  normalen  Betrage,  sondern  mit  einem  geringeren  in  Rechnung 
gezogen.  Dieser  geringere  Kapitalswert  derselben  wurde  dadurch  festgestellt, 
dass  vom  normalen  ein  Abschlag  gemacht  wurde,  welcher  desto  grösser  war, 
um  eine  je  kleinere  Realität  es  sich  handelte ;  er  betrug  ein  Zwanzigstel  bis  zu 
zwei  Fünfteln  des  Normalwertes. 
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Ueber  die  Reallasten  oder  vielmehr   über   die   denselben   entsprechenden 
Realrechte   hatte   eine    besondere   Erhebung   stattgefunden,   durch   welche   das 
denselben  entsprechende  Steuerkapitel  festgestellt  worden  war.    Derselben  waren 
ebenfalls  Fassionen  der  Berechtigten  zu  Grunde  gelegt,  worden;   nach  erfolgter 
Richtigstellung  derselben,  bei  welcher   besonders  auch  auf  die  korrespondieren- 
den Fassionen   der  Verpflichteten  Rücksicht   genommen  werden   musste,   wurde 
der  auf  diese  Weise  ermittelte  jährliche  Ertrag  der  einzelnen  Rechte  nach  dem 
Zinsfusse  von  37»  Prozent  kapitalisiert  und  die  hierdurch  erhobene  Summe  als 
Steuerkapital   behandelt.     Der  Kapitalswert  dieser  Rechte,   resp.  Lasten  wurde 
sodann   vom   ennittelten    Steuerkapitalsbetrage    der   verpflichteten   Grundstücke 
in  Abrechnung   gebracht  und  dem  Nutzungsberechtigten   zur  Last   geschrieben. 
Die  Repartierung   der  vom  Lande   geforderten  Grundsteuer   auf  die  ein- 
zelnen Grundstücke  erfolgte   nach  einem   ganz   besonderen,   in  Tirol  historisch 
eingebürgerten   und  diesem  Lande  eigentümlichen  Systeme,   nämlich   nach   den 
sogenannten  Steuerknechten.     Unter   einem  Steuerknechte   verstand   man  jenes 
Ausmass  von  Grundstücken,  welches  nach  der  alten  Verfassung  Tirols  je  einen 
Krieger  oder,  wie  man  sich  in  Tirol   ausdrückte,  Streitknecht   beizustellen  und 
zu  erhalten  hatte  und  auf  welches  jetzt  ein  bestimmter  Steuerbetrag  umgelegt 
werden   sollte.     Diese    Grundlage   wurde    aber   nicht   nach    dem   Flächenmasse, 
sondern   nach    den    durch   die   oben    dargestellte   Katasteroperation   erhobenen 
Steuerkapitalien  normiert.     Ein   reiner  Steuerkapitalsbetrag  von  9000  fl.  sollte 
hiemach    einen    Steuerknecht    repräsentieren.     Nach    dem    ermittelten   Steuer- 
kapitalswerte des   gesammten  tirolischen  Grundbesitzes  —  46,606,296  fl.  —  er- 
gaben  sich   nun  5178  Steuerknechte.     Hiervon   wurden  5000  —  d.  h.   die   von 
alters   her  durch  das  Land  beizustellende  Anzahl  von  Streitknechten  —  faktisch 
auf  jenen  Besitz   umgelegt,  während  die   übrigen  178  als  Resei-vefond   für  ver- 
fallende  Elementarbeschädigungen    und  Rechnungsverstösse  vorläufig   steuerfrei 
zurückbehalten   wurden.     Da   nun   das   dem  Lande   auferlegte  Grundsteuerkon- 
tingent 54,900  fl.  betrug,   so   hatte  jeder  Steuerknecht  eine  Grundsteuersumme 
von  jährlich  108  fl.    zu   leisten,   was    einer  jährlichen  Grundsteuerleistung   von 
12  Prozent  des  Grundsteuerkapitals  entsprach.    Diese  Grundsteuerleistung  wurde 
übrigens   noch  vor   dem  Jahre  1848  um   ungefähr  13 '/2  Prozent    erhöht.     Nach 
diesem  erhöhten  Ausmasse  fand  die  Grundsteuererhebung  in  Tirol  zu  der  zum 
Ausgangspunkte  unserer  Darstellung  genommenen  Zeit  statt. 

Vorgreifend  wollen  wir  hier  noch  bemerken,  dass  die  im  Gefolge  der 
Ereignisse  des  Jahres  1848  durchgeführte  Grundentlastung  zur  Folge  hatte,  das*; 
die  Berücksichtigung  der  Grundlasten  bei  der  Repartierung  der  Grundsteuer 
wegfiel  und  diese  ganz  auf  die  Grundbesitzer  umgelegt  wurde. 

d)  Das  vorarlbergische  Grundsteuerprovisorium. 
Die  Erhebung  der  Grundsteuer  in  Vorarlberg  gründete  sich  auf  die  aus 
der  Zeit  der  bayrischen  Herrschaft  stammende  königliche  Verordnung  vom 
13.  Mai  1808.  Auch  dort  war  für  die  Umlegung  der  Steuer  der  Wert  der 
Grundstücke  massgebend,  welcher  auf  ähnliche  Weise  ermittelt  worden  war. 
wie  dies  in  Tirol  geschah.  Insbesondere  war  auch  in  Vorarlberg  der  Wei-t  der 
Häuser  in  die  Feststellung  des  grundsteuerpflichtigen  Steuerkapitals  mit  einbe- 
zogen worden.  Die  Ausmittelung  der  auf  die  einzelnen  Teile  des  Steuerkapitals 
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entfallenden  Grundsteuerleistung  erfolgte  nach  sogenannten  Simplen.  Das 
Simplum  betrug  für  je  100  fl.  rhein.  W.  Steuevkapital  l^j-z  kr.  rhein.  W.  Für 
die  Grundstücke  waren  fünf  Simplen,   für  die  Häuser  deren  zwei   zu   bezahlen. 

e)  Das  dalmatinische  Grundsteuerprovisorium. 

In  Dahnatien  wurde  die  Grundsteuer  noch  in  Form  des  althergebrachten 
Zehnts  eingehoben;  sie  bestand  somit  im  zehnten  Teile  des  Bruttoertrages  der 
Grundstücke.  Derselbe  wurde  jährlich  in  natura  ermittelt,  während  die  effektive 
Steuereinhebung  nach  dem  jeweils  durch  Kommissionen  ennittelten  Marktpreise 
der  Produkte  in  Geld  stattfand. 

f)  Das  bukowinaische  Grundsteuerprovisorium. 

Die  Erhebung  der  Grundsteuer  in  der  Bukowina  erfolgte  in  der  Weise, 
dass  das  dem  Lande  auferlegte,  von  früherher  bestimmte  Grundsteuerkontin- 
gent nach  einem  Ertragskataster  der  Grundstücke ,  der  teils  mit  Hilfe  von 
Fassionen,  teils  durch  Schätzungskommissionen  festgestellt  worden  war,  auf  die 
Gemeinden  repartiert  wurde.  Innerhalb  der  Gemeinden  erfolgte  die  Repar- 
tierung der  Grundsteuer  auf  die  einzelnen  Steuerpflichtigen  durch  Ueberein- 
kommen  unter  denselben  und  ohne  jede  Ingerenz  der  Steuerbehörden  nach 
einem  von  alters  her  bestehenden  Teilungsmassstabe ,  der  mit  dem  ebenfalls 
altertümlichen  Worte  ^Tschisla"  bezeichnet  wurde. 

Zu  Beginn  des  Jahres  1848  gab  es  somit  in  Oesterreich  nicht  weniger 
als  sieben  verschiedene  Grundsteuersysteme. 

II.  Die  Gebäudesteuer. 

Wenn  auch  hinsichtlich  der  Einhebung  der  Gebäudesteuer  in  Oesterreich 
in  dem  hier  in  Betracht  kommenden  Zeitpunkte  keine  so  grosse  Buntscheckig- 
keit herrschte,  wie  dies  in  betreff  der  Grundsteuer  der  Fall  war,  so  war  doch 
auch  dieser  Teil  der  direkten  Besteuerung  von  einer  einheitlichen,  für  den 
ganzen  Staat  geltenden  Regelung  ziemlich  weit  entfernt. 

A.  Allgemeines  Gebäudesteuersystem. 

Die  Grundlage  der  Besteuerung  der  Gebäude  wurde  in  fast  ganz  Oester- 
reich durch  das  kaiserliche  Patent  vom  23.  Februar  1820  gebildet,  welches, 
ursprünglich  nur  für  die  Länder  der  böhmischen  Krone,  Galizien  (zu  welch 
letzterem  Kronlande  damals  auch  die  Bukowina  gehörte),  Steiermark  und  die 
beiden  Erzherzogtümer  Oesterreich  erlassen,  im  Jahre  1824  auch  auf  Kärnten, 
Krain  und  das  Küstenland  (letzteres  mit  Ausnahme  von  Triest),  1840  auf  Dal- 
matien  und  1845  auf  Salzburg  ausgedehnt  wurde ,  so  dass  es  zu  Ende  des 
Jahres  1847  in  ganz  Oesterreich  mit  Ausnahme  von  Tirol,  Vorarlberg  und  Triest 
Geltung  hatte. 

Durch  das  angeführte  Gesetz  wurde  die  Gebäudesteuer  in  zwei  Teile 
geteilt:  die  sogenannte  Hausklassensteuer  und  die  Hauszinssteuer. 

a)  Die  Hauszinssteuer. 
Die  Hauszinssteuer  galt  nur  in  den  damaligen  Landeshauptstädten  (Wien, 
Linz,  Prag,   Brunn,  Lemberg,  Innsbruck,  Graz,  Klagenfurt,  Laibach   und  Zara), 
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dann  in  Troppau  und  Salzburg  (diese  beiden  Städte  waren  damals  keine  Landes- 
hauptstädte), endlich  in  Baden  bei  Wien,  den  wichtigsten  böhmischen  Bade- 
orten, Olmütz,  Brody,  Spalato,  Ragusa  und  Cattaro  nebst  deren  Vorstädten. 
Ihren  Namen  hatte  sie  daher,  dass  ihre  Bemessung  auf  Grund  von  Bekennt- 
nissen über  die  Höhe  der  Mietzinse ,  welche  die  Hauseigentümer  von  ihren 
Mietern  erhielten  und  nach  der  Höhe  dieser  Zinse  erfolgte.  Behufs  der  Kon- 
trolle der  Richtigkeit  der  Angaben  der  Hauseigentümer  wurde  die  Bestimmung 
getroffen,  dass  jede  in  den  Bekenntnissen  enthaltene  Angabe  hinsichtlich  der 
einfliessenden  Mietzinse  durch  den  betreffenden  Mieter  mittels  seiner  Unterschrift 
zu  bekräftigen  sei. 

Die  Fassionen  waren  alljährlich  einzubringen.  In  die  Bekenntnisse  mussten 
nicht  nur  die  in  den  Vereinbarungen  zwischen  den  beteiligten  Parteien  selbst 
als  Mietzinse  bezeichneten  Leistungen,  sondern  überhaupt  alle  Beträge  aufge- 
nommen werden,  welche  von  Seite  der  Mieter  den  Hauseigentümern  für  die 
Benützung  von  Gebäudeteilen  zu  bezahlen  waren.  Für  jene  Räume,  welche  der 
Hausherr  selbst  benützte,  hatte  derselbe  in  seinem  Bekenntnisse  einen  ange- 
messenen Zinswert  zu  fatieren;  der  Steuerbehörde  stand  es  frei,  die  Richtigkeit 
dieser  Angabe  durch  geeignete  Erhebungen,  insbesondere  mit  Hilfe  von  Ver- 
trauensmännern, welche  durch  die  Steuerbehörde  aus  den  Hauseigentümern  ge- 
wählt werden  mussten  (im  sogenannten  Farifikationswege),  zu  kontrollieren. 

Für  falsche  Angaben  in  den  Bekenntnissen  waren  empfindliche  Geld- 
strafen angedroht;  dieselben  sollten  aber,  wenn  die  Steuerbehörden  von  der 
begangenen  Steuerverkürzung  durch  Denunzianten  in  Kenntnis  gesetzt  worden 
waren,  zum  grössten  Teile  diesen  zufallen. 

Der  Zinssteuer  unterlagen  in  den  derselben  untei-worfenen  Orten  alle 
einen  Zins  abwerfenden  oder  einen  Zinswert  repräsentierenden  Gebäude  mit 
allen  ihren  Räumlichkeiten,  mochten  dieselben  nun  zum  Bewohnen  oder  zu  was 
immer  für  anderen  Benützungszwecken  bestimmt  sein.  Selbst  ein  allfalliges 
Zinserträgnis  eines  Hofraumes  unterlag  derselben,  nicht  aber  dasjenige  der  allen- 
falls vorhandenen  Hausgärten. 

Ausnahmen  von  der  Steuerpflicht  bestanden  im  allgemeinen  nur  zu  Gunsten 
der  zur  Vermietung  bestimmten,  aber  unvennietet  gebliebenen  und  leer  und 
unbenutzt  stehenden  Gebäude  oder  Gebäudebestandteile,  dann  bezüglich  neu- 
gebauter  Häuser,  Haustrakte  und  Stock^verke,  sowie  für  von  Grund  aus  umge- 
baute Häuser.  Die  Dauer  der  Steuerfreiheit  für  leerstehende  Gebäude  war  nur 
durch  den  Wiedereintritt  der  Benützung  begrenzt;  die  der  Neubauten  betrug 
10,  der  Zu-  und  Umbauten  8  Jahre.  Ausserdem  bestanden  noch  verschiedene 
spezielle  Befreiungen  zu  Gunsten  der  Kirchen,  Staatsgelniude,  Kasernen,  Armen- 
häuser, Spitäler,  Rathäuser,  Pfarrgebäude  und  bischöflichen  Amtswohngebäude, 
Klostergebäude  der  Bettelorden,  öffentlichen  Lehranstalten,  Museen  u.  dergl. 

Hinsichtlich  der  Höhe  der  Zinssteuer  galt  in  allen  derselben  unterworfenen 
Orten  mit  Ausnahme  von  Spalato,  Ragusa  und  Cattaro,  sowie  von  Salzburg  die 
Norm,  dass  bei  der  Bemessung  derselben  vom  einbekannten,  resp.  ermittelten 
Hauszinse  15  Prozent  auf  Rechnung  der  Kosten  der  Erhaltung  des  Gebäudes 
abgerechnet  werden  durften  und  die  Steuer  von  den  restlichen  85  Prozent  jenes 
Zinses  mit  18  Prozent  zu  bemessen  war;  dieselbe  betrug  also  in  Wahrheit 
15, .3  Prozent  des  gesamten  Mietzinses.    In  Spalato,  Ragusa  und  Cattaro  dagegen 
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durften  83 Vs  Prozent  des  Bruttozinses  als  Erhaltungskosten  abgerechnet  werden 
und  war  die  Steuer  mit  15 '/4  Prozent  des  Restes,  also  mit  10,17  Prozent  des 
Bruttozinses  zu  bemessen.  In  Salzburg  endlich  betrug  die  Steuer  12  Prozent 
des  Bruttozinses. 

b)  Die  Hausklassensteuer. 
Ausserhalb  der  wenigen  oben  angeführten  Orte  erfolgte  die  Besteuerung 
der  Gebäude  durchaus  im  Wege  der  sogenannten  Hausklassensteuer.  Dieselbe 
hatte  ihren  Namen  daher,  dass  behufs  ihrer  Einhebung  die  Gebäude  nach  der 
Anzahl  ihrer  Wohnbestandteile,  dann  mit  Rücksicht  darauf,  ob  sie  Stockwerke 
hatten  oder  nicht  in  einer  Anzahl  —  12  —  Klassen  eingeteilt  wurden.  Für 
jede  dieser  Klassen  war  ein  besonderer  Steuersatz  festgesetzt,  welcher  nach  er- 
folgter Einreihung  eines  Gebäudes  in  eine  derselben  für  jenes  in  alle  Zukunft 
unverändert  bezahlt  werden  sollte.  Wir  lassen  den  hiefür  geltenden  Tarif  — 
in  welchem  wir  die  ursi^rünglich  in  der  damals  geltenden  Währung  (der  Kon- 
ventions-Münze) festgesetzten  Steuerbeträge  in  die  gegenwärtig  geltende  (die 
österreichische  Währung)  umgerechnet  haben  —  nachstehend  folgen. 

Tarif. 


Gebäude 

Klasse 

mit        1       ohne 

Steuerbetrag 

Stockwerke 

mit  Wohnbestandteilen 

fl. 

kr. 

I. 

35—30 

63 

II. 

29—28 

35—30 

52 

50 

III. 

27—25 

29-28 

42 



IV. 

24—22 

27—25 

33 

60 

V. 

21—19 

24—22 

25 

20 

VI. 

18—1,5 

21-19 

16 

80 

vn. 

14—10 

18—15 

12 

60 

vm. 

9—8 

14—10 

8 

40 

IX. 

7—6 

9—8 

6 

30 

X. 

— 

7— ß 

4 

20 

XI. 

5—4 

5—4 

2 

10 

XII. 

3—1 

3—1 

— 

70 

In  Dalmatien  gelangte  in  den  Klassen  I— XI  nur  die  Hälfte  der  obigen 
Steuersätze  zur  Einhebung;  die  XII.  Klasse  zerfiel  in  3  Unterklassen  zu  l?'/«. 
35  und  52 V2  ki*.  P^benso  wurde  in  Galizien  und  der  Bukowina  gestattet,  für 
ganz  ärmliche  Häuser  die  Hausklassensteuer  nur  mit  35  kr.  zu  bemessen.  In 
Salzburg  endlich  hatten  bei  der  Klassifizierung  die  Stockwerke  ganz  ausser 
Betracht  zu  bleiben.  Ueberdies  galten  auch  dort  für  die  Klassen  I — XI  die- 
.selben  Steuersätze,  wie  in  Dalmatien  und  nur  in  der  XII.  Klasse  gelangte  dort 
der  Steuersatz  des  allgemeinen  Tarifs  zur  Anwendung. 

Ausser  der  Verschiedenheit  der  für  die  Peststellung  der  einzuhebenden 
Steuerbeträge  geltenden  Normen  bestand  noch  ein  Hauptunterschied  zwischen 
der  Hausklassen-  und  der  Hauszinssteuer  darin,  dass,  während  der  letzteren  alle 
Häuser  der  betreffenden  Ortschaften  ohne  Unterschied  ihrer  Bestimmung  und 
zur  Gänze  unterlagen,  unter  die  erstere  nur  die  Wohngebäude  und  auch  diese 
nur  mit  den  speziell  zur  Bewohnung  bestimmten  Bestandteilen  fielen. 

Den  Steuerpflichtigen  selbst  oblag  hinsichtlich  der  Bemessung  der  Haus- 
klassensteuer keine  andere  Verpflichtung,  als  die  Anzeige  der  Entstehung  eines 
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ueuen  Gebäudes  bei  der  Steuerbehörde,  welche  sodann  wegen  Bewirkung  der 
Einreihung  desselben  in  eine  der  bestehenden  Steuerklassen  das  Notwendige 
Torzukehren  hatte.  Die  Unterlassung  dieser  Anzeige  war  mit  einer  Geldstrafe 
bedroht.  Ueber  die  durchgeführten  Klassifizierungen  wurde  ein  Kataster  ange- 
legt, welcher  die  für  die  Steuerbemessung  massgebenden  Daten  zu  enthalten  hatte. 

B.  Besondere  Systeme. 
a)  Tirol  und  Vorarlberg. 

In  Tirol  und  Vorarlberg  war  überhaupt  keine  besondere  Gebäudesteuer 
eingeführt  worden.  Es  hatte  dort  vielmehr  auch  nach  Einführung  des  Gebäude- 
steuerpatentes in  den  anderen  Provinzen  bei  der  von  Alters  her  bestehenden 
Einrichtung,  nach  welcher  die  Gebäudesteuer  als  Teil  der  Grundsteuer  behandelt 
wurde,  sein  Bewenden.  Denigemäss  wurde  in  diesen  beiden  Ländern  der  Wert 
der  Gebäude  bei  der  Jlepartierung  der  Grundsteuer  als  Teil  des  Wertes  des 
Gi'undbesitzes ,  zu  welchem  sie  gehörten,  in  Betracht  gezogen.  In  betreff  des 
Näheren  vei-weisen  wir  auf  das  oben  über  die  Einrichtung  der  Grundsteuer  in 
den  beiden  hier  bezeichneten  Ländern  gesagte. 

b)  Triest. 

In  Triest  endlich  bestand  zu  Ende  des  Jahres  1847  gar  keine  staatliche 
Gebäudesteuer,  sondern  die  Stadt  hatte  als  solche  an  Stelle  derselben  alljährlich 
einen  Pauschalbetrag  von  160,000  fl.  C.  M.  (168,000  fl.  österr.  W.)  an  die  Staats- 
kasse zu  bezahlen,  dessen  Einbringung  von  ihren  Angehörigen  ihr  selbst  über- 
lassen blieb.     Dieselbe  erfolgte  hauptsächlich  im  Wege  des  Oktroi. 

III.  Die  Erwerbsteuer. 

Zur  Besteuerung  des  Ertrages  des  Betriebes  von  Fabriken,  Gewerben  und 
Handelsgeschäften  war  die  Erwerbsteuer  bestimmt.  Dieselbe  wurde  mit  dem 
kaiserlichen  Patente  vom  31.  Dezember  1812  zunächst  nur  in  den  Erzherzog- 
tümern Oesterreich,  den  Ländern  der  böhmischen  Krone,  in  Galizien,  Bukowina, 
Steiermark  vmd  dem  damals  zu  Oesterreich  gehörenden  (östlichen)  Teile  Kärn- 
tens, sodann  später  durch  verschiedene  Nachtragsgesetze  in  allen  übrigen 
Teilen  des  Staates  mit  Ausnahme  von  Triest,  Dalmatien  und  des  Ascher  Lehens- 
gebietes (ein  kleines  Gebiet  im  nordwestlichen  Böhmen  an  der  Grenze  gegen 
Bayern)  eingeführt.  In  diesen  letzteren  Verwaltungsgebieten  gab  es  in  dem 
hier  in  Betracht  kommenden  Zeitpunkte  überhaupt  gar  keine  Besteuerung  des 
Einkommens  aus  industrieller  und  ■  kommerzieller  Thätigkeit. 

Von  der  Verpflichtung  zur  Bezahlung  der  Erwerbsteuer  wurden  ausdrück- 
lich ausgenommen:  der  Landwirtschaftsbetrieb;  alle  Hilfsarbeiter,  welche  gegen 
Zeit  oder  Stücklohn  für  einen  gewerblichen  oder  Handelsunternehmer  arbeiten; 
alle  Taglöhner  und  sonstigen  einfachen  Arbeiter;  alle  Personen,  welche  in  un- 
mittelbarem Dienste  des  Staates  oder  einer  vom  Staate  anerkannten  öffentlichen 
Anstalt  stehen,  hinsichtlich  des  ihnen  aus  dieser  ihrer  Thätigkeit  zufliessenden 
Einkommens;  alle  Schriftsteller  und  bildenden  oder  sonstigen  freien  Künstler; 
die  Aerzte,  Wundärzte  und  Hebammen;  diejenigen,  welche  sich  in  Orten  mit 
weniger  als  4000  Einwohnern  mit  einer,  die  Erteilung  von  Unterricht  bezwecken- 
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den  Beschäftigung  befassen;  diejenigen  türkischen  Unterthanen,  welche  sich  nur 
mit  dem  im  Grossen  betriebenen  Importe  türkischer  oder  Exporte  österreiclii- 
scher  Produkte  von,  resp.  nach  der  Türkei  befassen  —  eine  Bestimmung,  die 
auf  wiederholten,  zwischen  der  Türkei  und  dem  österreichischen  Kaiserstaate 
abgeschlossenen  Verträgen  beruht;  die  staatlichen  Tabaktrafikanten  (andere  gibt 
es  in  Oesterreich  wegen  des  hier  bestehenden  Tabakmonopols  nicht);  die  Post- 
meister; die  Schiesspulververschleisser;  die  Bergwerke  (nicht  aber  auch  die 
Schmelz-,  >Sud-  und  Hammerwerke);  die  Apotheken  der  barmherzigen  Brüder; 
die  Lottokollektanten ;  die  Gefällspächter. 

Behufs  Bemessung  der  Erwerbsteuer  war  jeder  unter  dieselbe  Fallende 
verpflichtet,  seinen  Geschäftsbetrieb  bei  der  Steuerbehörde  seines  Bezirkes  an- 
zuzeigen, welche  ihn  sodann  über  die  zur  Beurteilung  der  Gattung  und  des 
Umfanges  seines  Geschäftes  massgebenden  Momente  —  also  Anzalil  und  Art 
der  Hilfsarbeiter,  Grösse  und  Zinswert  der  Betriebslokalitäten,  Betriebsmittel, 
Verwendung  von  Maschinen  u.  dergl.  —  zu  befragen  hatte.  Ueber  die  vom 
Steuerpflichtigen  gemachten  Angaben  hatte  die  Steuerbehörde  die  Ortsobrigkeit, 
in  deren  Sprengel  das  betreffende  Geschäft  betrieben  werden  sollte,  zu  befragen; 
auch  hatte  diese  Obrigkeit  sich  über  die  angemessene  Höhe  der  vorzuschreiben- 
den Erwerbsteuer  auszusprechen.  Ausserdem  aber  stand  es  der  Steuerbehörde 
frei,  auch  noch  die  ihr  angemessen  scheinenden  sonstigen  Erhebungen  über  die 
Natur  des  angemeldeten  Geschäftsbetriebes  zu  pflegen.  Nach  Durchführung 
dieser  Erhebungen  hatte  die  Steuerbehörde  die  Erwerbsteuer  mit  dem  lediglich 
nach  ihrem  eigenen  Enuessen  zu  wählenden  Steuersatze  vorzuschreiben.  Die 
Vorschreibung  der  P]rwerbsteuer  galt,  wenn  sie  einmal  durchgeführt  war,  auch 
für  alle  Zukunft,  bis  aus  irgend  einem  Grunde  eine  Aenderung  derselben  er- 
folgte. Demgemäss  war  auch  über  die  vorgeschriebenen  P^rwerbsteuei'beträge 
und  über  die  in  die  Erwerbsteuer  einbezogenen  Kontribuenten  ein  Kataster 
zu  führen. 

Aenderungen  hinsichtlich  der  Erwerbsteuer  konnten  selbstverständlich 
sowohl  in  der  Verminderung,  als  auch  in  der  Erhöhung  der  vorgeschriebenen 
Erwerbsteuerbeträge  bestehen.  Es  stand  jedem  Erwerbsteuerpflichtigen  frei, 
wenn  er  glaubte,  dass  die  ihm  bisher  auferlegte  Erwerbsteuer  seinen  Verhält- 
nissen nicht  mehr  entspreche,  um  Herabsetzung  derselben  einzuschreiten.  Ebenso 
stand  es  unter  derselben  Voraussetzung  der  Steuerbehörde  jederzeit  frei,  eine 
Verhandlung  wegen  Erhöhung  der  Ei-werbsteuer  einzuleiten;  eine  Verpflichtxtng 
der  bereits  besteuerten  Erwerbsteuerpflichtigen ,  solche  Aenderungen  in  ihren 
Betriebsverhältnissen,  welche  Anlass  zu  einer  Erhöhung  der  Erwerbsteuer  bieten 
konnten,  zur  Kenntnis  der  Steuerbehörden  zu  bringen,  bestand  aber  nicht.  Das 
bei  den  Verhandlungen  über  Herabsetzungsgesuche  oder  über  geplante  Steuer- 
erhöhungen zu  beobachtende  Verfahren  war  dasselbe,  wie  bei  Neubemessungen. 

Die  Unterlassung  der  Anzeige  des  Beginnes  eines  steuerpflichtigen  Ge- 
schäftsbetriebes war  mit  Geldstrafen  bedroht. 

Die  Bemessung  der  Erwerbsteuer  erfolgte  nach  fixen  Sätzen,  welche  nach 
bestimmten  Gruppen  von  Erwerbsbeschäftigungen  (Hauptbeschäftigungsabtei- 
lungen genannt),  sowie  nach  der  Grösse  der  Betriebsorte  und  nach  dem  in 
jedem  einzelnen  Falle  zu  erhebenden  Geschäftsgange  abgestuft  war.  Jede  der 
auf  diese  Art  festgestellten  Abstufungen  in  der  Steuerbemessung  hiess  eine  Er- 
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werbsteuei'klasse ,  deren  Gesamtheit  den  Erwerbsteuertarif  bildete.  Derselbe 
war  im  ganzen  für  alle  Teile  des  Staates  einheitlich  normiert;  nur  Tirol  und 
Vorarlberg  genossen  insoferne  eine  Begünstigung,  als  dort  in  jeder  Erwerbsteuer- 
klasse  der  niedrigste  Steuersatz  mit  der  Hälfte  desjenigen  Betrages  normiert 
war,  welcher  in  den  übrigen  Kronländem  für  dieselbe  Erwerbsteuerklasse 
als  der  niedrigste  Steuersatz  galt.  Wir  lassen  den  Tarif  nachstellend  folgen 
und  zwar  auch  wieder  mit  Ersetzung  der  ursprünglich  in  Konventionsmünze 
festgesetzten  Steuerbeträge  durch  die  in  österreichische  Währung  umgerechneten. 


Haupt- 

bescliäitigungs- 
abteiluiig 


P   03 


fl.    kr. 


Prag, 
Lem- 
berg, 
Brunn, 
Graz, 
Linz, 
Lai- 
bach, 
Zara 


fl.    kr. 


Inns- 
bruck, 
Trient, 
Bozen 


fl.  |kr. 


Orte  mit  4000  und 
mehr  Einwohnern 


All- 
gemein 


fl.  Ikr. 


In  Tirol 
und 
Vor- 
arlberg 


fl.  I  kr. 


Orte  mit  1000  bis 
4000  Einwohnern 


All- 
gemein 


fl.  Ikr. 


In  Tirol 
und 
Vor- 
arlberg 


fl.  I  kr. 


Orte  mit  1000  und 
weniger  Einwohni. 


All- 
gemein 


fl.  I  kr. 


In  Tirol 
und 
Vor- 
arlberg 


ü.  i  kr. 


1. 

Fabrik- 

iinter- 

nehmungen, 

Landesfabriken. 


I. 

II. 

III. 

IV. 

V. 

VI. 

VII. 

VITI. 


42 

84 

10,5 

315 

525 

735 

1050 

1575 


Gross- 
liandlungen. 


I. 

II. 
III. 
IV. 

V. 


315 
525 
735 
1050 
1575 


II. 

Handolsunter- 
nehmiuigen,  wo- 
hin alle  Gattun- 
gen Handels- 
gerechtigkeiten, 
dann  Handels- 
unternehmer mit 
landwirtschaft- 
lichen oder  sog. 

rohen  Pro- 
dukten, die  nicht 

Erzeugnisse 
eigenen  Grund- 
besitzes sind, 
gehören. 


I. 
II. 
III. 
IV. 
V. 
VI. 
VII. 

vm. 


')52 
105 
157 
210 
315 
420 
525 
735 

1050 


50 


50 


III. 
Künste  und 
Gewerbe : 
Einfache  Ge- 
werbe. 

Einfache  Fa- 
briken. 
Krämer,  Hau- 
sierer   und 
Standhändler. 


I. 
IL 

m. 

IV. 
V. 
VI. 


25 

3 

15 

1 

57i|o 

50 

8 

40 

3 

15 

— 

1.5 

75 

8 

40 

50 

31 

50 

15 

75 

— 

42 

— 

31 

50 

50 

52 

50 

42 

1 

571., 

2 

621,', 

3 

15 

5 

25 

8 

40 

10 

50 

15 

75 

21 

— 

31 

50 

31 

50 

42 

311/-2 

62l|3 

25 

50 

50 


16 
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"3 

ei  — 

's 

Prag, 

Orte  mit  4000  und 

Orte  mit  looo  bis 

Orte  mit  mon  und: 

-■? 

.M  a 

Lem- 

mehr  Einwohnern 

4000  Einwohnern 

weniger  Einwohn . 

berg, 
Brunn, 
Graz, 

Inns- 
bruck, 
Trient, 

Haupt- 
beschättigiings- 

In  Tirol 

In  Tirol 

In  Tirol 

abteilung 

Ui 

«g 

So 

Bozen 

All- 

und 

All- 

und 

All- 

und 

^r^ 

gemein 

Vor- 

gemein 

Vor- 

gemein 

Vor- 

ä^ 

(V 

Zara 

arlberg 

arlberg 

arlberg 

o 

^ 

fl. 

ü. 

kr. 

fl.     kr. 

fl.  Ikr. 

fl.     kr. 

fl.  |kr. 

fl.  |kr. 

fl.  1  kr. 

fl.  1  kr. 

fl.  Ikr. 

4.  Alle  mit  Mei- 

1 

sterrechten 

VII. 

— 

(in 



n 

50 

52 

50 

— 

— 

52 

50 

















versehenen 

VIII. 

_ 

7n 

50 

105 

— 

73 

50 



— 

— 













„ 





Künstler  und 

TX. 



84 



_ 

— . 

105 

— 

_ 

— 



















_^ 

Gewerbsleute. 

X. 

_ 

10.5 



— . 

— 
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Als  Regel  galt,  dass  für  jede  Art  von  erwerbsteuerpflichtigen  Beschäf- 
tigungen eine  besondere  Erwerbsteuer  nach  einem  der  oben  mitgeteilten  Tarif- 
sätze zur  Anwendung  zu  kommen  hatte.  Doch  wurde  gestattet,  dass  in  solchen 
Fällen,  in  denen  Jemand  mehrere  Geschäfte,  aber  jedes  in  einem  geringfügigen, 
die  Vorschreibung  einer  besonderen  Erwerbsteuer  eigentlich  nicht  rechtfertigen- 
den Umfange  betrieb,  die  Vorschreibung  blos  eines  Erwerbsteuersatzes  erfolge: 
nur   für  die  Landeshauptstädte   blieb  die   allgemeine  Regel   strikte   in  Geltung. 

B.   Die  Reformen  des  Jahres  1849. 


Dies  war  das  Bild,  welches  die  direkte  Besteuerung  im  alten  Oesterreich 
darbot.  Sie  erschien  als  eine  sehr  unvollkommen  durchgeführte  Ertragsbe- 
steuerung. Dass  dieselbe  schon  den  damaligen  Anforderungen  nicht  genügte,, 
beweist  vor  allem  der  Umstand,  dass  Oesterreich  selbst  in  der  langen  Friedens- 
periode, welche  den  Stürmen  der  Jahre  1848  und  1849  voranging,  in  keinem 
oder  doch  in  fast  keinem  Jahre  im  stände  war,  seine  Ausgaben  aus  den  laufen- 
den Einnahmen  zu  decken.  So  musste  sich  denn  schon  damals  der  Gedanke 
aufdrängen,    die  direkten  Steuern  in  einer,    die  Einträglichkeit   derselben  ohne 
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allzu  empfindliche  Verschärfung  der  Lasten  der  Bevölkerung  möglichst  erhöhen- 
den Weise  zu  reformieren. 

Der  Weg  hierzu  bot  sich  infolge  der  Lücken  und  Mängel,  welche  die 
bestehende  Gesetzgebung  in  betreff  der  direkten  Steuern  aufwies,  von  selbst 
dar.  Schon  die  flüchtigste  Durchsicht  der  obigen  Darstellung  des  Inhaltes 
dieser  Gesetzgebung  muss  dem  Leser  die  Wahrnehmung  aufgedrängt  haben, 
dass  in  derselben  die  Besteuerung  einer  der  Haupteinnahmsquellen  einer  jeden 
nur  einigermassen  wirtschaftlich  entwickelten  Bevölkerung  ganz  fehlte,  nämlich 
die  Besteuerung  der  Renten,  welche  die  nicht  in  Grund  und  Boden,  Gebäuden 
oder  gewerblichen  oder  Handelsuntemehmungen  angelegten  Kapitalien  abwerfen, 
also  das,  was  wir  heute  die  Rentensteuer  zu  nennen  gewöhnt  sind.  Ebenso 
war  auch  durch  die  damals  in  Kraft  stehende  Gesetzgebung  das  Einkommen 
aus  persönlichen  Dienstleistungen  und  den  sogenannten  liberalen  Beschäfti- 
gungen frei  gelassen  worden  und  zwar,  wie  wir  gesehen  haben,  nicht  etwa 
infolge  einer  blossen  Unterlassung  der  Heranziehung  desselben,  sondern  im 
Gegenteile  gerade  infolge  von  mit  Bewusstsein  getroffenen,  ausdrücklichen  An- 
ordnungen. Einen  weiteren  handgreiflichen  Mangel  der  bestehenden  Gesetz- 
gebung bildete  ausserdem  der  Umstand,  dass  die  Erwerbsteuer  auf  einem  be- 
stimmten Satze,  der  sich  als  nicht  genügend  hoch  zur  Besteuerung  der  ganz 
grossen  Unternehmungen  —  es  gab  ja  deren  einige  auch  schon  im  alten  Oester- 
reich  —  ei'wies,  stehen  blieb  und  eine  Besteuerung  derselben  über  diesen  Satz 
hinaus  ganz  ausgeschlossen  war.  Dass  ausserdem  die  verschiedenen,  überhaupt 
besteuerten  Ertragsquellen  durch  die  einzelnen,  sie  betreffenden  Steuerarten 
sehr  ungleichmässig  getroffen  waren  —  am  höchsten  die  Gebäude,  am  niedrig- 
sten die  der  Erwerbsteuer  unterliegenden  Beschäftigungen  — ,  dass  ferner  selbst 
in  der  Anwendung  der  einzelnen  Steuerarten  auf  die  betreffenden  Ertragsquellen 
—  abgesehen  von  der  Häusersteuer,  die  der  Natur  ihrer  Einrichtung  nach 
überall  gleichmässig  zur  Umlegung  gelangen  musste  —  bedeutende  Ungleich- 
mässigkeiten  aufwies  —  am  meisten  wurden  diesbezügliche  Klagen  seit  jeher 
über  die  Grundsteuer,  resp.  über  die  derselben  zu  Grunde  liegenden  Schätzungen 
des  Bodenertrages  laut  —  waren  Momente,  die  zwar  weniger  handgreiflich  zu 
Tage  lagen,  aber  nichtsdestoweniger  denjenigen,  die  sich  nur  einigermassen 
mit  dem  Studium  der  direkten  Besteuerung  in  Oestei'reich  abgaben,  unmöglich 
entgehen  konnten. 

Durch  diese  Umstände  waren  die  Grundlagen,  von  denen  jede  Steuer- 
reform auszugehen  hatte,  von  vornherein  gegeben.  Da  die  Aufgabe  einer  solchen 
stets  auch  darin  bestehen  musste,  die  Einnahmen  des  Staates  aus  den  direkten 
Steuern  zu  erhöhen,  so  konnte  nicht  leicht  davon  die  Rede  sein,  irgend  eine 
der  bereits  von  einer  solchen  erfassten  Ertragsquellen  zu  entlasten.  In  dieser 
Beziehung  konnte  höchstens  daran  gedacht  werden,  einzelne  besonders  emi^find- 
liche  Härten  zu  beseitigen,  nicht  aber,  eine  Steuerverminderung  in  irgend  er- 
heblichem Massstabe  herbeizuführen.  Dagegen  durfte  aber  auch  die  Steigerung 
der  Staatseinnahmen  nicht  durch  einfache  Ei'höhung  der  bestehenden  Steuern, 
welche  ja  nur  die  ohnedies  schon  vorhandenen  und  bitter  empfundenen  Mängel 
der  geltenden  Gesetzgebung  noch  empfindlicher  gemacht  hätte,  sondern  nur 
dadurch  angestrebt  werden,  dass  jene  Einnahmsquellen,  welche  bisher  im  Ver- 
hältnisse zu  den  anderen  zu  niedrig  besteuert  oder  gar  ganz  steuerfrei  geblieben 
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waren,  höher  als  bisher  besteuert,  resp.  neu  und  gleich  in  einem  der  Besteue- 
rung der  übrigen  entsprechenden  Masse  zur  Steuerzahlung  herangezogen  wurden. 

Die  dringende  Notwendigkeit,  mit  der  Reform  der  direkten  Steuern  Ernst 
zu  machen,  ergab  sich  nur  zu  bald  nach  der  ersten  Anregung  derselben.  Hatten 
die  Einnahmsquellen  des  österreichischen  Staates  schon  früher  zur  Deckung 
«einer  Bedürfnisse  nicht  genügt,  so  musste  die  stärkere  Ausnützung  derselben 
um  so  mehr  als  ein  Gebot  der  dringendsten  Notwendigkeit  erscheinen,  als  im 
Gefolge  der  Stürme,  welche  durch  die  Februarrevolution,  wie  über  ganz  Europa, 
so  auch  —  und  zwar  in  besonders  hohem  Grade  —  über  Oesterreich  herauf- 
beschworen wurden,  an  diesen  Staat  der  Zwang  zu  beträchtlichen  Mehrausgaben 
neben  den  laufenden  herantrat.  Diese  Mehrausgaben  mussten  auf  irgend  eine 
Art  gedeckt  werden,  sollte  anders  der  Staat  noch  fortbestehen.  Da  war  denn 
auch  die  Notwendigkeit  der  Reform  der  direkten  Steuern,  recte  der  Erhöhung 
des  Erträgnisses  derselben  zu  einer,  keinen  weiteren  Aufschub  duldenden  Dring- 
lichkeit gediehen.  Dieser  Umstand  hatte  seine  Vorteile,  aber  auch  seine  grossen 
Nachteile.  Vorteilhaft  war  es,  dass  nun  über  viele  Bedenken  und  Skrupel, 
welche  unter  anderen  Umständen  die  Thätigkeit  der  Staatsmänner  in  der  in 
Rede  stehenden  Richtung  zweifellos  gehemmt  haben  würden,  hinweggegangen 
wurde  und  auch  die  eingefleischtesten  Zauderer'  sich  zu  energischer  Thätigkeit 
aufraffen  mussten;  da  es  absolut  nicht  zu  vei-meiden  war,  etwas  zu  thun,  ge- 
schah auch  etwas,  während  ohne  die  eingetretene  Zwangslage  höchst  wahr- 
scheinlich alles  noch  recht  lange  beim  alten  geblieben  wäre. 

Nachteilig  an  der  herrschenden  Situation  war  aber,  dass,  wie  nicht  anders 
erwartet  werden  konnte,  die  Refonnarbeiten  nunmehr  überstürzt  wurden.  Be- 
schlüsse, die  sonst  nur  das  Produkt  reiflichster  Ueberlegung  und  langwieriger 
Beratungen  zu  sein  pflegen,  wurden  im  Handumdrehen  gefasst  und  ohne  viele 
Bedenklichkeiten  durchgeführt.  Auch  dienten  nicht  immer  gründliche  Erörte- 
rungen über  die  bei  der  Schaff'ung  neuer  Steuern  in  Betracht  kommenden  wirt- 
schaftspolitischen  Momente ,  sondern  vielmehr  die  dringenden  Geldbedürfnisse 
der  Regierung  das  leitende  Prinzip.  Das  Bedürfnis  nach  einer  Veiinehrung  der 
Staatseinnahmen  war  nunmehr  schon  ein  so  dringendes  geworden,  dass  es  nicht 
genügte,  die  hierzu  geeigneten  Massregeln  blos  in  Angriff"  zu  nehmen ;  dieselben 
mussten  auch  augenblicklich  zum  Ziele  führen.  Zu  einer  eingehenden  Prüfung 
aller  der  Fragen,  welche  zu  lösen  waren,  wenn  die  Refonn  der  direkten  Steuern 
diesen  nicht  blos  eine  höhere  Einträglichkeit ,  sondern  auch  eine ,  den  mass- 
gebenden theoretischen  und  praktischen  Prinzipien  wenigstens  halbwegs  ent- 
sprechende Gestalt  verleihen  sollte,  war  keine  Zeit  vorhanden.  Es  hiess,  augen- 
blicklich dem  Staate  zu  einer  höheren  Einnahme  verhelfen,  ohne  sich  durch 
langwierige  Verhandlungen  —  Verhandlungen  über  Steuerfragen  sind  ja,  wie 
man  schon  hundertfältig  erfahren  hat  und  wie  es  mit  Rücksicht  auf  die  Mannig- 
faltigkeit der  dabei  in  Betracht  kommenden  Interessenfragen  auch  gar  nicht 
anders  sein  kann,  immer  langwierig  —  aufhalten  zu  lassen. 

Unter  diesem  Drucke  der  Verhältnisse  erhielten  denn  auch  die  unmittel- 
bar im  Anschlüsse  an  die  Ereignisse  der  beiden  Revolutionsjahre  geschaffenen 
Steuergesetze  eine  ganz  andere  Gestalt,  als  sie,  wenn  in  ruhigeren  Zeiten  an 
eine  Reform  der  direkten  Steuern  geschritten  worden  wäre,  wohl  erhalten  haben 
würden.     Die  oben  hervorgehobenen  Lücken   in  der  Plrfassung  der  Quellen  des 
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Einkommens  auszufüllen,  wui-de  zwar  nicht  untei'lassen.  Auf  diesem  Wege 
eine  Vermehrung  der  Staatseinnahmen  herbeizuführen,  war  ja  so  leicht  und 
naheliegend,  dass  die  leitenden  Persönlichkeiten  sofort  hierauf  verfallen  mussten, 
als  sie  überhaupt  ernstlich  an  die  Lösung  jenes  Problems  herantraten.  Doch 
trugen  die  hierauf  bezüglichen  gesetzlichen  Verfügungen  ganz  die  Merkmale 
der  Verhältnisse,  unter  denen  sie  entstanden  waren.  Wie  es  kaum  anders  sein 
konnte,  drückte  die  Flüchtigkeit  der  Arbeit,  welche  damals  unvermeidlich  war. 
den  Resultaten  derselben  den  Stempel  auf.  Die  damals  entstandenen  Steuer- 
gesetze sind  so  voll  von  Lücken  und  Mängeln,  dass  ihre  Handhabung  sich  als- 
bald als  mit  den  grössten  Schwierigkeiten  verknüpft  erwies  und  die  Unklarheiten  und 
Streitigkeiten,  die  hierdurch  hei-vorgerufen  wurden,  kein  Ende  nehmen  wollten. 

Die  Beseitigung  der  in  den  alten  Steuergesetzen  vorhandenen  Lücken 
hinsichtlich  der  Erfassung  der  einzelnen  Arten  des  Volkseinkommens  war  unter 
diesen  Umständen  die  einzige  Avirkliche  Besserung,  welche  durch  die  neuen 
Gesetze  herbeigeführt  wurde.  Im  übrigen  blieb  alles  beim  alten.  Vor  allem 
wurden  die  oben  hervorgehobenen  LT^ngleichmässigkeiten  in  der  Belastung  der 
einzelnen  Pjinkommensquellen  durch  diese  Gesetze  nicht  beseitigt.  P]benso 
blieben  auch  die  übrigen  Mängel  der  alten  Gesetze  unberührt.  Insbesondere 
wurde  auch  an  der  namentlich  in  der  neueren  Zeit  so  vielfach  angefochtenen 
Bestimmung  des  p]rwerbsteuerpatentes,  nach  welcher  die  Bemessung  der  den  ein- 
zelnen Steuerpflichtigen  vorzuschreibenden  Steuersätze  ganz  vom  Belieben  der 
Steuerbehörden  abhing,  nichts  geändert.  Freilich  wurde  diese  Bestimmung  da- 
mals nicht  als  so  bedenklich  empfunden,  wie  dies  heute  allgemein  der  Fall 
ist.  Die  Erwerbsteuer  war  an  sich  nicht  besonders  hoch  und  wurde  um  so 
leichter  getragen,  als  damals  noch  allgemein  Zunfteinrichtungen  herrschten  und 
mit  Hilfe  derselben  der  Betrieb  der  einzelnen,  sich  in  gewissem  Sinne  eines 
Monopolsschutzes  erfreuenden  Gewerbe  unstreitig  im  Durchschnitte  lukrativer 
und  mit  weniger  Schwierigkeiten  verbunden  war,  als  heute  der  Fall  ist.  Da 
machte  sich  denn  die  den  Steuerbehörden  eingeräumte  Freiheit  viel  weniger 
unangenehm  fühlbar,  als  in  späteren  Zeiten,  nachdem  an  die  Stelle  der  Zunft- 
einrichtungen die  Gewerbefreiheit  und  mit  ihr  die  gewaltige  Ausdehnung  der 
Konkurrenz  auf  allen  Gebieten  des  Gewerbsbetriebes  und  mit  der  Vermehrung 
der  Mitwerbenden  die  Herabdrückung  der  Gewinne  der  einzelnen  Geschäfte  an 
die  Stelle  der  früheren  grossen  Einträglichkeit  derselben  getreten  war. 

Auch  ein  anderer  später  vielfach  beklagter  Mangel  der  Erwerbsteuer, 
der  durch  die  neuen  Gesetze  nicht  beseitigt  wurde,  machte  sich  damals  natur- 
gemäss  noch  nicht  fühlbar.  Als  später  die  Zunftverfassung  beseitigt  wurde, 
wurde  es  alsbald  unangenehm  empfunden,  dass  das  Erwerbsteuerpatent  und 
die  dazu  erschienenen  Nachtragsverordnungen  dieselbe  vielfach  zur  Voraus- 
setzung hatten  und  manche  der  darin  enthaltenen  Bestimmungen  nun  nicht 
mehr  recht  anwendbar  wai-en.  Da  eine  Ersetzung  derselben  durch  andere  nicht 
erfolgt  war,  stand  die  Praxis  hier  einer  schwer  ausfüllbaren  Lücke  gegenüber, 
welche  nunmehr  mit  zu  den,  eine  Reforjn  notwendig  machenden  Mängeln  der 
bestehenden  Steuergesetzgebung  gerechnet  wurde.  In  der  Zeit  aber,  von  welcher 
wir  jetzt  sprechen,  blieb  die  Zunftverfassung  der  Gewerbe  vorerst  noch  unan- 
getastet und  demgemäss  auch  der  darauf  beruhende  Teil  der  Erwerbsteuer- 
nomien  noch  vollständig  anwendbar. 
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Diese  und  ähnliche  Mängel  der  bestehenden  Gesetze  wurden  durch  die 
im  Gefolge  der  Eevolution  geschaffenen  Steuergesetze  nicht  nur  nicht  beseitigt, 
sondern  vielmehr  noch  verschärft.  Es  wurde  nämlich  gleich  anfangs  erkannt, 
dass  durch  die  blosse  Heranziehung  der  bisher  nicht  besteuerten  Einkommens- 
quellen der  erhöhte  Geldbedarf  des  Staates  nicht  gedeckt  werden  könne.  Es 
stellte  sich  vielmehr  als  unvermeidliche  Notwendigkeit  heraus,  für  den  Staat 
auch  aus  den  schon  von  früher  her  besteuerten  Ertragsquellen  höhere  Einnahmen 
zu  erzielen,  als  bisher,  mit  anderen  Worten,  auch  die  auf  diesen  ruhenden 
Steuern  zu  erhöhen.  Dies  geschah  nun  mit  Rücksicht  auf  die  Unmöglichkeit 
einer  zeitraubenden  Thätigkeit  zur  Reform  der  Gesetze  hinsichtlich  der  direkten 
Steuern  durch  eine  einfache  Erhöhung  der  bisher  bestandenen  Steuersätze, 
Dass  dieser  Weg  zur  Erhöhung  der  Staatseinnahmen  ein  sehr  bedenklicher  war, 
wurde  schon  angedeutet;  dass  er  dennoch  betreten  wurde,  findet  in  den  da- 
maligen Verhältnissen  seine  Erklärung.  Immerhin  aber  ist  es  bemerkenswert, 
dass  dies  geschah  und  die  hiermit  unvermeidlich  verbundene  Verschärfung  der 
Mängel  der  bestehenden  Steuergesetzgebung  mit  in  den  Kauf  genommen 
wurde. 

Die  damaligen  Leiter  des  Staates  sahen  das  Missliche  ihrer  Handlungs- 
weise auch  ein.  In  richtigem  Gefühle  hierfür  suchten  sie  dieselbe  dadurch  zu 
rechtfertigen,  dass  sie  die  damals  erschienenen  Gesetze  als  provisorische  be- 
zeichneten, die  nur  bis  zu  einer  wirklichen,  durchgreifenden  Reform  der  direkten 
Steuern  Geltung  haben  sollten.  Wie  es  aber  schon  das  allgemeine  Schicksal 
der  Provisorien  in  Oesterreich  war,  sich  sehr  lange  zu  behaupten  —  ist  es  doch 
zum  Sprichworte  geworden,  dass  in  Oesterreich  nichts  so  lange  dauere,  als 
Provisorien  —  so  ging  es  auch  mit  diesen  sogenannten  provisorischen  Gesetzen. 
Seit  ihrer  Erlassung  sind  vier  Dezennien  verflossen  und  sie  gelten  heute  noch. 
So  viele  Anläufe  auch  seither  gemacht  wurden,  die  schon  beim  Erscheinen 
jener  Gesetze  verheissene  definitive  Neugestaltung  der  direkten  Besteuerang 
durchzuführen,  so  führte  doch  bisher  noch  keiner  zum  Ziele  und  es  gehört 
unter  diesen  Umständen  kein  besonderer  Pessimismus  dazu,  um  zu  glauben, 
dass  die  provisorische  Steuergesetzgebung  des  Jahres  1849  noch  recht  lange  in 
Kraft  bleiben  wird. 

Nur  eines  der  in  der  Revolutionszeit  geschafi'enen  provisorischen  Steuer- 
gesetze verschwand  bald  wieder.  Es  war  dies  der  Erlass  des  Finanzministeriums 
vom  18.  Juni  1848  —  derselbe  wurde  nicht  einmal  förmlich  als  Gesetz,  sondern 
nur  in  offiziöser  Weise  publiziert  —  mit  welchem  auf  Grund  einer  kaiserlichen 
Entschliessung  vom  15.  Juni  1848  die  Besteuerung  der  Bezüge  der  Staatsbeamten 
und  ähnlicher  Kategorieen  von  im  Dienstverhältnisse  stehenden  und  Entlohnung 
hierfür  geniessenden  Personen  eingeführt  wurde.  Dieser  Erlass  wurde  schon 
mit  dem  Ende  des  Jahres  1849  wieder  beseitigt,  resp.  wie  wir  bald  sehen 
werden,  (durch  eine  neue  gesetzliche  Bestimmung  ersetzt.  Wir  brauchen  ihm 
daher  auch  hier  weiter  keine  besondere  Berücksichtigung  zu  widmen. 

Die  Gesetze,  die  hier  in  Betracht  kommen,  sind  die  kaiserlichen  Patente 
vom  10.  und  29.  Oktober  1849  (R.G.Bl.  Nr.  412  und  439)  und  der  die  Vollzugs- 
vorschrift zum  letzteren  Patente  enthaltende  Erlass  des  Finanzministeriums 
vom  11.  Januar  1850  (R.G.Bl.  Nr.  10),  welch  letzterem  ebenfalls  volle  gesetzliche 
Kraft  zukömmt. 
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I.  Das  Patent  vom  10.  Oktober  1849. 

Das  kaiserliche  Patent  vom  10.  Oktober  1849  enthält  in  der  Hauptsache 
eine  Anzahl  Bestimmungen  in  betreff  der  Grund-  und  (xebäudesteuer,  die  aber 
zum  Teile  schon  in  das  Gebiet  der  damals  bereits  in  Aussicht  genommenen 
und  mit  dem  kaiserlichen  Patente  vom  29.  Oktober  1849  faktisch  eingeführten 
Einkommensteuer  hinüberführten.  In  seinem  Titel  war  es  bezeichnet  als  ein 
Gesetz,  „womit  ....  die  direkten  Steuern  für  das  Vei'waltungsjahr  18-50  teil- 
weise in  einem  abgeänderten  Ausmasse  ausgeschrieben  und  die  Grund-  und  Haus- 
besitzer berechtigt  werden,  von  den  auf  ihren  Besitztümern  haftenden  jährlichen 
Schuldleistungen  den  Berechtigten  5  Prozent  in  Abzug  zu  bringen."  Schon  in 
diesem  Titel  ist  —  durch  den  Hinweis  darauf,  'dass  das  neue  Gesetz  vorläufig 
nur  für  das  Jahr  1850  gelten  solle  —  der  demselben  beigelegte  provisorische 
Charakter  ausgedrückt. 

Die  erste  Bestimmung  dieses  Gesetzes  enthielt  einen,  wenn  auch  nicht 
bedeutenden,  Nachlass  an  der  Grundsteuer  zu  Gunsten  der  meisten  unter  den- 
jenigen Kronländern,  in  welchen  damals  bereits  das  stabile  Kataster  eingeführt 
war.  Es  hiess  nämlich  daselbst:  „In  Oesterreich  ob  und  unter  der  Enns,  Salz- 
burg,   Steiermark,    Kärnten,   Krain   und   dem   illyrischen   Küstenlande 

soll  die  Grundsteuer  zur  Beseitigung  der  bisher  im  Prozente  der  Belegung 
dieser  Länder  bestehenden  Verschiedenheit  für  das  Vei-waltungsjahr  1850  mit 
einem  gleichen  Prozente,  nämlich  mit  IG  fl.  von  100  fl.  des  Reinertrages  be- 
messen und  eingehoben  werden.  Bios  für  das  Herzogtum  Salzburg  wird,  um 
den  Uebergang  zu  diesem  Steuerausmasse  vorzubereiten,  gestattet,  dass  die  Be- 
messung der  Grundsteuer  für  dieses  Jahr  mit  12  von  100  fl.  des  Reinertrages 
erfolge.  Der  aus  dieser  Aenderung  des  Steuerausmasses  an  der  Grundsteuer 
für  die  genannten  Länder  entspringende  Ausfall  ist  auf  den  Grundbesitz  der 
übrigen  Länder,  in  denen  der  Grundsteuerkataster  noch  nicht  vollendet  ist,  nicht 
umzulegen."  Durch  diese  Aenderung  war  die  Grundsteuer,  die  bis  dahin  in 
den  eben  genannten  Kronländern  —  wie  überhaupt  in  ganz  Oesterreich  —  als 
Repartitionssteuer  behandelt  worden  war,  in  eine  für  diese  alle  —  mit  Ausnahme 
von  Salzburg  —  gleichmässig  veranlagte  Quotitätssteuer  umgewandelt  worden, 
wie  dies  im  Wesen  des  stabilen  Katasters  —  der  ja  eine  durchaus  gleichmässig  e 
Besteuerung  des  Bodens  im  ganzen  Staate  und  ohne  Rücksichtnahme  auf  die 
Grösse  des  auf  die  einzelnen  Teile  desselben  bisher  umgelegten  Steuerkontin- 
gentes bewirken  sollte  —  begründet  war.  Die  erwähnte  einzige  Ausnahme  von 
der  Gleichmässigkeit  konnte  nicht  eigentlich  als  eine  Abweichung  von  dem  nun- 
mehr zur  Geltung  gelangten  Prinzipe  anerkannt  werden,  da  sie  ja  sofort  als 
eine  blos  vorübergehende  -Vei-fügung  bezeichnet  worden  war. 

Auch  die  zweite  Bestimmung  des  Patentes  vom  10.  Oktober  1849  enthält 
einen  Steuemachlass.  Dieselbe  lautete:  „Die  Hauszinssteuer  wird  in  denjenigen 
Orten,  in  denen  dieselbe  bisher  mit  18  vom  Hundert  des  Mieteertrages  nach 
Abschlag  des  auf  die  Erhaltungskosten  bewilligten  Abzuges  eingehoben  wird, 
für  das  Jahr  1850  auf  16  vom  Hundert  des  erwähnten  Mieteertrages  herab- 
gesetzt, welches  Ausmass  vom  1.  November  1849  an  als  die  ordentliche  Gebühr 
zu  gelten  hat.  Für  Triest  wird  die  statt  der  Hauszinssteuer  Ijewilligte  Pauschal- 
summe in  demselben  Verhältnisse  für  das  Verwaltungsjahr  1850  ermässigt." 
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Einen  anderen  Zweck,  als  den  eines  Steuernachlasses  verfolgte  schon  die 
nächste  Bestimmung  des  in  Rede  stehenden  kaiserlichen  Patentes.  Dieselbe 
lautete:  „Die  Besteuerung  der  Gebäude  nach  dem  Zinserträgnisse  soll  vom 
1.  November  1849  an,  in  den  Ländern,  in  denen  die  Gebäudesteuer  eingeführt 
ist,  auf  alle  Gebäude  ausgedehnt  werden,  die  ausserhalb  der  bisher  der  Haus- 
zinssteuer unterworfenen  Orte 

a)  in  Ortschaften  gelegen  sind,  in  denen  sämtliche  Gebäude  oder  doch 
wenigstens  die  Hälfte  derselben  einen  Zinsertrag  durch  Vermietung  abwerfen 
oder  welche 

b)  ausser  diesen  Ortschaften  gelegen,  durch  Vermietung  benützt  werden. 
Zur  Ermittelung   des   Mieteertrages   von   Gebäuden,   welche  infolge    der 

gegenwärtigen  Anordnungen  von  der  Besteuerung  durch  die  Hausklassensteuer 
in  jene  durch  die  Hauszinssteuer  übertragen  werden,  werden  30  Prozent  der 
Mietzinse  als  Bedeckung  für  die  ICrhaltungskosten  in  Abzug  gebracht.  Das 
Ausmass  der  ordentlichen  Steuergebühr  von  diesen  Gebäuden  wird  für  das  Ver- 
waltungsjahr 1850  mit  12  Prozent  festgesetzt.  Die  näheren  Bestimmungen  über 
die  Ausführung   dieser  Anordnung  werden   abgesondert  kundgemacht  werden. " 

Diese  Anordnung  involvierte  eine  erhebliche  Aenderung  in  den  bisher 
hinsichtlich  der  Besteuerung  der  Gebäude  bestandenen  Verhältnissen.  Während 
nämlich  bisher  die  Besteuerung  derselben  nach  dem  Klassensteuertarifo  als  die 
nur  von  wenigen  Ausnahmen  beschränkte  Regel  gegolten  hatte ,  wurde  jetzt 
diese  Ausnahme  in  einer  solchen  Weise  ausgedehnt,  dass  nunmehr  beide  Arten 
der  Gebäudebesteuerung  als  ganz  ebenbürtig  neben  einander  herrschend  be- 
trachtet werden  müssen.  Während  früher  auch  die  durch  Vermietung  ver- 
werteten Ge1)äude,  die  sich  nicht  gerade  in  einem  der  wenigen,  von  Anfang  an 
der  Hauszinssteuer  unterworfenen  Orte  befanden,  durch  die  Hausklassensteuer 
besteuert  worden  waren,  hörte  dies  nun  auf  und  es  ging  vielmehr  umgekehrt 
auf  viele,  nicht  durch  Vermietung  verwertete  Gebäude  die  Besteuei-ung  nach 
der  Hauszinssteuer .  schon  deshalb  über,  weil  sie  sich  in  Orten  befanden,  in  denen 
diese  Art  der  Verwertung  von  Gebäuden  vorwaltete.  Hierdurch  wurde  die  Be- 
steuei'ung  der  Gebäude  nach  dem  Zinserträgnisse  erst  das,  was  sie  nach  der 
Absicht  des  Gesetzgebers  wohl  schon  bei  der  ersten  Einführung  des  Gebäude- 
steuerpatentes hätte  sein  sollen,  aber  infolge  der  grossen  Einschränkung  ihrer 
Anwendbarkeit  durch  die  Beschränkung  auf  wenige  Orte  von  ganz  besonderen 
Verhältnissen  eben  nicht  hatte  werden  können:  ein  für  jene  Gebäude,  welche 
sich  in  Orten  mit  vorwiegend  städtischem  Charakter  befinden,  bestimmter  Be- 
steuerungsmodus, welchem  gegenüber  die  Hausklassensteuer  als  Modus  der  Be- 
steuerung der  Gebäude  auf  dem  flachen  Lande  bestehen  blieb.  Denn  das 
Vorwalten  des  Mietverhältnisses  als  Mittel  zur  Befriedigung  des  Wohnungsbe- 
dürfnisses ist  ja  eines  der  Kriterien,  welche  das  städtische  vom  ländlichen 
Wesen  unterscheidet. 

Uebrigens  war  es  bei  dieser  Aenderung  in  den  Vorschriften  hinsichtlich 
der  Gebäudebesteuerung  nicht  bloss  auf  die  Gleichstellung  aller  Orte  mit  städti- 
schem Charakter  in  dieser  Beziehung  und  auf  die  Unterscheidung  zwischen 
denselben  einer-  und.  den  Ortschaften  des  flachen  Landes  andererseits,  sondern 
auch  direkt  auf  eine  Erhöhung  des  Erträgnisses  der  Gebäudesteuer  abgesehen. 
Die  Hausklassensteuer  war  nämlich,  wenn  dies  auch  im  Gesetze  nicht  ausgesprochen 
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war,  doch  in  praxi  im  ganzen  niedriger,  teilweise  sogar  weit  niedriger,  als  die 
Zinssteuer.  Durch  die  Ausdehnung  der  letzteren  auf  viele  bisher  der  ersteren 
unterworfenen  Gebäude  wurde  somit  eine  Erhöhung  der  auf  diesen  lastenden 
Steuer  herbeigeführt.  Wer  dies  nicht  sofort  erkannt  hätte,  dem  wurden  durch 
die  schon  in  der  angeführten  Gesetzesbestimmung  verheissene  Ausführungs- 
vorschrift dazu,  welche  in  der  Verordnung  des  Finanzministeriums  vom  19.  August 
1850  (R.G.Bl.  Nr.  883)  enthalten  war,  die  Augen  geöffnet.  Daselbst  wurde 
nämlich  u.  a.  mit  Rücksicht  darauf,  dass  es  doch  auch  Fälle  gab,  in  welchen 
die  Hausklassensteuer  eines  Gebäudes  höher  war,  als  die  auf  dasselbe  nach  der 
neu  in  Kraft  getretenen  Vorschrift  entfallende  Hauszinssteuer  und  ausserdem 
auch  mit  Rücksicht  darauf,  dass  es  als  wünschenswert  erschien,  die  bereits  von 
früher  her  bestehenden  Grund-  und  Gebäudesteuerkataster  unverändert  zu  er- 
halten, die  Anordnung  getroffen,  dass  von  der  für  diejenigen  Gebäude,  welche 
nach  diesen  Katastern  klassensteuerpflichtig  waren,  nunmehr  entfallenden  Zins- 
steuer die  auf  denselben  ruhende  Klassensteuer  abgerechnet  und  nur  der  Mehr- 
betrag als  Zinssteuer  eingehoben  werde.  Durch  diese  Bestimmung  wurde  einer- 
seits der  PJrwartung  Ausdruck  gegeben,  dass  die  Zinssteuer  der  bisher  klassen- 
steuerpflichtigen Gebäude  regelmässig  grösser  sein  werde,  als  die  •  auf  dieselben 
entfallende  Klassensteuer,  zugleich  aber  auch  dafür  Sorge  getragen,  dass  in 
jenen  Fällen,  in  welchen  das  Gegenteil  eintreten  konnte,  die  betreftenden  Häuser 
auch  in  Hinkunft  nicht  niedriger  besteuert  würden,  wie  bisher,  dass  dieselben  also 
unter  keinen  Umständen  aus  dem  neuen  Steuergesetze  Nutzen  ziehen  konnten. 

Tirol  und  Vorarlberg  blieben,  weil  daselbst  überhaupt  keine  besondere 
Gebäudesteuer  bestand,  von  den  in  Rede  stehenden  Anordnungen  unberührt. 
Dasselbe  war  auch  hinsichtlich  der  schon  von  früher  her  der  Hauszinssteuer 
unterworfenen  dalmatinischen  Städte  der  Fall,  weil  ja  die  eingetretene  Aende- 
rung  im  Ausmasse  dieser  Steuer  nur  auf  jene  Orte  Anwendung  zu  finden  hatte, 
in  welchen  dieselbe  bisher  mit  18  Prozent  des  steuerbaren  Zinsertrages  bemessen 
worden  war,  während  ja  in  den  erwähnten  dalmatinischen  Städten  von  jeher 
ein  niedrigerer  Satz  der  Zinssteuer  Geltung  gehabt  hatte. 

Nach  der  neuen  Vorschrift  betrug  nunmehr  die  Hauszinssteuer  in  den- 
jenigen Städten  und  Orten,  in  welchen  sie  schon  durch  das  kaiserliche  Patent 
vom  Jahre  1820  eingeführt  worden  war,  13,6  Prozent  des  Gesamtmietzinses,  in 
den  anderen  —  es  bürgerte  sich  späterhin  für  diese  Orte  die  Bezeichnung: 
„die  der  ausgedehnten  Hauszinssteuer  unterworfenen  Orte"  ein,  während  die 
übrigen  als  „die  der  ursprünglichen  Hauszinssteuer  unterliegenden"  be- 
zeichnet wurden  —  aber  8,4  Prozent  desselben  Zinses. 

Hiernach  erschienen  die  der  ausgedehnten  Hauszinssteuer  unterliegenden 
Orte  gegenüber  den  anderen  erheblich  begünstigt.  Eine  solche  Begünstigung 
der  Orte  der  ersteren  Kategorie  war  auch  durch  die  Gesetzgebung  offenbar 
beabsichtigt.  Doch  wäre  es  immerhin  verfehlt,  wenn  man  diese  Differenz 
schlechthin  als  identisch  mit  der  zwischen  den  oben  berechneten  Steuersätzen 
der  beiden  bezeichneten  Kategorieen  von  Ortschaften  bestehenden  ansehen 
wollte.  Der  Umstand  nämlich,  dass  in  den  Orten  der  ausgedehnten  Hauszins- 
steuer 30  Prozent  des  Bruttomietzinses  von  dem  der  Berechnung  der  Steuer  zu 
Grunde  zu  legenden  Ertrage  der  Häuser  sollten  in  Abrechnung  gebracht  werden 
dürfen,   in   den   anderen  aber  nur  15  Prozent,   bildete   nur   scheinbar   eine  Be- 
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günstigung  der   ersteren.     In   der  Zinesteuer   steckt  ja   neben   der  Besteuerung 
des  Ertrages  eines  Gebäudes  als  solchen  auch  diejenige  des  Ertrages  der  Fläche, 
auf  welcher  dasselbe  steht.     Nur  das  Gebäude  als  solches   unterliegt  im  Laufe 
der  Zeit  der  Abnützung  und  schliesslichen  Zerstörung,  während  die  Bodenfläche 
für  alle  Erörterungen  über  Steuerfragen  als  unabnützbar  und  unzerstörbar  gilt. 
Mit  Rücksicht  hierauf  nun,    sowie  auf  den  Umstand,    dass    der  Genuss    des  Er- 
trages der  Bodenfläche,  auf  welcher  ein  Haus  steht,  mit  keinerlei  Aufwand  ver- 
bunden ist,   kann  derselbe   in  seiner  Gänze   als  reines  Einkommen  des  Eigen- 
tümers   angesehen  werden,    während   vom  Ertrage    eines  Gebäudes   als   solchen 
vernünftiger  Weise    nur  jener  Teil   als  Reineinkommen   des  Eigentümers  ange- 
sehen werden  kann,  welcher  diesem  nach  Bestreitung  der  unvermeidlichen  Kosten 
der  Instandhaltung  und  nach  Abzug   eines  entsprechenden  Teilbetrages  für  die 
Amortisierung  des  im  Gebäude  steckenden  Kapitals,  d.  h.  für  die  Ansammlung 
eines,  die  Kosten  des  dereinst  sicher  notwendig  werdenden  Neubaues  deckenden 
Betrages   übrigbleibt.     In   dieser  Erwägung  war   es  begründet,    dass   gleich   in 
das  ursprüngliche  Gebäudesteuergesetz  eine  Bestimmung  wegen  Gestattung  der 
Abrechnung  von  Erhaltungskosten  von   dem   der  Hauszinssteuer   unterliegenden 
Ertrage    der   zinssteuerpflichtigen   Häuser   aufgenommen   wurde.     Nun   versteht 
es  sich  von   selbst,    dass   diejenige  Quote   des   gesamten  Mietzinsertrages   eines 
Hauses,    welche    zur  Bestreitung   der  Kosten  der  Erhaltung    desselben   und    für 
die  Amortisierung  des  Baukapitals  bestimmt  ist,  verhältnismässig  desto  grösser 
sein  muss,   in  je   geringerem  Masse  im  Zinse  des  Hauses   das  Element  des  Ein- 
trages der  Baufläche  enthalten  ist,   d.  h.  je   geringer   der  Wert   der  letzteren 
im  Verhältnisse  zu  dem  im  eigentlichen  Gebäude    steckenden  Kapitale  ist.     Da 
nun  im  allgemeinen  in  grösseren  Städten   der  Wert   der  Bauarea  weit   grösser 
ist,   als  in  den   kleinen,    während    hinsichtlich    des    eigentlichen  Gebäudewertes 
zwischen  beiden  Kategorieen  von  Orten  kein  erheblicher  Unterschied  besteht,  da 
femer  die  Ortschaften  der  ursprünglichen  Hauszinssteuer  im  grossen  und  ganzen 
die  grösseren,  die  der  ausgedehnten    die   kleineren  waren,    so  war  es    nur  eine 
rationelle  Fortbildung  des  der  Begünstigung  des  Abzuges  für  Erhaltungskosten 
im  alten  Haussteuergesetze  zu  Grunde  liegenden  Gedankens,  wenn  den  letzteren 
Orten  für  diesen  Abzug   ein   höherer  Prozentsatz    zugestanden  wurde,    als    den 
ersteren   bewilligt  worden  war.     Eine   wirkliche  Minderbelastung  der  Orte  der 
ersteren  Kategorie   kann  aber   in  dieser  Bestimmung   im  allgemeinen   nicht  er- 
blickt werden.     Doch  will  hiennit  nicht  gesagt  sein,    dass  sich  nicht  unter  den 
Orten,   welche    der    ausgedehnten  Hauszinssteuer   unterlagen,    etliche   befanden, 
in   denen   die   lokalen    wirtschaftlichen   und   sonstigen  Verhältnisse    denjenigen, 
welche  in  den,  in  die  andere  Kategorie   gereihten  Orten  herrschten,   ganz  ana- 
log waren. 

Dagegen  bestand  eine  reine  Begünstigung  der  Orte  der  ausgedehnten 
Hauszinssteuer  darin,  dass  denselben  für  die  Besteuerung  des  nach  Abzug  der 
Erhaltungskosten  noch  erübrigenden  Teiles  des  Mietzinses  ein  niedrigerer  Prozent- 
satz zugestanden  wurde,  als  für  eben  diesen  Teil  des  Mietzinses  in  den  der 
ursprünglichen  Hauszinssteuer  unterliegenden  Orten  bestand. 

Die  bisher  besprochenen  Bestimmungen  des  kaiserlichen  Patentes  vom 
10.  Oktober  1849  verfolgten  wenigstens  scheinbar  hauptsächlich  den  Zweck,  die 
Bemessung   sowohl  der  Grund-,    als    auch    der  Gebäudesteuer   auf  neue  Grund- 
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lagen  zu  stellen,  ohne  direkt  eine  Erhöhung  derselben  zu  bewirken.  Hinsicht- 
lich der  Grundsteuer  enthielten  sie  ja,  wenigstens  für  einige  Kronländer,  that- 
sächlich  einen  effektiven  Nachlass  und  dasselbe  war  auch  der  Fall  hinsichtlich 
der  Hauszinssteuer  in  den  derselben  ursprünglich  unterworfenen  Orten.  Solcher- 
gestalt erhielt  die  Erhöhung  der  Gebäudebesteuerung,  welche  durch  die  Aus- 
dehnung der  Hauszinssteuer  auf  viele  derselben  bisher  nicht  unterworfene  Ge- 
bäude bewirkt  worden  war,  den  Schein  einer  blossen  Veränderung  in  der 
Verteilung  der  Steuerlast,  indem  die  Besteuerung  von  Ertragsquellen,  welche 
bisher  niedriger  besteuert  waren,  erhöht  und  die  anderer,  höher  belasteter  ver- 
mindert wurde.  Da  diese  Veränderung  selbstverständlich  nur  in  der  Absicht 
erfolgt  sein  konnte,  bestandene  Ungleichmässigkeiten  in  betreff  der  Besteuerung 
zu  beseitigen  oder  doch  wenigstenst  zu  mildem,  so  stellten  sich  die  bisher  be- 
sprochenen Normen  des  in  Rede  stehenden  Gesetzes  immerhin  bloss  als  ein 
Versuch  zur  Refonii  zweier  direkter  Steuern,  nicht  aber  bloss  als  eigentliche 
Erhöhung  derselben  dar.  Anders  ist  es  aber  mit  der  nun  zu  besprechenden 
Bestimmung  desselben  Gesetzes. 

Im  Punkte  5  dieses  Gesetzes  findet  sich  nämlich  eine  Bestimmung,  welche 
nind  und  nett  die  Erhöhung  der  bisherigen  oder  vielmehr  der  nach  den  vor- 
ausgegangenen Artikeln  des  Gesetzes  zu  regelnden  Grund-  und  Gebäudesteuer 
anordnete  und  zwar  eine  sehr  ausgiebige  Erhöhung.  Es  hiess  nämlich  daselbst : 
„Zur  Grundsteuer  mit  Ausnahme  des  dieselbe  vertretenden  Zehents  in  Dal- 
matien  und  zur  Gebäudesteuer  ist  für  das  Verwaltungsjahr  1850  ein  ausser- 
ordentlicher Zuschlag  mit  einem  Drittel  der  ordentlichen  Gebühr  zu  entiichten. 
Dieser  Zuschlag  ist  auch  in  Triest  von  der  Pauschalsumme  der  Gebäudesteuer 
einzuheben. "  Durch  diese  Bestimmung  wurden  die  geringen,  in  den  bisher  be- 
sprochenen Teilen  des  in  Rede  stehenden  Gesetzes  enthaltenen  Nachlässe  nicht 
nur  paralysiert,  sondern  auch  hoch  weit  überboten.  Die  Grundsteuer  in  den 
Ländern  des  stabilen  Katasters  hatte  nun  »nicht  10,  sondern  21  Vs  Prozent  des 
katastermässigen  Reinertrages  zu  betragen.  In  den  Ländern  des  allgemeinen 
Grundsteuerprovisoriums,  mit  Ausnahme  von  Galizien,  betrug  die  Grundsteuer 
nunmehr  für  Hutweiden,  Gestrüpp  und  Waldungen  28  fl.  20  kr.,  für  Wiesen 
und  Gärten  23  fl.  53  Vs  kr.  und  für  Aecker  und  Weingärten  14  fl.  32  Vs  kr.  für 
je  hundert  Gulden  des  steuerbaren  Ertrages.  In  denjenigen  Ländern,  in  welchen 
die  Grundsteuer  nach  eigenen  Systemen  auf  Grund  der  'auf  sie  entfallenden 
Kontingente  umgelegt  wurde,  hatte  nun  natürlich  eine  entsprechende  Erhöhung 
dieser  Kontingente  und  der  zur  Aufbringung  derselben  auf  die  einzelnen  Grund- 
stücke umgelegten  Steuerbeträge  einzutreten. 

Durch  die  eingeführte  Erhöhung  erfuhr  natürlich  auch  der  Tarif  der 
Hausklassensteuer  eine  wesentliche  Aenderung.  Derselbe  enthielt  nunmehr  die 
folgenden  Sätze: 


Klasse 


Gebäude 

mit        I        ohne 

Stockwerke 

mit  Wohnbestandteilen 


Steuerbetrafr 

(in  Österreich. 

Währung) 

fl.      1      kr. 


I.  i      35— ao 
II.  29—28 

III.  27-25 


35—30 
29— 2« 
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Gebäude 

Klasse 

mit        1       ohne 

Steuerbetrag 

Stockwerke 

mit  Wohnbestandteilen 

fl. 

kr. 

IV. 

24—22 

27—25 

44 

80 

V. 

21—19 

24—22 

33 

60 

VI. 

18—15 

21—19 

22 

40 

VII. 

14—10 

18—15 

16 

80 

vin. 

9—8 

14—10 

11 

20 

IX. 

7—6 

9—8 

8 

40 

X. 

— 

7—6 

5 

60 

XI. 

5—4 

5—4 

2 

80 

XII. 

3—1 

3—1 

9;ji/s 

Die  Hauszinssteuer  betrug  nunmehr  in  den  derselben  ursprünglich  unter- 
worfenen Orten  ausserhalb  Dalmatiens  21^J3  Prozent  des  Netto-  und  18'47  Pro- 
zent des  Bruttoertrages,  in  den  derselben  ursprünglich  untenvorfenen  dalma- 
tinischen Städten  20*67  Prozent  des  Netto-  und  14"56  Prozent  des  Bruttoertrages, 
in  den  der  ausgedehnten  Hauszinssteuer  unterworfenen  Orten  aber  16  Prozent 
des  Brutto-  und  1P2  Prozent  des  Nettoertrages. 

Diese  Erhöhung  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  musste  selbstverständlich 
alle  Mängel,  welche  den  auf  diese  beiden  Steuerarten  bezüglichen  Vorschriften 
schon  von  früher  her  anklebten,  noch  empfindlicher  machen.  Hinsichtlich  eines 
derselben  wenigstens  wollte  das  Patent  vom  10.  Oktober  1849,  wenn  es  den- 
selben schon  nicht  beseitigte,  doch  zum  mindesten  die  weitere  Verschärfung 
hintanhalten.  Ein  Fehler  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  —  wie  ja  überhaupt 
aller  Ertragssteuem  —  war  und  ist  nämlich  die  Nichtberücksichtigung  der  auf 
den  Grundstücken  und  Häusern  lastenden  Schulden,  resp.  der  von  denselben 
durch  den  Grund-  und  Hauseigenthümer  zu  bezahlenden  Zinsen.  Da  die  Er- 
tragssteuern sich  an  das  den  Ertrag  liefernde  Objekt  halten  und  den  Inhaber 
desselben  nur  als  Mittelsmani]  betrachten,  der  die  darauf  entfallende  Steuer  zu 
bezahlen  hat,  so  fragen  sie  nicht  weiter  danach,  ob  das  Erträgnis  dieses  Ob- 
jektes ganz  dem  jeweiligen  Eigentümer  desselben  verbleibt  oder  ob  dieser  jenes 
mit  einem  andern  teilen  muss.  Dass  diese  Nichtberäcksichtigung  einer  solchen 
Teilung  des  Ertrages  des  Steuerobjektes  für  den  davon  betroflFenen  Inhaber 
desselben  in  solchen  Fällen,  in  denen  eine  derartige  Teilung  faktisch  eintritt 
—  d.  h.  dann,  wenn  dieser  Inhaber  Schulden  hat  —  oft  sehr  unangenehme 
Folgen  mit  sich  bringt,  liegt  auf  der  Hand.  Die  Steuer  wird  von  ihm  verlangt, 
als  wenn  er  der  alleinige  Nutzniesser  der  Früchte  des  betreffenden  Steuerob- 
jektes wäre,  während  der  Teilnehmer  daran,  der  Gläubiger,  in  der  Regel  durchaus 
nicht  geneigt  ist,  sich  darum  zu  kümmern,  dass  der  Schuldner  ohne  Berück- 
sichtigung des  Schuldverhältnisses  besteuert  ist.  Dass  dies  bedenklich  ist,  ist 
längst  allgemein  anerkannt.  Ebenso  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  der  in 
Rede  .stehende  Uebelstand  desto  bedenklicher  wird,  eine  je  höhere  Quote  des 
Ertrages  der  Steuerobjekte  durch  die  Eigentümer  derselben  dem  Staate  abge- 
führt werden  muss,  d.  h.  je  höher  die  darauf  entfallenden  Steuern  sind. 

Diesen  Erwägungen  trug  nun  das  Patent  vom  10.  Oktober  1849  wenig- 
stens teilweise  Rechnung,  indem  es  zugleich  mit  der  oben  besprochenen  Er- 
höhung der  Gnind-  und  Gebäudesteuer  eine  auf  die  Berücksichtigung  der  Schuld« 
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Zinsen,  welche  von  den  durch  diese  Erhöhung  Betroffenen  bezahlt  werden  müssen, 
bezügliche  Anordnung  traf.  Der  einfachste  und  sicherste  Modus  dieser  Rück- 
sichtnahme wäre  es  freilich  gewesen,  wenn  den  Grund-  und  Hausbesitzern  gerade- 
zu gestattet  worden  wäre,  die  von  ihnen  zu  bezahlenden  Schuldzinsen  von  den 
durch  die  angeordnete  Steuererhöhung  getroffenen  Grund-  und  Gebäudeerträgeu 
abzuziehen  und  den  Betrag,  um  welchen  die  Steuer  erhöht  wurde,  den  im  Ge- 
setze selbst  sogenannten  „ausserordentlichen  Zuschlag"  zu  derselben,  nur  vom 
Reste  dieses  Ertrages  zu  bezahlen.  Soweit  ging  aber  das  Gesetz  nicht:  Das- 
selbe ordnete  vielmehr  in  seinem  letzten  Absätze  nur  an:  „Die  Grund- und  Haus- 
besitzer, welche  diesen  Zuschlag  an  die  Staatskassen  entrichten,  werden  zur 
Eileiehtening  und  zu  einer  gleichmässigeren  Verteilung  der  Steuern  in  Ueber- 
einstimmung  mit  den  Grundsätzen  der  Ilinkommensteuer,  über  deren  Einführung 
Wir  Uns  die  Erlassung  der  weiteren  Anordnungen  vorbehalten,  berechtigt,  von 
den  Zahlungen,  die  sie  an  Zinsen  oder  anderen  jährlichen  Leistungen  von  den 
auf  ihrem  Besitztum  haftenden  Schulden  oder  anderen  Lasten  zu  entrichten 
haben,  5  Prozent,  d.  i.  den  zwanzigsten  Teil  desjenigen  Betrages,  der  als  Ge- 
bühr für  das  Verwaltungsjahr  1850  entfällt,  den  zum  Bezüge  Berechtigten  als 
Zahlung  in  Anrechnung  zu  bringen.  Die  letzteren  haben  diesen  ihnen  in  An- 
rechnung gebrachten  Betrag  auf  Verlangen  des  Schuldners  als  empfangen  zu 
quittieren.  * 

Wie  aus  dem  in  dieser  Bestimmung  enthaltenen  Hinweise  auf  die  zu  er- 
lasseiulen  Anordnungen  hinsichtlich  der  Einkommensteuer  hervorgeht,  ist  die- 
selbe vollständig  nur  im  Zusammenhange  mit  diesen  Anordnungen  —  die  that- 
sächlich  wenige  Tage  später  erflossen  —  zu  verstehen  und  kann  daher  auch 
nur  im  Zusammenhange  mit  diesen  kommentiert  werden.  Auf  das  eine  Moment  muss 
aber  jetzt  schon  aufmerksam  gemacht  werden,  dass  diese  Bestimmung  ihrem 
Wesen  nach  nichts  anderes  war,  als  eine  Anweisung  an  die  Grund-  und  Haus- 
besitzer, denjenigen  Teil  der  stattgefundenen  Erhöhung  der  Grund-  und  Ge- 
bäudesteuer, welcher  auf  jene  Quote  des  Ertrages  ihrer  Grundstücke  oder 
Gebäude  entfiel,  welcher  durch  die  Zinsen  der  etwa  auf  diesen  lastenden  Hypothe- 
karschulden verschlungen  wurde,  auf  die  Gläubiger  überzuwälzen.  PJs  lag  in 
der  Natur  der  Sache,  dass  es  sehr  fraglich  war,  ob  und  wie  weit  die  Realitäten- 
besitzer diese  Anweisung  faktisch  befolgen  konnten.  Auf  diejenigen  Schulden, 
welche  schon  zur  Zeit  des  Erscheinens  der  in  Rede  stehenden  Gesetzesbestim- 
mung auf  Grundstücken  oder  Häusern  intabuliert  waren,  dürfte  dieselbe  wohl 
mehrfach  faktisch  angewendet  worden  sein,  da  ja  der  betreffende  Gläubiger  sich 
dieser  Anwendung  nicht  anders  entziehen  konnte,  als  durch  die  Kündigung. 
Freilich  dürfte  in  zahlreichen  Fällen  schon  die  Drohung  mit  der  Kündigung 
genügt  haben ,  um  den  Schuldner,  dem  entweder  die  Zahlung  Schwierigkeiten 
bereitete,  oder  der  nicht  hoffen  konnte,  einen  Geldgeber  zu  finden,  der  sich  die 
im  Gesetze  als  zulässig  erklärte  Ueberwälzung  der  Steuerlast  gefallen  lassen 
würde,  zu  bestimmen,  auf  die  Durchführung  derselben  zu  verzichten.  Sei  dem 
aber,  wie  ihm  wolle,  sicher  ist,  dass  es  nachher  feststehender  Usus  geworden  ist, 
dass  jeder,  der  Geld  gegen  Einräumung  einer  Hypothek  auf  ein  Grundstück 
oder  ein  Haus  darlieh,  sich  in  der  betreffenden  Schuldurkunde  vom  Geldnehmer 
den  Verzicht  auf  das  in  Rede  stehende  Abzugsrecht  zusichern  Hess.  Es  ist  no- 
torisch, dass  die.ses  Abzugsrecht  —   wenige  Fälle   ausgenommen  —  seitens  der 
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Schuldner  niemals  ausgeübt  wird,  dass  somit  die  Erleichterung,  welche  den 
verschuldeten  Realitätenbesitzem  durch  die ,  dasselbe  anordnende  Gesetzesbe- 
stimmung verschafft  werden  sollte ,  vollständig  illusorisch  geblieben  ist  und 
demzufolge  die  ganze  durch  das  Patent  vom  10.  Oktober  1849  angeordnete 
Erhöhung  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  von  den  Realitätenbesitzern  getragen 
werden  muss. 

Weiter  ist  an  der  hier  in  Betracht  kommenden  Gesetzesbestimmung  noch 
auffällig,  dass  derjenige  Steuerbetrag,  welchen  nach  derselben  der  Schuldner 
sollte  auf  seinen  Gläubiger  überwälzen  dürfen,  sich  mit  demjenigen,  um  welchen 
die  Grund-  und  Gebäudesteuer  erhöht  worden  waren ,  nicht  vollständig  deckte. 
Hinsichtlich  der  Hausklassensteuer,  dann  hinsichtlich  der  nach  dem  allgemein 
oder  einem  anderen  Provisorium  umgelegten  Grundsteuer  war  die  Herstellung 
einer  solchen  Kongruenz  auch  gar  nicht  möglich,  da  ja  hier  überhaupt  keine 
in  einer  einlieitlichen  Quarte  ausdrückbare  Beziehung  zwischen  dem  Ertrage 
der  steuerpflichtigen  Objekte  und  der  auf  denselben  lastenden  Steuer  bestand. 
Eine  solche  Kongruenz  konnte  nur  zwischen  der  nach  dem  stabilen  Kataster 
umgelegten  Grund-  und  der  Hauszinssteuer  einer-  und  der  abzuwälzenden  Steuer- 
quote anderseits  hergestellt  werden.  Und  auch  hier  war  eine  einheitliche 
B.egelung  des  fraglichen  Verhältnisses  nicht  möglich,  weil  ja  die  Steuersätze 
der  bezeichneten  Steuerarten  verschiedene  waren.  Nur  für  die  nach  dem  sta- 
bilen Kataster  umgelegte  Grundsteuer  und  die  ausserhalb  Dalmatiens  bestehende 
ursprüngliche  Hauszinssteuer  bestand  —  wenigstens  nominell  —  ein  gleich- 
massiger  Steuerfuss  und  demgemäs  war  auch  nur  hinsichtlich  der  Erhöhung 
dieser  beiden  Steuerarten  und  der  überzuwälzenden  Steuerquote  bei  allgemein 
gleichmässiger  Normierung  der  letzteren  eine  für  beide  Steuerarten  anwendbare 
Kongruenz  möglich.  Hier  wurde  dieselbe  denn  auch  faktisch  wenigstens  an- 
nähernd hergestellt,  da  ja  ein  Drittel  von  16:5V3  ausmacht  und  die  Differenz 
zwischen  5  und  SVs  sehr  gering  ist.  Dass  man  sich  auch  hier  mit  der  bloss 
annähernden  Herstellung  jener  Kongruenz  begnügte  und  dieselbe  nicht  voll- 
ständig herstellte,  dürfte  in  erster  Linie  wohl  dem  berechtigten  Wunsche  nach 
PJrleichterung  der  in  Folge  der  in  Rede  stehenden  Gesetzgebung  notwendigen 
Abrechnung  zwischen  Schuldnern  und  Gläubigern  zuzuschreiben  sein.  Zum  Teile 
aber  hat  hier  ohne  Zweifel  auch  die  Rücksicht  auf  die  bereits  an  'eben  der  hier  in 
Betracht  kommenden  Gesetzesstelle  in  Aussicht  gestellte  Einführung  einer  Ein- 
kommensteuer mitgewirkt.  Wenigstens  finden  sich  in  den  Gesetzen,  mit  welchen 
diese  Steuer  faktisch  eingeführt  worden  ist,  an  zwei  Stellen  Bestimmungen, 
welche  unverkennbar  mit  der  hier  besprochenen  gesetzlichen  Anordnung  im 
Zusammenhange  stehen.  Wir  werden  gleich  in  die  Lage  kommen,  dies  näher 
zu  erklären. 

II.  Das  Einkommensteuerpatent. 

Die  im  Patente  vom  10.  Oktober  1849  in  Aussicht  gestellte  Ehiführung 
einer  Einkommensteuer  ei-folgte  nämlich  wenige  Tage  nach  Publizierung  des- 
selben und  zwar  schon  mit  dem  kaisei-lichen  Patente  vom  29.  Oktober  1849. 
Dasselbe  erklärte  in  seiner  Einleitung  zunächst,  dass  als  notwendig  erkannt 
worden  sei,  die  Gesetzgebung  in  betreff'  der  Besteuerung  ,,nach  den  Grund- 
sätzen  einer  gleichmässigen  Belegung   aller  Arten  des  Einkommens"  zu  vei-volU 
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ständigen  und  zu  verbessern  und  dass  hierüber  dem  nächsten  Reichstage  um- 
fassende Gesetzentwürfe  vorgelegt  werden  sollen.  Doch  ergebe  sich  schon  jetzt 
die  unabweisliche  Notwendigkeit,  „eine  provisorische  Verfügung  zu  treffen,  um 
bei  den  ausserordentlich  gesteigerten  Bedürfnissen  des  Staates  die  bisher  un- 
ausgenützt  gebliebenen  oder  nicht  in  gehörigem  Masse  in  Anspruch  genommenen 
Quellen  des  Einkommens  nach  Möglichkeit  zu  benützen  und  einer  geregelten, 
ebenmässigen  Umlegung  der  öffentlichen  Lasten  näher  zu  rücken."  [m  An- 
schlüsse hieran  wurde  bemerkt,  dass  die  nun  nachfolgenden  gesetzlichen  Be- 
stimmungen mit  dem  kaiserlichen  Patente  vom  10.  Oktober  1849  im  Zusammen- 
hange stehen  und  für  jene  Kronländer,  in  denen  die  Ei-werbsteuer  besteht  —  also 
in  ganz  Oesterreich  mit  Ausnahme  von  Dalmatien,  Triest  und  des  Krakauer  Ge- 
bietes (welch  letzteres,  da  es  ja'  erst  im  Jahre  1846  an  Oesterreich  kam,  zur 
Zeit,  da  die  Krwerbsteuer  eingeführt  worden  war,  noch  nicht  zu  Oesterreich  ge- 
hört hatte)  —  Geltung  haben  sollten.  Auch  dieses  Gesetz  wiirde  somit  als  ein 
provisorisches  hingestellt,  welches  nur  bis  zur  Durchführung  der  geplanten 
umfassenden  Reform  der  direkten  Besteuerung  Geltung  haben  sollte.  Demgemäs 
hiess  es  auch  im  §1  desselben:  „Zur  Deckung  der  ausserordentlichen  Staatsbe- 
dürfriisse  im  Verwaltungsjahre  1850  wird  für  dasselbe  eine  Einkommensteuer 
eingehoben.  ^ 

Die  durch  das  neue  Gesetz  einzuführende  Steuer  sollte  also  eine  Er- 
gänzung des  bestehenden  Systems  der  direkten  Steuern  in  der  Richtung  ent- 
halten, dass  die  verschiedenen  Quellen  des  Volkseinkommens  und  zwar  ohne 
Unterschied,  ob  sie  bereits  von  einer  der  von  früher  her  bestehenden  Ertrags- 
steuern getroft'en  waren  oder  nicht,  nunmehr  auch  noch  nach  dem  Prinzipe  der 
Einkommensbesteuerung  zur  Deckung  des  Staatsbedarfes  herangezogen  werden 
sollten.  Während  bisher  für  die  direkte  Besteuerung  lediglieh  die  Grundsätze 
des  Ertragssteuersystems  massgebend  waren,  sollte  nunmehr  in  die  österreichische 
Steuergesetzgebung  der  für  diese  neue  Grundsatz  der  Besteuerung  der  Bürger 
nach  ihrem  Einkommen  eingeführt  werden,  allerdings  ohne  die  bisher  in  Geltung 
stehenden  Ertragssteuern  zu  beseitigen.  Hierdurch  erhielt  aber  die  angekündigte 
Einführung  einer  Einkommensteuer  gleich  von  vornherein  nicht  so  sehr  den 
Chai'akter  einer  eigentlichen  Reform  der  bestehenden  direkten  Steuern,  als  viel- 
mehr den  einer  Ergänzung  und  Erhöhung  derselben ,  indem  nämlich  einfach 
neue  Objekte  zur  Besteuerung  auf  diesem  Wege  herangezogen  wurden  und  eine 
Erhöhung  der  Belastung  der  bereits  bisher  derselben  untei'worfenen  erfolgte. 
Dass  diese  neue  Heranziehung,  resp.  Erhöhung  nach  anderen  Prinzipien  erfolgen 
sollte,  als  die  bisherige  Besteuerung,  konnte  an  dem  angedeuteten  Charakter 
der  getroffenen  Massregel  nichts  ändern. 

Uebrigens  zeigte  schon  die  den  einleitenden  Worten  unmittelbar  nach- 
folgende Bestinunung  des  Patentes  vom  29.  Oktober  1849,  dass  es  mit  der  durch 
die  Wahl  der  Bezeichnung  , Einkommensteuer"  für  die  beabsichtigte  Erhöhung  der 
bestehenden  und  Einführung  einerneuen  Besteuerung  in  Aussicht  gestellten  Einfüh- 
rung eines  neuen  Prinzipes  in  das  österreichische  Steuersystem  nicht  eben  weit  her 
war.  Dieselbe  lautete  nämlich:  „Das  Einkommen  von  dem  der  Grund-  und 
Gebäudesteuer  unterliegenden  Besitztume,  dann  den  auf  demselben  haftenden 
Kapitalien  wird  durch  den  mit  dem  Patente  vom  10.  Oktober  1849,  §§  5,  6  an- 
genommenen   ausserordentlichen   Zuschlag   zur  Grund-    und    Gebäudesteuer  und 
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durch  die  dem  Besitzer  der  Realität  erteilte  Berechtigung  des  Steuerabzuges 
von  den  erwähnten  Kapitalszinsen    und    Renten  der  Besteuerung   unterworfen." 

Hier  wurde  also  sofort  hinsichtlich  des  Einkommens  aus  Gi-und  und  Boden, 
sowie  aus  Häusern  deutlich  ausgesprochen,  dass  die  Einkommensteuer  der  zum 
Bezüge  desselben  Berechtigten  lediglich  eine  Erhöhung  der  von  ihnen  schon 
bisher  zu  zahlenden  Ertragssteuer  bilden  soll.  Freilich  wurde  in  diese  Er- 
klärung eine  Bestimmung  aufgenommen,  durch  welche  dem  Prinzipe  der  Ein- 
kommensbesteueruug,  das  ja  eine  Berücksichtigung  der  persönlichen  Verhältnisse 
des  Inhabers  eines  einen  Ertrag  liefernden  und  die  Steuerpflicht  desselben  be- 
gründenden Objektes  fordert,  wenigstens  in  einem  —  allerdings  dem  wichtig- 
sten —  Punkte,  in  betreff  der  vom  Steuerpflichtigen  zu  zahlenden  Schuldzinsen 
nämlich,  Rechnung  getragen  werden  sollte.  Da  es  denn  doch  nicht  anging, 
denjenigen  Teil  des  Ertrages  der  Grundstücke  und  Gebäude,  welchen  die  Eigen- 
tümer derselben  an  ihre  Gläubiger  abführen  müssen,  als  ^Einkommen"  der 
ersteren  zu  bezeichnen,  resp.  zu  ignorieren,  dass  dieselben  vielmehr  ein  Ein- 
kommen der  letzteren  bilden ,  so  wurde  die  oben  angeführte  Bestimmung  in 
betreff  des  den  Schuldnern  gegenüber  ihren  Gläubigern  zustehenden  Abzugs- 
rechtes getroffen ,  durch  welche  zugleich  der  Zusammenhang  des  Patentes  vom 
29.  Oktober  1849  mit  dem  auf  die  bestehende  Absicht  der  Panführung  einer 
Einkommensteuer  hinweisenden  Teile  des  Patentes  vom  10.  Oktober  1849 
hergestellt  wurde.  Nun  war  es  deutlich  ausgesprochen,  dass  die  P]inführung 
eines  Zuschlags  zur  Grund-  und  Gebäudesteuer  und  die  damit  verbundene  Ein- 
räumung eines  Steuerabzugsrechtes  zu  Lasten  der  Hypothekargläubiger  an  die 
Schuldner  derselben  den  Zweck  verfolgte,  sowohl  das  Einkommen  der  Grund- 
und  Hausbesitzer,  als  auch  das  der  Gläubiger  derselben  der  neuen  Einkommen- 
steuer zu  unterwerfen. 

Wie  es  sich  mit  der  Verwirklichung  dieser  Absicht  verhalten  hat,  wurde 
schon  oben  geschildert.  Da  die  Geltendmachung  des  Steuei'abzugsrechtes  der 
Hj^jothekarschuldner  in  die  Praxis  faktisch  so  gut  wie  gar  keinen  Eingang  ge- 
funden hat.  so  hat  die  mit  dem  Patente  vom  10.  Oktober  1849  eingeführte  Er- 
höhung der  Grund-  und  Gebäudesteuer  sehr  bald  auch  den  ihr  durch  die  Gesetz- 
gebung ursprünglich  verliehenen  Schein  der  durch  sie  erfolgten  Anwendung 
des  Prinzipes  der  Einkommensteuer  auf  die  Grund-  und  Hausbesitzer  verloren 
und  vollständig  und  für  jedermann  sichtbar  den  Charakter  einer  nackten  Steuer- 
erhöhung erhalten.  Ebensowenig  wurde  natürlich  der  damit  verbundene  weitere 
Zweck  der  Besteuerung  des  Zinseneinkommens  der  Hypothekargläubiger  erreicht, 
welche  sich  somit  in  der  Praxis  der  Besteuerung  nach  den  beiden  in  Rede 
stehenden  Gesetzen  ganz  oder  doch  fast  ganz  entzogen  haben. 

Da  somit  dem  Patente  vom  29.  Oktober  1849  von  vornherein  die  An- 
wendbarkeit auf  das  P>inkomnien  aus  Grund-  und  Hausbesitz,  sowie  aus  den  auf 
solchem  sichergestellten  Kapitalien  entzogen  war,  so  hatte  dasselbe  nur  mehr 
für  das  Einkommen  aus  Handels-  und  Gewerbebetrieb,  dann  aus  persönlichen 
Leistungen  und  ausserordentlichen  Zinsen  jener  Kapitalien,  welche  nicht  auf 
Grund-  oder  Hausbesitz  sichergestellt  waren,  Geltung.  Diese  drei  Arten  des 
Einkommens  sind  es  denn  auch,  welche  in  demjenigen  Abschnitte  des  Patentes 
vom  29.  Oktober  1849,  der  poaitiv  anführt,  welche  Arten  des  Piinkomraens  der  Ein- 
kommensteuer unterliegen    sollen,    angeführt    und    unterschieden  werden.     Der 
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Paragraph  4  dieses  Gesetzes  teilt  nämlich  das  der  Einkommensteuer  unterliegende 
Kinkommen  in  drei  Klassen. 

Als  in  die  erste  Klasse  gehörig  wird  daselbst  das  ,  Einkommen  von  den 
der  Erwerbsteuer  unterworfenen  Erwerbsgattungen "  bezeichnet.  Dieselbe  hatt« 
also  mit  Rücksicht  auf  das  oben  über  die  Ei-werbsteuer  Gesagte  im  wesent- 
lichen das  Einkommen  aus  Handels-  und  Gewerbebetrieben  zu  umfassen.  Da 
aber,  wie  wir  bei  der  Darstellung  des  Inhaltes  des  Erwerbsteuei-patentes  ge- 
sehen haben,  nicht  alle  Arten  von  Gewerbsbetrieb  der  Erwerbsteuer  unterworfen 
waren,  das  Einkommensteuerpatent  aber  in  dieser  Beziehung  möglichst  grosse 
Vollständigkeit  anstrebte,  welche  im  vorliegenden  Falle  mit  Rücksicht  darauf, 
dass  seine  weiteren  Bestimmungen  nur  mehr  die  Besteuerung  des  Einkom- 
mens aus  anderen  P^rwerbsarten  betrafen,  nur  dann  erreicht  werden  konnte, 
wenn  schon  den  Bestimmungen  in  betreff  der  Einkommensteuer  der  ersten 
Klasse  eine  entsprechende  Ausdehnung  gegeben  wurde,  so  wurde  dies  thatsäch- 
lich  durchgeführt,  indem  erklärt  wurde,  dass  unter  das  Einkommen  der  ei-sten 
Klasse  auch  das  aus  dem  Berg-  und  Hüttenbetriebe,  sowie  der  Gewinn,  den  die 
Pächter  von  Pachtungen  beziehen,  gehören. 

Von  diesen  Bestimmungen  ist  namentlich  die  den  Gewinn  aus  Pachtungen 
betreffende  bemerkenswert,  weil  hierdurch  eine  Ungleichmässigkeit  zwischen  der 
Besteuerung  der  durch  den  Grundbesitzer  selbst  und  derjenigen  der  durch  einen 
Pächter  betriebenen  Landwirtschaft  statuiert  wurde.  Da  nämlich,  wie  wir  oben 
gesehen  haben  .  durch  das  Erwerb  steuerpatent  der  Betrieb  der  Landwirtschaft 
schlechthin  als  von  der  Erwerbsteuer  befreit  erklärt  worden  war,  während  durch 
die  eben  hei-vorgehobene  Bestimmung  des  Einkommensteuerpatentes  nur  der 
durch  Pächter  erfolgende  I^andwirtschaftsbetrieb  als  der  Einkommensteuer 
unterliegend  bezeichnet  wurde,  so  blieb  der  Betrieb  der  Landwirtschaft  durch 
den  Grundeigentümer  selbst  auch  noch  nach  der  Schaffung  des  Einkommen- 
steuerpatentes von  jeder  anderen  Besteuerung,  als  der  durch  die  Grundsteuer 
bewirkten,  befreit  —  wie  wir  weiter  unten  sehen  werden,  wurde  diese  Be- 
freiung auch  noch  im  Einkommensteuerpatente  selbst  ausdrücklich  ausgesprochen 
—  während  vom  Ertrage  derjenigen  Grundstücke,  welche  durch  Pächter  bewirt- 
schaftet werden,  sowohl  die  Grundsteuer  als  auch  die  Einkommensteuer  erster 
Klasse  bezahlt  werden  muss.  so  dass  die  pachtweise  bewirtschafteten  Grund- 
stücke gegenüber  den  durch  die  Eigentümer  selbst  bewii-tschafteten,  welche  nur 
einmal  besteuert  sind,  als  doppelt  besteuert  erscheinen. 

Dagegen  wurde  der  Berg-  und  Hüttenbetrieb  durch  die  Unterstellung  unter  die 
Einkommensteuer  mir  den  übrigen  gewerblichen  Unternehmungen  hinsichtlich  der 
Besteuerung  in  der  Hauptsache  gleichgestellt.  Denn  der  Umstand,  dass  derselbe 
auch  fernerhin  von  der  Erwerbsteuer  frei  blieb  und  nur  der  Einkommensteuer  unter- 
worfen wurde,  während  von  den  anderen  Gewerbsbetrieben  beide  Steuerarten 
bezahlt  werden  müssen,  bewirkte  —  aus  Gründen  die  wir  erst  später  auseinander- 
setzen können  —  in  dieser  Beziehung  keinen  wesentlichen  Unterschied. 

Ausführlicher  als  die  Bestimmungen  über  die  erste  Klasse  des  Einkommens 
sind  die  im  Einkommensteuerpatente  enthaltenen  Anordnungen  in  betreff  des 
Einkommens  der  zweiten,  des  Erwerbs  aus  persönlicher  Arbeit  der  Steuer- 
pflichtigen im  Dienste  anderer  Personen.  Hiernach  umfasste  nämlich  die  zweite 
Klasse  ,das  Einkommen,  das 
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a)  als  Entgekl  für  solche  Arbeiten  oder  Dienstleistungen,  die  der  Er- 
werbsteuer nicht  unterliegen,  unmittelbar  vom  Arbeitenden  oder  Dienstleistenden, 
während  der  Dauer  oder  nach  dem  Aufhören  der  Beschäftigung  oder  Dienst- 
leistung oder  von  den  Angehörigen  desselben  bezogen  wird,  oder 

b)  an  stehenden  Jahresbezügen  aus  Versorgungs-  oder  Lebensversieherungs- 
anstalten,  I  denjenigen ,  für  welche  die  Einlagen  in  diese  Anstalt  geschahen, 
zufliesst. 

Dieses  Einkommen  umfasst  im  einzelnen 

1.  Die  Gehalte,  Personalzulagen  und  überhaupt  die  stehenden  (vorhinein 
festgesetzten)  nicht  mit  der  Verbindlichkeit  zur  Bestreitung  bestimmter  Dienstes- 
auslagen verbundenen  (nicht  onerosen)  Genüsse,  welche  die  im  Dienste  des 
Staates,  der  Stände ,  Gemeinden ,  öffentlichen  Anstalten ,  Privatpersonen  oder 
Gesellschaften  befindlichen  Beamten  und  Diener  beziehen.  Die  mit  Rücksicht 
auf  besondere  Ortsverhältnisse  oder  die  Erforderaisse  der  amtlichen  Stellung 
gewährten  besonderen  Genüsse,  als:  die  Benützung  einer  Amtswohnung,  Quar- 
tiergelder, Funktionszulagen  und  dergleichen  sind  unter  der  P^inkommensteuer 
nicht  begriffen. 

2.  Die  Pensionen.  Quieszentengehalte  oder  andere  Ruhegenüsse.  Gnaden- 
gaben oder  Unterhaltsbeiträge ,  welche  die  in  den  zeitlichen  oder  bleibenden 
Ruhestand  versetzten  Beamten,  Diener  oder  Offiziere,  dann  die  Witwen  oder 
Kinder  der  Beamten,  Diener  oder  Offiziere  erhalten. 

8.  Die  Beiträge,  welche  Pfründnern,  Klostergemeinden  oder  geistlichen  Orden 
aus  dem  Staatsschatze,  öffentlichen  Fonden  oder  von  Gemeinden  zum  Unter- 
halte zugewiesen  sind. 

4.  Das  Einkommen  von  den  im  §  2  des  Erwerbsteuerpatentes  unter  e,  f,  g 
aufgeführten  Beschäftigungen ;  die  eben  daselbst  unter  a,  b,  c  aufgeführten 
Beschäftigungen  fallen  dagegen  nicht  unter  die  Einkommensteuer." 

Die  im  §  2  des  Erwerbsteuerpat/Cntes  unter  e.  f.  g  aufgeführten  Beschäfti- 
gungen sind  die  der  Schriftsteller  und  Künstler,  der  Aerzte,  Wundärzte  und 
Hebammen,  endlich  die  den  Unterricht  bezweckenden,  welche  in  Orten  mit  weniger 
als  4000  Einwohnern  ausgeübt  werden;  dagegen  umfassen  die  Punkte  a,  b  und 
c  des  Erwerbsteuerpatentes  die  landwirtschaftliche  Beschäftigung  (vgl.  die  hierüber 
oben  gemachte  Bemerkung),  jene  Hilfsarbeiter,  welche  als  Knechte.  Gesellen, 
Diener  und  dergleichen  anzusehen  sind  und  die  Taglöhner  und  sonstigen  nicht 
qualifizierten  Arbeiter.  In  betreff  des  an  der  hier  besprochenen  Gesetzesstelle 
ausgelassenen  Punktes  d  des  §  2  des  Erwerbsteuerpatentes  sei  bemerkt,  dass  der- 
selbe die  Plrwerbsteuerfreiheit  der  Bediensteten  des  Staates  oder  öffentlicher 
Anstalten  ansprach,  deren  Unterwerfung  unter  die  zweite  Klasse  der  P^inkommen- 
steuer  ja  ohnedies  einen  der  Hauptpunkte  dieser  Gesetzesstelle  bildete,  also 
im  Schlusssatze  derselben  nicht  noch  besonders  ausgesprochen  zu  werden 
brauchte. 

Wie  sich  aus  dem  angeführten  Inhalte  der  Gesetzesstelle  über  das  nach 
der  zweiten  Klasse  steuerpflichtige  Einkommen  von  selbst  ergibt,  umfasst  das- 
selbe auch  einige  Einkommen,  die  eigentlich  als  Rentenbezüge  anzusehen  sind 
lind  demgemäss  eigentlich  nach  den  für  die  Besteuerung  dieses  Einkommens- 
zAveiges  massgebenden  Normen  besteuert  werden  sollten.  Wie  wir  später  sehen 
werden,  involvierte  die  Einreihung  dieser  Bezüge  in  die  zweite  Klasse  —  wenig- 
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stens  hinsichtlich  des  Gros  derselben  —  eine  Begünstigung  in  betreff  der  Be- 
stenerung. 

In  die  dritte  Klasse  des  steuerpflichtigen  J^inkomniens  endlich  wurde  das  Ren- 
teneinkommen eingei'eiht.  Der  diesbezügliche  Passus  des  Einkommensteuerpatentes 
bezeichnet  als  hierher  gehörig:  ^Zinsen  von  Darlehen  oder  anderen  stehenden 
Schuldforderungen,  die  Leibrenten  oder  anderen  den  Zinsgenuss  von  einem  Kapitale 
vertretende  Renten,  soweit  diese  Renten  nicht  in  der  zweiten  Klasse  begriffen  sind." 

Hiernach  umfasst  die  Einkommensteuer  der  dritten  Klasse  scheinbar  alle 
Arten  von  Kapitalsrenten,  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche  nach  dem  früher 
gesagten  nach  der  zweiten  Klasse  besteuert  sind.  Faktisch  ist  aber  ihr  Wirkungs- 
kreis ein  viel  engerer.  Denn  der  Besteuerung  auf  diesem  Wege  sind  ja,  wie 
wir  schon  gesehen  haben  ,  von  vornherein  alle  auf  Grundstücken  und  Häusern 
intabulierten  Kapitalien  entzogen  worden,  deren  Eigentümer,  da  sie,  wie  eben- 
falls schon  oben  ei-wähnt  wurde,  sich  dem,  den  Schuldnern  eingeräumten  Rechte, 
ihnen  bei  der  Zinsenzahlung  einen  die  Besteuerung  vertretenden  Abzug  zu 
machen,  fast  durchwegs  zu  entziehen  wissen,  thatsächlich  von  der  Besteuerung 
dieses  Zweiges  des  Renteneinkommens  frei  bleiben. 

Ein  weiterer  wichtiger  Zweig  des  rentenartigen  Einkommens  blieb  durch 
eine  spezielle  Bestimmung  des  P]inkommensteuerpatentes  —  die  übrigens  im 
Systeme  desselben  begründet  ist  —  ebenfalls  frei  von  der  Rentenbesteuerung. 
Da  nämlich  in  Folge  der  allgemeinen  Fassung  des  Erwerbsteuerpatentes  und  der 
diesbezüglichen  ausdrücklichen  Bestimmung  des  §  11  der  Vollzugsvorschrift  zum 
Einkommensteuerpatente  (Erlass  des  Finanzministeriums  vom  11.  Januar  1850, 
R.  G.  Bl.  Nr.  10)  Erwerbsgesellschaften  als  solche  sowohl  der  Erwerb-  als  auch 
der  Einkommensteuer  unterliegen ,' so  war  es  nur  konsequent,  wenn  das  Ein- 
kommensteuerpatent —  in  seinem  §  18  —  ausdi-ücklich  erkläi-te ,  dass  die  ein- 
zelnen Gesellschafter  jenes  Einkommen,  welches  sie  in  dieser  ihrer  Eigenschaft 
aus  dem  gesellschaftlichen  üntemehmen  beziehen,  nicht  noch  einmal  zu  ver- 
steuern brauchen.  Hieraus  ergibt  sich  von  selbst,  dass  speziell  das  Einkommen 
von  Aktien  —  dieses  hatten  wir  oben  im  Auge  —  einer  besonderen  Einkommen- 
steuer nicht  unterworfen  ist.  Da  nun  selbstverständlich  die  Kurse  von  Aktien  — 
soweit  für  dieselben  überhaupt  die  Grösse  des  zur  Auszahlung  kommenden  Rein- 
gewinnes massgebend  ist  —  sich  lediglich  nach  dem  faktisch  ausbezahlten  Be- 
trage dieses  Gewinnes  richten,  ohne  dass  der  etwa  kauflustige  Kapitalist  weiter 
danach  fragt,  aus  welchen  Elementen  derselbe  sich  bildet,  so  hat  jene  Ge- 
setzesbestimmung zur  Folge,  dass  die  Käufer  von  Aktien  diese  nur  mit  den- 
jenigen Preisen  bezahlen,  welche  jenem  zu  erwartenden  Reingewinne  entsprechen 
und  demgemäss  ihre  Kapitalien  durch  Ankauf  von  Aktien  in  einer  Weise  an- 
legen können,  welche  sie  von  der  Steuerzahlung  für  ihr  Einkommen  aus  der 
fruchtbringenden  Anlegung  der  Kapitalien  ganz  befreit. 

Auf  eine  weitere  grosse  Gruppe  von  Renten einkommen,  welche  unmittel- 
bar infolge  der  Bestimmungen  des  Einkommensteuerpatentes  auf  analoge  Weise 
wie  das  Einkommen  aus  Hypothekarzinsen,  wenn  auch  nicht  nach  der  Absicht 
des  Gesetzes,  so  doch  faktisch  so  gut,  wie  immer  von  der  Einkommensteuer 
frei  bleiben  —  die  Einkommen  aus  Kapitalien  nämlich ,  welche  an ,  der  Ein- 
kommensteuer erster  Klas.se  unterliegende  (physische  oder  juristische)  Personen 
dargeliehen  sind  ' —  werden  wir  weiter  unten  näher  zu  sprechen  kommen. 
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Abgesehen  von  den  zwar  umfassenden,  aber  doch  —  theoretisch  wenig- 
stens —  nur  scheinbaren  Exemtionen  von  der  Einkommensteuer,  welche  wir 
hinsichtlich  der  Rentenbesteuerung  eben  kennen  gelernt  haben,  kennt  das  Ein- 
kommensteuerpatent nur  sehr  wenige  Befreiungen  von  der  Steuerpflicht.  Die 
wichtigste  davon  betrifft  das  Einkommen  I.  Klasse.  Von  dieser  ist  nämlich 
befreit  „das  Einkommen  von  Künsten,  Gewerben,  Privatunterricht  oder  Beförde- 
rung von  Personen  und  Sachen  von  einem  Orte  zum  anderen  für  diejenigen 
Personen,  welche  mit  diesem  Einkommen  in  die  unterste  Erwerbsteuerklasse 
gereiht  sind".  Selbstverständlich  gilt  dies  nur  für  diejenigen  Personen,  welche 
nur  ein  Gewerbe  der  eben  bezeichneten  Art  betreiben,  resp.  für  solche,  denen 
nur  einmal  der  niedrigste  Erwerbsteuersatz  vorgeschrieben  ist. 

Von  der  Einkommensteuer  IL  Klasse  sind  befreit :  die  Dienstesbezüge  der 
im  aktiven  Dienste  stehenden  Soldaten  und  Offiziere,  dann  die  Bezüge,  welche 
den  klösterlichen  Gemeinschaften  der  Bettelorden,  sowie  den  dem  Unterrichte, 
der  Erziehung  oder  der  Krankenpflege  obliegenden  geistlichen  Orden,  weiters 
Schulen,  Siechenhäusern  oder  anderen  Anstalten  der  Wohlthätigkeit  zu  ihrem 
Unterhalte  aus  dem  Staatsschatze,  öffentlichen  Fonden  oder  von  Gemeinden  be- 
willigt sind,  endlich  „das  der  II.  Klasse  unterliegende  Einkommen,  dessen  jähr- 
licher Betrag  für  den  dasselbe  Beziehenden  600  fl.  (Konv.-M.  -=  630  fl.  österr.  W.) 
nicht  übersteigt". 

In  der  III.  Klasse  ist  ganz  allgemein  das  in  Zinsen  von  Sparkasseein- 
lagen bestehende  Einkommen  als  steuerfrei  erklärt  worden;  weiters  enthält  das 
Einkommensteuerpatent  noch  folgende,  hier  in  Betracht  kommende  Bestimmung: 
„Beweist  jemand,  dass  sein  gesamtes  Jahreseinkommen,  ohne  Abzug  der  Schulden, 
im  ganzen  300  fl.  (Konv.-M.  =  315  fl.  österr.  W.)  nicht  überschreitet,  so  kann 
er  verlangen,  dass  er  von  der  Einkommensteuer,  die  ihn  von  Kapitalszinsen 
oder  den  Zinsgenuss  vertretenden  Renten  entweder  unmittelbar  oder  durch  den 
seinem  Schuldner  gestatteten  Abzug  zu  treffen  hat,  frei  gelassen,  oder  sofern 
er  dieselbe  berichtigt  hätte,  ihm  solche  zurückerstattet  werde."  Aus  dem 
über  die  Eliminierung  des  Steuerabzugsrechtes  der  Schuldner  aus  der  Praxis 
oben  gesagten  geht  hervor,  dass  nur  der  erste  Teil  der  eben  angeführten  Ge- 
setzesbestimmung von  praktischem  Werte  ist,  der  zweite  aber  sozusagen  niemals 
zur  Anwendung  gelangen  kann. 

Eine  bedingte  Befreiung  von  der  im  Wege  des  Abzugsrechtes  des  Schuld- 
ners erfolgen  sollenden  Besteuerung  des  Zinseneinkommens  gewisser  Gläubiger 
enthält  der  §  18  der  Vollzugsvorschrift  zum  Einkommensteuerpatente  (Erlass 
des  Finanzministeriums  vom  10.  Januar  1850,  R.G.Bl.  Nr.  10),  welcher  S])ar- 
kassen  und  Versorgungsanstalten  betrifft  und  lautet:  „Wird  das  Einkommen 
einer  Sparkasse  oder  einer  auf  wechselseitige  Unterstützung  der  Einleger  für 
sich  oder  ihre  Angehörigen  gerichteten  Versorgungs-  oder  Lebensversicherungs- 
anstalt durch  die  mit  dem  Patente  vom  10.  Oktober  1849,  §§  5  und  6  und  mit 
dem  Einkommensteuerpatente  gestatteten  Abzüge  von  den  Zinsen  ihrer  auf  dem 
der  Grund-  und  Gebäudesteuer  unterliegenden  Besitztume  sichergestellten  oder 
in  einer  Handels-  oder  Gewerbsunternehmung  anliegenden  Kapitalien  in  dem 
Masse  geschmälert,  dass  die  Sparkasse  dadurch  gezwungen  wäre,  das  zugesicherte 
Prozent  der  Verzinsung  der  Einlagen  oder  die  Versorgungs-  und  Lebensver- 
sicherungsanstalt, die  statutenmässigen  Bezüge  derjenijren,   für  welche  die  Biin- 

570 


Die  bisherigen  Versuche  zur  Refonii  der  dii'ekten  Steuern  in  Oestcrreieh.  J  Qy 

lagen  in  diese  Anstalt  geschahen,  unter  das  bisherige  Ausmass  zu  vermindern, 
so  kann  die  Anstalt,  die  sich  in  diesem  Falle  befindet,  unter  Nachweisung  des 
erwähnten  Verhältnisses,  dann  des  Steuerbetrages,  den  sie  durch  den  von  seite 
ihrer  Schuldner  erfolgten  Abzug  entrichtet  hat,  die  Zurückerstattung  desjenigen 
Betrages,  um  welchen  infolge  dieses  Abzuges  die  gedachten  Bezüge  vermindert, 
werden  mussten,  aus  dem  Staatsschatze  verlangen." 

Es  bedarf  nach  dem  Obgesagten  keiner  weiteren  Begründung,  dass  diese 
Gesetzesbestimmung,  soweit  die  Zinsen  der  auf  Grundstücken  oder  Häusern 
sichergestellten  Kapitalien  in  Betracht  kommen,  derzeit  so  gut  wie  gar  keine 
praktische  Bedeutung  mehr  hat.  Dasselbe  gilt  aus  analogen  Gründen  —  wie 
wir  noch  des  Näheren  darzulegen  Gelegenheit  haben  werden  —  auch  von  dem 
auf  die  Zinsen  der  bei  Handels-  und  Gewerbetreibenden  ausgeliehenen  Kapitalien 
bezüglichen  Teile  der  obigen  Anordnung. 

Nicht  eigentlich  als  eine  Befreiung  von  der  Verpflichtung  zur  Einkommen- 
Steuerzahlung,  aber  doch  immerhin  als  eine  hier  zu  berücksichtigende  Bestim- 
mung ist  diejenige  anzusehen,  welche  im  §  21  der  oberwähnten  Vollzugsvor- 
achrift  zum  Einkommensteuerpatente  getroffen  wurde.  Dort  wurde  nämlich 
angeordnet ,  dass ,  wenn  eine  steueri^flichtige  Unternehmung  im  Laufe  eines 
Jahres  eingestellt  wird,  die  hiervon  für  dieses  Jahr  vorgeschriebene  Einkommen- 
steuer um  den  dem  restlichen  Teil  des  Steuerjahres  entsprechenden  Betrag  zu 
kürzen  ist.  Dieser  Fall  ist,  nebenbei  bemerkt,  der  einzige,  in  welchem  das 
Einkommensteuerpatent  die  Minderung  der  für  ein  Jahj-  vorgeschriebenen  Steuer 
infolge  des  Aufhörens  des  besteuerten  Einkommens  überhaupt  gestattet  hat. 

p]ine  weitere  Ausnahme  von  der  allgemeinen  Steuerpflicht  aller  im  EiA- 
kommensteuerpatente  angeführten  Einkommensaiien ,  die  aber  eVjenfalls  nicht 
eigentlich  als  eine  Befreiung  von  der  Einkommensteuerzahlung  angesehen 
werden  kann,  enthält  der  §  19  der  Vollzugsvorschrift,  welcher  lautet:  ,,Uebt 
ein  Steuerpflichtiger  zwei  oder  mehrere  Unternehmungen  aus ,  deren  eine  ein 
steuerbares  Einkommen  abwirft,  die  andere  aber  einen  Abgang  ausweist,  so 
kann  er  verlangen,  dass  dieser  Abgang  an  jenem  Einkommen  zum  Behufe  der 
Steuerbemessung  abgerechnet  wei'de.  Diese  Abrechnung  findet  jedoch  nur  statt, 
wenn  der  Steuerpflichtige  sowohl  die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  steuer- 
pflichtigen Unternehmungen,  als  auch  sein  anderes  Einkommen  zergliedert  ein- 
bekannt  hat  und  insoferne  es  von  seiten  der  Behörde  gefoi-dert  wird,  durch  die 
Einsicht  in  seine  Bücher  nachweist."  Zum  Vei-ständnisse  des  Schlusssatzes  dieser 
Anordnung  müssen  wir  auf  die  unten  folgende  Darstellung  des  Vorganges  bei 
der  Einkommensteuerbemessung  vei'weisen. 

Dieser  Vorgang  ist  im  Einkommensteuerpatente  und  in  der  vom 
Finanzministerium  erlassenen  V^ollzugsvorschrift  dazu  teils  gemeinschaftlich  für 
alle  drei  Einkommensklassen,  teils  abgesondert  für  jede  einzelne  dei'selben  vor- 
geschrieben. 

In  betreff  des  Einkommens  der  1.  Klasse  wurde  zunächst  angeordnet,  dass 
die  Steuer  von  demselben  auf  Grund  von  Fassionen  bemessen  werden  solle, 
welche  die  das  Einkommen  Beziehenden  resp.  die  gesetzlichen  Vertreter  der- 
selben einzubringen  haben.  Wer  „von  mehreren  Unternehmungen  und  Erwerbs- 
quellen ein  Einkommen  bezieht, ist  verpflichtet,  für  jede  einzelne  Unter- 
nehmung .    und    insofern   sein   Einkommen    zwei   oder    mehreren    verschiedenen 
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J]inkommeiisklassen  angehört,  für  jede  einzelne  Klasse  seines  Kinkommens  ein 
besonderes  Bekenntnis  einzubringen.  Bei  der  Einbringung  der  Bekenntnisse 
müssen  bestimmte,  der  Vollzugsvorschrift  beigefügte  und  einen  integrierenden 
Bestandteil  derselben  bildende  Formulare  benützt  werden,  in  deren  für  das  Ein- 
kommen der  I.  Klasse  bestimmtem  Muster  sich  u.  a.  drei  Colonnen  befinden, 
deren  eine  für  die  Ziffer  der  Einnahmen,  deren  zweite  für  die  der  Ausgaben 
und  deren  dritte  für  die  des  sich  sohin  ergebenden  reinen  Einkommens  bestimmt 
ist.  Ausserdem  enthalten  diese  Formulare  noch  Rubriken  für  die  Bezeichnung 
der  Art  des  Geschäftes,  die  Grösse  des  darin  vei-wendeten  Kapitals  und  die 
Anzahl  der  beschäftigten  Hilfsarbeiter,  endlich  behufs  Erteilung  einer  Aus- 
kunft darüber,  ob  das  Geschäft  durch  das  ganze  Jahr  oder  nur  zeitweilig  be- 
trieben wird. 

Die  Einnahms-,  Ausgabs-  und  Reineinkommensziffern  sind  im  Bekenntnisse 
gesondert  für  jedes  der  drei  dem  Steuerjahre  zuletzt  vorangegangenen  Jahre 
anzuführen;  ausserdem  sind  in  das  Bekenntnis  die  sich  aus  diesen  Ziffern  er- 
gebenden Durchschnitte  aufzunehmen.  Das  auf  diese  Art  berechnete  Durch- 
schnittseinkommen aus  den  letzten  drei  Jahren  hat  die  Grundlage  der  Einkommen- 
steuerbemessung zu  bilden.  Wenn  aber  das  Unternehmen  zu  Beginn  eines 
Steuerjahres  noch  nicht  drei  Jahre,  aber  mehr  als  ein  Jahr  besteht,  so  ist  in 
gleicher  Weise  das  Durchschnittseinkommen  aus  der  Zeit  des  Bestandes  des 
Geschäftes  zu  berechnen  und  in  der  Fassion  anzugeben.  Nur  wenn  das  Unter- 
nehmen erst  im  Laufe  eines  Steuerjahres  beginnt  oder  zu  Anfang  desselben 
noch  kein  volles  Jahr  besteht,  ist  in  das  Bekenntnis  dasjenige  P]inkommen  auf- 
zunehmen, welches  im  Laufe  des  Steuerjahres  wahrscheinlich  erreicht  werden 
dürfte.  Als  Ausgaben  dürfen  nicht  in  Anschlag  gebracht  werden:  ,Die  etwa 
im  Laufe  des  dem  Bekenntnisse  zu  Grunde  liegenden  Zeitraumes  aus  dem 
Unternehmen  gezogenen  Kapitalsbeträge:  die  Zinsen  von  den  in  der  Unterneh- 
mung oder  dem  Geschäfte  anliegenden  Kai^italien  oder  von  den  Kapitalsschulden 
der  steuerpflichtigen  Geschäftsunternehmung;  die  Vergütung  für  die  Arbeit  des 
Steuerpflichtigen,  seiner  Gattin  und  derjenigen  Kinder,  für  deren  Unterhalt  er 
nach  dem  Gesetze  zu  sorgen  hat;  der  Wohnzius  des  Steuerpflichtigen  und  seiner 
Familie;  die  in  den  Jahren  der  Fatierung  entrichtete  Erwerbsteuer  oder  Berg- 
frone."  Einen  weiteren  wichtigen  —  wenngleich  nur  für  einen  Teil  der  hier 
in  Betracht  kommenden  Steueiiiflichtigen  bestimmten  —  Grundsatz  für  die 
Feststellung  der  in  die  Fassionen  aufzunehmenden  Zahlen  enthält  der  §  7  der 
Vollzugsvorschrift,  welcher  lautet:  „Das  Einkommen  von  kaufmännischen  oder 
industriellen  Unternehmungen,  in  denen  ein  Kapital  und  nicht  bloss  Arbeit  in 
nutzbringender  Verwendung  steht,  muss  nach  den  Grundsätzen  der  Verfassung 
einer  richtigen  Bilanz  ausgewiesen  werden,  daher  auch  diejenigen  Ueberschüsse 
als  Einkommen  eingerechnet  werden  müssen,  welche  sich  durch  die  Venuehrung 
der  Vorräte  oder  überhaupt  des  in  der  Unternehmung  enthaltenen  Kapitals  er- 
geben haben,"  diese  Bestimmung  gilt  aber  selbstverständlich  nur  innerhalb  des 
Rahmens,  welcher  durch  die  oben  mitgeteilten  Nonnen  für  die  als  von  den 
Einnahmen  abrechenbar  anerkannten  Ausgaben  gezogen  worden  ist. 

Die  oben  mitgeteilten  Nonnen  für  die  Feststellung  des  steuerbaren  Ein- 
kommens verdienen  besondere  Aufmerksamkeit.  Schon  der  erste  Blick  auf  die- 
selben zeigt,    dass  die   hierdurch  vorgeschriebene  Einkommensermittelung   nach 
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ganz  anderen  (Irundsätzen  zu  erfolgen  hat,  als  im  gewöhnlichen  Leben  für  die 
Feststellung  des  als  Einkommen  zu  betrachtenden  Teiles  der  Einnahmen  eines 
Geschäftes  massgebend  sind.  Schon  die  Anordnung  der  Durchschnittsberechnung 
allein,  welche  ohne  Zweifel  in  der  Absicht  getroffen  wurde,  dem  Staate  zu  einer 
möglichst  gleichmässigen,  von  den  regelmässigen  Schwankungen  in  den  Ertrags- 
verhältnissen der  Handels-  und  gewerblichen  Unternehmungen  möglichst  unab- 
hängigen Einnahme  zu  verhelfen,  muss  naturgemäss  oft  bewirken,  dass  das  für 
ein  Steuerjahr  festgestellte  steuerbare  Einkommen  von  dem  in  diesem  Jahre 
bezogenen  erheblich  abweicht.  Es  kann  auf  diese  Art  geschehen ,  dass  einem 
Steuerpflichtigen  für  ein  Jahr,  in  welchem  er  mit  Verlust  gearbeitet  hat.  ein 
bedeutendes  Einkommen  vorgerechnet  und  demgemäss  eine  entsprechend  hohe 
Steuer  aufgebürdet  wird,  während  andererseits  für  ein  Jahr  mit  bedeutendem 
Gewinne  ein  viel  kleinerer  oder  selbst  ein  Verlust  berechnet  und  der  Steuervor- 
schreibung zu  Grunde  gelegt  werden  kann. 

Nicht  minder  geeignet  zur  Schaffung  von  erheblichen  Divergenzen  zwischen 
dem  wirklichen  und  dem  zu  versteuernden  Einkommen  eines  Steuerpflichtigen 
sind  die  Bestimmungen  in  Betreff  der  Ausscheidung  der  Kapitalsvenninderungen , 
der  Vermehrungen  der  Vorräte  und  —  vor  allem  anderen  —  der  Zinsen  für  die 
Schulden  des  Unternehmers  aus  den  Geschäftsauslagen.  Insbesondere  die  Nicht- 
berücksichtigung der  letzterwähnten  Post  muss  häufig  bewirken,  dass  das  ,  steuer- 
bare Fiinkommen"  eines  Geschäftsmannes  eine  ganz  andere  Ziffer  aufweist,  als 
das  nach  den  gewöhnlich  geltenden  Grundsätzen  ermittelte.  Uebrigens  steht 
speziell  diese  Bestimmung  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Grundsatze,  welcher 
die  Nichtberücksichtigung  der  auf  Grundstücken  und  Häusern  lastenden  Kapi- 
talien bei  der  Einführung  des  Drittelzuschlages  zur  Grund-  und  Gebäudesteuer 
veranlasst  hat.  Es  war  daher  nur  konsequent,  wenn  im  §  23  des  Einkommen- 
steuerpatentes die  von  uns  bereits  berührte  Anordnung  getroffen  worden  war, 
dass  der  Eigentümer  einer  Handels-  oder  Gewerbsuntemehmung  berechtigt  sei, 
bei  der  Auszahlung  der  Zinsen  von  den  durch  ihn  für  Zwecke  seines  Geschäfts- 
betriebes aufgenommenen  Schulden  die  hierauf  entfallende  Einkommensteuer, 
bei  der  Zinsenzahlung  abzuziehen.  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  diese  An- 
ordnung ebenso  wenig  zur  praktischen  Geltung  gelaugt  ist.  wie  die  früher  be- 
sprochenen analogen  in  betreff  der  auf  Grundstücken  und  Häusern  lastenden 
Schulden.  Uebrigens  hat  diese  Anordnung  für  viele  Geschäftsleute  —  für  alle 
jene  nämlich,  welche  durch  ihre  geschäftliche  Thätigkeit  in  die  Lage  kommen, 
vielfach  Zinsen  von  Schulden  jener  Leute,  mit  denen  sie  in  geschäftlicher  Ver- 
bindung stehen,  zu  beziehen  —  die  Folge,  dass  die  bereits  durch  die  bisher 
besprochenen  Bestimmungen  in  mehr  als  genügendem  Masse  hervorgerufenen 
Divergenzen  zwischen  dem  wirklichen  und  dem  nach  den  Grundsätzen  des  Ein- 
kommensteuei-patentes  festgestelltem  Einkommen  noch  vergrössert  werden.  Mit 
Rücksicht  auf  diese  Anordnung  kann  ein  Geschäftsmann  leicht  ein  sehr  grosses 
Einkommen  beziehen  und  doch  den  Steuerbehörden  vorrechnen ,  dass  er  gar 
kein  steueiijflichtiges  Einkommen  habe,  während  es  sich  umgekehrt  ereignen 
kann,  dass  jemanden  von  der  Steuerbehörde  ein  grosses  Einkommen  vorgerechnet 
wird,  der  faktisch  nur  Verluste  aufzuweisen  hat. 

Hinsichtlich  des  Einkommens  der  II.  Klasse  wird  im  Gesetze  unterschieden, 
ob    es   sich    um    ein  Einkommen    handelt,    das  —  wie    bei    den   Beamten   aller 
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Arten  —  mit  fixen  Jahresbeträgen  im  vorhinein  bestimmt  ist,  oder  um  eines,, 
welches  —  wie  das  der  Aerzte,  Schriftsteller  und  Künstler  —  in  analoger  Weise 
variiert,  wie  das  aus  gewerblichen  und  Handelsunternehmungen  stammende. 

Das  Einkommen  der  letzteren  Art  ist  in  derselben  Weise  und  nach  den- 
selben Grundsätzen  einzubekennen ,  wie  das  nach  der  I.  Klasse  steuerpflichtige. 
Hinsichtlich  der  Einkommen  der  ersteren  Art  wird  dagegen  ein  Unterschied 
gemacht,  je  nachdem  sie  aus  Staatskassen,  anderen  öffentlichen  Kassen  oder 
von  Privaten  ausbezahlt  werden.  Werden  sie  aus  Staatskassen  ausbezahlt,  so 
besorgen  diese  bei  der  Verrechnung  ihrer  Gebahrung  unter  einem  auch  die  Er- 
mittelung der  zu  zahlenden  Einkommensteuer.  Stammen  die  Bezüge  aus  einer 
anderen  öffentlichen  Kasse,  so  ist  diese  nur  verpflichtet,  über  dieselben  der 
Steuerbehörde  die  entsprechende  Anzeige  auf  dem  in  der  Vollzugsvorschrift 
zum  Einkommensteuerpatente  vorgeschriebenen  Formulare  zu  erstatten.  Erfolgt 
endlich  die  Auszahlung  jener  Bezüge  durch  Privatpersonen,  so  haben  sowohl 
diese  die  eben  erwähnten  Anzeigen  bei  den  Steuerbehörden  zu  erstatten,  als 
auch  die  zum  Bezüge  des  Einkommens  Berechtigten  dasselbe  in  Bekenntnissen, 
für  welche  wieder  ein  bestimmtes  Formulare  vorgeschrieben  ist,  zu  fatieren. 

In  die  Bekenntnisse  über  Zinsen  von  Kapitalien  sind  nur  jene  derlei  Be- 
züge aufzunehmen,  die  von  Kaj)italien  herrühren,  welche  weder  auf  Häusern 
oder  Grundstücken  haften,  noch  an  gewerbliche  oder  Handelsuntemehmungen 
ausgelegt  sind.  Diese  Verfügung  erscheint  nach  unseren  bisherigen  Ausfüh- 
rungen hinsichtlich  der  hypothekarisch  sichergestellten  Kapitalien  als  bereits 
ohne  weitere  Erklärung  verständlich.  Auch  hinsichtlich  der  an  gewerbliche 
oder  Handelsunternehmungen  ausgeliehenen  Kapitalien  hängt  sie  mit  der  gesetz- 
lichen Nichtberücksichtigung  der  Passivzinsen  der  Inhaber  der  steuerpflichtigen 
Objekte  der  eben  bezeichneten  Art  zusammen.  Hieraus  ergab  sich  nämlich  von 
selbst  als  notwendige  Konsequenz,  auch  diesen  Steuerträgern  dasselbe  Recht 
einzuräumen,  welches  in  der  hier  in  Rede  stehenden  Angelegenheit  durch  frühere 
gesetzliche  Normen  den  Grund-  und  Hausbesitzern  bereits  eingeräumt  worden 
war.  Dieser  Notwendigkeit  trug  der  die  entsprechende  Verfügung  enthaltende 
§  23  des  Einkommensteuerpatentes  Rechnung.  Auch  hier  ist  der  Betrag,  mit 
welchem  der  Schuldner  seinem  Gläubiger  die  Steuer  von  den  zu  zahlenden 
Kapitalszinsen  in  Rechnung  bringen  kann,  mit  5  Prozent  festgesetzt  worden. 
Und  auch  hier  war  der  praktische  Erfolg  dieser  Anordnung,  wie  in  den  früher 
besprochenen  Fällen,  beinahe  gleich  Null.  Er  war  dies  umsomehr,  als  (aus 
Gründen,  auf  die  wir  später  hinzuweisen  haben  werden)  die  hier  in  Betracht 
kommenden  Kategorien  von  Steuerpflichtigen  mit  Ausnahme  einer  einzigen 
—  allerdings  bedeutenden  —  überhaupt  gar  nicht  in  die  Lage  kamen,  eine 
ernstliche  Wirkung  des  Verbotes  der  Abrechnung  der  von  ihnen  zu  zahlenden 
Passivzinsen  fühlen  zu  können  und  sich  daher  auch  gar  nicht  veranlasst  sahen, 
die  Geltendmachung  des  ihnen  gegenüber  ihren  Gläubigern  eingeräumten  Rechtes 
auch  nur  anzustreben. 

Mit  Rücksicht  auf  die  eben  dargestellten  Bestimmungen  über  das  nach 
der  111.  Klasse  steuerpflichtige  Einkommen  blieben  als  Objekte  der  Einkommen- 
steuer von  Kapitalszinsen  nur  die  Zinsen  von  Darlehen  an  nicht  handel-  oder 
gewerbetreibende  Personen  —  also  an  Beamte  aller  Arten  und  an  Rentner 
oder  sonstige  Nichtsthuer  —  sowie  die  nicht  hypothezierten  Darlehen  an  Grund- 
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und  Hausbesitzer,  dann  die  Darlehen  an  den  Staat,  sowie  an  die  Provinzen, 
Gemeinden  u.  dergl.  nicht  dem  Betriebe  von  Handel  oder  Gewerbe  sich  wid- 
mende Korporationen  —  natürlich  wieder  nur,  insoweit  sie  nicht  hypothekarisch 
sichergestellt  sind  —  übrig.  Die  erstere  Kategorie  von  Darlehen  besitzt  nur 
eine  geringe  praktische  Wichtigkeit  für  die  Steuerbemessung,  da  die  hierher 
gehörigen  Darlehenszinsen  naturgemäss  nur  geringe  Beträge  ausmachen;  ihre 
Wichtigkeit  wurde  in  der  Praxis  noch  überdies  dadurch  vennindert,  dass  diese 
Art  von  Darlehen  grösstenteils  in  Wechseln  gegeben  wird,  was  zur  Folge  hat, 
dass  ihre  Verzinsung  in  der  Form  des  Wechseleskompte  erscheint,  das  Einkommen 
aus  derartigen  Geschäften  aber  mit  Rücksicht  auf  die  geltende  Wechselgesetz- 
gebung nicht  als  Zinseneinkommen  im  Sinne  des  Einkommensteuerpatentes  gilt. 

Auch  das  Zinseneinkommen  aus  Staats-  und  ähnlichen  Papieren  ist  schon 
nach  dem  Einkommensteuerpatente  nicht  einmal  in  seiner  Gänze  steuerpflichtig. 
Denn  da  dieses  Gesetz  in  seinem  §  3  die  Bestimmung  enthält,  dass  nur  das 
aus  dem  in  jenen  Ländern,  in  welchen  dieses  Gesetz  gilt,  verwendeten  Ver- 
mögen der  Bewohner  des  Staates  stammende  Einkommen  der  Einkommensteuer 
unterliegt,  so  zog  die  Praxis  hieraus  die  Konsequenz,  dass  das  Einkommen  aus 
ausländischen  Papieren  der  bezeichneten  Art  hierlands  nicht  zu  versteuern  sei, 
also  nur  die  Zinsen  von  inländischen  Papieren  dieser  Art  der  hierländigen  Ein- 
kommensteuer unterliegen. 

Uebrigens  gibt  es  doch  auch  eine  Art  von  auf  Häusern  hyi3othezierten 
Darlehen,  deren  Zinsen  trotz  der  Bestimmung  des  §  2  des  Einkommensteuer- 
patentes der  J]inkommensteuerpflicht  nach  der  HL  Klasse  unterliegen.  Es  sind 
dies  diejenigen,  die  auf  gebäudesteuerfreien  Häusern  intabuliert  sind.  Denn 
da  von  diesen  Häusern  keine  Gebäudesteuer  zu  zahlen  ist,  entfällt  bei  den- 
selben auch  der  die  Einkommensteuer  vertretende  Drittelzuschlag  zu  jener 
Steuer;  hieraus  folgt  von  selbst,  dass  den  betreffenden  Hauseigentümern  das 
Recht  des  Steuerabzuges  gegen  ihre  Gläubiger  nicht  zusteht,  woraus  sich  weiters 
wieder  von  selbst  ergibt,  dass  die  diesen  Gläubigern  aus  ihren  Forderungen  zu- 
fliessenden  Kapitalszinsen  nicht  als  bereits  durch  das  Abzugsrecht  des  Schuldners 
besteuert  angesehen  werden  können.  Daher  müssen  diese  Zinsen  unmittelbar 
durch  den  Bezugsberechtigten  selbst  versteuert  werden.  Faktisch  geschieht  dies 
allerdings  selten  genug,  da  es  fast  zur  Regel  geworden  ist,  dass  jeder,  der  Geld 
gegen  Intabulierung  auf  ein  steuerfreies  Haus  darleiht,  sich  vom  Darlehens- 
werber die  Vergütung  der  Steuer  für  die  in  Aussicht  genommenen  Zinsen  ver- 
sprechen lässt. 

An  besonderen  Nonnen  für  die  Fatierung  des  Einkommens  aus  Kapitals- 
zinsen enthält  das  Einkommensteuerpatent  nichts.  Dagegen  findet  sich  in  der 
Vollzugsvoi*schrift  dazu  (§  12)  die  Bestimmung,  dass  das  Einkommen  der  in 
Rede  stehenden  Art  stets  nach  dem  Stande  vom  31.  Dezember  des  dem  Steuer- 
jahre vorangehenden  Jahres  zu  fatieren  sei.  Diese  Bestimmung  hat  in  der 
Praxis  die  Interpretation  gefunden,  dass  die  Einkommensteuer  111.  Klasse  für 
jedes  Jahr  nicht  nach  dem  Zinseneinkommen  zu  bemessen  sei.  welches  der 
Steuerpflichtige  während  desselben  wirklich  bezieht,  sondern  nach  demjenigen, 
welches  er  nach  dem  Stande  seiner  Forderungen  mit  Schluss  des  Vorjahres 
während  des  Steuerjahres  beziehen  konnte.  Die  Konsequenz  hiei^von  ist,  dass 
derjenige,   der  am  31.  Dezember   eines  Jahres   noch   eine  Forderung   ausstehen 
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hat,  die  Zinsen  derselben  noch  während  des  ganzen  folgenden  Jahres  versteuern 
muss,  und  zwar  auch  dann,  wenn  er  an  jenem  Tage  schon  bestimmt  weiss,  dass 
seine  Forderung  bereits  am  unmittelbar  darauf  folgenden  1^  Januar  zurück- 
bezahlt wird,  ihm  also  im  nächsten  Jahre  nicht  die  geringsten  Zinsen  mehr 
tragen  kann.  Freilich  hat  dafür  die  in  Rede  stehende  Gesetzesbestimmung 
auch  die  Konsequenz,  dass  derjenige,  der  an  einem  1.  Januar  ein  Kapital  aus- 
leiht, von  den  Zinsen  desselben  für  dieses  ganze  Jahr  keine  Steuer  zu  zahlen  hat. 

Eine  weitere  erwähnenswerte  Norm  in  betreff'  der  Einkommensteuer  der 
in.  Klasse  enthält  der  §  13  der  Vollzugsvorschrift  zum  Einkommensteuerpatente, 
welcher  lautet:  „Bei  Leibrenten  ist  jedoch  von  der  Steuerbemessung,  dieselbe 
mag  über  ein  Bekenntnis  von  seite  der  Behörden  oder  durch  den  von  seite  des 
Schuldners  gestatteten  Abzug  erhoben  werden,  derjenige  Betrag  auszuscheiden, 
um  den  die  Leibrente  höher  ist,  als  das  Mass  der  durch  das  allgemeine  bürger- 
liche Gesetzbuch  (§  994)  erlaubten  Verzugszinsen,  deswegen  muss  auch  im  Be- 
kenntnisse über  Leibrenten  das  Kapital,  und  der  Umstand,  ob  es  mit  oder  ohne 
Unterpfand  angelegt  worden  sei,  angegeben  werden."  An  der  zitierten  Stelle 
des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  (vom  Jahre  1811!)  ist  nämlich  ein 
Maximum  der  erlaubten  Zinsen  normiert.  Dasselbe  beträgt  für  hypothezierte 
Darlehen  5,  für  andere  6  Prozent  jährlich,  eine  Beschränkung,  die  durch  die 
im  Jahre  1868  erfolgte  Freigebung  der  Wahl  des  Zinsfusses  für  alle  Arten  von 
Darlehen  für  alle  sonstigen  Beziehungen  des  wirtschaftlichen  Verkehrs  allerdings 
beseitigt  worden  ist,  für  die  Frage  der  Bemessung  der  Einkommensteuer  von 
Leibrenten  aber  wohl  noch  immer  als  massgebend  betrachtet  werden  muss. 

Eine  allgemeine  Norm  in  betreif  der  Form  der  einzubringenden  Ein- 
kommensbekenntnisse enthält  der  §  5  der  Vollzugsvorschrift  zum  Einkommen- 
steuerpatente, laut  welchem  die  Bekenntnisse  vom  Steuerpflichtigen  mit  der  Be- 
kräftigung, dass  die  darin  enthaltenen  Angaben  von  ihm  .an  Eidesstatt  und 
unter  der  Treue  eines  redlichen  Staatsbürgers"  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen 
eingesetzt  worden  sind,  ausgefertigt  werden  müssen. 

Das  Ausmass  der  Einkommensteuer  ist  für  das  nach  der  II.  und  III.  Klasse 
steuerpflichtige  Einkommen  mit  5  Prozent  dieses  Einkommens  festgestellt  worden, 
doch  enthält  der  §20  des  Einkommensteuerpatentes  folgende  Norm :  „Vom  Ein- 
kommen der  I.  Klasse  ist  die  Steuer  nie  mit  einem  minderen  Betrage  zu  be- 
messen, als  an  der  P]rwerbsteuer  mit  Zuschlag  eines  Drittels  der  bisherigen 
Gebühr  entfällt.  Die  Erwerbsteuer  wird  in  die  Einkommensteuer  eingerechnet 
und  die  letztere  nur  mit  demjenigen  Betrage,  um  den  sie  höher  ist,  als  die  bis- 
her vorgeschriebene  Erwerbsteuer,  abgesondert  vorgeschrieben  und  eingehoben." 

Diese  letztere  Bestimmung  ist  noch  wichtiger,  als  sie  schon  auf  den 
ersten  Blick  erscheint,  durch  den  Einfluss  geworden,  den  sie  in  der  Praxis  auf 
die  Gestaltung  der  Einkommensteuer  der  I.  Klasse  ausgeübt  hat.  Dieser  Ein- 
fluss besteht  darin,  dass  durch  sie  die  mit  dem  Patente  vom  29.  Oktober  1849 
eingeführte  neue  Besteuerung  der  Handels-  und  gewerblichen  Unternehmungen 
—  ausgenommen  die  Pachtungen  und  die  BergAverke,  auf  welche  beide  sie  ja, 
da  dieselben  der  P^i-werbsteuer  nicht  unterliegen,  keine  Anwendung  findet  — 
des  Charakters  einer  Einkommensteuer  vollständig  entkleidet  worden  ist.  War 
dieser  Charakter  schon  durch  das  Verbot  der  Berücksichtigung  der  von  den 
Einkommensteuei-pflichtigen    zu   bezahlenden  Schuldzinsen   bei  Feststellung   des 
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steuerpflichtigen  Einkommens  erheblich  abgeschwächt  und  die  sogenannte  Ein- 
kommensteuer eigentlich  schon  hierdurch  allein  ganz  in  eine  neue  Ertragssteuer 
auf  die  gewerblichen  und  Handelsunteniehmungen  lungewandelt  worden ,  so 
geschah  dies  durch  die  hier  in  Rede  stehende  Bestimmung  in  noch  höherem 
Masse,  da  ja  die  Höhe  der  Einkommensteuer  hierdurch  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  für  nicht  von  der  Grösse  des  Einkommens ,  sondern  von  derjenigen  der 
auf  den  hier  in  Betracht  kommenden  Unternehmungen  lastenden  Ertragssteuer 
abhängig  erklärt  wurde.  Dass  dieser  Erfolg  praktisch  in  noch  höherem  Masse 
eintrat,  als  der  Gesetzgeber  ursprünglich  wohl  beabsichtigte  und  warum  dies 
geschah,  werden  wir  weiter  unten  noch  des  näheren  zu  besprechen  haben. 
Vorläufig  muss  die  eben  gemachte  Andeutung  genügen. 

Für  die  Einkommensteuer  der  II.  Klasse  wurde  ein  progressiver  Steuerfuss 
eingeführt,  indem  nämlich  angeordnet  wurde,  dass  dieselbe  für  Einkommen  von 
{)00— 1000  fl.  Konv.-M.  =  630—1050  fl.  österr.  W.  mit  einem  Prozent  und  für 
je  weitere  1000  fl.  Konv.-M.  =  1050  fl.  österr.  W.,  resp.  Bruchteile  dieses  Be- 
trages um  je  ein  Prozent  höher,  also  für  das  zweite  1050  mit  2  Prozent,  für 
das  dritte  mit  3  Prozent  u.  s.  w.  bemessen  werden,  diese  Progression  aber  bei 
10  Prozent  Halt  machen  solle,  so  dass  für  alle  Beträge,  um  welche  die  nach 
der  II.  Klasse  steuerpflichtigen  Einkommen  etwa  den  Beti-ag  von  9000  fl.  Konv.-M. 
=  9450  fl.  österr.  W.  überschreiten,  die  Einkommensteuer  mit  10  Prozent  zu 
beniessen  ist. 

Hier  ist  der  Ort,  um  auf  die  Kongruenz  aufmerksam  zu  machen,  welche 
zwischen  der  Höhe  der  p]inkommensteuer  und  derjenigen  des  Betrages,  welchen 
nach  den  oben  mitgeteilten  Bestimmungen  ein  Hypothekarschuldner  seinem 
Gläubiger  bei  der  Auszahlung  der  Zinsen  als  Steuer  in  Anrechnung  bringen 
darf,  besteht.  5  Prozent  macht  der  Steuerfuss  bei  der  Einkommensteuer  der 
T.  und  III.  Klasse  aus  und  5  Prozent  der  zu  zahlenden  Zinsen  darf  der  Schuldner 
seinem  Gläubiger  bei  der  Auszahlung  derselben  in  Anrechnung  bringen.  Hier- 
durch wird  es  erst  ganz  deutlich,  dass  dieser  Abzug  nichts  anderes  dar.stellen 
sollte,  als  die  Steuer  für  diese  Zinsen.  Demzufolge  war  es  auch  eine  durch 
das  Prinzip  der  Gleichmässigkeit  der  Steuerumlegung  veranlasste  Konsequenz, 
dass  der  Steuersatz  für  alle  Arten  von  Kapitalszinsen,  die  durch  das  Abzugs- 
recht der  Schuldner  getroff'en  werden  sollten,  gleich  hoch  war.  Freilich  mussten 
wir  schon  oben  hervorheben,  dass  die  Wahl  dieses  Prozentsatzes  für  das  einzu- 
räumende Abzugsrecht  nicht  ganz  der  Höhe  des  die  Einkommensteuer  vertre- 
tenden Zuschlages  zur  Grund-  und  Gebäudesteuer,  mit  welchem  dasselbe  im 
kaiserlichen  Patente  vom  10.  Oktober  1849  in  Zusammenhang  gebracht  worden 
war,  entsprach.  Doch  hat  der  Gesetzgeber  auch  nirgends  ausgesprochen,  dass 
er  mit  diesem  Zuschlage  eine  Einkommensteuer  der  Grund-  und  Hausbesitzer 
einführen  wollte.  Im  kaiserlichen  Patente  vom  10.  Oktober  1849  ist  derselbe 
vielmehr  ohne  jede  Andeutung  einer  solchen  Absicht  angeordnet  wordeii  und 
erscheint  demgemäss  daselbst  ganz  einfach  und  ohne  jede  Verbindung  mit  Ein- 
kommensteuerprinzipien als  eine  blosse  Erhöhung  der  Gi-und-  und  Gebäude- 
steuer. Nur  im  §  2  des  Einkommensteuerpatente.s  vom  29.  Oktober  1849  ist 
gesagt  worden,  dass  das  Einkommen  aus  Grund  und  Boden  bereits  durch  den 
Zuschlag  zur  Grund-  und  Gebäudesteuer  getroff'en  worden  sei :  da  es  aber  anderer- 
seits im  §  3  desselben  Gesetzes  ausdrücklich  heisst:  ,Alle  anderen  Arten  des 
Finanzarchiv.    VI.  Jahrg.  ,577  8 
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reinen  Kinkommens sind  ....  der  Einkommensteuer    unterworfen,''  so    ist 

schon  durch  den  Gegensatz,  in  welchen  hier  die  Einkommensteuer  zu  jenem 
Zuschlage  gesetzt  wurde,  dargethan,  dass  dieser  eben  keine  PJinkommensteuer 
sein  soll.  Unter  diesen  Umständen  kann  auch  die  Statuierung  des  Abzugs- 
rechtes der  Hypothekarschuldner  allein  jenem  Zuschlage  den  Charakter  einer 
Einkommensteuer  nicht  verleihen,  sondern  erscheint  lediglich  als  ein  Versuch 
die  Last  der  Steuerzahlung  für  den  Ertrag  aus  Grundstücken  und  HäuseiTv 
wenigstens  hinsichtlich  der  Erhöhung  der  von  früher  her  schon  bestandenen 
Steuer  zwischen  beiden  Kategorien  von  Pei'sonen,  welche  an  diesem  Ei-trag 
partizipieren  —  den  Eigentümern  und  den  Hypothekargläubigern  —  nach  Mass-^i 
gäbe  der  Anteile  derselben  zu  verteilen,  resp.  den  Besitzern  der  hypothekarisch 
sichergestellten  Kapitalien  den  ihnen  vermöge  der  Bedeutung  dieser  Ertrags- 
quelle zukommenden  Anteil  an  der  Steuerlast  aufzubürden.  Dass  dieser  Versuch 
misslungen  ist,  haben  wir  ebenso  schon  oben  ausgeführt,  wie  auch  die  Gründe, 
aus  welcheii  auf  die  völlige  Kongruenz  zwischen  der  Höhe  des  Grund-  und 
Gebäudesteuerzuschlages  und  des  den  Gläubigem  anzurechnenden  Steuerbetragei* 
verzichtet  werden  musste. 

In  betreff  des  weiteren  Vorganges  bei  der  Durchführung  der  Einkommen- 
steuei'bemessung  auf  Grund  der  eingebrachten  Bekenntnisse  sei  gleich  vorweg 
angeführt,  dass  für  das  in  hxen  Bezügen  bestehende  Einkommen  der  IL  Klasse 
die  besondere  Norm  getroffen  wurde,  dass  diese  Bemessung  durch  die  zur  Aus- 
zahlung der  Entlohnungen  vei-pflichteten  Personen  oder  Kassen  —  welchen  auch 
die  Einhebung  der  bemessenen  Beträge  von  den  Steuerpflichtigen  und  deren 
Abfuhr  an  die  Staatskassen  aufgetragen  wurde  —  zu  erfolgen  hat. 

Hinsichtlich  aller  anderen  Einkommensarten  erfolgt  die  Einkommensteuer- 
bemessung durch  die  zur  Verwaltung  der  direkten  Steuern  berufenen  Organe 
der  Finanzvei-waltung,  welche  die  Fassionen  einer  eingehenden  Prüfung  zu  unter- 
ziehen haben.  Bezüglich  dieser  Prüfung  enthält  das  Einkommensteuerpatent 
(§25)  die  folgende  Norm:  „Zu  dieser  Prüfung  werden  nebst  einem  Gliede  des 
Gemeindevorstandes  zwei  wohlunteri-ichtete  Vertrauensmänner,  die  der  Gemeinde- 
vorstand für  dieses  Geschäft  bezeichnet,  aus  der  Gemeinde  des  Wohnortes  des 
Steuerpflichtigen  oder,  sofern  es  sich  um  eine  Gewerbsunternehmung  handelt, 
des  Standortes  derselben  beigezogen.  Es  ist  dabei  die  Aufmerksamkeit  darauf 
zu  richten,  ob  der  Steuerpflichtige  über  alle  Einkommenszweige,  von  denen  er 
das  Einkommen  einzubekommen  vei-pflichtet  ist,  das  Bekenntnis  eingebracht 
hat,  und  ob  der  einbekannte  Betrag  den  bestehenden  Verhältnissen  angemessen 
zu  betrachten  sei.  Mängel  in  der  Form  oder  Unvollständigkeit  der  Bekennt- 
nisse hat  die  Kommission  durch  Vernehmung  des  Patenten  im  kürzesten  Wege 
zu  verbessern  und  ergänzen  zu  lassen.  Auch  sind  die  erforderlichen  Erhebungen 
über  die  Bedenken,  die  sich  gegen  die  Eichtigkeit  des  angegebenen  Betrages 
ergeben,  schleunigst  zu  pflegen  und  es  ist  der  Steuerpflichtige  wegen  Erteilung 
der  erforderlichen  Aufklärungen  zu  vernehmen."  Ueber  die  bei  dieser  Ver- 
handlung zur  Sprache  gekommenen  Vermögens-  und  Einkommensverhältnisse 
der  Steuei-pflichtigen  haben  alle  Beteiligten  Stillschweigen  zu  bewahren.  Ins- 
besondere ist  den  Vertrauensmännern  das  Gelöbnis  dieses  Stillschweigens  mittels 
Handschlages  an  Eidesstatt  abzunehmen.  Uebrigens  ist  die  Bemessungsbehörde 
berechtigt,    von   jedermann   über   die  thatsächlichen ,    für  die  Ausmittelung  des 
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Einkommens  eines  Steuerpflichtigen  massgebenden  Verbältnisse  Aufklärungen 
zu  verlangen;  insbesondere  sind  die  von  der  Behörde  gestellten  Anfragen  über 
Thatsachen  zur  Richtigstellung  einzelner  Bekenntnisse  von  den  Befragten  ebenso 
aufzufassen,  wie  Einvernehmungen  als  Zeugen  in  öffentlichen  Angelegenheiten 
überhaupt.  Die  Büchereinsicht  zu  verlangen  ist  die  Steuerbehörde  nicht  be- 
rechtigt ;  wenn  dieselbe  aber  angeboten  wird ,  ist  von  diesem  Hilfsmittel  der 
Feststellung  des  steuerbaren  Einkommens  selbstverständlich  Gebrauch  zu  machen. 

Hintesziehungen  der  Einkommensteuer,  sowie  Renitenz  gegen  die  von 
den  Steuerbehörden  innerhalb  ihrer  Kompetenz  zum  Zwecke  der  Steuerbemessung 
getroffenen  Anordnungen,  insbesondere  die  Verweigerung  der  Einbringung  des 
Bekenntnisses  oder  der  von  der  Behörde  benötigten  Nachweisungen  sind  mit 
entsprechenden  Geldstrafen  bedroht. 

Diese  Bestimmungen  haben,  so  sehr  sie  auch  dem  Anscheine  nach  ge- 
eignet waren,  zu  dem  durch  sie  angestrebten  Ziele  —  nämlich  zur  Besteuerung 
wenigstens  derjenigen  Einkommensarten,  auf  welche  sie  Anwendung  zu  finden 
hatten,  nach  ihrer  wirklichen  Höhe  —  zu  führen,  dasselbe  gleichwohl  in  der 
Praxis  nicht  erreicht,    sondern   sich  vielmehr   als  völlig   unzulänglich  erwiesen. 

Dies  gilt  insbesondere  hinsichtlich  der  Einkommensteuer  der  dritten 
Klasse.  War  schon  durch  die  mitgeteilten  gesetzlichen  Bestimmungen  der 
Kreis  derjenigen  Kapitalszinsen ,  welche  derselben  unterlagen ,  von  vornherein 
sehr  enge  gezogen  worden,  so  lieferte  die  Praxis  noch  obendrein  das  Resultat, 
dass  selbst  diejenigen  Kapitalszinsen,  die  nach  den  Voi-schriften  des  Einkommen- 
steuerpatentes  von  den  Bezugsberechtigten  unmittelbar  hätten  versteuert  werden 
sollen,  der  Besteuerung  so  gut  wie  ganz  entzogen  wurden.  Es  wurde  sehr  bald 
geradezu  zur  ausnahmslosen  Regel,  dass  niemand  ein  Einkommen  der  III.  Klasse 
einbekannte.  Und  ein  solches  ohne  Fatierung  zu  eruieren  und  der  Besteuerung, 
die  betreffenden,  ihrer  Fatierungspflicht  nicht  nachkommenden  Steuerpflichtigen 
aber  der  Bestrafung  zuzuführen ,  erwies  sich  als  geradezu  unmöglich.  Abge- 
sehen davon,  dass  es  an  sich  nicht  leicht  ist,  das  Renteneinkommen  durch 
Vertrauensmänner  mit  halbwegs  befriedigender  Sicherheit  einschätzen  zu  lassen, 
erwies  sich  das  Verlangen  nach  einer  solchen  Schätzung  speziell  in  Oesterreich 
angesichts  der  mitgeteilten  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Besteuerung 
der  Kapitalszinsen  als  eine  geradezu  ganz  uni-ealisierbare  Zumutung  an  die 
Vertrauensmänner.  Eine  derartige  Schätzung  konnte  von  diesen,  da  es  ja  doch 
für  jedermann  einfach  unmöglich  ist,  selbst  denjenigen  seiner  Mitbürgei-,  deren 
Verhältnisse  er  genau  kennt,  wenn  dieselben  behaupten,  auf  das  Einkommen 
aus  persönlicher  Thätigkeit,  Gewerbsbetrieb  oder  Grund-  und  Hausbesitz  an- 
gewiesen zu  sein ,  auch  noch  mit  gutem  Gewissen  ein  solches  aus  Renten  zu 
imputieren ,  von  vornherein  nur  bezüglich  jener  Personen  verlangt  werden, 
welche  notorisch  ganz  oder  hauptsächlich  von  Kapitalszinsen  leben.  Nun 
konnten  aber  selbst  Personen  dieser  Kategoi-ie  mit  Rücksicht  auf  die  bestehenden 
gesetzlichen  Bestimmungen  mit  dem  Anscheine  voller  Berechtigung  behaupten, 
dass  ihr  Renteneinkommen  durchaus  in  solchen  Zinsen  bestehe,  zu  deren  Fa- 
tierung und  Versteuerung  sie  nicht  verpflichtet  seien.  Wer  konnte  ihnen  das 
Gegenteil  nachweisen? 

So  blieben  denn  für  die  Praxis  der  Steuei-veranlagung  nur  jene  wenigen 
Kapitalszinsen   übrig,    welche   einerseits    durch    die  Bezugsberechtigten    zu  ver- 
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steuern  waren  und  andererseits  durch  irgend  welche  besonderen  Umstände  zur 
Kenntnis  der  Steuerbehörden  gelangten.  Hierher  gehören  in  erster  Linie  die 
Zinsen  derjenigen  Kapitalien,  welche  auf  von  der  Hauszinssteuer  befreiten  Ge- 
bäuden sichergestellt  sind,  sowie  jene  Kapitalszinsen,  welche  zum  Einkommen 
der  zur  öffentlichen  Rechnungslegung  verpflichteten  Unternehmungen  gehören. 
Keine  von  beiden  Posten  ist  bedeutend :  die  erstere  darum  nicht ,  weil  sie  nur 
bei  neugebauten  und  deshalb  zeitlich  von  der  Zinssteuer  befreiten  Häusern  vor- 
kommen kann,  die  letztere  darum  nicht,  weil  die  zur  öffentlichen  .Rechnungs- 
legung verpflichteten  Unternehmungen  naturgemäss  solchen  Kapitalsanlagen, 
welche  die  Verpflichtung  des  zum  Bezüge  der  Zinsen  Berechtigten  zur  Vei-- 
steuerung  derselben  involvieren,  so  viel  wie  möglich  aus  dem  Wege  zu  gehen 
trachten  und  dies  unter  den  obwaltenden  Verhältnissen  auch  leicht  zu  thun 
vermögen.  Man  sagt  daher  nicht  zu  viel .  wenn  man  geradezu  erklärt ,  dass 
eine  Kapitalsrentenbesteuerung  in  Oesterreich  trotz  des  Einkommensteuerpatentes 
faktisch  nicht  existiert. 

So  arg  wie  mit  der  Besteuerung  der  Kapitalszinsen  steht  es  mit  den 
Misserfolgen  des  Einkommensteuerpatentes  hinsichtlich  der  Besteuerung  des 
Einkommens  aus  gewerblichen  und  Handelsunternehmungen  natürlich  nicht. 
Diesen  Unternehmungen  war  es  selbstverständlich  unmöglich,  sich  der  Ein- 
kommensteuervorschreibung ganz  zu  entziehen.  Aber  der  Appai-at  zur  Eruierung 
der  Höhe  des  steuerpflichtigen  Einkommens  fungiert  doch  auch  hier  nur  sehr 
unvollkommen.  Hier  bildet  die  Hauptschwiei'igkeit  für  die  praktische  Durch- 
führung des  Gesetzes  die  geringe  Neigung  der  Bevölkerung  zur  Verrichtung 
des  Dienstes  als  Vertrauensmänner  und  die  Mangelhaftigkeit  der  von  denjenigen, 
die  sich  zur  Leistung  dieses  Dienstes  entschliessen,  erlangbaren  Daten. 

Diese  Schwierigkeit  wäre  vielleicht  weniger  gross,  wenn  nicht  in  der 
Bevölkerung  die  Ueberzeugung  herrschen  würde,  dass  die  Höhe  der  Einkommen- 
steuer im  ganzen  doch  nur  vom  Belieben  der  Steuerbehörden  abhängt.  So 
wenig  dieser  Glaube  auf  den  ersten  Blick  durch  die  Bestimmungen  des  Ein- 
kommensteuerpatentes über  die  Ermittelung  des  steuerpflichtigen  Einkommens 
gerechtfertigt  zu  werden  scheint,  in  so  hohem  Grade  ist  dies  faktisch  der  Fall. 
Die  Ursache  hiervon  liegt  in  dem  Zusammenhange,  in  welchen  das  Einkommen- 
steuerpatent die  Höhe  der  Einkommensteuer  mit  derjenigen  der  Erwerbsteuer 
gebracht  hat.  Da,  wie  schon  früher  angeführt  wurde,  die  Bemessung  der  Er- 
werbsteuer geradezu  vollständig  vom  Belieben  der  Steuerbehörden  abhängt, 
so  sind  dieselben  bis  zu  einem  gewissen  Grade  in  der  That  auch  in  der  Lage, 
die  Höhe  der  Einkommensteuer  ganz  selbständig  zu  bestimmen.  Durch  die 
Aussage  der  Vertrauensmänner  kann  nur  bewirkt  werden,  dass  die  Einkommen- 
steuer mit  einem  höheren  Betrage  bemessen  wird,  als  mit  demjenigen,  der  durch 
die  Höhe  der  Erwerbsteuer  von  vornherein  unvermeidlich  gemacht  worden  ist. 
Zu  einer  solchen  höheren  Bemessung,  resp.  der  entsprechenden  höheren  Ein- 
schätzung des  Einkommens  kommt  es  nun  aber  in  der  Praxis  schon  darum 
nicht  leicht,  weil,  wenn  einmal  in  der  That  durch  mehrere  Jahre  hindurch  eine 
solche  höhere  Schätzung  von  selten  der  Vertrauensmänner  erzielt,  also  mit  Hilfe 
derselben  eine  Steigerung  der  Einträglichkeit  eines  gewerblichen  oder  Handels- 
unternehmens konstatiert  wird,  dieser  Umstand  begreiflicherweise  den  Steuer- 
behörden einen  willkommenen  Anlass   bietet,    sofort   die  Erwerbsteuer  entspre- 
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chend  —  d.  h.  auf  einen  solchen  Betrag,  dass  diese  mit  Zusciilag  eines  Drittels 
ungefähr  5  Prozent  des  eingeschätzten  Einkommens  ausmacht  —  zu  erhöhen. 
Dies  hat  dann  selbstverständlich  zur  Folge,  dass  wenigstens  in  den  nächstfol- 
genden Jahren  das  Einkommen  der  Betreffenden  nur  mehr  in  solcher  Höhe 
eingeschätzt  wird ,  welche  die  Bemessung  der  Einkommensteuer  mit  dem  Er- 
werbsteuerdrittel wenigstens  nahezu  als  angemessen  erscheinen  lässt.  Bedenkt 
man  noch  überdies ,  dass  eine  wirkliche  und  eingehende  Erhebung  der  Ein- 
kommensverhältnisse der  nach  der  ersten  Klasse  einkommensteuerpfiichtigen 
Personen  sowohl  für  die  Vertrauensmänner,  als  auch  für  die  Steuerbehörden 
eine  sehr  bedeutende  Arbeitslast  bildet,  deren  möglichste  Verminderung  begreif- 
licherweise beiden  Teilen  am  Herzen  liegt,  so  erscheint  es  nur  als  natürlich, 
dass  von  der  im  Gesetze  eingeräumten  Ermächtigung  zur  Bemessung  der  Ein- 
kommensteuer mit  dem  Erwerbsteuerdrittel  in  sehr  ausgedehntem  Masse  Ge- 
brauch gemacht  wird.  So  ist  es  denn  geradezu  zur  Regel  geworden,  dass  die 
Bemessung  der  Einkommensteuer  entweder  ohne  jede  Erhebung  der  wirklichen 
I^inkommensverhältnisse  der  Steuerpflichtigen  überhaupt  oder  auf  Grund  bloss 
einer  sehr  summarischen  und  oberflächlichen  Erhebung  den  Einzelnen  ganz 
einfach  mit  dem  Erwerbsteuerdrittel  vorgeschrieben  wird.  Höchstens  wird  von 
Seiten  der  Steuerbeamten,  denen  natürlich  daran  gelegen  ist,  den  Verdacht  von 
Nachlässigkeit  oder  wenigstens  Oberflächlichkeit,  dem  sie  sich  durch  ein  allzu 
starkes  Ueberwiegen  der  Einkommensteuerbemessungen  mit  dem  Erwerbsteuer- 
drittel unzweifelhaft  aussetzen,  zu  vermeiden,  danach  gestrebt,  die  Steuerpflich- 
tigen zu  einer  jenen  Betrag,  welcher  der  Bemessung  der  Einkommensteuer  mit 
dem  Erwerbsteuerdrittel  entsprechen  würde,  um  ein  Geringes  überschreitenden 
Fatierung  ihres  Einkommens  zu  vermögen  —  ein  Streben,  welches  natürlich  in 
sehr  vielen  Fällen  ohne  allzu  grosse  Mühe  zum  erwünschten  Erbfolge  führt. 

Eine  Ausnahme  von  'diesem  Kleben  an  der  Erwerbsteuer  machen  natur- 
gemäss  jene  sehr  grossen  Einkommen  —  aber  auch  fast  nur  diese  — ,  welche, 
wie  namentlich  die  Einkommen  der  grossen  Aktiengesellschaften,  sowie  einzelner 
Grossindustrieller  und  Handelsleute  (namentlich  Banquiers)  so  gross  sind,  dass 
sie  infolge  des  Umstandes,  dass  die  zulässige  Steigerung  der  Erwerbsteuer  bei 
einem  im  Verhältnisse  zur  Grösse  dieser  Einkommen  sehr  niedrigen  Satze  Halt 
macht,  durch  eine  Bemessung  der  Einkommensteuer  mit  der  Erwerbsteuer  in 
einem  so  auffallenden  Masse  zu  niedrig  taxiert  werden  würden,  dass  es  eben 
ganz  unmöglich  wird,  es  auch  hier  bei  dieser  Art  der  Einkommensteuerbemes- 
sung bewenden  zu  lassen.  In  diesen  Fällen  —  die  allerdings ,  wie  .sich  von 
selbst  versteht,  verhältnismässig  wenig  zahlreich  sind  —  bleibt  den  Steuerbeamten 
und  Vertrauensmännern  nichts  übrig,  als  die  betreftenden  Einkommen  —  ab- 
gesehen von  denjenigen  der  Aktiengesellschaften ,  die ,  wie  wir  noch  näher  zu 
besprechen  Anlass  haben  werden,  auf  Grund  der  verlässlichere  Anhaltspunkte 
bietenden  öff"entlichen  Rechnungsabschlüsse  ermittelt  werden  —  mit  Hilfe  einer 
von  der  Höhe  der  Erwerbsteuer  abstrahierenden  Schätzung  festzustellen.  Es 
ist  eine  notorische  Thatsache ,  dass  die  Resultate  dieser  Schätzungen  meisten- 
teils recht  klägliche  sind. 

Bedeutend  erschwert  wird  eine  den  Vorschriften  des  Einkommensteuer- 
patentes entsprechende  Ermittelung  der  Einkommensverhältnisse  der  Steuer- 
pflichtigen  natürlich   noch  durch  die  oben   hervorgehobene  Divergenz  zwischen 
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den  im  Gesetze  enthaltenen  Normen  für  die  Berechnung  des  Reineinkommens 
und  den  im  gewöhnlichen  Leben  gebräuchlichen  Regeln  für  die  Feststellung 
der  Höhe  eines  solchen.  Es  ist  natürlich ,  dass  alle  diejenigen  —  und  nur 
diese  —  welchen  jene  gesetzlichen  Normen  nachteilig  sind,  sich  der  Wirksam- 
keit derselben  zu  entziehen  trachten,  und  dass  sie  hierbei  von  den  Vertrauens- 
männern, welche  ja  eben  aus  der  nach  gewöhnlichen  Regeln  wirtschaftenden 
und  rechnenden  Bevölkerung  genommen  werden  müssen  und  sich  demgemäss 
mit  jener  Divergenz  auch  selbst  nicht  leicht  befreunden  können,  unterstützt 
werden.  So  ist  denn  eine  den  Normen  des  Einkommensteuerpatentes  entspre- 
chende Berechnung  des  Einkommens  eines  Steuerpflichtigen  von  den  Vertrauens- 
männern überhaupt  nicht  zu  erlangen.  Die  Steuerbehörden  müssen  schon  froh 
sein,  wenn  sie  von  diesen  nur  eine  der  wii-klichen  Höhe  des  Einkommens  eines 
Steuerpflichtigen  wenigstens  halbwegs  entsprechende  Schätzung  desselben  erhalten. 
Es  ist  übrigens  längst  eine  notorische  Thatsache ,  dass  auch  dies  den 
Steuerbehörden  nur  höchst  selten  gelingt.  Die  Personen,  welche  als  Vertrauens- 
männer dienen  könnten,  sind  nicht  leicht  zu  finden  —  namentlich  soweit  es 
sich  um  Steuerträger  handelt,  deren  Verhältnisse  einigermassen  kompliziert  und 
schwer  zu  beurteilen  sind ,  wie  dies  vor  allem  gerade  bei  den  grösseren  ge- 
werblichen und  Handelsunternehmern  der  Fall  zu  sein  pflegt.  Obendrein  ist 
die  Geneigtheit  derjenigen .  die  etwas  über  diese  Vei'hältnisse  wissen ,  zur  Er- 
teilung diesbezüglicher  Auskünfte  an  die  Steuei-behörde  begreiflicherweise  nicht 
sehr  gross.  Da  eine  gesetzliche  Bestimmung,  welche  den  Dienst  als  Vertrauens- 
mann als  eine  Bürgerpflicht  aller  dazu  Berufenen  erklären  würde,  nicht  existiert, 
so  hat  die  Bereitwilligkeit,  der  Steuerbehörde  diesen  Dienst  zu  leisten,  einen 
Anstrich  von  Denunziantentum.  So  bedarf  es  denn  eines  grossen  Aufwandes 
an  Takt  und  Ueberredungskunst  auf  seiten  der  Steuerbeamten,  um  wirklich 
vertrauenswürdige  Personen  für  die  Funktion  als  Vertrauensmänner  zu  gewinnen. 
Und  ist  ihnen  dies  gelungen .  so  dürfen  sie  die  Betreffenden  nicht  allzu  sehr 
mit  eindringlichen  Nachforschungen  in  Anspruch  nehmen ,  weil  sie  sonst  ris- 
kieren, dass  dieselben  einfach  erklären,  nicht  mehr  mitthun  zu  wollen.  Dass 
aber  Vertrauensmänner,  welche  sich  fürchten,  dass  sie,  falls  in  den  Kreisen  der 
Betheiligten  über  ihre  Dienstwilligkeit  gegenüber  den  Behörden  etwas  bekannt 
wird,  in  den  Ruf  von  Denunzianten  kommen  und  sich  Gehässigkeiten  von 
Seiten  ihrer  Mitbürger  zuziehen,  nicht  leicht  geneigt  sind,  den  von  ihnen  zu 
taxierenden  Personen  mit  ihrer  Schätzung  wehe  zu  thun ,  sondern  in  ihrer 
Schätzung  mit  möglichster  Milde  vorgehen ,  ist  begreiflich.  So  ist  es  denn 
notorisch  geworden  —  und  wurde  gelegentlich  auch  schon  von  Vertrauens- 
männern ganz  otfen  eingestanden  — ,  dass  diese  es  nicht  so  sehr  als  ihre  Auf- 
gabe betrachten,  das  Einkommen  der  von  ihnen  zu  taxierenden  Personen  richtig 
einzuschätzen,  sondern  nur  eine  den  Anforderungen  des  Staatsschatzes  einer- 
und der  Gerechtigkeit  gegenüber  allen  Steuerträgern  andererseits  einigermassen 
entsprechende  Höhe  des  der  Steuerbemessung  zu  Grunde  zu  legenden  Einkom- 
mens anzugeben.  Von  einer  wirklichen  Ermittelung  des  Einkommens  nach  den 
Vorschriften  des  Einkommensteuerpatentes  ist  hierbei  fast  niemals  eine  Spur, 
sondern  mit  höchst  seltenen  Ausnahmen  begnügen  sich  die  Vertrauensmänner, 
eine  Pauschalsumme  anzugeben,  welche  eine  ihrer  Meinung  nach  angemessene 
Schätzung  des  betreifenden  Einkommens  darstellt. 
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Es  ist  nun  begreiflich ,  class  die  Steuerbehörden  gegenüber  dieser  Ei-- 
iricheinung  bemüht  sind,  nach  Möglichkeit  solche  Vertrauensmänner  ausfindig 
zu  machen,  von  denen  sie  recht  hohe  Einkommensschätzungen  erwarten.  Da 
r-ie  hinsichtlich  der  Wahl  der  als  Vertrauensmänner  zu  verwendenden  Personen 
sehr  wenig  beschränkt  sind ,  so  ist  es  ihnen  unter  Umständen  möglich ,  auf 
diesem  Wege  zu  höheren  Einschätzungen  zu  gelangen,  als  sie  sonst  erreichen 
könnten.  Freilich  sind  es  nicht  immer  die  besten  Elemente  der  Bevölkerung, 
welche  sich  herbeilassen ,  den  Steuerbehörden  derartige  Dienste  zu  erweisen. 
PjS  ist  vielmehr  eine  ständig  wiederkehrende  Klage,  dass  die  Schätzungen  häufig 
genug  nicht  auf  bestem  Wissen  und  Gewissen  der  Schätzenden,  sondern  auf 
unlauteren ,  für  dieselben  massgebenden  Motiven  beruhen.  Rachsucht  oder 
sonstige  persönliche  Rancüne,  namentlich  aber  gegenseitiger  Brotneid  unter  den 
auf  einen  und  denselben  Erwerbszweig  angewiesenen  und  demzufolge  mit  ein- 
ander konkurrierenden  Personen  —  die  ja  naturgemäss  häufig  über  ihre  gegen- 
seitigen Verhältnisse  als  Vertrauensmänner  befragt  werden  müssen  —  werden 
oft  von  Seiten  unzufriedener  Steuerträger  als  Motive  einer  ihnen  nicht  kon- 
venierenden Einkommensschätzung  angeführt.  Ob  dies  mit  Recht  oder  Unrecht 
geschieht,  wollen  wir  dahingestellt  sein  lassen.  Thatsache  ist,  das  dies  vor- 
kommt und  dass  die  bestehende  Gesetzgebung  es  ist,  welche  solchen  Verdächti- 
gungen Raum  gibt.  Natürlich  bieten  dann  die  dargestellten  Umstände  eine 
Handhabe  mehr,  die  Steuerbehörden  der  Willkürlichkeit  im  Vorgange  bei  der 
Bemessung  der  Einkommensteuer  zu  beschuldigen.  Die  Steuerbehörden  haben 
eben  faktisch,  wenn  auch  das  Einkommensteuei-patent  die  Steuerbemessung  dem 
Anscheine  nach  ihrer  Willkür  ganz  entrückt  hat,  doch  einen  so  grossen  Ein- 
fluss  auf  dieselbe,  dass  im  Grunde  genommen  doch  sie  es  sind ,  von  denen  die 
Höhe  der  den  Einzelnen  aufzuerlegenden  Einkommensteuerbeträge  abhängt. 

Da  übrigens  die  Steuerbehörden  trotz  dieses  weiten  Spielraumes,  der  bei 
■der  Feststellung  der  Höhe  der  Einkommensteuer  ihrem  Ennessen  übrig  bleibt, 
j,'egenüber  den  gegenteiligen  Bestrebungen  der  Steuerträger  doch  nicht  immer 
an  das  erwünschte  Ziel  einer  angemessenen  Einkommensschätzung  gelangen,  so 
sehen  sie  sich  oft  genötigt,  mit  den  Steuerträgern  über  die  Höhe  des  zu  ver- 
Täteuernden  Einkommens  förmlich  in  Verhandlung  zu  treten,  um  von  denselben 
so  viel  als  möglich  Erklärungen  zu  verlangen,  welche  als  Zustimmung  zu  einer 
höheren  als  der  von  diesen  ursprünglich  zugestandenen  Taxierung  des  Ein- 
kommens gedeutet  werden  können.  Da  wird  denn  den  Steuerpflichtigen  ins 
■< Gewissen  geredet,  ihnen  die  Unzulänglichkeit  ihrer  Fatierung  vorgerückt,  kurz, 
mit  ihnen  geradezu  gefeilscht,  wie  bei  irgend  einem  Handelsgeschäfte,  und  zwar 
so  lange,  bis  es  gelungen  ist,  den  Betreff"enden  einigermassen  mürbe  zu  machen 
und  ihm  eine  Konzession  abzuringen.  Dabei  weiss  dieser  oft  genug  unmittelbar 
nach  der  Verhandlung  noch  gar  nicht,  dass  er  eine  solche  gemacht  hat  und 
erfährt  dies  erst  aus  dem  die  Einkommensteuerbemessung  enthaltenden  Zahlungs- 
auftrage. Der  oben  geschilderte,  von  der  gewöhnlichen  Berechnungsweise  eines 
Reineinkommens  so  seh]-  abweichende  diesbezügliche  Modus  des  Einkommen- 
steuerpatentes einer-  und  die  mangelhafte  Kenntnis  der  Steuergesetze  auf  Seite 
der  Steuerträger  andererseits  macht  es  nämlich  einem  findigen  Steuerbeamten 
verhältnismässig  leicht,  von  einem  Steuerträger  einzelne  Aeusserungen  zu  er- 
haschen, die  ihm  eine  Handhabe  bieten,  um  das  steuerpflichtige  Einkommen  des- 
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selben  in  die  Höhe  zu  schrauben.  Dass  ein  solches  Vorgehen  dann,  wenn  es 
auch  im  Gesetze  begründet  ist,  dem  betreflfenden  Steuerträger  dennoch  Anlass 
bietet,  über  inkorrektes  und  willkürliches  Vorgehei)  der  Steuerbeamten  zu  klagen, 
liegt  um  so  mehr  auf  der  Hand,  als  es  wohl  nicht  selten  vorkommen  mag,  dass 
diese  es  —  wozu  sie  ja  durch  den  dargestellten  Sachverhalt  und  ihr  Streben, 
sich  das  Wohlgefallen  ihrer  Vorgesetzten  zu  erwerben,  nur  zu  leicht  verleitet 
werden  können  —  förmlich  darauf  anlegen,  den  Steuerträgern  dadurch,  dass 
sie  ihnen  bei  der  Verhandlung  allerlei,  von  denselben  nicht  oder  nur  schwer  zu 
bemerkende  Schlingen  in  Gestalt  harmlos  scheinender,  faktisch  aber  auf  Er-j 
langung  verfänglicher  Aeusserungen  berechneter  Fragen  legen,  Angaben  ab- 
locken, welche  zur  Begründung  der  Bemessung  einer  höheren  Einkommensteuer 
verwendet  werden  könnten.  Es  könnte  dem  betreffenden  Steuerpflichtigen  wohl 
nicht  verübelt  werden,  wenn  er  sich  für  durch  den  Steuerbeamten  düpiert  be- 
trachten würde. 

Eine  Ausnahme  von  diesem  Vorgange  bei  der  Einkommensteuerbemessung 
besteht  nur  hinsichtlich  der  Aktiengesellschaften  und  anderer  zur  öffentlichen 
Rechnungslegung  verpflichteter  Erwerbsvereine.  Bei  diesen  sind  die  Steuer- 
behörden naturgemäss  nicht  auf  vage  Schätzungen  mehr  oder  weniger  gefälliger 
Vertrauensmänner  angewiesen,  sondern  können  durch  Einsicht  in  die  veröö'ent- 
lichten  Geschäftsrechnungen  einen  Einblick  in  die  Gebarung  der  betreffenden 
Uniernehmungen  erlangen,  welcher  es  ihnen  ermöglicht,  dieselben  auch  faktisch 
mit  jenen  Beträgen  zur  Einkommensteuer  heranzuziehen,  welche  den  Vorschriften 
des  Einkommensteuerpatentes  entsprechen.  Allerdings  trachten  natürlich  auch 
diese  Steuerpflichtigen,  sich  einerseits  den  Härten  des  Einkommensteuerpatentes 
nach  Möglichkeit  zu  entziehen,  andererseits  von  den  Vorteilen,  welche  ihnen 
dasselbe  bietet,  nach  Thunlichkeit  zu  profitieren  —  ein  Streben,  dem  die  Steuer- 
behörden ebenso  naturgemäss  entgegenwirken.  So  werden  die  Rechnungen  der 
in  Rede  stehenden  Unternehmungen  alljährlich  von  selten  der  Steuerbehörden 
riufs  genaueste  nach  der  Richtung  hin  geprüft ,  ob  nicht  unter  den  Posten, 
welche  sich  ihrer  Bezeichnung  nach  nicht  als  Teile  des  steuerpflichtigen  Ein- 
kommens darstellen,  auch  solche  versteckt  sind,  welche  zu  diesen  gehören.  Dass 
diese  Prüfung  zu  ewigen  Streitigkeiten  zwischen  den  Unternehmungen  und  den 
Steuerbehörden  Anlass  gibt,  versteht  sich  von  selbst.  Zur  Austragung  derselben 
dienen  Verhandlungen  und  Erörterungen,  die  oft  kaum  einen  anderen  Charakter 
tragen,  als  das  oben  erwähnte  Feilschen  zwischen  Steuerbehörden  und  steuer- 
pflichtigen Individuen. 

Die  beiden  kaiserlichen  Patente  vom  10.  und  29.  Oktober  1849  wurden 
hei  ihrer  Erlassung  als  bloss  provisorische  Verfügungen  ausgegeben  und  waren 
auch  unzweifelhaft  ursprünglich  als  solche  geplant  gewesen.  Sie  sollten  durch 
die  bei  ihrer  Erlassung  in  Aussicht  genommene  und  auch  durch  sie  selbst  ver- 
sprochene Reform  der  direkten  Steuern  beseitigt,  resp.  baldigst  durch  andere 
Gesetze  ersetzt  werden.  Dies  ist  jedoch  bis  zum  heutigen  Tage  nicht  geschehen. 
Da  aber  der  Staat  auf  die  Mehreinnahme,  welche  ihm  durch  diese  beiden  Ge- 
setze zugeführt  worden  ist,  nicht  mehr  verzichten  konnte,  so  wurden  dieselben 
zunächst  in  den  folgenden  Jahren  regelmässig  als  noch  für  ein  Jahr  gültig  er- 
klärt. Nach  einiger  Zeit  hörte  dies  auf  und  man  begnügte  sich  von  nun  an  da- 
mit, in  der  Einleitung  des  alljährlichen  Staatsvoranschlages  die  Anordnung  zu 
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tretfen,  class  die  Steuern  nach  den  in  Geltung  stehenden  gesetzlichen  Vorschriften 
einzuheben  seien.  Auf  diese  Weise  wurden  beide  Gesetze  seit  ihrem  ersten  Er- 
scheinen bis  auf  den  heutigen  Tag  alljährlich  neu  für  gültig  erklärt ;  sie  stehen 
noch  heute  in  voller  Geltung. 

Mit  dem  Erscheinen  des  Einkommensteuerpatentes  hatte  die  österreichische 
Gesetzgebung  in  betreif  der  direkten  Steuern  jene  Gestaltung  erreicht,  welche 
sie  in  der  Hauptsache  noch  heute  besitzt  und  welche  seither  den  Ausgangs- 
punkt aller  Bestrebungen  zur  Reform  der  direkten  Steuern  gebildet  hat.  Bevor 
wir  nun  zu  dieser  übergehen,  erübrigt  uns  nur  noch,  einiger  Vervollständigungen 
zu  ei-wähnen,  die  dieser  Gesetzgebung  seither  in  betreff  des  Territoriums  ihrer 
Geltung  zu  teil  geworden  sind. 

In  erster  Linie  ist  hier  zu  erwähnen,  dass  die  Erwerbsteuer  mit  dem 
kaiserlichen  Patente  vom  7.  Oktober  1851  in  Dalmatien  —  wo  sie  bis  dahin 
nicht  bestanden  hatte  —  eingeführt  worden  ist.  Im  Zusammenhange  hiermit 
erfolgte  erst  die  Ausdehnung  der  Einkommensteuer  auch  auf  dieses  Kronland. 

Ebenso  wurde  sowohl  die  Erwerb-  als  auch  die  Einkommensteuer  erst  im 
.fahre  1852  in  dem  im  Jahre  1846  zu  Oesterreich  gekommenen  Gebiete  von 
Krakau  eingeführt. 

Auch  in  Triest  wurde  die  Einkommensteuer  nachträglich  eingeführt.  Dies 
geschah  mit  der  Kundmachung  vom  14.  Januar  1851 ,  in  welcher  zugleich  mit 
dem  Hinweise  auf  jene  Bestimmung  des  Einkommensteuerpatentes,  nach  welcher 
die  P^inkommensteuer  niemals  niedriger  bemessen  werden  soll,  als  mit  dem 
Drittel  der  Erwerbsteuer,  angeordnet  wurde,  dass  für  jene  gewerblichen  und 
Handelsunternehmungen,  welche,  wenn  in  Triest  die  Erwerbsteuer  bestehen 
würde,  unter  diese  Bestimmung  fallen  würden,  die  Einkommensteuer  mindestens 
mit  demjenigen  Betrage  zu  bemessen  sei,  welcher  auf  die  betreffende  Unter- 
nehmung an  Erwerbsteuer  mit  Zuschlag  eines  Drittels  entfallen  würde.  Die  Be- 
messung der  Einkommensteuer  hat  aber  sohin  trotzdem  mit  dem  vollen,  nach 
der  Grösse  des  Einkommens  ermittelten  Betrage  ohne  Abzug  eines  die  Erwerb- 
steuer darstellenden  Betrages  zu  erfolgen.  Hierdurch  ist  die  noch  fortbestehende 
Befreiung  Triests  von  der  Erwerbsteuer  so  vollständig  illusorisch  geworden,  dass 
sie  füglich  als  aufgehoben  angesehen  werden  kann. 


Mit  der  Schilderung  des  Inhaltes  der  kaiserlichen  Patente  vom  10.  und 
29.  Oktober  1849  wären  wir  also  bei  jenem  Zeitpunkte  angelangt,  von  welchem 
eine  Darstellung  der  Versuche  zur  Reform  des  gegenwärtig  geltenden  Systemes 
der  direkten  Steuern  auszugehen  hat.  Diese  Versuche  bilden  eine  kontinuier- 
liche Kette,  die  bisher  noch  zvi  keinem  Ende  gelangt  ist.  Bevor  wir  dieselben 
darstellen,  ist  nur  noch  eine  Notiz  über  den  Fortgang  der  zur  Zeit  des  Erscheinens 
der  1849er  Oktobei-patente  noch  nicht  vollendet  gewesenen  Arbeiten  zum  Zwecke 
der  Anlegung  des  stabilen  Grundsteuerkatasters  und  der  allgemeinen  Umlegung 
der  Grundsteuer  nach  demselben  beizufügen.  Diese  Arbeiten  hatten,  unbeirrt 
durch  jene  beiden  Patente,  wi6  durch  die  Stürme  und  Umwälzungen  der  beiden 
Revolutionsjahre  überhaupt,  ihren  Fortgang  genommen  und  führten  schliesslich 
dahin,  dass  die  Umlegung  der  Grundsteuer  nach  dem  stabilen  Kataster  (und  den 
Normen   des  Patentes   vom  10.  Oktober  1849)  mit    dem  Jahre  1851  in  Mähren, 
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mit  dem  Jahre  1852  in  Schlesien,  Dalmatien  und  dem  Krakauer  Gebiete  einge- 
führt wurde.  In  Böhmen  erfolgte  die  Einführung  der  Einhebung  der  Grund- 
steuer nach  dem  stabilen  Kataster  nicht  auf  einmal,  sondern  successive  in  den 
verschiedenen  Teilen  des  Landes;  im  ganzen  Lande  war  sie  erfolgt  mit  1.  No- 
vember 1859.  Mit  diesem  Zeitpunkte  war  also  —  da  der  Steuerfuss  von  16  Pro- 
zent des  im  stabilen  Kataster  ausgewiesenen  Reinertrages  mit  dem  Jahre  1851 
auch  auf  Salzburg  ausgedehnt  wurde  —  von  nun  an  die  Umlegung  der  Grund- 
steuer in  ganz  Oesterreich  mit  Ausnahme  von  Galizien,  Bukowina,  Tirol  und 
Vorarlberg  einheitlich  geregelt.  In  den  eben  genannten  Provinzen  blieben  die 
oben  dargestellten,  für  dieselben  geschaffenen  Grundsteuerprovisorien  bis  auf 
weiteres  in  Geltung  und  blieben  gültig,  so  lange  das  Grundsteuergesetz  des 
Jahres  1817  überhaupt  in  Wirksamkeit  blieb,  d.  h.  bis  zur  Grundsteuerregulierung 
nach  dem  unten  zu  besprechenden  Gesetze  vom  Jahre  1869. 


Zum  Schlüsse  muss  noch  erwähnt  werden,  dass  die  direkten  Steuern  schon 
/.u  dem  hier  in  Rede  stehenden  Zeitpunkte  eine  bisher  nicht  berührte  Erhöhung 
dadurch  erfuhren,  dass  den  kleineren  politischen  Verbänden  —  Gemeinden,  Be- 
y.irken,  Kronländern  —  das  Recht  eingeräumt  wurde,  Zuschläge  zu  denselben 
zum  Zwecke  der  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse  einziaheben.  Ueber  die  Art  der 
Bewilligung  derselben,  sowie  über  deren  Höhe  bestanden  keinerlei  feste  Normen. 
Sie  wurden  einfach  von  Fall  zu  Fall  den  Selbstverwaltungskörpern  von  selten  der 
Regierung  bewilligt. 


C.   Die  Reformarbeiten  während  der  letzten  Jahre  des 
Absolutismus  ^). 

I.   Die  ersten  Anläufe  zur  Reform  der  direkten  Steuern. 

Die  Realisierung  des  in  den  Oktoberpatenten  des  Jahres  1849  gegebenen 
Versprechens  in  betreif  der  Reform  der  direkten  Steuern  wurde  von  selten  der 
Regierung,  resp.  vom  damaligen  Finanzminister  (Kraus)  sehr  bald,  nachdem 
die  Stürme  der  Revolution  vorübergebraust  und  geordnete  Zustände  wieder- 
gekehrt waren,  in  Angriff  genommen.  Schon  unterm  6.  Juni  1851  erging  ein 
auf  die  Realisierung  dieses  Versprechens  bezüglicher,  von  einem  der  höchsten 
Beamten  des  Finanzministeriums  (dem  Generaldirektor  des  Grundsteuerkatasters 
V.  Salzgeber)  verfasster  Erlass  an  die  Provinzialfinanzbehörden.  Derselbe  hatte 
die  Besteuerung  der  Nutzungen  von  Gebäuden  zum  Gegenstande.  Er  ging  davon 
aus,  dass  die  Gebäude  nach  der  geltenden  Gesetzgebung  auf  zwei  verschiedene 
Arten  der  Besteuerung  unterzogen  würden,  nämlich  teils  nach  dem  Zinsertrage, 
teils  im  Wege  der  Klassifikation.  Die  erstere  Besteuerungsart  sei  neuerlich  ihrer 
Vorzüge  wegen  auf  alle  Häuser,  welche  einen  Zinsertrag  abwerfen,  sowie  auf 
alle  jene  Orte,  welche  sich  zur  Besteuerung  der  Gebäude  nach  dem  Zinsertrage 
eignen,  ausgedehnt  worden.    Für  alle  übrigen  Gebäude  des  flachen  Landes,  hiess 


1)  Die  Darstellung  dieser  Reforraarbeiten  beruht  fast  ganz  allein  auf  den  Akten  des 
Finanzministeriums;  stellenweise  wurde  hierbei  ausserdem  noch  Beers  „Der  Staatshaushalt 
Oesterreich-Ungams  seit  18ö8"  benützt. 
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es  da  weitei".  bestehe  die  Hausklassensteuer,  welche  bei  einer  minder  haltbaren 
Grundlage  an  mehrfachen  Gebrechen  leide.  , Abgesehen  davon,  dass  eine  Be- 
steuerung der  Wohnbestandteile  schon  wegen  der  Schwierigkeit  der  Feststellung 
des  Begriffes:  Wohnbestandteil  bei  den  so  mannigfaltigen  Landes-  und  Lokal- 
verhältnissen und  Gewohnheiten  sehr  schwierig  ist  und  zu  fortwährenden  Klagen 
und  Nachbesserungen  der  ersten  Aufnahme  Anlass  gab,  entsprachen  die  Tarif- 
sätze und  die  Einreihung  der  Zahl  der  Wohnbestandteile  in  dieselben  nicht 
allen  Anforderungen  und  waren  wiederholt  der  Gegenstand  begründeter  Ein- 
wendungen der  Besteuerten  und  kaum  zu  beseitigender  Verlegenheiten  der 
Behörden."  Bei  der  fortschreitenden  Ausbildung  der  direkten  Besteuerung  und 
bei  '  der  Notwendigkeit ,  die  durch  Zeitverhältnisse  unvermeidlich  gewordene 
Steigerung  der  öffentlichen  Lasten  durch  möglichst  gerechte  und  ebenmässige 
Verteilung  derselben  für  die  Steuerpflichtigen  minder  fühlbar  zu  machen,  sei 
das  Ministerium  veranlasst,  die  Frage  in  reife  Ueberlegung  zu  ziehen,  in  welcher 
Art  den  Gebrechen  der  bestehenden  Hausklassensteuer  abgeholfen  werden  könnte. 
Deshalb  würden  die  Grundzüge  einer  solchen  Abhilfe  den  Provinzialbehörden 
zur  Begutachtung  mitgeteilt.  Ueber  diese  Grundzüge  sagte  der  Erlass  folgendes: 
,Die  Besteuerung  der  Gebäude,  welche  nicht  vermietet,  sondern  vom 
Eigentümer  selbst  bewohnt  werden,  hat  die  Ansicht  zur  Grundlage,  dass  durch 
die  Benützung  eines  den  Verhältnissen  des  Eigentümers  angemessenen  Raumes 
zur  Bewohnung  einem  Bedürfnisse  abgeholfen  werde,  für  dessen  Befriedigung 
er  sich  ausserdem  einer  Auslage  unterziehen  müsste,  welche  er  durch  die  Be- 
nützung des  ihm  gehörenden  Hauses  oder  einiger  Bestandteile  erspart,  daher  er 
hierdurch  einen  im  Verhältnisse  zur  Grösse  seiner  Wohnung  und  des  Betrages, 
den  er  für  ihre  Miete  zahlen  müsste.  stehenden  Betrag  an  seinem  Einkommen 
-erübrigt.  Unter  gleichen  Verhältnissen  kann  angenommen  werden,  dass  der 
Wert  der  Wohnung  und  die  Höhe  des  Betrages,  der  für  dieselbe  im  Wege  der 
Miete  ausgelegt  werden  müsste,  sich  nach  der  Grösse  des  Raumes  richtet,  den 
die  Wohnung  einnimmt.  Je  grösser  der  Raum  ist,  welchen  der  Eigentüraet- 
verwendet,  um  so  ausgedehnter  ist  sein  Bedürfnis;  je  mehr  Vorteile  oder  Be- 
quemlichkeiten ihm  dieselbe  nach  der  örtlichen  Lage,  dem  Bestände  oder  an- 
deren Verhältnissen  darbietet,  einen  um  so  höheren  Wei-t  hat  die  Befriedigung 
des  Bedürfnisses.  Die  Grösse  des  Wohnraumes,  welchen  ein  Wohngebäude  ein- 
nimmt, verbunden  mit  den  Vorteilen,  welche  seine  Lage  und  Beschaffenheit 
darbietet  und  dadurch  den  Wert  der  Benützung  steigert,  gewähren  daher  den 
angemessensten  Massstab  zur  Veranschlagung  des  Ertrages  solcher  Gebäude, 
welche  ausserhalb  volkreicher  Städte  von  den  Eigentümern  selbst  benützt  werden 
und  bisher  nur  der  Hausklassensteuer  unterliegen.  Zur  Ermittelung  des  Raumes 
der  Wohnungen  müsste  der  Strenge  nach  dessen  Kubikinhalt  erhoben  und  der 
Bemessung  des  Wertanschlages  zu  Grunde  gelegt  werden.  Da  jedoch  die  Gi'össe 
eines  Würfels  bekannt  ist,  wenn  man  die  einer  Seite  kennt  und  da  nach  der  in 
jedem  Lande  ausserhalb  der  volkreichen  Städte  üblichen  Bauart  bei  der  über- 
wiegenden Mehrzahl  der  Gebäude  die  Höhe  des  den  Wohnungen  gewidmeten 
Raumes  nicht  bedeutend  verschieden  ist,  so  kann  als  die  zur  Steuerbemessung 
geeignete  Einheit  des  Flächenraumes  jede  Quadratklafter  jeder  Wohnung  an- 
gesehen und  nach  demselben  der  Wert  der  Wohnung  zum  Behufe  der  Steuer- 
anlage   ermittelt  werden.     Zur  Ausführung  dieser  Bestimmung  wird  von  jedem 
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Hause  die  Area  ausgemittelt,  welche  von  den  Wohnbestandteilen  und  denselben 
gleichgehaltenen  Käumen  eingenommen  wird. 

In  eine  Ausmittelung  der  Anzahl  und  Bestimmung  der  in  diesem  Räume 
enthaltenen  einzelnen  Wohnbestandteile  und  übrigen  Räume  wird  nicht  ein- 
gegangen, daher  auch  die  in  der  Area  des  überbauten  Raumes  enthaltenen  Ein- 
gänge, Thorwege,  Stiegen  u.  s.  w.  nicht  ausgemittelt  werden.  Bei  Gebäuden, 
welche  aus  mehreren  Stockwerken  bestehen,  ist  zur  Ausmittelung  des  steuer- 
pflichtigen Flächeninhaltes  die  Area  des  Erdgeschosses  so  oft  in  Anschlag  zu 
bringen,  als  Stockwerke  bestehen.  Erstreckt  sich  das  Stockwerk  nicht  über  den 
ganzen  Raum  des  Erdgeschosses,  so  ist  der  Flächeninhalt  des  Stockwerkes  be- 
sonders auszumitteln  und  demjenigen  des  Erdgeschosses  zuzurechnen.  Alle 
Wirtschaftsgebäude,  Stallungen,  Scheunen,  Schüttkästen,  Fresskeller  u.  dgl.,  deren 
Flächeninhalt  im  stabilen  Kataster  mit  der  Grundsteuer  belastet  ist,  bleiben 
auch  in  Zukunft  von  der  Veranschlagung  in  die  Häusersteuer  frei;  befindet  sich 
ein  Teil  derselben  im  Erdgeschosse  oder  einem  Stockwerke  des  Wohngebäudes, 
so  ist  der  Flächeninhalt,  welchen  sie  einnehmen,  von  jenem  des  Wohngebäudes 
in  Abzug  zu  bringen  und  nur  der  Rest  ist  als  der  Haussteuer  unterliegend 
anzusehen. 

Der  steuei-bare  Flächeninhalt  jedes  Gebäudes  wird  nach  einem  Tarife  ver- 
anschlagt, welcher  vorläufig  und  beispielsweise  mit  10,  12,  15,  18,  20,  24,  30, 
40  kr.,  1  fl.,  1  fl.  30  kr.,  2  fl.  und  3  fl.  Konv.-M.  ^)  für  die  Quadratklafter  hier 
angeführt  wird.  Ich  sehe  dem  Gutachten  entgegen,  welche  Abstufungen  zur 
Ermittelung  des  Wertes  der  Wohnungen  in  den  in  Frage  stehenden  Orten  nach 
den  dortländigen  Verhältnissen  anzunehmen  wären  und  nach  welchen  Umständen 
die  Anwendung  der  festgesetzten  Ansätze  auf  die  einzelnen  Orte  und  Gebäude 
sich  zu  richten  hätte.  Insbesondere  wird  es  darauf  ankommen,  ob  die  Bauart 
des  Wohngebäudes  und  der  Stofi",  aus  welchem  selbes  besteht,  als  entscheidend 
zu  betrachten  sein  wird,  überhaupt,  welche  den  Wert  der  Wohnung  erhöhenden 
Umstände  dabei  in  Anschlag  zu  bringen  sind;  dann  inwiefern  darauf  Rücksicht 
zu  nehmen  sei,  ob  das  Haus  den  Bestandteil  einer  Grundbesitzung,  welche  der 
Eigentümer  selbst  bewirtschaftet,  ausmacht  oder  nicht,  ob  es  in  letzterer  Be- 
ziehung für  ein  industrielles  Unternehmen  bestimmt  ist  u.  s.  w.  Die  höheren 
Tarifsätze  sind  zur  Anwendung  in  volkreichen  Orten,  welche  sich  jedoch  nicht 
zur  Besteuerung  nach  dem  Zinsertrage  eignen,  bestimmt.  Da  in  diesen  Orten 
die  Lage  der  Gebäude  auf  den  im  Wege  der  Vermietung  zu  erzielenden  Ertrag 
einen  wesentlichen  Einfluss  ausübt,  so  dürften  die  Gebäude  nicht  allein  mit  der 
Unterscheidung  zwischen  Städten  und  Vorstädten,  sondern  auch  nach  den  ver- 
schiedenen Stadtteilen  verschiedenen  Tarifklassen  einzureihen  sein. 

Durch  die  nunmehr  in  allen  Teilen  des  Landes  vollzogenen  Erhebungen 
über  die  Mietzinse  zum  Behufe  der  Bemessung  der  Hauszinssteuer  dürften  sehr 
brauchbare  Anhaltspunkte  gewonnen  worden  sein,  um  im  Durchschnitte  den 
Mietwert  der  verschiedenen  Wohnungen  anzuschlagen  und  auf  die  Einheit  des 
Flächeninhaltes  der  benützten  Wohnbestandteile  zurückzuführen. 

Da  in  den  Kronländern,  in  welchen  der  stabile  Kataster  bereits  zur  Aus- 


1)  1  fl.  Konventionsmünze  ä  «0  kr.  =  1  fl.  r>  kr.  der  gegenwärtig  (seit  1«.')")  geltenden 
östprr.  Wälinnipr;  1  kr.  Konventionsmünze  =  l'^li  kr.  öst.  W. 
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fülirung  gelangt  ist,  schon  gegenwärtig  eine  Besteuerung  des  Flächeninhaltes 
besteht,  so  hätte  dieselbe  mit  der  Einführung  dieser  Umgestaltung  der  Hausklassen- 
steuer, jedoch  nur  für  jene  Teile  aufzuhören,  welche  für  die  Zukunft  dieser 
letzteren  unterliegen  werden ,  während  die  Besteuerung  des  übrigen  Teiles  der 
Bauparzelle,  unter  welcher  die  Wirtschaftsgebäude,  der  Hofraum  u.  s.  w.  be- 
griffen sind,  fortzubestehen  hätte. 

Die  Bestimmung,  welcher  Tarifsatz  oder  welche  Tarifsätze  in  jeder  Steuer- 
gemeinde in  Anwendung  zu  bringen  sind,  erfolgt  nach  Einvernehmung  des  Ge- 
meindevorstandes über  Antrag  des  Steuerinspektors  durch  den  Bezirkshaupt- 
mann mit  Vorbehalt  der  Berufung  an  die  Finanzlandesbehörde. 

Zum  Gegenstande  der  Begutachtung  wird  auch  gehören,  inwiefern  die 
Besteuerung  der  Gebäude  nach  ihrem  Flächenraume  auch  auf  die  ausserhalb 
der  in  die  Hauszinssteuer  einbezogenen  Orte  befindlichen  Fabriksgebäude  und 
überhaupt  für  industrielle  Unternehmungen  bestimmten  Gebäude  anwendbar, 
wie  auch,  ob  die  Ausdehnung  der  Zinsbesteuerung  auf  einzelne  vermietete  Ge- 
bäude ausser  den  Orten,  in  denen  alle  Gebäude  der  Hauszinssteuer  unterworfen 
werden,  beizubehalten .  und  ob  nicht  die  Hauszinssteuer  vielleicht  nur  auf  jene 
Orte  zu  beschränken  wäre ,  wo  alle  Häuser  einen  Ertrag  im  Wege  der  Ver- 
mietung abwerfen  oder  abwerfen  können." 

Die  Erstattung  der  mit  diesem  Erlasse  abverlangten  Gutachten  sollte 
bis  Ende  Juli  1851  erfolgen  —  eine  Terminsbestimmung,  welche  einen  deut- 
lichen Beweis  dafür  liefert,  für  wie  dringlich  die  Reform  der  direkten  Steuern 
.schon  damals  angesehen  wurde.  Allerdings  wurde  dieser  —  mit  Rücksicht  au.f 
die  Schwierigkeit  der  vorgelegten  Fragen  geradezu  als  lächerlich  kurz  zu  be- 
zeichnende —  Termin  von  den  befragten  Behörden  nicht  eingehalten. 

Kurz  nach  diesem  die  Besteuerung  der  Gebäude  betreffenden  Erlasse 
erging  ein  zweiter,  hinsichtlich  der  Besteuerung  des  Ertrages  der  rein  persön- 
lichen, sowie  der  gewerblichen  Thätigkeit  dieselbe  Absicht  verfolgender  Erlass 
an  die  betreffenden  Provinzialbehörden.  Derselbe  wurde  vom  damaligen  Finanz- 
minister (v.  Kraus)  selbst  verfasst  und  trägt  das  Datum  vom  12.  Dezember  1851. 
Er  beginnt  mit  dem  Hinweise  darauf,  dass  die  bestehende  Erwerbsteuer  den 
Ertrag  aus  der  Arbeit  der  durch  dieselbe  getroffenen  Steuerpflichtigen  und  den 
Ertrag  des  von  diesen  in  ihren  Beschäftigungen  verwendeten  Kapitals  zu  treffen 
bestimmt  sei.  Sie  leide  an  grosser  Unvollständigkeit,  da  sie  das  Einkommen 
von  der  landwirtschaftlichen  Industrie ,  dann  den  Erwerb  aller  Hilfsarbeiter, 
aller  Taglöhner,  aller  im  Dienste  des  Staates  stehenden  Personen,  aller  Schrift- 
steller, Künstler,  Aerzte,  Wundärzte  u.  dergl. ,  endlich  zum  Teile  auch  der  auf 
den  Unterricht  gerichteten  Beschäftigungen  nicht  in  si«h  schliesse,  was  zur  Folge 
hatte,  dass  vor  der  Einführung  der  Einkommensteuer  der  Ertrag  der  Arbeit 
des  grössten  Teiles  der  Bevölkerung  von  jeder  direkten  Besteuerung  frei  blieb. 
Durch  die  Einführung  der  Einkommensteuer  seien  zwar  einzelne  Klassen  der 
Bewohner  des  Staatsgebietes,  namentlich :  Schriftsteller,  Künstler,  Aerzte  u.  s.  f. 
mit  ihrem  persönlichen  Erwerbe  in  die  Besteuerung  einbezogen  worden ;  aber 
der  Erwerb  vieler  aus  persönlicher  Arbeit  werde  auch  durch  die  Einkommen- 
steuer nicht  erfasst,  so  dass  derselbe  nur  durch  die  indirekte  Besteuerung  ge- 
troffen werde;  dies  widerspreche  aber  dem  Grundsatze  einer  gleichmässigen 
Verteilung  der  Staatslast   auf  alle  Staatsangehörigen .  da  ja  diese   ohne  Rück- 
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sieht  darauf,  ob  sie  eine  direkte  Steuer  zahlen  oder  nicht,  von  den  indirekten 
Steuern  getroffen  würden.  Weiter  wurde  bemerkt,  dass  diejenigen  Arten  des 
Einkommens,  die  ausschliessend  aus  der  Kapitalsverzinsung  hervorgehen  oder 
bei  denen  persönlicher  Erwerb  durch  Arbeit  untergeordnet,  die  Kapitalsverzin- 
sung hingegen  überwiegend  ist,  sich  zur  Erfassung  durch  die  Erwerbsteuer  gar 
nicht  oder  doch  viel  weniger  eignen,  als  jene  Beschäftigungen,  in  denen  ein 
Kapital  nicht  angelegt  ist  oder  doch  nur  eine  untergeordnete  Rolle  spielt.  Der 
Ertrag  der  Arbeit  bewege  sich ,  von  einzelnen  ausserordentlichen  und  unge- 
wöhnlichen Erscheinungen  abgesehen ,  im  ganzen  doch  innerhalb  bestimmter 
Grenzen;  für  die  Besteuerung  desselben  seien  daher  Steuerausmasse  nach  be- 
stimmten Klassen,  in  welche  die  einzelnen  Steuerpflichtigen  eingereiht  werden, 
sehr  gut  anwendbar.  Dieselben  böten  überdies  ein  zweckmässiges  Mittel 
dar,  um  jene  ausführlichen  und  den  Steuerpflichtigen  lästigen  Erhebungen  des 
Einkommens  zu  vermeiden,  welche  die  Bemessung  der  Steuer  mit  Prozenten 
des  Einkommens  veranlasst.  Dagegen  muss  diese  Art  der  Steuerbemessung  für 
jene  Arten  des  Einkommens  vorbehalten  bleiben,  bei  denen  das  Erträgnis  der 
Arbeit  des  Steuerpflichtigen  wenig  oder  nichts  bedeutet.  Die  Erwerbsteuer  sei 
also  die  angemessene  Steuerart  für  die  Arbeitsrente,  die  Einkommensteuer  für 
die  Kapitalsrente.  Bei  jenen  Erwerbsarten,  bei  welchen  Arbeit  mit  Kapital 
verbunden  den  Ertrag  gewährt,  könne,  sofern  der  Anteil  der  Kapitalsbenützung 
verhältnismässig  unbedeutend  sei,  sich  mit  der  Steuer  vom  persönlichen  Ei-werbe 
begnügt  werden.  Wo  aber  die  Kapitalsbenützung  als  erheblicher  Bestandteil 
des  Ertrages  eintritt,  könnten  beide  Steuerarten  neben  einander  bestehen,  wie 
dies  ja  schon  gegenwärtig  der  Fall  sei. 

Was  die  Erwerbsteuer  speziell  betrifft,  so  wurde  weiterhin  ausgeführt, 
dass  dieselbe  im  wesentlichen  die  Widmung  des  Ertrages  einiger  Arbeitstage 
des  Jahres  für  die  Zwecke  des  Staates  darstelle.  Werde  aber  erwogen,  dass 
die  Verhältnisse ,  unter  welchen  die  Staatsbürger  aus  ihrer  Arbeit  p]inkommen 
erlangen  können,  höchst  verschiedenartig  sind,  dass  insbesondere  einen  Arbeiter, 
der  auf  einen  ungewissen  Erwerb  angewiesen  sei,  die  Leistung  eines  Tages  für 
die  Staatsbedürfnisse  im  Laufe  eines  Jahres  härter  trifft,  als  einen  unter  glück- 
licheren Verhältnissen  lebenden  Mann  das  Mehrfache  dieser  Leistung,  so  muss  es 
als  eine  fehlerhafte  Einrichtung  der  Steuer  angesehen  werden,  von  allen  Steuer- 
pflichtigen ohne  Unterschied  eine  gleiche  Anzahl  Arbeitstage  dem  Steueraus- 
masse zu  Grunde  zu  legen.  Vielmehr  fordere  die  Gerechtigkeit,  dass  auf  die 
Verhältnisse,  nach  denen  sich  die  grössere  oder  geringere  Leistungsfähigkeit 
der  Steuerpflichtigen  richtet,  Rücksicht  genommen  und  die  Zahl  der  Arbeits- 
tage, nach  denen  die  Steuer  zu  bemessen  wäre,  nach  einigen  Abstufungen  oder 
Klassen  festgesetzt  werde.  Werde  die  Anzahl  der  Arbeitstage,  deren  Erti-ag 
der  Staat  von  jedem  einzelnen  Steuerpflichtigen  für  sich  beanspruche,  in  Geld 
veranschlagt,  so  bilde  der  entfallende  Geldbetrag  die  vom  Einzelnen  zu  be- 
zahlende Steuer.  Dabei  könne  aber  wieder  nicht  ein  für  alle  Abstufungen  oder 
Klassen  gleichbleibendes  Ausmass  angenommen  werden,  da  in  den  Wertbeträgen 
und  dem  Erträgnisse  der  Arbeit  nach  Verschiedenheit  der  Umstände,  unter  denen 
dieselbe  stattfindet,  vielfache  Verschiedenheiten  eintreten  und  es  weder  gerecht, 
noch  zweckmässig  wäre,  den  Arbeitstag  eines  Taglöhners  gleich  hoch  mit  jenem 
eines  Advokaten,  Arztes,  reichen  Kaufmannes  u.  dergl.  zu  veranschlagen.    Auch , 
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im  Wertanschlage  der  Arbeitstage  müssten  Abstufungen  zwischen  einem  höchsten 
und  einem  niedersten  Ausmasse  Platz  greifen. 

Hiernach  ergebe  sich  eine  zweifache  Klasseneinteilung;  die  eine  würde 
die  Zahl  der  Arbeitstage,  die  der  Staat  von  den  Steuei-pflichtigen  fordei-t ,  die 
andere  den  Betrag,  nach  welchem  die  Tage  zu  Gelde  zu  veranschlagen  sind, 
ausdrücken;  durch  Verbindung  beider  Ansätze  sei  die  Steuergebühr  für  jede 
Klasse  festzustellen ,  wobei  als  leitender  Grundsatz  zu  gelten  hätte ,  dass ,  je 
günstiger  die  Verhältnisse  sind,  unter  denen  der  persönliche  Erwerb  stattfindet, 
auch  die  beiden  Faktoren  der  Steuerennittelung  entsprechend  zu  steigen  hätten. 
Sollte  die  Steuer  vom  persönlichen  Erwerbe  auf  diesen  Grundlagen  eingerichtet 
werden,  so  würden  sich  folgende  Fragen  ergeben : 

„1.  Ist  es  notwendig  und  zweckmässig,  der  bisherigen  Erwerbsteuer  eine 
diesen  Bemerkungen  entsprechende  Einrichtung  zu  geben  oder  treten  dagegen 
Bedenken  und  welche  ein? 

2.  Welche  Personen  haben  der  Steuer  vom  persönlichen  Erwerbe  zu 
unterliegen  und  welche  sind  von  derselben  auszuschliessen ?  Insbesondere,  in- 
wiefeme  hat  das  Alter  und  das  Geschlecht  der  Personen  eine  Befreiung  von  der 
Steuer  zu  begründen?  Müssen  auch  künftig  die  bei  der  Landwirtschaft  be- 
schäftigten Personen,  die  Hilfsarbeiter,  Taglöhner,  Schriftsteller,  Künstler,  Aerzte, 
Personen,  die  Unterricht  erteilen,  Geistliche  und  öffentliche  Angestellte  von  der 
Steuer  ausgeschlossen  bleiben?  Soll  die  Steuerpflicht  für  arbeitsunfähige  Per- 
sonen ,  welche  von  Ruhegenüssen ,  die  durch  Dienstleistung  erworben  wurden 
oder  der  Rente  eines  eigenen  Vermögens  und  nicht  von  Almosen  oder  öffent- 
lichen Wohlthätigkeitsanstalten  den  notwendigen  Untei'halt  beziehen,  mit  ihrer 
Arbeistähigkeit  aufhören?  Inwiefern  sind  Kinder  eines  Steuerpflichtigen,  die 
noch  keinen  selbständigen  Erwerb  erlangt  haben  und  auch  im  Geschäfte  des 
Steuerpflichtigen  nicht  als  Hilfsarbeiter  verwendet  werden ,  steuerfrei  zu  be- 
handeln ? 

3.  Welche  Abstufungen  sind  in  Absicht  auf  die  Anzahl  der  Arbeitstage, 
die  der  Steuerbemessung  zu  Grunde  zu  legen  wären,  festzustellen?  Soll  unter 
drei  Tage  jährlich  und  für  welche  Steuerpflichtigen  herabgegangen  werden; 
welche  Anzahl  der  Tage  soll  als  die  höchste  zur  Steuerbemessung  gelten? 

4.  Welche  Arten  der  Beschäftigung  und  Erwerb  sind  in  jede  der  ver- 
schiedenen Abstufungen  und  Klassen  einzureihen?  Inwiefern  ist  dabei  auf  die 
Bevölkerung  und  die  übrigen  Verhältnisse  des  Standortes,  in  welchem  sich  der 
Steuei-pflichtige  oder  seine  Erwerbsunternehmung  befindet,  Rücksicht  zu  nehmen? 
Welchen  Einfluss  auf  diese  Bestimmung  hat  die  Beschaffenheit  des  Erwerbes  und 
das  Vermögen  des  Steuerpflichtigen  auszuüben?  (Rücksichtlich  der  Beschaffen- 
heit des  Erwerbes  dürften  folgende  Bestimmungen  besondere  Erwägung  ver- 
dienen: ob  der  Erwerb  ein  selbständiger  und  gesicherter,  oder  ein  abhängiger 
und  unsicherer  sei;  ferner  ob  die  Arbeit  nur  allein  oder  in  Verbindung  mit 
der  Anlegung  eines  Kapitals  stattfinde  und  durch  die  letztere  ein  gesteigertes 
Erträgnis  im  Geschäfte,  um  dessen  Einreihung  es  sich  handelt,  erhält,  indem, 
wie  bereits  berührt ,  derjenige ,  dessen  Arbeit  einen  ergiebigeren  und  mehr  ge- 
sicherten Ertrag  abwirft,  eine  grössere  Anzahl  Tage  dem  Staate  zu  leisten  ver- 
mag, als  ein  anderer,  der  seine  Kräfte  unter  ungünstigeren  Umständen  anzu- 
wenden   genötigt    ist.      Dasselbe   Verhältnis     tritt    bei     demjenigen    ein,    der 
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unabhängig  von  seiner  Arbeit  ein  Vermögen  besitzt,  dessen  Ertrag  ihm  es 
möglich  macht,  ohne  alle  Arbeit  von  seiner  Seite  oder  mit  minderer  An- 
strengung, als  andere,  seinen  Unterhalt  zu  bewirken.) 

5.  Wie  ist  bei  der  Ermittelung  des  Wertes  der  Arbeit  in  einzelnen 
Klassen  vorzugehen  ?  Sollen  die  Wertbeträge  für  den  Gesamtumsatz  des  Reiches 
festgesetzt  werden,  oder  hat  diese  Bemessung  nach  einzelnen  Ländern  und  in 
denselben  für  verschiedene  Orte  nach  der  Bevölkerung  und  Ortsverhältnissen 
auf  bestimmte  Zeiträume  zu  erfolgen?  Wie  hoch  kann  der  niedrigste  und  der 
höchste  Wertbetrag  eines  Arbeitstages  angenommen  werden? 

6.  Mit  welchen  Beträgen  würde .  in  Verbindung  beider  Elemente  der 
Steueranlage,  der  Tarif  des  Steuerausmasses  sich  ergeben? 

7.  Auf  welchem  Wege  soll  die  Bemessung  der  Steuer  für  die  einzelnen 
Steuerpflichtigen  geschehen?  Welche  Behörden  haben  hierbei  die  Leitung  zu 
führen  oder  Hilfe  zu  leisten?  Inwiefern  haben  die  Gemeinden  dabei  mitzu- 
wirken? Kann  die  Aufnahme  des  Standes  der  Steuerpflichtigen  mit  der  Volks- 
zählung in  Verbindung  gebracht  werden? 

8.  Hat  nebst  dem  unmittelbar  Steuerpflichtigen  noch  jemand  und  wer  für 
die  Zahlung  der  Steuer  zu  haften?  Insbesondere  ist  in  dieser  Beziehung  dem 
Familienhaupte,  den  Dienstherren,  den  Eigentümern  und  Geschäftsleitern  einer 
Gewerbsunternehmung,  dann  den  Hauseigentümern  rücksichtlich  der  Steuerpflich- 
tigkeit der  Familienglieder,  der  Dienstboten,  der  Gewerbsgehilfen  und  der  Be- 
wohner eines  Hauses  eine  Verbindlichkeit  und  in  welchem  Umfange  aufzuerlegen? 

9.  In  welchem  Zeiträume  hat  die  Steuerentrichtung  zu  erfolgen? 

10.  Durch  welche  Ereignisse  hat  die  Steuerpflicht  zu  erlöschen  und  von 
welchem  Zeitpunkte  an? 

IL  Welche  Geschäftszweige  oder  Erwerbsunternehmungen  sind  bloss  der 
Erwerbsteuer  zu  unterziehen  und  von  der  Einkommensteuer  ausgeschieden  zu 
lassen?  In  welcher  Art  ist  für  diejenigen  Erwerbsarten,  die  nebst  der  Erwerb- 
steuer auch  noch  der  Einkommensteuer  zu  unterliegen  haben,  die  gegenseitige 
Anrechnung  zu  veranlassen,  damit  keine  unbillige  Doppelbesteuerung  eines  und 
desselben  Gegenstandes  stattfindet? 

12.  Welches  beiläufige  finanzielle  Erträgnis  ist  von  der  Aenderung  der 
Krwerbsteuer  zu  erwarten?" 

Als  Termin  für  die  Beantwortung  dieser  Fragen  wurde  schon  der  L5.  Fe- 
bruar 1852  bestimmt  —  ein  Termin,  der  offenbar  auch  wieder  viel  zu  kurz  war, 
so  dass  es  begreiflich  erscheint,  dass  er,  ebenso  wie  der  für  die  Erstattung  der 
Berichte  in  betrefl"  der  geplanten  Reform  der  Gebäudesteuer,  fast  von  keiner 
der  befragten  Behörden  eingehalten  wurde. 

Dem  Urheber  dieser  beiden  Erlässe  sollte  es  aber  nicht  mehr  beschieden 
sein,  irgend  einen  weiteren  Schritt  zur  Realisierung  der  darin  niedergelegten 
Ideen  zu  thun,  da  er  gegen  Ende  des  Jahres  1852  aus  dem  Amte  schied.  Sein 
Nachfolger  war  Baumgartner  und  diesem  oblag  es  nun,  das  von  seinem  Vor- 
gänger begonnene  Werk  fortzusetzen.  Diese  Fortsetzung  wurde  begreiflicher- 
weise an  die  beiden  oben  erwähnten  Erlässe  angeknüpft. 

Nachdem  nämlich  die  Antworten  auf  diese  beiden  Erlässe  —  allerdings 
erheblich  später,  als  sie  hätten  einlangen  sollen  —  eingelangt  waren,  wurde 
die  Reformarbeit   fortgesetzt.     Wie   nicht   anders    zu    erwarten  war,    traten   in 
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diesen  Antworten  sehr  verschiedene  Ansichten  über  die  gestellten  Fragen  zu 
Tage;  auf  Grund  derselben  wurde  nun  zur  weiteren  Erörterung  der  Steuer- 
reformangelegenheit geschritten. 

Was  zunächst  die  Hausklassensteuer  betriift,  so  waren  darüber,  dass  der 
Flächenraum  einen  sichereren  Anhaltspunkt  für  die  Beurteilung  des  Ertrages  des- 
selben bilde,  als  die  Zahl  der  Wohnbestandteile,  welche  ein  solches  enthält,  die 
meisten  befragten  Behörden  einig;  nur  hinsichtlich  der  Modalitäten  der  Aus- 
mittelung und  Veranschlagung  dieses  Ertrages  zeigten  sich  Meinungsverschieden- 
heiten ;  ausserdem  wurden  auch  Besorgnisse  in  betreff  der  Ausführbarkeit  dieser 
Methode  der  Gebäudebesteuerung  geäussert. 

Im  einzelnen  waren  die  wesentlichsten  Bedenken  die  folgenden : 

a)  Die  geplante  Massregel  biete  in  ihrer  Ausführung  bedeutende  Schwieiüg- 
keiten  dar,  da  die  Vermessung  aller  verbauten  Flächen  und  deren  Ausscheidung 
aus  den  im  stabilen  Kataster  bereits  vermessenen  Bauparzellen  stattfinden  müsse, 
was  einen  sehr  bedeutenden  Zeit-  und  Kostenaufwand  nach  sich  ziehen  würde. 

b)  Die  Ausführung  der  geplanten  Massregel  würde  nachteilig  auf  die 
Bauart  der  Gebäude  auf  dem  flachen  Lande  einwirken,  da  sie  der  so  notwen- 
digen Vergrösserung  der  Wohnräume  entgegenwirken  und  die  Vermengung  der 
Wohn-  und  Wirtschaftsgebäude  veranlassen  würde. 

c)  Das  Raumverhältnis  in  den  Wohngebäuden  des  flachen  Landes  stehe 
nicht  immer  im  Verhältnis  zum  wirklichen  Bedürfnisse,  namentlich  kämen  in 
alten  Gebäuden  häufig  bedeutende  Räume  vor,  die  zu  Stiegenhäusern  u.  dergl. 
verwendet  werden,  also  keinem  Wohnungszwecke  dienen  und  daher  auch  keinen 
Ertrag  abwerfen. 

d)  Wenn  es  unter  den  geltenden  Vorschriften  in  betreff"  der  Hausklassen- 
steuer  schwierig  sei,  den  Begriff"  eines  Wohnbestandteiles  festzustellen,  so  werde 
dieser  Schwierigkeit  bei  der  Ausmittelung  der  bewohnten  Flächen  auch  nicht 
ausgewichen  werden  können,  besonders  dann,  wenn,  wie  es  in  den  weniger 
kultivierten  Provinzen  häufig  vorkomme,  Menschen  und  Vieh  mit  Vorräten  und 
Werkzeugen  in  einem  Räume  untergebracht  sind. 

e)  Eine  weitere  Schwierigkeit  werde  in  der  Ausmittelung  des  Tarifs  liegen, 
nach  welchem  die  Einheit  des  Flächenmasses  der  Wohngebäude  in  den  einzelnen 
Orten  zu  veranschlagen  sei;  es  kämen  dabei  so  viele  Verhältnisse  -und  Um- 
.stände  zu  berücksichtigen,  dass  sich  kaum  eine  allgemeine  Norm  werde  auf- 
finden lassen;  dann  gerate  man  aber  in  die  Gefahr,  die  Anwendung  des 
Tarifs  den  Ansichten  einzelner  überlassen  zu  müssen  und  damit  allerlei  Un- 
gleichheiten und  Unregelmässigkeiten ,  sowie  endlosen  Reklamationen  und  Be- 
schwerden Thür  und  Thor  zu  öff"nen. 

f)  Endlich  würde  die  Evidenzhaltung  dieser  komplizierten  Wertvei-an- 
schlagung  sehr  schwierig  und  infolgedessen  auch  kostspielig  sein. 

Mit  Rücksicht  auf  diese  Bedenken  sprach  sich  eine  bedeutende  Zahl  der 
befragten  Provinzialbehörden  für  die  Beibehaltung  der  bereits  seit  30  Jahren 
ohne  wesentliche  Klagen  bestehenden  und  demzufolge  bereits  eingelebten  Haus- 
klassensteuer aus ;  doch  wurde  von  den  meisten  der  Antrag  gestellt ,  den  Be- 
griff" eines  Wohnbestandteils  gesetzlich  genau  zu  definieren,  sowie  die  XII.  Klasse 
des  bestehenden  Tarifs ,  welche  Häuser  mit  einem  bis  drei  Wohnbestandteilen 
umfasste,  in  drei  Unterklassen  zu  teilen. 

Finanzarchiv.    VI.  Jahrg.  593  9 


130  '*'■  Lesigang, 


n 


Von  einer  Finanz-Landesbehörde  wurde  noch  der  weitere  Antrag  gestellt, 
überhaupt  im  bestehenden  Klassentarife  umfassende  Aenderungen  eintreten  zu 
lassen  und  jeden  Wohnbestandteil  in  den  Häusern  von  einem  bis  5  Gemächern 
mit  30  kr.,  in  den  6 — 18  Gemächer  enthaltenden  mit  1  11.,  in  den  19 — 27  Ge- 
mächer enthaltenden  mit  1  fl.  dO  kr.  Konventionsmünze  und  in  den  noch  grös- 
seren mit  2  fl.  Konventionsmünze  jährlich  zu  besteuern ,  was  selbst  bei  Auf- 
lassung der  bestehenden  Unterscheidung  zwischen  Gebäuden  mit  und  ohne 
Stockwerke  eine  beträchtliche  Mehreinnahme  abwerfen  würde. 

Zu  diesen  Einwürfen  der  unteren  Behörden  wurde  von  selten  des  Autors 
des  dieselben  veranlassenden  Anfi-ageei'lasses ,  der  auch  mit  der  Prüfung  der 
eingelangten  Antworten  betraut  worden  war,  behufs  näherer  Beleuchtung  der 
mit  der  angeregten  Reform  verbundenen  Absichten  folgendes  bemerkt: 

„Es  waren  nicht  allein  der  schwankende  Begrift'  „Wohnungsbestandteil" 
oder  die  UnVerhältnismässigkeit  der  Tarifsätze,  welche  die  Notwendigkeit  einer 
Reform  fühlbar  machten,  sondern  das  Unziemliche,  dass  die  Haussteuer  auf 
einem  zufälligen  wandelbaren  Umstände,  der  Menge  von  Unterabtheilungen,  die 
sich  im  Inneren  eines  Gebäudes  befinden,  beruhte,  und  die  zahllosen  Nüancie- 
rungen,  die  in  der  Ausdehnung  des  Gebäudes  im  ganzen  und  seiner  örtlichen 
Lage  begründet  sind,  ganz  unbeachtet  Hess.  Die  Umstände  wirken  jedoch  auf 
die  Steuerfähigkeit  eines  Objektes  wesentlich  ein,  und  wenn  auch  Fälle  vor- 
kommen, in  welchen  die  Ausdehnung  eines  Gebäudes  mit  den  Bedürfnissen  oder 
Vermögensverhältnissen  seines  Besitzers  nicht  im  Verhältnisse  steht  oder  wo 
die  örtliche  Lage  eines  Gebäudes  seine  Steuerfähigkeit  nicht  erhöht,  so  sind 
dies  jedenfalls  nur  Ausnahmen ,  auf  welche  bei  Auffassung  eines  Grundsatzes 
keine  Rücksicht  genommen  werden  kann.  Der  Raum,  welcher  vom  Wohnge- 
bäude und  seinen  einzelnen  Bestandteilen  eingenommen  wird,  befriedigt  das 
Bedürfnis  der  Besitzer  oder  Bewohner,  sich  vor  den  Unbilden  der  Witterung 
zu  schützen  und  einen  Verwahrungsort  für  die  Fahrnisse  zu  haben.  Je  mehr 
er  dazu  Raum  verwendet,  je  mannigfaltigere  Vorteile  ihm  der  verwendete 
Raum  ausserdem  darbietet,  in  um  so  ausgedehnterem  Masse  wird  seinem  Be- 
düi-fnisse  und  seinen  Anforderungen  abgeholfen ,  einen  um  so  höheren  Wert 
der  in  Frage  stehende  Raum  für  ihn  haben ,  um  so  grösser  kann  daher  das 
Erträgnis  desselben  vorausgesetzt  .  .  .  werden."  Die  vorgebrachten  Bedenken 
seien  auch  nicht  gegen  diesen  Grundsatz  gerichtet ,  sondern  beträfen  nur  die 
Ausführbarkeit  desselben.  Es  müsse  aber  gewürdigt  werden,  ob  die  diesbezüg- 
lichen Bedenken  nicht  leichter  als  die  der  bestehenden  Hausklassensteuer  an- 
klebenden Gebrechen  zu  beseitigen  seien. 

In  dieser  Beziehung  wurde  nun  bemerkt :  die  A'^ennessung  des  von  Wohn 
gebäuden  eingenommenen  Raumes  sei  lange  nicht  so  schwierig,  als  die  von 
Grundstücken,  welche  doch  erst  neuerlich  (in  Ungarn)  ohne  besondere  Schwierig- 
keit durch  die  Grundbesitzer  selbst  nach  der  denselben  gegebenen  Anleitung 
durchgeführt  worden  sei.  Dieser  Vorgang  werde  noch  leichter  für  die  Ver- 
messung der  Wohngebäude  eingehalten  werden  können;  dass  es  hierbei  einer 
Belehnmg,  einer  angemessenen  Aufsicht  und  einer  wirksamen  Kontrolle  bedürfen 
werde,  sei  nicht  zu  bestreiten,  biete  aber  keine  wesentlichen  Hindernisse  dar. 
Nicht  begründeter  erscheine  das  Bedenken,  dass  die  geplante  Massregel 
nachteilig  auf  die  Bauart,  vorzugsweise  auf  die  Ausdehnung  der  Gebäude  wirken 
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werde.  Wenn  der  Tarif  auf  dem  flachen  Lande  massig  gehalten  wird,  so  sei 
nicht  zu  besorgen,  dass  die  Hausbesitzer  wegen  Ersparung  einiger  Kreuzer  an 
der  jährlichen  Steuer  ihre  Wohngebäude  umbauen  und  verkleinern  werden ; 
wohl  aber  sei  zu  erwarten ,  dass  sie  mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  Höhe  der 
Steuer  von  der  inneren  Einteilung  der  Wohngebäude  unabhängig  sein  solle, 
sich  zur  Vermehrung  der  Zahl  der  Wohnbestandteile  entschliessen  werden,  wo- 
durch die  Gesundheit  nicht  benachteiligt  wird,  die  Sittlichkeit  aber  nur  ge- 
winnen könne;  käme  noch  hinzu,  dass  bei  einer  erheblichen  Vergrösserung  eines 
Wohnhauses  im  Falle  eines  Umbaues  eine  angemessene  Begünstigung  in  der 
Steuerentrichtung  bewilligt  würde,  so  dürfte  die  geplante  Massregel  eher  günstig 
als  nachteilig  auf  die  Bauart  der  Häuser  einwirken. 

Dass  weiters  die  Räume  in  den  Wohngebäuden  auf  dem  flachen  Lande 
nicht  immer  im  richtigen  Verhältnisse  zum  Bedürfnisse  stehen ,  sei  allerdings 
richtig,  aber  doch  nur  Ausnahme;  dass  häuflg,  besonders  in  älteren  Häusern, 
grössere  Räume  von  Stiegenhäusern  u.  dergl.  eingenommen  werden,  die  als  un- 
bewohnbar keinen  Ertrag  abwerfen,  bilde  keinen  Grund,  diese  Bestandteile  aus 
dem  Wohnareale  auszuscheiden;  seien  sie  gleich  unbewohnt,  so  trügen  sie  doch 
wesentlich  zu  den  Annehmlichkeiten  des  Gebäudes  bei ;  ihi-e  Ausscheidung  würde 
zu  schwer  zu  konstatierenden  Ausnahmen  vom  Gesetze  Anlass  bieten,  ohne  den 
Einwurf  zu  beseitigen ,  dass  man  dadurch  einen  Raum  steuerfrei  lasse ,  ohne 
welchen  die  Benützung  der  übrigen  Räume  geradezu  unmöglich  würde  und  den, 
wenn  der  Tarif  massig  gehalten  würde,  auch  keine  sonderlich  bedeutende 
Steuerlast  treften  könne. 

Die  Unterscheidung  zwischen  Wohn-  und  Wirtschaftsräumen  wird  mit 
Rücksicht  auf  die  zu  trefi"ende  allgemeine  Bestimmung,  dass  alle  zum  Wohn- 
gebäude gehörigen  Räume  der  Hausarea,  welche  besteuert  werden  soll,  zuzu- 
rechneir  sind,  gewiss  weniger  Schwierigkeiten  bereiten,  als  die  Unterscheidung, 
welche  Räume  bewohnbar  sind,  daher  als  Wohnbestandteile  angesehen  werden 
können  oder  nicht.  Es  müsste  als  Grundsatz  aufgestellt  werden,  dass  die  ganze 
unter  demselben  Wohnhausdache  sich  befindende  Fläche  der  Hausarealsteuer 
unterliegt  und  davon  nur  die  zum  Wirtschaftsbetriebe  notwendigen  Räume  aus- 
genommen sind.  Komme  der  Fall  vor,  dass  Menschen  und  Tiere  in  demselben 
Räume  wohnen,  so  könne  darauf  keine  Rücksicht  genommen  werden ;  der  ganze 
Raum  sei  als  bewohnt  anzusehen  und  unterliege  der  Steuer;  vielleicht  Avürde 
eben  diese  Härte  zur  Trennung  der  Wohnräume  von  den  Stallungen  führen. 

Wenn  sich  weiter  bei  der  Bildung  des  Tarifs  an  allgemeine  Grundsätze 
gehalten  werde  und  insbesondere  hierbei  nur  die  erheblichen  Momente,  welche 
den  Gebäudeertrag  beeinflussen,  berücksichtigt  würden,  so  könne  dieselbe  keinen 
unübersteiglichen  Schwierigkeiten  unterliegen;  gewiss  aber  sei  es,  dass  durch 
die  Feststellung  eines  Tarifs,  welcher  andere  Anhaltspunkte  zu  Grunde  liegen, 
als  die  Zahl  der  Wohnbestandteile  eines  Hauses,  die  Verschiedenheiten  der  Er- 
tragsfähigkeit, welche  das  Steuerobjekt  bildet,  besser  werden  ausgeglichen  werden 
können,  als  durch  den  bestehenden  Tarif;  es  werde  bei  der  Bildung  des  Tarifs 
dafür  zu  sorgen  sein ,  dass  wenig  oder  nichts  der  Willkür  der  ausübenden  Be- 
amten überlassen  und  allen  unverhältnismässigen  Besteuerungen  vorgebeugt  werde. 

Was  endlich  die  Evidenzhaltung  der  an  einem  Gebäude  vorkommenden 
Verändei-ungen  betreife,    so  sei  es  doch  offenbar  leichter,    solche  dann  zu  kon- 
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statieren ,  wenn  sie  an  der  Aussenseite  der  Gebäude ,  als  wenn  sie  in  deren 
Innerem  erfolgen.  Die  geplante  Reform  bedeute  daher  keineswegs  eine  Er- 
schwerung der  Evidenzhaltung,  sondern  es  sei  vielmehr  ein  wesentlicher  Vorzug 
derselben ,  dass  die  Steuerbehörde  künftig  nur  von  aussen  erkennbare  Objekte 
zu  beaufsichtigen  und  sich  um  das  Innere  derselben  nicht  zu  kümmern 
haben  werde. 

Ein  weiterer  Vorzug  sei  die  Klarheit  und  Bestimmtheit  der  Steueranforde- 
rung und  die  Uebei'einstimmung  ihres  Prozentes  mit  jenem  der  Grundbeste uerung. 
Auch  werde  es  jedem  einleuchten,  dass  es  billig  sei,  dass  derjenige,  dessen  Haus 
unter  übrigens  gleichen  Verhältnissen  einen  grösseren  Raum  einnimmt,  höher 
besteuert  werden  könne  und  dass  Häuser  in  volkreicheren  Orten  einen  grösseren 
Ertrag  abwerfen,  als  die  in  ganz  kleinen  Orten  befindlichen. 

Die  von  den  befragten  Behörden  beantragten  Modifikationen  seien  so 
wenig  durchgreifend,  dass  sie  nur  als  geringe  Verbesserungen  des  Bestehenden 
angesehen  werden  können.  Insbesondere  könne  der  oben  erwähnte  Antrag  auf 
einfache  Aenderung  des  bestehenden  Klassentarifs  nicht  acceptiert  werden.  Es 
sei  ja  eben  ein  Gebrechen  des  bestehenden  Tarifs,  dass,  je  mehr  Zimmer  ein 
Haus  enthält,  ein  jedes  derselben  um  so  höher  veranschlagt  erscheine.  Dieses 
Gebrechen  würde  durch  jenen  Antrag  noch  vergrössei't  werden. 

In  einem  der  eingelangten  Berichte  sei  der  Antrag  enthalten,  nicht  den 
Flächenraum  der  Gebäude,  sondern  den  kubischen  Inhalt  der  Gemächer,  daher 
mit  Ausschluss  der  Stiegenhäuser  und  anderer  unbewohnbarer  Räume,  aber  mit 
Berücksichtigung  der  Stärke  der  Haupt-  und  Zwischenmauern  der  Besteuerung 
zu  Grunde  zu  legen.  Dieser  Vorschlag  könne  aber  mit  Rücksicht  auf  die 
Schwierigkeit  der  Definierung  der  unbewohnbaren  Räume  und  der  Feststellung 
und  Klassifikation  der  Mauerdicken  nicht  angenommen  werden. 

In  einem  anderen  Berichte  werde  für  die  gerechteste  Art  der  Besteuerung 
der  Gebäude  jene  nach  dem  wirklichen  oder  zu  erzielenden  Zinsertrage  ohne 
Unterscheidung  zwischen  Wohn-  und  anderen  Gebäuden  erklärt.  Da  aber  bei 
dieser  Besteuerung  ein  Ausfall  gegenüber  der  gegenwärtigen  Hausklassensteuer 
zu  besorgen  wäre,  so  müsse  ein  anderer  Ausweg  gewählt  werden  und  als  solcher 
stelle  sich  die  Besteuerung  der  Gebäude  nach  dem  Flächenraume  dar,  welche 
in  entsprechender  Höhe  zu  erfolgen  hätte.  Dieser  Vorschlag  laufe  bloss  auf 
eine  Erhöhung  der  Grundsteuer  der  Bauparzellen  ohne  Berücksichtigung  des 
Zweckes  der  Gebäude  hinaus,  worauf  nicht  eingegangen  wei'den  könne. 

Hinsichtlich  des  geplanten  Tarifs  habe  dieselbe  Behörde  auch  auf  eine 
Berücksichtigung  der  Bodenbeschaffenheit  hingewiesen,  so  dass  in  denjenigen 
Gemeinden,  welche  den  höchsten  Reinertrag  der  ersten  Ackerklasse  nachweisen, 
der  höchste  und  unter  umgekehrten  Verhältnissen  der  niedrigste  Tarif  anzu- 
wenden sei.  Dieser  Vorschlag  könne  aber  nicht  angenommen  werden,  weil  die 
Fruchtbarkeit  des  Ackerlandes  nicht  immer  einen  sicheren  Anhaltspunkt  zur 
Beurteilung  der  Wohlhabenheit  der  Grundbesitzer  bilde,  am  wenigsten  aber 
geeignet  wäre,  deren  Wohnungsmiete  oder  den  Wert  des  Gebäudeertrages  zu 
bestimmen. 

Zu  seinen  eigenen  Anträgen  übergehend,  bemerkte  Salzgeber  nun  folgendes : 

Bei  der  Feststellung,  welche  Gebäude  nach  einem  Zinsertrage  und  welche 
nach  einer  Klassifikation  zu  besteuern  wären,  solle,  wie  bisher,  in  der  Art  vor- 
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gegangen  werden,  dass  in  jedem  Kronlande  die  Städte  auszuscheiden  wären,  in 
welchen  Vennietungen  in  solcher  Ausdehnung  vorkommen,  dass  die  Mehrzahl 
der  Gebäude  als  vermietet  oder  vermietbar  angesehen  werden  könne.  Alle  an- 
deren Orte  wären  ausnahmslos  der  Besteuerung  nach  dem  überbauten  Flächen- 
raume  zu  unterziehen;  die  dermalen  bestehende  Besteuerung  einzelner  in  diesen 
Orten  vermieteter  Häuser  nach  dem  Zinsertrage  sei  abzuschatfen.  Von  der  Be- 
steuerung seien,  abgesehen  von  jenen  Wohngebäuden,  welchen  aus  speziellen 
Gründen  die  Steuerfreiheit  eingeräumt  werde,  nur  die  Wirtschaftsgebäude  frei- 
zulassen. Zum  Behufe  der  Besteuerung  sei  der  Flächeninhalt  eines  jeden  der- 
selben unterliegenden  Gebäudes  auszumitteln. .  Dies  könne  mit  Rücksicht  auf 
die  fast  durchwegs  regelmässige  Form  der  Gebäude,  sowie  mit  Rücksicht  darauf, 
dass  dieselben  ohnedies  in  den  Katastralmappen  erscheinen,  keinen  besonderen 
Schwierigkeiten  unterliegen  und  von  den  Amtsvorständen  der  Gemeinden  auf 
Grund  einer  einfachen  Anleitung  in  kurzer  Frist  durchgeführt  werden.  Hiebei 
würden,  abgesehen  von  den  Stiegenhäusern  und  ähnlichen  Räumen,  bezüglich 
welcher  schon  früher  bemerkt  wurde,  dass  die  Ausscheidung  derselben  aus  der 
geplanten  Bauarealsteuer  nicht  zulässig  sei,  auch  die  Werkstätten,  welche  der- 
malen von  der  Hausklassensteuer  befreit  seien,  in  dieselbe  einbezogen  werden. 
Die  bisherige  Freilassung  derselben  von  der  Hausklassensteuer  erscheine,  ab- 
gesehen von  der  Schwierigkeit  der  Feststellung  des  Begriffes  einer  Werkstätte, 
schon  deshalb  als  eine  Unzukömmlichkeit,  weil  sie  von  der  Hauszinssteuer  nicht 
befreit  seien  und  viele  Gewerbe  keiner  ausschliesslich  ihren  Zwecken  gewidmeten 
Räumlichkeiten  bedürften.  Entfalle  auch  für  eigentliche  Industriegebäude,  wenn 
sie  mehrstöckig  seien,  eine  etwas  höhere  Steuer,  so  sei  dieselbe  nach  dem  all- 
gemeinen Grundsatze,  dass  jedes  Gebäude  seinem  Eigentümer  einen  Ertrag  ab- 
werfe, was  bei  Fabrikgebäuden  doch  gewiss  der  Fall  sei,  vollkommen  gerecht- 
fertigt. Die  von  einem  solchen  Gebäude  bezahlte  Steuer  könne  ja  bei  der 
Bemessung  der  Erwerb-  oder  Einkommensteuer  berücksichtigt  werden. 

Nach  nochmaliger  PJmpfehlung  seines  früheren  Vorschlages  in  betreff  der 
Behandlung  der  Stockwerke  schlug  der  Referent  den  folgenden  Tarif  für  die 
Veranlagung  der  Hau.sklassensteuer  vor,  nämlich: 


pro  Quadratklafter 

kr.  Konv.-M. 

I. 

Klasse  .    .    . 

10 

II. 

] 

2 
5 
>0 

III 

" 

] 

IV. 

" 

V 

VT 

0 

10 
0 

kr. 

VIT 

4 

VTTT 

fl. 

Konv.-M. 

IX. 

n           ... 

1 

— 

X. 

1           ... 

1 

15 

XI. 

n           ... 

1 

30 

XII. 

n            ... 

1 

45 

xni. 

r,              ... 

2 

— 

XIV. 

n           •       •    .  • 

2 

30 

XV. 

I)           ... 

3 

— 

134  '^-  Lesigang, 

In  bezug  auf  die  Durchführung  der  Einreihung  der  Gebäude  in  diese 
Tarifklassen  wurde  bemerkt:  Es  sei  unzweifelhaft,  dass  ein  Gebäude,  welches 
abgelegen  von  jedem  Ortsverbande  erbaut  ist,  seinem  Bewohner  weniger  Be- 
quemlichkeit biete,  als  ein  in  einem  bevölkerten  Orte  oder  an  einer  Haupt- 
strasse gelegenes.  Auch  könne  bei  auf  dem  Lande  gelegenen  Häusern,  bei 
deren  Erbauung  die  Wahl  des  Baumaterials  oft  nicht  von  der  Willkür  des 
Bauenden  abhänge,  auch  auf  dieses  keine  Rücksicht  genommen  werden.  Daher 
seien  einzelnstehende  Häuser  stets  in  die  niedrigsten  Klassen  einzureihen.  Aber 
auch  bei  den  in  Ortschaften  gelegenen  Häusern  müsse  darauf  Rücksicht  genommen 
werden,  ob  eine  Ortschaft  bloss  eine  Vereinigung  mehrerer,  nur  von  Bauern 
bewohnter  Häuser  bilde  oder  auch  zugleich  Pfarre  und  Schule  oder  ausserdem 
noch  Bezirksbehörden  enthalte.  Die  Gebäude  in  Ortschaften  der  erstbezeichneten 
Art  wären  in  die  III.,  die  Gebäude  in  Ortschaften  der  zweiten  Art  je  nach 
Umständen  in  die  IV.  oder  V.  und  die  Gebäude  in  Orten  der  dritten  Art  in 
die  VI.  oder  VII.  Klasse  einzureihen.  Die  acht  höheren  Klassen  wären  dann 
zur  Besteuerung  der  Gebäude  in  volkreichen,  einen  grösseren  Verkehr  besitzen- 
den Städten  und  Märkten  bestimmt.  Zwischen  diesen  Orten  sei  behufs  An- 
wendung der  einzelnen  Klassen  nach  der  Einwohnerzahl  zu  unterscheiden,  in- 
dem Orte  mit  bis  inklusive  3000  Einwohnern  in  die  VIII.,  IX.,  X.  und  XI.  Klasse, 
die  mit  3—6000  Einwohnern  in  die  X.  bis  XIII.,  die  grösseren  in  die  XII.  bis 
XV.  einzureihen  wären. 

Bei  der  Einreihimg  der  einzelnen  Gebäude  in  die  auf  die  betreffenden 
Orte  anwendbaren  Klassen  wäre  vox'zugsweise  die  Lage  des  Gebäudes  zu  be- 
rücksichtigen; die  am  günstigsten  situierten  Gebäude  wären  in  die  höchsten, 
die  am  ungünstigsten  situierten  in  die  niedrigsten  Klassen  einzureihen.  Ausser- 
dem wäre  in  den  grösseren  Orten  auch  auf  das  Baumaterial  der  Häuser  Rück- 
sicht zu  nehmen  und  zu  gestatten,  dass  Gebäude  von  Holz  bei  der  ersten 
Aufnahme  um  eine  Klasse  tiefer  eingereiht  werden  dürfen.  Bei  Neu-  und  Um- 
bauten hätte  jedoch  diese  Begünstigung  zu  entfallen.  Zur  Rechtfertigung  der 
Anwendung  der  einzelnen  Klassen  würde  es  zweckmässig  sein,  wenn  die  Behörden 
die  in  solchen  Orten  in  den  letzten  Jahren  vorgekommenen  Mieten  auf  die  Ein- 
heit des  Flächenmasses  der  vermieteten  Räume  reduzieren  würden,  um  zu  sehen, 
ob  und  inwieferne  die  Klassenabstufungen  sich  als  gerechtfertigt  bewähren. 

Mit  der  Einführung  des  geplanten  Vorganges  bei  Besteuerung  der  Ge- 
bäude wäre  die  noch  in  Kraft  stehende  Belastung  der  verbauten  Flächen  und 
Hofräume  mit  der  Grundsteuer  zu  beseitigen.  Um  der  Einwendung  zu  begegnen, 
dass  die  geplante  Besteuerungsart  die  Baulust  vermindern  und  somit  der  Ver- 
besserung der  Bauweise  der  Häuser  entgegenwirken  würde,  wäre  es  zweckmässig, 
bei  der  Einführung  dieser  Besteuerungsart  die  Begünstigung  einiger  steuerfreien 
Jahre  für  alle  Neubauten  und  bedeutenden  Vergrösserungen  schon  bestehender 
Bauten  zu  bewilligen. 

Im  Anschlüsse  an  diese  Ausführungen  legte  der  Referent  einen  fertigen, 
denselben  entsprechenden  Gesetzentwurf  vor,  welcher  die  Formulierung  der  von 
ihm  ausgesprochenen  Ideen  enthielt.  Das  ganze  Elaborat  trägt  das  Datum  vom 
20.  Januar  1853.     Es  blieb  ,schätzbai-es  Material". 

Von  den  durch  die  Anfrage  des  Finanzministeriums  in  betreff  des  Vor- 
ganges  bei   der   beabsichtigten  Reform   der  Erwerb-  und  Einkommensteuer 
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-veranlassten  Gutachten  fand  bei  jenem  nur  eines  —  das  des  Wiener  Obex'finanz- 
rates  Schöbl  —  Beachtung.  Dieser  wurde  aus  Anlass  der  von  ihm  vorgelegten 
Ausführungen  beauftragt,  seine  Ideen  näher  zu  formulieren  und  kam  diesem 
Auftrage  in  einem  ansführlichen  Elaborate  nach. 

Dieses  Elaborat  begann  mit  der  Bemerkung,  dass  als  Absicht  der  Re- 
gierung angenommen  werde,  das  nicht  aus  Realitäten  stammende  Einkommen 
■der  direkten  Besteuerung  zu  unterziehen  und  hieraus,  nach  Beseitigung  mehrerer 
in  den  Erwerb-  und  Einkommensteuergesetzen  statuierten  Ausnahmen,  dann  Be- 
hebung der  bei  der  praktischen  Ausführung  dieser  Gesetze  wahrgenommenen 
Mängel  und  entstandenen  Zweifel  für  die  Finanzen  einen  grösseren  Ertrag  zu 
erzielen. 

Als  Grund  des  geringen  Ertrages  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer  wurde 
vorzugsweise  angenommen,  dass  die  Erhebungen  behufs  der  Erwerbsteuerbemes- 
sung früher  nicht  von  landesfürstlichen  Behörden,  sondern  von  den  dabei  im 
eigenen  Interesse  ihrer  Dienstherren  berührten,  bestandenen  Patrimonialäratern 
vorgenommen  wurden  und  niemals  eine  allgemeine  Aufnahme  der  Erwei'bsteuer- 
pflichtigen  stattgefunden  habe,  sonach  wegen  Unzulänglichkeit  der  ausführenden 
Organe  eine  vollständige  Durchführung  der  Unterwerfung  unter  die  Ei'werb- 
steuer  ebensowenig,  wie  eine  vollständige  Durchführung  der  neuen  Einkommen- 
steuer vorausgesetzt  werden  kann.  Auch  dürfte  die  Regierung  bei  Einführung 
der  Einkommensteuer  mildere  Grundsätze  haben  vorwalten  lassen,  um  derselben 
leichter  Eingang  zu  verschaffen,  was  vorzüglich  bei  der  bloss  mittelbaren  Be- 
steuerung der  hypothezierten  Kapitalien  und  Renten  und  bei  den  Bezügen  aus 
Sparkassen,  Versorgungs-  und  Lebensversicherungsanstalten,  dann  zum  Teile  bei 
den  bisher  in  der  IL  Klasse  besteuert  stehenden  Genüssen  der  Fall  ist,  wodurch 
gerade  ein  grosser,  ja  vielleicht  der  grösste  Teil  der  vermögenden  Privaten, 
dann  der  einen  leichteren  Erwerb  und  eine  gesichertere  Existenz  geniessenden 
Personen,  namentlich  der  dienenden  Klasse,  gegenüber  den  mit  einem  selbst 
höheren  Prozentsatze  besteuerten  Kapitalisten  und  geringeren  Gewerbsleuten 
teils  ganz  der  Besteuerung  entrückt,  teils  wenigstens  bedeutend  begünstigt  sei. 

Bezüglich  der  hypothezierten  Kapitalien  sei  die  Erfahrung  gemacht  worden, 
dass  der  geringste  Teil  der  Hypothekargläubiger  sich  den  dem  Schuldner  ge- 
statteten Abzug  gefallen  lasse,  daher  letzterer  die  ihm  zugedachte  Erleichterung 
nicht  erfährt.  In  noch  höherem  Grade  trete  dasselbe  bei  den  nicht  hypothezierten 
Schulden  der  Gewerbetreibenden  ein,  für  welche  gewöhnlich  höhere  Interessen 
gezahlt  werden  und  bei  denen  der  Schuldner  vom  Abzugsrechte  noch  weniger 
(gebrauch  machen  kann. 

Grund  und  Boden  und  auch  Häuser  seien  selbst  mit  dem  Drittelzuschlage 
aus  dem  Titel  der  Einkommensteuer  in  der  Regel  mit  der  Steuer  nicht  über- 
bürdet, empfindlicher  seien  die  sonstigen  unter  verschiedenen  Titeln  erscheinen- 
den Zuschläge.  Uebrigens  wüssten  die  Realitätenbesitzer  sich  zu  entschädigen. 
Gebäude  im  Inneren  der  Stadt  Wien  und  der  Grossgrundbesitz  können  nicht 
•als  Anhaltspunkte  angesehen  werden,  da  hier  ein  pretium  aftectionis  vorwalte, 
daher  auch  der  grösste  Teil  der  Hausbesitzer  und  Grossgrundbesitzer  beim  Ver- 
kaufe ihrer  Realitäten  Kapitalswerte  zu  erzielen  imstande  sei,  die  sich  in  an- 
deren Anlagen  weit  höher  verzinsen. 

In   den  Sparkassen   haben   nicht  bloss  Arme,   welche  begünstigt  werden 
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sollen,  sondern  weit  mehr  vermögende  Leute  bedeutende  Kapitalssummen  an- 
gelegt, was,  wohl  in  minderern  Grade  aber  doch,  auch  bei  Versicherungs-  und 
Versorgungsanstalten  der  Fall  sei. 

Ein  grosser  Teil  der  dienenden  Klasse,  wie  Commis,  Hausoffiziere,  technische 
Hilfsarbeiter,  besser  bezahlte  Gesellen  u.  s.  w.  entgehen  der  Besteuerung,  während 
der  oft  kummervoll  sich  und  seine  Familie  ernährende  kleine  Gewerbsmann 
mit  einem  gleichen  Prozentsatze  seines  spärlichen  Einkommens  wie  der  Tausende 
verdienende  grosse  Geschäftsmann  getroffen  werde. 

Es  dürfte  daher  ohne  Anstand  die  Grund-  und  Gebäudesteuer  im  bis- 
herigen Ausmasse  mit  dem  Drittelzuschlage  belassen  und  die  direkte  Besteuerung 
der  Zinsen  und  hypothezierten  und  sonstigen  Schuldkapitalien  allgemein  aus- 
gesijrochen  und  verfügt  und  die  im  Einkommensteuerpatente  für  die  II.  Klasse 
bestehende  progressive  Besteuerung  modifiziert  für  alle  drei  Klassen  als  in  der 
Billigkeit  und  Gerechtigkeit  gegründet,  eingeführt  werden,  da  derjenige,  welcher 
mehr  hat  oder  ein  grösseren  Gewinn  versprechendes  ausgedehnteres  Geschäft 
betreibt,  im  Verhältnisse  zu  den  häufig  eher  Unordnung  wünschenden,  auf  ein 
knappes  Einkommen  gewiesenen  Erwerbenden  den  Schutz  und  Schirm  des  Staates 
in  überwiegend  höherem  Masse  in  Anspruch  nimmt  und  auch  verhältnismässig 
viel  leichter  eine  grössere  Steuerlast  ertragen  kann.  Nicht  unberücksichtigt 
dürfe  hierbei  auch  gelassen  werden,  dass  der  minder  Vermögende,  ja  Aermere 
schon  durch  die  Verzehrungssteuer,  welche  die  unentbehrlichsten  Lebensbedürf- 
nisse treffe  und  nicht  nach  dem  Werte  eingehoben  werde,  in  unverhältnismässig 
höherem  Grade  als  der  Bemittelte  in  Anspruch  genommen  werde,  so  dass  die 
für  die  direkte  Rentensteuer  beantragte  Progression  nur  als  eine  Ausgleichung 
dieses  Missverhältnisses  erscheine. 

Da  übrigens  die  Erfahrung  gemacht  wurde,  dass  selbst  schon  bezüglich 
der  auf  steuerfreien  Häusern  hypothezierten  Kapitalien,  hinsichtlich  welcher 
dem  Schuldner  das  Recht  des  Abzuges  nicht  zukomme,  sondern  der  Gläubiger 
direkt  besteuert  werde,  die  Kapitalisten  sich  der  Steuer  dadurch  entziehen,  dass 
sie  kontraktmässig  den  Schuldner  zur  Zahlung  der  auf  die  Zinsen  entfallenden 
Steuei'n  und  Auflagen  verpflichten,  so  seien  Massregeln  hingegen  notwendig. 

Zur  Detailausführung  übergehend,  wurde  bemerkt,  dass  das  hier  in  Be- 
tracht kommende  Einkommen  (die  Renten,  wie  Schöbl  statt  Einkommen  kon- 
sequent sagte)  sich  aus  der  Arbeit  oder  dem  Kapitale  allein  oder  aus  beiden 
im  Vereine  ergebe  und  hiedurch  eine  Arbeitsrente,  eine  Kapitalsrente  und  eine 
aus  beiden  Faktoren  zusammengesetzte  Rente  entstehe.  Die  Zifter  der  Rente 
sei  bei  den  beiden  ersten  Arten  in  der  Regel  eine  fixierte,  bei  der  letzteren  aber 
eine  minder  genau  bekannte  und  wegen  der  verschiedenartigen,  darauf  Einfluss 
nehmenden  Verhältnisse  schwankende  Grösse,  welche  daher  im  gewöhnlichen 
Sprachgebrauche  mit  dem  Namen  , Erwerb"  bezeichnet  werde  und  bei  welcher 
es  an  die  Unmöglichkeit  grenze,  jene  Tangente  zu  bestimmen,  welche  hiervon 
auf  die  Arbeit  und  welche  auf  das  Kapital  entfällt.  Hiernach  dürfte  im  Prinzipe 
die  gewiss  unter  die  gerechtesten  Auflagen  gehörige  Einkommensteuer  und  die 
ebenso  gerechte  Erwerbsteuer  beibehalten  werden  und  mit  den  auf  Erfahrung 
gegründeten  Modifikationen  die  Einführung  einer  „vereinten  Rentensteuer"  an 
Stelle  der  bisherigen  getrennten  Einkommen-  und  Erwerbsteuer  begründet  er- 
scheinen. 
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Jede  Besteuerung  setze  ein  Objekt,  d.  i.  die  Grundlage  derselben  und 
ein  der  Steuerpflicht  nachkommendes  Subjekt  voraus.  Als  Objekte  der  geplanten 
Rentensteuer  wären  zu  bezeichnen: 

I.  Klasse:  Die  Arbeitsrente,  d.  i.  das  nicht  zur  Besti-eitung  von  Dienstes- 
auslagen bestimmte  und  nicht  vom  Staate  bezogene  Einkommen  an  Geld  und 
Naturalbezügen,  das  lediglich  aus  physischer  oder  geistiger  Arbeit  infolge  eines 
Dienstverhältnisses  in  der  Regel  ohne  Anlegung  und  Vorauslage  eines  Betriebs- 
kapitals und  ohne  Verwendung  von  Hilfsarbeitern  in  Geld  oder  Geldeswert 
resultiert  —  soweit  dessen  Besteuerung  nicht  ausdrücklich  der  weiter  unten  zur 
Sprache  kommenden  111.  Klasse  zugewiesen  ist. 

IL  Klasse:  Die  Kapitalsrente,  d.  i.  das  aus  Kapitalien  oder  diesen 
gleich  zu  haltenden  Rechten  hervorgehende,  in  der  Regel  ohne  Anwendung  von 
Arbeit  erzielte  Einkommen;  hierher  wurde  u.  a.  auch  die  Rente,  welche  dem 
Verpächter  eines  Gewerbes,  einer  Konzession  u.  dgl.  aus  der  Verpachtung  zu- 
kommt, gerechnet. 

III.  Klasse:  DieP^rwerbs-  oder  gemischte  Rente,  d.  i.  das  nach  dem 
umfange  des  Geschäftes,  Gewerbes  oder  der  Unternehmung  ermöglichte  Ein- 
kommen aus  Arbeit  und  Kapital,  als  welch  letzteres  auch  Privilegien,  Konzes- 
sionen, Diplome  u.  dgl.,  dann  die  zum  Beginne  einer  selbständigen  Geschäfts- 
führung bestrittene  Vorauslage  anzusehen  sind;  hierher  gehören  alle  Fabriks-, 
Handels-  und  gewerblichen  Unternehmungen,  insbesondere  auch  Grundpachtungen, 
nicht  aber  die  Thätigkeit  des  seinen  eigenen  Besitz  bewirtschaftenden  Grund- 
eigentümers, da  das  Resultat  derselben  bereits  durch  die  Grundsteuer  getroffen 
sei;  nur  dort,  wo  noch  keine  bedeutende  Grundsteuer  bestehe,  sei  auch  diese 
Thätigkeit  hier  der  Besteuerung  zu  unterziehen. 

Subjekt  der  Besteuerung  sei  jede  physische  oder  juristische  Person,  welche 
im  Genüsse  einer  oder  mehrerer  in  diese  drei  Klassen  eingefügten  Renten  stehe, 
insoweit  ihr  nicht  nach  dem  Gesetze  eine  persönliche  Steuerfreiheit  zukomme. 
Als  der  Steuerpflicht  unterliegende  juristische  Personen  seien  insbesondere  anzu- 
sehen alle  P]rwerbs-  und  sonstigen  Vereine  und  Gesellschaften,  alle  Gemeinden, 
Verlassenschafts-,  Kuratels-  nnd  Konkursmassen,  alle  geistlichen  und  weltlichen 
Kommunitäten,  dann  alle  öffentlichen  oder  Privatfonde,  Stiftungen  und  Anstalten. 

Die  Bemessung  der  Steuer  solle  in  der  Regel  auf  Grundlage  von  Bekennt- 
nissen und  Anzeigen  von  Renten  in  der  I.  und  IL  Klasse  zu  Anfang  eines  jeden 
Verwaltungsjahres  für  die  Dauer  desselben  und  von  Renten  in  der  III.  Klasse 
alle  drei  Jahre  für  die  Dauer  des  Trienniums  mit  Beginn  desselben  erfolgen, 
Renten  der  I.  und  IL  Klasse  wären  nach  dem  Bezugsrecht  vom  1.  Januar  des 
Steuerjahres  einzubekennen,  resp.  anzuzeigen.  Insofern  jedoch  derlei  Renten  in 
veränderlichen  Bezügen  bestehen,  wären  dieselben  nach  dem  Erfolge  des  der 
Fatierung  unmittelbar  vorangegangenen  Steuerjahres  und  bei  Abgang  eines 
Beobachtungsjahres  nach  dem  gehoft'ten  Erfolge  anzusetzen. 

Behufs  der  Steuerbemessung  für  die  Renten  der  HI.  Klasse  seien  die  dieser 
Bemessung  nach  Verschiedenheit  des  Unternehmens  zu  Grunde  zu  legenden 
Daten  nach  jenem  Stande  anzuzeigen,  in  welchem  sich  dieselben  zur  Zeit  der 
Einbringung  der  Bekenntnisse  befinden.  Dort,  ^o  Nachforschungen  über  den 
Geld-  und  Warenverkehr  und  ähnliche  Faktoren  des  betreffenden  Unternehmens 
notwendig   seien,   wären   dieselben   nach   dem  Erfolge   des   dem    Besteuerungs- 
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triennium  unmittelbai"  vorangehenden  Jahres,  resp.  vorangegangenen  kürzeren 
Zeitraumes  —  eventuell  nach  dem  angehofften  Erfolge  —  einzubekennen.  Die 
Bekenntnisse  und  Anzeigen  wären  vom  Aussteller  mit  der  Bekräftigung  zu 
unterfertigen,  dass  die  darin  enthaltenen  Angaben  von  ihm  an  Eidesstatt  nach 
bestem  Wissen  und  Gewissen  gemacht  worden  seien.  Befreiungen  seien  zuzuge- 
stehen den  Familiengliedem  des  Kaiserhauses,  den  Staatsmonopolen  und  Staats- 
fonden,  sowie  allen  vom  Staate  subventioniei'ten  Fonden  und  Anstalten,  den 
Soldaten  und  Offizieven  bis  einschliesslich  zum  Hauptmann,  denjenigen,  deren 
P'jinkommen  nicht  mehr  als  200  Gulden  jährlich  beträgt,  den  Kirchen,  Spitälern, 
Wohlthätigkeits-  und  Unterrichtsanstalten,  den  Ausländei'n  bezüglich  der  ihnen 
aus  dem  Auslande  zukommenden  Renten  (und  der  inländischen,  soweit  sie  eine 
Befreiung  infolge  einer  besonderen  Begünstigung  ansprechen  können),  Inländern 
hinsichtlich  ihrer  aus  dem  Auslande  stammenden  und  dort  bereits  im  Sinne  des 
zu  erlassenden  Gesetzes  besteuerten  Renten,  Versicherungsprämien,  Gemeinde- 
umlagen und  denjenigen  Teilen  der  Leibrenten,  welche  die  Amortisierung  der 
zum  Ankaufe  von  solchen  verwendeten  Kapitalien  darstellen. 

Die  Besteuerung  sollte  eine  progressive  Quotitätsbesteuerung  im  Aus- 
niasse  von  1  bis  zu  10  Prozenten  sein  und  nach  dem  ursprünglichen  Voi'schlage 
Sehöbls  in  der  Weise  erfolgen,  dass  in  der  I.  und  II.  Klasse  die  Renten  im 
Betrage  von  200  bis  inklusive  500  fl.  mit  1  Prozent,  die  von  mehr  als  500  bis 
inklusive  1500  fl.  mit  2  Prozenten,  die  von  mehr  als  1500  bis  inklusive  3000  fl. 
mit  3  Prozenten  und  von  da  an  jede  Rente  bei  einer  Zunahme  bis  zu  je  1000  fl. 
mit  einer  um  1  Prozent  höheren  Steuer  zu  belegen  wäre;  für  alle  den  Betrag 
von  9000  fl.  übersteigenden  Renten  sollte  die  Steuer  mit  10  Prozenten  bemessen 
werden ;  den  aus  Staats-  oder  denselben  gleichgestellten  Kassen  bezahlten  Staats- 
bediensteten,  sowie  den  Witwen  und  Waisen  derselben  wäre  die  Steuer  von 
ihren  Bezügen  mit  der  Hälfte  des  Noi-malbetrages  vorzuschreiben. 

Späterhin  modifizierte  Schöbl  seinen  Vorschlag  dahin,  dass  er  die  Pro- 
gression nur  für  das  in  der  T.  Klasse  zu  besteuernde  Einkommen  beibehielt;  in 
dieser  Klasse  sollte  jedes  unter  200  fl.  betragende  Einkommen  steuerfrei  bleiben, 
die  Renten  von  200—500  fl.  mit  1  Prozent,  von  500—1000  fl.  mit  1^2  Prozent, 
von  1000—2000  fl.  mit  2  Prozenten,  von  2000—3000  fl.  mit  2V2  Prozenten,  von 
3000—4000  fl.  mit  3  Prozenten  u.  s.  w.  alle  Renten  nach  Abstufungen  um  je 
1000  fl.  nach  einem  um  je  V2  Prozent  erhöhten  Satze  besteuert  werden,  wo- 
durch bei  Renten  im  Betrage  von  9000 — 10,000  fl.  der  Steuerfuss  von  «?  Pro- 
zenten erreicht  worden  wäre;  Renten  von  10.000—11,000  fl.  sollten  mit  7,  alle 
höheren  mit  8  Prozenten  besteuert  werden. 

Für  die  Renten  der  II.  Klasse  wurde  nunmehr  ein  einheitlicher  Steuerfuss 
von  5  Prozenten  festgesetzt,  wobei  aber  die  Befi-eiung  der  auf  ein  Gesamtein- 
kommen von  weniger  als  200  fl.  angewiesenen  Personen  auch  dann,  wenn  da.s 
Einkommen  derselben  ganz  oder  teilweise  aus  Renten  II.  Klasse  bestände ,  auf- 
recht erhalten  werden  sollte. 

Die   Besteuerung   der   III.  Klasse   sollte   nach   vier  Hauptbeschäftigungs- 
Abteilungen  unter  Festsetzung   einer  mindesten  Steuer  für  jede  derselben  und 
mit  verhältnismässiger    Steigerung   der   Steuerquoten   ohne    Bestimmung   eineSj 
Maximums  erfolgen.     Diese  vier  Hauptbeschäftigungs- Abteilungen   sollten  sein: 
Grosshandlungen,    grosse    Fabriken    (nach    der   damals    gesetzlich   begründeter 


Die  bisherigeil  Versuche  zur  Reform  der  direkten  Steuern  in  Oesterreich.  \SQ 

Terminologie :  Landesfabriken),  nicht  zu  den  Grosshandlungen  gehörende  Handels- 
geschäfte und  kleinere  (sogenannte  einfache)  Fabriken,  endlich  alle  übrigen 
Unternehmungen:  Kramereien,  Gewerbe,  Künste,  freie  Beschäftigungen  und 
sonstige  Erwerbsgeschäfte,  die  auf  keinem  Dienst-  oder  Lohnverhältnisse  beruhen. 
Für  Grosshandlungen  sollte  die  mindeste  Steuerquote  300  fl.  und  für  Landes- 
fabriken 100  fl.  betragen;  für  die  in  die  IIL  Gruppe  gehörenden  Geschäfte 
wurden,  je  nachdem  sie  sich  in  Wien,  in  anderen  Orten  mit  über  50,000  Ein- 
wohnern, in  Orten  mit  30,000  bis  50,000  Einwohnern  und.  in  kleineren  Orten 
befanden,  die  Minimalsteuerquoten  von  00  fl.,  resp.  40,  30  imd  10  fl.  proponiert; 
in  der  IV.  Gruppe  sollten  die  nach  denselben  Ortskategorien,  wie  in  der  Itl. 
abgestuften  Minimalsteuersätze  sich  auf  5,  resp.  4,  3  und  2  fl.  belaufen. 

Die  verhältnismässig  höhere  Besteuerung  der  bereits  mit  den  Minimal- 
sätzen belasteten,  aber  zu  den  grösseren  und  einträglicheren  der  betreffenden 
Kategorie  gehörenden  Geschäfte  sollte  in  Erhöhungen  der  oben  angeführten 
Minimalsätze  bestehen.  In  betreff"  derselben  wurde  vorgeschlagen,  dass  in  Wien 
die  nächst  höhere  Steuerquote  nach  der  mit  5  fl.  proponierten  sich  auf  10  fl. 
belaufen  solle,  während  für  die  übrigen  Orte  Erhöhungen  des  dort  zulässigen 
Minimalsteuersatzes  auf  3,  4.  5,  6,  8  oder  10  fl.  in  Vorschlag  gebracht  wurden. 
Weiterhin  sollten  die  fallweise  angemessen  erscheinenden  Erhöhungen  der  Minimal- 
steuersätze bis  zum  Betrage  von  50  fl.  in  [Abstufungen  von  je  5  fl.,  von  da 
bis  zur  Stufe  von  100  fl.  in  solchen  um  je  10  fl. ,  von  100 — 500  fl.  in  solchen 
um  je  50  fl.,  von  500 — 1000  fl.  in  solchen  um  je  100  fl.  und  weiterhin  in  solchen 
um  je  200  fl.  erfolgen. 

Die  Minimalsätze  sollten  in  allen  vier  Hauptbeschäftigungs- Abteilungen  nur 
bei  jenen  Geschäften  in  Anwendung  gebracht  werden,  welche  sich  nicht  über 
den  geringsten  Betrieb  der  betreffenden  Abteilung  erheben  und  in  der  letzten 
Abteilung  insbesondere  nur  von  jenen  Erwerbsbeschäftigungen,  welche  ohne 
Hilfsarbeiter  betrieben  werden  und  deren  Ertrag  sich  geradezu  dem  oi'tsüblichen 
Taglohne  nähert. 

Bei  der  skalaraässigen  Besteuerung  sollte  beobachtet  werden,  dass  der 
über  den  geringsten  Geschäftsbetrieb  sich  erhebende  Steuerpflichtige  mit  jener 
höheren  Quote  besteuert  werde,  welche  nach  Vergleichung  seines  Geschäftes  mit 
denen  seiner  mindest  besteuerten  Geschäftsgenossen  im  Verhältnisse  zur  Steuer 
der  letzteren  stehe,  wobei  möglichst  auch  die  Uebereinstimmung  mit  dem  pro- 
gressiven Massstabe  der  Besteuerung  in  der  I.  und  II.  Klasse  hergestellt  werden 
sollte.  Für  die  Abschätzung  der  Bedeutung  der  hierbei  in  Betracht  kommenden 
Momente  wurden  keine  festen  Regeln  in  Vorschlag  gebracht;  vielmehr  wurde 
diesbezüglich  bemerkt,  dass  es  die  Aufgabe  der  zur  Erhebung  der  tliatsächlichen 
Verhältnisse  berufenen  Organe  und  der  auf  deren  Grundlage  dieser  Erhebungen 
und  über  die  vorliegenden  Bekenntnisse  oder  von  Amts  wegen  die  Steuern  be- 
messenden Behörden  bleibe,  „mit  möglichster  Umsicht,  Genauigkeit  und  ratio- 
neller unbefangener  Beurteilung  vorzugehen,  um  eine  gerechte  und  gleichmässige 
Besteuerung  herzustellen".  Nur  einige  wesentliche  Anhaltspunkte  für  die  Be- 
urteilung des  ümfanges  und  der  Ertragsfähigkeit  der  hier  in  Betracht  kommen- 
den Erwerbsunternehmungen  wurden  hervorgehoben,  als:  Persönlichkeit  des 
Unternehmers,  Art  des  Geschäftes,  Betriebskapital  u.  s.  w. 

Auch    dieser  Vorschlag  wurde  von  Schöbl  späterhin  modifiziert,    indem 
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er  in  einem  jüngeren  Elaborate  die  verhältnismässig  höhere  Besteuerung  der 
besser  situierten  Erwerbsbeschäftigungen  in  der  Weise  bewirken  wollte,  dass  er 
an  die  Stelle  einer  Ersetzung  der  Minimalsteuersätze  durch  höhere  eine  be- 
sondere, neben  jene  tretende  Besteuerung  der  angeführten  Beschäftigungen  setzte. 
Diese  Steuer  sollte  sich  nach  dem  Einkommen,  das  die  betreffenden  Beschäfti- 
gungen abwerfen,  richten  und  nach  einer  progressiven  Skala  eingehoben  werden, 
welche  mit  4  Prozenten  des  Einkommens  begann  und  mit  10  Prozenten  des- 
selben schloss. 

Weiterhin  wurde  die  Frage  in  Erwägung  gezogen,  ob  nicht  auch  alle 
jene  Personen,  welche  nach  den  gemachten  Vorschlägen  von  der  „Rentenst^uer" 
frei  bleiben  sollten,  aber  doch  nicht  zu  den  Armen  gehören,  sondern  einen  sie 
ernährenden  F^rwerb  haben  —  d.  h.  die  geringeren  Hilfsarbeiter  und  Diener  — 
dieser  Steuer  unterworfen  werden  sollten.  Schöbl  hielt  diese  Ausdehnung  der 
Steuerpflicht  für  nicht  angemessen,  da  die  Besteuerung  der  nach  seinen  Vor- 
schlägen steuerfrei  zu  belassenden  Angehörigen  der  bezeichneten  Bevölkerungs- 
klassen seiner  Meinung  nach  nur  einen  geringen  Ertrag  abwerfen  würde.  Für 
den  Fall  aber,  dass  diese  Besteuerung  dennoch  sollte  beschlossen  werden  wollen, 
machte  er  den  folgenden  Vorschlag: 

„Alle  übrigen  einzelnen  Personen  männlichen  und  weiblichen  Geschlechtes, 
welche  das  15.  Lebensjahr  überschritten  haben  und  selbständig  einem  Verdienste 
nachgehen  oder,  wie  z.  B.  Hausgesinde,  Gesellen,  Hilfsarbeiter,  das  eigentliche 
Dienstgesinde  in  einem  Dienst-  oder  Lohnverhältnisse  stehen,  worunter  auch  die 
im  Geschäfte  oder  in  der  Haushaltung  des  Familienhauptes  verwendeten  oder 
bei  demselben  einem  Nebenverdienste  sich  widmenden  Familienglieder  gehören, 
haben,  wenn  ihnen  nicht  das  Armenrecht  zusteht  und  wenn  sie  nicht  schon  in 
der  vorangeführten  I.  oder  HL  Klasse  einer  höheren  Besteuerung  unterliegen, 
eine  Rentensteuer  von  1  fl.  zu  entrichten,  welche  übrigens  bezüglich  jener  Per- 
sonen, deren  Familienhaupt,  Dienst-  oder  Lohnherr  selbst  nur  der  geringsten 
Rentensteuer  oder  einer  dieae  nicht  überschreitenden  Realsteuer  unterliegt,  auf 
den  halben  Betrag,  d.  i.  auf  30  Kreuzer,  herabgesetzt  wird." 

^Bezüglich  dieser  ...  im  Dienst-  oder  Lohnverhältnisse  stehenden  Per- 
sonen und  der  bezeichneten  Familienglieder  obliegt  die  Einhebung  und  Abfuhr 
dieser  mit  1  fl.  oder  30  Kreuzei-n  entfallenden  Steuer  dem  Dienst-  oder  Lohn- 
herrn oder  dem  Familienhaupte  und  zwar  nach  dem  Stande  der  Zahl  dieser 
Personen  bei  Beginn  des  zur  Ueberreichung  der  jährlichen  Bekenntnisse  für  die 
L  und  H.  Klasse  festgesetzten  Termins,  daher  dieser  Stand  entweder  im  eigenen 
Bekenntnisse  des  Dienst-  oder  Lohnherrn  oder  Familienhauptes  oder  für  den 
Fall,  dass  rücksichtlich  anderer,  nach  der  I.  Klasse  zu  besteuernden  Personen 
schon  eine  eigene  Anzeige  erstattet  wird,  in  dieser  anzuführen  ist." 

„Bei  dem  häufigen  Wechsel  solcher  mit  1  fl.  oder  30  Kreuzern  zu  be- 
steuernden Personen  ist  es  unausführbar,  vorfallende  Aenderungen  in  Evidenz 
zu  halten  und  zu  berücksichtigen,  daher  auch  eine  Abschreibung  des  fatierten 
und  vorgeschriebenen  Betrages  nicht  stattfinden  kann  und  derselbe  jedenfalls 
ganz  einzuzahlen  ist." 

In  betreff  der  Besteuerung  'jener  Personen,  welche  „Renten"  mehrerer 
Klassen  beziehen,  wurde  folgender  Vorschlag  gemacht:  Die  Renten  jeder  Klasse 
seien,  wenn  dieselben  den  hierin  frei  gelassenen  Betrag  überschreiten,  für  sich 
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selbständig  der  Besteuerung  zu  unterziehen,  was  in  sich  schliesse,  dass  die,  wenn 
auch  aus  verschiedenen,  doch  derselben  Klasse  eingereihten  Objekten  fliessenden 
Renten  in  dieser  Klasse  als  ein  Ganzes  anzuzeigen  und  hiernach  zu  besteuern 
seien.  Renten  der  I.  und  II.  Klasse,  welche  für  sich  allein  den  freizulassenden 
Betrag  nicht  übersteigen,  seien  jedoch,  wenn  dies  durch  Zusammentreffen  mit 
Renten  anderer  Klassen  bewirkt  werde,  mit  dem  geringsten  Steuersatze  jener 
Klasse,  in  welche  sie  fallen,  zu  bemessen.  In  derselben  Art  solle  auch  eine 
unter  den  freigelassenen  Minimalbetrag  fallende  Rente  der  I.  oder  IL  Klasse 
schon  an  sich  steuerpflichtig  sein,  wenn  sie  mit  einer  in  der  III.  Klasse  be- 
steuerten Rente  zusammentrifft.  Der  Rente  in  einer  oder  der  anderen  der  drei 
Klassen  wäre  auch  der  Wert  des  vom  Bezugsberechtigten  ausserdem  genossenen 
ganzen  oder  teilweisen  Lebensunterhalts  zuzurechnen.  Naturalbezüge  seien  je 
nach  den  Umständen  entweder  mit  den  dafür  allenfalls  ausgeworfenen  Reluitions- 
beträgen  oder  nach  dem  im  Wohnorte  des  Bezugsberechtigten  während  des  dem 
Steuerjahre  vorangegangenen  Jahres  bestandenen  Durchschnittspreise  der  be- 
treffenden Naturalien  in  Rechnung  zu  ziehen. 

In  betreff'  der  Berücksichtigung  von  Auslagen  bei  Ermittlung  der  steuer- 
pflichtigen „Renten"  wurde  folgendes  vorgeschlagen : 

Bei  der  Rente  der  I.  Klasse  wäre,  da  dieselbe  ohnehin  nur  nichtonerose 
Bezüge  in  sich  schliesse,  ein  Abzug  von  Auslagen  überhaupt  nicht  zu  gestatten. 

In  der  IL  Klasse  sollten  von  Pachtschillingen  nur  jene  nachweislichen 
Auslagen  in  Rechnung  gebi-acht  werden  dürfen,  welche  zur  vertragsmässigen 
Erhaltung  des  die  Rente  gewährenden  Objektes  im  benutzbaren  Zustande  ge- 
macht werden  müssen;  wenn  von  einer  Rente  der  IL  Klasse  schon  eine  ander- 
weitige direkte  Steuer  vom  Bezugsberechtigten  erweislich  entrichtet  werde,  so 
sei  dieselbe  von  der  auf  diese  spezielle  Rente  entfallenden  Rentensteuer  in  Ab- 
rechnung zu  bringen;  alle  anderen  Arten  von  Auslagen,  zu  welchen  namentlich 
auch  die  zum  eigenen  oder  der  Angehörigen  Lebensunterhalte  bestrittenen,  die 
Abzahlungen  und  Zinsen  von  Schulden,  sowie  jene  Gaben,  welche  anderen  aus 
freiem  Antriebe  verabreicht  werden,  gehören,  dürfen  nicht  in  Abzug  gebracht 
werden. 

Zur  E]inbringung  von  Bekenntnissen  sollte  jeder  Angehörige  und  jeder 
Bewohner  Oesterreichs,  sowie  jeder  hier  wohnende  Fremde,  insoferne  ein  solcher 
im  Genüsse  einer  nach  dem  geplanten  Gesetze  steuerpflichtigen  Rente  aus  Oester- 
reich stehe,  vei-pflichtet  sein.  Wenn  der  zur  Einbringung  eines  Bekenntnisses 
Verpflichtete  sich  nach  den  Bestimmungen  jenes  Gesetzes  für  steuerfrei  halte, 
so  habe  er  dies  durch  ein  negatives  Bekenntnis  zu  erklären.  Zur  Einbringung 
einer  Anzeige  sollte  jeder,  der  eine  Rente  der  I.  oder  eine  einer  solchen  ähn- 
liche der  IL  Klasse  auszuzahlen  habe,  verpflichtet  sein.  Diejenigen,  welche 
ihr  nach  der  I.  Klasse  zu  besteuerndes  Einkommen  aus  einer  Staats-  oder 
einer  derselben  gleichgestellten  öffentlichen  Kasse  erhalten,  sollten  bezüglich 
dieses  Einkommens  von  der  Einbringung  von  Bekenntnissen  befreit  werden, 
da  diese  Kassen  verpflichtet  werden  sollten,  die  von  den  in  Rede  stehenden  Be- 
zügen entfallende  Steuer  gleich  bei  der  Auszahlung  der  ersteren  zu  berechnen 
und  abzuführen;  daher  sollten  diese  Kassen  auch  die  sonst  für  ähnliche  Bezüge 
vorgeschriebenen  Anzeigen  nicht  einzubringen  brauchen.  Auch  die  übrigen  zur 
Auszahlung  von  Bezügen  der  in  Rede  stehenden  Art  verpflichteten  Kassen  und 
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Personen  sollten  übrigens  verpflichtet  werden,  die  Steuer  davon  bei  der  Aus- 
zahlung abzuziehen  und  über  erhaltenen  Zahlungsauftrag  an  die  Steuerkassen 
abzuführen. 

In  betreff  der  Art  der  Einbringung lund  Uebernahme  der  Bekenntnisse  und 
Anzeigen  wurde  vorgeschlagen:  Bekenntnisse  und  Anzeigen  der  I.  und  IL  Klasse 
für  öffentliche  Fonde,  Stiftungen  und  Anstalten,  weltliche  und  geistliche  Kom- 
munitäten, Kii'chen  und  Schulen,  sowie  die  Anzeigen  öffentlicher  Kassen,  dann 
Bekenntnisse  und  Anzeigen  der  Erwerbs  vereine  und  Aktiengesellschaften  sollten 
gleich  unmittelbar  bei  der  zur  Steuerbemessung  kompetenten  Behörde  einzu- 
bringen sein.  Von  allen  anderen  Parteien  sollten  die  Fassionen  und  Anzeigen 
dem  Eigentümer  des  von  ihnen  bewohnten  Hauses  oder  dem  von  diesem  be- 
stellten Hausverweser  übergeben  werden,  welcher  diesselben  mittels  eines  voll- 
ständigen Verzeichnisses  aller  im  Hause  befindlichen  Wohn-  und  Aftermietparteien 
und  unter  Bezeichnung  jener  Parteien,  welche  ihrer  Fatierungspflicht  nicht  nach- 
gekommen sind,  dem  Vorstande  der  Ortsgemeinde  zu  übergeben  haben  sollte; 
dieser  sollte  dieselben  an  die  kompetente  politische  Behörde  erster  Instanz  zur 
sogleichen  Vorlage  an  die  Steuerbemessungsbehörde  einsenden.  Gregen  die  Haus- 
besitzer, sowie  gegen  die  Gemeindevorstände  und  die  zur  Uebernahme  der  Be- 
kenntnisse und  Anzeigen  berufenen  politischen  Behörden  erster  Instanz  sollten, 
falls  dieselben  sich  eine  Unterlassung  oder  Saumsal  hinsichtlich  der  Erfüllung  der 
ihnen  nach  dem  Vorstehenden  aufzuerlegenden  Verpflichtung  zu  schulden  kommen 
lassen  würden ,  mit  der  Verhängung  von  Geldstrafen  im  Betrage  von  2 — 50  fl. 
vorgegangen  werden.  Uebrigens  sollte  einem  jeden  Fassions-  oder  Anzeige- 
verpflichteten gestattet  werden,  seine  Fassionen  oder  Anzeigen  unmittelbar  bei 
der  Steuerbemessungsbehörde  einzubringen. 

Besondere  Normen  wurden  hinsichtlich  der  Behandlung  der  Aktiengesell- 
schaften und  Vereine  in  Vorschlag  gebracht.  Schöbl  sagte  hierüber:  „Die 
besonderen  Verhältnisse,  in  welchen  sich  die  .  .  .  Aktiengesellschaften  und  Vereine 
befinden,  machen  eine  besondere  Behandlung  derselben  notwendig.  Bei  solchen 
Gesellschaften  und  Vereinen  bildet  in  der  Regel  das  Kapital  den  Hauptfaktor 
des  Betriebes;  es  wird  den  Aktionären  und  Teilnehmei-n  ordnungsmässig  Rech- 
nung gelegt  und  bei  auf  Gewinn  berechneten  Gesellschaften  derselbe  durch 
Dividenden  an  die  Aktionäre  verteilt  oder  den  Teilhabern  eine  .  .  .  Rente  von 
ihi-em  Einlagskapitale  in  Aussicht  gestellt.  Hierher  gehören  namentlich  das  In- 
stitut der  Nationalbank,  Sparkassen,  Leihanstalten,  Privateisenbahnen,  Schiff- 
fahrts-,  Versicherungs-  und  alle  derlei  anderen,  besonders  konzessionierten,  auf 
Gewinn  berechneten  öffentlichen  Gesellschaften  und  Vereine.  Bei  diesen  hat 
nicht  die  für  die  HL  Klasse  festgesetzte  Trimalsteuerbemessung,  sondern  die 
jährliche  Besteuerung  stattzufinden." 

„Zu  diesem  Behufe  ist  von  ihnen  das  Einbekenntnis  über  die  .  .  .  für  das 
dem  Steuerjahre  unmittelbar  vorangehende  Gesellschaftsjahr  sich  ergebende 
reine  Rente  in  dem  für  die  I.  und  IL  Klasse  vorgeschriebenen  Termine  einzu- 
bringen und  mit  den  beti*effenden  Rechnungsabschlüssen  und  Geschäftsberichten 
zu  dokumentiei'en.  Als  zur  Abrechnung  von  der  Bruttoeinnahme  gestattete 
Auslagen  sind  jedoch  bloss  die  auf  die  Administration,  zum  Betriebe  und  zur 
Erhaltung  des  fundus  instructus  verwendeten  Auslagen,  keinesfalls  aber  die  auf 
die  Erhöhung   desselben   oder   die  Ausdehnung  der  Unternehmung  l)estrittenei 
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oder  die  zur  Gründung  eines  Fonds  hinterlegten  Beträge  und  ebenso  auch  nicht 
Abzahlungen  oder  Zinsen  von  Kapitalsschulden  anzusehen.  Die  hiernach  aus- 
gemittelte  reine  Rente  ist  nach  dem  für  die  I.  und  IL  Klasse  festgesetzten  Mass- 
stabe der  progressiven  Prozentualbesteuerung  zu  unterziehen.  Diesen  Gesell- 
schaften wird  dagegen  das  Recht  eingeräumt,  bei  Auszahlung  der  Kapitalszinsen 
von  denselben  den  verhältnismässig  entfallenden  Steuerbetrag  in  Abzug  zu 
bringen. " 

„Für  die  Aktionäre  sind  die  Dividenden  erst  nach  Abrechnung  der  von 
der  nach  obigen  Bestimmungen  ermittelten  reinen  Rente  zu  entrichtenden  Steuer 
zu  bemessen,  wogegen  die  einzelnen  Aktieninhaber  oder  Gesellschaftsgläubiger 
rücksichtlich  der  ihnen  aus  einer  solchen  Gesellschaft  zufliessenden  Rente 
nicht  mehr  besonders  mit  der  Rentensteuer  in  Anspruch  genommen  wei-den 
können." 

pVon  der  entfallenden  Gesamtsteuer  können  jedoch  jene  direkten  Steuern 
in  Abrechnung  gebracht  werden,  welche  vielleicht  schon  abgesondert  von  einem, 
in  die  gesamte  Rente  einbezogenen  speziellen  Objekte  entrichtet  werden." 

„Bloss  den  nach  ihrem  Statute  nicht  auf  Gewinn  berechneten,  sondern 
mehr  eine  wohlthätige  Tendenz  verfolgenden  Sparkassen,  Leih-,  Versorgungs- 
und Versicherungsanstalten  wird  ausnahmsweise  gestattet,  von  den  Bruttoein- 
nahmen nebst  den  eigentlichen  Administrationsauslagen  auch  die  an  die  Einleger 
zu  entrichtenden  Zinsen  in  Abzug  zu  bringen,  jedoch  haben  die  Bezugsberech- 
tigten ihre  diesfällige  Rente  zur  Besteuerung  einzubekennen." 

Wer  infolge  der  nach  den  angeführten  Vorschlägen  stattfindenden  kumu- 
lativen Bemessung  zur  Besteuerung  herangezogen  werde,  ungeachtet  seine  ge- 
samte Rente  200  fl.  nicht  übersteigt,  oder  mit  einem  höheren  Prozentsatze  in 
Anspruch  genommen  werden  würde,  als  welcher  ihn  sonst  nach  seiner  gesamten 
Rente  getroffen  hätte,  sollte  unter  verlässlicher  Nachweisung  dieses  Verhältnisses 
die  Rückvergütung  des  ungebührlich  Geleisteten  verlangen  können. 

Nicht  auf  Gewinn  berechneten  Stiftungen.  Fonden  und  Anstalten,  welche 
durch  die  den  gemachten  Vorschlägen  vorgezeichnete  Besteuerung  ihrer  Rente 
der  11.  Klasse  in  die  Lage  versetzt  würden,  die  in  ihrer  Verpflichtung  liegenden 
Zahlungen  an.  schon  vom  Bezugsberechtigten  der  Besteuerung  zu  unterziehenden 
fixen  Renten  der  I.  und  II.  Klasse  nicht  leisten  zu  können,  sollte  gestattet  wer- 
den, unter  Nachweisung  dieses  ümstandes  und  ihres  gesamten  Einkommens 
gleich  bei  Einbringung  des  Bekenntnisses  die  verhältnismässige  Herabsetzung 
der  ihnen  sonst  in  der  IL  Klasse  zu  bemessenden  Steuer  zu  verlangen. 

Die  Thätigkeit  Schöbls  beschränkte  sich  übrigens  auf  die  Darlegung 
seiner  vorstehend  geschilderten  Ideen  in  einem  Referate;  einen  Gesetzentwurf 
hat  er  aber  nicht  hergestellt. 

Ueber  die  Anfertigung  der  eben  geschilderten  Elaborate  gelangte  die 
Steuerreform  unter  der  Amtsführung  Baumgartners,  welcher  gegen  Ende 
des  Jahres  1854  aus  dem  Amte  schied,  nicht  hinaus.  Wenigstens  findet  sich 
auch  unter  den  Akten  des  Finanzministeriums  nichts  vor,  was  darauf  hindeuten 
würde,  dass  über  jene  Elaborate  auch  nur  in  den  Bureaus  weitere  Verhand- 
lungen gepflogen  worden  wären.  Die  Amtsführung  Baumgartners  brachte 
somit  nicht  die  geringste  Förderung  der  Angelegenheit  der  Steuerreform.    Denn 
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die  Erstattung  der  Vorschläge  Salzgebers  und  Schöbls  ist  ja  noch  auf  die 
Initiative  seines  Vorgängers  im  Amte  zurückzuführen. 

Uebrigens  ist  es  ziemlich  euphemistisch,  wenn  die  Elaborate  Salzgeber. s 
und  Schöbls  als  Vorschläge  zu  einer  Reform  der  direkten  Steuer  bezeichnet 
werden.  Für  diese  hochtönende  Bezeichnung  waren  dieselben,  wie  aus  dem 
Obigen  hervorgeht,  viel  zu  wenig  reformatorisch.  Sie  enthielten  ja  im  Grunde 
genommen  nichts,  als  Vorschläge  zur  Verbesserung  einzelner  Teile  des  bestehen- 
den Systems  der  direkten  Steuern,  welche  sich  in  hohem  Masse  an  das  Her- 
gebrachte anlehnten  und  mit  grosser  Vorsicht,  ja  Aengstlichkeit  an  die  vor- 
handenen Einrichtungen  anknüpften.  Wurde  ja  doch  ein  sehr  grosser  und  er- 
heblicher Teil  des  Systems  der  direkten  Steuern  —  die  Grundsteuer  und  die 
Gebäudesteuer  in  den  volkreicheren  Städten  und  Ortschaften  - —  von  der  so- 
genannten Steuerreform  a  priori  ausgeschlossen.  So  kennzeichnete  sich  denn 
die  unternommene  Arbeit  von  vornherein  bloss  als  ein  Versuch  zur  Befriedigung 
nur  der  dringendsten  Bedürfnisse  in  betreff  der  Verbesserung  der  bestehenden 
Einrichtungen  hinsichtlich  der  direkten  Steuern. 

Dasjenige  dieser  Bedürfnisse  aber,  welches  von  den  Leitern  des  Staates 
am  dringendsten  empfunden  wurde  und  welches  demgemäss  auch  die  an  die 
Steuerreform  gehenden  Beamten  desselben  glaubten  in  erster  Linie  berück- 
sichtigen zu  müssen,  bestand  in  der  Erhöhung  der  Staatseinnahmen.  Das  Streben 
nach  Erreichung  dieses  Zieles  war  es  denn  auch,  was  den  beiden  Reformvor- 
schlägen den  Stempel  aufdrückte.  Dieselben  erscheinen  als  fast  ausschliesslich 
dieses  eine  Moment  berücksichtigend.  Der  rote  Faden,  der  sich  durch  dieselben 
hindurchzieht,  ist  der  Gedanke,  die  Einnahmen  des  Staates  aus  den  direkten 
Steuern  zu  erhöhen.  Nur  nebenher  finden  sich  einzelne  Bemerkungen,  welche 
als  Berücksichtigung  der  Notwendigkeit  der  Beseitigung  oder  wenigstens  Ver- 
kleinerung der  sonstigen,  zwar  von  den  Steuerträgern  empfundenen,  das  Er- 
trägnis der  direkten  Steuern  aber  nicht  schmälernden  Mängel  in  den  bestehen- 
den Einrichtungen  aufgefasst  werden  können.  Jedenfalls  ist  diese  Seite  der 
Steuerreform  den  beiden  Autoren  der  besprochenen  Reformvorschläge  als  ganz 
nebensächlich  und  hinter  dem  Streben  nach  Vermehrung  der  Staatseinnahmen 
an  Wichtigkeit  weit  zurückstehend  erschienen. 

Uebrigens  verdient  von  den  beiden  in  Rede  stehenden  Elaboraten,  wenn 
man  dieselben  auch  nur  als  Versuche  zur  Verbesserung  bloss  einzelner  Teile 
des  bestehenden  Systems  der  direkten  Steuern  beurteilt,  nur  das  Salzgebe r- 
sche  ernstliche  Beachtung.  Das  Sc  hob  Ische  Elaborat  dagegen  war  nichts  als 
ein  Versuch,  die  alten  Einrichtungen  mit  einem  kleinen  neuen  Aufputze  zu 
versehen.  So  sehr  die  Vorschläge  Schöbls  auf  den  ersten  Blick  als  eine  gründ- 
liche Reform  der  darin  behandelten  Teile  des  Steuersystems  anbahnend  er- 
scheinen konnten,  so  sehr  muss  eine  auch  nur  flüchtige  Vergleichung  derselben 
mit  den  bestehenden  Einrichtungen  zu  der  Einsicht  führen,  dass  alle  wesent- 
lichen Merkmale  derselben  von  Schöbl  beibehalten  werden  wollten.  Im  Grunde 
genommen  hat  Schöbl  nichts  gethan,  als  alle  Hauptbestimmungen  der  be- 
stehenden verschiedenen,  die  von  ihm  behandelte  Materie  regelnden  Gesetze  in 
ein  Ganzes  zusammenzuschweissen  und  diesem  Ganzen  durch  eine  neue  Termi- 
nologie ein  originelles  Aussehen  zu  geben.  Diese  Terminologie  ist  das  einzige 
Originelle   an   diesem  Elaborate  —  originell  durch  die  konsequente  Benützung 
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des  Ausdruckes  „Rente"'  für  „Ertrag"  und  „Einkommen".  So  wenig  nun  auch 
terminologische  Schrullen  an  sich  geeignet  sind,  das  Urteil  über  den  inneren 
Wert  einer  legislativen  oder  schi'iftstellerischen  Arbeit  zu  beeinflussen,  so  sind 
doch  die  Begriffe  Rente,  Ertrag  und  Einkommen  in  der  Wissenschaft  der  poli- 
tischen Oekonomie  und  speziell  in  der  Finanzwissenschaft  so  feststehende  ge- 
worden, dass  eine  Abweichung  von  der  herkömmlichen  Verwendung  derselben, 
wenn  sie  nicht  ausdrücklich  motiviert  wird  —  und  davon  findet  sich  bei  Schob  1 
keine  Spur  —  sofort  die  Vermutung  wachruft,  dass  der  betreffende  Autor  die 
wissenschaftliche  Terminologie  einfach  nicht  kennt.  Und  dies  dürfte  bei  Schöbl 
auch  thatsächlich  der  Fall  gewesen  sein. 

Allerdings  darf  die  wi.ssenschaftliche  Schulung  Schöbls  nicht  vom  heutigen 
Stande  der  Finanzwissenschaft  aus  beurteilt  werden.  Zur  Zeit  seiner  Wirksam- 
keit stand  diese  auf  einer  ganz  anderen  Stufe,  als  heute.  Aber  so  weit  war  sie 
doch  auch  schon  damals  gediehen,  um  den  Unterschied  zwischen  „Rente"  einer- 
und „Ertrag"  und  „Einkommen"  anderseits  im  wesentlichen  in  eben  derselben 
Weise  festgestellt  zu  haben,  die  heute  noch  üblich  ist.  Schöbls  Terminologie 
weicht  daher  auch  schon  von  der  zu  seiner  Zeit  in  der  Wissenschaft  üblich  ge- 
wesenen derart  ab,  dass  vermutet  werden  darf,  er  habe  auch  die  Finanztheorie 
seiner  Zeit  nicht  gekannt.  Und  diese  Vermutung  wird  durch  den  ganzen 
Charakter  seines  Elaborates  zur  Gewissheit  erhoben.  Er  zeigt  in  demselben 
überall,  wo  er  das  theoretische  Gebiet  streift,  einen  Mangel  an  wissenschaft- 
licher Schulung,  der  an  Hilflosigkeit  grenzt. 

So  charakterisiert  sich  denn  das  Elaborat  Schöbls  als  das  Werk  eines 
wissenschaftlich  gar  nicht  geschulten  Empirikers,  dem  überdies  auch  noch  die 
Fähigkeit,  den  Mangel  an  wissenschaftlicher  Schulung  durch  selbständiges  Denken 
zu  ersetzen,  vollkommen  abging  und  der  demgemäss  zu  der  Arbeit,  zu  welcher 
er  berufen  worden  war,  nichts  mitbrachte,  als  die  Routine,  die  er  sich  durch 
langjährige  Thätigkeit  bei  der  Handhabung  der  bestehenden  Einrichtungen  — 
die  „Praxis'"  —  erworben  hatte.  Es  ist  sehr  zu  vei-wundern,  dass  gerade  dieses 
Werk  als  besonderer  Beachtung  würdig  befunden  wurde. 

Eine  weit  tüchtigere  Leistung  war  die  Arbeit  Salzgebers.  Allerdings 
hatte  es  Schöbl  auch  mit  dem  schwieriger  zu  behandelnden  Teile  des  Systems 
der  direkten  Steuern  zu  thun.  Aber  auch  das  Gebiet,  welchem  die  Arbeit  Salz- 
gebers gewidmet  war,  gehört  gerade  nicht  zu  den  am  leichtesten  zu  bear- 
beitenden. Bildet  doch  die  richtigste  Art  der  Besteuerung  der  von  den  Eigen- 
tümern selbst  benützten  Gebäude  in  den,  keine  Gelegenheit  zur  Vermietung 
von  solchen  bietenden  Orten  des  flachen  Landes  noch  heute  ein  ungelöstes 
Problem.  So  muss  es  immerhin  als  ein,  die  Vermutung  grösserer  Befähigung 
begründendes  Moment  gelten,  dass  die  Arbeit  Salzgebers  eine  weit  bessere 
war,  als  die  Schöbls.  Salzgeber  zeigt  sich  in  seinem  Elaborate  zum  mindesten 
als  ein  Mann,  der  nicht  an  demjenigen,  was  er  in  der  Praxis  kennen  gelernt 
hatte,  kleben  blieb,  der  fähig  war,  sich  hiervon  zu  emanzipieren,  der  mit  einem 
Worte  selbständig  denken  konnte.  Allerdings  lässt  sich  darüber  streiten,  ob  der 
Vorschlag  Salzgebers  in  betreff  der  künftigen  Gestaltung  der  Besteuerung  der 
Gebäude  auf  dem  flachen  Lande  wirklich  der  beste  war,  der  für  die  Regelung 
dieses  Teiles  der  direkten  Steuern  gemacht  werden  konnte.  Unzweifelhaft  ist 
aber,  dass  die  Annahme  des  Vorschlages  Salz geber.s  einen  wesentlichen  Fort- 
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schritt  gegenüber  den  zu  seiner  Zeit  und  noch  heute  geltenden  diesfälligen 
Normen  bedeutet  haben  würde.  Sein  Vorschlag  enthielt  wenigstens  einen  Ver- 
such, die  Besteuerung  der  nicht  nach  ihrem  Zinswerte  taxierbaren  Häuser  in 
einer  die  Verschiedenheiten  ihrer  Ertragsfähigkeit  berücksichtigenden  Weise 
einzurichten  —  einen  Versuch,  dem  mindestens  das  Verdienst  zuerkannt  werden 
muss,  den  Nachweis  erbracht  zu  haben,  dass  es  möglich  sei,  eine  sich  auch  als 
praktisch  durchführbar  erweisende  Form  einer  Besteuerung  der  in  Rede  stehen- 
den Häuser  zu  finden,  welche  nach  einem  weniger  rohen  Massstabe  vorgeht,  als 
der  in  den  in  Geltung  stehenden  östen*eichischen  Gesetzen  gewählte. 

So  gewinnt  man  denn  aus  dem  ganzen  Elaboi'ate  Salzgebers  die  Ueber- 
zeugung,  es  hier  mit  dem  Werke  eines  Mannes  zu  thun  zu  haben,  der,  wenn 
ihm  auch  vielleicht  die  vollständige  Kenntnis  der  Theorie  abging  —  wie  es  um 
seine  wissenschaftliche  Ausbildung  gestanden  sein  mag,  kann  nach  seinen  ämt- 
lichen Arbeiten  nicht  beurteilt  werden  — ,  doch  jedenfalls  die  Fähigkeit  besass, 
über  die  Gegenstände,  mit  denen  er  in  seiner  Praxis  zu  thun  hatte,  originelle 
Ideen  zu  fassen  und  diesen  Ideen  Wesen  und  Gestalt  zu  geben.  Dies  wird  auch 
derjenige  zugeben  müssen,  der  seine  Vorschläge  in  betreff  der  künftigen  Ge- 
staltung der  Gebäudesteuer  nicht  billigen  sollte. 

An  diesem  unserem  Urteile  über  Salzgeber  kann  auch  der  Umstand 
nichts  ändern,  dass  er  die  Besteuerung  der  zinstragenden  Häuser  in  der  Haupt- 
sache unverändert  beibehalten  wollte.  Dies  kann  man  ihm  nicht  als  gedanken- 
loses Festhalten  am  Hergebrachten  auslegen.  Denn  die  Besteuerung  dieser 
Kategorie  von  Häusern  ist  in  der  That  schon  in  den  geltenden  Gesetzen  in  einer 
solchen  Weise  geregelt,  dass  eine  vollkommenere  Form  derselben  Tiaum  mehr 
ausfindig  zu  machen  ist  —  solange  überhaupt  an  dem  Prinzipe  der  Ertrags- 
besteuerung festgehalten  wird.  Die  bestehende  Hauszinssteuer  ermittelt  in  der 
That  den  Ertrag  der  ihr  unterworfenen  Häuser  in  nahezu  vollkommener  Weise; 
die  diesbezüglichen  Bestimmungen  mögen  im  Detail  einzelner  Reformen  fähig 
und  bedürftig  sein;  in  der  Hauptsache  haben  sie  sich  als  ganz  sachgemäss  und 
zweckentsprechend  erwiesen.  Der  einzige  wirkliche  und  schwere  Fehler  dieser 
Steuerart  in  Oesterreich  ist  nur  ihre  exoi'bitante  Höhe.  An  dieser  konnte  aber 
Salzgeber,  da  ja  die  geplante  Steuerreform  in  erster  Linie  doch  den  Zweck 
einer  Erhöhung  der  Staatseinnahmen  verfolgte,  nicht  rütteln. 

II.   Die  Fortführung  der  Reformarbeit  unter  Brück. 

Ueber  die  Fertigstellung  der  Elaborate  Schöbls  und  Salzgebers  ge- 
langte die  Reform  der  direkten  Steuern  unter  der  Amtsführung  Baumgartners 
nicht  hinaus.  Erst  nach  dem  gegen  Ende  des  Jahres  1854  erfolgten  Ausscheiden 
desselben  aus  dem  Amte  wurde  wieder  ein  ernstlicher  Anlauf  zur  Durchführung 
dieser  Reform  unternommen,  indem  der  Nachfolger  Baumgartners  —  der 
bisherige  Handelsminister  Brück  —  die  Ausai-beitung  neuer  diesbezüglicher 
Anträge  vei'anlasste. 

Das  eine  der  auf  diese  Art  entstandenen  neuen  Elaborate  hatte  Neyd isser 
zum  Verfasser.  In  demselben  wurde  als  Aufgabe  der  geplanten  Reform  die 
„Auffindung  von  Massregeln  hingestellt,  welche  geeignet  wären,  das  Erträgnis 
der  direkten  Steuern  ohne  zu  grosse  Belastung  der  einzelnen  Steuerpflichtigen 
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bedeutend  zu  erhöhen."  Diese  Massregeln  hätten  sich  auf  die  Steueranlage, 
auf  die  Steuereinhebung  und  auf  den  angemessenen  Schutz  der  Steuerkräfte 
vor  zu  grossen  Ansprüchen  für  andere  öfPentliche  Zwecke  zu  erstrecken. 

Es  sei  nun  eine  unbestrittene  Forderung  der  Gerechtigkeit,  dass  jeder 
Staatsbürger  zu  den  Staatsbedürfnissen  nach  Massgabe  seines  Einkommens  bei- 
steuere. Auf  diesem  Prinzipe  beruhe  auch  die  Idee  einer  einzigen  Steuer:  der 
allgemeinen  progressiven  Einkommensteuer,  welche  zwar  von  der  Theorie  als 
die  vollständigste  Einrichtung  gepriesen  werde,  von  der  Praxis  aber  als  unaus- 
führbar verworfen  werden  müsse.  Dennoch  müsse  aber  auch  die  Praxis  trachten, 
sich  diesem  Ideale  möglichst  zu  nähern.  Das  Streben  der  Staatsverwaltung 
müsse  dabei  dahin  gehen,  den  Ertrag  der  direkten  Steuern  teils  durch  die  Er- 
höhung der  Steuergebühr,  teils  durch  die  Ausdehnung  der  Steuerpflicht  auf  die 
bisher  von  derselben  befreiten  Klassen  der  Bewohner  zu  vermehren.  Dies  könne 
geschehen,  ohne  das  Prinzip  der  Gerechtigkeit  zu  verletzen  und  ohne  ein  und 
dasselbe  Steuerobjekt  durch  eine  verwickelte  Prozedur  einer  zweifachen  direkten 
Steuer  zu  unterziehen.     Die  Ansicht  des  Referenten  sei  nun  die  folgende: 

,Das  Einkommen  der  Staatsbürger  zerfällt  in  die  Arbeitsrente,  die  Kapitals- 
rente und  die  gemischte  Rente,  hervorgehend  aus  Arbeit  in  Vei'bindung  mit 
Kapital.  Zur  Kapitalsrente  im  weiteren  Sinne  gehört  auch  der  Grundertrag 
(Bodenrente)  und  der  Hausnutzen.  Diese  Nutzungen  werden  von  der  Realsteuer  — 
Grund-  und  Gebäudesteuer  —  getroffen.  Die  Arbeits-  und  gemischte  Rente  wäre 
mit  der  Erwerbsteuer  zu  belegen,  weil  durch  die  Anwendung  der  körperlichen 
oder  geistigen  Kräfte  Etwas  geschaffen  —  im  eigentlichen  Sinne  —  ein  Er- 
werb begründet  werde  und  die  eigentliche  Kapitalsi'ente  durch  die  Kapitals- 
rentensteuer. " 

Nun  zur  Erörterung  der  einzelnen  Steuerarten  übergehend  bemerkte 
Neydisser,  der  Ertrag  der  Grundsteuer  könne  erhöht  werden: 

1.  durch  die  Avisdehnung  des  stabilen  Katasters  auf  jene  Kronländer, 
wo  er  noch  nicht  besteht; 

2.  durch  die  Revision  des  Katasters  in  jenen  Kronländern,  wo  er  schon 
seit  wenigstens  20  Jahren  besteht  und  wo  daher  die  Kultur  der  Gründe,  auf 
deren  Fortschritte  die  bestehende  Grundsteuergesetzgebung  keine  Rücksicht 
nimmt,  einen  bedeutenden  Atifschwung  genommen  hat  und 

3.  durch  die  Erhöhung  des  Steuerfusses. 

In  betreff  der  beiden  ersten  Wege  zur  Erhöhung  des  Erträgnisses  der 
(lirundsteuer  wurde  bemerkt,  dass  mit  Hilfe  derselben  eine  P]rhöhung  des  Er- 
trägnisses der  Grundsteuer  nicht  sofort,  sondern  erst  nach  Verlauf  eines  längeren 
Zeitraumes  erzielt  werden  könne ,  dass  also  zunächst  nur  der  dritte  der  ins 
Auge  gefassten  Wege  in  Betracht  kommen  könne. 

Was  die  Erhöhung  des  Grundsteuerfusses  betrifft,  so  meinte  der  Referent, 
dass  der  mit  dem  kaiserlichen  Patente  vom  10.  Oktober  1849  eingeführte  Drittel- 
zuschlag zur  Pjinkommensteuer  und  mit  demselben  das  Recht  der  Hypothekar- 
schuldner, ihren  Gläubigem  bei  der  Zinsenzahlung  5  Prozent  in  Abzug  zu 
bringen ,  aufhören  und  die  bücherlich  versicherten  Kapitalsrenten  wie  andere 
durch  die  Kapitalsrentensteuer  besteuert  werden  sollten.  Dagegen  solle  die 
(irundsteuer  in  eine  ordentliche  und  eine  ausserordentliche  geteilt  werden,  wo- 
von die  erstere  mit  einem  fixen,   die  andere  mit  einem  nach  den  Bedürfnissen 
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des  Staates  veränderlichen  Teile  des  Reinertrages  festzustellen  wäre.  Das  Ver 
hältnis  der  wirklichen  Pi-eise  der  Bodenerzeugnisse  zu  den  Katastralpreisen 
würde  den  Massstab  für  die  nicht  zu  überschreitende  Grösse  des  Extraordi- 
nariums  liefern.  Zunächst  wurde  vorgeschlagen,  dass  die  ordentliche  Grund- 
steuer die  Höhe  des  bisherigen  Ordinariums  behalten,  der  ausserordentliche 
Zuschuss  aber  überall  mit  der  Hälfte  der  bisherigen  ordentlichen  Grundsteuer- 
leistung eingehoben  werden  solle. 

In  betreff  der  Gebäudesteuer  wurde  bemerkt,  dass  es  sich  bei  dieser  um 
vier  Punkte  handle,  nämlich  um  die  Gleichstellung  des  Steuerfusses ,  die  Be- 
stimmung der  Höhe  des  Abzugs  für  die  Erhaltungskosten  und  das  allmähliche 
Zugrundegehen  des  Kapitals,  die  Beschränkung  der  Hauszinssteuer  auf  ganze 
Ortschaften ,  wo  die  Benutzung  der  Gebäude  durch  Vermietung  überwiegt  und 
um  die  Aufliebung  derjenigen  Bestimmung  hinsichtlich  der  ausgedehnten  Haus- 
zinssteuer ,  wonach  einzelne  in  klassensteuerpflichtigen  Ortschaften  vermietete 
Gebäude  der  Hauszinssteuer  unterliegen. 

Neydisser  bemerkte  nun,  dass  er  zwar  im  allgemeinen  auf  eine  Er- 
höhung der  Hauszinssteuer  nicht  einraten  könne,  weil  sie  nicht,  wie  die  Grund- 
steuer, einen  zu  geringen  Preisen  berechneten  mittleren  Durchschnittsertrag, 
sondern  den  jeweiligen  wirklichen  Ertrag  treffe ;  es  scheine  ihm  aber  doch 
nicht  gerechtfertigt,  dass  eine  Steuerbegünstigung,  welche  bei  der  im  Jahre  1849 
erfolgten  Ausdehnung  der  Hauszinssteuer  zur  Schonung  der  Steuerpflichtigen 
bloss  für  die  Uebergangsperiode  eingeräumt  wurde  und  nun  schon  mehi'ere 
Jahre  dauere,  auch  für  die  Zukunft  beibehalten  werde  und  dasselbe  Steuer- 
objekt in  demselben  Kronlande  mit  einem  verschiedenen  Steuerfusse  belegt 
bleiben  solle.  Die  Zinssteuer  solle  füberall  mit  dem  gleichen  Ausmasse  zur 
Einhebung  gelangen  und  zwar  solle  die  ordentliche  Hauszinssteuer  sich  überall 
auf  16  Prozent  des  reinen  Zinsertrages  belaufen,  wozu  noch  eine  ausserordent- 
liche Hauszinssteuer  im  Ausmasse  von  einem  Drittel  der  ordentlichen  kommen 
solle,  wonach  die  Hauszinssteuer  übei-all  2173  Prozent  zu  betragen  hätte.  Nur 
die  in  Tirol  bestehende  Ausnahme  in  jbetreff  der  Besteuerung  der  Gebäude 
sollte  beibehalten  werden,  weil  dort  die  Häuser  schon  durch  die  beabsichtigte 
Erhöhung  der  Provinzialgrundsteuerleistung  getroffen  würden.  Dagegen  hätte 
die  für  Salzburg  bestehende  Begünstigung  in  betreff  der  Hauszinssteuer  aufzu- 
hören; ebenso  seien  auch  die  in  Dalmatien  in  betreff  derselben  Steuerart  be- 
stehenden besonderen  Normen  zu  beseitigen. 

Auf  eine  Aenderung  der  damals  bestehenden  Abzugsprozente  für  die 
Erhaltung  der  Gebäude  sei  vorläufig  nicht  einzuraten,  weil  die  Erhaltungskosten 
im  allgemeinen  sowohl  in  den  grösseren  Orten,  als  auch  auf  dem  flachen  Lande 
in  der  Wesenheit  auf  den  gleichen  Prinzipien  beruhen ,  wie  früher ,  während 
das  Mieterträgnis  in  ersteren  jedenfalls  höher  geworden  ist,  also  in  geringerem 
Masse  durch  jene  Auslagen  absorbiert  wird  und  weil  durch  die  Herabsetzung 
des  Abzugsprozentes  bei  der  ausgedehnten  Hauszinssteuer  neben  der  beabsich- 
tigten Erhöhung  des  Steuerfusses  eine  nicht  allzu  empfindliche  Erhöhung  der 
Steuerlast  bewirkt  werden  würde. 

Die  Hauszinssteuer  sollte  nur  auf  grössere,  wohlhabendere  Orte  beschränkt, 
kleinere  und  ärmere  Orte  aber,  in  welchen  die  Vermietung  nicht  entschieden 
vorwiegend  ist  oder   gar  einzelne  vermietete  Gebäude  in  Orten,    die   sonst  der 
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Hausklassensteuer  unterliegen,  sollten  nur  dieser  letzteren  Steuer  unterzogen 
werden,  was  künftig  um  so  leichter  geschehen  könne,  als  dieselbe  durch  den 
vorzuschlagenden  Tarif  dem  Ertrage  der  Hauszinssteuer  näher  gebracht  werde 
und  nicht  mit  dem  lästigen  und  komplizierten  Verwaltungsapparate  der  Fa- 
tierung,  der  Prüfung  der  Fassionen,  der  Untersuchung  der  leerstehenden  Woh- 
nungen, dann  den  schwierigen,  oft  sehr  ausgedehnten  Prozeduren  wegen  Haus- 
zinsverheimlichungen verbunden  sei. 

Zur  praktischen  Durchführung  dieser  Massnahmen  sollte  das  Vorhanden- 
sein der  Bedingungen  der  Einführung  der  Hauszinssteuer  einer  Ortschaft  dann 
vorausgesetzt  werden,  wenn  die  Zahl  der  Häuser  eines  Ortes  zu  jener  der  Wohn- 
parteien sich  wie  1  :  3  verhalte,  während  dermalen  bei  der  ausgedehnten  Haus- 
zinssteuer für  die  Einbeziehung  der  Orte  in  diese  die  Bestimmung  gelte ,  dass 
wenigstens  die  Hälfte  der  Gebäude  im  Wege  der  Vermietung  benützt  werde, 
w^obei  auch  Gebäude,  von  welchen  nur  einer  oder  wenige  Bestandteile  vermietet 
sind,  schon  zu  den  im  Wege  der  Vermietung  benützten  gerechnet  werden. 
Dadurch  kommen  Orte  in  die  Hauszinsbesteuerung,  welche  sich  ihrer  Beschaffen- 
heit nach  nur  zur  Hausklassenbesteuerung  eignen.  Es  wurde  daher  als  ange- 
messen bezeichnet,  bei  der  Einführung  des  neuen  Hausklassensteuertarifs  jene 
Orte,  bei  welchen  obiges  Kriterium  nicht  zutrifft,  aus  der  Zinsbesteuerung  aus- 
zuscheiden. 

Es  wäre  überhaupt  sowohl  im  Interesse  der  Steuerpflichtigen,  als  auch 
der  Finanz  Verwaltung  gelegen,  wenn  auch  für  die  Hausnutzungen  eine  feste 
Katastraleinlage  durch  die  Abschätzung  des  mittleren  Ertrages  gewonnen  würde. 
Die  Steuerpflichtigen  würden  hierdurch  von  der  lästigen  und  demoralisierenden 
jährlichen  Fatierung ,  von  tlen  Anzeigen  des  Leerstehens  der  Wohnungen ,  von 
den  Strafprozeduren  wegen  unrichtiger  Bekenntnisse,  die  Finanzverwaltung  aber 
von  den  Kosten  des  dazu  nötigen  Verwaltungsapparates  befreit.  Die  Meinung 
derjenigen,  welche  die  Hauszinssteuer  deshalb  für  die  gerechteste  halten,  weil 
sie  den  jeweiligen  faktischen  Ertrag  treffe,  könne  nicht  geteilt  werden;  die 
direkte  Steuer  sollte  vielmehr  in  der  Regel  einen  Durchschnittsertrag  treffen 
und  durch  die  längere  Dauer  des  gleichen  Ausmasses  den  Gewinn  grösserer 
Kultur  und  Verschönerung  sichern  und  ihr  nicht  auf  dem  Fusse  folgen.  Freilich 
würde  die  Ausführung  eines  solchen  Gebäudekatasters  längere  Zeit  erfordern 
und  sei  daher  für  den  Augenblick  nicht  in  Betracht  zu  ziehen.  So  lange  aber 
die  Hauszinssteuer  bestehe,  solle  auch  die  jährliche  Fatierung  in  denjenigen 
Ländern,  in  welchen  dieselbe  sich  bereits  eingelebt  habe,  bestehen  bleiben;  in 
Dalmatien  solle  an  die  Stelle  der  dort  bestehenden  Quinquennalfatierung  eine 
Triennalfatierung  treten. 

In  betreff'  der  Hausklassensteuer  wurde  folgendes  ausgeführt :  Bei  der 
Einführung  dieser  Steuer  im  Jahre  1820  sei  der  Grundsatz  festgehalten  worden, 
dass  nicht  der  durch  die  Vorauslagen  oder  besondere  Rücksichten  entstehende 
innere  Wert,  sondern  die  Wohnungsbenützbarkeit  der  Gebäude  zum  Massstabe 
der  Besteueining  zu  dienen  habe.  Es  wurde  das  Kriterium  der  Stockwerke  und 
Wohnungsbestandteile  jenen  des  Materials  und  der  Bevölkerung  vorgezogen 
und  der  Einfluss  der  Stockwerke  auf  die  Besteuerung  aus  dem  Grunde  für  ent- 
scheidend erkannt,  weil  ein  Stockwerk  oder  mehrere  derselben  schon  einen 
festeren  und  künstlicheren  Bau  und  eine  ausgedehntere  Benützung  voraussetzen. 
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Nach  dem  damal«  aufgestellten  Hausklassensteuertarife  war  eine  bestimmte 
Zahl  der  Wohnungsbestandteile  für  die  Bestimmung  der  Tarifklassen  mass- 
gebend ,  während  die  Stockwerke  erst  bei  den  Gebäuden  von  sechs  Wohnbe- 
staudteilen  aufwärts  berücksichtigt  wui'den,  dann  aber  die  nach  der  Zahl  der 
Wohnbestandteile  entfallende  Klasse  um  je  eine  Stufe  erhöhten.  Der  bestehende 
Tarif  enthalte  zwölf  Klassen.  Der  niedrigste  Steuersatz  entfalle  für  die  Ge- 
bäude mit  einem  Wohnbestandteile ,  komme  aber  gleichmässig  auch  bei  den 
Gebäuden  mit  zwei  und  drei  Wohnbestandteilen  zur  Anwendung,  woraus  sich 
ergab ,  dass  bei  den  Gebäuden  mit  zwei  Wohnbestandteilen  wohl  das  Zimmer, 
nicht  aber  auch  die  Kammer,  bei  den  Gebäuden  mit  drei  Bestandteilen  nur 
das  Zimmer  und  nicht  die  beiden  Kammeni  veranschlagt  wurden.  Der  Grund- 
satz, dass  die  Zahl  der  Wohnbestandteile  für  die  Bestimmung  der  Klasse  mass- 
gebend sein  solle ,  wurde  daher  bei  Gebäuden  mit  zwei  und  drei  solchen 
Räumen  nicht  zur  Geltung  gebracht,  was  teilweise  auch  bei  den  Gebäuden  der 
höheren  Klassen  der  Fall  war. 

Bei  den  Gebäuden  mit  vier  Wohnbestandteilen  sei  der  Tarifsatz  der 
XI.  Klasse  mit  2  fl.  Konventionsmünze  anzuwenden.  Werde  angenommen,  dass 
diese  Häuser  in  der  Regel  aus  zwei  Zimmern  und  zwei  Kammern  bestehen,  so 
wurde  für  jedes  Zimmer  40  Kr.  und  für  jede  Kammer  die  Hälfte  dieses  Satzes 
in  Anrechnung  gebracht.  Bei  Gebäuden  mit  sechs  Wohnbestandteilen  wurden 
Zimmer  und  Kammern  gleich  besteuert  und  zwar  mit  je  1  fl. ;  die  Steuer  sei 
daher  bei  jenen  Gebäuden ,  bei  welchen  die  Berücksichtigung  der  Stockwerke 
beginne,  um  die  Hälfte  höher,  als  bei  denjenigen,  bei  welchen  die  Stockwerke 
nicht  berücksichtigt  werden  dürfen. 

In  den  höheren  Klassen  steigerte  sich  der  Tarifsatz  in  dem  Masse,  dass 
die  Steuer  der  Gebäude  der  höchsten  Klasse  um  200  Prozent  höher  war.  als 
bei  den  Gebäuden  der  niedrigeren. 

Diese  Steigerung  sei  nun  gerechtfertigt,  weil  die  Häuser  der  höheren 
Klassen  mit  Rücksicht  auf  ihre  bessere  Bauart  und  die  grösseren  Bequemlich- 
keiten, welche  sie  bieten,  auch  einen  höheren  Wert  und  insbesondere  einen 
entsprechend  grösseren  möglichen  Zinsertrag  repräsentieren.  Dagegen  sei  nicht 
zu  empfehlen,  dass  die  Steuer  der  Gebäude  mit  mehr  als  sechs  Wohnbestand- 
teilen durchwegs  mit  der  Zahl  der  letzteren  steigen  solle;  einerseits,  weil 
zwischen  Gebäuden  mit  6 — 15  Wohnbestandteilen  in  Bezug  auf  die  Bauart  und 
die  Bequemlichkeit  der  Wohnungen  kein  wesentlicher  Unterschied  bestehe, 
anderseits  aber,  weil  Gebäude  mit  mehr  als  fünf  Wohnbestandteilen  meist 
den  grossen  Grundbesitzern  gehören  und,  wenn  sie  auch  luxuriöser  gebaut  sind, 
in  der  Regel  abseits  von  den  Ortschaften  liegen  und  entweder  gar  nicht,  oder 
nur  eine  kurze  Zeit  des  Jahres  hindurch  bewohnt  wei'den,  folglich  mit  Rück- 
sicht auf  die  verhältnismässig  grösseren  Erhaltungskosten  nicht  höher  besteuert 
werden  können,  als  die  Gebäude  mit  sechs  Wohnbestandteilen. 

Unter  den  vielen  Gebrechen,  welche  dem  geltenden  Hausklassensteuer- 
tarife anhaften,  sei  nicht  das  unbedeutendste,  dass  weder  die  Lage  der  Ortr 
schaffen,  noch  die  Ortsverhältnisse  berücksichtigt  würden,  da!ss  daher  oft  eine 
einsame  Hütte  in  der  Besteuerung  einem  solid  gebauten,  schönen,  in  einem 
Volks-  und  verkehrsreichen  Orte  gelegenen  Hause  bei  gleicher  Zahl  der  Wohn^ 

bestandteile  ganz  gleichgestellt  ist. 
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Der  Erkenntnis  dieser  Gebrechen  sei  der  —  oben  besprochene  —  Antrag 
auf  Einführung  einer  Raumsteuer  an  Stelle  der  bestehenden  Hausklassensteuer 
entsprungen.  Da  aber  die  Einführung  dieser  Besteuerungsform  zeitraubende 
Vorarbeiten  erfordere,  so  könne  dies  Projekt  vorläufig  nicht  in  Betracht 
kommen.  Es  müsse  sich  daher  bei  den  zu  stellenden  Anträgen  darauf  be- 
schränkt werden .  die  zwischen  der  Hauszinssteuer  auf  dem  Lande  und  der 
Hausklassensteuer  bestehenden  Missverhältnisse  möglichst  auszugleichen  und  das 
Erträgnis  der  letzteren  ohne   zu   schwere  Belastung  der  Hausbesitzer  zu  heben. 

Zu  diesem  Behufe  beantragte  Neydisser  einen  neueii  Tarif  und  be- 
gleitete  denselben  mit  folgenden  Bemerkungen : 

Auf  den  wirklichen  oder  präsumtiven  Ertrag  der  Gebäude  nehme  die 
Lage  derselben  einen  wesentlichen  Einfluss.  Auf  denselben  sei  bei  der  Haus- 
zinssteuer durch  die  Bemessung  derselben  nach  der  Höhe  des  Zinses  vollkommen 
Rücksicht  genommen  worden ;  dies  müsse  aber  auch  bei  der  Hausklassensteuer 
nach  Möglichkeit  geschehen.  Es  wäre  daher  vor  allem  eine  Klassifikation  der 
Orte ,  in  welchen  die  Hausklassenbesteuerung  fortbestehen  solle ,  vorzunehmen 
und  für  jede  Ortskategorie  ein  entsprechender  Tarif  festzustellen.  Weiters  be- 
stehen in  jeder  Ortskategorie  zwischen  den  einzelnen  Gebäuden  Verschieden- 
heiten in  betreff  der  Bauart  der  Häuser.  Da  aber  angenommen  werden  könne, 
dass  mit  der  Zahl  der  Wohnbestandteile  bis  zu  einem  gewissen  Grade  auch  die 
Qualität  der  Gebäude  sich  verbessere,  so  erscheine  es  angemessen,  die  Steuer- 
sätze in  jeder  Ortskategorie  nach  der  Zahl  der  Wohnbestandteile  abzustufen. 
Hiernach  seien  alle  Orte  eines  Landes  in  Hauptkategorien  und  diese  letzteren 
in  Klassen  einzuteilen.  Da  ferner  nach  dem  oben  erwähnten  Antrage  jene  Ort- 
schaften, in  welchen  sich  die  Zahl  der  Häuser  zu  jenen  der  Wohnpai'teien  wie 
1  :  8  verhält,  der  Hauszinssteuer  unterliegen  sollen,  so  würden  die  übrigen  Ort- 
schaften sich  in  folgende  drei  Hauptkategorien  einteilen  lassen : 

a)  erste  Kategorie :  Städte,  Märkte  und  überhaupt  Orte  an  Hauptstrassen 
mit  lebhaftem  Verkehre,  mit  Pfarren,  Schulen  und  Aemtern ; 

b)  zweite  Kategorie:  Ortschaften  mit  Pfarren  und  Schulen  in  weniger 
günstiger  Lage,  welche  aber  doch  die  Vorteile  einer  erleichterten  Befriedigung 
verschiedener  Bedürfnisse  des  Verkehrs  gemessen;  dann  einzelne  Häuser  der 
ersten  Kategorie,  welche  wenigstens  ^js  Meile  ausserhalb  des  Ortsrayons  liegen; 

c)  dritte  Kategorie:  noch  unbedeutendere  Ortschaften,  dann  einzelne 
Häuser  der  Ortschaften  der  zweiten  Kategorie,  welche  wenigstens  V*  Meile  von 
diesen  entfernt  sind. 

Zwischen  den  Gebäuden,  welche  in  jede  Ortskategorie  fallen,  dürften 
gleichfalls  noch  drei  Hauptunterschiede  zu  machen  sein : 

Erste  Klasse:  Gebäude  mit  einem  bis  drei  Wohnbestandteilen,  Inder 
Regel  aus  schlechtem  Material  gebaut  und  von  Taglöhnern  oder  ganz  kleinen 
Grundbesitzern  bewohnt. 

Zweite  Klasse:  Gebäude  mit  vier  bis  fünf  Wohnbestandteilen,  meist 
ebenfalls  aus  schlechtem  Material  gebaut,  welche  jedoch  in  der  Regel  mit  einem 
grösseren  Grundbesitze  zusammenhängen  und  schon  mehr  Bequemlichkeiten 
bieten;  darauf,  dass  einzelne  Häuser  dieser  Kategorie  schon  aus  besserem  Ma- 
terial gebaut  seien,  könne  aus  praktischen  Gründen  keine  Rücksicht  ge- 
nommen werden. 
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Dritte  Klasse:  Gebäude  mit  sechs  und  mehr  Wohnbestandteilen, 
welche  meist  Stockwerke  haben,  aus  gutem  Material  gebaut  sind,  der  wohl- 
habenderen Bevölkerung  gehören  und  die  erhöhten  Bedürfnisse  derselben  in 
Bezug  auf  bequeme,  lichte  und  gut  eingeteilte  Wohnungen  befriedigen  können. 

Nach  den  auf  diese  Art  gefundenen  Abstufungen  seien  die  Tarifsätze  zu 
bestimmen.  Als  geringster  Zins  für  ein  Gebäude,  welches  einer  Familie  noch 
Schutz  und  Obdach  gewährt,  könne  1  kr.  pro  Tag  oder  ca.  6  fl.  pro  Jahr  an- 
genommen werden.  Hiervon  ergebe  sich  nach  Abzug  von  30  Prozent  Erhal- 
tungskosten zu  16  Prozent  des  Zinsertrages  eine  Zinssteuer  von  40  kr.  An 
diesem,  schon  gegenwärtig  bestehenden  geringsten  Hausklassensteuersatze  wäre 
auch  für  die  Zukunft  festzuhalten,  sonach  in  den  Ortschaften  dritter  Kategoi-ie 
jedes  Zimmer  der  ersten  Klasse  mit  40  kr.  jährlich  zu  besteuern. 

Nach  den  Merkmalen,  welche  die  drei  Klassen  charakterisieren,  sei  die 
Verschiedenheit  zwischen  den  Gebäuden  der  ersten  und  zweiten  Klasse  nicht 
so  bedeutend  wie  jene  zwischen  der  zweiten  und  dritten  Klasse,  Wenn  daher 
der  Steuersatz  für  ein  Zimmer  der  ersten  Klasse  der  dritten  Kategorie  mit 
40  kr.  jährlich  fixiert  werde ,  so  könne  derselbe  für  ein  Zimmer  der  zweiten 
Klasse  höchstens  nur  um  25  Prozent  höher  angesetzt  werden,  während  derselbe 
bei  der  dritten  Klasse  schon  das  Doppelte  betragen  müsse.  Auf  Stockwerke  sei 
hierbei  keine  Rücksicht  zu  nehmen.  Hiernach  werde  ein  Zimmer  in  der  dritten 
Ortskategorie  in  der  ersten  Klasse  mit  40  kr.  nach  einem  Zinserträge  von  0  fl., 
in  der  zweiten  Klasse  mit  50  kr.  nach  einem  Zinsertrage  von  7  fl.  26  kr. ,  in 
der  dritten  mit  1  fl    20  kr.  nach  einem  Zinsertrage  von  12  fl.  besteuert  werden. 

In  demselben  Verhältnisse  sei  die  Abstufung  der  Tarifsätze  für  die  drei 
Klassen  der  beiden  anderen  Ortskategorien  auszuführen. 

Was  dagegen  die  Ortskategorien  betrifit,  so  könnten  die  günstigeren 
Verhältnisse  der  zweiten  und  ersten  Ortskategorie  dadurch  volle  Berücksichti- 
gung finden,  wenn  der  Tarif  für  alle  Klassen  der  zweiten  Kategorie  um  25  Pro- 
zent höher  als  jener  der  dritten  und  für  alle  Klassen  der  ersten  Kategorie 
wieder  um  25  Prozent  höher,  als  jener  der  zweiten  gehalten  würde. 

Das  eben  Gesagte  gelte  für  die  Zimmer.  Was  die  Kammern  betrefte,  so 
seien  dieselben  in  den  Gebäuden  mit  einem  bis  drei  Wohnbestandteilen  ge- 
wöhnlich kleine,  finstere  Räumlichkeiten  und  in  denen  mit  vier  bis  fünf  Be- 
standteilen nicht  viel  besser;  erst  bei  den  grösseren  Gebäuden  seien  sie  erheb- 
lich besser;  aber  selbst  da  stünden  sie  den  Zimmern  in  Bezug  auf  Ausdehnung 
und  Benützbarkeit  wenigstens  um  die  Hälfte  nach.  Es  wäre  daher  der  Gnind- 
satz  auszusprechen ,  dass  die  Kammern  durchwegs  nur  mit  der  Hälfte  des  für 
ein  Zimmer  bestimmten  Steuersatzes  zu  besteuern  wären. 

Für  jene  Provinzen,  in  welchen  schon  gegenwärtig  für  die  dort  vorkom- 
menden Wohnhäuser  von  besonders  schlechter  Bauart  Steuerbegünstigungen 
eingeräumt  seien,  wäre  künftig  die  Konzession  zu  machen,  dass  alle  in  solchen 
Hütten  befindlichen  Wohnräume  nur  als  Kammern  zu  behandeln  wären. 

Aus  der  Vergleichung  des  vorgeschlagenen  Tarifes  mit  dem  bestehenden 
ergebe  sich,  dass  die  Extreme  des  letzteren  im  Steueransatze  für  einen  Wohn- 
bestandteil, nämlich  40  kr.  und  2  fl.  im  neuen  Tarife  beibehalten  werden  sollen; 
nur  .bestehe  der  Unterschied;  dass  diese  Extreme  bisher  auf  alle  Wohiibestandteile 
ohne  Unterschied,    ob    sie  Zimmer  oder  Kammern  waren,    angewendet  wurden. 
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Werde  die  ordentliche  Steuer  eines  Gebäudes  mit  vier  Zimmern  und 
zwei  Kammern  nach  dem  neuen  Tarife  berechnet,  so  entfalle  dieselbe  in  der 
dritten ,  resp.  zweiten  und  ersten  Kategorie  mit  0  fl.  40  kr. ,  resp.  8  fl.  20  kr. 
und  10  fl. ,  was  einem  Zinsertrage  von  60 ,  resp.  75  und  90  fl.  entspreche. 
Dieser  angenommene  Zinsertrag  würde  dem  durch  die  wirkliche  Vermietung 
jetzt  erzielten  gewiss  nachstehen,  wodurch  der  Beweis  hergestellt  sei,  dass  der 
beantragte  Tarif  selbst  in  seinen  höchsten  Sätzen  noch  massig  gehalten  sei. 

Nebst  der  ordentlichen  Gebühr  sollte  auch  bei  der  Hau^zinssteuer  ein 
Extraordinai-ium  auferlegt  werden,  für  welches  dieselben  Grundsätze  gelten 
sollten,  wie  bei  der  Hauszinssteuer. 

Zur  Besprechung  der  bestehenden  Erwerb-  und  Einkommensteuer 
übergehend,  bemerkte  Neydisser: 

Die  bestehenden  Besteuerungsmodalitäten  entsprächen  weder  den  Grund- 
sätzen einer  verhältnismässigen ,  gerechten  Ertragssteuer ,  noch  Hessen  sie  eine 
den  Fortschritten  des  individuellen,  industriellen  Erwerbes  angemessene  Hebung 
des  Steuerei-trages  zu,  da  die  hierbei  in  erster  Linie  in  Betracht  kommende 
Erwerbsteuer  in  bestimmte,  einer  rationellen  Grundlage  entbehrende,  meist 
willkürliche  Abstufungen  eingeengt  sei.  Die  Grösse  des  industriellen  Einkom- 
mens könne  weder  nach  den  Beschäftigungsarten,  noch  nach  der  Ortsbevölke- 
rung sicher  abgegrenzt  werden.  Die  entscheidenden  Faktoren  hierbei  seien  nur 
die  Persönlichkeit  des  Erwerbenden  und  sein  Betriebskaj)ital ,  sowie  die  Kon- 
kurrenz der  Nachfrage  —  der  Absatz.  Seien  diese  Bedingungen  in  höherem 
Grade  vorhanden,  so  könne  ein  Unternehmen  jeder  Art  und  in  jedem  Orte  mit 
verhältnismässig  grösserem  Erfolge  betrieben  werden  und  umgekehrt.  Diese 
Verhältnisse  müssten  individuell  beurteilt  werden,  weshalb  Klassentarife  hier 
nicht  zum  erwünschten  Ziele  führen  können. 

Erst  durch  die  Einführung  der  Einkommensteuer  habe  die  Besteuerung 
des  persönlichen  Erwerbes  eine  wesentliche  Verbesserung  und  Ergänzung  er- 
fahren ,  indem  durch  sie  auch  in  diesem  Zweige  die  unmittelbare  Ertragsbe- 
steuerung ins  Leben  gerufen  und  das  durch  die  Erwerbsteuer  nur  unvollständig 
getrofi'ene  industrielle  Einkommen  angemessen  besteuert  und  da  ferner  durch 
sie  ein  grosser  Teil  der  vor  ihrer  Plinführung  steuerfrei  gebliebenen  Arbeits- 
und Kapitalsrente  erst  in  die  Besteuerung  gezogen  wurde. 

Doch  leide  auch  die  Einkommensteuer  an  so  wesentlichen  Gebrechen,  dass 
eine  durchgreifende  Reform  derselben  unerlässlich  sei.    Diese  Gebrechen  seien: 

a)  Bei  den  selbständigen  industriellen  Unternehmungen  und  Beschäfti- 
gungen : 

1.  die  Doppelbesteuerung  eines  und  desselben  Objektes ,  [welche  eine 
unnötige  Komplizierung  des  Besteuerungsgeschäftes  bewirke ; 

2.  die  Einkommensfatierung  nach  dem  Durchschnitte  des  dreijährigen 
wirklichen  Ertrages ;  da  dieser  Ertrag  in  vielen  Fällen  sich  entweder  gar  nicht 
oder  doch  nicht  ohne  Gefährdung  des  Kredits  vom  Steuei-pflichtigen  genau 
nachweisen  lasse,  so  werde  der  Industrielle  in  die  Notwendigkeit  der  Fiktion 
versetzt  und  auf  diese  Bevölkerungsklassen  ein  demoralisierender  Einfluss  geübt. 
Faktisch  sei  es  auch  nicht  der  einbekannte,  sondern  der  eingeschätzte  Ertrag, 
welcher  bei  der  Einkommensteuer  der  ersten  Klasse  in  der  Regel  die  Be- 
steuerungsgrundlage bilde; 
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0.  der  Einkommensteuer  seien  jene  Industriellen  nicht  unterworfen,  welche 
in  der  untersten  Erwerbsteuerklasse  steheji,  wodurch  ein  grosses  und  schon 
vielfach  gerügtes  Missverhältnis  zwischen  den  in  diese  und  den  in  die  nächst 
höheren  Erwerbsteuerklassen  eingereihten  Steuerpflichtigen  verursacht  wird. 

b)  Bei  den  Dienstleistungen  seien  in  die  II.  Klasse  der  Einkommensteuer 
jene  zahlreichen  Klassen  der  Bevölkerung  nicht  einbezogen  und  demgemäss 
überhaupt  mit  keiner  direkten  Steuer  mehr  belegt,  dei-en  Einkommen  nicht 
000  fl.  übersteige. 

c)  Bei  der  Kapitalsrente : 

1.  die  Realschuldner,  sowie  die  verschuldeten  Gewerbetreibenden  seien 
berechtigt,  bei  der  Auszahlung  der  Zinsen  ihi'en  Gläubigern  einen  Abzug  von 
5  Prozent  des  zu  bezahlenden  Betrages  zu  machen,  wogegen  diese  von  der  un- 
mittelbaren Versteuerung  dieses  Einkommens  befreit  seien.  Nun  habe  die  Er- 
fahrung gelehrt,  dass  die  Gläubiger  sich  in  der  Regel  diesen  Zinsenabzug  nicht 
gefallen  lassen,  wodurch  ein  bedeutender  und  zwar  gerade  der  am  meisten 
greifbare  Teil  der  Kapitalsi-entengenüsse  steuerfrei  blieb.  Wenn  man  nun  aber 
von  dem  Prinzipe  ausgeht,  dass  jeder  Staatsbürger,  der  eine  Rente  bezieht, 
für  den  durch  den  Staat  gesicherten  Genuss  derselben  eine  verhältnismässige 
Steuer  entrichten  solle,  so  sei  dazu  gewiss  vorzugsweise  jener  berufen,  der  eine 
Rente  ohne  Arbeit  bezieht;  2.  in  der  III.  Klasse  werde  fem  er  derjenige  Besitzer 
einer  Kapitalsrente  von  der  Besteuerung  frei  gelassen,  der  den  Nachweis  erbringe, 
dass  er  kein  weiteres  Einkommen  beziehe.  Dieser  Beweis  sei  ohne  lästiges  Ein- 
dringen in  die  häuslichen  Verhältnisse  in  der  Regel  nicht  zu  erbringen. 

Zur  Beseitigung  der  besprochenen  Gebrechen  der  bestehenden  Erwerb- 
und  PJinkommensteuer  machte  Neydisser  folgende  Vorschläge: 

I.  Da  nach  der  bisherigen  Erfahrung  die  selbständigen  industriellen 
Unternehmungen  und  Beschäftigungen  weder  dui'ch  voraus  bestimmte  Steuer- 
sätze —  d.  h.  durch  eine  der  Ertragserhebung  vorausgehende  Festsetzung  von 
Steuerklassen  —  noch  dui'ch  die  jährliche  Fatierung  des  faktischen  Einkommens 
angemessen  besteuert  werden  können,  so  scheine  in  der  That  kein  anderer  Aus- 
weg zu  erübrigen,  als  den  mittleren  Ertrag,  d.  h.  den  unter  den  gegebenen 
Umständen  möglichen  Pjrwerb  einzuschätzen  und  zwar  für  eine  längere  Dauer 
von  drei  bis  fünf  Jahren,  um  den  Steuerpflichtigen  die  Früchte  seiner  höheren 
industriellen  Thätigkeit  ohne  Beanspruchung  einer  grösseren  Abgabe  an  den 
Staat  gemessen  zu  lassen.  Diese  Modalität  sei  bisher  wegen  der  unendlichen 
Mannigfaltigkeit  und  Veränderlichkeit  des  persönlichen  Erwerbes  für  unaus- 
führbar gehalten  worden;  dennoch  sei  die  gestellte  Aufgabe  —  Erhöhung  des 
Steuererträgnisses  des  persönlichen  Erwerbes  durch  möglichste  Ausdehnung  auf 
die  Massen,  dann  die  Beseitigung  der  Ertragsfatierung  und  der  Komplikation 
durch  die  doppelte  Besteuerung  —  auf  keine  andere  Weise  zu  lösen.  Niemand 
werde  bestreiten  können,  dass  die  Gemeindeglieder  und  die  Erwerbsgenossen 
jene  lokalen  Einflüsse,  jene  materiellen  und  pei-sönlichen  Kräfte,  welche  den 
approximativen  Ertrag  der  gewerblichen  Thätigkeit  bestimmen,  die  die  abso- 
luten und  relativen  Faktoren  des  persönlichen  Erwerbes  sind,  am  besten  kennen. 
Die  Summe  dieser  positiven  Kenntnisse  zweckmässig  zu  benutzen,  ist  bei  der 
gewerblichen  Industrie  nicht  minder  rätlich,   wie  bei   der  landwirtschaftlichen. 

So  wie  bei  der  Ermittlung  des  Gruuderti-ages,  bei  der  Katastralschätzung 
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die  Vorstände  der  Gemeinden  anzugeben  haben,  welche  Bodenkulturen  daselbst 
bestehen,  wie  die  Grundstücke  jeder  Kultur  sich  nach  gut,  mittel  oder  schlecht 
klassifizieren,  welcher  geraeindeübliche  Wirtschaftsbetrieb  besteht  u.  s.  w.,  ebenso 
lassen  sich  auch  die  faktischen  Verhältnisse  hinsichtlich  der  Zahl  der  verschie- 
denen industriellen  Unternehmungen  und  Beschäftigungen,  der  günstigen  oder 
ungünstigen  lokalen  Einflüsse,  der  Betriebsmittel,  des  Absatzes,  der  persönlichen 
Fähigkeiten,  kurz,  aller  den  Erwerb  einzelner  Beschäftigungsarten  und  einzelner 
Oewerbetreibenden  bedingenden  Faktoren  unter  der  Kontrole  behördlicher  Organe 
konstatieren,  auf  welchen  die  von  diesen  vorzunehmende  Schätzung  beruhen 
Äoll.  Es  komme  nur  darauf  an,  die  Grundsätze  festzustellen,  nach  welchen  das 
Material  zu  sammeln,  zu  ordnen  und  zu  benützen  ist.  Diese  Grundsätze  seien 
dann  in  angemessenen  Vollzugsvorschriften  für  die  Gemeinden  und  für  die 
Schätzungskommissionen  vorzuzeichnen. 

Das  Verfahren  wäre  in  folgender  Art  einzurichten: 

Vor  allem  hätte  jede  Gemeinde  unter  persönlicher  Leitung  des  behörd-, 
liehen  Organs  zwei  Verzeichnisse  einzurichten,  deren  eines  die  sich  im  Gebiete 
derselben  befindenden  Gewerbetreibenden  mit  Ausnahme  der  Taglöhner,  ge- 
sondert nach  den  verschiedenen  Beschäftigungsarten,  zu  enthalten  hätte,  während 
in  das  andere  die  vom  Taglohne  lebenden  Personen  aufzunehmen  wären.  Das 
erstere  dieser  Verzeichnisse  hätte  folgende  Daten  zu  enthalten: 

1.  Den  Namen  und  Wohnort  des  Gewerbetreibenden;  2.  die  Art  der  Be- 
schäftigung und  den  Betriebsoi't ,  wobei  insbesondere  auch  der  Charakter  der 
ersteren  als  Haupt-  oder  Nebenbeschäftigung  hervorzuheben  wäre;  3.  ob  die 
Beschäftigung  ständig  oder  zeitweilig,  ohne  oder  mit  Hilfsarbeitern  und  im 
letzteren  Falle  mit  wie  vielen  betrieben  werde ;  4.  welche  Maschinen  und  Werks- 
vorrichtungen in  Vei-wendung  kommen;  5.  die  Grösse  des  Betriebskapitals;  6.  die 
verschiedenen,  auf  die  Einträglichkeit  des  Gewerbes  Einfluss  nehmenden  Lokal- 
verhältnisse;  7.  die  Steuern,  welche  der  Steuerpflichtige  für  seinen  Realbesitz 
oder  seine  industrielle  Unternehmung  bereits  zu  entrichten  hat. 

Man  könne  mit  Grund  annehmen,  dass  in  jener  Gemeinde,  wo  ein  grösserer 
industrieller  Betrieb  oder  Verkehr  bestehe,  die  Bewohner  auch  eine  grössere 
Fähigkeit  zur  richtigen  Auffassung  und  Beurteilung  dieser  Thatsachen  besitzen 
und  es  genüge,  ihnen  hierzu  die  nötige  Anleitung  zu  geben,  üebrigens  ver- 
stehe es  sich  von  selbst,  dass  dabei  die  Mitwirkung  von  sachverständigen  Ge- 
werbsgenossen, welche  sich  derselben  nicht  entziehen  dürfen,  in  Anspruch  zu 
nehmen  sei. 

Nach  erfolgter  Anlegung  dieser  statistischen  Verzeichnisse  sei  an  die 
Durchführung  der  Besteuerung  der  in  dieselben  aufgenommenen  Personen  zu 
schreiten.  Zu  diesem  Behufe  müsse,  was  zunächst  die  Klasse  der  Taglöhner  be- 
treffe, die  Grösse  des  gemeindeüblichen  Taglohns  der  gemeinen  Handarbeit 
ermittelt  werden.  Derselbe  lasse  sich  in  zwei  Klassen  teilen,  deren  eine  der 
Lohn  für  die  Leistung  des  arbeitsfähigen  Mannes  bilde,  während  in  die  andere 
der  Lohn  für  Frauenai-beit,  sowie  für  die  Arbeit  junger,  noch  nicht  voll  ent- 
wickelter und  alter,  an  Körperkraft  bereits  geschwächter  Personen  gehöre.  Sei 
der  gemeindeübliche  Taglohn  nach  diesen  zwei  Klassen  ermittelt,  so  werden 
nach  der  Voraussetzung,  dass  mit  Rücksicht  auf  die  Sonn- und  Festtage  jährlich 
300  Arbeitstage  anzunehmen  wären,  Unterabteilungen  für  die  verschiedene  Dauer 
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solcher  Beschäftigungen  bestimmt,  indem  manche  Taglöhner  die  Taglohnarbeiten 
nur  zu  gewissen  Jahreszeiten  als  Nebenbeschäftigung  betreiben  oder  nach  Art 
ihrer  Arbeiten  nur  zu  gewissen  Jahreszeiten  Beschäftigung  finden.  Hiernach 
wären  drei  Steuerklassen  zu  unterscheiden.  Die  I.  Klasse  würde  diejenigen  Tag- 
löhner  umfassen,  von  welchen  vorausgesetzt  werden  kann,  dass  sie  in  der  Regel 
im  Jahre  300  Tage  Beschäftigung  haben,  die  IL  diejenigen,  deren  anzunehmende 
Beschäftigung  200  Tage,  die  111.  endlich  diejenigen,  deren  Beschäftigung  in  der 
B,egel  100  Tage  im  Jahre  nicht  überschreitet;  die  Steuerleistung  wäre  in  allen 
drei  Klassen  mit  dem  Werte  je  eines  Arbeitstages  für  je  100  Tage  der  Be- 
schäftigung zu  veranschlagen. 

Hiemach  würde,  wenn  z.  B.  der  Taglohn  der  ersten  Abteilung  40  Kreuzer 
betragen  würde,  der  Arbeiter  mit  mehr  als  2C0  jährlichen  Arbeitstagen  2  fl., 
der  mit  100 — 200  Arbeitstagen  1  fl.  20  Kr.,  der  mit  weniger  als  100  Arbeitstagen 
40  Kreuzer  an  jährlicher  Steuer  zu  entrichten  haben,  während  auf  die  in  die 
zweite  Abteilung  gehörigen  Arbeiter  jeweils  die  Hälfte  dieser  Steuersätze  ent- 
fallen würde. 

Die  eine  besondere  Geschicklichkeit  erfordernden  Taglohnarbeiten  seien 
um  50  Prozent  höher  zu  besteuern  als  der  gewöhnliche  Taglohn. 

Die  individuelle  Einreihung  der  Taglöhner  in  die  Steuerklassen  sollte 
dann  durch  die  Gemeinde  allein  nach  einem  besonderen  Verzeichnisse,  welches 
der  Präfung  durch  die  Schätzungskommission  zu  unterziehen  sei,  geschehen. 

Was  dagegen  die  Besteuerung  der  selbständigen  Gewerbetreibenden  be- 
trefi'e,  so  habe  der  mit  der  Durchführung  derselben  betraute  Beamte  die  gemeinde- 
weisen statistischen  Daten  für  jede  Beschäftigungsart  des  ganzen  Schätzungs- 
bezirkes in  besonderen  Tabellen  nach  eigenen  Formularien  zusammenzustellen. 
Diese  Tabellen  seien  an  für  jede  Beschäftigungsart  zu  bildende  Ausschüsse  der 
Gewerbsgenossen  des  ganzen  Schätzungsbezirkes  mit  dem  Auftrage  zu  über- 
mitteln, die  gewissenhafte  gutachtliche  Aeusserung  darüber  abzugeben: 

1.  In  wie  viele  Abstufungen  oder  Klassen  die  einzelnen  Beschäftigungen 
nach  ihrem  Betriebsumfange  und  möglichen  Ertrage  abgeteilt  werden  können, 
und  welche  Merkmale  für  die  Einreihung  der  einzelnen  Beschäftigungen  in  die 
einzelnen  Klassen  massgebend  seien ;  2.  welche  der  Gewerbsgenossen  in  die  eine 
oder  die  andere  Klasse  fallen. 

Sobald  diese  Aeusserungen  der  verschiedenen  Gewerbsausschüsse  für  den 
ganzen  Schätzungsbezirk  eingelangt  sind,  tritt  die  Schätzungskommission  in 
Wirksamkeit.  In  jedem  politischen  Bezirke  solle  vom  Vorstande  desselben  eine 
oder  nach  Umständen  auch  mehrere  Schätzungskommissionen  aufgestellt  werden, 
welche  aus  einem  politischen  Beamten,  einem  Steuennspektor,  einem  Steueramts- 
beamten und  aus  einem  Ausschusse  der  verschiedenen  Gewerbsarten  des  Schätzungs- 
bezirkes zu  bestehen  habe.  In  den  Hauptstädten  sollten  die  Schätzungskommis- 
sionen durch  den  Chef  der  Steuerlandesbehörde  selbst  zusammengesetzt  werden. 

Die  Aufgabe  der  Schätzungskommissionen  solle  sein : 

1.  Die  gemeindeweisen  statistischen  Daten,  die  Auszüge  aus  denselben  für 
die  verschiedenen  Erwerbsarten  des  Schätzungsbezirkes,  die  von  den  Gewerbs- 
ausschüssen beantragte  Klasseneinteilung  einer  genaueren  Prüfung  zu  unter- 
ziehen und  die  notwendig  erkannten  weiteren  Erhebungen  und  Berichtigungen 
vorzunehmen;    2.  hiei-auf  hat  in  jeder   einzelnen  Klasse    der  verschiedenen  Be- 
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schäftigungsarten  des  Schätzungsbezirkes  die  Schätzung  des  mittleren  Ertrages 
eines  Gewerbetreibenden,  bei  welchem  die  entscheidenden  Merkmale  der  Klassen- 
einteilung vollständig  vorhanden  sind,  stattzufinden  und  können  zu  diesem  Be- 
hufe,  besonders  bei  grösseren  industriellen  Unternehmungen  auch  kommissionelle 
Lokalerhebungen  stattfinden;  3.  die  Schätzungskommission  hat  im  Schätzungs- 
elaborate jeden  klassenweisen  Erti'agsansatz  zu  begründen  und  mit  den  vor- 
handenen Beweismitteln  zu  belegen. 

Zur  angemessenen  Durchführung  dieser  entscheidenden  Operation  sollte 
eine  eigene  Schätzungsvorschrift  ausgearbeitet  werden;  in  derselben  hätten  als 
die  hauptsächlichsten  Momente,  auf  welche  bei  der  Schätzung  Rücksicht  zu 
nehmen  sei,  angedeutet  wei'den  sollen:  a)  die  einfache  Arbeitsrente  reiht  sich 
zunächst  an  den  Taglohn  und  für  deren  annähei'nde  Ermittlung  bildet  derselbe 
gleichsam  einen  Regulator;  b)  der  Wert  der  Arbeit  steigt  in  der  Regel  im  Ver- 
hältnisse zu  ihrer  grösseren  Kunstfertigkeit  und  zum  Grade  der  erforderlichen 
intellektuellen  Ausbildung;  c)  bei  der  gemischten  Rente  sind  dort,  wo  die  Arbeit 
vorherrscht,  die  sub  a)  und  b)  hervorgehobenen  Momente  vorzüglich  massgebend 
und  der  Kapitalsansatz  untergeordnet;  dagegen  dann,  wenn  die  Kapitalsrente 
vorhen-scht,  ist  das  Moment  der  Grösse  des  Kapitals  und  die  Vielfältigkeit  des 
Umsatzes  entscheidend;  diesen  auf  die  Grösse  des  Ertrages  vorzugsweise  Ein- 
fluss  nehmenden  Unterschied  hat  die  Schätzungskommission  bei  Beurteilung  der 
einzelnen  Fälle  besonders  ins  Auge  zu  fassen;  d)  die  günstigen  lokalen  Verhält- 
nisse; der  Umstand,  ob  die  Ausübung  durch  den  Besitz  von  Rechten  und  Be- 
fugnissen beschränkt  oder  der  freien  Konkurrenz  überlassen  ist;  die  durch  den 
herrschenden  Geschmack  oder  besondere  Ereignisse  gesteigerte  Nachfrage;  die 
Grösse  der  bisherigen  Besteuerung  und  die  derselben  zu  Grunde  liegenden  Ver- 
handlungen; der  Kapitalswert  nach  vorliegenden  Käufen  und  Verkäufen  be- 
urteilt u.  a.  m.  bilden  im  allgemeinen  Anhaltspunkte,  welche  in  Verbindung 
mit  den  Ergebnissen  der  durch  die  Reklamationen  veranlassten  Ausgleichungen 
mit  Sicherheit  eine  gerechte  Ertragsbesteuerung  erwarten  lassen ,  weil  sie  auf 
einem  richtigeren  Verhältnisse  zwischen  den  einzelnen  Gewerbsarten  und  den 
einzelnen  Gewerbsgenossen  beruhen  und  weil  die  Staatsverwaltung  durch  diese 
festen  Besteuerungsgrundsätze  in  den  Stand  gesetzt  werde,  bei  der  Bestimmung 
des  Steuerfusses  den  jeweiligen  Zeitverhältnissen  entweder  durch  billige  Schonung 
der  Industrie  oder  durch  höhere  Anfoi-derungen  im  Falle  gesteigerter  Staats- 
bedürfnisse Rechnung  zu  tragen;  endlich  4.  hätte  die  Schätzungskommission  zur 
Prüfung  der  oben  erwähnten,  vom  Steuerinspektor  vorgenommenen  Klassen- 
einteilung des  Taglohns  überzugehen,  bei  welcher  sie  auf  die  Herstellung  eines 
angemessenen  Verhältnisses  in  sämtlichen  Gemeinden  des  Schätzungsbezirkes 
hinwirken  solle;  ferner  zur  Revision  der  von  den  einzelnen  Gemeinden  einge- 
sendeten individuellen  Einreihung  der  Taglöhner  in  die  für  sie  bestimmten 
Steuerklassen ;  5.  der  ganze  Vorgang  sei  in  einem  Protokolle  mit  Anführung  der 
Kommissionsbeschlüsse  und  der  abweichenden  Meinungen  einzelner  Kommissions- 
glieder ersichtlich  zu  machen  und  dasselbe  dann  unter  Anschluss  aller  Akten  der 
Kreisbehörde  vorzulegen. 

Die  Kreisbehörde  sollte  diese  Schätzungsresultate  und  insbesondere  den 
Vorgang  bei  der  Ertragsbestimmung  einer  sorgfältigen  kommissionellen  Prüfung 
unterziehen  und  vor  allem  ein  angemessenes  Verhältnis    zwischen  den  Ertrags- 
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Schätzungen  in  den  einzelnen  Bezirken  und  in  den  angrenzenden  Kreisen  herzu- 
stellen suchen;  sie  sollte,  wo  sie  es  nötig  finden  würde,  weitere  Erhebungen 
einleiten  und  das  Operat  nach  Massgabe  ihres  Befindens  richtig  stellen. 

Die  Bestellung  der  Kreiskommissionen  sollte  dem  Kreisvorsteher,  jene  der 
gemischten  Kommissionen  fär  die  grossen  Städte  dem  Chef  der  Steuerlandes- 
behörde zustehen. 

Hierauf  sollten  Zusammenstellungen  der  Ergebnisse  der  Steuervoi'schreibung 
zu  Lasten  der  Taglöhner  und  Nachweisungen  über  die  Höhe  des  eingeschätzten 
mittleren  Ertrages  für  alle  Gewerbsgenossen  jeder  Klasse  und  jeder  Beschäftigungs- 
art des  Kreises  verfasst  und  der  Steuerlandesbehörde  vorgelegt  werden,  die  hier- 
aus für  ihr  Verwaltungsgebiet  Zusammenstellungen  anfertigen  und  gutachtlich 
an  das  Finanzministerium  leiten  sollte.  Dieses  sollte  nach  dem  Bedürfnisse  des 
Staates  für  den  ganzen  Umfang  desselben  den  Satz  bestimmen,  nach  welchem 
der  eingeschätzte  Ertrag  der  industriellen  Unternehmungen  und  Beschäftigungen 
zu  versteuern  sei.  Bei  dieser  Gelegenheit  sprach  sich  Neyd isser  gegen  die 
progressive  Besteuerung  des  eingeschätzten  P^rtrages  aus. 

Zufolge  dieser  Entscheidung  sollte  dann  die  individuelle  Steuerbemessung 
durch  die  Kreisbehörden  vorgenommen  und  die  Ausfertigung  der  Steuerscheine 
ausgeführt  werden. 

Besondere  Vorschriften  sollten  die  Zulässigkeit  der  Reklamationen  gegen 
die  Steuerbemessung,  sowie  die  Herstellung  und  Evidenzhaltung  des  Ei'werb- 
steuerkatasters  regeln. 

II.  Der  Erwerb  aus  einem  Dienstverhältnisse  bedürfe  keiner  Schätzung, 
sondern  sei  schon  durch  den  Dienstvertrag  bestimmt.  a)  Rücksichtlich  der 
Staatsbeamten  und  der  denselben  gleich  zu  haltenden  anderweitigen  Bediensteten 
sollten  die  öffentlichen  Kassen  auch  weiterhin  die  Steuer  bei  der  Auszahlung 
der  Bezüge  in  Abzug  bringen,  b)  Die  Dienstbezüge  der  Geistlichen  und  Lehrer, 
insoweit  sie  aus  verschiedenen  Quellen  in  Geld  oder  Naturalien  fliessen,  seien 
jährlich  von  den  Bezugsberechtigten  behufs  •  der  Besteuerung  nachzuwei.sen. 
c)  Die  Dienstbezüge  der  übrigen  Bediensteten  seien  vom  Dienst-  und  Arbeit- 
geber nach  bestimmten  Formularien  jährlich  nachzuweisen;  der  letztere  habe 
die  für  die  Bediensteten  vorzuschreibende  Steuer  zu  entrichten,  dürfe  sie  aber 
denselben  bei  der  Auszahlung  ihrer  Bezüge  abrechnen. 

Um  die  häufig  vorkommenden  Aenderungen  in  den  Personalverhältnissen 
der  Bediensteten  zu  berücksichtigen,  sollten  folgende  Verfügungen  getroffen 
werden : 

1.  Wenn  ein  Bediensteter  aus  dem  Dienste  trete,  sollte  der  Dienstgeber 
ihm  im  Dienstzeugnisse  ausdrücklich  zu  bestätigen  haben ,  wie  gross  seine  vor- 
geschriebene Jahressteuer  sei  und  welchen  Steuerbetrag  er  vom  Lohne  schon  in 
Abzug  gebracht  habe;  2.  jede  Dienstveränderung  sollte  sowohl  vom  bisherigen, 
als  auch  vom  neuen  Dienstgeber  der  Steuerbehörde  angezeigt  werden;  3.  die- 
jenige jährliche  Steuergebühr  eines  Bediensteten,  welche  2  fl.  nicht  überschritt, 
sollte  vom  Dienstgeber  schon  beim  ersten  Steuerzahlungstermine  ganz  bezahlt 
werden,  während  grössere  Beträge  nach  den  allgemein  festgesetzten  Steuer- 
zahlungsterrainen  bezahlt  werden  sollten ;  4.  für  etwaige  Verschweigungen  sollten 
empfindliche  Geldstrafen  festgesetzt  werden. 

In  betreff  der  Höhe  der  Besteuerung  der  hierher  gehörenden  Einkommen 
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wurde  vorgeschlagen,  dass  dieselbe  bei  Einkommen  unter  300  fl.  mit  V*  Prozent, 
bei  Einkommen  von  mehr  als  300  bis  zu  1000  fl.  mit  1  Prozent  des  ganzen 
Einkommens  bemessen  werden  sollte ;  für  die  Höhe  der  Besteuerung  der  höheren 
Einkommen  wurden  dieselben  Normen  in  Vorschlag  gebracht,  welche  in  betreft' 
der  hier  in  Betracht  kommenden  Einkommen  bereits  durch  das  Einkommen- 
steuerpatent vom  Jahre  1849  eingeführt  worden  waren. 

111.  Die  Kapitalszinsen  und  die  dieselben  vei-tretenden  Rentengenüsse 
fliessen  den  Bezugsberechtigten  unter  dem  Schutze  des  Staates  ohne  Arbeit  zu ;  es 
sei  daher  nur  ein  Akt  der  Gerechtigkeit,  auch  dieses  Einkommen  in  die  direkte 
Besteuening  einzubeziehen.  Eine  pi-ogressive  Besteuex'ung  sei  aber  auch  hier 
nicht  rätlich,  weil  sonst  die  allein  greifbaren  hypothezierten  Kapitalien  sich  dem 
Realbesitze  entziehen  würden,  was  von  schädlichen  Folgen  für  denselben  be- 
gleitet wäre;  es  hätte  daher  auch  beim  bisherigen  Ausmass  von  5  Prozent  zu 
verbleiben.  Die  Kapitalsrenten  können  nur  im  Wege  der  Fatierung  ermittelt 
werden.  Derselben  treten  hier  nicht  die  Bedenken  entgegen,  wie  beim  indu- 
striellen Erwerbe.  Die  Freilassung  des  Kapitalsrentengenusses  ohne  Arbeit  wäre 
nicht  zu  rechtfertigen.  Am  vollständigsten  würde  dieser  Rentengenuss  durch 
den  Abzug  bei  der  Couponzahlung  der  Staatsobligationen  getroffen,  doch  sei 
es  fraglich,  ob  diese  Massregel  opportun  wäre. 

Bei  der  Schaffung  neuer  Steuergesetze  müsse  aber  auch  auf  die  Schonung 
der  Steuerkraft  durch  eine  angemessene  Kontrole  bei  der  Aufteilung  der  Zu- 
schläge für  Landes-,  Kreis-,  Bezirks-  und  Gemeindebedürfnisse  gesorgt  werden. 
Während  die  Grösse  der  Steuerforderung  des  Staates  über  sorgfältig  erwogene 
Anträge  des  Finanzministeriums  durch  den  Kaiser  selbst  bestimmt  werde,  liege 
die  Bestimmung  des  Ausmasses  der  erwähnten  Zuschläge,  die  in  ihrem  Gesamt- 
betrage nicht  selten  in  einzelnen  Gemeinden  die  Höhe  der  Steuergebühr  er- 
reichen oder  gar  überschreiten,  in  den  Befugnissen  der  Behörden  oder  gar  Ge- 
meinden und  sei  grossenteils  der  Kontrole  der  Finanzverwaltung  entzogen,  welche 
namentlich  in  einer  Zeit,  in  welcher  die  Staatsbedürfnisse  eine  bedeutende  An- 
spannung der  Steuerkraft  erheischen,  für  unerlässlich  gehalten  wei-den  müsse. 
In  betreff  der  künftigen  Bedeckung  der  erwähnten  Bedürfnisse  wäre  daher  an- 
zustreben, dass  die  ein  gewisses  Maximum  übei'schi-eitenden  Zuschläge  jeder  Art 
nur  im  Einvernehmen  mit  den  Finanzbehörden  zu  bewilligen  seien. 

Auch  dieses  Elaborat,  welches  das  Datum  „1.  Mai  1855"  trägt,  hatte  kein 
besseres  Schicksal  als  das  früher  besprochene  Schöbls. 

Es  verdiente  auch  kein  besseres,  denn  es  stand  um  nichts  höher  als  das  des 
Vorgängers  Neydissers.  Allerdings  nahm  dieser  einen  Anlauf,  als  wenn  er  ein 
wirkliches,  auf  den  Lehren  der  Wissenschaft  und  auf  selbständigen  Foi'schungen 
über  die  Natur  der  direkten  Steuern  beruhendes,  gross  angelegtes  Reformwerk 
herstellen  wollte.  Aber  nur  zu  bald  versagte  ihm  der  Atem  und  zeigte  sich, 
dass  Neydisser  von  der  Wissenschaft  nichts  kannte,  als  einige  allgemeine, 
dabei  aber  nicht  viel  besagende  Sätze  und  dass  er  auch  im  übrigen  bei  seiner 
Arbeit  sich  nicht  vom  Banne  der  bestehenden  Gesetzgebung  losmachen  konnte. 
Nicht  als  ob  ihm  zu  verübeln  gewesen  wäre,  wenn  er  von  der  Notwendigkeit, 
bei  der  Reform  der  direkten  Steuern  an  das  Bestehende  anzuknüpfen,  durch- 
drungen gewesen  wäre  und  deshalb  das  Streben,  allzu  radikale  Aenderungen 
zu  vermeiden,  bewiesen  hätte.     Dies  wäre  gewiss  ein  Standpunkt  gewesen,  für 
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den  sich  manche.s  hätte  vorbringen  lassen  und  dessen  Berechtigung  nicht  hätte 
schlechthin  negiei't  werden  können.  Von  einem  derartigen  Gedankengang  ist 
aber  bei  Neydisser  keine  Spur  zu  finden.  Im  Gegenteile,  an  manchen  Stellen 
seines  Elaborates  zeigte  sich,  dass  er  vor  radikalen  Reformen  durchaus  nicht 
zurückschreckte.  Was  aber  an  seiner  Arbeit  den  oben  ausgesprochenen  Vor- 
wurf des  Mangels  an  Selbständigkeit  des  Neydisser  sehen  Gedankenganges 
begründet,  das  ist  der  Umstand,  dass  dabei  häufig  genug  die  bestehenden  Ein- 
richtungen so  behandelt  werden,  als  wären  ihre  Naturgemässheit  und  Vorzüg- 
lichkeit so  selbstverständlich,  dass  sie  gar  keiner  Begründung  mehr  bedürfen. 
Mehr  als  einmal  geht  er  einfach  vom  Bestehenden  aus,  ohne  auch  nur  daran 
zu  denken,  dass  es  doch  irgend  jemanden  einfallen  könnte,  an  der  Vorzüglich- 
keit desselben  zu  zweifeln.  Demgemäss  unterlässt  er  es  durchwegs,  auch  nur 
den  geringsten  Versuch  zu  machen,  in  jenen  zahlreichen  Fällen,  in  welchen 
er  im  Grunde  genommen  nur  ganz  geringfügige  Ummodelungen  der  bestehen- 
den Einrichtungen  vorschlägt,  dieses  sein  Vorgehen  irgendwie  zu  begründen. 
Er  ist,  kurz  gesagt,  eigentlich  nur  ein  Scholastiker  der  alten  Steuergesetzgebung, 
der  es  nicht  als  seine  Aufgabe  betrachtet,  dieselbe  frei  von  allen  vorgefassten 
Meinungen  zu  prüfen  und  seine  Vorschläge  auf  das  Resultat  einer  solchen 
Prüfung  zu  stützen,  sondern  der  glaubt,  er  habe  nur  das  Bestehende  zu  ver- 
teidigen und,  wo  sich  allenfalls  in  dem,  was  seine  Voi'gänger  geschaffen  hatten, 
Lücken  zeigten,  dieselben  zu  ergänzen. 

Und  auch  bei  dieser  Ergänzung  ging  Neydisser  höchst  einseitig  vor. 
Wenn  er  auch  im  Anfange  seines  Elaborates  so  that,  als  wolle  er  eine  Steuer- 
reform, d.  h.  eine  solche  Aenderung  der  bestehenden  Steuereinrichtungen,  bei 
welcher  nicht  nur  für  eine  Erhöhung  des  Steuerertrages,  sondern  auch  für  eine 
Verbesserung  der  Veranlagung  und  Verteilung  Sorge  getragen  würde,  durchführen, 
so  gab  er  doch  gleich  beim  ersten  Schritte  aus  dem  Bereiche  nichtssagender 
allgemeiner  Sätze  hinaus  diese  Rolle  auf  und  zeigte  als  den  einzigen  leitenden 
Gedanken  bei  seinen  Vorschlägen  das  Bestreben  nach  Erzielung  möglichster 
Erhöhung  des  Steuerertrages.  Seine  ganzen  Verbesserungsvorschläge  verfolgen 
ausschliesslich  diesen  einen  Zweck. 

In  Uebereinstimmung  mit  dieser  Charakteristik  der  Vorschläge  Neydisser s 
steht  insbesondere  die  Schwächlichkeit  seines  Vorgehens  gegenüber  der  Grund- 
und  Gebäudesteuer.  Alles  was  er  hier  in  Antrag  zu  bringen  wusste,  war  eine 
Erhöhung  der  bestehenden  Grundsteuer  unter  anderer  Benennung  der  erhöhten 
Forderung  und  ein  neuer  Hausklassensteuertarif. 

In  höherem  Grade  wich  Neydisser  schon  hinsichtlich  der  übrigen  Arten 
der  direkten  Steuern  vom  Bestehenden  ab.  Allerdings  nicht  hinsichtlich  der 
Lohn-  und  Kapitalrentensteuer,  in  betreff  deren  er  nur  die  Verallgemeinerung 
der  Steuerpflicht  in  Antrag  brachte.  Aber  in  betreff  der  Besteuerung  des  Er- 
trages der  gewerblichen  Arbeit  wagte  Neydisser  es  wirklich,  Vorschläge  zu 
machen,  die  in  der  That  den  Namen  von  Reform  vorschlagen  verdienen  und 
denen  immerhin  das  Zeugnis  gegeben  werden  muss,  dass  ihre  Vei-wirklichung 
geeignet  gewesen  wäre,  die  bestehenden  Einrichtungen  durch  wesentlich  bessere 
abzulösen.  Hier  machte  Neydisser  sich  vom  Bestehenden  ganz  los  und  be- 
kundete eine  sonst  bei  ihm  nicht  wahrnehmbare  Selbständigkeit  und  auch  einiges 
Verständnis  für  die  ihm  obliegende  Aufgabe. 
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Um  ein  Geringes  glücklicher  als  Schöbl  und  Neydisser  war  ein  dritter, 
gleichzeitig  mit  dem  letztei'en  an  der  Reform  der  direkten  Steuern  arbeitender 
Beamter  (W  i  1  d  s  c  h  g  o) ;  wohl  gelang  es  auch  diesem  nicht,  mit  seinem  Reform- 
entwurfe auch  nur  innerhalb  des  Finanzministeriums  durchzudringen;  aber  der- 
selbe wurde  doch  wenigstens  zur  Grundlage  weiterer  Beratungen  angenommen, 
welche  schliesslich  zur  Fassung  von  Beschlüssen  des  Ministeriums  in  betreff  der 
Steuerreform  und  zur  Einleitung  von  weiteren  Verhandlungen  über  dieselbe 
mit  dem  daran  ebenfalls  interessierten  Ministerium  des  Inneren,  also  zu  einer 
aus  dem  Kreise  der  internen  Thätigkeit  des  Finanzministeriums  hinaustretenden 
Emanation  desselben  führten.  Da  diese  Beschlüsse,  wenn  sie  auch  in  vielen 
Punkten  wesentlich  von  den  Vorschlägen  Wilds chgos  abwichen,  doch  in  vielen 
anderen  wieder  damit  übereinstimmten  und  es  als  zweckmässig  erscheint,  diese 
<3rsten  nach  aussen  hin  bekannt  gegebenen  Resultate  der  Reformbestrebungen 
des  Finanzministeriums  im  Zusammenhange  darzustellen,  so  würde  es  zu  über- 
flüssigen Wiederholungen  führen,  wollten  wir  auch  die  Wildschgoschen  Vor- 
schläge in  ihrer  Gänze  darstellen.  Wii*  werden  uns  daher  in  dieser  Beziehung 
darauf  beschränken,  nach  der  Darstellung  des  Inhaltes  der  erwähnten  Beschlüsse 
des  Finanzministeriums  jene  Punkte,  in  betreff  welcher  Wilds  chgos  Ideen 
von  dem  schliesslichen  Resultate  der  darüber  im  Schosse  des  Finanzministeriums 
durchgefülu-ten  Verhandlungen  abwichen,  kurz  darzustellen.  Diese  Verhandlungen 
selbst  zu  schildern,  müssen  wir  uns  versagen,  da  dies  uns  bei  der  Weitwendig- 
keit,  welche  dieselben  allmählich  angenommen  haben,  viel  zu  weit  führen  würde. 
Das  Resultat  dieser  Verhandlungen  ist,  soweit  die  Grund-  und  Gebäude- 
steuer in  Betracht  kommt,  in  einem  im  Verlaufe  derselben  zustande  gebrachten 
Entwürfe  eines  kaiserlichen  Patentes,  betreffend  die  Neuregelung  dieser  beiden 
Steuerarten  enthalten,  dessen  Bestimmungen,  soweit  sie  für  unseren  Zweck  in 
Betracht  kommen,  die  folgenden  waren: 

Für  jene  Kronländer  und  Landesteile  des  Staates,  in  denen  bereits  der 
stabile  Grundsteuerkataster  eingeführt  war,  sollte  künftighin  neben  der  ordent- 
lichen Grundsteueix^uote  pr,  16  Prozent  eine  zeitliche  Erhöhung  (Extraordinarium) 
im  Ausmasse  von  8  Prozent  eintreten,  so  dass  die  Steuerquote  24  Prozent  des 
Katastralreinertrages  ausmachen  würde.  In  jenen  Ländern  dagegen,  in  denen 
die  Grundsteuerprovisorien  beständen,  sollte  die  dort  bestehende  ordentliche 
Grundsteuerforderung  einstweilen  und  bis  zur  Einführung  des  stabilen  Katasters 
in  dieselben  fortbestehen,  doch  sollte  vorläufig  die  ordentliche  Steuerquote  der- 
.selben  eine  zeitliche  Erhöhung  um  die  Hälfte  des  bisherigen  Ausmasses  — 
welche  ebenfalls  als  Extraordinarium  bezeichnet  wurde  —  erfahren. 

Die  Haussteuer  sollte  künftig  in  allen  Ländern  mit  Ausnahme  von  Tirol 
und  Vorarlberg,  wo  die  bestehende  Vereinigung  derselben  mit  der  Grundsteuer 
aufrecht  bleiben  sollte,  vom  vorscliriftsmässig  einbekannten  Hauszinsertrage  oder 
vom  ermittelten  Werte  der  Hausnutzung  nach  Abrechnung  des  bewilligten  Ab- 
zuges für  die  Erhaltungskosten  als  ordentliche  Steuerquote  mit  10  Prozent  und 
als  zeitliche  Erhöhung  (Extraordinarium)  mit  4  Prozent,  zusammen  also  mit 
20  Prozent  zur  Einhebung  gelangen.  Die  Bestimmung  der  einzelnen  Orte,  in 
welchen  die  Hauszinssteuer  vom  einzubekennenden  Zinse  einzuheben  sei,  sollte 
dem  Finanzministerium  im  Einverständnisse  mit  dem  Ministerium  des  Inneren 
nach  vorläufiger  Einvernehmung  der  Landesbehörden  zustehen.  Bei  dieser  Orts- 
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bestimmung  sollte  als  leitender  Grundsatz  gelten,  dass  die  Haussteuer  vom  Zins- 
ertrage in  jenen  Orten  einzuheben  sei,  in  denen  mit  Berücksichtigung  aller 
einschlägigen  Verhältnisse  die  mietweise  Benützung  der  Häuser  als  überwiegend 
betrachtet  werden  kann.  Bis  zum  Zeitpunkte  der  Bewirkung  der  Feststellung 
der  hauszinssteuei-pflichtigen  Orte  sollte  die  Einhebung  der  Haussteuer  nach 
dem  Zinsertrage  einstweilen  in  jenen  Orten  und  von  jenen  Häusern  geschehen, 
in  und  von  denen  die  Zinssteuer  bisher  eingehoben  wurde,  jedoch  mit  dem  im 
neuen  Gesetze  bestimmten  Ausmasse.  Vom  einbekannten  Hauszinse  sollten 
20  Prozent  auf  JCrhaltungskosten  in  Abzug  gebracht  werden  dürfen.  In  jenen 
Orten  und  von  jenen  Häusern  dagegen,  in,  resp.  von  welchen  die  Haussteuer  nicht 
nach  dem  Hauszinse,  sondern  nach  der  Schätzung  der  Hausnutzung  umgelegt 
werden  würde,  sollte  die  Steuervorschreibung  auch  in  Hinkunft  mittelst  einer 
tarifmässigen  Klassensteuer  erfolgen.  Diesbezüglich  enthielt  der  Gesetzentwurf 
einen  kaisei'lichen  Auftrag  an  den  Minister,  einverständlich  mit  dem  Minister 
des  Inneren  für  die  einzelnen  Kronländer  nach  vorausgegangenen  Erhebungen 
über  den  Wert  der  Mietzinse,  den  Tarif,  nach  welchem  diese  Klassensteuer  zu 
entrichten  sein  sollte,  zu  verfassen  und  dergestalt  berechnen  zu  lassen,  dass  die 
zu  zahlenden  Steuersätze  durchschnittlich  den  Wert  der  Miete  nach  Abzug  von 
30  Prozent  auf  Erhaltungskosten  ebenfalls  mit  16  Prozent  ordentlicher  Gebühr  — 
neben  welcher  auch  hier  ein  4prozentiges  Extraordinarium  eingehob^n  werden 
sollte  —  treffen  würden. 

Von  der  Haussteuer  sollten  alle  Neubauten  durch  10  und  alle  Umbauten 
durch  8  Jahre  —  für  Wien  wurden  15,  resp.  12  Jahre  in  Aussicht  genommen  — 
befreit  sein;  die  Befreiung  sollte  sich  auch  auf  die  Zuschläge  für  Landes-  und 
Gemeindezwecke  erstrecken. 

Der  mit  dem  Einkommensteuerpatente  eingeführte  Drittelzuschlag  zur 
Grund-  und  Gebäudesteuer,  sowie  das  mit  demselben  verbundene  Recht  der 
Hypothekarschuldner,  ihren  Gläubigern  an  den  Zinsen  5  Prozent  in  Abzug  zu 
bringen,  sollte  aufhören. 

Die  Motive  dieser  Vorschläge  waren  in  einer  Note  enthalten,  welche  das 
Finanzministerium  an  das  Ministerium  des  Inneren  richtete,  um  dessen  Zustim- 
mung zu  denselben  zu  erlangen. 

In  dieser  Note  wurde  zunächst  darauf  hingewiesen,  dass  die  beabsichtigte 
Erhöhung  der  Grundsteuer,  welche  ja  in  den  Ländern  des  stabilen  Kataster» 
damals  schon  2P/3  Prozent  des  Katastralreinertrages  betrug,  für  diese  keine 
bedeutende  sei  und  zwar  um  so  weniger,  weil  ja  das  Steuerausmass  nach  dem 
Katastralreinertrage  berechnet  worden  sei,  von  den  Steuerträgern  aber  aus  den 
wirklichen  Einnahmen  bezahlt  werde  und  diese  nach  den  bestehenden  Preisen 
der  landwirtschaftlichen  Produkte  den  ersteren  bedeutend  übersteigen,  so  dass 
das  wirkliche  Steuerausmass  ein  viel  geringeres  sei,  als  das  nominelle.  Durch  Er- 
hebungen sei  festgestellt  worden,  dass  die  Durchschnittspreise  der  Hauptkörner- 
gattungen während  der  Periode  1850  bis  1854  um  116,  118,  ja  selbst  235  Prozent 
höher  seien,  als  die  der  Anlegung  des  Katasters  während  des  Jahres  1824  zu 
Grunde  gelegten  Preise.  Daher  ergebe  sich  selbst  bei  einer  etwaigen,  den  ge- 
änderten Verhältnissen  entsprechenden  höheren  Einstellung  der  Kulturauslagen 
in  die  Berechnung  des  Reinertrages  für  denselben  noch  immer  eine  erheblich 
bedeutendere  wirkliche  Höhe,    als  die  dem  Kataster  zu  Grunde  liegende.     Die 
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Vergleichung  der  im  Kataster  enthaltenen  Daten  mit  dem  wirklichen  Ertrage 
b'efern  natürlich  in  den  einzelnen  Kronländern  verschiedene  Resultate  nach  Mass- 
gabe der  Preisdifferenzen,  die  in  den  verschiedenen  Kronländern  und  bei  den 
verschiedenen  Produktionsarten  verschieden  seien.  Als  Richtschnur  könnten  in 
solchen  Fällen  nur  Durchschnitte  und  summai-ische  Berechnungen  dienen.  Jede 
Kombination  aber  liefere  den  Beweis,  dass  der  wirkliche  Reinertrag  des  Boden- 
ertrages viel  grösser  sei,  als  der  Katastralreinertrag;  im  Dui-chschnitte  dürften 
24  Prozent   des  Katastralreinertrages  nur  8  Prozent  des  wirklichen  ausmachen. 

Für  die  vorgeschlagene  geringe  Erhöhung  des  Grundsteuerausmasses 
spreche  auch  noch  die  Erwägung,  dass  früher  die  Differenz  zwischen  den  Ka- 
tastral- und  den  wirklichen  Preisen  der  Produkte  viel  geringer  war,  als  derzeit; 
mit  Rücksicht  hierauf  hätten  z.  B.  in  Niederösterreich  in  den  Jahren  1836  bis 
1838  die  16  Prozent  des  Katastralreinertrages  14  Prozent  des  wirklichen  be- 
deutet, so  dass  damals  die  Grundsteuer  faktisch  bedeutend  höher  war,  als  sie 
selbst  nach  dem  gemachten  Vorschlage  sein  würde. 

Die  Ursache  dieser  Differenz  zwischen  dem  Katastral-  und  dem  wirklichen 
Reinertrage  des  Bodens  sei  übrigens  nicht  allein  in  der  Steigerung  der  Preise 
der  Bodenerzeugnisse,  sondern  auch  in  den  Fortschritten  der  Bodenkultur  und 
der  durch  die  industriellen  Bestrebungen  bewirkten  Verbesserung  der  Verwer- 
tung der  landwirtschaftlichen  Nebenprodukte  zu  suchen.  Diese  beiden  Momente 
lasse  der  stabile  Kataster,  der  die  Steuer  nach  der  mittleren  Grösse  des  Ertrages 
und  nach  den  hergebrachten  gemeindeüblichen  Kulturweisen  geschätzt  und  be- 
rechnet habe,  ausser  Betracht. 

Was  jene  Länder  betrifft,  wo  noch  die  älteren  Grundsteuerprovisorien 
in  Kraft  stehen,  so  sei  eine  eigentliche  Steuerausgleichung  zwischen  denselben 
und  den  übrigen  Kronländern  derzeit  noch  nicht  möglich,  weil  jene  Steuer- 
systeme hierzu  keine  genügenden  Anhaltspunkte  liefern.  Diese  Verschiedenheit 
werde  verschwinden ,  sobald  die  allgemeine  Einführung  des  stabilen  Katasters, 
deren  Besclileunigung  angestrebt  werden  solle,  bewirkt  sein  werde.  Vorläufig 
müsse  sich  aber  damit  begnügt  werden,  die  Besteuerung  in  diesen  Ländern 
derjenigen  in  den  anderen  möglichst  zu  nähern  und  dieser  Zweck  dürfte  durch 
den  im  Gesetzentwurfe  enthaltenen  Vorschlag  am  besten  erreicht  werden.  Hierbei 
dürften  diese  Landesteile  im  Vergleiche  mit  den  anderen  Ländern  allerdings 
immer  noch  im  Vorteile  sein,  ohne  dass  dem  Finanzminister  in  Ermangelung 
einer  sicheren  Beurteilungsbasis  ein  höherer,  als  der  vorgeschlagene  Steuersatz 
zulässig  erscheine. 

Die  Haussteuer  sei  in  formaler  Beziehung  verschieden,  je  nachdem  sie 
auf  Grund  des  einbekannten  Hauszinses  oder  auf  Grund  des  Wertes  der  Haus- 
nutzung mit  Hilfe  eines  Klassentarifs  eingehoben  werde.  Da  es  sich  aber  bei 
beiden  P]rhebungsformen  um  dasselbe  Steuerobjekt  handle,  so  dürfte  auch  für 
beide  Fälle  nach  einem  vorläufigen  Abzüge  für  die  Erhaltungskosten  das  näm- 
liche Steuerausmass  am  Platze  sein. 

Das  vorgeschlagene  Steuerausmass  werde,  soweit  die  vom  einbekannten 
Zinse  eingehobene  Steuer  in  Betracht  komme,  gegenüber  der  bestehenden  Haus- 
zinssteuer eine  Steuererleichterung  zur  Folge  haben.  Insoweit  der  Entwurf  auch 
dann,  wenn  die  Haussteuer  mittelst  eines  Klassentarifs  eingehoben  werden  solle, 
dasselbe  Steuerausmass.   wie  bei   der  fassionsmässigen  Zinsbesteuerung  in  Aus- 
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sieht  nimmt,  werde  durch  dessen  Annahme  bewirkt  werden,  dass  die  Haussteuer 
auch  von  den  dieser  Besteuerungsweise  unterworfenen  Gebäuden  gleichmässiger, 
als  bei  der  bestehenden  Klassensteuer  der  Fall  sei,  eingehoben  werde  und  der 
Steuersatz  den  thatsächlichen  Verhältnissen  und  dem  wirklichen  Werte  der 
zu  besteuernden  Nutzungen  näher  gebracht  werde. 

In  betreff  der  im  Gesetzentwurfe  enthaltenen  Normen  über  die  Bestim- 
mung der  Orte,  in  welchen  die  eine  oder  die  andere  der  beiden  in  Aussicht 
genommenen  Methoden  der  Besteuerung  der  Häuser  zur  Anwendung  kommen 
solle,  sei,  soweit  zunächst  die  Bestimmung  der  der  Besteuerung  nach  dem  Haus- 
zinsertrage zu  unterziehenden  Häuser  in  Betracht  komme,  zu  bemerken,  dass 
nach  dem  Gesetze  vom  10.  Oktober  1849  alle  Gebäude  der  Hauszinssteuer  unter- 
worfen sind,  welche  in  Ortschaften  liegen,  in  denen  der  grössere  Teil  der 
Gebäude  durch  Vennietung  benützt  wird,  oder  welche  einen  Ertrag  durch 
Vermietung  abwerfen.  Diese  Anordnung  sei  in  der  Ausführung  auf  manche 
Schwierigkeiten  gestossen  und  habe  Reklamationen  hervorgerufen.  Es  scheine 
überhaupt  schwierig,  von  vornherein  im  allgemeinen  die  Gi'enzlinien  scharf  zu 
bestimmen,  bis  zu  welchen  die  Wirksamkeit  der  Hauszinssteuer  reichen  solle. 
Das  Merkmal,  dass  mindestens  die  Hälfte  der  Häuser  eines  Ortes  einen  Zins- 
ertrag durch  Vermietung  abwerfe,  reiche  kaum  aus,  da  es  wohlhabende  und 
bevölkerte  Orte  geben  könne,  in  welchen  nur  ein  Drittel  der  Häuser,  in  diesen 
aber  alle  Wohnbestandteile  vermietet  sind  und  ärmere  Orte,  wo  wohl  die  Hälfte 
der  Häuser,  aber  nur  in  einzelnen  unbedeutenden  Bestandteilen  mietweise  benützt 
werden,  woraus  sich  ergeben  würde,  dass  die  empfindlichere  Hauszinssteuer  in 
ärmeren  Orten  in  Verwendung  käme,  während  wohlhabendere  davon  befreit 
wären.  Es  sei  daher  besser,  im  Gesetze  nur  das  Prinzip  auszusprechen,  dass 
die  Hauszinssteuer  dort  anzuwenden  sei,  wo  die  mietweise  Benützung  der  Häuser 
überwiege,  die  praktische  Durchführung  desselben  aber  dem  Verordnungswege 
zu  überlassen.  Sohin  könnte  die  Anwendung  der  Hauszinssteuer  einer  Revision 
unterworfen  werden  und  es  würde  auf  diese  Weise  möglich  sein,  alle  provinziellen 
und  Ortsverhältnisse,  die  hier  in  Betracht  kommen,  zu  berücksichtigen  und  die 
Hauszinssteuer  nur  dort  einzuführen,  wo  in  finanzieller  Beziehung  der  Ertrag 
die  Förmlichkeiten  dieser  Besteuerungsmethode  rechtfertigen  würde,  aber  auch 
im  Wohlstande  und  in  den  sonstigen  Verhältnissen  der  Bevölkerung  und  in 
ihrer  Wohnungsweise  die  Wirksamkeit  dieser,  allerdings  eingreifenden  Steuer 
begründet  sei. 

Bei  der  Besteuerung  des  Hauszinses  wurden  bisher  in  den  verschiedenen 
Kronländern  verschiedene  Abzugsprozente  zur  Deckung  der  Erhaltungskosten 
zugestanden.  An  Stelle  dieser  Verschiedenheit  solle  künftig  ein  nach  den  be- 
stehenden Verhältnissen  festgestelltes  Durchschnittsprozent  treten;  da  der  Ab- 
zug die  Grösse  der  Steuer  bestimme,  so  sei  es  nur  konsequent,  sobald  der 
Steuerfuss  für  alle  Kronländer  gleich  bemessen  werde,  auch  das  Abzugsprozent 
überall  gleich  zu  halten.  Als  Regel  könne  man  wohl  annehmen,  dass  dort, 
wo  höhere  Mietzinse  bestehen,  auch  die  Erhaltung  wegen  des  luxuriöseren 
Baues  der  Häuser,  ihres  grösseren  Urafanges  und  des  höheren  Arbeitslohnes 
kostspieliger  sei ,  während  in  Orten  mit  geringeren  Mietzinsen  auch  die  Er- 
haltungskosten kleiner  seien.  Das  im  Gesetzentwurfe  vorgesehene  Ausmass  der 
Erhaltungskosten  halte  nun  ungefähr  die  Mitte  zwischen  dem  bisher  niedrigsten 
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und  höchsten  Ausmasse  des  Abzuges  und  gewähre  im  ersteren  Falle  den  be- 
treffenden Steuerpflichtigen  einige  Erleichterung,  ohne  im  letzteren  die  bis- 
herige Begünstigung  allzusehr  zu  schmälern. 

Die  Einhebung  der  Haussteuer  nach  einem  Tarife  solle  in  jener  grossen 
Masse  von  Orten  zur  Anwendung  gelangen,  in  welchen  die  Wohnungen  gar 
nicht  oder  doch  nur  in  geringem  Masse  vermietet  werden,  die  Zinse  meist  ge- 
ring sind,  auch  die  Erlangung  ordentlicher  Fassionen  mit  grossen  Schwierig- 
keiten verbunden  sei,  und  der  Hausnutzen  vorwiegend  im  Selbstbewohnen  und 
Selbstbenützen  der  Häuser  bestehe.  Diese  Orte  würden  in  der  Hauptsache  die- 
selben bleiben,  wie  jene,  in  welchen  schon  jetzt  die  Hausklassensteuer  in  Wirk- 
samkeit stehe.  Das  Wichtigere  sei  die  Aenderung  des  Tarifs.  Das  wesentliche 
Gebrechen  des  bestehenden,  schon  sehr  alten  Tarifs  liege  darin,  dass  er  auf 
der  Grundlage  einer  Wertsziffer  berechnet  sei ,  die  eine  ganz  ideale  und  für 
alle  Kronländer  dieselbe  sei  und  dass  die,  die  Tarifabstufungen  beeinflussenden 
Momente  —  Anzahl  der  Wohnbestandteile  und  Vorhandensein  oder  Nichtvor- 
handensein von  Stockwei'ken  —  durchaus  nicht  unbedingt  als  Merkmale  eines 
grösseren  oder  gei'ingeren  Wertes  betrachtet  werden  können.  Auch  der  Ertrag 
dieser  Steuer  entspreche  nicht  dem  Umfange  des  Objektes  derselben.  Zur  Be- 
hebung dieser  Gebrechen  wären  vor  allem  in  jedem  Kronlande  die  mittleren 
Werte  der  Zinsungen  in  jenen  Orten,  um  die  es  sich  handelt,  zu  ennitteln. 
Die  gefundene  Durchschnittsziffer  wäre  für  das  Kronland  die  Basis,  auf  welcher 
der  Tarif  zu  berechnen  sei.  Auf  diese ,  im  Gesetzentwurfe  näher  ausgeführte 
Weise  würde  die  Klassenbesteuerung  an  die  fassionsmässige  Besteuerung  an- 
schliessen  und  gleichsam  als  eine  Fortsetzung  derselben  in  das  Gebiet  der 
"tiiinderen  Wertgrössen  erscheinen.  Der  für  jedes  Kronland  bestimmte  Tarif 
würde  den  eigentlichen  Verhältnissen  desselben  entsprechen  und  den  lokalen 
Abweichungen  ebensosehr  im  Interesse  der  Finanzen,  wie  der  Steuerpflichtigen, 
welche  beide  auch  noch  durch  weitere  Abstufungen  nach  Ortskategorien  und 
Häuserklassen  berücksichtigt  werden  könnten,  Rechnung  tragen. 

Die  Regulierung  der  Haussteuer  solle  auch  zur  einheitlichen  Regelung 
der  Bewilligung  von  Steuerfreiheiten  für  Neubauten  benutzt  werden.  Dass  für 
Wien  in  dieser  Beziehung  gegenüber  dem  übrigen  Staate  eine  Begünstigung 
in  Aussicht  genommen  sei,  wurde  damit  motiviert,  dass  hier  einerseits  der 
Bedarf  an  Wohnungen  grösser,  anderseits  die  arbeits-  und  unterstützungs- 
bedürftige Bevölkerung  am  zahlreichsten  sei.  Für  den  übrigen  Staat  bedeute 
die  in  Aussicht  genommene  Norm  über  diese  Steuerfreiheit  mit  Rücksieht  darauf, 
dass  gegenwärtig  eine  solche  Steuerfreiheit  für  die  hausklassensteuerpflichtigen 
Gebäude  nicht  bestehe,  eine  Ausdehnung  der  in  Rede  stehenden  Begünstigung 
auf  ein  grösseres  Gebiet,  als  dasjenige  sei,  auf  dem  sie  bisher  zugestanden 
worden  war. 

Die  bei  der  beabsichtigten  Steuerreform  in  betreff  der  Besteuerung 
des  Ertrages  der  gewerblichen,  sowie  der  rein  persönlichen 
Arbeit  zu  beobachtenden  Grundsätze  wurden  zunächst  noch  nicht  in  die  Form 
eines  Gesetzentwurfes  gebracht,  sondern  blieben  in  einer  weiteren,  vom  Finanz- 
ministerium an  das  Ministerium  des  Inneren  gerichteten  Zuschrift  niedergelegt. 
Anknüpfend  an  seine  frühere  Zuschrift  in  betreff  der  Reform  der  Grund-  und 
Gebäudesteuer   bemerkte    das   Finanzministerium    in  seiner  neuen,  dass  es  eine 
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Forderung  der  Gerechtigkeit  sei,  dass  jeder  Staatsbürger  mit  Rücksicht  auf 
sein  Einkommen  zu  den  Staatslasten  beitrage ,  wobei  nicht  ausgeschlossen  sei, 
dass  das  Einkommen  nach  seiner  Höhe  und  nach  Beschaffenheit  der  Quellen, 
aus  welchen  es  entspringe ,  auch  nach  einem  verschiedenen  Massstabe  in  An- 
spruch genommen  werde.  Der  Gewinn  aus  einem  gesicherten  vererblichen 
Kapitale  vertrage  eine  höhere  Steuer,  als  das  Einkommen  aus  dem  persönlichen 
Erwerbe,  und  bei  letzterem  fordere  das  für  den  unmittelbaren  Lebensunterhalt 
notwendige  Einkommen  eine  grössere  Schonung  in  der  Steueranlage,  als  die 
dieses  Bedürfnis  überschreitende  höhere  Rente.  Die  direkte  Steuer  solle  dem- 
nach dem  wirklichen  Einkommen  der  Staatsangehörigen  in  einem  billigen  Ver- 
hältnisse angepasst  werden ,  sie  solle  die  Produktion  und  Kapitalsvermelu'ung 
nicht  hemmen,  sie  dürfe  von  demselben  Einkommen  nur  ein  Mal  erhoben  werden 
und  müsse  sohin  jede  Doppelbesteuerung  sorgfältig  vei-meiden.  Das  Steuer- 
system müsse  in  seiner  Grundlage  einfach  und  klar,  für  die  steigenden  Bedürf- 
nisse des  Staatshaushaltes  dehnbar,  die  Verwaltung  dürfe  nicht  kostspielig  und 
solle  für  die  Steuerpflichtigen  so  wenig  als  möglich  belästigend  sein. 

Diesen  Grundsätzen  entsprechend  solle  alles  Einkommen,  das  aus  im 
Inlande  gelegenen  Einnahmsquellen  hervorgeht ,  sowie  alles  Einkommen  über- 
haupt, welches  von  österreichischen  Staatsangehörigen  bezogen  wird,  ohne  Unter- 
schied des  Bezugsberechtigten  der  Einkommensteuer  unterliegen,  welche  nach 
Verschiedenheit  der  Quellen,  aus  welchen  das  Einkommen  entspringt,  in  drei 
Hauptkategorien  zerfällt,  nämlich  die  Grund-  und  Gebäudesteuer,  die  Renten- 
steuer und  die  Gewerbe-  und  Arbeitssteuer.  Durch  die  Grund-  und  Gebäude- 
steuer werde  das  Einkommen  aus  Grund  und  Boden,  sowie  aus  dem  Hausnutzen 
getroffen.  In  dieser  Beziehung  wurden  die  in  der  früheren  Zuschrift  gemachten 
Vorschläge  in  betreff  der  Reform  dieser  beiden  Steuerarten  neuerlich  citiert. 
Hierbei  kam  das  Finanzministerium  aber  nebenbei  auch  auf  die  Behandlung 
der  auf  dem  Grundbesitze  sichergestellten  Kapitalien  zu  sprechen.  Hierüber 
wurde  bemerkt :  Auch  das  bestehende  Einkommensteuergesetz  enthalte  den 
Grundsatz  der  Besteuerung  der  Kapitalsrente  und  brachte  denselben  dui-ch  den 
Drittelzuschlag  zur  Grund-  und  Gebäudesteuer  zur  Geltung.  Da  der  Katastral- 
reinertrag  aber  mit  dem  wirklichen  Ertrage  und  mit  der  Rente  des  im  Real- 
besitze angelegten  Kapitals  nicht  übereinstimmt,  so  ergebe  sich  durch  die  An- 
wendung dieses  Grundsatzes  eine  grosse  Ungleichheit  der  Besteuerung,  welche 
in  Verbindung  mit  dem  eingeräumten  Abzugsrechte  der  Passivzinsen  zu  der 
Anomalie  führte,  dass  stark  verschuldete  Grundbesitzer  ihren  Gläubigern  einen 
höheren  Abzug  zu  machen  berechtigt  sind,  als  dem  durch  den  Drittelzuschlag 
zur  Grundsteuer  repräsentierten  Betrage  entsprechen  würde.  Eine  Einkommen- 
steuer von  der  Rente  des  im  Grundbesitze  angelegten  Kapitals  würde,  wenn  sie 
auf  dem  wirklichen  Grundertrage  ruhen  und  sohin  mit  dem  Kapitalsertrage 
im  richtigen  Verhältnisse  stehen  würde,  den  berührten  Uebelstand  vermeiden, 
wobei  immerhin  dem  Schuldner  der  bishei-ige  Abzug  an  den  von  seinen  Hypo- 
thekarschulden zu  entrichtenden  Zinsen  freigelassen  werden  könnte. 

Der  hier  gebotene  Anlass,  auf  den  Mangel  an  Uebereinstimmung  zwischen 
dem  katastermässigen  und  dem  wirklichen  Ertrage  des  Bodens  hinzuweisen, 
wurde  übrigens  benutzt ,  um  die  Mittel  zur  Beseitigung  dieses  Mangels,  sowie 
zur  Bewrkung   einer  Annäherung   der  Besteuerung  des  Bodens  an  das  Prinzip 
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der  Einkommenbesteuerung  zu  besprechen.  Diesbezüglich  wurde  bemerkt:  Es 
werde  durch  die  Erhebung  von  Schätzungen,  Käufen  und  Pachtungen  in  der 
Periode  der  letzten  fünf  Jahre  das  Verhältnis  des  katastermässigen  zum  wirk- 
lichen Reinertrage  des  Bodens  in  jedem  Bezirke  festgestellt  und  aus  diesem 
Verhältnisse  und  dem  bekannten  Katastralreinertrage  des  Bezirkes  die  Grösse 
der  wirklichen  Grundrente  annäherungsweise  ermittelt  werden  können;  der 
Mehrertrag  der  letzteren  erscheine  als  ein  durch  die  Grundsteuer  nicht  ge- 
troffenes Einkommen  aus  dem  Landwirtschaftsbetriebe.  Dort,  wo  über  den 
Geldwert  der  Natui'alpi'oduktion  eines  Bezirkes  verlässliche  statistische  Daten 
vorhanden  seien,  könnten  auch  diese,  im  Vergleiche  mit  dem  Geldbruttoertrage 
des  Katasters,  zur  Darstellung  dieses  Vei-hältnisses  benutzt  werden.  Ein  weiterer 
Behelf  zur  Ermittlung  des  wirklichen  Ertrages  sei  durch  die  Gebühren  für 
Besitzveränderungen  gegeben.  Werde  der  Wert  der  Realitäten,  bei  welchen 
im  Laufe  des  Jahres  und  sohin  im  mehrjährigen  Durchschnitte  Besitzverände- 
rungen vorgekommen  sind  (bei  Annahme  eines  zwanzigjährigen  Veränderungs- 
turnus), zum  zwanzigfachen  Betrage  erhoben ,  so  erlange  man  den  Realitäten- 
wert des  ganzen  Bezirkes  oder  das  im  Realbesitze  angelegte  Kapital,  dessen 
Rente  den  wirklichen  Grundertrag  darstellt.  Jedenfalls  würden  die  teilweise 
schon  vorhandenen  statistischen  Daten  über  den  landwirtschaftlichen  Betrieb 
jedes  Bezirkes ,  als :  die  Ernteergebnisse,  die  Ein-  und  Ausfuhr  landwirtschaft- 
licher Erzeugnisse,  der  Ertrag  der  Viehnutzung,  des  Seidenbaues,  der  Forst- 
produkte u.  s.  f.  im  Vergleiche  mit  dem  dem  Kataster  zu  Grunde  gelegten 
Naturalertrage  eben  so  viele  Behelfe  liefern ,  um  mit  voller  Beruhigung  beur- 
teilen zu  können ,  welche  Erhöhung  der  Steuer  dem  Gesamtbezirke  ohne  Ge- 
fahr der  Ueberbürdung  zugemutet  werden  könne.  In  Gemässheit  des  auf  diese 
Ali  konstatierten  Steigens  oder  Fallens  des  Kapitalswertes  des  Realbesitzes 
liätte  das  Extraordinarium  der  Grundsteuer,  , welches  auf  die  Kapitalsrente 
unigelegt  werde"  zu  steigen  oder  zu  fallen.  In  dieses  Extraordinarium  wäre 
auch  die  bestehende  Hausklassensteuer  mit  einzubeziehen,  welche  sohin  als 
.selbständige  Steuer  ganz  zu  entfallen  hätte.  Der  Hausnutzen  sei  für  den  Land- 
wirt im  Grundertrage  enthalten  und  stehe  ebenso  wie  der  unmittelbar  aus  den 
Bodenerträgnissen  erzielte  Gewinn  im  Verhältnisse  zum  Werte  der  Realität. 

In  betreff  der  Hauszinssteuer,  welche  auf  dem  wirklichen  Ertrage  ruhe, 
bemerkte  das  Finanzministerium,  dass  es  bei  dem  Ordinarium  von  16  Prozent 
oline  Abzug  verbleiben  möchte,  da  der  früher  beantragte  Abzug  von  20  Prozent 
vom  Bruttozinse  dem  Extraordinarium  von  4  Prozent  entspreche.  Die  Orte,  in 
welchen  diese  Steuer  eingehoben  werden  solle,  seien  erst  zu  bestimmen. 

Erst  nach  dieser,  eine  Abweichung  von  den  früher  in  betreff  der  Grund- 
und  Gebäudesteuerreform  seitens  des  Finanzministeriums  gemachten  Vorschlägen 
in  wesentlichen  Punkten  enthaltenden  Einschaltung  kam  das  Ministerium  auf 
den  eigentlichen  Gegenstand  seiner  in  Rede  stehenden  Zuschrift  zu  sprechen, 
indem  es  zunächst  Vorschläge  in  betreff  der  Rentensteuer  machte.  Dieser 
sollte  alles  Einkommen  von  Geld  und  Geldeswert  unterworfen  werden,  welches 
die  Arbeit  des  Bezugsberechtigten  nicht  bedinge.  Die  Rentensteuer  sollte  mit 
fünf  Prozent  eingehoben  werden  von  den  Renten  aus  öffentlichen  Fonden,  von 
den  Renten  aus  Gesellschaftsunternehmungen  und  von  den  übrigen ,  diesen 
beiden  Kategorien  angehörenden  Renten, 
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Die  direkte  Besteuerung  der  Zinsen  der  Staatsschuld  sei  eine  Forderung- 
der  Gerechtigkeit  den  übrigen  Steuerpflichtigen  gegenüber;  sie  werde  der  Staats- 
kasse ohne  Vermehrung  der  Regieauslagen  eine  ergiebige  Einnahmsquelle  er- 
öffnen ,  indem  sie  gleich  bei  Behebung  der  Zinsen  in  Abzug  gebracht  werden 
könne  und  sei  in  der  Wirklichkeit  die  Herabsetzung  des  Zinsfusses  um  ein 
viertel  Prozent,  wogegen  die  Ordnung  des  Staatshaushaltes  vornehmlich  dem 
Staatsgläubiger  willkommen  seine  müsse ,  wozu  derselbe  auch  seinen  Teil  bei- 
steuern solle. 

Die  Renten  aus  Gesellschaftsunternehmungen  sollten  wie  bisher  auf 
Grundlage  ihrer  Jabresrechnungen  besteuert  werden.  Hinsichtlich  der  noch 
erübrigenden,  minder  belangreichen,  auf  dem  „Chirographarkredite"  beruhenden 
Renten  könne  die  Einholung  von  Bekenntnissen  nicht  umgangen  werden. 

Bücherlich  versicherte  Renten  und  Forderungen ,  sowie  die  Renten  von 
Kapitalien,  welche  in  Geschäftsunternehmungen  angelegt  sind,  bilden  einen  Teil 
der  Grund-  und  Hausnutzung  oder  des  industriellen  Einkommens  und  sollten 
mit  diesem,  unter  Vorbehalt  des  Rechtes  des  Abzuges  von  fünf  Prozent  durch 
den  Zahlungspflichtigen,  versteuert  werden. 

Die  Gewerbe-  und  Arbeitssteuer  solle  alle  Einkommen  in  Geld  und  Geld- 
wert treffen,  welche  durch  die  Anwendung  geistiger  oder  körperlicher  Kräfte 
allein  oder  im  Vereine  mit  Kapital  erzielt  werden ,  es  mag  dies  Einkommen 
aus  einer  selbständigen  Beschäftigung  oder  aus  einem  Dienst-  oder  Lohnvei*- 
hältnisse  hervorgehen.  Dieser  Steuer  wären  demnach  zu  unterwerfen:  die 
Handels-,  Fabriks-  und  gewerblichen  Unternehmungen;  der  Berg-  und  Hütten- 
betrieb; die  Geschäftsbesorgungen  und -Vertretungen,  endlich  die  freien  Künste 
und  alle  übrigen ,  ein  Einkommen  gewährenden  Beschäftigungen  und  Unter- 
nehmungen. 

Diese  Steuer  hätte  ferner  zu  umfassen  alle  Einkommen  aus  dem  Dienst- 
und Lohnverhältnisse  an  fixen  und  veränderlichen  Bezügen,  sowohl  während 
der  Dauer  dieses  Verhältnisses  als  auch  nach  dem  Aufhören  desselben. 

Das  Erträgnis  der  Einkommensteuer  habe  sich  nach  ihrer  bisherigen 
Einrichtung  nicht  als  befriedigend  herausgestellt;  der  p]rtrag  derselben  stehe 
ohne  Zweifel  nicht  im  richtigen  Verhältnisse  zur  Grösse  des  Gesamteinkommens 
aller  Staatsangehörigen  und  es  sei  nicht  zu  erwarten,  dass  durch  ein  ver- 
schärftes, mit  grosser  Gehässigkeit  verbundenes  Eindringen  der  Staatsorgane 
in  die  Privatverhältnisse  ein  wesentlich  günstigeres  Resultat  erzielt  werden  würde. 
Das  erhöhte  Staatsbedürfnis,  welches  sich  nicht  mehr  mit  einer  massigen  direkten 
Auflage  begnügen  könne,  sondern  die  Erweiterung  der  Steuergrundlage  bis  auf 
das  wirkliche  Einkommen  der  Staatsangehöi-igen  fordere,  scheine  die  Not- 
wendigkeit zu  begründen ,  dass  sich  die  Finanzvei-waltung  auf  einen  höheren 
Standpunkt  stelle  und  vom  Prinzipe  der  individuellen  Besteuerung  zu  jenem 
der  Besteuerung  einer  Mehrheit  übergehe.  Es  sei  gewiss  leichter  möglich,  ge- 
nügende Anhaltspunkte  zu  gewinnen,  um  die  Steuerkraft  im  ganzen  zu  beurteilen, 
als  die  Steuer  jedem  einzelnen  mit  Rücksicht  auf  seine  besonderen  Erwerbsver- 
hältnisse gerecht  und  billig  zuzuweisen.  Letzteres  werde  durch  Organe,  welche 
dem  Steuerpflichtigen  näher  stehen,  mit  weit  grösserer  Sicherheit  erfolgen,  als 
durch  die  immer  kostspieliger,  verwickelter  und  lästiger  werdende  Ausbildung 
des    gegenwärtigen    Prinzips    der    Steuerveranlagung.    Mit   Rücksicht    hierauf 
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wurden  für  das  künftige  Vorgehen  bei  Bemessung  der  Gewerbe-  und  Arbeits- 
steuer folgende  Vorschläge  gemacht. 

Es  werde  für  jeden  der  dermaligen  Steuerbezirke  die  von  demselben 
zu  zahlende  Quote  der  Gewei'be-  und  Arbeitssteuer,  und  zwar  abgesondert  für 
das  Einkommen  aus  selbständigen  Erwerbs-  und  sonstigen  Unternehmungen  und 
für  das  Einkommen  aus  dem  Dienst-  und  Lohnverhältnisse  als  Postulat  in  der 
Regel  für  eine  fünfjährige  Steuerperiode  festgesetzt.  Der  Betrag  dieser  Quote 
solle  unter  die  Steuerpflichtigen  des  Bezirkes  nach  der  Grösse  ihres  Einkommens 
in  dieser  Steuerkategorie  nach  den  später  zu  erört#nden  Grundsätzen  ver- 
teilt werden. 

Bei  Ermittlung  der  Quote  für  die  selbständigen  Beschäftigungen  und 
für  das  Einkommen  aus  dem  Dienst-  und  Lohnverhältnisse  seien  die  statistischen 
Daten  über  den  Umfang  und  Ertrag  der  industriellen  Unternehmungen,  sowie 
über  alle  Momente ,  welche  auf  den  Wohlstand  und  die  industrielle  Entwicke- 
lung  des  Bezirkes  schliessen  lassen,  ins  Auge  zu  fassen.  Hierbei  sei  insbesondere 
auch  auf  den  Ertrag  der  indirekten  Steuern  im  Bezirke  Gewicht  zu  legen.  Mit 
Hilfe  dieser  Anhaltspunkte  werde  es  möglich  sein,  für  jeden  Bezirk  den  Betrag 
der  zulässigen  Erhöhung  des  bisherigen  Ergebnisses  der  P^rwerbsteuer ,  sowie 
der  Einkommensteuer  von  den  in  die  erste  und  zweite  Klasse  gehörenden  Be- 
schäftigungen herauszufinden. 

Da  das  geringere  Einkommen  aus  dem  Dienst-  und  Lohnverhältnisse  bis- 
her unbesteuert  blieb ,  somit  der  Einkommensteuer  der  zweiten  Klasse  einen 
genügenden  Anhaltspunkt  zur  Bemessung  des  auf  dieses  Einkommen  entfallen- 
den Kontingents  nicht  gewährt,  anderseits  aber  durch  den  Ertrag  der  direkten 
Steuern  überhaupt  die  Grösse  des  Einkommens  und  somit  auch  der  zur  Er- 
zielung desselben  nötigen  Arbeitskraft  dargestellt  werde,  so  sei  es  angemessen, 
die  auf  das  Einkommen  aus  dem  Dienst-  und  Lohnverhältnisse  für  jeden  Be- 
zirk entfallende  Quote  in  einem  bestimmten  Prozentsatze  des  Ertrages  der 
direkten  Steuern  dieses  Bezirkes  auszusprechen  und  festzustellen. 

Für  das  Einkommen  aus  dem  Berg-  und  Hüttenbetriebe  solle  gleichfalls 
ein  abgesondertes  Steuerkontingent,  jedoch  nicht  nach  den  bestehenden  Steuer- 
bezirken ,  sondern  nach  den  Bezirken  der  Handelskammern ,  in  welchen  das 
Berg-  und  Hüttenwesen  seine  Vertretung  findet,  ennittelt  werden.  Dieses 
Kontingent  sollte  zunächst  auf  den  bisherigen  Ertrag  der  Bergfrone  und  der 
Einkommensteuer  von  diesem  Geschäftszweige  basiert,  die  zulässige  Erhöhung 
desselben  aber  ebenfalls  mit  Hilfe  der  vorhandenen  statistischen  Daten  über 
die  für  die  Beurteilung  des  Umfanges  des  Bergbaues  wichtigsten  Momente  er- 
mittelt werden. 

Aus  den  für  die  einzelnen  Bezirke  ermittelten  Kontingenten  sollten  die 
Kontingente  für  die  einzelnen  Kronländer  und  aus  diesen  das  Gesamtkontingent 
für  den  ganzen  Staat  gebildet  werden;  die  Feststellung  dieser  Kontingente 
sollte  für  fünf  Jahre  erfolgen,  doch  sollte  für  ausserordentliche  Fälle  eine  Ver- 
änderung  derselben  auch   im  Laufe  einer  solchen  Periode  vorbehalten  werden. 

Behufs  Durchführung  der  Verteilung  der  für  die  Bezirke  vorgeschriebenen 
Steuerkontingente  auf  die  einzelnen  Steuerpflichtigen  sollte  in  jedem  Bezirke 
eine  besondere  Steuerkommission  eingesetzt  werden,  welche  aus  den  Gemeinde- 
vertretungen des  Bezirkes  in  der  Art  hervorzugehen  hätte,  dass  von  denselben 
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zwölf  Individuen  in  Vorschlag  gebracht  werden,  aus  deren  Mitte  die  Staats- 
verwaltung die  fünf  Mitglieder  der  Steuerkommission  ernennen  sollte.  Jedei-- 
mann  solle  verpflichtet  sein,  die  Wahl  in  eine  solche  Kommission  anzunehmen, 
doch  sollten  die  Kommissionsmitglieder  für  ihre  Mühewaltung  entsprechend 
honoriert  werden.  Der  Steuerbeamte  des  Bezirkes  sollte  als  blosser  Geschäfts- 
leiter und  Referent  der  Kommission  fungieren;  den  Vorsitz  in  derselben  sollte 
der  Vorstand  der  politischen  Bezirksbehörde  führen.  Keinem  dieser  beiden 
Beamten  sollte  aber  bei  den  Beschlüssen  der  Kommission  ein  votum  decisivum 
zustehen. 

Die  Steuerkommission  sollte  auf  Grund  der  den  Steuerbehörden  bereits 
vorliegenden  und  der  von  den  Steuerpflichtigen  einzuholenden  Daten  über  die 
einschlägigen  Verhältnisse  das  Einkommen  jedes  Steuerpflichtigen  im  Wege  der 
Einschätzung  nach  dem  Durchschnitte  der  letzt  abgelaufenen  fünf  Jahre  er- 
mitteln. Die  Schätzungsvorschläge  sollten  den  Steuerpflichtigen  behufs  even- 
tueller Erhebung  von  Einsprachen  bekannt  gegeben  werden;  über  diese 
Einsprachen  sollten  die  Kommissionen ,  welche  ihren  Beratungen  auch  Vei"- 
trauensmänner  nach  Erfordernis  beiziehen  sollten,  entscheiden.  Gegen  die  Ent- 
scheidung der  Kommission  sollte  der  Rekurs  an  die  Finanzlandesbehörde  zu- 
lässig sein.  Das  schliesslich  festgestellte  Einkommen  sollte  in  dem  von  der 
Kommission  und  dem  Steuerbeamten  gemeinschaftlich  zu  führenden  Kataster 
über  das  Einkommen  aller  Steuerpflichtigen  des  Bezirkes  eingetragen  werden. 
Die  Steuer  sollte  5  Prozent  des  ermittelten  Einkommens  betragen,  insofern 
nicht  auf  dasselbe  die  in  einem  besonderen  Schema  festgesetzten  Minimal-, 
resp.  geringeren  fixen  Sätze  zur  Anwendung  zu  gelangen  haben  würden. 

In  diesem  Schema  wurden  zwei  Tarife  aufgestellt,  deren  einer  die  ge- 
x'ingsten  zulässigen  Steuerbeträge  für  die  selbständigen  Erwerbsbeschäftigungen 
enthielt,  während  der  andere  die  Sätze  für  die  Dienst-  und  Lohnsteuer  fest- 
stellte. Der  Tarif  für  die  selbständigen  Erwerbsbeschäftigungen  stellte  fünf 
Hauptabteilungen  auf:  Fabrikation,  Handel,  Beförderung  von  Personen  und 
Sachen,  Geschäftsvertretungen  und  -Besorgungen,  endlich  alle  übrigen  gewerb- 
lichen Beschäftigungen  und  Künste ;  bei  den  Fabriken  wurden  noch  überdies 
Unterabteilungen  aufgestellt,  deren  eine  die  grossen,  auf  ausgedehnten  Absatz 
berechneten  (also  die  eigentliche  Grossindustrie)  und  deren  andere  die  kleineren, 
mehr  für  den  Lokalbedarf  berechneten  Fabriken  umfasste ;  ebenso  wurden  beim 
Handel  die  zwei  Unterabteilungen  des  gewöhnlichen  und  des  Grosshandels 
unterschieden,  während  wieder  bei  der  Beförderung  von  Personen  und  Sachen 
Unterabteilungen  aufgestellt  wurden,  deren  eine  die  Transporte  zu  Wasser,  die 
andere  die  zu  Lande  umfasste ;  die  erstere  dieser  beiden  Unterabteilungen 
wurde  noch  weiters  in  die  Gruppen :  Seeschifi"ahrt  und  Binnenschifi'ahrt  geteilt ; 
beim  Landtransporte  wurde  nur  der  mit  Zugtieren  stattfindende  ins  Auge  ge- 
fasst.  Für  die  Grossindustrie ,  den  Grosshandel  und  das  Transportgeschäft 
wurden  einheitliche  Minimalsteuersätze  aufgestellt,  die  auf  den  Ort,  in  welchem 
der  Geschäftsbetrieb  stattfindet,  keine  Rücksicht  nahmen ;  dieselben  betrugen  bei 
der  Grossindustrie  und  der  Seeschiffahrt  300 ,  beim  Grosshandel  500 ,  bei  der 
Binnenschiftahrt  und  dem  Landfuhrwerke  je  100  fl.  Für  die  übrigen  Abtei- 
lungen wurden  verschiedene  Miniraalsteuersätze  vorgeschlagen .  die  variierten, 
je  nachdem  die  betreffende  Beschäftigung  in  Wien,  in  Orten  mit  mehr  als  50,000, 
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mit  mehr  als  10,000,  mit  mehr  oder  mit  weniger  als  2000  Einwohnern  betrieben 
wm-den.     Dieselben  schwankten  zwischen  2—100  fl. 

Für  die  Dienst-  und  Lohnsteuer  wurde  ein  einheitlicher  Tarif  in  Vor- 
schlag gebracht.  Hiernach  sollte  die  Steuer  betragen  und  zwar  bei  einem  Ein- 
kommen von 

fl.  fl.   kr. 

unter  2C0 —    30 

von  200— aoo i    — 

300—400 a    — 

400— .")0() 6     — 

500—600 10     — 

600—700 15     — 

700—800 20     — 

800—900 30     — 

900—1000 40    — 

Für  Einkommen  von  mehr  als  1000  fl.  sollte  die  Steuer  mit  5  Prozent 
-des  jährlichen  Einkommens  bemessen  werden. 

Die  auf  die  Dienst-  und  Lohnbezüge  entfallende  Steuer  sollte  vom  Dienst- 
und Arbeitgeber  entrichtet  werden  mit  dem  Rechte  des  Abzuges  vom  Bediensteten. 

Der  durch  den  Steueranschlag  sich  etwa  ergebende  Ueberschuss  über  den 
Betrag  des  Bezirkskontingente  sollte  an  die  Bezirkskassa  abgegeben  und,  wenn 
sich  auch  in  dieser  ein  Ueberschuss  ei-gab ,  an  die  Geineinden  nach  Verhältnis 
der  von  diesen  zum  Kontingente  geleisteten  Beiträge  verteilt  werden.  Sollte 
auch  die  Gemeindekassa  einen  Ueberschuss  aufweisen,  so  sollte  derselbe  den 
Kontribuenten  auf  ihre  nächste  Jahx-esschuldigkeit  gutgerechnet  werden.  Ebenso 
sollte,  wenn  sich  ein  Abgang  am  Bezirkskontingent  herausstellen  würde,  derselbe 
durch  einen  verhältnismässigen  Steuei-zuschlag  gedeckt  werden;  derselbe  sollte 
aber  nie  die  Minimalsätze  unter  5  fl.  bei  der  Gewerbesteuer  und  die  fixen  Klassen- 
sätze bei  der  Lohnsteuer  treffen  dürfen ,  sondern  ganz  von  dem  nicht  unter 
diese  beiden  Klassen  fallenden  Einkommen  getragen  werden. 

Der  Steueranschlag  des  Einkommenkatasters  sollte  auch  als  Basis  der 
Umlagen  für  Landes-,  Bezirks-  und  Gemeindezwecke  dienen.  Hierdurch  sollten 
<lie  in  den  Minimalsätzen  stehenden  Steuerpflichtigen  ins  Interesse  daran  ge- 
zogen werden ,  dass  die  höher  Besteuerten  im  richtigen  Verhältnisse  zu  ihrer 
Steuer  belastet  würden,  da  sie  sonst  einen  grösseren  Anteil  an  jenen  Umlagen 
zu  tragen  haben  würden.  Die  höher  Besteuerten  sollten  dagegen  in  die  Lage 
gebracht  werden,  wünschen  zu  müssen,  dass  alle  Steuerpflichtigen  nach  ihrem 
wahren  Einkommen  und  nicht  bloss  mit  den  Minimalsätzen  in  Anspruch  ge- 
nommen würden ,  da  die  Abgänge  am  Bezirkskontingente  sonst  nur  ihnen  zur 
Last  fallen  würden.  Die  Beiziehung  von  Vertrauensmännern  beider  Kategorien 
sollte  demnach  die  Verlässlichkeit  der  Erhebung  des  wirklichen  Einkommens 
gewährleisten. 

Nach  gleichen  Grundsätzen  sollte  die  Verteilung  der  Kontingente  für 
den  Berg-  und  Hüttenbetrieb  durch  die  besondere  Steuerkommission  für  den 
Kammerbezirk  erfolgen,  bei  welcher  der  Steuerinspektor  als  Geschäftsleiter  und 
Referent  und  ein  politischer  Beamter  als  Vorsitzender  fungieren  sollte.  Der 
Kataster  über  den  Berg-  und  Hüttenbetrieb  sollte  gleichfalls  durch  den  Steuer- 
inspektor unter  dem  Beirate  eines  Organs  der  Bergbehörde  angelegt  und  in 
Evidenz  gehalten  werden. 
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Das  als  Extraordinaiium  auf  die  landwii-tschaftliche  Industrie ,  resp.  auf 
die  Rente  des  in  Grund  und  Boden  angelegten  Kapitals  eines  ganzen  Bezirkes 
entfallende  Steuerkontingent  sollte  nach  der  Grösse  des  durch  die  Steuei'kom- 
mission  in  billigen  Anschlag  zu  bringenden  und  dem  Kataster  einzuverleibenden 
Kapitalswertes  der  Realitäten  verteilt  werden.  Gegen  diesen  Wertanschlag  sollte 
gleichfalls  das  oben  dargestellte  Reklamationsverfahren  stattfinden  können. 

Steuerbefreiungen  sollten  bei  der  Rentensteuer  objektiv  nur  hinsichtlich 
der  Interessen  der  Obligationen  der  damaligen  Nationalbank  —  der  Vorgängerin 
der  heutigen  österreichisch-ungarischen  Bank  —  dann  in  betreff  jener  Staats- 
schuldverschreibungen eintreten ,  bei  welchen  die  Zahlung  der  Interessen  ver- 
tragsmässig  im  Auslande  zugesichert  wurde.  Ausserdem  sollte  noch  den  Mendi- 
kantenklöstern  und  jenen  geistlichen  Orden ,  welche  sich  nach  ihrer  Regel 
unentgeltlich  der  Erziehung  und  Krankenpflege  widmen,  den  Armeninstituten, 
Invalidenfonden ,  Seelsorgepriestern  und  Ortsschullehrern  die  persönliche  Be- 
freiung von  der  Rentensteuer  zugestanden  werden. 

Weiters  sollten  die  Gehalte  und  Ruhegenüsse  der  Staatsbeamten  und 
-diener,  sowie  die  Bezüge  der  Militärpersonen  von  der  Einkommensteuer  frei 
bleiben. 

Zur  besonderen  Empfehlung  dieser  Anträge  wies  das  Finanzministerium 
noch  auf  die  durchgreifende  Vereinfachung  des  Steuersystems  hin ,  welche  mit 
der  Annahme  derselben  verbunden  gewesen  wäre.  Die  Behörden  hätten  es 
nunmehr  nur  mit  einer  verhältnismässig  sehr  kleinen  Anzahl  als  Steuerpflichtige 
erscheinender  Bezirke ,  resp.  mit  einigen  wenigen  Provinzialgebieten  zu  thun. 
Da  es  nun  leichter  sei ,  die  Steuei'kraft  eines  ganzen  Bezirkes  richtig  zu  be- 
urteilen, als  die  jedes  einzelnen  Kontiibuenten ,  so  würde  die  Staatsverwaltung 
durch  die  Annahme  des  vorgeschlagenen  Steuei-prinzips  in  den  Stand  gesetzt 
werden,  weit  leichter  eine  gerechte  und  billige  Steuerverteilung  durchzuführen; 
unter  ihrem  überwachenden  Einflüsse  würde  es  möglich  sein ,  durch  die  der 
Bezirkssteuerkommission  zu  Gebote  stehenden  Lokalkenntnisse  jene  Unbillig- 
keiten zu  vermeiden,  welche  jede  auf  das  Individuum  berechnete  direkte  Staats- 
auflage notwendig  im  Gefolge  habe ;  nur  ein  solches  mit  den  Lokal-  und  Per- 
sonalverhältnissen vollkommen  vertrautes  Organ  könne  die  billige  Schonung 
des  geringeren  und  die  grössei'e  Belastung  des  grösseren  Einkommens  zur  prak- 
tischen Geltung  bringen  und  im  Interesse  des  Nationalwohlstandes  den  Eingriff' 
in  das  Kapital  durch  überspannte  Steuerforderungen  hintanhalten.  Das  be- 
antragte Steuersystem  werde  nicht  nur  eine  viel  breitere  Steuerbasis  gewähren 
und  für  erhöhte  Staatsbedürfnisse  viel  dehnbarer  sein ,  als  das  gegenwärtige, 
sondern  es  werde  auch  die  Möglichkeit  bieten,  die  im  Laufe  der  Zeit  vorkom- 
menden Schwankungen  in  den  Erwerbsverhältnissen  bei  der  Steuerbemessung 
zu  berücksichtigen;  es  würde  die  verschiedenen  Arten  des  Einkommens  und  der 
Kapitalsanlage  gleichmässiger  und  sicherer  treffen  und  danach  den  Staatsbe- 
hörden eine  viel  bessere  Stellung  anweisen ,  indem  diese ,  statt  selbst  in  die 
Privatverhältnisse  belästigend  einzugreifen,  vielmehr  in  die  Lage  kommen 
werden,  einzelnen ,  die  sich  verletzt  fühlen ,  den  gerechten  Schutz  angedeihen 
zu  lassen. 

Die  Finanzverwaltung  vermöge  bei  der  beantragten  Art  der  Steuerver- 
anlagung den  Ertrag  derselben  schon  im  Beginne  der  Steuerperiode  mit  voller 
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Sicherheit  zu  überblicken;  auch  die  Kosten  der  Steuerverwaltung  würden  durch 
dieselbe  eine  wesentliche  Verminderung  erfahren ;  auch  würde  die  Vereinfachung 
der  Steuerverwaltung  es  möglich  machen,  der  bisher  grösstenteils  vernach- 
lässigten Evidenzhaltung  des  Katasters  die  notwendige  Aufmerksamkeit  zu 
widmen  und  die  entbehrlich  werdenden  Steuerbeamten  im  Katastralgeschäfte 
zu  verwenden.  Auch  würde  die  Durchführung  dieser  Einrichtung  zur  Samm- 
lung umfassender  statistischer  Daten  Veranlassung  bieten ,  welche  auch  für 
andere  Zwecke  der  Verwaltung  von  Nutzen  sein  würden. 

Da  sonach  die  Zweckmässigkeit  der  gemachten  Vorschläge  nicht  in 
Zweifel  gezogen  werden  könne ,  so  bleibe  nunmehr  die  Frage  übrig ,  ob  das 
denselben  zu  Grunde  liegende  Prinzip  auch  praktisch  durchführbar  sei,  ob  sich 
das  Kontingent  jedes  einzelnen  Bezirkes  und  sohin  eines  jeden  Kronlandes  mit 
Sicherheit  bestimmen  lasse ,  und  unter  welchen  Modalitäten  die  individuelle 
ümlegung  des  veranschlagten  Kontingents  mit  dem  Schutze  jedes  einzelnen 
vor  Willkür  und  mit  der  Aufrechthaltung  des  Grundsatzes  der  Gleichheit  der 
Besteuerung  aller  Staatsbürger  ins  Werk  gesetzt  werden  könne.  Das  Finanz- 
ministerium sprach  nun  die  Ansicht  aus,  dass  diese  Frage  schon  durch  die  Dar- 
stellung des  bei  der  Umlegung  der  Steuer  zu  beobachtenden  Verfahrens  ge- 
nügend beantwortet  sei  und  diese  allein  schon  hinreiche,  um  seinen  Vorschlägen 
die  Billigung  von  Seiten  des  Ministeriums  des  Innern  zu  verschaffen. 

Die  hier  dargestellten  Grundsätze  wurden  nachträglich  in  einem  Ge- 
setzentwurfe zusammengefasst ,  aus  welchem  noch  folgendes  hervorgehoben 
werden  soll. 

Als  allgemeiner  Grundsatz  wurde  darin  aufgestellt,  dass  „alles  Einkommen, 
das  aus  Einnahmsquellen  in  den  k.  k.  Staaten  hervorgeht,  sowie  alles  Ein- 
kommen überhaupt,  welches  von  österreichischen  Staatsangehörigen  bezogen 
wird",  der  „Einkommensteuer"  unterliege.  Als  Teile  dieser  „Einkommensteuer" 
wurden  bezeichnet:  die  Grund-  und  Gebäudesteuer,  die  Rentensteuer  und  die 
Gewerbs-  und  Arbeitssteuer.  In  betreff  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  wurde 
auf  die  diesbezüglich  bestehenden  besonderen  Gesetze  hingewiesen.  Als  Objekte 
der  Rentensteuer  wurden  bezeichnet:  „Die  Zinsen  von  Darlehen  oder  anderen 
Forderungen ,  sowie  überhaupt  alles  Einkommen  in  Geld  oder  Naturalien, 
welches  zunächst  durch  Arbeit  von  seiten  des  Bezugsberechtigten  nicht  be- 
dingt ist,  und  zwar  ohne  Unterschied  des  Bezugstitels,  der  Dauer  und  der  Be- 
nennung der  Rente."  Dagegen  wurde  als  Objekt  der  Gewerbe-  und  Arbeits- 
steuer bezeichnet  „alles  Einkommen  in  Geld  oder  Naturalien,  welches  durch 
Anwendung  körperlicher  oder  geistiger  Kräfte  allein  oder  im  Vereine  mit 
Kapital  erzielt  wird". 

Weiter  ist  hervorzuheben  der  §  8  des  Gesetzentwurfes,  welcher  lautete: 
„Die  Einkommensteuer  von  den  Interessen  der  Staats-  und  öffentlichen  Fonds- 
obligationen, sowie  überhaupt  von  den  Renten,  welche  aus  Staats-  oder  öffent- 
lichen Fondskassen  bezogen  werden,  ist  von  den  Staats-,  Kredits-  und  von  allen 
öffentlichen  Fondskassen  jedesmal  bei  der  Auszahlung  der  Interessen  und  Renten 
vom  auszuzahlenden  Betrage  ...  in  Abzug  zu  bringen." 

Die  §§  9  und  10  befassten  sich  mit  den  Renten  aus  Gesellschaftsunter- 
nehmungen (dort  „Konkretairenten"  genannt).  Es  hiess  daselbst:  „Auf  Grund- 
lage besonderer  Nachweisungen  unterliegen  der  Rentensteuer : 
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a)  Das  Reineinkommen  von  Aktiengesellschaften  und  anderen  auf  Gewinn 
berechneten  und  auf  Kapitalsassociation  beruhenden  Unternehmungen  und 
Anstalten ; 

b)  die  Zinsen  und  Nutzungen  von  Obligationen,  welche  von  den  sub  a) 
angeführten  steuerpflichtigen  Unternehmungen  und  Anstalten  über  von  ihnen 
aufgenommene  Darlehen  ausgestellt  werden. 

Die  Geschäftsleitungen  der  eben  bezeichneten  Unternehmungen,  Vereine 
und  Anstalten  sind  verpflichtet,  jährlich  14  Tage  nach  dem  Abschlüsse  ihres 
Rechnungsjahres  das  gesamte  Einkommen  der  Gesellschaft  oder  Anstalt  im  ab- 
gelaufenen Jahre,  sowie  den  Jahi-esbetrag  der  Zinsen  von  aufgenommenen  Dar- 
lehen nachzuweisen.  Ebenso  sind  die  Handelshäuser  und  Bevollmächtigten, 
welche  die  Gewinnstzahlungen  von  Losen  und  Partialen  der  Privatanlehen  be- 
sorgen, verbunden,  14  Tage  nach  der  stattgehabten  Verlosung  über  die  infolge 
derselben  auszuzahlenden  Gewinnste  die  Nachweisung  zu  liefern. 

Für  die  Wahrheit  und  Vollständigkeit  der  Nachweisungen  haften  die 
zur  Nachweisung  Verpflichteten,  sowie  das  Vermögen  der  Gesellschaft  oder 
Unternehmung. " 

In  betreff  der  übrigen  rentensteuerpflichtigen  Bezüge  sollte  angeordnet 
werden,  dass  dieselben  von  den  Bezugsberechtigten  einzubekennen  seien. 

Aus  den  Bestimmungen  in  betreff  der  Gewerbe-  und  Arbeitssteuer  ver- 
dient hervorgehoben  zu  werden  zunächst  der  §  19  des  Gesetzentwurfes,  welcher 
lautete :  „Der  steuerpflichtige  Geschäftsunternehmer  ist  verbunden,  zum  Behufe 
der  individuellen  Steuerbemessung  die  erforderlichen  Daten  und  Behelfe  über 
den  Umfang  und  die  Art  seines  Geschäftsbeti'iebes  in  der  verlangten  Form  .  .  . 
wahrheitsgetreu  zu  liefern."  Ebenso  ist  erwähnenswert  der  §20:  „Jeder  Dienst- 
und Arbeitsgeber  ist  verpflichtet,  die  mit  ihm  in  einem  Dienstverbande  stehenden 
Personen ,  .'owie  seine  Taglöhner ,  Arbeiter  und  Pensionisten  nachzuweisen  und 
die  zur  Bemessung  der  Steuer  für  deren  Dienst-  und  Lohnbezüge  oder  Ruhe- 
genüsse erforderlichen  Daten  ...  in  der  vorgezeichneten  Form  anzugeben." 
Weiters  §  23 :  „Die  Steuer,  welche  auf  Dienst-  und  Lohnbezüge  entfällt,  ist  vom 
Dienst-  und  Arbeitgeber  zu  entrichten,  welcher  berechtigt  ist,  den  bezahlten 
Steuerbetrag  von  den  Genüssen  der  Bediensteten ,  Arbeiter  oder  Pensionisten 
verhältnismässig  in  Abzug  zu  bringen." 

Von  den  in  Aussicht  genommenen  Befreiungen  wären  zu  erwähnen : 
die  beabsichtigte  Befreiung  der  Bezüge,  welche  österreichischen  Staatsange- 
hörigen aus  dem  Auslande  zukommen,  insoweit  als  dieselben  erweislich  schon 
dort  der  direkten  Besteuerung  unterworfen  worden  sind;  die  Befi-eiung  der 
Angehörigen  der  Staatsbeamten  und  Militäi-personen,  dann  der  Dienerschaft  bei 
den  öffentlichen  Behörden  und  Aemtern ,  sowie  der  Familienangehörigen  der- 
selben von  der  Besteuerung  der  Pensionen  und  Ruhegenüsse ;  die  Befreiung  der 
Geistlichen ,  Benefiziaten  und  Hilfspriester  in  der  Seelsorge ,  sowie  der  Orts- 
schullehrer von  der  Besteuerung  ihx*er  Dienstbezüge. 

Erwähnung  verdient  weiters  der  §  30:  „Jedermann  ist  vei-pflichtet,  die 
ihm  von  der  Steuerbehörde  abverlangten  Auskünfte  und  Nachweisungen  münd- 
lich oder  schriftlich  gewissenhaft  zu  liefern  und,  wenn  es  gefordert  wird,  auch 
persönlich  bei  der  Behörde  zu  erscheinen.  Insofern  es  sich  um  Angaben  und 
Behelfe  über  die  Verhältnisse  eines  anderen  Steuerpflichtigen  handelt,   ist  sich 
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nach  den  Vorschriften  über  die  Erteilung  der  Zeugenschaft  in  öffentlichen  An- 
gelegenheiten zu  benehmen."  Diese  Anordnung  erhielt  durch  entsprechende 
Strafbestimnaungen,  welche  der  Gesetzentwurf  weiterhin  enthielt,  erst  ihre  volle 
Bedeutung. 

Dass  die  eben  geschilderten  Vorschläge  des  Finanzministeriums  viele 
wesentliche  Abweichungen  von  den  ursprünglichen  Vorschlägen  Wilds chgos 
enthielten,  wurde  schon  oben  erwähnt.  Allerdings  nicht  hinsichtlich  der  Gnind- 
steuer.  Dagegen  bestanden  schon  in  betreff  der  Haussteuer  Divergenzen  zwischen 
den  Anträgen  Wildschgos  und  den  schliesslich  vom  Finanzminister  accep- 
tierten  Vorschlägen.  Der  erstere  hatte  nämlich ,  was  zunächst  die  nach  dem 
fatierten  Hauszinsertrage  einzuhebende  Haussteuer  betrifft,  vorgeschlagen,  dass 
die  Unterwerfung  einer  Ortschaft  unter  diese  Besteuerungsart  schon  dann  ein- 
eintreten sollte ,  wenn  ein  Drittel  aller  in  derselben  befindlichen  Häuser  ver- 
mietet wäre.  Als  von  der  Steuerbasis  abzurechnende  Erhaltungskosten  hatte 
Wildschgo  das  Ausmass  von  15  Prozent  —  welches  übrigens  nach  seinen 
Vorschlägen  überall  gleichmässig  zur  Anwendung  kommen  sollte  —  in  Vor- 
schlag gebracht.  Auch  für  die  Feststellung  der  Höhe  der  Hausklassensteuer 
wollte  Wildschgo  nur  einen  löprozentigen  Abzug  für  Erhaltungskosten  zu- 
gestehen. 

In  betreff  der  Rentensteuer  stimmten  die  Beschlüsse  des  Finanzministers 
mit  den  Vorschlägen  Wildschgos  wieder  überein.  Hervorzuheben  wäre  nur, 
das  Wildschgo  zur  Motivierung  des  Antrages  auf  künftigen  Wegfall  der 
Befreiung  der  Renten  unter  300  fl.  vorbrachte ,  dass  es  eine  Unbilligkeit  sei, 
den  Wohlhabenden  zuzumuten,  die  Steuer  allein  zu  tragen,  während  die  Minder- 
bemittelten die  mit  den  Steuern  erkauften  Vorteile  vielleicht  in  höherem  Masse 
gemessen ,  wie  jene ;  es  falle  übrigens  niemanden  ein ,  einen  Bauer  mit  einem 
Einkommen  unter  300  fl.  von  der  Grundsteuer  zu  befreien. 

Am  grössten  waren  die  Differenzen  zwischen  den  Vorschlägen  Wildschgos 
und  den  Beschlüssen  des  Finanzministers  in  den  die  Besteuerung  der  Gewerbe 
und  des  Handels  betreffenden  Teilen  des  Reformplanes. 

Bei  der  Industrie-  und  Arbeitssteuer  —  wie  Wildschgo  diesen  Teil 
der  direkten  Steuern  zu  nennen  vorschlug  —  unterschied  dex'selbe  zwischen 
dem  Einkommen ,  welches  ein  Erträgnis  von  Arbeit  und  Kapital  sei ,  und  dem 
Einkommen,  ,bei  welchem  die  Arbeit  in  Anwendung  intellektueller  oder  körper- 
licher Kräfte  vorwaltend  ohne  Kapitalsmitwirkung  als  der  Urspnang  und  die  Quelle 
des  Einkommens  anzusehen  ist".  In  die  erstere  Kategorie  wurden  Handel  und 
Industrie  gereiht.  Diese  sollten  der  sog.  eigentlichen  Gewerbesteuer  unterliegen, 
aber  nur  wenn  sie  selbständig  beti*ieben  werden  und  die  Untwnehmung  ausser- 
dem nicht  auf  der  Grundlage  der  Kapitalsassociation  beruht;  die  Aktiengesell- 
schaften sollten  der  Rentensteuer  unterliegen ,  von  der  Gewerbesteuer  jedoch 
frei  bleiben,   weil  dasselbe  Einkommen  nicht  zweimal  besteuert  werden  könne. 

Die  Besteuerung  des  nicht  unter  die  Gewerbesteuer  fallenden  Arbeits- 
ertrages —  die  Arbeitssteuer  —  sollte  in  eine  Sold-  und  Lohnsteuer  zerfallen. 
Die  Soldsteuer  sollte  das  Entgelt  für  Leistungen  höherer  Kategoi-ie,  für  die 
mehr  intellektuelle  Thätigkeit,  also  das  Einkommen  aller  öffentlichen  und  pri- 
vaten Beamten ,  der  Aerzte ,  Advokaten ,  Künstler ,  Schriftsteller  u.  dergl.  um- 
fassen, während  lohnsteuerpflichtig  alle  für  Taglohn  arbeitenden  Personen,  als : 
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Fabriksarbeiter,  Handlungsdiener.  Handwerksgesellen,  Dienstboten  aller  Art  vom 
vollendeten  16.  bis  zum  vollstreckten  65.  Lebensjahre,  endlich  alle  Bauern  sein 
sollten.  Letzteres  wurde  damit  motiviert,  dass  der  Bauer  einerseits  Grund-  und 
Hauseigentümer,  anderseits  aber  auch  Arbeiter  sei;  in  seiner  ersteren  Eigen- 
schaft zahle  er  die  die  Grund-  und  Hausrente  treffende  Grund-  und  Gebäude- 
steuer ,  in  seiner  letzteren  erwerbe  er  den  Arbeitslohn ,  welcher  bei  Erhebung 
des  Bodenertrages  vom  Bruttoertrage  als  Regie  abgezogen  werde  und  dem- 
gemäss  sepaxat  zu  besteuern  sei .  ohne  dass  von  einer  Doppelbesteuerung  ge- 
sprochen werden  könne. 

In  betreff  der  Bemessung  der  Lohnsteuer  beruhten  die  Wildschgo sehen 
Vorschläge  in  ihren  Grundzügen  auf  den  schon  von  Neydisser  gemachten.  Auch 
bei  Wildschgo  fand  sich  nämlich  der  Gedanke  ausgesprochen,  dass  das  steuer- 
bare Einkommen  zu  berechnen  sei,  indem  man  von  der  zu  ermittelnden  Höhe 
des  Taglohns  ausgehe.  Man  solle  300  Tage  des  Jahres  als  Arbeitstage  zählen, 
den  Arbeitslohn  mit  dem  Zweifachen  des  im  bestehenden  Grundsteuerkataster 
in  Rechnung  gezogenen  Taglohnes  annehmen,  die  Hälfte  der  Arbeitstage  eines 
Jahres  für  Arbeitslosigkeit  abrechnen  und  2V2  Prozent  als  Steuer  erheben. 
Hiernach  würde  beispielsweise  bei  Zugrundelegung  eines  Katastralarbeitspreises 
per  15  kr.  das  steuerbare  Jahreseinkommen  eines  Arbeiters  75  fl.  und  die  Steuer 
hiervon  1  fl.  52  kr.  betragen.  Die  Entrichtung  der  Lohnsteuer  wollte  auch 
Wildschgo  gegen  Einräumung  des  an  den  Arbeitern  zu  nehmenden  Regresses 
den  Dienstgebern  übertragen. 

In  betreff  der  Bemessung  der  Soldsteuer  der  Beamten  aller  Art  bestand  keine 
wesentliche  Differenz  zwischen  den  Anträgen  Wildschgos  und  den  schliesslich 
vom  Finanzminister  adoptierten  Ideen.  Dagegen  wäre  in  betreff  der  Besteuerung 
des  Einkommens  der  Aerzte,  Advokaten,  Litteraten  u.  s.  w.  zu  bemerken,  dass 
das  Einkommen  derselben  mit  Hilfe  von  Fassionen  ermittelt  und  dann  nach 
den  für  die  Soldsteuer  festgestellten  Normen  besteuert  werden  sollte. 

Was  endlich  die  Gewerbesteuer  betrifft,  so  sollten  bei  derselben  Fassionen 
nur  dort  Platz  greifen,  wo  sie  unentbehrlich  waren.  Den  Gegenstand  dei-selben 
sollten  hiernach  nicht  Nachweisungen  der  Einnahmen  und  Ausgaben,  welche  den 
Industriellen  und  Handeltreibenden  wegen  des  damit  verbundenen  Eindringens 
in  die  Privatverhältnisse  so  zuwider  seien  und  deshalb  nicht  auferlegt  werden 
sollten,  sondern  nur  die  Angabe  der  Betriebsfonds  bilden.  Dieser  sei  in  jedem 
Geschäfte  der  wichtigste  Ertragsfaktor  und  auf  die  wahrheitsgetreue  Angabe 
desselben  sollte  mit  Hilfe  scharfer  Strafen  gedrungen  werden ;  wenn  Grund  vor- 
handen sei,  die  Wahrheit  der  diesbezüglichen  Angabe  eines  Steuerpflichtigen 
zu  bezweifeln,  so  sollte  selbst  die  Untersuchung  der  Geschäftsbücher  stattfinden. 
Der  Betriebsfond  sollte  nicht  allein  die  im  Geschäfte  vorhandenen  Geldbeträge, 
.sondern  auch  die  Werte  aller  Materialien-  und  Effektenvorräte,  die  Requisiten, 
Maschinen  und  sonstigen  Utensilien  und  Werksvorrichtungen,  dann  die  Baulich- 
keiten umfassen.  Als  Jahreseinkommen  sollten  8  Prozent  des  Betriebsfonds  an- 
genommen werden  und  die  Gewerbesteuer  5  Prozent  von  diesem  Einkommen 
betragen.  Von  Geschäften  ohne  eigentlichen  Betriebsfond  sollte  das  dreifache 
der  Lohnsteuer  bezahlt  werden. 

Diese  neuen  Elaboi'ate  wiesen  gegenüber  den  früheren,  was  die  formelle 
Seite  der  den  gemachten  Vorschlägen  zu  Grunde  gelegten  Ausführungen  betrifft, 
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erhebliche  Fortschritte  auf.  Weit  entfernt  von  der  naiven  Unbehilflichkeit, 
welche  Schöbl  und  Neydisser  bewiesen,  sobald  sie  sich  auf  das  Gebiet  theoreti- 
scher Argumentationen  hinauswagten,  zeigten  die  neuen  Elaborate  vielmehiv 
dass  solche  ihren  Autoren  nicht  fremd  waren.  Wenn  auch  in  diesen  Entwürfen, 
wie  in  den  früheren,  vielfach  an  das  Bestehende  angeknüpft  wurde  —  hin- 
sichtlich der  Gebäudesteuer  thaten  Wildschgo  und  die  Mitglieder  der  sein 
Elaborat  beratenden  Kommission  dies  ja  sogar  in  höherem  Grade,  als  es  durch 
Salzgeber  geschehen  war  —  so  geht  doch  durch  dieselben  ein  gewisser  Hauch 
selbständigen  und  unabhängigen  Denkens,  welcher  zeigt,  dass  das  Anknüpfen 
an  das  Bestehende  nicht  in  der  Unfähigkeit  zur  Emanzipation  hiervon  und  in 
der  Beschränktheit  des  geistigen  Horizonts,  sondern  in  dem  bewussten  Streben, 
die  geplante  Steuerreform  durch  Vermeidung  eines  allzu  grossen  Sprunges  ins 
Unbekannte  hinein  und  allzu  jäher  Uebergänge  nicht  von  vornherein  zur  Aus- 
sichtslosigkeit zu  verurteilen,  ihren  Grund  hatte.  Die  Vermeidung  solcher  jähen 
Uebergänge  ist  namentlich  bei  den  Immobiliarsteuern  notwendig  und  besonders 
überall  dort  am  Platze,  wo  ein  schon  von  Alters  her  bestehendes  und  infolge 
dessen  bereits  eingelebtes  System  derselben  vorhanden  ist  und  zwar  insbesondere 
dann,  wenn  dieses  System  auf  halbwegs  gesunden  Grundsätzen  beruht,  so  dass 
es  von  vornherein  als  zweifelhaft  erscheint,  ob  die  Ersetzung  desselben  durch 
ein  besseres  gerade  leicht  möglich  ist.  Alle  diese  bei  Inangriffnahme  der  Reform 
der  bestehenden  Einrichtungen  zur  Vorsicht  mahnenden  Momente  wai'en  aber  • — 
und  sind  noch  —  bei  den  österreichischen  Immobiliarsteuern  von  jeher  vor- 
handen; dies  gilt  selbst,  wenn  auch  in  geringerem  Grade,  hinsichtlich  derjenigen 
unter  diesen,  deren  Einrichtung  die  grössten  Schwächen  aufweist,  hinsichtlich 
der  Hausklassensteuer  nämlich.  Daher  war  es  ganz  angemessen  und  leicht  zu 
begründen,  wenn  an  die  Reform  der  Immobiliarsteuern  nur  mit  grosser  Vorsicht 
herangegangen  wurde  und  einschneidende  Aenderungen  an  den  diesbezüglich 
bestehenden  Einrichtungen  übei'haupt  nur  in  betreff'  der  Hausklassensteuer  in 
Vorschlag  gebracht  wurden. 

Bei  den  Personal- und  Mobiliarsteuem  sind  auch  radikalere  Veränderungen 
an  sich  weniger  bedenklich;  sie  können  auch  bei  einer  Reform  der  diesbezüglich 
in  Oesterreich  geltenden  gesetzlichen  Vorschriften  um  so  weniger  vermieden 
werden,  als  gerade  die  Mangelhaftigkeit  dieses  Teiles  der  österreichischen  Steuer- 
gesetzgebung allgemein  besonders  lebhaft  empfunden  wird.  Wildschgo  und 
seine  Mitarbeiter  erkannten  daher  ihre  Aufgabe  ganz  gut,  wenn  sie  in  diesem 
Teile  des  Reformplanes  viel  radikaler  zu  Werk  gingen  und  in  viel  geringerem 
Masse  an  das  Bestehende  anknüpften,  als  in  dem  auf  die  Immobiliarsteuern 
bezüglichen  der  Fall  war.  Dass  in  diesem  Teile  des  Reformplanes  das  absolut 
Richtige  getroffen  worden  sei,  kann  wohl  nicht  schlechthin  behauptet  werden; 
es  kann  vielmehr  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  mancherlei  wohl  begründete 
Ausstellungen  gemacht  werden  können.  Die  geplante  Beseitigung  jedes  steuer- 
freien Existenzminimums,  die  Heranziehung  auch  der  geringsten  Lohnarbeiter 
zur  Steuerpflicht  und  manche  andere  Punkte  des  Reformplanes  geben  zu  schweren 
Bedenken  Anlass.  Aber  gibt  es  denn  überhaupt  eine  Besteuerungsweise,  bei 
der  dies  nicht  der  Fall  ist?  Aus  der  Möglichkeit  der  Auffindung  von  Bedenken 
allein  kann  man  die  Verwerflichkeit  des  hier  in  Rede  stehenden  Reformprojektes 
so  wenig,  wie  diejenige  irgend  eines  anderen  folgern.  Bei  der  Beurteilung  eines 
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solchen  darf  man  nur  fragen,  ob  es  gegenüber  dem  Bestehenden  wirklich  eine 
Verbesserung  bedeutet  und  wenn  ja,  ob  diese  wirklich  das  Maximum  dessen 
repräsentiert,  was  unter  den  obwaltenden  Verhältnissen  zu  erreichen  ist.  Die 
erstere  Frage  wird  man,  wenn  man  die  in  Rede  stehenden  Vorschläge  unbe- 
fangen prüft,  wohl  unbedenklich  bejahen  dürfen.  Die  Bejahung  der  zweiten 
Frage  dagegen  ist  wohl  nicht  möglich.  Schon  die  beiden  oben  speziell  hervor- 
gehobenen Bedenken  sind  derartig  schwer,  dass  sie  es  unmöglich  machen,  die 
Reformvorschläge  Wildschgos  und  seiner  Genossen  als  die  bestmöglichen  er- 
scheinen zu  lassen.  Diese  Männer  standen  in  zu  hohem  Masse  unter  dem  Ein- 
flüsse des  Bestrebens,  die  Personalsteuern  nicht  bloss  zu  reformieren,  d.  h.  die 
Einrichtung  derselben  zu  verbessern,  sondern  auch  zugleich  einträglicher  als 
bisher  zu  machen.  In  diesem,  an  sich  durch  die  Bedürfnisse  des  Staates  aller- 
dings vollkommen  gerechtfertigten  Streben  wurde  eben  etwas  zu  weit  gegangen, 
wenn  Einrichtungen  voi'geschlagen  wurden,  die  einen  der  Hauptfehler,  an  welchen 
■ —  in  Oesterreich,  wie  in  den  meisten  anderen  Staaten  —  nicht  nur  die  direkte, 
sondern  die  gesamte  Besteuerung  der  Bürger  krankt  —  die  Ueberlastung  der 
ärmeren  Bevölkerungsschichten  gegenüber  unverhältnismässiger  Minderbelastung 
der  reichen  und  reichsten  nämlich  —  statt  zu  verringern,  noch  verschäi'ft  hätten. 
Ein  Reformplan,  der  sich  von  diesem  Fehler  nicht  frei  zu  halten  weiss,  muss 
a  priori  als  in  seiner  ganzen  Anlage  als  missglückt  bezeichnet  werden. 

Die  Zuschriften  des  Finanzministeriums  an  das  Ministerium  des  Innern, 
welche  die  eben  besprochenen  Refonnvorschläge  enthielten,  veranlassten  ein- 
gehende, grösstenteils  mündlich  geführte  Verhandlungen  über  dieselben  zwischen 
den  beiden  Ministerien,  an  denen  Wildschgo  aber  nicht  mehr  teilnahm,  bei 
welchen  vielmehr  der  damalige  Sektionschef  Kalchberg  und  unter  ihm  der 
damalige  Oberfinanzrat  D istler  als  Wortführer  des  Finanzministeriums  fungier- 
ten. Das  Resultat  derselben  bestand  darin,  dass  die  Grundsätze,  welche  hierbei 
zur  Annahme  gelangt  waren,  in  einem  einzigen  Gesetz  entwürfe  zusainmengefasst 
wurden,  welcher  eine  Vereinigung  der  beiden  soeben  besprochenen  Gesetzentwürfe 
bildete,  sich  also  als  ein  die  ganze  direkte  Besteuerung  gemeinschaftlich  regeln- 
des Gesetz  darstellte.  Auch  dieser  Gesetzentwurf  rührte  von  Kalchberg  und 
D istler  her.  Die  Bestimmungen  desselben  wichen  in  mancher  Beziehung  von 
den  ursprünglichen  Vorschlägen  des  Finanzministeriums  ab;  mit  diesen  Ab- 
weichungen allein  wollen  wir  uns  im  folgenden  beschäftigen,  indem  wir  bezüg- 
lich des  unverändert  Gebliebenen  auf  das  oben  Gesagte  verweisen. 

Dieser  Gesetzentwurf  teilte  die  sämtlichen  direkten  Steuern  in  drei  Kate- 
gorien ein:  Realsteuern,  Rentensteuer  und  Gewerbs-  und  Arbeitssteuer.  Bei  den 
Realsteuern  wurden  drei  Unterabteilungen  gebildet:  Grundsteuer,  Gebäudesteuer 
und  Einkommensteuer  vom  Realbesitze. 

Eine  der  Hauptdifferenzen  zwischen  dem  neuen  Gesetzentwurfe  und  seinem 
unmittelbaren  Vorgänger  bestand  darin,  dass  jener  das  Prinzip  der  Kontingen- 
tierung auch  auf  die  Realsteuern  in  Anwendung  bringen  wollte.  Kr  beab- 
sichtigte in  dieser  Beziehung  die  folgenden  Anordnungen. 

Die  Grundsteuer  sollte  auch  in  Hinkunft  auf  Grund  des  nach  den  Be- 
stimmungen des  kaiserlichen  Patentes  vom  28.  Dezember  1817  hergestellten 
Katasters,  resp.  nach  dem  in  diesen  aufgenommenen  Reinertrag  umgelegt  werden. 
In  betreff"  der  Durchführung  dieser  Umlegung  bemerkte  der  Gesetzentwurf  abe 
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(§  4):  r^er  Katastralreinertrag  jeder  Gemeinde  wird  nach  dem  in  derselben 
angewendeten  Katastralpreise  auf  Korn  zurückgeführt,  aus  diesem  in  Kom  aus- 
gedockten Reinertrage  die  Steuerschuldigkeit  der  Gemeinden  berechnet  und 
diese  Naturalschuldigkeit  mit  dem  durch  die  Steuerausschreibung  festgesetzten 
Reluitionspreise  zu  Geld  veranschlagt.  Die  auf  diesem  Wege  ermittelte  Steuer- 
schuldigkeit der  Gemeinden  wird  unter  den  Steuei-pflichtigen  nach  dem  Ver- 
hältnisse des  Reinertrages  verteilt,  mit  welchem  jedes  Besitztum  im  Grundsteuer- 
kataster erscheint."  Die  Höhe  der  Steuerschuldigkeit  einer  jeden  Gemeinde 
sollte  durch  einen  Prozentsatz  des  auf  die  oben  dargestellte  Weise  ermittelten 
Reinertrages  aller  in  derselben  befindlichen  Grundstücke  ausgedrückt  werden. 

Die  Umlegung  der  Gebäudesteuer  sollte  auf  Grund  des  Kapitalswertes  der 
Gebäude  in  der  Art  stattfinden,  dass  ein  Tarif  festgestellt  werden  sollte,  in 
welchem  alle  Gemeinden  nach  dem  von  ihren  Einwohnern  pro  Kopf  durch- 
schnittlich zu  entrichtenden  Gebäudesteuerbetrage  —  derselbe  wurde  „Mittel- 
satz"  genannt  —  einzureihen  waren;  das  Produkt  dieses  Steuermittelsatzes  und 
der  Einwohnerzahl  einer  jeden  Gemeinde  sollte  die  gesamte  Gebäudesteuer- 
schuldigkeit der  ganzen  Einwohnerschaft  einer  solchen  Gemeinde  bilden  und 
die  Verteilung  dieser  Gesamtschuldigkeit  auf  die  einzelnen  Gebäude  nach  dem 
Verhältnisse  des  Kapitalswertes  derselben  erfolgen. 

In  betreff  der  „Einkommensteuer  vom  Realbesitze "  besagte  der  §  7  des 
Gesetzentwurfes:  „Die  Einkommensteuer  vom  Realbesitze  besteht  in  einem  be- 
stimmten Anteile  vom  Kapitalswerte  der  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  unter- 
liegenden Realitäten,  lieber  die  Art  der  Erhebung  und  Evidenzhaltung  des 
Wertes  der  Realitäten  wird  eine  besondere  Instruktion  erlassen  werden." 

Der  Prozentsatz  der  Grundsteuer  und  der  Einkommensteuer  vom  Real- 
besitze, sowie  die  Mittelsätze  der  Gebäudesteuer  und  die  bei  der  Grundsteuer 
in  Anwendung  kommenden  Reluitionspreise  sollten  im  Wege  der  Steueraus- 
schreibung, welche  in  der  Regel  für  eine  fünfjährige  Steuerperiode  erfolgen 
sollte,  stattfinden. 

In  betreff  der  Rentensteuer  wurden  im  wesentlichen  die  in  den  früheren 
Gesetzentwürfen  aufgestellen  Grundsätze  beibehalten.  Zu  bemerken  wäre  nur, 
dass  auch  der  neue  Gesetzentwurf  das  Prinzip,  dass  die  bücherlich  versicherten 
Renten,  sowie  die  in  Geschäftsunternehmungen  angelegten  Kapitalien  einen  Teil 
des  Grund-  und  Hausnutzens  oder  des  industriellen  Einkommens  bilden  und  mit 
diesem  unter  Vorbehalt  des  entsprechenden  Abzugsrechtes  für  den  Zahlungs- 
pflichtigen zu  versteuern  seien,  beibehalten  sollte.  Die  Befreiung  eines  Teiles 
der  Rentner  wegen  zu  geringen  Einkommens  sollte  beseitigt  (resp.  durch  die 
Befreiung  der  aus  den  öffentlichen  Armeninstituten  unterstützten  Personen  von 
der  Steuer  ei-setzt)  werden;  überhaupt  wurde,  abgesehen  von  noch  einigen 
weiteren  Befreiungen  von  der  Rentensteuer  aus  Rücksicht  auf  besondere  Ver- 
hältnisse, im  Gesetzentwurfe  ausdrücklich  der  Grundsatz  der  .allgemeinen  Steuer- 
pflicht aller  Renten  in  ihrer  Gänze  ausgesprochen.  Auch  das  Ausmass  der 
Rentensteuer  sollte  in  der  zeitweiligen  Steuervorschreibung  mit  einem  bestimmten 
Prozentsatze  der  steuerpflichtigen  Renten  festgestellt  werden. 

In  betreff  der  Gewerbe-  und  Arbeitssteuer  behielt  der  neue  Gesetzentwurf 
im  wesentlichen  die  diesbezüglichen  Bestimmungen  seines  Vorgängers  in  noch 
höherem  Masse  bei,    als    dies  hinsichtlich    der  Rentensteuer  der  Fall  war.     Als 
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eine  Abweichung  des  neuen  Gesetzentwurfes  vona  früheren  wäre  zu  erwähnen, 
dass  die  Aufstellung  einer  ein  für  allemal  gültigen  Tabelle  mit  den  Steuer- 
sätzen zum  Zwecke  der  Regelung  der  Bezirksteuerkontingente  fallen  gelassen 
und  hierfür  lediglich  die  Anordnung  in  Aussicht  genommen  wurde,  dass  die 
einem  jeden  Steuerbezirke  vorgeschriebene  Steuerschuldigkeit  auf  die  Steuer- 
pflichtigen in  jeder  Gemeinde  des  Bezirkes  nach  der  Grösse  ihres  in  die  hier 
behandelte  Steuerkategorie  gehörigen  Einkommens  umgelegt  werden  solle,  wo- 
bei besondere,  durch  die  jeweilige  Steuerausschreibung  bekannt  zu  machende 
besondere  Steuersätze  in  Anwendung  zu  kommen  gehabt  hätten.  Ausserdem 
sollte  auch  jede  Gemeinde  als  für  die  wirkliche  Einzahlung  des  ihren  Ange- 
hörigen vorgeschriebenen  Steuerbetrages  haftbar  erklärt  werden. 

Von  den  Bestimmungen,  mit  welchen  für  einzelne  besondere  Fälle  oder  Ein- 
kommenskategorien Steuerfreiheit  gewährt  wurde,  sei  als  bemerkenswert  die  An- 
ordnung der  Steuerfreiheit  der  Dienstbezüge  aller  Militärpersonen  hervorgehoben. 

Weiters  sei  folgende  Bestimmung  erwähnt:  ^Die  bisherigen  Steuernach- 
sichten  wegen  Elementarschäden,  Zahlungsunfähigkeit,  Wohnungsieerstehungen, 
dann  alle  nicht  schon  erworbenen  zeitlichen  Steuerbefreiungen  jeder  Art  haben 
....  aufzuhören.  Es  ist  jedoch  in  jedem  Kronlande  (Verwaltungsgebiete)  ein 
besonderer  Fond  zur  Aufrechthaltung  der  Kontributionsfähigkeit  der  Steuer- 
pflichtigen unter  Beitragsleistung  von  seite  des  Aerars  zu  errichten,  vorbehält^ 
lieh  ....  der  Grundsätze  über  die  in  Zukunft  Platz  greifenden  Begünstigungen 
zur  Anregung  der  Baulust,  "j 

Irgend  eine  Steuerfreiheit  wegen  Geringfügigkeit  des  Einkommens  emes 
Steuei-pflichtigen  oder  des  Erträgnisses  eines  Steuerobjektes  enthält  dieser  Gesetz- 
entwurf nicht. 

In  betreff  des  Vorganges  bei  der  Durchführung  der  Umlegung  der  Steuern 
enthält  dieser  Gesetzentwurf  lediglich  die  folgende  Bestimmung:  „Ueber  die 
Steuerpflicht,  Steuerbefreiungen  und  Auslegung  der  Steuervorschriften  überhaupt 
entscheiden  die  landesfürstlichen  Behörden.  Für  die  übrigen  Zwecke  der  Steuer- 
verwaltung werden  eigene  Lokal-  und  Bezirkskommissionen,  erstere  in  den  Ge- 
meinden, letztere  am  Sitze  der  politischen  Bezirksbehörden,  aus  Steuerpflichtigen 
des  Bezirkes  zusammengesetzt.  Diesen  Kommissionen  (obliegt  die  Ermittlung. 
Feststellung  und  Anwendung  thatsächlicher  Verhältnisse  nach  Massgabe  des 
ihnen  eingeräumten  Wirkungskreises.  Sie  stehen  unter  der  Leitung  von  landes- 
fürstlichen, politischen  und  Finanzbeamten  des  Bezirkes."  lieber  diesen  Kom- 
missionen sollten  eigene  Kreis-  und  Landeskommissionen,  sowie  eine  im  Finanz- 
ministerium zu  bestellende  Zentralkommission  stehen. 

Auch  dieser  neue  Gesetzentwurf  wurde  vom  Ministerium  des  Innern, 
welchem  derselbe  vom  Finanzministerium  mit  einer  vom  2ö.  Mai  1857  datierten 
Zuschrift  wieder  zur  Begutachtung  übex'mittelt  worden  war,  nicht  ohne  weiteres 
als  zui'  wirklichen  Einführung  geeignet  anerkannt.  Vielmehr  bemängelte  das 
Ministerium  des  Innern  denselben  in  seiner  (vom  17.  August  1857)  datierten 
Antwort  auf  die  angeführte  Zuschrift  in  mehreren  Punkten,  indem  es  zugleich 
seine  Geneigtheit  zur  Teilnahme  an  weiteren  Verhandlungen  über  diesen  Gegen- 
stand aussprach. 

Diese  Verhandlungen,  an  welchen  A^ertreter  der  Ministerien  des  Innern, 
der  Finanzen,   des  Handels  und  der  Justiz  teilnahmen  und  in  welchen  Kalch- 
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berg  den  Vorsitz  führte,  begannen  denn  auch  thatsächlich  am  18.  Februar  1858. 
Das  Substrat  derselben  bildete  der  zuletzt  erwähnte  Gesetzentwurf,  an  welchem 
das  Finanzministerium  aber  vorher  noch  einige  Aenderungen  vorgenommen  hatte, 
die  allerdings  im  ganzen  nur  unbedeutend  und  hauptsächlich  redaktioneller 
Natur  waren.  Erwähnung  verdient  unter  diesen  Aenderungen  nur,  dass  die 
Einkommensteuer  vom  Realbesitze  in  eine  ^Ergänzungssteuer"  von  diesem  Be- 
sitze umgetauft  und  an  die  Stelle  der  Haftbarkeit  der  Gemeinden  für  die 
Einzahlung  der  den  Angehörigen  einer  solchen  vorgeschriebenen  Steuer  die 
gleiche  Haftung  der  Bezirke  gesetzt  worden  war. 

Die  mit  der  Beratung  über  diesen  Gesetzentwurf  betraute  Kommission 
hielt  .SO  Sitzungen,  ab,  deren  letzte  am  15.  Juli  1858  stattfand.  Das  Resultat 
derselben  bestand  im  Entwürfe  eines  , Gesetzes  über  die  direkte  Besten erang", 
einer  Vollzugsvorschrift  hinzu,  dann  einer  Denkschrift  zur  Begründung  der  ge- 
stellten RefoiTnanträge  und  einem  besonderen  Aufsatze  über  die  Reform  der 
Grundsteuer.  Die  Bestimmungen  dieses  neuen  Gesetzentwurfes  wichen  in  erheb- 
licher Weise  von  denjenigen,  die  in  dem,  den  Verhandlungen  der  Kommission 
zu  Grunde  gelegten  enthalten  gewesen  waren,  ab.  Wir  wollen  den  wesentlichen 
Inhalt  dieses  neuen  Gesetzentwurfes  im  folgenden  darstellen. 

Nach  demselben  sollten  künftig  drei  Arten  von  direkten  Steuern  bestehen : 
die  Realsteuer,  die  Erwerbsteuer  und  die  Rentensteuer.  Die  Ausschreibung  der 
Steuern  für  Steuerperioden  von  fünf  Jahren  sollte  beibehalten  werden.  Dagegen 
sollten  die  Realsteuern  auf  eine  ganz  andere  Basis  gestellt  werden,  als  das 
Finanzministerium  in  seinem  letzten  Gesetzentwurfe  beabsichtigt  hatte.  Der 
neue  Gesetzentwurf  enthielt  nämlich  zunächst  die  Bestimmung,  dass  in  jedem 
Verwaltungsgebiete  ein  nach  Gemeinden  abgeteilter  Realitätenkataster  zu  er- 
richten sei,  welcher  sämtliche  Liegenschaften,  Grundstücke  und  Gebäude  — 
mit  Ausnahme  der  zum  Bergregal  gehörenden  Minerallagerstätten  —  umfassen 
sollte.  Er  sagte  hierüber:  „Jede,  eine  besondere  Einlage  des  Realitätenkatasters 
bildende  Liegenschaft  ist  mit  dem  Preise,  um  welchen  sie  innerhalb  der  letzt- 
verflossenen fünf  Jahre  das  letztemal  hintangegeben  wurde  oder,  falls  ein  solcher 
Preis  nicht  vorliegt  oder  der  voi'liegende  mit  den  gewöhnlichen  Verkehrspreisen 
nicht  übereinstimmen  würde,  mit  jenem  Werte  in  Anschlag  zu  bringen,  welcher 
ihr  nach  Zeit,  Ort,  Widmung,  Beschaffenheit  und  allgemeiner  Verwendbarkeit 
im  gewöhnlichen  freien  Verkehre  und  im  Verhältnisse  zu  anderen  gleichartigen 
Realitäten  zuerkannt  wird.  Besteht  eine  Realität  aus  Grundstücken  und  Ge- 
bäuden, so  ist  der  Wert  der  ersteren  getrennt  von  dem  der  letzteren  auszu- 
di-ücken.  Die  Realitätenkataster  haben  die  steuerbare  Grundrente  jeder  Einlage, 
wenn  Grundstücke  sich  darin  befinden,  zu  enthalten.  Die  bisher  von  den  Grund- 
etücken  entrichtete  Grundsteuer,  ohne  den  die  bisherige  Einkommensteuer  ver- 
tretenden Zuschuss  und  der  nach  dem  Wertanschlage  der  Grundstücke  zu  vier 
vom  Hundert  entfallende  Zinsbetrag  bilden  vei-eint  die  steuerbare  Grundrente 
jeder  Einlage."  Es  bedarf  keiner  besonderen  Erörterungen,  um  die  grosse  Be- 
deutung dieser  Abweichung  des  neuen  Gesetzentwurfes  nicht  nur  von  seinem 
unmittelbaren  Vorgänger,  sondern  überhaupt  von  allen  früheren  Reformvor- 
schlägen darzulegen.  Während  bisher  für  die  Grundsteuerumlegung  der  Ertrags- 
kata^ter  stets  als  ein  noli  me  tangere  behandelt  worden  war,  vollzog  der  neue 
Gesetzentwurf  mit  einem  Sprunge   den  Uebergang   zum  Wertkataster,   welcher 
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in  Hinkunft  allein  die  eigentliche  Uralagsbasis  bilden  sollte;  dem  bisher  herrschend 
gewesenen  Prinzipe  wurde  mit  dem  Schlusssatze  der  eben  mitgeteilten  Gesetzes- 
bestimmung, nach  welcher  schliesslich  doch  wieder  zum  Zwecke  der  Grund- 
steuerumlegung  die  Rente  der  Grundstücke  ermittelt  werden  sollte,  nur  scheinbar 
eine  Konzession  gemacht;  denn  da  ja  die  Ermittlung  dieser  Rente  ganz  auf 
Grund  des  ermittelten  Realitätenwertes  erfolgen  sollte,  hatte  diese  Anordnung 
keine  andere  Bedeutung,  als  die  der  Beschaffung  eines  rechnerischen  Behelfes 
für  die  Durchführung  der  auf  Grund  jenes  Wertes  vorzunehmenden  Umlegung 
der  Grundsteuer. 

Weiters  wären  noch  folgende  hierher  gehörige  Bestimmungen  des  Gesetz- 
entwurfes anzuführen:  ,Die  Grundsteuer  wird  mittels  der  Steuerausschreibung 
für  jedes  Verwaltungsgebiet  in  einem  bestimmten  Betrage  festgesetzt.  Die 
Schuldigkeit  des  Verwaltungsgebietes  wird  auf  die  einzelnen  Gemeinden  und 
Einlagen  des  Realitätenkatasters  im  Verhältnisse  ihrer  steuerbaren  Grundrente 
untergeteilt ....  Die  Schuldigkeit  an  Gebäudesteuer  wird  mittes  der  Steuer- 
ausschreibung nach  Verwaltungsgebieten  bestimmt;  bei  Unterteilung  derselben 
ist  in  folgender  Weise  vorzugehen  :  Für  jedes  Verwaltungsgebiet  ist  mit  Rück- 
sicht auf  den  Betrag,  der  in  den  einzelnen  politischen  Gemeinden  an  Gebäude- 
steuer der  letzten  Periode  auf  den  Kopf  ihrer  Bevölkerung  entfällt,  ein  Tarif 
der  Gebäudesteuereinheiten  zu  entwerfen,  in  welchen  die  Gemeinden  des  Ver- 
waltungsgebietes, mit  Bedachtnahme  auf  ihre  bisherige  Steuereinheit,  auf  den 
Gebrauchswert  ihrer  Gebäude  und  ihr  Verhältnis  zu  anderen  Gemeinden,  ange- 
messen einzusetzen  sind.  Die  für  jede  Gemeinde  festgestellte  Gebäudesteuer- 
einheit wird  mit  der  Anzahl  ihrer  Bevölkerung  vervielfältigt  und  die  entfallen- 
den Beträge  bilden  die  Verhältniszahlen,  nach  welchen  die  Schuldigkeit  jeder 
Gemeinde  aus  der  Gesamtschuldigkeit  jedes  Verwaltungsgebietes  berechnet  wird. 
Die  Schuldigkeit  jeder  Gemeinde  wird  auf  die  in  derselben  enthaltenen  Ge- 
bäude verhältnismässig  nach  ihrem  im  Realitätenkataster  dargestellten  Werte 
umgelegt." 

, Nebst  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  ist  von  dem  im  Realitätenkataster 
enthaltenen  Wertanschlage  der  Liegenschaften,  ohne  Rücksicht  auf  die  darauf 
bücherlich  versicherten  Kapitalien  und  Lasten,  eine  Realitätenwertsteuer  in  jenem 
Anteile  (Prozente)  des  Wertanschlages  einzuheben,  welcher  durch  die  jeweilige 
Steuerausschreibung  festgesetzt  wird." 

Weiters  hiess  es  im  Gesetzentwurfe:  „Alles  der  Realsteuer  nicht  unter- 
worfene Einkommen  in  Geld  oder  Naturalien,  welches  durch  körperliche  oder 
geistige  Arbeit  allein  oder  in  Verbindung  mit  den  Kräften  der  Natur  oder  mit 
Kapital  erzielt  wird,  unterliegt  der  Erwerbsteuer,  insoweit  es  nicht  .  .  .  unter 
die  Rentensteuer  fällt.  Das  der  Erwerbsteuer  unterliegende  Einkommen  zerfällt 
in  zwei  Klassen: 

Erstens:  In  das  Einkommen,  welches  aus  selbständigen  Erwerbsunter- 
nehmungen und  Beschäftigungen  demjenigen  zufliesst,  der  sie  ausübt; 

Zweitens :  In  das  Einkommen  der  Erwerbs-  und  Arbeitsgehilfen  und  iu 
jenes,  welches  aus  einem  Dienst-  oder  Lohnverhältnisse  hervorgeht." 

In  betreff  der  Umlegung  der  Erwerbsteuer  der  ersten  Klasse  sollte  be- 
stimmt werden:  „Die  Erwerbsteuer  der  ersten  Klasse  wird  für  jedes  Verwal- 
tungsgebiet in  einem   bestimmten  Betrage   ausgeschrieben   und   zwar   abgeteilt 
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für  den  Bergbau  und  Hüttenbetrieb  und  für  alle  übrigen  Erwerbsbeschäfti- 
gungen. Die  Verteilung  der  Gesamtschuldigkeit  auf  die  einzelnen  Steuerpflich- 
tigen im  Verwaltungsgebiete  geschieht  im  Verhältnisse  ihres  reinen ,  der  Er- 
werbsteuer unterliegenden  Einkommens,  welches  im  Wege  der  Einschätzung, 
ohne  Abzug  der  Zinsen  von  den  in  den  Erwerbsbeschäftigungen  verwendeten 
fremden  Kapitalien,  festzustellen  ist." 

^Hierbei  darf  in  keinem  Falle  unter  jenen  Ansatz  herabgegangen  werden, 
welchen  der  für  jede  Steuerperiode  kundzumachende  Tarif  feststellen  wird. 
Dieser  niedrigste  Ansatz  ist  auch  auf  ruhende  Gewerbe  der  Gewerbsberechti- 
gungen, dann  auf  solche  in  Ausübung  stehende  Beschäftigungen  anzuwenden, 
die  keinen  oder  einen  geringeren  Ertrag  abwerfen." 

In  betreif  der  Ei-werbsteuer  zweiter  Klasse  wollte  der  Gesetzentwurf  ver- 
fügen :  ,Die  Erwerbsteuer  zweiter  Klasse  vom  Einkommen  aus  dem  Dienst-  und 
Lohnverhältnisse  ist  nach  einem,  nach  Mass  des  Einkommens  in  bestimmten  Be- 
trägen abgestuften  Tarife,  welcher  durch  die  Steuerausschreibung  kundgemacht 
wird,  von  den  Steuerpflichtigen  mittels  eigener  Steuerbolletten  zu  entrichten.  Jeder 
Steuerpflichtige  hat  die  BoUette  über  jenen  Steuerbetrag  zu  lösen,  welcher  auf 
.sein  Einkommen  aus  dem  Dienst-  und  Lohnverhältnisse  in  Geld  und  Naturalien 
tarifmässig  entfällt.  Die  geschehene  Steuerentrichtung  ist  während  des  lau- 
fenden Jahressteuerquartals  auf  Verlangen  der  mit  der  Beaufsichtigung  be- 
trauten Organe  mittels  der  BoUette  auszuweisen ;  jede  andere  Nachweisung  ist 
ausgeschlossen.  Dienst-  und  Arbeitgeber  haben  ihren  Dienstboten ,  Gesellen, 
Werkleuten  und  Hilfsarbeitern  die  Bolletten  abzunehmen  und  haften  beim  Ab- 
gang der  BoUette  für  die  Steuer  und  für  die  Strafe  der  unterlassenen  Ent- 
richtung. Von  den  Bezügen  der  landesfürstlichen,  ständischen,  städtischen  und 
öffentlichen  Fondsbeamten  und  Diener,  sowie  ihrer  Angehörigen  wird  der  tarif- 
mässig entfallende  Steuerbetrag  bei  der  Auszahlung  derselben  in  Abzug 
gebracht. " 

Der  hierbei  in  Aussicht  genommene  Tarif  war  ein  progressiver ;  nach 
demselben  sollte  die  Einkommensteuer  für  Einkommen  unter  200  fl.  'A  fl. ,  für 
Einkommen  von  200 — 600  fl.  ca.  V*  Prozent  betragen  und  bei  Einkommen  pr. 
9000  fl.  die  Höhe  von  nahezu  5  Prozent  erreichen;  darüber  hinaus  wurde  der 
Steuerfuss  pro  5  Prozent  in  Aussicht  genommen. 

Der  Rentensteuer  sollte  das  aus  dem  Inlande  stammende  Rentenein- 
kommen .  sowie  alles  durch  einen  Inländer  aus  dem  Auslande  bezogene  Ein- 
kommen unterworfen  werden.  „Die  Steuer  ist  mit  Prozenten  des  Einkommens 
abzunehmen,  deren  Ausmass  durch  die  Steuerausschreibung  festgesetzt  wird," 
hiess  es  weiter  im  Entwürfe. 

Bemerkenswerte  Bestimmungen  des  Entwurfes  waren  auch  die  folgenden : 
, Insbesondere  unterliegen  der  Rentensteuer  alle  anderen  .  .  .  Vereine  mit  ihrem 
gesamten  Einkommen,  ohne  Unterschied,  ob  es  aus  Liegenschaften,  Erwerbsuntei-- 
nehmungen  oder  Einnahmsquellen  hervorgeht  .  . .  Die  Realsteuer,  die  Erwerbsteuer 
aus  sonstigen,  ihrer  Natur  nach  mit  dem  Wesen  und  dem  Zwecke  des  Vereins 
nicht  im  notwendigen  Zusammenhange  stehenden  LTntemehmungen  und  die 
Rentensteuer,  welche  im  Wege  des  Abzuges  eingehoben  wird  (s.  unten),  haben 
sie  überdies  gleich  Einzelpersonen  zu  entrichten.  Die  Anteile  am  gesellschaft- 
lichen Einkommen,  welche  den  Aktionären  und  Vereinsmitgliedern  als  Aktien- 
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Zinsen,  Dividenten,    Tantiemen   oder   unter    was   immer   für   einer   Benennung^ 
zufliessen,  werden  dagegen  einer  weiteren  Besteuerung  nicht  unterzogen. 

,  Privatlotterieunternehmungen  unterliegen  der  Rentensteuer  hinsichtlich 
der  von  ihnen  auszuzahlenden  Zinsen  und  Gewinnste ;  sie  sind  berechtigt ,  die 
entrichtete  Steuer  dem  Bezugsberechtigten  in  Abzug  zu  bringen." 

Eine  weitere  Bestimmung  nonnierte  die  Beibehaltung  des  Abzugsrechtes 
der  Schuldner  hinsichtlich  der  Einkommensteuer  von  den  Zinsen  der  hypothe- 
karisch sichergestellten,  sowie  der  in  Gewerbs-  und  Handelsunternehmungen, 
bei  Vereinen  und  Erwerbsgesellschaften  angelegten  Kapitalien. 

Wieder  eine  andere  Bestimmung  wiederholte  die  schon  mehrmals  ge- 
plante Anordnung,  dass  die  Einkommensteuer  von  den  Zinsen  der  Staats-  und 
öffentlichen  Fondsobligationen  von  den  auszahlenden  Kassen  bei  der  Auszahlung 
in  Abzug  zu  bringen  sei. 

Weiters  hiess  es :  „Das  der  Rentensteuer  unterliegende  Gesamteinkommen 
der  Vereine,  dann  Zinsen  und  Gewinnste  aus  Privatlotterieunternehmungen  werden 
auf  Grundlage  besonderer,  von  denselben  jährlich  zu  liefernder  Nachweisungen 
der  Besteuerung  unterzogen." 

Schliesslich  fand  sich  auch  hier  wieder  die  Anordnung,  dass  alle  übrigen, 
der  Rentensteuer  unterliegenden  Bezüge  einzubekennen  und  auf  Grund  dieser 
Bekenntnisse  zu  besteuern  seien,  sowie  dass  die  Steuerbemessung  auf  die  Dauer 
einer  Steuerperiode  zu  geschehen  habe. 

Von  den  in  Aussicht  genommenen  Steuerbefreiungen  verdient  hervorge- 
hoben zu  werden  diejenige ,  welche  die  Dienstbezüge  der  Militärpersonen  be- 
trifft ,  dann  die  folgende :  „Der  Pächter  von  Grund  und  Boden  hat  das  Rein- 
einkommen in  dem  Falle  nicht  zu  versteuern,  wenn  es  den  für  die  Gemeinde, 
in  welcher  das  Pachtobjekt  liegt,  tarifmässig  festgesetzten  niedrigsten  Ansatz 
nicht  erreicht."  Weiters:  „Inwiefern  wegen  Urbarmachung  öder  Grundstücke, 
wegen  Neu-,  Zu-  und  Umbauten  zeitliche  Steuerbefreiungen  zu  gewähren  sind, 
bestimmen  die  hierüber  bestehenden  besonderen  Vorschriften,"  Auch  den  aus 
Einlagen  in  Sparkassen  oder  Versorgungsanstalten  hervorgehenden  Bezügen 
sollte  die  Steuerfreiheit  eingei'äumt  werden.  Die  übrigen  Befreiungen  wurden 
durch  besondere  Rücksichten  auf  staatliche ,  gemeinnützige  oder  Wohlthätig- 
keitsinteressen  veranlasst. 

Zu  erwähnen  wären  noch  die  folgenden  Bestimmungen :  „Die  Einhebung 
(sc.  der  Steuer)  in  den  Gemeinden  ist  zu  verpachten  oder,  wenn  eine  Pachtung 
nicht  zustande  kommt,  durch  den  Steuersammler  zu  vollziehen.  Für  den  Steuer- 
sammler haftet  die  betreffende  Gemeinde,  für  das  Bezirkssteueramt  die  Gesamt- 
heit aller  im  politischen  Bezirke  befindlichen  Gemeinden." 

Auch  dieser  Gesetzentwurf  enthielt  in  betreff  des  Vorganges  l)ei  der 
Durchführung  der  Steuei-veranlagung  nur  eine  Bestimmung  hinsichtlich  der  dabei 
intervenierenden  Organe.  Als  solche  wurden  für  den  ganzen  Staat,  sowie  für 
die  Verwaltungsgebiete  höherer  Ordnung  lediglich  die  beteiligten  staatlichen 
Behörden  in  Aussicht  genommen.  Dagegen  sollten  in  den  politischen  Bezirken 
Bezirks-  und  in  den  Gemeinden  Steuerlokalkommissionen  eingeführt  werden, 
"welche  unter  Leitung  der  daselbst  thätigen  Beamten  aus  den  Realitätenbesitzern 
und  Erwerbsteuerpflichtigen  erster  Klasse  zusammengesetzt  werden  sollten. 

Schliesslich    wurde    dieser  Gesetzentwurf  noch    in   der  Ministerkonferenz 
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einer  Beratung  unterzogen,  aus  welcher  er  mit  einigen,  im  ganzen  nicht  sehr 
einschneidenden  Aenderungen  hervorging.  Mit  einer  derselben  wurde  fest- 
gesetzt, dass  die  bereits  bestehende  und  noch  zu  vollendende  Katastralvermes- 
sung  die  Grundlage  des  in  Aussicht  genommenen  Wertkatasters  zu  bilden  habe. 
Als  Basis  der  Grundsteuervorschreibung  wurde  nunmehr  an  Stelle  der  steuer- 
baren Grundrente  unmittelbar  das  Steuerkapital  gesetzt;  „die  bisher  von  den 
Grundstücken  entrichtete  Grundsteuer,  ohne  den  die  bisherige  Einkommensteuer 
vertretenden  Zuschuss  im  zwanzigfachen  Betrage  zum  Kapitale  erhoben  und  der 
Wertanschlag  der  Grundstücke  bilden  vereint  das  Steuerkapital ",  hiess  es  im 
geänderten  Gesetzentwurfe. 

In  betreff  der  Einreihung  der  Gemeinden  in  den  zu  entwerfenden  Tarif 
der  Gebäudesteuereinheiten  wollte  der  geänderte  Gesetzentwurf  verfügen,  dass 
hierbei  die  bisherige  Steuereinheit  und  der  Mietwert  der  Gebäude  zur  Richt- 
schnur zu  dienen  habe. 

Die  Bestimmung  in  betreff  der  von  den  Realitäten  nebst  der  Grund-  und 
Gebäudesteuer  noch  zu  entrichtenden  Realitätenwertsteuer  wurde  beseitigt  und 
durch  folgende  ersetzt :  „  Anstatt  des  als  Einkommensteuer  bestehenden  Drittel- 
zuschlages ist  zur  Grund-  und  Gebäudesteuer,  ohne  Rücksicht  auf  die  auf  den 
Liegenschaften  bücherlich  versicherten  Kapitalien  und  Lasten  ein  Zuschlag  in 
jenem  Anteile  (Prozente)  ihres  Wertanschlages  im  Realitätenkataster  einzuheben, 
welcher  durch  die  jeweilige  Steuerausschreibung  festgesetzt,  jedoch  den  zwan- 
zigsten Teil  des  Prozentsatzes  für  die  Rentensteuer  nicht  übersteigen  wird." 

Hinsichtlich  der  Erwerbsteuer  zweiter  Klasse  enthielt  der  geänderte  Ge- 
setzentwurf die  Bestimmung,  dass  die  Besteuerung  der  Bezüge  aus  dem  Staats- 
schatze und  öffentlichen  Fonden,  sowie  der  Dienst-  und  Amtsgenüsse  der  Geist- 
lichkeit  überhaupt   durch   eine   besondere  Verordnung  werde   geregelt  werden. 

Hinsichtlich  der  Höhe  dieser  Steuerart  enthielt  der  neue  Gesetzentwurf 
die  Bemerkung,  dass  der  Tarif  nach  der  Höhe  des  Einkommens  vom  Prozent- 
satze der  Rentensteuer  anfangend  in  bestimmten  Beträgen  nach  abwärts  ab- 
gestuft sei.  Die  im  früheren  Gesetzentwurfe  enthaltene  Bestimmung  in  betreff 
des  Abzuges  der  Steuer  der  öffentlichen  Beamten  und  Diener  bei  der  Auszah- 
lung der  Bezüge  derselben  wurde  aus  dem  neuen  Entwürfe  eliminiert. 

Die  Bestimmung  in  betreff  der  Einhebung  der  Steuer  in  den  Gemeinden 
wurde  dahin  geändert,  dass  es  nunmehr  einfach  hiess,  dieselbe  habe  durch  den 
Steuersanimler  oder  im  Wege  der  Verpachtung  zu  geschehen. 

Das  Verbot  der  Bewilligung  von  Steuernachsichten  aus  dem  Titel  der 
Elementarbeschädigung  oder  der  Zahlungsunfähigkeit  imd  aus  anderen  Titeln, 
die  Anordnung  der  Bildung  von  unter  Beitragsleistung  des  Staates  zu  errich- 
tenden Fonds  zur  Bedeckung  von  Steuerausfällen  und  zur  Unterstützung  Zah- 
lungsunfähiger, sowie  die  Haftung  der  Gemeinden  für  die  JCinzahlung  der  auf 
sie  anrepartierten  Steuerbeträge  wurden  aus  den  beiden  letzten  Gesetzentwürfen 
beibehalten. 

Die  im  neuen  Gesetzentwurfe  in  Aussicht  genommene  besondere  Verord- 
nung über  die  Besteuerung  der  Bezüge  aus  dem  Staatsschatze  oder  öffentlichen 
Fonds  und  des  Dienst-  oder  Amtseinkommens  der  Geistlichkeit  überhaupt  wurde 
mit  demselben  gleichzeitig  fertig  gestellt  und  enthielt  im  wesentlichen  die 
folgenden  Bestimmungen : 
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Der  Besteuerung  nach  dieser  Verordnung  sollten  unterliegen :  die  stehenden 
Bezüge,  welche  die  im  öffentlichen  Dienste  stehenden  Personen  aus  dem  Staats- 
schatze oder  aus  öffentlichen  Fonden  beziehen ;  das  Dienst-  und  Amtseinkomraen 
der  Geistlichen  und  Seelsorger  aller  gesetzlich  anerkannten  Religionsgenossen- 
schaften, sowie  der  Klostergemeinden  und  geistlichen  Orden,  insofern  dies  Ein- 
kommen nicht  schon  durch  eine  andere  direkte  Steuer  getroffen  ist;  endlich  die 
Ruhegenüsse,  i^nadengaben ,  Unterhaltsbeiträge  und  Abfertigungen  der  hierher 
gehörigen  Personen  und  ihrer  Angehörigen. 

Befreiungen  wurden  eingeräumt :  für  die  mit  Rücksicht  auf  besondere 
Verhältnisse  oder  die  Erfordernisse  der  ämtlichen  Stellung  gewährten  besonderen 
Genüsse ,  sowie  die  zur  Besti'eitung  von  Dienstesauslagen  bestimmten  Bezüge ; 
für  die  Aktivitätsbezüge  aller  Militärpersonen ;  für  die  Ruhebezüge  und  Gnaden- 
gaben der  Militärpersonen  des  Mannschaftsstandes  und  ihrer  Angehörigen ;  für 
die  Provisionen  und  Gnadengaben  der  Dienerschaft  und  ihrer  Angehörigen ; 
für  die  Mendikantenklöster  und  jene  geistlichen  Orden,  welche  sich  nach  ihrer 
Regel  unentgeltlich  der  Erziehung  oder  der  Krankenpflege  widmen. 

Für  die  Höhe  der  Besteuerung  dieser  Bezüge  wurde  der  für  die  Erwerb- 
steuer der  zweiten  Klasse  überhaupt  in  Aussicht  genommene  Tarif  als  mass- 
gebend bezeichnet;  dabei  wurde  bemerkt,  dass  Naturalbezüge  nach  dem  Re- 
luitions-  und  eventuell  nach  dem  Lokalpreise  zu  veranschlagen  seien. 

Die  Steuer  von  den  hierher  gehörigen  Einkommensarten  sollte  bei  der 
Auszahlung  derselben  durch  die  betreffenden  Kassen  in  Abzug  gebracht  werden. 

In  betreff  des  Dienst-  und  Lohneinkommens,  welches  nicht  aus  Staats- 
und öffentlichen  Fondskassen  fiiesst ,  wurde  in  eben  dieser  Verordnung  festge- 
stellt, dass  dasselbe  mit  Beginn  der  Steuerperiode  vom  Bezugsberechtigten  ein- 
zubekennen  sei.  Die  Steuerbemessung  sollte  auf  die  Dauer  einer  Steuerperiode 
geschehen. 

Diese  Verordnung  sollte  mit  dem  1.  November  1860  in  Wirksamkeit  treten. 

Bezüglich  des  die  übrigen  direkten  Steuern  regelnden  Gesetzentwurfes 
wurde  in  dem  gleichzeitig  damit  fertiggestellten  Einführungspatente  als  Beginn 
der  Wirksamkeit  der  Anfang  des  Verwaltungsjahres  1860  in  Aussicht  genommen. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  den  Vorgang  bei  der  Einschätzung  der 
einzelnen  Steuerobjekte  enthielt  die  Vollzugsvorschrift.  Aus  derselben  wäre  als 
wesentlich  hervorzuheben ,  dass  als  Regel  gelten  sollte ,  dass  die  Schätzungen 
durch  die  Lokalkommissionen  vorzunehmen  und  deren  Voten  für  die  individuelle 
Repartition  der  auf  eine  Gemeinde  umzulegenden  Steuerkontingente  massgebend 
sein  sollten.  Nur  wenn  eine  Divergenz  zwischen  den  Mitgliedern  und  dem  Ge- 
schäftsleiter —  der  ja  ein  Beamter  sein  sollte  —  entstand,  sollte  die  Entschei- 
dung auf  die  Bezirkskommissionen  übertragen  werden,  welche  auch  sonst  die 
von  den  Lokalkommissionen  fertiggestellten  Operate  hinsichtlich  der  Korrekt- 
heit des  dabei  beobachteten  Vorganges  zu  prüfen  und  eventuell  zur  Verbesse- 
rung zurückzustellen  hatten,  aber  an  den  Beschlüssen  derselben  nichts  ändern 
durften. 

Dagegen  waren  die  Bezirkskommissionen  berufen,  über  Reklamationen 
gegen  die  Beschlüsse  der  Lokalkomraissionen  zu  entscheiden. 

Gegen  die  Beschlüsse  der  Bezirkskommissionen  sollte  noch  an  die  Landes- 
kommissionen rekurriert  werden  düi'fen. 
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Endlich  wäre  noch  zu  erwähnen ,  dass  sich  in  der  Vollzugsvorschrift 
hinsichtlich  der  Erwerbsteuer  erster  Klasse  die  Wiederholung  der  schon  von  früher 
her  in  der  österreichischen  Gesetzgebung  heimischen  Norm  fand,  dass  bei  der 
Einschätzung  des  hier  in  Betracht  kommenden  Einkommens  von  demselben  die 
Zinsen  von  den  in  der  Erwerbsunternehmung  verwendeten  fremden  Kapitalien, 
«owie  überhaupt  von  den  Schulden  des  Steuerpflichtigen ,  die  auf  die  Erweite- 
rung des  Geschäftsbetriebes  verwendeten  Beträge  und  deren  Rente,  sowie  der 
Aufwand  für  die  Erhaltung  des  Steuerpflichtigen  und  der  Familie  desselben 
nicht  sollten  in  Abzug  gebracht  werden  dürfen. 

III.   Die  Arbeiten  der  Immediatkommission. 

Das  eben  geschilderte  Operat  wurde  vom  Finanzminister  mit  einem  Vor- 
trage vom  12.  Februar  1859  dem  Kaiser  zur  Sanktion  vorgelegt..  Es  erhielt 
dieselbe  aber  nicht;  vielmehr  erging  am  28.  Mai  1859  —  in  der  Zwischenzeit 
war  der  italienische  Krieg  ausgebrochen  —  ein  kaiserliches  Handschreiben  an 
den  ehemaligen  Minister  Grafen  H  a  r  t  i  g ,  in  welchem  diesem  mitgeteilt  wurde. 
dass  der  Kaiser  beschlossen  habe,  die  ihm  vorliegenden  Anträge  über  die  Re- 
form der  direkten  Steuern  mit  Rücksicht  auf  die  hohe  Wichtigkeit  des  Gegen- 
standes einer  nochmaligen  eindringlichen  Prüfung  durch  eine  zu  diesem  Zwecke 
einzusetzende  , Immediatkommission"  unterziehen  zu  lassen,  zu  deren  Vor- 
.sitzenden  eben  Graf  Hart  ig  —  welcher  sich  im  übrigen  wegen  Zusammensetzung 
der  Kommission  mit  dem  Finanzminister  ins  Einvernehmen  setzen  sollte  —  be-; 
stimmt  sei.  Gleichzeitig  erhielt  der  Finanzminister  die  Verständigung  hiervon 
und  die  entsprechenden  Weisungen.  Im  Anschlüsse  hieran  begannen  auch  sofort 
die  Vorarbeiten  wegen  Zusammensetzung  der  in  Aussicht  genommenen  Kom- 
mission und  am  7.  September  1859  —  mittlerweile  war  der  Friede  wieder  her- 
gestellt worden  —  konnte  ein  neues  kaiserliches  Handschreiben  an  den  Grafen 
Hartig  ergehen,  mit  welchem  die  nötigen  Verfügungen  wegen  wirklicher 
Aktivierung  dieser  Kommission  getroffen  wurden.  In  demselben  wurde  bemerkt, 
dass  diese  Kommission  sich  gegenwärtig  halten  werde .  dass  es  sich  darum 
handle,  in  die  Steuergesetzgebung  jene  Verbesserungen  einzuführen,  welche  die 
seit  der  Wirksamkeit  derselben  eingetretenen  Veränderungen  in  den  wirtschaft- 
lichen Zuständen  des  Reiches .  sowie  die  Bedürfnisse  des  Staatshaushaltes  als 
notwendig  erscheinen  lassen,  damit  die  Verteilung  der  öffentlichen  Lasten  der 
Zahlungsfähigkeit  der  Staatsangehörigen  möglichst  genau  angepasst  und  ins- 
besondere auch  die  Verwaltung  der  direkten  Steuern  einfacher  und  minder 
kostspielig  werde.  Die  unmittelbare  Leitung  der  Arbeiten  der  Kommission 
wurde  dem  Sektionschef  im  Finanzministerium  v.  Kalchberg,  welchem  die 
nötigen  Hilfskräfte  beigegeben  werden  sollten,  übertragen. 

Diese  Kommission  sollte  „den  Charakter  einer  legislativen  Spezialkom- 
mission  haben"  und  in  keiner  Weise  in  den  Wirkungskreis  der  Verwaltungs- 
behörden einzugreifen  berechtigt  sein.  Sie  sollte  bestehen  aus  dem  Präsidenten, 
dem  Geschäftsleiter,  je  einem  Referenten  der  Ministerien  des  Innei-n  und  der 
Finanzen,  aus  zwei  Repräsentanten  des  damaligen  —  nur  ein  votum  consultativum 
besitzenden  und  aus  vom  Kaiser  ernannten  Mitgliedern  bestehenden  —  Reichs- 
rates, einem  zweiten  Repräsentanten  des  Ministeriums  des  Innern  und  aus  acht 
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Repräsentanten  der  Steuerträger.  Die  letzterwähnten  Mitglieder  wurden  nnter 
einem  durch  den  Kaiser  ernannt ;  es  waren  dies :  der  Abt  von  Melk ,  K  d  e  r, 
der  galizische  ständische  Verordnete  ,  v.  K  r  a  i  n  s  k  i ,  die  Grafen  A  n  d  r  ä  s  s  y 
(nicht  der  spätere  Minister),  Feste tits  und  Nostitz,  der  Bürgermeister  von 
Wien,  Baron  Seiler,  der  Wiener  Advokat  von  Gredler  und  der  Eisenin- 
dustrielle und  Handelskammerpräsident  in  Leoben,  Pein  tinger.  Graf  Nostitz 
wurde  nachträglich  durch  den  Gi'ossmeister  des  Kreuzherrenordens  —  Beer  — 
ersetzt.  Als  Eepräsentanten  des  Reichsrates  fungierten  Graf  Mercandin  und 
der  spätere  Finanzminister  und  Nachfolger  B  r  u  c  k  s ,  v.  P 1  e  n  e  r.  Vertreter  des 
Ministeriums  des  Innern  waren  der  Ministerialrat  v.  Wehli  und  der  Sektions- 
rat Chalaupka;  Referent  des  Finanzministeriums  war  der  Sektionsrat  Biegel- 
mayer. Mit  Ausnahme  v.  Kalchbergs  waren  dies  durchwegs  Persönlich- 
keiten, die  an  den  bisherigen  Steuerreform  arbeiten  nicht  beteiligt  waren;  die 
bisher  an  denselben  beteiligten  wurden  bei  der  Zusammensetzung  der  Kom- 
mission mit  der  ausdrücklich  ausgesprochenen  Absicht  übergangen,  dass  der 
Charakter  derselben  als  einer  zur  neuerlichen  Prüfung  der  ganzen  Ange- 
legenheit berufenen  Instanz  besser  gewahrt  bleibe. 

Alle  Behörden  wurden  beauftragt,  den  Wünschen  der  Kommission  in 
Bezug  auf  Lieferung  von  Behelfen  und  Gutachten  bereitwilligst  entgegenzu- 
kommen. Auch  sollte  die  Immediatkommission  berechtigt  sein,  ihren  Bera- 
tungen Vertrauensmänner  nach  eigener  Auswahl  beizuziehen. 

Ehe  übrigens  die  Immediatkommission  noch  eingesetzt  worden  war,  hatten 
die  dringenden  Bedürfnisse  des  Staates  bereits  zu  zwei  einschneidenden  Mass- 
regeln behufs  Erhöhung  des  Ertrages  der  direkten  Steuern  geführt,  deren  eine 
überdies  zugleich  die  Realisierung  eines  schon  in  den  bisherigen  Reformanträgen 
öfters  wiedergekehrten  Vorschlages  enthielt. 

Die  eine  dieser  Massregeln  —  enthalten  in  der  kaiserlichen  Verordnung 
vom  28.  April  1859,  R.-G.-Bl.  Nr.  67  —  betraf  nämlich  die  Besteuerung  des 
Einkommens  an  Zinsen  von  Staats-,  öffentlichen  Fonds-  und  ständischen  Obli- 
gationen. In  dieser  Beziehung  wurde  angeordnet,  dass  in  Hinkunft  die  Ein- 
kommensteuer von  den  Zinsen  derjenigen  Wertpapiere  der  eben  bezeichneten 
Arten ,  mit  Ausnahme  derjenigen ,  die  aus  Anlehen  herrühren ,  bei  deren  Auf- 
nahme ausdrücklich  die  Steuerfreiheit  zugesichert  wurde,  nicht  mehr  auf 
Grundlage  von  Bekenntnissen,  sondern  gleich  unmittelbar  durch  die  zur  Aus- 
zahlung dieser  Zinsen  berufenen  Staatskassen  mit  dem  für  die  111.  Klasse  des 
Einkommens  festgesetzten  Ausmasse  —  damals  bekanntlich  5  Prozent  —  ohne 
Rücksicht  auf  die  Eigenschaft  des  Besitzers  und  die  Höhe  des  Zinsenbetrages 
zu  bemessen  und  in  Abzug  zu  bringen  sei.  Zugleich  wurde  die  Pkemtion  der 
auf  diese  Art  zur  Erhebung  gelangenden  Einkommensteuer  von  der  Umlegung 
von  Landes-  oder  Gemeindezuschlägen  ausgesprochen. 

Diese  Massregel,  von  welcher,  da  es  unter  den,  in  der  obcitierten  kaiser- 
lichen Verordnung  angeführten  Wertpapieren  nur  sehr  wenige  gab,  deren  Zinsen 
ausdrücklich  Steuerfreiheit  zugesichert  worden  war,  fast  alle  zu  den  bezeichneten 
Arten  gehörigen  derlei  Effekten  betroffen  wurden,  war  mit  Rücksicht  darauf, 
dass  ja,  wie  schon  oben  erwähnt  worden  ist,  die  Fatierung  der  steuerpflichtigen 
Kapitalszinsen  seitens  der  Bezugsberechtigten  so  gut  wie  ganz  unterlassen  wurde, 
sowie    darauf,    dass   durch  dieselbe  auch  die  ausländischen  Staatsgläubiger  zur 
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Bezahlung  der  Einkommensteuer  von  den  fraglichen  Kapitalszinsen  herangezogen 
wurden,  von  grosser  praktischer  Bedeutung. 

Die  zweite  Massregel  bestand  in  einer  einfachen  Erhöhung  fast  aller  be- 
stehenden direkten  Steuern.  Mit  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  13.  Mai  1859, 
Reichsgesetzbl.  Nr.  88,  wurde  nämlich .  angeordnet,  dass  für  die  Dauer  der  durch 
die  Kriegsereignisse  herbeigeführten  Verhältnisse  ein  ,  ausserordentlicher  Zu- 
schlag" zu  den  direkten  Steuern  einzuheben  sei.  Derselbe  sollte  bei  der  Grund- 
und  Hauszinssteuer  ein  Sechstel,  bei  der  Hausklassensteuer  die  Hälfte,  bei  der  Er- 
werb- und  Einkommensteuer  ein  Fünftel  der  einfachen  ordentlichen  Gebühr 
betragen.  Hierdurch  wurde  die  Hauszinssteuer,  die  bisher  zusammen  mit  dem  die 
Einkommensteuer  vertretenden  Zuschlage  21 V^  Prozent  des  steuerbaren  Miet- 
zinses betrug,  auf  24  Prozent  desselben  erhöht;  ebenso  erreichte  die  Grundsteuer 
in  jenen  Ländern,  in  welchen  das  stabile  Kataster  bereits  durchgeführt  war, 
nunmehr  die  Höhe  von  24  Prozent  des  Katastralr  einer  träges.  Die  Einkommen- 
steuer 1.  und  111.  Klasse  erreichte  die  Höhe  von  6  Prozent  des  steuerbaren  Ein- 
kommens, während  bei  den  übrigen  Steuerarten  eine  entsprechende  Erhöhung 
der  betreffenden  einzelnen  Steuersätze  in  Kraft  trat. 

Ausgenommen  von  diesem  Zuschlage  wurde  nur  die  Einkommensteuer 
von  Zinsen  der  hypothekarisch  oder  bei  Gewerbsunternehmungen  angelegten 
Kapitalien,  bezüglich  deren  dem  Schuldner  das  Recht  zum  Abzüge  der  Ein- 
kommensteuer von  den  Zinsen  solcher  Kapitalien  gesetzlich  eingeräumt  war, 
sowie  die  Einkommensteuer  von  den  im  Sinne  der  früher  angeführten  kaiser- 
lichen Verordnung  vom  28.  April  1859  zu  behandelnden  Kapitalszinsen.  Die 
erste  dieser  beiden  Ausnahmen  hatte  mit  Rücksicht  auf  die  schon  hervorgehobene 
praktische  Bedeutungslosigkeit  des  Abzugsrechtes  der  Schuldner  auch  selbst 
keine  praktische  Bedeutung  und  hatte  nur  den  Effekt,  dass  dieses  Abzugsrecht 
sich  mit  der  Steuerpflicht  nunmehr  auch  in  jenen  Beziehungen,  in  welchen  dies 
bisher  der  Fall  war,  selbst  theoretisch  nicht  mehr  deckte. 

Bemerkt  sei  bei  dieser  Gelegenheit,  dass  den  Staatsbeamten,  auf  welche 
sich  die  mit  der  Verordnung  vom  13.  Mai  1859  eingetretene  Erhöhung  der  Ein- 
kommensteuer auch  erstreckte,  dafür  schon  früher  (mit  den  kaiserlichen  Ent- 
schliessungen  vom  16.  Februar  1853,  Reichsgesetzbl.  Nr.  48,  und  vom  25.  November 
1858,  Reichsgesetzbl.  Nr.  220)  die  Begünstigung  eingeräumt  worden  war,  dass 
ihre  Dienstesbezüge  und  ihre,  sowie  ihrer  Angehörigen  Ruhegenüsse  von  allen 
Zuschlägen  der  autonomen  Körperschaften  (Länder,  Bezirke  und  Gemeinden)  be- 
freit sein  sollen. 

Es  war  Brück  nicht  mehr  gegönnt,  das  Ende  der  Verhandlungen  der 
Immediatkommission  zu  erleben.  Dieselbe  hielt  ihre  erste  Sitzung  am  5.  De- 
zember 1859,  ihre  letzte  (dreissigste)  am  26.  Mai  1860  ab.  Brück  hatte  sich 
aber  bereits  am  23.  April  1860  das  Leben  genommen.  Es  wurde  schon  oben 
erwähnt,  dass  sein  Nachfolger  im  Amte  des  Finanzministers  einer  der  beiden 
Repräsentanten  des  Reichsrates  in  der  Immediatkommission  —  v.  Plener  — 
war.  Diesem  fiel  sonach  nunmehr  die  Aufgabe  der  Weiterführung  der  Steuer- 
reformarbeiten zu. 

Unter  der  Amtierung  Pleners  wurde  zunächst  noch  das  Werk  Brucks, 
resp.  der  Immediatkommission  fortgesetzt,  indem  diese,  resp.  ihr  Präsident 
unterm   26.  Mai  1860   einen  Vortrag  an  den  Kaiser  über  das  Resultat  der  von 

653 


^90  ^-  I^ß'^ig^.ng, 

ihr  in  Angelegenheit  der  Steuerreform  gepflogenen  Verhandlungen  richtete^ 
welchem  eine  auszugsweise  Darstellung  des  Ganges  derselben  und  der  dabei 
gefassten  Beschlüsse  beigegeben  war.  An  der  Hand  dieser  beiden  Elaborate 
wollen  wir  die  Ergebnisse  der  Thätigkeit  der  Immediatkommission  im  folgenden 
kurz  darstellen. 

Die  Immediatkommission  betrachtete  es  von  vornherein  nicht  als  ihre 
Aufgabe,  eine  neue  Redaktion  der  Gesetzentwürfe  des  Finanzministers  herzu- 
stellen, sondern  verlegte  sich  nur  auf  eine  Beurteilung  derselben,  auf  die 
Erörterung  und  Würdigung  der  für  und  gegen  die  Vorschläge  des  Finanz- 
ministeriums im  ganzen  und  im  detail  sprechenden  Gründe  und  auf  die 
Formulierung  der  von  diesen  abweichenden,  in  ihrem  Schosse  zur  Sprache  ge- 
kommenen Ansichten.  Da  sie  kein  Recht  hatte,  ihre  Beschlüsse  als  irgendwie 
präjudizierlich  für  die  Textierung  der  herzustellenden  neuen  Gesetze  zu  be- 
trachten, so  fasste  sie  überhaupt  keine  solchen,  sondern  begnügte  sich  nur  damit, 
von  Fall  zu  Fall  zu  konstatieren,  dass  irgend  eine  Ansicht  von  ihren  Mitgliedern 
einstimmig  als  richtig  anerkannt  worden  war,  respektive  welche  von  mehreren 
einander  widersprechenden  Ansichten  die  Zustimmung  der  Mehrheit  der  Mit- 
glieder erhalten  hatte  und  welche  in  der  Minorität  geblieben  war,  wobei  auch 
die  Namen  der  für  die  eine  und  für  die  andere  Ansicht  eingetretenen  Mitglieder 
angeführt  und  die  Ausführungen  derselben  mitgeteilt  wurden.  Dabei  gab  dann 
überdies  noch  regelmässig  der  Präsident  der  Kommission  in  jedem  einzelnen 
Falle  an,  ob  und  welcher  der  vorgebrachten  Meinungen  er  sich  anschliesse^ 
eventuell  welcher  besonderen  Meinung  er  sei. 

Als  charakteristisch  ist  aus  den  Verhandlungen  noch  hervorzuheben,  das» 
sich  im  Verlaufe  derselben  der  erste  Vertreter  des  Ministers  des  inneren  — 
Ministerialrat  v.  Wehli  —  als  der  hartnäckigste  Gegner  des  ganzen  Reform- 
projektes entpuppte.  Während  der  ganzen  Verhandlungen  gab  es  fast  keinen 
Punkt  des  Projektes,  welcher  von  demselben  nicht  zum  Anlasse  scharfer  und 
energischer  Opposition  gegen  die  Anschauungen  des  Finanzministeriums  ge- 
nommen worden  wäre.  Bei  einer  solchen  Divergenz  der  Meinungen  innerhalb 
der  Regierung  selbst  war  das  ganze  Projekt  wohl  von  allem  Anfange  an  zum 
Scheitern  vei-urteilt. 

Anfänglich  lief  freilich  alles  ziemlich  glatt  ab.  Die  vom  Finanzministerium 
voi'geschlagene  Einteilung  und  Definition  der  direkten  Steuern  wurde  einstimmig 
acceptiert.  Anderseits  erklärte  das  Finanzministerimn ,  nachdem  im  Schosse 
der  Kommission  Gründe  dafür  vorgebracht  worden  waren,  anstatt  der  von  ihm 
vorgeschlagenen  Feststellung  der  Steuerbasis  für  je  5  Jahre,  eine  solche  für  nur 
je  3  Jahre  in  Antrag  zu  bringen  —  dieser  Vorschlag  wurde  mit  der  damals 
beabsichtigt  gewesenen  Feststellung  des  Staatsbudgets  für  je  3  Jahre  motiviert  — , 
sich  mit  diesem  Vorschlage  einverstanden,  worauf  derselbe  von  der  ganzen 
Kolnmission  einstimmig  acceptiert  wurde;  nur  für  die  Berg-  und  Hüttenwerke 
wurde  von  allen  Beteiligten  die  alljährliche  Feststellung  der  Steuerbasis,  als. 
durch  die  grosse  Veränderlichkeit  des  Ertrages  dieser  Unternehmungen  geboten, 
acceptiert. 

Aber  schon  bei  der  Beratung  über  den  vom  Finanzministerium  vor- 
geschlagenen Organismus  der  Steuerbemessungsbehörden  begann  die  Opposition 
des   Ministeriums    des  Innern,    welches    an    der   vorgeschlagenen   umfassenden. 
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Heranziehung  der  Gremeinden  zum  Bemessungsgeschäfte  in  höchstem  Grade  An- 
stoss  nahm.  Der  Vertreter  dieses  Ministeriums  erklärte,  die  Gemeinden  seien 
zu  einer  solchen  Ausdehnung  des  Gebietes  ihrer  Thätigkeit  nicht  reif  und  die- 
selbe müsse  zur  Ausbeutung  der  Wohlhabenden  durch  die  Minderbemittelten 
führen.  Auch  die  vom  Finanzministerium  geplante  Heranziehung  der  Steuer- 
träger zu  den  Schätzungen  — -  welche  natui'gemäss  einen  der  Hauptgegenstände 
der  Debatte  bildete  —  wurde  von  seiten  des  Ministeriums  des  Innern  schärfstens 
bekämpft. 

Fn  ersterer  Beziehung  erlangte  das  Ministerium  des  Innern  insofern  die 
Zustimmung  der  Kommission,  als  innerhalb  derselben  anerkannt  wurde,  dass 
die  Möglichkeit  der  geplanten  Heranziehung  der  Gemeinden  zum  Bemessungs- 
geschäfte von  einer  Aenderung  der  Organisation  derselben  —  die  übrigens 
damals  ebenfalls  bereits  im  Werke  war  —  abhängig  sei,  eine  Ansicht,  der 
zuletzt  auch  das  Finanzministerium  beitrat.  In  letzterer  Beziehung  dagegen 
wurden  die  Vorschläge  des  Finanzministeriums  acceptiert,  jedoch  mit  der  — 
von  diesem  selbst  übrigens  angenommenen  —  Modifikation,  dass  die  nach  diesen 
Vorschlägen  von  den  Gemeindevorständen  zu  wählenden  Mitglieder  der  Lokal- 
und  berghauptmannschaftlichen  Kommissionen  nicht  durch  diese,  sondern  direkt 
durch  die  Steuerträger  gewählt  werden  sollten  und  dass  —  was  im  Vorschlage 
des  Finanzministeriums  vermisst  wurde  —  ausdrücklich  angeordnet  werden 
sollte,  dass  diese  Kommissionsmitglieder  aus  denjenigen  Kategorien  der  Steuer- 
träger, um  welche  es  sich  jeweils  handelte,  genommen  werden  sollten;  bei  der 
Ernennung  zweier  Mitglieder  der  Lokalkommissionen  durch  die  Bezirkskommis- 
sionen sollte  es  verbleiben.  Eine  weitere,  einstimmig  angenommene  Modifikation 
bestand  darin,  dass  für  die  Einschätzung  der  Erwerbsteuei-pflichtigen  in  grossen 
Städten  Lokalkommissionen  nicht  nach  Stadtbezirken,  sondern  nach  Genossen- 
schaften oder  Gruppen  gebildet  werden  sollten,  dann,  dass  für  die  Einschätzung 
von  Fabriken  eigene,  nach  Art  der  berghauptmannschaftlichen  einzurichtende 
Kommissionen  gebildet  und  deren  Mitglieder  entweder  von  den  Handelskammern 
oder  doch  wenigstens  über  deren  Vorschlag  gewählt  werden  sollten. 

Auch  der  Vorschlag  des  Finanzministeriums,  für  den  grossen  Grundbesitz 
besondere  Einschätzungskommissionen  zu  bestellen,  wurde  von  seiten  des  Mini- 
steriums des  Innern,  welches  von  der  Annahme  dieses  Vorschlages  die  Ent- 
stehung tiefgehender  Missstimmung  auf  Seite  der  bäuerlichen  Bevölkerung  be- 
fürchtete, heftig  bekämpft.  Die  Kommission  sprach  sich  schliesslich  dafür  aus, 
dass  die  Ermittlung  des  Wertanschlages  für  den  grossen  Grundbesitz  den  Be- 
zirkskommissionen in  erster  Instanz  übertragen  werden  sollte;  das  Ministerium 
des  Innern  acceptierte  aber  auch  diesen  Ausweg  nicht. 

Einen  Hauptpunkt  der  Diskussion  bildete  die  Frage,  ob  der  Kontin- 
gentierung oder  der  perzentuellen  Feststellung  der  Steuern  der  Vorzug  gegeben 
werden  solle?  Die  Debatte  hierüber  war  für  das  Schicksal  des  ganzen  Refonn- 
projektes  um  so  wichtiger,  als  der  Gedanke  der  Kontingentierung  dasselbe  in 
seiner  Gänze  als  roter  Faden  durchzog  und  das  ganze  projektierte  Steuersystem 
auf  diesem  Gedanken  beruhte. 

Im  Schosse  der  Kommission  wurden  nun  allerlei  Bedenken  gegen  das 
Kontingentierungsprinzip  und  gegen  die  Art  der  Durchführung  desselben  im 
Projekte  geltend  gemacht.     Man  brachte  vor.    das.s  im  vorliegenden  Gesetzent- 
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würfe  Anhaltspunkte  für  die  Ermittlung  der  Länderkontingente  fehlen  und 
dass  es  demzufolge  an  einer  Garantie  für  die  Beachtung  der  durch  die  Steuer- 
fähigkeit gebotenen  Schranken  seitens  des  Finanzministeriums  mangle,  dann  dass 
bei  der  Kontingentierung  kein  Steuerträger  die  Höhe  seiner  Steuerleistung 
vorausbestimmen  könne,  ferner,  dass  das  Prinzip  der  Kontingentierung  Anlass 
zu  Missgunst  der  Kronländer  gegen  einander  biete,  weiters,  dass  die  Schätzungs- 
organe, da  ihnen  der  Steuerbetrag,  den  ihre  Schätzung  zur  Folge  haben  würde, 
nicht  im  voraus  bekannt  sei,  aus  Furcht  vor  Ueberbürdungen  nie  wahrheits- 
getreu und  unbefangen  schätzen  würden,  endlich,  dass  der  Vorbehalt  der  kaiser- 
lichen Sanktionierung  der  Bestimmung  des  Kontingentes  das  Odium  alles  Drücken- 
den und  Misslieb  igen ,  das  sich  nach  der  Verteilung  desselben  herausstellen 
würde,  auf  den  Kaiser  wälzen  müsste.  Ausser  diesen  allgemeinen  Bedenken 
gegen  das  vorgeschlagene  Prinzip  als  solches  wurden  noch  vei'schiedene  andere, 
nur  die  Ausgestaltung  desselben  bei  seiner  Anwendung  auf  die  einzelnen  Steuer- 
arten betreffende  vorgebracht. 

Das  Resultat  der  Debatte  war,  dass  nur  vier  Kommissionsmitglieder  sich  für 
das  Prinzip  der  Kontingentierung  aussprachen ;  die  übrigen  dagegen  —  darunter 
wieder  die  Repräsentanten  des  Ministeriums  des  Innern,  welche  auch  in  dieser 
Frage  wieder  als  Hauptopponenten  gegen  die  Vorschläge  des  Finanzministeriums 
aufgetreten  waren  —  blieben  bei  ihrer  Opposition  gegen  dasselbe.  Doch  nahmen 
zwei  der  opponierenden  Mitglieder  eine  vermittelnde  Stellung  ein,  indem  sie 
sich  dafür  aussprachen,  dass  zwar  für  die  Umlegung  der  Grundsteuer  der  Rein- 
ertrag nach  den  Prinzipien  des  stabilen  Katasters  ermittelt  und  hiernach  die 
Kontingente  bemessen  würden,  dass  es  aber  den  Vertretern  der  Steuerträger 
überlassen  werden  solle,  die  Quote  nach  Lokalverhältnissen  in  entsprechender 
Weise  auf  Kreise,  von  diesen  auf  Gemeinden  und  von  letzteren  auf  einzelne 
Grundbesitzer  zu  repartieren;  doch  müsse  der  Durchführung  dieses  Gedankens 
zuei'st  noch  die  Neuorganisierung  der  autonomen  Landes-  und  Gemeindebehörden 
vorausgehen.  Schliesslich  fand  sich  auch  noch  der  Präsident  veranlasst,  seine 
Meinung  besonders  abzugeben.  Er  sprach  sich  für  die  Kontingentierung  aus, 
weil  dieselbe  in  betreff  der  wichtigsten  Steuer,  der  Grundsteuer  nämlich,  ohne- 
dies schon  früher  und  bis  zum  Jahi-e  1848  bestanden  habe;  eine  Ueberbürdung 
einzelner  Länder  sei  ausgeschlossen,  da  die  Kontingente  nur  nach  reiflicher  Be- 
urteilung der  Steuerfähigkeit  bestimmt  und  dabei  auch  die  Landesvertretungen 
und  der  Reichsrat  gehört  werden  müssen,  welch  letzteres  bei  einer  Prozentsteuer 
nicht  geschehen  würde^  weshalb  bei  einer  solchen  die  Gefahr  einer  Ueberbürdung 
einzelner  Steuerpflichtigen  oder  Landesteile  grösser  sei,  als  bei  der  Kontin- 
gentierung. 

Von  dieser  Be.schlussfassung  war  übrigens  die  Besteuerung  des  Bergbaues 
ausgenommen,  da  über  die  Anwendbarkeit  der  Kontingentierung  auf  diesen 
besonders  abgestimmt  wurde.  Uebrigens  teilte  sich  die  Kommission  hinsichtlich 
dieser  Frage  ziemlich  in  derselben  Weise,  wie  bei  der  früheren  Besclüussfassung ; 
nur  gab  es  hier  keinen  Vermittelungsantrag  aus  der  Mitte  der  Opposition  heraus 
und  schloss  sich  dieser  hier  eines  jener  Kommissionsmitglieder  —  Plener  — 
an,  welche  früher  für  die  Kontingentierung  gestimmt  hatten.  Dasselbe  motivierte 
diese  seine  Abweichung  von  seiner  früheren  Haltung  damit,  dass  der  Bergbau 
mehr  isoliert  sei  und  kleine  Gruppen  bilde,  weshalb  die  Verteilung  des  Kontin- 
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rgents  hier  besonders  grosse  Schwierigkeiten  bieten  würde.  Aber  auch  die  treu 
gebliebenen  Anhänger  des  Kontingents  stimmten  demselben  nur  mit  der  Modi- 
fikation zu,  dass  dasselbe  alljährlich  neu  festgesetzt  werde  und  nie  5  Prozent 
des  Reinertrages  übersteigen  dürfe.  Dieser  Meinung  schloss  sich  auch  der 
Präsident  an,  während  die  Opponenten  gegen  das  Kontingent  —  insbesondere 
<iie  Vertreter  des  Ministeriums  des  Innern  —  sich  auch  gegen  dieses  Projekt 
wendeten,  indem  sie  vorbrachten,  dass  auch  der  Steuersatz  von  5  Prozent  unter 
Umständen  drückend  werden  könne  und  der  Finanz  Verwaltung  nicht  im  vor- 
hinein die  Hände  gebunden  werden  dürften. 

Das  Finanzministerium  hatte  sich  während  der  Verhandlung  über  das 
Prinzip  der  Kontingentierung  von  seiner  diesbezüglich  im  Reformprojekte  nieder- 
gelegten Anschauung  nicht  abbringen  lassen,  sich  vielmehr  redlich  bemüht,  die- 
,selbe  gegen  alle  vorgebrachten  Einwendungen  immer  wieder  zu  verteidigen. 

Nachdem  solchergestalt  die  Verhandlungen  der  Kommission  über  die  all- 
gemeinen Prinzipien  des  Reformentwurfes  abgeschlossen  waren,  ging  dieselbe 
zur  Beratung  der  darin  in  betreff  der  künftigen  Gestaltung  der  einzelnen  Steuer- 
arten  gemachten  Vorschläge  über. 

Die  Beratung   begann   naturgemäss  mit  der  Grundsteuer.     Die  Verhand- 
lungen über  diese  gestalteten  sich  besonders  umfangreich  und  langwierig.    Alles 
nur  irgend  Erdenkliche  wurde  von  den  Opponenten  gegen  die  Vorschläge  des 
Finanzministeriums   —   an    deren   Spitze    wieder    das   Ministerium   des   Innern 
stand,    dessen    erster  Vertreter   geradezu    unermüdlich   in  der  Bekämpfung  des 
Projektes   war    und   auf  alles    vom  Finanzministerium    zu  dessen  Verteidigung 
vorgebrachte    immer    wieder    zu    antworten    wusste    —    geltend    gemacht    und 
dieses  wieder  schien  unerschöpflich   in   der  Auffindung  von  zu   gunsten  seiner 
Vorschläge   sprechenden  Gründen.     Dabei   drehte  sich  der  ganze  Streit  eigent- 
lich  nur   um   die   einzige  Frage,    ob   die   Grundsteuer   nach    dem  Werte   oder 
nach    dem   Ertrage    der    Grundstücke    umgelegt    werden    solle?    Das    Finanz- 
ministerium stellte  sich   vom  Anfange  bis  zum  Ende  der  Verhandlung  auf  den 
Standpunkt,  dass  die  vorhandenen  Mängel  in  der  Grundsteuerumlegung  in  der 
Hauptsache  im  bestehenden  Systeme  derselben  —  welchem  bekanntlich  ein  Er- 
tragskataster zu  Grunde  lag  —  ihre  Ursache  hätten  und  nur  durch  Beseitigung 
dieses    Systems   selbst   und  Ersetzung   desselben  durch   das    des  Wertkatasters, 
nicht  aber  durch  blosse  Verbesserungen  des  Bestehenden  beseitigt  werden  könnten. 
Dagegen  neigte  die  Kommission  von  vornherein  mehr  der  Anschauung  zu,  dass 
die  Mängel   des  bestehenden  Katasters  durchaus  nicht  unzertrennlich  von  dem 
demselben  zu  Grunde  liegenden  Systeme  seien,  vielmehr,  ohne  dieses  selbst  zu 
ändern,  verbessert  werden  könnten  und  dass  demzufolge  zu  einer  so  einschneiden- 
den Aenderung  des  Bestehenden,  wie  sie  vom  Finanzministerium  vorgeschlagen 
worden  war,  kein  Grund  vorhanden  sei.    Doch  hielt  die  Kommission  es  zunächst 
für  nötig,  dass  genau  erörtert  werde,  worin  die  Mängel  des  geltenden  Systems 
eigentlich  bestünden  und  durch  welche  Mittel  dieselben  beseitigt  werden  könnten. 
Diese   Erörterung    wurde    einem    besonderen   Komitee    zur   Aufgabe   gemacht, 
welches    aus   sieben  Mitgliedern    der  Kommission  —  darunter  Vertreter   beider 
beteiligten  Ministerien  —  und  vier  Katastralschätzungsbeamten  zusammengesetzt 
wurde.     Dieses  Komitee   erstattete   einen  langen  Bericht,   in  welchem  dem  be- 
stehenden Kataster  folgende  Mängel  zum  Vorwurfe  gemacht  wurden : 
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1.  Der  stabile  Kataster  erhebe  eigentlich  nur  die  Ertragsverhältnisse 
einzelner  Klassen  von  Grundstücken,  werde  aber  den  individuellen  Verhältnissen 
der   einzelnen  Parzellen  nicht   oder   doch  nicht  in  genügendem  Masse  gerecht. 

2.  Der  stabile  Kataster  verliere  dadurch,  dass  die  demselben  zu  Grande 
liegenden  Schätzungen  des  Ertrages  der  einzelnen  Parzellen  auf  ihre  Verhält- 
nismässigkeit miteinander  verglichen  und  nach  dem  Resultate  dieser  Vergleichung 
richtiggestellt  werden  —  und  zwar  nicht  bloss  individuell,  sondern  auch  be- 
zirks-  und  selbst  länderweise  — ,  den  Charakter  eines  auf  einer  Schätzung  des 
wirklichen  Ertrages  beruhenden  Operates  ganz,  und  erscheinen  die  in  den- 
selben aufgenommenen  ErtragszifFern  als  blosse  Verhältnisziffern  für  die  Steuer- 
bemessung. 

8.  Die  auf  dem  Grunde  bleibend  haftenden  Lasten  —  zu  welchen  aber 
die  Hypothekarzinsen  nicht  gerechnet  wurden  —  werden  bei  der  Ertrags- 
schätzung nicht  berücksichtigt. 

4.  Die  Vertreter  der  Gemeinden  hätten  bei  Geltendmachung  des  ihnen 
eingeräumten  Einflusses  auf  die  Schätzungsoperationen  kein  anderes  Interesse, 
als  das,  die  Schätzung  möglichst  herabzudrücken,  und  wirkten  daher  mehr 
hindernd  als  fördernd. 

5.  Die  den  Steuerträgei-n  gestatteten  Reklamationen  seien  nicht  derartig 
eingerichtet,  um  einerseits  den  Steuerträger  gegen  Ueberbürdung,  anderseits 
den  Staatsschatz  gegen  Benachteiligung  zu  schützen,  weil  sie  zu  einer  Zeit 
erfolgen,  wo  die  Beteiligten  die  Wirkungen  der  Elemente  der  Schätzung  noch 
nicht  kennen ,  dem  gewöhnliehen  Landmanne  die  Begriffe  von  Brutto-  und 
Nettoertrag  nicht  geläufig  seien,  den  Behörden  Lokalkenntnis  fehle,  die  Rekla- 
manten an  der  Gleichmässigkeit  der  Einschätzung  kein  Interesse  haben  und 
infolgedessen  zu  geringe  Einschätzungen  nicht  angefochten  würden,  endlich 
weil  der  einzelne  Steuerträger  nur  gegen  die  Klassifizierung  der  Grundstücke, 
nicht  aber  auch  gegen  den  Ertragsanschlag  reklamieren  dürfe  und  zur  An- 
fechtung des  letzteren  nur  der  Gemeindeausschuss  berechtigt  sei. 

6.  Eine  Revision  des  Katasters  sei  überhaupt  nicht  vorgesehen ,  und  be- 
ständen demzufolge  auch  keine  Normen  für  die  bei  einer  solchen  zu  beobachten- 
den Modalitäten. 

7.  Laut  der  Schätzungsinstruktion  seien  allerdings  Pachtzinse  und  Kauf- 
preise als  Korrektive  der  Schätzungsergebnisse  anzusehen,  hierauf  könne  aber 
in  der  Praxis  keine  Rücksicht  genommen  werden,  weil  der  bei  der  Schätzung 
so  sehr  ins  Gewicht  fallende  Preis  der  Arbeit  noch  immer  nach  dem  An- 
schlage des  Jahres  1824  in  die  Rechnung  eingestellt  werden  müsse. 

8.  Die  Fertigstellung  des  Ertragskatasters  sei  ungemein  kostspielig. 
Behufs  Beseitigung  dieser  Uebelstände  machte  das  Komitee  folgende  Vor- 
schläge und  zwar: 

Ad  1)  Der  Grundsatz  der  Klassenschätzung  sei  zu  verlassen  und  diese 
durch  die  Individualschätzung  nach  ganzen  Wirtschaften  zu  ersetzen. 

Ad  2)  Die  komplizierten  Schätzungsoperationen  müssten  vereinfacht 
werden;  ausserdem  wäre  es  wünschenswert,  die  Anzahl  der  mit  der  Durch- 
führung derselben  betrauten  möglichst  zu  vermindern ,  wodurch  allein  schon 
viele  Ungloichmässigkeiten  vermieden  und  demgemäss  die  Notwendigkeit  der  nach- 
träglichen  willkürlichen   Ausgleichung  erheblich   eingeschränkt  werden  könnte. 
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Ad  3)  Diesbezüglich  wurde  bemerkt,,  dass  dieser  Mangel  mit  Rücksicht 
auf  die  Durchführung  der  Grundlastenablösung  wenig  Bedeutung  habe  (eigent- 
lich kämen  nur  regulierte  Servituten  in  Betracht)  und  sei  demselben  im  ein- 
zelnen Falle  durch  Berücksichtigung  des  Verhältnisses  zwischen  Last  und  Netto- 
ertrag abzuhelfen. 

Ad  4)  Den  Schätzungskommissionen  sei  in  allen  Stadien  der  Schätzung 
ein  aus  sechs  Gliedern  bestehender  Gemeindeausschuss ,  dem  auch  die  Gross- 
grundbesitzer beizutreten  hätten,  beizugeben;  ferner  wären  dem  von  der 
Regierung  aufgestellten  Schätzungsinspektor  vom  Bezirksausschusse  gewählte 
Vertrauensmänner  beizugeben  und  auch  für  eine  angemessene  Vertretung  der 
Steuerträger  bei  den  letzten ,  auf  die  Schätzungen  bezüglichen  und .  bei  der 
Finanz-Landesbehörde  stattfindenden  Verhandlungen  zu  sorgen;  übrigens  wurde 
für  alle  diese  Interessentenvertreter  nur  ein  votum  consultativum  verlangt. 

Ad  5)  Den  Grossgrundbesitzern  sei  das  Recht  einzuräumen,  auch  gegen 
den  Ertragsanschlag  zu  reklamieren;  weiters  seien  sowohl  die  Reklamationen 
gegen  den  Ertragsanschlag,  als  auch  die  gegen  die  Klassifizierung  gleichzeitig 
in  Angriff  zu  nehmen;  endlich  seien  behufs  der  Reklamationen  jeder  Ge- 
meinde das  Schätzungselaborat  und  auf  Verlangen  auch  Abschriften  aus  dem 
Akte  mitzuteilen,  jedem  einzelnen  Besitzer  aber  in  seinen  Besitzbogen  auch 
das  entfallende  Erträgnis  einzutragen. 

Ad  6)  Es  seien  periodisch  wiederkehrende  Revisionen  vorzunehmen,  die 
aber  ebenso  in  alle  Ertragselemente  eindringen  müssten,  wie  die  ursprüngliche 
Schätzung. 

Ad  7)  Es  sei  notwendig,  für  die  Benützung  der  Pachtzinse  und  Kauf- 
preise als  Korrektiv  der  Schätzungsergebnisse  Sorge  zu  tragen. 

Ad  8)  Die  beantragte  Vereinfachung  der  Schätzungsoperationen  würde 
auch  den  Kostenaufwand  vei'mindern;  überdies  würde  die  Revision  der  alt- 
katastrierten  Kronländer  den  Ertrag  der  Steuer  erheblich  steigern. 

Alle  diese  Ausstellungen  am  Bestehenden ,  sowie  die  gemachten  Ver- 
besserungsvorschläge wurden  innerhalb  der  Kommission  eingehend  diskutiert; 
hierbei  schloss  sich  die  Mehrheit  der  Kommission  im  allgemeinen  trotz  der 
ständigen  Opposition  des  Finanzministeriums  —  welcher  aber  eine  ebenso 
ständige  Unterstützung  der  Komiteevorschläge  durch  das  Ministerium  des  Innern 
gegenüberstand  —  diesen  Vorschlägen  an,  allerdings  nicht,  ohne  viele  und  teil- 
weise recht  bedeutende  Modifikationen  derselben  zu  beantragen.  Das  Finanz- 
ministerium dagegen  hielt  an  seiner  Meinung,  dass  das  bestehende  System 
auch  bei  Annahme  der  beantragten  Verbesserungen  zu  dem  angestrebten  Ziele 
einer  gleichmässigen  Verteilung  der  Steuerlast  nicht  führen  könne ,  unentwegt 
fest.  Uebrigens  fand  sich  auch  in  der  Kommission  eine  Minorität,  welche  sich 
der  Ansicht  des  Finanzministeriums  mehr  oder  weniger  entschieden  anschloss.  Zu 
derselben  gehörte  u.  a.  auch  Plener.  Diese  Spaltung  innerhalb  der  Kommission 
wurde  auch  durch  die  von  derselben  über  die  Komiteevorschläge  und  die  Details 
des  Reformprojekts  geführten  Verhandlungen,  so  langwierig  dieselben  sich  auch 
gestalteten,  bis  zum  Schlüsse  nicht  beseitigt.  Dies  ist  auch  begreiflich,  da  in 
die  Verhandlung  über  die  Details  der  Grundsteuerreform  eingegangen  wurde^ 
ehe  über  das  Hauptprinzip  eine  Einigung  erzielt  war.  So  wurde  denn  jeder 
einzelne,  zur  Diskussion  gebrachte  Vorschlag  von  den  sich  an  dieser  beteiligen- 
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den  Kommissionsmitgliedern  nicht  vom  Standpunkte  des  ihm  zu  Gründe 
liegenden,  sondern  von  demjenigen  des  vom  betreffenden  Votanten  angenom- 
menen Prinzips  aus  geprüft;  was  naturgemäss  zu  einer  vollständigen  Zerfahren- 
heit der  Diskussion  führen  musste.  So  kann  es  denn  nicht  Wunder  nehmen, 
dass  Plener  zuletzt  erklärte,  die  Verhandlung  habe  trotz  aller  Eindringlich- 
keit der  Erörterungen  noch  nicht  den  nötigen  Zustand  der  Reife  erlangt,  um 
dem  Kaiser  einen  auf  die  Dauer  berechneten  und  zur  Regelung  der  Verhältnisse 
des  ganzen  Reiches  geeigneten  Antrag  machen  zu  können,  weshalb  dermalen 
nichts  übrig  bleibe,  als  sich  auf  Aushilfsmassregeln  für  die  dringendsten  Ge- 
brechen im  Steuerwesen  zu  beschränken.  Plener  beantragte  demzufolge,  dass 
die  in  Galizien  gerade  im  Zuge  befindlichen  Arbeiten  zur  Fertigstellung  des 
stabilen  Katasters  dort  fortgesetzt ,  hierbei  aber  die  Verbesserungsanträge  des 
Komitees  benutzt  werden  sollen,  dass  ferner  in  Niederösterreich,  wo  nach  den 
vorliegenden  Erhebungsresultaten  eine  Revision  des  Katasters  am  dringendsten 
geboten  sei,  eine  solche  und  zwar  ebenfalls  unter  Berücksichtigung  jener  Ver- 
besserungsanträge durchgeführt  werden  solle ,  dass  endlich  in  Tirol ,  wo  die 
Grundsteuerumlegung  schon  seit  langer  Zeit  auf  Grund  einer  Werteinschätzung 
erfolge,  einer  Schätzung  aber,  die  schon  längst  veraltet  sei ,  ebenfalls  eine 
Revision  stattzufinden  hätte,  für  welche  das  Finanzministerium  eine  auf  dem 
Prinzipe  eben  des  Wertkatasters  beruhende  Instruktion,  bei  deren  Ausarbeitung 
die  Resultate  der  im  Schosse  der  Immediatkommission  gepflogenen  Verhand- 
lungen zu  benutzen  wären ,  herstellen  sollte.  Auf  Grund  der  bei  der  Ausfüh- 
rung der  beantragten  Beschlüsse  zu  sammelnden  Erfahrungen  solle  dann  das 
Finanzministerium  seinerzeit  neue,  durch  dieselben  begründete  Vorschläge  für 
eine  umfassende  Steuerreform  machen. 

Auch  diese  Anträge  stiessen  bei  den  Kommissionsmitgliedern  auf  leb- 
haften Widerspruch.  Insbesondei'e  blieb  die  dem  Wertkataster  von  Anfang 
an  abgeneigte  Majorität  derselben  —  insbesondere  auch  die  Vertreter  des 
Ministeriums  des  Innern  —  auch  jetzt  noch  dabei ,  dass  ohne  weitere  Unter- 
suchungen und  Versuche  auf  die  Beibehaltung  des  bloss  zu  verbessernden 
stabilen  Katasters  hinzuwirken  sei. 

Das  Finanzministerium  dagegen  erklärte  schliesslich,  dem  Plener  sehen 
Antrage  zuzustimmen ,  sprach  aber  dabei  die  Ansicht  aus,  dass  die  beantragte 
Anwendung  des  projektierten  Grundsteuersystems  auf  Tirol  allein  nicht  als 
ein  blosser  Versuch  ohne  praktische  Folgen  zu  gelten,  sondern  das  Resultat 
der  dort  durchzuführenden  Arbeiten  daselbst  sofort  die  Grundlage  der  Be- 
steuerung zu  bilden  hätte.  Diese  Ansicht  des  Finanzministeriums  wurde  vom 
Antragsteller  selbst  und  der  ihm  folgenden  Minorität  der  Kommission  acceptiert, 
während  die  Majorität  derselben  darauf  beharrte,  dass,  wenn  schon  die  Plener- 
schen  Anträge  zur  Durchführung  gelangen  sollten,  die  Revision  des  Wert- 
katasters in  Tirol  nach  den  Grundsätzen  des  Reformprojektes  doch  nur  als 
Versuch  anzusehen  sei. 

Schliesslich  sprach  der  Präsident  der  Kommission  folgende  Meinung  aus : 
Wenn  der  stabile  Kataster  schon  im  ganzen  Staate  durchgeführt  wäre,  so  würde 
er  sich  unbedingt  gegen  jede  Neuerung  im  Grundsteuersysteme  aussprechen. 
Da  jene  Voraussetzung  aber  nicht  nur  dermalen  nicht  zutreffe,  sondern  im 
Gegenteile  ihre  Erfüllung  noch  in  sehr  weiter  Ferne  stehe,  und  überhaupt  nur 
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mit  einem  grossen  Kostenaufwande  möglich  sei,  so  könne  er  mit  Rücksicht 
darauf,  dass  nur  die  Erfahrung  lehren  könne,  welches  der  beideli  in  Verhand- 
lung gestandenen  Grundsteuersysteme  den  Vorzug  verdiene  —  vollkommen  sei 
zweifelsohne  keines  derselben  —  sich  nicht  entschliessen,  sich  für  das  eine  oder 
das  andere  definitiv  auszusprechen.  Daher  schliesse  er  sich  dem  nach  dem  Vor- 
schlage des  Finanzministeriums  modifizierten  Antrage  Pleners  an,  müsse  aber 
bemerken,  dass  die  Anwendung  der  für  den  stabilen  Kataster  vorgeschlagenen 
Verbesserungen  auf  die  Arbeiten  zur  Vollendung  des  stabilen  Katasters  in 
Galizien  bei  dem  Umstände,  als  die  Operationen  in  einem  Teile  dieses  Kron- 
landes bereits  beendet,  in  einem  anderen  weit  vorgeschritten  seien,  davon  ab- 
hängig gemacht  werden  müsse,  ob  der  Stand  der  Operationen  dies  zulassen  werde. 

So  endigten  denn  die  langwierigen  Verhandlungen  der  Kommission  über 
das  künftige  Grundsteuersystem,  ohne  dass  dieselbe  zu  einer  Einigung  übei 
dasselbe  gelangt  wäre. 

Um  vieles  glatter  verliefen  die  Verhandlungen  über  die  Reform  der 
übrigen  Teile  des  Systems  der  direkten  Steuern. 

Speziell  die  Verhandlung  über  die  Reform  der  Gebäudesteuer  bestand 
eigentlich  nur  in  der  Hervorhebung  der  Mängel  der  diesbezüglich  bestehenden 
PJinrichtungen,  an  welchen  aber  hierbei  der  Hauptsache  nach  nur  die  Ungleich- 
mässigkeit  der  Belastung,  welche  die  Gebäude,  je  nachdem  sie  in  die  Gruppe 
der  der  Zinssteuer  oder  der  der  Klassensteuer  unterliegenden  eingereiht  sind, 
trifft,  ausgestellt  wurde.  Von  dem  Reformvorschlage  des  Finanzministeriums 
wurde  hierbei  eigentlich  ganz  abstrahiert,  was  übrigens  nicht  Wunder  nehmen 
kann ,  da  derselbe  ja  ebenfalls  auf  dem  Gedanken  der  Einführung  eines  Wert- 
katasters beruhte  und  die  Frage,  ob  ein  solcher  einzuführen  sei,  ja  schon  bei 
der  Verhandlung  über  die  Grundsteuerreform  genugsam  erörtert  worden  war. 
Jedenfalls  aber  bewies  das  Vorgehen  der  Kommission,  dass  diese  hinsichtlich 
der  Gebäudesteuer  noch  weniger  für  den  Sprung  zum  Wertkataster  geneigt 
war,  wie  hinsichtlich  der  Grundsteuer. 

Bei  der  Schlussabstimmung  schieden  sich  die  Meinungen  über  diesen 
Gegenstand  in  folgender  Weise: 

1)  Eine  Gruppe  der  Kommission  —  zu  welcher  auch  v.  Wehli,  der 
auch  bei  den  Verhandlungen  über  die  Gebäudesteuer  wieder  eine  hervorragende 
Rolle  gespielt  hatte,  gehörte  —  empfahl  die  Beibehaltung  der  bestehenden  Unter- 
scheidung zwischen  Hauszins-  und  Hausklassensteuer,  jedoch  mit  grösserer  Aus- 
dehnung der  ersteren  und  angemessener  Erhöhung  der  letzteren.  Dieser  Meinung 
schloss  sich  die  Mehrheit  der  Kommission  an.  Dabei  ist  aber  zu  bemerken, 
dass  hierbei  von  keinem  der  Anhänger  dieser  Meinung  näher  angegeben  wurde, 
wie  die  Ausführung  ihres  Vorschlages  eigentlich  zu  denken  sei  —  ein  Mangel, 
der  diesen  vom  Finanzministerium  auch  vorgehalten  wurde. 

2)  Eines  der  Kommissionsmitglieder  empfahl  die  unveränderte  Beibehal- 
tung der  Hauszinssteuer  und  eine  solche  Umgestaltung  der  Hausklassensteuer, 
durch  welche  diese  den  verschiedenen  Verhältnissen  der  einzelnen  Kronländer 
angepasst  würde. 

3)  Ein  anderes  Kommissionsmitglied  beantragte,  dass  an  Stelle  der  Haus- , 
zinssteuer   eine   Besteuerung   der   betreffenden  Gebäude  nach   dem   Gebrauchs- 
werte einzuführen  wäre  und  die,    als  Bestandteile   von  Landwirtschaften  anzu- 
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sehenden  Häuser  gar  nicht  oder  höchstens  n)it  der  nach  ihrem  Areale  zu  be- 
messenden Grundsteuer  besteuert  werden  sollen. 

4)  Der  Präsident  sprach  sich  für  die  unveränderte  Beibehaltung  der 
Hauszinssteuer  und  für  die  Besteuerung  der  nicht  dieser  Steuer  zu  unterwerfen- 
den Gebäude  bloss  mit  der  nach  ihrem  Areale  zu  bemessenden  Grundsteuer  aus. 

Für  den  Vorschlag  des  Finanzministeriums  hatte  sich  im  Schosse  der 
Immediatkommission  überhaupt  keine  Stimme  erhoben. 

Der  Zuschlag  zur  Realsteuer  wurde  von  der  Kommission  ein- 
stimmig verworfen. 

Dagegen  sprach  sich  die  Kommission  in  Konsequenz  dieses  Beschlusses 
einstimmig  für  die  besondere  direkte  Besteuerung  der  Zinsen  von  Hypothekar- 
kapitalien mittels  der  Rentensteuer  aus.  Mit  dieser  Ansicht  erklärte  sich  das 
Finanzministerium  für  den  Fall,  dass  der  Zuschlag  nicht  durchzusetzen  sein 
sollte,  einverstanden. 

Was  die  Erwerb-  und  Rentensteuer  betrifft ,  so  war  die  Kommission  mit 
den  Grundsätzen  des  Refonnvorschlages  einverstanden;  es  ergab  sich  bei  der 
Debatte  hierüber  —  abgesehen  von  den  Erörterungen  in  betreff  der  bereits  bei 
der  Verhandlung  über  die  projektierte  Organisation  der  Steuerbehörden  und 
das  Kontingentierungsprinzip  behandelten  Gegenstände  —  nur  hinsichtlich 
folgender  Punkte  der  Reformanträge  eine  Diskussion: 

1.  üeber  die  Anregung  der  gutachtlich  befragten  Vertreter  der  Handels- 
kammern und  des  Gewerbevereins,  dass  bei  Gewerben  das  Existenzminimum 
steuerfrei  bleiben  solle ;  diese  Anregung  wurde  vom  Finanzministerium  bekämpft, 
während  die  Kommission  zu  keinem  Beschlüsse  darüber  gelangte. 

2.  Weiters  wurde  beantragt,  dass  Schriftsteller,  Künstler,  Aerzte,  Heb- 
ammen, Tierärzte  und  Lehrer  steuerfrei  gelassen  werden  sollen,  wenn  die  Ein- 
schätzung ihres  Einkommens  ein  unter  den  Minimalsatz  fallendes  Ergebnis  liefert; 
dieser  Antrag  wurde  von  der  Kommission  trotz  des  Widerspruchs  des  Finanz- 
ministeriums einstimmig  angenommen. 

3.  Ein  weiterer  Antrag  ging  dahin,  dass  für  die  ganze  Monarchie  ein 
und  derselbe  Minimaltarif  aufgestellt  und  dieser  in  das  Gesetz  selbst  aufge- 
nommen werden' solle;  gegen  den  ersten  Teil  dieses  Antrages  erhob  das  Finanz- 
ministerium keinen  ernsten  Widerspruch,  wohl  aber  gegen  den  zweiten;  bei 
der  Abstimmung  über  diesen  teilte  sich  die  Kommission  in  zwei  nahezu  gleich 
starke  Parteien. 

4.  Die  Vertreter  der  Handelskammer  und  des  Gewerbevereins  hatten 
den  Wunsch  ausgesprochen,  dass  Abfälle  und  Zuwächse  am  eingeschätzten  Ein- 
kommen, die  während  der  Steuerperiode  vorkämen,  nicht  erst  dann  berück- 
sichtigt werden  sollten,  wenn  sie  50  Prozent,  sondern  schon  dann,  wenn  sie 
25  Prozent  desselben  betrügen;  diesem  Antrage  stimmte  die  Kommission  gegen 
den  Widerspruch  des  Finanzministeriums  bei. 

5.  In  betreff  der  geplanten  Mitwirkung  der  Gemeindevorstände  beim  Be- 
messungsgeschäfte wurde  das  Bedenken  ausgesprochen,  dass  diesen  hierbei  zu  viel 
zugemutet  werden  könnte;  die  Kommission  gab  sich  aber  mit  den  diesbezüglich 
vom  Finanzministerium  abgegebenen  beruhigenden  Erklärungen  zufrieden. 

6.  Endlich  wurde  die  Besorgnis  ausgesprochen,  dass  die  ganze  Reform 
nur   auf  eine   Erhöhung    der   Steuerlast  hinauslaufe;    auch   hier  gab   sich   die 
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Kommission  aber  wieder  mit  den  Erklärungen  des  Finanzministeriums  —  welches 
jener  Besorgnis  mit  dem  Hinweise  auf  das  beantragte  Kontingentierungssystem 
entgegentrat  —  zufrieden. 

Eine  besondere  Verhandlung  galt  der  Besteuerung  der  Berg-  und 
Hüttenwerke.  Zur  Vorberatung  über  diesen  Gegenstand  wurde  von  der 
Kommission  wieder  ein  eigenes  Komitee  eingesetzt,  dem  auch  Fachmänner  aus 
dem  Bergbauwesen  beigezogen  wurden.  Eine  wesentliche  Aenderung  an  dem 
hier  in  Betracht  kommenden  Teile  des  Reformprojektes  wurde  aber  nicht  be- 
schlossen. 

Was  die  Besteuerung  des  Dienst-  und  Lohneinkommens  betrifft, 
so  stiess  in  erster  Linie  das  Prinzip  der  unbedingten  Steuerpflicht  aller  hier 
in  Betracht  kommenden  Personen  auf  lebhafte  Opposition,  die  wieder  vom 
ersten  Vertreter  des  Ministeriums  des  Innern  ausging.  Derselbe  setzte  es  auch 
durch,  dass  der  Präsident  und  sämtliche  Mitglieder  der  Kommission  sich  für 
ein  steuerfreies  Minimaleinkommen  aussprachen.  Geteilt  waren  die  Meinungen 
innerhalb  der  Kommission  nur  über  die  Fragen,  ob  das  steuerfreie  Minimal- 
einkommen mit  dem  gleichen  Ausmasse  für  das  ganze  Reich  festgesetzt  werden 
solle  und  wie  hoch  dasselbe  zu  bemessen  sei.  Die  Majorität  sprach  sich  für 
die  allgemeine  Freilassung  aller  nicht  mehr  als  400  fl.  betragenden  Einkommen 
aus.  während  die  Minorität  es  den  Landeskommissionen  überlassen  wollte,  die 
Höhe  des  steuerfreien  Einkommens  innerhalb  des  Spielraums  zwischen  400  und 
600  fl.  festzustellen.  Das  Finanzministerium  erklärte  aber,  dass  es  im  Falle 
des  Durchdringens  des  Antrages  der  Kommission  den  Antrag  auf  Besteuerung 
mittels  Selbstschätzung  und  BoUettenlösung  zurückziehen  und  an  den  bestehen- 
den Einrichtungen  in  betreff"  der  Vorschreibung  der  Einkommensteuer  IL  Klasse 
festhalten  müsste.  Die  Kommission  einigte  sich  über  diese  Erklärung  dahin, 
dass  das  dermalige  Verfahren  bei  der  in  Rede  stehenden  Steuerart  beibehalten 
und  dem  Finanzministerium  überlassen  werden  solle,  die  nötigen  Verbesserungen 
zum  Zwecke  eines  einfacheren  und  schnelleren  Verfahrens  vorzuschlagen.  Auch 
in  betreff  der  Haftung  des  Dienstgebers  sprach  die  Kommission  sich  für  die  Bei- 
behaltung der  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  aus.  Mit  der  Anwendung 
eines  skalamässigen  Tarifs  zur  Durchführung  der  Steuerbemessung  war  die  Kom- 
mission ebenfalls  einverstanden,  doch  waren  die  Meinungen  darüber  geteilt,  ob 
der  Tarif  in  das  Gesetz  selbst  oder  in  die  Steuerausschreibung  für  jede  Steuer- 
periode aufzunehmen  sei.  Schliesslich  einigte  man  sich  dahin,  dass  in  das 
Gesetz  nur  die  Grundsätze  für  die  Bildung  des  Tarifs  aufgenommen  werden 
sollen,  die  Herstellung  desselben  im  Detail  aber  dem  Finanzministerium  zu 
überlassen  sei;  hiermit  erklärte  sich  auch  das  Finanzministerium  einverstanden. 

Eine  abgesonderte  Regelung  sollte  nach  den  Reformvorschlägen  in  Hin- 
kunft die  Besteuerung  der  Bezüge  der  Beamten  aus  Staats-  und  öffentlichen 
Fonden,  dann  des  Einkommens  der  Geistlichkeit  finden.  Diese  Schaffung  eines 
besonderen  Gesetzes  für  die  Besteuerung  des  Diensteinkommens  dieser  Kategorien 
von  Steuerpflichtigen  wurde  aber  von  der  Immediatkommission ,  welche  dies 
Einkommen  als  ein,  ebenso  wie  die  anderen  Lohnbezüge,  in  die  II.  Klasse  der 
Erwerbsteuer  gehöriges  betrachtete,  vei"worfen,  ohne  dass  seitens  des  Finanz- 
ministeriums hiergegen  ernstlich  opponiert  worden  wäre. 

Dagegen  wurde  ernstlich  erörtert,  ob  die  Staatsbeamten,  Militärpersonen 
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und  Geistlichen  hinsichtlich  ihres  Diensteseinkommens  überhau^jt  für  steuerpflichtig 
erklärt  werden  sollen  oder  nicht.  Hinsichtlich  der  Staatsbeamten  und  Militär- 
personen waren  die  Meinungen  geteilt,  doch  war  hinsichtlich  der  ersteren  die 
Stimmung  mehr  für  die  Steuerpflicht,  hinsichtlich  der  letzteren  dagegen  mehr 
für  die  Steuerfreiheit;  in  betreff  der  Geistlichkeit  dagegen  wurde  einstimmig  die 
Steuerpflicht  acceptiert,  jedoch  nur  für  dasjenige  Einkommen  derselben,  welches 
nicht  schon  durch  eine  andere  direkte  Steuer  getrofi'en  sei. 

Weiters  sprach  die  Kommission  sich  dafür  aus,  dass  ausser  den  vom 
Finanzministerium  vorgeschlagenen  Befreiungen  von  der  Erwerbsteuer  II.  Klasse 
auch  noch  eine  solche  für  Abfertigungen  und  Remunerationen  statuiert  wer- 
den sollte. 

In  betreff  der  Rentensteuer  wurden  die  Anträge  des  Finanzministeriums 
angenommen,  jedoch  mit  einigen  Aenderungen,  nämlich 

1.  Die  Kommission  sprach  sich  trotz  des  Widerspruchs  des  Finanz- 
ministeriums dafür  aus,  dass  jenes  Einkommen  der  Vereine,  welches  aus  solchen 
Erwerbsquellen  derselben  stamme,  die,  ohne  mit  den  Vereinszwecken  in  not- 
wendigem Zusammenhange  zu  stehen,  bereits  durch  eine  andere  Steuer  getroffen 
sind,  von  der  Rentensteuer  frei  zu  lassen  sei. 

2.  Die  Kommission  sprach  sich  neuerlich  dafür  aus,  dass  die  Zinsen  von 
hypothezierten  Kapitalien  direkt  durch  den  Bezugsberechtigten  zu  versteuern 
seien;  dagegen  wurde  das  Verlangen  der  Vertreter  der  Handelskammern  und  des 
Gewerbevereins  nach  eben  solcher  Behandlung  der  in  industriellen  und  Handels- 
unternehmungen angelegten  fremden  Kapitalien  —  resp.  Einräumung  des  Rechtes 
der  Ausscheidung  der  Passivzinsen  aus  dem  steuerbaren  Einkommen  zu  gunsten 
der  Handels-  und  Gewerbetreibenden  —  über  den  dagegen  von  seite  des  Finanz- 
ministeriums erhobenen  Widerspruch  durch  die  Kommission  abgelehnt  —  aller- 
dings nicht,  ohne  dass  eines  der  Kommissionsmitglieder  —  v.  Wehli  —  darauf 
aufmerksam  gemacht  hätte,  dass  dann  die  Gläubiger  steuerfrei  bleiben  würden. 

3.  In  betreff  der  beim  rentensteuerpflichtigen  Einkommen  während  der 
Steuerperiode  eintretenden  Abfälle  und  Zuwächse  beschloss  die  Kommission, 
dass  dieselben  an  der  vorgeschriebenen  Steuer  erst  dann  eine  Aenderung  be- 
wirken sollten,  wenn  sie  wenigstens  25  Prozent  des  versteuerten  Einkommens 
betrügen. 

4.  Unter  Zustimmung  des  Finanzministeriums  beantragte  die  Kommission,. 
dass  die  bereits  bestehenden  Befreiungen  von  der  Einkommensteuer  künftig  auch 
gegenüber  der  an  die  Stelle  derselben  tretenden  Rentensteuer  gelten  sollten. 

In  betreff  der  für  Uebertretungen  der  Steuervorschriften  künftig  einzu- 
führenden Strafbestimmungen  wurden  die  Anträge  des  Finanzministeriums 
acceptiert. 

Auch  in  betreff  der  Form  der  zu  schaffenden  neuen  Steuernormeu  gab 
es  Meinungsverschiedenheiten  und  Erörterungen.  Das  Finanzministerium  wollte 
unterscheiden  zwischen  dem  durch  ein  kaiserliches  Patent  kundzumachenden 
Gesetze  und  der  in  die  Form  einer  einfachen  kaiserlichen  Verordnung  zu  kleiden- 
den Vollzugsvorschrift.  Ersteres  sollte  die  Grundsätze  der  neuen  Steuerinsti- 
tutionen, letztere  alle  Details  derselben  enthalten.  Ein  Teil  der  Kommission 
war  hiermit  einverstanden;  der  andere  dagegen,  welchem  sich  auch  der  Präsident 
anschloss,  erklärte,   dass  nur  zwischen  dem  für  die  Steuerp nichtigen  geltenden 
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Gesetze  und  der  für  die  mit  dem  Vollzuge  betrauten  Organe  bestimmten  In- 
struktion unterschieden  werden  dürfe;  alle  Bestimmungen,  welche  Pflichten  und 
Rechte  der  Steuerträger  normieren,  seien  aus  der  Vollzugsvorschrift  in  das 
Gesetz  zu  übertragen,  aus  welchem  dafür  alle  —  im  Entwürfe  des  Knanz- 
ministeriums  enthaltenen  —  theoretischen  Erörterungen  auszuscheiden  seien. 

Der  Bericht,  welchen  der  Präsident  der  Kommission  über  das  Resultat 
der  Beratungen  derselben  an  den  Kaiser  erstattete,  trägt  das  Datum:  26.  Mai 
1860.  Dieser  Bericht  ist  in  der  Hauptsache  eine  gedrängte  Darstellung  des 
Ganges  der  Verhandlungen  der  Kommission,  sowie  der  Ansichten  des  Präsidenten 
über  jeden  einzelnen  der  während  derselben  zur  Sprache  gekommenen  Punkte ; 
den  Schluss  des  Berichtes  bilden  die  Anträge  des  Präsidenten  über  die  in  betreff 
der  Steuerreform  weiterhin  zu  treffenden  Verfügungen. 

In  diesen  Schlussanträgen  erklärte  der  Präsident,  dass  die  Resultate  der 
stattgefundenen  Verhandlungen  schon  mit  Rücksicht  auf  die  mittlerweile  statt- 
gefundene Kreierung  des  verstärkten  Reichsrates  zur  definitiven  kaiserlichen 
Schlussfassung  nicht  geeignet  seien.  Üebrigens  sei  der  Stand  der  Verhandlung 
ein  derartiger,  dass  die  Resultate  derselben  nicht  einmal  dem  Reichsrate  vor- 
gelegt werden  können.  Bevor  dies  geschehe,  sei  vor  allem  dafür  zu  sorgen, 
dass  nicht  die  einzelnen  Ministerien  sich  wieder  derart  bekämpfen,  wie  dies 
während  der  Beratungen  der  Kommission  der  Fall  war.  Auch  könne  an  die 
Verhandlung  der  Reformanträge  im  Reichsrate  nicht  gegangen  werden ,  so- 
lange derselbe  nicht  durch  die  von  der  Bevölkerung  zu  wählenden  Mitglieder 
ergänzt  sei,  dann  solange  nicht  die  Gemeinden  definitiv  organisiert  und  die 
Landesvertretungen  aktiviert  seien.  Ueberdies  könne  dem  neuen  Finanzminister 
nicht  wohl  zugemutet  werden,  einen  nicht  von  ihm  entworfenen  und,  nach 
seinem  Verhalten  während  der  Kommissionsberatungen  von  ihm  nicht  durchaus 
gebilligten  Gesetzentwurf  im  Reichsrate  zu  vertreten.  Endlich  müsste  der  vor- 
liegende Gesetzentwurf  schon  mit  Rücksicht  auf  die  durch  das  Finanzministerium 
selbst  während  der  Kommissionsberatungen  zugestandenen  Aenderungen  desselben 
umgearbeitet  werden,  ehe  er  dem  Reichsrate  vorgelegt  werden  könnte.  Dem- 
gemäss  beantragte  der  Präsident  zum  Schlüsse,  der  Kaiser  möge  nunmehr  die 
ganze  Verhandlung  dem  Finanzminister  mit  der  Anordnung  übergeben,  über 
die  Steuerreform  auf  Grund  neu  anzufertigender  und  vorher  in  der  Minist'er- 
konferenz  zu  beratender  Vorlagen  dann  neue  Anträge  zu  stellen,  wenn  der  ver- 
stärkte Reichsrat  definitiv  konstituiert,  die  Gemeinden  neu  organisiert  und  die 
Landesvertretungen  aktiviert  sein  werden.  In  betreff  der  diesen  Vorlagen  zu 
Grunde  zu  legenden  Hauptprinzipien  möge  der  Kaiser  anordnen,  dass  hierbei 
von  dem  Prinzipe  der  Selbstschätzung  durch  die  Steuerträger  und  der  Kontin- 
gentierung auszugehen  sei.  Ausserdem  wurde  dem  Kaiser  durch  den  Bericht- 
erstatter die  Annahme  der  von  ihm  schon  in  der  Kommission  in  Antrag  ge- 
brachten provisorischen  Anordnungen  in  betreff  der  künftigen  Regelung  der 
Grundsteuer  empfohlen. 

Noch  während  der  Dauer  der  Verhandlungen  der  Immediatkommission 
hatte  das  Finanzministerium  es  sich  angelegen  sein  lassen,  die  Oeffentlichkeit 
mit  seinen  Steuerreformvorschlägen  bekannt  zu  machen.  Zu  diesem  Zwecke 
erschien  in  der  offiziösen  Wochenschrift  „Austria"  eine  Serie  von  Aufsätzen, 
welche  den  Sektionsrat  des  Finanzministeriums ,  Höfken,  zum  Verfasser  hatten 
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und  eine  Darstellung,  sowie  Begründung  der  den  Beratungen  der  Kommission 
zu  Grunde  gelegten  Vorschläge  des  Finanzministeriums  enthielten.  Dieselben 
wurden  später  auch  noch  gesammelt  und  überarbeitet  und  sodann  in  einem, 
gleichzeitig  mit  der  Beendigung  der  Thätigkeit  der  Kommission  erschienenen, 
vom  Finanzministerium  selbst  wiederholt  als  halboffiziell  anerkannten  und  auch 
durch  die  Staatsdruckerei  herausgegebenen,  aber  den  Namen  des  Verfassers 
tragenden  Buche  unter  dem  Titel:  ,Die  Reform  der  direkten  Besteuerung  in 
0 esterreich  auf  Grund  der  Anträge  des  Finanzministeriums"  veröffentlicht. 

Ausserdem  liess  Finanzminister  v.  Flener  im  Anschlüsse  an  den  Schluss- 
antrag des  Präsidenten  der  Immediatkommission ,  um  einen  ersten  Schritt  auf 
der  durch  diesen  angedeuteten  Bahn  weiterer  Verhandlungen  über  die  Steuer- 
reform zu  machen,  behufs  besserer  Orientierung  des  Publikums  über  das  Wesen 
der  Reformvorschläge  eine  offizielle  Druckschrift  zusammenstellen,  welche  ausser 
einer  Darstellung  des  Inhaltes  dieser  Vorschläge  auch  eine  solche  der  dagegen 
innerhalb  der  Immediatkommission  vorgebrachten  Einwendungen,  der  infolge 
derselben  an  jenen  durch  das  Finanzministerium  vorgenommenen  Modifikationen 
und  der  zur  Widerlegung  der  unberücksichtigt  gebliebenen  Einwendungen  seitens 
des  Finanzministeriums  vorgebrachten  Argumente  lieferte.  Auch  dieses  Buch  er- 
schien noch  im  Jahre  1860  und  zwar  unter  dem  Titel :  „Die  direkten  Steuern  in 
Oesterreich  und  ihre  Reform.     Herausgegeben   vom   k.  k.  Finanzministerium." 

Der  Vortrag  des  Grafen  Hartig  über  das  Resultat  der  Thätigkeit  der 
Immediatkommission  wurde  vom  Kaiser  durch  ein  Handbillet  an  den  Finanz- 
minister V.  Plener  vom  7.  Februar  1861  erledigt,  in  welchem  es  hiess:  „Ueber 
die  ....  Steuerreform  ....  ist  mit  Rücksichtnahme  auf  die  Modifikationen, 
welche  das  Finanzministerium  bei  der  bestandenen  Immediatkommission  teils 
selbst  angetragen,  teils  zugestanden  hat,  eine  neue  Vorlage  zu  bilden,  in  welcher 
die  Frage  über  die  Einrichtung  des  Grundsteuerkatasters  in  anbetracht  der  nach- 
stehenden Verfügung  der  späteren  Entscheidung  vorzubehalten  ist.  In  dieser 
Vorlage,  welche  der  verfassungsmässigen  Behandlung  durch  den  gesamten  Reichs- 
rat zu  unterziehen  sein  wird,  ist  von  dem  Grundsatze  auszugehen,  dass  in  Zu- 
kunft die  Ausschreibung  der  Grund-,  Gebäude-  und  Erwerbsteuer  nach  Länder- 
quoten stattzufinden  hat,  deren  Verteilung  im  Inneren  jedes  Kronlandes  im 
Wege  zweckmässiger  organischer  Einrichtungen  und  unter  Staatskontroi e  den 
Vertretern  der  Steuerträger  selbst  überlassen  bleiben  soll. 

Der  Grundertragskataster  von  Niederösterreich  ist  nach  den  Verbesserungs- 
anträgen der  Immediatkommission,  der  in  Tirol  bestehende  Wertkataster  jedoch 
nach  den  vom  Finanzministerium  beantragten  Grundsätzen  der  Revision  zu  unter- 
ziehen. Die  in  beiden  Richtungen  zu  verfassenden  Revisionsinstruktionen  sind 
den  betreffenden  Landesvertretungen  mitzuteilen  und  deren  Anträge  dem  Kaiser 
zur  Schlussfassung  vorzulegen.  In  jenen  Kronländern,  in  welchen  die  Katastral- 
schätzungsoperationen  bereits  im  Zuge  sich  befinden,  sind  gleichwohl  die  Ver- 
besserungsanträge der  Immediatkommission  in  Anwendung  zu  bringen.  Auf  Grund 
der  in  diesem  Wege  zu  vervollständigenden  Erfahrungen  wird  ein  allgemeines 
Katastergesetz  seinerzeit  auszuarbeiten  und  in  Vorlage  zu  bringen  sein." 

Hiermitwar  der  Antrag  des  Präsidenten  der  Immediatkommission  an  höchster 
Stelle  vollständig  zur  Annahme  gelangt.  Trotzdem  gelangte  er  niemals  zur  Reali- 
.sierung.  obwohl  in  den  nächsten  Jahren  noch  einige  Anläufe  hierzu  gemacht  wurden. 
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Mit  obigem  kaiserlichen  Handschreiben  hatte  die  Behandlung  der  Steuer- 
reform als  eine  bloss  innerhalb  der  Regierungsbüreaus  zu  erörternde  Angelegen- 
heit ihr,  durch  die  mittlerweile  erfolgte  Einführung  des  Konstitutionalismus  in 
Oesterreich  naturgemäss  herbeigeführtes  Ende  erreicht.  Mit  dem  Beginne  der 
Thätigkeit  des  Parlamentes  trat  selbstverständlich  auch  die  Steuerreform  in 
die  Reihe  der  im  parlamentarischen  Wege  zu  behandelnden  Agenden  ein  und 
damit  aus  dem  Bereiche  des  Amtsgeheimnisses  in  das  der  Oeffentlichkeit. 


D.   Die  ersten  parlamentarisch  behandelten  Steuerreform- 
projekte ^). 

(Die  Eeformvessuche  v.  Pleners.) 
A.  Das  erste  Gesetz  über  die  Reform  der  Grundsteuer. 

Kaum  hatten  in  Oesterreich  die  ersten  Regungen  des  parlamentarischen 
Lebens  begonnen,  als  auch  schon  die  Steuerreform  an  die  Pforten  des  Reichs- 
rates pochte. 

Die  erste  auf  diese  Angelegenheit  bezügliche  Gesetzesvorlage,  welche  — 
schon  im  Jahre  1862  —  seitens  der  Regierung  der  Erledigung  im  verfassungs- 
mässigen Wege  zugeführt  wurde,  bestand  im  Entwürfe  eines  Gesetzes  über  die 
Revision  des  stabilen  Grundsteuerkatasters,  welches  mit  der  Geltung  für  alle 
österreichischen  Kronländer  mit  Ausnahme  von  Galizien,  Bukowina,  Tirol  und 
Vorarlberg  erlassen  werden  sollte. 

Dieser  Gesetzentwurf  verfolgte  lediglich  den  Zweck  der  Beseitigung  der 
zwischen  den  einzelnen  Kronländern  und  auch  innerhalb  einiger  derselben 
durch  die  in  verschiedenen  Zeiträumen  erfolgte  Einführung  des  stabilen  Ka- 
tasters verursachten  Ungleichmässigkeiten  in  der  Grundbesteuerung.  Daher 
sollte  die  Revision  des  Katasters  auch  nach  den  Grundsätzen  des  kaiserlichen 
Patentes  vom  23.  Dezember  1817  erfolgen.  Der  Veranschlagung  des  Natural- 
erti'ages  in  Geld,  sowie  der  Berechnung  des  Kulturaufwandes  sollten  die  be- 
treffenden Durchschnittspreise  der  Periode  von  1839  bis  incl.  1858  zu  Grunde 
gelegt  werden.  Bei  der  Revision  sollten  auch  die  seit  der  Einführung  des 
stabilen  Katasters  eingetretenen  Aenderungen  in  den  Kulturgattungen  berück- 
sichtigt werden. 

Bei  der  Revision  sollten  die  Gemeinden  und  Bezirke  durch  von  ihnen 
zu  wählende  Ausschüsse  mitwirken ;  auch  die  Landesausschüsse  sollten  sich  an 
den  das  Land  betreffenden  Verhandlungen  durch  Abgeordnete  beteiligen. 

Nach  vollendeter  Revision  sollte  die  Grundsteuer  unter  Vorbehalt  der 
etwa  notwendig  werdenden  Ausgleichungen  zwischen  den  einzelnen  Kronländern 
im  Reklamationswege  sofort  auf  Grund  der  Revisionsergebnisse  umgelegt  werden. 

In  die  mit  dem  in  Rede  stehenden  Gesetzentwurfe  geplante  Revision 
sollte  auch  die  mit  dem  oben  angeführten  kaiserlichen  Kabinettsschreiben  vom 
7.  Februar  1861  für  Niederösterreich  angeordnete  Revision  der  Grundertrags- 
schätzung mit  einbezogen  werden. 


1)  Dieser  und  die  folgenden  Teile  unserer  Darstellung  beralien  auf  den  Publikationen 
des  österreichischen  Reichsrats. 
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An  diesem  Gesetzentwürfe  wurden  durch  den  mit  der  Vorberatung  des- 
selben betrauten  Ausschuss  des  Abgeordnetenhauses  mehrere,  zum  Teile  sehr 
wesentliche  Aenderungen  vorgenommen. 

Eine  derselben  bestand  in  der  Ausdehnung  des  Umfanges  der  beabsich- 
tigten Revision  auch  auf  jene  Ungleichmässigkeiten ,  welche  durch  irrige  Er- 
hebungen verursacht  worden  waren. 

Weiters  beantragte  der  Ausschuss,  dass  bei  der  Revision  die  bei  der 
ursprünglichen  Schätzung  festgestellten  Landespreistarife  des  Jahres  1824  zur 
Grundlage  der  Veranschlagung  des  Ertrages  und  der  Berechnung  des  Kultur- 
aufwandes gemacht  werden  sollten  und  dass  eine  Vermehrung  der  bestehen- 
den Abstufungen  von  den  niedrigsten  bis  zu  den  höchsten  Preisen  zulässig 
sein  sollte. 

Bei  der  Revision  sollte  auch  erhoben  werden,  ob  die  der  ursprünglichen 
Ertragsausmittlung  zu  Grunde  liegenden  Ansätze  dem  dermaligen  Bestände 
entsprechen ,  dann  ob  und  welche  Aenderungen  in  der  gemeindeüblichen  Be- 
wirtschaftungsweise und  Benützungsart  der  Gründe,  sowie  in  deren  Ertrags- 
klassen seit  der  Durchführung  des  stabilen  Katasters  eingetreten  seien. 

Weiters  wurde  die  Art  der  Mitwirkung  der  Gemeinde-  und  Landesaus- 
schüsse bei  der  Revision  genauer  spezifiziert. 

In  jenen  Kronländern,  in  welchen  die  Operationen  zum  Behufe  der 
Einführung  des  Grundertragskatasters  noch  im  Zuge  waren,  sollte  deren 
weitere  Durchführung  nach  den  Bestimmungen  des  zu  schaffenden  Gesetzes 
erfolgen. 

Dieser  Gesetzentwurf  stiess  bei  der  Beratung  im  Plenum  des  Abgeord- 
netenhauses auf  heftige  Opposition.  Die  J]inwendungen  gegen  denselben  waren 
mannigfacher  Art.  Einige  Redner  bekämpften  ihn,  weil  er  keine  radikale 
Steuerreform  enthielt,  andere,  weil  er  nur  einen  Teil  das  Staates  umfasste, 
wieder  andere ,  weil  sie  von  der  Revision  eine  Erhöhung  der  Grundsteuerlast 
besorgten,  oder  weil  sie  die  Einführung  des  Wertkatasters  wünschten.  Den 
Schluss  der  mehrtägigen  Generaldebatte  bildete  eine  Rede  des  Finanzministers, 
in  welcher  derselbe  unter  Akkomodierung  an  den  Ausschussantrag  den  wich- 
tigsten der  Einwendungen,  welche  gegen  den  in  Rede  stehenden  Gesetzentwurf 
vorgebracht  worden  waren,  entgegentrat.  Er  bemerkte,  dass  dieser  Gesetzent- 
wurf vor  der  Einleitung  der  auch  von  ihm  als  notwendig  anerkannten  allge- 
meinen Reform  der  direkten  Steuern  eingebracht  wurde,  weil  diese  Reform 
voraussichtlich  eine  längere  Zeit  in  Anspruch  nehmen  werde ,  die  Beseitigung 
der  bestehenden  Ungleichmässigkeiten  bei  der  Umlegung  der  Grundsteuer  aber 
dringend  sei  und  keinen  weitei-en  Aufschub  dulde ;  bei  Gelegenheit  der  allge- 
meinen Steuerreform  werde  auch  über  die  Frage:  ob  ein  Ertrags-  oder  ein 
Weiikataster •  vorzuziehen  sei,  entschieden  werden.  Die  beabsichtigte  Steuer- 
erhöhung werde  von  den  Betroffenen  eintragen  werden  können.  Von  der  ge- 
planten Revision  seien  einige  Kronländer  deshalb  ausgeschlossen  worden,  weil 
es  sich  nur  um  eine  Revision  des  stabilen  Katasters  in  den  bereits  katastrierten 
Ländern  —  deren  Grunderträge  eben  infolge  des  Umstandes,  dass  der  Schätzung 
derselben  in  grossen  Gebieten  aus  älteren  Zeiten  stammende  und  deshalb  sehr 
niedrige  Preise  zu  Grunde  gelegt  wurden,  vielfach  zu  niedrig  katastriert 
seien  —  handle,  eine  solche  aber  naturgemäss   in  den  noch  nicht  katastrierten 
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Ländern  —  diese  seien  eben  die  von  der  Wirksamkeit  des  eingebrachten  Ge- 
setzentwurfes ausgeschlossenen  —  naturgemäss  nicht  möglich  sei. 

Das  Resultat  der  Verhandlung  bestand  in  der  Annahme  eines  Antrages, 
dass  der  Gesetzentwurf  einem  neuen  Ausschusse  mit  der  Aufforderung  zuge- 
wiesen werde,  denselben  derart  umzuarbeiten,  dass  darein  auch  die  Grundsätze 
für  die  einzelnen,  zur  Durchführung  der  Revision  erforderlichen  Operationen 
aufgenommen  würden,  wobei  die  Arbeiten  der  Immediatkommission  berück- 
sichtigt werden  sollten;  zugleich  wurde  das  Ministerium  aufgefordert,  die  im 
Zuge  befindlichen  Katastralschätzungsoperationen  bis  zum  Eintritte  der  Wirk- 
samkeit des  zu  erlassenden  neuen  Gesetzes  zu  sistieren  und  die  zur  Durchfüh- 
rung desselben  notwendigen  Instruktionen  dem  Ausschusse  sofort  bei  der  Wieder- 
beratung des  Gesetzentwurfes  vorzulegen. 

Zur  Fertigstellung  des  neuen  Gesetzentwurfes  kam  es  nie.  Einige  Zeit 
nach  der  Fassung  des  obigen  Beschlusses  erklärte  der  Obmann  des  zur  Aus- 
führung desselben  gewählten  Ausschusses  unter  Zustimmung  des  Finanzministers 
im  Abgeordnetenhause,  dass  der  Ausschuss  die  Ausführung  der  ihm  übertra- 
genen Aufgabe  sistieren  zu  sollen  glaube,  weil  der  Finanzminister  bei  Gelegen- 
heit der  eben  stattfindenden  Budgetdebatte  erklärt  hatte,  dass  mit  Beginn  der 
nächsten  Session  von  der  Regierung  ein  für  alle  Königreiche  und  Länder  be- 
stimmter umfassender  Gesetzentwurf  über  die  Reform  der  Grundbesteuerung 
und  die  Behebung  des  diesbezüglich  bestehenden  Ungleichheiten  werde  einge- 
bracht werden. 

Hiermit  endigten  die  Verhandlungen  über  den  ersten  seitens  der  Regie- 
rung dem  Reichsrate  vorgelegten  Gesetzentwurf  in  Angelegenheit  der  Reform 
der  direkten  Steuern. 

B.  Das  erste  umfassende  Reformprojekt  v.  Pleners. 

Bald  nach  Beginn  der  Reichsratssession  1863/64  löste  Finanzminister 
V.  P 1  e  n  e  r  seine  obenerwähnte  Zusage  ein ;  ja  er  überbot  dieselbe  noch  um 
ein  Bedeutendes.  Er  brachte  nämlich  im  bezeichneten  Zeitpunkte  nicht  nur 
einen  neuen  Gesetzentwurf  über  die  Regelung  der  Grundsteuer,  sondern  zugleich 
auch  Gesetzentwürfe  über  die  Neugestaltung  der  Gebäude-  und  Erwerbsteuer, 
sowie  über  die  Einführung  der  Rentensteuer  und  einer  ausserordentlichen  Per- 
sonal-, Luxus-  und  Klassensteuer  im  Reichsrate  ein. 

1.    Grundsteuer. 

Der  Grundsteuer  sollten  in  Hinkunft  alle  im  Wege  der  „landwirtschaft- 
lichen Bodenkultur"  benutzbaren  —  wenn  auch  nicht  wirklich  benutzten  — 
, Grundoberflächen "  unterliegen.  Befi-eit  von  der  Grundsteuer •  sollten  sein: 
sterile  Flächen,  Strassen,  natürliche  Gewässer,  Staatseisenbahnen  und  Beerdi- 
gungsplätze. 

Als  Zweck  der  Grundertragsschätzung  wurde  im  Gesetze  bezeichnet:  die 
Feststellung  des  Reinertrages  von  den  der  Grundsteuer  unterliegenden  Objekten 
und  zwar  bezirksweise  nach  Kulturgattungen  und  den  nach  den  im  Bezirke 
herrschenden  Ertragsverhältnissen  aneinander  gereihten  Kultursklassen ;  die 
Maximalzahl  der  zulässigen  Bonitätsklassen  war  zwölf 
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Als  Reinertrag  der  der  Grundsteuer  unterliegenden  Objekte  sollte  „der 
bei  gewöhnlicher  Bewirtschaftung  nach  Abzug  der  Kulturaufwandskosten  vom 
Rohertrage  sich  nachhaltig  ergebende  Ueberschuss"  angesehen  werden.  Die 
auf  den  Grundstücken  bleibend  haftenden  Lasten  und  Abgaben,  dann  die  damit 
verbundenen  Rechte  sollten  bei  der  P^rtragsschätzung  ausser  acht  bleiben;  da- 
gegen sollte  den  Besitzern  der  auf  diese  Art  belasteten  Grundstücke  das  Recht 
vorbehalten  werden,  von  den  Bezugsberechtigten  die  Vergütung  des  entspre- 
chenden Teiles  der  Grundsteuer  zu  beanspruchen.  Auch  die  bestehenden  Eigen- 
tumsverhältnisse und  der  etwaige  wirtschaftliche  Zusammenhang  der  Grund- 
stücke mit  anderen  Grundstücken  oder  gewerblichen  Anlagen  sollte  bei  der 
Ertragsschätzung  nicht  berücksichtigt  werden. 

Die  oberste  Leitung  der  Schätzung  sollte  dem  Finanzminister  übertragen 
werden,  dem  hierbei  ein  von  ihm  zu  wählender  Beirat  von  zehn  bis  zwölf 
sach-,  orts-  und  länderkundigen  Vertrauensmännern  mit  bloss  beratender  Stimme 
zur  Seite  stehen  sollte. 

Unmittelbar  unter  dem  Finanzminister  sollten  Zentralinspektoren  die 
Ausführung  der  Arbeiten  überwachen  und  insbesondere  für  einen  gleichmässigen 
Vorgang  in  den  verschiedenen  Ländern  Soi'ge  tragen. 

Für  jedes  Kronland  sollte  eine  Landeskommission  unter  einem  vom 
Finanzminister  zu  ernennenden  Vorsitzenden  gebildet  werden,  deren  Mitglieder 
zur  Hälfte  vom  Landtage  gewählt  und  zur  Hälfte  vom  Finanzminister  ernannt 
werden  sollten;  eines  der  der  letzteren  Hälfte  angehörenden  Kommissionsmit- 
glieder sollte  vom  Finanzminister  zum  Referenten  bestellt  werden.  Dem  Vor- 
sitzenden sollte  das  Recht  zustehen ,  Beschlüsse  der  Kommission ,  mit  denen  er 
nicht  einverstanden  war,  mit  seinem  Gutachten  dem  Finanzminister  zur  Ent- 
scheidung vorzulegen.  Die  unmittelbare  Ueberwachung  der  Schätzungsarbeiten 
sollte  sog.  Schätzungsoberinspektoren  übertragen  werden. 

Unter  den  Landeskommissionen  sollten  Bezirkskommissionen  fungieren. 
Diese  sollten  je  aus  einem  Vorsitzenden,  zwölf  Grundsteuerträgern  des  Bezirkes 
und  einem  Schätzungskommissär  bestehen.  Die  Hälfte  der  Mitglieder  sollte 
der  Vorsitzende  der  Landeskommission  und  zwar  wieder  je  zur  Hälfte  aus  dem 
Stande  der  bäuerlichen  Grundbesitzer  und  aus  dem  der  Grossgrundbesitzer  er- 
nennen. Die  andere  Hälfte  sollte  zur  Hälfte  aus  von  den  Gemeindevorständen 
des  Bezirkes  gewählten  Bauern,  zur  anderen  Hälfte  aus  vom  Landtage  ge- 
wählten Grossgrundbesitzern  bestehen.  Der  Schätzungskommissär  sollte  als  Re- 
ferent fungieren,  aber  ebensowenig  ein  Stimmrecht  haben,  wie  der  Vorsitzende. 
Wenn  aber  einer  von  diesen  beiden  mit  einem  Kommissionsbeschlusse  nicht 
einverstanden  war,  so  sollte  dieser  sistiert  und  mit  dem  Gutachten  des  Vor- 
sitzenden versehen  der  Landeskommission    zur  Entscheidung  vorgelegt  werden. 

Für  die"  Gleichmässigkeit  im  Vorgehen  der  Bezirkskommissionen  sollten 
eigene  Schätzungsinspektoren  sorgen,  deren  je  einer  für  mehrere  Bezirke  er- 
nannt werden  sollte. 

Als  unterste  Schätzungsorgane  [sollten  Lokalkommissionen  —  und  zwar 
je  eine  für  jede  Gemeinde  —  bestellt  werden.  Dieselben  sollten  aus  je  sechs 
Mitgliedern  und  einem  Geschäftsleiter  bestehen.  Diesen,  sowie  zwei  Mitglieder 
sollte  die  Bezirkskommission  ernennen,  während  die  vier  anderen  Mitglieder  — 
und  zwar  wo  Grossgi'undbesitz  vorhanden  war,  zur  Hälfte  aus  diesem  —  durch 
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den  (Jemeindeausschuss  gewählt  werden  sollten.  Den  Vorsitzenden  sollte  die 
Bezirkskommission  aus  der  Mitte  der  Mitglieder  bestimmen;  ihm  sollte  eine 
entscheidende  Stimme  nur  bei  Stimmengleichheit,  dem  Geschäftsleiter  überhaupt 
nicht  zustehen. 

Der  Einschätzung  des  Grundertrages  sollte  die  parzellenweise  Einreihung 
der  Grundstücke  in  Kulturs-  und  Bonitätsklassen  vorausgehen;  für  diese  Ein- 
reihung sollte  die  Vergleichung  mit  Mustergrundstücken  massgebend  sein ;  die 
Ausführung  dieser  Arbeit  wurde  den  Lokalkommissionen  übertragen. 

Gegen  die  Beschlüsse  dieser  Kommissionen  sollten  sowohl  die  Steuer- 
träger selbst,  als  auch  die  Gemeinden  bei  den  Bezirkskommissionen  reklamieren 
dürfen ,  deren  Beschlüsse  dann ,  wenn  ihre  Vorsitzenden  und  Schätzungskom- 
missäre ,  sowie  die  Schätzungsinspektoren  damit  einverstanden  waren ,  als  end- 
gültig gelten ,  sonst  aber  der  Landeskommission  zur  endgültigen  Entscheidung 
vorgelegt  werden  sollten. 

Die  eigentliche  Grundertragsschätzung  wurde  unter  Leitung  der  Schät- 
zungsinspektoren den  Schätzungskommissären  zugedacht.  Für  die  hierbei  vor- 
zunehmende Veranschlagung  des  Naturalertrages  und  des  Kulturaufwandes 
sollten  die  Marktdurchschnittspreise  aus  der  der  Schätzung  vorausgegangenen 
zwanzigjährigen  Periode  zur  Grundlage  genommen  werden.  Für  das  Vorgehen 
hierbei  enthielt  der  Gesetzentwurf  eine  Menge  von  Detailbestimmungen,  welche 
die  von  den  Schätzungskommissären  vorzunehmenden  Erhebungen  betrafen; 
hervorzuheben  wäre  hieraus  besonders,  dass  die  Schätzungskommissäre  bei  der 
Beurteilung  der  von  ihnen  vorzunehmenden  Anschläge  des  Bruttoertrages  und 
der  Kulturskosten  auch  auf  von  ihnen  zu  sammelnde  Daten  über  die  Kapitals- 
werte und  Pachtschillinge  der  Grundstücke  Rücksicht  nehmen  sollten. 

Die  für  Kulturskosten  am  Bruttoerträge  zu  machenden  Abzüge  sollten 
in  Prozenten  des  Geldbruttoertrages  ausgedrückt  werden;  doch  enthielt  der 
Gesetzentwurf  die  Bestimmung,  dass  jene  Kosten  in  der  Regel  bei  Aeckern  70, 
bei  Wiesen  40,  bei  Weingärten  80,  bei  Seeen  und  Sümpfen  mit  Rohrschlag 
30  Prozente  des  Bruttoertrages  nicht  sollten  übersteigen  dürfen ;  bei  Alpen  und 
Wäldern  sollten  in  der  Regel  gar  keine  Kulturskosten  in  Anschlag  gebracht 
werden  dürfen;  nur  ausnahmsweise  wurde  für  die  ersteren  ein  Kulturskosten- 
abzug in  der  Höhe  von  5  und  für  die  letzteren  ein  solcher  in  der  Höhe  von 
10  Prozent  des  Bruttoertrages  gestattet. 

Durch  den  Abzug  der  Kulturskosten  vom  Bruttoertrage  sollte  jeder 
Schätzungskommissär  den  Reinertrag  für  die  Flächeneinheit  der  Grundstücke 
nach  Kultursgattung  und  Bonitätsklassen  berechnen  und  hierdurch  einen ,  so- 
dann auf  die  einzelnen  Grundstücke  anzuwendenden  Reinertragstarif  bilden. 
Bevor  dieser  Tarif  zur  Anwendung  gelangen  sollte,  hatte  der  Schätzungskom- 
missär ihn  aber  der  Bezirkskommission  vorzulegen,  welche  ihn  ihrerseits  prüfen 
und  dem  Finanzminister  vorlegen  sollte,  welchem  die  endgültige  Genehmigung 
der  Tarife  vorbehalten  blieb. 

Sowohl  gegen  die  Ansätze  des  Schätzungstarifs,  als  auch  gegen  die  Ein- 
reihung der  Bonitätsklassen  in  denselben  sollten  Reklamationen  zugelassen 
werden,  zu  deren  Erhebung  sowohl  die  Gemeinden,  als  auch  die  einzelnen  Grund- 
besitzer berechtigt  sein  sollten.  Die  Untersuchung  der  Reklamationen  sollte 
Bezirkskommissionen   überwiesen   werden ,    deren  jede   zu   diesem   Zwecke   aus 
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zwölf  anderen  als  den  ursprünglich  bei  der  Schätzung  thätig  gewesenen  Mit- 
gliedern zusammengesetzt  sein  sollte.  Nach  vollzogener  Untersuchung  sollte 
die  Bezirkskommission  die  Reklamationen  mit  ihren  Anträgen  an  die  Landes- 
kommission leiten,  welche  darüber  entscheiden  und  die  etwa  von  ihr  beschlos- 
senen Aenderungen  ebenfalls  zur  Kenntnis  des  Ministers  bringen  sollte.  Auch 
dann ,  wenn  keine  Aenderungen  beschlossen  wurden ,  sollte  dem  Vorsitzenden 
der  Landeskommission,  falls  er  mit  dem  Beschlüsse  derselben  nicht  einverstanden 
sein  sollte ,  frei  stehen ,  den  Beschluss  der  Kommission  zu  sistieren  und  zur 
Kenntnis  des  Ministers  zu  bringen,  welch  letzterem  dann  die  Entscheidung  zu- 
stehen sollte. 

Der  Betrag  der  einzuhebenden  Grundsteuer  sollte  durch  das  Finanzgesetz 
jeweils  für  eine  dreijährige  Steuerperiode  bestimmt  und  nach  dem  Verhältnisse 
des  ermittelten  Reinertrages  repartiert  werden. 

Aus  der  vorstehenden  Darstellung  geht  hervor,  dass  der  besprochene 
Entwurf  eines  neuen  Grundsteuergesetzes  nichts  anderes  bezweckte,  als  eine 
Verbesserung  des  bestehenden  Grundsteuersystems.  Die  Idee  des  Wertkatasters 
war  aufgegeben  worden  und  angestrebt  wurde  nur  eine  Verallgemeinerung  des 
bereits  in  Anwendung  stehenden  Ertragskatasters ,  welchem  aber  im  ganzen 
Reiche  eine  gleichmässige  Einrichtung  gegeben  werden  sollte.  Vor  allem 
anderen  leuchtet  aus  dem  Entwürfe  das  Streben  hervor,  die  bestehenden  Un- 
gleich mässigkeiten  in  der  Verteilung  der  Grundsteuerlast  zu  beseitigen  und 
für  eine  gleichmässige  Schätzung  der  Bodenerträge  im  ganzen  Reiche  Sorge 
zu  tragen. 

Ein  weiteres  charakteristisches  Merkmal  bildet  das  Streben  des  Entwurfes, 
die  Bevölkerung  in  ausgedehntem  Masse  zur  Ertragsschätzung  heranzuziehen. 
Die  Mitwirkung  der  Steuerträger  an  diesem  Werke  war  bis  in  die  höchste  Instanz 
hinauf  in  Aussicht  genommen.  Doch  kann  anderseits  nicht  verkannt  werden, 
dass  diese  Mitwirkung  der  Steuerträger  im  Entwürfe  in  solcher  Weise  geregelt 
war,  dass  in  allen  Fällen  von  Meinungsdifferenzen  zwischen  diesen  und  den 
Organen  des  Finanzministers  die  Entscheidung  dem  letzteren  vorbehalten  blieb, 
dass  es  also  doch  eigentlich  nur  von  diesem  abhing,  ob  und  inwiefern  die  Mei- 
nungen der  Vertreter  der  Steuerträger  bei  dem  geplanten  Reformwerke  zur 
Geltung  kommen  sollten. 

Ob  und  in  welchem  Ausmasse  die  neue  Regulierung  der  Grundsteuer  eine 
Erhöhung  des  Ertrages  derselben  zur  Folge  haben  würde,  hing  von  der  Fest 
Stellung  des  diesbezüglichen  Postulates  des  Staates  im  Finanzgesetze  ab 


2.    G  e  b  ä  u  d  e  s  t  e  u  e  r. 
Der  Gebäudesteuer  sollten  die  Nutzungen  der  Gebäude  unterliegen 
Ausgenommen  von  derselben  sollten  sein :  Hof-  und  Staatsgebäude,  Wohl- 
thätigkeitsgebäude ,  Amtsgebäude  der  autonomen  Körperschaften,  gottesdienst- 
liche Gebäude,   Schulgebäude,   für  Aemter   unentgeltlich  gewidmete  Gebäude, 
dann  Buden  u.  dergl. 

In  Orten,  in  welchen  die  Anzahl  der  vermieteten  Wohnbestandteile  die 
Zahl  der  durch  den  Eigentümer  selbst  benutzten  übersteigt,  sollte  die  Besteue- 
rung der  Gebäude  nach  dem  Zinsertrage  eintreten;  in  allen  anderen  Orten 
sollte  der  jährliche  Gebrauchswert  der  Wohnräume  behufs  der  Besteuerung  in 
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eine  der  in  dem  durch  das  Gesetz  festzustellenden  Tarife  enthaltenen  Wert- 
stufen eingeschätzt  werden.  Ausserdem  sollte  die  Area  der  Gebäude  der  Grund- 
steuer unterworfen  bleiben. 

Der  Tarif  für  die  Besteuerung  nach  dem  Gebrauchswerte  unterschied  drei 
Ortskategorien ;  in  die  erste  sollten  die  Orte  mit  mehr  als  2000  Einwohnern, 
in  die  zweite  die  kleineren,  aber  entweder  günstig  gelegenen  oder  verkehrs- 
reichen, in  die  dritte  alle  übrigen  Orte  gereiht  werden ;  in  jeder  Ortskategorie 
wurde  erstlich  zwischen  Zimmern  und  Kammern  unterschieden  und  für  jede 
dieser  beiden  Kategorien  von  Wohnräumen  je  neun  Klassen  aufgestellt;  die 
Gebrauchswerte  schwankten  in  den  auf  diese  Art  gewonnenen  Abstufungen  von 
5—31  fl.  für  das  Zimmer  und  von  3 — 15 V«  A-  für  die  Kammer. 

Auch  das  Ausmass  der  Gebäudesteuer  sollte  jeweils  durch  das  Finanz- 
gesetz bestimmt  werden. 

Bei  der  Bemessung  der  Steuer  sollten  vom  Zinsertrage,  resp.  Gebrauchs- 
werte der  zu  besteuernden  Gebäude  Erhaltungskosten  abgerechnet  werden.  Das 
Ausmass  derselben  schwankte  zwischen  dem  für  die,  der  Besteuerung  nach  dem 
Gebrauchswerte  der  Wohnräume  unterliegenden  und  für  die,  die  niedrigsten  Zinse 
aufweisenden  Orte  bestimmten  Ausmasse  von  25  Prozent  und  dem  für  die  Orte 
mit  höheren  und  höchsten  Zinsen  bestimmten  Ausmasse  von  20,  resp.  15  Pro- 
zent des  Zinsertrages,  resp.  Gebrauchswertes. 

Die  Bemessung  der  Gebäudesteuer  nach  dem  Zinsertrage  sollte  auch  in  Hin- 
kunft auf  Grund  von  Fassionen  der  Hauseigentümer  erfolgen,  während  die  nach 
dem  Gebrauchswerte  zu  besteuernden  Häuser  in  den  hierfür  aufgestellten  Tarif 
auf  Grund  von  Einschätzungen  eingereiht  werden  sollten. 

Die  Bemessung  der  Gebäudesteuer  sollte  jeweils  auf  die  Dauer  von  drei 
Jahren  erfolgen.  Doch  sollten  unter  gewissen  Kautelen  für  während  einer 
solchen  Steuerperiode  eintretende  Aenderungen  im  Zinsertrage  der  Gebäude 
oder  für  durch  Leerstehungen  einzelner  Wohnungen  herbeigeführte  Ausfälle 
am  Zinsertrage  entsprechende  Richtigstellungen  der  vorgeschriebenen  Steuer- 
beträge eintreten. 

Zum  Zwecke  der  Kontrolle  der  einbekannten  Zinserträge,  sowie  zur  Durch- 
fülu-ung  der  Einschätzung  der  Gebrauchswerte  der  Gebäude  sollte  für  jedes 
Kronland  eine  Landeskommission  und  für  jeden  Steuerbezirk  eine  Bezirks- 
kommission aufgestellt  werden. 

Jede  dieser  Kommissionen  sollte  aus  je  einem  Vorsitzenden  und  zehn  Mit- 
gliedern bestehen.  Die  Vorsitzenden  und  die  Hälfte  der  Mitglieder  der  Landes- 
kommissionen sollte  der  Finanzminister  ernennen,  während  hinsichtlich  der 
Bezirkskommissionen  das  analoge  Emennungsrecht  den  Vorständen  der  Landes- 
kommissionen zustehen  sollte.  Die  übrigen  Mitglieder  der  Landeskommissionen 
sollten  aus  der  Mitte  der  Hauseigentümer  von  den  Landtagen,  die  der  Bezirks- 
kommissionen  aber  von  den  Gemeindevorstehern  des  Bezirkes  gewählt  werden. 

Zum  Zwecke  der  Einreihung  der  einzelnen  Gebäude  in  die  einzelnen  Ab- 
stufungen des  Tarifs  der  Gebrauchswerte  sollte  jede  Bezirkskommission  je  zwei 
ihrer  Mitglieder  in  die  denselben  zuzuweisenden  Gemeinden  entsenden;  diese 
Kommissionsmitglieder  sollten  mit  Zuziehung  der  Gemeindevertretungen  Häuser- 
verzeichnisse anfertigen,  die  Anzahl  und  Gattung  der  Wohnräume  eines  jeden 
Hauses  aufnehmen,  den  Gebrauchswert  eines  jeden  derselben  feststellen,  die 
Finanzarchiv.    VI.  Jahrg.  673  14 
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Einreihung  derselben  beantragen  und  das  ganze  Operat  der  Bezirkskommission 
zur  Entscheidung  vorlegen. 

Gegen  die  Beschlüsse  der  Bezirkskommission  sollten,  soweit  die  Ein- 
reihung der  Orte  in  Ortskategorien  in  Betracht  kamen,  die  Gemeindevertretungen, 
soweit  es  sich  aber  um  die  Richtigstellung  des  Zinsertrages  oder  die  Einreihung 
der  Gebäude  in  die  einzelnen  Tarifsklassen  handelte,  die  Steuerträger  an  die 
Landeskommission  rekurrieren  dürfen.  Auch  den  Vorsitzenden  der  Bezirks- 
kommissionen sollte  das  Recht,  gegen  die  Beschlüsse  derselben  zu  rekurrieren, 
zustehen.     Die  Entscheidungen  der  Landeskommission  sollten  endgültig  sein. 

Für  Neu-,  Zu-  und  Umbauten  sollte  Steuerfreiheit  in  der  Dauer  von 
3  Jahren  gewährt  werden. 

Für  Unterlassung  der  Einbringung  der  Zinsertragsbekenntnisse  wurden 
Ordnungsstrafen  und  Anfertigung  der  Bekenntnisse  von  Amts  wegen  auf  Kosten 
des  Steuerträgers,  für  falsche  Fassionen  oder  für  Unterlassung  der  vorgeschrie- 
benen Anzeige  der  Entstehung  neuer  Steuerobjekte  sehr  empfindliche  Geldstrafen 
angedroht. 

Aus  der  obigen  Darstellung  geht  hervor,  dass  der  Wertkataster  auch  bei 
der  geplanten  Reform  der  Gebäudesteuer  fallen  gelassen  worden  ist  —  wie  dies 
ja  übrigens  nach  dem  Schicksale,  welches  diese  Institution  bei  der  geplanten 
Grundsteuerreform  erfahren  hatte,  gar  nicht  anders  ei-wartet  werden  konnte. 

Auch  die  Beibehaltung  des  Zinsertrages  der  Häuser  als  Grundlage  der 
Steuerbemessung  in  jenen  Orten,  in  welchen  die  Benutzung  derselben  im  Wege 
der  Vermietung  die  Regel  bildete,  kann  mit  Rücksicht  auf  den  Gang,  welchen 
die  Verhandlungen  über  die  Steuerreform  schon  vor  Beginn  des  parlamentarischen 
Regimes  genommen  hatten,  nicht  befremden.  Schlössen  sich  doch  die  in  Rede 
stehenden  Gesetzentwürfe  unmittelbar  an  diese  Verhandlungen  an  und  hatte 
sich  ja  während  derselben  gezeigt,  dass  die  österreichischen  Finanzpraktiker 
sich  nicht  leicht  entschliessen  könnten,  von  der  schon  längst  eingelebten  und 
als  den  Interessen  des  Fiskus  entsprechend  erkannten  Form  der  Besteuerung 
der  Gebäude  in  den  Städten  abzugehen. 

Dagegen  involvierte  der  im  Gesetzentwurfe  enthaltene  Vorschlag  für  die 
künftige  Regelung  der  Besteuerung  der  Gebäude  auf  dem  flachen  Lande  eine 
sehr  wesentliche  Aenderung  der  diesbezüglich  in  Kraft  stehenden  Normen.  In- 
dem die  Besteuerung  der  Gebäude  auf  dem  flachen  Lande  künftig  ebenfalls 
auf  Grundlage  eines  —  wenn  auch  anders,  als  in  den  Städten  —  zu  ermittelnden 
Ertragswertes  erfolgen  sollte,  wurde  die  bestehende  Ungleichmässigkeit  in  der  Be- 
steuerung der  beiden  Kategorien  von  Gebäuden  —  welche  einen  der  Hauptpunkte 
der  Beschwerden  gegen  das  bestehende  Gebäudesteuersystem  bildete  —  zwar 
nicht  ganz  beseitigt,  aber  so  weit  vermindert,  als  es  nur  möglich  war,  solange 
man  die  Besteuerung  der  städtischen  Gebäude  nach  dem  Zinsertrage  nicht  fallen 
lassen  wollte. 

Eine  wichtige  Neuerung  bildete  weiters  die  auch  für  die  Umlegung  der 
Gebäudesteuer  künftighin  in  Aussicht  genommene  Beteiligung  der  Steuerträger 
an  der  Feststellung  der  Besteuerungsgrundlage,  Allerdings  war  auch  hier  wie- 
der dafür  gesorgt  worden,  dass  die  Vertreter  der  Bevölkerung  gegen  den  Willen 
der  Regierungsorgane  nichts  ausrichten  konnten. 
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3.   Die  Erwerbsteuer. 

Der  Erwerbsteuer  sollte  derjenige  Ertrag  von  Beschäftigungen  unterliegen, 
welcher  durch  Arbeit  allein  oder  in  Verbindung  mit  Kapital  erzielt  wird,  soweit 
er  nicht  bereits  durch  die  Grund-  und  Gebäudesteuer  getroffen  ist.  Dieselbe 
sollte  in  zwei  Klassen  zerfallen:  Besteuerung  der  selbständigen  Beschäftigungen 
und  Besteuerung  des  Ertrages  der  Lohn-  und  Dienstverhältnisse. 

Die  Ausschreibung  der  Erwerbsteuer  sollte  für  dreijährige  Perioden  erfolgen. 

Die  oberste  Leitung  der  Veranlagung  der  Erwerbsteuer  sollte  dem  Finanz- 
minister obliegen,  welchem  zu  diesem  Zwecke  ein  Beirat  von  zehn  bis  zwölf 
durch  ihn  auszuwählenden  Vertrauensmännern  mit  beratender  Stimme  zur  Seite 
stehen  sollte. 

In  jedem  Kronlande  sollte  eine  Landeskommission  fungieren,  welche  aus 
einem  vom  Finanzminister  zu  ernennenden  Vorsitzenden  und  einer  durch  den 
Finanzminister  zu  bestimmenden  Anzahl  von  Mitgliedern  (höchstens  acht)  be- 
stehen sollte,  deren  Bestellung  in  derselben  Weise  erfolgen  sollte,  wie  dies  für 
die  Grund-  und  Gebäudesteuer-Landeskommissionen  festgesetzt  worden  war.  Der 
Referent  der  Kommission  sollte  vom  Finanzminister  aus  der  Mitte  der  von  ihm 
ernannten  Kommissionsmitglieder  bestimmt  werden. 

Für  jeden  Steueramtsbezirk  sollte  eine  Bezirkskommission  eingesetzt 
werden.  Dieselbe  sollte  aus  einem  durch  den  Finanzminister  zu  ernennenden 
Vorsitzenden  —  welcher  zugleich  auch  als  Referent  fungieren,  aber  in  der  Regel 
nicht  mitstimmen  sollte  —  und  zwölf  Mitgliedern  bestehen,  deren  Bestellung 
in  derselben  Weise  normiert  werden  sollte,  wie  für  die  Grund-  und  Gebäude- 
steuer-Bezirkskommissionen. 

Auch  hier  sollte  der  Vorsitzende  das  Recht  haben,  ihm  unangemessen 
scheinende  Beschlüsse  zu  sistieren  und  der  Landeskommission  zur  Entscheidung 
vorzulegen. 

Für  die  grösseren  Städte  und  für  die  Bergwerksunternehmungen  sollten 
besondere,  in  analoger  Weise  wie  die  Bezirkskommissionen,  zusammenzusetzende 
Kommissionen  bestellt  werden. 

Ganz  kleine  Pachtungen  und  die  Lohnweberei  sollten  von  der  Erwerb- 
steuer befreit  bleiben. 

Ueber  die  in  die  erste  Klasse  gehörigen  Unternehmungen  sollte  in  jedem 
Bezirke,  sowie  in  jeder  grösseren  Stadt  ein  Kataster  errichtet  werden. 

Zum  Zwecke  der  Anlegung  dieses  Katasters  sollten  die  Gemeinden  nach 
der  Grösse  der  Bevölkerungszahl  in  Gruppen  geteilt  werden.  Hierfür  wurden 
folgende  Abstufungen  der  Bevölkerungszahl  bestimmt:  unter  2000,  von  da  bis 
unter  10,000,  von  da  bis  unter  50,000,  von  mehr  als  50,000  Einwohnern  ausser 
Wien,  endlich  Wien.  Für  jede  dieser  Ortskategorien  sollte  der  Kataster  nach 
Gewerbsgruppen  —  deren  das  Gesetz  zwölf  nebst  dem  eine  besondere  Gruppe 
bildenden  Bergbaue  und  Hüttenbetriebe  aufzählte  —  geführt  werden;  in  den- 
selben sollten  die  Benennungen  der  einzelnen  Beschäftigungen,  die  Namen  der 
Unternehmer  und  die  Standorte  der  Unternehmungen  aufgenommen  werden. 
Alle  Inhaber  steuerpflichtiger  Unternehmungen  sollten  zur  Einbringung  von,  die 
wichtigsten  Daten  über  die  Art  und  den  Umfang  des  Geschäftsbetriebes  ent- 
haltenden Anzeigen  verpflichtet  sein.     Nach  Prüfung  und  Richtigstellung  dieser 
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Anzeigen  durch  die  Bezirkskommissionen  sollten  dieselben  die  Basis  für  die 
Anlegung  des  Katasters  bilden.  Weiters  sollte  für  jede  Unternehmung  das  so- 
genannte Steuersimplum ,  welches  die  Grundlage  der  Veranlagung  der  Erwerb- 
steuer bilden  sollte,  in  den  Kataster  aufgenommen  werden  und  dort  die  Ka- 
tastraleinlage  des  Unternehmens  bilden. 

Die  Beträge  der  Katastraleinlagen  (Steuersimpla)  wurden  zum  Teile  ge- 
setzlich bestimmt,  zum  Teile  sollten  sie  durch  Schätzung  ennittelt  werden. 

Die  durch  das  Gesetz  bestimmten  Katastraleinlagen  waren  in  einem  Schema 
zusammengestellt  und  sollten  als  Normalsätze  gelten,  unter  welche  in  keinem 
Falle  sollte  herabgegangen  werden  dürfen.  Das  Schema  stellte  einige  Gruppen 
von  Unternehmungen  auf,  für  deren  jede  teils  mit,  teils  ohne  Unterscheidung 
nach  den  oben  angeführten  Ortskategorien  die  Steuersimpla  festgesetzt  wurden, 
nämlich  a)  eigentliche  Fabriken  (stets  420  fl.);  b)  fabriksmässig  betriebene  Ge- 
werbe (20-100  fl.);  c)  Grosshandel  (stets  600  fl.);  d)  gewöhnlicher  Handel  (20  bis 
100  fl.);  e)  Wassertransport  im  grossen  (stets  45  fl.);  f)  Landtransport  im  grossen 
(stets  140  fl.);  g)  Geschäftsvermittlungen  und  -Vertretungen  aller  Arten  (10  bis 
50  fl.);  h)  alle  übrigen  Gewerbe  (2-8  fl.). 

Die  durch  Schätzungen  zu  ermittelnden  Beträge  der  Katastraleinlagen 
sollten  in  jedem  Bezirke  für  die  gleichen  Ortskategorien  nach  Gewerbsgruppen 
und  innerhalb  derselben  nach  Klassen  festgesetzt  werden,  in  welche  die  einzelnen 
Unternehmungen  und  Beschäftigungen  nach  ihrer  Ertragsfähigkeit  eingereicht 
werden  sollten.  Die  Ermittlung  der  Katastraleinlagen  im  Wege  der  Schätzung 
sollte  in  der  Regel  den  Kommissionen  erster  Instanz  obliegen;  nur  für  Aktien- 
gesellschaften und  grössere  Fabriks-  und  Handelsunternehmungen  sollte  die  Er- 
mittlung der  Katastraleinlage  durch  die  Landeskommissionen  erfolgen. 

Behufs  Ermittlung  der  Katastraleinlagen  für  die  einzelnen  Unterneh- 
mungen sollten  die  den  Kommissionen  erster  Instanz  beigegebenen  Finanzbeamten 
auf  Grund  der  bei  jenen  eingelangten  Anzeigen  aus  den  Untei-nehmungeu  des 
betreffenden  Bezirkes  vorerst  diejenigen  ausscheiden,  für  welche  sie  die  Anwen- 
dung der  Normalsätze  beantragen  wollten.  Für  die  übrigen  Unternehmungen 
sollte  der  Finanzbeamte  die  Beträge  der  für  sie  zu  bestimmenden  Katastral- 
einlage auf  Grund  des  Verhältnisses  des  Umfanges  des  Betriebes  derselben  zu 
demjenigen  der  unter  die  Normalsätze  fallenden  Unternehmungen  ermitteln; 
diese  Beträge  sollte  er  in  einen  nach  Klassen  abzustufenden  Tarif  zusammen- 
stellen, dessen  Sätze  sodann  auf  alle  in  eine  und  dieselbe  Klasse  eingereihte 
Unternehmungen  angewendet  werden  sollten. 

Dieser  Tarif  sollte  dann  von  der  Kommission  geprüft  und  endgültig  fest- 
gestellt werden.  Als  Richtschnur  sollte  hierbei  dienen,  dass  das  als  Katastral- 
einlage geltende  Steuersimplum  nicht  geringer  angenommen  werden  dürfe,  als 
mit  5  Prozent  des  Durchschnittsertrages  der  betreffenden  Klasse;  für  die  Fest- 
stellung dieses  Durchschnittsertrages  sollte  die  diesbezügliche  ausführliche,  dem 
Gesetz  entwürfe  angehängte  Belehrung  für  die  Kommission  massgebend  sein. 
Ausserdem  sollte  hierbei  für  die  erste  Errichtung  des  Erwerbsteuerkatasters  als 
Norm  gelten,  dass  die  Summe  der  Katastraleinlagen  aller  in  eine  Klasse  ge- 
hörigen Erwerbsteuerpflichtigen  nicht  geringer  sein  sollte,  als  der  in  dem  dieser 
ersten  Errichtung  unmittelbar  vorangegangenen  Jahre  denselben  Steuerpflichtigen 
vorgeschriebene  Gesamtbetrag  an  Erwerb-  und  Einkommensteuer. 
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Die  von  den  Kommissionen  angefertigten  Klassentarife  sollten  zur  all- 
gemeinen Einsicht  aufgelegt  werden;  jedem  Gemeindevorstande  und  jedem  Er- 
werbsteuerpflichtigen  sollte  das  Recht  zustehen,  dagegen  zu  reklamieren;  über 
die  einlangenden  Reklamationen  sollten  die  Landeskommissionen  endgültig  zu 
entscheiden  haben. 

Für  Aktiengesellschaften  und  andere  , unter  das  Vereinsgesetz  fallende" 
Unternehmungen  enthielt  der  Gesetzentwurf  besondere  Normen  über  die  Er- 
mittlung der  Katastraleinlagen  derselben.  Bei  diesen  Unternehmungen  sollten 
nämlich  die  veröffentlichten  Geschäftsrechnungen  derselben  die  Grundlage  dieser 
Ermittlung  bilden.  Hierbei  wurde  zugestanden,  dass  Erhaltung»-  und  Betriebs- 
kosten, die  Steuern  vom  Realbesitze  und  besonderen,  nicht  eigentlich  zum  Haupt- 
geschäfte gehörigen  Unternehmungen,  sowie  die  an  die  Gläubiger  des  Unter- 
nehmens zu  zahlenden  Zinsen,  nicht  aber  die  den  Teilnehmern  am  Unternehmen 
zukommenden  Zahlungen  aus  dem  Gewinne  als  Abzugsposten  sollten  behandelt 
werden  dürfen.  Auch  hier  wurde  die  Höhe  der  Katastraleinlage  mit  .5  Prozent 
vom  ermittelten  Ertrage  des  Unternehmens  festgestellt.  Reklamationen  gegen 
die  Feststellung   des  Ertrages   sollten   an  den  Finanzminister  gerichtet  werden. 

Für  die  Berg-  und  Hüttenwerke  sollten  die  damals  in  Geltung  gestandenen 
Massengebühren  die  Minimaleinlage  des  Erwerbsteuerkatasters  bilden. 

In  betreff  der  Veranlagung  der  Erwerbsteuer  erster  Klasse  wurde  bestimmt, 
dass  „vorbehaltlich  zu  stellender  höherer  Ansprüche"  die  Gesamtsumme  der 
zur  Zeit  der  Einführung  des  geplanten  Gesetzes  in  Verschreibung  stehenden 
Erwerb-  und  Einkommensteuer  erster  Klasse  als  derjenige  Betrag  zu  gelten  habe, 
welcher  nach  dem  Verhältnisse  der  Katastraleinlagen  auf  die  einzelnen  Bezirke 
und  Unternehmungen  zu  verteilen  sei.  Ueber  die  Verteilung  der  Steuer  auf 
die  einzelnen  Unternehmungen  sollte  von  jeder  Gemeinde  eine  Steuerrolle  an- 
gefertigt werden,  welche  Namen,  Wohnorte  und  Beschäftigungen  der  Steuer- 
pflichtigen, sowie  die  Katastraleinlagen  und  die  anrepartierten  Steuerbeträge 
enthalten  sollte.  Auch  diese  Steuerrolle  sollte  öffentlich  aufgelegt  werden,  damit 
die  Steuerpflichtigen  gegen  die  anrepartierten  Steuern  reklamieren  könnten. 
Ueber  die  hiernach  etwa  einlangenden  Reklamationen  sollten  die  Steuerbehörden 
erster  Instanz  entscheiden,  gegen  deren  Verfügungen  an  die  sohin  endgültig 
entscheidenden  Provinzialbehörden  sollte  rekurriert  werden  können. 

Die  den  einzelnen  Steuerträgern  anrepartierten  Erwerbsteuerbeträge  sollten 
ebenfalls  in  den  Erwerbsteuerkataster  übertragen  werden. 

Die  individuelle  Repartition  der  auf  die  einzelnen  Unternehmungen  ent- 
fallenden Erwerbsteuerbeträge  sollte  unter  Berücksichtigung  der  vorkommenden 
Zu-  und  Abnahmen  der  Erträge  alljährlich  erfolgen,  ohne  dass  aber  hierdurch, 
abgesehen  von  der  unten  zu  besprechenden  Ausnahme,  an  der  innerhalb  der 
einzelnen  Gemeinden  aufzubringenden  Schuldigkeit  etwas  geändert  werden 
durfte;  die  Einreihung  der  einzelnen  Unternehmungen  in  die  nach  den  Orts- 
kategorien für  jede  Gewerbsgruppe  festgesetzten  Klassen  sollte  alle  3  Jahre 
revidiert  werden;  die  Feststellung  der  endgültigen  Klassentarife  sollte  nach 
9  Jahren  erfolgen.  Die  obenerwähnte  Ausnahme  von  der  Regel  der  Unver- 
änderlichkeit  der  auf  eine  einzelne  Gemeinde  entfallenden  Erwerbsteuerschuldig- 
keit bestand  in  der  Anordnung,  dass  für  neu  entstehende  Unternehmungen  so- 
fort im  allgemein  vorgeschriebenen  Wege  die  Ermittlung  der  Katastraleinlage 
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stattfinden  und  die  Steuerschuldigkeit  der  betreffenden  Gemeinde  erhöht  und 
umgekehrt,  bei  Wegfall  einer  Unternehmung  die  betreffende  Katastraleinlage 
gelöscht  und  die  Steuerschuldigkeit  der  Gemeinde  entsprechend  vermindert  wer- 
den sollte. 

Von  den  Bestimmungen  über  die  Veranlagung  der  Erwerbsteuer  II.  Klasse 
ist  besonders  hervorzuheben,  dass  von  derselben  frei  bleiben  sollten:  die  Dienstes- 
bezüge der  aktiven  Offiziere,  Soldaten,  Staatsbeamten  und  -Diener,  die  den  Be- 
trag von  630  fl.  jährlich  nicht  übersteigenden  Ruhegenüsse  dieser  Personen  und 
ihrer  Angehörigen,  die  Lohnbezüge  der  Taglöhner,  Hilfsarbeiter,  Lehrlinge.  Ge- 
sellen und  Dienstboten.  Die  Bemessung  dieser  Steuer  sollte  nach  einem  Tarife 
erfolgen,  in  welchem  sie  für  Bezüge  unter  200  fl.  jährlich  init  25  kr.,  für  Bezüge 
von  200 — 600  fl.  jährlich  mit  einem  Viertelprozente  und  von  da  an  mit  einer 
Progression  normiert  wurde,  welche  bei  Bezügen  von  9000  und  mehr  Gulden 
jährlich  das  zulässige  höchste  Ausmass  von  5  Prozent  des  steuerpflichtigen  Be- 
zuges erreichte. 

Von  den  aus  Staats-  und  öffentlichen  Fondskassen  ausbezahlten  Bezügen 
sollte  der  entfallende  Steuerbetrag  auch  künftighin  bei  der  Auszahlung  in  Ab- 
zug gebracht  werden;  in  betreff  anderer  hierher  gehöriger  Bezüge  wurde  den 
zur  Auszahlung  derselben  Verpflichteten  die  Verpflichtung  zur  Einbringung  von 
Anzeigen  auferlegt. 

Alle  zur  Auszahlung  von  hierher  gehörigen  Bezügen  Verpflichteten  —  mit 
Ausnahme  der  Staats-  und  öffentlichen  Kassen  —  sollten  zur  Einbringung  von 
Anzeigen  hierüber  verpflichtet  sein;  nur  in  betreff  der  Bezüge  der  Geistlichen 
sollte  diese  Anordnung  nicht  gelten;  dagegen  sollte  denselben  die  Verpflichtung 
zur  Einbringung  von  eigenen  Bekenntnissen  über  ihre  Dienstesbezüge  —  welche 
den  übrigen  hierher  gehörigen  Steuerpflichtigen  nicht  obliegen  sollte  —  auf- 
erlegt werden. 

Nach  durchgeführter  Prüfung  der  eingelangten  Anzeigen  und  Bekenntnisse 
durch  die  städtischen  und  Bezirkskommissionen  sollten  die  Steuerbehörden  die 
tarifmässig  von  den  betreffenden  Bezügen  entfallende  Einkommensteuer  auf  die 
Dauer  von  3  Jahren  bemessen.  Die  bemessene  Einkommensteuer  sollte  durch 
die  zur  Auszahlung  der  besteuerten  Bezüge  Verpflichteten  den  Bezugsberechtigten 
bei  dieser  Auszahlung  abgezogen  und  an  die  Steuerkassen  abgeführt  werden: 
nur  die  Einkommensteuer  von  den  Dienstbezügen  der  Geistlichen  sollte  unmittel- 
bar diesen  zur  Bezahlung  auferlegt  werden. 

Auch  die  nach  der  IL  Klasse  steuerpflichtigen  Bezüge  —  soweit  dieselben 
Objekte  von  einzubringenden  Anzeigen  und  Bekenntnissen  zu  bilden  hatten  — , 
sowie  die  davon  entfallenden  Steuerbeträge  sollten  in  einen  Kataster  eingetragen 
werden. 

Gegen  die  Aussprüche  der  Steuerkommissionen  und  Beraessungsbehörden 
sollte  der  Rekurs  an  die  zur  endgültigen  Entscheidung  berufenen  Steuerlandes- 
behörden offen  stehen. 

Die  Uebertretungen  der  für  die  Veranlagung  der  Erwerbsteuer  in  Aussicht 
genommenen  Bestimmungen  wurden  teils  durch  Ordnungsstrafen,  teils  —  soweit 
nämlich  Steuerhinterziehungen  in  Betracht  kamen  —  durch  Strafen  in  der  Höhe 
des  ein-  bis  vierfachen  des  hinterzogenen  oder  wenigstens  zu  hinterziehen  ver- 
suchten Steuerbetrages  bedroht. 
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Aus  der  vorstehenden  Darstellung  des  Inhaltes  des  Entwurfes  eines  neuen 
Erwerbsteuergesetzes  ergibt  sich,  dass  mit  demselben  nicht  nur  ein  radikaler 
Bruch  mit  der  bestehenden  Besteuerung  der  gewerblichen  Unternehmungen  ver- 
sucht, sondern  auch  gegenüber  den  bisherigen  Steuerreform  vorschlagen  und 
speziell  gegenüber  den  Vorschlägen  der  Immediatkommission  ein,  kaum  eine 
Spur  von  Kontinuität  mit  den  Vorarbeiten  aufweisendes  Novum  versucht  wurde. 
Als  die  charakteristischen  Momente  des  Entwurfes  sind  in  dieser  Beziehung  die 
Beseitigung  der  bisherigen  Scheidung  der  Besteuerung  der  gewerblichen  Unter- 
nehmungen in  Erwerb-  und  ^Einkommensteuer,  der  Verzicht  auf  einen  unver- 
änderlichen Erwerbsteuertarif,  die  Heranziehung  der  Bevölkerung  zur  Teilnahme 
am  Bemessungsgeschäfte  —  in  betreff  welcher  freilich  das  in  derselben  Be- 
ziehung schon  bei  Besprechung  der  beiden  früher  behandelten  Gesetzentwürfe 
Gesagte  auch  hier  wieder  gilt  — ,  endlich  das  Streben  zu  erwähnen,  einerseits 
der  Besteuerung  der  gewerblichen  Unternehmungen  durch  Schaffung  eines  Ka- 
tasters eine  ähnlich  feste  Grundlage  zu  geben,  wie  sie  die  Besteuerung  der 
Realitäten  besitzt,  anderseits  aber  doch  auch  wieder  durch  die  Anordnung  der 
Umlegung  der  Steuer  in  beliebig  bestimmbarer  Höhe  auf  die  Steuersimpla 
(Katastraleinlagen)  derselben  eine  an  der  Besteuerung  der  gewerblichen  Unter- 
nehmungen in  Oesterreich  bis  dahin  nicht  gekannte  Beweglichkeit  zu  verschaffen. 
Gegenüber  dieser  radikalen  Umgestaltung  der  bestehenden  Besteuerungsnormen 
erscheint  es  begreiflich,  dass  der  Gesetzgeber  für  den  Anfang  zur  Krücke  der 
Kontingentierung  greifen  wollte,  um  den  Staat  wenigstens  vor  einem  Ausfalle 
an  dem  bisherigen  Ertrage  der  Besteuerung  der  gewerblichen  Unternehmungen 
zu  sichern. 

4.   Die  Rentensteuer. 

Der  Rentensteuer  sollte  unterliegen  „der  nicht  schon  durch  die  Real-  oder 
Erwerbsteuer  getroffene  Ertrag  .  .  .  welcher  zunächst  durch  Arbeit  von  seiten  des 
Bezugsberechtigten  nicht  bedingt  ist".  Im  einzelnen  wurde  als  hierher  gehörig 
angeführt :  die  Zinsen  von  Staats-  und  denselben  gleichgehaltenen  anderen  Obli- 
gationen, von  Darlehen  aller  Art,  dann  Renten  überhaupt,  endlich  die  Dividen- 
den der  Aktien  der  Nationalbank  (die  Dividenden  u.  dgl.  Zahlungen  anderer 
Unternehmungen  sollten  der  Rentensteuer  nicht  unterliegen,  da  dieselben  als 
bereits  durch  die  Erwerbsteuer  der  betreffenden  Unternehmungen  getroffen  an- 
gesehen wurden;  die  schon  bisher  erwerbsteuerfreie  Nationalbank  wurde  als 
auch  von  der  neuen  Erwerbsteuer  befreit  gedacht). 

Befreit  sollten  von  der  Rentensteuer  bleiben :  verschiedene  Wohlthätigkeits- 
anstalten,  Zinsen  der  Sparkassaeinlagen,  endlich  Zinsen  solcher  Staatspapiere, 
denen  bei  der  Aufnahme  die  Steuerfreiheit  zugesichert  wurde. 

Die  Geschäfte  der  Rentensteuer  sollten  neben  den  staatlichen  Behörden 
durch  die  für  die  Veranlagung  der  Erwerbsteuer  bestellten  Provinzialkommis- 
sionen  und  durch  eigene  Bezirkskoramissionen  besorgt  werden. 

Die  Bezirkskommissionen  sollten  aus  je  sechs  Mitgliedern  bestehen,  welche 
zur  Hälfte  durch  den  Finanzminister  ernannt,  zur  anderen  Hälfte  aber  durch 
die  Gemeindevorsteher  des  Bezirkes  gewählt  werden  sollten.  Behufs  der  Wahl 
dieser  Hälfte  der  Kommissionsmitglieder  sollte  jeder  Gemeindevorstand  mittels 
eines  Wahlzettels  18  wahlfähige  Gemeindemitglieder  bei  der  politischen  Bezirks- 
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behörde  in  Antrag  bringen,  welche  letztere  eine  Stimmliste,  aus  der 
nehmen  war,  wie  viele  Stimmen  jeder  der  Vorgeschlagenen  erhalten  hatte,  an- 
zufertigen und  mit  dem  Bestätigungsvorschlage  an  die  politische  Provinzial- 
behörde  zu  leiten  haben  sollte.  Den  Vorsitz  in  der  Kommission  sollte  ein 
Finanzbeamter  führen,  der  bei  Stimmengleichheit  zu  dirimieren  haben  sollte. 

In  grösseren  Städten  sollten  eigene  Kommissionen  gebildet  werden,  für 
welche  die  Hälfte  der  Mitglieder  durch  den  Gemeinderat  gewählt  werden  sollte. 

Die  städtischen  und  Bezirkskommissionen  sollten  den  Steuerbemessungs- 
hörden  die  Grundlagen  für  die  Steuervorschreibungen  liefern;  gegen  diese  sollten 
sowohl  die  Steuerträger,  als  auch  die  Vorsitzenden  an  die  Landeskommissionen 
rekurrieren  dürfen. 

Die  Bestimmung  des  Ausmasses  der  Rentensteuer  sollte  dem  jeweiligen 
Finanzgesetze  vorbehalten  bleiben. 

Die  Rentensteuer  von  den  aus  öffentlichen  Kassen  fliessenden  Bezügen 
sollte  durch  diese  Kassen  selbst  bemessen  und  in  Abzug  gebracht  werden, 
während  die  Steuervorschreibung  für  die  anderen  Renten  auf  Grund  der  von 
den  zu  ihrer  Entrichtung  Verpflichteten  einzubringenden  Anzeigen  durch  die 
Steuerbehörde  erfolgen  sollte. 

Jeder  zur  Auszahlung  eines  rentensteuerpflichtigen  Bezuges  Verpflichtete 
sollte  nämlich  verhalten  werden,  zu  Anfang  eines  jeden  Jahres  eine  Anzeige 
einzubringen,  welche  alle  wesentlichen  Daten  über  die  ihnen  obliegende  Leistung, 
insbesondere  auch  den  Namen  und  Wohnort  des  Empfängers  enthalten  sollte. 
Nur  Zehente  sollten  von  den  Bezugsberechtigten  selbst  einbekannt  werden. 

Im  Falle  der  Unterlassung  der  Einbringung  der  Anzeige  oder  des  Be- 
kenntnisses sollte  der  zur  Einbringung  Verpflichtete  für  die  entfallende  Steuer, 
sowie  für  die  ausgesprochene  Strafe  haften. 

Bei  der  den  Kommissionen  erster  Instanz  obliegenden  Prüfung  der  An- 
zeigen und  Bekenntnisse  sollten  diejenigen  unter  diesen,  welche  sich  auf  hypo- 
thekarisch sichergestellte  Zahlungen  bezogen,  durch  Vergleichung  mit  den  öffent- 
lichen Büchern  kontrolliert  werden. 

Bei  der  Feststellung  der  Höhe  des  steuerpflichtigen  Renteneinkommens 
sollten  solche  Schulden,  welche  auf  bestimmten  Rentenbezügen  hafteten  und 
eine  mit  denselben  unmittelbar  zusammenhängende  Last  bildeten,  soweit  sie 
deren  Ertrag  verminderten,  berücksichtigt  werden,  wogegen  die  für  diese  Schulden 
zu  leistenden  Zinsenzahlungen  durch  die  Bezugsberechtigten  auf  Grund  der  den 
Leistenden  obliegenden  Anzeigen  versteuert  werden  sollten. 

Die  Bemessung  der  Rentensteuer  sollte  jeweils  für  drei  Jahre  erfolgen. 

Weiters  sollte  bestimmt  werden,  dass  bezüglich  der  auf  Grand  von  An- 
zeigen und  Bekenntnissen  bemessenen  Rentensteuer  die  Zahlungsaufträge  in  der 
Regel  den  Bezugsberechtigten  unmittelbar  zugestellt  werden  sollten.  Insofern  es 
sich  jedoch  um  die  Besteuerung  des  Gewinnes  aus  Aktien  der  Nationalbank,  des 
Bezuges  aus  Pfandbriefen  und  Prioritätsobligationen  von  Kreditinstituten  oder  der 
Interessen  von  auf  den  Ueberbringer  lautenden  Teilschuldverschreibungen  handelte, 
sollte  die  Zahlung  des  Gesamtbetrages  der  Steuer  von  den  betreffenden  Zinsen- 
zahlungen den  angeführten  Instituten  unter  Vorbehalt  des  Abzugsrechtes  gegen- 
über den  Empfängern  auferlegt  werden ;  ein  gleicher  Vorgang  sollte  auch  hinsicht- 
lich der  Interessenbezüge  der  Pupillen  aus  den  Waisenkassen  beobachtet  werden. 
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Die  Rentensteuerbeträge  sollten  ebenfalls  in  einen  Kataster  eingetragen 
werden. 

Im  Laufe  der.  Bemessungsperiode  eintretende  Aenderungen  in  der  Höhe 
der  Rentenbezüge  sollten,  wenn  sie  wenigstens  den  vierten  Teil  des  besteuerten 
Bezuges  erreichten,  eine  entsprechende  Aenderung  der  vorgeschriebenen  Renten- 
steuer bewii-ken. 

Wenn  Steuerpflichtige  es  unterlassen  sollten,  den  Steuerbehörden  die  er- 
forderlichen Auskünfte  zur  Bemessung  der  Rentensteuer  zu  erteilen,  so  sollten 
diese  berechtigt  sein,  die  Steuervorschreibung  auf  Grund  der  sonstigen  ihnen 
zukommenden  Behelfe  vorzunehmen. 

Die  Uebertretungen  der  Vorschriften  über  die  Rentensteuer  wurden  im 
Gesetzentwurfe,  wenn  dadurch  der  Staatschatz  verkürzt  oder  einer  Verkürzung 
ausgesetzt  wurde,  mit  der  Strafe  des  ein-  bis  vierfachen  Betrages  der  in  Be- 
tracht kommenden  Steuer,  andere  Uebertretungen  aber  mit  Ordnungsstrafen  in 
der  Höhe  von  1  bis  zu  100  fl.  bedroht. 

An  diesem  Entwürfe  bildete,  wenn  man  ihn  mit  den  in  Geltung  stehen- 
den Gesetzen  vergleicht,  das  hervorstechendste  Moment  die  vollständige  Auf- 
gebung des  diese  Gesetze  durchziehenden  Gedankens  der  Besteuerung  des  Zinsen- 
einkomraens  beim  Schuldner.  In  Hinkunft  sollte  nur  mehr  der  Bezugsberechtigte, 
also  derjenige,  dem  das  Renteneinkommen  wirklich  zufloss,  die  Steuer  hierfür 
zahlen.  Dieser  sollte  sein  Renten einkommen  zur  Gänze  versteuern,  ohne  dass 
darauf  Rücksicht  genommen  wurde,  dass  wenigstens  die  Grund-  und  Hausbesitzer 
auch  in  Hinkunft  bei  Bemessung  der  Steuer  von  ihrem  Besitze  keinen  Anspruch 
auf  Berücksichtigung  der  auf  diesem  etwa  haftenden  Lasten  haben  sollten. 

Ein  weiteres  charakteristisches  Moment  des  Entwurfes  bildete  die  Heran- 
ziehung der  Schuldner  zur  Lieferung  des  Materials  für  die  Steuervorschreibung, 
während  die  eigentlichen  Steuerpflichtigen  von  der  Verpflichtung  der  Mitwirkung 
hierbei  in  der  Hauptsache  befreit  bleiben  und  nur  zu  etwaigen  Detailauskünften 
verhalten  werden  sollten. 

Gegenüber  dieser  weitgehenden  Anzeigepflicht  der  Schuldner  und  der  Mög- 
lichkeit, die  Richtigkeit  der  Angaben  derselben  in  einem  grossen  Teile  der  Fälle 
aus  Grundbüchern,  öffentlich  gelegten  Rechnungen  u.  dgl.  zu  kontrollieren,  hatte 
die  im  Gesetzentwurfe  vorgesehene  Teilnahme  der  Bevölkerung  an  der  Steuervor- 
schreibung um  so  weniger  zu  bedeuten,  als  dieselbe  für  die  Rentensteuer  mit  noch 
strengeren  Kautelen  für  die  Sicherung  des  Staatsschatzes  gegen  unliebsame  Ueber- 
raschungen  durch  die  Ergebnisse  der  Thätigkeit  der  einzusetzenden  Kommissionen 
umgeben  war,  als  dies  bei  den  früher  besprochenen  Gesetzentwürfen  der  Fall  war. 

Einen  Rückfall  in  das  alte  Prinzip  der  Versteuerung  der  Kapitalszinsen 
durch  die  Schuldner  bildete  die  hinsichtlich  derjenigen  zinstragenden  Wert- 
papiere, welche  aus  Staats-  oder  anderen  öffentlichen  Kassen  oder  von  zur  öffent- 
lichen Rechnungslegung  verpflichteten  Unternehmungen  ausbezahlt  werden,  ge- 
troffene Anordnung  der  Abfuhr  der  vom  Ei'trägnisse  dieser  Papiere  bemessenen 
Steuer  durch  die  betreffenden  Schuldner  vor  Auszahlung  der  Zinsen. 

6.   Die  ausserordentliche  Personal-,  Luxus-  und  Klassenteuer. 

Zur  Deckung  des  im  Steuei-jahre  1863/64  sich  ergebenden  Abganges  im 
Staatshaushalte   in  dem    bis   zur  Fertigstellung   des  geplanten  weiteren  Gesetz- 
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entwurfes  festzustellenden  Ausmasse  und  auf  die  Dauer  des  bezeichneten  Steuer- 
jahres sollte  eine  ausserordentliche  Steuer  eingeführt  werden,  welche  in  die 
Personalsteuer,  Luxussteuer  und  Klassensteuer  zerfallen  sollte. 

Die  oberste  Leitung  der  betreffenden  Geschäfte  sollte  dem  Finanzminister 
obliegen,  welchem  hierbei  ein  aus  10  —  12  von  ihm  zu  wählenden  Vertrauens- 
männern zu  wählender,  bloss  beratende  Stimme  besitzender  Beirat  zur  Seite 
stehen  sollte. 

Für  das  Verwaltungsgebiet  einer  jeden  Steuerpro vinzialbehörde  sollte 
eine,  in  analoger  Weise,  wie  für  die  Veranlagung  der  früher  besprochenen 
Steuern,  zusammenzusetzende  Provinzialkommission  eingesetzt  werden.  Insbe- 
sondere sollte  auch  in  diesen  Kommissionen  der  Vorsitzende  das  Recht  haben, 
ihm  nicht  angemessen  erscheinende  Beschlüsse  zu  sistieren  und  dem  Finanz- 
minister zur  Entscheidung  vorzulegen. 

Die  Bezirkskommissionen  sollten  unter  vom  Finanzminister  zu  ernennen- 
den Vorsitzenden  aus  je  sechs  mit  den  Verhältnissen  des  Bezirkes  vertrauten 
Personen  —  worunter  wenigstens  je  zwei  voraussichtlich  Klassensteuerpflichtige  — 
bestehen,  die  zur  Hälfte  von  den  Vorsitzenden  der  Landeskommissionen  ernannt, 
zur  Hälfte  aber  von  den  Gemeindevorständen  des  Bezirkes  gewählt  werden 
sollten.  Der  Vorsitzende  sollte  als  Referent  fungieren  und  in  der  Regel  nicht 
mitstimraen. 

Für  grössere  Städte  sollten  besondere,  in  analoger  Weise  zusammen- 
gesetzte, aber  aus  je  12  Mitgliedern  bestehende  Kommissionen  eingesetzt  werden. 

a.    Die  Personalsteuer. 

Dieser  sollten  alle  Staatsangehörigen  ohne  Unterschied  des  Geschlechtes 
vom  überschrittenen  16.  Lebensjahre  an,  dann  die  sich  im  Staate  seit  einem 
Jahre  aufhaltenden  und  hier  eine  direkte  Steuer  bezahlenden  Ausländer  unter- 
liegen. Befreit  sollten  von  derselben  nur  sein  die  aktiven  Militärpersonen  und 
die  Militärinvaliden,  sowie  die  Wachleute  neJist  Angehörigen,  die  Bettelmönche 
und  -Nonnen,  endlich  die  Annen. 

Die  Personalsteuer  sollte  nach  drei  Abstufungen  und  zwar  mit  25  Kreuzern, 
50  Kreuzern  oder  1  fl.  bemessen  werden. 

In  diese  Abstufungen  sollten  die  Steuerpflichtigen  teils  nach  ihrer  persön- 
lichen Eigenschaft  und  der  Art  ihres  Erwerbes,  teils  nach  ihrer  höheren  Leistungs- 
fähigkeit überhaupt  eingereiht  werden. 

In  die  niedrigste  Stufe  sollten  alle  Grund-  und  Hausbesitzer  gereiht 
werden,  welche  vom  Ertrage  ihres  Besitzes  nur  mit  Hilfe  eines  Nebenerwerbes 
(namentlich  im  Taglohne)  leben  können ,  dann  alle  niedrigen  Hilfsarbeiter 
und  Diener. 

In  die  zweite  Abstufung  sollten  alle  übrigen  Personen  gereiht  werden, 
mit  Ausnahme  der  in  die  dritte  gehörigen. 

In  die  dritte  Abstufung  sollten  alle  jene  Steuerpflichtigen  gereiht 
werden,  bei  welchen  im  allgemeinen  eine  grössere  Leistungsfähigkeit  ange- 
nommen werden  konnte,  daher  insbesondere  solche,  welche  Luxussteuer  zu  zahlen 
haben  sollten. 

Die  Familienangehörigen  sollten  mit  demselben  Betrage  besteuert  werden, 
wie  das  Familienhaupt. 
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Die  Personalsteuer  sollte  nach  Haushaltungen  eingehoben  werden;  daher 
sollten  die  Familienhäupter  auch  zur  Bezahlung  der  Steuer  für  das  zum  Haus- 
halte gehörige  Dienstpersonal  verpflichtet  sein,  diesem  aber  die  Steuer  bei  der 
Lohnzahlung  abziehen  dürfen. 

Die  Bemessung  der  Personalsteuer  sollte  auf  Grund  von  Verzeichnissen 
erfolgen,  welche  mit  Hilfe  der  von  den  Familienhäuptern,  resp.  selbständigen 
Steuerpflichtigen  ohne  Familie  zu  liefernden  und  durch  die  Hausbesitzer  und 
Gemeindevorsteher  zu  kontrollierenden  Angaben  von  den  Gemeindevorstehern 
hergestellt  und  schliesslich  von  der  Steuerbehörde  überprüft  werden  sollten. 
Die  Einreihung  der  Steuerpflichtigen  in  die  einzelnen  Steuerstufen  sollte  schon 
die  Gemeindevorstehung  vornehmen,  wogegen  die  definitive  Steuervorschreibung 
der  Steuerbehörde  obliegen  sollte.  Diese  Vorschreibung  sollte  gemeindeweise 
erfolgen  und  den  Gemeinden  die  Haftung  für  die  Einbringung  der  ihren  An- 
gehörigen vorgeschriebenen  Steuerbeträge  auferlegt  werden. 

Beschwerden  gegen  die  Einreihung  in  die  Abstufungen  der  Personalsteuer 
sollten  bei  den  Steuerbehörden  erster  Instanz  eingebracht  werden,  welche  darüber 
endgültig  entscheiden  sollten. 

Die  Gemeinden  sollten  für  die  Besorgung  der  ihnen  zuzuweisenden  Ge- 
schäfte eine  Vergütung  in  der  Höhe  von  10  Prozent  der  durch  sie  abgeführten 
Steuerbeträofe  erhalten. 


Die  Luxussteuer  sollte  für  das  Halten  von  Dienerschaft,  Wagen  und 
Pferden  entrichtet  werden. 

Hinsichtlich  der  Dienerschaft  wurde  zwischen  gewöhnlichen  Dienstleuten 
und  solchen  Bediensteten  unterschieden,  welche  nicht  zur  Verrichtung  der  ge- 
wöhnlichen häuslichen  Arbeiten  bestimmt  sind  und  höhere  Vorbildung  besitzen 
{Sekretäre.  Erzieher  u.  s.  w.). 

Wer  nur  einen  Dienstboten  gewöhnlicher  Art  hielt,  sollte  keine,  wer 
deren  zwei  hielt,  nur  für  den  einen  derselben  und  nur  wer  dei-en  mehrere  hielt, 
für  jeden  die  Luxussteuer  zu  bezahlen  haben. 

Die  Luxussteuer  für  je  einen  gewöhnlichen  Dienstboten  sollte  in  den 
Orten  mit  bis  zu  2000  Einwohnern  2  fl.,  in  Orten  mit  bis  zu  10,000  Einwohnern 
3  fl. ,  in  den  grösseren  Orten  und  in  den  meisten  Provinzialhauptstädten  4  fl., 
in  Wien,  Pi-ag  und  Triest  5  fl.  jährlich  betragen. 

Die  Luxussteuer  für  Wägen  sollte  bezahlen,  wer  zum  Zwecke  der  Per- 
sonenbeförderung eingerichtete  Wägen  hielt  oder  dauernd  für  sich  mietete.  Die- 
selbe sollte  nach  denselben  Ortskategorien,  wie  die  Steuer  für  Dienerschaft  ab- 
gestuft werden  und  2  fl.,  4  fl.,  6  fl.  oder  8  fl.  betragen. 

Die  Luxussteuer  für  Pferde  sollte  jedem,  der  Reit-  oder  Wagenpferde 
hielt  oder  dauernd  mietete,  auferlegt  werden  und,  in  derselben  Weise  wie  in 
den  beiden  früheren  Fällen  abgestuft,  4  fl.,  6  fl.,  8  fl.  oder  10  fl.  betragen. 

Von  der  Luxussteuer  sollten  frei  sein :  der  kaiserliche  Hof  in  betreff"  der 
zum  Hofhalte  gehörigen  Dienerschaft,  Wägen  und  Pferde ;  von  der  Personalsteuer 
befreite  Ausländer  in  betreff"  ihrer  nur  vorübergehend  im  Inlande  befindlichen 
Diener,  Wägen  und  Pferde ;  die  Offiziere  und  Beamten  in  betreff  der  von  ihnen 
aus  Dienstesrücksichten  zu  haltenden  Diener,  Wägen  und  Pferde ;  gemeinnützige 
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Institute  in  betreff  ihres  Dienstpersonals;  Landwirte  und  Gewerbetreibende  in 
betreff  ihrer  Hilfspersonen ;  Wägen  und  Pferde,  welche  von  Lohnkutscheni,  Fuhr- 
leuten, Grundbesitzern,  Gewerbs-  und  Handelsleuten  zum  Zwecke  ihrer  Betriebe 
gehalten  werden;  die  bei  Erzeugern  zum  Verkaufe  bereitstehenden  Wägen; 
Gestüts-  und  Zuchtpferde. 

Für  die  Bemessung  der  Luxussteuer  sollten  dieselben  Vorschriften  gelten, 
wie  für  die  der  Personalsteuer,  nur  sollte  die  Entlohnung  der  Gemeinden  bloss 
5  Prozent  der  abgeführten  Steuerbeträge  ausmachen. 

Y.   Die  Klassensteuei'. 

Der  Klassensteuer  sollte  jeder  österreichische  Staatsangehörige  unterliegen, 
der  ein  reines  Gesamteinkommen  von  600  oder  mehr  Gulden  bezieht;  derselben 
Steuer  sollten  auch  die  seit  wenigstens  einem  Jahre  im  Inlande  lebenden  Aus- 
länder hinsichtlich  ihres  aus  inländischen  Quellen  stammenden  Einkommens 
unterworfen  sein. 

Befreit  von  dieser  Steuer  sollten  sein :  öffentliche  Fonde  hinsichtlich  ihres 
nicht  aus  Erwerbsunternehmungen  stammenden  Einkommens ;  die  Nationalbank ; 
Offiziere  in  betreff  des  Diensteinkommens;  Bettelorden  und  der  Erziehung  und 
Krankenpflege  gewidmete  Orden;  Wohlthätigkeitsanstalten  aller  Art;  Invaliden- 
fonde ;  die  ausdrücklich  von  jeder  Steuer  befreiten  Zinsen  von  Staatsschulden ; 
die  Waisenkassen. 

Bei  der  Bemessung  der  Klassensteuer  sollten  Einkommen  bis  zu  1000  fl. 
mit  drei,  bis  zu  3000  fl.  mit  fünf,  bis  zu  (3000  fl.  mit  sechs,  bis  zu  8000  fl.  mit 
acht  Zehnteln  und  von  da  an  mit  dem  vollen  Betrage  der  Steuerbemessung  zu 
Grunde  gelegt  und  in  den  Steuerkataster  eingetragen  werden. 

Jeder,  der  im  Genüsse  eines  die  Klassensteuerpfiicht  begründenden  Ein- 
kommens stand,  sollte  verpflichtet  sein,  hieräber  im  Wege  seines  Gemeinde- 
vorstandes ein  Bekenntnis  einzubringen.  Jede  Erwerbsgesellschaft  sollte  als  ein 
eigener  Steuerpflichtiger  angesehen  werden  und  für  sich  über  jenen  Teil  ihres 
Geschäftseinkommens,  welcher  nicht  an  die  einzelnen  Teilnehmer  als  Gewinn 
verabfolgt  worden  ist,  das  Bekenntnis  einzubringen  haben;  diese  ausgefolgten 
Gewinnanteile  dagegen  sollten  von  den  Empfängern  bei  Einbekennung  ihres 
Einkommens  mit  in  Betracht  gezogen  werden. 

In  die  Bekenntnisse  sollten  alle,  aus  welchen  Quellen  immer  stammende 
Einkommensteile  nach  der  Höhe  des  Reinertrags  der  einzelnen  Erwerbsarten 
aufgenommen  werden ;  als  allgemeiner  Grundsatz  sollte  hierbei  aber  gelten,  dass 
keiner  dieser  Einkommensteile  mit  einem  niedrigeren  Betrage  sollte  einbekannt 
werden  dürfen,  als  derjenige  war,  mit  welchem  er  sich  in  dem  Kataster  der 
betreffenden  Ertragssteuer  verzeichnet  fand;  die  Reinerträge  der  Handels-  und 
Gewerbsunternehmungen  sollten  nach  dem  Durchschnitte  der  drei  dem  Steuer- 
jahre zuletzt  vorausgegangenen  Jahre  einbekannt  werden;  von  dem  einbekannten 
Einkommen  sollten  die  auf  den  einzelnen  Ertragsquellen  lastenden  Steuern  und 
sonstigen  Giebigkeiten,  sowie  die  Zinsen  der  Schulden  des  Steuei-pflichtigen  ab- 
gezogen werden  dürfen;  der  letztere  sollte  aber  bei  Geltendmachung  die^s 
Abzuges  zugleich  verpflichtet  sein,  der  Steuerbehörde  Namen  und  Wohnort  des 
Gläubigers  bekannt  zu  geben. 

Den  Vorsitzenden  der  Bezirkskommissionen  sollte  es  obliegen,  mit  Benutzung 
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der  für  die  Personal-  und  Luxussteuer  angefertigten  Verzeichnisse,  dann  mit 
Hilfe  der  bestehenden  Steuerkataster  eine  Uebersicht  der  für  klassensteuer- 
pflichtig zu  erachtenden  Personen  herzustellen  und  sich  zu  überzeugen,  ob  von 
diesen  allen  Bekenntnisse  vorliegen.  Zugleich  sollte  derselbe  die  Bekenntnisse 
in  formeller  Beziehung  prüfen  und  sich  über  die  Einkommensverhältnisse  des 
Steuerpflichtigen,  soweit  dies  ohne  tieferes  Eindringen  in  die  Privatverhältnisse 
der  einzelnen  geschehen  könnte,  möglichst  vollständige  Notizen  und  Daten  zur 
Begründung  der  Einkommenschätzungen  verschafi'en.  Auf  Grund  des  gesam- 
melten Materials  sollte  der  Vorsitzende  der  Kommission  Anträge  über  die  Höhe 
des  für  einen  jeden  Steuerpflichtigen  anzunehmenden  Einkommens  stellen.  Auf 
Grundlage  des  vom  Vorsitzenden  beschafften  Materials  und  seiner  Anträge  sollte 
die  Kommission  das  Einkommen  der  einzelnen  Steuerpflichtigen  einschätzen; 
dabei  wurde  als  Grundsatz  für  die  Einschätzung  aufgestellt,  dass  dies  Ein- 
kommen in  hauszinssteuerpflichtigen  Orten  niemals  niedriger  eingeschätzt  werden 
dürfe,  als  mit  dem  Vierfachen  des  vom  Steuerpflichtigen  für  seine  Privatwohnung 
(inklusive  einer  etwaigen  Sommerwohnung)  bezahlten  Mietzinses. 

Das  Resultat  dieser  Einschätzung  sollte  publiziert  werden  und  es  sollte 
jedermann  freistehen,  sowohl  gegen  seine  eigene,  als  auch  gegen  die  Einschätzung 
der  übrigen  Steuerpflichtigen  zu  reklamieren. 

üeber  die  einlangenden  Reklamationen  sollte  die  SchätzungskommLssion 
dann,  wenn  sie  dieselben  als  begründet  erachtete,  selbst  entscheiden;  im  ent- 
gegengesetzten Falle  dagegen  sollte  die  Reklamation  der  zur  endgültigen  Ent- 
scheidung berufenen  Landeskommission  vorgelegt  werden. 

Ueber  die  festgestellten  Einkommensbeträge  sollten  Bezirks-,  resp.  Landes- 
Summarien  gebildet  werden,  deren  letztere  dem  Finanzminister  zur  Benutzung 
für  die  Steueranlage  vorgelegt  werden  sollten. 

Im  Wege  der  Klassensteuer  sollte  derjenige  Teil  des  Abganges  im  Staats- 
haushalte eingehoben  werden ,  der  nach  Abrechnung  der  Personal-  und  Luxus- 
steuer noch  unbedeckt  bliebe;  die  Veranlagung  sollte  im  Wege  der  verhältnis- 
mässigen Repartierung  des  einzubringenden  Betrages  auf  die  erhobenen  Einkommen 
erfolgen. 

Aenderungen  an  der  für  ein  Jahr  vorgeschriebenen  Steuer  sollten  im 
Laufe  desselben  nur  im  Falle  des  gänzlichen  Aufliörens  des  besteuerten  Ein- 
kommens vorgenommen  werden  dürfen. 

8.   Gemeinsame  Vorschriften. 

Für  alle  drei  zuletzt  besprochenen  Steuern  galt  u.  a.  die  gemeinsame 
Bestimmung,  dass  dieselben  im  Falle  der  Weigerung  des  Steuerpflichtigen  zur 
Lieferung  der  von  ihm  beizubringenden  Behelfe  auf  Grund  der  auf  andere 
Weise  erlangten  Daten  bemessen  werden  sollten.  Jedermann  sollte  verpflichtet 
sein,  den  Behörden  oder  Kommissionen  die  von  ihnen  verlangten  Nachweisungen 
zu  liefern.  Die  Uebertretung  der  gesetzlichen  Vorschriften  wurde,  wenn  daraus 
eine  Verkürzung  des  Staatsschatzes  folgte  oder  folgen  konnte,  mit  der  Strafe 
der  Bezahlung  des  Ein-  bis  Vierfachen  des  betreffenden  Steuerbetrages,  sonst  mit 
Ordnungsstrafen  bis  zu  100  fl.  bedroht.  Auf  diese  drei  Steuerarten  sollten  keine 
Zuschläge  für  Bedürfnisse  der  autonomen  Körperschaften  gelegt  werden  dürfen. 
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Mit  diesen  Steuern  sollten  vollständige  Nova  in  die  österreichische  Steuer 
gesetzgebung  eingeführt  werden.     Der  Zweck  dieser  Einführung  ist  in  der  EinJ 
leitung  des  betreffenden  Abschnittes  des  Gesetzentwurfes  deutlich  ausgesprochei?!! 
worden.     Sie  erschien  notwendig,  weil  von  den  vier  anderen  Steuerarten  trotz 
der   geplanten  Reform   derselben    ein   erhebliches   Mehrei-trägnis    der   direkten 
Steuern  —  welches   seitens   der  Regierung   dringend   benötigt  wurde  —  nicht 
erwartet  werden  konnte.    Dieses  Mehrerträgnis  sollte  durch  die  Ergänzung  desj 
PJrtragssteuersysteins ,   durch   andere   direkte  Steuern  bewirkt  werden.     Hierbe\ 
trat  deutlich   die   Tendenz   hervor,    die   besser   situierten   Bevölkerungsklassenl 
verhältnismässig  höher   zu  belasten.    Denn   schon   die  Personalsteuer  war,   ol 
wohl  sie  eigentlich  nichts  als  eine  Kopfsteuer  war,  doch  so   abgestuft  wordenj 
dass   die   untersten  Bevölkerungsschichten  niedriger  besteuert   werden  sollten/" 
wie  die  höheren.     Allerdings  reichten  diese  Abstufungen  bei  weitem  nicht  aus, 
um  auch  nur  halbwegs  eine  Verhältnismässigkeit   in   der  Belastung   der  wohl- 
habenden   und    reichen  Bevölkerungsklassen    einer-    und    der   armen   anderseits 
zu  bewirken.   Diesem  Mangel  sollten  aber  erstlich  schon  die  neben  der  Personal- 
steuer den  besser  situierten  Bevölkerungsklassen  vorweg  aufzuerlegenden  Luxus- 
steuern —  welche  eben  einige  der  wichtigsten  Teile  des  Aufwandes  der  Reichen 
und  Wohlhabenden  treffen  sollten  —  entgegenwirken  und  auch  die  noch  ausser- 
dem einzuführende  Klassen-,  recte  Einkommensteuer  sollte  bloss  die  besser  situierten 
Volksschichten  und   unter   diesen  wieder  —  vermöge   der   beabsichtigten   Pro- 
gression —  vornehmlich  die  bestsituierten  treffen. 

Wichtig  ist  von  diesen  drei  Vorschlägen  neu  einzufiihrender  Steuern 
für  die  Geschichte  der  Versuche  zur  Reform  der  direkten  Steuern  in  0  ester- 
reich besonders  der  Vorschlag  in  betreff'  der  Klassensteuer  dadurch  geworden, 
dass  hier  zum  erstenmal  der  Versuch  gemacht  wurde,  das  bestehende  Steuer- 
system durch  die  Einschiebung  einer  reinen  Einkommensteuer  zu  ergänzen. 
Das  Streben  nach  Einführung  dieser  Steuerart  in  Oesterreich  ist  seither  nicht 
mehr  zur  Ruhe  gekommen  und  in  allen  späteren  Versuchen  zur  Reform  der 
direkten  Steuern  immer  wieder  von  neuem  bethätigt  worden.  Der  Entwurf  zur 
Einführung  einer  reinen  Einkommensteuer  bildet  seither  sozusagen  den  eisernen 
Bestand  aller  Reformversuche. 

Allerdings  kann  nicht  unbemerkt  bleiben,  dass  die  österreichische  Finanz- 
verwaltung ,  wenn  sie  auch .  in  dem  oben  besprochenen  Klassensteuerentwurfe 
dem  Hauptprinzipe  einer  reinen  Einkommensteuer  —  der  ganz  freien  Ein- 
schätzung des  Einkommens  der  Steuerpflichtigen  durch  eine  freie  Vertretung 
aus  der  Mitte  derselben  —  freien  Spielraum  lassen  zu  wollen  schien,  doch 
faktisch  die  zur  Entfaltung  dieses  Prinzips  geeignet  scheinenden  Bestimmungen 
des  Gesetzentwurfes  in  diesem  selbst  mit  solchen  Kautelen  umgeben  hat,  dass 
jenes  Prinzip,  falls  diese  Bestimmungen  Gesetzeskraft  erlangt  hätten,  in  der 
Praxis  wohl  nur  in  sehr  geringem  Masse  zur  Geltung  gekommen  wäre.  Die 
Normen  für  die  Schätzung  des  Einkommens  aus  den  einzelnen  Ertragsquellen, 
die  Zusammensetzung  der  Kommissionen  ,  vor  allem  aber  die  Bestimmung  der 
Schätzung  des  Einkommens  in  den  hauszinssteuerpflichtigen  (also  allen  halb- 
wegs bedeutenden)  Orten  sind  es,  welche  wir  hierbei  im  Auge  haben.  Nichts- 
destoweniger aber  bedeutet  der  Klassensteuervorschlag  immerhin  einen  Wende- 
punkt in  der  Geschichte  der  direkten  Steuern  Oesterreichs. 
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Uebrigens  gelangten  die  sämtlichen  PI en ersehen  Vorlagen  niemals 
dahin,  Gesetze  zu  werden.  Die  Ertragssteuergesetzentwürfe  blieben  im  Aus- 
schüsse stecken,  ohne  jemals  zu  einer  Beratung  im  Plenum  des  Hauses  zu 
kommen;  von  dem  Entwürfe  wegen  Einführung  einer  Personal-,  Luxus-  und 
Klassensteuer  wurden  die  auf  die  Personal-  und  Klassensteuer  bezüglichen  Teile 
durch  die  Regierung  zurückgezogen  und  nur  der  auf  die  Luxussteuer  bezüg- 
liche Teil  dieses  Entwurfes  hatte  insofern  ein  besseres  Schicksal,  als  er  wenig- 
stens im  Abgeordnetenhause  bis  zur  Annahme  in  dritter  Lesung  gelangte. 
Weiter  kam  auch  er  nie. 

C.  Das  zweite  Reformprojekt  v.  Pleners. 

Ohne  dass  das  Parlament  in  die  Lage  gekommen  wäre ,  eine  förmliche 
Entscheidung  über  die  eben  besprochenen  Gesetzentwürfe  zu  fällen ,  sah  die 
Regierung  sich  schon  im  Jahre  nach  der  Einbringung  derselben  im  Reichsrate 
veranlasst,  sie  durch  neue  zu  ersetzen,  welche  im  Jahre  1864  daselbst  ein- 
gebracht wurden. 

Es  waren  vier  Gesetzentwürfe,  welche  der  Finanzminister  jetzt  der 
parlamentarischen  Behandlung  übergab :  der  erste  betraf  die  Regelung  der 
Grund-  und  Gebäudesteuer,  der  zweite  die  Reform  der  Erwerbsteuer,  der  dritte 
die  Einführung  einer  Zins-  und  Rentensteuer  und  der  vierte  die  Einführung 
einer  allgemeinen  Klassen-  und  Einkommensteuer. 

1.  Der  Gesetzentwurf  über  die  Regelung  der  Grund-  und  Gebäudesteuer 
bot  im  wesentlichen  nur  eine  Zusammenziehung  der  zwei,  ein  Jahr  vorher  dem 
Reichsrate  vorgelegten,  auf  die  beiden  bezeichneten  Steuerarten  bezüglichen 
Gesetzentwürfe  in  einen. 

Trotz  dieser  Zusammenziehung  wurden  aber  beide  Steuerarten  auch  im 
neuen  einzigen  Gesetzentwurfe  getrennt  behandelt,  indem  jeder  derselben  ein 
eigener,  nur  speziell  sie  behandelnder  Abschnitt  des  Gesetzes  gewidmet  war. 
Die  gemeinschaftliche  Behandlung  beider  Steuerarten  in  diesem  Entwürfe  be- 
schränkte sich  auf  die  Vereinigung  der  auf  die  Organe  zur  Veranlagung  dieser 
Steuerarten,  sowie  auf  die  Strafen  für  Uebertretungen  der  diesfälligen  Vor- 
schriften bezüglichen  Nonnen  in  ein,  beiden  Steuerarten  gemeinschaftlich  ge- 
widmetes Kapitel.  Uebrigens  beschränkte  sich  auch  hier  die  innere  Gemein- 
schaft der  neu  einzuführenden  Bestimmungen  auf  diejenigen,  welche  die  Zentral- 
leitung der  Steuerveranlagung,  sowie  die  Ordnungsstrafen  betrafen. 

In  betreff  der  Zentralleitung  wurde  nämlich  bestimmt,  dass  dem  Finanz- 
minister zum  Zwecke  derselben  nebst  mehreren ,  ihm  untergeordneten  Zentral- 
inspektoren noch  ein  aus  sechzehn  bis  zwanzig  von  ihm  gewählten  Vertrauens- 
männern bestehender  Beirat  zur  Seite  stehen  sollte.  Die  Landeskommissionen 
sollten  aber  schon  wieder  getrennt  für  jede  der  beiden  Steuerarten  gebildet 
werden  und  aus  höchstens  je  acht  Mitgliedern  bestehen;  im  übrigen  wurden 
in  betreff  der  Zusammenstellung  dieser  Kommissionen  die  betreffenden  Bestim- 
mungen der  früheren  Entwürfe  beibehalten.  Eben  dasselbe  gilt  auch  hinsicht- 
lich der  in  den  neuen  Entwürfen  enthaltenen  Bestimmungen  über  die  Ein- 
setzung und  Zusammenstellung  von  Bezirkskommissionen,  in  betreff  deren  nur 
zu  bemerken  wäre,  dass  nach  dem  neuen  Entwürfe  auch  die  Bezirkskommis- 
sionen  für  die  Gebäudesteuer  stets  aus  je  zwölf  Mitgliedern  bestehen  sollte. 
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Was  die  Strafen  betrifft,  so  war  es  natürlich,  dass  die  Bestimmungen 
wegen  Bestrafung  von  Verheimlichung  von  steuerbaren  Erträgen  sich  auch  im 
neuen  Entwürfe  auf  die  nach  dem  Zinsertrage  umzulegende  Gebäudesteuer  be- 
schränkten. Uebrigens  waren  die  Strafbestimmungen  des  neuen  Entwurfes  auch 
sonst  gleichlautend  mit  den  in  den  alten  Entwürfen  enthaltenen. 

Ausserdem  enthielt  der  neue  Entwurf  noch  einige  beiden  Steuerarten 
gemeinsame  Bestimmungen  administrativer  Natur  von  nebensächlicher  Be- 
deutung. 

Was  das  eigentliche  Wesen  der  in  den  neuen  Entwürfen  enthaltenen 
Bestimmungen  betrifft,  so  lehnten  sich  dieselben,  wie  schon  angedeutet  wurde, 
in  der  Hauptsache  an  die  früheren  Entwürfe  an.  Eine  Aenderung  von  wesent- 
licher Bedeutung  wies  überhaupt  nur  der  auf  die  Grundsteuer  bezügliche  Teil 
des  neuen  Entwurfes  auf. 

Diese  Aenderung  wurde  dadurch  bedingt,  dass  im  neuen  Entwürfe  die 
Aufstellung  von  Lokalkommissionen  für  die  Durchführung  des  Grundsteuer- 
regelungsgeschäftes nicht  vorgesehen  war.  Demzufolge  fiel  auch  die  Thätig- 
keit  derselben  weg.  Ihre  Funktionen  wurden,  soweit  es  sich  nur  um  die  Vor- 
bereitung der  individuellen  Einschätzung  der  Grundstücke  handelte ,  den 
Schätzungsinspektoren,  im  übrigen  den  Bezirkskommissionen  zugewiesen. 

Den  Schätzungsinspektoren  sollte  demnach  die  Aufgabe  zugewiesen  werden, 
die  Bonitätsklassen  —  deren  zulässige  Maximalzahl  auf  sechzehn  erhöht  wurde 
—  aufzustellen,  die  Kulturgattungen  zu  ermitteln,  den  Reinertrag  eines  Joches 
für  jede  in  den  ihnen  zugewiesenen  Bezirken  vorkommende  Kulturgattung  und 
Bonitätsabstufung  zu  berechnen  und  auf  diese  Art  für  die  Bezirke  die  vor- 
läufigen Entwürfe  der  Reinertragstarife  zu  bilden.  Die  Grundsätze  für  die  Er- 
mittlung der  Reinerträge  waren  im  neuen  Entwürfe  weniger  detailliert  be- 
handelt, als  im  alten,  blieben  aber  sonst  im  wesentliehen  unverändert. 

Den  Bezirkskommissionen  war  dagegen  im  neuen  Entwürfe  die  Aufgabe 
zugedacht,  in  den  einzelnen  Gemeinden  die  Kulturenbestimmung,  Klassifikation 
und  Klassierung  aller  Grundstücke ,  sowie  die  Einreihung  derselben  in  eine 
entsprechende  Reinertragsabstufung  des  Schätzungstarifs  vorzunehmen.  Zu 
diesem  Zwecke  sollte  jede  Bezirkskommission  ihren  Bezirk  in  kleinere  Teile  ab- 
teilen und  in  jede  derselben  je  zwei  ihrer  Mitglieder  entsenden,  denen  ob- 
liegen sollte ,  in  jeder  Gemeinde  des  ihnen  zugewiesenen  Gebietes  unter  Bei- 
ziehung der  Gemeindevorstände  dieses  Gebietes  sowohl  als  auch  derjenigen  der 
angrenzenden  Teile  der  benachbarten  Teilbezirke,  dann  der  Repräsentanten  des 
Grossgrundbesitzes  die  Klassifikation  der  Grundstücke  jeder  Kulturgattung  und 
die  Einreihung  der  in  jeder  Gemeinde  aufgestellten  Kulturklassen  in  eine  ent- 
sprechende Reinertragsabstufung  des  provisorischen  Schätzungstarifs  vorzuneh- 
men und  sodann  die  Klassierung  der  Grundstücke  in  jeder  Gemeinde  zu  be- 
werkstelligen. 

Die  endgültige  Feststellung  der  Kulturgattungen  und  der  für  eine  jede 
derselben  anzunehmenden  Bonitätsklassen  —  die  Aufstellung  der  letzteren  wurde 
im  Entwürfe  als  Klassifikation  der  Grundstücke  bezeichnet  — ,  sowie  die  end- 
gültige Einreihung  der  einzelnen  Grundstücke  in  die  Klassen  (Klassierung  der 
Grundstücke)  und  Aufstellung  des  definitiven  Schätzungstarifs  im  Wege  der 
Vergleichung   mit   Mustergründen   wurde    den    Bezirksköramissionen    selbst   zu- 
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gedacht.     Für   die  Details    auch   dieser  Funktionen    enthielt   der  neue  Entwurf 
wieder  dieselben  Bestimmungen  wie  der  alte. 

Gegen  alle  Beschlüsse  der  Bezirkskommissionen  sollte  reklamiert  werden 
dürfen;  auch  für  die  Behandlung  der  Reklamationen  wurden  im  neuen  Ent- 
würfe die  betreffenden  Bestimmungen  des  alten  beibehalten. 

Auch  in  betreff  der  Gebäudesteuer  unterschieden  sich  die  Bestimmungen 
des  betreffenden  Teiles  des  in  Rede  stehenden  Gesetzentwurfes  nur  wenig  von 
denjenigen  des  älteren  Entwurfes  über  die  Regelung  der  Gebäudesteuer. 

Eine  wichtige  Neuerung  des  neuen  Gesetzentwurfes  bildete  die  in  dem- 
selben enthaltene  Bestimmung,  dass  die  Höhe  des  einzuführenden  Ausmasses 
der  Gebäudesteuer  der  zur  Zeit  der  Einführung  des  neuen  Gesetzes  für  das 
Reich  in  Vorschreibung  stehenden  Gesamtsumme  an  Gebäudesteuer  samt  landes- 
fürstlichen Zuschlägen  und  dem  Verhältnisse  dieser  Steuervorschreibung  zu  den 
erhobenen  reinen  Zinserträgnissen  und  Geldwerten  der  Gebäudenutzungen  ent- 
sprechend zu  ermitteln  sei  und  nur  im  verfassungsmässigen  Wege  abgeändert 
werden  könne. 

Eine  wenig  wesentliche  Neuerung  war ,  dass  der  Gesetzentwurf  die  aus- 
drückliche Bestimmung  enthielt,  dass  die  auf  den  Gebäuden  haftenden  Lasten 
und  Abgaben,  sowie  die  damit  verbundenen  Rechte  bei  der  Ermittlung  des 
steuerbaren  Reinertrages  der  Gebäude  nicht  berücksichtigt  werden  sollten. 

Eine  weitere  Aenderung  betraf  das  Ausmass  der  vom  Bi-uttoertrage  ab- 
zurechnenden Erhaltungskosten;  dieselben  wurden  nunmehr  festgesetzt:  für 
Orte  mit  wenigstens  15  fl.  Durchschnittszins  für  jeden  Gebäudebestandteil  mit  20, 
und  bei  wenigstens  5  fl.  Durchschnittszins  pro  Bestandteil  mit  25,  für  Orte 
mit  noch  niedrigeren  Zinserträgen  oder  mit  Besteuerung  der  Gebäude  nach  dem 
Gebrauchswerte  mit  30  Prozent  des  Bruttoertrages. 

Die  Steuerfreiheit  aus  dem  Titel  der  Bauführunt  sollte  nach  dem  neuen 
Entwürfe  auf  die  Dauer  von  sechs  Jahren  gewährt  werden. 

In  betreff  der  Aenderungen  im  Ertrage  der  Gebäude ,  welche  bei  der 
bereits  bemessenen  Steuer  berücksichtigt  werden  sollten,  fehlte  im  neuen  Ent- 
würfe die  im  früheren  enthaltene  Beschränkung  auf  diejenigen,  welche  wenig- 
stens zehn  Prozent  des  der  Steuerbemessung  zu  Grunde  gelegten  Gebäude- 
ertrages ausmachten. 

2.  Noch  unbedeutender  als  die  Verschiedenheiten  zwischen  den  alten 
und  neuen  Grund-  und  Gebäudesteuergesetzentwürfen  waren  diejenigen  zwischen 
dem  neuen  Entwürfe  über  die  Regelung  der  PJrwerbsteuer  und  seinem  Vor- 
gänger.   Der  erstere  war  ein  fast  unveränderter  Abdruck  des  letzteren. 

Eine  Neuerung  des  neuen  Entwurfes  bildete  die  Aufnahme  der  Bestim- 
mung, dass  die  Katastraleinlage  eines  jeden  in  die  erste  Klasse  der  Erwerb- 
steuer gehörenden  Unternehmens  in  der  Regel  dem  zwanzigsten  Teile  des  Rein- 
ertrages derselben  entsprechen  solle. 

Die  Anordnung,  dass  schon  die  Summe  der  auf  jeden  einzelnen  Bezirk 
entfallenden  Katastraleinlagen  dem  Betrage  der  bisherigen  Leistung  desselben 
an  Erwerb-  und  Einkommensteuer  entsprechen  müsse,  fehlte  im  neuen  Entwürfe. 

Für  die  Bergwerke  sollte  in  Hinkunft  der  vierte  Teil  der  Massengebühr 
als  gesetzliche  Minimal einlage  im  Kataster  gelten. 

Für  die  Bergwerke,  sowie  die  von   der  Landeskommission  zu  besteuern- 
Finanzarchiv.    VI.  Jahrg.  689  15 
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den    Unternehmungen    sollte    die    Erwerbsteuer  nach  dem  für   die   dreijährige 
Steuerperiode  bestimmten  Massstabe  jährlich  umgelegt  werden. 

Die  detaillierten  Bestimmungen  des  älteren  Entwurfes  über  das  bei 
der  individuellen  Aufteilung  des  dem  ganzen  Reiche  aufzuerlegenden  Er- 
werbsteuerpostulates und  das  Recht  der  Beschwerdeführung  gegen  diese  Auf- 
teilung fehlten  im  neuen  Entwürfe,  welcher  sich  diesbezüglich  auf  die  einfache 
Anordnung  beschränkte,  dass  die  Steuerbehörden  diese  Aufteilung  vorzunehmen 
hätten. 

Ebenso  fehlte  im  neuen  Entwürfe  die  Anordnung,  dass  die  Erwerb- 
steuerleistung der  Gesamtheit  der  Steuerpflichtigen  einer  Gemeinde  sich  durch 
Aenderungen  an  den  individuellen  Steuerschuldigkeiten  nicht  ändern  dürfe. 

Die  Bestimmungen  in  betreff  der  Erwerbsteuer  zweiter  Klasse  waren  im 
neuen  Entwürfe  dahin  geändert,  dass  derselbe  neben  den  Militärpersonen, 
Staatsbeamten  und  -Dienern  alle  jene  als  steuerfrei  erklärte,  deren  hierher 
gehöriges  Einkommen  den  Jahresbetrag  von  630  fl.  übersteigt;  in  dieser  Be- 
freiung waren  die  übrigen  im  alten  Entwürfe  als  steuerfrei  bezeichneten  Per- 
sonen von  selbst  mit  inbegriffen. 

.  3.  Auch  der  frühere  Rentensteuer-Gesetzentwurf  wurde  mit  nur  geringen 
Aenderungen  in  den  neuen  Reform  Vorschlag  aufgenommen.  Eine  dieser  Aen- 
derungen betraf  den  Titel  des  Gesetzentwurfes,  resp.  die  Bezeichnung  des 
Gegenstandes  desselben.  In  diesem  Gesetzentwurfe  wurde  nämlich  die  Renten- 
steuer als  ^Zins-  und  Rentensteuer "  bezeichnet. 

Eine  weitere  Aenderung  bestand  darin,  dass  die  Festsetzung  des  Aus- 
masses  der  Rentensteuer  nicht  dem  Finanzgesetze,  sondern  einem  besonderen 
Gesetze  überwiesen  wurde. 

Neu  war  in  dem  in  Rede  stehenden  Gesetzentwurfe  die  Bestimmung, 
dass  es  solchen  ,  Erwerbs-  und  Geschäftsuntemehmern",  welche  „nicht  in  der 
Lage  sind,  die  Gläubiger  besonders  namhaft  zu  machen",  gestattet  sein  sollte, 
„den  Gesamtbetrag  der  im  Laufe  eines  Jahres  an  ihre  Gläubiger  auszuzahlenden 
Passivzinsen  zum  Behufe  der  Bemessung  der  Zins-  und  Rentensteuer  besonders 
anzuzeigen".  Im  Zusammenhange  hiei'mit  enthielt  der  Gesetzentwurf  auch  die 
weitere  Bestimmung,  dass  die  Steuer  von  den  auf  diese  Art  zur  Anzeige  ge- 
brachten Renten  ebenfalls  kumulativ  zu  bemessen  und  durch  die  zur  Bezahlung 
dieser  Renten  Verpflichteten  unter  Vorbehaltung  des  Abzuges  der  Steuer  von 
diesen  Renten  zu  bezahlen  sei. 

Erwähnung  verdient  femer,  dass  nach  dem  neuen  Gesetzentwurfe  alle 
zum  Bezüge  von  nach  demselben  steuerpflichtigen  Zinsen  und  Renten  Be- 
rechtigten auch  ihrerseits  zur  detaillierten  Einbekennung  derselben  verpflichtet 
sein  sollten.  Hiermit  hängt  zusammen  die  weitere  Aenderung,  dass  nach  dem 
neuen  Gesetzentwurfe  Zehnte,  Kollekten  und  ähnliche  von  einer  Gesamtheit 
von  Vei-pflichteten  zu  leistende  Giebigkeiten  nur  von  den  Bezugsberechtigten 
einzubekennen  sein  sollten. 

Endlich  bestand  noch  eine  Neuerung  darin,  dass  der  neue  Gesetzentwurf 
die  Bestimmung  enthielt,  dass  die  Zins-  und  Rentensteuer  von  allen  Zuschlägen 
für  Zwecke  der  autonomen  Körperschaften  frei  sein  sollte. 

4.  Die  bedeutendste  Aenderung  am  ursprünglichen  Reformijrojekte  wies 
im  neuen  derjenige  unter  den  dazu  gehörigen  Gesetzentwürfen  auf,  welcher  an 

690 


Die  bisherigen  Versuche  zur  Reform  der  direkten  Steuern  in  OesterreiL-h.  227 

die  Stelle  des  im  ersteren  Projekte  enthaltenen  Gesetzentwurfes   über  die  Ein- 
führung einer  ausserordentlichen  Personal-,  Luxus-  und  Klassensteuer  trat. 

Vor  allem  anderen  nämlich  unterschied  sich  der  neue  Gesetzentwurf 
von  seinem  Vorgänger  dadurch .  dass  darin  die  Abschnitte  über  die  Personal- 
und  Luxussteuer  ganz  fehlten  und  demgemäss  durch  ihn  nur  eine  einzige  neue 
Steuer,  die  dort  als  „Klassen-  und  Einkommensteuer"  bezeichnet  war,  ein- 
geführt werden  sollte. 

Eine  weitere  einschneidende  Aenderung  bestand  darin,  dass  im  neuen 
Gesetzentwurfe  die  Bezeichnung  der  durch  denselben  einzuführenden  Steuer 
als  einer  bloss  zur  Bedeckung  eines  vorübergehenden  grösseren  Abganges  im 
Staatshaushalte  bestimmten  Auflage  fallen  gelassen  war ,  dieselbe  somit  hier 
als  eine,  ebenso  wie  die  anderen  Steuern,  ein  für  allemal  einzuführende 
erschien. 

Auch  in  Bezug  auf  die  grundlegenden  Bestimmungen  über  das  Ausmass 
und  die  Basis  der  Steuerbemessung  bestanden  zwischen  der  früher  vor- 
geschlagen gewesenen  Klassen-  und  der  neu  projektierten  Klassen-  und  Ein- 
kommensteuer durchgreifende  Unterschiede. 

Von  der  allgemeinen  Klassen-  und  Einkommensteuer  sollten  nämlich 
ausser  den  hinsichtlich  ihrer  Dienstesbezüge  frei  zu  lassenden  aktiven  Staats- 
beamten und  Offizieren,  dann  den  Mitgliedern  der  Bettelorden  nur  noch  befreit 
sein  jene  Grund-  und  Hausbesitzer,  sowie  Gewerbe-  und  Handeltreibende,  „welche 
wegen  Unzulänglichkeit  ihres  Besitzes  oder  Gewerbes  .  .  .  zum  .  .  .  Lebensunter- 
halte noch  .  .  .  dem  Taglohne  oder  einer  diesem  ähnlichen  Lohnarbeit  nach- 
zugehen" genötigt  sind,  femer  alle  Arten  niederer  Arbeiter  und  Bediensteten, 
sowie  überhaupt  alle  Personen,  deren  Tageseinkomnien  nicht  mehr  als  einen 
Gulden  beträgt.  V 

Die  Bemessung  der  allgemeinen  Klassen-  und  Einkommensteuer  sollte 
nach  zwei  Kategorien  und  nach  den  für  dieselben  festgesetzten  Klassensätzen 
und  Steuereinheiten  erfolgen;  das  Steuerausmass  sollte  alljährlich  durch  das 
Pinanzgesetz  festgestellt  werden. 

Die  P]inreihung  in  die  Kategorien,  Klassensätze  und  Steuereinheiten 
sollte  mit  Rücksicht  auf  die  vom  Erwerbe  und  Einkommen  abhängige  Leistungs- 
fähigkeit der  Steuerpflichtigen  erfolgen. 

Kategorien  der  Klassen-  und  Einkommensteuer  sollte  es  zwei  geben, 
je  nachdem  nämlich  das  Einkommen  der  Steuei-pflichtigen  den  Betrag  von 
1500  fl.  jährlich  überstieg  oder  nicht. 

In  der  ersten  Kategorie  sollten  zehn  Klassen  mit  den  Steuereinheiten 
von  einem  halben,  einem,  zwei,  drei,  vier,  fünf,  sechs,  acht,  zehn  und  zwölf 
Gulden  bestehen. 

Für  die  zweite  Kategorie  sollte  die  Steuereinheit  festgesetzt  werden  bei 
einem  Jahreseinkommen 

von  bis  .^  ^ 

Gulden  ""*  Prozenten 

1,501  .5,000 1 

.i,000         10,000 11/4 

10,001         1.5,000 II/2 

15,001         20,000 13;^ 

von  mehr  als  2o,000  fl 2 
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Die  Normen  für  die  Nachweisung  des  Einkommens  waren  aus  dem  frü- 
heren Klassensteuergesetzentwurfe  in  den  neuen  Entwurf  ziemlich  unverändert 
hinübergenommen  worden.     An  Aenderungen  wäre  anzuführen: 

Für  Grundbesitz,  der  im  Kataster  nicht  nach  dem  Reinertrage  ausge- 
wiesen erscheint,  sollte  der  Reinertrag  mit  keinem  niedrigeren  Betrage  als  mit 
dem  öV^fachen  des  Grundsteuerordinariums  der  Ermittlung  des  Einkommens 
zu  Grunde  gelegt  werden  dürfen. 

In  betreif  der  Gebäude,  welche  nach  dem  Gebrauchswerte  besteuert  werden 
sollten,  enthielt  der  Entwurf  die  neue  Bestimmung,  dass  der  Berechnung  des 
reinen  Einkommens  der  tarifmässige  Gebrauchswert  zu  Grunde  zu  legen  sei 
(im  früheren  Gesetzentwurfe  war  eine  analoge  Bestimmung  nur  hinsichtlich  des 
Zinsertrages  der  nach  diesem  besteuerten  Häuser  enthalten). 

Veränderliche  Dienst-  und  Lohnbezüge  sollten  nicht,  wie  dies  im  älteren 
Gesetz  entwürfe  in  Aussicht  genommen  war,  nach  dem  Ertrage  des  letzten,  dem 
Steuerjahre  vorausgegangenen  Jahres,  sondern  nach  dem  Durchschnitt  der  drei 
letzten  Vorjahre  ermittelt  werden. 

Dieselbe  Abweichung  vom  älteren  Gesetzentwurfe  wies  der  neuere  auch 
hinsichtlich  der  veränderlichen  Kapitals zinsen  oder  Renten  (Dividenden,  Tan- 
tiemen u.  dergl.)  auf. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  des  vom  Finanzminister  zu  berufenden  Beirates 
für  die  Geschäfte  der  Zentralleitung  wurde  im  neuen  Entwürfe  auf  sechzehn 
bis  zwanzig  bestimmt. 

Neu  war  die  Bestimmung,  dass  die  Nichtvornahme  der  Wahl  der  auf 
diesem  Wege  zu  bestellenden  Mitglieder  der  Landes-  und  Bezirkskommissionen 
den  Zusammentritt  derselben  nicht  hindern  sollte. 

In  betreff  der  Zusammensetzung  der  Bezirks-  und  städtischen  Kommis- 
sionen enthielt  der  neue  Entwurf  die  Norm,  dass  von  den  Mitgliedern  der- 
selben wenigstens  je  zwei  den  Steuerpflichtigen  der  zweiten  Kategoi'ie  ange- 
hören sollten. 

Die  Verpflichtung  zur  Einbringung  von  Bekenntnissen  sollte  auf  die  in 
die  zweite  Kategorie  der  Klassen-  und  Einkommensteuer  gehörigen  Steuerpflich- 
tigen beschränkt  bleiben ;  die  Festsetzung  der  Steuereinheiten  für  die  in  die 
erste  Kategorie  gehörigen  Personen  sollte  im  Wege  der  Einschätzung  erfolgen. 

Zum  Zwecke  dieser  Einschätzung  sollten  die  Vorsitzenden  der  Kommis- 
sionen erster  Instanz  aus  den  Ertragssteuerkatastern  alle  in  die  erste  Kategorie 
der  in  Rede  stehenden  Steuer  gehörigen  Personen  entnehmen,  über  die  Besitz- 
verhältnisse derselben  mit  Hilfe  der  Gemeindevorstände  möglichst  vollständige 
Erkundigungen  einziehen  und  auf  Grund  dieser  ihrer  Thätigkeit  für  jeden 
Steuerpflichtigen  ihrer  respektiven  Sprengel  den  Betrag  der  auf  denselben  ent- 
fallenden Steuereinheit  vorläufig  ermitteln. 

Auch  in  betreff  der  zur  Einbringung  von  Bekenntnissen  verpflichteten 
Steuerträger  sollte  nach  dem  neuen  Entwürfe  dem  Vorsitzenden  die  Aufgabe 
zufallen,  sich  an  der  Hand  der  Steuerkataster  zu  überzeugen,  ob  alle  zu  jener 
Einbringung  Verj^flichteten  dieser  ihrer  Obliegenheit  nachgekommen  sind.  Im 
übrigen  liess  der  neue  Gesetzentwurf  die  im  alten  enthaltenen  Normen  für  die 
Prüfung  der  Bekenntnisse  im  wesentlichen  unverändert. 

Aenderungen   an   der   für  ein  Jahr  bereits  bemessenen  Steuer  sollten  — 


Die  bisherigen  Versuche  zur  Reform  der  direkten  Steuern  in  Oesterreich.  229 

sei  es  nach  auf-,  sei  es  nach  abwärts  —  dann  erfolgen,  wenn  eine,  wenigstens 
ein  Viertel  des  der  Steuervorschreibimg  zu  Grunde  gelegten  Einkommens  be- 
tragende Vermehrung  oder  Verminderung  desselben  erfolgte. 


Da  das  neue  Eeformprojekt  v.  Pleners  nur  eine  wenig  veränderte 
neue  Redaktion  des  ersten  war,  so  bietet  dasselbe  zu  keinen  besonderen  Aus- 
führungen über  seine  Bedeutung  für  die  Geschichte  der  österreichischen  Steuer- 
gesetzgebung Anlass.  Zu  bemerken  wäre  nur,  dass  der  neue  Grundsteuergesetz- 
entwurf gegenüber  dem  älteren  eine  wesentliche  Vereinfachung  des  Verfahrens 
bei  der  Reinertragsschätzung  anstrebte  und  einen  erheblichen  Teil  des  von 
seinem  Vorgänger  für  diesen  Zweck  in  Aussicht  genommenen  Apparates 
fallen  liess. 

Dieses  neue  Reformprojekt  hatte  übrigens  dasselbe  Schicksal ,  wie  sein 
Vorgänger.  Das  Parlament  konnte  um  so  weniger  zur  Beratung  desselben  ge- 
langen, als  bald  nach  seiner  Einbringung  der  Sturz  Schmerlings  und  die  Si- 
stierung der  Verfassung  und  im  Zusammenhange  damit  die  Demission  v.  Plen  ers 
und  die  Auflösung  des  Reichsrates  erfolgten. 

E.  Die  Zeit  bis  zur  Einbringung  des  nächsten  umfassenden 
Reformprojektes  im  neuen  Reichsrate. 

Unter  dem  Sistierungsministerium  trat  eine  Pause  in  den  Bestrebungen 
zur  Reform  der  direkten  Steuern  ein.  Dasselbe  war  viel  zu  sehr  durch  poli- 
tische und  kriegerische  Ereignisse  in  Anspruch  genommen,  als  dass  sein  Finanz- 
minister —  Graf  L arisch  —  hätte  die  Fortführung  des  begonnenen  Werkes  in 
Angriff  nehmen  können.  Auch  ging  seine  Amtswirksamkeit  nach  verhältnis- 
mässig kurzer  Zeit  zu  Ende,  da  sie  kaum  zwei  Jahre  dauerte. 

Auch  die  Zeit  unmittelbar  nach  dem  Sturze  des  Sistierungsministeriums  — 
die  Amtsdauer  von  Beck  es  und  der  Anfang  der  Thätigkeit  des  nach  diesem 
nur  kurze  Zeit  im  Amte  gewesenen  Finanzministers  auf  diesen  Posten  berufenen 
Brestel  —  war  wenig  zur  Durchführung  einer  gründlichen  Reform  der  Ge- 
setzgebung über  die  direkten  Steuern  geeignet.  Es  war  dies  die  Zeit  der 
Wiederaufrichtung  des  Staates  nach  der  Katastrophe  von  186G.  Durch  diese 
waren  auch  die  Finanzen  desselben  derartig  zerrüttet  worden,  dass  um  jeden 
Preis  an  die  sofortige  Erhöhung  der  Staatseinnahmen  geschritten  werden  musste. 
Eine  solche  konnte  durch  eine  umfassende  Reform  der  direkten  Steuern  natur- 
gemäss  nicht  bewirkt  werden.  Hierzu  war  die  Ergreifung  anderer  Massregeln 
notwendig.  Soweit  durch  dieselben  auch  die  direkten  Steuern  berührt  wurden, 
müssen  sie  hier  um  so  mehr  besprochen  werden,  als  durch  sie  die  diesbezüg- 
liche Gesetzgebung  Oesterreichs  eine  immerhin  schwer  ins  Gewicht  fallende 
Modifikation  erfuhr.  Bevor  wir  aber  diese  Massregeln  darstellen,  müssen  wir  noch 
einige  Modifikationen  berühren,  welche  an  der  österreichischen  Gesetzgebung 
in  betreff  der  direkten  Steuern  noch  unter  P 1  e  n  e  r  und  L  a  r  i  s  c  h  vorgenommen 
wurden  und  welche,  wenn  sie  auch  das  bestehende  Steuersystem  unberührt 
Hessen,   für  die  Wirkungen   desselben   doch  von  erheblicher  Bedeutung  waren. 

Die  eine  dieser  Modifikationen  bestand  in  der  Erhöhung  des  sogen,  ausser- 
ordentlichen  (für   den  Staat  eingehobenen)  Zuschlages   zu   sämtlichen   direkten 
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Steuern ,  also  in  einer  einfachen  p]rhöhung  derselben ,  welche  zuerst  mit  dem 
Finanzgesetze  vom  19.  Dezember  1862  (R.-G.-Bl.  Nr.  101)  für  das  Jahr  1863 
eingeführt  worden  war  und  nachher  für  die  Jahre  1864  und  1865  durch  die 
betreffenden  Finanzgesetze  im  gleichen  Ausmasse  aufrecht  erhalten  wurde. 
Diese  Erhöhung  bestand  in  der  Verdoppelung  des  Ausmasses  des  im  Jahre  1859 
eingeführten  Zuschlages.  Derselbe  betrug  demnach  während  der  obbezeichneten 
Jahre  bei  der  Grund-  und  Hauszinssteuer  ein  Drittel,  bei  der  Hausklassensteuer 
aber  100  Prozent  und  bei  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer  zwei  Fünftel  des 
Ordinariums.  Hiernach  betrug  die  Einkommensteuer  infolge  dieser  Erhöhung 
des  in  Rede  stehenden  Zuschlages  7  Prozent  des  steuerbaren  Einkommens;; 
diese  Erhöhung  erstreckte  sich  auch  auf  die  im  Sinne  der  kaiserlichen  Vei 
Ordnung  vom  28.  April  1859  (R.-G.-Bl.  Nr.  67)  einzuhebende  Einkommensteuer 
von  Staats-  und  öffentlichen  Fondsobligationen.  Die  Grund-  und  Hauszinssteuern 
dagegen  betrugen  infolge  jener  Erhöhung  26^/3  Prozent  des  Katastralreinertrages, 
resp.  des  steuerbaren  Hauszinses  und  die  Hausklassen-  und  Erwerbsteuem  er- 
fuhren eine  entsprechende  Erhöhung  aller  einzelnen  Tarifsätze. 

Eine  Modifikation  erfuhr  dieses  Ausmass  des  ausserordentlichen  Zuschlages 
zu  den  direkten  Steuern  durch  dag  Finanzgesetz  für  das  Jahr  1866  (vom 
30.  Dezember  1865 ,  Reg.-Bl.  Nr.  149).  Durch  dieses  wurde  nämlich  der  Zu- , 
schlag  zur  Grund-  und  Hausklassensteuer  um  je  ein  Viertel  des  Ausmasses  der 
letzten  Jahre,  somit  auf  drei  Zwölftel,  resp.  75  Prozent  des  Ordinariums  herab- 
gesetzt; hierdurch  stellte  sich  das  Ausmass  der  Grundsteuer  auf  25'/»  Prozent 
des  Katastralreinertrages.  Die  übrigen  Steuern  wurden  durch  diese  Aende- 
rung  —  welche  dann  auch  im  Jahre  1867  beibehalten  wurde  —  nicht  berührt. 

Eine  andere  Modifikation  betraf  die  für  Zwecke  der  autonomen  Körper- 
schaften einzuhebenden  Zuschläge  zu  den  direkten  Steuern.  Obwohl  die  Be- 
willigung solcher  Zuschläge  zum  Zwecke  der  Bedeckung  der  Bedürfnisse  der 
Gemeinden  und  Provinzen  schon  seit  längei*er  Zeit  gebräuchlich  wai*,  entbehrte 
diese  Materie  bis  zum  Beginne  des  parlamentarischen  Regimes  doch  jeder  ge- 
setzlichen Regelung  —  mit  alleiniger  Ausnahme  der  zum  Zwecke  der  Bestrei- 
tung des  Aufwandes  für  die  Grundlastenablösung  in  den  einzelnen  Kronländern 
einzuhebenden  Zuschläge,  zu  deren  Vorschreibung  diese  durch  das  kaiserliche 
Patent  vom  11.  April  1851  (R.-G.-Bl.  Nr.  83)  ermächtigt  worden  waren. 

Nun  wurde  aber  gleich  in  den  ersten  Jahren  des  parlamentai-ischen  Re- 
gimes die  Verfassung  sowohl  der  Kronländer  als  auch  der  Gemeinden  durch 
eigene  Gesetze  (Landes-  und  Gemeindeordnungen)  geregelt,  in  welchen  die  Be- 
stimmungen über  die  Agenden  der  Landes-  und  Gemeindevertretungen  und  der 
Organe  derselben  enthalten  waren  und  selbstverständlich  auch  für  die  Auf- 
bringung der  hierzu  erforderlichen  Geldmittel  vorgesorgt  werden  musste.  Zu 
diesem  Zwecke  wurde  den  Gemeinden  und  Ländern  unter  anderem  auch  das 
Recht  zugestanden,  Zuschläge  zu  den  direkten  Steuern  in  der  erforderlichen 
Höhe  auszuschreiben. 

Da  in  einigen  Ländern  um  dieselbe  Zeit  auch  noch  besondere  Bezirks- 
vertretungen mit  eigenen  Agenden  und  selbstverständlich  auch  eigenen  Bedürf- 
nissen eingeführt  wurden,  stellte  sich  in  denselben  natürlich  die  Notwendigkeit 
heraus,  auch  diesen  Korporationen  dasselbe  Recht  zuzugestehen. 

Zu  weiteren  Zuschlägen  bot  —  wie   wir  behufs  Erschöpfung   dieser  Ma- 
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terie  gleich  hier  vorgreifend  bemerken  wollen  —  die  mit  dem  Gesetze  vom 
29.  Juni  1868  (R.-G.-Bl.  Nr.  85)  erfolgte  Organisierung  der  Handels-  und  Ge- 
werbekammern, sowie  die  mit  dem  Gesetze  vom  14.  Mai  1869  (R.-G.Bl.  Nr.  62) 
erfolgte  Einführung  der  allgemeinen  Schulpflicht  und  Neuorganisierung  der 
Volksschule  Anlass. 

Es  ist  wohl  selbstverständlich ,  dass  die  Einführung  all  dieser  Zuschläge 
-von  der  Bevölkerung  nicht  anders  empfunden  werden  konnte,  denn  als  eine  — 
und  zwar  vielfach  sehr  einschneidende  —  Erhöhung  der  Staatssteuern.  Dem- 
zufolge mussten  diese  Zuschläge  auch  alle  Uebelstände  der  bestehenden  Gesetz- 
gebung in  betreff  der  direkten  Steuern  noch  viel  empfindlicher  machen  und 
dazu  beitragen,  die  Reform  derselben  noch  dringlicher  erscheinen  zu  lassen, 
als  schon  früher  der  Fall  gewesen  war. 

In  einem  neuen  Versuche  zur  Durchführung  einer  solchen  Reform  konnten, 
wie  schon  oben  bemerkt  wurde,  die  ersten  Schritte  B  r  e  s  t  e  1  s  auf  dem  Gebiete 
der  Finanzgesetzgebung  allerdings  nicht  bestehen.  Seine  Aufgabe  war  es  viel- 
mehr, vor  allem  Ordnung  in  den  zerrütteten  Staatshaushalt  zu  bringen,  so  gut 
oder  so  schlecht  es  eben  gehen  wollte.  Unter  den  von  ihm  zu  diesem  Zwecke 
vorgeschlagenen  Massregeln  befand  sich  auch  die  Einführung  einer  Vermögens- 
steuer; am  21.  März  1868  brachte  er  einen  diesbezüglichen  Gesetzentwurf  im 
Abgeordnetenhause  ein.  ' 

Nach  diesem  Entwürfe  sollte  vom  Vermögen  aller  Bewohner  des  Reiches 
und  aller  hier  befindlichen  juristischen  Personen  ein  für  allemal  eine  besondere 
Abgabe  eingehoben  werden.  Diese  sollte  alles  bewegliche  und  unbewegliche 
Vermögen  treffen;  ausgenommen  davon  sollten  sein:  das  nicht  zu  Zwecken  des 
Ei-werbes  bestimmte  bewegliche  Vermögen  (Mobiliar  i.  e.  S.),  das  in  öster- 
reichischen Staatspapieren  angelegte  Vermögen,  das  Vermögen  des  Staates  und 
des  Hofärars,  der  Provinzen,  Gemeinden,  öffentlichen  Lehr-  und  Erziehungs- 
anstalten, sowie  verschiedener  Wohlthätigkeitsinstitute ,  und  endlich  das  im 
Auslande  befindliche  Vermögen  der  Inländer  und  der  hier  domizilierenden 
Ausländer. 

Die  Abgabe  sollte  von  Grundstücken  1,2 ,  von  Gebäuden  0,9  und  von 
Bergwerken  IV2  Prozente  betragen.  Jedem  Abgabenpflichtigen  sollte  aber  bei 
Bemessung  der  Abgabe  der  Teilbetrag  pr.  1500  fl.  von  der  Vermögenssteuer 
frei  gelassen  werden ;  wenn  derselbe  unbewegliches  und  bewegliches  Vermögen 
besass,  sollte  dieser  frei  bleibende  Betrag  zuerst  vom  unbeweglichen  Vermögen 
abgezogen  werden.  Doch  sollte  jeder  Grundbesitzer,  welchem  infolge  der  Frei- 
lassung des  Teilbetrages  pr.  1500  fl.  von  seinem  Grundbesitze  entweder  gar 
keine  Vermögenssteuer  oder  eine  solche  in  einem  geringeren  Ausmasse,  als  ein 
Viertel  des  auf  dem  Grundbesitze  lastenden  Grundsteuerordinariums  auferlegt 
worden  wäre,  wenigstens  dieses  Viertel  der  Grundsteuer  als  Aequivalent  der 
Vermögensabgabe  zu  entrichten  haben.  Diesem  Aequivalente  sollte  auch  der 
Grundbesitz  der  Provinzen,  Gemeinden,  Lehr-  und  P]rziehungs-,  sowie  Wohl- 
thätigkeitsanstalten  unterliegen. 

Bei  Bemessung  der  Abgabe  vom  unbeweglichen  Vermögen  sollten  die 
auf  diesem  haftenden  Lasten  in  folgender  Weise  berücksichtigt  werden:  Von 
der  nach  dem  Gesamtwerte  des  belasteten  Besitztums  entfallenden  Vermögens- 
abgabe sollte  bei  Grundstücken  und  Bergwerken  ein  Fünftel,  bei  Gebäuden  drei 
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Zwanzigstel  der  jährlich  in  Geld  oder  in  Naturalien  zu  leistenden  Beträge  lüit 
Ausschluss  der  allenfalls  darin  enthaltenen  Amortisationsquoten  in  Abrechnung 
gebracht  und  die  Abgabe  nur  mit  dem  sich  hiemach  ergebenden  Ueberreste 
vorgeschrieben  werden.  Sollte  dieser  Rest  nicht  ein  Viertel  der  ordentlichen 
Jahressteuer  des  betreffenden  Vermögensobjektes  betragen,  so  sollte  die  Abgabe 
mit  diesem  Viertel  zur  Vorschreibung  gelangen. 

Die  Bemessung  der  Abgabe  sollte  auf  Grund  von  Fassionen  erfolgen,  zu 
deren  Einbringung  jeder  Besitzer  eines  Vermögens  verpflichtet  sein  sollte;  das 
in  Aktien  angelegte  Vermögen  sollte  von  den  die  betreffenden  Gesellschaften 
repräsentierenden  Organen  einbekannt  werden.  Die  näheren  Bestimmungen 
über  die  Abfassung  der  Bekenntnisse  und  den  bei  Prüfung  und  Richtigstel- 
lung derselben  zu  beobachtenden  Vorgang  wurden  einem  zu  erlassenden  be- 
sonderen Gesetze  vorbehalten.  Die  Bemessung  und  Vorschreibung  der  Abgabe 
sollte  durch  die  Finanzbehörden  vorgenommen  werden. 

Die  Einzahlung  der  Abgabe  sollte  in  gleichen  halbjährigen  Raten  in  den 
Jahren  1868 ,  1869  und  1870  erfolgen.  Aktiengesellschaften  sollten  berechtigt 
sein ,  zum  Zwecke  der  Bezahlung  der  Abgabe  ihren  Reservefond  in  Anspruch 
zu  nehmen  oder  innerhalb  höchstens  20  Jahren  rückzahlbare  Anlehen  aufzu- 
nehmen. 

Wenn  bei  der  Prüfung  der  Bekenntnisse  die  einbekannte  Vermögens- 
summe nicht  um  mehr  als  5  Prozent  erhöht  werden  würde,  sollte  es  bei  dem 
nach  der  Fassion  ermittelten  Ausmasse  der  Abgabe  verbleiben.  Wenn  der 
Unterschied  zwischen  dem  einbekannten  und  ermittelten  Vermögen  1.5  Prozent 
desselben  nicht  überstieg,  so  sollte  nur  die  vom  Mehrbetrage  zu  bemessende 
Abgabe  nachträglich  eingehoben  werden ;  bei  grösseren  Differenzen  sollten  über 
die  betreffenden  Bekenntnisleger  Strafen  in  drei-  bis  fünffachem  Betrage  der  der 
Verkürzung  ausgesetzt  gewesenen  Abgabe  verhängt  werden.  Wenn  jene  Diffe- 
renz 50  Prozent  ausmachte  und  zugleich  der  Betrag,  um  den  der  Staat  ver- 
kürzt werden  sollte,  300  fl.  übersteigt,  so  sollte  der  Name  des  Schuldigen  in 
der  Amtszeitung  veröffentlicht  werden. 

Wenn  im  Laufe  der  Zahlungsperiode  ein  abgabepflichtiges  Objekt  zu 
Grunde  gegangen  wäre,  so  sollte  eine  verhältnismässige  Verminderung  der  Ab- 
gabe eintreten. 

Die  Aufnahme,  welche  dieses  Projekt  im  Parlament  fand,  war  eine  sehr 
ungünstige.  Schon  der  mit  der  Vorberatung  desselben  betraute  Ausschuss  be- 
schloss  nahezu  mit  Stimmeneinhelligkeit,  beim  Abgeordnetenhause  die  Ableh- 
nung des  Vorschlages  der  Regierung  zu  beantragen  und  das  Plenum  des  Hauses 
acceptierte  diesen  Antrag,  ohne  dass  sich  in  der  diesbezüglichen  Debatte  ein 
ernster  Verteidiger  des  Gesetzentwurfes  gefunden  hätte.  Selbst  diejenigen 
Redner ,  die  das  Prinzip  der  Vermögenssteuer  verteidigten  —  es  gab  deren 
mehrere  —  erklärten  doch ,  dass  sie  die  im  vorliegenden  Gesetzentwurfe  ge- 
plante Durchführung  dieses  Prinzips  nicht  acceptieren  können. 

Glücklicher  als  mit  dem  Vorschlage  wegen  Einführung  einer  Vermögens- 
steuer war  Brestel  mit  einem  gleichzeitig  damit  im  Reichsrate  eingebrachten  an- 
deren, der  ebenfalls  zu  den  von  ihm  behufs  Ordnung  des  Staatshaushaltes  unter- 
nommenen Schritten  gehörte,  aber  nicht  unmittelbar  die  Einrichtungen  hinsichtlich 
der   direkten  Steuern   betraf,   sondern   diese  nur  mittelbar   berührte.     Es   war 


i 


Die  bisherigen  Versuche  zur  Keform  der  dii'ekten  Steuern  in  Oesterreicli.  233 

dies  der  Vorschlag  wegen  Umwandlung  der  aus  den  verschiedenartigsten  Sorten 
von  Obligationen  bestehenden  Staatsschuld  in  eine  einheitliche,  nur  mehr  aus 
Obligationen  einer  einzigen  Art  —  richtiger  zweier,  aber  nur  durch  die  Wäh- 
rung, auf  welche  sie  lauteten  (Silber  oder  Papier),  von  einander  unterschiedener 
Arten ;  mit  dieser  sogen.  Konvex'tierung  der  Staatsschuld  sollte  eine  neue  Rege- 
lung der  Besteuerung  der  Zinsen  derselben  verbunden  werden  —  eine  Regelung 
aber,  die  so  beschaffen  war,  dass  sofort  beim  Bekanntwerden  der  diesbezüg- 
lichen Absichten  der  Regierung  vielfach  die  Meinung  geäussert  wurde,  man 
habe  es  hier  nicht  so  sehr  mit  einer  Besteuerung  der  Zinsen  der  Staatsschuld, 
als  vielmehr  mit  einer  Kürzung  derselben  zu  thun.  Nach  dem  aus  dem  ange- 
führten Vorschlage  hervorgegangenen  Gesetze  vom  20.  Juni  1868  (R.-G.-Bl.  Nr.  66) 
sollten  nämlich  sämtliche  Gattungen  der  Staatsschuld  (mit  einigen  nicht  sehr 
bedeutenden  Ausnahmen ,  zu  denen  namentlich  die  Lotterieanlehen  gehörten), 
in  eine  Sprozentige  einheitliche  Schuld  umgewandelt  werden,  „die  mit  einer 
Steuer  von  16  Prozent,  welche  nicht  erhöht  werden  kann,  belastet  wird".  Bei 
den  Zinsen  der  von  der  Konvertierung  ausgenommenen  Lotterieanlehen  und 
Entschädigungsrenten  für  aufgehobene  Gefälle ,  sowie  des  ebenfalls  ausgenom- 
menen Steueranlehens  vom  Jahre  1864  sollte  der  Steuerabzug  künftighin  sogar 
20  Prozent  betragen.  Dagegen  sollte  bei  allen  den  angeführten  Zinsen  der 
bisherige  Einkommensteuerabzug  in  Hinkunft  wegfallen. 

Diese  Bestimmungen  hatten  die  Folge,  dass  nunmehr  hinsichtlich  der 
unter  dieselben  fallenden  Renten  die  Einhebung  der  Einkommensteuer  III.  Klasse 
gänzlich  aufhörte  und  durch  die  der  neuen  Steuer  ersetzt  wurde,  die  im  Ge- 
setze keinen  besonderen  Namen  erhalten  hatte,  in  der  Praxis  aber,  da  sie  sich 
alsbald  als  eine  einschneidende  Verringerung  des  Wertes  der  Zinsenkoupons 
fühlbar  machte  und  diese  Koupons  selbst  als  auf  den  Betrag  der  Zinsen  nach 
Abzug  der  neu  eingeführten  Steuer  lautend ,  ausgestellt  wurden ,  den  Namen 
Kouponsteuer  erhielt.  Eben  dieser  auf  den  Umstand ,  ob  die  Staatsobli- 
gationen, welche  dieser  Steuer  unterworfen  wurden,  in  Händen  von  Inländern 
oder  Ausländern  waren,  keine  Rücksicht  nehmende  Modus  der  Einhebung  der- 
selben in  Verbindung  mit  ihrer,  das  Ausmass  der  Einkommensteuer  III.  Klasse 
beträchtlich  übersteigenden  Höhe  und  der  Erklärung,  dass  sie  nun  nicht  mehr 
erhöhbar  sei,  war  es,  was  den  in  Rede  stehenden  Abzug  mehr  als  eine  einfache 
Verkürzung  der  versprochenen  Zinsen  der  betroffenen  Papiere,  denn  als  eine 
Steuer  erscheinen  liess  —  eine  Annahme ,  die  um  so  mehr  gerechtfertigt  war, 
als  die  Einführung  des  Abzuges  unter  anderem  auch  einerseits  mit  der  Wei- 
gerung Ungarns,  in  vollem  Masse  zur  Verzinsung  der  bis  dahin  gemeinsam 
gewesenen,  von  Ungarn  aber  nicht  als  gemeinsam  anerkannten  Staatsschuld 
beizutragen  und  anderseits  mit  dem  Nichtbestande  einer  Verpflichtung  der 
westlichen  Reichshälfte,  für  den  sich  aus  dieser  Weigerung  ergebenden  Abgang 
an  der  beiden  Reichshälften  obliegenden  Beitragsleistung  zur  Verzinsung  der 
gemeinsamen  Staatsschuld  aufzukommen,  motiviert  wurde.  Sei  dem  aber  wie 
ihm  wolle ,  mag  jener  Abzug  faktisch  und  rechtlich  als  Steuer  anzusehen  sein 
oder  nicht,  so  gilt  er  doch  in  jedem  Falle  gesetzlich  als  Steuer  und  werden 
demgemäss  die  demselben  unterliegenden  Papiere  seither  von  der  österreichi- 
schen Finanzverwaltung  und  Gesetzgebung  stets  so  behandelt,  als  ob  ihre  Zinsen 
einer   ganz  speziellen  Besteuerung  unterliegen  würden.     Diese   gesetzliche  Prä- 
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sumtion  —  mag  sie  auf  einer  Fiktion  oder  auf  richtiger  Auffassung  des  Sach- 
verhaltes beruhen  —  hatte  aber  die  grosse  Bedeutung ,  dass  von  nun  an  ein 
sehr  wichtiges  Steuerobjekt  als  jeder  weiteren  Besteuerung  entzogen  betrachtet 
wurde,  woraus  sich  von  selbst  ergab,  dass  die  bei  den  späteren  Versuchen  zur 
Reform  der  direkten  Steuern  regelmässig  wiederkehrenden  Projekte  wegen  Ein 
führung  einer  umfassenden  Rentensteuer  von  einer  Erfassung  der  Rente  aus  den 
unter  die  sogen.  Kouponsteuer  fallenden  Staatsobligationen  stets  Umgang  nehme: 
mussten. 

Weitere  Massregeln  zur  Erhöhung  der  Staatseinnahmen,  welche  auf  de 
Gebiete  der  direkten  Steuern  getroffen  wurden,  bestanden  in  der  Erhöhung  dei 
Zuschläge  zu  den  direkten  Steuern,  welche  auf  Rechnung  des  Staates  zur  Eia 
hebung  gelangen  sollten.  Dieselbe  wurde  mit  dem  Gesetze  vom  26.  Juni  1868 
(Reg.-Bl.  Nr.  72)  eingeführt.  Mit  demselben  wurden  vor  allem  die  für  die 
Jahre  1866  und  1867  bewilligten  Nachlässe  an  den  Staatszuschlägen  zur  Grund- 
und  Hausklassensteuer  beseitigt,  resp.  diese  beiden  Steuerarten  wieder  auf  das 
Niveau  der  Jahre  1863 — 1865  gebracht.  Dieses  seither  bis  zu  der  in  den  ersten 
80er  Jahren  stattgefundenen  neuen  Festsetzung  der  Höhe  dieser  beiden  Steuer- 
arten in  den  Finanzgesetzen  alljährlich  neu  bestätigte  Ausmass  bestand  bei  der 
Grundsteuer  demnach  in  26^/3  Prozent  des  Katastralreinertrages ,  resp.  in  der 
Erhöhung  der  auf  andere  Art  festgesetzten  Grundsteuer  um  zwei  Drittel  ihres 
vor  dem  Jahre  1859  bestandenen  Ausmasses  und  bei  der  Hausklassensteuer  in 
folgenden  Steuersätzen: 

Klasse 

I 

II 

m 

IV 

V 

VI 

VII 

vm 

IX 

X 

XI 

XII 

Die  Summe,  um  welche  sich  die  Steuer  der  ersten  Klasse  bei  Gebäuden 
mit  mehr  als  35  Wohnbestandteilen  für  je  fünf  Bestandteile  zu  erhöhen  hatte, 
betrug  nunmehr  bei  Häusern  ohne  Stockwerk  4  fl.  90  kr. ,  bei  Häusern  mit 
Stockwerken  aber  9  fl.  80  kr.  Die  für  Dalmatien,  Galizien,  die  Bukowina  und 
Salzburg  von  früher  her  bestehenden  Begünstigungen  hinsichtlich  der  Haus- 
klassensteuer blieben  unverändert  aufrecht,  so  dass  die  XII.  Klasse  im  erst- 
genannten Kronlande  nunmehr  in  drei  Unterklassen  mit  Steuersätzen  pr.  41  kr., 
82  kr.  und  1  fl.  23  kr.  zerfiel  und  im  zweit-  und  drittgenannten  Kronlande  für 
ganz  ärmliche  Gebäude  der  untersten  Klasse  der  Steuersatz  pr.  82  kr.  zur  Ein- 
hebung gelangte. 

Die  Hauszinssteuer  blieb  auch  von  der  neuesten  Normierung  der  Höhe 
der  direkten  Steuern  unberührt  und  betrug  nach  wie  vor  26Vs  Prozent  vom 
steuerbaren  Zinsertrage.  Auch  dieses  Steuerausmass  blieb  unverändert  bis  zum 
Jahre  1882. 
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fl. 

kr 

147 

— 

122 

50 

98 

— 

78 

40 

58 

80 

39 

10 

29 

40 

19 

60 

14 

70 

9 

80 

4 

90 

1 
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Eine  wesentliche  Erhöhung  erfuhi'en  durch  das  in  Rede  stehende  Gesetz 
nur  die  Erwerb-  und  Einkommensteuer.  Der  Zuschlag  zu  diesen  beiden  Steuer- 
arten wurde  nämlich  durch  dasselbe  auf  100  Prozent  des  Ordinariums  erhöht; 
die  Einkommensteuer  I.  und  III.  Klasse  betrug  somit  nunmehr  10  Prozent  des 
steuerbaren  Einkommens  und  die  Erwerbsteuersätze  wurden  auf  das  doppelte 
des  vor  dem  Jahre  1859  bestandenen  Ausmasses  erhöht,  während  die  Einkommen- 
steuer II.  Klasse  in  den  höchsten  pjinkommensstufen  sogar  bis  auf  20  Prozent 
des  steuerbaren  Einkommens  stieg.  Eine  Begünstigung  wurde  nur  den  Erwerb- 
steuerpflichtigen der  beiden  untersten  Klassen  eingeräumt,  bei  welchen  der 
Staatszuschlag  zur  Erwerb-  und  Einkommensteuer  nur  mit  70  Prozent  des  Ordi- 
nariums zur  Einhebung  gelangen  sollte,  wonach  also  die  Einkommensteuer  bei 
■diesen  Pei'sonen  8,5  Prozent  des  steuerbaren  Einkommens  zu  betragen  hatte. 
Diese  Erhöhung  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer  —  von  welcher  auch  die 
unter  die  kaiserliche  Verordnung  vom  28.  April  1859  fallenden  Papiere  (soweit 
dieselben  nicht  unter  das  Gesetz  vom  20.  Juni  1868,  R.-G.-BI.  Nr.  66,  fielen)  be- 
troffen wurden  und  welche  sich  laut  ausdrücklicher  gesetzlicher  Bestimmung 
auch  auf  das  den  Erwerbsteuerpflichtigen  hinsichtlich  der  Zinsen  von  ihren 
Schulden  gesetzlich  zustehende  Abzugsrecht  erstrecken  sollte  —  blieb  bis  heute 
in  Geltung,  indem  sie  seither  ebenfalls  durch  die  alljährlichen  Finanzgesetze 
regelmässig  wieder  angeordnet  wurde.  Nur  insofern  erfuhr  der  auf  die  Ei'werb- 
und  Einkommensteuer  bezügliche  Teil  des  Gesetzes  vom  26.  Juni  1868  (R.-G.-Bl. 
Nr.  72)  seither  eine  Modifikation,  als  schon  das  Gesetz  vom  23.  März  1869 
(R.-G.-Bl.  Nr,  34;  Finanzgesetz  für  das  Jahr  1869)  und  fernerhin  jedes  weitere 
Finanzgesetz  hinsichtlich  des  Anspruches  auf  die  Begünstigung  der  Zahlung 
eines  bloss  70prozentigen  Zuschlages  zur  Erwerb-  und  Einkommensteuer  die 
Norm  enthielt,  dass  diese  Begünstigung  allen  jenen  Erwerb-  und  nach  der  I.  oder 
II.  Klasse  Einkommensteuerpfiichtigen  zukommen  sollte,  deren  jährliche  Steuer- 
schuldigkeit im  Ordinai'ium  30  fl.  nicht  übersteige. 

Aber  auch  eine  ganz  neue  direkte  Steuer  wurde  durch  das  Gesetz  vom 
26.  Juni  1868  (R.-G.-Bl.  Nr.  72)  eingeführt.   Der  Art.  II  desselben  lautete  nämlich : 

„Die  Besitzer  von  Gebäuden,  welche  ....  im  ganzen  oder  teilweise  die 
zeitliche  Befreiung  von  der  Hauszinssteuer  geniessen,  haben  an  Einkommen- 
steuer für  die  Zeit  vom  1.  Juli  bis  letzten  Dezember  1868  fünf  Prozent  von 
ihrem  aus  diesen  steuerfreien  Objekten  erzielten  Jahreseinkommen,  d.  i.  von 
jenem  Betrage  zu  entrichten,  welcher  vom  ganzjährigen  Zinsbruttoertrage  nach 
Abzug  der  auf  Erhaltung  der  Gebäude  gesetzlich  zugestandenen  Prozente  und  bei 
ganz  steuerfreien  Gebäuden  auch  der  erweislich  im  Jahre  1868  fälligen  Zinsen 
von  den  auf  dem  steuerpflichtigen  Objekte  versicherten  Kapitalien  erübrigt." 

Zum  Verständnisse  dieser  Anordnung  sei  bemerkt,  dass  dieselbe  aus  der 
Erwägung  hervorging,  dass  die  Steuerfreiheit,  welche  nach  den  bestehenden 
Anordnungen  für  Neubauten  und  sonstige  Bauführungen  bewilligt  zu  werden 
pflegte,  sich  nach  den  Intentionen  des  Gesetzgebers  nur  auf  die  Zinssteuer  und 
den  eigentlichen  Zuschlag  zu  derselben,  nicht  aber  auf  den  die  Einkommen- 
steuer vertretenden  Drittelzuschlag  —  der  also  ö'/s  Prozent  des  Zinsertrages 
ausmachte  —  erstrecken  sollte  und  demgemäss  die  Freilassung  des  Erträgnisses 
der  befreiten  Häuser  von  diesem  Zuschlage  unbegründet  sei.  Auch  sei  durch 
diese  Freilassung  eine  Ungleichmässigkeit  in  der  Belastung  der  mit  Hypotheken 
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belasteten  und  der  von  solchen  freien  zinssteuerfreien  Häuser  statuiert  worden, 
indem  der  durch  die  Bezahlung  der  Zinsen  für  jene  Hypotheken  in  Anspinich 
genommene  Teil  des  Erträgnisses  der  betreffenden  Häuser  der  Einkommensteuer 
unterliege,  während  das  Erträgnis  der  lastenfreien  Häuser  eben  auch  von  jeder 
Einkommensteuerzahlung  frei  sei. 

Eine  seither  ohne  Nachfolger  gebliebene  Neuerung  in  der  österreichischen 
Steuergesetzgebung  war  es,  dass  bei  dieser  neuen  „Steuer  vom  zinssteuerfreien 
Hausreinertrage"  —  wie  sie  fortan  genannt  wurde  —  eine  Berücksichtigung 
der  auf  dem  steuerpflichtigen  Objekte  haftenden  Passivzinsen  gestattet  worden 
war.  In  der  Praxis  ist  übrigens  diese  Neuerung  nur  zu  geringer  Bedeutung  ge- 
langt, da  es  geradezu  Regel  wurde,  dass  die  Verleiher  von  Kapitalien  sich  durch 
die  Eigentümer  der  zur  Hypothek  für  dieselben  bestimmten  Häuser  den  Ersatz 
aller  auf  die  Zinsen  jener  Kapitalien  etwa  entfallenden  Steuern  versprechen  Hessen. 

Die  eben  besprochene  Bestimmung  des  Gesetzes  vom  26.  Juni  1868  wurde 
nachher  bis  zu  der  im  Jahre  1882  stattgefundenen  Reform  der  Gebäudesteuer 
alljährlich  in  das  Finanzgesetz  aufgenommen  und  solchergestalt  immer  wieder 
erneuert. 

Hiermit  ist  die  Darstellung  derjenigen  Massregeln  Brest  eis,  welche  der- 
selbe zum  Zwecke  der  Wiederherstellung  der  Ordnung  in  den  durch  die  Ereig- 
nisse des  Jahres  1866  zerrütteten  Finanzen  Oesterreichs,  resp.  zum  Zwecke  der 
Befriedigung  der  dringendsten  Bedürfnisse  des  Staates  auf  dem  Gebiete  der 
direkten  Besteuerung  getroffen  hatte,  erschöpft. 
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F.  Die  Reformvorlagen  Bresteis. 


Unmittelbar  nach  der  Zustandebringung  der  eben  besprochenen  Gesetzes- 
bestimmungen trat  Brestel  mit  einem  umfassenden  Reformprojekte  an  den 
Reichsrat  heran,  indem  er  im  Dezember  1868  und  im  Januar  1869  fünf  Gesetz- 
entwürfe —  betreffend  die  Regelung  der  Grund-,  Gebäude-  und  Erwerbsteuer, 
sowie  die  Einführung  einer  Rentensteuer  und  Personaleinkommensteuer  —  dem 
Abgeordnetenhause  vorlegte. 

1.    Die  Grundsteuer. 

Auch  der  neue  Grundsteuergesetzentwurf  beruhte  auf  dem  Prinzipe  der 
parzellenweisen  Reinertragsermittlung  und  unterschied  sich  demgemäss  nicht 
wesentlich  und  nur  in  Punkten  von  nebensächlicher  Bedeutung  von  seinen  beiden 
unmittelbaren  Vorgängern.  Wir  können  uns  daher  im  nachfolgenden  auf  die 
Darstellung  der  Abweichungen  beschränken. 

Eine  dieser  Abweichungen  betraf  die  Normierung  der  Befreiungen  von 
der  Grundsteuer  und  bestand  darin,  dass  die  Statuierung  der  Grundsteuerfreiheit 
unproduktiver  Flächen  fehlte,  dagegen  die  Baugründe  und  Hofräurae,  sowie  die 
zur  Bereitung  des  Meersalzes  bestimmten  Grundflächen  als  grundsteuerfrei  im 
Gesetzentwurfe  angeführt  wurden. 

Trotz  des  Mangels  eines  Bestimmung  über  die  Steuerfreiheit  öder  Grund- 
stücke fand  sich  aber  im  Entwürfe  doch  die  neue  Bestimmung,  dass  neu  urbar 
gemachte  öde  Grundstücke  auf  die  Dauer  von  10  Jahren  nach  der  Urbarmachung 
steuerfrei  sein  sollten. 

700 


Die  bisherigen  Versuche  zur  Refoiin  der  direkten  Steuern  in  Oeßterreich.  237 

Der  an  Grundsteuer  einzuhebende  Betrag  sollte  jeweils  im  verfassungs- 
mässigen Wege  festgestellt  werden. 

Die  Feststellung  von  Bestimmungen  über  Steuernachlässe  bei  Unglücks- 
fällen, dann  in  betreff  der  Evidenzhaltung  des  Grundsteuerkatasters,  sowie  hin- 
sichtlich des  Zeitpunktes,  von  welchem  an  die  Einhebung  der  Grundsteuer 
nach  dem  neuen  Kataster  erfolgen  sollte,  w^urde  besonderen  Gesetzen  vorbehalten. 

Eine  der  wichtigsten  Neuerungen  des  Brest  eischen  Gesetzentwurfes  be- 
traf die  dem  Finanzminister  beizugebende  Zentralkommission  für  die  Durch- 
führung der  Grundsteuerregulierung.  Diese  Kommission  sollte  nämlich  nach  dem 
neuen  Gesetzentwurfe  mit  entscheidender  Stimme  versehen  werden  und  nur 
zur  Hälfte  aus  vom  Pinanzminister  ernannten  Mitgliedern  bestehen;  von  ihren 
dreissig  Mitgliedern  sollten  nämlich  zehn  durch  das  Abgeordnetenhaus  und 
fünf  durch  das  Herrenhaus  des  Reichsrates  auf  die  Dauer  des  Abschätzungs- 
geschäftes gewählt  werden. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  der  Landeskommissionen  sollte  sechs  bis  zehn 
betragen,  als  Vorsitzende  sollten  die  politischen  Landeschefs  fungieren,  die 
Referenten  vom  Finanzminister  ernannt  werden.  In  den  grösseren  Kronländern 
sollten  ausserdem  noch  in  analoger  Weise  zusammengesetzte  Landes-Subkom- 
missionen  fungieren. 

Die  Bezirkskommissionen  sollten  aus  je  einem  vom  Finanzminister  zu 
ernennenden  Vorstande  und  je  einem  auf  dieselbe  Weise  zu  bestellenden  Re- 
ferenten, dann  aus  je  acht  mit  entscheidender  Stimme  ausgerüsteten  Mitgliedern 
bestehen,  deren  eine  Hälfte  durch  den  Finanzminister,  deren  andere  Hälfte  aber 
durch  die  Bezirksvertretungen,  eventuell  durch  die  Gemeindevorstände,  die 
zwanzig  Höchstbesteuerten  des  Bezirkes  und  die  Landesausschüsse  gewählt 
werden  sollte. 

Neu  war  auch  die  Bestimmung,  dass  ein  Reinertrag  auch  von  jenen 
Flächen  ermittelt  werden  sollte,  welche  durch  anderweitige  Benutzung  der  Ur- 
produktion entzogen  sind.  Diese  Flächen  wurden  als  Farifikationsland  bezeichnet ; 
dahin  sollten  gehören :  Kalk-,  Sand-  u.  dgl.  Gruben,  Lager-  und  Werkplätze,  die 
Ten-itorien  der  Eisenbahnen,  Privatwege  und  -Kanäle,  Steinbrüche  u.  dgl. 

Die  Zahl  der  Bonitätsklassen  für  jede  Kulturgattung  eines  Klassifikations- 
distriktes sollte  nie  mehr  als  acht  betragen. 

Für  die  Zustandebringung  der  Tarifsätze  jeder  Bonitätsklasse  wurde  eine 
besondere  Berechnungsart  nicht  vorgezeichnet,  sondern  einfach  angeordnet,  dass 
hierbei  alle  auf  den  Reinertrag  der  Grundstücke  einwirkenden  Momente  so  ein- 
gehend zu  erwägen  seien,  dass  die  wesentlichen  Verschiedenheiten  im. Ertrage 
der  Grundstücke  möglichst  berücksichtigt  werden. 

Zur  Durchführung  dieser  Anordnung  sollten  verschiedene  Behelfe  ange- 
schafft werden,  als:  Auszüge  aus  Wirtschaftsrechnungen,  sowie  Ausweise  über 
Grundverkäufe  und  -Verpachtungen  während  der  letzten  zehn  und  Ausweise 
über  Produktenpreise  und  Kulturkosten  während  der  letzten  zwanzig  Jahre  (bei 
den  auf  Basis  dieser  beiden  Faktoren  anzustellenden  Berechnungen  von  Durch- 
schnitten sollten  die  drei  Jahre  mit  den  höchsten  Preisen  unberücksichtigt 
bleiben),  dann  eine  vom  Referenten  auf  Grund  einer  Bereisung  des  Bezirkes 
anzufertigende  und  durch  die  Schätzungskommission  zu  kontrollierende  detaillierte 
landwirtschaftliche  Beschreibung  des  Bezirkes. 
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Nach  Fertigstellung  dieser  Vorarbeit  sollte  der  Vorsitzende  der  Bezirks- 
kommission die  Herstellung  von  vorläufigen  Klassifikationstarifen  einerseits  durch 
den  Schätzungskommissär  und  anderseits  durch  ein  aus  den  übrigen  Mitglie- 
dern der  Kommission  gewähltes  Komitee  veranlassen;  auf  Grund  dieser  beiden j 
Elaborate  sollte  dann  erst  die  Bezirkskommission  ihren  Tarif  entwerfen.  Dieser 
Entwurf  sollte  dann  noch  von  der  Kommission  mit  Hilfe  einer  besonderen  Be- 
gehung des  Bezirkes  geprüft  und  mit  Rücksicht  auf  die  Tarife  der  Nachbar- 
bezirke richtig  gestellt  werden. 

Für  die  Aufstellung  des  Klassifikationstarifs  und  die  Einreihung  der  ein- 
zelnen Grundstücke  in  denselben  wurden  nur  einige  allgemeine  Direktiven  ge- 
geben, aber  keinerlei  bindende  Detailbestimmung  in  den  Gesetzentwurf  auf- 
genommen. 

Nach  erfolgter  Publikation  der  durch  die  Landeskommission  geprüften 
Klassifikationstarife  sollten  die  Gemeinden,  grösseren  Grundbesitzer  und  auch 
die  angrenzenden  Bezirkskommissionen  berechtigt  sein ,  Einwendungen  gegen 
die  Tarife  einzubringen;  dieselben  sollten  durch  die  Landeskommissionen  ge- 
prüft und  eventuell  berücksichtigt  werden ;  hierauf  sollte  die  ganze  Verhandlung 
dem  Finanzminister  vorgelegt  werden,  dem  es  dann  obliegen  sollte,  das  ganze 
Material  der  Zentralkommission  vorzulegen,  welche  erst  die  Klassifikationstarife 
endgültig  feststellen  sollte. 

Die  Einschätzung  der  einzelnen  Grundstücke  (d.  h.  die  Einreihung  der- 
selben in  die  Klassifikationstarife)  sollte  durch  je  zwei  Mitglieder  der  Bezirks- 
kommissionen, deren  Sprengel  zu  diesem  Zwecke  in  entsprechende  Rayons  ge- 
teilt werden  sollten,  bewirkt  werden;  ganz  kleine  Parzellen  sollten  hierbei  zu- 
sammen mit  den  benachbarten  Grundstücken  derselben  Kulturgattung  einge- 
schätzt werden. 

Das  den  Bezirkskommissionen  zugewiesene  Vermessungspersonal  sollte 
auch  die  seit  der  letzten  Vermessung  eingetretenen  Kultur-  und  Objektsände- 
rungen an  Ort  und  Stelle  zu  untersuchen  und  die  vorhandenen  Katastralmappen. 
entsprechend  zu  berichtigen  haben. 

Reklamationen  sollten  eingebracht  werden  dürfen: 

a)  wegen  unrichtigen  Ansatzes  einzelner  Grundstücke  rücksichtlich  ihrer 
Steuerpflicht  oder  Steuerfreiheit;  b)  wegen  unrichtiger  Ermittlung  des  Flächen- 
masses;  c)  wegen  unrichtiger  Einschätzung  in  den  Klassifikationstarif ;  d)  wegen 
vorkommender  Fehler  bei  der  Berechnung  der  Kultur-  und  Klassenansätze  im 
Einschätzungsregister  und  bei  Berechnung  des  Reinertrages  der  einzelnen  Flächen- 
abschnitte. 

Diejenigen  Reklamationen,  welche  die  Bezirkskommissionen  als  begründet 
anerkannten,  sollten  von  diesen  selbst  erledigt,  die  anderen  aber  von  diesen 
Kommissionen  mit  ihren  Gutachten  der  Landeskommission  vorgelegt  werden. 

Die  Landeskommissionen  sollten  über  diese  Reklamationen  endgültig  ent- 
scheiden und  unter  Nachweisung  des  Resultates  der  Aufstellung  der  Klassifi- 
kationstarife und  der  Einreihung  der  Parzellen  in  dieselben  für  die  resp.  Kron- 
länder ihre  Gutachten  über  die  Angemessenheit  der  erzielten  Resultate  im  Hin 
blicke  auf  das  eigene  Land  und  die  benachbarten  Länder  an  den  Finanzminister 
erstatten,  welcher  sohin  die  Zentralkommission  berufen  sollte. 

Die  Zentralkommission  sollte  die  vorgelegten  Resultate  prüfen  und,  fall» 
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sich  erhebliche  Anstände  ergeben  sollten,  die  erforderlichen  Modifikationen  in 
den  Klassentarifen  der  einzelnen  Bezirke  vornehmen. 

Nach  Beendigung  dieser  Arbeit  der  Zentralkommission  sollte  auch  noch 
allen  einzelnen  Grundbesitzern  das  Recht  zustehen,  gegen  die  Schätzung  zu 
reklamieren.  Durch  die  Entscheidung  über  diese  individuellen  Reklamationen 
sollte  aber  das  Schätzungsresultat  der  einzelnen  Gemeinden  nicht  mehr  geändert 
werden  dürfen;  vielmehr  sollte  der  sich  bei  einzelnen  Parzellen  allenfalls  er- 
gebende Abfall  durch  verhältnismässige  Verteilung  auf  alle  übrigen  Grundstücke 
der  Gemeinde  gedeckt  werden. 

Nach  Ablauf  einer  Periode  von  15  Jahren  vom  Jahre  der  ersten  Steuer- 
verteilung auf  Grundlage  der  Schätzungsergebnisse  nach  dem  vorstehenden  Ge- 
setze an  und  fernerhin  von  15  zu  15  Jahren  sollte  eine  neue  allgemeine  Revision 
des  Grundsteuerkatasters  stattfinden. 

2.    Die  Gebäudesteuer. 

Auch  der  neue  Entwurf  für  die  künftige  Regelung  der  Gebäudesteuer 
beruhte  auf  denselben  Grundsätzen  wie  seine  beiden  Vorgänger,  namentlich  wie 
der  letztere  derselben.  Wesentliche  Veränderungen  gegenüber  diesem  wies  nur 
derjenige  Teil  des  neuen  Entwurfes  auf,  welcher  sich  auf  die  Besteuerung  der 
Gebäude  nach  dem  Gebrauchswerte  —  im  neuen  Entwurf  Nutzungswert  ge- 
nannt —  bezog. 

Hinsichtlich  der  Besteuerung  nach  dem  Zinsertrage  enthielt  der  neue  Ent- 
wurf nur  die  Aenderung,  dass  die  Steuer  alljährlich  neu  bemessen  werden  sollte. 

Die  Mitglieder  der  Bezirkskommissionen  für  die  Ermittlung  der  steuer- 
baren Nutzungswerte  sollten  nach  dem  neuen  Entwürfe  zur  Hälfte  von  der  Re- 
gierung ernannt,  zur  Hälfte  von  den  Bezirksvertretungen,  eventuell  von  den 
höchstbesteuerten  Hausbesitzern  und  den  Gemeindevorständen  gewählt  werden. 

Die  Vorsitzenden  der  Landeskommissionen  sollten  vom  Finanzminister, 
jene  der  Bezirkskommissionen  vom  Chef  der  Steuerlandesbehörde  ernannt  werden 
und,  wie  die  Kommissionsmitglieder  überhaupt,  auch  selbst  zu  den  Hausbesitzern 
gehören. 

Die  erste  Aufgabe  der  Bezirkskommission  sollte  in  der  Erhebung  und 
Feststellung  des  ümstandes  bestehen,  in  welchen  Orten  die  Besteuerung  nach 
dem  Zinsertrage  und  in  welchen  die  nach  dem  Nutzungswerte  einzutreten  hätte. 
Die  betreffenden  Beschlüsse  sollten  in  den  beteiligten  Orten  veröffentlicht  werden. 
Nach  Durchführung  dieser  Einreihung  sollten  die  Kommissionen  zur  Erhebung 
der  Nutzungswerte  schreiten.  Für  die  ersten  diesfälligen  Schritte  enthielt  der 
neue  Entwurf  dieselben  Anordnungen,  wie  sein  unmittelbarer  Vorgänger,  aber 
mit  der  einen  wichtigen  Aenderung,  dass  der  Tarif  wegfiel  und  die  Wahl  der 
Schätzungsbeträge  ganz  dem  Ermessen  der  Kommission  anheimgestellt  wurde, 
doch  enthielt  der  neue  Entwurf  ausführliche  Direktiven  für  das  Vorgehen  bei 
dieser  Wahl. 

Hiervon  wäre  zunächst  hervorzuheben  die  Weisung,  dass  der  Nutzungs- 
wert eines  Gebäudes  repräsentiert  werde  durch  die  Ersparnis  an  Mietzins,  welche 
der  Besitzer  eines  Gebäudes  durch  die  eigene  Benutzung  desselben  erziele;  dem- 
gemäss  sollte  bei  der  Abschätzung  des  Nutzungswertes  nicht  nur  auf  die  in  den 
Orten,  welche  gerade  den  Gegenstand  der  Schätzung  bildeten,  selbst  vorkommen- 
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den  Vermietungen,  sondern  im  Notfalle  auch  auf  die  in  benachbarten  ähnlichen 
Oi-ten  vorkommenden  Rücksicht  genommen  werden;  die  Grösse,  Bauai-t  und 
sonstige  Beschaffenheit  der  Häuser  wurden  dabei  in  zweite  Linie  gestellt;  be- 
sonderes Gewicht  wurde  auf  die  Einhaltung  des  richtigen  Verhältnisses  zwischen 
den  Schätzungen  der  einzelnen  Gebäude  im  Orte  und  im  Bezirke,  sowie  darauf 
gelegt,  ob  dieselben  zu  einem  grösseren  oder  kleineren  Grundbesitze  gehören. 
Als  Minimum  der  Schätzung  des  Nutzungswertes  wurde  für  Gebäude  mit  nur 
einem  Wohnbestandteile  der  Betrag  von  6  fl.,  für  grössere  Gebäude  aber  der 
Betrag  von  5  fl.  für  je  einen  Wohnbestandteil  erklärt;  nur  bei  den  ganz  arm- 
seligen Hütten  in  Dalmatien,  Galizien  und  der  Bukowina  sollten  noch  geringere 
Schätzungen  zulässig  sein. 

Auf  Grundlage  des  von  den  ausgesendeten  Kommissionsmitgliedern  nach 
den  vorstehenden  Direktiven  zusammengebrachten  Materials  sollten  die  Kom- 
missionen die  Entscheidungen  über  die  Höhe  des  Nutzungswertes  der  einzelnen 
Gebäude  und  die  Höhe  der  zuzugestehenden  Erhaltungs-  .und  Amortisations- 
kosten fällen  und  das  Ergebnis  den  betreffenden  Gemeindevorständen  und  den 
Steuerbehörden  bekannt  geben. 

Die  Feststellung  der  Nutzungswerte  der  Gebäude  sollte  jeweilig  auf  die 
Dauer  von  5  Jahren  erfolgen,  die  Höhe  der  Steuer  hiervon  aber  —  wie  auch 
die  Höhe  der  nach  dem  Zinsertrage  zu  bemessenden  —  alljährlich  durch  das  • 
Finanzgesetz  bestimmt  werden.  Das  Zugeständnis  des  Abzuges  von  Erhaltungs- 
und Amortisationskosten  vom  rohen  Zinsertrage  oder  Nutzungswerte  wurde  bei- 
behalten; dieselben  wurden  für  Orte,  in  welchen  der  jährliche  Bruttozinsertrag 
eines  Wohnbestandteiles  im  Durchschnitte  wenigstens  45  fl.  beträgt,  mit  15  Prozent, 
in  Orten,  in  welchen  dieser  Zins  zwischen  15  und  45  fl.  beträgt,  mit  20  Prozent, 
in  Orten  mit  einem  Zinse  von  5  bis  15  fl.  mit  25  Prozent  und  in  Orten  mit 
noch  geringeren  Zinsen  mit  30  Prozent  vom  Bruttozinse  normiert;  für  zins- 
steuerpflichtige Gebäude,  die  auf  fremder  Area  oder  gegen  Demolierungsrevers 
erbaut  waren,  sollte  das  Ausmass  des  Abzuges  für  Erhaltungs-  und  Amorti- 
sationskosten bis  auf  50  Prozent  des  Zinsertrages  erhöht  werden  können;  in 
Orten,  in  welchen  die  Gebäude  nach  dem  Nutzungswerte  besteuert  werden  sollten, 
sollte  die  Bezirkskommission  das  Abzugsprozent  für  jedes  einzelne  Gebäude 
feststellen,  hierbei  aber  das  Ausmass  von  30  Prozent  des  Nutzungswertes  nicht 
übersteigen  dürfen. 

Die  Dauer  der  Steuerfreiheit  aus  dem  Titel  der  Bauführung  wurde  im 
neuen  Entwürfe  mit  10  Jahren  festgestellt. 

Aenderungen  im  Ertrage  der  zinssteuerpflichtigen  Gebäude  sollten  bei 
der  Steuervorschreibung  für  das  nächste  Jahr  berücksichtigt  werden;  bei  Ge- 
bäuden, die  der  Besteuerung  nach  dem  Nutzungswerte  unterliegen  würden, 
sollte  eine  Aenderung  an  der  für  eine  Steuerperiode  vorgeschriebenen  Steuer 
dann  eintreten,  wenn  das  Gebäude  durch  ein  Elementarereignis  ganz  unbewohn- 
bar gemacht  oder  vom  Eigentümer  ganz  abgebrochen  worden  sein  würde. 

Gegen  den  Ausspruch  einer  Bezirkskommission  über  die  in  die  Besteue- 
rung nach  dem  Zinsertrage  einzureihenden  Orte  sollte  den  betreffenden  Orts- 
gemeinden, gegen  den  Ausspruch  über  die  Abzugsprozente  und  den  Nutzungswert 
bei  nach  diesem  zu  besteuernden  Gebäuden  den  sich  als  beschwert  erachtenden 
Hauseigentümern  das  Recht  der  Beschwerdeführung  zustehen. 
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Rekurse  gegen  die  Höhe  der  Abzugsprozente  in  den  zinssteuerpflichtigen 
Orten  sollten  nur  von  den  betreffenden  Ortsgemeinden,  Rekurse  gegen  die  Steuer- 
bemessung auf  Grund  des  Zinsertrages,  sowie  gegen  das  Ausmass  der  Erhal- 
tungsprozente bei  jenen  Gebäuden,  bei  welchen  die  Erhöhung  derselben  bis  auf 
fünfzig  zulässig  sein  sollte ,  von  den  betreffenden  Hauseigentümern  bei  der 
Steuerlandesbehörde  eingebracht  werden  dürfen,  welch  letztere  darüber  endgültig 
zu  entscheiden  haben  sollte. 

Den  den  Kommissionen  beigegebenen  Finanzorganen  sollte  das  Recht 
zustehen,  die  Sistierung  der  Kommissionsbeschlüsse  zu  verlangen  und  die  höhere 
Entscheidung  darüber  einzuholen. 

Die  Bezirkskommissionen  und  Steuerbehörden  erster  Instanz  sollten  bei 
Richtigbefund  der  Gründe  der  Rekurse  diesen  selbst  stattgeben  und  dieselben 
nur  im  entgegengesetzten  Falle  an  die  höhere  Instanz  leiten. 

Die  Strafe  für  Gesetzesübertretungen  sollte  nach  dem  neuen  Entwürfe 
das  Vier-  bis  Zehnfache  der  verkürzten  oder  mit  Verkürzung  bedrohten  Steuer 
betragen. 

3.   Die  Erwerbsteuer. 

Weit  mehr,  als  die  beiden  bisher  besprochenen  Gesetzentwürfe  wich  der 
auf  die  Erwerbsteuer  bezügliche  von  den  analogen  Entwürfen  v.  Pleners  ab. 

Nach  dem  Brestelschen  Entwürfe  sollte  nämlich  die  Erwerbsteuer  in 
drei  Klassen  zei'f allen,  deren  erste  ,alle  von  Aktiengesellschaften  oder  Kommandit- 
gesellschaften mit  Aktienanteilen  betriebenen  Erwerbsunternehmungen,  Spar- 
kassen und  Vorschussvereine  und  überhaupt  alle  Erwerbsgesellschaften,  deren 
Geschäftsleiter  zur  ö.ffentlichen  Rechnungslegung  verpflichtet  sind",  umfassen 
sollte,  während  in  die  zweite  Klasse  alle  übrigen  selbständigen  Erwerbsunter- 
nehmungen und  Beschäftigungen,  in  die  dritte  aber  alle  aus  einem  Dienst-  oder 
Lohnverhältnisse  hervorgehenden  Bezüge  gehören  sollten.  Die  Befreiung  von 
der  Erwerbsteuer  wurde  zugestanden:  dem  Betriebe  des  landwirtschaftlichen 
Gewerbes,  „insoweit  durch  dasselbe  lediglich  der  bereits  von  der  Grundsteuer 
getroffene  Ertrag  erzielt  wird"  ;  der  Verfertigung  von  Gewerbserzeugnissen  zum 
eigenen  Gebrauche;  dem  Handel  mit  selbsterzeugten  landwirtschaftlichen  Pro- 
dukten; den  Aktivitätsbezügen  der  Militärpersonen. 

Weiter  hiess  es  im  Entwürfe :  „Die  ziffermässige  Grundlage  zur  Bemessung 
der  Erwerbsteuer  erster  Klasse  bildet  das  im  Vorjahre  erzielte  ganze  Rein- 
erträgnis der  Unternehmung,  beziehungsweise  wo  ein  solches  nicht  ausgewiesen 
werden  kann,  der  Betrag  der  öprozentigen  Zinsen  des  Anlagekapitals.  In  der 
zweiten  Klasse  erfolgt  die  Steuerbemessung  auf  Grund  der  durch  die  hierzu 
berufenen  Kommissionen  (§§  10 — 14)  im  Wege  der  Abschätzung  erhobenen 
mittleren  Ertragsfähigkeit,  d.  i.  des  wahrscheinlichen  Jahreserträgnisses  jeder 
einzelnen  Unternehmung.  Die  Grundlage  der  Bemessung  in  der  dritten  Klasse 
bilden  in  der  Regel  die  steuerbaren  Bezüge,  welche  der  Steuerpflichtige  im  Laufe 
des  Steuerjahres  zu  gemessen  hat." 

In  betreff  des  Steuermasses  verfügte  der  neue  Entwurf:  „Die  Erwerb- 
steuer wird  mit  dem  durch  das  jeweilige  Finanzgesetz  festgesetzten  Prozentsatze 
bemessen  und  zwar: 

a)  in  der  ersten  Klasse  von  dem  ganzen  ermittelten  Reinerträgnisse,  be- 
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ziehungsweise ,   wo  ein  solches  nicht  nachgewiesen  werden  kann ,  von  dem  Be- 
trage der  öprozentigen  Zinsen  des  Anlagekapitals  der  Unternehmung; 

b)  in  der  zweiten  Klasse  von  dem  kommissioneil  festgestellten  wahr- 
scheinlichen Jahreserträgnisse  der  Unternehmung  oder  Beschäftigung,  jedoch 
nach  Abschlag: 

a)  von  10  Prozent  bei  den  handeis-  und  fabriksmässig  betriebenen  Unter- 
nehmungen und 

ß)  von  20  Prozent  bei  allen  übrigen  Gewerbsunternehmungen; 

c)  in  der  dritten  Klasse  bei  einem  Einkommen  bis  einschliesslich  1000  fi. 
von  einem  Fünftel  des  Einkommens,  bei  einem  höheren  Einkommen  für  die 
ersten  1000  fl.  von  einem  Fünftel,  für  die  zweiten  von  zwei  Fünfteln,  für  die 
dritten  von  drei  Fünfteln,  für  die  vierten  von  vier  Fünfteln  und  für  den  4000  fl. 
übersteigenden  Teil  von  dem  vollen  Betrage  des  Einkommens. 

Ei'reicht  das  Einkommen  in  der  dritten  Klasse  nicht  600  fl. ,  so  ist  nur 
eine  fixe  Gebühr  von  Einem  Gulden  einzuheben." 

Die  Bemessung  der  Erwerbsteuer  erster  und  dritter  Klasse  sollte  jährlich,, 
die  der  dritten  Klasse  alle  2  Jahre  stattfinden. 

Für  im  Umherziehen  ausgeübte  Gewerbe  sollte  die  Erwerbsteuer  im  ganzen 
Betrage  im  vorhinein  entrichtet  werden. 

Die  Bemessung  der  Erwerbsteuer  erster  und  dritter  Klasse  sollte  durch 
die  Steuerverwaltungsbehörden,  die  Bemessung  der  Erwei'bsteuer  zweiter  Klasse 
durch  eigene  Schätzungskommissionen  erfolgen. 

Für  jeden  politischen  Bezirk,  sowie  für  jede  Stadt  oder  jeden  Industrial- 
ort  von  mehr  als  10000  Einwohnern  sollte  eine  eigene  Schätzungskommission 
bestellt  werden,  deren  Mitglieder  zur  Hälfte  von  der  Regierung  ernannt,  zur 
Hälfte  aber  und  zwar  in  den  Bezirken  von  den  Erwerbsteuerpflichtigen,  in  den 
Städten  aber  von  den  Gemeindevertretungen  gewählt  werden  sollten.  Für  die 
Bemessung  der  Erwerbsteuer  vom  Berg-  und  Hüttenbetriebe  sollten  eigene,  eben- 
falls zur  Hälfte  von  der  Regierung,  zur  Hälfte  von  den  Erwerbsteuei-pflichtigen 
gewählte  Kommissionen  aufgestellt  werden.  Die  Leiter  der  Kommissionen  sollten 
von  der  Regierung  ernannt  werden. 

Für  den  Umfang  einer  jeden  Handels-  und  Gewerbekammer  sollte  eine 
Revisionskommission  bestellt  werden,  deren  Mitglieder  und  Vorsitzende  zur 
Hälfte  vom  Finanzministerium  ernannt,  zur  Hälfte  aber  von  der  Handelskammer 
gewählt  werden  sollten.  Den  Revisionskommissionen  sollte  nebst  der  Entschei- 
dung über  Berufungen  gegen  die  von  der  Kommission  erster  Instanz  vor- 
genommenen Bemessungen  auch  die  unmittelbare  Bemessung  der  Erwerbsteuer 
für  alle  grossen  Fabriksetablissements,  deren  Anlagekapital  100000  fl.  über- 
steigt, zustehen. 

Als  Referent  jeder  Kommission  sollte  ein  von  der  Regierung  bestellter, 
unter  den  von  dieser  ernannten  Mitgliedern  derselben  mit  inbegriflfener  Finanz- 
beamter fungieren. 

Die  Aufgabe  der  Kommissionen  sollte  im  allgemeinen  in  der  genauen 
Ermittlung  der  steuerpflichtigen  Unternehmungen  und  Beschäftigungen  und  in 
der  Feststellung  der  Bemessungsgrundlagen  und  in  der  »mittlung  der  nach 
denselben  entfallenden  Steuerquote  bestehen.  Bei  ihren  Abstimmungen  sollten, 
wenn  eine   absolute  Stimmenmehrheit  nicht  zustandekam,  immer  die  Stimmen^ 
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für   die   höchste  Ziffer   den   für   die   nächstniedere   abgegebenen   so  lange   zu- 
gerechnet werden,  bis  sich  für  eine  Ziffer  eine  Majorität  ergeben  würde. 

Die  Grundlage  für  die  Bemessung  der  Erwerbsteuer  sollten  die  von  den 
Steuerpflichtigen  eingebrachten  Anzeigen  über  ihre  Unternehmungen  und  Be- 
schäftigungen bilden.    Für  diese  Anzeigen  sollten  folgende  Bestimmungen  gelten : 

Die  in  die  erste  Klasse  gehörigen  Unternehmungen  sollten  verpflichtet 
werden,  vollständige  Bilanzen  über  Einnahmen  und  Ausgaben  unter  Anschluss 
der  Rechnungsabschlüsse  und  Geschäftsberichte  vorzulegen. 

Die  Anzeigen  für  die  Unternehmungen  der  zweiten  Klasse  sollten  über 
alle  für  die  Beurteilung  derselben  wichtigen  äusseren  Merkmale,  als:  Höhe  des 
Anlagekapitals,  Beschaffenheit  der  Werksvorrichtungen  und  Geschäftslokalitäten, 
Anzahl  und  Entlohnung  der  Hilfspersonen  u.  s.  w.  Auskunft  geben. 

Die  Anzeigen  über  Bezüge  der  dritten  Klasse  sollten  ,die  nähere  Be- 
zeichnung" der  Bezüge  und  auch  die  Adressen  der  zur  Bezahlung  derselben 
Verpflichteten  enthalten.  Von  der  P]inbringung  dieser  Anzeigen  sollten  Jene 
befreit  sein,  deren  Bezüge  aus  Staats-  und  öffentlichen  Kassen  fliessen.  Sonst 
sollten  aber  die  hierher  gehörigen  Bezüge  auch  seitens  der  zur  Zahlung  der- 
selben  Verpflichteten  angezeigt  werden ;  eine  Ausnahme  hiervon  wurde  nur  hin- 
sichtlich der  Dienstbezüge  der  Geistlichen  in  Aussicht  genommen.  Die  Anzeigen, 
sollten  von  den  Gemeindevorstehungen  gesammelt  werden,  denen  zugleich  ob- 
liegen sollte,  Verzeichnisse  aller  Erwerbsteuerpflichtigen  anzulegen. 

In  betreff  der  Feststellung  der  Bemessungsgrundlage  für  die  in  die  erste- 
Klasse  der  Erwerbsteuer  gehörigen  Unternehmungen  enthielt  der  Gesetzentwurf 
die  Bestimmung,  dass  bei  der  Prüfung  der  von  denselben  vorzulegenden  Rech- 
nungen die  schon  durch  eine  andere  direkte  Steuer  unmittelbar  getroffenen 
Erträgnisse  aus  den  Einnahmen  auszuscheiden  und  von  dem  hiemach  verbleiben- 
den Betrage  derselben  nur  die  Vei'waltungs- ,  P]rhaltungs-  und  Betriebskosten 
(nicht  aber  auch  Dividenden,  Tantiemen.  Zinsen  u.  dgl.)  in  Abzug  zu  bringen 
seien.  Nur  den  Sparkassen  und  Spar-  und  Vorschussvereinen  sollte  gestattet 
werden,  auch  noch  die  an  die  Einleger  hinauszuzahlenden  Zinsenbeträge  unter 
die  Ausgaben  einzustellen.  Bei  Abgang  eines  Reinertrages  sollte  die  Summe 
des  Anlagekapitals  (ohne  Abzug  der  Passivkapitalien)  ermittelt  werden.  Dast 
Recht  des  Abzuges  dör  Einkommensteuer  von  den  an  Gläubiger  auszuzahlenden 
Darlehenszinsen  sollte  den  Aktiengesellschaften  in  Hinkunft  nur  mehr  hinsicht- 
lich derjenigen  Darlehen  zustehen,  hinsichtlich  welcher  j.ener  Abzug  von  den- 
selben bisher  thatsächlich  ausgeübt  worden  war. 

In  betreff"  der  Unternehmungen  der  zweiten  Klasse  enthielt  der  Entwurf 
nur  die  allgemeine,  nicht  weiter  detaillierte  Bestimmung,  dass  das  Erträgnis 
derselben  nach  den  massgebenden  Faktoren  (aber  ohne  Abzug  etwaiger  Schuld- 
zinsen!) eingeschätzt  werden  sollte;  bei  ohne  Hilfsarbeiter  betriebenen  Unter- 
nehmungen sollte  das  Erträgnis  niemals  niedriger,  als  der  mittlere  Verdienst 
eines  Arbeiters  eingeschätzt  werden. 

In  betreff'  der  nach  der  dritten  Klasse  steuei'pflichtigen  Bezüge  enthielt 
der  Entwurf  nur  eine  nähere  Spezifikation  der  hierher  gehörigen  Arten  derselben. 

Nach  Beendigung  des  Bemessungsgeschäftes  sollte  die  Einsicht  in  die 
anzufertigenden  Steuervoi-schreibungsregister  jedermann  freistehen. 

.Jedem  Steuerpflichtigen   sollte  es  sohin  freistehen,  gegen  die  Bemessung 
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sowohl  seiner  eigenen,  als  der  Steuer  irgend  eines  anderen  Steuerpflichtigen  zu 
reklamieren.  Die  Reklamation  sollte  in  betreff  der  Erwerbsteuer  zweiter  Klasse 
bei  der  die  Bemessung  vornehmenden  Kommission,  in  betreff  der  Erwerbsteuer 
erster  und  dritter  Klasse  aber  bei  der  Steuei'behörde  eingebracht  werden.  Der 
Reklamant  sollte  verpflichtet  sein,  die  Beweise  für  die  Unrichtigkeit  der  von 
ihm  angefochtenen  Bemessungsergebnisse  selbst  beizubringen.  Bei  Richtigbefund 
der  Reklamationen  sollten  die  betreffenden  Kommissionen,  resp.  Steuerbehörden 
berechtigt  sein,  selbst  eine  neuerliche  Bemessung  vorzunehmen.  Im  entgegen- 
gesetzten Falle  sollte  dem  ganz  oder  teilweise  zurückgewiesenen  Reklamanten 
das  Recht  zustehen,  seine  Berufung  und  zwar  gegen  die  Beschlüsse  der  Schätzungs- 
kommissionen bei  der  Revisionskommission  und  gegen  Beschlüsse  der  Steuer- 
behörde bei  der  nächst  höheren  Finanzbehörde  und  gegen  Beschlüsse  der 
Revisionskommission  als  Bemessungskommission  noch  beim  Finanzministerium 
einzubringen.  Die  Entscheidungen  der  Reklamationsinstanzen  sollten  stets  end- 
gültige sein. 

Aenderungen  an  den  vorgeschriebenen  Steuern  sollten  im  Laufe  des 
Steuerjahres  nur  bei  Entstehung  neuer  oder  bei  gänzlichem  Aufhören  bestehen- 
der erwerbsteuerpflichtiger  Erträgnisse  berücksichtigt  werden. 

Uebertretungen  des  Gesetzes,  durch  welche  der  Staat  mit  einer  Verkürzung 
der  ihm  zukommenden  Steuer  bedroht  würde,  sollten  mit  dem  Vier-  bis  Zehn- 
fachen des  betreffenden  Steuerbetrages,  andere  Uebertretungen  mit  Ordnungs- 
strafen von  1 — 100  fl.  geahndet  werden. 

4.   Die  Rentensteuer. 

In  noch  viel  höherem  Grade,  als  die  bisher  besprochenen  neuen  Gesetz- 
entwürfe unterschied  sich  der  auf  die  Rentensteuer  bezügliche  von  den  früher 
eingebrachten,  denselben  Gegenstand  behandelnden  Vorschlägen  der  Regierung. 
Wir  lassen  denselben  seiner  Kürze  halber  im  Wortlaute  folgen: 

„Art.  I.  Von  den  Zinsen  der  öffentlichen  Fonds-  und  ständischen  Obli- 
gationen, den  Zinsen  von  Landesanlehen,  insoweit  bei  Aufnahme  dieser  Anlehen 
für  die  davon  entfallenden  Zinsen  nicht  die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer 
gesetzlich  zugesichert  worden  ist,  dann  von  den  Dividenden  der  Aktien  jener 
Gesellschaften,  welche  der  Erwerbsteuer  nicht  unterliegen,  ist  an  Stelle  der  bis 
nun  mit  dem  Gesetze  vom  29.  Oktober  1849  bestehenden  Einkommensteuer  eine 
Rentensteuer  einzuhebfen. " 

„Art.  IL  Die  Rentensteuer  wird  mit  demselben  Prozent  des  jährlichen 
Zinsen-(Dividenden-)Ertrages  bemessen,  das  durch  das  jeweilige  Finanzgesetz  für 
•die  Bemessung  der  Erwerbsteuer  bestimmt  werden  wird." 

„Art,  III.  Die  Steuer  von  den  Zinsen  der  öffentlichen  Fonds-  und  stäu- 
<3ischen  Obligationen,  der  Landesanlehen,  dann  von  den  Dividenden  ist  bei  Aus- 
zahlung derselben  durch  die  betreffenden  Kassen  in  Abzug  zu  bringen  und  sofort 
an  die  zuständigen  Steuerkassen  abzuführen." 

5.   Die  Fersonaleinkpmmensteuer. 

Dieser  Gesetzentwurf  trat  an  die  Stelle  des  im  Jahre  1864  eingebrachten 
über  die  Einfühning   einer   allgemeinen  Klassen-  und  Einkommensteuer.     Doch 

708 


Die  bisherigen  Versuche  zin-  Reform  der  direkten  Steuern  in  OesteiTeich.  245 

unterschied  ei-  sich  von  diesem  seinem  Vorgänger  nicht  nur  dem  Namen  nach, 
sondern  wies  auch  in  merito  manche  Aenderungen  auf. 

Nach  diesem  neuen  Entwürfe  sollte  Gegenstand  der  Personaleinkommen- 
steuer sein  das  „gesamte  reine  Einkommen,  welches  eine  Person  aus  einer  oder 
mehreren  Quellen  bezieht,  dasselbe  mag .  von  einer  direkten  Steuer  getroffen 
sein  oder  nicht".  Zur  Entrichtung  dieser  Steuer  sollten  die  physischen  Personen 
und  jene  Korporationen  verpflichtet  sein,  deren  Mitgliedern  kein  Anspruch  auf 
einen  bestimmten  Teil  des  Vennögens  oder  Einkommens  zusteht.  Befreit  von 
.dieser 'Steuer  sollten  sein  all  jene,  deren  Gesamteinkommen,  wenn  sie  in  den 
dem  Oktroi  unterliegenden  Orten  wohnen ,  700  fl. ,  wenn  sie  aber  anderwärts 
wohnen,  600  fl.  jährlich  nicht  übersteigt,  ferner  die  aktiven  Militäi-personen 
hinsichtlich  ihres  Diensteseinkommens. 

Die  Bemessung  der  in  Rede  stehenden  Steuer  sollte  nach  Klassen  der 
Steuei-pflichtigen  erfolgen,  deren  zwanzig  aufgestellt  wurden;  in  den  elf  ersten, 
welche  die  Steuerpflichtigen  mit  P^inkommen  bis  zu  6000  fl.  umfassten,  wurden 
fixe  Steuersätze  aufgestellt,  deren  erster  —  für  die  Einkommen  bis  zum  Betrage 
von  1000  fl.  bestimmt  —  8  fl.  betrug,  während  der  letzte  und  höchste  —  für 
die  Einkommen  von  5500 — 6000  fl.  bestimmt  —  sich  auf  160  fl.  belief;  in  den 
weiteren,  die  grösseren  Einkommen  umfassenden  Klassen  wurde  das  Steueraus- 
mass  mit  progressiv  abgestuften  Prozentsätzen  bestimmt;  es  betrug  in  der 
zwölften  Klasse  —  Einkommen  von  10,000  —  20,000  fl.  jährlich  —  3  Prozent,  in 
der  zwanzigsten  und  höchsten  —  Einkommen  von  mehr  als  80,000  fl.  jährlich  — 
5  Prozent  des  steuerbaren  Einkommens. 

Die  Grundlage  zur  Bemessung  der  Steuer  sollte  durch  das  vom  Steuer- 
pflichtigen während  des,  dem  Steuerjahre  vorangegangenen  Jahres  bezogene 
Einkommen  gebildet  werden,  wobei  die  etwaigen  besondei-en  Einkommen  mehrerer 
im  gemeinschaftlichen  Haushalte  lebenden  Familienmitglieder  gemeinschaftlich 
besteuert  werden  sollten. 

Jeder  Steuerpflichtige  sollte  verpflichtet  sein,  bei  der  zur  Steuerbemessung 
bei'ufenen  Kommission  ein  summarisches  Einkommensbekenntnis  einzubringen, 
auf  dessen  Grundlage  und  nach  dessen  Ueberprüfung  die  Bemessung  durch  jene 
Kommission  erfolgen  sollte. 

Bemessungskommissionen  sollten  für  alle  einzelnen  politischen  Bezirke 
und  ausserdem  getrennt  von  den  für  diese  bestellten  für  die  grösseren  Städte 
aufgestellt  werden.  Ausserdem  sollte  noch  in  jeder  Provinz  eine  —  eventuell 
auch  mehrere  —  Reklamationskommissionen  aufgestellt  werden. 

Die  Mitglieder  aller  Kommissionen  sollten  aus  der  Mitte  der  Steuerträger 
entnommen  und  zur  Hälfte  von  der  Regierung  ernannt,  zur  anderen  Hälfte  aber 
von  den  Gemeinde-,  resp.  Bezirksvertretungen  oder  —  zu  gleichen  Teilen  ■^- 
von  der  Gesamtheit  der  Gemeindevorstände  und  der  Höchstbesteuerten  des  Be- 
zirkes, resp.  von  den  Landesausschüssen  gewählt  werden;  als  Referent  sollte 
bei  jeder  Kommission  ein  Finanzbeamter  fungieren;  die  Vorsitzenden  der  Kom- 
missionen sollte  der  Finanzminister  ernennen. 

Den  Bemessungskommissionen  sollte  obliegen,  die  Bekenntnisse  der  Steuer- 
pflichtigen zu  sammeln,  zu  prüfen  und  richtigzustellen,  die  auf  die  einzelnen 
entfallenden  Steuerbeträge  zu  bemessen  und  einen  Kataster  der  Einkommen- 
steuerpflichtigen aufzustellen. 
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Zur  Eruierung  der  Steueipflichtigen  sollte  die  Kommission  sich  in  erster 
Linie  der  Kataster  über  die  Ertragssteuern  bedienen.  Ausserdem  sollte  den 
Besitzern  vermieteter  Häuser  die  Verpflichtung  auferlegt  werden,  den  Schätzungs- 
konimissionen Nachweisungen  aller  in  ihren  Häusern  wohnenden  Personen  unter 
Angabe  der  von  denselben  bezahlten  Mietzinse  vorzulegen. 

In  betreff  des  Vorganges  bei  der  Prüfung  der  Bekenntnisse  wurde  den 
Kommissionen  keine  bestimmte  Norm  gegeben,  sondern  nur  die  Direktive  er- 
teilt, ^dass  jedes  vexatorische  Eindringen  in  die  Privatverhältnisse  der  Kon- 
tribuenten und  jedes  inquisitorische  Verfahren  ausgeschlossen  bleiben  und  das 
Hauptaugenmerk  darauf  gerichtet  werden  müsse,  sich  vorzüglich  aus  äusserlichen 
Mei'kmalen  ein  Urteil  über  die  Grösse  des  Einkommens  zu  bilden". 

Im  Falle  der  Nichteinbringung  von  Bekenntnissen  sollten  die  Kommissionen 
berechtigt  sein,  das  Einkommen  der  betreffenden  Steuerpflichtigen  ohne  diesen 
Behelf  zu  ennitteln. 

Für  die  Feststellung  der  Höhe  der  steuerpflichtigen  Einkommen  enthielt 
der  Entwurf  auch  detaillierte  Bestimmungen,  die  sich  aber  im  ganzen  doch  über 
den  Rahmen  blosser  "Winke  für  die  Kommissionen  nicht  erhoben;  hervorzuheben 
wäre  daraus  nur  die  darin  enthaltene  Weisung  weitgehender  Berücksichtigung 
der  im  Wege  der  Ertragssteuem  festgestellten  Erträge  der  einzelnen,  diesen 
Steuern  unterliegenden  Objekte:  doch  enthielt  der  Entwurf  trotzdem  die  An- 
ordnung, dass  sich  die  Kommission  gegenwärtig  zu  halten  habe,  „dass  sie  sich 
bei  Feststellung  der  Gesamteinkommensziff'er  nicht  auf  eine  einfache  Summierung 
der  durch  die  Detailerhebungen  gewonnenen  Ertragsziffern  der  verschiedenen 
Einnahmsquellen  des  einzelnen  Kontribuenten  zu  beschränken  habe,  sondern 
dass  ihr  Ausspruch  die  präzise  Beantwortung  der  Frage  enthalten  müsse,  welches 
Einkommen  jeder  Steuerpflichtige  mit  Berücksichtigung  seiner  ganzen  ökonomi- 
schen Lage  und  des  Verhältnisses  der  einzelnen  Einnahmsquellen  untereinander, 
sowie  mit  Rücksicht  auf  den  von  ihm  gemachten  Aufwand  im  Vorjahre  erzielt 
haben  dürfte". 

Hervorzuheben  ist  ferner  die  ausdrückliche  Anordnung,  dass  jeder  Steuer- 
pflichtige die  sonstigen  von  ihm  bezahlten  Steuern,  sowie  die  Zinsen  seiner  sämt- 
lichen Schulden,  nicht  aber  die  Kosten  seines  Haushaltes  sollte  von  seinem  Ein- 
kommen abrechnen  dürfen. 

V(m  einschneidender  Wichtigkeit  endlich  war  die  Anordnung,  dass  ,bei 
der  Schätzung  das  gesamte  Einkommen  niemals  niederer,  als  mit  dem  Fünf- 
fachen, in  Wien  mit  dem  Vierfachen  der  vom  Steuerpflichtigen  entrichteten 
Wohnungsmiete "  sollte  angenommen  werden  dürfen. 

Die  Resultate  der  Einschätzung  sollten  zur  öffentlichen  Einsicht  aufgelegt 
werden.  Gegen  dieselben  sollten  sowohl  seitens  der  Eingeschätzten  in  betreff 
der  sie  angehenden,  als  seitens  eines  jeden  Steuerträgers  in  beti'eff  der  irgend 
welche  andere  Steuerträger  angehenden  Schätzungen  Reklamationen  eingebracht 
werden  dürfen ;  dasselbe  Recht  sollte  auch  dem  Vertreter  der  Finanzverwaltung 
hinsichtlich  jeder  einzelnen  Schätzung  zustehen. 

Den  Reklamationen  sollten  schon  die  Bemessungskommissionen  selbst 
stattgeben  dürfen;  nur  wenn  dies  nicht  in  vollem  Masse  geschah,  sollt«  die 
Entscheidung  den  Landeskommissionen  zustehen,  welche  in  der  Regel  endgültig 
abzusprechen  haben  sollten :   nur   den  Regierungsvertreteni   sollte   es   zustehen, 
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gegen  Beschlüsse  der  Landeskommissionen  noch  an  eine  zu  diesem  Zwecke  beim 
Finanzministerium  einzusetzende  Zentralkommission  zu  appellieren. 

Versehweigungen  oder  unrichtige,  eine  Steuerverkürzung  bezweckende 
Angaben  sollten  mit  dem  Vier-  bis  Zehnfachen  des  betreffenden  Steuerbetrages, 
andere  Uebertretungen  des  Gesetzes  mit  Ordnungsstrafen  von  1 — 100  fl.  ge- 
ahndet werden. 

Aus  der  vorstehenden  Darstellung  des  Inhaltes  der  B  r  e  s  t  e  1  sehen  Re- 
formentwürfe ergibt  sich,  dass  dieselben  im  wesentlichen  auf  denselben  Grund- 
sätzen aufgebaut  waren,  wie  die  durch  v.  Plener  dem  Reichsrate  vorgelegten. 
Sie  unterschieden  sich  von  diesen  im  Grunde  genommen  nur  in  verschiedenen 
Details.  Nur  zwei  Neuerungen  enthielten  sie,  welche  als  wesentlich  angesehen 
werden  können. 

Die  eine  dieser  Neuerungen  betraf  die  Erwerbsteuer.  In  dem  diesbezüg- 
lichen Reform  entwürfe  tritt  zum  erstenmal  eine  besondere  Norm  für  die  Be- 
handlung derjenigen  Erwerbsgesellschaften  auf,  welche  die  Mitgliedschaft  nur 
von  der  Leistung  eines  mehr  oder  weniger  grossen  Beitrages  zum  Betriebs- 
kapitale der  von  ihnen  beabsichtigten  Unternehmungen  unter  Beiseitesetzung 
jeder  Rücksicht  auf  die  Personen  der  die  Kapitalsanteile  zuschiessenden  Gesell- 
schafter abhängig  machen  und  infolgedessen  genötigt  sind,  bei  der  Rechnungs- 
legung gegenüber  den  einzelnen,  den  Leitern  dieser  Gesellschaft  oft  zum 
grössten  Teile  unbekannten  Anteilbesitzern  mit  mehr  oder  weniger  unbe- 
ischi'änkter  Publizität  vorzugehen.  Da  diese  Publizität  der  Rechnungslegung 
den  Steuerbehörden  die  Möglichkeit  gibt,  in  die  geschäftliche  Gebahrung  der 
Unternehmungen  der  bezeichneten  Art  und  insbesondere  iij  die  Lukrativität 
derselben  Einblicke  von  einer  Genauigkeit  zu  gewinnen,  welche  ihnen  bei  allen 
anderen  Unternehmungen  stets  unerreichbar  bleibt,  hatte  die  Praxis  schon  bis- 
her die  Bemessung  der  Steuern  für  diese  Unternehmungen,  hauptsächlich  der 
Einkommensteuer  nach  dem  Patente  vom  29.  Oktober  1849  zu  einem  Geschäfte 
ganz  besonderer  Ai-t  gestaltet,  bei  dessen  Ausführung  ganz  andei-s  vorgegangen 
wurde,  als  bei  der  Besteuerung  aller  anderen  LTnternehmungen.  War  bei  diesen 
die  Steuerbehörde  der  Hauptsache  nach  auf  wenige  unvollständige  Angaben 
der  Steuerpflichtigen  und  auf  mehr  oder  weniger  vage  Schätzungen  durch  Ver- 
trauensmänner angewiesen,  so  konnte  sie  bei  jenen  die  Geschäftsrechnungen  in 
allen  Details  prüfen  und  dafür  sorgen,  dass  die  Grundlage  der  Steuerbemessung 
genau  nach  den  Vorschriften  des  Einkommensteuerpatentes  gebildet  werde.  So 
war  es  denn  nur  eine  Sanktionierung  einer  schon  bestehenden  Praxis,  wenn 
nunmehr  beabsichtigt  wurde,  für  die  Durchführung  der  künftigen  Besteuerung 
der  „zur  öffentlichen  Rechnungslegung  verpflichteten  Unternehmungen",  wie  die 
P]rwerbsgesellschaften  der  in  Rede  stehenden  Art  seither  in  Oesterreich  von 
den  Steuerbehörden  immer  genannt  werden,  besondere  Besteuerungsnormen  zu 
schaffen.  Seither  ist  auch  dieser  Vorschlag  einer  besonderen  Behandlung  dieser 
Erwerbsgesellschaften  ein  stehendes  Inventarstück  aller  späteren  Versuche  zur 
Reform  der  direkten  Steuern  geblieben. 

Die  zweite  Neuerung  von  wesentlicher  Bedeutung,  welche  die  Brest  ei- 
schen Entwürfe  aufwiesen,  bestand  in  der  weitgehenden  Einschränkung  des 
Gebietes  der  Rentensteuer,   welche  der  oben  mitgeteilte   diesbezügliche  Gesetz- 
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entwurf  aufwies.  Die  früher  bestandene  Absicht  der  Erfassung  aller  Kapitalsrenten 
durch  die  Rentensteuer  erscheint  in  diesem  neuen  Entwürfe  vollständig  aufge- 
geben ;  die  Rentensteuer  war  darin  auf  eine  verhältnismässig  wenig  bedeutende 
Kategorie  von  Renten  beschränkt  worden,  so  dass  der  Gesetzentwurf  eigentlich 
nur  eine  Wiederholung  des  nicht  schon  durch  die  Schaffung  der  Kouponssteuer 
obsolet  gewordenen  Teiles  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  24.  Apiil  1859 
vorstellte. 

Im  übrigen  ist  zur  Charakterisirung  der  neuen  Entwürfe  nur  noch  zu 
bemerken,  das  dieselben  sichtlich  von  dem  Streben  ausgingen,  die  Durchführung 
der  Veranlagung  der  Steuern  in  der  Hauptsache  den  Steuerträgern  selbst  zu 
überlassen  und  dass  sie  demgemäss  der  Mitwirkung  derselben  bei  jenem  Ge- 
schäfte einen  erheblich  weniger  beschränkten  Spielraum  Hessen,  als  in  den 
früheren  Entwürfen  eingeräumt  worden  war. 


Die  Schicksale  der  B  r  e  s  t  e  1  sehen  Entwürfe  waren  sehr  verschieden. 

Der  Entwurf  über  die  Personaleinkommensteuer  kam  über  die  Zuweisung 
an  den  zur  Vorberatung  der  Reformentwürfe  eingesetzten  Ausschuss  des  Abge- 
ordnetenhauses nie  hinaus. 

Die  Entwürfe  in  betreff  der  Renten-  und  Gebäudesteuer  passierten  die 
Vorberatung  in  dem  angeführten  Ausschusse  und  gelangten  bis  zur  Fertigstellung 
der  darüber  von  demselben  an  das  Abgeordnetenhaus  zu  erstattenden  Bei'ichte. 

In  betreff  des  Rentensteuerentwurfes  hatte  die  Vorberatung  im  Ausschusse 
das  Ergebnis,  dass  derselbe  dem  Abgeordnetenhause  die  unverändeiie  Annahme 
der  Regierungsvorlage  vorschlagen  wollte ;  zur  Plenarberatung  liierüber  kam  es 
aber  niemals. 

An  dem  Entwürfe  in  betreff  der  Neugestaltung  der  Gebäudesteuer  nahm 
der  Ausschuss  dagegen  ziemlich  weitgehende  Aendenangen  vor.  Eine  derselben 
betraf  die  Befreiungen  von  der  Gebäudesteuer,  in  betreff  welcher  der  Ausschuss 
etwas  weiter  gehen  wollte,  als  die  Regierung  gegangen  war.  Wichtiger  als 
diese  Aenderung  war,  dass  der  Ausschuss  vorschlug,  dass  dann,  wenn  die 
Steuerbehörde  sich  zur  Einleitung  einer  Erhebung  über  den  der  Zinssteuerbe- 
messung zu  Grunde  zu  legenden  Mietertrag  veranlasst  sehen  sollte,  diese  Er- 
hebung durch  eine  förmliche  Kommission  sollte  vorgenommen  werden ,  welche 
aus  einem  zur  Leitung  der  Verhandlung  bei'ufenen  Finanzbeamten  und  je  einem 
oder  zwei  von  der  Gemeindevertretung  gewählten  und  von  der  Steuerbehörde 
berirfenen  Hausbesitzern  zu  bestehen  hatte ;  dieser  Kommission  sollte  die  ziffer- 
mässige  Feststellung  des  steuerbaren  Zinsertrages  der  in  Frage  stehenden  Ge- 
bäude und  Gebäudebestandteile  obliegen.  Weiter  ist  zu  erwähnen,  dass  der 
Ausschuss  die  Anzahl  der  Mitglieder  der  Kommissionen  für  die  Bemessung  der 
Gebäudesteuer  nach  dem  Nutzungswerte  bestimmt  und  zwar  für  die  Bezirks- 
kommissionen mit  sechs,  für  die  Landeskommissionen  mit  vier  bis  acht  fest- 
gesetzt wissen  wollte  und  der  Regierung  das  Recht  einräumte,  einen  Teil  der 
durch  sie  zu  bestellenden  Kommissionsmitgliedern  und  zwar  für  die  Bezirks- 
kommissionen je  ein  Mitglied,  für  die  Landeskommissionen  aber  die  Hälfte 
nicht  aus  der  Mitte  der  Hausbesitzer  zu  nehmen  und  Mitglieder  der  Kommis- 
sionen zu  Referenten  derselben  zu  bestellen.    Ferner  nahm  der  Ausschuss  einige 
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Aenderungen  vor  an  den  Bestimmungen  des  Entwurfes  in  betreff  der  Erhebung 
des  Nutzungswertes  der  nach  diesem  zu  besteuernden  Gebäude,  deren  wichtigste 
darin  bestand,  dass  nach  dem  Vorschlage  des  Ausschusses  der  Nutzungswert 
nach  der  Beschaffenheit  der  Gebäude  unter  Berücksichtigung  der  Ansprüche 
ermittelt  werden  sollte,  , welche  der  Landessitte  gemäss  an  die  Befriedigung 
des  Wohnbedürfnisses  nach  dem  Verhältnisse  des  Besitzes  vom  Eigentümer  des 
letzteren  gestellt  zu  werden  pflegen,  wobei  zur  Gewinnung  ziffermässiger  An- 
haltspunkte in  Orten,  in  welchen  die  Vermietung  zwar  nicht  vorwaltet,  in  denen 
jedoch  ein  grösserer  Teil  der  Gebäude  fortdauernd  vermietet  ist,  auf  die 
üblichen  Mietzinse  .  .  .  und  in  Orten,  in  welchen  Vermietungen  nur  vereinzelt 
oder  gar  nicht  vorkommen ,  auf  die  .  .  .  Mietzinse  ...  in  nahegelegenen  Orten 
mit  ähnlichen  .  .  .  Verhältnissen  .  .  .  Bedacht  zu  nehmen  sein  wird.  Bei  um- 
fangreichen Gebäuden ,  Schlössern  etc.  auf  dem  flachen  Lande ,  bei  denen  nur 
einzelne  Teile  dauernd  benutzt  werden ,  ist  nur  der  Nutzungswert  der  be- 
nutzten .  .  .  Teile  zu  erheben".  Die  im  Regierungsentwurfe  enthaltene  Be- 
fugnis der  Einschätzung  gewisser,  ganz  armseliger  Hütten  in  einigen  Provinzen 
mit  einem  niedrigeren,  als  dem  im  Gesetze  vorgesehenen  niedrigsten  Nutzungs- 
werte wurde  vom  Ausschusse  auf  alle  Provinzen  ausgedehnt.  Die  Dauer  der 
zeitlichen  Steuerfreiheit  aus  Anlass  von  Bauführungen  wollte  der  Ausschuss 
auf  12  Jahre  verlängern,  wenn  es  sich  um  gewöhnliche  Gebäude,  und  auf 
15  Jahre,  wenn  es  sich  um  Herstellung  von  Wohngebäuden  für  landwirtschaft- 
liche und  industrielle  Lohnarbeiter  handelte.  Als  .Maximum  der  Strafen  für  Ver- 
kürzungen des  Staatsschatzes  durch  Uebertretungen  des  beabsichtigten  Gesetzes 
bestimmte  der  Ausschuss  das  Sechsfache  des  betreffenden  Steuerbetrages.  Eine 
Minorität  des  Ausschusses  proponierte  auch  an  den  Anträgen  der  Majorität 
desselben  noch  einige  Aenderungen,  deren  wesentlichste  in  der  Normierung  des 
Maximums  des  zulässigen  Abzuges  am  Mietzinse  auf  Rechnung  der  Erhaltungs- 
kosten mit  50  Prozent  jenes  Zinses  und  in  der  Normierung  eines  Minimums  und 
eines  Maximums  für  den  zu  ermittelnden  Nutzungswert  der  nach  diesem  zu  be- 
steuernden Gebäude  mit  3 ,   resp.  15  fl.  für  jeden  Wohnbestandteil  bestanden. 

Auch  der  Ausschussbericht  in  betreff  der  Gebäudesteuer  hatte  dasselbe 
Schicksal  wie  der  die  Rentensteuer  betreffende. 

Bedeutend  weiter  gelangte  die  parlamentarische  Behandlung  des  Ge- 
setzentwurfes betreffend  die  Reform  der  Erwerbsteuer.  Was  zunächst  den 
Bericht  des  Ausschusses  über  denselben  betrifft,  so  nahm  dieser  auch  an  dem 
Entwürfe  über  die  Erwerbsteuer  Aenderungen  nur  hinsichtlich  der  Detailbe- 
stimmungen vor ,  ohne  an  dem  Prinzipe ,  auf  welchem  der  Vorschlag  der  Re- 
gierung beruhte,  zu  rütteln.  Eine  dieser  Aenderungen  bestand  in  der  Weglassung 
der  Anordnung,  dass  die  Erwerbsteuer  erster  Klasse  für  jene  Unternehmungen, 
die  keinen  Reinertrag  ausweisen,  auf  Grund  der  5prozentigen  Zinsen  des  Anlage- 
kapitals bemessen  werden  sollte ;  an  ihre  Stelle  trat  eine  andere,  nach  welcher 
das  Minimum  der  Bemessungsgrundlage  der  Erwerbsteuer  für  neu  errichtete 
Aktiengesellschaften  bis  zur  Aufstellung  der  ersten  Bilanz  mit  5  Prozenten,  für 
alle  anderen  der  Erwerbsteuer  erster  Klasse  unterliegenden  Unternehmungen  aber 
mit  bloss  1  Prozent  des  Anlagekapitals  festgesetzt  wurde.  In  der  zweiten  Klasse 
wurde  der  zur  Feststellung  der  Besteuerungsgrundlage  am  Jahreserträgnisse 
der   hierher   gehörenden   Unternehmungen    zu    machende    Abzug   für    alle    auf 
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100  fl.  nebst  15  Prozent  des  Erträgnisses  bei  Handels-  und  Fabriksuntenieh- 
mungen  und  30  Prozent  desselben  bei  den  sonstigen  Unternehmungen  festge- 
stellt; ausserdem  bi-achte  der  Ausschuss  noch  die  Normierung  eines  Minimal- 
steuerbetrages pro  1  fl.  in  Vorschlag.  In  der  dritten  Klasse  sollten  nach  dem 
Ausschussberichte  Einkommen  von  weniger  als  300  fl.  ganz  steuerfrei  sein, 
Einkommen  bis  zu  600  fl.  aber  nur  der  Hälfte  der  entfallenden  Steuer  unter- 
liegen. Eine  besondere  Aufmerksamkeit  wendete  der  Ausschuss  der  Normierung 
des  Ortes  zu,  an  welchem  die  Erwerbsteuer  zur  Vorschreibung  gelangen  sollte ; 
es  wird  sich  weiter  unten  Gelegenheit  finden,  auf  diesen  Punkt  zurückzukommen. 
Im  Entwürfe  des  Ausschusses  fand  sich  die  ausdrückliche  Norm,  dass  die  Leiter 
der  Schätzungskommissionen  von  der  Regierung  ernannt  werden  sollten.  In 
betreff  der  Berechtigung  zur  Teilnahme  an  der  Wahl  der  Mitglieder  der 
Schätzungskommissionen  wurde  an  die  Stelle  des  Erfordernisses  der  Berechti- 
gung zur  Wahl  in  die  Handelskammer  das  Erfordernis  eines  Minimums  an  Er- 
werbsteuerleistung pr.  5  fl.  jährlich  gesetzt.  Eine  weitere  Aenderung  ging 
dahin,  dass  dort,  wo  anschliessend  an  Städte  oder  Indusirialorte  noch  weitere 
Gemeinden  mit  analogen  Verhältnissen  bestehen,  diese  Gemeinden  gemeinschaft- 
lich mit  jenen  Städten  oder  Industrialorten  besondere  Schätzungsbezirke  bilden 
sollten;  ausserdem  sollten  auch  für  die  Grossbetriebe  —  d.  h.  für  die  wenigstens 
150  fl.  jährlicher  Erwel'bsteuer  zahlenden  Unternehmungen  —  besondere  Schät- 
zungsbezirke gebildet  werden.  Den  Referenten  der  Revisionskommissionen  sollte 
ein  Stimmrecht  nur  dann  zustehen,  wenn  sie  Mitglieder  derselben  sein  würden. 
Eine  ausdrückliche  Anordnung  sollte  den  Schätzungskommissionen  und  Regie- 
rungsorganen die  Einsichtnahme  in  die  Geschäftsbücher  gestatten.  Während 
nach  dem  Regierungsentwurfe  jedermann  ganz  allgemein  zur  Lieferung  der  von 
den  Kommissionen  und  Regierungsorganen  geforderten  Auskünfte  und  Nach- 
weisungen verpflichtet  sein  sollte,  schränkte  der  Ausschuss  diese  Verpflichtung 
auf  die  Beschäftigung  des  Befragten  selbst  und  durch  die  Beifügung  der  Be- 
dingung ein,  dass  die  Anfragen  in  diesem  Gesetze  begründet  sein  sollten.  Die 
Unterlassung  der  Beibringung  der  Anzeigen  sollte  die  Kommissionen  berech- 
tigen, die  Steuerbemessung  ohne  diese  Anzeigen  vorzunehmen.  Das  Recht  der 
Einstellung  von  Passivzinsen  als  Betriebsauslagen  sollte  auch  den  Hypothekar- 
instituten hinsichtlich  der  Zinsen  der  von  ihnen  ausgegebenen  Pfandbriefe  zu- 
gestanden werden.  Auch  schon  ein  teilweises  Aufhören  einer  ei-werbsteuer- 
pflichtigen  Beschäftigung  im  Laufe  eines  Steuerjahres  sollte  den  Anspruch  auf 
einen  entspi-echenden  Abfall  an  der  für  dasselbe  vorgeschriebenen  Erwerbsteuer 
begründen.  Das  Maximum  der  Strafe  für  Verkürzungen  des  Staatsschatzes 
durch  Uebertretungen  dieses  Gesetzes  wurde  auch  hier  mit  dem  Sechsfachen 
der  betreffenden  Steuer  normiert.  Pupillen  und  Kuranden  sollten  der  Haftung 
für  die  ihren  behördlich  bestellten  Vertretern  auferlegten  Strafen  enthoben 
werden.  Ein  Minoritätsbericht  strebte  nur  einige  Aenderungen  an  den  von  der 
Majoi'ität  des  Ausschusses  unverändert  angenommenen  Normen  für  das  Vorgehen 
der  Kommission  bei  der  Einschätzung  des  Erträgnisses  der  nach  der  zweiten  Klasse 
erwerbsteuerpflichtigen  Unternehmungen  an ;  dieselben  betrafen  aber  bloss  wenig 
belangreiche  Details  dieser  Normen.  Dagegen  nahm  die  Ausschussmajorität  selbst 
an  ihrem  Elaborate .  bevor  dasselbe  noch  im  Plenum  des  Abgeordnetenhauses 
zur  Verhandlung  gelangte,  einige  allerdings  nicht  bedeutende  Aenderungen  vor. 
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Diese  Verhandlung  endigte,  nachdem  sie  zu  eingehenden  Debatten  Anlass 
geboten  hatte ,  mit  der  nahezu  unveränderten  Annahme  des  Ausschussantrages 
in  zweiter  und  dritter  Lesung;  die  einzige  erwähnenswerte  Aenderung  an  dem 
Entwürfe  des  Ausschusses  bestand  darin,  dass  der  Einkommensbetrag,  von 
welchem  an  erst  die  Erwerbsteuer  dritter  Klasse  zur  Einhebung  gelangen  sollte, 
auf  400  fl.  jährlich  erhöht  wurde. 

Sohin  passierte  der  vom  Abgeordnetenhause  acceptierte  Entwurf  auch 
noch  alle  Stadien  der  Verhandlung  im  Herrenhause,  wo  er  schliesslich  ebenfalls 
mit  wenigen  Aenderungen  zur  Annahme  gelangte.  Diese  Aenderungen  waren 
aber  allerdings  ziemlich  bedeutsam.  Nach  dem  Beschlüsse  des  HeiTenhauses 
sollte  nämlich  der  bei  der  Bemessung  der  Ei-werbsteuer  nicht  zu  berücksichti- 
gende fixe  Teilbetrag  des  erhobenen  Jahreserträgnisses  von  100  fl.  auf  150  fl. 
erhöht  werden  und  in  der  dritten  Klasse  alles  Einkommen  unter  000  fl.  von 
der  Erwerbsteuer  frei  bleiben.  Die  letztere  Aenderung  war  übrigens  schon  bei 
der  Verhandlung  im  Abgeordnetenhause  beantragt,  dort  aber  infolge  des  seitens 
der  Regierung  dagegen  erhobenen  Widerspruchs  abgelehnt  worden.  Eine  weitere 
Aenderung  bestand  in  der  Statuierung  der  Krwerbsteuerfreiheit  zu  gunsten  der 
auf  dem  Prinzipe  der  Selbsthilfe  beruhenden  und  nicht  auf  Gewinn  berechneten 
Vereine.  Weiters  beschloss  das  Herrenhaus,  dass  den  Schätzungskommissioneu 
gestattet  sein  sollte ,  für  einzelne  Fälle  auch  Referenten  aus  ihrer  Mitte  zu 
wählen. 

Die  Opposition  gegen  den  ganzen  Entwurf  war  übrigens  in  beiden 
Häusern  des  Reichsrates  eine  ziemlich  starke  und  bestand  zum  grossen  Teile 
aus  Mitgliedern  der  Regierungspartei,  während  gerade  ein  grosser  Teil  der  da- 
mals in  der  Opposition  befindlichen  föderalistischen  Abgeordneten  —  insbeson- 
dere die  Polen  —  wiederholt  für  den  Regierungsentwurf  stimmten. 

Ehe  noch  die  weiteren  parlamentarischen  Verhandlungen  über  den  Be- 
schluss  des  Herrenhauses  durchgeführt  werden  konnten,  erfolgte  der  Sturz  der 
streng  zentralistischen  Majorität  des  Bürgerministeriums,  zu  welcher  auch 
Brestel  gehört  hatte.  Das  neue,  unter  der  Präsidentschaft  des  Grafen 
Alfred  Potocki  gebildete  Ministerium  beeilte  sich,  ehe  noch  die  Ernennung 
eines  neuen  Finanzministers  erfolgt  war ,  den  Gesetzentwurf  B  r  e  s  t  e  1  s  über 
die  Regelung  der  Erwerbsteuer  zurückzuziehen.  In  dem  diesbezüglich  an  den 
Kaiser  erstatteten  Vortrage  wurde  dieser  Entschluss  mit  dem  Hinweise  auf  die 
Opposition,  welcher  der  Entwurf  begegnet  war,  sowie  auf  die  im  Reichsrate  an 
demselben  vorgenommenen  Aenderungen  motiviert. 

Das  günstigste  Schicksal  unter  den  B  r  e  s  t  e  1  sehen  Gesetzentwürfen  hatte 
der  auf  die  Grundsteuer  bezügliche.  Allerdings  musste  auch  dieser  Ent- 
wurf im  Laufe  der  verschiedenen  Stadien  der  parlamentarischen  Verhandlung 
mehrfache  Aenderungen  durchmachen. 

Schon  der  Ausschuss  des  Abgeordnetenhauses  nahm  deren  verschiedene 
vor.  Hierunter  wäre  zunächst  zu  erwähnen  die  Statuierung  der  Steuerfreiheit 
der  unproduktiven  Grundstücke  und  die  Eliminierung  der  im  Regierungsent- 
wurfe ausgesprochenen  Steuerfreiheit  des  Territoriums  der  im  Staatsbetriebe 
befindlichen  Eisenbahnen,  sowie  die  Statuierung  zeitlicher  Steuerfreiheit  für  die 
durch  Elementarereignisse  unproduktiv  gewordenen  Grundstücke.  Von  den  Mit- 
gliedern   der  Zentralkommission   sollte  der  Finanzminister   nur    zehn .    dagegen 
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das  Abgeordnetenhaus  fünfzehn  zu  berufen  haben ;  die  Wahl  der  Kommissions- 
niitglieder  im  Abgeordnetenhause  sollte  in  der  Weise  erfolgen,  dass  für  jedes 
Kronland  durch  die  aus  diesem  stammenden  Abgeordneten  je  ein  Mitglied  ge- 
wählt werden  sollte,  welches  aber  nicht  dem  Abgeordnetenhause  sollte  angehören 
müssen,  wie  auch  das  Herrenhaus  hinsichtlich  der  von  ihm  zu  wählenden  Kom- 
missionsmitglieder nicht  auf  seine  Angehörigen  beschränkt  sein  sollte.  Die  vom 
Finanzminister  zu  Referenten  der  Zentralkommission  bestimmten  Finanzbeamten 
sollten  als  solche  nur  dann  zu  fungieren  haben ,  wenn  nicht  die  Kommission 
etwas  anderes  beschliessen  sollte ;  den  Referenten  sollte ,  wenn  sie  nicht  Mit- 
glieder der  Kommission  sein  sollten,  in  derselben  kein  Stimmrecht  zustehen. 
Behufs  Aktivierung  der  Landeskommissionen  sollte  die  Hälfte  der  vom  Finanz- 
minister zu  berufenden  Mitglieder  aus  der  Mitte  der  Grundsteuerträger  ge- 
nommen werden  müssen;  in  betreff  der  Referenten  der  Landeskommissionen 
wurde  dieselbe  Anordnung  proponiert,  wie  in  betreff  der  Referenten  der  Zentral- 
kommission, Auch  hinsichtlich  der  in  die  Bezii'kskommissionen  vom  Finanz- 
minister zu  berufenden  Mitglieder,  sowie  in  betreff  der  Referenten  derselben  wurden 
solche  Aenderungen  des  Regierungsentwurfes,  welche  den  in  betreff  der  Landes- 
kommissionen vorgeschlagenen  analog  waren,  proponiert.  Die  übrigen  Mitglieder 
der  Bezirkskommissionen  sollten  in  der  Weise  berufen  werden,  dass  je  eine» 
durch  die  höchstbesteuerten  Grundsteuerträger  jedes  Bezirkes,  die  anderen  aber 
von  den  Bezirksausschüssen,  resp.  Gemeindevorständen  gewählt  werden  sollten. 
Schon  im  Gesetze  sollten  folgende  Kulturgattungen  unterschieden  werden : 
Aecker,  Wiesen,  Gärten,  Weingärten,  Hutweiden,  Alpen,  Waldungen,  Seen, 
Sümpfe  und  Teiche,  Parifikationsland,  unproduktives  Land.  Die  Entscheidung 
über  die  Zulässigkeit  der  Teilung  eines  Bezirkes  in  mehrere  Klassifikations- 
distrikte sollte  über  Antrag  der  betreffenden  Bezirkskommission  durch  den 
Finanzminister  erfolgen ;  sollte  dieser  dem  Antrag  der  Bezirkskommission  keine 
Folge  zu  geben  beabsichtigen,  so  sollte  er  vor  der  Entscheidung  hierüber  das 
Gutachten  der  betreffenden  Landeskommission  einholen.  Bei  der  Schätzung 
sollten  die  Preise  der  Bodenprodukte  und  Arbeitslöhne  nicht  aus  den  letzten 
20  Jahren,  sondern  aus  den  letzten  10  Jahren  —  beim  Weine  aus  den  letzten 
15  Jahren  — ,  sowie  gerichtliche  Schätzungen  und  die  vorhandenen  Katastral- 
mappen  berücksichtigt  werden.  Eine  weitere  Neuerung  bestand  darin,  dass  in 
betreff  der  Einreihung  der  ermittelten  Reinerträge  in  die  Klassifikationstabelle 
bestimmt  wurde ,  dass  dann ,  wenn  ein  solcher  Reinertrag  zwischen  zwei  Er- 
tragsstufen der  Tabelle  falle,  der  Tarifsatz  nach  der  nächst  höheren  oder  ge- 
ringeren Ertragsstufe  derselben  einzustellen  sei,  je  nachdem  sich  der  ermittelte 
Reinertrag  der  einen  oder  der  anderen  mehr  nähert.  Erhebliche  Aenderungen 
erfuhren  auch  die  Nonnen  in  betreff  der  bei  Aufstellung  des  Klassifikations- 
tarifs besonders  zu  berücksichtigenden  Momente;  eine  dieser  Aenderungen  be- 
stand in  der  Aufnahme  der  neuen  Bestimmung,  dass  Gärten,  welche  besonders 
sorgfältig  oder  von  Gärtnern  gewerbsmässig  bearbeitet  werden,  trotz  ihres  auf 
diese  Art  herbeigeführten  höheren  Ertrages  nicht  höher  einzuschätzen  seien,  al» 
andere ,  welche  sich  ihren  sonstigen  Verhältnissen  nach  in  gleicher  Lage  be- 
finden ;  die  sonstigen  Aenderungen  bezogen  sich  hauptsächlich  auf  die  schäi-fere 
Betonung  der  Anordnung  der  Berücksichtigung  aller  mit  der  Gewinnung  der 
Bodenerträge  verbundenen  und  zur  dauernden  Sicherung  derselben  notwendigen 
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Kosten.  In  betreff  des  Verfahrens  bei  der  Durchführung  der  Einschätzung  der 
einzelnen  Grundstücke  selbst  nahm  der  Ausschuss  unter  anderem  die  Aenderung 
an,  dass  dann,  wenn  die  Anschauungen  der  beiden  in  die  Rayons  entsendeten 
Mitglieder  einer  Schätzungskommission  geteilt  sind,  diejenige  Ansicht  zu  gelten 
habe,  welcher  der  Referent  beitreten  würde;  der  Einschätzung  sollten  die  be- 
treffenden Gemeinde-,  resp.  Gutsgebietsvorstände,  sowie  die  grössten  Grundbe- 
sitzer als  Vertrauensmänner  beigezogen  werden  ;  die  Ergebnisse  der  Einschätzung 
sollten  den  Bezirkskommissionen  zur  Prüfung  übergeben  werden ,  welche  die 
etwaigen  Bedenken  nötigenfalls  durch  Abordnung  von  Lokalkommissionen  be- 
heben und  sodann  die  Verfassung  von  Einschätzungsregistem  veranlassen  sollten. 
Eine  weitere  Neuerung  war,  dass  Abweisungen  von  Reklamationen  seitens  der 
Bezirkskommissionen,  welche  von  denselben  mit  Stimmeneinhelligkeit  beschlossen 
wurden,  endgültig  sein  sollten.  Der  Zentralkommission  wurde  aufgetragen,  bei 
Prüfung  der  Vorlagen  der  Landeskommissionen  insbesondere  auch  der  Gleich- 
mässigkeit  der  Einschätzungen  in  den  einzelnen  Kronländern  ihr  Augenmerk 
zuzuwenden;  ihr  wurde  zu  diesem  Zwecke  das  Recht  zuerkannt,  dann,  wenn 
sich  bei  der  Einschätzung  einzelner  Berzirke  so  grosse  Unrichtigkeiten  heraus- 
stellen sollten,  dass  dieselben  auch  durch  Aenderungen  der  betreffenden  Klassi- 
fikationsdistrikte nicht  behoben  werden  könnten ,  die  Vornahme  einer  neuen 
Einschätzung  durch  eine  neue  Kommission  anzuordnen.  Nach  endgültig  erfolgter 
Richtigstellung  der  Klassifikationstarife  durch  die  Zentralkommission  sollte  der 
Finanzminister  die  in  den  bisherigen  Zusammenstellungen  nachgewiesenen  Rein- 
erträge richtig  stellen  und  neue  Zusammenstellungen  derselben  für  die  Länder, 
Bezirke  und  Gemeinden  veranlassen,  auf  deren  Grundlage  dann  die  Verteilung 
der  gesetzlich  festgestellten  Gi-undsteuerhauptsumme  auf  die  einzelnen  Länder, 
Gemeinden  und  Grundstücke  zu  erfolgen  haben  sollte. 

Mit  allen  diesen  Aenderungen  hatte  die  Regierung  sich  einverstanden 
erklärt. 

Die  Debatte  im  Plenum  des  Abgeordnetenhauses  über  den  Vorschlag  des 
Ausschusses  war  eine  langwierige;  insbesondere  waren  es  die  polnischen  De- 
putierten, welche  dem  geplanten  Gesetze  lebhafte  Opposition  machten.  Schliess- 
lich drang  aber  doch  der  Ausschussvorschlag  mit  wenigen  Aenderungen  durch ; 
ebenso  ging  die  Sache  im  Herrenhause,  so  dass  die  Regierung  zuletzt  doch  im- 
stande war,  ein  vom  Bericht  des  Ausschusses  nur  wenig  abweichendes  und  auch 
mit  ihrem  Entwürfe  in  der  Hauptsache  übereinstimmendes  Elaboi'at  der  kaiser- 
lichen Sanktion  zu  unterbreiten. 

Von  den  Aenderungen,  welche  der  Gesetzentwurf  im  Laufe  der  weiteren 
parlamentarischen  Verhandlungen  noch  erfahren  hat,  seien  hervorgehoben :  Die 
Grundsteuerfreiheit  für  urbar  gemachte  öde  Grundstücke  wurde  hinsichtlich 
neuer  Anlagen  von  Hochwäldern  auf  25  Jahre  ausgedehnt.  Die  Zahl  der  Mit- 
glieder der  Zentralkommission  wurde  auf  36  erhöht  und  zwar  unter  Beibe- 
haltung des  vom  Ausschusse  des  Abgeordnetenhauses  hinsichtlich  der  Verteilung 
derselben  auf  die  zu  deren  Ernennung  Berechtigten  vorgeschlagenen  Verhält- 
nisses; die  3  Mitglieder,  um  welche  hiernach  die  Zahl  der  vom  Abgeordneten- 
hause zy  wählenden  vermehrt  wurde,  wurden  auf  die  einzelnen  Kronländer 
derart  verteilt,  dass  Böhmen  und  Galizien  je  2  Mitglieder  und  Görz-Gradisca, 
sowie   Triest-lstrien ,    welchen   beiden   Gebieten    nach    dem   früheren   Entwürfe 
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zusammen  nur  1  Mitglied  zugedacht  war,  nunmehr  deren  je  eines  wählen 
sollten.  Wie  schon  nach  dem  Entwürfe  des  Ausschusses  des  Abgeordnetenhauses 
der  Zentralkommission  die  Sorge  für  die  Gleichmässigkeit  der  Schätzung  in  den 
einzelnen  Ländern  des  Staates  übertragen  wurde,  so  wurde  nunmehr  den 
Landeskommissionen  die  Sorge  hinsichtlich  der  Bezirke  in  ihren  respektiven 
Gebieten  übertragen.  Als  die  bei  den  Ertragsschätzungen  zu  berücksichtigende 
vorausgegangene  Periode  wurden  durchaus  die  letzten  15  Jahre  bestimmt. 
Einige  Spezialbestimmungen  für  die  Einschätzung  der  Forste  wurden  aufge- 
nommen, welche  in  der  Hauptsache  darauf  hinausliefen,  dieselben  nur  nach 
der  Brennholzerzeugung  einschätzen  zu  lassen.  Eine  ausdrückliche  Bestimmung, 
dass  eine  etwaige  Ertragssteigerung  durch  besondere  Kultur  bei  der  Ein- 
schätzung nicht  zu  berücksichtigen  sei,  wurde  in  das  Gesetz  aufgenommen. 

Mit  diesen  Aenderungen  erlangte  der  Entwurf  endlich  Gesetzeskraft 
und  wurde  als  Gesetz  vom  24.  Mai  1869  über  die  Regelung  der  Grundsteuer 
publiziert. 

Durch  diese  Fertigstellung  des  neuen  Grundsteuergesetzes  war  nun  aller- 
dings ein  Teil  der  Reform  der  direkten  Steuern  durchgeführt  worden.  Doch 
war  dies  auf  Kosten  des  bisher  stets  festgehaltenen  Grundsatzes  der  gleich- 
zeitigen vollständigen  Durchführung  der  Reform  der  sämtlichen  direkten  Steuern 
geschehen.  An  die  Stelle  der  allgemeinen  Reform  der  gesamten  direkten  Be- 
steuerung trat  nun  die  bruchstückweise  Reform  derselben. 

üebrigens  war  selbst  die  Reform  der  Grundsteuer  durch  die  Publizierung 
des  Gesetzes  vom  24.  Mai  1869  noch  lange  nicht  unter  Dach  gebracht.  Der 
Durchführung  der  in  demselben  angeordneten  neuen  Katastrierung  der  Grund^ 
stücke  stellten  sich  vielmehr  allerlei  Hindernisse  entgegen  und  es  bedurfte 
mehrerer  nachträglicher  Ergänzungen  jenes  Gesetzes,  um  die  Neuregelung  der 
Grundsteuer  nach  einer  langen  Reihe  von  Jahren  endlich  zur  Wahrheit  zu 
machen.    Wir  werden  später  Gelegenheit  haben,  dies  im  einzelnen  darzustellen. 

Fragen  wir  schliesslich  noch  nach  der  Bedeutung  der  Aenderungen, 
welche  der  Regierungsentwurf  über  die  Regelung  der  Grundsteuer  im  Laufe 
der  parlamentarischen  Verhandlung  bis  zur  Fertigstellung  des  Gesetzes  selbst 
erfahren  hatte ,  so  besteht  dieselbe  im  wesentlichen  nur  in  der  Verringerung 
des  Einflusses  der  Regierung  auf  die  neue  ümlegung  der  Grundsteuer  und  in 
der  Verstärkung  des  Einflusses  der  aus  der  Wahl  durch  die  Steuerträger  oder 
Vertreter  derselben  hervorgegangenen  Organe  auf  dieselbe,  sowie  in  der 
schärferen  Betonung  des  Charakters  der  neu  umzulegenden  Grundsteuer  als 
Repartitionssteuer. 

Das  Gesetz  über  die  Regelung  der  Grundsteuer  war  übrigens  nicht  das 
einzige,  eine  Aenderung  der  bestehenden  Nonnen  über  die  direkte  Steuer  ent- 
haltende, welches  unter  Brestel  zustande  kam.  Unter  seiner  Ministerschaft 
erschien  nämlich  auch  noch  das  kleine  —  übrigens  aus  der  Initiative  des  Ab- 
geordnetenhauses hervorgegangene  —  Gesetz  über  die  Besteuerung  der  Eisen- 
bahnen vom  8.  Mai  1869.  Dasselbe  enthielt  aber  nicht  eigentlich  eine  neue 
Regelung  der  Besteuerung  dieser  Unternehmungen,  sonjJem  war  nur  bestimmt, 
einem  Bedürfnisse  der  Kronländer  ausserhalb  Niederösterreichs  und  der  Ge- 
meinden ausserhalb  Wiens  Sorge  zu  tragen.  Da  nämlich  in  der  bestehenden 
Gesetzgebung  hinsichtlich  der  Aufbringung  der  Mittel    für   die  Bedürfnisse  der 
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autonomen  Verwaltungsköi-per  durchaus  der  Grundsatz  gilt,  dass  die  hierfür 
notwendigen  Zuschläge  zu  den  direkten  Steuern  jenem  Kronlande,  resp.  jener 
Gemeinde  zu  gute  kommen,  auf  deren  Rechnung  die  Staatssteuern  vorgeschrieben 
werden,  und  da  weiters  fast  alle  grossen  Eisenbahnunternehmuugen  deswegen, 
weil  ihre  Direktionen  in  Wien  ansässig  waren,  auch  hier  besteuert  wurden,  so 
erhielt  früher  auch  Wien,  resp.  Niederösterreich  allein  das  Recht  zur  Unalegung 
von  Zuschlägen  auf  die  Steuern  dieser  Unternehmungen  und  zwar  auch  dann, 
wenn  die  betreffenden  Eisenbahnlinien  Wien  und  Niederösterreich  gar  nicht 
berührten.  Diesem  Zustande  machte  das  oben  citierte  Gesetz  ein  Ende,  indem 
es  verfügte,  dass  die  Steuern  solcher  Eisenbahnuntemehmungen,  deren  Leitung 
sich  nicht  in  den  von  ihren  Linien  durchzogenen  Ländern  befindet,  nur  mit 
10  Prozent  am  Standorte  der  Geschäftsleitung  vorzuschreiben  seien ,  während 
die  restlichen  90  Prozent  auf  die  von  den  Linien  durchzogenen  Länder  nach 
Massgabe  der  Länge  der  in  jedem  einzelnen  befindlichen  Strecke  zu  verteilen 
sind ;  der  auf  jedes  Land  entfallende  Anteil  ist  in  jener  Gemeinde ,  in  welcher 
sich  die  Betriebsleitung  für  dasselbe  befindet  und  nur  beim  Abgange  einer 
solchen  in  dessen  Hauptstadt  vorzuschreiben;  befindet  sich  aber  die  Leitung 
der  Unternehmung  in  einem  der  von  der  Bahn  durchzogenen  Länder,  so  sollen 
40  Prozent  der  Gesamtsteuer  derselben  vorweg  in  jenem  Lande  (und  zwar  in 
derselben  Gemeinde,  wie  im  erstbesprochenen  Falle)  vorgeschrieben  werden,  wo 
sich  die  Betriebsleitung  befindet,  während  die  restlichen  60  Prozent  auf  alle  von 
der  Bahn  durchzogenen  Länder  und  zwar  wieder  nach  Massgabe  der  Länge  der 
in  jedem  derselben  befindlichen  Sti-ecke  verteilt  werden  sollen. 

G.  Die  Ministerschaft  v.  Holzgethans. 

Der  Nachfolger  Brest  eis  —  v.  Holzgethan  —  kam  wähi-end  seiner 
von  stürmischen  Parteikämpfen  erfüllten  und  auch  kaum  zwei  Jahre  währenden 
Amtsthätigkeit  nicht  dazu,  irgend  einen  ernsten  Schritt  zur  Inangriffnahme  der 
Steuerreform  zu  thun  und  wir  brauchten  seiner  hier  gar  nicht  zu  gedenken, 
wenn  nicht  zwei  kleine,  mit  jener  zusammenhängende  Gesetze,  die  unter  seiner 
Amtsführung  entstanden  sind,  uns  dazu  einen  Anlass  bieten  würden. 

Das  eine  dieser  Gesetze  (vom  21.  Juli  1871)  betraf  die  Durchführung  der 
Grundsteuerregulierung  und  hatte  seinen  Grund  in  der  passiven  Opposition, 
welche  dem  Gesetze  vom  24.  Mai  1869  seitens  einiger  zur  Teilnahme  an  der 
Durchführung  desselben  berufenen  Vertretungskörper  gemacht  wurde.  Es 
räumte  dem  Finanzminister  das  Recht  ein,  dann,  wenn  die  in  jenem  Gesetze 
vorgesehenen  Wahlen  von  Kommissionsmitgliedem  durch  die  Wahlberechtigten 
nicht  vorgenommen  wurden,  die  betreffenden  Mitglieder  selbst  zu  ernennen; 
das  Mandat  derselben  sollte  aber  sofort  erlöschen,  wenn  die  unterbliebenen 
Wahlen  vorgenommen  würden. 

Das  zweite  der  erwähnten  Gesetze  trägt  das  Datum  vom  29.  Juli  1871 
und  verfolgte  hinsichtlich  der  Vorschreibung  der  Erwerb-  und  Einkommen- 
steuer für  Bergwerke,  Fabriken  und  , andere  Erwerbsuntemehmungen ,  welche 
durch  die  Beschaffenheit  des  Geschäftsbetriebes  oder  in  Verbindung  mit  einer 
Realität  an  einen  bestimmten  Standort  gebunden  sind",  einen  analogen  Zweck, 
wie  das  oben  besprochene  Gesetz   vom   8.  Mai  1869   über  die  Besteuerung  der 
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Eisenbahnen.  Es  war  ebenfalls  aus  der  Initiative  des  Abgeordnetenhauses  her- 
vorgegangen und  im  Grunde  nichts  anderes,  als  eine  Abschrift  des  schon  oben 
erwähnten,  auf  denselben  Gegenstand  bezüglichen  Absatzes  des  vom  Ausschusse 
des  Abgeordnetenhauses  auf  Grund  der  Brest  eischen  Vorlage  hergestellten 
geänderten  Entwurfes  zur  Reform  der  Erwerbsteuer.  Es  ordnete  an,  dass  die 
Steuern  der  bezeichneten  Unternehmungen  dort  vorgeschrieben  werden  sollten, 
wo  sich  dieselben  befinden  und  dass,  insofern  diese  Unternehmungen  Zweig- 
niederlassungen haben,  die  mit  denselben  in  notwendigem  Zusammenhange 
stehen,  die  Besteuerung  der  letzteren  vereint  mit  den  Hauptunternehmungen 
und  am  Standorte  derselben  erfolgen  sollte;  wenn  solche  Unternehmungen  von 
Gesellschaften  betrieben  werden  und  eine  Geschäftsleitung  besitzen,  die  sich 
an  einem  vom  Standorte  des  Unternehmens  verschiedenen  Orte  befindet,  sollte 
die  Steuervorschreibung  geteilt  erfolgen ,  indem  20  Prozent  der  Steuern  am 
Sitze  der  Geschäftsleitung,  die  restlichen  80  Prozent  aber  am  Standorte  des 
Unternehmens  vorgeschrieben  werden  sollen. 

Dieses  Gesetz  war  namentlich  für  Wien  von  grosser  Tragweite ,  da  sich 
hier  eine  Menge  von  Geschäftsleitungen  solcher  Fabriken  befindet,  die  an  irgend 
welchen ,  oft  sehr  entfernten  Orten  in  den  verschiedenen  Provinzen  betrieben 
werden  und  bis  dahin  eben  infolge  der  Etablierung  der  Geschäftsleitung  in 
Wien  ausschliesslich  hier  besteuert  wurden  und  deshalb  auch  nur  hier,  resp. 
in  Miederösterreich  Zuschläge  bezahlen  mussten. 

H.  Die  Reformvorlagen  de  Pretis'. 

Der  Nachfolger  v.  Holzgethans  —  de  Pretis  —  trat  erst  einige  Zeit, 
nachdem  er  sein  Amt  übernommen  hatte,  mit  einem  Projekte  zur  Reform  der 
direkten  Steuern  hervor,  indem  er  im  Jahre  1874  dem  Abgeordnetenhause  vier 
diesbezügliche  Gesetzentwürfe  —  die  Gebäude-,  Erwerb-,  Renten-  und  Personal- 
einkommensteuer betrefi'end  —  vorlegte.  Mit  der  Grundsteuer  befasste  sich 
dieses  Projekt  nicht  mehr. 

1.    Die   Gebäudesteuer. 

Auch  dieser  neueste  Gesetzentwurf  ging  von  der  altherkömmlichen  Unter- 
scheidung zwischen  der  Besteuerung  der  Gebäude  nach  dem  Zinsertrage  und 
nach  dem  Nutzungswerte  aus,  wie  er  denn  überhaupt  im  wesentlichen  auf  den- 
selben Grundsätzen  beruhte,  wie  seine  in  den  Jahren  1863,  1864  und  1868  er- 
schienenen Vorgänger.  Insbesondere  gegenüber  dem  letzteren  weist  er  nur  un- 
wesentliche Veränderungen  auf.  Dieselben  sollen  im  folgenden  aufgezählt  werden. 

Eine  derselben  bestand  darin,  dass  auch  den  Gebäuden  der  fremden  Ge- 
.sandtschaften ,  welche  Eigentum  der  betrefifenden  Staaten  sind,  die  Steuerfrei- 
heit zugestanden  werden  sollte.  Neu  war  auch  die  Anordnung,  dass  im  Falle 
der  Unterlassung  der  rechtzeitigen  Einbringung  des  Zinsertragsbekenntnisses 
das  Zinserträgnis  auf  Kosten  des  säumigen  Hauseigentümers  durch  die  Steuer- 
behörde erhoben  werden  sollte.  Die  Kommissionen  zur  Prüfung  der  Zins- 
ertragsbekenntnisse sollten  nach  dem  neuen  Entwürfe  aus  je  einem  oder  zwei 
von  der  Gemeindevertretung  und  je  einem  oder  zwei  von  der  Steuerbehörde 
berufenen   Hausbesitzern   bestehen;    sollte   eine   Gemeindevertretung   diese   Be- 
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rufung  nicht  vornehmen,  so  sollte  die  betreffende  Steuerbehörde  alle  Kommis- 
sionsmitglieder berufen  dürfen.  Sollten  sich  Bedenken  gegen  die  Richtigkeit 
aller  oder  eines  grösseren  Teiles  der  Mietzinsfatierungen  in  einem  Orte  er- 
geben, so  sollte  die  Steuerbehörde  berechtigt  sein,  eine  kommissionelle  Er- 
hebung der  Mietzinse  unter  Beiziehung  von  zwei  bis  vier  Mitgliedern  der  zur 
Abschätzung  der  Nutzungsvsrerte  bestellten  Bezirkskommission  zu  veranlassen. 
Als  solche  Kommissionen  sollten  übrigens  nach  dem  neuen  Entwürfe  in  der 
Regel  die  für  die  Grundsteuerregulierung  bestellten  Bezirks-Schätzungskom- 
missionen  fungieren;  nur  für  grössere  Orte  mit  vorwiegend  industrieller  Be- 
völkerung sollte  der  Finanzminister  eigene  Orts-Schätzungskommissionen  auf- 
stellen dürfen;  diese  Kommissionen  sollten  aus  je  einem  Vorsitzenden  und 
sechs  Mitgliedern  bestehen;  die  eine  Hälfte  der  Mitglieder  sollten  die  Gemeinde- 
vertretungen wählen,  die  andere  aber  (worunter  zwei  Hausbesitzer  sollten  sein 
müssen)  und  die  Vorsitzenden  der  Finanzminister  berufen,  welch  letzterem 
auch  die  Ernennung  der  Referenten  sowohl  für  die  Orts-  als  auch  für  die 
Bezirkskommissionen  zustehen  sollte. 

Den  Landeskommissionen  sollte  die  Ueberwachung  der  gleichmässigen 
Ausführung  der  Einschätzungen  in  den  Ländern  zustehen,  zu  welchem  Zwecke 
sie  sich  erforderlichenfalls  durch  Entsendungen  von  Mitgliedern  vom  Vorgange 
der  Einschätzungskommissionen  unterrichten  sollten.  Auch  als  Landeskommis- 
sionen sollten  die  entsprechenden  Grundsteuer-Regulierungskommissionen  unter 
Beiziehung  von  durch  den  Finanzminister  zu  ernennenden  Referenten  fungieren. 

In  gleicher  Weise  sollte  die  Grundsteuer-Zentralkommission  auch  die 
Punktionen  einer  Zentralkommission  für  die  Grundsteuerregulierung  mit  der 
Aufgabe  übernehmen,  für  die  Gleichmässigkeit  der  Schätzungen  im  ganzen 
Staate  zu  sorgen. 

Neu  war  ferner  die  Aufnahme  detaillierter  Bestimmungen  für  die  Wahlen 
in  die  Ortskommission  und  die  Ai't  der  Beschlussfassung  derselben. 

Die  früher  den  Kommissionen  erster  Instanz  zugedacht  gewesene  Fest- 
stellung der,  der  Besteuerung  nach  dem  Mietzinse,  resp.  nach  dem  Nutzungs- 
werte unterliegenden  Orte  sollte  nunmehr  der  Steuerbehörde  erster  Instanz 
übertragen  werden. 

In  betreff  des  Vorgehens  bei  Erhebung  der  Nutzungswerte  der  nach 
diesem  zu  besteuernden  Gebäude  enthielt  der  neue  Gesetzentwurf  manche  neue 
Details  von  geringem  Belange;  wichtig  war  aber,  dass  er  die  Weisung,  jenen 
Wert  mit  Berücksichtigung  der  vom  Hausbesitzer  durch  Bewohnung  seines 
Hauses  erzielten  Ersparnis  an  Mietzins  festzustellen,  wegliess;  Mietzinse  be- 
nachbarter vermieteter  Gebäude  sollten  aber  behufs  der  Feststellung  jenes 
Nutzungswertes  aus  den  letzten  fünf  Jahren  berücksichtigt  werden.  Als  Mini- 
mum des  Nutzungswertes  wurde  für  Gebäude  mit  einem  Wohnbestandteile  der 
Betrag  von  10  fl.,  für  andere  Gebäude  der  Betrag  von  8  fl.  für  jeden  Wohn- 
bestandteil festgestellt. 

Das  Ausmass  der  Gebäudesteuer  sollte  nach  dem  neuen  Pintwurfe  durch 
ein  besonderes  Gesetz  dauernd  festgestellt  werden. 

Die  Dauer   der  Steuerfreiheit   aus   dem  Titel   der  Bauführuug  wurde  im 
neuen  Entwürfe  mit  zehn  Jahren  normiert;    nur   solchen  neu  aufgeführten  Ge- 
bäuden, „welche  ausschliesslich  zum  Zwecke  der  Bewohnung  durch  eine  grössere 
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Anzahl  vom  Tagelohne  lebender  Arbeiter"  aufgeführt  würden,  sollte  eine  fünf- 
zehnjährige Steuerfreiheit  eingeräumt  werden. 

Neu  war  die  Aufnahme  der  übrigens  schon  von  alters  her  bestehenden 
Steuernachsicht  für  leerstehende,  durch  Vermietung  nutzbar  gemachte  Wohnungen 
in  den  Gesetzentwurf;  weiters  war  eine  Neuerung,  dass  angeordnet  werden  sollte, 
dass  Abschreibungen  an  der  schon  bemessenen  Gebäudesteuer  auch  im  Falle 
der  Zerstörung  eines  Gebäudes  durch  Pjlementarereignisse  zu  bewilligen  seien: 
so'w^eit  es  sich  um  Abschreibungen  wegen  Verminderungen  der  Nutzungswerte 
handelte,  sollte  über  die  Angemessenheit  derselben  durch  die  Schätzungskom- 
missionen entschieden  werden. 

Das  Recht  der  Referenten ,  die  Sistierung  der  Beschlüsse  der  Rekla- 
mationskommissionen über  die  eingelangten  Beschwerden  zu  verlangen .  war 
im  neuen  Entwürfe  fallen  gelassen  worden. 

2.   Die   E  r  w  e  r  b  s  t  e  u  e  r. 

Auch  der  neue  Entwurf  eines  Erwerbsteuergesetzes  schloss  sich  an  seinen 
Vorgänger  aus  dem  Jahre  1868  —  und  zwar  teils  an  die  Regierungsvorlage, 
teils  und  hauptsächlich  an  den  vom  Herrenhause  angenommenen  Entwurf  an. 
In  betreff  seiner  Abweichungen  vom  letzteren  ist  hervorzuheben: 

Die  Verpflichtung  der  zur  Auszahlung  von  nach  der  dritten  Klasse  steuer- 
pflichtigen Bezügen  Verpflichteten  zur  Entrichtung  der  P^rwerbsteuer  von  diesen 
Bezügen  an  Stelle  der  eigentlich  steuerpflichtigen  Bediensteten  wurde  fallen 
gelassen.  Für  den  Ertrag  solcher  Grundpachtungen,  bei  welchen  die  gepachteten 
Grundstücke  ausschliesslich  vom  Pächter  und  seiner  Familie  bearbeitet  werden, 
wurde  die  Erwerbsteuerfi-eiheit  in  Aussicht  genommen.  Als  Minimum  des  der 
Steuerbemessung  zu  Grunde  zu  legenden  Ertrages  einer  in  die  erste  Klasse 
gehörigen  Unternehmung  wurden  nunmehr  bloss  zwei  Prozent  des  Anlags- 
kapitals in  Aussicht  genommen;  bei  neuen  derartigen  Unternehmungen  sollte 
bis  zur  Aufstellung  der  ersten  Bilanz  der  Steuerbemessung  in  der  Regel  ein 
angenommenes  Erträgnis  in  der  Höhe  von  fünf  Prozent  des  Anlagskapitals  zu 
Grunde  gelegt  werden  und  nur  ausnahmsweise  ein  geringeres  als  Steuergrund- 
lage acceptiert  werden  dürfen.  Für  Unternehmungen  der  zweiten  Klasse  sollte 
die  Steuer  dann,  wenn  der  eingeschätzte  Jahresertrag  einer  solchen  190  fl.  nicht 
erreichen  würde,  mindestens  nach  einem  Ertrage  von  190  fl.  bemessen  werden. 
In  der  dritten  Klasse  sollte  die  Einbeziehung  des  Einkommens  in  die  Berech- 
nung der  Steuergrundlage  mit  dem  vollen  Betrage  schon  vom  vierten  Tausend 
Gulden  an  erfolgen.  Die  Besteuerungsgi'undlagen  sollten  für  die  Erwerbsteuer 
zweiter  Klasse  alle  drei  Jahre  neu  festgesetzt  werden.  Im  Umherziehen  aus- 
geübte Beschäftigungen  sollten  am  Zuständigkeitsorte  des  Steuerpflichtigen  und. 
wenn  dieser  ein  Ausländer  sei ,  am  Sitze  der  zur  Erteilung  seiner  Befugnis 
kompetenten  Behörde  besteuert  werden. 

In  betreff  des  Verfahrens  war  neu  die  Bestimmung .  dass  auch  für  die 
Erwerbsteuer  dritter  Klasse  die  Feststellung  der  Besteuerungsgrundlagen  durch 
die  Schätzungskommissionen  erfolgen  sollte,  dann  die  weiteren,  dass  die  Zahl  der 
Mitglieder  dieser  Kommissionen  auf  sechs  bis  zehn  normiert  wurde ,  dass  die 
nicht  von  der  Regierung  zu  ernennenden  Mitglieder  der  Bezirkskommisaionen 
durchweg.')  von   den  Gemeindevorstehern  des  Bezirkes  gewählt   werden   sollten 
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und  von  diesen  gewählten  Mitgliedern  eines  der  Kategorie  der  Erwerbsteuer- 
pflichtigen dritter  Klasse  sollte  anzugehören  haben.  Weiters  enthielt  der  neue 
Entwurf  naehrere  Detailbestimmungen  in  betreff  der  Zusammenstellung  der 
Kommissionen.  Auch  die  Zahl  der  Mitglieder  der  Revisionskommissionen  wurde 
mit  sechs  bis  zehn  normiert.  Ausser  den  Kommissionen  erster  und  zweiter 
Instanz  wurde  auch  noch  die  Einsetzung  einer  Zentralkommission  in  Aussicht  ge- 
nommen, der  —  gleichwie  den  Revisionskommissionen  neben  ihrer  Thätigkeit 
zur  Entscheidung  über  Beschwerden  gegen  die  Beschlüsse  der  Schätzungskom- 
missionen auch  noch  die  Ueberwachung  des  Einschätzungsgeschäftes  in  ihren 
Rayons  im  allgemeinen  zugewiesen  werden  sollte  —  die  gleiche  Verpflichtung 
für  den  ganzen  Staat  sollte  auferlegt  werden  mit  dem  besonderen  Auftrage, 
in  erster  Linie  für  die  Gleichmässigkeit  der  Einschätzungen  in  allen  Teilen 
desselben  Sorge  zu  tragen.  Die  Zentralkommission  sollte  unter  dem  Vorsitze 
des  Finanzministers  oder  dessen  Stellvertreters  aus  18  Mitgliedern  bestehen, 
von  welchen  sechs  der  Finanzminister,  drei  das  Hen-en-  und  neun  das  Ab- 
geordnetenhaus nach  ganz  freiem  Ermessen  sollten  zu  berufen  haben.  Den 
Referenten  der  Schätzungskommissionen  sollte  das  Recht  zustehen ,  gegen  die 
Beschlüsse  derselben  Berufung  an  die  Revisionskommissionen  einzulegen  und 
die  einstweilige  Sistierung  der  angefochtenen  Beschlüsse  zu  verlangen.  Jeder 
zur  Auszahlung  eines  Dienst-  oder  Lohnbezuges  Vei-pflichtete  sollte  verpflichtet 
sein,  einen  Ausweis  über  seine  Bediensteten  mit  Angabe  aller  wichtigen  Details 
zu  überreichen. 

In  betreff  der  Feststellung  der  Besteuerungsgrundlage  enthielt  der  neue 
Entwurf  u.  a.  die  Bestimmung,  dass  bei  nach  der  ersten  Klasse  steuerpflichtigen 
Unternehmungen  die  zur  Bildung  von  Reservefonden  verwendeten  Teile  des 
Erträgnisses  derselben  unter  gewissen  Bedingungen  sollten  aus  dem  steuer- 
pflichtigen Erträgnisse  ausgeschieden  werden  dürfen;  dagegen  wurde  ausdrück- 
lich verboten,  von  diesem  die  für  Gi'ündungskosten  und  Abschreibungen  am 
Betriebskapitale  verwendeten  Beträge  abzurechnen.  Hinsichtlich  der  Erwerb- 
steuer zweiter  Klasse  wurde  u.  a.  bestimmt,  dass  wohl  der  gebäudesteuer- 
pflichtige Miet-  oder  Nutzungswert  der  Geschäftsräumlichkeiten ,  nicht  aber  die 
Kosten  für  Bau  und  Erhaltung  der  betreffenden  Gebäude  sollten  vom  steuer- 
pflichtigen Ertrage  eines  Gewerbsunternehmens  abgerechnet  werden  dürfen. 
Im  Falle  des  Betriebes  mehrerer  Unternehmungen  durch  eine  Person  sollte  die 
separate  Einschätzung  des  Ertrages  einer  jeden  die  Regel  bilden. 

Lediglich  durch  angeblich  unrichtige  Berechnung  des  Steuerbetrages  veran- 
lasste Beschwerden  gegen  die  Steuerbemessung  sollen  durch  die  Steuerbehörden  — 
in  letzter  Instanz   durch   die   betreffenden  Landesbehörden  —  erledigt  werden. 

In  betreff  der  Berechtigung  zur  Forderung  einer  nachträglichen  Aende- 
rung  der  bemessenen  Steuer  wurde  u.  a.  angeordnet,  dass  eine  Verminderung 
der  Erwerbsteuer  zweiter  Klasse  dann  sollte  verlangt  werden  können,  wenn  nach- 
gewiesen wurde,  dass  der  Ertrag  eines  hierher  gehörigen  Unternehmens  durch 
Betriebseinschränkung  sich  um  mindestens  50  Prozent  vermindert  habe.  Ueber- 
haupt  sollten  Verminderungen  der  Steuerquote  wegen  Einschränkung  des  Be- 
triebes von  der  Steuerbehörde  nur  mit  Zustimmung  der  Schätzungskommissionen 
verfügt  werden  können;  gegen  die  Verweigerung  einer  solchen  Verminderung 
sollte   kein  Rekurs    zulässig  sein.     An   der  Erwerbsteuer   dritter  Klasse  sollten 
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Aenderungen  nach  oben  und  unten  dann  einzutreten  haben,  wenn  ein  steuer- 
pflichtiger Bezug  sich  um  wenigstens  25  Prozent  ändern  würde. 

Hinsichtlich  der  Strafen  für  Steuerhinterziehungen  wurde  das  Maximum 
wieder  mit  dem  Zehnfachen  des  betreffenden  Steuerbetrages  normiert. 

Eine  beachtenswerte  Neuerung  bestand  in  der  Normierung  eines  der 
Steuer  zukommenden  gesetzlichen  Pfandrechtes  an  den  Betriebslokalitäten  und 
an'  allen  in  denselben  befindlichen  Produkten  des  betreffenden  Gewerbsbetriebes, 
welches  zu  gunsten  der  auf  nicht  weiter  als  drei  Jahre  zurückreichenden  Rück- 
stände sollte  in  Anspruch  genommen  werden  dürfen. 

3.   Die   Rentensteuer. 

Der  neue  Rentensteuerentwurf  glich  in  seinem  äusseren  Ansehen  mehr 
seinem  Vorgänger  aus  dem  Jahre  1864  als  dem  aus  dem  Jähre  1868,  während 
er  in  meritorischer  Beziehung  der  Hauptsache  nach  —  was  nämlich  die  Defi- 
nierung des  Steuerobjektes  betrifft  —  sich  durch  eine  einschneidende  Ein- 
schränkung des  ihm  zugewiesenen  Gebietes  sehr  erheblich  seinem  letzten  Vor- 
gänger näherte.  Als  Objekt  der  Rentensteuer  wurden  nämlich  im  neuen  Ent- 
würfe alle  Renten  von  Vermögensobjekten  bezeichnet,  deren  Ertrag  weder 
mittel-  noch  unmittelbar  von  der  Grund-,  Gebäude-  oder  Erwerbsteuer  getroffen 
ist;  hierdurch  waren  alle  auf  Realitäten  sichergestellten  und  alle  zu  indu- 
striellen oder  kommerziellen  Zwecken  dargeliehenen  Kapitalien  von  der  Renten- 
steuer ausgeschlossen  und  blieben  als  Objekt  derselben  nur  die  übrigen  zins- 
tragend angelegten  Kapitalien  tibx'ig,  insbesondere  die  verschiedenen  Darlehen 
öffentlich-rechtlicher  Natur;  aber  auch  von  den  aus  dieser  Quelle  stammenden 
Renten  wurde  noch  ein  grosser  Teil  von  der  Rentensteuer  dadurch  ausgenom- 
men, dass  ausdrücklich  erklärt  wurde,  dass  die  Zinsen  der  unter  das  oben  be- 
sprochene Gesetz  vom  20.  Juni  1868  (R.-G.-Bl.  Nr.  GQ)  fallenden  Staatsschuld- 
verschreibungen von  derselben  frei  bleiben  sollten.  Dagegen  sollten  die  Pen- 
sionen für  geleistete  Dienste  der  Rentensteuer  unterliegen. 

Unter  den  beabsichtigten  Befreiungen  von  der  Rentensteuer  wären  her- 
vorzuheben: die  Befreiung  aller  öffentlich-rechtlichen  Anlehen,  deren  Zinsen 
bei  der  Aufnahme  die  Steuerfreiheit  ausdrücklich  zugesichert  worden  war;  die 
Befreiung  des  Renteneinkommens  verschiedener  Wohlthätigkeits-  und  Bildungs- 
anstalten; die  Befreiung  des  Ertrages  der  zeitlich  steuerfreien  Gebäude;  die 
Befreiung  der  Renten  unter  600  fl.  jährlich,  wenn  der  Bezugsberechtigte  kein 
anderes  Einkommen  besitzt. 

Die  Rentensteuer  von  den  Pensionen  sollte  nach  demselben  Ausmasse 
eingehoben  werden,  wie  die  Erwerbsteuer  von  Dienst-  und  Lohnbezügen. 

Die  Bestimmung,  dass  Zehent-  und  ähnliche  Bezüge  nur  durch  den  Be- 
zugsberechtigten zu  fatieren  seien,  wurde  (weil  mittlerweile  die  Ablösung  aller 
dieser  Bezüge  eingeleitet  worden  war)  weggelassen. 

Für  den  Fall  der  nicht  rechtzeitigen  Einreichung  der  Bekenntnisse  wurde  an- 
geordnet, dass  ohne  dieselben  solle  mit  der  Steuerbemessung  vorgegangen  werden. 

Das  ausnahmsweise  Zugeständnis  der  Berücksichtigung  der  auf  Renten- 
bezügeri  haftenden  Lasten  bei  Bemessung  der  Rentensteuer  auch  von  den  durch 
den  Abzug  bei  der  die  Rente  auszahlenden  Kasse  besteuerten  Rentenbezügen 
wurde  weggelassen. 
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An  die  Stelle  der  ßemessungs-  und  Reklamationskommissionen  sollten 
durchaus  die  entsprechenden  Steuerbehörden  treten. 

Rekurse  sollten  den  höheren  Behörden  nur  dann  vorgelegt  werden  müssen, 
wenn  nicht  die  Steuerbemessungsbehörden  selbst  denselben  sollten  stattgeben  wollen. 
4.   Die  Personaleinkommensteuer. 
Dieser   Steuer   sollten    nach   dem   neuen  Entwürfe   allgemein   diejenigen 
Personen  unterliegen,   deren  Jahi-eseinkommen  den  Betrag  von  600  fl.  eiTeicht. 
Die  Steuerumlage  sollte   nach  dem  neuen  Entwürfe   in  der  Art  erfolgen, 
dass  zum   Zwecke    derselben    das   Einkommen   in   Steuereinheiten   ausgedrückt 
werden  würde;  je  100  fl.  des  eingeschätzten  Einkommens    sollten  und  zwar  bei 
Einkommen  unter  1000  fl.  als  eine,  bei  Einkommen 
von    1,000  bis    1,500  fl.  als  12 
„        1,500 
„        2,000 
2,500 
„       3,000 
„       3,500 
V        ^,000 
„       4,500 
„       5,000 
„        0,000 
7,000 
„        8,000 
„      10,000 
„     15,000 
„     20,000 
,     30,000 
,     40,000 
„     .50,000 
„     60,000 
„    70,000  fl.  und  darüber 
als  5  Steuereinheiten  zu  rechnen  sein. 

Die  Steuer  sollte  kontingentiert  und  nach  gesetzlicher  Feststellung  des 
Kontingents  nach  Massgabe  der  Einkommensschätzungen,  resp.  der  ermittelten 
Steuereinheiten  auf  die  Steuerpflichtigen  verteilt  werden. 

Als  oberstes  Organ  für  die  Veranlagung  der  Steuer  sollte  eine  Zentral- 
kommission fungieren.  Sowohl  dieser  Kommission  als  auch  den  Reklamations- 
kommissionen sollte  —  den  letzteren  natürlich  nur  innerhalb  ihres  Rayons  — 
auch  die  Ueberwachung  des  Vorganges  bei  den  Einkommensschätzungen  und  die 
Sorge  für  die  Einheitlichkeit  desselben  obliegen. 

Die  Mitglieder  der  Bezirkskommissionen  sollten  durchwegs  von  den  Ge- 
meindevorstehern der  betreffenden  Bezirke  gewählt  werden. 

Die  Zentralkommission  sollte  in  derselben  Weise  zusammengestellt  werden, 
wie  die  für  die  Ueberwachung  der  Veranlagung  der  Ei-werbsteuer  bestimmte. 

Die  Anordnung,  dass  zur  Kontrolle  der  Nachweisungen  über  die  zur  Ein- 
bringung von  Bekenntnissen  verpflichteten  Personen  die  Kataster  über  die  Er- 
tragssteuern dienen  sollten,  wurde  durch  eine  andere  ersetzt,  nach  welcher  die 
Schätzungskommissionen  berechtigt  sein  sollten,  zum  Zwecke  der  Herstellung  dieser 
Nachweisungen  die  Mitwirkung  der  Gemeindevorsteher  in  Anspruch  zu  nehmen. 
Neu  war  die  Aufnahme  einer  ausdrücklichen  Anordnung,  nach  welcher 
bei  von  Mehreren  gemeinschaftlich  betriebenen  Unternehmungen   nicht  das  Ge- 
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aamteinkommen,  sondern  der  jedem  einzelnen  Teilnehmer  aus  dem  gesellschaft- 
lichen Einkommen  zukommende  Anteil  in  Anschlag  gebracht  werden  solle. 

In  betreff  solcher  Dienstbezüge,  welche  der  Erwerbsteuer  nicht  unterliegen, 
war  im  Entwürfe  die  neue  Anordnung  enthalten,  dass  dieselben  der  Veran- 
schlagung des  steuerbaren  Einkommens  mit  jenem  Betrage  sollten  zu  Grunde 
gelegt  werden,  welcher  im  Falle  der  Steuerpflicht  die  Grundlage  der  Erwerb- 
steuerbemessung zu  bilden  hätte. 

Neu  waren  auch  folgende  Anordnungen :  Haben  in  Gemeinschaft  lebende 
Ehegatten  ein  gesondertes  Einkommen,  so  sollte  die  Einschätzung  nach  dem 
Gesamteinkommen  erfolgen ;  wenn  die  noch  in  elterlicher  Verpflegung  stehenden 
Kinder  ein  eigenes  Einkommen  besitzen,  so  sollte  der  den  Eltern  zufliessende 
Teil  desselben  dem  Gesamteinkommen  jener  zugerechnet,  der  Rest  aber  für 
jedes  Kind  besonders  und  ohne  Rücksichtnahme  auf  die  den  Eltern  zufliessende 
Einkommensquote  eingeschätzt  werden. 

Zinsen  für  die  in  erwerbsteuerpflichtigen  Unternehmungen  verwendeten 
fremden  Kapitalien  sollten  bei  der  Einkommensermittlung  nur  dann  berück- 
sichtigt werden  dürfen,  wenn  die  Adresse  des  Gläubigers  im  Bekenntnisse  an- 
gegeben würde. 

Der  neue  Entwurf  enthielt  ferner  die  Anordnung,  dass  die  Einschätzungs- 
resultate nach  beendigtem  Reklamationsverfahren  von  den  Kommissionen  den 
Steuerbehörden  erster  Instanz  zum  Zwecke  der  Ermittlung  der  Steuereinheiten 
mitgeteilt  werden  sollten. 

Veränderungen  an  den  vorgeschriebenen  Steuerbeträgen  sollten-  nachträg- 
lich dann  bewirkt  werden  dürfen,  wenn  das  Einkommen  eines  Steuerpflichtigen 
nachträglich  unter  das  die  Steuerpflicht  begründende  Minimum  herabsinken, 
resp.  dieses  erreichen  würde,  sowie  dann,  wenn  im  Laufe  eines  Steuerjahres  eine 
Verminderung  des  besteuerten  Einkommens  um  wenigstens  den  vierten  Teil  des- 
selben eintreten  würde. 

Zur  erstmaligen  Konstituierung  der  Schätzungskommissionen  wurde  das 
passive  Wahlrecht  allen  jenen  eingeräumt,  welche  an  Grund-  und  Gebäude- 
steuer wenigstens  20  fl.  im  Jahre  entrichten  oder  auf  Grund  des  bestehenden 
Einkommensteuerpatentes  von  einem  Einkommen  von  mindesteng  600  fl.  jährlich 
besteuert  sind. 

Auch  diesen  Reformentwürfen  war  es  nicht  beschieden,  Gesetzeskraft  zu 
erlangen.  Ueberhaupt  kam  von  ihnen  allen  nur  der  auf  die  Gebäudesteuer 
bezügliche  über  das  erste  Stadium  der  parlamentarischen  Behandlung  hinaus, 
indem  er  wenigstens  im  Abgeordnetenhause  zur  Beratung  im  Plenum  und 
schliesslich  zur  Annahme  in  zweiter  und  dritter  Lesung  gelangte.  Im  Herren- 
hause blieb  aber  auch  er  stecken. 

Das  Abgeordnetenhaus  —  resp.  schon  dessen  Ausschuss  —  hatte  übrigens 
auch  die  Regierungsvorlage  nicht  unverändert  gelassen,  sondern  vielmehr,  wenn 
auch  die  Prinzipien  und  der  ganze  Aufbau  derselben  im  wesentlichen  unver- 
ändert blieben,  daran  doch  mehrfache,  das  Detail  des  letzteren  betreffende 
Aenderungen  vorgenommen,  von  denen  einige  immerhin  von  ziemlich  bedeuten- 
der Tragweite  waren. 

So  wurde   u.  a.   die  Berechtigung   der  Steuerbehörde,   im  Falle   ihr   die 
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Mietzinsfatierungen  einer  ganzen  Ortschaft  bedenklich  erscheinen  würden,  dort 
eine  kommissioneile  Erhebung  der  Zinsverhältnisse  vornehmen  zu  lassen,  aus 
dem  Gesetzentwurfe  beseitigt. 

Zur  Erhebung  der  Nutzungswerte  der  nach  diesen  zu  besteuernden  Ge- 
bäude und  zur  Ueberwachung  der  diesbezüglichen  Geschäfte  sollten  nach  dem 
Beschlüsse  nicht  die  zur  Thätigkeit  bei  der  Grundsteuerregulierung  berufenen, 
sondei'n  eigene,  für  den  gedachten  Zweck  besonders  zu  konstituierende  Kom- 
missionen berufen  sein.  Hierbei  sollten  in  erster  Instanz  Bezirks-  und  Ortskom- 
missionen fungieren;  in  betreff  der  Zusammensetzung  der  letzteren  nahm  das 
Abgeordnetenhaus  die  diesbezüglichen  Vorschläge  der  Regierung  an  mit  der 
einzigen  Modifikation,  dass  von  den  drei  nicht  durch  die  Steuerbehörde  be- 
rufenen Konmiissionsmitgliedern  eines  durch  die  20  höchstbesteuerten  Haus- 
besitzer des  Ortes  gewählt  werden  sollte;  für  die  Konstituierung  der  Bezirks- 
kommissionen sollten  dieselben  Bestimmungen  gelten  wie  für  die  der  Ortskom- 
missionen, nur  mit  der  Modifikation,  dass  dort  an  die  Stelle  der  Gemeinde- 
vertretungen die  Gesamtheit  der  Gemeindevorsteher  des  Bezirkes  treten  sollte; 
den  —  von  der  Regierung  zu  ernennenden  —  Referenten  sollte  hier  —  wie 
auch  in  den  Kommissionen  höherer  Instanz  —  ein  Stimmrecht  nur  dann  zu- 
stehen, wenn  sie  Mitglieder  der  Kommission  sein  würden.  Die  Landeskommis- 
sionen sollten  aus  je  einem  vom  Finanzminister  zu  ernennenden  Vorsitzenden 
und  je  4 — 8  Mitgliedern  bestehen,  welche  zur  Hälfte  von  den  Landesvertretungen 
gewählt,  zur  Hälfte  aber  vom  Finanzminister  ernannt  werden  sollten;  von  der 
letzteren  Hälfte  sollte  mindestens  die  Hälfte  den  mitbeteiligten  Hausbesitzern 
des  Landes  entnommen  werden.  Die  Kommissionen  erster  und  zweiter  Instanz 
sollten  alle  fünf  Jahre  neu  zusammengesetzt  werden.  Die  Zentralkommissiou 
sollte  auf  dieselbe  Weise  zusammengesetzt  werden,  wie  dies  die  Regierung  hin- 
sichtlich der  Zentralkommissionen  für  die  P]rwerb-  und  Rentensteuer  vorge- 
schlagen hatte. 

Die  Feststellung,  welche  Orte  der  einen  und  welche  der  anderen  der 
beiden  in  Aussicht  genommenen  Arten  der  Gebäudebesteuerung  untenvorfen 
werden  sollten,  sollte  nach  dem  amendierten  Entwürfe  den  Bezirkskommissionen 
obliegen.  Diese  Einreihung  sollte  jeweilig  für  eine  Steuerperiode  gelten  und 
während  derselben  nicht  geändert  werden  dürfen. 

Bei  der  Erhebung  der  Nutzwerte  sollten  Gebäude  oder  Gebäudeteile, 
welche  in  den  der  jeweiligen  Steuerveranlagung  vorausgegangenen  fünf  Jahren 
leer  gestanden  waren,  nicht  berücksichtigt  werden. 

In  betreff  des  zulässigen  Minimums  der  Nutzwerte  der  nach  diesem  zu 
besteuernden  Gebäude  beschloss  das  Abgeordnetenhaus,  dass  dasselbe  bei  Ge- 
bäuden mit  bloss  einem  Wohnbestandteile  10  fl. ,  bei  Gebäuden  mit  zwei  und 
drei  AVohnbestandteilen  für  jeden  derselben  5  fl. ,  bei  Gebäuden  mit  vier  und 
fünf  solchen  für  jeden  6  fl.,  bei  grösseren  Gebäuden  für  jeden  Wohnbestandteü 
8  fl.  betragen  solle. 

Die  Schätzungsresultate  sollten  nunmehr  auch  den  einzelnen  Hausbesitzern 
bekannt  gegeben  werden. 

Die  Schätzungen  der  Nutzungswerte  sollten  für  je  10  Jahre  gelten. 

Ebenso  sollte  die  gesetzliche  Feststellung  des  Ausmasses  der  Gebäude- 
steuer stets  für  10  Jahre  erfolgen. 
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Das  Ausmass  der  vom  steuerbaren  Hausertrage  abzurechnenden  Quoten 
für  Erhaltung  und  Amortisierang  wurde  normiert:  Für  Gebäude  mit  durch- 
schnittlichen Zinsen  von  wenigstens  100  fl.  jährlich  für  jeden  Wohnbestandteil 
mit  10  Prozent,  mit  solchen  Zinsen  von  wenigstens  45  fl.  mit  15  Prozent,  mit 
solchen  Zinsen  von  wenigstens  25  fl.  mit  20  Prozent,  mit  solchen  Zinsen  von 
wenigstens  5  fl.  mit  25  Prozent,  mit  geringeren  Zinsen  endlich  mit  30  Prozent 
des  Mietzinses.  Das  Minimum  dieses  Abzuges  für  nach  dem  Nutzwerte  zu  be- 
steuernde Häuser  wurde  nunmehr  mit  15  Prozent  dieses  Wertes  normiert.  Ausser- 
dem wurde  noch  normiert,  dass  für  Gebäude  beider  Kategorien  ausnahmsweise 
ein  solcher  Abzug  mit  einem  das  normalmässige  Maximum  noch  übersteigenden 
Ausmasse  —  das  aber  höchstens  50  Prozent  der  Steuerbasis  sollte  betragen 
dürfen  —  sollte  bewilligt  werden  können. 

Die  Dauer  der  zeitlichen  Steuerfreiheit  i'üv  neuerbaute  Arbeiterhäuser 
wurde  auf  20  Jahre  erhöht. 

Hinsichtlich  der  Abschreibungen  an  der  bereits  bemessenen  Zinssteuer 
aus  dem  Titel  der  Leerstehung  sollten  den  leerstehenden  Wohngebäuden  auch 
solche  der  industriellen  Produktion  gewidmete  Gebäude  gleichgestellt  werden, 
in  welchen  der  betreffende  industrielle  Betrieb  ganz  eingestellt  wurde  und 
welche  zugleich  keinerlei  Zinserträgnis  liefern. 

An  der  nach  dem  Nutzungswerte  bereits  bemessenen  Steuer  sollte  ein 
nachträglicher  Abfall  auch  dann  bewilligt  werden,  wenn  nur  ein  einzelner 
Wohnbestandteil  abgebrochen  oder  vernichtet  wurde  und  wenn  ein  solches  Ge- 
bäude während  eines  ganzen  Jahres  leer  stehen  würde. 

Das  Maximum  der  Strafen  für  Steuerhinterziehungen  wurde  mit  dem 
Dreifachen  der  in  Betracht  kommenden  Steuer  festgesetzt;  gegen  die  diesbezüg- 
lichen Straferkenntnisse  sollte  bis  an  das  Finanzministerium  rekuriert  werden 
können  (eine  Durchbrechung  des  in  allen  Reformentwürfen  bis  dahin  strikte 
festgehaltenen  Prinzips,  dass  Rekurse  der  Steuerträger  gegen  Verfügungen  der 
ersten  Instanz  von  der  zweiten  sollten  endgültig  erledigt  werden!). 

Das  Maximum  der  blossen  Ordnungsstrafen  wurde  mit  50  fl.  normiert. 


Die  nächsten  Schritte  in  Angelegenheit  der  Steuerreform  bestanden  in 
der  Fertigstellung  zweier  kleiner  (übrigens  aus  der  Initiative  der  Abgeordneten 
V.  Scharschmid  und  v.  Kelle rsperg  hervorgegangener)  Novellen  zum  Ge- 
setze über  die  Regulierung  der  Grundsteuer  (Gesetz  vom  15.  Dezember  1875 
und  vom  20.  Januar  1876),  welche  aber  nur  ganz  geringfügige  Modifikationen 
dieses  Gesetzes  enthielten. 


Fast  gleichzeitig  mit  diesen  beiden  Gesetzen  war  noch  ein  anderes  Gesetz 
in  Wirksamkeit  getreten,  das,  ohne  eigentlich  ein  Steuergesetz  zu  sein,  doch 
für  die  Handhabung  der  bestehenden  Steuergeselze  von  grosser  Wichtigkeit  ge- 
worden ist.  Wir  meinen  das  unter  Nr.  36  des  Reichsgesetzblattes  des  Jahres 
1876  publizierte  Gesetz  vom  22.  Oktober  1875,  betreffend  die  Schafiimg  eines 
Verwaltungsgerichtshofes.     Dieser  Gerichtshof  hat  durch  seine  Thätigkeit  einen  ,j 
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tief  greifenden  Einfiuss  auf  die  Praxis  der  Finanzbehörden  insofern  ausgeübt, 
als  er  dieselben  zur  grössten  Skrupulosität  bei  der  Interpretation  der  bestehen- 
den Gesetze  nötigte.  Liessen  diese  Behörden  sich  früher  hierbei  vielfach  von 
Erwägungen  leiten,  welche  mehr  in  den  Bedürfnissen  der  Administration  und 
in  dem  Streben  nach  thunlichster  Milderung  der  durch  die  Praxis  blossgelegten 
Mängel  jener  Gesetze  im  Wege  der  jenen  Bedürfnissen  angepassten  Handhabung 
derselben,  als  in  deren  eigentlichem  Sinne  wurzelten,  so  wurde  dies  Vorgehen 
den  Finanzbehörden  nunmehr  unmöglich  gemacht  und  sie  sahen  sich  hinfort 
.genötigt,  einzig  und  allein  nach  dem  in  den  geltenden  Gesetzen  festgestellten 
Steuerrechte  zu  forschen  und  ausschliesslich  dieses  in  strengster  Interpretation 
jener  Gesetze  zur  Geltung  zu  bringen  —  eine  Aenderung  der  Verhältnisse, 
durch  deren  Herbeiführung  nach  der  ursprünglich  bei  Errichtung  des  Ver- 
waltungsgerichtshofes bestandenen  Absicht  die  Steuerträger  gegen  Willkürlich- 
keiten der  Finanzbehörden  geschützt  werden  sollten,  welche  aber  zugleich  auch 
diese  in  die  Lage  versetzte,  sich  in  den  viel  häufiger  als  jene  Willkürlichkeiten 
vorkommenden  Fällen,  dass  ihre  Interpretation  der  Steuergesetze  seitens  der 
Steuerträger  unbegründeter  Weise  angefochten  wurde,  diesen  gegenüber  auf 
Aussprüche  eines  nicht,  wie  sie  selbst,  als  Richter  in  eigener  Sache  fungieren- 
den Forums  berufen  zu  können.  Eine  weitere  Wirkung  der  geschilderten  Be- 
einflussung der  bisherigen  Praxis  der  Finanzbehörden  durch  die  Judikatur  des 
Verwaltungsgerichtshofes  bestand  darin,  dass  es  jenen  nunmehr  erschwert,  man 
kann  sagen :  unmöglich  gemacht  wurde,  einzelne  Mängel  der  bestehenden  Finanz- 
gesetze, wie  sie  bisher  gethan  hatten,  durch  eine  laxere  Interpretation  derselben 
abzuschwächen,  so  dass  diese  nunmehr  in  voller  Schroffheit  hervortraten  und 
die  Notwendigkeit  einer  Reform  dieser  Gesetze  noch  fühlbarer  wurde. 


Trotzdem  nun  aber  die  Notwendigkeit  einer  Reform  der  direkten  Steuern 
allseitig  anerkannt  war,  zogen  die  Verhandlungen  über  die  letzten  diesbezüg- 
lichen Reformvorlagen  sich  so  in  die  Länge,  dass  deren  Gesetzwerdung  in  un- 
absehbare Ferne  gerückt  wurde.  Um  nun  trotzdem  jener  Notwendigkeit  bald- 
möglichst wenigstens  einigermassen  Rechnung  zu  tragen,  brachte  die  Regierung 
im  Jahre  1876  eine  Serie  von  neuen  Gesetzentwürfen,  betreffend  die  Regelung 
der  direkten  Steuern  ein,  deren  Bestimmung  nach  den  beigegebenen  Motiven 
darin  bestehen  sollte,  sofort  an  den  als  ohne  Aenderungen  fürderhin  nicht  mehr 
haltbar  bezeichneten  geltenden  Vorschriften  jene  Verbesserungen  vorzunehmen, 
welche  als  unumgänglich  betrachtet  wurden,  um  bis  zur  Fertigstellung  der 
Steuerreform  im  Sinne  der  im  Jahre  1874  eingebrachten  Vorlagen,  welche  von 
der  Regierung  nach  wie  vor  als  das  eigentlich  erstrebenswerte  und  angestrebte 
Ziel  bezeichnet  wurde,  die  bestehenden  Steuergesetze  wenigstens  noch  als  provi- 
sorische Grundlage  für  die  Umlegung  der  direkten  Steuern  benutzen  zu  können. 
Diese  Gesetzentwürfe  betrafen:  das  Ausmass  der  Grundsteuer,  einige  Abände- 
rungen der  Gebäude-  und  Erwerbsteuergesetze,  die  Einhebung  einer  Renten- 
steuer, die  Besteuerung  der  zur  öffentlichen  Rechnungslegung  verpflichteten 
Unternehmungen,  die  Einführung  der  Personaleinkommensteuer. 
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1.    Die  Grundsteuer. 

Da  die  Fertigstellung  dei-  durch  das  Gesetz  vom  24.  Mai  1869  einge- 
leiteten Grundsteuerregulierung  sich  unabsehbar  in  die  Länge  zog,  sollte  zu- 
nächst wenigstens  bei  Einhebung  der  Grundsteuer  nach  den  bestehenden  Ge- 
setzen eine  kleine  Verbesserung  der  durch  diese  geschaffenen  Einrichtungen 
und  eine  —  allerdings  nur  geringfügige  —  Verminderung  der  bestehenden  Steuer- 
last eintreten.  Die  erstere  bestand  in  der  Beseitigung  der  bisherigen  Scheidung 
zmschen  ordentlicher  Gebühr  und  Staatszuschlägen  zu  derselben  und  in  der 
Anordnung  der  künftigen  Normierung  des  Ausmasses  der  Steuer  nach  einem 
einzigen  einheitlichen  Satze,  die  letztere  in  der  Herabsetzung  dieses  Satzes  von 
•26'/3  Prozent  auf  24  Prozent  des  Reinertrages  in  den  Ländern,  in  welchen  der 
alte  stabile  Kataster  in  Wirksamkeit  stand,  resp.  in  analogem  Ausmasse  in  den 
übrigen  Ländern. 

2.    Die  Gebäudesteuer. 

Die  durch  den  neuen  Gesetzentwurf,  von  welchem  Tirol  und  Vorarlberg 
aber  unberührt  bleiben  sollten,  beantragten  Aenderungen  der  bestehenden  Ge- 
bäudesteuervorschriften waren  folgende: 

1.  Die  Beseitigung  der  im  kaiserlichen  Patente  vom  10.  Oktober  1849 
enthaltenen  Anordnung  wegen  Ausdehnung  der  Hauszinssteuer  und  die  Ersetzung 
derselben  durch  eine  neue,  wodurch  verfügt  werden  sollte,  dass  die  mit  dem 
kaiserlichen  Patente  vom  23.  Februar  1820  eingeführte  Hauszinssteuer  künftighin 
auf  alle  Orte  ausgedehnt  werden  sollte,  in  denen  wenigstens  die  Hälfte  der 
Gebäude  einen  Zinsertrag  durch  Vermietung  abwirft. 

2.  Die  Beseitigung  des  Privilegiums  Triests,  von  der  Hauszinssteuer  frei 
zu  sein  und  an  Stelle  derselben  eine  Abfindungssumme  zu  entrichten. 

3.  Die  Gleichstellung  der  Städte  Czernowitz,  Triest,  Salzburg  und  Zara 
in  bezug  auf  das  Ausmass  der  Abzugsprozente  mit  jenen  Städten  und  Orten,  in 
welchen  dieses  Ausmass  15  Prozent  des  Bmttozinses  beträgt. 

4.  Die  Gleichstellung  Spalatos,  Ragusas  und  Cattaros  hinsichtlich  des 
Ausmasses  der  Abzugsprozente  mit  den  Orten,  in  welchen  dieses  30  Prozent 
beträgt  (d.  h.  mit  denjenigen  Orten,  in  welchen  die  Zinssteuer  ei-st  infolge  des 
kaiserlichen  Patentes  vom  10.  Oktober  1849  eingeführt  wurde). 

5.  Die  Auflassung  der  Hauszinssteuer  in  jenen  Orten,  in  welchen  nur 
einzelne  Vermietungen  vorkommen. 

6.  Die  Bestimmung  eines  gleichmässigen ,  24  Prozent  des  Nettozinses 
betragenden  Ausmasses  der  Zinssteuer  für  alle  hauszinssteuerpflichtigen  Orte 
(während  dasselbe  bisher  in  den  meisten  dieser  Orte  2673  Prozent  jenes  Zinses 
betrug)  und  in  Verbindung  hiermit  die  Beseitigung  der  Scheidung  zwischen 
ordentlicher  Gebühr  und  Staatszuschlägen. 

7.  Die  Beseitigung  der  in  betreff  des  Ausmasses  der  Hausklassensteuer 
zu  Gimsten  Salzburgs  bestehenden  Ausnahmen  und  die  Ersetzung  des  bestehen- 
den Tarifs  für  diese  Steuergattung  durch  einen  neuen,  das  Ausmass  derselben 
unter  Vereinigung  der  ordentlichen  Gebühr  mit  den  Staatszuschlägen  in  ein- 
heitlichen Sätzen  darstellenden,  im  übrigen  ebenso  wie  der  alte  eingerichteten 
Tarif.     Nach  diesem  Tarife  sollte  die  Hausklassensteuer  künftig  betragen: 
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In  sämtlichen  Ländern  mit  Aus- 
nahme von  Dalmatien 

In  Dalmatien 

für  eir 

Haus 

Bei  einer  Anzahl  von 
Wohnbestandteilen 

ohne 

mit 

ohne 

mit 
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Klasse 

Klasse 

ö.  W. 

ö.  W. 
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__ 
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20 
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10 
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10 
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15 
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IX 
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50 
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5 
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XI 

2 

50 
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20 

2 
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1 

60 

_ 

80 

1  s 

80  1) 
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Bei  Gebäuden  mit  über 

35  Bestandteilen  sollten 

dem  höchsten  Tarifsatze 

für  je  5  mehr  vorhandene 

Bestandteile     zugerech- 

net werden 

;> 

10 

2 

50 

.1 

3.  Die  Erwerbsteuer 

und 

4.  Die  Steuer  der  zur  öffentlichen  Rechnungslegung  verpflichteten 

Unternehmungen. 

Es  wurde  schon  erwähnt,  dass  die  Praxis  die  Besteuerung  der  zur  öö'ent- 
lichen  Rechnungslegung  verpflichteten  Unternehmungen,  obwohl  für  dieselbe 
keine  Spezialgesetze  in  Geltung  standen,  allmählich  doch  zu  einem  ganz  eigen- 
artig gestalteten  Teile  der  Steuerveranlagung  ausgebildet  hat.  Hatten  nun 
schon  die  letzten  Entwürfe  zur  Reform  der  direkten  Steuern  dieser  Richtung  der 
Praxis  durch  Aufnahme  besonderer  Normen  für  die  Besteuerung  der  bezeichneten 
Unteniehmungen  in  die  geplanten  neuen  Erwerbsteuergesetze  Rechnung  ge- 
tragen, so  ging  das  neueste  Projekt  in  dieser  Beziehung  noch  um  einen  Schritt 
weiter,  indem  es  einen  Entwurf  eines  Spezialgesetzes  für  die  Regelung  des  in 
Rede  stehenden  Gegenstandes  enthielt,  während  der  die  Erwerbsteuer  betreffende 
Gesetzentwurf  sich  mit  demselben  nicht  speziell  befasste. 


A.    Die  Erwerbsteuer. 

Die  wichtigsten  Bestimmungen  des  Erwerbsteuergesetzes  bestanden  in  der 
Einführung  eines  neuen  Erwerbsteuertarifs,  in  der  Feststellung  der  durch  die 
Erwerbsteuer  dem  Staate  zuzuführenden  Jahreseinnahme  auf  9,000,000  fl.,  in  der 
Beseitigung   der  Erwerbsteuerfreiheit   Triests,    in   der   Aufhebung   der  Erwerb- 


')  Für  ganz  armselige,  leichtgebaute  Hütten. 
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Steuerfreiheit  der  Lohnarbeiter,  Postmeister,  Tabaktrafikanten,  Salpeter-  und 
Schiesspulvererzeuger,  Sanitätspersonen  und  Privatlehrer  in  den  kleinen  Orten 
und  in  der  Beseitigung  der  Verpflichtung  der  Steuerbehörden,  zum  Zwecke  der 
Einreihung  der  einzelnen  Unternehmungen  in  den  Erwerbsteuertarif  die  Aeusse- 
rung  der  Gemeindevertretungen  einzuholen.  Im  übrigen  sollte  an  den  bestehen- 
den Erwerbsteuervorschriften  nichts  geändei't  werden. 

Vorstehend  (S.  195)  der  neue  Tarif. 

Bei  jeder  Beschäftigungsabteilung  sollten  ausser  dem  niedrigsten  und 
höchsten  Satze  der  betreffenden  Ortskategorie  auch  die  laut  der  Skala  da- 
zwischen liegenden  Sätze  in  Anwendung  gebracht  werden  können. 

B.  Die  Steuer  der  zur  öffentlichen  Rechnungslegung  verpflichteten 

Unternehmungen. 

Der  Besteuerung  nach  diesem  Gesetze  sollten  alle  Unternehmungen,  deren 
Geschäftsleiter  zur  öffentlichen  Rechnungslegung  verpflichtet  sind  (also  auch  die 
Sparkassen  und  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften),  unterliegen  und  zwar 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  diese  Unternehmungen  erwerbsteuerpflichtig  sind  oder 
nicht;  ausgenommen  davon  sollten  nur  solche  wechselseitige  Versicherungsgesell- 
schaften und  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  sein,  welche  auf  dem 
Prinzipe  der  Selbsthilfe  beruhen ,  nicht  auf  Gewinn  berechnet  sind  und  ihre 
Thätigkeit  nur  auf  den  Kreis  ihi-er  Mitglieder  beschränken. 

Die  Bemessung  dieser  Steuer  sollte  auf  Grund  des  im  Steuerjahre  er- 
zielten, nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  zu  berechnenden  Reinertrages  der 
Unternehmung  erfolgen.  Als  dieser  Reinertrag  sollte  jener  Geschäftsüberschuss, 
welcher  zur  Verteilung  gelangen,  zur  Bildung  von  Reservefonds  verwendet  oder 
auf  künftige  Rechnung  übertragen  werden  würde,  betrachtet  werden;  doch 
sollten  diesem  Ueberschusse  noch  jene  Beti'äge  zuzuschlagen  sein,  welche  zur 
Schuldentilgung,  Vergrösserung  des  Anlagekapitals,  Verzinsung  von  emittierten 
Obligationen  und  in  der  Unternehmung  dauernd  angelegten  oder  auf  Realbesitz 
der  Gesellschaft  hypothezierten  Kapitalien  oder  zur  Zahlung  der  auf  Grund 
des  projektierten  Gesetzes  entfallenden  Steuer  verausgabt  oder  als  Verlustsaldi 
der  Vorjahre  in  Rechnung  gestellt  würden;  bei  Pfandbriefinstituten  sollten  die 
für  die  Verzinsung  der  von  ihnen  verausgabten  Pfandbriefe  ausgegebenen  Be- 
träge in  die  Besteuerungsgrundlage  nicht  einbezogen  werden  dürfen.  Die  Er- 
träge der  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  unterworfenen  Objekte  sollten  aus  den 
Einnahmen  ausgeschieden  werden.  Wenn  keine  Ueberschusse  vorhanden  sein 
sollten,  sollten  nur  die  eben  angeführten,  den  etwa  vorhandenen  Ueberschüssen 
zuzurechnenden  Beträge  unter  Gegenrechnung  des  Verlustsaldo  zur  Bildung  der 
Besteuerungsgrundlage  herangezogen  werden.  Die  Steuer  sollte  ;sich  auf  10  Pro- 
zent des  steuerbaren  Reinertrages  belaufen. 

Die  Veranlagung  der  Steuer  sollte  durch  die  Steuerbehörden  erfolgen. 
Zum  Zwecke  der  Vornahme  derselben  sollte  jede  Gesellschaft  alljährlich  ein 
Bekenntnis  über  ihr  steuerpflichtiges  Reinerträgnis  vorlegen  und  demselben  die 
vollständige  Bilanz,  sowie  die  statutenmässig  genehmigten  Rechnungsabschlüsse 
und  Geschäftsberichte  anschliessen.  Im  Falle  der  Nichtbefolgung  dieser  Anord- 
nung sollte  die  Steuerbehörde  berechtigt  sein,  die  Steuerbemessung  ohne  weiters 
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auf  Grund  der  im  geeigneten  Wege  herbeizuschaffenden  Rechnungsbehelfe  vor- 
zunehmen. 

Gegen  die  Steuerbemessung  sollte  an  die  Finanzlandesbehörde  rekuriert 
werden  dürfen;  diese  sollte  endgültig  zu  entscheiden  haben. 

Vergehen  gegen  das  in  Rede  stehende  Gesetz  sollten,  wenn  daraus  eine 
Steuerhinterziehung  entstehen  konnte,  mit  dem  Zwei-  bis  Sechsfachen  des  be- 
treffenden Steuerbetrages,  sonst  mit  1 — 100  fl.  bestraft  werden. 

Der  Steuer  sollte  ein  gesetzliches  Pfandrecht  an  jenen  Realitäten  de 
steuei-pflichtigen  Unternehmung,  in  denen  das  Geschäft  ausgeübt  wurde,  sowie' 
an  den  in  den  Betriebslokalitäten  befindlichen  Produkten  des  Unternehmens 
eingeräumt  werden;  dieses  Pfandrecht  sollte  hinsichtlich  der  nicht  weiter  als 
drei  Jahre  zurückreichenden  Rückstände  ein  gesetzliches  Vorrecht  vor  Privat- 
pfandrechten geniessen. 

Jenen  Aktiengesellschaften,  welche  von  dem  ihnen  durch  das  bestehende 
Einkommensteuergesetz  eingeräumten  Rechte,  ihren  Gläubigern  bei  der  Zinsen- 
zahlung die  Einkommensteuer  in  Anrechnung  zu  bringen,  bisher  faktisch  Ge- 
brauch gemacht  haben,  sollte  auch  in  Zukunft  das  Recht  zustehen,  an  den  von 
ihnen  auszubezahlenden  Zinsen  den  dem  Ausmasse  der  nach  dem  neuen  Gesetze 
umzulegenden  Steuer  entsprechenden  Abzug  zu  machen. 


5.    Die  Rentensteuer. 
Der   neue   Rentensteuerentwurf  schloss    sich  eng   an  den  seiner  Zeit  vo; 
Brestel  vorgeschlagenen  an.     In  der  Hauptsache,  der  Bezeichnung  des  Steuer- 
objektes nämlich,  stimmte  er  mit  demselben  sogar  wörtlich    überein.     Neu  war 
nur,  dass  diesmal  das  Ausmass  der  Steuer  —  und  zwar  mit  10  Prozent  —  gleich 
im  Rentensteuergesetze  bestimmt  wurde. 
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6.    Die  Personaleinkommensteuer. 

Der  auf  diese  Steuer  bezügliche  neue  Entwurf  stimmte  mit  seinem  im 
Jahre  1874  eingebrachten  Vorgänger  bis  auf  wenige,  ganz  unbedeutende  Aende- 
rungen  vollkommen  überein. 


Die  Motive,  von  welchen  die  Regierung  sich  bei  Einbringung  des  zuletzt 
dargestellten  Reformprojektes  leiten  Hess,  sind  aus  dem  Inhalte  desselben  leicht 
zu  entnehmen.  Einerseits  wurde  die  Beseitigung  der  wichtigsten  Ungleich- 
mässigkeiten  zwischen  den  für  die  einzelnen  Teile  des  Reiches  geltenden  Steuer- 
gesetzen, anderseits  die  Einführung  einer  wirklichen  Einkommensteuer  in  das 
österreichische  Steuersystem  angestrebt.  Die  Erreichung  des  letzteren  Zieles 
sollte  durch  die  vorgeschlagenen,  allerdings  geringfügigen  Nachlässe  an  den 
Ertragssteuern  erleichtert  werden. 

Das  Streben  nach  Beseitigung  der  Ungleichmässigkeiten  in  der  bisherigen 
Besteuerung  musste  in  erster  Linie  Triest  in  Mitleidenschaft  ziehen,  da  diese  Stadt 
sowohl  hinsichtlich  der  Erwerb-  als  der  Gebäudesteuer  eine  privilegierte  Stellung 
eingenommen  hatte.  Ueberhaupt  waren  es  diese  beiden  Steuerarten,  in  betreff 
welcher  besonders  mit  provinziellen  Verschiedenheiten  aufgeräumt  werden  sollte; 
speziell  bei  der  Erwerbsteuer  hätten  nach  Realisierang  des  Regierungsvorschlages 
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solche  Verschiedenheiten  überhaupt  nicht  mehr  bestanden,  während  hinsichtlich  der 
Gebäudesteuer  die  besondere  Behandlung  Tirols  fortbestehen  sollte.  Bei  der  Grund- 
steuer wurde,  da  ja  die  gleichmässige  Regelung  derselben  ohnedies  schon  im 
Gange  war,  eine  derartige  Aenderung  des  bestehenden  Zustandes  nicht  beab- 
sichtigt, während  bei  der  Einkommensteuer  eine  solche  Ausgleichung  nicht 
notwendig  war,  da  für  dieselbe  schon  bisher  in  allen  Provinzen  dasselbe  Ge- 
setz galt:  übi'igens  sollte  die  bisherige  Einkommensteuer  in  Hinkunft  ja  ganz 
wegfallen. 

Was  die  Nachlässe  an  der  Grund-,  Gebäude-  und  Erwerbsteuer  betrifft, 
so  waren  dieselben  insofern  gleichmässig  auf  alle  diese  Steuerarten  verteilt,  als 
dieselben  bei  den  beiden  ersteren  Steuerarten  gleich  hoch  normiert  waren,  während 
das  Kontingent  der  letzteren  so  bemessen  wai-,  dass  an  dem  bishei'igen  Gesamt- 
erträgnisse an  Erwerbsteuer  ein  Ausfall  in  Aussicht  genommen  wurde,  dessen 
Höhe  zu  jenem  in  demselben  Verhältnisse  hätte  stehen  sollen,  wie  die  Nachlässe 
an  den  beiden  ersteren  Steuerarten  zu  deren  bisherigem  Ausmasse  (beiderseits* 
10  Prozent  der  bisherigen  Forderung  des  Staates).  Doch  wäre  der  Ausfall  an 
der  Erwerbsteuer  mit  Rücksicht  darauf,  dass  der  höchste  Steuersatz  des  neuen 
Erwerbsteuertarifs  hinter  dem  entsprechenden  Satze  des  älteren  um  fast  22,6  Pro- 
zent zurückblieb ,  während  diese  Differenz  auch  bei  der  niedrigsten  Stufe  des 
neuen  Tarifs  noch  immer  ca.  14  Prozent  des  entsprechenden  früheren  Steuer- 
satzes, also  auch  weit  mehr  als  den  Durchschnitt  des  Nachlasses  betrug,  den 
kleinsten  und  ganz  besonders  den  grössten  Steuerträgern  in  weit  höherem  Masse 
zu  gute  gekommen,  als  den  dazwischen  liegenden  Kategorien  der  letzteren. 

Eine  Ausnahme  in  betreff  der  Gewährung  von  Nachlässen  wurde  nur  bei 
den  Aktien-  und  ähnlichen  Untei-nehmungen  gemacht,  welche  nicht  nur  die 
bisherige  Einkommensteuer  unvermindert  fortzahlen,  sondern  hierbei  auch 
noch  die  bisherige  Begünstigung  des  Abzuges  der  Erwerbsteuer  von  ihrer  neu 
benannten,  aber  mit  der  bisherigen  Steuerleistung  thatsächlich  identischen 
Steuer  verlieren  sollten;  dass  sie  künftig  berechtigt  sein  sollten,  ihre  Erwerb- 
steuer vom  steuerbaren  Reinertrage  abzuziehen,  war  nur  ein  geringer  Ersatz 
hierfür.  Eher  hätte  ein  solcher  Ersatz  in  dem  sichtbaren  Bestreben  des  hier 
in  Rede  stehenden  Gesetzentwurfes  erblickt  werden  können,  die  Berechnung 
des  steuerbaren  Reinerträgnisses  der  hierher  gehörigen  Unternehmungen  der 
geschäftsmässig  üblichen  Ertragsberechnung  zu  nähern  —  ein  Streben,  welches 
in  der  Beseitigung  des  Verbotes  der  Abrechnung  der  Passivzinsen  vom  Geschäfts- 
ertrage wenigstens  hinsichtlich  der  eigentlichen  laufenden  Geschäftsschulden 
einer-  und  in  der  Beseitigung  der  Ausscheidung  der  Zinsen  von  den  auf  Hypo- 
theken oder  an  erwerbsteuerpflichtige  Personen  gewährten  Darlehen  oder  von 
bereits  anderweitig  besteuerten  Schuldverschreibungen  aus  den  Einnahmen 
anderseits  hervortrat.  So  i-ationell  diese  Neuerung  aber  zweifellos  auch  war, 
so  hätte  sie  doch  nur  für  einen  Teil  der  hier  in  Betracht  kommenden  Unter- 
nehmungen eine  Verminderung,  für  einen  anderen  aber  eine  ebenso  bedeutende 
Vermehrung  der  bisherigen  Steuer  zur  Folge  gehabt. 

Während  aber  den  von  Aktien-  und  anderen  Vereinen  betriebenen  erwerb- 
steuerpflichtigen und  erwerbsteuerfreien  Unternehmungen  gar  kein  Nachlass  an 
der  bisherigen  Besteuerung  zugedacht  war,  hätte  sich  der  den  erwerbsteuerpflich- 
tigen TTnternehmungen  einzelner  Personen  zugedachte  Nachlass  nicht  einmal  auf 
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die  geplante  Verminderung  des  Erwerbsteuerpostulats  beschränkt.  Diese  Unter- 
nehmungen hätten  vielmehr  durch  die  Beseitigung  der  bisherigen  Einkommen- 
steuer einen  weiteren  Nachlass  an  ihrer  Steuerleistung  erhalten  und  wären 
hierdurch  im  Verhältnisse  zu  den  Grund-  und  Gebäudesteuerträgern,  sowie  gegen- 
über den  Teilhabern  an  Aktien-  und  ähnlichen  Unternehmungen  insofern  einer 
ganz  besonderen  Bevorzugung  teühaftig  geworden,  als  ja  diese  an  der  neuen 
Personaleinkommensteuer  in  ganz  demselben  Masse  partizipieren  sollten ,  wie 
die  bisherigen  erwerbsteuerpflichtigen  Einzelunternehmer.  Und  da  unter  diesen 
besonders  die  grössten,  durch  die  bisherige  Erwerbsteuer  mit  Zuschlag  des  gesetz- 
lichen Minimums  an  Einkommensteuer  relativ  nicht  genügend  besteuerten  Steuer- 
träger es  waren,  welche  durch  die  bisherige  Einkommensteuer  zu  einer  an- 
gemessenen weiteren  Steuerleistung  herangezogen  werden  mussten,  so  wären 
diese  es  gewesen,  welche  den  Löwenanteil  an  dem  Nutzen  aus  der  Aufhebung 
der  bisherigen  Einkommensteuer  davongetragen  hätten,  während  die  kleinsten 
Erwerbsteuerpflichtigen  hieraus  gar  keinen  Nutzen  gezogen  haben  würden ,  da 
sie  ja  schon  bisher  einkommensteuerfrei  waren. 

Eine  Kategorie  der  bisherigen  Steuerträger  sollte  in  Hinkunft  von  jeder 
Ertragssteuer  freibleiben,  die  vom  Lohneinkommen  lebenden  nämlich. 

Neue  Steuerträger  wären  durch  das  in  Rede  stehende  Steuerreformprojekt 
insofern  geschaffen  worden,  als  gewisse  bisher  ganz  oder  fast  ganz  steuerfrei 
gewesene,  zur  öffentlichen  Rechnungslegung  verpflichtete  Unternehmungen  (Spar- 
kassen, wechselseitige  Versicherungsanstalten,  gewisse  Erwerbs-  und  Wirtschafts- 
genossenschaften) in  Hinkunft  den  übrigen  hierher  gehörigen  Unternehmungen 
gleichgestellt  werden  sollten.  Das  Erträgnis  derjenigen  unter  diesen  Unter- 
nehmungen, welche  Dividenden  verteilten,  wäre  in  Hinkunft  mit  Rücksicht  auf 
die  in  Aussicht  genommene  Rentensteuerpflicht  dieser  Dividenden  sogar  zweimal 
ertragssteuerpflichtig  gewesen. 

Das  Resultat  der  Durchführung  des  letzten  Steuerprojektes  hätte  also  in 
einer  Verschiebung  der  bisherigen  Verteilung  der  Steuerlast  zu  Ungunsten  der 
Realitätenbesitzer  und  Teilhaber  an  von  Vereinen  betriebenen  Unternehmungen 
und  zu  gunsten  der  Handel  und  Gewerbe  treibenden  Einzelpersonen  und  zwar 
besonders  der  bestsituierten  unter  diesen  bestanden.  Auch  die  auf  Lohnein- 
kommen angewiesenen  Personen  hätten  —  und  zwar  mit  Rücksicht  auf  die 
bisherigen  Steuersätze  auch  wieder  besonders  die  bestsituierten  —  durch  die 
geplante  Reform,  nach  der  sie  nur  die  Personaleinkommensteuer  allein  zu  zahlen 
haben  sollten,  wahrscheinlich  gewonnen. 


Dieses  neue  Reformprojekt  blieb  wenigstens  nicht  gleich  im  ersten  Stadium 
der  parlamentarischen  Behandlung  stecken.  Es  wurde  einem  Ausschusse  des 
Abgeordnetenhauses  zur  Vorberatung  zugewiesen  und  passierte  diese  auch  faktisch 
vollständig,  so  dass  der  Ausschuss  schliesslich  dem  Hause  einen  vollständigen 
Bericht  über  das  Reformprojekt  erstatten  konnte.  Hierbei  wurden  an  allen 
Gesetzentwürfen  mehr  oder  weniger  einschneidende  Aenderungen  vorgenommen. 

1.  Was  den  Entwurf  über  das  Ausraass  der  Grundsteuer  betrifft,  so 
wurde  demselben  seitens  des  Ausschusses  ein  Zusatz  beigefügt,  welcher  besagte, 
dass  jene  Grundbesitzer,   welche  bisher  von  dem  Rechte,  ihren  Gläubigern  die 
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Einkommensteuer  in  Anrechnung  zu  bringen,  diesen  Abzug,  jedoch  höchstens 
im  bisherigen  Ausmasse,  auch  künftighin  sollten  machen  dürfen,  dass  aber  bei 
den  nach  dem  Inslebentreten  des  geplanten  Gesetzes  neu  aufgenommenen 
Schulden  ein  solcher  Abzug  nicht  mehr  stattfinden  solle. 

2.  Grösser  waren  die  Aenderungen  an  dem  die  Gebäudesteuer  be- 
treffenden Gesetzentwurfe.  So  fand  sich  im  Elaborate  des  Ausschusses  u.  a. 
ein  neuer  Passus,  nach  welchem  der  Ausspruch  der  Steuerbehörde  erster  Instanz 
in  betreff  der  Heranziehung  eines  Ortes  zur  Hauszinssteuer  der  betreffenden 
Gemeindevertretung  sollte  bekannt  gegeben  werden  und  nicht  nur  jedem  ein- 
zelnen Hausbesitzer,  sondern  auch  der  Gemeindevertretung  das  Recht  der  Be- 
schwerdeführung dagegen  zustehen  sollte.  Eine  wichtige  Aenderung  bestand 
in  der  Ausdehnung  der  Gültigkeit  der  allgemeinen  Gebäudesteuernormen  auf 
Tirol  und  Vorarlberg.  Hinsichtlich  des  Ausmasses  der  Hauszinssteuer  wurde 
vorgeschlagen,  dass  dieselbe  in  den  Provinzialhauptstädten  und  den  Vororten 
derselben,  dann  in  Baden  bei  Wien  und  den  grossen  böhmischen  Badeorten, 
femer  in  Krakau,  ßrody,  Spalato,  Ragusa  und  Cattaro  25,  in  den  übrigen  zins- 
steuerpflichtigen Orten  aber  20  Prozent  des  steuerbaren  Zinsertrages  ausmachen 
sollte;  das  Ausmass  des  Abzuges  am  Bruttozinse  für  Erhaltungskosten  wurde 
für  die  der  25prozentigen  Zinssteuer  unterliegenden  Städte  und  Orte  (mit  Aus- 
nahme der  drei  letztangeführten  darunter)  auf  15  Prozent,  für  alle  übrigen 
zinssteuerpflichtigen  Orte  auf  30.  Prozent  normiert. 

Die  Steuer  vom  Zinsreinertrage  der  zinssteuerfreien  Gebäude  sollte  in 
Hinkunft  auf  einer,  in  das  neue  Gebäudesteuergesetz  aufzunehmenden  Anord- 
nung bei'uhen  und  nicht  mehr  alljährlich  neu  ausgeschrieben  werden. 

Weiters  nahm  der  Ausschuss  in  sein  Elaborat  eine  Regelung  der  Steuer- 
freiheit neuer  Gebäude  auf,  bei  welcher  er  sich  aber  genau  an  denjenigen  dies- 
bezüglichen Beschluss  hielt,  welchen  das  Abgeordnetenhaus  bei  der  Verhandlung 
über  den  Gebäudesteuerreformentwurf  aus  dem  Jahre  1874  gefasst  hatte. 

Auch  in  dieses  Elaborat  wurde  hinsichtlich  des  Abzugsrechtes  der  ver- 
schuldeten Gebäudebesitzer  gegenüber  ihren  Gläubigern  eine  ähnliche  Bestimmung 
aufgenommen,  wie  sie  hinsichtlich  derselben  Angelegenheit  in  das  oben  be- 
sprochene Grundsteuergesetz  aufgenommen  worden  war. 

3.  Am  Erwerbsteuergesetze  wurde  vor  allem  eine  solche  Aenderung 
vorgenommen,  welche  bezweckte,  den  Steuerbehörden  eine  strikte  Norm  für  die 
Einreihung  der  bestehenden  ei-werbsteuerpflichtigen  Unternehmungen  in  den 
geplanten  neuen  Tarif  zu  geben;  der  Ausschuss  entwarf  nämlich  ein  Schema, 
welches  genau  angab,  was  für  ein  Satz  des  neuen  Erwerbsteuertarifs  jedem 
Satze  des  alten  entsprechen  sollte;  den  Steuerbehörden  sollte  sohin  nicht  ge- 
stattet sein,  bei  der  Einreihung  der  bestehenden  Unternehmungen  in  den  neuen 
Tarif  auf  jede  derselben  einen  anderen  Erwerbsteuersatz  dieses  Tarifs  in  An- 
wendung zu  bringen,  als  den  nach  dem  Schema  darauf  entfallenden.  An  den 
sohin  vorgenommenen  Erwerbsteuervorschreibungen  sollte  durch  drei  Jahre  keine 
Aenderung  vorgenommen  werden  dürfen  —  nur  den  Fall  des  gänzlichen  Er- 
löschens oder  einer  teilweisen  ^Einschränkung  einer  Unternehmung  ausgenommen. 
Die  Einreihung  neu  entstehender  Unternehmungen  in  den  Tarif  sollte  auch  in 
Hinkunft  nach  den  bestehenden  Normen  erfolgen.  Uebrigens  entwarf  der  Aus- 
schuss auch  einen  neuen  Erwerbsteuertarif,  welcher  zwar  so,  wie  der  von  der 
Finanzarchiv.    VI.  Jahrg.  737  18 
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Regierung  vorgeschlagene  mit  8  fi.  begann,  aber  bis  auf  3200  fl.  hinaufging 
und  etwas  mehr  —  dafür  natürlich  etwas  weniger  grosse  —  Abstufungen  ent- 
hielt, als  der  Tarif  der  Regierungsvorlage.  Hinsichtlich  der  Anwendung  dieser 
Stufen  auf  die  einzelnen  Geschäfts-  und  Ortskategorien  unterschied  sich  der 
neue  Tarif  von  dem  der  Regierungsvorlage  dadurch,  dass  er  fast  in  allen  Posi- 
tionen etwas  höhere  Maxima  zuliess,  als  der  letztere,  während  die  Minima  meist 
unverändert  blieben.  Nur  für  Fabriken  und  Grosshandlungen  wurden  auch  die 
Minima  —  und  zwar  auf  75  fl.,  resp.  (330  fl.  —  erhöht. 

Die  Kontingentierung  der  Steuer  wurde  fallen  gelassen. 

Ein  vom  Ausschusse  ganz  neu  gemachter  Zusatz  bestand  darin,  dass  über 
Rekurse  gegen  die  von  den  Finanzbehörden  erster  Instanz  vorgenommene  Ein- 
reibung der  neu  als  ei-werbsteuerpflichtig  zu  erklärenden,  sowie  der  neu  ent- 
stehenden Unternehmungen  und  Beschäftigungen,  dann  über  Gesuche  um  Herab- 
setzung des  Steuersatzes  die  Finanzbehörde  zweiter  Instanz  in  einer  gemischten 
Kommission  entscheiden  sollte;  diese  Kommission  sollte  unter  dem  Vorsitze 
eines  höheren  Beamten  aus  vier  bis  acht  Mitgliedern  bestehen,  wovon  die  Hälfte 
vom  Finanzminister  ernannt,  die  andere  Hälfte  aber  von  der  Handelskammer 
am  Sitze  der  Finanzbehörde  zweiter  Instanz  auf  je  drei  Jahre  gewählt  werden 
sollte;  der  Finanzminister  sollte  die  Hälfte  der  von  ihm  zu  ernennenden  Mit- 
glieder aus  der  Mitte  der  Erwerbsteuerpflichtigen  nehmen  müssen. 

4.  Auch  an  dem  Gesetzentwurfe,  betreft'end  die  Besteuerung  der 
Aktien-  und  ähnlichen  Unternehmungen  nahm  der  Ausschuss  mehrere 
Aenderungen  vor,  die  aber  meist  nur  den  deutlichei'en  Ausdruck  der  Absicht 
de8  Gesetzgebers  bezweckten.  Zu  ei-wähnen  wäre,  dass  nach  dem  Ausschuss- 
entwurfe  die  Steuervorschreibung  auf  Grund  des  Jirgebnisses  des  dem  Steuer- 
jahre vorangegangenen  Geschäftsjahres  erfolgen  sollte;  dann  dass  ein  in  einem 
Jahre  entstandener  und  auf  das  nächstfolgende  Jahr  voi'getragener  Verlust  in 
diesem  —  aber  nur  in  diesem  —  Jahre  sollte  vom  Erträgnisse  abgerechnet 
werden  dürfen ;  bei  den  Versicherungsgesellschaften  sollten  die  Prämienreserven, 
welche  zur  Deckung  der  am  Jahresschlüsse  noch  nicht  abgelaufenen  Vex-siche- 
rungen  bestimmt  sind  und  die  Beträge,  welche  für  bereits  angemeldete  Schäden 
am  Jahresschlüsse  noch  nicht  zur  Auszahlung  gelangt  sind,  in  die  Besteuerungs- 
grundlage nicht  einbezogen  werden.  Von  der  Steuer  der  hier  in  Betracht 
kommenden  Unternehmungen  sollte  die  auf  dieselben  entfallende  Erwerbsteuer 
abgerechnet  werden.  Diejenigen  Unternehmungen,  hinsichtlich  welcher  nach 
dem  Gesetze  vom  29.  Juli  1871,  betreffend  die  Besteuerung  der  an  bestimmte 
Standorte  gebundenen  Unternehmungen  vorzugehen  war,  sollten  in  Hinkunft 
dann,  wenn  sie  sich  über  mehrere  Betriebsorte  erstreckten,  in  der  Weise  be- 
steuert werden,  dass  die  nach  Abzug  der  vorweg  dem  Sitze  der  Geschäftsleitung 
zu  gute  kommenden  20prozentigen  Tangente  verbleibenden  80  Prozent  der  vor- 
zuschreibenden Steuer  auf  die  einzelnen  Betriebsorte  nach  dem  Verhältnisse  der 
Einzelerträgnisse  verteilt  würden.  Die  Bestimmung  in  betreft'  der  Aufrecht- 
haltung des  Rechtes  des  Abzuges  der  Einkommensteuer  von  den  an  Gläubiger 
auszuzahlenden  Kapitalszinsen  wui'de  seitens  des  Ausschusses  dahin  modifiziert, 
dass  die  hier  in  Rede  stehenden  Unternehmungen  diese  Einkommensteuer  künftig 
nur  in  einer  das  bisherige  Ausmass  nicht  übersteigenden  Höhe  sollten  in  Abzug 
bringen  dürfen. 
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5.  Am  Renteliste u er gesetzentwurfe  nahm  der  Ausschuss  nur  unwesent- 
liche Aenderungen  vor. 

6.  Weitaus  tiefer  eingreifend  als  bei  den  übrigen  Gesetzentwürfen  waren 
die  Aenderungsvorschläge  des  Ausschusses  hinsichtlich  des  Gesetzentwurfes,  be- 
treffend die  Personaleinkommensteuer,  dessen  Behandlung  überhaupt  den 
Schwei-punkt  der  gesamten,  den  Reformgesetzentwürfen  zugewendeten  Thätig- 
keit  des  Ausschusses  bildete.  Gleich  in  betreff  der  Höhe  des  die  Verpflichtung 
zur  Zahlung  der  Personaleinkommensteuer  begründenden  Einkommens  nahm 
der  Ausschuss  eine  Aenderung  an  der  Regierungsvorlage  vor,  indem  er  bean- 
tragte, den  Beginn  der  Steuei-pflicht  bei  einem  Einkommen  pr.  600  fl.  nur  für 
Wien  festzuhalten,  während  dieselbe  in  den  übrigen  geschlossenen  Städten  schon 
durch  ein  Einkommen  pr.  500  fi. ,  auf  dem  flachen  Lande  aber  schon  durch 
ein  solches  von  400  fl.  begründet  werden  sollte.  Erwähnung  verdient  auch,  dass 
die  seitens  der  Regierung  für  den  Kaiser  und  das  kaiserliche  Haus  in  Anspruch 
genommene  Steuerfreiheit  auf  das  in  der  Hofstaatsdotation  und  den  Apanagen 
bestehende  Einkommen  beschränkt  wurde;  ausserdem  gestand  der  Ausschuss- 
entwurf die  Steuerfreiheit  nur  noch  dem  Staate  und  den  Aktivitätsbezügen  der 
Offiziere  und  sonstigen  Soldaten,  sowie  den  Kriegszulagen  der  übrigen  Militär- 
personen und  den  mit  militärischen  Dekorationen  verbundenen  Bezügen  zu. 
Die  Skala  der  Steuereinheiten  wurde  ganz  umgearbeitet;  nach  der  neuen  Skala 
wurde  das  Einkommen  in  Klassen  geteilt,  wie  die  folgende  Tabelle  zeigt: 

Klasse 


I. 
II. 
III. 
IV. 

V. 

VI. 

VII. 

VIII. 

IX. 

X. 

XI. 

XII. 

XIII, 

XIV. 

XV. 

XVI. 

XVII. 

XVIII. 

XIX. 

XX. 

XXI. 

XXII. 

XXIII. 

XXIV. 

XXV. 

XXVI. 

XXVII. 

XXVIII. 

XXIX. 

XXX. 


Einkommen 

Steuereinheiten 

fl. 

fl. 

von 

400  bis  einschliesslich      500    .    . 

2 

übe 

r     500 

„ 

„ 

600     .     . 

4 

_ 

600 

„ 

„ 

700     .     . 

6 

„ 

700 

„ 

„ 

850     .     . 

8 

, 

850 

„ 

„ 

1,000     .     . 

10 

„ 

1,000 

„ 

r, 

1,200     .     . 

12 

„ 

1,200 

„ 

„ 

1,100     .     . 

15 

„ 

1,400 

„ 

„ 

1,600     .     . 

18 

„ 

1,600 

„ 

„ 

1,800     .     . 

22 

„ 

1,800 

„ 

„ 

2,100     .     . 

26 

„ 

2,100 

„ 

„ 

2,400     •     . 

31 

„ 

2,400 

„ 

„ 

2,700     .     . 

37 

„ 

2,700 

„ 

„ 

3,000     .     . 

43 

„ 

3,000 

„ 

„ 

3,500     .     . 

50 

„ 

3,500 

„ 

„ 

4,000     .     . 

60 

^ 

4,000 

„ 

„ 

4,500     .     . 

70 

„ 

4,500 

„ 

„ 

5,000     .     . 

82 

„ 

5,000 

„ 

„ 

5,500     .     . 

94 

„ 

5,500 

„ 

„ 

6,000     .     . 

106 

„ 

6,000 

„ 

„ 

6,500     .     . 

120 

„ 

6,500 

„ 

„ 

7,500     .     . 

140 

„ 

7,500 

„ 

„ 

8,500     .     . 

164 

„ 

S.-WO 

„ 

„ 

9,500     .     . 

192 

„ 

9,500 

„ 

„ 

11,000     .     . 

226 

r 

11,000 

„ 

„ 

12,500     .     . 

268 

„ 

12,500 

„ 

» 

14,000     .     . 

316 

„ 

14,000 

„ 

„ 

16,000     .     . 

3<>8 

„ 

16,000 

„ 

„ 

18,000     .     .     . 

428 

„ 

18,000 

„ 

„ 

21,000     .     .     . 

500 

„ 

21,000 

„ 

„ 

24,000     .     .     . 

590 

XXXI. 

XXXII. 

XXXIII. 

XXXIV. 

XXXV. 

XXXVI. 

XXX  VII. 

XXXVIII. 

XXXIX. 
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Klasse                   Einkommen  Steuereinheiten 

fl.  fl. 

von  21,000  bis  einschliesslich  27,000  .    .    .  G80 

„     27,000     „  „  30,000  ...  770 

„     30,000     „  „  3.5,000  ...  890 

„     35,000     „  „  40,000  .     .     .  1040 

„     40,000     „  „  45,000  .     .     .  1190 

„     45,000     „  „  50,000  .     .     .  1340 

^     30,000     „  „  55,000  .     .     .  1490 

„     55,000     „  „  60,000  .     .     .  1640 

„     60,000     „  ,.  70,000  .     .     .  1790 

Hinsichtlich  der  höheren  Einkommen  sollten  die  Klassen  um  je  10,000  fl. 
steigen  und  die  Steuereinheiten  mit  3  Prozent  des  jeweiligen  niedrigsten  Be- 
trages der  betreffenden  Klasse  berechnet  werden. 

Eine  bedeutsame  Neuerung  des  Ausschusses  bestand  in  der  Aufnahme 
einer  Bestimmung  in  den  Gesetzentwurf,  nach  welcher  bei  denjenigen  Steuer- 
pflichtigen, deren  Einkommen  1000  fl.  nicht  übersteigt,  besondere,  die  Leistungs- 
fähigkeit wesentlich  herabmindernde  Verhältnisse  in  der  Weise  sollten  berück- 
.sichtigt  werden  können,  dass  die  Betrefi'enden  in  die  nächst  niedere  Klasse 
eingestellt  und,  wenn  sie  in  die  unterste  Klasse  gehören,  nur  mit  der  Hälfte 
des  für  diese  vorgesehenen  Steuersatzes  belastet  würden;  wichtig  war  auch,  dass 
der  Ausschuss  eine  Bestimmung  über  das  Maximum  der  zulässigen  Höhe  des 
Steuersatzes  in  den  Gesetzentwurf  einschob,  indem  er  in  denselben  die  Anord- 
nung aufnahm,  dass  die  Steuereinheit  in  den  ersten  zwei  Klassen  mit  keinem 
höheren  Betrage  als  mit  1  fl.,  in  den  übrigen  Klassen  mit  keinem  höheren  Be- 
trage als  mit  1  fl.  65  kr.  sollte  festgestellt  werden  dürfen. 

In  betreff  der  Bestimmungen  über  das  Verfahren  bei  der  Veranlagung 
der  Steuer  änderte  der  Ausschuss  den  Regierungsentwurf  zunächst  dahin,  dass 
er  die  Sprengel  der  Kommissionen  erster  Instanz  gegenüber  diesem  verkleinerte. 
Von  den  durch  den  Finanzminister  zu  ernennenden  Mitgliedern  der  Schätzungs- 
kommissionen sollte  höchstens  die  Hälfte  dem  Stande  der  Staatsbeamten  an- 
gehören dürfen.  Die  durch  Wahl  zu  bestellenden  Mitglieder  der  Bezirks- 
kommissionen sollten  zur  Hälfte  durch  die  Höchstbesteuerten  des  Bezirkes,  zur 
anderen  Hälfte  aber  von  den  Gemeindevorstehern  desselben  gewählt  werden. 
Die  obige  Beschränkung  in  betreff  der  Zulässigkeit  der  Berufung  von  Staats- 
beamten durch  den  Finanzminister  wurde  auch  für  die  Berufungskommissionen 
stipuliert.  Im  übrigen  brachte  der  Ausschuss  noch  mehrfache  Aenderungen, 
resp.  Erweiterungen  an  den  Detailbestimraungen  über  die  Zusammensetzung  der 
Kommissionen  in  Vorschlag,  die  aber  ohne  wesentliche  Bedeutung  waren.  Ebenso 
nahm  der  Ausschuss  an  den  Detailbestimmungen  des  Regierungsvorschlages  über 
die  Geschäftsführung  der  Kommissionen  mehrere  Aenderungen  vor,  die  grössten- 
teils nur  von  geringem  Belange  waren;  wesentlich  war  hieran  nur  die  Be- 
stimmung, dass  die  Schätzungskommissionen  verpflichtet  sein  sollten,  ihr  Ge- 
schäft innerhalb  dreier  Monate  durchzuführen  und  dass  dann,  wenn  dieselben 
diesen  Termin  durch  eigenes  Verschulden  nicht  einhalten  sollten,  ihre  Funktionen 
den   betreffenden  Bezirks-  oder  Ortssteuerbehörden   sollten   übertragen  werden. 

Zum  Zwecke  der  Erhebung  der  Steuerpflichtigen  sollten  u.  a.  auch  alle 
zur  Auszahlung  von  Dienst-  oder  Lohnbezügen  verpflichteten  Personen  Au.s- 
weise   über   ihre    einkommensteuerpflichtigen  Bediensteten   beizubringen  haben. 
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Auch  die  Detailbestimmungen  über  den  Vorgang  bei  der  Ermittlung  der 
Höhe  der  einzelnen  steuerpflichtigen  Einkommen  wurden  durch  den  Ausschuss 
Timgearbeitet,  wobei  aber  wieder  der  grösste  Teil  der  Aenderungen  von  geringer 
Bedeutung  war.  Zu  erwähnen  wäre:  Die  Verpflichtung,  den  Kommissionen 
Auskünfte  zu  erteilen,  wurde  auf  die  Behörden  und  Aemter  beschränkt;  bei 
Feststellung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  von  Korporationen  sollten  die 
denselben  gehörigen,  für  Zwecke  des  Unterrichtes,  der  Wohlthätigkeit  und  der 
öft'entlichen  Vei-waltung  bestimmten  Gebäude,  soweit  dieselben  eben  wegen  ihrer 
Bestimmung  von  der  Gebäudesteuer  befreit  sind,  unberücksichtigt  gelassen 
werden;  bei  gemeinschaftlich  betriebenen  Unternehmungen  sollte  für  jeden 
einzelnen  Teilnehmer  der  aus  dem  Gesamteinkommen  auf  ihn  entfallende  Anteil 
als  steuei-pflichtiges  Einkommen  in  Anschlag  gebracht  werden;  die  Bestimmung, 
dass  das  Einkommen  nach  dem  Ergebnisse  des  Vorjahres  eingeschätzt  werden 
solle,  wurde  weggelassen;  bei  den  autonomen  Verwaltungsorganen  sollte  nur 
jenes  Einkommen  in  Betracht  gezogen  werden,  welches  dieselben  aus  dem  Real- 
besitze oder  aus  gewerblichen  und  geschäftlichen  Unternehmungen  beziehen; 
Korporationen  sollten  berechtigt  sein,  jene  Beträge  des  Einkommens  in  Ab- 
rechnung zu  bringen,  welche  zu  Zwecken  des  Unterrichtes  oder  der  Wohlthätig- 
keit bestimmt  sein  sollten  —  voi'ausgesetzt ,  dass  es  sich  nicht  um  Anstalten 
handelt,  die  Erwex'bsunternehmungen  sind;  ausserordentliche  Vermögensver- 
grösserungen  (durch  Erbschaften,  Gewinne  u.  s.  w.)  sollten  dem  Einkommen 
nicht  zugerechnet  werden  dürfen. 

Eine  weitere  erwähnenswerte  Neuerung  des  Ausschusses  bestand  darin, 
dass  er  in  das  Gesetz  die  Anordnung  aufnahm,  dass  die  zu  publizierenden  Ein- 
schätzungsregister bloss  die  Steuerklassen,  in  welche  die  Steuerpflichtigen  ein- 
geschätzt wurden,  zu  enthalten  haben,  und  dass  jedem  Steuei-pflichtigen  die 
Klasse,  in  welche  er  eingeschätzt  wurde,  separat  bekannt  gegeben  werden  sollte. 

Im  Falle  der  Reklamierung  sollte  es  denjenigen,  um  deren  Einkommen 
es  sich  hierbei  handelte,  vor  Ueberreichung  von  Berufungen  an  die  Berufungs- 
konimissionen freistehen,  von  der  Schätzungskommission  die  Einsetzung  eines 
Vertrauensausschusses  zu  fordern,  um  durch  spezielle  Darlegung  ihrer  Verhält- 
nisse ihre  Reklamation  zu  begründen;  dieser  Ausschuss  sollte  aus  einem  vom 
betreffenden  SteueqDflichtigen  und  einem  von  der  Kommission  gewählten  Mit- 
gliede  und  einem  von  diesen  beiden,  eventuell  von  der  Kommission  gewählten 
Obmanne  bestehen;  ein  einstimmiger  Beschluss  eines  solchen  Ausschusses  sollte 
für  die  betrefl'ende  Schätzungskommission  bindend  sein;  die  Einsetzung  eines 
solchen  Vertrauensausschusses  sollte  aber  das  Recht  des  Steuerpflichtigen, 
gegen  eine  ihn  nicht  zufriedenstellende  Erledigung  seiner  Reklamation  durch 
die  Schätzungskommission  an  die  Bei'ufungskommission  zu  appellieren,  nicht 
tangieren. 

Nach  Beendigung  des  Einschätzungsgeschäftes  sollte  der  Finanzminister 
das  Schätzungsresultat  und  den  auf  die  Steuereinheit  entfallenden  Geldbetrag 
veröffentlichen. 

Die  Bestimmung,  dass  Personen,  die  erst  im  Laufe  eines  Steuerjahres  zu 
einem  die  Steuerpflicht  begründenden  Einkommen  gelangen  würden,  nachträg- 
lich zur  Steuerzahlung  für  das  betreff'ende  Jahr  herangezogen  werden  sollten, 
wurde  vom  Ausschusse  weggelassen. 
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Die  Strafe  für  Steuerhinterziehungen  wurde  vom  Ausschusse  auf  das 
Zwei-  bis  Sechsfache  des  betreffenden  Steuerbetrages  herabgesetzt. 

Die  auf  Grundlage  des  neuen  Gesetzes  eingebrachten  Bekenntnisse  und 
erzielten  Schätzungsresultate  sollten  in  keiner  Weise  bei  den  noch  nach  Er- 
scheinen jenes  Gesetzes  auf  Grund  des  bestehenden  Einkommensteuerpatentes 
stattfindenden  Steuervorschreibungen  benutzt  werden  dürfen. 

Die  folgenreichste  aller  vom  Ausschusse  vorgenommenen  Neuerungen  war 
die  letzte  derselben,  nach  welcher  auf  die  auf  Grund  des  neuen  Gesetzes  vor- 
zuschreibende Steuer  keinerlei  Zuschläge  für  Zwecke  der  Selbstverwaltungs- 
körper sollten  umgelegt  werden  dürfen. 


Ausser  den  besprochenen  Aenderungen  brachte  der  Ausschuss  noch  die 
Schaffung  von  ausführlichen  Bestimmungen  zum  Zwecke  der  Erleichterung  des 
Ueberganges  von  den  alten  zu  den  neuen  Steuergesetzen  in  Antrag.  Er  schlug 
zu  diesem  Zwecke  die  Annahme  eines  eigenen  diesbezüglichen  Gesetzentwurfes  — 
welchen  er  dem  Plenum  zugleich  mit  seinen  Anträgen  in  betreff  der  Regierungs- 
vorlagen vorlegte  —  vor.  Der  Schwerpunkt  desselben  lag  in  denjenigen  Be- 
stimmungen, welche  sich  auf  die  Gebäudesteuer  bezogen.  Dieselben  bezweckten, 
denjenigen  Städten  und  Kronländern,  welchen  durch  das  neue  Gebäudesteuer- 
gesetz höhere  Lasten  als  bisher  aufgebürdet  werden  sollten  —  Triest.  Czernowitz, 
Zara,  Innsbruck.  Dalmatien.  Tirol  und  Vorarlberg  —  die  Begünstigung  einzu- 
räumen, dass  die  vollen  Sätze  des  neuen  Steuergesetzes  dort  erst  nach  Verlauf 
von  zehn  Jahren  nach  Beginn  der  Wirksamkeit  desselben  in  Geltung  treten,  an- 
fänglich aber  weit  niedrigere  zur  Einhebung  gelangen  und  diese  niedrigeren 
Sätze  durch  alljährlich  gleichmässig  eintretende  Erhöhungen  schliesslich  bis  zum 
vollen  Ausmasse  gesteigert  werden  sollten. 


Diese  sieben  Gesetzentwürfe  des  Ausschusses  gelangten  auch  thatsächlich 
zur  Beratung  im  Plenum  des  Abgeordnetenhauses,  wo  sie  nach  einer  langen 
und  bewegten  Generaldebatte  zur  Grundlage  der  Spezialdebatte  angenommen 
wurden.     An  dieser  litt  aber  das  ganze  Refonnprojekt  Schiffbruch. 

Nur  die  Gesetzentwürfe  über  das  Ausmass  der  Grundsteuer,  über  die 
Rentensteuer,  über  die  Gebäudesteuer  und  über  die  Besteuerung  der 
zur  öffentlichen  Rechnungslegung  verpflichteten  Unternehmungen 
wurden  nämlich  in  der  Spezialdebatte  ganz  durchberaten  und  schliesslich  in 
zweiter  Lesung  angenommen,  während  die  Gesetzentwürfe  über  die  Erwerb- 
steuer, die  Personaleinkommensteuer  und  den  Eintritt  der  Wirk- 
samkeit der  neuen  Gesetze  im  Plenum  nicht  ganz  durchberaten,  sondern 
wieder  an  den  Ausschuss  zur  neuerlichen  Vorberatung  zurückgewiesen  wurden, 
aus  diesem  Stadium  aber  nicht  mehr  herauskamen. 

Uebrigens  blieben  auch  von  den  im  Plenum  angenommenen  Gesetzent- 
würfen nur  die  beiden  erstangeführten  ohne  wesentliche  Aenderungen ,  wäh- 
rend die  beiden  anderen  im  Plenum  mehrere  ziemlich  erhebliche  Aenderungen 
erfuhren. 

Von  den  Aenderungen,  die  das  Plenum  an  dem  Gesetzentwurfe  über  die 
Besteuerung  der  zur  öffentlichen  Rechnungslegung  verpfl  ich- 
teten  Unternehmungen  vornahm,  seien  folgende  angeführt:  An  die  Stelle 

712 


Die  Iiishfri,"?«!  Versuche  zur  Reform  der  direkten  Steuern  in  Oesterreich.  279 

<ler  Statuierung  der  Steuerfreiheit  gewisser  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
schaften und  ähnlicher  Vereine  trat  eine  Bestimmung,  nach  welcher  nur  ganz 
Allgemein  solchen  Unternehmungen  die  Steuerfreiheit  zuerkannt  wurde,  welchen 
ein  solcher  Anspruch  auf  Grund  besonderer  Gesetze  zukäme ;  die  den  Pfand- 
briefinstituten in  betreff  der  zur  Bezahlung  der  Pfandbriefzinsen  verausgabten 
Beträge  eingeräumte  Begünstigung  der  Nichteinrechnung  dieser  Beträge  in  die 
Besteuerungsgrundlage  wurde  allen  Instituten,  die  Kommunalobligationen  aus- 
geben ,  auch  hinsichtlich  der  zur  Bezahlung  der  Zinsen  dieser  Obligationen 
verwendeten  Beträge  eingeräumt;  für  die  Sparkassen,  Plrwerbs-  und  Wirtschafts- 
genossenschaften, landwirtschaftlichen  und  gewerblichen  Vorschuss-  und  Kredit- 
vereine und  aus  Kontributionsfonden  entstandenen  Vorschusskassen  wurde  hin- 
sichtlich des  Ausmasses  der  Steuer  die  Begünstigung  statuiert ,  dass  bei 
denselben ,  wenn  ihr  steuerpflichtiges  Pjinkommen  den  Betrag  von  10,000  fl. 
nicht  übersteigen  würde,  das  erste  Tausend  Gulden  des  Einkommens  nur  mit 
vier  Zehnteln,  das  zweite  Tausend  nur  mit  sechs  Zehnteln  und  erst  die  weiteren 
Beträge  voll  der  Besteuerung  unterzogen  werden  sollten.  In  betreff  der  Behand- 
lung der  Rekurse  gegen  die  Steuerbemessung  wurde  angeordnet,  dass  die  Steuer- 
bemessungsbehörde längstens  binnen  60  Tagen  nach  Einbringung  des  Rekurses 
bei  Richtigbefund  der  Angaben  desselben  eine  neuerliche  Bemessung  vorzu- 
nehmen, im  gegenteiligen  Falle  aber  den  Rekurs  der  höheren  Instanz  vorzulegen 
haben  solle. 

Von  den  durch  das  Plenum  am  Gebäude  Steuer -Gesetzentwurfe  vor- 
genommenen Aenderungen  sind  hervorzuheben:  Die  Ausdehnung  der  Hauszins- 
steuer auf  eine  Ortschaft  sollte  nicht  schon  im  Falle  der  Benutzung  der  Hälfte 
bloss  der  Gebäude  im  Wege  der  Vermietung  eintreten  können,  sondern  erst 
■dann,  wenn  zugleich  auch  die  Hälfte  der  Wohnbestandteile  einen  Nutzen  auf 
diesem  Wege  abwei'fen  würden ;  das  Ausmass  der  Hauszinssteuer  wurde  von  25, 
resp.  20  Prozent  auf  24,  resp.  18  Prozent  herabgesetzt ;  in  Tirol  und  Vorarlberg 
«ollte  mit  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  des  neuen  Gebäudesteuergesetzes  die 
<lie  Gebäude  betreffende  Quote   der  dortigen  Grundsteuer  in  Wegfall  kommen. 

Die  Spezialdebatte  über  das  F]rwerbsteuer gaset z  kam  nicht  über 
den  ersten  Paragraph  desselben  —  zu  welchem  allerdings  schon  der  neue  Er- 
■werbsteuertarif  gehöi-te  —  hinaus. 

Der  Gesetzentwurf  über  den  Beginn  der  Wirks  amkeit  der  neuen 
Steuergesetze  scheiterte  an  den  die  Gebäudesteuer  betreffenden  Ueber- 
gangsbestim  mungen . 

Die  Spezialdebatte  über  den  Gesetzentwurf,  betreffend  die  Personal- 
einkommensteuer, war  nahezu  zum  Abschlüsse  gelangt,  als  sie  ins  Stocken 
kam ;  die  im  Laufe  derselben  am  Gesetzentwurf  vorgenommenen  Aenderungen 
Hessen  das  Wesen   desselben  im  ganzen  unberührt.     Hiervon  wäre  anzuführen : 

Die  Steuerfreiheit  wurde  auch  den  Kronländei'n,  Bezirken  und  Gemeinden 
zuerkannt ;  die  Steuerpflicht  sollte  überall  ei'st  bei  einem  Jahreseinkommen  von 
600  fl.  beginnen ;  eine  ganz  neue  Veranlagungsskala  wurde  beschlossen ,  nach 
welcher  entfallen  sollten: 
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in  der 

Klasse 

auf  ein  Einkommen 
fl. 

fl. 

Steuer- 
einheiten 

in  der 
Klasse 

1  . 

bis  inkl. 

700 

4-2 

38  VOI 

2  von 

über   700 

800 

5-9 

39 

3 

900 

800 

7-6 

40 

4 

900 

1,000 

9-3 

41 

5 

1,000 

1,100 

11 

42 

6 

1,100 

1,200 

12-7 

43 

7 

1,200 

1,300 

14-4 

44 

8 

1,300 

1,400 

16  1 

45 

9 

1,400 

1,500 

17-8 

46 

10 

1,500 

1,700 

20-4 

47 

11 

1,700 

1,900 

23-9 

48 

12 

1,900 

2,100 

27-5 

49 

13 

2,100 

2,300 

31-2 

50 

14 

2,300 

2,500 

35-1 

51 

15 

2,500 

2,700 

39-2 

52 

16 

2,700 

2,900 

43-4 

53 

17 

2,900 

3,200 

48-9 

54 

18 

3,200 

3,500 

55-8 

55 

19 

3,500 

3,800 

63 

56 

20 

3,800 

4,100 

70-6 

57 

21 

4,100 

4,400 

78-6 

58 

22 

4,400 

4,700 

87 

59 

23 

4,700 

5,000 

95-6 

60 

24 

5,000 

5,400 

106 

61 

25 

5,400 

5,800 

118 

62 

26 

5,800 

6,200 

130 

63 

27 

6,200 

6,600 

142 

64 

28 

6,600 

7,000 

154 

65 

29 

7,000 

7,600 

169 

66 

30 

7,600 

8,200 

187 

67 

31 

8,200 

8,800 

205 

68 

32 

8,800 

9,400 

223 

69 

33 

9,400 

10,000 

241 

70 

34 

10,000 

11,000 

265 

71 

35 

11,000 

12,000 

295 

72 

36 

12,000 

13,000 

325 

73 

37 

13,000 

14,000 

355 

74 

auf  ein  Einkommen 
fl. 
38  von  über  14,000  bis  inkl. 

15,000 

16,000 

17,000 

18,000 

19,000 

20,000 

22,000 

24,000 

26,000 

28,000 

30,000 

32,000 

3t,000 

36,000 

38,000 

40,000 

44,000 

48,000 

52,000 

56,000 

60,000 

64,000 

68,000 

72,000 

76,000 

80,000 

86,000 

92,000 

98,000 
104,000 
110,000 
116,000 
122,000 
128,000 
134,000 
140,000 

Weiterhin  sollten  die  Klassen  um  je  10,000  Ü.  und  die  Zahl  der  Steuer- 
einheiten um  je  300  fl.  steigen. 

Weitere  Aenderungen  seitens  des  Plenums  waren :  Das  Steuerkontingent 
sollte  noch  vor  der  Einschätzung  festgestellt  werden;  die  Zentralkommission 
sollte  wegfallen;  die  Anordnung,  dass  von  den  durch  den  Finanzminister  zu 
ernennenden  Mitgliedern  der  Schätzungskommission  höchstens  die  Hälfte  den 
Staatsbeamten  sollte  entnommen  werden  dürfen,  wurde  gestrichen. 

Weiterhin  gedieh  die  Spezialdebatte  über  den  Gesetzentwurf,  ohne  dass 
derselbe  noch  wesentliche  Aenderungen  erlitten  hätte ,  bis  zu  derjenigen  Be- 
stimmung, welche  die  Auflegung  von  Zuschlägen  der  Selbstverwaltungskörjjer 
auf  die  Personaleinkommensteuer  verbieten  sollte;  diese  Bestimmung  wurde  so 
lebhaft  angefochten,  dass  das  Haus  sich  schliesslich  bewogen  fand,  dieselbe  zur 
neuerlichen  Beratung  und  Berichterstattung  an  den  Ausschuss  zurückzuweisen. 
Zur  letzteren  gelangte  dieser  aber  nicht  mehr.  Die  Zeitverhältnisse  waren 
einem  so  weit  aussehenden  Unternehmen,  wie  die  Steuerreform,  nicht  günstig; 
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Steuer- 
einheiten 
fl. 

15,000 

385 

16,000 

415 

17,000 
18,000 
19,000 

445 
475 

505 

20,000 

535 

22,000 

580 

24,000 

640 

26,000 
28,000 

700 
760 

30,000 
32,000 

820 

880 

34,000 

940 

36,000 
38,000 

1000 
1060 

40,000 

1120 

44,000 
48,000 

1210 
1330 

52,000 
56,000 

1450 
1570 

60,000 

1690 

64,000 
68,000 
72,000 

1810 
1930 

2050 

7G,000 

2170 

80,000 
86,000 

2290 
2440 

92,000 

2620 

98,000 
104,000 

2800 
2980 

110,000 

3160 

116,000 

3340 

122,000 

3520 

128,000 

3700 

134,000 
140,000 

3880 
4060 

150,000 

4300 
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waren  doch  damals  —  Mai  1878  —  die  durch  den  letzten  russisch-türkischen 
Krieg  hervorgerufenen  Wirren  auf  den  höchsten  Grad  gestiegen  und  auch  die 
innerpolitischen  Verhältnisse  .Oesterreichs  vollständig  ins  Schwanken  geraten. 
So  blieben  denn  auch  die  letzten  Entwürfe  zur  Reform  der  direkten  Steuern 
schliesslich  —  schätzbares  Material.  Diese  Entwürfe  sind  seither  auch  der  letzte 
Versuch  einer  das  Gesamtgebiet  der  direkten  Steuern  umfassenden  Reform  ge- 
blieben, indem  von  da  an  seitens  der  Regierung  der  Weg  der  stückweisen  Reform 
vorgezogen  worden  ist. 

Während  die  Verhandlungen  über  die  beiden  letzten  Reformprojekte  im 
Zuge  waren,  wurden  zwei  kleine  Gesetze  geschaffen,  deren  Zweck  darin  bestand, 
grosse  praktische  Unzukömmlichkeiten ,  zu  denen  die  geltende  Finanzgesetz- 
gebung Anlass  geboten  hatte,  zu  beseitigen.  Das  eine  (vom  19.  Mäi-z  1876, 
R.-G.-Bl.  Nr.  28)  umfasste  das  ganze  Gebiet  der  Abgaben  an  den  Staat  und 
hatte  den  Zweck,  die  Frist,  innerhalb  welcher  den  von  den  diesbezüglichen 
Aufträgen  der  Finanzbehörden  Betroffenen  die  Ergreifung  von  Rechtsmitteln 
dagegen  gestattet  sein  sollte ,  einheitlich  zu  regeln ;  dieselbe  wurde  für  alle 
Fälle  einer  Abgabenvorschreibung  und  der  diesbezüglichen  Verhandlungen  mit 
30  Tagen  und  nur  für  die  Auferlegung  von  Ordnungsstrafen  mit  8  Tagen,  vom 
Tage  nach  der  Zustellung  der  behördlichen  Verfügung  an  gerechnet,  festgesetzt. 

Das  zweite  Gesetz  sollte  die  zu  vielen  Klagen  Anlass  gebenden  nach- 
träglichen Vorschreibungen  und  Eintreibungen  von  Steuern  und  Gebühren, 
die  bereits  vor  vielen  Jahren  fällig  geworden ,  aber  nicht  vorgeschrieben  oder 
wenigstens  nicht  eingetrieben  worden  waren,  auf  ein  erträgliches  Mass  redu- 
zieren. Während  nämlich  die  Auflagen  des  Staates  fi-üher  überhaupt  gar  nicht 
verjähren  konnten,  ordnete  dieses  Gesetz  (es  erschien  unterm  18.  März  1878  in 
Nr.  81  des  Reichsgesetzblattes)  eine  Verjährung  des  Bemessungs-  und  Einforde- 
rungsrechtes  hinsichtlich  der  Gebühren  und  direkten  Steuern  an.  In  betreff  der 
letzteren  —  die  uns  ja  hier  allein  interessieren  —  verfügte  es,  dass  das  Recht 
des  Staates  zur  Neubemessung  von  Steuern  innerhalb  vier ,  das  zur  nachträg- 
lichen Erhöhung  bereits  bemessener  innerhalb  zwei  und  das  Recht  zur  Einti'eibung 
der  vorgeschriebenen  Steuern  in  sechs  Jahren  —  immer  vom  Ende  des  Fälligkeits- 
jahres, resp.  desjenigen  Jahres,  in  welchem  dem  Steuerträger  die  letzte  auf  die 
betreffende  Steuer  bezügliche  amtliche  Verfügung  zugekommen  war,  gerechnet  — 
verjähren  sollte. 

Die  letzte  Leistung  de  P r e t i s'  auf  dem  Gebiete  der  Reform  der  direkten 
Steuern  bestand  in  einem  durch  den  schleppenden  Fortgang  der  Grundsteuer- 
regulierung veranlassten,  die  raschere  Durchführung  dieses  Werkes  bezweckenden 
kleinen  Gesetze  (vom  6.  April  1879,  R.-G.-Bl.  Nr,  54). 

Die  eine  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  verfügte,  dass  die  nach  dem 
Verhältnisse  des  Reinertrages  vorzunehmende  Verteilung  der  Grundsteuei'häupt- 
summe  auf  Grund  der  durch  die  Zentralkommission  nunmehr  unmittelbar  nach 
Beendigung  der  Einschätzung  festzustellenden  Klassifikationstarife  erfolgen  sollte, 
ohne  dass  das  Ergebnis  des  Reklamationsverfahrens  abgewartet  werden  solle ; 
doch  sollte  die  auf  Grund  dieser  Verteilung  erfolgende  Steuereinhebung  nur 
al8  provisorisch  gelten   und  nach  Beendigung  des  Reklamationsverfahrens  eine 
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nachträgliche  Richtigstellung  („Ausgleichung*  heisst  es  im  Gesetze),  der  sich  so- 
hin  als  unrichtig  herausstellenden  Vorschreibungen  stattfinden;  in  betreff  der 
Durchführung  dieser  ,  Ausgleichung"  sollten  die  entsprechenden  Bestimmungen 
durch  ein  besonderes  Gesetz  getroffen  werden. 

Eine  weitere  erwähnenswerte  Bestimmung  des  in  Rede  stehenden  Gesetzes 
bestand  in  der  Anordnung,  dass  in  jenen  Bezirken,  in  welchen  die  Vollendung 
der  Einschätzung  auf  dem  im  18G9er  Gesetze  voi-geschriebenen  Wege  im  Laufe 
des  Jahres  1880  nicht  zu  erwarten  sei,  die  Durchführung  derselben  durch  die 
Bezirksschätzungsreferenten  allein  übernommen  werden  solle;  analogerweise 
sollte  auch  in  dem  Falle,  dass  die  Bezirksschätzungskommission  die  Prüfung 
des  Einschätzungsergebnisses  nicht  innei'halb  einer  angemessenen  Frist  vollenden 
würde,  der  Vorsitzende  dieser  Kommission  diese  Prüfung  unter  Zuziehung  der 
Schätzungsreferenten  und  zweier  von  ihm  unter  den  Grundsteuerträgern  des 
Bezirks  zu  wählender  Vertrauensmänner  durchführen  und  bis  spätestens  Ende 
Januar  1881  beendigen.  Die  Einschätzungsergebnisse  sollten  sodann  von  den 
Landeskommissionen,  „inbesondere  in  Rücksicht  auf  deren  Thatbestand  und 
Gleichmässigkeit"  geprüft  werden,  worauf  von  denselben  die  diesbezüglichen 
Gutachten  bis  längstens  1.  Mai  an  den  Finanzminister  behufs  Vorlage  an  die 
Zentralkommission  erstattet  werden  sollten ;  auch  hier  sollten  im  Falle  der 
Nichteinhaltung  des  obigen  Termins  die  Funktionen  der  Kommissionen  wieder 
an  die  Vorsitzenden  derselben  übergehen. 

Auch  die  Zentralkommission  sollte  nunmehr  die  an  sie  gelangenden 
Öperate  der  Kommissionen  nächst  niedrigeren  Ranges  zu  jjrüfen  und  insbeson- 
dere die  ihr  vorgelegten  Klassifikationstarife  zum  Zwecke  der  Herstellung  der 
Gleichmässigkeit  zwischen  den  einzelnen  Teilen  des  Staates  richtig  zu  stellen 
haben:  sie  sollte  unter  Umständen  bei'echtigt  sein,  Nachbesserungen  der  Schät- 
zungen durch  die  Bezirksschätzungsreferenten  —  äussersten  Falles  sogar  durch 
neue  Lokalerhebungen  —  zu  verlangen;  diese  Nachbesserungen  sollten  aber  bis 
-spätestens  Ende  September  1881  durchgeführt  werden,  worauf  die  Zentralkom- 
mission die  endgültige  Feststellung  der  Klassifikationstarife  bis  spätestens  zu  Pmde 
des  Jahres  1881  bewerkstelligen  sollte. 

Nach  Durchführung  dieser  Arbeit  der  Zentralkommission  sollte  der  Finanz- 
minister die  Repartierung  der  Grundsteuerhauptsumme  veranlassen;  die  für 
jedes  Land  und  jede  Gemeinde  ermittelte  Reinertrags-  und  Grundsteuersumme, 
wie  auch  die  von  der  Zentral kommission  festgestellten  Klassifikationstarife 
sollten  publiziert  werden. 

Eine  neue  Anordnung  war  auch,  dass  nach  Rücklangen  der  Ergebnisse 
der  endgültigen  Klassifizierung  von  der  Zentralkommission  jedem  Grundbesitzer 
durch  den  Vorsitzenden  der  Bezirksschätzungskommission  ein  individueller  Auszug 
aus  dem  Vennessungs-  und  Schätzungsanschlag  zugesendet  werden  solle. 

Die  Entscheidung  über  Reklamationen  wurde,  soweit  dieselben  nur  die 
Besitzanschreibungen,  Flächenermittelungen  und  Rechnungsfehler  betrafen,  den 
Vorsitzenden  der  Landeskommissionen  —  deren  diesbezügliche  Verfügungen 
überdies  endgültig  sein  sollten  —  übertragen ;  die  übrigen  Reklamationen  sollten 
nach  vorgenommener  Prüfung  derselben  imd  Durchführung  der  etwa  notwendig 
befundenen  Erhebungen  stete  durch  die  Bezirksschätzungskommission  behufs 
Fällung  der  endgültigen  Entscheidung   an  die  Reklamationskommission  geleitet 
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werden,    welch   letzterer  hierbei  wieder   die  Rücksicht  auf  die  Herstellung  der 
Gleichmässigkeit  der  Einschätzung  in  ihrem  Sprengel  aufgetragen  wurde. 

Nach  Beendigung  des  Reklamationsverfahrens  sollte  der  Finanzminister 
nicht  nur  die  Durchführung  der  Ergebnisse  desselben  in  den  Operaten  der 
Grundsteuerregelung,  sondern  auch  die  Steuerausgleichung  veranlassen. 


J.  Kleinere  Reformarbeiten. 

Auch  die  Pause  bis  zum  nächsten  Versuche  einer  Refoi'm  der  direkten 
Steuern  verging  nicht ,  ohne  dass  der  Stillstand ,  der  nunmehr  in  dieser  Be- 
ziehung eintrat ,  zeitweilig  unterbrochen  worden  wäre.  Selbst  die  kurze  Amts- 
dauer v.  Cherteks  —  eines  an  den  Reformarbeiten  seit  dem  Jahre  1868  her- 
vorragend beteiligten  Beamten  des  Finanzministeriums  —  welcher  nach  dem 
Rücktritte  de  Pretis'  als  ^Leiter  des  Finanzministeriums"  die  Geschäfte  eines 
Finanzministers  übernahm ,  ging  nicht  ohne  jede  Leistung  in  dieser  Beziehung 
vorüber. 

I. 

Die  eine  dieser  Leistungen  bestand  in  der  Einbringung  eines  Gesetzent- 
wurfes wegen  Einführung  einer  neuen  direkten  Steuer,  deren  Zweck  darin 
bestehen  sollte,  das  bestehende  System  der  direkten  Steuern  bis  zur  Durchfüh- 
rung der  noch  in  weiter  Ferne  stehenden  Reform  dahin  zu  ergänzen,  dass  jene 
steuerkräftigen  Personen,  welche  sich  unter  diesem  Systeme  der  Steuerzahlung 
ganz  oder  teilweise  zu  entziehen  wissen ,  zu  einer  solchen  in  entsprechendem 
Masse  herangezogen  werden.  Hiernach  wurde  die  vorgeschlagene  Steuer  ,Er- 
gänzungssteuer"  genannt. 

Nach  diesem  Gesetzentwurfe  wurde  die  Einhebung  dieser  Steuer  nur  für 
das  Jahr  1880  in  Aussicht  genommen.  Dieselbe  stellte  sich  ihrem  Wesen  nach 
als  eine  neue  Auflage  der  in  den  letzten  Reformprojekten  in  Aussicht  ge- 
nommenen Personaleinkommensteuer  dar,  sollte  aber  erst  von  Einkoramen,  die 
den  Betrag  von  1400  fl.  jährlich  übersteigen,  eingehoben  werden.  Wie  hin- 
sichtlich der  Personaleinkommensteuer  geplant  gewesen  war,  so  sollte  auch  die 
Ei'gänzungssteuer  in  nach  der  (Jrösse  des  Einkommens  abgestuften  Klassen  um- 
gelegt werden;  jedoch  wurde  die  auf  jede  Klasse  entfallende  Steuer  nicht  nach 
einem  beweglichen  Massstabe,  sondern  unmittelbar  mit  einem  fixen  Geldbetrage 
normiert;  für  sie  sollte  bei  Einkommen  von  1400 — 1600  fl.  nicht  ganz  0,6  Prozent, 
nämlich  9  fl.,  bei  Einkommen  von  3600 — 3900  fl.  circa  1  Prozent,  nämlich  39  fl. 
25  kr.,  bei  Einkommen  von  9600—10,200  fl.  aber  160  fl.,  also  circa  1,6  Prozent, 
bei  Einkommen  von  20,000—21,000  fl.  401  fl.,  also  circa  2  Prozent,  bei  Ein- 
kommen von  100,000—105,000  fl.  2262  fl.,  also  circa  2V4  Prozent  betragen;  die 
höchste  im  Gesetze  speziell  vorgesehene  Klasse  sollten  Einkommen  von  167,000 
bis  175,000  fl.  bilden,  für  welche  der  Steuerbetrag  pr.  3817  fl.  vorgesehen  war; 
von  da  an  sollten  die  Klassen  um  je  10,000  fl.  und  die  Steuersätze  um  je  227  fl. 
(also  um  2,27  Prozent  des  ersteren  Betrages)  steigen. 

Das  Verfahren  bei  der  Einreihung  der  Steuerpflichtigen  in  die  einzelnen 
Kliassen  sollte  im  wesentlichen  dasselbe  sein,  wie  es  früher  für  die  Personal- 
einkommensteuer vorgesehen  worden  war;  doch  enthielt  der  neue  Gesetzentwurf 
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keinerlei  detaillierte  Vorschrift  für  den  Vorgang  bei  der  Einschätzung,  sondern 
begnügte  sich  mit  der  allgemeinen  Weisung,  dass  die  Kommissionen  sich  aus 
den  äusseren  Merkmalen  der  ökonomischen  Lage  der  Steuerpflichtigen,  aus  dem 
Aufwände  und  dem  Verhältnisse  der  Einnahmsquellen  derselben  zu  einander 
ein  Urteil  über  deren  Einkommen  zu  bilden  trachten  sollten.  Die  Details  hierüber 
anzuordnen,  wurde  dem  Pinanzminister  überlassen,  der  dies  in  einer  von  ihm 
herauszugebenden  Vollzugsvorschrift  thun  sollte ;  ein  Auszug  aus  derselben  sollte 
allen  Steuerpflichtigen  zugänglich  gemacht  werden. 

Das  Schicksal   dieses  Gesetzentwurfes   war   ein    sehr  ungünstiges;    er  b& 
gegnete    so    allgemeiner   Opposition,    dass    der  Nachfolger   v.   Cherteks 
V.  Kriegs-Au  —  sich  veranlasst  sah,  denselben  zurückzuziehen. 
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Eine  weitere  legislative  Aktion,  die  auch  noch  unter  v.  Chertek  in  Fluss 
kam,  bestand  in  der  Regelung  der  Bewilligung  zeitweiliger  Befreiungen  gewisser 
Häuser  von  der  Gebäudesteuer  aus  Anlass  von  Bauführungen.  Die  kaiserliche 
Entschliessung  vom  10.  Februar  1835  war  schon  wiederholt  und  insbesondere 
in  den  letzten  Jahren  durch  so  viele  neue,  auf  den  bezeichneten  Gegenstand 
bezügliche,  meistenteils  provisorische  gesetzliche  Verfügungen  geändert  worden, 
dass  nunmehr  eine  vollständige,  definitive  Neuregelung  dieser  Angelegenheit  zu 
einem  unabweisbaren  Bedürfnisse  geworden  war.  Dieselbe  war  auch,  wie  aus 
der  bisherigen  Darstellung  zu  entnehmen  war,  bei  den  Versuchen  zur  Reform 
der  direkten  Steuern  regelmässig  mit  versucht  worden,  aber  natürlich  jedesmal 
mit  dieser  zugleich  gescheitert.  Da  es  aber  nicht  möglich  war,  mit  der  Reali- 
sierung dieser  Neuregelung  bis  zur  endlichen  Durchführung  der  nunmehr  wieder 
in  unabsehbare  Ferne  gerückten  Steuei'reform  zu  warten,  so  sah  sich  der  Ab- 
geordnete Wiesenburg  veranlasst,  im  Abgeordnetenhause  einen  auf  selbständige 
Erledigung  der  in  Rede  stehenden  Angelegenheit  bezüglichen  Antrag  zn  stellen. 
Die  hierüber  eingeleiteten  Verhandlungen  führten  zum  Zustandekommen  des 
Gesetzes  vom  25.  März  1880,  R.-G.-Bl.  Nr.  39.  Dieses  Gesetz  enthielt  nahezu 
wörtlich  die  den  gleichen  Gegenstand  betreffenden  Bestimmungen  des  vom  Aus- 
schusse des  Abgeordnetenhauses  aus  Anlass  der  Prüfung  der  letzten  Regierungs- 
vorlage wegen  Reform  der  Gebäudesteuer  hergestellten  und  vom  Plenum  an- 
genommenen Gesetzentwurfes;  nur  die  in  diesem  Entwürfe  enthaltene  besondere 
Begünstigung  für  neu  hergestellte  Arbeiterwohnungen  fehlt  im  neuen  Gesetze, 
welches  auch  gegenwärtig  noch  unverändert  in  Kraft  steht.  Als  dasselbe  fertig 
geworden  war,  stand  übrigens  schon  v.  Kriegs-Au  im  Amte. 

III. 
Ein  anderes  Gebiet  der  direkten  Steuern,  auf  welchem  die  Schaffung 
neuer  Gesetzesbestimmungen  sich  nachgerade  als  unaufschieblich  herausstellte, 
betraf  die  Besteuerung  der  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  und 
anderer,  mit  denselben  in  eine  Linie  zu  stellender  Vereinigungen.  Das  Genossen- 
schaftswesen empfand  die  Härten  der  geltenden  Erwerb-  und  Einkommensteuer 
besonders  schwer,  weshalb  das  Begehren  nach  einer  Aenderung  derselben  von 
dieser  Seite  immer  wieder  mit  besonderer  Dringlichkeit  gestellt  wurde.  So  sah 
sich  denn  v.  Chertek  veranlasst,  noch  im  Jahx-e  1879  einen  auf  diesen  Gegen- 
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stand  bezüglichen  Gesetzentwurf  im  Abgeordnetenhause  einzubringen.  Auch 
dieses  Elaborat  knüpfte  an  die  früheren  Reformversuche  und  insbesondere  an 
den  vom  Ausschusse  des  Abgeordnetenhauses  im  Wege  der  Amendierung  der 
letzten  Regierungsvorlage  wegen  Regelung  der  Besteuerung  der  zur  öffentlichen 
Rechnungslegung  verpflichteten  Unternehmungen  hergestellten  Gesetzentwurf  an. 

Das  neue  Gesetz  sollte  auf  alle  auf  dem  Prinzipe  der  Selbsthilfe  be- 
ruhenden Vorschusskassen  und  Kreditvereine,  welche  bei  Gewährung  von  Kredit 
sich  statutenmässig  auf  die  eigenen  Genossenschafter  beschränken,  dann  auf 
die  in  einigen  Kronländern  bestehenden  und  auf  besonderen  Landesgesetzen 
benihenden,  aus  den  in  der  Zeit  der  Patrimonialherrschaft  seitens  der  Dominien 
für  ihre  Unterthanen  gebildeten  Kontributions-  und  Steuergeldfonden  entstan- 
denen Vorschusskassen,  endlich  auf  die  in  Galizien  bestehenden  Gemeindevor- 
schusskassen Anwendung  finden. 

Alle  die  angeführten  Vorschusskassen  sollten  von  der  Einkommensteuer 
so  lange  frei  bleiben,  als  deren  bilanzmässiger  Aktivstand  den  Betrag  von 
5000  fl.  nicht  übersteigt.  Insoferne  die  erstangeführten  Vorschusskassen  aus 
dem  Grunde,  weil  sie  fremde  Gelder  in  ihrem  Geschäftsbetriebe  verwenden  oder 
diesen  auf  Nichtmitglieder  ausdehnen,  der  Erwerbsteuer  unterliegen,  sollte  diese 
nur  mit  der  Hälfte  desjenigen  Steuersatzes  in  Vorschreibung  gebracht  werden, 
mit  welchem  die  betreffenden  Vorschifteskassen  auf  Grund  der  bestehenden  Er- 
werbsteuervorschriften zu  belegen  wären.  Zugleich  sollte  die  Finanzverwaltung 
ermächtigt  werden,  bei  der  Bemessung  der  Erwerbsteuer  für  die  unter  das  neue 
Gesetz  fallenden  Vorschusskassen  von  der  in  den  geltenden  Vorschriften  auf- 
gestellten Unterscheidung  nach  Ortskategorien  abzusehen  und  die  Einreihung 
in  die  gesetzlichen  Erwerbsteuerklassen  lediglich  nach  Massgabe  des  Geschäfts- 
umfanges  vorzunehmen. 

Die  Grundlage  zur  Bemessung  der  Einkommensteuer  sollte  der  in  dem 
dem  Steuerjahre  vorangegangenen  Geschäftsjahre  erzielte,  nach  den  Bestimmungen 
des  neuen  Gesetzes  zu  berechnende  Reinertrag  der  zu  besteuernden  Unterneh- 
mung bilden.  Dieser  Reinertrag  sollte  in  erster  Linie  durch  die  zur  Verteilung 
an  die  Interessenten  der  Unternehmung  gelangenden,  in  Reservefonde  hinter- 
legten oder  auf  künftige  Rechnung  übertragenen  Ueberschüsse  des  Geschäfts - 
beti'iebes  gebildet  werden;  diesen  Uebei'schüssen  sollten  zugerechnet  werden 
jene  Beträge,  welche  verwendet  werden  würden  zur  Vergrösserung  des  Anlags- 
kapitals, zur  Schuldentilgung,  zur  Verzinsung  der  auf  dem  Realbesitze  der 
Unternehmung  hypothezierten  oder  sonst  in  derselben  dauernd  angelegten  und 
zir  Teilen  des  Anlagskapitals  gewordenen,  aber  doch  nicht  zu  den  Geschäfts- 
anteilen gehörigen  Kapitalien,  zu  nicht  durch  den  Geschäftsbetrieb  verursachten 
Widmungen,  Geschenken  u.  dgl.,  zur  Zahlung  der  Einkommensteuer  samt  Zu- 
schlägen und  zur  Deckung  der  Verlustvorträge  aus  früheren  Jahren.  Dagegen 
sollten  die  Gewinnvorträge  aus  früheren  Jahren,  sowie  die  Erträge  der  Grund- 
und  Gebäudesteuerobjekte  von  den  Ueberschüssen  abgerechnet  werden. 

Bei  jenen  Vorschusskassen,  bei  welchen  das  ermittelte  steuerpflichtige 
Einkommen  den  Betrag  von  10,000  fi.  nicht  übersteigt,  sollte  das  erste  Tausend 
desselben  mit  vier  Zehnteln,  das  zweite  Tausend  mit  sechs  Zehnteln  und  nur 
der  weitere  Betrag  voll  der  Besteuerung  unterzogen  werden. 

Uebrigens  sollten   auch  für  die  unter  dieses  Gesetz  fallenden  Vorschuss- 

749 


280  '^-  Lesigang, 


kassen  alle  durch  dasselbe  nicht  geänderten  Vorschriften  des  Erwerb-  und  Ein- 
koimncKsteuerpatentes  in  Wirksamkeit  bleiben. 

Dieser  Gesetzentwurf  wurde  von  dem  mit  der  Vorberatung  über  denselben 
betrauten  Ausschusse  des  Abgeordnetenhauses  in  mehreren  Punkten  erheblich 
abgeändert;  das  Elaborat  dieses  Ausschusses  aber  erlangte  nach  längeren  Ver- 
handlungen schliesslich  fast  unverändert  Gesetzeskraft  als  Gesetz  vom  27.  De- 
zember 1880,  R.-G.-Bl.  Nr.  151;  als  dieses  Gesetz  perfekt  wurde,  war  schon  deri 
Nachfolger  v.  Kriegs-Au  —  der  gegenwäi-tige  Finanzminister  v.  Dunajewski 
im  Amte. 

Nach  diesem  Gesetze  sollten  der  darin  angeordneten  besonderen  Steuer- 
behandlung nicht  nur  die  im  Regierungsentwurfe  angeführten  Vorschusskassen, 
sondern  überhaupt  alle  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  teilhaftig 
werden,  welche  ihren  Geschäftsbetrieb  statutenmässig  auf  die  eigenen  Mitglieder 
beschränken,  auch  wenn  sie  von  Nichtmitgliedern  Darlehen  aufnehmen  oder 
Waren  kaufen.  Die  unter  das  neue  Gesetz  fallenden  Unternehmungen  sollten 
von  der  Erwerbsteuer  stets  befreit  sein;  jene  unter  denselben,  deren  nach  den 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  festgestellter  jährlicher  Reinertrag  300  fl.  nicht 
übersteigt,  sollten  überhaupt  keine  Steuer  zu  zahlen  brauchen.  Bei  Feststellung 
der  Besteuerungsgrundlage  sollten  den  bilanzmässigen  Ueberschüssen  jene  Be- 
träge zugerechnet  werden,  welche  verwendet  werden:  zur  Vei-grösserung  des 
Kapitals;  zur  Rückzahlung  von  Kapitalseinlagen,  von  hypothezierten  und  an- 
deren Kapitalien  aus  den  bilanzmässig  nicht  ausgewiesenen  Erträgnissen;  zur 
Verzinsung  der  auf  dem  Realbesitze  der  Unternehmung  hypothezierten  Kapitalien ; 
zu  Spenden  u.  dgl.,  welche  weder  durch  den  Geschäftsbetrieb  verursacht  sine 
noch  auch  bestehenden  Wohlthätigkeitsanstalten  zugewendet  werden ;  zur  Zahlung 
der  auf  Grund  dieses  Gesetzes  zu  entrichtenden  Einkommensteuer.  Der  in  einem 
Jahre  entstandene  und  auf  das  nächstfolgende  vorgetragene  Verlust  darf  in 
diesem  Jahre,  aber  nicht  mehr  später  in  Abschlag  gebracht  werden.  Weiters 
wurde  im  Gesetze  angeordnet,  dass  in  die  Besteuerungsgrundlage  insbesondere 
nicht  eingerechnet  werden  dürfen:  die  bilanzmässigen  Gewinnvorträge  aus  den 
Vorjahren;  die  Erträge  aus  Grund-  und  Gebäudesteuerobjekten;  Gehalte  und 
Remunerationen  der  Vorstandsmitglieder;  die  Zinsen  der  geschuldeten  Kapitalien ; 
zu  Abschreibungen  wegen  Geschäftsverlusten  und  Inventarabnutzungen,  sowie 
zur  Bildung  von  zur  Deckung  derartiger  Verluste  bestimmten  Fonden  ver- 
wendete Beträge;  endlich  bei  den  Kontributions-  und  Steuergeldfondsvorschuss- 
kassen  die  Zinsen  der  dargeliehenen,  auf  Hypotheken  sichergestellten  Kaj^itaüen. 

Bei  den  steuerpflichtigen  Instituten  sollte  das  erste  Tausend  des  steuer- 
baren Reinertrages  mit  drei  Zehnteln,  das  zweite  Tausend  mit  fünf  Zehnteln 
und  erst  der  weitere  Ertrag  voll  in  die  Besteuerungsgrundlage  eingestellt  werden. 

Dieses  Gesetz  gilt,  nachdem  es  durch  eine  Novelle  vom  14.  April  1885 
(R.-G.-Bl.  Nr.  43)  noch  eine  kleine  Ergänzung  —  die  aber  eigentlich  nur  als 
authentische  Interpretation  anzusehen  ist  —  erfahren  hat,  noch  heute. 

IV. 

Auch  die  Besteuerung  der  Gebäude  bedurfte  nunmehr,  nachdem  dadurch, 
dass  die  Grundsteuerregulierung  sich  endlich  der  Vollendung  näherte,  der  Zeit- 
punkt nahe  gerückt  war ,   in  welchem  in  Tirol  und  Vorarlberg  die  bisher  dort 
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bestehende  Besteuerung  der  Gebäude  durch  die  Grundsteuer  aufhören  musste 
und  hierdurch  überhaupt  für  diese  Besteuerung  keine  gesetzliche  Grundlage 
mehr  vorhanden  sein  würde,  dringend  einer,  wenigstens  diesen  Uebelstand  be- 
seitigenden Neuregelung.  Es  war  nur  begreiflich,  dass  die  Regierung  sich 
hierbei  nicht  nur  auf  die  Schaffung  von  Bestimmungen  für  die  Besteuerung  der 
Gebäude  in  Tirol  und  Vorarlberg  beschi-änken  wollte,  sondern  wenigstens  jene 
Refonnen  der  Gebäudebesteuerung  neuerlich  in  Vorschlag  brachte,  welche 
schon  im  Jahre  1876  als  so  dringend  befunden  worden  waren,  dass  ihre  Ein- 
führung schon  in  das  damals  eingebrachte  Projekt  einer  provisorischen  Steuer- 
refoiin  einbezogen  wurde. 

So  brachte  denn  die  Regierung  gegen  Ende  des  Jahres  1880  im  Ab- 
geordnetenhause einen  Gesetzentwurf  ein,  welcher  bestimmt  war,  diesem  Be- 
dürfnisse abzuhelfen. 

Dieser  Gesetzentwurf  schloss  sich  im  wesentlichen  und  auch  seinem  Wort- 
laute nach  enge  an  die  vom  Plenum  des  Abgeordnetenhauses  bei  der  Bei'atung 
über  den  von  der  Regierung  im  Jahre  1870  eingebrachten  Gesetzentwurf  ge- 
fassten  Beschlüsse  an.  Nur  in  zwei  Punkten  von  Wesenheit  wich  er  von  den- 
selben ab. 

Der  eine  dieser  Punkte  betraf  die  Einrichtung,  dass  auch  die  ausser- 
halb der  Orte  mit  überwiegender  mietweiser  Benutzung  der  Gebäude  befind- 
lichen Häuser,  welche  ganz  oder  teilweise  durch  Venmietung  benutzt  werden, 
durchweg  der  Hauszinssteuer  unterliegen;  diese  früher  zur  Abschaffung  be- 
stimmte Einrichtung  sollte  nach  dem  neuen  Gesetzentwurfe  beibehalten  werden; 
doch  wurde  eine  Modifikation  der  bestehenden  Einrichtung  beantragt,  nach 
welcher  diejenigen  unter  diesen  Häusern,  welche  nicht  mehr  als  drei  Wohn- 
bestandteile enthalten  und  in  eine  der  drei  untersten  Klassen  des  Hausklassen- 
steuertarifs  eingereiht  und  vom  Eigentümer  bewohnt  und  nur  zum  Teile  ver- 
mietet sind,  in  der  Hausklassensteuer  verbleiben  sollen;  in  betreff  deijenigen 
unter  diesen  Häusern,  welche  in  Hinkunft  zinssteuerpflichtig  sein  würden,  sollte 
angeordnet  werden,  dass  für  dieselben  an  Hauszinssteuer  zu  entrichten  sei : 

a)  der  Betrag,  welcher  für  die  nicht  vermieteten  Wohnbestandteile  an 
Hausklassensteuer  entfällt  und 

b)  der  Betrag,  welcher  sich  als  Zinssteuer  vom  Zinse  der  vermieteten 
Bestandteile  ergibt. 

Doch  sollte  in  keinem  Falle  die  für  das  ganze  Gebäude  zu  ennittelnde 
Hauszinssteuer  mit  einem  geringeren  Betrage  zur  Vorschreibung  gelangen,  als 
mit  der  auf  dasselbe  nach  dem  Klassensteuertarife  entfallenden  Gebühr. 

Die  zweite  Abweichung  betraf  das  Ausmass  der  Steuer. 

In  betreff  der  Hauszinssteuer  ordnete  nämlich  der  neue  ICntwurf  an,  dass 
dieselbe  allgemein  mit  24  Prozent  des  steuerbaren  Zinsertrages  zur  Einhebung 
gelangen  sollte.  Der  Unterschied  zwischen  den  höher  und  den  niedriger  be- 
steuerten Orten .  der  auch  im  neuen  Entwürfe  beibehalten  wurde  (doch  führte 
dieser  Ragusa,  Spalato  und  Cattaro  unter  den  Orten  der  ersteren  Kategorie 
nicht  mehr  an),  wurde  darauf  reduziert,  dass  der  vor  der  Steuerbemessung  am 
Zinse  zu  machende  Abzug  für  Erhaltungs-  und  Amortisationskosten  in  den 
Orten  der  ersteren  Kategorie  15 ,  in  denen  der  letzteren  aber  30  Prozent  be- 
tragen sollte. 
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In  betreff  der  Hausklassensteuer  brachte   der  neue  Entwurf  einen  neuen 
Tarif  in  Vorschlag.     Nach  demselben  sollte  die  Hausklassensteuer  betragen: 


Für  ein  Haus 

ohne 

mit 

Bei  einer  Anzahl  von 

Wohnbestandteilen 

Stockwerk 

nach 

Klasse 

11. 

kr. 

nach 

Klasse 

fl. 

kr. 

40—36 

II. 

I,i0 

I. 

180 

35—31 

III. 

120 

— 

II. 

150 



30-27 

IV. 

90 

— 

III. 

120 



26-23 

V. 

70 

— 

IV. 

90 

_ 

22—19 

VI. 

50 

— 

V. 

70 



18—15 

VII. 

38 

— 

VI. 

50 



14—11 

VIII. 

28 

— 

VII. 

38 



10-8 

IX. 

20 

— 

VIII. 

28 



7 

X. 

14 

— 

IX. 

20 



6 

XI. 

10 

— 

X 

14 



5 

XII. 

7 

— 

4 

XIII. 

5 

_ 

3 

XIV. 

3 

— 

3 

XV. 

2 

— 

1 

XVI. 

1 

Bei    jenen    Gebäuden, 

— 

ir,  1) 

welche  über  40  Bestand- 

teile enthalten,  sollten 

dem     Tarifsatze      der 

höchsten  Klasse  für  je 

5  mehr  vorhandene  Be- 

standteile zugerechnet 

werden    

10 

15 

Von  den  weniger  wesentlichen  Aenderungen ,  welche  der  neue  Gesetz- 
entwurf gegenüber  seinem  Vorbilde  aufwies,  sei  diejenige  erwähnt,  welche 
darin  bestand ,  dass  in  denselben  in  Anlehnung  an  die  seinerzeit  vom  Aus- 
schusse des  Abgeordnetenhauses  bei  der  Vorberatung  über  die  1876er  Reform- 
entwürfe gegebene  Anregung  Bestimmungen  aufgenommen  wurden,  welche  be- 
zweckten, denjenigen  Ländern  und  Städten,  deren  Steuer  durch  das  neue  Ge- 
setz erhöht  werden  sollte ,  während  der  ersten  Zeit  der  Geltung  desselben  und 
zur  Erleichterung  des  üeberganges  von  den  alten  zu  den  neuen  Bestimmungen 
gewisse  vorübergehende  Steuerermässigungen  zu  gewähren. 

Der  mit  der  Vorberatung  dieses  Gesetzentwurfes  betraute  Ausschuss 
nahm  an  demselben  nur  eine  wesentliche  Aenderung  vor;  diese  war  allerdings 
sehr  wichtig,  weil  sie  das  Ausmass  der  Steuer  betraf.  Das  Plenum  des  Ab- 
geordnetenhauses änderte  am  Ausschusselaborate  auch  nicht  viel ,  fügte  dem- 
selben aber  einige  Zusätze  bei.  welche  auch  wieder  das  Ausmass  der  Steuer 
betrafen.  In  dieser  Beziehung  nahm  auch  das  Hex-renhaus  noch  einige  kleine 
Modifikationen  an  dem  Gesetzentwui'fe  vor,  so  dass  derselbe  schliesslich  nahezu 
in  der  ihm  vom  Plenum  des  Abgeordnetenhauses  gegebenen  Gestalt  als  Gesetz 
vom  9.  Februar  1882,  R.-G.-Bl.  Nr.  17  Gesetzeskraft  erlangte. 

Nach  diesem  Gesetze  beträgt  nun  die  Hauszinssteuer  in  den  höher  be- 
steuerten Städten  und  Orten  26^/»,  in  den  übrigen  und  zwar  in  Tirol  15,  in 
allen  übrigen  Provinzen  aber  20  Prozent   des  steuerbaren  Hauszinses.     Das  bei 


1)  Für  ganz  leicht  gebaute  Hütten, 
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der  Ermittlung  dieses  steuerbaren  Hauszinses  zu  berücksichtigende  Ausmass 
der  Erhaltungs-  und  Amortisationskosten  wurde  für  die  mit  26^/3  Prozent  be- 
steuerten Gebäude  (die  in  Zara  und  Czemowitz  gelegenen  ausgenommen)  mit  15, 
für  alle  anderen  (also  auch  für  die  in  Zara  und  Czemowitz  gelegenen)  mit 
30  Prozent  des  Bruttozinses  festgestellt.  Hiemach  beträgt  also  die  Hauszins- 
steuer in  den  höher  besteuerten  Orten  (mit  Ausnahme  von  Czemowitz  und  Zara) 
22V8,  in  Czemowitz  und  Zara  IS^s»  in  den  niedriger  besteuerten  Orten  Tirols 
lOV«»  in  denen  der  übrigen  Kronländer  aber  14  Prozent  des  Bruttomietzinses. 
Der  neue  Hausklassensteuertarif  weist  die  wichtige  Neuerung  auf,  dass 
derselbe  die  bisher  stets  festgehaltene  Unterscheidung  zwischen  Gebäuden  mit 
und  ohne  Stockwerke  nicht  mehr  enthält.     Nach  demselben  gehört  ein  Haus 


mit  Wohnbestandteilen    in  die  Klasse    mit  einer  Steuer  pr. 


40—36 

I 

35—30 

II 

29-28 

III 

27—25 

IV 

24—22 

V 

21—19 

VI 

18-16 

VII 

14—10 

VIII 

9—8 

IX 

7 

X 

6 

XI 

5 

XII 

4 

XIII 

8 

XIV 

2 

XV 

1 

XVI 

fl.  kr. 

220.- 

180.— 

150.— 

125.— 

100.— 

75.— 

50.- 

30  — 

20.— 

15.— 

10.— 

5.50 

4.90 

2.10 

1.70 

1.50 


Der  Steuersatz  pr.  75  kr.  für  ganz  elende  Hütten  wurde  auch  diesem 
Tarife  wieder  beigefügt.  Bei  Gebäuden  mit  mehr  als  40  Wohnbestandteilen 
hat  der  höchste  Tarifsatz  für  jeden  Wohnbestandteil  mehr  eine  Erhöhung  um 
je  5  fl.  zu  erfahren.  Für  die  in  Vorarlberg  vorkommenden,  mit  den  Alpen- 
hütten verbundenen,  nur  zeitweilig  bewohnten  Wohngebäude,  dann  in  Salzburg 
und  Tirol  für  die  zur  Zeit  des  Beginnes  der  Wirksamkeit  des  neuen  Gesetzes 
bereits  bestandenen  Gebäude  mit  4 — 14  und  in  Dalmatien  für  die  Gebäude 
gleicher  Kategorie  mit  weniger  als  6  Wohnbestandteilen  ist  nur  die  Hälfte  der 
nach  dem  obigen  Tarife  auf  sie  entfallenden  Hausklassensteuer  zu  bezahlen. 

Dieses  Gesetz  gilt  ungeachtet  vieler  Versuche,  welche  seither,  insbesondere 
von  Seiten  derjenigen  Provinzen  und  Städte,  deren  bisherige  Steuerlast  dadurch 
erhöht  worden  war,  gemacht  wurden,  um  eine  Aenderang  desselben  zu  erlangen, 
unverändert  noch  heute. 


Die  letzte  Leistung  während  der  in  Rede  stehenden  Periode,  die  wir  hier 
noch  anzuführen  haben,  besteht  in  der  Vollendung  der  Regelung  der  Grund- 
steuer, welche  nach  so  langer  Dauer  der  diesbezüglichen  Arbeiten  fast  gleich- 
zeitig mit  der  Neuregelung  der  Gebäudesteuer  endlich  zustande  kam.  Doch 
gelang  dies  nicht,  ohne  dass  noch  zweimal  kleine  Aenderungen  an  dem  Gesetze 
vom  Jahre  1869  vorgenommen  wurden.  Die  hierauf  bezüglichen  Gesetze  vom 
28.  März  1880  (R.-G.-Bl.  Nr.  34)  und  vom  30.  März  1881  (R.-G.-Bl.  Nr.  25)  bezogen 
Finanzarchiv.    VI.  Jahi'g.  753  19 
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sich  aber  hauptsächlich  nur  auf  die  mit  dem  •  Gesetze  vom  6.  April  1879  fest- 
gestellten Termine  zur  Vollendung  der  Eegulierungsarbeiten.  Zu  erwähnen 
wäre,  dass  das  Gesetz  vom  28.  März  1880  anordnete,  dass  die  Grundsteuer  auch 
in  Zukunft  nach  einem  Prozentsatze  des  steuerbaren  Reinertrages  festgestellt 
werden  sollte  —  unbeschadet  ihres  Charakters  als  Repartitionssteuer. 

Weiters  enthielt  dieses  Gesetz  auch  die  im  Gesetze  vom  6.  April  1879 
in  Aussicht  genommenen  Normen  für  die  Grundsteuerausgleichung  nach  Durch- 
führung des  Reklamationsverfahrens  zugleich  mit  der  Bestimmung,  dass  diese 
Ausgleichung  spätestens  bis  Ende  Juni  1882  durchgeführt  werden  solle.  Diese 
Terminsbestimmung  wurde  aber  durch  das  Gesetz  vom  30.  März  1881  unter 
Vorbehalt  einer  neuen  Terminsbestimmung  wieder  aufgehoben. 

Durch  das  Gesetz  vom  28.  März  1880  wurde  ferner  die  Anordnung,  dass 
im  Falle  der  nicht  rechtzeitigen  Durchführung  der  Prüfung  der  Einschätzungen 
seitens  der  Bezirksschätzungskommissionen  die  betreffenden  Funktionen  der- 
selben an  deren  Vorsitzenden  übergehen  sollten ,  wieder  aufgehoben ;  die  Ent- 
scheidung über  Reklamationen,  die  sich  nur  auf  unrichtige  Besitzanschreibungen 
bezogen ,  wurde  den  Vorsitzenden  der  Bezirksschätzungskommissionen  über- 
tragen, während  die  Entscheidung  über  Reklamationen  wegen  unrichtiger  Er- 
mittlung des  Flächenmasses  und  wegen  allfälliger  Rechenfehler  den  Vor- 
sitzenden der  Reklamationskommissionen  übertragen  wurde;  der  Zentralkom- 
mission wurde  wieder  die  Aufgabe  übertragen,  die  Arbeiten  der  Kommissionen 
erster  und  zweiter  Instanz  zu  prüfen  und  insbesondere  für  die  Behebung  von 
üngleichmässigkeiten,  die  sich  allenfalls  in  den  Resultaten  der  Einschätzungen 
in  angrenzenden  Ländern  ergeben  würden,  Sorge  zu  tragen;  der  nach  Abschluss 
des  Reklamationsverfahrens  für  die  einzelnen  Parzellen  ermittelte  Steuerbetrag 
sollte  innerhalb  der  fünfzehnjährigen  Periode ,  für  welche  die  vorgenommene 
neue  Einschätzung  gelten  sollte,  nicht  erhöht  werden  dürfen.. 

Durch  das  Gesetz  vom  7.  Juni  1881  (R.-G.-Bl.  Nr.  49)  erfolgte  endlich  der 
Abschluss  der  Grundsteuerregulierung;  die  wichtigste  Bestimmung  dieses  Ge- 
setzes bestand  darin,  dass  die  Grundsteuerhauptsumme  für  die  Dauer  von 
1.")  Jahren  vom  1.  Jänner  1881  an  mit  37,500,000  fl.  festgesetzt  wurde. 

Ausserdem  wäre  von  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  noch  zu  er- 
wähnen, dass  auch  hinsichtlich  der  Zinsen  der  auf  Grundstücken  sichergestellten 
Kapitalien  der  Fortbestand  des  den  Schuldnern  durch  das  kais.  Patent  vom 
10.  Oktober  1849  zugestandenen  Rechtes ,  ihren  Gläubigern  5  Prozent  jener 
Zinsen  abzuziehen  für  die  Dauer  der  Gültigkeit  des  p]inkommensteuerpatentes 
vom  29.  Oktober  1849  angeordnet  wurde.  Auch  verdient  hervorgehoben  zu 
werden,  dass  dieses  Gesetz  ebenfalls  Bestimmungen  enthielt,  welche  bezweckten, 
den  durch  die  Neuregelung  der  Grundsteuer  benachteiligten  Gutsbesitzern 
den  Uebergang  zur  neuen  Steuerleistung  dadurch  zu  erleichtern ,  dass  die  sie 
treffende  Erhöhung  nur  successive  eintreten  sollte. 

Die  im  Gesetze  vom  .28.  März  1880  vorgesehene  Feststellung  der  Grund- 
steuerhöhe mit  einem  Prozentsatze  des  definitiv  festgestellten  Reinertrages  erfolgte 
mit  der  Verordnung  des  Finanzministeriums  vom  22.  Juni  1883,  R.-G.-Bl.  Nr.  119. 
Nach  dieser  Verordnung  beträgt  die  Grundsteuer  dennalen  und  bis  31.  De- 
zember 189.")  22,7  Prozent  des  bei  der  Grundsteuerregelung  ermittelten  Rein- 
ertrages. 
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Die  „Grundsteuerausgleichung"  ist  bis  heute  noch  nicht  erfolgt.  Die 
Regierung  hat  allerdings  schon  im  Jahre  1886  einen  diesbezüglichen  Gesetz- 
entwurf dem  Abgeordnetenhause  vorgelegt;  derselbe  ist  aber  bis  jetzt  noch 
nicht  erledigt  worden. 

So  war  denn  das  Werk  der  Grundsteuerregulierung ,  nachdem  dasselbe 
unter  der  Ministerschaft  Bresteis  begonnen,  unter  Holzgethan,  de  Pretis 
Chertek  und  Kriegs -Au  fortgeführt  worden  war,  unter  Dunajewski  end- 
lich zum  Abschlüsse  gebracht  worden.  Das  Resultat  desselben  befriedigte  aber 
keineswegs  die  bei  dessen  Einleitung  daran  geknüpften  Erwartungen.  Vor  allem 
nicht  in  finanzieller  Beziehung;  die  jährliche  Grundsteuerleistung  Oesterreichs 
hatte  vor  der  Regulierung  36,800,000  fl.  betragen;  das  Plus  der  neuen  Grund- 
steuerhauptsumme machte  gegenüber  dieser  Leistung  nur  700,000  fl.  aus  —  ein 
Betrag,  der  nicht  einmal  ausreichte ,  um  die  Zinsen  des  für  die  Regulierung, 
deren  Kosten  allmählich  riesig  angewachsen  waren,  aufgewendeten  Kapitals  zu 
decken.  Und  auch  hinsichtlich  des  weiteren  Zweckes  der  Reform  —  der  gleich- 
massigeren  Verteilung  der  Grundsteuerlast  auf  die  einzelnen  Teile  des  Reiches  — 
erfuhr  das  hergestellte  Werk  lebhafte  Anfechtungen;  allerdings  gingen  dieselben 
lediglich  von  seiten  derjenigen  Provinzen  , deren  Grundsteuerleistung  gegen  früher 
wesentlich  erhöht  worden  war  —  es  waren  dies  hauptsächlich  die  zum  Gebiete 
der  Alpen  gehörigen  altösterreichischen  Laude  —  aus,  ein  Umstand,  der  zwar 
in  der  Natur  der  Sache  liegt,  aber  immerhin  geeignet  ist,  die  Berechtigung 
jener  Anfechtungen  als  fraglich  erscheinen  zu  lassen.  Ja  nicht  einmal  der  zu 
hohe  Prozentsatz  der  Steuer  —  dieses  alte  Erbübel  der  österreichischen  Steuer- 
gesetzgebung —  konnte  auf  ein  rationelles  Mass  herabgesetzt  werden;  die 
Reinertragsschätzung  hatte  ein  so  unbefriedigendes  Endresultat  geliefert  und 
war  notorisch  so  weit  hinter  der  Wirklichkeit  zurückgeblieben,  dass  der  Prozent- 
satz des  Reinertrages,  mit  welchem  die  Grundsteuer  schliesslich  festgestellt 
wurde,  wenn  er  auch  etwas  niedriger  war,  als  der  frühere,  doch  noch  immer 
auf  einer  Höhe  blieb,  welche  geradezu  unerträglich  wäre  —  wenn  er  eben  die 
wirkliche  Höhe  der  Grundsteuer  bezeichnen  würde.  So  blieb  denn  die  gesetz- 
liche Höhe  der  Grundsteuer  nach  wie  vor  eine  von  der  wirklichen  weit  ver- 
schiedene. 

K.  Das  Reformprojekt  v.  Dunajewskis. 

Im  Jahre  1882  trat  v.  Dunajewski  mit  einem  grösseren,  auf  die  Re- 
form der  direkten  Steuern  bezüglichen  Projekte  an  den  Reichsrat  heran.  Aller- 
dings handelte  es  sich  diesmal  nicht  mehr,  wie  bei  den  früheren  Reform- 
projekten, um  eine  Refonn  des  gesamten  Gebietes  der  direkten  Steuern.  Denn 
die  Reform  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  wurde  nunmehr  als  durch  die 
letzten  Gesetze,  welche  sich  auf  diese  beiden  Steuerarten  bezogen,  vollendet 
betrachtet;  jetzt  sollten  nur  mehr  die  übrigen  Arten  der  direkten  Steuern  re- 
formiert und  endlich  die  schon  seit  so  langer  Zeit  angestrebte  Ergänzung  des 
bestehenden,  auf  die  Ertragsbesteuerung  beruhenden  Systems  der  direkten  Be- 
steuerung durch  eine  wirkliche  Einkommensteuer  durchgeführt  werden;  dem- 
gemäss  bestand  auch  das  neueste  Reformprojekt  aus  Gesetzentwürfen,  welche 
die  Verbesserung  des  P]rtragssteuersystems  bezweckten  und  einem,  die  Ein- 
führung einer  , Personaleinkommensteuer "    bezweckenden  Gesetzentwürfe.     Der 
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Gesetzentwürfe  in  betreff  der  Reform  der  Ertragssteuem  waren  drei,  welche 
das  Gesamtgebiet  derjenigen  unter  den  Ertragssteuern,  welche  als  , Personal- 
steuern"  bezeichnet  zu  werden  pflegen,  umfassten;  sie  betrafen  die  Erwerb- 
steuer, die  Besteuerung  der  zur  öffentlichen  Rechnungslegung  verpflichteten 
Unternehmungen  und  die  Rentensteuer. 

1.   Die  Erwerbsteuer. 

Der  neue  Gesetzentwurf,  welcher  die  künftige  Regelung  der  Erwerbsteuer 
bezweckte ,  sollte  an  den  bestehenden  Steuergesetzen  nicht  so  sehr  essentielle,^ 
als  vielmehr  formelle  Aenderungen  vornehmen.  Wie  es  nämlich  schon  bei  der 
Abfassung  der  mit  den  früheren  Steuerreformprojekten  verbundenen,  die  „ Er- 
werb "steuer  betreffenden  Gesetzentwürfe  geschehen  war,  so  wurde  auch  in  dem 
jetzt  in  Betracht  kommenden  Gesetzentwurfe  für  die  Besteuerung  sowohl  der 
dem  Betriebe  gewerblicher  oder  Handelsunternehmungen  gewidmeten,  als  auch 
der  im  Dienst-  und  Lohnverhältnisse  ausgeübten  persönlichen  Thätigkeit  Sorge 
getragen.  Ausser  dieser  vereinigten  Regelung  zweier,  in  der  geltenden  Gesetz- 
gebung getrennt  behandelten  Materien  brachte  aber  der  Gesetzentwurf  keine 
wesentliche  Aenderung  an  den  in  betreff  einer  jeden  derselben  in  Geltung 
stehenden  Grundsätze.  Und  selbst  jene  Vereinigung  war  eine  rein  äusserliche, 
indem  der  Gesetzentwurf  doch  besondere  Bestimmungen  für  jeden  der  beiden 
darin  behandelten  Gegenstände  enthielt. 

Der  Gesetzentwurf  unterschied  also  zwei  Klassen  der  Erwerbsteuer;  die 
erste  derselben  sollte  alle  selbständigen  Erwerbsuntemehmungen  und  nutz- 
bringenden Beschäftigungen  umfassen ,  während  in  die  zweite  die  aus  einem 
Dienst-  und  Lohnverhältnisse  hervorgehenden  Bezüge  gehören  sollten. 

Der  Vorgang  bei  Bemessung  der  Erwerbsteuer  erster  Klasse 
sollte  derselbe  bleiben,  der  bisher  für  die  Erwerbsteuer  des  kais.  Patentes  vom 
3L  Dezember  1812  vorgeschrieben  war  und  nach  welchem  die  Höhe  der  zu 
bemessenden  Steuer  ausschliesslich  vom  Ermessen  der  Steuerbehörden  abhängt. 
Neu  waren  in  dem  in  Rede  stehenden  Gesetzentwurfe  nur  die  Bestimmungen 
über  die  Befreiung  von  der  Erwerbsteuer  —  welche  in  viel  weniger  Fällen  ein- 
treten sollte,  als  nach  dem  alten  Gesetze  —  und  der  demselben  angeschlossene, 
gegenüber  dem  alten  wesentlich  geänderte  Positionen  aufweisende  Tarif. 

Befreit  von  der  Erwerbsteuer  erster  Klasse  sollten  folgende,  iln-er  Natur 
nach  unter  dieselbe  gehörende  Beschäftigungen  sein:  Der  Betrieb  der  Land- 
und  Forstwirtschaft  im  Wege  der  Bewirtschaftung  von  Grundstücken  dui'ch 
den  Eigentümer  selbst;  der  Ertrag  aus  der  Pachtung  von  Grundstücken,  welche 
ausschliesslich  durch  den  Pächter  und  dessen  Familienglieder  eigenhändig  be- 
arbeitet werden;  die  Unternehmungen,  welche  durch  solche  Vereine  betrieben 
werden,  auf  deren  Besteuervmg  das  Gesetz  über  die  Besteuerung  der  zur  öffent- 
lichen Rechnungslegung  verpflichteten  Unternehmungen  Anwendung  finden  sollte; 
die  Apotheken  der  öffentlichen  Spitäler;  die  vom  Staate  für  eigene  Rechnung 
betriebenen  Unternehmungen;  solche  Unternehmungen,  deren  Steuerfreiheit  auf 
Staatsverträgen  beruht;  Nebenbeschäftigungen,  deren  jährlicher  Erti-ag  20  fl. 
nicht  übersteigt. 

Im  Tarife  für  die  Bemessung  der  Erwerbsteuer  kam  der  dem  neuen 
Gesetzentwurfe  zu  Grunde  liegende  Gedanke  der  Verschmelzung  der  bisherigen 
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Erwerbsteuer  und  Einkommensteuer  I.  Klasse  in  eine  neue,  ErwerVjsteuer  ge- 
nannte Steuer  deutlich  zum  Ausdrucke.  Nach  diesem  Tarife  sollte  die  Be- 
inessung  der  Erwerbsteuer  in  Hinkunft  nach  Abstufungen  erfolgen ,  für  welche 
ein  bestimmt  festgestellter  mittlerer  Jahresertrag  eines  jeden  steuei-pflichtigen 
Unternehmens  massgebend  sein  sollte;  die  Berechnung  dieses  Ertrages,  welcher 
von  den  Steuerbehörden  auf  die  ihnen  geeignet  scheinende  Weise,  insbesondere 
ohne  Verpflichtung,  sich  an  irgend  eines  der  von  ihnen  etwa  eingeholten  Gut- 
achten zu  halten,  ermittelt  und  dessen  ziffermässige  Feststellung  jeweils  für 
drei  Jahre  gültig  sein  sollte,  hätte  nach  denselben  Grundsätzen  erfolgen  sollen, 
welche  für  die  Ermittlung  des  Einkommens  nach  den  Bestimmungen  des  Ein- 
kommensteuerpatentes vom  Jahre  1849  massgebend  waren  —  jedoch  unter  Weg- 
lassung der  Ermittlung  eines  dreijährigen  Durchschnittes.  Ausserdem  wurden 
noch  Minimalsätze  der  Erwerbsteuer  aufgestellt,  welche  nach  Arten  der  Er- 
werbsunternehmungen und  Bevölkerung  der  Betriebsorte  abgestuft  waren  und 
unter  allen  Umständen  zur  Einhebung  gelangen  sollten. 

Die  Minimalsätze  der  Erwerbsteuer  erster  Klasse  waren: 


Ohne 
Rücksicht 
auf  die 
Orts- 
bevölkerung 

In  Orten  mit  einer  Bevölkerung 

Für 

über 

70,000 

Über 
35,000 

bis 
70,000 

Über 
15,000 

bis 
35,000 

über        über 
5000    !    1000       unter 
bis           bis         1000 
15,000        5000 

Einwohnern 

Gulden 

I.  Bergbau 

10 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

II.  Fabriken i         100 

- 

-  1  -  !  - 

- 

III.  a)  Grosshandlungen    .    . 

800 

-- 

■  - 

- 

-        - 

- 

b)  Handelsgerichtlich 
protokollierte  Handels- 
untemehmungen 

- 

100 

75 

55 

40 

30 

25 

IV.  Transportuntemehinungen 
a)  zu  Wasser 

1 





' 

_ 

_ 

_ 

b)  zu  Lande    

—         1       12 

10 

8 

6 

- 

4 

V.  Kleingewerbe,  Kleinhan- 
del, Künste,  freie  Beschäf- 
tigungen, Pachtungen 

- 

8 

6 

-' 

- 

4 

:'. 

VI.  Geschäftsvertretungen    . 

—         j       60 

45 

35 

25 

20       1       15 

VII.  Unterricht 

- 

8 

6 

4 

4 

3 

^ 

Bei  besonders  ungünstigen  Erwerbsverhältnissen  eines  Steuei'trägers 
sollte  ausnahmsweise  auch  der  nächst  niedrigere  Tarifsatz  einer  anderen  Orts- 
kategorie in  derselben  Hauptabteilung,  eventuell  in  Orten  mit  weniger  als 
1000  Einwohnern  die  Hälfte  des  geringsten  Tarifsatzes  in  Anwendung  ge- 
bracht werden. 

In  Orten   im  Umkreise   von  zwei  Meilen  von  Wien   sollten   die  für  Orte 
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von,    mehr     als    70,000    Einwohnern     festgesetzten    Minimalsätze    aaigewendet 
werden. 

Die  nach  dem  Ertrage  festzustellenden  Erwerbsteuersätze  waren  abgestuft, 
wie  folgt: 


Von  einem  Jahresertrage 
fl.              fl. 

sollte  die  Jahres- 
steuerbetragen 
fl.  kr. 

Von  einem  Jahresertrage 
fl.               fl. 

sollte  die  Jahres- 
steuer betragen 
fl.kr. 

von 

0  bis 

125 

3.75 

von  über    5,400  bis 

5,800 

410.— 

von  über 

125 

150 

4.50 

5,800 

6,200 

450.— 

150 

200 

6. — 

6,200 

6,600 

490.— 

200 

250 

7.50 

6,600 

7,000 

530.—           , 

250 

300 

9.— 

7,000 

7,600 

590.—           ^ 

300 

350 

10.50 

7,600 

8,200 

650.— 

350 

400 

12.— 

8,200 

8,800 

710.— 

400 

450 

13.50 

8,800 

9,400 

770.—           i 

450 

500 

15.— 

9,400 

10,000 

830.—           , 

500 

600 

19.— 

10,000 

11,000 

930.— 

600 

700 

23.— 

11,000 

12,000 

1030.—           ' 

700 

800 

27.— 

12,000 

13,000 

1130.— 

800 

900 

31.— 

13,000 

14,000 

1230.— 

, 

900 

1,000 

35.— 

14,000 

15,000 

1330.— 

1,000 

1,100 

40.— 

15,000 

16,000 

1430.— 

1,100 

1,200 

15.— 

16,000 

17,000 

1530.— 

1,200 

1,300 

50.— 

17,000 

18,000 

1630.— 

1,300 
1,400 

1,400 
1,500 

55.— 
60.— 

18,000 
19,000 

19,000 
20,000 

1730.— 
1830.— 

1,500 

1,700 

70.— 

20,000 

22,000 

2030.— 

1,700 

1,900 

80.— 

22,000 

24,000 

2230.— 

1,900 

2,100 

92.— 

24,000 

26,000 

2430.— 

2,100 

2,300 

105.— 

26,000 

28,000 

2630.— 

2,300 

2,500 

120.— 

28,000 

30,000 

2830.— 

2,500 

2,700 

130.— 

30,000 

32,000 

3030.— 

2,700 

2,900 

145.- 

32,000 

34,000 

3230.— 

2,900 
3,200 

3,200 
3,500 

165.—- 
190.— 

34,000 
36,000 

36,000 
38,000 

3430.— 
3630.— 

3,500 

3,800 

215.— 

38,000 

40,000 

3830.— 

3,800 

4,100 

240.—  . 

40,000 

42,000 

4030.— 

4,100 

4,400 

270.— 

42,000 

44,000 

4230.— 

4,400 

4,700 

300.- 

44,000 

46,000 

4430.—           1 

4,700 
5,000 

5,000 
5,400 

330.— 
370.— 

46,000 
48,000 

48,000 
50,000 

4630.— 

4830.— 

Bei  noch  höheren  Erträgen  sollten  die  Klassen  um  je  5000  fl.  und  die 
Steuerbeträge  um  je  500  fl.  steigen. 

In  betreff  der  Veranlagung  der  Erwerbs  teuer  zweiter  Klasse 
enthielt  der  neue  Gesetzentwurf  im  Grunde  genommen  nichts,  als  eine  Er- 
neuerung der  geltenden  Bestimmungen  über  die  Veranlagung  der  Einkommen- 
steuer zweiter  Klasse ;  die  Neuerungen  des  Entwurfes  gegenüber  diesen  Bestim- 
mungen beschränkten  sich  auf  den  Wegfall  der  Verpflichtung  der  Dienstgeber 
der  nicht  im  Staatsdienste  befindlichen  Angestellten,  die  Steuer  derselben  selbst 
zu  bemessen  (die  Einhebungs-  und  Abfuhrspflicht  wurde  auch  für  diese  Dienst- 
geber aufrecht  erhalten),  dann  in  der  Verallgemeinerung  der  Steuerpflicht, 
welche  ohne  Unterscheidung  hinsichtlich  der  Art  der  Bedienstung  alle  ti-effen 
sollte,  deren  Bezüge  in  den  der  Linien- Verzehrungssteuer  unterliegenden  Orten  400, 
in   den   übrigen   300  fl.  jährlich   übersteigen,   endlich   in   einem   neuen  Tarife. 
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Nach  dem  neuen  Tarife  sollte  die  Steuer  betragen  für  Bezüge 


über  fl. 

bis  fl. 

fl.kr. 

300 

350 

—  70 

350 

400 

—.80 

400 

450 

—.90 

450 

500 

1.— 

500 

600 

2.50 

600 

700 

4..50 

700 

800 

6.50 

800 

900 

8.— 

900 

1,000 

10.— 

1,000 

1,100 

12.— 

1,100 

1,200 

14.— 

1,200 

1,300 

16.— 

1,300 

1,400 

18.— 

1,400 

l.üOO 

20.— 

1,500 

1,700 

25.— 

1,700 

1,900 

30.— 

1,900 

2,100 

38.— 

2,100 

2,300 

48.— 

2,300 

2,500 

58,— 

2,500 

2,700 

68.— 

2,700 

2,900 

78.— 

2,900 

3,200 

95.— 

3,200 

3,500 

115.— 

3,500 

3,,S00 

135.— 

von  über  fl. 

bis  fl. 

fl.  kr. 

3,800 

4,100 

160.— 

4,100 

4,400 

185.- 

4,400 

4,700 

210.— 

4,700 

5,000 

240.— 

5,000 

5,400 

280.— 

5,4ro 

5,800 

320.— 

5,800 

6,200 

360.— 

6,200 

6,600 

400.— 

6,600 

7,000 

440.— 

7,000 

7,600 

500.- 

7,600 

8,200 

.560.— 

8,200 

8,800 

620.— 

8,800 

9,400 

680.— 

9,400 

10,000 

740.— 

10,000 

11,000 

840.— 

11,000 

12,000 

940.— 

12,000 

13,000 

1040.— 

13,000 

14,000 

1140.— 

14,000 

15,000 

1240.— 

15,000 

16,000 

1340.— 

16,000 

17,000 

1440.- 

17,000 

18,000 

1540.— 

18,000 

19,000 

1640.- 

19,000 

20,000 

1740.— 

Bei  grösseren  J]inkommen  sollten  die  Klassen  um  je  2000  fl.  und  die 
Steuerbeträge  um  je  200  fl.  steigen. 

Befreit  von  dieser  Steuer  sollten  nur  sein  die  Mendikantenklöster,  sowie 
verschiedene  gemeinnützige  Korporationen  und  Anstalten,  die  Dienstesbezüge 
der  Militärpersonen  und  die  sogenannten  Aktivitäts-  und  Funktionszulagen  der 
Staatsbeamten. 

Die  Annahme  des  obigen  Tarifs  hätte  eine  wesentliche  Herabminderung 
der  Besteuerung  der  hier  in  Betracht  kommenden  Steuerträger  zur  Folge  gehabt. 

Beiden  Arten  der  projektierten  neuen  Erwerbsteuer  war  gemeinschaftlich 
die  neue  Anordnung,  dass  Hinterziehungen  derselben  mit  dem  Zwei-  bis  Sechs- 
fachen des  in  Betracht  zu  ziehenden  Steuerbetrages  bestraft  werden  sollten. 

2.  Die  Steuer  der  zur  öffentlichen  Rechnungslegung  verpflichteten 

Unternehmungen. 
Der  auf  diese  Steuer  bezügliche  neue  Gesetzentwurf  enthielt  im  Grunde 
genommen  nur  eine  Wiederholung  derjenigen  Bestimmungen,  welche  schon  in 
dem,  den  gleichen  Gegenstand  behandelnden,  von  der  Regierung  im  Jahre  1876 
im  Abgeordnetenhause  eingebrachten  und  durch  dieses  amendirten  Gesetzentwurfe, 
sowie  in  dem  speziell  die  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  und  Vor- 
schusskassen betrefi'enden  Gesetze  vom  27.  Dezember  1880  enthalten  waren  und 
durch  dieses  Gesetz  schon  für  ein  beschränktes  Gebiet  des  Steuerwesens  Geltung 
erlangt  hatten.  Er  verfolgte  eben  den  Zweck,  dieses  Spezialgesetz  durch  ein, 
ein  grösseres  Gebiet  des  Steuerwesens  —  in  welchem  auch  das  durch  dasselbe 
geregelte  mit  eingeschlossen  war  —  umfassendes  zu  ersetzen.  Demgemäss  be- 
stand auch  der  Hauptunterschied  zwischen  dem  neuen  Entwürfe  und  dem  Ge- 
.setze  vom  27.  Dezember  1880   in   der  verschiedenartigen  Bezeichnung  der  dar- 
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tinter  fallenden  Unternehmungen;  in  dieser  Beziehung  unterschied  sich  übrigen» 
der  neue  Entwurf  auch  von  seinem  Vorgänger  aus  dem  Jahre  1876  sehr  wesent- 
lich, indem  er  nicht  wie  dieser  bloss  eine  allgemeine  Bezeichnung  der  unter 
seine  Bestimmungen  fallenden  Unternehmungen,  sondern  eine  detaillierte  Auf- 
zählung derselben  enthielt.  Hiernach  sollten  der  Besteuerung  nach  dem  in  Rede 
stehenden  Entwürfe  unterliegen: 

a)  Die  von  Aktiengesellschaften  oder  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien 
betriebenen  Unternehmungen,  b)  Kreditinstitute;  c)  Sparkassen;  d)  Versicherungs- 
anstalten; e)  die  auf  dem  Prinzipe  der  Selbsthilfe  beruhenden  Erwerbs-  und 
Wirtschaftsgenossenschaften,  welche  ihren  Geschäftsbetrieb  statutengemäss  auf 
die  eigenen  Mitglieder  beschränken;  f)  die  im  Grunde  besonderer  Landesgesetze 
aus  den  Kontributions-  und  Steuergeldfonden  entstandenen  Vorschusskassen; 
g)  die  Gemeindevorschusskassen. 

Zuletzt  wurden  übrigens  auch  im  neuen  Entwürfe  noch  ganz  allgemein 
als  unter  denselben  fallend  erklärt  „alle  .  .  .  Erwerbsunternehmungen,  deren 
Geschäftsleiter  zur  öffentlichen  Rechnungslegung  verpflichtet  sind". 

Befreiungen  von  der  Besteuerung  nach  dem  neuen  Entwürfe  wurden  in 
demselben  —  abgesehen  von  jenen  Unternehmungen,  welchen  eine  solche  infolge 
besonderer  Gesetze  zukäme  (namentlich  die  österreichisch-ungarische  Bank  und 
die  steuerfreien  Eisenbahnen)  —  in  Aussicht  genommen  für  die  wechselseitigen, 
nicht  auf  Gewinn  berechneten  Versicherungsinstitute  ganz  allgemein,  dann  für 
die  oben  sub  c,  e,  f  und  g  angeführten  Institute  dann,  wenn  ihr  Reinertrag 
300  fl.  im  Jahre  nicht  übersteigt. 

Eine  weitere  wesentliche  Neuerung  des  Entwurfes  beti-af  die  oben  unter 
e,  f  und  g  angeführten  Institute  allein  und  bestand  darin,  dass  die  Begünstigung 
der  nicht  vollen  Einrechnung  des  ersten  und  zweiten  Tausend  des  Reinertrages 
in  die  Grundlage  der  vorzuschreibenden  Steuer,  welche  den  angeführten  In- 
stituten schon  durch  das  Gesetz  vom  27.  Dezember  1880  eingeräumt  worden 
war,  nach  dem  neuen  Entwürfe  nur  für  diejenigen  unter  denselben  aufrecht 
erhalten  werden  sollte,  deren  steuerpflichtiger  jährlicher  Reinertrag  den  Betrag 
von  10,000  fl.  nicht  überschreitet. 

3.  Die  Rentensteuer. 
In  dem,  die  künftige  Regelung  der  Rentensteuer  betreftenden  Gesetz- 
entwurfe lag  nach  zwei  Richtungen  hin  der  Schwerpunkt  des  ganzen  Reform- 
projektes des  Jahres  1882.  Er  lag  darin  in  finanztechnischer  Beziehung,  weil 
dieser  Entwurf  der  einzige  Bestandteil  dieses  Projektes  war,  welcher  gegenüber 
den  Vorgängern  desselben  Neuerungen  —  und  zwar  wie  wir  sehen  werden,  sehr 
tiefgehende  —  enthielt,  welcher  also  etwas  anderes  war,  als  eine  Wiederholung 
früherer  Gesetzentwürfe  oder  eine  neue  Redaktion  älterer  Gesetze.  Der  Schwer- 
punkt des  ganzen  Reformprojektes  lag  aber  im  Rentensteuerentwurfe  auch  in 
rein  finanzieller  Beziehung,  weil  dieser  Entwurf  dazu  bestimmt  war.  vennöge 
der  erwarteten  Wirkung  seiner  radikalen  Neuerungen  dem  Staate  erhebliche 
Mehreinnahmen  zuzuführen  und  hierdurch  nicht  nur  den  aus  der  Realisierung 
der  beiden  erstbespi-ochenen  Entwürfe  des  neuesten  Reformprojektes  erwarteten 
Ausfall  zu  decken,  sondern  sogar  aus  der  Reform  noch  einen  Ueberschuss  gegen- 
über den  bisherigen  Einnahmen  aus  den  direkten  Steuern  resultieren  zu  lassen. 
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Die  Neuerung,  welche  der  die  Rentensteuer  betreffende  Gesetzentwurf 
enthielt,  bestand  hauptsächlich  in  der  grossen  Ausdehnung  der  beabsichtigten 
Wirksamkeit  dieser  Steuer.  Derselben  sollten  unterliegen  „Einkünfte  jeder 
Art,  welche  durch  die  Grund-,  Gebäude-,  Erwerb-  oder  eine  diese  letztere  ver- 
tretende Steuer  nicht  uiunittelbar  getroffen  sind."  Beispielsweise  wurden  als 
solche  Einkünfte  aufgezählt  ,die  Zinsen  von  Staats-,  öffentlichen  Fonds-  und 
ständischen  Obligationen,  von  Landes-,  Bezirks-,  Gemeindeajilehen ,  von  den  in 
Aktien-  oder  anderen  zur  öffentlichen  Rechnungslegung  verpflichteten  Unter- 
nehmungen angelegten  Kapitalien,  von  privaten  Darlehen  und  anderen  Schuld- 
forderangen,  Dividenden  von  Aktien  jener  Erwerbsunternehmungen,  welche  von 
der  Erwerb-  oder  einer  dieselbe  vertretenden  Steuer  dauernd  befreit  sind,  Pacht- 
zinse  von,  der  Gebäudesteuer  nicht  unterliegenden  Gebäuden,  Leibrenten,  stehende 
Jahresbezüge  aus  Versorgungs-  oder  Lebensversicherungsanstalten,  Jahresbezüge, 
welche  nicht  aus  dem  Dienst-  oder  Lohnverhältnisse  hei'stammen,  Renten  über- 
haupt und  Bezüge  für  Ueberlassung  der  Ausübung  von  Berechtigungen,  Ent- 
schädigungen für  aufgehobene  Rechte,  die  auf  Grund  und  Boden  haftenden, 
von  der  Realsteuer  nicht  berührten  Nuturalbezüge  und  Genüsse,  sie  mögen  auf 
Realitäten  bücherlich  versichert  sein  oder  nicht,  die  rentierenden  Kapitalien 
mögen  in  Handels-  und  Gewerbsuntemehmungen ,  bei  Enverbsgesellschaften, 
Vereinen  oder  Einzelpersonen  angelegt,  sie  mögen  mit  Schuldscheinen,  Pfand- 
briefen, Wechseln  oder  sonst  verbrieft  und  unverbrieft  sein." 

Aus  dieser  Aufzählung  geht  hervor,  dass  der  projektierten  Rentensteuer 
im  Gegensatze  zur  geltenden  Gesetzgebung  und  auch  zu  den  früher  einge- 
brachten Gesetzentwürfen  auch  die  Zinsen  der  hypothekarisch  sichergestellten 
und  der  zur  Ausübung  erwerbsteueipflichtiger  Unternehmungen  dargeliehenen 
Kapitalien  unterliegen  sollten,  obwohl  dieselben  infolge  der  bei  den  meisten 
übrigen  Ertragssteuern  durchgeführten  Nichtberücksichtigung  der  aus  den  Er- 
trägen zu  bezahlenden  Schuldzinsen  doch  schon  durch  jene  Steuern  mittelbar 
belastet  waren.  Dagegen  sollten  die  Zinsen  der  unter  das  Gesetz  vom  20.  Juni 
1868  fallenden  Staatsschuldverschreibungen,  sowie  aller  Wertpapiere,  deren 
Zinsen  die  Steuerfreiheit  durch  Spezialgesetze  zugesichert  worden  war,  dann 
die  Zinsen  von  Einlagen  in  Postsparkassen,  die  Rentenbezüge  verschiedener 
gemeinnütziger  und  Wohlthätigkeitsanstalten,  die  Erträge  der  von  der  Gebäude- 
steuer wegen  ihrer  Bestimmung  befreiten  Gebäude,  endlich  die  den  Jahres- 
betrag von  300  fl.  nicht  übersteigenden  Renten  solcher  Personen,  die  kein 
anderweitiges  Einkommen  haben,  von  der  Rentensteuer  frei  bleiben. 

Eine  weitere  Bestimmung  des  Entwurfes  von  grundlegender  Bedeutung 
bestand  darin,  dass  die  Steuer  von  den  Zinsen  der  unter  denselben  fallenden 
Staatsschuldverschreibungen,  der  öffentlichen  Fonds-  und  ständischen  Obligationen, 
dann  der  von  Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  Kredit- 
instituten, Versicherungsanstalten  und  Sparkassen  ausgegebenen  Schuldverschrei- 
bungen, dann  von  den  Zinsen  der  Landes-,  Bezirks-  und  Gemeindeanlehen,  sowie 
von  den  Dividenden  der  Aktien  erwerbsteuerfreier  Unternehmungen  bei  Aus- 
zahlung dieser  Renten  von  den  dieselbe  leistenden  Kassen  in  Abzug  gebracht 
und  an  die  betreffenden  Steuerkassen  abgeführt  werden  sollte.  Die  Steuer  von 
den  hierher  gehörigen  Renten  sollte  10  Prozent  derselben  betragen. 

Für  alle  übrigen  Renten  wurde  das  Ausmass  der  Steuer  mit  5  Prozent  festgesetzt. 
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Die  Bemessung  der  fünfprozentigen  Rentensteuer  sollte  auf  Grund  von 
Fassionen  der  Steuerpflichtigen  erfolgen,  welche  durch  Anzeigen,  zu  deren  Ein- 
bringung die  die  steuerpflichtigen-  Renten  auszahlenden  Personen  verpflichtet 
werden  sollten,  hätten  ergänzt  werden  sollen.  Die  Fassionen  und  Anzeigen 
sollten  durch  die  Steuerbehörden  geprüft  werden ;  diesen  sollte  es  auch  obliegen, 
die  Steuer  auf  Grund  dieser  Prüfung  —  wenn  die  Fassionen  und  Anzeigen  nicht 
eingebracht  wurden,  aber  auch  ohne  solche  und  nur  auf  Grund  des  sonstigen 
ihnen  zu  Gebote  stehenden  Materials  —  zu  bemessen  und  vorzuschreiben.  Hierbei 
sollten  Zinsen  von  Schulden  des  Steuerijflichtigen  vom  steuerbaren  Bezüge  in 
der  Regel  nicht  abgerechnet  werden  dürfen;  nur  hinsichtlich  solcher  Lasten, 
welche  unmittelbar  auf  einem  bestimmten  Rentenbezuge  haften  und  vermöge 
ihres  Zusammenhanges  mit  demselben  seinen  Ertrag  vermindern,  wurde  diese 
Abrechnung  gestattet;  doch  sollten  solche  Leistungen  dann  seitens  der  Em- 
pfangenden versteuert  werden.  Bei  Leibrenten  sollte  aus  der  Besteuerungs- 
grundlage derjenige  Betrag  ausgeschieden  werden,  um  den  dieselben  höher  sein 
sollten  als  die  sechsprozentigen  Zinsen  des  Leibrentenkapitals. 

Im  Laufe  eines  Steuerjahres  erfolgende  Aenderungeii  an  einem  renten- 
steuerpflichtigen Bezüge  sollten  auf  die  dasselbe  betreffende  Steuervorschreibung 
nur  dann  einen  Einfluss  ausüben,  wenn  sie  wenigstens  25  Prozent  jenes  Bezuges 
ausmachen. 

Hinterziehungen  an  der  Rentensteuer  wurden  mit  Geldstrafen  im  Aus- 
masse des  Zwei-  bis  Sechsfachen  des  in  Betracht  kommenden  Steuerbetrages, 
andere  Uebertretungen  des  Gesetzes  mit  Ordnungsstrafen  bis  zu  100  fl.  bedroht. 

4.   Die  Personaleinkommensteuer. 

Der  neue .  die  Personaleinkommensteuer  betreffende  Gesetzentwurf  war 
eine  nahezu  wortgetreue  Wiederholung  des  aus  den  Verhandlungen  im  Aus- 
schusse und  im  Plenum  des  Abgeordnetenhauses  über  die,  den  gleichen  Gegen- 
stand betreffende  und  im  Jahre  1876  vor  den  Reichsrat  gebrachte  Regierungs- 
vorlage hervorgegangenen  Gesetzentwurfes.  Nur  in  einzelnen  —  allerdings 
wesentlichen  —  Punkten  wich  er  von  diesem  ab. 

Eine  dieser  Abweichungen  bestand  darin,  dass  die  Kontingentierung  der 
Steuer  fallen  gelassen  und  in  betreff  des  Ausmasses  derselben  in  den  Entwurf 
eine  Bestimmung  aufgenommen  wurde,  wonach  die  Steuer  im  ersten  Jahre 
50  Kreuzer  für  jede  Steuereinheit  betragen  und  in  jedem  folgenden  Jahre  durch 
das  Finanzgesetz  der  auf  jede  Steuereinheit  entfallende  Steuerbetrag  bestimmt 
werden  sollte.  Im  Zusammenhange  mit  der  Weglassung  der  Kontingentierung 
stand  die  weitere  Aenderung,  dass  auch  das  Recht  eines  jeden  Steuerträgers, 
gegen  das  Ausmass  der  Besteuerung  eines  jeden  anderen  Steuerpflichtigen  zu 
reklamieren,  beseitigt  wurde.  EndHch  wurde  auch  jene  Bestimmung,  welche 
bei  der  Beratung  über  den  Entwurf  aus  dem  Jahre  1876  die  Klippe  gebildet 
hatte,  an  der  damals  das  ganze  Reformwerk  umnittelbar  vor  dessen  Fertig- 
stellung gescheitert  war,  durch  eine  neue  ersetzt,  welche  besagte,  dass  den 
Kronländern  zu  Zwecken  der  Landesverwaltung  10  Prozent  des  Ertrages  der 
Personaleinkommensteuer  überwiesen  werden,  die  Ausschreibung  von  Zuschlägen 
zu  derselben  zu  Zwecken  der  Selbstverwaltungsköiper  aber  nicht  gestattet 
sein  sollte.  
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Das  Schicksal  dieses  Projektes  war  infolge  der  gegen  dasselbe,  insbe- 
sondere gegen  den  auf  die  Rentensteuer  bezüglichen  Gesetzentwurf  von  allen 
Seiten  erhobenen  Opposition  noch  ungünstiger  als  das  der  letzten  Vorgänger 
desselben,  indem  es  niemals  über  das  erste  Stadium  dei*  parlamentarischen  Ver- 
handlung —  über  die  Zuweisung  an  den  zur  Vorberatung  der  Regierungsvorlage 
bestimmten  Ausschuss  des  Abgeordnetenhauses  nämlich  —  hinausgelangte. 


Das  im  Jahre  1882  dem  Reichsrate  vorgelegte  Reformprojekt  ist  bisher 
der  letzte  Versuch  zu  einer  tiefer  greifenden  Reform  der  direkten  Steuern  Oester- 
reichs  geblieben.  Doch  sind  seither  noch  einige  kleinere  auf  dieses  Gebiet  be- 
zügliche Gesetze  zustande  gekommen,  deren  Inhalt  in  nachstehendem  kurz  mit- 
geteilt werden  soll. 

1.  Das  erste  dieser  Gesetze  (vom  23.  Mai  1883)  enthielt  die  schon  im 
Gesetze  vom  24.  Mai  1869  über  die  Neuregulierung  der.  Grundsteuer  in  Aus- 
sicht gestellten  Bestimmungen  über  die  Evidenzhaltung  des  Grund.steuerkatasters. 
In  demselben  wurden  als  Gegenstände  dieser  Evidenzhaltung  erklärt  alle  Ver- 
änderungen, welche  sich  ergeben:  im  Umfange  der  Steuergemeinden,  dann  in 
den  Persönlichkeiten  der  Grundbesitzer,  endlich  in  der  Steuerpflicht  der  Objekte 
(d.  h.  durch  Uebergabe  von  steuei'pflichtigen  Grundstücken  an  eine  ihre  Steuer- 
freiheit begründende  Bestimmung  oder  durch  Vernichtung  oder  Aufliören  der 
Ertragsfähigkeit  steuerpflichtiger  Grundstücke  und  umgekehrt);  weiters  wurde 
auch  die  Vornahme  von  Korrekturen  der  im  Kataster  und  den  dazu  gehörigen 
Belegen  vorkommenden  Schreib-,  Rechnungs-  und  Zeichenfehler  angeordnet;  die 
dauernden  Kulturänderungen  sollen  im  Kataster  ebenfalls  —  aber  nur  zum 
Zwecke  der  Vorbereitung  der  nach  Ablauf  der  fünfzehnjährigen  Umlegungs- 
periode  vorzunehmenden  Neuregulierung  der  Grundsteuer  —  berücksichtigt 
werden;  endlich  sind  auch  die  zeitweisen  Vernichtungen  der  Ertragsfähigkeit, 
welche,  wie  das  in  Rede  stehende  Gesetz  in  Abänderung,  resp.  Ergänzung  der 
auf  denselben  Gegenstand  bezüglichen  Bestimmung  des  Gestezes  vom  24.  Mai 
1869  anordnete,  hinsichtlich  der  Aeker,  Wiesen,  Gärten,  Weingärten  und  Hut- 
weiden einen  Anspruch  auf  Grundsteuerabschreibung  für  die  zur  Wiederher- 
stellung der  Ertragsfähigkeit  der  betroffenen  Grundstücke  notwendige  Zßit  und 
noch  darüber  hinaus  —  und  zwar  bei  Hutweiden  noch  während  eines  weiteren 
Jahres,  bei  den  anderen  Kulturen  aber  während  zweier  weiterer  Jahre  —  ge- 
währt, im  Kataster  in  Evidenz  zu  halten.  Andere  Veränderungen  sind  in  dem- 
selben nicht  zu  berücksichtigen;  insbesondere  kümmert  sich  der  Kataster  nicht 
um  Erhöhungen  des  Ertrages  der  Grundstücke  durch  wirtschaftliche  Verbesse- '• 
rungen.  Weiters  enthält  das  Gesetz  noch  eine  Menge  Detailbestimmungen  über' 
den  Vorgang  bei  der  Durchführung  der  in  demselben  angeordneten  Evidenz-' 
haltungen. 

2.  Eine  Bestimmung  besonderer  Art  enthielt  das  Gesetz  vom  19.  März 
1887  (Reg.-Bl.  Nr.  33).  Dasselbe  war  durch  die  in  den  letztvorhergegangenen 
Jahren  erfolgten  umfangreichen  Verstaatlichungen  von  Eisenbahnen  veranlasst' 
worden,  welche  zur  Folge  hatten,  dass  die  Besteuerung  derselben  aufhörte  und 
hierdurch  auch  denjenigen  autonomen  Verwaltungskörpern,  welche  bisher  Zu- 
schläge   von    den    Steuern    der   in   Betracht   kommenden    Eisenbahnen   bezogen 
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hatten ,  die  Möglichkeit  der  Einhebung  dieser  Zuschläge  entzogen  wurde.  Um 
nun  die  beteiligten  Körperschaften  wieder  in  die  Lage  zu  versetzen,  diese  Zu- 
schläge einzuheben,  ordnete  das  bezeichnete  Gesetz  an,  dass  alle  Staatseisen- 
bahnen, insoweit  sie,  wenn  sie  Privatbahnen  wären,  steuerpflichtig  sein  würden, 
der  Erwerb-  und  Einkommensteuer  unterliegen  sollen ;  sie  sollen  alle  zusammen 
als  ein  einheitliches  Unternehmen  behandelt  werden,  das  seinen  Sitz  in  Wien 
hat;  die  Aufteilung  der  Steuer  auf  die  einzelnen  Provinzen  hat  im  Sinne  der 
Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  8.  Mai  1869  (Reg.-Bl.  Nr.  61)  zu  erfolgen. 

3.  Das  Gesetz  vom  6.  Juni  1888  (Reg.-Bl.  Nr.  81)  brachte  endlich  die 
auch  schon  im  Gesetze  vom  24.  Mai  1869  in  Aussicht  gestellten  Bestimmungen 
über  die  Abschreibungen  an  der  Grundsteuer  infolge  von  Unglücksfällen.  Es 
traf  im  wesentlichen  folgende  Anordnungen : 

Eine  Abschreibung  an  der  Grundsteuer  wegen  Beschädigung  des  Natural- 
ertrages  durch  Elementarereignisse  hat  dann  stattzufinden,  wenn  mindestens  der 
vierte  Teil  des  Naturalerträgnisses  eines  Besitztums  noch  vor  der  üeberführung 
desselben  an  den  Aufbewahrungsort  durch  Hagel,  Wasser  oder  Feuer  oder  durch 
infolge  von  Insektenfrass  notwendig  gewordene  Zerstörung  von  Holzbeständen 
durch  Brand  vernichtet  worden  ist.  Bei  Eintritt  anderer  unabwendbarer  und 
in  aussergewöhnlicher  Art  auftretender  Ereignisse  kann  das  Finanzministerium 
die  Grundsteuerabschreibung  gestatten,  wenn  1.  das  Erträgnis  der .  Landwirt- 
schaft in  einer  solchen  Ausdehnung  vernichtet  wurde,  dass  hiervon  die  Mehr- 
heit der  Wirtschaftskörper  in  einer  Steuergemeinde  betroffen  erscheint  und 
2.  das  vernichtete  Produkt  der  beschädigten  Parzellen  mehr  als  ein  Drittel  des 
Reinertrages  des  Wirtschaftskörpers,  zu  welchem  dieselben  gehören,  beträgt  oder 
die  betroffenen  Grundbesitzer  durch  den  erlittenen  Verlust  am  Naturalertrage 
in  zeitweilige  Notlage  versetzt  wurden. 

Weiters  ist  dann,  wenn  ein  Waldkomplex  durch  Schneebruch  derartig 
verwüstet  wurde,  dass  der  verwüstete  Teil  desselben  wenigstens  ein  Drittel 
seines  Flächenraums  einnimmt  und  zugleich  eine  zusammenhängende  Fläche  von 
wenigstens  einer  Hektare  darstellt  und  ausserdem  nur  durch  Aufforstung  wieder 
ertragsfähig  gemacht  werden  kann,  das  Finanzministerium  ebenfalls  zur  Ge- 
währung entsprechender  Nachlässe  an  der  Grundsteuer  berechtigt. 

Das  Ausmass  der  Abschreibungen  hat  sich  nach  der  Grösse  des  ver- 
ursachten Schadens  zu  richten. 

Die  Abschreibungen  sind  auf  Grund  von  kommissioneilen  Erhebungen 
über  die  Grösse  der  Schäden,  welche  jeweils  durch  einen  Delegierten  der  Steuer- 
behörde unter  Beiziehung  von  zwei  durch  dieselbe  aus  der  Mitte  der  Gemeinde- 
glieder zu  bestellenden  Vertrauensmännern  durchgeführt  werden  müssen,  vorzu- 
nehmen; bei  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  den  Vertrauensmännern  hat 
der  Delegierte  der  Steuerbehörde  zu  dirimieren;  den  Verhandlungen  sind  „zur 
Information"  auch  zwei  Mitglieder  der  Gemeindevertretung  beizuziehen;  den 
Steuerpflichtigen  steht  es  frei,  denselben  beizuwohnen. 

Die  Bewilligung  der  Abschreibungen  hat  in  den  Fällen  von  Beschädi- 
gungen durch  Hagel,  Wasser  oder  Feuer  durch  die  Finanzlandesbehörde,  in  den 
übrigen  aber  durch  das  Finanzministerium  zu  erfolgen;  gegen  Entscheidimgen 
der  ersteren  kann  an  das  letztere  rekurriert  werden. 
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Schlusswort. 

Wir  sind  am  Ende  unserer  Darstellung  angelangt.  Wohl  ist  die  Frage 
der  Reform  der  direkten  Steuern  auch  seither  noch  nicht  zur  Ruhe  gelangt. 
Im  Gegenteile,  die  Lösung  derselben  wird  im  Parlamente,  in  der  Presse  und 
wo  immer  die  öffentliche  Meinung  sich  sonst  noch  zu  äussern  vermag,  immer 
und  immer  wieder  dringend  gefordert,  und  Herr  v.  Dunajewski,  der  auch 
heute  noch  den  Posten  eines  Finanzministers  einnimmt,  hat  wiederholt  ver- 
sprochen, diesem  allgemeinen  Drängen  demnächst  durch  die  Einbringung  eines 
neuen  Refomiprojektes  zu  entsprechen.  Etwas  Ernstes  ist  aber  in  dieser  Richtung 
seit  der  Ablehnung  des  1882er  Projektes  nicht  mehr  geschehen.  Einige  allge- 
meine Anregungen  der  Angelegenheit  seitens  einiger  —  oppositioneller  —  Ab- 
geordneter sind  wohl  nicht  als  ernste  Schritte  zur  Durchführung  der  ersehnten 
Reform  zu  betrachten;  doch  verdient  immerhin  erwähnt  zu  werden,  dass  diese 
Anregungen  nicht  allein  die  Personalsteuern,  sondern  auch  die  seitens  der  Re- 
giei-ung  als  bereits  reformiert  betrachtete  Grund-  und  Gebäudesteuer  betrafen 
und  bewiesen,  dass  die  Bevölkerung  jener  Kronländer,  welche  dux'ch  die  erfolgte 
Reform  dieser  beiden  Steuerarten  benachteiligt  worden  waren,  sich  über  diese 
Erhöhung  ihrer  Lasten  noch  keineswegs  beruhigt  hat. 

Bei  diesem  steten  Drängen  der  Bevölkerung  nach  Reform  der  direkten 
Steuern  darf  es  billig  wunder  nehmen,  dass  dieselbe  trotz  des  wiederholt  be- 
thätigten  Willens  der  Regierung  zu  ihrer  Durchführung  nie  zustande  kommen 
konnte.  Die  Ursachen  hiervon  liegen  in  der  prinzipiellen  Verschiedenheit  der 
Auffassung  der  Aufgabe  der  Reform  seitens  der  Regierung  und  seitens  der  Be- 
völkerung. Die  Regierung  hat  bisher,  gezwungen  durch  den  Zustand  der  Staats- 
finanzen, stets  danach  gestrebt,  durch  die  Reform  neben  der  Vervollkommnung 
der  bestehenden  Einrichtungen  und  der  Verbesserung  des  Systems  auch  eine 
Erhöhung  des  Ertrages  der  direkten  Steuern  zu  erreichen.  In  dieser  Beziehung 
stimmten  alle  bisherigen  Reformprojekte,  so  sehr  sie  auch  von  einander  ab- 
weichen mochten,  mit  einander  überein.  Uebrigens  waren  ja  die  Abweichungen 
zwischen  den  verschiedenen  Projekten  meistens  nur  auf  einzelne  Teile  derselben 
beschränkt;  wir  haben  gezeigt,  dass  jedes  derselben  in  der  Hauptsache  nur  eine 
organische  Fortentwicklung  der  in  den  früheren  ausgespi'ochenen  Ideen  enthielt. 
Der  Gedanke  der  Beschaffung  eines  Mehrertrages  für  die  Staatsfinanzen  tritt 
aber  in  allen  zu  Tage. 

Die  Bevölkerung  und  ihre  Organe  verstanden  dagegen  unter  Reform  der 
direkten  Steuern  immer  eine  Erleichterung  der  Belastung  durch  dieselben  oder 
doch  wenigstens  eine  solche  Aenderung  der  bestehenden  diesbezüglichen  Ein- 
richtungen, welche  keine  Mehrbelastung  zur  Folge  haben  würde. 

Die  Ausgleichung  zwischen  so  heterogenen  Standpunkten  ist  um  so 
schwerer  zu  finden,  als  das  Misstrauen  der  Bevölkerung  gegen  die  Finanz- 
verwaltung und  ihre  Organe  in  Oesterreich  stärker  als  vielleicht  in  irgend 
einem  anderen  Staate  entwickelt  ist  und  infolgedessen  auch  hinter  solchen  Vor- 
schlägen der  ersteren,  denen  durchaus  keine  auf  Vermehrung  der  Staatsein- 
nahmen gerichtete  Tendenz  innewohnt,  immer  gleich  eine  solche  Absicht  ge- 
wittert  wird,    während    anderseits   die   Finanz  Verwaltung   Oesterreichs   infolge 
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des  oft  beklagten  Tiefstandes  der  Steuermoral  bei  der  Bevölkerung  unseres 
Staates  behufs  Sicherung  des  Staatsschatzes  gegen  Entgänge,  welche  derselbe 
nicht  vertragen  könnte,  genötigt  ist,  für  sich  und  ihre  Organe  weitgehende 
Vollmachten  bei  "Veranlagung  der  direkten  Steuern  zu  verlangen.-  Eben  dieser 
Tiefstand  der  Steuermoral  bildet  auch  die  Ursache,  wegen  welcher  es  der 
Finanzverwaltung  bisher  nicht  möglich  war,  bei  ihren  Reformbestrebungen  an 
das  Erbübel  des  Systems  der  direkten  Steuern  Oesterreichs  —  die  exorbitant 
hohen  Steuersätze  nämlich  —  ernstlich  Hand  anzulegen,  während  gerade  die 
Beibehaltung  dieser  hohen  Steuersätze  allen  Gegnern  der  einzelnen  Reform- 
vorschläge stets  eine  willkommene  Handhabe  zur  Bekämpfung  derselben  bot. 

Es  muss  dahingestellt  bleiben,  wenn  es  den  berufenen  Faktoren  gelingen 
wird,  über  alle  diese  Schwierigkeiten  hinwegzukommen.  Vielleicht  wird  dies 
durch  den  gebesserten  Stand  der  Staatsfinanzen,  der  es  der  Regierung  ermög- 
licht, bei  einer  etwaigen  Durchführung  der  Reform  der  direkten  Steuern  weniger 
ängstlich  auf  die  Wahrung  der  Interessen  des  Staatsschatzes  bedacht  zu  sein, 
als  bisher,  erleichtert  werden.  So  dürfen  wir  denn  vielleicht  zum  Schlüsse  die 
Hoffnung  aussprechen,  dass  der  Tag  nicht  mehr  allzufeme  ist,  an  dem  die 
schon  so  oft  versuchte  und  von  allen  so  sehr  ersehnte  Reform  der  direkten 
Steuern  endlich  zur  Thatsache  geworden  sein  wird. 


^ 

eh.      ] 


i 


Ungarns  Finanzlage  nach  den  Staatsbudgets  pro  1889  n.  1890. 

Von 

])r.  Karl  Mandello 

in  Budapest. 

In  den  nachstehenden  Zeilen  sollen  die  jüngsten  Staatsbudgets  zwar 
flüchtig  mit  allen  seit  dem  staatsrechtlichen  Ausgleiche  mit  Oesterreich  er- 
zielten Jahreseinnahmen  und  gemachten  Jahresausgaben  verglichen  werden,  die 
sonstigen  Bemerkungen  über  Ungarns  Finanzlage  werden  jedoch  nur  auf  die 
Epoche  1878  bis  1890  beschränkt  bleiben,  nachdem  über  das  erste  Dezennium 
der  Ausgleiehsära  das  VIII.  Kapitel  der  Adolf  Beerschen  Schrift  „Der  Staats- 
haushalt Oesterreich-Ungarns  seit  1868*  genügende  Belehrung  zu  bieten 
mag  und  über  den  Staatsschuldenbeitrag  Ungarns  an  Oesterreich  auch  in  staats- 
rechtlicher Beziehung  Dr.  Max  Menger  im  Finanzarchiv  1887  S.  543  ff.  Aus- 
kunft gibt. 

Das  1889er  und  1890er  Budget  behandeln  wir  nicht  in  der  nach  alter 
Schablone  dem  Abgeordnetenhause  vorgelegten  Form,  welche  der  kritischen 
Beurteilung  schwer  zugänglich  ist,  sondern  wir  konstruieren  aus  demselben 
ein  Nettobudget  (Ressortseinnahmen,  abschlagend  die  Einbringungskosten: 
Ressortsausgaben,  abschlagend  die  zurückfliessenden  Eingänge);  auch  nehmen 
wir  eine  der  Kritik  als  Grundlage  zu  dienen  geeignete  Gruppierung  vor, 
welcher  wir  uns  bei  ähnlichen  Anlässen  bereits  bedient  haben. 

Die  Staatsausgaben  pro  1889  und  1890. 

Zuvörderst  gehen  wir  die  Kapitel  des  Budgets  der  Reihenfolge  nach  durch 
und  blicken  auf  die  zweiundzwanzigjährigen  Erfahrungsresultate  zurück. 

Die  stabilsten  aller  Kapitel  unter  den  Staatsausgaben  sind  „König- 
licher Hofhalt"  und  „Kabinettskanzlei".  Allein  auch  hier  ist  eine 
Unveränderlichkeit  der  Post  erst  seit  dem  Jahre  1873  zu  Tage  getreten.  Nach 
dem  Ausgleichsjahre  1867  finden  wir  den  k.  Hof  halt  mit  3,3  Mill.  Gulden,  von 
1870  bis  inkl.  1873  mit  3,65  Mill.  Gulden  verzeichnet;  seither  ist  derselbe  un- 
veränderlich auf  4,650,000  fl.  präliminiert  und  mit  dieser  Summe  auch  that- 
sächlich  bestritten  worden.  Die  Kabinettskanzlei  erfordert  pro  1889 :  73,380  fl., 
pro  1890:  74,978  fl.  und  war  in  den  letzten  Jahren  stabil  so  beziffert. 
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Das  Kapitel  „Reichstag"  zeigt  ebenfalls  keine  nennenswerten  Ver- 
änderungen; die  in  demselben  begriffenen  Ausgaben  für  das  Magnatenhaus,  das 
Abgeordnetenhaus,  das  Stenographenbureau,  für  die  ungarische  Delegation,  für  die 
Kontrollskommission  der  schwebenden  Schuld,  haben  mit  geringen  Schwankungen 
seit  22  Jahren  zwischen  1,1  Mill.  Gulden  und  1,25  Mill.  Gulden  betragen  und 
sind  pro  1889  auf  1,253,671  fl.,  pro  1890  auf  1,236,802  fl.  veranschlagt. 

Eine  sehr  grosse  und  sehr  unregelmässige  Post  ist  der  auf  die  Länder 
der  ungarischen  Krone  aus  den  „gemeinsamen  Ausgaben"  entfallende 
Anteil.  Je  nach  dem  grösseren  oder  geringeren  Erfordernisse  für  die  Sicherheit 
in  den  okkupierten  Gebieten  und  im  Süden  des  Reiches,  wechselt  der  ordent- 
liche und  der  ausserordentliche  Bedarf  und  Ungarns  Anteil  an  demselben.  Im 
ersten  Dezennium  war  der  Ungarn  treffende  ordentliche  Bedarf  in  Mill.  Gulden : 
1868  1869  1870  1871  1872  1873  1874  1875  1876  1877 
28,7  ■  18,8  28,3  22,8  22,4  25,4  27,8  28,4  30,9  34,5 
über  das  zweite  Dezennium  gibt  nachstehende  Tabelle  näheren  Aufschluss : 


Ordinarium 

Ungarns  Anteil 

Ungarns  Beitrag 

Bruttoerfordernis 

Netto 

am  Ordinarium 

zum  Extraordinarium 

1878 

125,621 

102,817 

34,061 

2,060 

1879 

126,779 

102,703 

32,249 

11,068 

1880 

129,779 

99,823 

32,070 

2.725 

1881 

148,820 

114.820 

36,601 

2,098 

1882 

131,153 

89,939 

28.789 

14,091 

1883 

138,720 

89,697 

29,008 

6,056 

1884 

135,859 

86,044 

26,146 

4.859 

1885 

150,866 

104,248 

33,159 

4,290 

1886 

136,458 

94,223 

30,011 

3,638 

1887 

145,664 

103,742 

32,575 

13,730 

Diese  Tabelle  gibt  schlussrechnungsmässig  verausgabte  Beträge  und  zeigt 
im  Extraordinario  die  Aufstands-  und  Grenzsicherungsjahre  durch  sprunghafte 
Steigerung  des  Erfordernisses  hervorstechend.  Im  zehnjährigen  Durchschnitte 
sind  rund  38  Mill.  Gulden  jährlich  von  Ungarn  beigetragen  worden.  Die  Vor- 
anschläge für  die  Jahre  1889  und  1890  tragen  der  friedlichen  Situation  Rech- 
nung und  wir  finden  rund 

pro  1889  im  Ordinario  23,028,  im  Extraord.  8,670 
„     1890    „  „  23,297,    „  „         6,214 

vorgesehen.     Die    Ziffern  lauten  genau  1889  1890 

ordentl.  gemeinsame  Ausgaben    .     .     .     23,027,919  fl.        23,297,670  fl. 

ausserordentl.  gemeinsame  Ausgaben  8,670,245  fl. 6,214,546  fl 

also  insgesamt  31,698,164  fl.        29,512,219  fl 
Eine  unerhebliche  im  Erlöschen  begriffene  Post  repräsentiert  das  „Pauschale 
für   Pensionen    der    Organe    der    bis    1867    bestandenen    Zentral- 
regierung", welches  jetzt  noch  62,143  fl.,  pro  1890:  56,092  fl.  ausmacht. 

Die  allgemeinen  „Pensionen"  sind  eine  stetig  steigende  Ausgaben- 
rubrik. In  den  siebziger  Jahren  stand  man  noch  bei  2,3  Mill.  Gulden,  all- 
mählich wurde  man  immer  mehr  belastet  und  heute  ist  der  absorbierte  Betrag 
5,789,142  fl.  pro  1889  und  6,316,227  fl.  pro  1890. 

Der  Löwenanteil  an  allen  Staatsausgaben  fällt  dem  Dienste  der  „Ver- 
zinsung und  Amortisation  der  Staatsschuld'  zu.  Die  Steigerung 
ist  eine  sehr  grosse.     Sie  ist  allerdings   teilweise   hervorgerufen  durch  Ankauf 
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xind  Verstaatlichung  von  Eisenbahnen,  allein  auch  durch  die  mehrjährigen  Defizite. 
Wir  werden  dem  Verhältnisse  zwischen  dem  Anwachsen  der  Staatsschuld,  der 
Vermehrung  des  Zinserforderaisses  und  der  Verminderung  der  Eisenbahnzinsen- 
garantie-Zuschüsse einige  besondere  Bemerkungen  widmen  und  stellen  hier  nur 
in  Evidenz,  was  sich  auf  die  Nettobeträge  bezieht,  welche  obige  Rubrik  erheischt. 
Adolf  Beer  hat  von  1868  bis  1877  als  Nettoerfordernis  zusammengestellt: 

1868      1869      1870       1871       1872      1873      1874      1875      1876      1877 
48,768    47,793    40.650    48,100    50,579    52,366    56,767    63,091    66,358    75,968 
Wir  reihen  auf  Grund    der  Schlussrechnungen   hieran   die  thatsächlichen 
Ausgaben  abzüglich  der  Einnahmen  in    bezug  auf  das  Dezennium  1878 — 1887  : 
1878      1879      1880      1881      1882      1883      1884      1885      1886      1887 
75,9        85,7        97,9       92,5        93,5        94,8       101,0      104,8      106,3      107,8 
In  den  letztjährigen  Budgets  ist  eine  weitere  Steigerung  des  Bedarfes  vorge- 
sehen und  zwar  pro  1888  auf  110,0,  pro  1889  auf  111,4,  pro  1890  auf  122,0  Mill.  Gulden. 
—  Was  das  1889er  u.  1890er  Budget  anbelangt,  so  stellt  sich  die  Sachlage  deutlicher 
dar,  wenn  man  bemerkt,   dass  der  Zinsen-  und  Amortisationsjahresbedarf  rund 
für  den  im  Jahr  1867  übernommenen  Beitrag  zur  österr.  Staats-    1^89      1890 

schuld  mit 30,3        30,3 

„    die  Grundentlastungsverzinsung  und  Amortisation  mit  .     .     .     17,1  8,9 

,      l    Weinzehnt  mit  2,4,  Rottungsfelder  mit  0,2  mit   ....       2,6  2,6 

„    das  Eisenbahnanlehen  5,9,  Lottorieanlehen  1,2  mit     ....       7,1  1,2 

,      „    30-Mill.-Anlehen  2,4,  54-Mill.-Anlehen  4.3  mit      ....       6,7  — 

,      „    Gönrörer  Anlehen  0,5,  Kettenbrücke  0,1  mit 0,6  — 

,    die  4prozentige  Goldrente  mit 29,7        28,5 

,      „    5        „  Papierrente  mit 18,5         18,0 

,      ,    Theissbahn  mit  2,4,  Agram-Karlstadt  0,3  mit       ....      2,7  2,2 

,      r,    1889er  Defizitdeckung  mit      .     . 0,6  — 

,.      „    schwebende  Schuld  mit      .     .     .     .' 1,8  2,2 

117,7       120,0 

^ausmacht,  dass  hiervon  abzuschlagen  sind 

durch  Emission  von  5proz.  Rente  zu  Tilgungszwecken      ...       4,7  — 

„  V  „  „  ,.        „    Grundentlastungstilgung  .       8,4  — 

„       Weinzehnteingänge 1,3  1,3 

„       Rottungsanleheneingänge 0,2  0,2 

,       Lotterieanlehenseingänge       0,8  0,8 

„       Theissthalanlehenseingänge 2,4  1,9 

„       Kettenbrüekenanlehenseingänge 0,1  0,1 

zus.  17,9  4^ 

demnach  erforderlich  wären  99,8  Mill.  Gulden  pro  1889  und  115,7  Mill.  Gulden 
pro  1890 ;  ferner  die  aus  den  Eisenbahnschulden  erwachsenden  Verzinsungs-  und 
Amortisationsbeträge,  und  zwar: 
pro  1889:  Ostbahn  4,8,  Theissbahn  2,0,  Siebenbürger  2,1^  ..     ,-,   , , 

Donau-Draubahn  0,0,  Alföld-Fiumaner  2,1  ^        '^  Gulden,    . 

mithin  insgesamt  pro  1889:     111,4  Mill.  Gulden, 
pro  1890:  Ostb.  0,6,  Theiss  0,9,  Siebenb.  0,7,  DDraub.  0,2, )       ^  w. 

Alföld  0,9,  Galiz.  1,0,  Westb.  1,9,  Budapff-kirchen  0,8  \     ^"^  Gulden, 

mithin  insgesamt  pro  1890:     122,6  Mill.  Gulden. 
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Ein  während  einer  Reihe  von  Jahren  aufwärts  tendierendes,  sodann  aber 
durch   die  Eisenbahnverstaatlichungsaktion   sich  verminderndes  Kapitel   bilden, 
die  „Vorschjässe     auf    Grund    von    E  isenbahnzinsengarantien". 
Nach  Beer  haben  dieselben  betragen : 
1808      1869      1870      1871      1872       1873      1874      1875      187«      1877 
-  -        3,034     3,252      6,197     12,796    15,425    14,178    11,807    19,036 

Seither  weisen  die  staatlichen  Schlussrechnungen  aus : 
1878     1879     1880     1881  •  1882     1888     1884    1885    188G    1887     1888 
14,532  11,818  12,129   13,760    10,210    11,80    9,513    7,737     7,803    7,022   6,957 
Die  Voranschläge  pro  1889  fordern  7,343,781  fl.,   pro  1890:  4,596,911  fl.. 
Zu  Beginn  des  Dezenniums  1878 — 1887  partizipierten  an  diesen  Vorschüssen 
noch    elf   Bahnanstalten  :   Fünf  kirchen  -  Bares ,   Siebenbürger ,    Alföld-Fiumaner,. 
Kaschau-Oderberger,  Nordostbahn,  Arad-Temesvärer,   Ungar.  Westbahn,  Ungar.- 
Galizische,  Donau-Draubahn ,  Eperjes-Tarnower ,  Ungar.  Ostbahn;    von  welchen 
bereits    fünf  in  Wegfall    gekommen    sind   und   im  Jahr  1890  zwei  weitere  und 
die  Budapest-Fünfkirchen-Bahn  entfallen. 

Die  „Innere  Verwaltung  Kroatiens  und  Slavoniens  samt 
der  ehemaligen  Militär  grenze"  ist  eine  Post,  welche  ursprünglich  mit 
zwei  Mill.  Gulden  bestritten  wurde,  und  so  oft  eine  neuerliche  Quinquennial- 
verhandlung  stattfindet,  gesteigerten  Ansprüchen  gerecht  werden  muss.  So  be- 
anspruchte 

1878     1879     1880     1881      1882     1883     1884     1885     188«    1887     1888 
5,144    5,388     5,769     5,583    5,881     5,687      6,02     6,428     6,259    6,079   6,264 
Der  Voranschlag  pro  1889  ist  6,063,550  fl.,  pro  1890:  6,063,550  fl. 
Der   „Staats rechnungshof   bleibt   als  Ausgabenpost  mit  beiläufig- 
Vio  Mill.  Gulden  stationär  und  figuriert  im  1889er  u.  1890er  Budget  mit  108,205  fl. 
Das  „Ministerpräsidium"  hat  seit  den  siebziger  Jahren  fast  immer 
*/io  Mill.  Gulden  in  Anspruch  genommen,  in  welchem  Betrage  der  Dispositions- 
fond mit  200,000  fl.  inbegriff'en  ist.    Das  1889er  Präliminare  beträgt  334,930  fl., 
das  1890er:  335,430  fl. 

Das  „Ministerium  a  latere"  kommt  mit  53,820  fl.  pro  1889,  mit 
53,962  fl.  pro  1890  in  Anschlag,  gleichfalls  in  Uebereinstimmung  mit  dem  in 
früheren  Jahren  aufgebrauchten  Betrage. 

Der  „Minister  für  Kroatien"  ist  samt  Personale  mit  36,080  fl.  dotiert. 
Das  „Ministerium  des  Innern"  wollen  wir,  ähnlich  wie  dies  A.  Beer 
für  die  Jahre  1868  bis  1877  gethan.  hat,  mit  dem  „Ministerium  für  Justiz* 
gleichzeitig  aufführen,  weil  in  den  Jahren  bis  1872  der  Minister  des  Innern 
zugleich  die  Justizverwaltung  besorgte.  Aus  diesem  Anlasse :  Trennung  der 
Justiz  von  der  Verwaltung  —  erklärt  sich,  dass  neben  einem  Sinken  des  einen 
ein  Steigen  des  andern  Ressorts  eintrat.  Die  strammere  Verwaltung  hat  das 
Ressort  des  Innern  seither  zu  grösseren  Auslagen  genötigt,  die  in  Aussicht  ge- 
stellte Justizreform  wird  auch  das  andere  Ressort  in  gleiche  Richtung  drängen, 
und  wir  stehen  hier  grösseren  Kosten  in  Zukunft  unweigerlich  gegenüber. 
Laut  Beers  Angaben  beanspi'uchte 

1868      1869      1870      1871      1872      1873      1874      1876      1876      1877 

Inneres  . 

Justiz 

Zusammen 


• 


.     9,754 
.     2,230 

9,Ü39 
2,524 

10,505 
2,904 

10,522       7,090 
3,767       9,313 

7,098 
10,877 

7,219 
10,465 

6,767 
10,114 

6,600 
9,555 

6,670 
9,577 

.  11,984 

12,163 

13,809 

14,289     16,403 
770 

17,975 

17,684 

16,881 

16,15.^ 

16,247 
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Laut  Scblussrechnung  entfiel 

1878      1879      1880      1881  1882  1883  1884  1885  1886  1887 

auf  Inneres           Ü,ti67       (i,696       t>,808       7,472  7,i36  8,217  9,216  9,707  10,2il  10,712 

^     Justiz              9,570       9,547       9,093       9,885  10,209  10,466  10,695  11,040  11,028  10,909 

Znsammen           16,237     16,243      16,501      r7,357  17,645  18,683  19,941  20,747  21,269  21,621 

Die  Voranschläge  enthalten  als  Nettoerfordernis 

pro  1889 :  Inneres  10,510,086  fl.   )  ^,  ^^^  ,_  ^ 

Justiz     11,322,390  fl.  (  ^"'-  "^^'^^^^.b  fl. 
pro  1890:  Inneres  10,634,887  fl.  ^  92  959  026  fl 

Justiz  12,324,139  fl.  )  '"';  ^^'^''^'^'^^  "• 
■  Dass  durch  die  vom  Justizminister  Szilägyi  signalisierte  Justiz  reform 
der  Bedarf  steigen  wird,  ist  ausser  Frage.  Das  Ressort  des  Justizministers  be- 
streitet aus  obigem  Betrage  Zentralverwaltung,  kgl.  Kurie,  kgl.  Tafeln,  Ober- 
staatsanwaltschaften, Gerichtshöfe,  Staatsanwaltschaften,  Gefangniswesen,  Sträf- 
lingsunterstützung, Aushilfsrichter  u.  s.  w.  Die  Gerichtshöfe  nehmen  67io  Mill. 
Gulden,  die  Staatsanwaltschaften  2V2  Mill.  Gulden  in  Anspruch,  es  erübrigt 
daher  ein  Minimum  für  die  gesamte  übrige  Justizorganisation  und  „wer  den 
Zweck  will,  muss  auch  die  Mittel  wollen". 

Um  die  eigentlichen  Ressortbudgetausgaben  des  „Finanzministeriums" 
ersichtlich  zu  machen,  müssen  wir  die  kunterbunt  mit  Steuereinhebungs- ,  Ge- 
tallsmanipulations-  und  Staatsgeschäftebetriebs-Spesen  angeführten  eigentlichen 
Verwaltungsausgaben  gesondert  vornehmen,  um  ein  Bild  von  der  Finanzverwal- 
tung zu  gewinnen.  Nehmen  wir  als  solche  wirkliche  Finanzverwaltungskosten 
nachstehende  Posten  an,  so  zeigt  sich  pro  1889  u.  1890 

Zentralverwaltung    .     .     .        707,795  fl.       719,533  fl. 
Verwaltungsgericht      .     .         96,316  „  96,319  „ 

Finanzdirektionen    .     .     .        841,097  r  (  0  ook  qai 
Steuerinspektoren     .     .     .     1.155,662  ,  ]  ^>^'^o,yyjL  „ 

Staatskassen 111,026  „         110,966  „ 

Finanzwache 2,488,016  „      2,596,098  „ 

Steuerämter 1,136,543  „      1,390,484  „ 

Rechtssachen 81,715  „     •     81,468  „ 

Kroat.  Finanzgericht    .     .  6,095  „  6,095  „ 

Kataster      ......        530,000  „         527,000  „ 

Bergakademie      •     •     •     •  _  ^^hl^^JL 121>782  „ 

Zusammen  7,841,602  fl.     7,873,64  fl. 
Die  übrigen  in   diesem  Ressort  aufgeführten  pro  1889:    47,7,   pro  1890 
rund  47  Mill.  Gulden  Ausgaben   verweisen   wir   in   die   von   den   Erträgen   der 
Steuern,  Gefälle  und  staatlichen  Geschäftsbetriebe  abzurechnende  Kategorie. 

Um  ein  Vergleichsobjekt  zu  haben,  entnehmen  wir  den  Schlussrechnungen 
der  Jahre  1878  bis  1887  dieselben  Verwaltungskosten  wie  oben  und  finden 
1878      1879      1880       1881       1882      1883      1884      1885      1886      1887 
6,167      6,255      6,228      6,124      6,289      6,358      6,297       6,375      6,855      6,739 
Die   obige   in   Aussicht   genommene    Summe    von    7,341,602   fl.    für   1889   und 
7,873,646  pro  1890  wird  also  voraussichtlich  allen  Bedürfnissen  genügen. 

Gehen  wir  in  ähnlicher  Weise  bßim  „Kommunikationsministerium" 
vor  und  trennen  die  Eisenbahnausgaben,  die  Post-,  Telegraphen-  und  Post- 
sparkasse.-Ausgaben  als  zu  den  Geschäftsbetrieben  und  Monopolen  gehörige 
Kosten  von  den  reinen  Verwaltungskosten,  so  verbleiben  als  solche  Nettobeträge 
für  das  Jahr  1889: 
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Zentralverwaltung    ,     .     .       632,962  fl. 

Staatsbauämter     ....       480,286  , 

Stromingenieurämter     .     .        150,599  „ 

Strassenerhaltung     .     .     .    3,123,913  , 

Wasserstrassen      ....       282,150  , 
Zusammen  4,669,910  fl. 
Diese  Verwaltungsausgaben  haben  laut  Schlussrechnung  beansprucht 
1878      1879      1880      1881      1882      1883      1884      1885      1886      1887 
4,042      3,926      4,814     4,800      5,666     5,047      5,501      5,662     5,164      5,231 
Es  sind  jedoch  in  den  letztgenannten  Beträgen  kleinere  Investitionen  inbegriffen, 
welche  in  den  neuesten  Anschlägen  strenger  separiert  sind.   Der  Kostenüberschlag 
pro  1888  lautete  auf  4,656  Mill.  Gulden. 

Das  „Handelsministerium"  veranschlagt  für  Zentralvei^waltung, 
gewerbliche  und  kommerzielle  Zwecke,  Hebung  der  Landwirtschaft,  der  Seiden- 
zucht, Kontumazanstalten,  Veterinärwesen,  geograph.  Institut,  statistisches 
Bureau,  Seeschiffahrt,  Pfandleihanstalten,  Eichämter  u.  s.  w.  an  Ausgaben 
4,013,276  fl.,  an  Einnahmen  2,687,290  fl. ,  so  dass  der  Verwaltungsnettobedarf 
1,325,986  fl.  beträgt.  Den  an  Gestüten  erlittenen  Verlust  (Einnahmen  2,753,897, 
Ausgaben  3,399,880,  Verlust  645,983)  betrachten  wir  als  Geschäftsbetriebsverlust, 
den  Reinertrag  der  Staatsforste  rechnen  wir  unter  die  geschäftlichen  Gewinne 
ein.  —  Der  ähnlicherweise  behandelte  Verwaltungsbedarf  der  früheren -Jahre, 
unter  Ausscheidung  der  damals  noch  im  Handelsressort  verbuchten,  später  dem 
Kommunikationsministerium  zugeteilten  „Posten  und  Telegraphen"  war  laut 
Schlussrechnung : 

.  1878  1879  1880  1881  1882  1883  1884  1885  1886  1887 
0,679  0,800  1,121  1,511  1,393  1,548  1,727  1,898  1,588  1,526 
Es  scheint  demnach,  dass  der  Voranschlag  pro  1888  mit  0,602  und  auch  der 
pro  1889  etwas  niedrig  gegriffen  ist.  Ganz  neu  präsentieren  sich  pro  1890  diese 
Ressorts  durch  die  Umgestaltung  des  Kommunikationsministeriums,  welches  teil- 
vi^eise  dem  neuerrichteten  Ackerbauministerium  zugeteilt  ist.  Im  Kommunikations- 
ministerium ist  die  Zentralverwaltung  mit  611,186  fl.,  die  Staatsbauämter  mit 
529,673  fl.,  die  Strassenerhaltung  mit  3,148,828  fl.  verblieben,  dem  Ackerbau- 
minister sind  die  Stromingenieurämter  mit  367,871  fl.,  die  Wasserstrassen  mit 
371,730  fl.  zugewiesen,  was  4,829,286  fl.  ausmachen  würde.  Neu  sind  die 
statistische  Ausg. :  93,960  fl. ,  SeeschiflFahrts-üebersch. :  1498  fl. ,  kaufm.  Zwecke 
Ausg.:  170,810  fl.,  Zementierungs-Ausg. :  12,170  fl.  Es  entfallen  auf  Handel 
und  Kommunikationen  4,413,960  fl.,  auf  Ackerbau  1,292,503 -fl. 

Das  „Unterrichtsministerium"  hat  pro  1889  für  Zentralverwaltung, 
Stipendien,  kirchliche  und  kulturelle  Unterstützungen,  Lehranstalten  insgesamt 
nach  Abschlag  von  800,405  fl.  Einnahmen  noch  5,907,383  fl.  Nettoausgaben 
präliminiert.  Pro  1890  sind  6,971,260  fl.  vorgesehen.  Nachdem  die  Lehranstalten 
früher  5,441,374  fl.,  jetzt  5,672,181  fl.  in  Anspruch  nehmen,  verbleibt  ein  Minimum 
für  sonstige  Unten-ichts-  und  Kultuszwecke.  Der  Bedarf  dieses  Ressorts  hat  sich 
seit  1867  stetig  gehoben ;  mit  einer  Million  Gulden  beginnend,  steigerte  sich  der- 
selbe allmählich  und  man  darf  annehmen,  dass  derselbe  in  den  nächsten  Jahren 
rasch  in  die  Höhe  gehen  wird.    Es  muss  anerkannt  werden,  dass  mit  vergleichs- 

772 


Ungarns  Finanzlage  (1889  und  1890).  ßQQ 

weise  geringen  Geldmitteln  viel   geleistet  wird.     Der   thatsächliche  Bedarf  war 
laut  Schlussi-echnung 

1878  1879  1880  1881  1883  1883  1884  1885  1886  1887 

für  Lehranstalten       2,590  2,307  y,071  3,308  3,665  3,473  4,111  4,314  4;166  4,648 

„    Sonstiges              0,947  0,978  0,978  1,022  ■  I,0ö2  1,061  1.164  1,211  1,150  1,171 

3,537  3,285  4,049  4,330  4,717  4,534  5,275  5,525  5,316  5,819 

Pro  1888  waren  5,962  Mill.  Gulden  präliminiert. 

Das  Ressort  des  ,Lan.des  v  ert  eidigun  gsm  inisters"  ist  pro  1889 
auf  netto  10,477,739  fl.  veranschlagt,  von  welchem  Betrage  die  Truppe  9,345,363  fl. 
in  Anspruch  nimmt,  auf  Distriktskommandos  255,548  fl.,  auf  sonstiges  Landes- 
verteidigungswesen 448,693,  auf  Zentralverwaltung  301,234  fl.  entfallen.  Pro  1890 
sind  10,712,585  fl.  präliminiert;  die  Truppe  soll  9,244,490  fl.,  die  Kommandos 
254,059  fl.,  das  Landesverteidigungswesen  468,837  fl.,  die  Verwaltung  285,949  fl. 
absorbieren.  Eine  Rückschau  auf  zwanzig  Jahre  lehrt,  dass  bis  in  die  jüngste 
Zeit  dies  Portefeuille  mit  6  bis  7,8  Mill.  Gulden  dotiert  war  und  dass  es  sein 
Auslangen  fand.  Nur  die  erhöhten  Anforderungen  an  die  Wehrkraft  aller 
Länder,  insbesondere  aber  die  an  die  reguläre  Armee  Oesterreich-Unganis 
gestellten,  provozierten  auch  bei  der  Honvedschafb  eine  Ausgabensteigerung. 
Die  Schlussrechnungsziff'ern  waren  . 
1878  1879  1880  1881  1882  1883  1884  1885  1880  1887 
6,425  5,908  6,713  6,779  7,040  7,042  7,129  7,270  7,843  8,824 
Die  Steigerung  fällt  fast  gänzlich  auf  die  Ausgabe  für  die  Truppe.  Noch  im 
.Tahre  1888  war  das  Nettopräliminare  8,202  Mill.  Gulden,  wobei  für  die  Truppe 
7,128  Mill.  Gulden  vorgesehen  waren,  während  jetzt  hierfür  9,345  resp.  9,245 
entfallen  (von  obigen  10,478  resp.  10,712  Mill.  Gulden). 

In  dem  Kapitel  „Investitionen"  führt  der  Staatsvoranschlag  pro  1889 
einen  Bedarf  von  12.794,370  fl.  an.  Etwas  über  9  Mill.  Gulden  entfallen  auf  das 
Kommunikationsministerium  und  zwar:  auf  Hafenbauten  und  Stromregulierungen 
3,905,  auf  Verkehrsmittelbeschaffung,  Ergänzungs-  und  Neubauten  bei  den  kgl. 
Ungar.  Staatsbahnen  mehr  als  5  Mill.  Gulden,  das  übrige  verteilt  sich  auf 
diverse  Ministerien ;  auch  für  Amortisation  von  5614  Stück  Theissbahnaktien  sind 
1,377,149  fl.  hier  inbegriffen.  Pro  1890  sind  12,225,383  fl.  vorgesehen,  wobei 
Stromregulierungen  2,441,000  fl..  die  Staatsbahnen  4,684,360  fl.,  die  Theissbahn- 
amortisation  688,574  fl.  beanspruchen.  Eine  strikte  Vergleichung  mit  früheren 
Jahren  ist  hier  nicht  leicht  durchführbar,  da  erst  seit  Tiszas  Finanz  Verwaltung 
die  Evidenzhaltung  der  kleineren  Investitionen  durchgeführt  ist  und  es  über  den 
Rahmen  dieser  Mitteilung  hinausginge,  aus  Detailausweisen  früherer  Jahre  nach- 
ti-äglich  diese  Sonderung  zu  bewerkstelligen. 

Die  ,a  u s s  e ro r d  e n 1 1  i  c h  e n  gemeinsamen  Ausgaben"  haben  wir 
bereits  bei  den  ordentlichen  gemeinsamen  Ausgaben  erwähnt.  In  den  hierfür 
pro  1889  präliminierten  8,670,245  fl.  sind  die  für  Bosnien  und  die  Herzegowina 
und  das  Limgebiet  zu  verausgabenden  1,388,822  fl.  inbegritten,  während  die 
Hauptsumme  die  Partizipation  Ungarns  an  den  von  den  Delegationen  fixierten 
ausserordentlichen  Bedürfnissen  betrifft.   Pro  1890  sind  6,214,546  fl.  vorgesehen. 


Alle  diese  Nettoausgaben  stellen  wir  nun  in  eine  nach  sachlich 
voneinander  geschiedenen  Hauptabteilungen  vorgenommene  Gruppierung 
zusammen  wie  folgt: 

773 


Q|Q  Karl  Mandello, 

Verwaltung.  1889 

Hof  halt 4,650,000 

Kabinettskanzlei 73,380 

Reichstag 1,253,671 

Zentralpensionen     ........  62,143 

Pensionen 5,789,142 

Rechnungshof 108,205 

Ministei-präsidium 334,939 

Minister  a  latere 53,820 

Kroatischer  Minister 36,080 

Ministerium  des  Innern 10,510,086 

der  Justiz 11,322,390 

,    Finanzen 7,341,602 

,              ,    Kommunikation      .     .  4,669,910 

des  Handels 1,325,986 

,    Unterrichts     ....  5,907,383 

,            der  LandesTerteidigung    .  10,477,739 

Kroatische  Verwaltung 6,063,530 

Gemeinsame  ordentliche  Ausgaben  .     .  23,027,919 

,            aussei'ordentl.  Ausgaben   .  8,670,245 


1890 

4,650,0C 

74,978^ 

1,236,802 

56,082 

6,316,227 

108,205 

385,430 

53,962 

36,080 

10,639,887 

11, .555,022 

7,873,646 

4,413,960 

6,118,851 
10,441,344 

6,063,5.30 
23,297,623 

6,214,596 


101,678,161       100,723,738 


Staatsschulden. 

Verwaltung  und  Amortisation      .     .     . 

do.  nach  Eisenbahnschuld 

Vorschüsse  auf  Eisenbahnzinsen 

Investitionen       ■ 

Totale  der  Netto 


99,774,981 

11,634,243  111,409,224 
7.343,781 
12,794,370 


garantie 

-Ausgaben  '  233,225,536      240,406,199 


122,660,161 
4,596,911 
12,825,383 


Die  Staatseinnahmen  pro  1889  und  1890. 

Die  Betrachtung  der  Einnahmen  unter  Einhaltung  des  gleichen  Vor- 
ganges, d.  h.  mit  Abrechnung  der  Erhebungskosten  bei  den  Steuern,  der 
Ressortausgaben  bei  den  Gefällen  und  Monopolen,  der  Geschäftsspesen  bei  den 
geschäftlichen  Betrieben,  ergibt  als  Netto-Einnahraen  nachstehende  Beträge  als 
Materiale  für  eine  schliessliche  Gruppierung: 

Nettobeträge 
1889  1890 

35,000  35 

10,000  •  10,6 

18,400  18,8 

2.800  3,2 

0,090  0,1 

5,450  4 

5,600  5,6 

0,220  0,2 

0,500  0^5 

8,050  2,7 
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Direkte   Steuern. 
Grundsteuer  .     .     . 
Haussteuer     .     .     . 
Erwerbsteuer      .     . 
Aktiengesellschaften 
Bergwerksteuer 
Kapitalzinssteuer    . 
Transportsteuer 
Gewinnsteuer     .     . 
Waffensteuer      .     . 
Militärbefreiungstaxe 


Unganis  Finanzlage  (1889  und  1890).  '^W 

Nettobeträge 
1889  1890 

AUg.  Einkommensteuerzuschlag   16,623  16,5 

Verzugszinsen 1,227  1,3 

Steuereintreibungsgebühr    .  0,210  0,21 

Steuereintreibungsersatz      .  0,230  99,400.000  0,14     98,8 

abzüglich : 
Manipulation  u.  Einhebung       0,706,400  0,606 

Grundsteuerrevidenzhaltung      0,215,223  0,204 

Militärbefreiungsfond  .     .     .     0.828,535  0,428  1,719,358 

1.750,158  97,649,842  97,080,642 

Terzehrungssteuern.  Nettobeträge 

1889  1890 

Branntwein 20,000,000  22.0 

Kontrollgebühr 045,000  0,045 

Wein   .     .     .     . 5,800,000  6 

Fleisch 3,090,000  3,15 

Bier 1,330.000  1,0 

Zucker 1,400,000  2,0 

Zuckerkonsum       .......       2,290,000  2,29 

Bierkonsum       1,680,000  1,58 

Mineralöl 3,850,000  4,38 

Presshefe 200,000  39,685,000      0,157       42,602,000 

abzüglich : 
Erhebungskosten  und  Prämien  .       1,763,022  2,924,000 

Restitution  und  Exportprämie    .  966.400     2,729,432  36,955,568  39,678,000 

Schanksteuer -   .     .     .     11,687,000 

Ferner : 

Agiogewinn 1,024,000         847,000 

Grenzzoll.     Ertrag 457,550 

abzüglich  Manipulation       .     .     .        330,423  127,127  137,185 

Stempel.    Ertrag y,594.0ÜU 

ab  Kosten 223.092  9,370,908      9,601,408 

Rechtsgebühren  und  Taxen. 

Ertrag 18,056.900 

abzüglich  Einhebungskosten      33,000  /       - 1  q  ot;« 

und  Gebührenärater  480,856  <      ^^-^"-^^  17,543,044     18,007,000 

Punzierung.     Ertrag 24,265 

Kosten 9,748  14,517  16,639 

Mauten.     p]rtrag 25,500 

Kosten 3,200  22,300  24,030 

Tabakgefälle.     Bruttoeinnahmen     46,256,700 

Einlösungskosten     21,578,868  24,677,832     25,011,761 

Lottogefälle.     Ertrag 2,511,000 

Spesen  und  Treffer     1,357,905  1,153,095       1,200,795 

Salzgefälle.     Bruttoertrag     .     .     .  14,923,838 

Manipulation  U.Kosten   2,631,432  12,292,406     12,315,816 

Prozessspesen.     Ersatz     ....  67,900 

Ausgabe     .    .     .         58,400  9,500  8,900 
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Staatsgüter.     Bruttoertrag    .     .     .     2,464,419 
Avisgaben  ....     1,006,457 
Bergwerke,  Opalgruben,  Metall- 
bergbau,   sowie    aufgelassene 
Bergwerke.     Brutto  erträgnisse    .     6,408,954 
Ausgaben,  inkl.  Montandirektionen     6,483,423      Verlust 

Münzwesen.     Ergebnis 5,000,989 

Kosten 4,991,140      Ertrag 

Eisenwerke.     Bruttoergebnis      .     .     3,794,366 

Kosten 3,715,275  Netto-Ert] 

Zsilthalkohle.     Ergebnis       .     .     .         35,340 

Kosten     ....         20,054       , 
St  aatsd  rucker  ei.     Ertrag     .     .     .       670,000 

Kosten    .     .     .        .564,100       , 
Staatsgebäude.     Ertrag   ....         34,678 

Kosten  .     .     .     .         22,809       , 
Bewegliches  Staatsvermögen  ....  ^         , 

Diverse.     Einnahmen 689,085 

Ausgaben 231,042       „         „ 

Posten,  Telegraphen,  Postspar- 
kasse   12,568,298 

Ausgabe 9,450,978       , 

Staatseisenbahnen  u.  Maschinen- 
fabrik.    Bruttoeinnahmen    .     .     .  43,040,500 

Ausgaben 27,257,585 

Staatsforste.     Bruttoeinnahmen     .     6,542,721 
Ausgaben  ....     4,226,316 

Gestüte.     Einnahmen 2,753,897 

Ausgaben 3,399,880 

Transitorische  Einnahmen    .     .     . 


1889 

1890 

1,457,962 

3,812- 

74,469 

1 

91,529- 

9,849 

6,48Lj 

lg  79,091 

105,484- 

15,286 

24,060- 

105,900 

135,900 

11,869 

15,686- 

44,788 

48,509' 

458,043 

385,687 

3,117,320 

3,229,000 

,  15,782,915  18,108,000 

,     2,316,405    2,326,515 

Verlust      645,983       690,198 

6,561,988 
Ausgaben 4,177,743  Einnahme  2,384,245       714,86& 

Diese  sämtlichen   Nettoeinnnahmen   stellen  wir  in  wenige  Haupt- 
abteilungen gruppiert  zusammen : 

1889  1890 

Steuern,  Stempel,  Gebühren,  Taxen. 


Direkte  Steuern 
Konsumsteuern 
Schanksteuer  . 
Agiogewinn 
Grenzzoll  .  . 
Stempel  .  .  . 
.Rechtsgebühren 
Mauten  .  .  . 
Prozessspesen  . 


97,649,842 
36,955,568 

1,024,000 

127,127 

9,370,908 

17,543,044 

22,300 

9,500     162,702,289 


Gefälle  und  Monopole. 

Tabak 24,677,832 

Lotto       1,153,095 

Salz 12,292,400 

Post,  Telegraph  .  .  .   3,117,320   41,240,653 


69,980,642 

39,678,050 

11,687.000 

847,000 

137,285 

9,601,408 

18,007,000 

24,030 

8.900  176,971,315 

25,011,761 

1,200,795 
12,315,816 

3,224.000   41,722,372 
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Ungarns  Finanzlage  (18«9  und  1890).  ^\^ 

Geschäftsbetriebe.  1889  1890 

Forste 2,316,405  2.326,515 

Staatsgüter •.     .     .     .     1.457,962  935,606 

Eisenwerke 79,091  105,686 

Zsilthalkohle 15,286  24,150 

Staatsdruckerei 105,900  135,900 

Staatsgebäude   . 11,869  25,686 

Punzierung .•     ■     •     •  14,517  16,639 

Münzwesen 9,849  — 

Bewegliches  Staatsvermögen   .     .     .         44,788  48,504 

4,055,667  3,618,686 

ab  Verlust :  Bergbau   .     .       74,469 

Gestüte    .     .    645,983         720.452  690,198 

3,335,215  2,828,496 

Staats  bahnen   und   Maschinenfabrik. 

Nettoerträgnis       15,782,915  18.108,000 

Transitorische  Mehreinnahme 2,384,245  724,866 

Diverse  Mehreinnahmen 458,043  385,687 

Totale  der  Netto-Einnahmen    225,903,360  240,870,736 


Gesamtübersicht  und  Endergebnis. 

Der  Staat  hat  zwar  im  Präliminare 
pro  1889  gegen  225,903,360  Einnahmen    pro  1890  gegen  246,870,736 
233,225,536  Ausgaben  240,406,193 


also  7,322,176  Defizit  464,543   Defizit 

veranschlagen  müssen;  die  Regierung  steht  in  der  Verwaltung  und  Justiz  in 
Hinkunft  einer  Steigerung  der  Ansprüche  gegenüber,  allein  während  pro  1889 
die  eigentlichen  Verwaltungskosten  (101,678  Mill.  Gulden),  der  Dienst  der  Staats- 
schuld (111,409)  und  die  Eisenbahnzinsengarantiezuschüsse  (7,343)  betragen, 
denen  aus  Netto-Steuererträgnissen  (162,702),  Gefällen  und  Mono^jolen  (41,240) 
und  Reinerträge  der  Staatsbahnen  (15,782)  gegenüberstanden,  sind  pro  1890 
diese  Posten  100,723  Verwaltung,  122,660  Staatsschuld  und  4,596,  also  zusammen 
227,980  Mill.  durch  Steuern  im  Betrage  von  176,971,  Gefälle  41,752,  Staats- 
bahnen 18,108,  zusammen  236,831  Mill.  Gulden  bereits  reichlich  gedeckt  und 
sogar  überdeckt.  Wenn  sich  der  Staat  der  wenig  Lucrum  bringenden  und  der 
zu  neuen  Investitionen  zwingenden  Geschäftsbetriebe  enthält,  kann  das  Gleich- 
gewicht zwischen  Einnahmen  und  Ausgaben  dauernd  hergestellt  und  durch 
Zinsenersparnisse  gefestigt  werden.  Die  erhöhten  Anforderungen  der  Justiz- 
reform, der  Vei^waltung,  der  Landwehr  betreff'end,  werden  wir  uns  an  Kon- 
versionserspamisse  und  hohem  Branntweinsteuerertrag  zu  halten  haben. 

Eine  ganz  besondere  Betrachtung  erheischen  unsere  Staatsschulden. 
Wir  haben  oben  unter  den  Ausgaben  die  für  Verzinsung  und  Amortisation  der 
Staatsschuld  seit  1878  bis  inkl.  1887  verwendeten  Beträge  aufgeführt  und 
stellen  in  der  folgenden  Tabelle  den  Stand  der  Staatsschulden  am  Schlüsse 
jedes  dieser  Jahre  zusammen,  um  dann  die  Proportion  zwischen  dem 
Jahreserfordernis  und  der  Schuld  zu  kalkulieren. 
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Stand  der  Staatsschulden 


I.  Staats-  und  Landesschuld. 

N  i  c  h  t  r  ü  c  k  z  a  h 1 b  a  r  e    Schuld: 

1.  47o  Goldrente 

2.  57o  Papierrente 

3.  67o  Goldrente 

4.  Rückzahlbare   Schuld: 

In  Gold  verzinslich: 

5.  1867er  Eisenbahnanleihe 

€.      Gönrörer  Pfandbriefanleihe  .     ...     .     . 

7.  1871er  30-Millionenanleihe 

8.  1872er  54-       ,  ,  

9.  Ostbahn  Staatsschuld . 

10.  „         Priorität  11.  Em 

11.  Karlstadt-Fiumaner  Schuld    .     .     .     .     . 

12.  Investitionsanleihe  für  die  Siebenbürger- 

bahn      

13.  Investitionsanleihe    für     die    Bättaszek- 

Dombovar-Quote 

14.  Investitionsanleihe  f.  d.  Alföld-Fiumaner- 

Quote 

15.  1868er  J]isenbahnanleihe 

In  Silber  verzinslich: 

16.  Ostbähn-Priorität  I.  Em 

17.  Siebenbürgerbahn-Aktien        .     .     . 

18.  ,  „      Prioritäten     .     . 

19.  Battaszek-Dombovar-Aktien  .     .     . 

20.  „  „         Prioritäten 

21.  Alföld-Fiumaner- Aktien      .... 

22.  „  „         Prioritäten  I.  Em. 

23.  ,  „  ,  II.  Em. 

24.  1873er  76V2-Millionenanlehen    .     . 

25.  1874er  76^2-        „  „ 

In  Papier  verzinslich:         , 

26.  Theissbahn-Aktien 

27.  ,  Prioritäten  I.  Em.    .     .     ,     . 

28.  „  ,  II.  Em 

29.  Waaghthalbahn 

30.  1870er  Lotterieanlehen 

31.  Kettenbrücken-Prioritäten 

32.  „  Ablösung 

33.  Theiss-Szegediner  Anleihe  (1880)   .     .     . 

34.  Grundentlastungsschuld  5%       .     .     .     . 

35.  Weinzehntschuld  57o 

36.  Remanential-  und  Rodungsablösung  .     . 

37.  Pfandbrief-Darlehen   ung.  Boden -Kredit- 

Institut  1883 
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218,676 


6,187 
26,757 
50,497 


79,776 


3,431 
76,500 


27,425 
1,212 
0,390 

233,850 

20,153 

0,213 


385,000 


6.111 
26,196 
49.509 


i'J,106 


0,034 
0,229 


27.000 
1,186 
0,389 

229,496 

19.327 

1.131 
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(in  Mill.  Luiden). 

1881 

1882 

1883 

1884 

1885 

1886 

1887 

200,000 

250,260 

284.712 

485.863 

485,863 

485,863 

485,863 

51,978 

105,502 

129,697 

157.965 

198,498 

245,739 

302,355 

254.988 

217.497 

201,350 

~ 

~ 

' 

~ 

75,216 

74,316 

73,368 

72,374 

5,948 

5,860 

5,767 

5,670 

5,568 

5,461 

5,349 

24,989 

24.340 

23,659 

22,943 

22,192 

21,403 

20,575 

47,383 

46,239 

45,038 

43.777 

42,453 

41,063 

39,604 

— 

— 

9,837 

9,820 

9,802 

9,784 

9,764 

— 

— 

29,993 

29,991 

29.990 

29,989 

29.988 

— 

4,792 

4,788 

4,784 

4.780 

4,776 

4,771 

— 

— 

— 

— 

3,764 

3,734 

3,704 

— 

— 

— 

— 

0,157 

0,156 

0,154 

— 

— 

— 

— 

1,051 

1,034 

1,034 

.      77,664 

76,889 

76,073 

— 

— 

— 

— 

_ 

_ 

44,415 

44,336 

44,254 

44,168 

44,077 

— 

— 

— 

— 

13,971 

13,940 

13,908 

— 

— 

— 

— 

20,539 

20,495 

20,448 

— ^- 

— 

— 

— • 

4,626 

4,617 

4,606 

— 

— 

— 

— 

6,851 

6,838 

6,825 

— 

— 

— 

— 

18,281 

8,230 

18,176 

— 

— 

— 

— ■ 

18,499 

18.451 

18,401 

— 

— 

— 

— 

1,589 

11,575 

1,561 

14,180 

12,155 

10,130 

8,104 

6,178 

— 

— 

14,163 

14,051 

13,939 

13.809 

13,679 

— 

— 

19,617 

19,571 

19,522 

19,471 

19,417 

4,088 

3,488 

2,888 

2,288 

1,688 

■1,088 

0,488 

26,180 

25,650 

25,180 

24,715 

24,250 

23,785 

23,320 

1,130 

1,100 

1,067 

1,033 

0,996 

0,957 

0,916 

0,387 

0,385 

0,384 

0,382 

0,380 

0,378 

0,374 

41,550 

43,240 

42,910 

42,580 

42,250 

41,900 

41,540 

219,887 

214,358 

208,393 

202,063 

195,261 

188,120 

180,632 

17,007 

15,599 

14,074 

12,513 

10,819 

9,043 

7,214 

1,833 

2,134 

2,111 

2,142 

2,244 

2,236 

2,235 

— 

— 

— 

6,647 

6,584 

6.517 

6,447 
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1878 


1879 


1880 


38. 

39. 
40. 
41. 

42. 
48. 

44. 
45. 
46. 
47. 


48. 
49. 
50. 
51. 
52. 
53. 
54. 


Pfandbrief- Darlehen  1884,  1885,  1886 
(4^/2  o/o) 

Pfandbrief-Darlehen  1885,  1886  (4  7o)    • 

Beamtenkaution  pr.  Ende  1887     .     .     . 

Pfandbrief-Darlehen  ung.  Bofden-Kredit- 
Institut  1884 .     . 

Siebenbürgerbahn  Ablösungsschuld  1884 

Bättaszek  -  Dombovar  -  Zakany er-  (Donau- 
Draubahn)-Ablösung  1884       .     .     . 

Ostbahn-Prioritäten  und  Staatsschuld 

Karlstadt-Agramer  Eisenb. -Ablösung  . 

Kettenbrücken-Ablösungsfond    .     .     . 

1870er  Lotterieanlehen-Resei-vefond    . 

IL   Einzelne  Ressortbudget-Schulden 

Szegediner  Baufond       .... 
Landesverteidigungs-Ministerium 
Ackerbau-  und  Handels-Ministeriu 
Kommunikations-Ministerium 

Eisenwei'ke       

Ministerium  des  Innern     ... 
Unterrichtsministerium      ... 


0,013 
1.187 


84,653 


Hauptsumme 


?46,567  !     909,368 


54,467 


84,573 


996,977 


Wir  finden 


Dienst  der  Staatsschuld 

Stand  der 

Quotient 

Jahreserfordernis 

Staatsschuld 

1878 

75,9 

746,567 

10,1 

1879 

85,7 

909,368 

9,4 

1880 

97,9 

996,977 

9,8 

1881 

92,5 

1118,148 

8,2 

1882 

93,5     • 

1171,479 

7,9 

1883 

94,8 

1200,293 

7,8 

1884 

101,0 

1271,585 

7,9 

1885 

104,8 

1342,380 

7,8 

1886 

106,3 

1378,201 

7,7 

1887 

107,8 

1427,543 

l,rf 

1888 

116,2 

1462,598 

7,3 

sieht   hier 

lus, 

dass   dieser   Quotient,    welcher 

einen    Massstab 

Man 

wenn  auch  keinen  ganz  genauen  —  für  die  Varzinsungshöhe  abgibt, 
Avährend  dieser  zehn  Jahre  sich  um  2,6  günstiger  gestaltet  hat  und  naturgemäss 
in  Anbetracht  der  günstigen  Zinsfussverhältnisse  des  Weltmarktes  prozentuell 
noch  bedeutend  herabgemindert  werden  wird. 

Die  beiden  letzten  Jahre  1889  und  1890  anlangend,  sind  keine  thatsäch- 
lichen  Schlussrechnungen  vorhanden  und  daher  nur  die  Budgets  als  Beur- 
teilungsmateriale  heranzuziehen.    Diese  zeigen  als  P]rfordernis  für  den  Dienst  der 
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allg.  Staatsschuld 


(  Ei 


pro  1889 

Ausgaben     117,680,010 
innahmen    17,905,029 


Eisenbahnverstaatlichunsrsschuld 


99,774,981 
11,634,24:5 


pro  1890 

115,009,514 
13,945,230 

101,064,344 
11,536,454 


1881 

1882 

1883 

1884 

1885 

1886 

1887 

3,036 

4,321 

4,097 



— 

— 

— 

. — 

0,137 

0,719 

— 

— 

— 

— 

— 

0,074 

0,067 

. 



1,040 



— 

— 

51,980 

49,811 

— 

38,384 

^ — 

— 

— 





— 

11,657 

— 

— 

— . 

84,423 

84,336 

— 

— 

— 

— 

— 

4,795 

r- 

— 

— 

— 

— 

E 

0,177 

0,176 

0,175 

— 



— 

— 

1,923 

2,188 

2,579 

—1 



— . 

— • 

1,669 

1,667 

2,314 

— 



— 

— 

0,473 

1,557 

1,551 





— 

— 

— 

1,599 

1,569 

— 



— 

— 

— 

0,366 

0,954 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

7,739 

1118,148 

1171.479 

1200,293 

1271,585 

1342,380 

1378,201 

1427,543 

Zusammen     111,409,224  112,700,798 

Nimmt  man  den  momentanen  Stand  unserer  Schulden  mit  rund  IV2  Milliarden 
in  Rechnung,  so  ist  der  Quotient,  aus  dem  Jahreserfordernis  dividiert  durch  die 
Schuld,  noch  immer  7,3,  und  demnach  zeigt  sich  hier  der  Keim  zu  einer  end- 
gültigen radikalen  Sanierungsoperation  für  die  ungarischen  Staatsfinanzen. 
Der  Quotient  für  das  Verhältnis  zwischen  Jahreserfordernis  (Verzinsung,  Spesen, 
Amortisation)  und  Staatsschuld  kann  mittelst  einer  grossangelegten  Unifizierung 
der  Staatsschuld  unter  effektiver  Zinsenersparnis  seinerzeit  auf  6,25  herab- 
gedrückt werden.  Mit  diesem  Ansprüche  glauben  wir  uns  keiner  sanguinischen 
Uebertreibung  schuldig  zu  machen.  Nun  beträgt  aber  die  solcherweise  erzielte 
Ersparnis  jährlich  circa  17  Millionen  Gulden,  welche  nicht  nur  das  Defizit  weg- 
schaffen würde,  sondern  einen  Ueberschuss  liesse,  der  gleichwie  die  zukünftigen 
Steuersteigerungen  den  dringlichen  reformatorischen  Verwaltungszwecken  dien.st- 
bar  gemacht  werden  könnte. 

Das  rapide  Anwachsen  der  ungarischen  Staatsschuld,  welches  vielseitig 
Bedenken  hervorgerufen  hat,  findet  ein  bedeutendes  Gegengewicht  in  der  Er- 
weichung  von   Eisenbahnen.     Um   dies  klarzustellen  reihen  wir   an   die  Staats- 
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schuldenzifFer    den   jeweiligen    Werth    des    Eisenbahnbesitzes    im    beti-effendei 

Jahre  an.     Wir  finden 

Staatsschulden    Bahnbesitz 

1878  746,567     116,627 

1879  909,368     213,911 

1880  996,977     269,135 

1881  1118,184  289,778 

1882  1171,479  308,891 

1883  1200,293  322,313 

1884  1271,585  393,498 

1885  1342,380  457,473 

1886  1378,201  464,555 

1887  1427,543  485,302') 

1888  1462,598  495,945 

Es  sind  also  in  diesen  elf  Jahren  die  Schulden  um  716  Mill.  Gulden  gestiegen, 
der  Bahnbesitz  hat  sich  gleichzeitig  um  rund  380  Mill.  Gulden  erhöht.  Schlägt 
man  diese  Werterhöhung  des  Aktivums  ab,  so  resultiert  aus  den  Defiziten  (in- 
klusive der  anderweitigen  Investitionen  und  Mehrwerte)  durchschnittlich  ein 
Jahreszuwachs  von  BO^/io  Mill.  Gulden  Schulden. 

Will  man  auch  über  den  finanziellen  Wert  der  Eisenb-ahn- 
Verstaatlichungsaktion  ein  Urteil  fällen ,  so  hat  man  gegenüber  der 
in  den  zehn  Jahren  1878  bis  1887  stattgehabten  Erhöhung  der  Reineinnahmen 
der  ung.  Staatsbahnen,  welche  circa  12  Mill.  Gulden  beträgt  und  der  Erspar- 
nisse an  Zinsengarantiezuschuss  von  circa  7  Mill.  Gulden  die  obgenannte  Stei- 
gerung der  Schulden  um  370  Mill.  Gulden  beziehungsweise  deren  Verzinsung 
in  Anschlag  zu  bringen.     Es  stellt  sich  sofort  heraus,    dass  hier  kein  finanziell 

')  Der  Besitzstand  an  Eisenbahnen  zu  Ende  1887,  welcher  oben  mit  485,3  Mill.  Gulden 
angegeben  erscheint,  setzte  sich  wie  folgt  zusammen: 

Nördl.  Staatsbahnen 80,4 

Südl.  Staatsbahnen 52,1 

Ostbahn 87,6 

Alföld-Fiumaner 40,5 

Siebenbürger 38,2 

Budapest-Semlin 30,1 

Theissbahn •    .    .    .  54,0 

Budapest-Szöny-Bruck      ....  19,4 

Donau-Draubahn 12,1 

Munkäcs-Beskid 10,7 

Gönrörer  Industriebahn     .    .    .    .10,1 

Kronstadt-Tömös 5,2 

Räros-Ujszasz 4,1 

Sissek-Doberlin 3,9 

Vinkovczc-Brod 3,8 

Sunja-Brod  (Bau)      3,9 

Dälya-Vinkovczc 2,0 

Garamb-Schemnitz 1,3 

Mezötur-Szarvas 0,5 

Gyeres-Torda 0,3 

Betriebsmittel 15,0 

Zentralwerkstätte 3,« 

Inventar ■  ".h 

4H.'.,4  MUl.  Gnlden. 
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glänzendes  Geschäft  vorliegt.  Selbst  wenn  man  nur  den  Bilanzwert  der  Sieben- 
bürger, Donau-Drau,  Ostbahn,  Alföld-Fiumaner  und  Theissbahn  mit  222,4  Mill. 
Gulden  und  den  Emissionsverlust  von  circa  79  Mill.  Gulden  in  Rechnung  nimmt, 
sind  rund  300  Mill.  Gulden  Schulden  zugewachsen,  die  laut  obigem  Quotienten 
circa  22 Va  Mill.  Gulden  absorbieren,  mithin  mehr  als  obige  zwei  Posten  zu- 
sammengerechnet eingebracht  haben. 
Der  Finanzminister  hebt  hervor: 

obschon   die  Reform   der  Verzehrungssteuern  dem   Staate   nicht   nur 
einen  bedeutenden  Zuwachs  an  Einnahmen  verspricht,  sondern  einen 
Aufschwung   der   landwirtschaftlichen    Industi'ie    zu   inaugurieren   ge- 
eignet scheint,   müsse  man  angesichts  der  andaueraden  Gespanntheit 
der  internationalen  Beziehungen  und  der  gesteigerten  Ansprüche  des 
Landesvei-teidigungsministers ,   dennoch  die  grösste  Zurückhaltung  be- 
obachten. 
Der  Landesverteidigungsminister  wii-d  ausser  dem  im  1889er  Budget  vor- 
gesehenen Betrage   an  neuen  Ausrüstungen   in   den  nächsten  Jahren  13,4  Mill. 
Gulden  benötigen,  von  welchen  auf  die  Jahre  1890  bis  1892  12,25  Mill.  Gulden 
entfallen  werden.     Zu   gleicher  Zeit  wird   die  Regulirung  des  Eisernen  Thores 
und  die  Regalienablösungsoperation  durchzuführen  sein,  bei  welchen,  wenn  auch 
nur  zeitweilig,  eine  Belastung  des  Staatshaushaltes  nicht  ausgeschlossen  er- 
scheint.   Es   sind   zwar   zur  Ordnung  des  Staatshaushaltes  Faktoren  und  Aus- 
sichten  besserer   Art   als   bisher  vorhanden,   man   kann   die  Erreichung  dieses 
Zieles  bei  konsequentem  Vorgehen  erhoffen,  aber  nachdem  das  Endresultat  noch 
nicht  in  unseren  Händen  ist,   dürfen  wir   kein   Risiko   eingehen:   die  Kraft- 
anstrengungen  der  Nation    und   die   Verdienste    der   Regierung   sollen   in   der 
Zukunft  mit  aller  Zuversicht  ihren  Lohn  finden.     Auch  die  Konversions- 
operationen  werden    erst   nach    dem   Jahre   1889   über    die   formellen   Budget- 
änderungen hinaus  heilsame  Rückwirkung  im  Kosten  anschlage  üben.    Mit  allen 
unseren  finanziellen  Verhältnissen  steht   aber  im  strikten  Zusammenhange  die 
Regelung    der   Valuta,    zu    deren   Vorbereitung   die  Regierung    durch 
G.A.  XX  l\'  1874  verpflichtet  ist  und  Schnitte  macht. 
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Das  neue  Malzaufschlaggesetz  in  Bayern 

vom  8.  Dezember  1889. 

Mit  einer  Einleitung 

von 

Wilhelm  Burkhard, 

k.  Regierungs-  und  Fiskalrat,  Mitglied  der  Abgeordnetenkammer. 

In  Bayern,  dem  Lande,  in  welchem  nach  einer  Bemerkung  des  Kommen- 
tators zum  bayrischen  Landrechte,  des  bayrischen  Kanzlers  Baron  Kreittmayr, 
das  Bier  „das  fünfte  Element",  und  nach  Rudhard  am  Anfange  dieses  Jahr- 
hunderts die  Bierbrauerei  als  ^das  eigentliche  Haupt-  und  Nationalgewerbe " 
gegolten  hat,  zwei  Sätze,  welche  heute  noch  eine  gewisse  Berechtigung  haben, 
hatte  die  Bierbesteuerung,  welche  bis  dahin  durch  das  Aufschlagsmandat  vom 
28.  Juli  1807  geregelt  war,  mit  dem  Gesetze  vom  16.  Mai  1808  eine  neue  Ge- 
staltung bekommen. 

Durch  das  Aufschlagsmandat  vom  Jahre  1807  wurde  „von  jedem  Metzen 
eingesprenzten  Malzes,  dasselbe  mag  in  Weizen,  Gerste,  Roggen  oder  Haber 
oder  was  immer  für  einer  Getreideart  bestehen  und  zur  Erzeugung  des  braunen 
Bieres  oder  des  weissen  Weizenbieres  oder  des  weissen  Gevstenbieres  oder  zum 
Branntwein,  Essig  oder  Germ  (Hgfe)  bestimmt  sein",  eine  Auflage  von  37 V2  ki"- 
festgestellt  und  das  Kompositionssystem  (Fixation)  ausnahmslos  aufgehoben; 
durch  eine  Ministerialentschliessung  vom  15.  September  1829  wurde  ferner,  um 
die  anerkannten  Gebrechen  und  Lücken  des  Malzaufschlagsmandates  einiger- 
massen  zu  beheben,  nachdem  eine  gesetzliche  Neuregelung  der  Materie  sich  als 
unthunlich  erwiesen  hatte,  das  Verhältnis  des  eingesprenzten  zu  dem  trockenen 
Malze  festgesetzt  und  hiemach  der  Aufschlag  für  das  trockene  Malz  auf  5  fl. 
50  kr.  per  Scheffel  bestimmt,  eine  Ministerialanordnung,  welche,  trotzdem  sie 
nie  eine  gesetzliche  Form  erlangte,  doch  nie  beanstandet  wurde. 

Daneben  bestand  die  Vex'ordnung  vom  25.  April  1811,  welche  mit  dem 
späteren  Gesetze  vom  Jahre  1846  die  Qualität  des  Bierquantums,  das  aus  dem 
Malze  gewonnen  werden  durfte,  sowie  die  Regelung  des  Bierpreises  selbst  fest- 
setzt und  das  Verhältnis  der  Brauer  und  Wirte  zu  einander  und  beider  zum 
konsumierenden  Publikum  ziemlich  strengen  Bestimmungen  unterwarf. 

Ausserordentlich  wichtig  war  der  mit  Gesetzkraft  bekleidete  Landtags- 
abschied vom  10.  November  1861,  worin  hauptsächlich  bestimmt  war,  dass  „die_ 
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gesetzlichen  Bestimmungen  über  Regulierung  des  Bierstitzes  und  die  Verhält- 
nisse zwischen  Brauern  und  Wirten  und  dem  Publikum  durch  Verordnung  ausser 
Wirksamkeit  gesetzt  werden  können  und  dass  die  Verwendung  anderer  Stoffe 
oder  Surrogate  für  Gerste  und  Hopfen  zur  Bereitung  von  Braunbier  in  Bayern 
verboten  sein  soll,  so  dass  auf  Brauer  und  Wirte  die  allgemeinen  Strafbestim- 
mungen über  Fälschung  von  Getränken  und  Verkauf  und  Besitz  gefälschter, 
-verdorbener  und  gesundheitsschädlicher  Getränke  Anwendung  zu  finden  haben". 

Im  Jahre  1865  wurde  sodann  thatsächlich  der  Biertarif  ^versuchsweise" 
aufgehoben,  bei  welchem  Versuche  es  auch  bis  über  die  Geltungszeit  des  Auf- 
schlagsmandates vom  Jahre  1807  hinaus  verblieb. 

Mannigfaltig  waren  die  Versuche,  eine  Abänderung  der  Malzaufschlags- 
bestimmungen in  Bayern  gesetzlich  neu  zu  regeln;  doch  mit  aller  Vorsicht  be- 
fleissigte  man  sich  auf  allen  Seiten  der  grössten  Zurückhaltung,  an  dieser  wich- 
tigen Einnahmequelle  des  bayrischen  Staatshaushaltes  zu  rütteln,  um  so  mehr 
als  das  Erträgnis  durch  das  Gesetz  vom  22.  Juli  1819  „das  Staatsschulden- 
wesen  des  Reiches  betr."  zur  Tilgung  und  Verzinsung  der  Staatsschuld  bestimmt 
war,  man  also  dieses  Gefäll  sehr  notwendig  brauchte. 

Endlich  mit  dem  50.  Geburtstage  der  bayrischen  Verfassungsurkunde, 
am  26.  Mai  1868  wurde  ein  neues  Gesetz  über  den  Malzaufschlag  publiziert 
und  damit  die  älteren  gesetzlichen  und  verordnungsmässigen  Bestimmungen  ausser 
Wirksamkeit  gesetzt. 

Als  die  wichtigsten  Grundsätze  des  neuen  Gesetzes  wurden  hierbei  von 
Seiten  der  Staatsregierung  erklärt  ^) :  a)  die  Aufhebung  der  verschiedenen  Steuer- 
sätze für  Malz,  je  nachdem  es  in  eingesprenztem  (genetztem)  oder  trockenem 
Zustande  zur  Mühle  gebracht  wird,  und  hiernach  die  Einführung  eines  Einheits- 
.  Satzes  von  5  fl.  12  kr.  für  den  bayrischen  Scheffel  trockenen  wie  genetzten  Malzes, 
was  infolge  der  gesetzlichen  Aenderung  der  Masse  und  Gewichte  in  Deutsch- 
land durch  das  Gesetz  vom  18.  Februar  1871  und  der  Münzwährung  durch  das 
Gesetz  vom  1.  Januar  1876  dahin  abgeändert  werden  musste,  dass  der  Einheits-. 
satz  vom  Hektoliter  Malz  (222  Liter  =  1  bayr.  Scheffel)  auf  4  Reichsmark 
{=  2  fl.  20  kr.)  festgesetzt  wurde  —  b)  Freigabe  der  Malzmühlen  an  die  Brauer, 
sowie  der  Futterschrotmühlen  an  die  Landwirte  unter  gleichzeitiger  Nutzbar- 
machung einer  im  Jahre  1866  erfolgten  neuen  Erfindung  eines  an  den  Mühlen 
anzubringenden  automatischen  Malzmessungs-  und  Kontrollapparates,  c)  Vor- 
schriften für  die  Rückvergütung  des  Lokal-  (gemeindlichen)  Aufschlages  im  Falle 
der  Ausfuhr  des  in  der  Gemeinde  erzeugten  Bieres  aus  dem  Gemeindebezirke, 
<l)  Aufstellung  eines  neuen  im  Einklänge  mit  den  Rechtsanschauungen  des  gelten- 
den Strafrechts  stehenden  Strafsystemes ,  d)  Ausdehnung  auf  das  ganze  König- 
reich, insbesondere  auf  die  Pfalz,  welche  Provinz  bis  dahin  und  noch  bis  zum 
Jahre  1878  das  einzige  Territorium  in  Deutschland  war,  das  keine  Steuer  von 
Bier  und  Branntwein  an  den  Staat  entrichtete,  sondern  nur  eine  Aversalsumme 
von  100,000  fl.  bezahlte.  Erst  mit  Einführung  der  einheitlichen  Gebühren- 
gesetzgebung auf  die  Pfalz,  mit  dem  Jahre  1878,  also  erst  10  Jahre  nach  der  in 


')  Vgl.  darüber  die  Einleitung  zum  Kommentar  über  dieses  Gesetz  von  Ludwig  v.  May, 
Generaldirektor  der  Zölle  und  indirekten  Steuern  in  Dollmanns  Gesetzgebung  (Palm  &  Enke, 
Erlangen  1883),  besprochen  in  Bd.  I  des  Finanzarchivs  (1884)  von  G.  Schanz. 
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Aussicht  genommenen  Einführung  des  Malzaufschlages  in  der  Pfalz  wurde  der 
Malzaufschlag  auf  diese  Provinz  ausgedehnt  und  damit  eine  einheitliche  Gesetz- 
gebung für  das  ganze  Königreich  hergestellt.  Das  Gesetz  steht  auf  dem  prin- 
zipiellen Standpunkt  der  Besteuerung  des  Rohmateriales ,  welches  bei  der  Bier- 
gewinnung zur  Verwendung  gelangt,  nach  dem  Masse  mit  einem  bestimmten^ 
gleichmässigen  Satze  von  4  M.  per  Hektoliter  Malz  und  zwar  von  , allem  künst 
lieh  zum  Keimen  gebrachten  Getreide,  sobald  es  für  den  Zweck  der  Erzeugung' 
von  Bier  und  Essig  zum  Brechen  zur  Mühle  gelangt,"  dabei  ist  das  ausnahms- 
lose Verbot  der  Verwendung  von  Malzsurrogaten  zur  Bereitung  von  Bier  in 
Bayern  ausdrücklich  in  das  Gesetz  aufgenommen. 

Hauptsächlich  durch  die  infolge  der  Reichsstrafgesetzgebung  notwendigen 
Aenderungen  veranlasst,  wurde  das  Aufschlagsgesetz  am  23.  August  1879  neu 
redigiert  im  Gesetz-  und  Verordnungsblatt^)  publiziert. 

Kaum  aber  waren  einige  Wochen  verflossen,  als  man  schon  am  30.  Sept. 
1879  wiederum  einen  das  erst  publizierte  Gesetz  abändernden  Gesetzentwurf 
vorlegte,  in  dem  angesichts  eines  bestehenden  Defizits  von  10,033,000  M.  aus 
dem  Jahre  1878  und  eines  Gesamtdefizits  im  bayrischen  Haushalte  von 
24,000,000  M.,  femer  angesichts  einer  drohenden  Steuererhöhung  von  60  Prozent 
den  Steuersatz  für  das  zur  Bierbereitung  bestimmte  Malz  von  4  auf  5  M.,  und 
noch  während  der  Verhandlungen  im  Finanzausschusse  auf  6  M.  zu  erhöhen 
vorgeschlagen  wurde  ^),  und  zwar  wurde  auch  diese  Erhöhung  für  alle  Zukunft 
(stabil)  vorgeschlagen.  Nicht  getroffen  sollte  durch  die  Erhöhung  werden  das 
zur  Bereitung  von  flüssiger  Kunsthefe  verwendete  Malz. 

In  den  Kammern  des  Landes  wurde  diese  Erhöhung  bezw.  der  Zuschlag 
vorerst  für  die  Zeit  bis  zum  31.  Dezember  1881,  dann  bis  31.  März  1882  ^)^ 
dann  bis  31.  Dezember  1883*),  endlich  für  die  Dauer  der  XVII.,  XVIII.  und 
XIX.  Finanzperiode  ^)  bewilligt.  Mit  dem  31.  Dezember  1889  hätten  ohne  neue 
gesetzliche  Regelung  lediglich  der  alte  Satz  von  4  M.  Malzaufschlag  pro  Hekto- 
liter Malz  zur  Erhebung  kommen  können. 

Einen  wesentlichen  Einfluss  übte  die  inzwischen  sowohl  in  Bayern  als  im 
Reiche  ausgebildete  Branntweinsteuergesetzgebung  ^),  wodurch  die  Vorschriften 
des  Malzaufschlaggesetzes  über  die  Aufschlagpflichtigkeit  des  Brau-  und  Hefen- 
malzes und  des  zur  Grünmalzbereitung  benutzten  Getreides  ausser  Kraft  treten. 
Für  die  Malzaufschlaggesetzgebung  selbst  und  die  Erträgnisse  des  jMalz- 
aufschlagsgefälles  wurden  bekanntlich  die  Sonderrechte  Bayerns  beim  Eintritte 
dieses  Landes  in  das  Reich  ausdrücklich  vorbehalten '),  wie  die  Beschränkungen 


1)  Ges.  u.  V.O.Bl.  für  das  Königreich  Bayern,  1879,  S.  843—881. 

2)  Verhandl.  der  Kammer  der  Abgeordneten  in  Bayern  1879/80,  Beil.-Bd.  VIII  N.  295, 
IX  N.  301,  308,  402,  Stenogr.  Bericht  Bd.  IV  S.  3  u.  ff.,  28—70,  10.5. 

3)  Gesetz  vom  15.  Dezember  1881,  Ges.-  u.  V.O.Bl.  1881,  S.  1348. 
*)  Gesetz  vom  28.  März  1882,  Ges.-  u.  V.O.Bl.  1882,  S.  112. 

<"')  Gesetze  vom  28.  Dezember  1883,  31.  März  1884,  Finanzgesetze  vom  21.  April  1884, 
5.  Dezember  1885  und  4.  November  1887,  Ges.-  u.  V.O.Bl.  1887,'  S.  639. 

6)  Bayr.  Gesetz  vom  25.  Februar  1880  (Ges.-  u.  V.O.Bl.  S.  37),  20.  November  1885  (Ges.- 
u.  V.O.Bl.  S.  617),  27.  September  1887  (Ges.-  u.  V.O.Bl.  S.  547)  und  Reichsgesetz  vom  24.  .Juni 
1887,  Kaiserl.  M.O.  vom  24.  Juni  1887  (R.G.Bl.  S.  491). 

7)  Art.  35  Abs.  II,  Art.  38  Abs.  IV,  Art.  40  der  Reichsverfassung  und  Zifl.  X  des  Schluss- 
protokolls.   ■ 
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der  Gesetzgebung  schon  in  den  älteren  Zollvereinsverträgen  und  auch  im  Art.  5 
des  Zollvereinsvertrages  vom  8.  Juli  1867  bestanden  haben. 

Unzweifelhaft  fällt  die  bayrische  Malzaufschlaggesetzgebung  auch  unter 
Art.  78  Abs.  II  der  Reichsverfassung,  wonach  dieses  Reservatrecht  nur  mit  aus- 
drücklicher Zustimmung  Bayerns  von  Reichs  wegen  aufgehoben  und  alle  hierauf 
bezüglichen  Gesetze  nur  mit  Zustimmung  Bayerns   abgeändert  werden  können. 

Eng  im  Zusammenhange  mit  der  Malzaufschlaggesetzgebung  selbst 
stehen  die  Fragen  der  Uebergangsabgabe  aus  anderen  deutschen  Staaten  des 
Zollgebietes  und  die  der  Malzsteuerrückvergütung  beim  Export  in  ausserbayrische 
Länder.     In  beiden  Fragen  ist  Bayern  nicht  vollständig  ungebunden. 

Nach  Art.  5  Ziff.  II  §  3  lit.  d  des  Zollvereinsvertrages  vom  8.  -luli 
1867  ist  Bayern  berechtigt,  von  der  Einfuhr  Bieres  aus  anderen  Vereinsstaaten 
denjenigen  gesetzlichen  Betrag,  welcher  der  Konsumtionssteuer,  hier  dem  Malz- 
aufschlage entspricht,  als  Uebergangsabgabe  zu  erheben,  was  auch  von  Baj'ern 
hinsichtlich  des  eingeführten  Bieres  und  des  zur  Bierbereitung  bestimmten  ge- 
schroteten Malzes  geschieht  ^). 

Eine  Rückvergütung  des  entrichteten  Malzaufschlages  kann  aber  nach 
Art.  1 1  des  Malzaufschlaggesetzes  derjenige  verlangen ,  welcher  in  Bayern  er- 
zeugtes Bier  in  einer  Sendung  von  mindestens  60  1  aus  Bayern  ausführt,  oder 
nach  Art.  22,  welcher  ungebrochenes  Malz  zur  Bearbeitung  nach  Bayern  ein- 
geführt hat  und  es  nach  der  Bearbeitung  wieder  ausführt ,  wenn  er  von  der 
Einfuhr  für  dieses  Malz  eine  Polette  erholt  hat.  Im  letzteren  Falle  erfolgt 
Rückvergütung  des  vollen  Malzaufschlages,  in  dem  ersteren  Falle  ist  die  Höhe 
des  Rückvergütungssatzes  durch  Verordnung  ^)  bestimmt,  wobei  die  bayrische 
Regierung  wiederum  durch  §§  4  und  5  Art.  5  Ziff.  II  des  Zollvereinsvertrages 
beschränkt  ist.  Der  Rückvergütungssatz  beträgt  gegenwärtig  2  M.  60  Pf.  vom 
Hektoliter  Braunbier  und  1  M.  20  Pf.  vom  Hektoliter  Weissbier. 

Ausserdem  ist  Bayern  in  betreff  der  Höhe  des  Steuersatzes  für  das  zur 
Bierbereitung  bestimmte  Malz  in  gleicher  Weise  wie  die  norddeutsche  Brauer- 
gemeinschaft, Württemberg,  Baden  und  die  Reichslande  durch  die  Bestim- 
mungen des  Art.  5  §  2  des  Zollvereinsvertrages  vom  8.  Juli  1867  und  Art.  40 
der  Reichsverfassung  an  den  dort  bestimmten  Maximalsatz  gebunden.  Dieser 
Höchstbetrag  des  Malzaufschlages  besteht  für  Bier  in  3  M.  28  Pf.  vom  Hektoliter 
Bier  (1  Thlr.  15  Gr.  von  der  Ohm  zu  120  Quart  preussisch  oder  4  M.  50  Pf. 
von  137,3  1).  Bei  der  Annahme  einer  Ausbeute  von  2  hl  Bier  und  1  hl  Malz 
wäre  der  höchstzulässige  Malzaufschlag  6  M.  50  Pf.  vom  Hektoliter  Malz,"  bei 
der  Annahme  von  216  1  Bier  aus  einem  Hektoliter  Malz  könnte  der  Mehr- 
aufschlag noch  bis  oder  etwas  über  7  M.  hinaufgehen. 

Ausser  den  oben  bereits  hervorgehobenen  Prinzipien  des  Gesetzes  vom 
16.  Mai  1868  bezw.  23.  August  1879  ist  noch  kurz  hervorzuheben,  dass  das  für 
andere  Zwecke  als  zur  Erzeugung  von  Bier  und  Essig  zur  Mühle  gebrachte 
Malz   steuerfrei   ist,   dass   aber   alles  Malz   zahlungspflichtig  und  der  Kontrolle 


1)  Die  bezüglichen  Bestimmungen  sind  in  dem  Uebergangssteuerregulativ  vom  12.  Juli 
1882  (Amtsbl.  d.  Generaldirektion  der  Zölle  und  indirekten  Steuern  S.  220)  und  der  V.O.  vom 
4.  November  1887  (Ges.-  u.  V.O.ßl.  S.  640)  veröffentlicht. 

2)  Verordnung  vom  4.  November  1887  (Ges.-  u.  V.O.Bl.  S.  740),  vgl.  aucli  die  Anweisung 
vom  5.  November  1879  (Ges.-  u.  V.O.Bl.  S.  1488). 
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unterworfen  und  class  Verwendung  von  aufschlagfreiem  Malz  zu  aufschlagpflichl 
tigen  Zwecken  strengstens  verboten  ist ') ,  dass  wie  die  Verwendung  von  Malz-? 
Surrogaten  auch  die  Verwendung  von  ungemälztem  Geti'eide,  sowie  mit  un- 
gemälztem  Getreide  vermischten  Malzes,  endlich  anderes  als  Gerstenmalz  unter- 
sagt ist. 

Eine  Malzmenge  von  weniger  als  4  1  bleibt  ausser  Ansatz  ^j. 

Steuerbar  ist  das  Malz,  sobald  es  für  den  Zweck  der  Erzeugung  von  Bier 
oder  Essig  zum  Brechen  zur  Mühle  gebracht  wird. 

Aufschlagpflichtig  ist  der  Malzeigentümer,  d.  h.  derjenige,  welchen  du 
Polette  als  solchen  bezeichnet,  für  den  das  Malz  zur  Verwendung  gekommen  is 
und  eventuell ,  der  die  Zuwiderhandlung  gegen  das  Gesetz  begangen  hat.  Die 
Einhebung  des  Gefälles  hat  regelmässig  am  bestimmten  Termine  zu  geschehen, 
die  Schuld  ist  aber  in  dem  Augenblicke  entstanden,  in  welchem  das  Malz  zur 
Bearbeitung  an  die  Mühle  gelangte,  fällig. 

Das  Malz  darf  nur  auf  öffentlichen .  d.  h.  gewerbsmässig  betriebenen 
Mühlen  mit  Ausschluss  der  Wandermühlen  und  auf  den  für  den  Gebrauch  der 
Besitzer  bestimmten  mit  von  der  Staatsregierung  genehmigten  Messapparaten 
versehenen  Partikularwalzmühlen  ^)  bearbeitet  werden.  Jeder  Besitz  und  jede 
Benutzung  von  Malzmühlen,  Quetschmühlen,  Futterschrotmühlen  und  Haus- 
mühlen ist  der  Aufschlagverwaltung  anzuzeigen,  dieselben  sind  nur  mit  Be- 
willigung derselben  zu  benutzen.  Die  Verbindung  von  Mühlgewerben  mit  auf- 
schlagpflichtigen Geschäften  ist  unter  gewissen  Voraussetzungen  von  Genehmi- 
gung und  Sichervorkehrungen  abhängig  gemacht '').  Der  Besitz  von  Malzmühlen 
oder  Quetschmaschinen  ohne  ausdrückliche  Genehmigung  der  Aufschlagver- 
waltung ist  verboten  und  unter  Strafe  gestellt. 

Landwirte,  Gemeinden  und  Genossenschaften  dürfen  zum  landwirtschaft- 
lichen Gebrauche  Futterschrotmühlen  aber  nur  mit  einem  von  der  Regierung 
genehmigten  Kontrollaj^parate  versehen  benutzen. 

Die  Aufschlagverwaltung  und  deren  Organe  haben  ausgedehnte  Kontroll- 
befugnisse *),  daneben  hat  aber  jeder,  der  Malz  auf  einer  in  Bayern  befindlichen 
Mühle  brechen  lassen  will,  beim  Aufschlageinnehmer  Anzeige  zu  erstatten  und 
eine  Polette  zu  erheben,  w^orüber  das  Gesetz  ausführliche  Vorschriften  gibf*). 

Der  Verkehr  mit  gebrochenem  Malze  ist  innerhalb  Bayerns  gänzlich  ver- 
boten ^),  ebenso  ist  es  untersagt,  mehr  Malz  zur  Mühle  zu  verbringen,  als 
Polette  und  Einschreibebuch  nachweisen,  doch  wird  ein  Ueberraass  von  8  hl 
nicht  bestraft.  Wer  auf  einer  Mühle  ausserhalb  Bayerns  Malz  brechen  will, 
hat  dies  unter  Erholung  einer  Polette,  sowie  die  Rückkehr  mit  dem  Malze, 
gleichwie  jede  Einführung  auswärts  gebrochenen  Malzes  beim  Aufschlageinnehmer 
anzuzeigen. 

Uebertretungen  und  Zuwiderhandlungen  gegen    das  Malzaufschlaggesetz 

1)  Art.  «  des  Gesetzes. 

2)  Art.  8  des  Gesetzes. 

3)  Die  von  der  Staatsregievung  zur  Zeit  genehmigten  Messapparate  sind  bei  May  a.  a.  0. 
S.  286  aufgeführt  und  beschiüeben, 

*)  Art.  23,  24-  28,  29,  30-3i),  75,  96,  97  des  Gesetzes. 

5)  Art.  30,  40—12  des  Gesetzes. 

6)  Art.  13,  U-IO,  25,  30  des  Gesetzes. 
'')  Art.  22  Abs.  IV  des  Gesetzes. 
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sind  im  Anschlüsse  an  das  Reichsstrafgesetzbuch  zahlreich  konstruiert,  die 
Strafen  der  zum  Schutze  des  Gefälles  gegebenen  Vorschriften  in  ziemlich  hohen 
(j  eidstrafen  ausgesprochen  *) ;  dies  Verfahi*en  richtet  sich  nach  den  Bestim- 
mungen der  Abt.  IV  des  Gesetzes  ^)  und  ist  dem  des  Verfahrens  in  Zollstraf- 
sachen nachgebildet.  Zur  Durchführung  der  Untersuchung  im  Verwaltungswege 
sind  zuständig  die  Hauptzollämter,  welche  auch  die  Strafbeschlüsse  erlassen; 
gerichtliches  Verfahren  tritt  nur  ein,  wenn  sich  der  Beschuldigte  bei  dem  Straf- 
bescheide des  Hauptzollamtes  nicht  beruhigt,  sondern  ausdrücklich  auf  gericht- 
liche Entscheidung  Antrag  stellt.  In  diesem  Falle  ist  das  Gericht  an  die  Ent- 
scheidung der  Finanzbehörde  nicht  gebunden,  sondern  entscheidet  selbständig 
über  das  Vorhandensein  des  Reates,  wogegen  die  Zollbehörde  ebenso  selbständig 
die  Aufschlagspflicht  selbst  feststellt,  und  zwar  im  instanziellen  Verfahren  (Haupt- 
zollämter, Generaldirektion  der  Zölle  und  indirekten  Steuern,  Finanzministei-ium 
als  Oberaufsichtsstelle)  ohne  Beschwerdeweg  zum  Verwaltungsgerichtshofe,  welcher 
nur  hinsichtlich  des  örtlichen  Malzaufschlages  für  zulässig  erklärt  ist"*). 

Letzterer  (Lokalmalzaufschlag)  kommt  in  Bayern  in  verschiedenen  Formen 
(Biei-pfennig  etc.)  vor  und  war  immer  (sowohl  dessen  Einführung  als  Fort- 
erhebung) von  der  Allerhöchsten  Königlichen  Genehmigung  abhängig^).  Die 
Genehmigung  einteilt  dafür  nach  der  bestehenden  Gemeindeordnung  von  1869 
das  Ministerium  des  Innern  nach  genauer  Prüfung  sowohl  der  finanziellen  Lage 
der  Gemeinde ,  der  Notwendigkeit  des  verlangten  Aufschlages ,  der  national- 
wirtschaftlichen  Seite  der  Auflage  als  auch  der  Rücksichten  auf  den  Aerarial- 
malzaufschlag.  Der  örtliche  Malzaufschlag  kann  nur  von  dem  Malze  erhoben 
werden,  das  dem  staatlichen  Malzaufschlage  unterliegt'^);  verschieden  davon  ist 
der  Lokalbieraufschlag  von  dem  in  die  Gemeinde  eingeführten  Biere.  Selbst- 
verständlich ist  die  Einführung  eines  Lokalbieraufschlages  (Fabrikatsteuer)  statt 
des  Lokalmalzaufschlages  (Materialsteuer)  von  dem  in  der  Gemeinde  erzeugten 
Bier  unzulässig. 

Wo  aber  der  Lokalmalzaufschlag  eingefühst  ist,  haben  die  im  Malzauf- 
schlaggesetze bezüglich  der  Erhebung  und  Sicherung  des  Aerarialmalzaufschlages 
geti'offenen  Bestimmungen  Anwendung"). 

Das  sind  ungefähr  die  wichtigsten  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom 
16.  Mai  1868  bezw.  23.  August  1879.  Dasselbe,  auf  dem  Standpunkte  der 
Materialsteuer  nach  dem  Masse  stehend,  sollte  nach  der  ganzen  historischen 
Entwickelung,  die  bis  zum  Jahre  1543  hinaufreicht,  eine  Konsumtionsst'euer 
bilden,  welche  von  dem  Publikum  bezahlt  und  von  den  Brauern  der  Staatskasse 
lediglich  vorgeschossen,  also  wieder  auf  den  Konsumenten  abgewälzt  wird. 

Das  Gesetz  ist  technisch  betrachtet  wohl  eines  der  besten  in  Bayern, 
fungiert  vortrefflich  ohne  besondere  Belästigung  weder  der  Brauer  noch  Müller, 
blieb  aber  nicht  unangefochten. 

1)  Art.  49—81  des  Gesetzes. 

2)  Art.  89—93  des  Gesetzes. 

•')  Art.  8  Ziff.  11  des  Gesetzes  vom  s.  August  1878  über  Errichtung  eines  Verwaltungs- 
gerichtshofs  in  Bayern. 

*)  Der  Lokalmalzzuschlag  in  Bayern  betrug  nach  der  Zusammenstellung  in  May  a.  a,  (). 
S.  83  im  .Jahre  1881  nahezu  .5,000,000  M.,  und  ist  seitdem  noch  bedeutend  gestiegen. 

5)  May  a.  a.  0.  S.  .596  und  .Seydel,  Staatsrecht  IV,  551. 

«)  Art.  82  des  Gesetzes. 
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Der  Grund  lag  in  dem  Aufschwünge,  den  die  grosse  Bierfabrikation 
genommen  hatte,  und  in  der  bedrängten  Lage,  in  der  sich  demgegenüber  die 
kleinen  und  mittlei'en  Brauer  befanden. 

Zwischen  1879  und  heute  wurden  bei  jeder  Gesetzesvorlage  über  Ver- 
längerung der  Malzaufschlagzuschläge  in  beiden  Kammern  des  Landtages  so- 
wohl prinzipielle  Aenderungen  der  Malzaufschlaggesetzgebung,  hauptsächlich 
Einführung  der  Malzsteuer  nach  dem  spezifischen  Gewichte  des  Malzes  und  des 
Bieres  (Bierwürze),  als  auch  Einführung  einer  Gradation  des  Aufschlages  zu 
gunsten  der  kleinen  und  mittleren  Brauer  (Abstufung)  als  auch  endlich  Wieder- 
einführung der  amtlichen  Tarifierung  der  Lebensmittel  (Biertaxe)  angeregt. 

lieber  letztere  Frage  sich  zu  äussern,  hatte  die  Staatsregierung  keine 
Veranlassung,  da  der  von  der  Abgeordnetenkammer  in  ihrer  Majorität  angenom- 
mene Antrag: ')  ,S.  Majestät  der  König  wolle  beim  Bundesrate  auf  eine  Revision 
der  Gewerbeordnung  des  Deutschen  Reiches  in  der  Art  hinwirken,  dass  der 
Landesgesetzgebung  in  den  Bundesstaaten  die  Befugnis  eingeräumt  werde,  die 
amtliche  Tarifierung  der  unentbehrlichsten  Lebensmittel  wieder  einzuräumen," 
von  der  Kammer  der  Reichsräte  abgelehnt  wurde,  so  dass  der  Antrag  gar  nicht 
an  die  Staatsregierung  gelangte. 

Dagegen  wurden  die  beiden  anderen,  mit  aller  Wärme  der  Ueberzeugung 
vertretenen  Anregungen  von  der  Staatsregierung  mit  ebenso  grosser  Lebhaftig- 
keit bekämpft,  weil  „die  vorgeschlagenen  Massnahmen  überhaupt  undurchführ- 
bar seien  und  grösseren  Schaden  anrichten  würden  als  sie  Nutzen  stiften 
könnten;  'auch  widerspreche  die  Abstufung  des  Malzaufschlages  als  der  Idee 
der  Konsumsteuer "  ^). 

Ebenso  bestätigte  die  neue  Litteratur  auf  dem  Gebiete  der  Bierbesteue- 
rung'), sowie  die  fortschreitende  Gesetzgebung'*)  sowohl  in  Deutschland  als 
sonstigen  Ländern,  die  Anschauung,  dass  die  Malzsteuer  und  zwar  die  Besteue- 
rung nach  der  Menge  des  Rohmateriales ,  welches  bei  der  Biererzeugung  zur 
Verwendung  kommt ,  als  das  beste  System  der  Bierbesteurung  erscheint  und 
teilweise  im  Prinzipe,  teilweise  im  Vollzuge  weitaus  den  Vorzug  vor  der  Fabrikat- 
steuer unter  der  Steuer  nach  der  Gradhaltigkeit  der  Bierzeuge  und  der  Apparat- 
steuer (Kessel-  und  Bottichsteuer)  verdient. 

Grosse  Vorsicht  in  jeder  Reform  der  Malzsteuergesetzgebung  war  der 
bayrischen  Regierung  auch  mit  Rücksicht  auf  den  Ertrag  des  Malzaufschlages 
als  einer  der  wichtigsten  Einnahmsquellen  des  bayrischen  Staatsbudgets  auferlegt. 

Der  Malzaufschlag  ertrug  in  Bayern  im  ersten  Jahr  des  Bestehens  der 
Versteuerung  (1818/19)  an  Bruttoeinnahme  mit  Abzug  der  Rückvergütungsbeträge 
4,263;642  fl.  oder  13,4  Prozent  der  Gesamteinnahmen  und  1  fl.  42  kr.  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung,  in  den  Jahren  1851—1861  durchschnittlich  6,449,254  fl. 
oder    11,8  Prozent   des  Gesamtbudgets  und  1,63  fl.  pro  Kopf  der  Bevölkerung, 


1)  Verh.  d.  K.  d.  A.  1879  80,  Beil.-Bd.  IX  N.  304;  Stenogr.  Bericht  Bd.  IV  S.  93  u.  Verh. 
d.  K.  d.  Reichsräte  Beil.-Bd.  I  N.  237. 

2)  Verh.  der  Kammer  der  Abgeordneten  1881,82,  Beil.-Bd.  II  S.  179,  1884  Stenogr.  Be- 
richte Bd.  n,  S.  579  u.  ff. 

3)  May  a.  a.  O.  S.  85,  147  u.  650  u.  ff. 

*)  Kindervater,  Die  Reform  der  Bierbesteuerung  im  Deutschen  Reiche,  Finanzarchiv 
Bd.  IV  (1887)  S.  569—712. 
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1867  aber  10,576,781  (ohne  Abzug  der  Rückvergütungsgebühr)  und  1869  (nach 
dem  Gesetze  von  1868)  9,560,889  fl.  oder  10,6  Prozent  des  Budgets  und  2,16  fl. 
auf  den  Kopf.  Nach  der  SOprozentigen  Erhöhung  des  Gefälles  ertrug  es  im 
Jahr  1880  nach  Abzug  der  Rückstände  und  Nachlässe  30,525,776  M.  oder 
15,9  Prozent  aller  Einnahmen  und  6,11  M.  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  und 
heute,  im  Jahr  1889  ist  es  mit  34,033,300  M.  oder  13,4  Prozent  aller  Staats- 
einnahmen in  das  Staatsbudget  eingesetzt,  so  dass  auf  den  Kopf  der  Bevölke- 
rung ungefähr  6  M.  Aufschlag  treffen.  Von  diesen  34  Mill.  Mark  Aufschlags- 
gefällen sind  12  Mill.  zur  Tilgung,  Verzinsung  und  Verwaltung  der  Staatsschulden 
bestimmt. 

Es  wurden  also  bisher  unter  der  Annahme  von  einer  Ausbeute  von  2  hl 
Bier  aus  1  hl  Malz  und  des  Gewichtes  von  V2  kg  für  1  1  Malz  in  Bayern 
3  M.  Aufschlag  per  Hektoliter  Bier  bezahlt. 

Dem  gegenüber  wird  erhoben  für  den  Hektoliter  Bier  in  der  norddeutschen 
Brauergemeinschaft  1  M.,  Württemberg  2  M.  50  Pf,  Baden  3  M.  20  Pf,  Elsass- 
Lothringen  2  M.  30  Pf,  Nordamerika  3  M.  13  Pf,  Frankreich  3  M.  20  Pf,  Eng- 
land 3  M.  52  Pf,  Russland  3  M.  75  Pf,  Oesterreich  4  M.  72  Pf,  Italien  5  M.  49  Pf, 
Norwegen  6  M.  40  Pf 

Der  Gesamtmalzverbrauch  betrug  im  diesrheinischen  Bayern  im  Jahr  1876 
an  Hektolitern  5,186,277,  in  der  Pfalz  291,592  hl,  also  zusammen  5,477,874  hl; 
im  Jahr  1888  in  Bayeni  5,699,280  hl,  in  der  Pfalz  364,651  hl,  zusammen 
6,063,831  hl  Malz.  Dieses  Malzquantum  wurde  versotten  in  11,903  bezw. 
12,829  Brauereien. 

Ein  klares  Bild  über  den  Stand  des  Braugewerbes  in  Bayern  liefern  nach- 
stehende beide  Tabellen,  welche  dem  Entwürfe  des  neuen  Gesetzes  seitens  der 
bayrischen  Staatsregierung  beigegeben  sind. 


328 


Wilhelm  Burkhard, 


•F-l 

m 
u 


d 
o 

Ph 

o 

d 

4» 

d 
o 

TS 

o 

•r-t 

03 
U 

> 

,d 
o 

GO 
00 
00 


CQ 
00 
00 

tH 

(D 
•  i-i 

O 


00 

TS 

d 

d 

CO 

r- 

00 

d 

Ca 

•-3 

d 

<o 


43 

CS 

B 

d 

n 

d 

oS 

.d 
o 

d 

2 

0» 

d 

a> 
ns 

u 
«3 


S     N     M) 

*  "3    SS 


§§.a§ 


oo-iSo 


3  o  00  2 

O  C-Ä  o 


ä  o  oa  o 


S  >n  -"  w 


cj  r-i  m  o 


Ö  1-1    M  C 

t»  C^  -^  :o 


.2  g 


t^:ox»ct-c>!Nc;x 

^'■vl^  -^^CO  O  O  5^ 
^  ^  o"  O  o"©4  O^GOi 
w  »^Oi_0_W  e<i  -^  c-  ;£. 


'>--*'-<  '^  t^  r^  Ci  -^ 'r^ 
X-^XOXit^iC-^CO 

|>i_c^c^:ß  Ä_eo  to  :o  M 
Ä  1-j  i-H  ic  iOtSufd'^ 

öiXi— (t*t^»C00*-1< 
t>*FH(McO*aN»MC0 

OcoT-j^,r:^;3.xo 
5r::;aoi>-^ÄX:s:o 


^   «  CO   -^    Tjt 


xxeoioxcoco^oo 
•     ^  9  £  ^  ^  ®  ^  ^  t» 

(MG^CM©13^(NCO-^CO 

•^        »Hr-Ji-CiC'^COX'^» 
^WiftTpOt-ul^-^CO 

Jg        COt^-^^MfMOijoOi-l 
^^       »O  lO  lO  lO  lO  >C  »r:  »O  iO 

aä 

^     cot-oaixciX'***;D 

kOvHOl-^Hü^XWTt* 
»«^»•^«N^X^CO  O  >0  Tt<  TJ« 

Qß     t' o«  t' o  i-T -jT  ^o" G^ ofT 

-j  (Mf-HOOT-iOl-lr-IO 


tHX'^CSOCO-^OCO 
^^S^vOXCOCG^lX 

ao     ^^o^-^^o^^oD  ro_(>j  CO  »o 
»2  3£  t>-  Ä  c  cr<>f  oToT 

.^        C:>X'MO(M9qOt>-r-4 
XXXXXXXt-X 

Ä     ~~ ' 

0»-t05X»CXOCiX 
--.  CSt-OCOCiXOXO« 
^        X  <N  -^CO^CO  O^^iO  O 

^   2  g~x"co'"co'~cr,-r-f^"o'" 

COCOCo5lCO(MCOCOCO 

b   . 

■^©flXO^St-cOCOtö 

i>-(n:os<)äxco:oio 

i>r»o  o  i-Tx'^^o'co  CO"'^'" 

^         CO  Oj  i-<  i-H   rH.rH   O  .H   O 

®         t^'XCOlOCOlOrHCOt^ 

«  OS  rf^  tH  Oi  '»i**  CO  Ol  Tf( 

^   00_(>J^.-J^O_C0  Ci  Ol  CS  iC 

t*  CO  CA  t-^o'oTof '^"cT 

gg        COCOr-(tM^OOI(MO 
W        XOtD-rt<i-H^HtOtOI>- 


•O  CO  CO  X  (N  X  t£>  I 


CO 


Ä_u^^C0_O)_C0_'*i*  »C  «  -«# 
OJ^Ot^D-r^THOX'^ 
iO--l.:0<Mro^cO(McO 


iot*;oojxtcioc«Oi 


•  O  O  (M  ^  X 


t:-L"-tiOT*<-T('^'*i(COCO 


x^Go^x^oq^c  t-  :£  »o  o 
wT  oT .  o' T-T  cT  »o" -^^  cT  i-T 

XiCOOCMuOCO^OO 

:OOt£'COXt«t*OlX 
^CO»Oi-HOOcOt-<X 


CO  Ci  Ol  lO  t 


■  Cl  iC  tÄ  »-I 


:00100i-rO»-tF-tO 
090101010101010101 


•  co^  »o  x^:c_  CO  o^  Ol  X  :o 
X  »OCi  r-^-^jT-j^cTor-o" 

t*fXOC<6cOCO 
»HiHrHOlCSOlOlOlOl 


x-t-oico-^uo^t-x 

r»t-XXXXXXX 

xxxxxxxxx 


<  -^  -r*  Ä  CO  »H 


*j  CO  Ol  t-  c  ■ 


Ci  o  c  o  Ol  »c  :o 
Ol  CO  CO  CO  rs  CO  w 


I  I  I  I  I  I  I 


Td  c;  -4 

t»   CJ    Tfl 

»T«  in 

>l  i5<  •* 

43,974 
50,361 
77,889 
90,380 

46,735 
60,701 
69,236 
58,783 
64,011 
75,888 
63,834 

»O    T-<  C5    O    «^4*  Ift    T-t 

Ol  "^  CO  rt  o  Ci  X 
Ol  ■^  :o  iC  ^  o«  o 

Hl  CO  -^  O  tO  Ci  lO 
»O  CO  CO  iC  i«  ■<3f  ?o 


:r5  !D  CO  CO  Ol  eo  C5 

C5  t^  ;D  -^  rf<  O  •(« 
Ci  t-  t-  »o  t-  X  !Ö 


^  "-1    »-H   Ol   »O  IM   O 

•^  :o  Ci  ?o  '^  t-  t- 


^ 

J^ 

t-  1-c  C 

CS  M  O  » 

•HC-« 

»H 

« 

•H 

a>  in  n 

in 

in 

" 

•* 

-H  »  t- 

c 

__^ 

•H  in  c 

ö 

■■D 

>o 

N 

<M  *«   ?5  ©4 

'" 

'^ 

'^ 

^^_jl 

>c 

■£  t~  X 

X 

CO  00  cc 

ot 

X 

X  X 

5<  s' 


8    St 
^     CS 


;-i 

^4 

s 

> 

N 

s 

CS 

^in  CO  OC5  ■*  o 

X 

■O 

!3 

0) 

>-i  X  -«  X  in  to  -f 

in  rf  T*<  c-'a  CO  CO  CO 

,o 

>■ 

> 

:S 

Si 

ö 

O  05  O  C-  X  CO  fH 

M 

O  O  «  t-  X  X  » 

<v 

hr 

^  Tjl  rf  OJ  O  »  (N 

*; 

a 

»H  »H  rH  i-(  !M  1-1   tH 

ä 

,= 

ii^ 

-*  in  s!>  1-1  in  CO  t- 

1 

» 

^  CO  CS  N  !D  in  c« 

Ol  »  lO  ;o  1*  IN  t- 

^ 

1 

co  ci  .*  1-1  .*  in  in 

OD 

'S 

■ö 

PQ 

«5  r-l  W  in  OS  OS  X 

?: 

•■- 

^ 

o5  in  t-  o  »  CO  OS 

OS  W  «a  »1  X  X  « 

s 

rH 

6n 

W5  r-l  «  30  nH  CO  'S« 

N 

^ 

TS 

<» 

X  .*  CO  CS  1-1  -ü  X 

Ol 

1 

32 

1-1 1-  »  in  eo  -#  CO 

X 

r- 

ö 

OJ 

iß 

§ 
s 

•^ 

X  CO  (N  o  t-  in  00 

N 

t-  X  c-  a  KU  in  CO 

„ 

1-5 

D 

, 

M 

.■^ 

o  eo  N  CO  es  X  CO 

^ 

> 

1 

©  c  ci  :c  0«  i^  .* 

in  »  ^  »  t-  o  IN 

o 

W 

CO  m  m  -si  -*  •<*  m 

a> 

■n 

OJ 

5   fe    ■■=! 


A 


792 


Das  neue  Malzaufschlaggesetz  in  Bayern. 


329 


a 

o 
Pi 

ö 

a 

9 

a 
a> 

•1-1 


> 

o 
es 
fl 

CO 
CO 
00 


CO 
CO 


00 

d 

CO 
00 


vi 

a 

na 


u 

CD 

:i 
cö 

m 

a> 


es 

d 
<1 


i       i 

a  3    " 
15  < 

1 

o 

■S5 

i 

■     o      S 

i 

§g.2  = 

>  c -o  => 

äs      S 

-H            — 

§S.2S 

>  c'Ä  o" 

N       o 

s 

c« 

von 

0,00 

bis 
0,00 

03 

-«2 

_,        o 

•FH 

=>  c  •-  'R- 

o 

>uf'='  = 

.:*! 

o 

_   rH           O 
a  C    35  O 

K 

n^^: 

^ 

l—l 

s> 

A 

.= 

es 

!         SS 

o  c  -S  o 

i    "^ 

TS 

s 

von 
701 

bis 
1,000 

s 

^ 

\         SS 

;h 

a  -H  M  o 

CO 

a> 

^•SSg 

05 

> 

03 

'"^ 

o 

|S3§ 

«1 

- 

03 

^ 

a  -1  M  o 

1 

m 

03 

1 

•Ö 

a-  2S 
5  5  ".öS 

! 

C  -H   K  O 

;»^.OjQ 

75  O 

xi;:i 

! 
1 

1 

1 
1 

^T) 

— l-jlNMt--fOC5 
i~-^r-(  CO   '>^  ^f  N   ^  3^ 


•.C  »  N  S  1«  N  P 

•*  CO  m  »Q  -<  c  o 

3-1  S4  74  IM  94  34  «4 


^^yi^r5-Tfr)li/;iO 


's^nin-^-^-ü-^to 


I    I 


I    I    I    I    I 


I  t>j  »n  >r:  .»S4  n  • 


■£       «35t-»Je4'N30inoO 

"^      Ni-i^S4e4»4Nr3!N 


rt  rj  Td  >>  M  M  ;-5 


CO  u^  :s  lÄ  »c  :o  o 


— 

« 

X 

<N  -«  t*  CO  t*  CO  »C  1-*  O 

p< 

ce 

CC3iOt-t-»t^©— 1 

•*CO?5COCO:OM-HCO 

e 

COCOCOt-OO'Xia-^tO  _j 

:£>  CO  ift  to  >n  »o  lO  lO  lO 


icOÄoc;cox-^i<'Hico 
t-xt — iit — Hini^cs 

COS5COCOr5COcOCO:0 


>o 

^ 

c 

N-O« 

_ 

o  » 

(N  1-1 

CO  CO 

-x> 

^ 

O 

CO 

-H 

^ 

c 

■.o 

Yl 

CS 

o 

CO  c 

c 

M  ■«  CS 

54 

N  »J 

N 

N 

C  C-.  X  C  S4  iC  CO 
S4  rH  »-*  3^  »4  34  t-t 


«0  CO  ~  C£  U5  t*  CO 
CO  Co  CO  C4  34  3^  3^ 


•-'  t~  t-  •»<  t!i  c:  >n 

r-l  iH  ^  34  94  rH  T-H 


CC  ^  t-  -d  t~  X  CS 


22        «:cOt-C40>CMiCTH 


►ftx:o:D»c»-<-Hi-(x 

CSCtJIiHCCOOOCS 


§3 


»  «  >n  t-  -*  t-  HO 

T-l    »    «    t-     t^    -H    lO 

c-  O  »  »  »  CO  CO 


-ü  X  t^  m  o  CS 

CS  tC  ^^  -?<  O  CO 

.c;  ü5  -<  -*  >c  T* 

C-  ,^  CS 

^' «  5 

.-1  SS  c  ic:  r-  ^ 

■*  3-1  lO  t J  •* 

-1  lO  C  >«  X  CS 

t-  c  t- 

»  CO  t-  X  t-  t- 

t-  »  X 

CO  t-  34  rO  — '  >«  -J  t-  X 

t^c-XXXXXXX 
XXXXXjOXXX 

X  l-  U5  CO  t-  CS  X 
94  i-H  rl  i-( 


94  CO  -<  t-  -f  -i  -^ 
94  34   34  ^  r-t  ^  1-H 


»»•  94  e4  X  CS  CO  ^ 
i-(  9«  94  iH  1-t  rH  34 


rl  X  iC  C   CO  X  i-l 
-*  ro  9)  -*  CO  94  CO 


c  X  o  X  t-  i-Hi-i 

lO  -#  CO  CO  CO  CO  CO 


X  X  X  X  X  X  X 
X  X  X  X  X  X  X 


M 

03 

a 

a 

.Ci 

03 

^ 

o 

N 

03 

tn 

> 

a 

'S 

'•3 

1 

o 

•^ 

a 

a 

03 

'^ 

fq 

793 


g3Q  Wilhelm  Burkhard, 

Aus  diesen  Tabellen  geht  deutlich  hervor,  dass  seit  dem  Jahre  1876  eine 
bedeutende  Veränderung  in  dem  gesamten  Gewerbe  eingetreten  ist;  aus  dem 
Gewerbe  ist  vielfach  eine  blühende  Fabrikindustrie  geworden.  Einerseits  blieb 
bei  den  kleineren  Brauereien  der  Gewerbebetrieb  bestehen  (bei  den  Brauereien 
unter  100  hl  Malz  vermehrte  sich  sogar  sowohl  der  Malzverbrauch  von  178,427  hl 
auf  204,618  hl  im  diesseitigen  Bayern,  als  auch  die  Zahl  der  Brauereien  von 
6,441  auf  8,097),  bei  den  mittleren  Brauereien  von  100— 6,000  hl  Malzverbrauch 
macht  sich  eine  Abnahme  sowohl  der  verbrauchten  Malzmenge  als  der  Anzahl 
der  Brauer  bemerkbar,  welche  daher  rührt,  dass  die  Zahl  der  Brauereien  nach 
unten  hin  von  Jahr  zu  Jahr  abnimmt,  und  oft  in  der  untersten  Stufe  zusammen- 
fliesst,  dagegen  hat  sich  die  Produktion  der  Grossbrauer  (über  6000  hl  Malz- 
verbrauch) über  nahezu  1  Mill.  Hektoliter  Malzverbrauch  gehoben.  Wohl  ist 
zwischen  5000  und  10,000  hl  noch  eine  Abnahme  von  82  auf  20  Brauereien  ersicht- 
lich; dieselbe  erklärt  sich  dadurch,  dass  die  hier  in  Frage  stehenden  Brauereien  im 
Betrieb  gewachsen  und  den  oberen  Stufen  zugezogen  sind,  lieber  100,000  hl  Malz 
verbrauchte  im  Jahr  1876  nur  1  Brauerei,  heute  5  mit  824,000  hl  Malzverbrauch. 

An  Aktienbrauereien  bestanden  im  Jahre  1880  nur  12  im  diesseitigen 
Bayern  und  5  in  der  Pfalz,  heute  40  bezw.  12.  Der  Gesamtmalzverbrauch 
betrug  im  Jahre  1888  in  Bayern  6,063,932  hl. 

Der  durchschnittliche  Bierverbrauch  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  betrug 
im  Jahre  1888  im  diesseitigen  Bayern  234  1,  im  ganzen  Königreich  216  1  nach 
dem  Quantum  des  erzeugten  Bieres,  wovon  aber  ausgeführt  wurden  im  Jahi*e  1885 
1,381,382  hl,  1886  1,574,477  hl,  1887  1,679,526  hl  und  1888  1,860,603  hlBier'). 

Zur  Vergleichung  mit  obigen  Ziffern  seien  der  Bierproduktion  in  den  anderen 
Staaten  kurze  Bemerkungen  gegönnt: 

In  Oester  reich -Ungarn  (mit  der  Steuer  nach  der  Menge  und  der 
Gradhaltigkeit  der  Bierwürze)  betrug  die  Menge  der  im  Jahre  1882/83  ange- 
meldeten Bierwürzen  diesseits  der  Leitha  11,530,280  hl,  in  Ungarn  etc.  455,527  hl, 
sonach  im  ganzen  11,985,807  hl,  welche  22,177,926  fl.  Steuer  ertrugen. 

In  Nordamerika  (Fabrikatsteuer)  wurden  1881/82  versteuert  23,404,149  hl, 
was  16,616,364  Dollar  (ä  4,41  M.)  ertrug. 

.In  England  (Würzesteuer)  sind  im  Jahre  1880/81  52,556,500  hl  Bier  mit 
ungefähr  171,600,000  M.  Steuer  erzeugt  worden. 

In  Baden  betrug  (Steuer  nach  dem  Rauminhalt  des  Braugefässes)  1879/80 
die  Biererzeugung  1,155,450  hl  und  der  Bruttoertrag  3,084,893  M, 

Württemberg  (Steuer   der   zur  Biererzeugung  verwendeten  Materalien 


')  Nach  dem  neuesten  Hefte  der  „Monatshefte  der  Statistik  des  Deutschen  Reichs" 
(Oktoberheft  1889)  wird  der  mutmassliche  Bierverbrauch  im  gesamten  deutschen  Zollgebiete 
pro  1888/89  auf  46,915,000  hl  ZU  97,9  1  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  berechnet.  Er  betrug  in 
der  norddeutschen  Brauergemeinschaft  28,240,000  hl  (77  1  pro  Kopf),  in  Bayern  13,ü26,OOo  hl 
(245 1  pro  Kopf  gegen  52  bezw.  256  1  im  Jahr  1872).  Die  Steuerlast  in  Bayern  stieg  infolge  der 
erhöhten  Ausfulir  nicht  gleichmässig  mit  dem  Malzaufschlag.  Letzterer  wurde  bekanntlich  von 
4  auf  6  M.  erhölit,  dagegen  beziffert  die  Steuerlast  des  Bieraufschlages  im  Jahre  1872  in  Bayern 
4,03  M. ,  im  Jahr  1879  ungefähr  41/10  M.  und  im  Jahr  1888  genau  5,79  M.  Im  allgemeinen  ist 
ein  Stillstand  des  Bierverbrauches  in  den  letzten  Jahren  zu  bemerken,  doch  darf  nicht  unbeachtet 
bleiben,  dass  Norddeutschland  im  Jahr  1888,89  ungefähr  765,000  hl  mehr,  dagegen  Bayern 
180,000  hl  weniger  Bier  als  im  Vorjahre  erzeugt  hat.  Im  Jahre  1887/88  betrug  die  durch- 
schnittliche Biergewinnuug  pro  Kopf  der  Bevölkerung :  in  dsm  Brausteuergebiete  76  1,  in  Elsass- 
Lothringen  50  1,  in  Bayern  250  1,  in  Baden  92  1  und  in  Württemberg  176  1. 
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wie  die  norddeutsche  und  bayrische  Gesetzgebung)  produzierte  1880/81 
3,:596,292  hl  Bier  und  796,730  Doppelzentner  (100  kg)  Malz.  Die  Steuer  (7  M.  20  Pf. 
für  100  kg)  ertrug  5,768,421  M. 

Elsass-Lothringen  (Kesselsteuer)  erzeugte  1880/81  982,659  hl  Bier, 
worunter  35,172  hl  Dünnbier  mit  2,171.738  M.  ßruttosteuer. 

Frankreich  (Kesselsteuer,  nach  Inhalt  des  Braukessels  unter  Unter- 
scheidung nach  starkem  und  dünnem  Bier)  hatte  1880  2,659  Brauereien;  die 
Biersteuer  ertrug  22,623,000  Fr. 

In  Italien  (Bierwürzesteuer)  wurden  im  Jahre  1881  an  127,364  hl  Bier 
versteuert,  was  einen  Ertrag  von  815,424  Lire  abwarf. 

Russland  (Accise-  und  Patentsteuer)  weist  im  Jahre  1080  eine  Bier- 
produktion von  4,424,040  hl  mit  einer  Steuer  von  15,453,269  M.  auf. 

Belgien  (Steuer  nach  dem  Rauminhalt  der  Maischbottiche)  produzierte  1880 
gegen  10,000,000  hl  Bier,  das  eine  Steuer  von  nahezu  15  Hill.  Mark  abwarf. 

Die  norddeutsche  Brausteuer-Gemeinschaft  (nach  der  Menge  des 
bei  der  Biererzeugung  verwendeten  Rohmaterials,  Gewichtssteuer,  Einmaischung- 
und  Vermahlimgssteuer  mit  Zulassung  der  Fixation)  mit  11,564  Brauereien  und 
zwar  10,374  gewerblichen,  1,190  nichtgewerblichen  im  Jahre  1880/81  verwendete 
4,154,597  Doppelzentner  (100  kg)  geschrotetes  Gerstenmalz,  152,475  Doppel- 
zentner geschrotetes  Weizenmalz ,  872  Doppelzentner  sonstiges  Getreide,  21,387 
Doppelzentner  Malzsurrogate  und  erzeugte  daraus  21,136,031  hl  Bier,  was  eine 
Steuer  von  17,491,696  M.  ertrug.  7,140  Brauereien  waren  fixiert.  Im  Jahre  1885/86 
gehörten  3874  Brauereien  der  Einmaischungssteuer ,  5273  der  Fixation  und  279 
der  Vermahlungssteuer  an,  sie  bereiteten  zusammen  24,290,689  hl  Bier,  was  einen 
Bruttoertag  von  20,057,333  M.  Steuer  oder  68  M.  pro  Kopf  der  Bevölkerung  lieferte. 

Die  Missstände  dieser  Besteuerung,  sowie  die  Klagen  über  den  geringen 
Ertrag  der  Biersteuer  in  Norddeutschland  sind  bekannt '). 

Trotz  aller  Anfeindungen,  Denkschriften  und  Anträge  wurde  die  bay- 
rische Malzsteuer  als  die  beste  Bierbesteuerungsform  anerkannt,  welche  die 
billigste,  sicherste  und  am  meisten  vereinfachte  Kontrolle  zulässt,  andererseits 
dem  Bi-auer,  ausser  dem  unerbittlichen  Verbote  der  Verwendung  von  Malz- 
surrogaten, infolge-  der  Zulassung  von  mit  den  Mühlen  in  Verbindung  stehenden 
Messungsapparaten  als  Kontrollmittel  die  freieste  Bewegung  in  dem  Geschäfte 
gestattet '')  und  zugleich  einen  schönen  Steuerertrag  liefert. 

Es  war  deshalb  die  Ueberraschung  keine  geringe,  als  kui'z  vor  der  Ein- 
benifung  des  Budgetlandtages,  im  Herbst  1889  eine  polemische  Schrift^)  erschien, 
in  welcher  eine  kommende  Regierungsvorlage  bekämpft  wurde,  wonach  der  bis- 
her einheitliche  Malzaufschlag  in  der  Höhe  von  6  M.  pro  Hektoliter  zwar  als  Regel 
verbleiben,  daneben  aber  Abstufungen  für  kleinere,  mittlere  und  Grossbrauereien 
geschaflt'en  und  zwar  für  immer  (stabilisiert)  geschaffen  werden  sollten. 

Am  1.  Oktober  1889  gelangte  auch  ein  diesbezüglicher  Gesetzentwurf 
in   den  Einlauf  der  Abgeordnetenkammer.     Derselbe  wurde   einem"  besonderen 


')  Vgl.  Kindervater,  Die  Reform  der  Bierbesteuerung  im  Deutscheu  Reiche,  Finanz- 
archiv Bd.  IV  S.  5üi)— 712. 

2)  May  a.  a.  0.  S.  45. 

»)  Die  Abstufung  des  Malzaufschlages,  Bericht  an  den  bayrischen  Brauerbund,  von 
Justizrat  Dr.  Pe rase  1. 
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Ausschusse  überwiesen,  welcher  in  vier  Sitzungen  das  Gesetz,  wie  es  später  von 
der  Kammer  der  Abgeordneten  sowohl  als  jener  der  Reichsräte  angenommen 
und  von  der  Staatsregierung  sanktioniert  wurde,  feststellte '). 

Der  neue  Gesetzentwurf  hatte  ein  vollständig  neues  Prinzip  zur  Grundlage. 

Der  Aufschlag  sollte  nicht  mehr  einheitlich  von  dem  Hektoliter  des  zur 
Bier-  und  Essigbereitung  bestimmten  ungebrochenen  Malzes,  ohne  Unterschei- 
dung zwischen  trockenem  und  eingesprenzten  Malze,  einheitlich  erhoben,  sondern^ 
lediglich  der  Einheitssatz  von  G  M.  pro  Hektoliter  als  Normalsatz  zu  gelten  haben. 
Daneben  wurden  Abstufungen  vorgeschlagen,  und  zwar  bei  einem  Mehrverbrauch j 
von  10,000  hl  Zuschläge  von  25  Pf.  für  den  Verbrauch  von  10—40,000  hl  und 
von  50  Pf.  bei  einem  Vei'brauche  über  40,000  hl. 

Dagegen  sollten  bei  den  bereits  vorhandenen  Brauereien  und  Essigsiedereien, 
sofern  dieselben  im  Jahre  1888  nicht  mehr  als  6000  hl  Malz  verbrauchten  und  bis 
7000  hl  in  Verwendung  gelangen  sollten,  für  die  ersten  300  hl  Malz  nur  5  M.,  für 
die  folgende  Menge,  also  300 — 3000  hl,  der  Betrag  von  5  M.  50  Pf.  erhoben  werden. 

Es  waren  sohin  fünf  Klassen  vorgeschlagen. 

Alle  nach  dem  1.  Oktober  1889  neu  entstehen  den  Brauereien  unter  6000  hl 
Malzverbrauch  haben  denselben  Satz  von  6  M.,  und  für  ein  Malzquantum  über 
10,000  hl  den  Steuersatz  von  6  M.  25  Pf.,  und  von  40,000  hl  Malz  von  6  M.  50  Pf. 
zu  bezahlen. 

Der  Gesetzentwurf  ging  von  der  Erwägung  aus,  dass  der  erhöhte  Steuer- 
satz von  6  M.  auf  die  grösseren  Brauereien  keinen  schädigenden  Einfluss  aus- 
geübt, im  Gegenteil  für  dieselben  vielfach  den  Anlass  zu  Betriebsverbesserungen 
und  Vergrösserungen  gebildet  habe,  wogegen  die  bisherige  Steuer  auf  die  klei- 
neren und  mittleren  Bierbrauer  ganz  ungleich  und  teilweise  drückend  gewirkt 
habe,  was  aus  der  Einstellung  und  Veräusserung  der  kleinen  und  mittleren 
Brauereien  und  der  Verschiebung  in  den  Zahlen  der  bestehenden  Brauereien 
nach  dem  Malzverbrauche  hervorgeht^). 

Die  Normalgrenze  von  6000  hl  Malzverbrauch  wurde  mit  der  Erfahrung 
motiviert,  dass  eine  Brauerei  mit  diesem  Malz  verbrauche  bei  geordneten  Ver- 
hältnissen in  der  Regel  imstande  sei,  sich  grössere  Betriebsvorteile,  grössere 
Ausbeute  und  die  grössere  Möglichkeit  der  Steuei-abwälzung  auf  die  Konsu- 
menten als  die  kleinen  und  mittleren  Brauereien  zu  sichern. 

Bei  dieser  kleineren  Abstufung  würde  einerseits  einer  der  naturgemässen 
Entwickelung  des  Gewerbes  ungünstigen  Verschiebung  der  Biererzeugung  vor- 
gebeugt, anderseits  der  einzelne  Brauer  weder  an  der  Ausdehnung  des  Geschäftes, 

1)  Verh.  der  Kammer  der  Abgeordneten  1889,  II.  Beü.  348,  395,  Stenogr.  Berichte  Bd.  IV, 
S.  7.5  u.  ff.    Verh.  d.  K.  d.  Reichsräte  1889.    Protokoll  Nr.  15  S.  141. 

2)  Dasselbe  Verhältnis  zeigt  sich  übrigens  aucli  in  der  n  o  r  d  d  e  u  t  s  c  h  e  n  ß  r  a  u  s  t  e  u  e  r- 
gemeinschaft:  Im  Jalir  1872  betrugen  die  gewerblichen  Brauereien  bis  15  M.  Steuer  351; 
1886:  1058  also  202  Proz.  mehr;  15—30  M.  Steuer  420  zu  24«,  also  21  Proz.  weniger;  von  30  bis 
60  M.  Steuer  1872:  420  zu  246  =  43  Proz.  weniger;  von  60—150  M.  1825  zu  looo  —  45  Proz. 
weniger,  und  so  nimmt  die  Zahl  der  Brauereien  ab  bis  zu  1500  M.  Steuer;  erst  von  1500  M. 
Steuer  an  nehmen  die  Brauereien  zu,  so  vennehi'ten  sich  dieselben  bei  1500—3000  M.  Steuer 
von  911  zu  996;  3000—4000  von  529  zu  612  Brauereien;  6000—9000  M.  Steuer  von  149  zu  230; 
15—30,000  M.  Steuer  29  zu  142;  30—60,000  M.  Steuer  35  zu  64  und  über  60,000  M.  Steuer  von 
11  zu  32  Brauereien  oder  um  191  Pioz.,  im  ganzen  bei  Brauei'eien  bis  1500  M.  Jahresstener 
eine  Abnalime  der  Steuerpflichtigen  um  28  Prozent,  bei  den  Brauereien  mit  einer  Steuer  iiber 
1500  M.  eine  Zunahme  um  26  Prozent. 
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noch  von  den  durch  die  Fortschritte  der  Technik  gebotenen  Betriebsverbesse- 
rungen abgehalten.  Die  Abstufung  nach  oben  könne  von  den  grösseren  Braue- 
reien über  10,000  hl  Malzverbrauch  ohne  nennenswerte  Schädigung  ertragen 
werden  und  würde  durch  die  Malzaufschlagrückvergütung  grösstenteils  wieder 
ausgeglichen.  Die  zur  Zeit  bestehenden  (42)  Aktiengesellschaften  arbeiteten  im 
Jahre  1887/88  nach  ihren  Publikationen  mit  einem  Rohgewinn  von  6,013,000  M. 
und  einem  Reingewinn  von  3,429,672  M.  Die  Vorlage  würde  sie  mit  185,250  M. 
belasten,  was  sie  wohl  ohne  Schädigung  ertragen  könnten.  Eine  Unterscheidung 
zwischen  P]ssig-  und  Braumalz  sollte  nicht  mehr  gemacht  werden,  da  die  Gering- 
fügigkeit, in  welcher  das  Malz  überhaupt  noch  zur  Essigfabrikation  verwendet 
wird  —  im  Jahre  1888  beschränkte  sich  der  Malzverbrauch  zu  Essig  auf  74  hl  — 
eine  solche  Unterscheidung  überflüssig  macht. 

Die  Beratungen  über  die  Gesetzesvorlage,  bei  der  nicht  bloss  durch  die 
Abstufung  nach  unten,  d.  h.  durch  die  vorgeschlagene  Steuerermässigung,  bis 
zu  3000hl  Malzverbrauch  12,409  Brauer  mit  2,700,000hl  Malzverwendung,  und  durch 
die  Steuererhöhung  über  10,000  hl  Malzverbrauch  62  Brauereien  mit  2,11000  hl 
Malzverwendung  direkt  beteiligt  waren  (nur  die  Brauer  zwischen  3000—10,000  hl 
sollten  auf  dem  seitherigen  Satz  von  6  M.  verbleiben),  sondern  welche  das 
ganze  Land  auf  das  lebhafteste  interessierte,  wai-en  dementsprechend  auch  in 
den  beiden  Kammern  des  Landtags  sehr  lebhaft.  Die  Vorlage  wurde  bekämpft 
und  mit  Anträgen  mancherlei  Art  zu  verbessern  gesucht. 

Die  Bedenken,  welche  gegen  das  neue  Gesetz  geltend  gemacht  wurden, 
bezogen  sich  auf  folgende  Punkte: 

1.  Die  Stabilisierung  des  Gesetzes,  da  bisher  (d.  h.  seit  dem  Jahre  1879) 
die  Aufschlagszuschläge  nur  für  zwei  Jahre  bewilligt  wurden; 

2.  die  Schaffung  des  Sperrmomentes  (1.  Oktober  1889),  wodurch  alle  neu 
entstehenden  Brauereien  von  dem  geringeren  Aufschlage  (unter  6  M.)  ausge- 
schlossen sein  sollten; 

3.  die  Abstufung  überhaupt; 

4.  die  verschiedene  Abstufung  nach  unten; 

5.  die  Abstufung  nach  oben. 

Bezüglich  des  ersten  Punktes  wurde  mit  Recht  hervorgehoben,  dass  die 
bayrische  Verfassungsurkunde  (Titel  VII  §  3)  ein  Bewilligungsrecht  des  Land- 
tages für  indirekte  Steuern  auf  bestimmte  Zeitdauer  nicht  kennt  und  dass  man 
sich  schon  im  Jahre  1879  darüber  klar  war,  dass  der  beschlossene  Malzauf- 
schlagzuschlag , nicht  mehr  aus  dem  Budget  herauskomme,  endlich  dass  die 
Staatsregierung  immer  die  Bewilligung  ohne  Zeitbeschränkung  verlangt  habe". 
Ueberdies  erklärte  die  Staatsregierung,  dass  sie  bei  Verweigerung  der  Stabili- 
sierung den  Gesetzentwurf  zurückziehen  werde,  und  alle  Interessenten ,  selbst 
die  Grossbrauer,  gestanden  offen  zu,  dass  sie  mit  jeder  gesetzlichen  Regelung 
des  Malzaufschlages  zufrieden  wären,  wenn  nur  endlich  einmal  hinsichtlich  der 
Steuer  Ruhe  für  das  Geschäft  eintreten  würde. 

Die  Festsetzung  eines  Normaljahres  oder  Sperrmomentes  für  die  Begün- 
stigungen schien  aber  einerseits  mit  Rücksicht  auf  die  sonst  noch  mehr  angefachte 
Konkurrenz,  zum  Schutze  der  wirtschaftlich  Schwächeren,  anderseits  zum  Schutze 
gegen  Gesetzesumgehungen  absolut  geboten.  In  dieser  Bestimmung  sah  man  den 
nach  allen  früheren  Anregungen  vermissten  Schlüssel  zum  ganzen  Gesetze. 
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Der  schwierigste  Punkt  war  natürlich  das  früher  von  der  Regierung  so 
heftig  bekämpfte,  heute  aber  selbst  vorgeschlagene  Prinzip  der  Abstufung  des 
Malzaufschlages  selbst. 

Aber  mit  Recht  wurde  seitens  der  Regierung  hervorgehoben ,  dass  die 
Abstufung,  wie  sie  heute  mit  den  begleitenden  Bestimmungen  vorgeschlagen 
wird,  noch  nicht  vorgeschlagen  worden  sei.  Die  Abstufung  sei  notwendig  ge- 
worden durch  den  ungleichen  Druck,  den  die  Steuer  infolge  der  veränderten 
Betriebsweise  des  Braugewerbes  auf  das  Gewerbe  ausübe.  Der  bisherige  Malz- 
aufschlag war  zugeschnitten  auf  einen  gewissen  gleichartigen,  handwerksartigen 
Betrieb,  der  aber  teilweise  bei  den  grösseren  Brauereien  in  einen  grossen  Fa- 
briksbetrieb sich  umgewandelt  habe.  Der  Kleine  und  Mittlere  könne  nicht  mehr 
mit  demselben  Material  arbeiten,  wie  der  grosse,  der  Kleine  und  Mittlere  nimmt 
das  Matei'ial  von  der  heimischen,  umgebenden  landwirtschaftlichen  Bevölkerung, 
was  im  landwirtschaftlichen  Interesse  höchst  wünschenswert  erscheint,  während 
sich  der  Grossbrauer  die  beste  Gerste  aus  dem  Auslande  holt ;  die  Ausbeute  ist 
bei  den  Grossen  eine  grössere  und  i-ationellere  als  bei  den  Kleinen,  die  Ab- 
wälzung der  Steuer  ist  für  den  Grossbrauer  möglich,  für  die  Kleinen  oft 
ganz  unmöglich,  es  ist  somit  ein  verschiedener  Steuerdruck  eingetreten,  so  dass 
die  grossen  zu  wenig  und  die  mittleren  und  kleinen  Brauer  zu  viel  Steuer  be- 
zahlt haben;  es  müsse  deshalb  bei  den  letzteren  unter,  bei  den  ersteren  über 
den  Normalsatz  hinaufgegangen  werden.  Ein  Unterschied  der  Steuer  um  1  M.  50  Pf. 
(zwischen  5  M.  und  6  M.  50  Pf.  pro  Hektoliter)  schaffe  wieder  die  Gleichheit 
und  Gerechtigkeit  in  der  Steueranlage,  denn  dadurch  werde  wieder  eine  gleich- 
heitliche Behandlung  der   Grossen  und   Kleinen  nach  dem  Material  angebahnt. 

Der  gesamte  Malzverbrauch  in  Bayern  diesseits  des  Rheins  betrug,  wie  oben 
bemerkt,  im  Jahre  1876:  5,186,277  hl,  im  Jahre  1888 :  5,699,280  hl,  also  um  '/-a  Mill.  hl 
mehr,  was  in  Bier  ausgedrückt  ungefähr  1,700,000  hl  ausmacht.  Aehnlich  in  der 
Pfalz.  Der  Malzverbrauch  der  Kleinen  bis  zu  60,000  hl  hat  dabei  in  diesen  zehn 
.Jahren  um  415,959  hl  abgenommen,  während  der  Malzverbrauch  der  Grossen 
(über  10,000  hl)  um  928,959  hl  zugenommen  hat.  Während  nun  die  Regierung 
drei  Klassen  nach  untenhin  schaffen  wollte,  hat  die  Kammer  der  Abgeordneten  ein-- 
stimmig  die  zwei  untersten  Klassen  miteinander  verschmolzen  und  den  niedersten 
Satz  (5  M.)  bis  zu  2000  hl  Malz  ausgedehnt.  Nach  der  Regierungsvorlage  sollten  von 
der  Ermässigung  der  ersten  Klasse  mit  5  M.  (0 — 300  hl)  10,224  Brauer  mit  578,000  hl 
Malz,  der  zweiten  Klasse  mit  5  M.  50  Pf.  (300-3000  hl)  2245  Brauer  mit  2,132,000  hl 
Malz  getroffen  werden;  durch  die  gesetzliche  Bestimmung  (0 — 2000  hl  mit  5  M.)  sind 
12,387  Brauer  mit  2,247,442  hl  Malzverbrauch  der  Steuerermässigung  um  1  M.  teil- 
haftig geworden.  Der  Ausfall  in  den  Staatseinnahmen  betrug  nach  der  Regierungs- 
vorlage netto  2  Mill.  M.,  nach  dem  Gesamtbeschi usse  des  Landtages  netto  2,700,000  M. 

Die  Vereinheitlichung  der  Klassen  nach  unten  wurde  sowohl  wegen  des 
leichteren  Gesetzesvollzuges  als  in  der  Erwägung  angenommen,  dass  die  kleinsten 
Brauer  durch  die  Selbstverzapfung  des  Bieres  ohnehin  einen  verhältnismässig 
grösseren  Gewinn  aus  dem  versteuerten  Malze  erreichen  als  die  mittleren  Bi*auer, 
welche  mit  der  Konkurrenz  von  unten  und  oben  her  zu  kämpfen  haben. 

Viel  schwieriger  als  für  die  Abstufung  nach  unten,  welche  ja  einen 
Steuemachlass  gegen  den  bisherigen  Zustand  repräsentiert,  war  eine  Majorität 
beider  Kammern  für  die  Abstufung  nach  oben  (erhöhte  Besteuerung  der  Gross- 
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brauereien)  zu  finden.  Dafür  wurde  hauptsächlich  der  Steuerausgleich,  der 
Standpunkt  der  Gerechtigkeit,  die  grössere  Ausbeute  aus  dem  Malz  und  die  gün- 
stige Lage  der  meisten  Grossbrauereien  (Aktiengesellschaften)  mit  einem  Kapital 
von  43  Mill.  Mark  und  die  Rücksicht  auf  die  Uebergangssteuer,  welche  sich  nach 
der  Besteuerung  im  Inlande  richtet,  ins  Feld  geführt,  während  dagegen  die 
gegenwärtig  günstige  finanzielle  Lage  des  Staates,  welche  eine  Steuererhöhung 
nicht  notwendig  erscheinen  lasse,  die  ungünstige  Lage  mancher  Aktiengesell- 
schaften ,  denen  mit  der  Durchschnittsberechnung  der  Dividendenhöhe  nicht 
geholfen  sei,  der  gegenwärtige  hohe  Preis  der  Rohmaterialien,  welcher  im  Zu- 
sammenhange mit  dem  neuen  Gesetze  sogar  eine  Biei-preiserhöhung  möglich 
mache,  endlich  der  notwendige  Schutz  des  blühenden  Grossgewerbes  und  die 
Rücksicht  auf  eine  so  bedeutende  Industrie,  wie  es  der  Bierexport  in  Bayern 
ist,  geltend  gemacht  wurde.  Mit  grosser  Lebendigkeit  wurde  wieder  vom 
Finanzminister  nachgewiesen,  dass  die  höhere  Belastung  der  Grossbrauerei  durch 
die  Malzaufschlagrückvergütung  zum  grössten  Teil  wieder  aufgehoben  werde, 
mit  noch  grösserer  Entschiedenheit  aber  der  Vorwurf  zurückgewiesen,  dass  etwa 
das  neue  Gesetz  eine  Bierpreiserhöhung  veranlassen  könnte.  Die  Mehrbelastung 
beträgt  358,000  M.  Im  einzelnen  Betriebe  sind  von  jeder  Erhölmng  von  vorn- 
herein frei  die  ersten  20—22,000  hl  Bier,  da  10,000  hl  Malz  auch  nach  dem 
neuen  Gesetze  nicht  mit  dem  höheren  Satze  belegt  sind.  Die  Mehrbelastung 
von  25  Pf.  über  20,000  hl  Bier  berechnet  sich  für  einen  Hektoliter  Bier  auf 
höchstens  11  Pf.,  für  einen  Liter  also  auf  Vio  Pf->  für  einen  halben  Liter  auf 
V20  Pf.  Die  Mehrbelastung  von  50  Pf.  beginnt  erst  bei  80—90,000  hl  Bier- 
erzeugung; da  der  erste  Satz  von  6  M.  25  Pf.  sich  bis  zu  40,000  hl  Malzver- 
brauch erstreckt,  kann  er  nur  das  exportierte  Bier  treffen,  was  ungefähr  '/lo  Pf. 
Erhöhung  pro  Liter  Bier  rechtfertigen  würde.  Die  geringste  Biei-preiserhöhung 
könnte  nach  den  gegenwärtigen  Münzverhältnissen  1  Pf.  pro  halben  Liter  oder 
2  Pf.  pro  Liter  sein,  was  bei  dem  Verbrauch  von  Bier  in  München  allein  un- 
gefähr 3  Mill.  Mark  Mehreinnahmen  für  die  Grossbrauereien  darstellt,  dem  eine 
Steuererhöhung  von  nicht  viel  über  300,000  M.  gegenübersteht,  so  dass  die 
Bierpreiserhöhung  ungefähr  das  Zehnfache  der  Steuererhöhung  ei-tragen  würde, 
was  keinesfalls  durch  das  neue  Gesetz  gerechtfertigt  werden  könnte. 

Verschiedene  Vermittlungsanträge  —  so  die  untere  Stufe  der  Malzauf- 
schlagerhöhung erst  bei  20,000  hl  Malzverbrauch  beginnen  zu  lassen  und  bis 
100,000  hl  Malz  auszudehnen,  was  aber  vom  Finanzminister  mit  Rücksicht  auf  den 
Ausfall  im  Budget  als  unannehmbar  erklärt  wurde,  oder  die  untere  Klasse  von 
10—70,000  hl  festzustellen,  also  den  erhöhten  Satz  von  6  M.  50  Pf.  erst  mit  70,000  hl 
Malz  beginnen  zu  lassen,  welchem  Antrage  der  Finanzminister  selbst  sich  an- 
schloss  —  wurden  abgelehnt,  und  schliesslich  das  ganze  Gesetz  in  der  folgenden 
Fassung  in  beiden  KammeiTi  des  Landtags  mit  grosser  Mehrheit  angenommen. 

Die  steuerstrafi-echtlichen  Bestimmungen  zur  Verhütung  der  Steuerhinter- 
ziehung und  Umgehung  des  Gesetzes  wurden  von  keiner  Seite  angefochten. 

Das  ganze  Gesetz  in  der  neuen  Redaktion,  wozu  im  Gesetze  ausdrücklich 
die  Genehmigung  erteilt  wai-,  wurde  unter  Berücksichtigung  aller  Abänderungen, 
sowohl  infolge  der  Aufschlaggesetzesnovelle  als  der  Branntweinsteuergesetz- 
gebung, am  8.  Dezember  1889  vom  Regenten  sanktioniert  und  im  Gesetz-  und 
Verordnungsblatt  für  das  Königreich  Bayern  1889  S.  599—034  publiziert. 
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Bayrisches  Gesetz  über  den  Malzaufschlag  in  der  jetzt 
geltenden  Fassung. 

Abteilung  I. 
Regulierung  und  Erhebung  des  Aerarialmalzaufschlages. 

Gegenstand    der   Steuer. 

Artikel  1. 
Vom  Malze  wird  eine  besondere  Steuer,  der  Malzaufschlag,  erhoben. 

Artikel  2. 
Unter  Malz  wird  alles  künstlich  zum  Keimen  gebrachte  Getreide  verstanden. 

Artikel  3. 
Steuerbar  wird  das  Malz,   sobald   es   für  den  Zweck  der  Erzeugung  von 
Bier  oder  Essig  zum  Brechen  zur  Mühle  gelangt. 

Artikel  4. 
Ausgewachsenes    Getreide   ist   im   Falle   der  Venvendung  im   aufschlag- 
pflichtigen Betriebe  aufschlagfrei. 

Artikel  5. 

Die  Verwendung  von  ungemälztem  Getreide  für  sich  oder  im  Gemische 
mit  Malz  (Mischling)  zur  Fabrikation  von  Essig  ist  zulässig,  unterliegt  aber  den 
bestehenden  Kontroll  Vorschriften. 

Zur  Mühle  gebracht,  ist  solches  Gemisch  nach  seinem  ganzen  Massgehalte 
als  aufschlagpflichtiges  Malz  zu  behandeln,  und  finden  alle  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  vom  Malze  auch  auf  dieses  Gemisch  Anwendung. 

Artikel  6. 

Soll  Malz  zu  anderen  als  den  im  Art.  3  bezeichneten  Zwecken  gebrochen 
werden,  so  ist  dasselbe  von  der  Aufschlagentrichtung  befreit. 

Es  muss  jedoch  in  diesen  Fällen  dem  Aufschlageinnehmer  eine  schrift- 
liche Deklaration  übergeben  und  vorbehaltlich  der  sonst  bestehenden  KontroU- 
voi'schriften  die  Art  der  Verwendung  auf  der  zu  erholenden  Polette  ausdrück- 
lich bemerkt  werden. 

Die  Verwendung  von  aufschlagfreiem  Malz  oder  Grünmalz  zu  aufschlag- 
pflichtigen Zwecken  ist  verboten. 

Verbot    der    M  a  1  z  s  u  r  r  o  g  a  t  e. 

Artikel  7. 

Es  ist  verboten,  zur  Bereitung  von  Bier  statt  Malzes  (Dörr-  oder  Luft- 
malzes) Stoft'e  irgend  welcher  Art  als  Zusatz  oder  Ersatz  oder  ungemälztes  Ge- 
treide für  sich,  sowie  mit  ungemälztem  Getreide  vermischtes  Malz  zu  verwenden. 

Zur  Erzeugung  von  Braunbier  darf  nur  aus  Gerste  bereitetes  Malz  ver- 
wendet werden. 

Steuersatz. 

Artikel  8. 
Von  dem  Hektoliter   des   zur  Bier-  oder  Essigbereitung  bestimmten,  un- 
gebrochenen Malzes  ohne  Unterscheidung  zwischen  trockenem  oder  eingesprengtem 
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Malze  beträgt  der  Aerarialmalzaufschlag  nach  der  in  der  Mühle  vorgenommenen 
Abmessung  sechs  Mark. 

Werden  jedoch  in  einer  Betriebsstätte  in  einem  Jahre  mehr  als  zehn- 
tausend Hektoliter  Malz  verwendet,  so  ist  ein  Zuschlag  zu  dem  Malzaufschlage 
zu  entrichten,  welcher  für  die  dieser  Menge  folgenden  dreissigtausend  Hektoliter 
je  fünfundzwanzig  Pfennig  und  für  das  die  Menge  von  vierzigtausend  Hekto- 
liter übersteigende  Malz  je  fünfzig  Pfennig  vom  Hektoliter  beträgt.  Die  hin- 
sichtlich des  Malzaufschlages  gegebenen  Bestimmungen  finden  auf  den  Zuschlag 
zu  demselben  entsprechende  Anwendung. 

Von  den  bereits  vorhandenen  Brauereien  und  Essigsiedereien  wird,  sofern 
in  denselben  im  Jahre  1888  nicht  mehr  als  sechstausend  Hektoliter  Malz  ver- 
arbeitet wurden,  für  die  ersten  zweitausend  Hektoliter  des  in  einem  Jahre  ver- 
wendeten Malzes  der  Betrag  von  je  fünf  Mark  vom  Hektoliter  erhoben').  Diese 
Begünstigung  erlischt  für  die  treffende  Betriebsstätte  mit  dem  Ablaufe  des- 
jenigen Jahres,  in  welchem  in  derselben  mehr  als  siebentausend  Hektoliter  Malz 
zur  Verwendung  gelangt  sind. 

Beträgt  der  Malzverbrauch  einer  der  vorstehend  bezeichneten  Betriebs- 
stätten oder  eines  der  vor  dem  1.  Oktober  1889  bereits  vorhandenen  aufschlag- 
pflichtigen Geschäfte,  in  welchem  jährlich  über  sechstausend  Hektoliter  Malz 
verwendet  wurden,  in  einem  Jahre  fünftausend  Hektoliter  oder  weniger,  so  hat 
die  Aufschlagverwaltung  auf  Ansuchen  des  Beteiligten  anzuordnen,  dass  die 
Betriebsstätte  vom  Beginn  des  nächstfolgenden  Jahres  ab  insolange  dem  in 
Abs.  3  bestimmten  Steuersatze  zu  unterstellen  ist,  als  nicht  der  jährliche  Mälz- 
verbrauch siebentausend  Hektoliter  übersteigt. 

Eine  Malzmenge,  die  weniger  als  vier  Liter  beträgt,  bleibt  ausser  Ansatz. 


Verpflichtung    zur    Steuer entrichtung. 

Artikel  9. 

Den  Malzaufschlag  hat  derjenige  zu  entrichten,  auf  welchen  die  Polette 
als  Malzeigentümer  lautet,  vorbehaltlich  der  Bestimmung  des  Art.  62. 

Der  Staat,  die  Stiftungen,  Gemeinden  und  andere  Korporationen  oder 
Genossenschaften  haben  ebenso  wie  die  Privaten  den  Malzaufschlag  zu  entrichten. 

Nachlas  s. 

Artikel  10. 
Nachlass  am  Malz  aufschlage  oder  Rückvergütung  desselben  ist  vorbehalt- 
lich des  Art.  11  auf  Ansuchen  der  Beteiligten  nur  dann  zu  gewähren,  wenn  und 
insoweit  bereits  polettiertes  Malz  oder  die  daraus  erzeugten  Fabrikate  bei  dem 
Transporte  zu  und  von  der  Mühle  oder  zu  den  Betriebslokalitäten,  in  der  Mühle, 
während  des  Siedens,  bei  dem  Transporte  vom  Sudhause  zu  den  Lagerkellern 
oder  in  den  Kellern  erweislich  durch  Zufall  in  der  Art  beschädigt  worden  sind, 
dass  eine  Verwertung  oder  lohnende  Verwendung  nicht  möglich  erscheint. 

Die  Art  und  das  Mass  der  Beschädigung  ist  auf  vorausgegangene  Anzeige 
des  Beteiligten  von  der  Ortspolizeibehörde,  nach  Umständen  unter  Einvernehmen 
von  Sachverständigen,  jedenfalls  unter  Zuziehung  des  betreffenden  Aufschlag- 
einnehmers festzustellen. 

Die  Bescheidung  der  Nachlassgesuche  steht  in  erster  Instanz  der  General- 
direktion der  Zölle  und  indirekten  Steuern,  in  zweiter  Instanz  dem  Staatsmini- 
sterium der  Finanzen  zu. 


1)  Art.  5  Abs.  1  des  Gesetzes  vom  8.  Dezember  1889  bestimmt,  dass  die  Einreihung  der 
in  der  Zeit  vom  1.  Jannur  bis  30.  September  1889  neu  entstandenen  aufschlagspflichtigen  Ge- 
schäfte unter  die  Bestimmungen  des  2.  oder  3.  Absatzes  des  Art.  8  durch  die  Aufschlags- 
verwaltung geschieht. 
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Rückvergütung. 

Artikel  11. 

Wird  im  Inlande  erzeugtes  Bier  in  das  Ausland  ausgeführt,  so  hat  der 
Ausführende  für  jede  Sendung,  welche  mindestens  sechzig  Liter  beträgt,  An- 
spruch auf  Rückvergütung  des  Malzaufschlages. 

Der  k.  Staatsregierung  bleibt  es  überlassen,  durch  besondere  Verordnung 
die  Höhe  des  Rückvergütungssatzes  und  die  desfalls  notwendigen  Sicherungs- 
massregeln zu  bestimmen. 

Bearbeitung  des  Malzes  auf  Mühlen  und  Quetschmaschinen. 

Artikel  12. 
Malz  darf  nur  auf  öffentlichen,  nicht  transportablen  Mühlen  und  auf  be- 
willigten   Partikularmalzmühlen   gebrochen,    Grünmalz   nur    auf  zugelassenen 
Quetschmaschinen  bearbeitet  werden. 

Deklaration   und   Polettener holung. 

Artikel  13. 

Wer  Malz  brechen  will,  muss  dies  jedesmal,  bevor  das  Malz  zur. Mühle 
an  den  Betriebsort  gebracht  wird,  bei  dem  Aufschlageinnehmer  seines  Bezirkes 
anzeigen  und  eine  Polette  erholen. 

Die  Anzeige  muss  enthalten : 

a)  die  zur  Verarbeitung  bestimmte  Menge  des  Malzes; 

b)  die  Art  der  beabsichtigten  Verwendung; 

c)  die  Mühle,  auf  welcher  die  Bearbeitung  erfolgen,  und 

d)  den  Tag,  an  welchem  dies  geschehen  soll. 

Die  Ausstellung  einer  Aufschlagspolette  über  eine  Quantität  Malz  eines 
und  desselben  Eigentümers  mit  der  Bestimmung  für  mehrere  an  einer  und  der- 
selben Braustätte  zu  bereitende  Biersude  ist  dann  zulässig,  wenn  das  Malz  auf 
einmal  zur  Mühle  gebracht,  an  einem  und  demselben  Tage  (Art.  20)  gebrochen 
und  ebenso  von  der  Mühle  wieder  hinweggebracht  werden  kann. 

Wenn  die  Braustätte  nicht  an  dem  Orte  des  Wohnsitzes  des  Aufschlag- 
einnehmers sich  befindet,  so  ist  eine  gleichzeitige  Ausstellung  mehrerer  Poletten 
zulässig,  jedoch  darf  sich  dieselbe  unter  Einhaltung  der  im  Abs.  3  dieses  Artikels 
gegebenen  Vorschriften  nicht  über  mehr  als  das  im  Laufe  der  nächsten  acht 
Tage  zu  verbrauchende  Malzquantum  erstrecken. 

Artikel  14. 

Die  Polette  hat  nebst  dem  Datum  der  Ausstellung  den  Eigentümer,  den 
Betrag  und  die  Art  der  Verwendung  des  Malzes,  die  Mühle,  den  Tag  der  Be- 
arbeitung daselbst  zu  bezeichnen  und  muss  mit  der  Unterschrift  des  Aufschlag- 
einnehmers versehen  sein. 

Einseitige  Aenderungen  der  Polette  sind  untersagt.  Nur  der  Aufschlag- 
einnehmer ist  befugt,  solche  Aendenangen  nach  Anzeige  des  Aufschlagpflich- 
tigen vorzunehmen,  hat  sie  aber  auf  der  Rückseite  der  erteilten  Ausfertigung 
vorzumerken. 

Artikel  15. 

Die  Polette  ist  nur  für  den  Tag,  für  die  Mühle,  für  die  Malzmenge  und 
die  Art  der  Verwendung  gültig,  worauf  sie  ursprünglich  oder  nach  amtlich  voll- 
zogener Aenderung  lautet. 

Die  Polette  muss  dem  Müller  oder  Malzbrecher  mit  dem  Malze  zugleich 
übergeben  werden. 

Ohne  solchen  Ausweis  darf  die  Frucht  zur  Bearbeitung  in  die  Mühlräume 
nicht  eingebracht  werden. 
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Ist  schon  vor  oder  während  der  Verbringung  der  Frucht  zur  Mühle  der 
Verlust  der  Polette  eingetreten,  so  muss  dieser  Vorgang  von  dem  Fruchteigen- 
tümer oder  dessen  Stellvertreter  ohne  Verzug  dem  Aufschlageinnehmer  angezeigt 
und  neuerliche  Ausfertigung  erholt  werden. 

Letztere  ist  als  Duplikat  ausdrücklich  zu  bezeichnen. 

Bis  zur  Beibringung  der  neuen  Ausfertigung  besteht  auch  hier  das  im 
Abs.  3  erwähnte  Verbot. 

Artikel  16. 

Jeder  Aufschlagpflichtige  hat  ein  Einschreibbuch  zu  führen  und  bei  jeder 
Erholung  einer  Polette,  mit  dem  Eintrage  der  in  Art.  13  vorgeschriebenen  An- 
zeige versehen,  dem  Aufschlageinnehmer  zu  übergeben. 

Dieses  Einschreibbuch  muss  jedem  Aufschlagkontrollorgane  auf  Anfordern 
vorgelegt  werden. 

Ueberschr  eitung   des   p  olettierte.n   Masses. 

Artikel  17. 

Es  ist  verboten,  mehr  Malz  zur  Mühle  zu  verbringen,  als  die  Polette  besagt. 

Unter  diesem  Verbote  ist  ein  Ueberschuss  nicht  begriffen,  -welcher  nicht 
mehr  als  acht  Liter  vom  Hektoliter  trockenes  oder  eingesprengtes  Malz  beträgt. 

Ist  das  Verhältnis  der  Ueberschreitung  nach  ganz  oder  teilweise  ge- 
schehener Bearbeitung  des  Malzes  erst  zu  ermitteln,  so  sind  je  nach  erkannter, 
im  Beanstandungsfalle  durch  Sachverständige  festzustellender  Eigenschaft  des 
Malzes  als  trocken  oder  eingesprengt  beim  Bruche  auf  Steinmühlen  einhundert- 
einundvierzig  Liter  gebrochenen  Einsprengraalzes  gleich  einem  Hektoliter  un- 
gebrochenen Puinsprengmalzes ;  dann  einhunderteinundzwanzig  Liter  gebrochenen 
Trockenmalzes  gleich  einem  Hektoliter  ungebrochenen  Trockenmalzes;  endlich 
beim  Bruche  auf  Walzmühlen  einhundertneunundzwanzig  Liter  gebrochenen 
Malzes  gleich  einem  Hektoliter  ungebrochenen  Malzes  zu  rechnen.  Im  Zweifels- 
falle ist  anzunehmen,  dass  Trockenmalz  zur  Mühle  gebracht  worden  ist. 

Mindermas  s. 

Artikel  18. 
Ergibt  sich  bei  dem  Messen  des  Malzes  oder  Getreides  gegenüber  dem 
Vortrage  der  Polette  ein  Mindermass  und  ist  dessen  Betrag  von  dem  Malz- 
brecher in  dem  vorgeschriebenen  Register  (Art.  33)  eingetragen  und  auf  der 
Polette  vorgemerkt  worden,  so  wird  der  dem  Mindermasse  entsprechende  Betrag 
an  dem  Aufschlaggefälle  in  Abrechnung  gebracht. 

Ungetrennte   Verbringung. 

Artikel  19. 
Malz  ist  ohne  Unterbrechung  des  Transportes  auf  einmal  zur  Mühle  und 
ebenso  von  da  an  den  Betriebsort  zu  bringen. 

Tageszeit   für   die   Bearbeitung. 

Artikel  20. 

Malz  darf  zur  Brechmühle  nur  in  der  Zeit  von  sechs  Uhr  morgens  bis 
acht  Uhr  abends  gebracht,  gemessen,  bearbeitet  und  wieder  weggebracht  werden. 

Eine  Ausnahme  von  der  Bestimmung  dieses  und  des  Art.  19  kann  vor- 
übergehend von  dem  Aufschlageinnehmer,  im  Falle  dieselbe  sich  jedoch  auf 
länger  als  acht  Tage  erstrecken  soll,  nur  mit  Genehmigung  des  Oberaufschlag- 
amtes gestattet  werden. 
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Benutzung   ausländischer  Mühlen   und  Quetschmaschinen. 

Artikel  21. 

Derjenige,  welcher  auf  einer  ausländischen  Mühle  Malz  brechen  will,  hat 
dies  bei  der  vorgängig  gebotenen  Erholung  der  Polette  zu  deklarieren. 

Bei  der  Rückkehr  mit  dem  Malze  ist  binnen  zwölf  Stunden  dem  für  den 
Bestimmungsort  des  Malzes  zuständigen  Aufschlageinnehmer  behufs  der  weiter 
erforderlichen  Kontrolle  Anzeige  zu  erstatten. 

Verkehr   mit  gebrochenem   Malze. 

Artikel  22. 

Wer  gebrochenes  Malz  aus  dem  Auslande  einführt,  hat  vorher  die  auf  den 
Eigentümer,  die  Menge  und  den  Bestimmungsort  des  Malzes  lautende  Polette  bei 
dem  für  letzteren  zuständigen  Aufschlageinnehmer  zu  erholen  und  demselben 
binnen  zwölf  Stunden  nach  dem  Eintreffen  des  Malzes  Anzeige  zu  erstatten. 

Wer  aus  dem  Auslande  Malz  zum  Brechen  einführt,  hat  vor  der  Einfuhr 
der  Vorschrift  des  Art.  13  zu  genügen. 

Wird  die  bloss  zur  Bearbeitung  eingeführte  Frucht  in  das  Ausland  zu- 
rückgeführt, so  ist  der  entrichtete  Malzaufschlag  oder  die  Uebergangssteuer 
zurückzuerstatten. 

Der  Verkehr  mit  gebrochenem  Malze  im  Inlande  ist  untersagt. 

Unberechtigter  Besitz  von  Malzmühlen  und  Quetschmaschinen. 

Artikel  23. 

Der  Besitz  von  Mahlmühlen  oder  Quetschmaschinen  ohne  ausdrückliche 
Genehmigung  der  Aufschlagverwaltung  ist  verboten. 

Als  Malzmühle  ist  jedes  Werkzeug  und  jede  Vorrichtung  zu  betrachten, 
welche  zum  Malzbrechen  in  dem  Grade  tauglich  ist,  dass  deren  unerlaubter 
Gebrauch  im  Vergleich  zum  defraudierten  Aufschlaggefälle  und  gewöhnlichen 
Brecherlohne  einen  Vorteil  gewährt. 

Als  Quetschmaschine  ist  jedes  Werkzeug  mit  oder  ohne  Walzen  zu  be- 
trachten, welches  das  Grünmalz  in  dem  Grade  zerdrückt,  dass  es  zur  Ein- 
maischung  benutzt  werden  kann. 

Wer  im  Besitze  einer  Malzmühle  oder  einer  Quetschmaschine  ist,  hat 
innerhalb  der  nächsten  dreissig  Tage,  vom  Eintritte  der  Wirksamkeit  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  an  gerechnet,  Anzeige  davon  dem  zuständigen  Aufschlag- 
einnehmer zu  erstatten,  falls  diese  Anzeige  nicht  schon  früher  geschehen  ist. 

Wird  der  Besitz  einer  solchen  Mühle  oder  Maschine  erst  nach  dem  Ein- 
tritte der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  erlangt,  so  hat  die  Anzeige  binnen  acht 
Tagen  vom  erlangten  Besitze  an  zu  erfolgen, 

Besitzer  von  Mühlen,  Maschinen  oder  anderen  Werkzeugen,  welche  nur 
zum  Betriebe  eines  nicht  aufschlagpflichtigen  Geschäftes  gehören,  wie  z.  B. 
Kaffee-,  Zichorien-,  Gewürz-,  Gips-  und  Papiermühlen,  Oelstampfe  und  Thon- 
walzen  sind  von  der  Anzeigepflicht  befreit. 

Partikularmalzmühlen,  Quetschmaschinen,  Futterschrot- 
und  Hausmühlen. 

Artikel  24. 
Partikularmalzmühlen  und  Quetschmaschinen,  welche  bereits  mit  Ge- 
nehmigung der  Aufschlagverwaltung  bestehen,  dürfen  auch  femer  benutzt  werden; 
doch  bleibt  der  Besitzer  den  Bedingungen,  unter  welchen  er  die  Genehmigung 
erlangt  hat,  und  der  bisher  geübten  besonderen  Kontrolle,  solange  er  nicht  den 
Vorschriften  des  Art.  25  beziehungsweise  Art.  26  Genüge   leistet,    unterworfen. 
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Artikel  25. 

Wollen  nach  Eintritt  der  Wirksamkeit  gegen wäi-tigen  Gesetzes  Besitzer  von 
Brauereien  einzeln  für  sich  oder  in  Gemeinschaft  eine  Partikulannalzmühle  mit 
Steinen  oder  Cy linderwalzen  benutzen,  so  sind  sie  gehalten,  die  Mühle  mit  einem 
besonderen  von  der  Staatsregierung  genehmigten  Messungsapparate  zu  versehen. 

Die  Gesuche  um  Bewilligung  der  Benutzung  von  Partikularmalzmühlen 
sind  mit  einem  Zeugnisse  des  Aufschlageinnehmers  über  erfolgte  Anbringung 
des  genehmigten  Apparates  zu  belegen.  Vor  erteilter  Bewilligung  ist  die  Be- 
nutzung der  Mühle  untersagt. 

Bei  den  mit  dem  Apparate  versehenen  Partikularmalzmühlen  finden  die 
Bestimmungen  der  Art.  13  Abs.  3,  17—20,  32  Abs.  6,  33  Abs.  1,  3  und  4,  Art.  34, 
35,  68  und  70  des  gegenwärtigen  Gesetzes  keine  Anwendung. 

Ueber  das  Mass  des  zum  Brechen  gebrachten  Malzes  entscheidet  aus- 
schliesslich die  Anzeige  des  Apparates. 

Für  die  Aufstellung  und  Benutzung  solcher  Mühlen  sind  folgende  be- 
sondere Bestimmungen  massgebend: 

1.  Das  Brechen  des  Malzes  auf  einer  Partikularmalzmühle  ist  auf  den 
eigenen  Bedarf  des  Besitzers  beschränkt;  die  Zulassung  einer  Ausnahme 
ist  von  besonderer  Genehmigung  des  Aufschlageinnehmers  abhängig. 

2.  Cylinderwalzen  können  auch  verstellbar  in  Anwendung  kommen. 

3.  Der  Malzmessungsapparat  unterliegt  dem  amtlichen  Verschlusse  vorbe- 
haltlich der  weitern  im  Art.  30  Abs.  5  angeführten  Sicherungsmassregeln. 

Diesen  Verschluss  einseitig  zu  öifnen  oder  zu  beseitigen,  den 
Apparat  überhaupt  schuldhaft  zu  beschädigen  oder  an  der  Konstruk- 
tion der  Mühle  oder  an  den  Sicherungsvorrichtungen  einseitig  eine 
Aenderung  vorzunehmen,  ist  untersagt. 

Ist  eine  Beschädigung  am  Apparate  oder  eine  Verletzung 
des  amtlichen  Verschlusses  oder  der  Sicherungsvorrichtungen  einge- 
treten ,  so  hat  der  Mühlbesitzer  binnen  zwölf  Stunden  bei  dem  Auf- 
schlageinnehmer Anzeige  zu  erstatten  und  darf  im  Falle  einer  unab- 
sichtlichen Beschädigung  bis  zur  Herstellung  derselben  die  Mühle  zum 
Brechen  innerhalb  30  Tagen  fortbenutzen,  wenn  er  sich  für  diese  Zeit 
allen  Kontrollbestimmungen  unterwirft,  welche  vor  Einführung  dieses 
Gesetzes  bei  Partikularmalzmühlen  ohne  Messungsapparat  geübt  wurden. 

Artikel  26. 

Die  Benutzung  von  Quetschmaschinen  zur  Bearbeitung  von  Grünmalz  für 
Branntwein-,  Essig-  und  Hefenbereitung  ist  von  Erteilung  besonderer  Erlaubnis 
abhängig. 

Diese  Erlaubnis  kann,  im  Falle  die  Fabrikation  in  Verbindung  mit  der 
Landwirtschaft  stattfindet,  nicht  vorenthalten  werden. 

Für  die  Aufstellung  und  Benutzung  der  Quets'chmaschinen  gelten  folgende 
besondere  Vorschriften : 

1.  Das  Brechen  von  Dörrmalz  auf  Quetschmaschinen  ist  untersagt. 

Die  Maschine  darf  nicht  so  eingerichtet  sein ,  dass  sie  zum 
Brechen  von  Dörrmalz  verwendet  werden  kann.  Die  Walzen  derselben 
sind  .unverstellbar  zu  machen  und  dürfen  einseitige  Aenderungen  an 
ihr  nicht  vorgenommen  werden. 

Die  Bewilligung  kann  erst  erfolgen,  wenn  ein  Zeugnis  des  Auf- 
schlageinnehmers darüber,  dass  diesen  Vorschriften  genügt  ist,  beige- 
bracht wii-d. 

2.  Nur  das  zum  eigenen  Bedarfe  des  Betriebsberechtigten  erforderliche 
Grünmalz  darf  auf  der  Maschine  bearbeitet  werden. 

Die  Zulassung  einer  Ausnahme  ist  von  besonderer  Genehmigung 
des  Aufschlageinnehmers  abhängig. 

Die  k.  Staatsregierung  ist  ermächtigt,  weitere  Ei-leichterungen  in 
Ansehung  der  Vorschriften  über  die  Benutzung  von  Quetschmaschinen, 
Futterschrot-  und  Hausmühlen  (Art.  26,  27  und  28)  zu  gewähren. 
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3.  Es  ist  untersagt ,  in  den  Betriebsräumen  nicht  polettiertes  Dörr-  oder 
Luftmalz  aufzubewahren. 

4.  Der  Ort  der  Aufstellung  der  Maschine  ist  für  die  Zeit  der  Nicht- 
beschäftigung  iverschlossen  zu  halten  und  ein  Schlüssel  hierzu  dem 
Aufschlageinnehmer  zuzustellen. 

Artikel  27.     • 
Jedem  Landwirte,  sowie.  Gemeinden  und  Genossenschaften  ist  es  gestattet, 
zum  landwirtschaftlichen  Gebrauche  Futterschrotmühlen  zu  benutzen. 

Der  Besitzer  ist  jedoch  gehalten ,  die  Mühle  mit  einem  besonderen  von 
der  Stäatsregierung  genehmigten  Kontrollapparate  zu  versehen. 

Der  gleichzeitige  Betrieb  eines  aufschlagpflichtigen  Geschäftes  steht  der 
Benutzung  der  Futterschrotmühle  nicht  entgegen. 

Die  Gesuche  um  Bewilligung  der  Benutzung  von  Futterschrotmühlen  sind 
mit  einem  Zeugnis  des  Aufschlageinnehmers  über  erfolgte  Anbringung  des  vor- 
geschriebenen Apparates  zu  belegen.  Vor  erteilter  Bewilligung  ist  die  Benutzung 
der  Mühle  untersagt. 

Für  die  Aufstellung  und  Benutzung  von  Futterschrotmühlen  gelten  fol- 
gende besondei'e  Bestimmungen: 

L  Auf  denselben   darf  nur  Futtergetreide   für   den   eigenen  Bedarf  des 

Besitzers  geschrotet  werden. 
2.  Der  Betrieb  der  Mühle  kann  mit  verstellbaren  Walzen  stattfinden. 
'6.  Bezüglich'  des  Verschlusses  und  der  Beschädigung  des  Apparates,  sowie 
der  Aenderung  an  der  Konstruktion  der  Mühle  gelten  die  gleichen  Vor- 
schriften, welche  in  Art.  25  Ziff.  3  für  die  Malzmühlen  angegeben  sind. 
Die  Haltung  von  Futterschrotmühlen  ohne  Kontrollapparat  ist  Landwirten, 
Gemeinden  und  Genossenschaften,  welche  kein  aufschlagpflichtiges  Geschäft  be- 
treiben,   unter  der   in  bisheriger  Weise    erfolgten  Genehmigung  und  unter  bis- 
heriger Kontrolle  gestattet. 

Die  Haltung  von  Futterschrotmühlen  ohne  Kontrollapparat  kann  ,  wenn 
ein  aufschlagpflichtiges  Geschäft  nicht  betrieben  wird,  auch  in  anderen  als  den 
vorstehend  (Abs.  6)  bezeichneten  Fällen,  bei  Nachweisen  unter  geeigneter  Kon- 
trolle gestattet  werden. 

Artikel  28. 

Die  Bewilligung  zur  Haltung  von  Hausmühlen  zum  Mahlen  von  Getreide 
und  Schroten  von  Früchten  für  den  eigenen  Bedarf  kann  nur  nach  näherer 
Prüfung  des  Bedürfnisses  und  der  Betriebsverhältnisse  erteilt  werden. 

Diese  Mühlen  sind  mit  dem  in  Art.  27  Abs.  2  bezeichneten  Kontroll- 
apparate zu  versehen  und  ist  dieser  Anforderung  binnen  Jahresfrist  nach  Ver- 
kündigung des  gegenwärtigen  Gesetzes  bei  Vermeidung  der  Einziehung  der 
widerruflich  erteilten  Bewilligung  zu  genügen.  Innerhalb  dieses  Zeitraumes 
unterliegt  die  Benutzung  der  Mühle  in  bisheriger  Weise  keinem  Anstände. 

Bei  neu  zu  errichtenden  Hausmühlen  ist  deren  Betrieb  von  der  Ver- 
wendung des  Kontrollapparates  abhängig. 

Die  Benutzung  solcher  Mühlen  richtet  sich  nach  den  im  Art.  27  Abs.  2—5 
für  den  Betrieb  der  Futterschrotmühlen  gegebenen  Vorschriften. 

Zuständigkeit   für    Bewilligung    von  Mühlen    zum    eigenen  Betrieb 
und  von  Quetschmaschinen. 

Artikel  29. 
Die    Bewilligung    zur   Benutzung    von    Partikularmalzmühlen,    Quetsch- 
maschinen, Futterschrot-  und  Hausmühlen  steht  dem  Hauptzollamte  zu. 

Rekurse  gegen  die  Verfügung  des  letzteren  bescheidet  die  Generaldirektion 
der  Zölle  und  indirekten  Steuern,  in  zweiter  und  letzter  Instanz.  Der  Rekurs 
ist  binnen  einer  unerstrecklichen  Frist  von  14  Tagen  bei  dem  Hauptzollamte 
einzubringen. 
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Kontrollbefugnis  de  r  Au  f  schlag  v  e  r  w  a  It  u  ng  nebstKontr  oll- 

bestimmungen. 

Artikel  30. 

Alle  Bierbrauereien ,  Branntweinbrennereien ,  Essig-  und  Hefesiedereien, 
dann  alle  Mühlen  und  Maschinen,  welche  zum  Brechen  von  Malz  und  Quetschen 
von  Grünmalz  verwendet  werden  oder  verwendet  werden  können,  unterliegen 
der  besonderen  Konti'olle  der  Aufschlagverwaltung.  Der  Ueberwachung  dieser 
Verwaltung  sind  auch  Haus-  und  Schrotmühlen ,  sowie  transportable  Mühlen 
unterstellt. 

Besitzer  von  transportablen  öffentlichen  Mühlen  sind  verpflichtet ,  bevor 
sie  die  Mühle  in  einer  Aufschlageinnehmerei  in  Betrieb  setzen,  dem  Aufschlag- 
einnehmer Anzeige  zu  erstatten. 

Werden  öffentliche  Malzmühlen  mit  Cylinderwalzen  betrieben,  so  ist  der 
im  Art.  2-5  Abs.  1  bezeichnete  Messungsapparat  hierbei  zu  verwenden ;  auch  hier 
finden  die  Bestimmungen  des  Art.  25  Abs.  3,  4  und  5  Ziff.  2  und  3  Anwendung, 
jedoch  mit  der  Beschränkung ,  dass  hinsichtlich  der  Zeit  der  Verrichtung  des 
Malzbrechens  die  Vorschrift  des  Art.  20  aufrecht  erhalten  bleibt. 

IVn  Falle  einer  unabsichtlichen  Beschädigung  des  Messungsapparates  darf 
die  Mühle  innerhalb  dreissig  Tagen  unter  Aufrechthaltung  der  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  für  die  Mühlen  ohne  Messungsapparat  fortbenutzt  werden. 

Die  Aufschlagverwaltung  ist  befugt,  bei  Malzmühlen  gegen  das  unbe- 
rechtigte Einbringen  von  Malz  unterhalb  der  Gosse  Sicherungsmassregeln  an- 
zuordnen und  erst  nach  entsprechendem  Vollzuge   den  Mühlbetrieb   zuzulassen. 

Der  Besitzer  einer  neuerrichteten  öffentlichen  Malzmühle ,  sowie  eines 
neubegründeten  aufschlagpflichtigen  Geschäftes  muss  vor  dem  Beginne  des  Be- 
triebs dem  zuständigen  Aufschlageinnehmer  schriftliche  Anzeige  erstatten  und 
zugleich  angeben,  wann  er  den  Betrieb  beginnt. 

Bestellung  von  Betriebsgehilfen. 

Artikel  31. 

In  jeder  zum  Malzbrechen  verwendeten  Mühle  mit  Ausnahme  der  mit 
dem  Messungsapparate  versehenen  Mühlen  muss  ein  Malzbrecher  bestellt  wer- 
den, wenn  der  Eigentümer  oder  Betriebsberechtigte  nicht  persönlich  den  Be- 
trieb leitet. 

Von  der  Aufstellung  der  bezeichneten  Betriebsgehilfen  sowie  von  jeder 
in  diesem  Dienstpersonale  eintretenden  Aenderung  ist  binnen  achtundvierzig 
Stunden  von  geschehener  Bestellung  oder  Aenderung  an  gerechnet  dem  Auf- 
schlageinnehmer  Anzeige  zu  machen. 

Verpflichtungen   der   Müller,    Malzbrecher,    Brenner    und 
S  u  d  w  e  r  k  f  ü  h  r  6  r. 

Artikel  32. 

Malz    oder   Mischling    darf   ohne    gleichzeitige   Beibringung   der   vorge- 
schriebenen Polette   zur  Bearbeitung   auf  der  Mühle   oder  [zur  Abmessung  und 
Einweichung  an  dem  Betriebsorte  nicht  übernommen  werden. 
(Art.  15  Abs.  2  und  3.) 

Als  übernommen  ist  das  Malz  dann  anzusehen,  wenn  es  in  die  Mühl- 
räume,  und  das  Getreide,  wenn  es  in  die  für  die  Abmessung  bestimmte  Lokalität 
gebracht  ist. 

Wird  das  Malz  ohne  die  bezeichneten  Ausweise  zur  Mühle  gebracht,  so 
hat  die  im  Betriebe  zunächst  berufene  Person  binnen  sechs  Stunden  Anzeige 
bei  dem  Aufschlageinnehmer  erstatten  zu  lassen.  Vor  dessen  Erscheinen  darf 
das  Malz  weder  in  die  Mtthlräume  gebracht,  noch  zur  Bearbeitung  zugelassen, 
noch  verabfolgt  werden. 
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Auch  bei  angeblichem  Verluste  der  Polette  darf  die  Frucht  in  die  Mühl 
räume  oder  in  die  Messungslokalität  vor  erfolgter  Beibringung  der  Polette  (des 
Duplikates)  nicht  zugelassen  werden. 
(Art.  15  Abs.  4  und  6.) 

Der  Besitzer  einer  öifentlichen  Mühle  darf  auf  eigene  Rechnung  weder 
gebrochenes  noch  ungebrochenes  Malz  in  den  Mühlräumen  selbst  aufbewahren. 
Will  er  Malz  auf  Vorrat  halten,  so  hat  er  hiervon,  sowie  von  dem  Quantum  dem 
Aufschlageinnehmer  vorher  Anzeige  zu  machen. 

Soferne  nicht  eine  Ausnahme  in  gesetzlicher  Weise  zugelassen  wurde^j 
ist  es  verboten,  Malz  nur  teilweise  oder  an  einem  andern  als  dem  in  der  Po' 
lette  bestimmten  Tage  oder  zu  einer  anderen  als  der  im  Art.  20  bestimmten 
Zeit  anzunehmen,  das  Malz  nach  dem  Messen  oder  Brechen  teilweise  oder  in 
der  durch  Art.  20  ausgeschlossenen  Zeit  wieder  zu  verabfolgen,  mit  dem  Messen 
oder  Brechen  des  Malzes  zu  beginnen,  bevor  dss  polettierte  Quantum  ganz  bei- 
gebracht ist, 

Abmessung. 

.Artikel  33. 

Nach  erfolgter  Uebernahme  des  Malzes  hat  der  Müller  oder  Malzbrecher,, 
in  den  mit  einem  Messungsapparate  (Art.  25)  nicht  versehenen  Mühlen,  der 
Brenner  oder  Sudwerkführer  das  Malz  oder  Getreide  nach  dem  polettierten 
Quantum  für  sich  und  ohne  Unterbrechung  in  abgeeichten  Gemässen  abzu- 
messen. Die  Abmessung  hat  ohne  Stoss  und  ungehäuft,  sowie,  den  Fall  be- 
sonderer Genehmigung  ausgenommen,  stets  innerhalb  der  in  Art.  20  festgesetzten 
Tageszeit  und  unter  Anwendung  des  schrannenmässigen  Streichholzes  zu  geschehen. 

Der  Befund  ist  sofort  und  noch  vor  dem  Beginne  des  Brechens,  bei  den 
mit  einem  Messungsapparate  versehenen  Mühlen  aber  nach  vollzogenem  Malz- 
bruche gemäss  Anzeige  des  Apparates ,  deutlich  mit  Worten  auf  der  Polette 
oder  deren  Duplikate  und  in  dem  Brechregister  vorzutragen.  Der  Vortrag  ist 
von  dem  Müller  oder  Malzbrecher  sofort  eigenhändig  zu  unterzeichnen. 

Ist  die  bereits  übergebene  Polette  erst  in  der  Mühle  oder  am  Betriebsorte 
zu  Verlust  gegangen,  so  hat  die  zur  Abmessung  berufene  Person  dem  Aufschlag- 
einnehmer sofort  Anzeige  zu  erstatten  und  Duplikat  der  Polette  zu  erholen. 

Vor  dem  Eintreffen  dieses  Duplikates  darf  das  Malz  zur  Bearbeitung 
nicht  zugelassen  und  ebensowenig  verabfolgt  werden. 

Nachmessung. 

Artikel  34. 

Ist  nach  der  Abmessung  strafbares  Uebermass  angezeigt,  so  kann  der 
bei  der  ersten  Abmessung  anwesende  Aufschlagpflichtige  oder  dessen  Stellver- 
treter', als  welcher  sowohl  der  Verbringer  des  Malzes  als  auch  ein  Bediensteter 
des  Aufschlagpflichtigen  zu  gelten  hat,  ohne  Rücksicht  auf  die  Ab-  oder  An- 
wesenheit eines  Aufschlagbediensteten  die  sofortige  Nachmessung  fordern. 

Ist  weder  der  Aufschlagpflichtige  noch  ein  Vertreter  desselben  bei  der 
ersten  Abmessung  anwesend,  so  fällt  die  Vornahme  einer  Nachmessung  hinweg. 

G  e  m  ä  s  s  e. 

Artikel  35. 

Der  Betrieb  des  Malzbrechgeschäftes  ist  in  den  mit  einem  Messungs-^ 
apparate  (Art.  25)  nicht  versehenen  Mühlen  durch  den  Besitz  abgeeichter,  nach 
Vorschrift  der  besonderen  Gesetze  oder  Verordnungen  geeigenschafteter  und  int 
brauchbaren  Stande  erhaltener  Gemässe  bedingt. 

Zuwiderhandlungen  werden  nach  §  369  Ziff.  2  des  Strafgesetzbuches  für 
das  Deutsche  Reich  bestraft. 
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Mühlgewerbe  in  Verbindung  mit  aufschlagpflichtigen  Geschäften. 

Artikel  36. 
Jenen  Besitzern   öffentlicher  Mühlen ,   welchen   die  Befugnis   bereits   ein- 
geräumt ist,   gleichzeitig  ein  aufschlagpflichtiges  Geschäft   zu  betreiben,  bleibt 
dieselbe  nach  dem  Masse  der  bisherigen  Bewilligung  gewahrt,  vorbehaltlich  der 
in  Art.  32  getroffenen  besonderen  Bestimmungen. 

Artikel  37. 

Will  künftig  der  Besitzer  einer  öffentlichen  Mühle  mit  deren  Betrieb  ein 
aufschlagpflichtiges  Geschäft  oder  der  Besitzer  eines  aufschlagpflichtigen  Ge- 
schäftes hiermit  den  Betrieb  einer  öffentlichen  Mühle  bei  einer  Entfernung  beider 
Betriebsorte  von  weniger  als  zehn  geogi-aphischen  Stunden ')  voneinander  ver- 
binden, so  kann  die  Mühle  als  Malzbrechmühle  nur  dann  benutzt  werden,  wenn 
entweder  hierzu  die  besondere  Genehmigung  der  Aufschlagverwaltung  erholt 
oder  der  Malzgang  mit  einem  von  der  Staatsregierung  genehmigten  Messungs- 
apparate versehen  ist. 

Gleiches  ist  ohne  Rücksicht  auf  die  Entfernung  der  Fall,  wenn  die  Mühle 
zum  Malzbrechen  für  den  eigenen  Bedarf  benutzt  werden  soll. 


Registerführung. 

Artikel  38. 

Müller  und  Malzbrecher  sind  verbunden,  ein  Register  zu  führen,  welches  die 
Poletten  nach  ihren  Nummern,  die  deklarierte  Malzmenge  und  deren  Eigen- 
tümer, die  Abmessungsergebnisse,  den  Tag  der  Bearbeitung  des  Malzes  und  die 
betreffenden  Konstatierungen  des  Aufschlagkontrollbeamten  zu  enthalten  hat. 

Dieses  Register  ist  vierteljährig  für  den  einzelnen  Aufschlagpflichtigen 
abzuschliessen  und  den  Kontrollorganen  der  Aufschlagverwaltung  auf  Anfordern 
vorzulegen. 

Einlieferung  der  attestierten  Poletten. 

Artikel  39. 
Die   attestierten   Poletten   sind  nach   vorausgegangener  Hinwegbringung 
der  betreffenden  Malzmengen   aus   der   Mühle   dem  Aufschlagbediensteten   bei 
seinem  nächsten  Erscheinen  dortselbst  persönlich  einzuliefern. 

Aufgabe  des.  Kontrolldienstes. 

Artikel  40. 
Die  sämtlichen  zu  amtlicher  Thätigkeit  im  Aufschlagkontrolldienste  ver- 
IDflichteten  Beamten  und  öffentlichen  Diener,  sowie  die  durch  besonderen  Dierist- 
auftrag  zu  einzelnen  Amtshandlungen  in  diesem  Dienstzweige  sonst  berufenen 
Organe  haben  darüber  zu  wachen,  dass  die  im  gegenwärtigen  Gesetze  gegebenen 
Vorschriften  zum  Schutze  des  Aufschlaggefälles  genau  vollzogen  werden  und 
vorkommende  Zuwiderhandlungen  sofort  zur  Anzeige  zu  bringen. 

Artikel  41. 
Die  Aufsehlagbediensteten  sind  befugt,  in  den  in  ihren  Bezirken  befind- 
lichen Mühlen    und  Brauereien,    sowie   in   anderen  Betriebsoiien   mit  Malzver- 


1)  Nunmehr  37,07  Kilometer  auf  Grund  des  Reiehsgesetzes  vom  26.  November  1871, 
betreffend  die  Einführung  der  Mass-  und  Gewichtsordnung  für  den  Norddeutsehen  Bund  vom 
17.  August  1868  in  Bayern. 
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brauch,  —  ferner  an  Orten  der  Aufstellung  von  transportablen  Mühlen,  Fi 
schrot-  und  Hausmühlen  jederzeit  Nachschau  zu  pflegen. 

Die  Nachschau  hat  sich  in  den  Brauereien  auf  das  Brau-  und  Sudhaus 
einschliesslich  der  Malzungslokalitäten ,  der  Gärkeller  und  Malzböden ,  in  den 
Branntweinbrennereien.  Essig-  und  Hefesiedereien  auf  die  für  Aufstellung  der 
Weiche,  der  Quetschmaschine,  Maisch-  und  Gärbottiche  bestimmten  Räume  nebst 
der  Brennerei-  und  Sudlokalität ,  dann  in  Mühlen  auf  die  eigentlichen  Mühl- 
räume und  deren  Nebengebäude  zu  erstrecken. 

Artikel  42. 

Ergibt  sich  der  Verdacht,  dass  ausserhalb  der  Mühlen  und  Betriebsorte 
Aufschlaggefährden  vorgenommen  oder  gefördert  w^erden,  so  ist  der  Aufschlag- 
bedienstete berechtigt,  auch  in  anderen  Gebäuden  und  Oertlichkeiten  Nachschau 
zu  pflegen,  um  die  Gefährde  zu  entdecken  und  die  Spuren  der  That,  sowie  die 
Ueberführungsmittel  unversehrt  zu  erhalten ,  bis  die  richterliche  Thätigkeit  für 
Ermittlung  des  Thatbestandes  herbeigeführt  sein  wird. 

Haussuchungen  können  nur  unter  Zuziehung  der  Ortspolizeibehörde  vor- 
genommen werden ,  welche  die  sofortige  Begleitung  nicht  verweigern  kann, 
wenn  sie  den  ihr  mitgeteilten  Verdacht  für  begründet  erachtet  und  die  Nach- 
suchung innerhalb  der  im  Art.  20  bezeichneten  Tageszeit  vorgenommen  wer- 
den soll. 

Bei  Nachtzeit  kann  sie  ihren  Beistand  ohne  Angabe  von  Gründen  versagen. 

Gefällseinhebung. 
Artikel  43. 
Der  Aerarialmalzaufschlag  ist  von  dem  Aufschlageinnehmer  an  folgenden 
Terminen  zu  erheben: 

1.  Von  dem  zur  Braunbiererzeugung  verwendeten  Malze  und  zwar: 

a)  von  dem,  weiches  vom  ersten  Oktober  bis  letzten  Dezember 
eines  Jahres  gebrochen  wird,  zur  Hälfte  vom  ersten  bis  fünf- 
zehnten Januar,  zur  anderen  Hälfte  vom  ersten  bis  fünfzehnten 
Juli  des  nächstfolgenden  Kalenderjahres; 

b)  von  dem  in  dem  Zeiträume  vom  ersten  Januar  bis  letzten  März 
eines  Jahres  gebrochenen  Malze  zur  Hälfte  vom  ersten  bis  fünf- 
zehnten April,  zur  anderen  Hälfte  vom  ersten  bis  fünfzehnten 
Oktober  desselben  Jahres; 

c)  von  dem  vom  ersten  April  bis  letzten  Juni  eines  Jahres  zur 
Mühle  gebrachten  Malze  im  ganzen  Betrage  vom  ersten  bis  fünf- 
zehnten Juli  und 

d)  von  dem  vom  ersten  Juli  bis  letzten  September  verbrauchten 
Malze  ebenfalls  im  ganzen  Beti'age  vom  ersten  bis  fünfzehnten 
Oktober  desselben  Jahres. 

2.  Von  demjenigen  Malze ,  welches  zur  Erzeugung  des  weissen  Weizen- 
und  Gei'stenbieres,  des  Branntweines  und  Essigs  verbraucht  vrird ,  ist 
in  der  ersten  Hälfte  der  Monate  Januar,  April,  Juli  und  Oktober  der 
ganze  Aufschlag  von  dem  Malze  zu  entrichten,  welches  in  den  diesen 
Monaten  vorausgehenden  Quartalen  nach  Massgabe  des  Art.  3  steuer- 
bar wurde. 

Von  betriebsberechtigten  Ausländern  (Nichtangehörigen  des  Deutschen 
Reiches)  und  Pächtern  kann  nach  Umständen  angemessene  Sicherstellung  des 
Aerars  für  den  Aufschlag  schon  vor  dem  Beginne  des  Betriebs  verlangt  und, 
falls  letztere  nicht  genügend  erachtet  wird,  die  Aufschlagentrichtung  gleich- 
■  zeitig  mit  der  Erholung  der  Aufschlagpolette  gefordert  werden.  Hierüber  hat 
im  Beanstandungsfalle  die  Generaldirektion  der  Zölle  und  indirekten  Steuern 
endgültig  Bescheid  zu  erteilen. 

Die  gemäss  der  bezeichneten  Einhebungstennine  gewährte  ordentliche 
Stundung  (Nachborge)  tritt  dann  ausser  Wirksamkeit  und  es  ist  die  Aufschlag- 
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Verwaltung  zur  sofortigen  Einforderung  des  verfallenen  Aufschlages  befugt,, 
wenn  der  Besitzer  eines  aufsclilagpflichtigen  Geschäftes  dasselbe  veräussert,  oder 
wenn  besondere  Umstände  einen  Ausfall  an  schuldigem  Aufschlag  besorgen 
lassen,  es  sei  denn ,  dass  der  neue  Erwerber  die  Berichtigung  der  bestehenden 
Aufschlagschuldigkeit  nach  Ausweis  des  Vertrages  übernimmt ,  oder  dass  eine 
von  der  Aufschlagverwaltung  als  ausreichend  erkannte  Sicherheit  bestellt  wird. 


Stundung  (Nachborge)  über  die   bestimmten  Zahlungstermine. 

Artikel  44. 
Eine  Stundung  (Naehborge)  des  Malzaufschlages  über  die  bestimmten 
Zahlungstermine  kann  nur  bei  nachgewiesenen  Unglücksfällen  mit  Bewilligung 
der  Generaldirektion  der  Zölle  und  indirekten  Steuern  stattfinden.  Rekurse  be- 
scheidet das  Staatsministerium  der  Finanzen;  sie  sind  binnen  einer  unerstreck- 
lichen  Frist  von  vierzehn  Tagen  einzubringen. 

Artikel  45. 
Demjenigen  Aufschlagpfiichtigen,  welcher  den  Aufschlag  nicht  rechtzeitig 
entrichtet,  darf,  solange  er  den  Ausstand  nicht  berichtigt,  oder  von  der  General- 
direktion der  Zölle  und  indirekten  Steuern  eine  weitere  Stundung  nicht  erlangt 
hat,  von  dem  Aufschlageinnehmer  nur  gegen  gleichzeitige  Entrichtung  des  Auf- 
schlages eine  weitere  Polette  erteilt  werden. 


Vorauszahlung  des  Aufschlages. 

Artikel  46. 

Die  Aufschlageinnehmer  düi-fen  vor  dem  gesetzlich  bestimmten  Termine 
keinen  Malzaufschlag  erheben. 

Frühere  Zahlungen  könnfm  zu  jeder  Zeit  bei  dem  zuständigen  Hauptzoll- 
amte gegen  Quittung  geleistet  werden. 

Artikel  47. 

Eine  Vorauszahlung  darf  an  den  Aufschlageinnehmer  nur  dann  erfolgen, 
wenn  der  Aufschlagpflichtige  hierzu  die  Bewilligung  des  zuständigen  Hauptzoll- 
amtes eingeholt  hat. 

Ohne  diese  Bewilligung  kann  die  Vorauszahlung  an  den  Aufschlagein- 
nehmer nur  auf  Gefahr  des  Aufschlagpflichtigen  geschehen. 


E  X  e  k  u  t  i  o  n  s  V  e  r  f  a  h  r  e  n. 

Artikel  48. 

Sind  Aufschlaggefälle  im  Zahlungstermine  nicht  entrichtet  worden,  so  hat 
das  Hauptzollamt  die  Schuldner  schriftlich  aufzufordern,  binnen  vierzehn  Tagen 
Zahlung  zu  leisten. 

Bleibt  diese  Aufforderung  ohne  Erfolg,  so  hat  das  Hauptzollamt  die 
exekutive  Beitreibung  des  Rückstandes  nach  den  für  zwangsweise  Einbringung 
von  indirekten  Staatsgefällen  bestehenden  Vorschriften  zu  veranlassen. 


g_j.g  Das  neue  MalzaufscJilaggesetz  in  Bayeni  vom  8.  Dezember  1889. 


Abteilung  II. 

Strafen  der  Uebertretung  der  zum  Schutze  des  Malzaufschlaggefälles 
bestehenden  Vorschriften. 

Titel  I. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

Begriff  der   Ueb  ertretungen. 

Artikel  49. 

Auf  die  im  gegenwärtigen  Gesetze  vorgesehenen  strafbaren  Handlungen 
und  Unterlassungen  finden,  soweit  in  demselben  nicht  etwas  anderes  bestimmt 
ist,  die  allgemeinen  Vorschriften  des  Strafgesetzbuches  für  das  Deutsche  Reich 
Anwendung. 

Artikel  50. 
Die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  über  strafbare  Handlungen  finden  auch 
Anwendung  auf  strafbare  Unterlassungen. 


Strafbarkeit. 

Artikel  51. 

Die  Strafbestimmungen  dieses  Gesetzes  sind  anzuwenden ,  gleichviel  ob 
die  Handlung  vorsätzlich  oder  in  fahrlässiger  Weise  begangen  wurde. 

Die  Absicht,  das  Malzaufschlaggefäll  zu  verkürzen  oder  zu  gefährden, 
ist  nur  bei  Anstiftern  und  Gehilfen  Erfordernis  der  Strafbarkeit. 


Strafrechtliche   Verantwortlichkeit. 

Artikel  52. 

Für  die  im  aufschlagpflichtigen  Betriebe  oder  bei  dem  Betriebe  einer 
Malzmühle  vorgekommenen  Uebertretungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  ist  der 
Betriebsberechtigte  strafrechtlich  verantwortlich,  wenn  auch  die  betreffenden 
Handlungen  nicht  von  ihm  selbst  verübt  wurden.  Die  in  einem  solchen  Ge- 
schäfte verwendeten  Personen  sind  weder  als  Miturheber  noch  als  Teilnehmer 
oder  Begünstiger  strafbar.  Wenn  sie  aber  die  strafbare  That  gegen  das  aus- 
drückliche Verbot  des  Betriebsberechtigten  oder  gegen  die  von  ihm  bezüglich 
einzelner  Handlungen  des  Betriebes  erteilten  besonderen  Aufträge  begangen 
haben,  so  unterliegen  nur  sie  allein  der  hierauf  gesetzten  Strafe. 

Für  die  durch  Missbrauch  von  Futterschrot-  und  Hausmühlen  verübten 
Uebertretungen  gelten  dieselben  Bestimmungen. 

Ist  eine  solche  Mühle  im  Besitze  einer  politischen  Gemeinde,  so  haftet 
die  Gemeindekasse;  ist  sie  im  Besitze  einer  Genossenschaft,  so  haften  deren 
Mitglieder  solidarisch  für  Strafe  und  Kosten;  in  beiden  Fällen  vorbehaltlich  des 
Rückgriffes  gegen  den,  welcher  die  Uebertretung  veranlasst  hat. 

Artikel  53. 
Die  Uebertragung  der  strafrechtlichen  Verantwortlichkeit  eines  Betriebs- 
berechtigten auf  dessen  Pächter  oder  selbständigen  Geschäftsführer  ist  nur  zu- 
lässig, wenn  das  Hauptzollamt  seine  Zustimmung  hierzu  schriftlich  erteilt  hat. 
Diese  Zustimmung  hat  die  Wirkung,  dass  die  volle  strafrechtliche  Verantwort- 
lichkeit von  dem  Betriebsberechtigten  auf  den  Pächter  oder  Geschäftsführer 
übergeht. 
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Anstifter  und  Gehilfen. 

Artikel  54.« 
Wer  sich  der  Anstiftung  einer  nach  dem  gegenwärtigen  Gesetze  straf- 
baren Uebertretung  gemäss  §  48  des  Strafgesetzbuches  für  das  Deutsche  Reich 
schuldig  macht,  und  wer  bei  Verübung  einer  solchen  Handlung  durch  Rat  und 
That  wissentlich  Hilfe  leistet,  ist  nach  dem  in  den  §§  48  und  49  des  Straf- 
gesetzbuches für  das  Deutsche  Reich  bestimmten  Vei'hältnisse  zu  bestrafen. 

Begünstigung. 

Artikel  55. 
Der  Begünstigung  machen  sich  dritte,  dem  Geschäftsbetriebe  fremde 
Personen  schuldig,  welche  ohne  vorheriges  Versprechen  oder  Einverständnis  erst 
nach  begangener  That  in  Beziehung  auf  eine  nach  gegenwärtigem  Gesetze 
strafbare  Uebertretung  dem  Thäter  oder  den  nach  Massgabe  der  Bestimmungen 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  für  die  That  strafrechtlich  Verantwortlichen  wissent- 
lich dadurch  förderlich  sind,  dass  sie 

1.  die  Spuren  der  That  oder  die  Ueberführungsmittel  beseitigen,  oder 
eine  sonstige  Handlung  zu  dem  Zwecke  vornehmen ,  um  diese  Spuren 
oder  Ueberführungsmittel  der  Kenntnis  der  Aufschlagorgane  oder  des 
Gerichtes  zu  entziehen,  oder 

2.  die  Malzmenge,  bezüglich  welcher  die  Uebertretung  stattgefunden 
hat,  oder  die  in  Anwendung  gebrachten  Maschinen  oder  sonstigen 
Werkzeuge  bei  sich  aufnehmen ,  an  sich  bringen ,  zu  deren  Aufbe- 
wahrung oder  Verwertung  verhelfen,  oder  dem  Thäter  in  anderer 
Weise  Beistand  leisten,  um  ihm  die  bei  der  That  beabsichtigten  Vor- 
teile zu  sichern. 

Die  Strafe  des  Begünstigers  ist  nach  Verhältnis  der  auf  die  That,  bezüg- 
lich welcher  die  Begünstigung  stattgefunden  hat,  gesetzten  Strafe  in  der  Art 
zu  bemessen,  dass  sie  ein  Vierteil  des  höchsten  Masses  dieser  Strafe  nicht  über- 
steigen darf  und  bis  zu  einem  Sechsteile  des  niedrigsten  Masses  derselben  herab- 
sinken kann. 

Die  Vorschriften  des  §  257  Abs.  2  und  3  des  Strafgesetzbuches  für  das 
Deutsche  Reich  sind  auch  hier  zur  Anwendung  zu  bringen. 

Zurechnung. 
Artikel  56. 
Eine  strafbare  Zuwiderhandlung  gegen  die  Bestimmungen  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  ist  nicht  vorhanden ,  wenn  die  nach  den  Vorschriften  des- 
selben strafrechtlich  verantwortliche  Person  zur  Zeit  der  That  oder  zur  Zeit, 
wo  sie  bezüglich  eines"  Betriebsaktes  Anordnungen  oder  Vorbereitungen  traf, 
welche  eine  an  sich  strafbare  Handlung  zur  Folge  hatten,  sich  in  einem  Zu- 
stande befand,  welcher  gemäss  des  Strafgesetzbuches  für  das  Deutche  Reich 
die  Strafbarkeit  ausschliesst. 

Artikel  57. 

War  zu  der  in  Art.  5(5  angegebenen  Zeit  die  Fähigkeit  der  Selbstbe- 
stimmung oder  die  zur  Erkenntnis  der  Strafbarkeit  der  That  nötige  Urteilskraft 
zwar  nicht  völlig  ausgeschlossen,  aber  doch  in  erheblichem  Grade  gemindert, 
so  darf  nicht  über  die  Hälfte  des  höchsten  Masses  der  angedrohten  Strafe  hin- 
aus-, es  kann  aber  bis  zu  einem  Vierteile  des  niedi'igsten  Masses  dieser  Strafe 
herabgegangen  werden,  vorbehaltlich  dessen,  was  in  |  27  des  Strafgesetzbuches 
für  das  Deutsche  Reich  über  den  Mindestbetrag  der  Geldstrafe  bestimmt  ist. 

In  einem  solchen  Falle  ist  von  einem  Ausspruche  gemäss  Art.  58  und 
Art.  60  Abs.  1  Umgang  zu  nehmen. 
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Beschränkungen  im  Gewerbsbetriebe. 

.Artikel  58. 
In  den  im  Gesetze   bestimmten  Fällen  kann  das  Gericht   neben  der  Ver- 
urteilung des  Betriebsberechtigten  in  eine  Strafe  die  Zulässigkeit  folgender  Mass- 
regeln aussprechen: 

1.  zeitliche  Entziehung  der  Befugnis,  auf  einer  Partikularmalzmühle 
Malz  zu  brechen; 

2.  zeitliche  Entziehung  der  Befugnis ,  mit  einer  Quetschmaschine  Grün- 
malz zur  aufschlagpflichtigen  Fabrikation  zu  bereiten,  eine  Hausmühle 
oder  eine  für  den  landwirtschaftlichen  Betrieb  gewähi-te  Futterschrot- 
mühle zu  benutzen, 

Hat  das  Gericht  die  Zulässigkeit  dieser  Massregeln  ausgesprochen,  so 
kann  das  Hauptzollamt  dieselben  innerhalb  der  nächsten  drei  auf  die  Rechts- 
kraft des  Urteils  folgenden  Monate  für  die  Dauer  von  einem  bis  zu  fünf  Jahren 
verhängen. 

Artikel  59. 
Diese  Massregeln  können  in  den  vom  Gesetze  vorgesehenen  Fällen  auch 
gegen  die  nach  Art.  53  strafrechtlich  vei'antwortlichen  Pächter  oder  selbstän- 
digen Geschäftsführer  verhängt  werden  und  wirken  für  die  Dauer  ihrer  Ver- 
hängung in  jedem  Pachtverhältnisse  oder  jeder  Geschäftsführung,  welche  der 
Bestrafte  übernimmt. 

Artikel  60. 

Macht  sich  ein  Pächter  oder  selbständiger  Geschäftsführer ,  welcher  be- 
reits zweimal  auf  Grund  der  Art.  66 — 78  verurteilt  worden  war,  ehe  seit  seiner 
letzten  Verurteilung  drei  Jahre  verflossen  sind ,  neuerdings  einer  Zuwiderhand- 
lung gegen  einen  jener  Artikel  schuldig,  und  hat  das  Gericht  im  letzten  Straf- 
urteile die  in  Art.  58  bezeichneten  Massregeln  für  zulässig  erklärt,  so  kann  das 
Hauptzollamt  verfügen,  dass  der  Bestrafte  in  keinem  aufschlagpflichtigen  Ge- 
schäfte und  in  keiner  zum  Malzbrechen  verwendeten  Mühle  als  Pächter  oder 
selbständiger  Geschäftsführer  mehr  zugelassen  werden  darf. 

Infolge  dieser  Verfügung  ist  der  Betriebsberechtigte  verpflichtet,  den 
Pächter  oder  Geschäftsführer  innerhalb  einer  von  dem  Hauptzollamte  vorge- 
steckten Frist  von  mindestens  drei  Monaten  aus  dem  Geschäfte  zu  entfernen. 
Hierbei  bleiben  dem  Betriebsberechtigten  alle  Entschädigungsansi3rüche  gegen 
den  Pächter  oder  Geschäftsführer  vorbehalten;  dieser  kann  aber  keine  solchen 
wegen  Auflösung  des  Pacht-  oder  Dienstvertrages  geltend  machen. 

Kommt  der  Betriebsberechtigte  der  nach  Abs.  2  bestehenden  Verpflichtung 
nicht  nach,  so  ist  er  mit  einer  Geldstrafe  von  achtzehn  bis  einhundertachtzig 
Mark  zu  bestrafen  und  demselben  durch  das  Hauptzollarat  die  Befugnis ,  auf 
seiner  Mühle  Malz  zu  brechen  oder  mittels  einer  Quetschmaschine  Grünmalz 
zu  bearbeiten ,  auf  so  lange  zu  entziehen ,  als  er  seiner  Verpflichtung  nicht 
nachkommt. 

Artikel  61. 

Wenn  eine  Person ,  gegen  welche  der  in  Art.  60  Abs.  1  erwähnte  Aus- 
spruch schon  einmal  erfolgt  ist,  später  ein  aufschlagpflichtiges  Geschäft  oder 
eine  zum  Malzbrechen  verwendete  Mühle  pachten  oder  in  ein  solches  Geschäft 
als  selbständiger  Geschäftsführer  eintreten  will,  so  hat  die  Aufschlagverwaltung, 
sobald  sie  Kenntnis  hiervon  erhält,  den  Betriebsberechtigten  schriftlich  darauf 
aufmerksam  zu  machen,  dass  diese  Person  nicht  zugelassen  werden  darf,  und 
ihn  für  den  Fall ,  dass  dieselbe  als  Pächter  oder  selbständiger  Geschäftsführer 
bereits  eingetreten  sein  sollte,  aufzufordern,  sie  binnen  einer  bestimmten  Frist, 
welche  mindestens  drei  Monate  betragen  muss,  wieder  zu  entfernen. 

Lässt  der  Betriebsberechtigte  diese  Person  trotz  der  erwähnten  Mit- 
teilung eintreten ,   oder  kommt  er ,    falls  sie  schon  früher  eingetreten  war ,  der 
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Aufforderung ,  sie  zu  entfernen ,  innerhalb  der  gegebenen  Frist  nicht  nach ,  so 
findet  Art.  60  Abs.  3  auf  ihn  Anwendung.  Bezüglich  der  Auflösung  des  Ver- 
trages und  der  Entschädigung  sind  die  Bestimmungen  des  Art.  60  Abs.  2 
massgebend. 

Nachzahlung  des  entgangenen   Gefälls. 

Artikel  62. 
Die  Strafe  hebt   die  Verpflichtung    zur  Zahlung   des   durch   eine   Ueber- 
tretung  dieses  Gesetzes  entzogenen  Gefälles  nicht  auf. 

Zusammen  fl  US  s. 

Artikel  63. 

Wenn  durch  eine  und  dieselbe  Handlung  das  gegenwärtige  Gesetz  in 
mehrfacher  Richtung  verletzt  wird,  so  kommt,  vorbehaltlich  der  Bestimmung 
des  Art.  87  Zift".  2,  nur  diejenige  Strafbestimmung  zur  Anwendung,  welche  die 
schwerste  Strafe  zulässt. 

Wird  das  gegenwärtige  Gesetz  durch  mehrere  selbständige  strafbare 
Handlungen  mehrfach  verletzt,  so  sind  die  verschiedenen  verwirkten  Strafen 
nebeneinander  auszusprechen. 

Jedoch  dürfen  die  Geldstrafen  zusammen  den  Betrag  von  eintausendacht- 
hundert Mark  nicht  übersteigen. 

Hat  eine  und  dieselbe  Person  gleichzeitig  Strafen  nach  gegenwärtigem 
Gesetze  und  nach  anderen  Gesetzen  verwirkt,  so  sind  diese  Strafen  neben- 
einander auszusprechen. 

Die  in  den  Art.  58 — 60  bestimmten  Massregeln  können  in  den  vom 
Gesetze  vorgesehenen  Fällen  verhängt  werden,  gleichviel  nach  welchen  Bestim- 
mungen bei  einem  Zusammentreffen  strafbarer  Handlungen  die  Strafe  zuge- 
messen wird. 

Verjährung. 

Artikel  64. 

Die  Strafverfolgung  einer  nach  dem  gegenwärtigen  Gesetze  strafbaren 
Handlung  sowie  die  Vollstreckung  einer  nach  demselben  rechtskräftig  erkannten 
Strafe  verjährt  in  drei  Jahren. 

Im  übrigen  finden  bezüglich  der  Verjährung  die  §§  67  Abs.  4,  68,  69, 
70  Abs.  2  und  72  des  Strafgesetzbuches  für  das  Deutsche  Reich  Anwendung. 

Umwandlung  der  Geldstrafen  und  Verteilung  derselben. 

Artikel  65. 

Bezüglich  der  Umwandlung  der  Geldstrafen  finden  die  Bestimmungen 
des  Strafgesetzbuches  für  das  Deutsche  Reich  Anwendung. 

Die  an  die  Stfelle  einer  uneinbringlichen  Geldstrafe  tretende  Freiheits- 
strafe kann,  auch  wenn  es  sich  nur  um  die  Umwandlung  einer  Geldstrafe  handelt, 
bis  auf  drei  Monate  erstreckt  werden,  darf  jedoch  diese  Dauer  auch  dann  nicht 
überschreiten,  wenn  mehrere  nebeneinander  ausgesprochene  Geldstrafen  in  Frei- 
heitsstrafen umzuwandeln  sind. 

Von  den  eingegangenen  Geldstrafen  hat  ein  Dritteil  der  Annenkasse  der 
Gemeinde,  in  deren  Bezirke  die  Uebertretung  begangen  worden  ist,  ein  Dritteil 
dem  Pensionsvereine  des  kgl.  b.  instabilen  Aufschlags-  und  Zollpersonals  und  ein 
Di'itteil  der  Staatskasse  zuzufliessen. 

Wurde  die  Geldstrafe  durch  Allerhöchste  Gnade  teilweise  erlassen  oder 
konnte  dieselbe  wegen  beschränkter  Zahlungsfähigkeit  des  Verurteilten  nur  teil- 
weise eingebracht  werden,  so  wird  der  eingegangene  Betrag  unter  die  im  dritten 
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Absätze    dieses  Artikels   genannten   Bezugsberechtigten   in    der   daselbst   ange-l 
gebenen  Reihenfolge   in  der  Art    verteilt ,    dass   vorerst    die  Armenkasse   ihrettf 
nach  Massgabe  der  ganzen  ausgesprochenen  Strafe  zu  berechnenden  Anteil,  so- 
weit der  eingegangene  Betrag  reicht,   unverkürzt   erhält,    der   etwaige  Rest  in' 
gleicher  Weise   dem  Pensionsvereine   zugeteilt  wird,    und   die  Staatskasse   nur 
dann  etwas  erhält,  wenn  nach  Auszahlung  der  vollen  Anteile  der  beiden  anderen 
Bezugsberechtigten  noch  etwas  übrig  bleibt. 

Titel  IL 

Besondere  Bestimmungen. 

Unerlaubter  Gebrauch  von  Werkzeugen  zum  Malzbrechen  oder  zur 
Bearbeitung  von  Grünmalz. 

Artikel  66. 
Einer    Geldstrafe    von    einhundertachtzig    bis    fünfhundertvierzig    Mark 
unterliegt ,   wer   ohne  Bewilligung   eine  Malzmühle   oder  eine  Quetschmaschine 
benutzt  oder  einen  anderen  benutzen  lässt. 

Artikel  67. 

Wer  eine  Mühle  oder  Quetschmaschine  ungeachtet  der  gemäss  Art.  58 
erfolgten  Entziehung  seiner  Befugnis  hierzu  während  der  Zeit  der  Sistierung  be- 
nutzt oder  andere  benutzen  lässt,  verfällt  in  eine  Geldstrafe  von  dreihundert- 
sechzig bis  neunhundert  Mark. 

Die  Massregeln  des  Art.  58  können  in  einem  solchen  Falle  wiederholt 
verhängt  werden. 

Defraudation  durch  unterlassene  Polettenerholung. 

Artikel  68. 
Wer,   ohne  vorher  die  Polette   erholt   zu   haben,   Malz  zum  Brechen  zu^ 
einer  mit  dem  Messungsapparate  nicht  versehenen  Mühle  gebracht  hat,  unter 
liegt  einer  Geldstrafe  von  neunzig  bis  vierhundertfünfzig  Mark. 

Zuwiderhandlung  gegen  die  Deklaration. 

Artikel  69. 

Eine  Strafe  von  neunzig  bis  vierhundertfünfzig  Mark  trifft  denjenigen, 
welcher  gegen  seine  Deklaration  aufschlagfreies  Malz  oder  Grünmalz  zu  auf- 
schlagpflichtigen Zwecken  verwendet. 

Der  gleichen  Strafe  unterliegt  derjenige,  welcher  sein  Einschreibbuch 
dazu  benutzt,  um  auf  seinen  Namen  für  das  einem  anderen  gehörige  und  von 
diesem  zur  Verwendung  im  eigenen  Betriebe  bestimmte  Malz  eine  Polette  zu 
erholen,  sowie  derjenige,  welcher  das  Einschreibbuch  eines  anderen  benutzt,  um 
auf  dessen  Namen  eine  Polette  zu  erholen,  während  das  Malz  zur  Verwendung 
in  seinem  eigenen  Betriebe  bestimmt  ist. 

Strafbares  Uebermass. 

Artikel  70. 
Ist  die  Polette  zwar  erholt,  die  auf  die  Mühle  gebrachte  Quantität  Malz^ 
tibersteigt  aber   den  polettierten  Betrag,   so  bemisst  sich   die  Strafe  nach  fol-^ 
genden  Bestimmungen: 

1.  Von  jeder  Straf  einschreitung  ist  abzusehen,  wenn  der  Ueberschuss  über 
das  polettierte  Quantum   acht  Liter  vom  Hektoliter  nicht  übersteigt. 
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2.  Uebersteigt  der  Ueberschuss  acht  Liter  vom  Hektoliter,  ohne  jedoch 
sechzehn  Liter  per  Hektoliter  zu  erreichen,  so  tritt  Geldstrafe  von 
achtzehn  bis  vierundfünfzig  Mark  ein. 

3.  Erreicht  der  Ueberschuss  sechzehn  Liter  vom  Hektoliter,  so  ist  auf 
Geldstrafe  von  neunzig  bis  einhundertachtzig  Mark  zu  erkennen. 

Benutzung  von  Surrogaten. 

Artikel  71. 
Wer  den  in  Art.  7  ausgesprochenen  Verboten  zuwiderhandelt,  verfällt  in 
■eine  Geldstrafe  von  einhundertachtzig  bis  fünfhundertvierzig  Mark. 

Heimliche  Einfuhr   von   gebrochenem  Malze   aus  dem  Auslande 
und  verbotener  Verkehr  mit  gebrochenem  Malze  im  Inlande. 

Artikel  72. 
Wer   dem  Verbote   der   Einfuhr  gebrochenen  Malzes   aus  dem  Auslande 
ohne  vorher   erholte   Polette  oder  dem  Verbote  des  Verkehrs  mit  gebrochenem 
Malze  im  Inlande  zuwiderhandelt,  unterliegt  einer  Geldstrafe   von   neunzig  bis 
vierhundertfünfzig  Mark. 

üebertretungen    bei    berechtigtem    Besitze    von    Malzmühlen, 
Quetschmaschinen,  F  u 1 1  e r s  c  h  r 0 1 -  und  H a  u s  mü  h  1  e n. 

Artikel  73. 
Einer  Geldstrafe  von  neunzig  bis  vierhundertfünfzig  Mark  unterliegt: 

1.  der  Besitzer  einer  öffentlichen  Malzmühle,  wenn  er  bei  derselben 
Cylinderwalzen  ohne  gleichzeitige  Anbringung  des  Messungsapparates 
einlegt;  der  Besitzer  einer  öffentlichen  Mühle,  wenn  er  in  den  Mühl- 
räumen gebrochenes  oder  ungebrochenes  Malz  auf  eigene  Rechnung 
aufbewahrt  oder  Malz  auf  Vorrat  hält,  ohne  dem  Aufschlageinnehmer 
die  in  Art.  32  Abs.  5  vorgeschriebene  Anzeige  gemacht  zu  haben; 
der  Besitzer  einer  Malzmühle,  wenn  er  die  in  Art.  83  vorgeschriebene 
Abmessung  unterlässt  oder  die  Bestätigung  des  Abmessungsbefundes 
wissentlich  unrichtig  vollzieht; 

2.  der  Müller,  welcher  Malz  ohne  Polette  zur  Bearbeitung  auf  einer  mit 
dem  Messungsappai'ate  nicht  versehenen  Mühle  oder  zum  Abmessen 
und  Einweichen  an  dem  Betriebsorte  übernimmt,  oder  die  im  Art.  32 
Abs.  3  gebotene  Anzeige  bei  dem  Aufschlageinnehmer  nicht  erstattet, 
oder  vor  dessen  Erscheinen  das  Malz  zur  Bearbeitung  zulässt  oder 
verabfolgt ; 

3.  der  Besitzer  einer  mit  dem  Messungsapparate  versehenen  Malzmühle 
oder  einer  mit  dem  Kontroll apparate  versehenen  Futterschrot-  oder 
Hausmühle,  wenn  er  einseitig  an  der  Konstruktion  der  Mühle  oder 
an  den  Sicherungsvorrichtungen  eine  Aenderung  vornimmt,  den  Ver- 
schluss öffnet  oder  beseitigt,  wenn  er  schuldhaft  den  Apparat  be- 
schädigt oder  in  seiner  regelmässigen  Thätigkeit  stört;  ferner  der 
Besitzer  einer  mit  dem  Messungsapparate  versehenen  Malzmühle, 
wenn  er  wissentlich  eine  Mühle  benutzt,  deren  Apparat  das  Mass  des 
zum  Brechen  gebrachten  Malzes  unrichtig  anzeigt; 

4.  der  Besitzer  einer  Quetschmaschine,  wenn  er  dieselbe  durch  Verstell- 
barmachen der  Walzen  oder  in  anderer  Weise  zum  Brechen  von  Dörr- 
malz einrichtet,  oder  wenn  in  seinen  Betriebsräumen  nicht  polettiertes 
Malz  vorgefunden  wird. 

In  den  Fällen  der  Ziff.  3  und  4  kann   schon   mit  der  ersten   Bestrafung 
der  in  Art.  58  erwähnte  Ausspruch  verbunden  werden. 
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Ordnungswidriger  Doppelbetrieb. 

Artikel  74. 
Gegen  denjenigen,   welcher   bei  gleichzeitigem  Betriebe  eines  aufschlag- 
pflichtigen Geschäftes  und  einer  öffentlichen  Mühle  den  im  Art.  37  vorgeschrie- 
benen besonderen  Bedingungen  nicht  nachkommt,   ist   auf  eine  Geldstrafe  von 
neunzig  bis  vierhundertfünfzig  Mark  zu  erkennen. 


Heimlicher   Besitz    von   Malzmühlen   oder   Quetschmaschinen. 

Artikel  75. 

Wer  im  Besitze  einer  Malzmühle  oder  einer  Quetschmaschine  sich  be- 
findet, ohne  die  Bewilligung  hierzu  erhalten,  oder  die  in  Art.  23  Abs.  4  und  5 
vorgeschriebene  Anzeige  erstattet  zu  haben,  unterliegt,  wenn  er  von  den  be- 
zeichneten Werkzeugen  einen  nach  gegenwärtigem  Gesetz  strafbaren  Gebrauch 
nicht  gemacht  hat,  einer  Geldstrafe  von  sechsunddreissig  bis  einhundert- 
achtzig Mark. 

Auf  Gewerbsleute,  welche  als  solche  derlei  Vorrichtungen  verfertigen  oder 
Handel  mit  denselben  treiben,  finden  die  Bestimmungen  des  Abs.  1  keine  An- 
wendung. 


Strafbare   Unterlassungen   vor    dem    Beginne    des 
Geschäftsbetriebes. 


Artikel  76. 
Einer  Geldstrafe  von  sechsunddreissig  bis  einhundertachtzig  Mark  untei-liegt: 

1.  wer  eine  neuerrichtete  öffentliche  Malzmühle,  oder  ein  neubegründetes 
aufschlagpflichtiges  Geschäft,  oder  eine  transportable  Mühle  in  Betrieb 
setzt,  bevor  die  im  Art.  .30  Abs.  2  und  6  vorgeschriebene  Anzeige 
erstattet  ist; 

2.  wer  eine  Malzmühle  in  Betrieb  setzt,  bevor  die  von  der  Aufschlag- 
verwaltung gemäss  Art.  30  Abs.  5  angeordneten  Sicherungsmassregeln 
vollzogen  sind. 
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Defraudation  bei  der  Malzaufschlag-Rückvergütung   für 
ausgeführtes  Bier. 

Artikel  77. 

Wer  im  Inlande  erzeugtes  Bier  zum  Zwecke  der  Rückvergütung  des 
Malzaufschlages  zur  Ausfuhr  anmeldet,  während  in  den  Gefässen,  welche  an- 
geblich das  Bier  enthalten  sollen,  kein  Bier  oder  solches  in  geringerer  als  in 
der  angemeldeten  Menge  sich  befindet,  oder  wer  einen  höheren  als  den  durch 
Verordnung  bestimmten  Rückvergütungssatz  (Art.  11  Abs.  2)  beansprucht,  ist 
mit  dem  zehnfachen  Betrage  der  Rückvergütung,  welche  er  sich  widerrechtlich 
zu  verschaffen  suchte,  zu  bestrafen.  Ausserdem  ist  derselbe  zum  Ersätze  der 
widerrechtlich  bezogenen  Rückvergütung  verpflichtet. 

Im  Rückfalle  kann  dem  Verurteilten  durch  die  Aufschlagbehörde  die 
Rückvergütungsbewilligung  auf  die  Dauer  von  einem  Jahre  bis  zu  fünf  Jahren 
entzogen  werden,  wenn  das  Gericht  im  Strafurteile  die  Massregel  für  zulässig 
erklärt  hat. 

Widersetzung  gegen  die  Nachschau. 

Artikel  78. 

Wer   sieh   der  Vornahme   der   dem  Aufschlagbediensteten  nach  Art.  41 

und  42  Abs.  1    zustehenden  Nachschau   widersetzt,   unterliegt   einer  Geldstrafe 

bis   zu  neunzig  Mark,   wenn   er   nicht  nach  dem  Strafgesetzbuche  eine  höhere 

Strafe  verwirkt  hat. 
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Rückfall. 

Artikel  79. 

Bei  den  in  Art.  66 — 78  vorgesehenen  Uebertretungen  werden  im  Rück- 
falle die  dort  vorgesehenen  Strafmasse  auf  das  Doppelte  erhöht. 

Als  rückfällig  ist  zu  betrachten,  wer,  nachdem  er  bereits  auf  Grund  eines 
dieser  Artikel  verurteilt  worden  ist,  sich  neuerdings,  ehe  vom  Tage  der  Ver- 
urteilung drei  Jahre  verflossen  sind,  einer  nach  dem  nämlichen  Artikel  straf- 
baren Handlung  schuldig  macht. 

Einzelne  Straffälle  im  aufschlagpflichtigen  Betriebe  und  bei 
der  Malzaufschlagrückvergütung  für  ausgeführtes  Bier. 

Artikel  80.   ' 
Einer  Geldstrafe  bis  zu  zweiundsiebzig  Mark  unterliegen  diejenigen,  welche 

1.  Malz  zu  einer  mit  dem  Messungapparate  versehenen  Mühle  ohne  vor- 
ausgegangene Erholung  der  Polette  bringen; 

2.  an  der  ausgestellten  Polette  einseitig  Aenderungen  vornehmen,  welche 
nicht  den  Thatbestand  einer  nach  dem  Strafgesetzbuche  strafbaren 
Fälschung  bilden; 

3.  das  Malz  zu  einer  anderen  Mühle,  als  worauf  die  Polette  lautet,  ver- 
bringen, oder  die  erholte  Polette  für  einen  anderen  Tag,  als  worauf 
sie  ausgestellt  ist,  benutzen; 

4.  die  Polette  oder  das  Duplikat  nicht  zugleich  mit  dem  Malze  dem 
Müller  oder  Malzbrecher  übergeben; 

5-  in  anderen  als  in  den  amtlich  zugelassenen  Ausnahm^fällen  das  Malz 
nicht  auf  einmal  ohne  Untei-brechung  des  Transportes  oder  zu  einer 
anderen  als  der  im  Art.  20  festgesetzten  Tageszeit  zur  Mühle  oder 
von  da  wieder  hinwegbringen; 

6.  polettiertes  Malz  zu  einem  anderen  als  dem  in  der  Polette  angege- 
benen aufschlagpflichtigen  Zwecke  verwenden,  ohne  vorher  die  Ab- 
änderung der  Polette  erwirkt  zu  haben; 

7.  die  im  Art.  21  Abs.  2  vorgeschriebene  Anzeige  über  die  Zurückführung 
des  im  Auslande  bearbeiteten  Malzes,  oder  die  gemäss  Art.  22  Abs.  1 
angeordnete  Anzeige  über  das  Eintreffen  polettierten  Malzes  vom 
Auslande  oder  die  Anzeige  über  unverschuldet  eingetretene  Beschädi- 
gung oder  Verletzung  eines  Messungs-  oder  Kontrollapparates  nicht 
rechtzeitig  erstatten  oder  gänzlich  unterlassen; 

8.  den  ihnen  bei  der  Bewilligung  zur  Benutzung  von  Partikularmalz- 
mühlen, Quetschmaschinen,  Futterschrot-  und  Hausmühlen  auferlegten 
besonderen  Bedingungen  oder  sonstigen  infolge  gesetzlicher  Bestim- 
mungen für  die  Benutzung  von  Mühlen  erlassenen  Kontrollvorschriften 
zuwiderhandeln,  insofern  nicht  hierdurch  eine  in  den  übrigen  Straf- 
bestimmungen des  gegenwärtigen  Gesetzes  vorgesehene  Uebertretung 
begangen  wurde; 

9.  die  im  Art.  31  gebotene  Aufstellung  eines  Malzbrechers  oder  die 
Anzeige  über  die  geschehene  Aufstellung  oder  eingetretene  Verände- 
rung des  Dienstpersonals  nicht  oder  nicht  rechtzeitig  machen; 

10.  den  Ort  der  Aufstellung  einer  Quetschmaschine  nicht  nach  Vorschrift 
verschlossen  halten  oder  die  Aushändigung  eines  Schlüssels  zu  dem- 
selben an  den  Aufschlageinnehmer  gegen  Vorschrift  im  Art.  26  Abs.  3 
Ziflp.  4  verweigern; 

11.  das  Einschreibbuch  nicht  nach  Vorschrift  führen,  sofern  nicht  hierdurch 
eine  im  Art.  69  Abs.  2  vorgesehene  Uebertretung  begangen  wurde, 
oder  dasselbe  den  Kontrollorganen  der  Aufschlagverwaltung  auf  An- 
fordern nicht  vorlegen; 
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12.  den  Vorschriften  zuwiderhandeln,  die  hinsichtlich  der  Anmeldung  und 
Kontrolle  des  mit  dem  Anspruch  auf  Malzaufschlagrückvergütung 
ausgehenden  Bieres  erlassen  sind,  insofern  hierdurch  nicht  eine  im 
Art.  77  vorgesehene  Uebertretung  begangen  wurde. 

Ordnungswidrigkeiten  der  Besitzer  von  Malzmühlen, 
Brennereien  und  Sud  werken. 

Artikel  81. 
Einer  Geldstrafe   bis   zu    zweiundsiebzig   Mark   unterliegen   die   Besitzer 
von  Malzmühlen,  welche 

1.  Malz  auf  einer  mit  dem  Messungsapparate  versehenen  Mühle  ohne 
Polette  zum  Brechen  übernehmen; 

2.  Malz  auf  einer  anderen  Mühle  oder  an  einem  anderen  Tage,  als  wor- 
auf die  Polette  lautet,  oder  teilweise,  oder  ohne  vorherige  Genehmi- 
gung zu  einer  anderen  als  der  im  Art.  20  festgesetzten  Tageszeit 
übernehmen,  messen,  bearbeiten  oder  wieder  verabfolgen; 

3.  das  bei  der  ersten  Abmessung  des  von  der  Polette  begleiteten  Malzes 
befundene  Uebermass  zwar  auf  der  Polette  und  im  Brechregister 
konstatiert,  aber  die  gemäss  Art.  34  von  den  Beteiligten  vei'langte 
Nachmessung  unterlassen  haben;  i^H 

4.  die  Abmessung  nicht  in  der  Art  und  Weise  vornehmen,   wie   sie  vor^^ 
geschrieben  ist,  oder  den  Befund  nicht  nach  Vorschrift  auf  der  Polette 
oder  deren  Duplikate  und  in  dem  Brechregister  vortragen; 

5.  die  ihnen  nach  dem  erst  in  der  Mühle  oder  am  Betriebsorte  ein- 
getretenen Verluste  der  Polette  obliegende  Anzeige  verabsäumen, 
oder,  nachdem  sie  erstattet  war,  vor  dem  Eintreffen  des  Duplikates 
der  Polette  das  Malz  bearbeiten  oder  verabfolgen; 

6.  die  attestierten  Poletten  dem  Aufschlagbediensteten  auf  Verlangen 
nicht  zustellen  oder  demselben  das  Breehregister  auf  Anfordern  nicht 
vorlegen  oder  dasselbe  nicht  nach  der  im  Art.  38  gegebenen  Vor- 
schrift führen. 

Abteilung  III. 

Lokalmalzaufschlag. 

Artikel  82. 
Die   im   gegenwärtigen   Gesetze   bezüglich   der  Erhebung  und  Sicherung 
des   Aerarialmalzaufschlages   getroffenen   Bestimmungen  finden    auch   auf   den 
Lokalmalzaufschlag  Anwendung. 

Artikel  83. 

Wird  in  einer  Gemeinde  erzeugtes  Bier  in  Gebinden  aus  dem  Gemeinde- 
bezirke ausgeführt,  so  hat  der  Ausführende  Anspruch  auf  Rückvergütung  des 
Lokalmalzaufschlages. 

Das  Mass  der  geringsten  Sendung,  für  welches  die  Rückvergütung  ange- 
sprochen werden  kann,  wird  auf  sechzehn  Liter  festgesetzt. 

Der  königl.  Staatsregierung  bleibt  es  überlassen,  durch  Verordnung  die 
Höhe  des  Rückvergütungssatzes  zu  bestimmen. 

Artikel  84. 

Defraudationen  des  Aufschlages  von  dem  in  den  Gemeindebezirk  eingeführte 
Biere  unterliegen  neben  Entrichtung  des  betreffenden  Aufschlages  einer  Straf 
im  zehnfachen  und  beim  Rückfalle  im  zwanzigfachen  Betrage  desselben. 

Die  Strafe  darf  jedoch  niemals  den  Betrag  von  dreihundertsechzig  Mark 
übersteigen. 
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Artikel  85. 

Wer  bei  der  Ausfuhr  von  Bier  aus  dem  Gemeindebezirke  zum  Zwecke 
der  Rückvergütung  des  Lokalaufschlages  unrichtig  deklariert  oder  sonst  in 
widerrechtlicher  AVeise  eine  Rückvergütung  sich  zu  verschaffen  sucht ,  ist  mit 
dem  zehnfachen,  im  Rückfalle  mit  dem  zwanzigfachen  Betrage  der  Rückver- 
gütung, welche  er  sich  widerrechtlich  zu  verschaffen  suchte,  zu  bestrafen. 

Die  Strafe  darf  jedoch  den  Betrag  von  dreihundertsechzig  Mark  niemals 
übersteigen. 

Im  Rückfalle  kann  dem  Verurteilten  die  Rückvergütungsbewilligung  durch 
die  Vei-waltungsbehörde  auf  bestimmte  Zeit  entzogen  werden,  wenn  das  Gericht 
im  Strafurteil  die  Massregel  für  zulässig  erklärt  hat. 

Der  Vei'urteilte  ist  ausserdem  zum  Rückei'satze  der  etwa  widerrechtlich 
bezogenen  Rückvergütung  vei-pflichtet. 

Artikel  86. 
Zur   Kontrolle    und    Sicherung    des    Lokalmalzaufschlages   können    orts- 
polizeiliche Vorschriften  erlassen  werden.     Zuwiderhandlungen  gegen   dieselben 
unterliegen  einer  Geldstrafe  bis  zu  fünfundvierzig  Mark. 

Artikel  87. 
Auf  die   in   den   Art.  84   und   85   vorgesehenen   strafbaren   Handlungen 
finden  die  Art.  49 — 65  mit  nachfolgenden  näheren  Bestimmungen  Anwendung : 

1.  Als  rückfällig  im  Sinne  der  Art.  84  und  85  ist  zu  betrachten,  wer, 
nachdem  er  bereits  auf  Grund  eines  dieser  Artikel  verurteilt  worden 
ist,  sich  neuerdings,  ehe  vom  Tage  der  früheren  Verurteilung  drei 
Jahre  verstrichen  sind,  einer  nach  demselben  Artikel  strafbaren  Ueber- 
tretung  schuldig  macht. 

2.  Die  in  den  Art.  77  und  85  angedrohten  Strafen  sind  auch  in  dem 
Falle  nebeneinander  zu  verhängen,  wenn  sich  jemand  der  in  diesen 
Artikeln  vorgesehenen  Uebertretungen  durch  eine  und  dieselbe  Hand- 
lung schuldig  macht. 

Artikel  88. 

Die  in  Anwendung  der  Art.  84 — 86  erkannten  Geldstrafen  fliessen  in  die 
Gemeindekasse. 

Abteilung  IV. 
Zuständigkeit  und  Verfahren. 
Zuständigkeit. 
Artikel  89. 
PHir  Zuwiderhandlungen   gegen   die  Vorschriften    des   gegenwärtigen  Ge- 
setzes sind,  vorbehaltlich  der  Bestimmungen  des  §  75  Ziff.  14  und  15  des  Reichs- 
gerichtsverfassungsgesetzes, wenn  die  Zuwiderhandlung  mit  einer  Geldstrafe  von 
mehr  als  sechshundert  Mark  bedroht  ist,  die  Strafkammern   der   Landgerichte, 
anderenfalls  die  Schöffengerichte  zuständig. 

V  e  r  f  a  h  r  'e  n. 

Artikel  90. 
Das  gerichtliche  Verfahren  richtet  sich  nach  den  Vorschriften  des  Reichs- 
gerichtsyerfassungsgesetzes  und  der  Reichsstrafprozessordnung;  auf  das  Ver- 
fahren im  Verwaltungswege  finden,  insoweit  dasselbe  nicht  im  gegenwärtigen 
Gesetze  geregelt  ist,  Art.  86,  Art.  87  Abs.  1,  Art.  88  Abs.  1  und  6,  Art.  89—91, 
Art.  92  Abs.  12  und  Art.  93  des  Gesetzes  vom  18.  August  1879  zur  Ausführung 
der  Reichsstrafprozessordnung  entsprechende  Anwendung. 
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Unterlassung  der  Verhinderung  oder  der  Anzeige  von 
Uebertretungen. 

Artikel  91. 

Bezüglich  der  Unterlassung  der  Verhinderung  oder  Anzeige  der  nach 
dem  gegenwärtigen  Gesetze  strafbaren  Handlungen  kommen  gegen  Aufschlag- 
beamte, Aufschlageinnehmer  und  andere  Öffentliche  Diener  die  in  den  Art.  103, 
104,  108,  112,  113  und  114  des  Gesetzes  vom  18.  August  1879  zur  Ausführung 
der  Reichsstrafprozessordnung  enthaltenen  Disziplinarstrafbestimmungen  zur 
Anwendung. 

Für  diese  Verfehlungen  sind  die  allgemeinen  Vorschriften  des  Strafgesetz- 
buches für  das  Deutsche  Reich  mit  Ausschluss  der  in  dem  gegenwärtigen  Gesetze 
enthaltenen  abweichenden  Vorschriften  massgebend. 

Administrativverfahren     hinsichtlich    des    Lokalmalzaufschlages. 

Artikel  92. 

In  den  Fällen  der  Art.  84 — 86  werden  die  den  Aufschlagbehörden  nacl? 
den  Bestimmungen  des  Art.  90   des   gegenwärtigen   Gesetzes   eingeräumten  Be- 
fugnisse von  den  Gemeindeverwaltungen  ausgeübt. 

Uebergangsbestimmung. 

Artikel  93. 

Die  Strafbarkeit  einer  Handlung,  welche  vor  dem  Tage  der  eingetretenen 
Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  begangen  wurde,  aber  erst  an  oder 
nach  diesem  Tage  zur  Aburteilung  kommt,  wird  nach  den  Bestimmungen  des 
gegenwärtigen  Gesetzes  beurteilt ,  es  sei  denn ,  dass  die  früher  einschlägigen 
Gesetze  oder  Verordnungen  eine  mildere  Strafbestiramung  enthalten,  in  welchem 
Falle  diese  zur  Anwendung  zu  kommen  hat. 

Ist  es  zweifelhaft,  ob  die  Handlung  vor  dem  oben  bezeichneten  Tage 
begangen  worden  sei,  so  ist  bei  der  Entscheidung  das  mildere  Gesetz  anzu- 
wenden. 


Abteilung  V. 

Einführung  des  Malzaufschlages  in  der  Pfalz. 

Artikel  94. 
Für  die  Regulierung  und  Erhebung  des  Aerarialmalzaufschlages  sowie 
für  die  Bestrafung  der  Uebertretung  der  zum  Schutze  dieses  Gefälles  bestehen- 
den Vorschriften  finden  die  Bestimmungen  der  Art.  1—81,  dann  89^-91  des 
gegenwärtigen  Gesetzes,  soweit  in  den  folgenden  Artikeln  nicht  ein  anderes 
bestimmt  ist,  auch  auf  die  Pfalz  Anwendung. 

Artikel  95. 

An  Stelle  der  Art.  24  und  27  Abs.  6  d^s  gegenwärtigen  Gesetzes  treten 
nachstehende  Bestimmungen : 

Artikel  96. 

An  Stelle  des  Artikels  24. 
Wer  zur  Zeit  des  Eintrittes  der  Wirksamkeit  gegenwärtigen  Gesetze^ 
neben  einem  aufschlagpflichtigen  Geschäfte  eine  Malzmühle  oder  Quetsch- 
maschine besitzt,  darf  dieselbe  vorbehaltlich  der  Vorschrift  des  Art.  23  Abs.  4 
noch  achtzehn  Monate  lang  in  bisheriger  Weise  unter  aufschlagamtlicher  Kon- 
trolle benutzen. 


Das  neue  Malzaufscldaggesetz  in  Bayern  vom  8.  Dezember  1889.  359 

Nach  Ablauf  dieser  Frist  darf  die  Malzmühle  nur  noch  benutzt  werden, 
wenn  sie  mit  dem  im  Art.  25  Abs.  1  bezeichneten  Messungsapparate  ver- 
sehen ist. 

Artikel  97. 
An  Stelle  des  Artikels  27  Absatz  6. 
Die  Haltuhg  von  Futterschrotmühlen  ohne  Kontrollapparat  ist  Land- 
wirten, Gemeinden  and  Genossenschaften,  welche  kein  aufschlagpflichtiges  Ge- 
schäft betreiben ,  unter  der  in  bisheriger  Weise  erfolgten  Genehmigung  und 
unter  bisheriger  Kontrolle  gestattet.  Die  nöthigen  KontroUmassregeln  werden 
durch  obei'polizeiliche  Vorschriften  getroffen. 

Artikel  98. 
Verhandlungen,  welche  zum  Zwecke  der  Regulierung   und  Erhebung  des 
Aufschlaggefälles  gepflogen  werden,  sind  gebührenfrei. 

Schlassbestimmangen. 

Artikel  99. 
In  den  Art.  11,  21,  22,  72,  77  und  80  Ziff.  7  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
ist  unter  „Inland"  das  bayerische  Staatsgebiet  und  unter  ^Ausland"  jeder  nicht- 
bayerische Gebietsteil  zu  verstehen. 

Artikel  100. 

Gegenwärtiges  Gesetz  tritt  am  1.  Januar  1890  im  ganzen  Umfange  des 
Königreiches  mit  der  Massgabe  in  Wirksamkeit,  dass  die  Einreihung  der  in  der 
Zeit  vom  1.  Januar  mit  30.  September  1889  neuentstandenen  aufschlagpflich- 
tigen Geschäfte  unter  die  Bestimmungen  des  zweiten  oder  dritten  Absatzes  des 
Art.  1  durch  die  Aufschlagverwaltung  erfolgt. 

Das  königl.  Staatsministerium  der  Finanzen  ist  ermächtigt,  den  Text 
des  Gesetzes  vom  16.  Mai  1868  über  den  Malzaufschlag,  wie  er  sich  infolge 
der  hierzu  ergangenen  abändei'nden  Bestimmungen  ergibt,  durch  das  Gesetz- 
und  Verordnungsblatt  bekannt  zu  machen. 

Artikel  101. 

Insoweit  die  den  älteren  Gesetzen  oder  Verordnungen  im  Art.  98  ein- 
geräumte vorübergehende  Anwendbarkeit  nicht  Platz  greift,  verlieren  dieselben, 
sowie  bezüglich  des  Lokalmalzaufschlages  alle  entgegenstehenden  Bestimmungen 
mit  dem  in  Art.  100  bezeichneten  Tage  ihre  Gültigkeit. 

Insbesondere  treten  von  obigem  Zeitpunkte  an  ausser  Kraft: 

1.  das  Aufschlagmandat  vom  28.  Juli  1807; 

2.  die  Verordnung  vom  30.  Dezember  1807,  den  Malzaufschlag  betreffend  ; 

3.  die  Verordnung  vom  27.  Januar  1809,  desselben  Betreffs ; 

4.  die  Verordnung  vom  11.  Februar   1811,   die   Erhöhung   des   Malzauf- 
schlags betreffend; 

5.  die  Verordnung  vom  30.  August  1811,   die  Verpflichtung   der   Müller 
betreffend; 

6.  das  Gesetz  vom  10.  November  1848,  die  Untersuchung  und  Aburteilung 
der  Aufschlagsdefraudationen  betreffend; 

7.  der  §  30  des  Landtagsabschiedes  vom  10.  November  1861  Abs.  1 — 7. 


Finanzlitteratiir. 


Dr.  Eduard  Rosenthal,  Geschichte  des  Gerichtswesens  und  der 
Vervvaltungsorganisation  Bayerns.  Bd.  I.  Vom  Ende  des  12.  bis 
zum  Ende  des  16.  Jahrhunderts.  Würzburg  1889,  XV.  unc 
601  S.     8". 

Ein  englischer  Beriehtserstatter  schrieb  einmal:  „Es  ist  der  Beruf  der 
Deutschen,  für  andere  Völker  Bücher  zu  schreiben,  welche  diese  selbst  für  sich 
geschrieben  haben  sollten" ;  und  das  ist  in  dem  Grade  wahr  gewesen,  dass  wir 
die  Neigung  nicht  in  Abrede  stellen  konnten,  die  Denkwürdigkeiten  aller  Welt 
aufzuspüren  und  zu  verarbeiten  —  nur  nicht  unsere  eigenen.  L.  v.  Ranke  hatte 
also  vollkommen  recht,  es  sondei-bar  zu  finden,  dass  die  Staatseinrichtungen 
der  Griechen,  Römer  u.  s.  w.  von  unseren  Gelehrten  auf  das  gründlichste  er- 
forscht wurden,  während  niemand  Hand  anlegte  an  die  Bearbeitung  der  Ge- 
schichte unserer  eigenen. 

Nun ,  wie  manches  andere ,  so  hat  die  neue  Einigung  unseres  grossen 
Volkes  auch  unser  Selbstbewusstsein  wieder  geweckt,  und  die  erhöhte  Be- 
schäftigung mit  uns  selbst,  mit  unseren  Verhältnissen  und  unserer  Geschichte 
ist  nicht  die  am  wenigsten  beachtenswerte  Blüte  unseres  Volksfrühlings.  Wir 
können  daher  ein  Werk  wie  das  vorliegende  schon  von  vornherein  nur  will- 
kommen heissen,  und  thun  dies  um  so  rückhaltloser,  als  es  in  vollem  Masse 
hält,  was  der  Titel  verspricht. 

Der  Verfasser  gibt  ein  so  klares  und  gelungenes  Bild  von  den  Ausgangs- 
punkten, dem  Werden  und  von  der  Entwickelung  der  bayrischen  Staatsein- 
richtungen und  insbesondere  auch  der  Finanzverwaltung  in  dem  bisher  von  ihm 
behandelten  Zeitabschnitt,  dass  man  ihm  mit  um  so  grösserer  Befriedigung  auf 
dem  Gange  seiner  Darstellung  folgt,  als  die  bayrische  Verwaltungsgeschichte 
in  ihrer  stetigen,  dem  Wechsel  der  Kultur-  und  wirtschaftlichen  Entwickelung 
folgenden  Entfaltung  einen  wohlthuenden  Gegensatz  gegen  die  grossenteils  un- 
erfreuliche politische  Geschichte  des  Landes  gibt,  gerade  in  der  Zeit  des  13.  bis 
zum  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  mit  ihren  Teilungen,  Wiederteilungen  und 
den  Bruderzwisten  der  verschiedenen  Linien. 

Die  Darstellung  zeigt  uns  in  klarer  Anschaulichkeit,  wie  am  Schlüsse 
des  beobachteten  Zeitabschnittes  eine  verhältnismässig  hochentwickelte  Organi- 
sation der  Verwaltung,  von  welcher  uns  hier  nur  das  Finanzwesen  beschäftigen 
kann ,  aus  ihren  Keimen  und  leisesten  Anfängen  emporgewachsen  ist.  Bevor 
aber  eine  Mitteilung  über  den  Inhalt  des  Buches  zu  machen  ist,  welche  selbst- 
verständlich eine  nur  teilweise  sein  kann  und  sich  nur  auf  alleräusserste 
Umrisse  beschränken  kann,  muss  daran  erinnert  werden,  dass  im  13.  Jahr- 
hundert die  landeshen-liche  Gewalt  schon  stark  entwickelt  war,  dass  die  Macht 
der   Herzöge,   soweit   sie  nicht  duich   die  des  Adels   und  der  Geistlichkeit  ein- 
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geengt  war,  keine  Schranke  hatte,  das  Regiment  innerhalb  dieses  Kreises  also 
ein  rein  persönliches  war,  sich  aber  nur  auf  die  unmittelbaren  Besitzungen  und 
Unterthanen  des  Landesherrn  erstrecken  konnte,  an  welche  sich  die  Städte  und 
etwaigen  freien  Bauernschaften  anreihten,  und  dass  die  alte  Naturalwirtschaft 
durch  den  Beginn  der  Geldwirtschaft  ihre  Ergänzung  zu  finden  anfing. 

Die  oberste  Finanzbehörde  war  also  ursprünglich  der  Herzog  selbst.  Be- 
greiflicherweise konnte  er  aber  seine  Einkünfte  nicht  ins  einzelne  selbst  über- 
wachen und  verwalten,  sondern  es  war  dies  dem  Vi z tum  (vicedominus)  über- 
tragen, welcher  auch  in  der  Rechtspflege  und  Verwaltung  des  Herzogs  Stell- 
vertreter war.  Mit  der  Vergrösserung  des  Herzogtums,  um  die  Mitte  des 
1.3.  Jahrhunderts,  nötigte  aber  das  Bedürfnis  zur  Einteilung  des  Landes  in 
mehrere  Bezirke,  deren  jeder  seinen  Viztum  bekam.  Dieser  war  der  obere 
Finanzbeamte  des  Bezirks,  besorgte  die  Finanzverwaltung  in  demselben,  em- 
pfing die  eingenommenen  Gelder,  lieferte  sie  an  den  Kammermeister  ab 
und  legte  der  Hofkammer  Rechnung  ab  über  seine  Einnahmen  und  Aus- 
gaben. Diese  war  die  Zentralfinanzbehörde.  Die  Revision  lag  im  13.  Jahr- 
hundert dem  „Obersten  Schreiber"  des  Herzogs,  seit  dem  14.  dem  Kanzler 
und  der  Hofkammor  ob. 

Die  zunehmende  Bedeutung  des  Finanzwesens  liess  aber  die  Vereinigung 
desselben  mit  der  Rechtspflege  und  Polizei  in  einer  Hand  nicht  lange  thun- 
lich  erscheinen,  und  schon  im  Anfange  des  14.  Jahrhunderts  wui'de  daher  neben 
den  Viztum  der  Landschreiber  als  Finanzbeamter  des  Bezirks  gesetzt,  welcher 
zu  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  in  die  Stellung  eines  kontrollierenden  Beamten 
zurücktrat,  während  die  eigentliche  Finanzverwaltung  an  die  neugeschaflföne 
Stelle  des  Ren t meiste rs  überging. 

In  der  untersten  Instanz  war  während  der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahr- 
hunderts dem  Landrichter  neben  der  Rechtspflege  und  Verwaltung  auch  ein 
Teil  des  Finanzwesens  übertragen.  Hier  begann  aber  die  Trennung  der  letz- 
teren beiden  Geschäftszweige  von  der  Rechtspflege  noch  früher  als  bei  den 
Mittel-  und  obersten  Behörden,  indem  neben  jenem  schon  das  uralte  Amt  des 
Kassierers  bestand ,  welchem  zunächst  die  Verwaltung  der  Domänen  und 
insbesondere  die  Erhebung  der  Natural-  und  Geldgefälle  oblag,  während,  wie 
es  scheint,  der  Landrichter  das  Steuerwesen  in  den  landesherrlichen  Städten 
und  Amtsbezirken  besorgte.  Zu  Ende  des  13.  Jahrhunderts  ging  aber  auch 
dieses  letztere  Geschäft  auf  den  neugeschaffenen  Pfleger  über,  welchem  auch 
die  Polizei  und  die  Verwaltung  der  herzoglichen  Schlösser  und  Burgen  —  wohl 
als  ursprüngliches  Geschäft  —  zustand. 

So  findet  sich  in  Bayern  schon  sehr  frühzeitig  ein  dreifach  abgestuftes, 
wohleingerichtetes  Finanzwesen ,  dessen  geordnete  Thätigkeit  freilich  vielfach, 
und  je  stürmischer  die  Zeiten  wurden  desto  mehr,  durch  unmittelbare  Zahlungs- 
anweisungen der  Herzöge  an  die  Aemter  durchbrochen,  zeitweise  auch  durch 
Verwilderung  der  Beamten  und  durch  heillose  MissgrifFe  in  der  Leitung  ge- 
stört wurde.  Es  ist  sogar  in  Augenblicken  dringender  Not  vorgekommen,  dass 
Gläubigern  des  Herzogs  die  Verwaltung  von  Aemtem  übertragen  wurde,  damit 
sie  sich  bezahlt  machen  konnten.  Einsichtige  und  thatkräftige  Regenten  fanden 
da  immer  wieder  überreichlichen  Stoff  zu  wiederherstellender  Thätigkeit,  und 
glücklicherweise  fehlte  es  auch  an  solchen  nicht. 

Wie  neben  dem  landesherrlichen  Finanzwesen  das  ständische  Steuer- 
wesen selbständig  eingerichtet  und  geführt  wurde,  wie  beide  Verwaltungen  sich 
schieden  und  bewährten,  wie  die  Regalienverwaltungen  beschaffen  waren ,  wie 
die  Einrichtungen  und  Thätigkeiten  im  einzelnen  sich  gestalteten  und  ent- 
wickelten — ,  darüber  müssen  wir  den  Leser  auf  das  Buch  selbst  verweisen, 
welches  sicher  jeder  mit  Interesse  und  Nutzen  lesen  und  mit  Befriedigung  weg- 
legen wird.  Vocke. 
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Max  Seydel,  Bayrisches  Staatsrecht.    IV.  Band.     Das  Finanzrecht. 
Freiburg  i.  B.  1889.     053  S.     8". 

Von  dem  grossen  Werke,  dessen  erster  Band  schon  im  Jahre  1884  er- 
schienen, ist  es  fast  ausschliesslich  der  vorliegende  vierte  Band,  welcher  einen 
Gegenstand  der  Besprechung  im  Finanzarchiv  bilden  kann.  Denn  der  kurze 
finanzgeschichtliche  Abriss,  welchen  der  Herr  Verfasser  im  ersten  Bande  gibt, 
erhebt  wohl  kaum  den  Anspruch  auf  besondere  Beachtung  als  selbständige 
Arbeit.  Desto  mehr  ist  dies  aber  bei  dem  'viei'ten  Bande  der  Fall ,  welcher 
eine  solche  Beachtung  auch  in  vollem  Masse  verdient  durch  die  Gründlichkeit 
und  Klarheit,  mit  welcher  der  reichhaltige  Stoff  darin  verarbeitet  ist,  der  den 
Inhalt  desselben  bildet. 

Er  umfasst  das  „fünfte  Buch"  des  ganzen  Werkes  und  zerfallt  in  drei 
Teile ,  deren  erster  von  dem  Finanzrecht  des  Staats  handelt ,  während  im 
zweiten  das  der  Gemeinden,   im  dritten  das  der  Stiftungen  behandelt  ist. 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  der  erste  Teil  der  weitaus  wich- 
tigste und  umfassendste  ist.  Der  Verfasser  teilt  denselben  wieder  in  drei  Ab- 
schnitte, deren  erster  den  „König  als  Inhaber  des  Staatsvermögens", 
der  zweite  den  „König  als  Inhaber  der  Finanzgewalt"  und  der  dritte 
„Das  Budgetrecht"  enthält.  Der  zweite  Teil  behandelt,  ebenfalls  in  drei  Ab- 
schnitten,- das  Finanzrecht  der  Ortsgemeinden,  der  Distriktsgemeinden 
und  K  r  e  i  s  g  e  m  e  i  n  d  e  n.  Der  dritte  Teil  enthält  nach  der  Natur  der  Sache 
keine  Unterabteilungen. 

Da  es  unmöglich  ist,  alle  Teile  des  Werkes  bei  einer  Besprechung  zu 
berücksichtigen,  so  wird  es  gerechtfertigt  sein,  wenn  wir  uns  nur  mit  dem 
ersten  etwas  beschäftigen,  zumal  derselbe  wie  der  umfangreichste  so  auch  der 
interessanteste  ist.  Er  teilt  sich  weiter  in  drei  Hauptstücke:  Der  Fiskus,  das 
Staatsgut  und  die  Staatsschulden. 

Die  Bezeichnung  „Fiskus"  findet  der  Herr  Verfasser  überflüssig,  weil  der 
König  „als  Inhaber  der  Staatsgewalt  auch  Inhaber  des  Staatsvermögens"  sei. 
Dieser  an  der  Spitze  der  ersten  Seite  stehende  Satz  kennzeichnet  den  Stand- 
punkt des  Verfassers,  von  welchem  aus  derselbe  seine  Konsequenzen  nach  ver- 
schiedenen Seiten  hin  zieht.  Man  könnte  freilich  schon  hier  Zweifel  erheben, 
ob  ein  verfassungsmässiger  König  wirklich  Inhaber  der  Staatsgewalt,  also  der 
ganzen  Staatsgewalt,  sei  und  ob  jener  Satz  nicht  an  das  bekannte  Wort  des 
Louis  XIV.  erinnert.  Auch  ist  nicht  wohl  erkennbar,  was  mit  dem  Ausspruch 
gewonnen  sein  soll:  „der  König  als  König  kann  über  das  Staatsvennögen  frei 
verfügen,  und  zwar  unter  allen  Umständen",  da  derselbe  sofort  dahin  ein- 
geschränkt wird,  dass  der  König  „in  der  staatsrechtlich  vorgeschriebenen 
Weise  zu  jeglicher  Handlung  staatlicher  Vermögensverwaltung  befugt  ist". 
Man  kann  indessen  über  diese  Bedenken  wohl  hinweggehen,  da  die  daran  sich 
knüpfende  Auslegung  der  nichts  weniger  -als  glücklich  ausgedrückten  Ver- 
fassungsbestinimungen  über  das  Staatsgut  nur  als  wohlgemeint  und  wohl- 
gelungen wird  bezeichnet  werden  können. 

Der  zweite  Abschnitt  behandelt  in  sechs  Hauptstücken  die  öffentlich- 
rechtlichen Einnahmen  des  Staats.  Unter  Vorausschickung  geschichtlicher 
Rückblicke  wird  hier  der  wesentliche  Inhalt  der  Gesetze  und  Vorschriften  über 
die  direkten,  indirekten  Steuern  und  Gebühren  mitgeteilt,  wobei  die  Klarheit 
der  gedrängten  Darstellung  zu  rühmen  ist.  Auch  der  Auslegung ,  wo  die- 
selbe —  wie  nicht  selten  —  erforderlich  ist,  widerfährt  ihr  Recht  in  aller 
Kürze  unter  Hinweisung  auf  die  anderwärts  erfindlichen  Ausführungen.  Ver- 
misst  wurde  indessen  bei  der  Darstellung  der  Gewerbsteuer  eine  Aeusserung 
des  Verfassers  über  die  zwischen  den  Kommentaren  strittige  wichtige  Frage 
nach  der  Zulässigkeit  des  Abzugs  der  Schuldzinsen  an  der  Einnahme  bei  der 
Krtragsfeststellung.  Auch  darf  wohl  bei  der  Grundsteuer  (S.  115)  auf  eine 
kleine  Unrichtigkeit  aufmerksam  gemacht  werden,  indem  bei  der  Bonitierung 
nicht  Vs  sondern  1  Schäff'el  Kom  gleich  ^/s  Schäffel  Weizen  u.  s.  w.,  aber 
allerdings  gleich  1^3  Zentner  Heu  zu  schätzen  Avar. 
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Von  ganz  besonderem  Interesse  und  mit  besonderer  Ausführlichkeit  und 
Liebe  behandelt  ist  der  Abschnitt  über  das  Budgetrecht.  Die  Darstellung  der 
schon  mit  dem  allerersten  Landtage  beginnenden  Streitigkeiten  zwischen 
Kammern  und  Regierung  über  den  Inhalt  der  wenig  klaren  Verfassungsbestim- 
mungen und  des  Entwickelungsganges,  den  das  bayrische  Budgetrecht  dadurch 
nahm,  ist  in  hohem  Grade  anziehend.  Auch  das  Ergebnis  ist  befriedigend, 
denn  so  scharf  sich  zuweilen  die  Gegensätze  zuspitzten  und  soweit  die  gegen- 
seitigen Anforderungen  mitunter  auseinandergingen,  im  ganzen  behielt  doch 
ein  verständiger  und  versöhnlicher  Geist  die  Oberhand  und  führte  im  Jahre  1843 
zu  dem  Uebereinkommen ,  welches  unter  der  Bezeichnung  „  Verfassungsver- 
ständnis"  die  streitigen  Fragen  löste. 

Es  ist  allerdings  richtig,  dass  dieses  Uebereinkommen  kein  Gesetz  im 
eigentlichen  Sinne'  des  Wortes  ist.  Es  lässt  sich  auch  nicht  in  Abrede  stellen, 
dass  aus  dem  ungenauen  Wortlaute  der  Verfassung  auch  ganz  andere  Schlüsse 
hätten  gezogen  werden  können,  als  damals  gezogen  worden  sind,  besonders 
wenn  man  bei  der  Auslegung  von  dem  Grundsatze  der  königlichen  Macht- 
vollkommenheit ausgeht  und  die  dem  Landtag  eingeräumten  Rechte  als  Aus- 
nahmsbestimmungen strengstens  auslegt.  Aber  bei  einem  solchen  Verfahren 
würde  jede  Entwickelung  des  Verfassungslebens  abgeschnitten  sein,  wobei  ein 
gesundes  Staatsleben  unmöglich  wäre,  und  wenn  man  dem  „Verfassungsver- 
ständnis"  nicht  rückhaltlos  die  Bedeutung  zugesteht,  dass  es  die  Absicht  der 
Verfassung  wiedergeben  soll,  so  werden  eben,  soweit  man  dasselbe  in  Frage 
stellt,  die  alten  Zweifel  und  Streitigkeiten  wieder  heraufbeschworen  und  das 
Ergebnis  hiervon  würde  nicht  gerade  das  sein,  was  die  Staatsrechtslehre  aus 
dem  Wortlaute  der  Verfassung,  wenn  auch  noch  so  scharfsinnig,  abgeleitet  hat, 
sondern  es  würde  von  den  Zeit-  und  Machtverhältnissen  der  streitenden  Teile 
abhängen.  Es  dürfte  daher  nicht  wohlgethan  sein,  dass  der  Herr  Verfasser 
den  vereinbarten  Satz  einer  abfälligen  Kritik  unterzieht,  nach  welchem  die 
Kammern  befugt  sein  sollen,^  „mit  allen  verfassungsmässigen  Gegenmitteln  dem 
entgegenzutreten,  dass  die  in  das  Budget  eingestellten  Staatsbedürfnisse  nicht 
vollständig  oder  nicht  entsprechend...  bestritten  werden".  Der  Grund,  dass 
in  der  nicht  entsprechenden,  d.  h.  „nicht  zweckmässigen"  Verwendung  keine 
Verletzung  des  Budgetrechts  liege  (S.  435),  ist  überdies  nicht  stichhaltig,  denn 
das  „nicht  entsprechend"  enthält  auch,  und  zwar  voi'zugsweise .  das  „nicht 
zweckgemäss",  d.  h.  für  einen  anderen,  als  den  beabsichtigten  Zweck  Ver- 
wendete. Auch  die  Voraussetzung  triflFt  nicht  zu,  dass  die  Nichtanerkennung 
von  Rechnungsposten  zu  Fiktionen  führen  müsse  (S.  486).  Wenn  der  Landtag 
den  Ersatz  für  eine  nicht  begründete  Ausgabe  verlangt,  so  betrachtet  er  nicht 
„Summen  als  in  der  Kasse  befindlich,  die  nicht  darinnen  sind",  sondern  er 
fordert,  dass  wieder  in  die  Kasse  komme,  was  nach  seinem  Ermessen  hinein- 
gehört, und  er  verlangt  dann  die  Vereinnahmung  des  Defekts,  ebenso  wie  die 
von  Steuern,   die  er   bewilligt  und   welche   erst   noch    erhoben   werden  sollen. 

Aber  selbst  wenn  die  Gründe  des  Verfassers  so  unanfechtbar  wären,  als 
sie  es  nicht  sind,  sollte  doch  die  Kritik  vor  einem  Satze  Halt  machen,  welcher 
in  der  Weise  festgestellt  worden  ist,  wie  das  Verfassungsverständnis,  welcher 
ein  jus  non  scriptum  des  Verfassungsrechts  bildet  ebenso  wie  vieles  andere  in 
dem  Verhältnis  und  Verkehr  zwischen  Regierung  und  Landtag,  und  welcher 
also  im  Verlauf  der  Zeit  nach  der  einen  oder  anderen  Seite  hin  weiter  ent- 
wickelt werden  kann,  aber  von  der  Staatsrechtslehre  nicht  angefochten,  sondern 
als  zu  Recht  bestehend  anerkannt  werden  sollte. 

Der  Herr  Verfasser  scheint  sich  eben,  wie  schon  angedeutet,  zu  sehr  an 
den  Wortlaut  der  Verfassungsurkunde  zu  halten,  während  die  Wirklichkeit  des 
Verfassungslebens  weit  über  denselben  hinausgeht,  wie  denn  der  bayrische 
Landtag  schon  in  seiner  Zusammensetzung  seit  1848  kein  ständischer  mehr  ist, 
sondern  eine  moderne  Volksvertretung.  Die  Auffassung,  welche  von  der  aus- 
schliesslichen Machtvollkommenheit  der  Krone  ausgehend  dem  Landtag  nur  die 
in  der  Verfassungsurkunde  ausdrücklich  eingeräumten  Rechte  einräumen  will, 
war  schon  im  Jahr  1819  kaum  zutreffend. 
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Was  der  Verfasser  über  den  Obersten  Rechnungshof  sagt,  dessen  ist  nicht 
viel;  es  lässt  sich  auch  nicht  viel  darüber  sagen.  Dass  diese  Behörde  vom 
Finanzministerium  unabhängig  sei,  ist  indessen  nur  innerhalb  der  Grenzen 
richtig,  welche  ihrer  Zuständigkeit  gezogen  sind.  Für  alle  Fragen,  welche 
über  die  Feststellung  der  Rechnungsziffer  und  die  Einhaltung  des  Rechnungs- 
schema hinausgehen,  also  in  der  Regel  für  die  Fragen  materiellen  Inhalts, 
liegt  die  Entscheidung  doch  in  der  Hand  des  Ministeriums.  Die  Zuständigkeit 
des  Hofs  erstreckt  sich  eben  nur  auf  den  Rechner.  Dem  Ministerium  selbst 
gegenüber  kann  der  Rechnungshof  zwar  Erinnerungen  stellen,  dieselben  haben 
aber  nur  die  Bedeutung  von  Anregungen,  denn  darüber  zu  entscheiden  hat  nur 
das  Ministerium  in  einziger  Instanz.  Was  aber  die  Einrichtung  und  der  Ge- 
schäftsgang des  bayrischen  Rechnungshofs  für  die  rascheste  Abwickelung  des 
Rechnungswesens  leistet,  darüber  kann  ich  nur  die  Anerkennung  wiederholen, 
die  ich  bereits  anderwärts  ^)  desfalls  ausgesprochen  habe. 

Es  würde  zu  weit  führen,  auch  dem  zweiten  Teile  des  Werks,  dem 
Finanzrecht  der  Gemeinden,  eine  weitere  Berücksichtigung  zuzuwenden,  obwohl 
auch  hier  wichtige  Staatsaufgaben  in  Frage  kommen,  wie  denn  z.  B.  der  Auf- 
wand für  Untemcht  u.  a.  vorzugsweise  den  Orts-  und  Kreisgemeinden  obliegt. 
Doch  treten  hier  so  schwierige  Fragen ,  wie  beim  Staatsbudgetrecht,  nicht  auf 
und  man  darf  sich  daher  hier  der  Leitung  der  sich  immer  auf  festem  Boden 
bewegenden ,  klaren  und  gründlichen  Darstellung  unbedenklich  anvertrauen. 
Das  Bild,  welches  der  Verfasser  mit  kundiger  Hand  entwirft,  ist  ein  durchaus 
treues  und  vollständiges,  wie  denn  überhaupt  dem  Werke  die  Anerkennung 
des  treuesten  Fleisses,  gründlicher  Sachkenntnis  und  klarer  Beherrschung  seines 
in  zahllosen  Gesetzen  und  Voi'schriften  zerstreuten  Stoffes  gebührt. 

V  0  c  k  e. 


H.  Denis,  professeur  k  l'Universite,  L'Imput,  le9ons  donnees  aux 
cours  publics  de  la  ville  de  Bruxelles.  Premiere  Serie.  Bru- 
xelles,   Imprimerie  Veuve  Monnom    1889,  XIII  und  309  S.    8". 

Während  die  französische  Litteratur  ausgezeichnete  Darstellungen  über 
die  Steuergeschichte  und  das  Finanzwesen  Frankreichs  aufzuweisen  hat,  fehlte 
ihr  bis  in  die  jüngste  Zeit  jene  staatswissenschaftliche  Vertiefung  des  finanziellen 
Denkens,  welche  unserer  deutschen  Fachlitteratur  eignet.  Denn  soferne  ein  theo- 
retisch gebildeter  Volkswirt  jene  umfassenden  Materialiensammlungen  zu  einem 
wissenschaftlichen  Systeme  zu  verarbeiten  gesucht  hat,  gelangt  er  nicht  zu  einer 
einheitlichen  Finanztheorie,  sondern  im  wesentlichen  zu  einer  Mischung  des 
Thatsächlichen  mit  gewissen  Lehrsätzen  der  älteren  Schule,  wobei  jedoch  das 
Positive  oftmals  Macht  geiiug  besitzt ,  ein  vorhandenes  Institut  trotz  seines 
unverkennbaren  Widerspruches  gegen  orthodoxe  Vorurteile  und  Dogmen  mit 
den  vertretenen  Ideen  in  Einklang  zu  bringen.  Aber  auch  in  dieser  Beziehung 
hat  sich  in  der  letzten  Zeit  ein  Umschwung  geltend  gemacht,  welcher  sich 
durch  die  Preisgabe  älterer  Lehrmeinungen  der  britischen  Oekonomik  und  durch 
die  Auswertung  des  deutschen  Gedankenkreises  auszeichnet.  Während  nun  bei 
uns  die  Finanzwissenschaft  ihre  reichere  Entfaltung  der  grossartigen,  von  Rau 
begründeten  Systematik  vmd  den  im  letzten  Menschenalter  eifrig  betriebenen 
historischen  Forschungen  verdankt,  scheint  die  neue  Aera  bei  den  französischen 
Autoren  durch  die  Soziologie  angebahnt  zu  werden. 

Ein  Beweis  für  die  Kondensität  dieser  Bestrebungen  liefert  das  neueste 
Werk  Denis',  dessen  erste  Abteilung  nunmehr  erschienen  ist.  Der  Verfasser 
beabsichtigt ,  wie   er  uns  in   der  Vorrede  mitteilt ,   eine  Darstellung  der  Lehre 


')  Tübinger  Zeitschrift  für   Staatswissenschaft.     .Jalirg.  1877,  I.  Heft,   S.  71  und  72. 
Finanzarchiv  I,  S.  173. 
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von  den  ötfentlichen  Einkünften  herauszugeben,  deren  erster  Teil,  die  Lehre 
von  den  Steuern,  vorliegt.  Die  äussere  Veranlassung  bilden  öffentliche  Vorträge, 
die  Denis  im  Winter  1886/87  über  diesen  Gegenstand  gehalten  hat.  Neben 
allgemeinen,  in  das  Studium  der  Finanzvidssenschaft  einführenden  Abschnitten 
haben  wir  eine  allgemeine  Steuerlehre  vor  uns,  und  von  der  speziellen  jene 
Abteilung,  welche  die  sogenannte  direkte  Besteuerung  behandelt.  Die  Fort- 
setzung des  begonnenen  Werkes  soll  den  Schlussartikel  über  die  allgemeine 
Einkommensteuer,  die  Kapitel  der  Erbschafts-,  Vermögens-,  Verkehrs-  und  indi- 
rekten Verbrauchssteuern,  sowie  die  Lehre  von  den  Gebühren  und  dem  sogenannten 
privatwirtschaftlichen  Erwerb  enthalten.  Beachtenswert  ist  es,  dass  die  Syste- 
matik des  Verfassers,  im  Gegensatz  zu  der  bei  uns  üblichen,  mit  der  Darstel- 
lung des  Steuerwesens  beginnt.  Darin  treten  auch  in  formeller  Beziehung  die 
gesellschaftswissenschaftlichen  Gesichtspunkte  hervor,  während  die  systematische 
Gliederung  unserer  deutschen  Lehrgebäude  den  geschichtlichen  Ursprung  der 
Finanztheorie  in  Deutschland  durch  die  Kameralisten  andeutet  und  demgemäss 
zunächst  die  Domänen  und  Gebühren,  und  erst  dann  die  Steuern  abgehandelt 
werden,  je  nach  der  geschichtlichen  Entstehung  und  Entwickelung  dieser  Ein- 
nahmequellen. 

Nicht  eine  Summe  praktischer  Regeln,  nicht  eine  Kunstfertigkeit  oder 
geschäftsmässige  Routine  ist  Denis  die  Finanzwissenschaft,  sondern  eine  wirk- 
liche wissenschaftliche  Disziplin.  Sie  bildet  vielmehr  einen  integrierenden  Be- 
standteil der  politischen  Oekonomie  einer-,  und  anderseits  ein  untrennbares 
Element  der  Sozialwissenschaften  überhaupt.  Sie  verhält  sich  zur  Staatslehre 
oder  Politik,  wie  die  politische  Oekonomie  zur  Soziologie.  Sie  behandelt  die 
Befriedigung  der  gemeinwirtschaftlichen  Bedürfnisse,  wie  sie  im  Staatsleben  in 
Erscheinung  treten,  gleichwie  die  politische  Oekonomie  diejenigen  des  sozialen 
Körpers  darstellt.  Darum  erscheint  kein  Teil  der  Finanzwissenschaft  selbständig, 
sondern  nur  zu  begreifen  unter  dem  Gesamteindruck  des  gesellschaftlichen  Auf- 
baues und  unter  ihren  Funktionen  in  der  sozialen  Organisation.  Die  öffent- 
lichen Einnahmen  sind  ein  Teil  des  Volkseinkommens,  das  ökonomische  Lebens- 
getriebe des  Staates  nur  ein  Ausschnitt  aus  dem  wirtschaftlichen  Leben  der  Nation, 
und  die  Arten  der  Erwerbung  dieser  Einkünfte  unlöslich  von  den  wirtschaft- 
lichen Lebensbedingungen  der  Gesellschaft.  Die  Quellen  sind  lediglich  die  Formen 
der  nationalen  Vermögens-  und  Einkommensverteilung,  welche  nach  Umfang 
und  Regelmässigkeit  das  Gemeinschaftsleben  gewährleisten.  Die  grundlegende 
Einteilung  der  Steuern,  ihre  Zusammenfassung  und  Gliederung  zu  einem  System 
ergibt  sich  von  selbst  durch  die  Einteilung  der  wirtschaftlichen  Funktionen. 
Kraft  dieses  wechselseitigen  Abhängigkeitsverhältnisses,  welches  für  alle  sozialen 
Erscheinungen  das  gemeinsame  Band  bildet,  handelt  es  sich  soziologisch  bei 
der  Finanzwissenschaft  um  die  Entwickelung  der  menschlichen  Gesellschaft,  da 
alle  Veränderungen  sozialer  Thatsachen  auf  dem  Gebiete  der  Staatsthätigkeiten 
und  Staatsleistungen  ihre  Rückwirkung  ausüben.  Li  dieser  Hinsicht  aber  haben 
wir  es  mit  Mitteln  der  kollektivistischen  Bedürfnisbefriedigung  zu  thun,  welche 
durch  den  gesellschaftlichen  Werdeprozess  der  Vermögens-  und  Einkommens- 
gliederung ihr  Gepräge  erhalten.  Die  Wissenschaft  muss  daher  das  Finanz- 
wesen als  ein  organisches  Ganzes  verstehen  und  die  Wechselwirkung  zwischen 
der  Entfaltung  desselben  und  dem  sozialen  Körper  klarzulegen  suchen. 

Wenn  nun  Denis  hinsichtlich  seiner  soziologischen  Anschauungen  mehr 
oder  weniger  auf  dem  Boden  der  französischen  und  englischen  Philosophen  der 
Kulturgeschichte  steht,  so  ist  bei  der  methodologischen  Bearbeitung  der  Finanz- 
probleme sein  geistiger  Zusammenhang  mit  der  deutschen  ethisch-historischen 
und  sozialpolitischen  Schule  nicht  zu  leugnen.  Seine  Methode  ist  die  induk- 
tive, eine  historisch-statistische,  wie  er  sie  selbst  benennt.  Aus  den  geschicht- 
lichen ,  litterarischen  und  legislativen  Thatsachen ,  welch  letztere  namentlich 
im  Anschluss  an  die  (französisch-)belgische  Gesetzgebung  mit  Streiflichtern  auf 
England,  Deutschland  und  Italien  entwickelt  werden,  greift  er  das  wesentliche 
und  moqjhologische  Element  heraus,  und  sucht  aus  dem  Individuellen  und  Ver- 
schiedenartigen  das   Typische   und  Gesetzmässige  durch  eine  kritische  Prüfung 
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im  Wechsel  der  Einzelerscheinungen  abzuleiten,  um  die  Ziele  zu  erforschen, 
auf  welche  die  erkannten  oder  vermuteten  Entwickelungen  gerichtet  sind.  Da- 
bei wird  das  Ergebnis  der  Untersuchungen  nicht  unter  dem  Gesichtswinkel  der 
Organisation  des  Finanzwesens  weiter  verfolgt,  sondern  der  Autor  ordnet  seinen 
Grundgedanken  stets  einem  soziologischen  Gestaltungsprinzip e  unter  und  beob- 
achtet die  Wirkung  eines  Instituts  auf  den  gesellschaftlichen  Organismus. 
Deshalb  gelangt  das  finanz-  und  steuertechnische  Element,  ebenso  wie  die 
finanzpolitische  und  organisatorische  Ausführung  nur  nebenbei  zur  Erörterung, 
und  deswegen  fehlt  auch  im  ganzen  eine  erschöpfende  Durcharbeitung  der 
einzelnen  Prinzipienfragen  und  ihre  verwaltungsrechtliche  und  -technische  Mo- 
tivierung. 

Bemerkenswert  ist  endlich  auch  die  Form  seiner  Beweisführung,  indem 
er  durch  25  dem  Werke  als  Atlas  beigegebenen  graphischen  Darstel- 
lungen (Diagramme)  die  angeführten  Thatsachen  erläutert.  Dies  Verfahren 
ist  wohl  hervorgegangen  aus  dem  Bedürfnis  des  Vortragenden,  die  schwierig 
zu  überblickenden  statistischen  Daten  den  Hörern  zur  Kenntnis  zu  bringen, 
was  durch  Diagramme  leichter  als  durch  ausgesprochene  Zahlen  zu  bewerk- 
stelligen ist.  Die  Veranschaulichung  der  Erfahi'ungssätze  durch  Bilder  erspart 
aber  auch  dem  Schriftsteller  zuweilen  langatmige,  schwierige  und  nie  völlig 
klar  zu  gebende  Auseinandersetzungen,  indem  sie  die  Massenerscheinungen  in 
ihrer  Kontinuität  und  in  ihren  Wechselbeziehungen  deutlich  zeigt. 

Auf  den  im  obigen  kurz  skizzierten  soziologischen  Grundlagen  sucht 
nun  der  Verfasser  die  fundamentalen  Probleme  der  finanzwissenschaftlichen 
Statik  und  Dynamik  aus  den  entwickelungsgeschichtlichen  Thatsachen  dar- 
zustellen, indem  er  dieselben  zu  einer  gesellschaftswissenschaftlichen  Basis  in 
ein  bestimmtes  Verhältnis  setzt.  Auf  diese  Weise  gelangt  Denis  zu  den  mor- 
phologischen Gesetzen  der  Finanzwissenschaft,  welche  zwar  nicht  die  Regel- 
mässigkeit und  Strenge  der  Naturgesetze  besitzen,  sondern  wesentlich  die  Ten- 
denz zur  Entwickelung  in  einer  bestimmten  Richtung  kennzeichnen.  Solche 
empirische  oder  Erfahrungssätze  werden  drei  aufgestellt.  Das  erste  ist  die 
Tendenz  des  wachsenden  Staatsbedarfs.  Dieses  ist  zunächst  ganz  all- 
gemein in  der  höheren  Kulturentwickelung  begründet.  Daneben  aber  werden 
als  spezielle  Ursachen  die  Preissteigerung  der  Sachgüter  und  Dienstleistungen, 
die  dauernde  Belastung  der  Budgets  durch  die  stehenden  Heere,  die  fortwäh- 
rende Ausdehnung  der  Staatsthätigkeiten  und  endlich  die  Zunahme  der  Staats- 
schuldenlast namhaft  gemacht.  Seinen  soziologischen  Ausdruck  findet  das 
Gesetz  in  der  Wechselbeziehung  zwischen  den  gesteigerten  Anforderungen  des 
sozialen  Körpers  und  den  ökonomischen  Mitteln  zur  Deckung.  Das  zweite 
Gesetz  bildet  die  Unterordnung  des  Steuerertrags  unter  die  so zi  ale  Ver- 
mögensbewegung. Der  Eingang  der  Steuern  unterliegt,  da  diese  das  Ver- 
mögen und  Einkommen  in  den  verschiedenen  Stadien  des  wirtschaftlichen  Pro- 
zesses zu  erfassen  suchen ,  den  steigenden  und  fallenden  Tendenzen  des 
ökonomischen  Getriebes  einer  Nation.  Die  Phasen  des  zunehmenden  Wohlstandes 
sind  gekennzeichnet  durch  die  Belebung  des  Unternehmungsgeistes,  durch  Preis- 
steigerung, durch  entwickelte  Produktion  und  Geschäftsthätigkeit ,  während  in 
Zeiten  des  Rückschlages  die  entgegengesetzten  Erscheinungen  zu  Tage  treten. 
Soziologisch  geht  für  die  Besteuerung  hervor,  dass  der  Eindruck  der  sozialen 
Vermögensbewegung  in  seinen  Fluktuationen  mehr  oder  weniger  das  Finanz- 
wesen beherrscht,  wie  das  Nervensystem  die  Handlungen  des  Körpers  beeinflusst. 
Das  dritte  und  letzte  dieser  dynamo-statischen  Gesetze  ist  die  Unterordnung 
des  Budgets  in  seinem  Wachstume  unter  die  Erträge  der  Gebühren  und  Trans- 
portanstalten oder  das  Gesetz  der  relativen  Steigerung  der  Besteue- 
rung. Denis  beobachtet  dabei  einerseits,  dass  die  Zunahme  der  Besteuerung 
sich  richtet  nach  dem  Umstände,  ob  und  inwieweit  neben  den  Steuern  noch 
andere  Einnahmequellen  dem  Staate  Mittel  zur  Deckung  zuführen,  und  ander- 
seits handelt  es  sich  um  die  Beurteilung  der  Steuerlast,  deren  Steigerung  nur 
relativ,  je  nach  der  Konkurrenz  anderer  Einkünfte,  die  Haushaltungsbudgets 
der  staatsbürgerlichen  Einzelwirtschaften  höher  belastet.     Das  Grundverhältnis 
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zwischen  den  finanziellen  Mitteln  des  Staates  und  der  Belastung  der  Privat- 
wirtschaften unter  den  angegebenen  Voraussetzungen  stellt  das  gesellschafts- 
wissenschaftliche Resultat  der  betreffenden' Beobachtungen  dar. 

Die  dargelegten  dynamo-statischen  Gesetze  sollen  einen  Beweis  der  all- 
gemeinen Behandlung  von  Finanzproblemen  liefern ,  wie  Denis  zu  Werke  geht. 
Nicht  das,  was  der  Verfasser  seinen  Lesern  vorträgt,  erweckt  unser  Interesse, 
sondern  vielmehr  die  Eigenart  der  Form,  in  welcher  es  geschieht.  Ueberall 
dringt  das  Streben  Denis'  durch ,  den  finanzwissenschaftlichen  Inhalt  in  eine 
soziologische  Formel  zu  bringen.  Es  würde  überflüssig  sein,  das  konstruktive 
Material  weiter  auseinanderzusetzen,  da  er  uns  nur  längst  in  der  deutschen 
Wissenschaft  Bekanntes  darbietet.  Nur  auf  zwei  Punkte  möchte  Referent  die 
Leser  aufmerksam  machen.  Während  selbst  der  geniale  und  vorurteilsfreie 
Leroy-Beaulieu  die  Frage:  Proportionalität  oder  Progression?  zu  Gunsten  der 
ersteren  entscheidet  und  die  letztere  mit  den  bekannten  Argumenten  verwirft, 
und  Parieu  diese  mehr  für  die  germanische  als  die  romanische  Rasse  passend  hält, 
fällt  das  Urteil  unseres  Autors  für  das  zweite  Steuerprinzip  günstig  aus,  indem 
er  Proportionalität  und  Progression  als  historische  Begriffe  bezeichnet  und 
letzterem  in  massvoller  Beschränkung  eine  Zukunft  prophezeit.  Auch  in  dieser 
Hinsicht  steht  der  belgische  Verfasser  im  Lager  der  deutschen  Wissenschaft. 
Der  zweite  Punkt  betrifft  die  Frage  der  allgemeinen  Einkommensteuer,  von  deren 
Einrichtung  neben  einem  System  von  fünf  Ertragssteuerglieder  er  die  grössten 
Erwartungen  hegt.  Er  nennt  l'impot  general  sur  le  revenu :  le  grand  redresseur 
de  torts,  l'artisan  de  la  justice  vers  lequel  se  tournent  les  esprits  genereux  et 
les  classes  sociales  qui  souffrent  d'une  repai-tition  inegale  des  charges  publiques. 
C'est  aussi  le  geant  que  les  gouvernements  s'associent  dans  leurs  plus  grandes 
entreprises.  Denis  unterscheidet  sich  hierdurch  vorteilhaft  von  den  beiden  ge- 
nannten Koryphäen  französischer  Wissenschaft,  die  bei  aller  objektiven  Würdi- 
gung der  Einkommensteuer  im  letzten  Grunde  für  ihr  eigenes  Vaterland  zur 
Ablehnung  derselben  gelangen. 

Diesen  Lichtseiten  des  Buches  stehen  aber  auch  Schwächen  gegenüber. 
Die  Beweisführung  aus  den  historischen  Thatsachen  der  französischen  Gesetz- 
gebung, die  alsdann  in  der  belgischen  ausklingt,  und  die  nur  gelegentliche 
Hereinziehung  anderweiter  Staaten  liefern  ein  unzureichendes  Material  zur 
'  Beurteilung  der  betreffenden  Probleme ,  selbst  dann ,  wenn  dasselbe  durch 
litterargeschichtliche  Ergänzung  eine  Stütze  erhält.  Auch  gegen  die  Systematik 
wären  mancherlei  Bedenken  zu  erheben.  Indes  im  grossen  und  ganzen  ver- 
mögen diese  Schatten  das  Verdienst  der  vorliegenden  Arbeit  nicht  zu  schmälern. 
Sie  ist  insonderheit  für  die  deutsche  Fachwissenschaft  ein  erfreuliches  Zeichen, 
wie  allmählich  die  Erfolge  der  ethisch-sozialpolitischen  Forschung  auch  in  der 
französischen  Litteratur  Wurzel  zu  fassen  beginnen  und  den  Kampf  mit  der 
liberal-individualistischen  Schule  siegreich  bestehen. 

Für  ein  deutsches  Leserpublikum  hat  aber  Denis'  Werk  noch  eine  weitere 
Bedeutung  als  ein  Beitrag  zur  Psychologie  der  Finanzwissenschaft.  Solange 
ein  einseitiger  Doktrinarismus  das  Lehrgebäude  der  politischen  Oekonomie 
lediglich  auf  Deduktionen  aus  allgemeinen  Begriffen  aufführt,  ohne  auf  den 
konkreten  Gestaltungsprozess  Rücksicht  zu  nehmen,  bleibt  die  Finanztheorie 
auf  einen  bescheidenen  Raum  angewiesen  und  lediglich  ein  Anhängsel  an  theo- 
retische Lehren ,  z.  B.  an  die  Konsumtion ,  wie  bei  J.  B.  Say.  Erst  mit  der 
staatswissenschaftlichen  und  namentlich  mit  der  geschichtlichen  Vertiefung  der 
Finanzprobleme  vermag  sich  die  Finanzwissenschaft  zu  verselbständigen.  Denn 
es  ist  undenkbar,  zu  theoretisch  und  praktisch  befriedigenden  Resultaten  zu 
kommen,  ohne  den  Werdegang  der  konkreten  Finanzinstitute  eingehend  zu 
studieren.  Ist  dies  nicht  der  Fall  und  empfindet  die  Finanzlehre  die  Unzuläng- 
lichkeit einer  aprioristisch-mechanischen  Begründung,  so  sinkt  sie  zur  Geschäfts- 
routine herab  und  hört  auf  eine  Wissenschaft  zu  sein. 

München.  Dr.  Max  von  Heckel. 
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III,  388 ;  in  Dänemark  III,  629 ;  in  Baden  III, 
763  f.;  in  Anhalt  IV,  961;  in  Oester- 
reich IV,  514 ;  VI,  546  f. ;  Ertrag  in  Preussen 
1878  bis  1887  IV.  316. 
Gebühren,  österr.  Entw.  einer  Gesetznov.  v. 
1884  I,   147  f.  :  II,  1180  f. 

—  Sicherung   und   Gescliäftsgang    beim   Ge- 

bühreneingang in  Oesterreich  I,  524 ;  siehe 
auch  Stempel. 

—  in  Russland  II,  177;  III,  65i;  in  Dänemark 

III,  63  t;  in  Preussen  IV,  316. 
Gefängnisse,  Ausgaben  für  —  in   den  europ. 

Grossstaaten  1882  II,  851. 
(iehaltlisten   behufs  Veranlagung   der  pers. 

Steuern  II,  30. 
Gehaltsstener.  Theoretisches  III,  ,544. 

—  früher  anhaltische  IV,  961. 
Geldverwaltung,  staatliche  I.  558  f. 
Gemeindefinanzcn,  siehe  Kommunalfinanzeu. 
Genossenschaften,  iln'e  Besteuerung  in  den 

deutschen  Staaten  und  in  Oesterreich  III, 
674  f. ;  III,  588,  803 ;  Besteuerung  der  Mol- 
kereigenoss.  in  Oesterr.  V,  674  f. 

Geschäftssteuer,  siehe  Börsensteuer. 

Geschichte,  zur  —  der  deutschen  Finanz- 
Wissenschaft  im  17.  .lahrli.  I,  1. 

—  der  Hausierstpuern   im   Deutschen   Reiche 

II.  92  f. 
I  24 
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Geschichte  der  badischen  Steuera  III,  763; 
der  anhaltische  11  Steuern  IV,  961  f.;  der 
niederländ.  Steuern  II,  379;  III,  3S8;  der 
obersten  Finanzkontrolle  im  K.  Sachsen  II, 
589;  des  ijreuss.  Haushalts  1878—87  IV, 
293  f. ;  des  italienischen  Haushalts  III,  118; 
des  dänischen  Haushalts  III,  607 ;  der  Fin. 
OesteiTeichs  im  spanischen  Erbfolgekrieg 
IV,  912. 

Oestütsvrrwalliiiijs;,  Ausgaben  für  —  in 
Eiissland  1871—83  III,  652. 

Geti-änkcabgaben  in  den  europ.  Grossstaaten 
1882  II,  884 ;  Ertrag  in  Russland  1874—83 
III,  G.ii.  Siehe  auch  die  einzelnen  Getränke- 
steuern. 

Getreidezoll  I,  469. 

Gewerbe ,  Einnahmen  aus  —  in  Russland 
1874-83  III,  Göi ;  in  Preussen  1878—87  IV, 
315. 

Gewerhrpolizei  und  Hausiersteuer  in  Deutsch- 
land II,  97,  11«. 

Gewerbesteuer.  Theoretisches  III,  53.5. 

—  Zur  Geschichte  der  Hausiersteueni  im 
Deutschen  Reiche  II,  92  f. 

—  württembergische  I,  390;  V,  320  f. 

—  badische  III,   763  f.    Gesetz  vom  20.  Juni 

1881  III,  849. 

—  Ertrag  in  Bayern  1808-86  III,  672. 

—  hessische  II,  239,  245,  283,  330,  434. 

—  braunschweigische  V,  729. 

—  frühere  in  Anlialt  IV,  961  f. 

—  in  den  Niederlanden  I,  381 ;  III,  388. 

—  und  Handelssteuer  in  Russland  II,  161,222; 

VI,  333;  Ertrag  1874—83  III,  654. 

—  Erti'ag  in  den  europ.  Grossstaaten  1882  II, 

847. 

—  Ertrag  in  Preussen  1878—87  IV,  316. 
Gewerbe  im  l'inherzieheii ,  Besteuerung  in 

den  deutschen  Staaten  II,  92  f. 

—  in  S. -Meiningen,   Ges.  vom  25.  Juni   1885 

HI,  210. 
Glüclis verträte,  Gebühren  von  —  in  Oester- 

reich  I,  515;  vgl.  auch  Lotterien. 
Grossslädte,    der   Haushalt   europäischer   — 

I,  254  f. 
Gnindeigeiitumsvcrliältnisse   in  Oldenburg 

I,  670. 
Grundgelalle,    Einnahmen    in   Bayern    III, 

672. 
Grundsteuer,  Wesen  der  —  III,  517. 

—  in  Preussen  im  18.  Jahrh.  V,  llio. 

—  in  Oldenburg  I,  639. 

—  Ertrag  in  Bayern  III,  672. 

—  in  Württemberg  I,  389 ;  V,  320  f. ;  in  Baden 

III,  763  f. 

—  in  Hessen  II,  237,  283,  358. 

—  in  Anhalt  IV,  973  f. ;   in  Braunschweig  V, 

724. 

—  Katastergesetz  in  Elsass-Lothringen  vom 

31.  März  1884  III,  203  f. 

—  in  Oesterreich  VI,  .540  f. 

—  in  Italien  II,  747  f. ;  III,  129 ;  Ges.  v.  1.  März 

86  V,  362. 

—  in  den  Niederlanden  I,  380;  III,  388. 

—  in  Dänemark  III,  629. 

—  Reform  v.  J.  1884  in  Russland  II,  217;  VI, 

331;  Ertrag  der  Grund-  u.  Personalsteuem 
1874—83  in,  654 ;  Ablösung  der  Doraänen- 
gnuidpacht  IV,  1144. 

—  in  Japan  VI,  459. 

—  Ertrag  in  den  europ.  Grossstaaten  1882  II, 

847;  in  Pi-eussen  1878-87  IV,  316. 

—  üeberweisung     der     halben     Grundsteuer 

an  die   Schulgemeinden    in    Sachsen  IV, 

1123. 
Güterlotterle  in  Preussen  II,  716  f. 
Handelsreisende,   Besteuening  derselben  in 

deutschen  Staaten  II,  115. 


Hauslialt  der  sieben  europ.  Grossstaaten  1882 

II,  847  f.    Siehe  Staatshaushalt. 
Haushaltungslisten  behufs  Veranlagung  der 

pers.  Steuern  II,  25. 

Hauslisten  liehufs  Veranlagung  der  pers. 
Steuern  II,  21. 

Hausiersteuern,  zur  Geschichte  derselben  im 
Deutschen  Reiche  II,  92  f. ;  in  S. -Meiningen, 
Ges.  V.  2.>.  Juni  1885  III,  240. 

Haussteuer,  siehe  Gebäudesteuer. 

Hundesteuer.  Ertrag  in  Bayern  III,  672. 

Huene  lex,  s.  Ueberweisungsgesetz. 

Heeresausgabeu  in  den  europ.  Grossstaaten 
1882  II,  849. 

Iinmobiliarverkehrssteuer  in  OesteiTeich 
I,  478;  Veränderungssteuer  in  Braun- 
schweig  V,  731. 

Indirelite  Steuern,  siehe  Steuern. 

Inneres,  Ausgaben  für  Minist,  des  Inneni  in 
den  europ.  Grossstaaten  II,  850 ;  in  Däne- 
mark III,  612;  in  Russland  1874—83  HI, 
652;  in  Italien  III,  160;  in  Preussen  1878 
bis  1887  IV,  317. 

Inventarisation ,  amtliche ,  beim  Todesfalle 
in  Schweizer  Kantonen  I,  65. 

.lustizausgabeii  in  den  europäischen  Gross- 
staaten 1882  II,  850;  in  Dänemark  III,  643 ; 
in  Russland  1874-^83  HI,  652;   in  Italien 

III,  158;  in  Preussen  1878—87  IV,  317. 

Kameraiistisches  Studium  in  Baden  IV,  1  f. 

Kapitalrentensteuer,  Listen  behufs  Veran- 
lagung der  pers.  Steuern  II,  37. 

—  Theoretisches  III,    547;   hessische  U,  341, 

497;  württeinbergische  I,  390;  V,  320  f.; 
badische  HI ,  767  f.  Gesetz  vom  29.  Juni 
1874,20.  Juni  1884  III,  865;  früher  auhal- 
tische  IV,  961 ;  russische  III,  264 ;  IV,  1156  f. 
Ertrag  in  Bayern  1868—86  III,  672. 

Kassenverwaltuns.  staatliche  I,  558. 

Katasterwesen,  italienisches  II,  764. 

—  elsass-lothringisches  III,  203  f. 
Kaufschillinssreste,  Renten  u.  dgl.,  Gebühr 

von   der  Eintragung   in   die   öftentlichen 
Bücher  in  OesteiTeich  I,  523. 
Kircheniiiiter,   Einziehung  ders.   in  Italien 

III,  118. 

Kirchenverrassung  und  —lasten  in  Olden- 
burg I,  653,  658,  663. 

Klassensteuer,  siehe  Einkommensteuer. 

Kolonien  von  Dänemark  III,  628. 

Kommunalflnanzen,  Beschaft'enheit  des  stat. 
Materials  in  den  deutschen  Staaten  I,  622. 

—  Geschichte  der  Komniunalfinanzstatistik  in 

Preussen  I,  7.52. 

—  Staatliche   Besteuerung   der    kommunalen 

Verbände  in  Deutschland  V,  1003. 

—  Finanzlage  der  Städte  und  Landgemeinden 

in  Preussen  I,  718  f. 

—  Pi'euss.  Koninmnalsteuernotgesetz  v.  27.  Juli 

1885  III,  168  f. 

—  Heranz.   der  Militärpers.   z.   d.  Gemeinde- 

abgaben in  Preussen  III,  895. 

—  Kommunalsteuerbelastung  in  Oldenburg  I, 

622  f.,  681,  701;  in  Bayern  I,  691 ;  II,  874 ;  IV, 
311 ;  in  Sachsen-Meiningen  I,  6U5 ;  in  Würt- 
temberg I,  635 ;  in  Baden  I,  696 ;  in  Preussen 
1,697,  761;  in  Els.-Lothr.  II,  869. 

—  Steigening  der  Gemeindeabgaben  seit  1849 

in  Preussen  I,  764. 

—  Gemeindesteuergesetzgebung  in  Anhalt  IV, 

1030;  im  Grossh.  Hessen  IV,  1071;  Oert- 
liche  Verbrauclisabgaben  in  Württemberg 

IV,  1112. 

—  Gemeindesteuern  in  der  Schweiz ,   speciell 

in  Zürich  I,  60,  84. 

—  Doppelbesteuerung  in  der  Schweiz  I,  90. 

—  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  für 

die  Gemeindehaushaltungen  I,  94. 


834 


Registei". 


371 


KoinmunaiHiianzen.  Ausgalien  für  Verzin- 
sung der  Genieindeschulden  in  Preussen 
I,  7(50. 

—  Statistik  der  verzinslichen  Kommunal-  und 

Provinzialschulden  in  Italien  1880  I,  244  f. 

—  Kommunal-  und   Provinzialeinnahmen  und 

-Ausgaben  pro  1875  und   1883  in    Italien 

III,  162. 

—  Komm.  Finanzreform  in  Baltimore  III,  591  f. 

—  Aerhältnis    der    Kommunen    zur    Gasver- 

sorgung III,  96Ü. 

—  Gemeindefinanzen  Elsass-Lotliiingens  II, 

868  f. 

—  Gemeinde-  und   Provinzialsteuern    in    den 

Niederlanden  III,  388. 

—  der     Häushalt     europäischer    Grossstädte 

I,  254  f. 

—  Gemeindeumlagenfuss  IV,  511. 
Kommunal  verbünde,  preuss.  Ges.  v.  14.  Mai 

1885,  betr.  Ueberweisung  von  Beträgen, 
welche  aus  landw.  Zöllen  eingehen,  an 
die  —  II,  1104  f.  Ausführungsverordnung 
hierzu  und  erstmalige  Verteilung  III,  906 ; 

IV,  441;  zweite  Verteilung  IV,  1113. 
KommiinikationsweKe,  Ausgaben   in  Russ- 
land hierfür  III,  652. 

kfliisunivereine ,      ihre      Besteuerung      in 
Deutschland  und  in  OesteiTeich  III,  674  f. 
Kontrolle,   deutsche  und  englische  Finanz- 
.  Kontrolle  I,  159  f. 

—  Geschichte  der  Finanzkontrolle  im  Königr. 

Sachsen  II,  589  f. 
Kopfsteuer  in  Russland  III,  261. 
Körperschaften,  ihre  staatl.  Besteuerung  in 

Deutschland  V,  999. 
Krankenanstalten,    tinanz.  Träger  der  Last 

in  Dänemark  III,  612. 
ikreilitvereine,  ihre  Besteuerung  in  Deutsch- 
land und  OesteiTeich  III,  674  f. 
Kultusausgabcn  in   den  europ.  Gi'ossstaaten 

1882  II,   851;   in  Dänemark  III,   647;   in 

Preussen  1878-87  IV,  317. 
Leibhausanstalt  in  Braunschweig  V,  737. 
Legislat.  Körper.schaflen,  Ausgaben  für  —  in 

den  enropäischen  Grossstaaten  II,  849. 
Lojgismographie  in  Italien  III,  455  f. 
Lohnsteuer,  Theoretisches  III,  54  t. 
Lokalbahnwesen  in  OesteiTeich  III,  965. 
Lombard^eschäfte,  Besteuerung  ders.  II,  54  f. 
Lotterie  in  Sachsen  I,  553;   in  Braunschweig 

I,  554,   V,  739;    in  Mecklenburg-Schwerin 

I,  555;  in  Hamburg  I,  5.55. 

—  Aeltere  Zahlenlotterie  in  Preussen  III,  415. 

—  die  preussische   —    vor    dem  Forum  der 

Landesvertretung  I,  530  f. 

—  Lotterieerträgnisse    in   den  europ.   Gross- 

staaten 1882  II,  818;  in  Preussen  1878-87 
IV,  315. 

—  Lotterieetat  in   der  preussischen  Kaminer 

1885  II,  1066  f. ;  1886  III,  910. 

—  preuss.  Gesetz  betr.  Bestrafung  des  Spiels 

in  auswärtigen  Lotterien  II,  1083. 

—  Statistik    der  Privatlotterien  in  Preussen 

1880—84  III,  915. 

—  Lottoregal  in  Italien  I,  170;  III,  138. 

—  in  Dänemark  III,  628 ;  in  Oesten-eich  III,  965  ; 

in  d.  Xiederl.  Ges.  v.  23.  Juli  1885  V,  384. 
]VlahIsteuer  in  Italien  I,  436;  III  134;   in  den 

Niederlanden  I,  385. 
Malzaufschlaf;,  siehe  Bierbesteuening. 
IHarineausgaben  in  den  europ.  Grossstaaten 

1882   II,   849;    in  Dänemark   III,    642;    in 

Russland  1874—83  III,  652. 
Mass,  Gewicht,  (iefänf^nisse  etc.  Einnahmen 

aus  —  in  d.  europ.  Grossstaaten  1882 II,  818. 
Matrlkularbeiträceund  l  eher  Weisungen  im 

Deutschen  Reich  11 ,  861  f. ;   in  Preussen 

1878—87  IV,  295. 


Melassebesteuerun^,    s.  Zuckerbcsteuerung. 

Meldeangabe  bezw.  Meldung  bei  Veranlagung 
der  persönl.  Steuern  II,  1  f.;  III,  86  f.; 
IV,  553. 

Mietssteuer  in  den  Niederlanden  I,  382. 

Militärausgaben  in  den  europäischen  Gross- 
staaten 1882  II,  849  ;  in  Dänemark  III,  642 ; 
in  Russland  1874—83  III,  652;  in  Bayern 
seit  1819  III,  673;  in  Italien  seit  1861 
in,  157. 

nilitärpersouen,  Besteuerung  nach  d.  deut- 
schen Staatssteuergesetzen  V,  960;  Her- 
anz.  der  —  z.  d.  Gemeindeabg.  Reichs- 
ges.  V.  28.  März  1886  und  preuss.  Ges.  v. 
29.  Juni  1886  n.  andere  deutsch.  Ges.  III, 
895;  V,  290  f. 

Militärpflichtersatz  in  der  Schweiz  I,  114; 
IV,  109. 

Mobiliarsteuer  in  den  Niederlanden  I,  382; 
III,  388. 

.Molkereigenossenschaften,  Besteuerung  in 
Oesterreich  V,  674  f 

Münze,  Einnahme  in  Russl.  ls74— 83  III,  654  ; 
in  Preussen  1878—87  IV,  315. 

Naturalleistungen  bei  den  Komnmnalver- 
bänden  Oldenbui-gs  I,  685. 

\obilitirung,  Gebühren  in  OesteiTeich  I,  522. 

Oberrechnungskammcr,  hess.  Gesetz  vom 
14.  Juni  1879  VI,  323. 

Octrois  in  Italien  I,  469;  III,  135;  in  Frank- 
reich IV,  307. 

—  in  Elsass-Lothringen  II,  872;  IV,  309;   in 

Bayern,  Baden,  Hessen  IV,  310;  in  Würt- 
temberg IV,  1212. 

Oeff.  Arbeiten,  Ausgaben  für  —  in  den  europ. 
Grossstaaten  1882  II,  8,50;  in  Italien 
III,  160;  in  Preussen  1878—87  IV,  307. 

Oefl".  Mienst,  Statistik  und  Gescliichte  des- 
selben in  Württemberg  VI,  465  f. 

Papiergeld,  italienisches  111,  141;  in  Oester- 
reich III,  964. 

Passgebühren  in  Russland  1874—83  III,  6.i4; 
Passsystem  u.  Besteuerung  d.  unt.  Stände 
in  Russland  V,  399  f. 

Patentsleuer  in  Russland  II,  161,  222. 

Pensionäre,  Besteuerung  n.  d.  deutschen 
Staatssteuerges.  V,  970. 

Pensionen,  Ausgaben  für  —  in  den  europ. 
Grossstaaten  1882  II,  849. 

—  Reform  in  Italien  II,  545. 

—  Pensionsgesetz ,  ungar. ,  für  Staatsbeamte 

vom  13.  Mai  1885  II,  loio  f. 
Pcrsonalsteuer,  Theoretisches  III,  550;  hes- 
sische 11,  241;  braunschweigische  V,  727. 

—  in  den  Niederlanden  I,  382. 
Personenporto  111,  378. 
Petroleumnionopol  in  Griechenland  111,  287. 

—  Accise  in  Russland,    Ges.  v.  21.  Dezember 

1887,  VI,  34:1. 
Pferdesteuer    in    den    Niederlanden    I,    382 ; 

HI,  388. 
Polizei  in  Dänemark  III,  609. 
Post,  finanz.  Verwaltung  in  der  Schweiz  I,  124. 

—  linanzielles  Ergebnis  in   den  Ländern  der 

Postunion  1883  II,  860  f. 

—  Posterträgnisse  in  den  europ.  Grossstaaten 

1882  II,   «48. 

—  in  Dänemark  III.  628 ;  in  Russland  1874—83 

III,  654;  in  Bayern  II],  672. 

Produktfvgenossenschaften  ,  ilire  Besteue- 
rung in  Deutschland  und  Oesterreich 
UI,  674  f. 

Provinzialiinanzen,   s.    Konnnunallinanzen. 

Prüfungsaufgaben  für  den  höhereu  Finanz- 
dienst in  Bayern  I,  423. 

Auartsteuer  in  Anhalt  IV,  966  f. 

ftuinen-  und  ti'üterlotterie  in  Preussen  II, 
716  f. 
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ttiiittun^s^tlcmpei  in  Oesteireicli  I.  iif-d. 
Kangsteiior  in  Dänemark  III,  632. 
RechniinsshoC,  Ausgabe  für  —  in  den  europ. 

G-rossstaaten   18S2   II,    850;   in  Eusslancl 

187i— 83  III,  652. 

—  Ital.  ßechnungshofgesetz  IV,  163  f. 
Kcchaiiiigs-  und  Kontrollbehörtlrn  I,  571*. 
Kechnunss\ve.seii,    deutsches  und  englisches 

I,  1.^9  f. 

—  Entwicklung  im  Königr.  Sachsen  II,  ö8!i  f. 

—  ital.  Gesetz  über  die  Verwaltung  und  das 

üeneralrechnungswesen   des  Staates  von 

1884  I,  «80. 

Reclitsprechiiiig, siehe  Finanzrechtsprechung. 

Reichsgericht ,  Entscheidungen  in  Finanz« 
fragen  III,  295,  921. 

Reichsbaiik,  d.  deutsche,  im  Dienste  der 
Finanzverw.  des  Reichs  und  der  Bundes- 
staaten III,  108  f. 

Reclit8|iHege  in  Dänemark  III,  609. 

Rolistofreoiin.ssenschaften,  ihre  Besteuenxng 
III,  674  f. 

8alzge('älle  in   den  europ.  Grossstaaten  1882 

II,  818. 

—  Monopol  in  Italien  I,  468;  III,  138. 

—  Steuer  in  d.  Niederlanden  I,  385;  in  Russ- 

land 1871—83  III,  6.54. 
Säuerlinge,  Besteuerung  in  Italien  I,  459. 
Schankgefiille  in  Ungarn,   Gesetz  von  1888, 

VI,  367  f. 
8cliatziinssbeliörflen,  Organisation  in  Baden 

III,  766. 

Nrhiesspiilver,  Besteuerung  in  Italien  I,  459. 
SchiH'siibgahe  in  Dänemark  III,  636. 
Schlachtsieuer  in  d.  Niederlanden  I,  385. 
Schluss/.etiel,  Besteuerung  1,493;  siehe  auch 

Börsensteuer,  Stempel. 
Schulden vveseii.   Statistik   der  verzinslichen 

Kommunal-     und    Provinzialschulden    in 

Italien    1880    I,    241    f.;    Staatsschulden 

Italiens  III.  139. 

—  Ausgaben  für  öft'entliche  Schulden  in  den 

europ.  Grossstaaten  1882  II,  849. 

—  Schuldentilgung  in  den  europ.  Grossstaaten 

1882  II,  852;   V,  493. 

—  Bundessclmlden  in  den  Ver.  Staaten  Nord- 

amerikas II,  183. 

—  württembergische  Staatsschuld  II,  808  f. 

—  Tilgungsfrage  in  Württemberg  II,  833. 

—  Beseitigung  einer  schwebenden  Schuld  von 

30  Millionen  in  Preussen.  Ges.  vom  23.  Juni 
1886  III,  901. 

—  Höhe    der    preuss.   Staatsschuld    1872—87 

II,  1085;  IV,  319. 

—  Kurse  der  preuss.   Staatspapiere  II,  1086, 

1091. 

—  Konvertierung  preussischer  Staatsschulden 

1885  II,  1085  f. 

—  das  neue   preussische  Staatsschuldbuch  I, 

265  f. 

—  Erweiterung  dess.  durch  Ges.  v.  12.  April 

1886  III,  899. 

—  Benutzung  des  preuss.  Staatsschuldbuchs 

II,  215  ;  III,  899. 

—  Staatsscliuldbuch  des  Königi'eichs  Sachsen 

n,  19  t  f. 

—  Zinsfuss   und  Kurse   der  Staatspapiere  in 

Deutschland  seit  1815  I,  936. 

—  Staatsschuldverschreibung      und      Staats- 

schuldbuch in  England  I,  265 ;  Fr'ankreich 
I,  269;  Oesten-eich  1.271;  Baden,  Italien, 
Russland,  Spanien,  Belgien  1,  272 ;  in  den 
Ver.  Staaten  von  Nordamerika  I,  273 ;  in 
Elsass-Lothringen  1,  876. 

—  Schuldenweseu  in  Dänemark  III,  614,  640. 

—  Russlands  Schulden  seit  1798  III.  650 ;  Ent- 

wicklung der  russ.  Staatsschuld  seit  1505 
VI,  1,53. 


-Schulden  wcsen,  Schwebende  Schuld  in  Frank- 
reich IV,  275. 

—  Schulden  bei  Veranlagung  der  persönlichen 

Steuern  II,  37. 

Schulgelder  in  Russland  1874—83  III,  654. 

Schulgemeinden,  Ueberweisung  der  halben 
Grundsteuer  an  die  —  im  Königr.  Sachsen 
IV,  1123. 

.Schullasten,  siehe  Unterricht. 

Seifensteuer  I,  385. 

Sella,  a.  II,  584.  .     ' 

Souveräne,  Besteuerung  in  Deutschland  V, 
952. 

Spielkarteninonnpol  in  Griechenland  III,  287. 

Staatsaktiva,  Einnahmen  aus  —  in  Däne- 
mark III,  625. 

Staatshaushalt  Preussens  1878—87  IV,  293  f. 

—  Bayerns  1876-80  V,  768  f. ;  das  bavrische 

Budget  seit  1819  VI,  220  f. 

—  Bayerns  im  vorigen  Jalirluindert  I,  40l ;  in 

diesem  Jahrh.  III,  672. 

—  Braunschweigs  1833;86  V,  721  f. 

—  Bremens  I,  234  f. 

—  Oldenburgs  1882/87  VI,  280. 

—  Württembergs  II,  810. 

—  der  gemeinsame  der  österr.  -  ungar.  Mon- 

archie I,  225  f. ;  IV,  843  f. 

—  Oesterreichs  im  spanischen  Erbfolgekrieg 

IV,  912. 

—  Staatsvoranschlag  Oesten-eichs  pro  1889  VI, 

253  f. 

—  Ungarns  Finanzlage  nach  den  Budgets  pro 

1889/90  VI,  767  f. 

—  Frankreichs  1883,84  I,  205  f. ;  Ende  1886  IV, 

239  f. 

—  Dänemarks  III,  607  f. 

—  Russlands  1874—83  III,  G50,  953. 

—  Finanzwesen  in  den   Vereinigten  Staaten 

Nordamerikas  II,  179  f. 

—  Italiens  seit  1861  III,  118. 

—  Bundesfin.  d.  Schweiz  1818—86  V,  434  f. 
Staatsrechnungsvi'esen  in  Deutschland  und 

England  1,  159  f. 

—  in  Italien  I,  376,  880;  III,  455  f.;  in  Oester- 

reich  II,  377;  in  Württemberg  11,  532. 

—  Finanzkontrolle  des  Königreichs  Sachsen 

I,  907;  II,  589  f.    S.  auch  Rechnungshof. 
.Staatsschulden,  siehe  Schuldenwesen. 
Staats.steuorn.  siehe  Steuern. 
.Standesherren,  Besteuerung  in  Deutschland 

V,  958. 

Stempelsteuer,  das  preussische  Gesetz  betr. 
die  —  für  Kauf-  und  Liefeningsvei-träge 
im  kaufmäimischen  Verkehr  und  für  Werk- 
verdingungsverträge  I,  821.  Streitfrage 
in  betr.  dess,  III,  968.  Ertrag  der  Stempel- 
steuer in  Preussen  1878—87  IV,  316. 

—  in  Braunsehweig  V,  733. 

—  der    Rechtsweg    in   Reichsstempelsachen ; 

Strafen  der  modernen  Stempelgesetzg.  n. 
dem  Gesetz  v.  1881  I,  601  f. 

—  die  Stempelrevision  bei  Aktiengesellschaften 

u.  d.  Ges.  V.  1881  I,  134  f. 

—  in  Russland  II,  177;  III,  6.54. 

—  in  den  Niederlanden  I,  383;  III,  283,  388. 

—  in  Dänemark  III,  633. 

—  in  Italien  III,  132. 

—  Stempelerträgnisse    in  den   euroi).    Gross- 

staaten 1882  II,  818.  S.  auch  Börsensteuer. 
Steuern.  Wesen  u.  System  der  direkten  Steuern 
III,  517;  die  deutsche  Steuerlehre  des  17. 
Jahrhunderts  I,  17. 

—  Gliederung  der  Steuern  IV,  136;  V,  111. 

—  Steuerlehre  \'ockes  IV,  500. 

—  Die  Meldangabe  bei  Veranlagung  der  per- 

sönl.  Steuern  II,   1  f. ;  III,  86  f. ;  IV,  553. 

—  und  Zölle  im  Deutschen  Reich  III,  927. 

—  indirekte  und  Zölle  in  Els.-Lothr.  V,  535  f. 
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steuern,  die  .SteueiTefonu  im  Kanton  Zürich 
und  der  Bundeshaushalt  der  Schweiz  I,  4.')  f. 

—  Ges.,  Ausschliessung  säumiger  Steuerpflich- 

tiger V.  öff.  Vei'gnügungsorten  im  K. 
Sachsen  betr.,  v.  21.  April  1884  III,  262. 

—  direkte  Staatssteueru  in  Oldenburg  I,  637  f. 

—  in  Preussen  I,  720.  —  Steuerbelastung  und 

Druck  in  Oldenburg  I,  737;  in  Preussen 
I,  746;  Bewegung  der  Steuern  1878—87 
IV,  296,  316. 

—  in  Württemberg  I,  38!» ;  V,  320  f. ;  in  Bayeni 

vor  1800  I,  197 ;  in  Baden  III,  763  f. :  in 
S.-Weimar  II.  893;  III,  918. 

—  die  direkten  —  Hessens  II,  23,'>  f. 

—  in  Anhalt  IV,  961  f. 

—  in  Braunschweig  V,  723  f. 

—  in  den  Niederlanden  I,  370;  III,  388. 

—  in  Dänemark  III,  629. 

—  Staats-,  Countv-,  Municipal-Schulsteuem  in 

den  Ver.  Staaten  II.  190;  III,  408. 

—  in.  Pennsylvanien  III,  408. 

~  indii-ekte  in  Russland  II,  l.i9  f. 

—  Geschichte   der  direkten   St.  in  Russland 

I,  914. 

—  Grund- ,  Handels-  und  Gewerbesteuern  in 

Russland  v.  ,1.  1884  II,  217. 

—  Versuche  zur  Reform  der  direkten  Steuern 

in  Oesterreich  seit  1848  VI,  538  f. 

—  Reform  der  indirekten  Steuern  in   Italien 

I,  431  f. 
-—  Regelung  der  Grundsteuer  und  die  Steuer- 
reform in  Italien  II,  747  f. 

—  die  Steuern  Italiens  III,  129. 

—  Steuerertrag   in   den   europ.    Grossstaaten 

1882  II.  847.  S.  auch  die  einzelnen  Steuer- 
arten. 

—  Doppelbesteuerung,    Beseitigung   ders.   in 

Deutschland  und  der  Schweiz  V,  138  f. 

—  Steuersubjekte    nach    den   in  Deutschland 

geltenden  Staatssteuergesetzen  V,  916  f. 
StcuerstraiVocht,  österr.  III,  936. 
SUftun^eii,    Besteuerung    n.    d.    deutschen 

Staatssteuergesetzen  V,  1023. 
Strafen,  Einnahmen  aus  —  in  Russland  1874 

bis  83  III,  6.-)4 ;  in  Preussen  1878—87 IV,  316. 
Subjekte  der  Finanz  Wirtschaft  IV,  713  f. 
Submissionswpsen  III,  424. 
Tabakmonopol  in  Italien  I,  462  ;  III,  137. 

—  Tabaksteuer  in  Russland  II,  175;   III,  654. 

—  Tabakgel'alle  in  den  europ.  Staaten  II,  848, 

854. 

—  Tabakkousum  in  einzelnen  Ländern  II,  859. 

—  Tabakwesen  in  Bayern  bis  1717  V,  61  f. 

—  Span.   Ges.  v.  22.  April   1887,   betr.   Ver- 

pachtung des  Tabakmonopols  V,  399. 

—  Ungar.  Gesetz  vom  21.  Dez.  1887  VI,  435. 

Tassi  suisH  aflari  in  Italien  III,  132. 

Taxen  in  den  europ.  Grossstaaten  1881 II,  848. 

Telegraph  in  admin.  u.  finanz.  Hinsicht  I,  395. 

Telef!raphenerträgni.sse  in  den  europ.  Gross- 
staaten 18,H2  II.  818.  T.-  u.  Posteinnahmen 
in  Dänemark  Ilt,  62S.  T.-Einnahmeu  in 
Russland  1871—83  III.  6.')4. 

Thikr-  u.  Kenstersteuer  in  den  Niederlanden 
I,  382;  III,  388. 

Tranksteuer  in  Anhalt  IV,  966. 

Transportateuer  in  Italien  III,  133.  Siehe 
auch  Eisenbahnsteuer. 

llcberweisune.«ge.set%,  preussisches  II,  1104; 
III,  906:  IV.  441,  1143;  Ueberweisung  der 
halben  Grundsteuer  an  die  Schulgemeniden 
in  Sachsen  IV,  1123. 

Uin.saixsteuer.  siehe  Börsensteuer. 

Unrecht  und  /.wanj;  im  Finanzwesen  V,  1  f. 

Unterrichtsau.<i;j;abon  in  den  europ.  Gross- 
staaten 1882  11,  851. 

—  in  Dänemark  III,  610  ;  in  Russland  1874—83 

III,  6.52;  in  Italien  III,  159. 


l'nterrichtsausgaben  in  Bayern  seit  1819  III, 
673. 

—  Einnahmen   aus  ünteiTicht  und  Kultus  in 

den  europ.  Grossstaaten  1882  II,  848. 

Verkehrsanlagen.  kommunale  Ausgaben  liier- 
für in  Preussen  I,  758. 

Verkehrssteuern ,  Theoretisches  III,  549; 
östeiT.  Entwurf  einer  Novelle  v.  1884  I, 
471  f.    Siehe  auch  Stempel-,  Börsensteuer. 

Vermüsen,  Einnahmen  von  —  in  den  europ. 
Grossstaaten  1882  II,  847. 

Verniftsens.steuer  in  Amerika,  spez.  Balti- 
more III.  592. 

—  in  Zürich  I,  78,  131. 

—  Steuer  von  beweglichem  in  Italien  VI,  1  f. 

Versicherung.sanstalten,  ausw.,  auf  Gegen- 
seitigkeit, Besteuerung  in  Baden  III,  806; 
IV,  81  f. ;  Besteuerung  nach  d.  deutschen 
Staatssteuergesetzen  V,  1016. 

Viehbe.sitz  in  Oldenburg  I,  675. 
Volks.schulwe.sen  und — lasten  in  Oldenburg 
I,  6.'>0,  6.56,  661. 

—  kommun.  Ausg.  hierfür  in  Preussen  I,  759; 

IV,  294. 
Volks'w-irtsrhal't .    Ausgaben    für   —  in   den 

europ.  Grossstaaten  1882  II.  8.50. 
Vorschussgeschäfte.  Gebührenbehandlung  in 

OesteiTeieh  I,  510. 
Wanrterlager,    Besteuerung   II,    131.     Siehe 

auch  Hausiersteueni. 
'Wasserliaiisenossenschafteii    und   — lasten 

in  Oldenburg  I,  652,  658,  685. 
Wegelasten  in  Oldenburg  I,  6(il. 
Wehrsteuer  IV,  109  f. 
Weinbesteueruujs    in   Elsass-Lothiingen    V, 

589  f.;  in  den  Niederlanden  I,  384. 
Werkseiiossenschaflen,     ihre   Besteuerung, 

siehe  Genossenschaften. 
Wirtschaftliche  iCustände  in  Oldenburg  1, 

664. 
AVohlt  hat  igkeil.  Ausgaben  für  —  in  den  europ. 

Grossstaaten  1882  11,  851. 
Zinsfuss  in  Deutscldand  seit  1815  I,  936.   Siehe 

auch  Schulden wesen. 
Zinsrentensteuer,  siehe  Kapitalrentensteuer. 
Zollerträgnisse   in  den  europ.  Grossstaateu 

1882  II,  848. 

—  Zölle  im  Deutschen  Reich  III,  927. 

—  Zollverwaltung    in    Jllsass- Lothringen    V, 

644  f. 

—  in  Baden  vor  1834  III,  419;  in  den  Nieder- 

landen seit  18.50  I,  386. 

—  in  Däneniai'k  III,  635 ;  in  Russland  1874—83 

III,  654. 

—  Zollreform  in  Italien  I,  445;  III,  137. 
Zuckerbesteuerung  in  Italien  I,  446;  III,  135. 

—  in  Russland  II,  172;  III.  654. 

—  und  Zuckerindustrie  in  den  europ.  Ländern 

u.  in  der  amerik.  Union  1882—85  III,  1  f. 

—  in  Deutschland,  Ges.  v.  1.  Juni  86  III,  883  f. 

—  Gesetz  v.  9.  .Juli  1887  V,  198  f. 

—  in  Oesteneich.    Gesetz  vom  20.  Juni  1888 

VI,  199. 
Zündhölxchonnionopol   in  Griechenland  III, 
287. 

—  Steuergesetz  vom  4.  Juni  1888  VI,  360. 
Zwang  und  Unrecht  im  Finanzwesen  V,  1  f. 
Zwangskurs,  siehe  Papiergeld. 


II.  Länder. 

.Vepvpten.    Finanz.  Ergebnis   der  Post   1883 

II,  860. 
.\lgcrien,  Tunis.    Finanz.  Ergebnis  der  Post 

1883  II,  862. 
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Ainstei-dam.  Entw.  der  Einkommensteuer 
111,  9iy. 

Anhalt.  Der  Rechtsweg  in  Reichsstempel- 
sachen n.  d.  Ges.  v.  1881  I,  COö. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III,  7-19. 

—  Matiikularbeiträge  und  Ueberweisungen  II, 

86G. 

—  Erbsehaftssteuer  11,  876,  880. 

—  Die  geschichtl.  Entwicklung  und  neueste 

Reform  der  Steuera  IV,  961  f. 

—  Gemeindebesteuerung  IV,  1030. 
Antillen.     Finanz.   Ergebnis   der   Post   188.3 

II,  860. 
Argentinien.   Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 

II,  862. 

Baden.  Gesetzentwurf,  die  Erhebung  einer 
Bravimalzsteuer  betr.,  v.  16.  Januar  1884 
1,  351  f. 

—  Die  .\blehnung  dieses  Entwurfs  I,  844  f. 

—  Branntweinsteuer  IV,  363. 

—  Entwurf  eines 'Gesetzes,    die  Einführung 

einer  allgemeinen  Einkommensteuer  betr. , 
V.  8.  Dez.  1883  I,  308  f. 

—  Einkoramensteuerstatistik  111,  809,  848. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  111,  722. 

—  s.  direkte  Steuem  III,  763  f. 

—  Die  Besteuerung  auswärtiger  Versicherungs- 

anstalten III,  806;  IV,  81. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  88."). 

—  Fleischsteuergesetz  vom  29.  April  1886  V, 

1034  f. 

—  Meldangabe  bezw.  Meldung  II,  48,  III,  86. 

—  Hausiersteuern  II,  113,  116,  129,  136. 

—  Zollerträgnisse  vor  1834  III,  419. 

—  Form  der  Staatsschuldverseln-eibung  I,  272. 

—  Der  Rechtsweg  in  Reichsstempelsachen  n. 

d.  Ges.  V.  1881  I,  605. 

—  Kommunalfinanzstatistik  I,  62ö. 

—  Höhe  der  Kommunalbelastung  I,  696. 

—  (lemeindl.  Verbrauchssteuern  und  Umlagen 

in  den  6  grossem  Orten  IV,  313. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  II,  866. 
^  Das  kameralistische  Studium  IV,  1  f. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  304. 
Baltimore,   kommunale  Finanzreform  in  — 

III,  ,591  f. 

Bayern.  Prüfungsaufgaben  für  den  hohem 
Finanz  dien  st  I,  423  f. 

—  Ausbildung  für  den  Finanzdienst  IV,  27,  74. 

—  Staatshaushalt  1876—86  V,   768  f.;  Budget 

seit  1819  VI,  220. 

—  Unterriclits-   u.  Militärausgaben   seit  1819 

HI,  673. 

—  Einnahmen  186S— 86  HI,  672. 

—  Geschichte  der  direkten  Steuem  I,  397. 

—  Malzaufschlag  1,  404 ;    111,  672 ;   VI,  784  f. ; 

Malzaufschlagsgesetzestext  VI,  800  f. 

—  Branntweinsteuer  1884—86  IV,  352. 

—  Kommunalfinanzstatistik  1,  628. 

—  Kommunalbelastung  I,  691;   dir.  u.  indir. 

Umlagen  IV,  310. 

—  Kommunalbesteuerung  der  Militärpersonen 

V,  305. 

—  Rechtsweg  in  Reichsstempelsachen  n.   d. 

Ges.  V.  1881  I,  606. 

—  Meldangabe  bezw.  Meldung  II,  48 ;  111, 105. 

—  Kui'se  der  bayr.  Staatspapiere  seit  1820 1,  940. 

—  Besteuerung  des  Lombardgeschäfts  II,  59. 

—  Hausiersteuer  II,  110,  116,  129,  151. 

—  Best«uerung  d.  Aktiengesellschaften  11 ,  319. 

—  der  Genossenschaften  III,  694. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  885. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  II,  866. 

—  VVehrsteuer  IV,  109  f. 

—  Tabakwesen  bis  1717  V.  61  f. 

Belgien.  Form  der  Staatsschnldverschreibung 
1,  272. 

—  Tabakgefälle  seit  1879  II,  858. 


Belgien.    Erbsehaftssteuer  II,  880. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  860. 

—  Zuckerbesteuerung   u.    -Industrie  Hl,   61. 

—  Branntweinsteuer  IV,  404. 

Bern.  Meldangabe  bezw.  Meldung  II ,  48  ; 
HI,  86. 

Bühmen.s  öftentl.  Haushalt  IV,  495. 

Braunscliweig.  Rechtsweg  in  Reichsstempel- 
sachen n.  d.  Ges.  v.  1881  I,  608. 

—  Landeslotterie  I,  5.54. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  11,  8(Jfl 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  885. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  HI,  718. 

—  Heranz.  v.  Militäi-|)ers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  304. 

—  Der  Staatshaushalt  1833/86  V,  721  f. 
Brennen.    Die  Finanzen  Bremens  1,  234  f. 

—  Der  Rechtsweg  in  Reichsstempelsachen  n. 

d.  Ges.  V.  1881  1,  t>09. 
— -  Bremische  Umsatzsteuer  bis  ls8l  III,  256  f. 

—  Einkommensteuerstatistik  HI,  669. 

—  Meldangabe  bezw.  Meldung  II,  48 ;  Hl,  86. 

—  Besteuerung   der   Aktiengesellschaften   11, 

319;  der  Genossenschaften  Hl,  745. 

—  Matrikularbeitr.  u.  ueberweisungen  11,  866, 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  886. 

—  Firvnensteuerges.  v.  27.  Mai  1884  HI,  251. 

—  Heranz.  d.  Militärpers.  zu  Gdeabg.  V,  305. 
Briti.scli-indien.    Finanz.  Ergebnis  der  Post 

1883  II,  962. 
Bulgarien,    Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 

II,  862. 
Canada.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 II,  862. 
Ceylon.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 II,  862. 
Chile.   Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  862, 
Cochinchina.  P'inanz.  Ergebnis  der  Post  1883 

II,  862. 

Cura\-au.  Finanz.  Ergebnis  d .  Post  1883 II,  860. 
Cypern.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 II,  862. 
Dänemark.     Die   Entwicklung    des   Finanz- 
haushalts 111,  607  f. 

—  Fina)iz.  Ergebnis  der  Post   1883  11,   860; 

IH,  628. 

—  Tabakgefälle  seit  1880  II.  859. 

—  Erbschaftssteuer  II,  883 ;  111,  633. 

—  Zuckerbesteuerung  u.  -Industrie  Hl,  76. 

—  Branntweinsteuer  IV,  429. 
Beutschland,    Zur  Geschichte  der  deutschen 

Finanzwissenschaft  im  17.  Jahrh.  I,  1  f. 

—  Deutsche  u.  engl.  Finanzverwaltung  1, 159  f. 

—  Deutsche  Reichsbank   im   Dienste   der  Fi- 

nanzverw.  des  Reichs  u.  der  Bundesstaaten 

III,  108. 

—  Hei'anzielmng  v.  Jlilitäipei's.   zu  den  Ge- 

ineindeabg.  Ges.  v.  28.  Mäi'z  1886  Hl,  895; 
V,  290. 

—  Wehrsteuei-projekt  IV,  109  f. 

—  Besteuerung d.  Genossenschaften  i.  Deutsch- 

land III,  674. 

—  Steuersubjekte   nach  den   in   Deutschland 

geltenden  Staatssteuergesetzen  V ,  916  f. 

—  Zinsfuss  in  —  seit  1815  I,  936. 

—  Zölle  u.  Steuem  in  —  HI,  927. 

—  Haushalt  1882  II,  817. 

—  Zur  Gescliichte  der  Hausiersteuem  11,  92  f. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  860. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  II,  864 f. 

—  Reichsges.  v.  13.  Mai  1870  wegen  Beseitigung 

der  Doppelbest.  unter  vergl.  Beriicks.  des 
scliweiz.  Bundesrechts  V,  138  f. 

—  Erbsehaftssteuer  11,  876. 

—  Tabakgefälle  seit  1869,70  II,  857. 

^  Die  Stempelrevision  b.  .\ktiengesell8chaften 
n.  d.  Ges.  v.  1881  1,  liU  f. 

—  Geschäftssteuergesetzentwurf  I.  471,  498  f. 

—  Börsensteuergesetz  v.  1881.85  II,  1115  f. 

—  Zuckersteuer  u.  -Industrie  111,  9  f. ;  Zucker- 

steuerges.  v.  l.  Juni  1886  HI,  883;  Zucker- 
steuerges.  v.  9.  Juli  1887  V,  198. 
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Deutschland.  Biauntweiiisteuerin demuordd. 
Steuerverein  1884—8«  IV,  320. 

—  Branntweinsteuergesetz   v.   24.  Juni   1887 

V,  24.5  f. 

—  Die  Reform  der  Bierl)esteuerung  lY,  569  f. 
Elsass-I.othringeii.    Indir.  Steuern  und  Zölle 

V,  535  f. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III,  69it. 

—  Der  Rechtsweg  in  Reichsstempelsachen  n. 

d.  Ges.  V.  1881  I,  609. 

—  Staatsschuldverschreibung  I,  876. 

—  Besteuerang  des  Lombardgeschäfts  11,  60. 

—  Matrikularbeitr.  u.  üeberweisungen  II,  866; 

Gemeindefinanzen  II,  868  f.;  Octroiertrag 
in  den  Gemeinden  IV,  310. 

—  Erbschaft.ssteuer  1876,  II,  886. 

—  Grundsteuer-  und  Katasterges.  v.  öl.  März 

84  III,  203. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  306. 

—  Ausbildung  für  den  Finanzdienst  IV,  32,  77. 
Englan«!.  siehe  Grossbritamiien. 
f'innlanti,   Zuckerbesteuerung    u.    -Industrie 

III,  48. 

—  Branntweinsteuer  IV,  422. 
Frankreich.    Finanzlage    1883/84    I,    205   f.; 

Ende  1886  IV,  239  f. 

—  Form  der  Staatsschuldverschreibung  I,  269. 

—  Schuldentilgung  V,  502. 

—  Haushalt  1882  II,  847. 

—  Tabakgefälle  seit  1815  II,  854. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  860. 

—  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer  II,  879. 

—  Wehrsteuerprojekt  IV,  109. 

—  Branntweinsteuer  IV,  394. 

—  Zuckerbesteuerung  u.  -Industrie  III,  48. 

—  Octroiertrag  in  den  Gemeinden  IV,  307. 
Gabon.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  860. 
.St.  Valien,  Kanton.    Meldangabe  II,  50. 
Granada.  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883 II,  860. 
Griechenland.     Finanz.    Ergebnis  der  Post 

1883  II,  860. 

—  Zuckerbesteuerung  III,  81. 

—  Monopole   auf  Peti-oleum,    Zündhölzchen, 

Spielkarten  u.  Cigarrettenpapier  III,  287. 
Grossbritannien.     Deutsche    und    englische 
Finanz  Verwaltung  1,  159  f. 

—  Staatsschuldverschreibung  I,  265. 

—  Schuldentilgung  Y,  493  f. 

—  Meldangabe  11,  48. 

—  Henrj-  Fawcett  II,  588. 

—  Haushalt  1882  II,  847. 

—  Tabakgefalle  II,  858. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  860. 

—  Erbscliaftssteuer  seit  1860  II,  882. 

—  Zuckerbesteuening  u.  -Industrie  III,  70. 

—  Branntweinsteuer  IV,  388. 
Guatemala.  Fin.  Ergebnis  d.  Post  1883  II,  862. 
Haiti.    Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  862. 
Hamhurjs;.    Stadtlotterie  I,  555. 

—  Rechtsweg   in    Reichsstempelsachen    nach 

dem  Ges.  v.  1881  I,  609. 

—  Kommunalflnanzstatistik  I,  624. 

—  Meldangabe  II,  48. 

—  Die  direkten  Steuern  II,  235  f. 

—  Besteuerung  d.  Aktiengesellschaften  II,  321. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Üeberweisungen  II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  886. 

—  P^inkommensteuerstatistik  pro  1883  III,  661. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III,  745. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  306. 
Hannover.    Hausiersteuer  II,  109,  115. 
Hessen.Harmstadt.      Rechtsweg   in    Reichs- 
stempelsachen n.  d.  Ges.  v.  1881  I,  609. 

—  Kommunaltinanzstatistik  I,  624. 

—  Meldangabe  II,  48. 

—  Die  direkten  Steuern  II,  235  f. 

—  Besteuerung  d.  .Aktiengesellschaften  II,  321. 
der  Genossenschaften  III,  719. 


Hessen-Itarmütadt.    Kapitalrentensteuer    II, 
341,  197. 

—  Erbschaftssteuer  U,  876,  885. 

—  Einkommensteuerstat.  pro  1885—86  III,  662. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Üeberweisungen  II,  ^tX. 

—  Ausbildung  für  den  Finanzdienst  lY,  30,  Tl. 

—  Gesetz  über  die  Verwaltung  der  Einnahmen 

und  Ausgaben  des  Staats  vom  14.  Juni 
1879  VI,  312;  Ges.  über  die  Oberrechnungs- 
kammer VI,  323. 

—  Die  Gemeindesteuergesetzgebung  lY,  1071. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  304. 

—  Octroiertrag  in  den  Gemeinden  IV,  313. 
Holland,  siehe  Niederlande. 

Honduras.  Finanz.  Ergelinis  d.Post  1883 11,862. 
Hongkong;.  Fin.  Ergebnis  d.  Post  1883  II,  860. 
Japan.    Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883 II,  862; 

Steuern  VI,  459. 
Illinois.    Meldangabe  II,  4«. 
Indien.    FinaUz.  Ergebnis  d.  Post  1883  II,  860. 
Italien.    Statistik  der  verzinsl.  Konnnunal-  u. 

Provinzialschulden  in  Italien  1880  I,  244  f. 

—  Form  der  Staatsschuldverschreibung  I,  272. 

—  Reform  der  indirekten  Steueni  I,  431  f. 

—  Mahlsteuer  I.  436. 

—  Refonn  des  Zollwesens  I,  445. 

—  Zuckerbesteuerung  1, 446 ;  u. -Industrie  111,79. 
-  Branntwefnbesteuerung  I,  4.">4;  IV,  422. 

--  Accisen  auf  Bier,  Säueriinge,  Scliiesspulver, 
Cichorien  I,  459. 

—  Tabakmonopol  I,  461. 

—  Tabakgefälle  seit  1869  11,  856. 

—  Salzmonopol  I,  468. 

—  Octroi  I,  469. 

—  Getreidezoll  I,  469. 

—  Lottoregal  I,  470. 

—  Regelung  der  Grundsteuer  und  die  Steuer- 

refonn  in  Italien  II,  747  f.;  III,  129;  Ges. 
V.  1.  März  1886  V,  362. 

—  Einkommensteuer   von   beweglichem    Ver- 

mögen  III,  130;  VI,  1  f. 

—  Erbschaftssteuer  seit  1862  II,  880. 

—  Wehrsteuerprojekt  lY,  109  f. 

—  Meldangabe  bezw.  Meldung  II,  48;  III,  105. 

—  Reform  des  Pensionswesens  II,  .545. 

—  Quintino  Sella  11,  .584. 

—  Haushalt  1882  II,  847. 

—  Das  Budget  seit  1861  III,  118  f. 

—  Finanz.  Slrgebnis  der  Post  1883  II,  860. 

—  Kommunal-  u.  Provinzialeinnahmen  u.  -Aus- 

gaben III,  162. 

—  Gesetz  über  die  Verwaltung  und  das  Ge- 

nei-alrecluumgswesen  des  Staates  vom 
17.  Februar  1884  I,  880  f. 

—  Doppelte  Buchführung  (Logismographie)  in 

der  ital.   Staatsbuchlialtung  111,  455  f. 

—  Rechnungshofgesetz  IV,  463  f. 
Jun^i'erninseln.     Finanz.  Ph'gebnis  der  Post 

1883  11,  860. 
Labuan.    Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883  11,  860. 
Lippe.     Rechtsweg    in   Reichsstempelsachen 

nach  dem  Ges.  v.  1881  I,  610. 

—  Matrikulai-beitr.  u.  üeberweisungen  II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  886. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III,  717. 
Lübeck.    Der   Rechtsweg   in    Reichsstempel- 
sachen n.  d.  Ges.  v.  1881  I,  609. 

—  Meldangabe  II,  48. 

—  Matrikularbeitr.  u.  üeberweisungen  II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II.  876.  886. 

—  Eiiikdiniiicusteuerstatistik  III,  665. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III,  746. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  305. 
St.  Lucia.  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  l»83ll,  860. 
Luxeniburjs.  Fin.  Ergebnis  d.  Post  1883  II,  860. 
IMa.ssachusetts.  Meldangabe  II,  49. 
Mayotte.  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  188311,  860. 
Mecklenburg.    Landeslotterie  I,  ,555, 


839 


87(5 


Uegister. 


>lpck1cnburg.  Rechtsweg  in  Keichsstenipel- 
sachen  n.  d.  Ges.  v.  1881  1,  «10. 

—  Matrikularbeitr.  n.  Ueberweisungen  II,  8(56. 

—  Erbsclmftssteuer  II,  876,  885. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III.  (591 . 

—  Heranz.  v.  Militäi'pers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  ö04. 
Xcwf'ouniUnnd.    Finanz.  Ergebnis  der  Post 

188;^  II,  8ü2. 
3lew  V«rk.    Meldangabe  II,  iO. 
Niederlamle.   Huanz.  Ergebnis  der  Post  188ij 

II,  860. 

—  Tabakzollertrag  seit  I87t>  II,  858. 

—  Erbsehaftssteuer  seit  1868  II,  882;   .Abän- 

derung durch  Gesetz  v.  31.  Dezembpr  1885 

III,  282 ;  ganzes  Gesetz  V,  106S»  f. 

—  Branntweinsteuer  III,  281;  IV.  4ii. 

—  Stempelsteuerges.  v.  31.  Dez.  1885  III,  283. 

—  Geschichte  der  Steuern  seit  1810  I,  379. 

—  Staats-,  Provinz-,  Gemeindesteuern  III,  388. 

—  Staatslotterieges.  v.  23.  Juli  1885  V,  384. 
VorweKeii.    Tabakgetalle  seit  1880  II,  859. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  860. 

—  Erbschaftssteuer  1882—83  II,  883. 

—  Zuckerbesteuerung  u.  -Industrie  III,  77. 

—  Branntweinsteuer  IV,  432. 

OeKterrpicIi-Hiigarii.  Der  gemeinsame  Staats- 
haushalt der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  I,  225  f.  '    • 

—  -Ausgleich  von  1887  IV,  843  f. 

—  Haushalt   1882   II ,    847 ;    1876—85  IV  ,   901 ; 

Staatsvoranschlag  pro  1889  VI,  253  f. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  860. 

—  Zur  Geschichte  der  Finanzen  Oesten-eichs 

im  spanischen  Erbfolgekrieg  IV,  912  f. 

—  Finanzpolitik  Herz.  Rudolfs  IV.  III,  971. 

—  Form  der  Staatsschuldverschreibung  I,  271. 

—  Kurse  der  5prozentigen  östeiT.  Metalliques 

V.  1818—60  I,  941. 

—  OesteiT.  Gebührengesetznovelle  I,  471  f. 

—  OesteiT. -Ungar.  Branntweinsteuergesetz  v. 

19.  Mai  84  I,  767  f.  ;  v.  20.  Juni  88  V,  794  f. 

—  Branntweinsteuer  1884—86  IV,  364. 

—  Tabakgetalle  seit  1860  II,  8.'>5. 

—  Zuckerbesteuerung  und  -Industrie  III,  39; 

Gesetz  vom  20.  Juni  188S  VI,  199. 

—  Versuche  zur  Reform  der  direkten  Steuern 

seit  1848  VI,  74  f. 

—  Steuerstrafrecht,  östeiT.  III,  936. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  111,  727; 

der  Molkereigenoss.  V,  674  f. 

—  Bodenwert  Oesterreichs  III,  940. 

—  Gebäudesteuer  IV,  514. 

—  Wehrsteuer,  bezw.  Militärtaxe  IV,  109  f. 

—  Meldangabe  II,  49. 

—  Papiergeld  in  Oesten-eich  III,  964. 

—  Lotto  III,  965. 

—  Lokalbahnwesen  in  OesteiTcich  III,  965. 
ONIpiiIhii-k.    Der  Rechtsweg  in  Reiclisstempel- 

sachen  n.  d.  Ges.  v.  1881  I.  610. 

—  .\llg.  volkswirtschaftliche  Lage  I,  664. 

—  Bevölkerangsverhältnisse  I,  670. 

—  Viehbesitz  I,  675. 

—  Die  Besteuerung  d.  Genossenschaften  III,  740 . 

—  Einkommensverteilung  I,  677. 

—  Die  direkten  Staatssteuern  I,  637. 

—  Die  Meldung  bei  d.  Veranlagung  d.  direkten 

Steuern  III,  106. 

—  Kommunalverfassung  I,  644. 

—  Kommunalsteuerbelastung  I,  622,  6si,  717. 

—  Komniunaleinnahmen  I,  707. 

—  Kommunalausgaben  I,  704. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  304. 

—  Steuerbelastung  im  ganzen  I,  737. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  II,  «66. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876   885. 

—  Staatshaushalt  1882'87  VI,  240. 
Priiiisylvanipn.    Finanzwii"tschaft   III,   408. 
Persien.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 II,  360. 


Nt.  Pierre  et   .Mi<|ueloii.    Finanz.    Ergebnis 

der  Post  1883  II,  862. 
Purdigal.  Finanz.  Ergebnis d. Post  1883  II,  862. 

—  Zuckerbesteuerung  ü.  -Industrie  III,  83. 

—  Branntweinsteuer  IV,  429. 

Prcusseii.    Das  preussische  Staatsschuldbuch 
von  18S4  1,  265  f.;  II,  215;  III,  899. 

—  .\eltere  Zahlenlolt«rie  III,  415. 

—  Staatslotterie  vor  der  Landesverti-etnng  Li 

530  f.  ■ 

—  Lotterieetat  in  der  preuss.  Kammer  1885' 

II,  1066  f.;  1886  111,  910. 

—  Statistik  derPiivatlotterien  1880—84 III,  915. 
-  Gesetz,  betr.  Bestrafung  des  Spiels  in  aus- 
wärtigen Lotterien  II.  1083. 

—  Der  Rechtsweg   in  Reichsstempelsaclien  n. 

d.  Ges.  V.  1881  1,  611. 

—  Konimunalfinanzstatistik  I,  628.  752. 

—  Höhe  der  Komuninalbelastung  I,  697. 

—  Kommunalsteuernotgesetz  v.  27.  .Juni  1885 

III,  168. 

—  Heranziehung  von  Militärpersonen  zu  den 

Gemeindeabgaben,  Gesetz  v.  29.  Juni  1886 
III,  895;  V,  290. 

—  Finanzlage  der  Städte  und  Landgemeinden 

I,  748  f. 

—  Gesetz,  betr.  die  Stem])elsteuer  für  Kauf- 

u.  Lieferungsverträge  mi  kaufmännisdien 
Verkehr  u.   für  Werkverdingungsverträge 

I,  821  f.   Streitfi-age  in  Betr.  dess.  III.  968. 

—  Meldangabe  II,  49. 

—  Besteuerung  der  Lonibardgeschäfte  durch  die 

Stempelabgabe  für  Schuldverschreibungen 

II,  55. 

—  Einkommensteuerstatistik  pro  1885—86  III, 

656. 

—  Hausiersteuer  II.  105,  115,  143. 

—  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  11,319. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  IH,  699. 

—  Die  Quinen-  und  Güterlotterie  II,  716  f. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  885;  IV,  316. 

—  Matrikularbeiträgeu. Ueberweisungen  11,866. 

—  Konvei-tierung   der  Staatsscliulden  1885  II, 

1085  f. 

—  Ges.  V.  23.  Juni  1886,  Beseitigung  der  schweb. 

Selmld  V.  30  Mill.  betr.  III,  901. 

—  Höhe  der  preuss.  Staatsschuld  II,  1085. 

—  Kurse  der  Staatspapiere  I,  939 ;  II,  1086, 1091. 

—  Gesetz  v.  14.  Mai  1885,  betr.  Ueberweisung 

von  Beträgen,  welclie  aus  landw.  Zöllen 
eingehen,  an  die  Kommunalverb.  II,  1104  f. 
-Ausführungsverordnung  liierzu  v.  l^.  April 
1886  und  erstmalige  Verteilung  111.  906; 
II,  441  f. ;  zweite  Verteilung  I\ ,  1143. 

—  Ausbildung  für  den  Finanzdienst  IV,  24,  73. 

—  Haushalt  1878-87  IV,  293  f. 

—  Die  finanz.  Ergebnisse  der  Staatseisenbahn- 

verwaltung in  Preussen  II,  63 f. ;  IV,  294, 315. 
ftiiadeloiipe.    Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 

II,  862. 
Keunion.  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1888 II,  862. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III,  748. 
Rciiss  ä.  I-.    Matrikularbeiträge  und   Ueber- 
weisungen II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876.  S86. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  304. 
Reuss  j.   l..    Matrikularbeiträge  und  Ueber- 
weisungen II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  885. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III,  746. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  304. 
Rumänien.    Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 

II,  860. 

—  Zuckerbest«uerung  u.  -Industrie  III,  81. 

—  Branntweinsteuer  IV,  433. 

Russland.   Haushalt  1882 11, 8-17 ;  von  1874— S-S 

III,  650,  953. 

—  Die  indirekten  Steuern  II,  159  f. 
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Kiissland.    Patentsteuer  II,  Ißl. 

—  Branntweinsteuer  II,  1(52;  IV,  414. 

—  Biersteuer  II,  168. 

—  Zuekersteuer  II,  172;  u.  -Industrie  III,  44. 

—  Tabaksteuer  II,  17.ö. 

~  Tabakgefälle  seit  187.3  II,  8.58. 

—  Stempelsteuer,   Gebühren    u.    a.   Abgaben 

II,  177. 

—  Petroleumaccise,  Gesetz  vom  21.  Dezember 

1887  VI,  343. 

—  Zündhölzchensteuergesetz    vom   4.  .lanuar 

1888  VI,  3.5(i. 

—  Geschichte  der  direkten  Steuern  I,  914. 

—  Gesetze  über  die  Grundsteuer,  Handels-  u. 

Gewerbesteuer  v.  .1.  1884  II,  217;    Gesetz 
vom  19.  Mai  1887  VI,  333. 

—  Abschaffung  der  Kopfsteuer  und  Ablösung 

der  Domänengrundpachtlll,  264;  IV,  1144. 

—  Kapitalren tensteuergesetz  v.    1.  Juni  188.') 

III,  274 ;  Besteuerung  der  Eisenbahnaktien 

IV,  1156. 

—  Passsyst.  u.  Besteuerung  der  unt.  Stände 

V,  412  f. 

—  Erbschaftssteuer  IT,  883;  Gesetz  v.  27.  .luni 

1882  V,  1096  f. 

—  Form  der  Staatsschuldverschi'eibung  I,  272. 

—  Schulden  seit  1798  III ,  6,50 ;  Entwicklung 

der  russ.  Staatsschuld  VI,  153  f. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  862. 
Sachsen,  Königi'eich.  Landeslotterie  I,  553. 

—  Rechtsweg  in  Reichsstempelsachen  n.  dem 

Ges.  V.  1881  I,  612. 

—  Meldeangabe  bezw.  Meldung   bei  der  Ver- 

anlagung der  dir.  Steuern  II,  49 ;  III,  106. 

—  Ges.,  Ausschliessung  Steuerpflichtiger  von 

öff.Vergnügungsortenbetr.,  V.  21.  April  1884 
in,  262. 

—  Einkommensteuerstatistik  1875—84  III,  ()59. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III,  743. 

—  Hausiersteuer  II,  107,  116,  127,  143. 

—  Besteuerung   der  Lombardgeschäfte  II,  59. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  885. 

—  Kommunalflnanzstatistik  I,  625. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  304. 

—  Ueberweisung  der  halben  Grundsteuer  an 

die  Schulgemeinden  IV.  1123. 

—  Aufhebung  des  fiskalischen  Chaussee-  und 

Brückengeldes  I,  837  f. 

—  Die  oberste  Finanzkontrolle  des  Königreichs 

—  in  ihrer  Entwicldung  I,  907 ;  II,   194  f. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  II,  866. 

—  Staatsschuldbuch  II,  194  f. 

—  Ausbildung  für  den  Finanzdienst  IV,  30,  76. 
Sachsen-Altenburg.    Reclitsweg  in  Reichs- 
stempelsachen n.  d.  Ges.  v.  1881  I,  612. 

—  Kommunalflnanzstatistik  I,  624. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  304. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III,  744. 

—  Meldangabe  bezw.  Meldung  b.   d.  Veranl. 

der  dir.  Steuern  II,  49 ;  III,  106. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  885. 
Sachsen-Voburg-(iotha.  Rechtsweg  in  Reichs- 
stempelsachen n.  d.  Ges.  v.  1881  I,  612. 

—  Meldangabe  bezw.    Meldung  b.  d.  Veranl. 

der  dir.  Steuern  II,  49 ;  III,  106. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  885. 

—  Die    Besteuerung     der     (Tenossenschaften 

m,  740,  744. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  304. 
Sachsen-NIciningen.    Rechtsweg  in  Reichs- 
stempelsachen n.  d.  Ges.  v.  1881  I,  613. 

—  Kommunalflnanzstatistik  I,  623. 

—  Höhe  der  Kommunalsteuerbelastung  I,  695. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  304. 

—  Besteuerung  d.  Aktiengesellschaften  11,  319 ; 

der  Genossenschaften  III,  748. 


Sachsen-MeininKen.  Matrikularbeiträge  und 
Ueberweisungen  II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  885. 

—  Ges.  V.  25.  Juni  1885  d.  Best,  des  Gewerbe- 

betr.  i.  Umherz. 
Sachsen-Weimar.    Der  Rechtsweg  in  Reichs- 
stempelsachen I,  614. 

—  Kommunalflnanzsta,tistik  I,  625. 

—  Heranz.  v.  Militäi-pers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  304. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  II,  8(i6. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  885. 

—  Reform  der  Einkommensteuer  II,  893  f. 

—  Einkommensteuerstatistik    pro    1884/86   II, 

921 ;  V,  420  f. 

—  Ges.  über  die  Steuerverfassung  v.  18.  März 

1869  II,  924  f. ;  seine  Abändening  III,  918. 

—  Meldangabe  II,  49. 

—  Besteuerung  d.  Aktiengesellscliaften  II,  319 ; 

der  Genossenschaften  III,  740. 

—  Aufhebung  des  fisk.  Chaussee-  u.  Brücken- 

gelds V,  1059  f. 

Schaffhausen,  Kanton.    Meldangabe  II,  50. 

Schaumhurs-Lippe.  Besteuerung  der  Ge- 
nossenschaften III,  718.  Matrikularbeitr. 
und  Ueberweisungen  II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  11,  876,  886. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  304. 
.Schw^ar;kburg-Kuclolstadt.     Der   Rechtsweg 

in  Reichsstempelsachen  n.  d.  Ges.  v.  1881 
I.  614. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  II,  866. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III,  718. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  886. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  404. 
Schwarzburg-Sondershausen.    Der  Rechts- 
weg in  Reichsstempelsachen  n.  d.  Ges.  v. 

1881  I,  614. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  II,  866. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III,  742. 

—  Erbschaftssteuer  11,  876,  886. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  304. 
.Schweden.   Fin.  Ergebnis  der  Post  1883 II,  860. 

—  Meldangabe  II,  50. 

—  Tabakgefälle  seit  1880  II,  859. 

—  Zuckerbesteuerung  u.    -Industrie    III,    77. 

—  Branntweinsteuer  IV,  431. 

Schweiz.  Die  Steuerreform  im  Kanton  Zürich 
u.  der  Bundeshaushalt  d.  Schweiz  I,  45  f. 

—  Bundesfln.  1848—80  V,  434  f. 

—  Wehrsteuer  (Militärpflichtersatz)  IV,  109  f. 

—  Gemeindesteuerwesen  I,  60,  84. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  860. 

—  Zuckerbesteuerung  u.  -Industrie  III,  78. 

—  Branntweinbesteuerung  1881—86  IV,  374. 

—  Bundesgesetz,  betr.  gebrannte  Wasser,  vom 

23.  Dez.  1886  IV,  436. 

—  Bundesrecht  in  betreff  der  Doppelbesteue- 

rung V,  138  f.,  .526. 
Senegal.  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883 II,  860. 
Serbien.    Zuckerbesteuerung  III,  81. 

—  Branntweinsteuer  IV,  433. 

Surinam.  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1813  II,  860. 
.Spanien.  Fonn  d.  Staatsschuldverschreibung 
I,  272. 

—  Haushalt  1882  II,  847. 

—  Nettoeinnahmen   des   Tabakmonopols  seit 

1876-84  II,  858 ;  Ges.  V.  22.  April  87,  Ver- 
pacht.  des  Monop.  V,  399. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  860. 

—  Zuckerbesteuerung  u.  -Industrie  III,  82. 

—  Branntweinsteuer  IV,  427. 
.Saint-Vincent.     Finanz.   Ergebnis   der  Post 

1882  II    862 

Tahiti.  Finanz!  Ergebnis  der  Post  1883  II,  862. 
Tessin,  Kanton.  Meldangabe  II,  50. 
Thurgau,  Kanton.  Meldangabe  H,  50. 
Türkei.  Zuckerbesteuerang  III,  81. 

—  Branntweinsteuer  FV,  434. 
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Tran8kauka§ien.  Russlaiids  Ausgaben  und 
Einnahmen  lüerfür  1874—83  III,  65a,  054. 

Ungarn.  Tabakgefälle  seit  18t)9II,  855;  Gesetz 
vom  21.  Dezember  1887  VI,  435. 

—  Staatliches  Schankgefälle  VI,  367;    Gesetz 

vom  28.  Dez.  1888  VI,  375;  Schankgefäll- 
entschädigiingsges.  v.  28.  Dez.  1888  VI,  412. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  860. 

—  Pensionsgesetz  für  Staatsbeamte  v.  13.  Mai 

1885  II,  1040  f. 

—  Ungarns    Finanzlage    nach    den    Budgets 

1889/90  VI,  767  f. 
Vrreinixte  Staaten  v.  IVordamerika.  Staats- 
schuldverschreibung   1,    273;    Schulden- 
tilgung V,  499  f. 

—  Charles  J.  Folger  II,  588. 

—  Das  Finanzwesen  in  den  —  II,  179  f. ;  III,  408. 

—  Eine  kommunale  Finanzreform  III,  591  f. 

—  Tabakgefälle  II,  8.58. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  860. 

—  Zuckerbesteuerung  u.  -Industrie  III,  81. 

—  Branntweinsteuer  IV,  434. 

Waldeck.  Matrikularbeiträge  und  Ueber- 
weisungen  11,  866. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III,  717. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876. 

—  Heranz.  v.  Militärpera.  z.  d.  Gdeabg.  V,  305. 
Wien.  Haushalt  1861—83  III,  417. 


Württemberg.  Direkte  Steueiii  und  ihre  Ge- 
schichte I,  389.  Der  Rechtsweg  in  Reiehs- 
stempelsachen  n.  d.  Gesetz  v.  I8sl  I,  614. 

—  Kommunalflnanzstatiatik  I,  62ti. 

—  Höhe  der  Kommunalbelastung  I,  695. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  305. 

—  Gesetzgebung  überdie  örtlichen  Verbrauchs- 

abgaben IV,  1112. 

—  Meldangabe  II,  50. 

—  Besteuerung    der  Aktiengesellschaften  II, 

318,  319. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III,  075. 

—  Wehrsteuer  IV,  109  f. 

—  Die  'neuen  Steuerkataster  V,  320  f. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  883. 

—  Branntweinsteuergesetz  vom   18.  Mai  1885 

II,  1010  f. ;  IV,  356. 

—  Etat-  und  Kassenweseu  II,  532. 

—  Staatsschuld  II,  808  f. 

—  Staatshaushalt  II,  810. 

—  Eisenbahnwesen  II,  814. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  H,  866. 

—  Ausbildung  für  den  Finanzdienst  IV,  2l',  69 . 

—  Statistik  und  Geschichte  des  oft'.  Dienstes 

in  Württemberg  VI,  465  f. 
Xiiricli.    Steuerreform  im  Kanton  Zuricli  und 
der  Bundeshaushalt  der  Schweiz  I,  45  f. 

—  Börsensteuer  im  Kanton  Zürich  I,  304  f. 
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